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Vorwort. 

Oftgebrauchte  Citate  abermals  anzuführen,  ist  keine  ange- 
nehme Aufgabe.  Und  so  hätte  ich  denn  meinen  Lesern  die 
Wiederholung  des  alten  Worts  „habent  sua  fata  libelli“  gern 
erspart,  wenn  es  nicht  auf  dies  Buch  so  zuträfe,  dass  sich 
schlechterdings  nichts  Besseres  sagen  lässt.  Ja,  das  Buch  hat 
seine  Schicksale  gehabt!  Schon  zur  Referendararbeit  erhielt 
derYerfasser  das  Anerbenrecht  als  Thema  gestellt.  Die  unge- 
wöhnlich glänzende  Beurtheilnng,  die  der  Arbeit  zu  Theil  wurde, 
ermuthigte  ihn  dazu,  das  Schriftchen  zu  einer  Dissertation  aus- 
znarbeiten  und  zu  vertiefen.  Krankheit  und  starke  ander- 
weitige Beschäftigung  stellten  sich  aber  diesem  Vornehmen 
hindernd  in  den  Weg,  und  es  dauerte  fast  drei  Jahre  bis  die 
inzwischen  zu  einem  Buche  angewachsene  Abhandlung  der 
Berliner  Falknltät  abgeschlossen  vorgelegt  werden  konnte. 
Abermals  wurde  ihr  das  Prädikat  „sehr  gut“  zu  Theil.  Aber 
auch  jetzt  war  es  dem  Werke  noch  nicht  beschieden,  sofort 
unter  die  Drnckerpresse  zu  gehen;  es  fand  sich  nicht  sofort 
ein  Verleger  und,  als  er  sich  fand,  waren  inzwischen  so  viele 
neue  Erscheinungen  auf  dem  behandelten  Gebiete  zu  ver- 
zeichnen, dass  eine  abermalige  Umarbeitung  nöthigwar.  Durch 
dieselben  Gründe,  welche  bei  der  ersten  Umarbeitung  hindernd 
wirkten,  durch  starke  anderweitige  Beschäftigung  trat  auch 
diesmal  eine  Verzögerung  ein,  und  auch  als  das  Manuskript 
fertig  war,  wollte  es  das  nicht  endende  Missgeschick,  dass  über 
der  Geburt  dieses  Buches  waltete,  dass  der  Druck  geraume 
Zeit  liegen  bleiben  musste.  Und  so  wird  denn  jetzt,  wo  das 
Buch  endlich  in  die  Welt  hinausgeht,  ein  zweites,  klassisches 
Wort  an  ihm  fast  zur  Wahrheit,  das  horazische:  „Nonum  pre- 
matur  in  annum“. 
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Es  wäre  mir  eine  Freude,  wenn  die  Abklärung,  die  Horaz 
als  Folge  solcher  Liegezeit  rühmt,  der  Arbeit  anzumerken 
wäre.  Andererseits  aber  bitte  ich  um  Nachsicht,  wenn  einige 
Erscheinungen  der  allerletzten  Zeit  nicht  berücksichtigt  sein 
sollten.  Es  ist  mir  wohl  nicht  zu  verargen,  wenn  ich  danach 
strebte,  endlich  vor  die  Oeffeutlichkeit  zu  treten.  Eine  Um- 
arbeitung hätte  sich  ausserdem,  abgesehen  davon,  dass  die 
sonstige  Arbeitslast  des  Verfasseis  dazu  keine  Zeit  liess,  nur 
auf  neue  Polemik  gegen  andere  Ansichten  beschränken  können. 
In  diesem  Punkte  aber  bekenne  ich  mich  zu  dem  Grundsätze, 
dass  es  die  beste  Polemik  ist,  seine  eigenen  Ansichten  eingehend 
historiscl»  zu  begiünden.  Und  dies  zu  thun,  habe  ich  mich 
redlich  bemüht. 


Berlin,  im  August  1 899. 


Der  Verfasser. 


Digilized  by  Google 


Inhalt. 


Elnleltiini;. 

Oeschli'litllrlirr  Tlieil. 

I.  Die  biahorigi;  Ableitiiiig  iles  Anerhenrechtä  aus  dor  liof- 
rechtlicbcu  l utlieilbarkeit  iler  (.Hiter  und  die  Bedenken 
gegen  diesen  Erkl.’irontfäversnch. 

1)  Anerbenreclit  liuilet  sich  auch  »nf  freien  Uütem  niiJ 

in  T.Andeni,  die  kein  Hot'rocht  kenueu.  § 1.  ■ . ■ 4 — 16 

2)  Die  Untheilbarkeit  aelbat  wurzelt  nicht  im  llof- 

recht.  4 2 16 — 25 

3)  Die  Untheilbarkeit  reicht  nicht  au8,  um  die  Eigeu- 

thümliclikeiten  de»  Anerbenreclits  zu  erklüreii ; 
namentlicli  erklärt  äie  nicht  die  bauerrechtliclien 
Bemegsangsgruadsätze  bei  den  Abflniluiigen.  4 3.  . 25 — 34 

II.  Xeue  Ableitang  des  Anerlienrechta  »na  dem  Haiigeigenthum. 

1)  Oegchichtlicher  Nachweis  des  ftedankeng  des  Haua- 
eigenthnma 

a)  bei  den  anderen  arischen  VSlkern  § ■*  - . . 34 — 47 

b)  bei  den  Deutgehen  § .5 47— .56 

ingbesondere  aus  der  geaam inten  Ent- 
wicklung dea  deutgeben  Erbreclitg 

und  zwar 

g)  bei  der  Reihenfolge  der  Berufenen 

(Parentelenordnungl  § 6 ■ . ■ ■ 56— ho 

ß)  in  der  Behandlung  der  Weiber  § 7 , 80— »7 

t)  in  der  Beliandlnng  der  anageateaertea 

S8hne  § 8 »7—88 

2)  Der  Gedanke  dea  Hanaeigenthnma  noch  heute  fort- 

lebend.  § 9 88 — 1>5 

3)  Der  Einflnsa  dieaea  Prinaipg  auf  Ü8he,  Fälligkeit, 

Vererblichkeit  u.  a.  w.  deg  Abfindungen,  10  . . 35—107 

41  Die  Art  der  Eiitwiklang  dea  heutigen  Anerbenrechta 

aua  dem  Hauaeigenthiim.  § 11 108 — 123 

5)  Die  Scliickaale  dea  ao  gebildeten  Anerbenrechta  aeit 
der  Reception  big  zur  Xeubelebnug  der  geachicht- 

lichen  Kecbtawiaaenachaft.  8 12 123 — 134 

6)  Die  Schickaale  dea  Anerbenrechta  in  unaerem  Jahr- 

linndert.  Die  Höfegeaetze;  § 13 134~I43 


Digitized  by  Google 


VIII 


III.  Spezielle  Widerleguug  der  abweichenden  Aneichten  von 
Brentano  und  Fick  über  die  Entwicklung  des  Erbrechts 
und  Ancrbonrechts ; § 14 143—159 

B>  Dogmatiseher  Theil. 

Das  heutige  gemeine  Anerbenrecht  und  die  Ilöfegesetze. 

I.  Rechtliche  Natur  des  Anerbenrcchts 

a)  des  objektiven  (Sachliches  oder  porsdniichcs 


Sonderrecht?)  § 15 160—163 

b)  des  subjektiven  d.  h.  des  Anspruches,  Anerbe 

zu  sein  § 16 163 — 166 

II.  Geltungsgrund  des  Anerbenrechts  § 17 166 — 170 

III.  Geltnngsumfang  des  Anerbenrechts.  (Sacliliche,  zeitliche 

und  örtliche  Grenzen)  § 18 170 — 178 

IV.  Geltungskraft  des  Anerbenrechts  (Jus  cogens  oder  dis- 
positivum?) § 19 178 — 182 

V.  Vererbung  nach  Anerbenrecht  im  einzelnen: 

1)  Universal-  oder  Singularsnccession  § 20  ....  182—185 

2)  Der  Kreis  der  Berufenen.  Berücksichtigung  der 

unehelichen  Kinder,  der  Kinder  eines  Interims - 
wirthes  und  LeibzUebters.  (Entstehung  der 
Interimswirthschaft).  § 21 185—197 

3)  Auswahl  aus  diesem  Kreise.  Wer  wird  Anerbe  und 

Abfindling?  § 22  197—202 

4)  Rechtliche  Natur  der  Abfindung.  (Kein  Civilerbtheil, 
auch  nicht  vom  Altod,  sondern  ein  Ersatz  des  Erb- 

tbeils).  Ihre  Berechnung.  § 23  202 — 210 

5)  Erwerb,  Fälligkeit  und  Vererbung  der  Abfindungen. 

Das  Recht  des  Beisitzes  d.  h.  der  Verpflegung  auf 

dem  Hofe.  § 24 210 — 216 

6)  Wirkung  der  Abfindung,  hinsichtlich  der  Schulden 

und  hinsichtlich  des  Erbrechts.  § 25  217 — 220 

VI.  Collision  des  Anerbenrechts  und  Pflichttheilsrechts.  § 26  . 220—223 

VII.  Die  Rechtsmittel  des  Anerben  und  der  Abfiudlinge.  (Klagen 

und  Pfandrechte).  § 27  223 — 226 

VIII.  Die  Erlöschungsgründe  des  Anorbenrechts : 

(Klageverjährung,  Ansheirath,  Unfähigkeit  zur  Laudwirth- 

SChaft).  § 28 227—230 

IX.  Collision  des  Anerbenrechts  und  des  ehelichen  Güterrechts. 

(DieEntwicklung  des  ehelicheuGUterrechts).  §29  230—239 


C)  RechtspolitlHrlier  Ttaell. 

De  lege  ferenda. 

I.  üebersicht  über  die  Bewegung  für  Schaffung  eines  neuen 
Grunderbrechts.  Die  agitatorischen  Angriffe  dagegen  und 

ihre  Haltlosigkeit.  § 30  240—246 

U.  Allgemeine  Gründe  gegen  ein  besonderes  Gruuderbrecht : 


Digilized  by  Google 


IX 


1)  .Olciches  Recht  für  alle“.  Historische  und  rechts- 

politische  Beleuchtung  dieses  Postulats.  § 31.  . . S46 — 251 

2)  Das  Prinzip  der  wirthschaftlichen  Freiheit.  § 32.  . 262 — 255 
HI.  Wirtbscbaftlicho  Gründe  gegen  das  Anerhenrecbt.  Es  soll 

wirthacbaftliche  Erschlaffung  verbreiten,  die  Unsittlicbkeit 
fördern  und  die  Agrarverfassung  versteinern.  § 33.  . . . 266 — 266 
IV.  Massgebender  Grund  für  das  Auerbeurecht:  seine  Ueber- 

einstimmung  mit  der  Volksüberzeugung.  § 34 266—273 

V.  Die  angebliche  Ungerechtigkeit  des  Anerbeurechts.  § 36.  274—278 
VI.  Wirtbschaftliche  Gründe  für  eine  Aenderung  des  Erbrechts: 

1)  Die  allgemeine  Ueberschuldung  der  Landwirtbschaft. 
bervorgemfcn  durch  das  geltende  nnzweckmässige 


Erbrecht,  namentlich  die  Civiltheilnng.  § 36.  . . . 278 — 296 

2)  Die  Schäden  der  Healtheilung  (Besitzzcrsplitterung, 
Zwergtvirthscbaft  und  Ueberschuldung,  Zerreibung 
des  Mittelbesitzes,  Beschränkung  der  Kinderzahl, 

Zerstörung  des  FamUienlebens).  § 37 296 — 307 

VII.  Die  Vorschläge,  eine  Aenderung  des  Erbrechts  zu  umgehen: 

1)  Begünstigung  der  Uebergabsverträge.  § 38.  ...  307 — 316 

2)  Ausdehnung  der  Testirfreiheit.  § 39 315 — 319 

VIII.  Die  Oestaltung  des  künftigen  Anerbenrechts 

a)  im  Allgemeinen: 

1)  Keiebsreebt  oder  Landesrecht?  § 40 319—323 

2)  Intestaterbrecht  oder  Hüferolle? 

a)  Fakultative  Höferolle.  § 41 323  — 326 

b)  Höferollo  mit  Einschreibung  von  Amts- 
wogen. § 42 326—329 

3)  Für  alle  Güter  oder  nur  für  Bauerngüter?  § 43.  . 330 — 333 

b)  im  Einzelnen: 

1)  Rechtliche  Construktion  des  Anspruches  des  An- 
erben. § 44  333—336 

2)  Begrenzung  des  Kreises  der  Berufenen.  § 45  . . . 336 — 338 

3)  Majorat  oder  Minorat?  § 46 339—341 

4)  Bemessung  der  Abfindungen: 

a)  Berechnung  desHofwerthes  (Ertragswertb  oder 

Verkaufswerth?)  § 47 341—347 


b)  Gewährung  eines  Voraus?  § 48  ....  347—352 

5)  Auszahlnngsmodus  der  Abfindung:  (Rentenschuld 


oder  Hypothek?).  Verzinsung  und  Vererbung  der- 
selben. Sicberongsmittcl  der  Abfindungen.  Ver- 

bältniss  von  Anerbenrecht  und  Pfiichttheilsrecht.  § 49.  352  —355 
6)  Anerbenrecht  und  eheliches  GUterrecht  in  Zu- 
kunft. § 60  355—357 

IX.  Verknüpfung  des  Anerbeurechts  mit  Verschuldungs-  und 
mit  Veräussemngsbesebränkungen.  Surplusresorvat  und 

Vorkaufsrecht.  § 51 357 — 362 


Digilized  by  Google 


Uie  ländliche  Erbfolge  ist  schon  seit  Jahren  ein  Gegen- 
stand allgemeinsten  Interesses.  Theoretiker  und  Praktiker, 
Juri.sten  und  ^ationalökonomen,  Gelehrte  und  Laien.  Regierungs- 
leate  und  Volk.smänner  haben  sich  mit  ihren  Fragen  beschäftigt; 
selbst  die  Tagespresse  hat  sich  der  Sache  bemächtigt.  Und  in 
■1er  That  giebt  es  kaum  etwas  Wichtigeres  heutzutage.  An 
iler  richtigen  Gestaltung  des  bäuerlichen  Erbrechts  hängt  Ge- 
deih und  Veiderb  des  ganzen  bäuerlichen  Standes,  hängt  die 
Entscheidung  darüber,  ob  wir  nach  einigen  Menschenaltern  noch 
'■in  gesundes,  kaufkräftiges  Landvolk  neben  der  Industrie  der 
Städte  haben  werden,  oder  ob  die  Bauern  im  Kampfe  mit  der 
Feldwirtschaft  der  Städte  erliegen,  und  wir  zu  einem  Industrie- 
iind  Handelsstaate  werden  nach  dem  Muster  Englands  und  des 
^liäteren  römischen  Reichs.  Die  Wichtigkeit  des  Bauernstandes 
naclizuweiseu  ist  übertlu.ssig;  er  bildet  nicht  nur  das  feste  Boll- 
werk gegen  alle  politische  und  wirt.schaftliche  Revolution,  wie 
niemand  klarer  erkennt  und  ausspricht  als  die  heutige  Social- 
lieiiiokratie;  er  bildet  auch  das  Blut  im  Staatskörper.  Staaten 
ebne  Bauernstand  sind  vom  Marke  enthöhlte  Bäume,  die  über 
^acht  zusainmenbrechen  können.  Die  Geschichte  des  römischen 
heiehes  lehrt  dies  mit  einer  erschreckenden  Deutlichkeit.  Nicht 
'■«u  den  Germanen  ist  am  letzten  Ende  das  römische  Reich 
'ernichtet  worden,  sondern  durch  seinen  eigenen  Männermangel, 
'birch  das  Fehlen  einer  körperlich  kräftigen,  in  gesunder  Arbeit 
nach  jeder  Richtung  gestählten  Bevölkerung,  wie  sie  einmal 
iiiii’  eine  selbständige  Bauernschaft  bietet.  Nun  zeigt  sich  zwar 
bente  diese  Gefahr  der  reinen  Beschäftigung  mit  Industrie  und 
Handel  erst  selten  in  beängstigender  Weise.  Aber  einmal  ist 
'iabei  zu  berücksichtigen,  dass  noch  das  I.and  genügend  be- 
völkert ist,  um  fortwährend  neuen  Zuzug  zu  liefern  und  die 

T.  Dullsig^t  Gninderbreoht.  1 
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Lücken,  welche  das  markvcrzehrende  Leben  der  Städte  reisst, 
wieder  auszufüllen  Und  ausserdem  rückt  dafür  eine  zweite 
Gefahr  des  reinen  Industrie-  und  Handelsstaates  schon  heute 
in  bedrohliche  Nähe.  Solche  Staaten  sind  auf  den  Export  an- 
gewiesen. Die  culti vierten  Völker  schliesseu  sich  aber  mehr 
und  mehr  ab,  und  um  die  gar  nicht  oder  halb  Culti  vierten, 
ist  infolgedessen  der  Wettbewerb  schon  ein  so  starker  ge- 
worden, dass  er  vielfach  recht  wenig  erfreuliche  Formen  an- 
genommen hat  und  mit  rücksichtsloser  Gewalt  und  Ein- 
schüchterung arbeitet.  Mit  mathematischer  Sicherheit  muss 
darum  der  Zeitpunkt  eintreten,  wo  einerseits  keine  neuen  Ab- 
satzgebiete mehr  vorhanden  sind,  w'ähi’end  andererseits  die  vor- 
handenen sich  mehr  und  mehr  auf  eigene  Füsse  stellen,  sodass 
ein  Export  immer  weniger  möglich  wird.  Dann  aber  ist  die 
heutige  Industrie  zum  grössten  Teil  dem  allmählichen  Hunger- 
tode ausgeliefert;  die  Landwirtschaft  wird  aber  inzwischen 
soweit  vernichtet  sein  oder  ihre  Produktion  so  sehr  auf  die 
Industrie  eingerichtet  haben,  dass  auf  sie  allein  sich  die  Volks- 
wirtschaft nicht  wieder  wird  stützen  lassen.  Wirtschaftlich 
bestandfähige  Staaten  sind  darum  nur  diejenigen,  in  denen 
soviel  Landwirtschaft  vorhanden  ist,  dass  der  grössere  Teil  der 
heimischen  Industrie-Erzeugnisse  im  Lande  selbst  verbraucht 
wird.  Und  gerade  hierin  liegt  die  für  alle  Zeiten,  selbst  für 
die  einer  etwaigen  sozialistischen  Weltordnnng  dauernde  Wichtig- 
keit des  Bauernstandes. 

Ebenso  wichtig  aber,  wie  die  Frage  des  bäuerlichen  Erb- 
rechts ist,  ebenso  schwierig  erweist  sie  sich.  Der  jahrelang 
über  sie  schon  währende  Streit  der  sachkundigsten  Männer  ist 
ein  redendes  Zeugnis  dafür.  Und  zw’ar  betrifft  diese  Schwierig- 
keit nicht  nur  die  zukünftige  Regelung  der  Grundfolge,  worüber 
man  ja  am  ehesten  verschiedener  Ansicht  sein  kann;  sic  findet 
sich  auch  bei  der  Erforschung  ihres  gegenwärtigen  Zustandes. 

Der  alte  Nachteil  des  deutschen  Rechts,  seine  locale  Zer- 
splitterung tritt  hier  in  einer  Weise  zu  Tage,  dass  man  auf 
den  ersten  Blick  veraweifeln  möchte,  giosse  Prinzipien,  die 
allein  in  die  Darstellung  Licht  und  Ruhe  bringen  können, 
herauszutinden. 

Dieser  Win-sal  zu  entrinnen,  giebt  es  nur  ein  Mittel,  das 
fast  nie  bei  der  Behandlung  schwieriger  rechtlicher  Fragen  ver- 
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sagt;  man  muss  sich  der  Geschichte  als  Leiterin  an  vertrauen. 
Was  die  Grundlage  des  ganzen  Institutes  nach  liistorisclier 
Erkenntnis  gewesen  ist.  das  eignet  sich  auch  als  obci-stes 
Princip  und  als  Grundlage  fiir  die  dogmatische  Behandlung 
der  heutigen  Zustäude.  Ja  noch  mehr.  Was  Jahrtausende 
liindurch  bestanden  hat,  das  ist  auch  ein  fester  Boden  für  die 
Zukunft,  und  so  gewinnt  auch  der  Gesetzgeber  den  Halt,  nach 
dem  man  bisher  vergeblich  gesucht  hat. 

Lassen  wir  deshalb  die  Geschichte  ihr  Führeramt  auti-eten. 


1* 
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Gesehiehtlieher  Theil. 


§ 1. 

Wenn  man  nacli  den  Wurzeln  sucht,  aus  denen  das  An- 
crbenrecbt  entsprossen  ist,  so  pflegt  man  in  erster  Reihe  die 
Unthoilbarkeit  der  Bauerngüter  zu  neunen. 

Und  da  diese,  — wenigstens  zu  der  Zeit,  wo  sie  das  Aii- 
erbeurecht  hervorgetrieben  haben  soll,  — sich  nur  im  Hoircchte 
noch  fand,  so  gilt  bis  jetzt  allen  Autoren  ausnahmslos  das  An- 
eibeurecht  als  ein  Produkt  des  Hofrechts. 

Der  Gedankengang,  wie  er  sieh  übereinstimmend  bei 
Miaskowski,  Stobbe,  Frommhold  u.  a.  findet,  ist  dabei  folgender: 

In  den  hofreclitlicheu  Verhältnissen,  um  die  cs  sich  hier 
handelt,  wurde,  wie  überhaupt  jedi:s  Recht  am  Gute,  so  auch 
das  Erbrecht  lediglich  durch  den  Leihecontrakt  begründet  und 
geregelt. 

Ueber  die  Bedingungen  des  Leihecontraktes  hatte  aber 
der  Gutsherr  als  der  Verleihende  freie  Hand. 

Sein  Interesse  diktierte  deshalb  die  Vertragsbedingungen. 
Das  Interesse  der  Grundherrschaft  ging  aber  lediglich  darauf, 
,den  bäuerlichen  Grundbesitz,  sowie  den  Bauernstand  prästations- 
fähig zu  erhalten;“')  da  nun  diese  Prästatiousfähigkeit  nur 
durch  möglichstes  Zusanunenhalten  der  Bauerngüter  gewähr- 
leistet werden  konnte,  so  drängte  „die  Erwägung,  dass  eine 
Tlieilung  des  dienenden  Gutes  eine  Minderung  der  Leistungs- 
fähigkeit des.selben  bewirken  musste,  zur  Anerkennung  der 


')  Miaskowski,  Bd.  2,  S.  135. 
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Einerbfolge“  2)  und  es  kam  in  die  Leiheconfrakte  die  Be- 
stimmung, dass  die  Güter  nur  an  einen  Nachkommen  und 
zwar  an  einen  Sohn  zu  vererben  seien.-^)  Uebereinstimincnd 
wird  deshalb  auch  von  dem  so  entstandenen  Anerbrechte  gesagt, 
dass  es  nicht  im  Interesse  der  Bauernfamilie,  sondern  des 
Bauerngutes  geschaffen  sei.'*) 

Diese  Ansicht  ist,  abgesehen  von  ihrer  geschichtlichen  Be- 
deutsamkeit, schon  aus  dem  Grunde  wichtig,  weil  aus  ihr  die 
zahlreichen  Gegner  einer  Wiederbelebung  des  Anerbenrechts 


Frommhold.  Beiträge  S.  28.  — Ebenso  Miaskowski  a.  a.  0. 

.Stobbe,  Privatreeht.  Bd.  V,  S.  376  ff.  — Frommhold,  Anerbciirecht 
S.  11;  Miaskowski  a.  a.  O.  — — Die  älteren  Sehriftsteller  stellen  den 
Entwickelnngsgang  etwas  anders  dar,  doch  so,  dass  er  im  Resultat  auf 
dasselbe  hinauskommt.  Nach  ihnen  hatten  ursprünglich  die  Bauern,  die  auf 
Anerbengütern  sassen,  überhaupt  kein  Erbrecht,  da  sie  Leibeigene  oder 
Ijtssbauem  waren  Auf  der  tliatsächlichen  Rechtsübung  fus.send.  hätten 
dann  die  Gerichte  ihnen  ein  Erbrecht  zugeaprochen,  und  die  Landesherren 
diesen  Gerichtsgebrauch  gebilligt,  oder  direkt  ein  Erbrecht  neu  verliehen. 
Doch  hätten  sie  weder  vergessen  machen  können,  noch  wollen,  dass  die 
Güter  an  sich  den  Bauern  nicht  gehörten,  sondern  ihnen  nur  geliehen  seien, 
als  geliehene  aber  weder  frei  veräusserlich,  noch  theilbar  seien.  Auch  die 
älteren  Autoren  leiten  also  die  Eigenthttmlichkeiten  des  Bauernreehts  aus 
dem  Umstande  ab,  dass  es  sich  um  geliehene  Güter  handelte,  also  aus 
dem  Hofrecht.  Vgl.  Frank,  S.  3 ff..  Koken  S.  1 ff . 

♦)  Mit  besonderer  Schärfe  ist  der  erwähnte  Gedankengang  auch  in  den 
Motiven  zum  ersten  Entwürfe  des  Einführungsgesetzes  des  bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs ausgedrückt.  „Das  Auerbenrecht“,  heisst  es  dort,  „ist  aus  den 
Hof-  und  Territorialrechtou  des  Mittelalters  hervorgegangen  und  hat  seine 
Grundlage  in  dem  Interesse  der  Grund-  und  Landesherren  au  der  Erhaltung 
eines  hinsichtlich  der  Zinsen  und  Frohnen  leistungsfähigen  Bauern- 
standes ....  Später  trat  wohl  auch  der  Gesichtspunkt  hinzu,  dass  eine 
singuläre  Vererbung  im  Interesse  der  bäuerlichen  Familien  liege.  Zunächst 
aber  und  für  lange  Zeit  stand  dieser  Gedanke  in  zweiter  Linie;  die  fis- 
kalischen und  grundherrlicheu  luteresseu  überwogeu.“  (Zu  Art.  83  d.  E.  ü.  ) 
— Aehnliches  meint  auch  Stobbe  mit  dem  „Zweckgedanken",  den  er  dem 
Anerbenrechte  unterschiebt.  — Vgl.  auch  Frommhold,  Anerbenrecht  S,  U,  lü. 
Miaskowski  a,  a O.  — Neuerdings  haben  Brentano  und  Fick  diesen  Ge- 
sichtspunkt besonders  in  den  Vordergrund  gerückt.  (Brentano,  Vorwort, 
S.  XX  ff..  Fick  S.  25 ff.,  weniger  scharf,).  Sie  behaupten  sogar,  dass  die 
Gutsherren,  die  Einzelorbfolgc  auch  da  durchgesetzt  hätten,  wo  sie  nicht 
von  vornherein  in  den  Leihevorträgen  stand. 
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eines  ihrer  vornehmsten  Kampfmittel  schmieden,  Ist,  sagen  sie, 
das  Anerbenrecht  aus  bäuerlichen  Verhältnissen  erwachsen, 
denen  die  wirthschaftlichc  und  rechtliche  Abhängigkeit  von 
einem  Herrengut  eigenthümlich  war,  so  dient  es  vorzugsweise 
den  Interessen  dieser  Gutsherrschaft,  so  findet  es  seine  Stütze 
auch  lediglich  in  dem  Dasein  jener  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse, in  dem  Sitzen  der  Bauern  auf  geliehenem  Boden, 
kurz  in  der  Hofhörigkeit.  Mit  deren  Fortfall  in  unserem  Jahr- 
hundert, mit  der  Verwandlung  aller  Bauern  in  Eigenthümer 
ihres  Bodens,  ist  es,  losgelöst  vom  mütterlichen  Grunde,  zu 
einem  geschichtlichen  Ueberbleibsel  ohne  innere  Daseins- 
berechtigung geworden,  das  einer  gerechten  Vernichtung  an- 
heim fällt.-'’) 

Allein  der  Anschauung,  welche  das  Anerbenrecht  lediglich 
aus  dem  Hofrechte  ableiten  will,  kann  nicht  beigetreten  werden. 
Es  muss  bei  dieser  Ansicht  zunächst  befremden,  dass  es  viele 
Güter  giebt,  die  dem  Anerbenrechte  unterstehen  und  nach- 
weislich niemals  einem  Hofverbande  angehört  haben. 
Paulsen  in  seinem  vSchleswig-Holsteinischen  Privatrecht  berichtet 
von  den  Bondenstellen  auf  der  Geest,  dass  auf  sie  ein  strenges 
Anerbenrecht  Anwendung  findet.  Bonden  sind  aber  altfreic 
BaueiTi.  Ebenso  unterstehen  die  „Freyengttter“  zu  Sickte  dem 
Erbrechte  der  männlichen  Stammerben.'’) 


'’J  Vgl.  Brentano.  Vorwort  S.  XXXVllff.  — In  besotuiers  vollenilctcr 
Form  findet  sich  die  .Schlussfolgerung  in  den  eben  erwiihnten  Motiven  wieder- 
gegeben. 

®)  Vgl,  Xoltenii,  Diafribe,  S.  Ifiil.  — Weitere  Freigüter,  die  dem  An- 
erbenrechte unterstehen  sind  die  Hagengüter  zu  Wiembeck.  Diese  sind 
nach  Führer  .S,  ir)6  erbfrei  und  stehen  iure  dominii  pleni  zu.  Ueber 
ihre  Vererbung  wird  nun  im  Hagenweistlium  gesagt:  dass  hinfürter  die 
Huefo  und  Hagengüter  nicht  zerteilet,  sondern  es  sollen  diese  Güter 
bei  dem  Besitzer  des  Hofes  und  Gutes,  dabey  die  Hufe  befunden, 
verbleiben  und  die  Brüder  und  Schwestern  daraus  kauften.  — 
Führer  S.  177  unterstellt  alle  freien  Güter  dem  Ancrbcnrecht.  — Ebenso 
bezog  sich  in  Lüneburg,  Hoya  und  Diepholz  das  Anerbenrecht  auf  alle,  auch 
die  freien  Baucnigüter  (§  2 und  3 der  Lüneburger  I’oliztdordnung  von  IGlti 
bei  Oppermann  S.  12  und  13).  Es  wurde  dies  sogar  172«  durch  ein  be- 
sonderes Reskript  noch  ausdrücklich  bestätigt;  .Die  auf  die  Grafschaft 
Hoya  extendirte  Constitution,  dass  der  älteste  Sohn  . . in  denen.  .Gütern 
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den  "Verhandlungen  des  23.  Juristentags  (Bd.  2,  S.  77) 
\\a\,  iemer  schon  Eneccerus  auf  Tirol  verwiesen,*’*)  wo  allgemein 
noch  heute  ein  sehr  strenges  Anerbenrecht  besteht,  ohne  da.ss 
je  'wgenAwo  eine  nennenswerthe  Gutsnnterthänigkeit  gegolten 
hätte.  Auch  aus  den  nenen  Untersuchungen  über  Bayern  geht 
hervor,  dass  das  Anerbenrecht  oder,  besser  gesagt,  eine  dem 
Anerbenrecht  entsprechende  Uebung  sich  gleichennassen  wie 
auf  den  ehemals  hofhörigen  Gütern  auch  auf  solchen  findet,  die 
von  altersher  frei  waren.  So  gilt  in  Ober-  und  Niederbayem 
allgemein  der  ungetheilte  Uebergang  auf  einen  Erben  und  doch 
gab  es  hier  nach  einer  Statistik  im  vorigen  Jahrhundert  7361 
nicht  gnindunterthänige  Familien,  ja  zu  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts sollen  die  freien  Höfe  nach  einer  anderen  Statistik, 
sogar  15  d.  h.  zwischen  ‘ „ und  aller  Höfe  betragen  haben. 
(Fick,  S.  19).  Das  Gleiche  lässt  sich  auch  für  einzelne  Gegen- 
den Nieder-  und  Oberbayerns  feststellen.  So  ist  z.  B.  eine  der 
reichsten  Gegenden  Niederba}erns  und  zugleich  ein  der  Hoch- 
burgen des  Anerbenrechts  das  Rotthal.  Hier  hat  aber  die 
Gmndherrschafl  nie  be.sondere  ifacht  gehabt.  Abgaben  nnd 
Scharwerke  waren  im  vorigen  Jahrhundert  zwar  vorhanden; 
dies  scheinen  jedoch  keine  aus  der  Grundunterthänigkeit  fliessen- 
den Leistungen  gewesen  zu  sein,  sondern  Reallasten.  Denn 
die  Dienste  waren  sehr  gering.  Ausserdem  aber  werden  die 
dortigen  Bauern  von  einem  damaligen  Schriftsteller,  Hazzi. 
ausdrücklich  als  ein  kräftiges,  freies  Geschlecht  geschildert,  und 
das  darf  man  dem  Gewährsmanne  um  so  eher  glauben,  als  er 
sonst  nicht  geneigt  ist,  die  Lage  der  Landwirthe  zu  günstig 
anznsehen.  (Fick,  S.  72).  Nicht  anders  liegen  die  Dinge  in 
anderen  Theilen  Bayerns.  Was  zunächst  die  Oberpfalz  an- 
betrifft, so  herrscht  hier  der  ungetheilte  Erbgang  bei  allen 
landwirthschaftlichen  Anwesen  im  Gebiete  der  Kemjjtener 
Rechte  (Fick,  S.  119).  Es  mangelte  aber  hier  keineswegs  an 
freien  Gütern,  ganz  freien  oder  lediglich  zinspflichtigen  (Fick, 


SQCcedieren  xolle,  ist  auch  von  denen  Bauernhöfen,  welche  keinen 
flutsherrn  haben,  zu  verstehen,  welches  auf  eure  . . . getlmiie  Anfrage 
hiermit  nachrichtlich  ohnverhalten  wird.“ 

Vgl.  auch  ürünberg  bei  .Schmoller,  Jahrbuch,  Jahrgang  XX, 

S T9ff. 
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S.  117)  demgemäss  ist  denn  das  Anerbenreclit  aucli  im  Land- 
rechte  bereits  vorgesclirieben,  galt  also  auch  für  die  freien 
Güter  und  zwar  nach  „alter  Gewohnheit.“  (Fick,  S.  llt>)- 
Ebenso  ist  das  Anerbrecht  im  Amtsbezirke  Nördlingen  schlecht- 
hin üblich;  auch  hier  aber  gab  es  von  alters  her  freieigenf 
oder  nur  zinspflichtige  Güter.  Bt'sonders  schlagend  ist  aber 
das  Beispiel  des  Amtsgerichtsbezirks  Wemding.  Ueber  diesen 
sagt  der  oben  erwähnte  Hazzi:  „Ferner  sind  da  keine  liaiulemien 
(obwohl  die  Beamten  seit  einiger  Zeit  Ijaudeniien  aufbringen 
wollen,  so  wissen  die  Saalbücher  doch  von  keiner  Grund- 
barkeit),  keine  grundberrlichen  Consense  ad  alienandum  oder 
hj'pothecandum , kein  Hoffuss  oder  Gebundenheit  der 
Güter;  jedes  Grundstück  ist  eigen  und  frei.“  Und  doch  gilt 
hier  die  ungetheilte  Vererbung.  Sie  hat  auch  im  vorigen  Jahr- 
hundert gegolten.  Was  Hazzi  von  Ausstattung  der  Kinder  mit 
Grundstücken  berichtet,  bezieht  sich,  wie  schon  der  Ausdruck 
„Heirathsgut“  zeigt,  nicht  auf  wahre  Realtheilnng,  sondern  auf 
Ausstattung  der  Kinder  mit  sogenannten  „walzenden“  Grund- 
stücken. Ganz  undenkbar  ist  es  jedenfalls,  dass  noch  in  diesem 
Jahrhundert,  wie  Fick  vermuthet,  die  Gnindherrschaft  so  er- 
starkt sei,  um  ungetheilte  Vererbung  durchzusetzen.  Das  Ab- 
kommen des  „walzenden“  Gutes  ist  dagegen  eine  ganz  gewöhn- 
liche Erscheinung.  Indessen,  selbst  wenn  die  ungetheilte 
Vererbung  erst  in  diesem  Jahrhundert  sich  eingebürgert  hätte, 
so  wäre  das  ein  besonders  starker  Beweis  dafür,  dass  sie  nicht 
aus  dem  Hofreciit  und  der  Gebundenheit  erwachsen  sein  kann, 
(Fick,  S.  '.»4).  Für  Mittel-,  flber-  und  l'nterfranken  kann  auf 
die  Gebiete  von  Bayreuth,  Ansbach,  Bamberg  und  WUrzburg 
verwiesen  werden.  Sie  alle  kennen,  ganz  oder  strichweise,  die 
ungetheilte  Vererbung.  Sie  alle  kennen  aber  auch  freie  Güter. 
Bamberg  regelt  die  für  ungetheilte  Vererbung  typische  Guts- 
übergabe sogar  in  seinem  Ijandrecht,  erkennt  sie  also  aus- 
drücklich auch  bei  vollfreien  Gütern  an.  Und  für  Würzburg 
hebt  Fick  selbst  die  grosse  Zahl  der  freien  Grundstücke  hervor 
und  betont,  dass  hier  selbst  auf  grundunterthänigen  Gütern  die 
Grundhörigkeit  nicht  sehr  streng  war.  (Fick,  S.  Kil,  17u. 
1S8,  “2üü,  (210). 

Ausser  aus  Holstein,  Mitteldeutschland.  Tirol  und  Bayern 
mangelt  es  auch  aus  den  östlich  der  Elbe  gelegenen  Gegenden! 
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nicht  an  Beispielen  von  freien  Gütern  die  mit  Anerbenreclit 
behaftet  sind.  In  Niederschlesien  z.  B.  besassen  die  Bauern 
ihr-  Gut  zu  Eigentum;  der  Gutslierrschaft  standen  daran  keine 
dingliche,  sondern  nur  obrigkeitliche  Rechte  zu:  namentlich  hatte 
sie  bei  der  Auswahl  des  Gutsnachfolgers  keine  Mitwirkung. 
Dennoch  war  auch  hier  ungetheilter  Uebeigang  unter  Ueber- 
nahme  des  Gutes  zu  niedrigerer  Taxe  üblich.  (Vgl.  Knapp 
und  Kern,  S.  69fif.) 

Sonach  hat  sich  das  Anerbenrecht  in  der  That  auch  für 
eine  grosse  Zahl  freier  Güter  herausgebildet.  Aber  ausser 
diesen  giebt  es  noch  eine  gro.sse  Zahl  von  halbfreien,  die  unbe- 
zweifelt  nach  Anerbenrecht  vererbt  werden  und  von  denen  es 
doch  sehr  wahrscheinlich  ist,  dass  sie  ursi)rünglich  ganz  frei 
waren.') 


Z,  B.  die  HägerRÜtcr  zn  Stadtoldendorff.  Schon  der  Name  , Häger- 
güter“ spricht  für  ihre  einstige  Freiheit.  Mit  die.sein  Namen  werden  tiiiter 
bezeichnet,  welche  lediglich  in  einem  Mark  verbände  fiir  Holzung  oder 
Weide,  keinem  Hofverbande  stehen.  Vgl.  die  „Hagengiiter“  der  vorigen 
.\timerkung.  Allerdings  pflegte  »ich  der  Ohermärker  »pater  oft  eine  Gut»- 
herrlichkeit  anzuma»»en,  jedenfalls  aber  handelte  es  sich  nie  nm  ge- 
liehenen Be.sitz.  Dass  es  auch  hier  so  gegangen  und  der  Obermärker  der 
Hägergüter,  nämlich  der  Abt  des  Klosters  Amelunxborn,  sieh  erst  all- 
mählich »eine  späteren  Rechte  angemasst  hat,  geht  ans  den  bei  Nohen 
uns  anfbehaltcnen  Hägergerichtsprotokollen  hervor.  Der  Weg,  auf  dem 
diese  Entwicklung  »ich  vollzog,  war  danach  derselbe,  den  alle  Ober- 
märker wie  die  Gerichts-  und  Voigteiherrn  gegangen  sind,  um  die 
Gnindlierrlichkeit  zu  erworben:  Die  Jlarkgenosseu  pflegten  vorm  Märker- 
diug  die  Geschäfte  über  ihre  Güter,  wie  Verkauf,  Verpfäudung  u.  a.  m.  zu 
verlanibaren.  Das  Recht  des  Zuschauens,  was  den  Obemiärkerii  dadurch 
erwuchs,  verkehrten  diese  in  ein  Consensrecht,  aus  dem  sie  dann  eine  Grnnd- 
herilichkeit  ableiteten.  In  den  genannten  Hägergericlitsprotokollen  (vgl. 
Sölten  S.  IZI  bis  t:<l)  liegt  jener  allmähiiche,  folgemschwcre  Uebergatig 
von  Zuschaue-  in  Zustiimnungsrecht  noch  deutlich  zu  Tage,  und  es  ist 
namentlich  erkeimhar,  wie  sich  die  llägerleute  gegen  jene  Vermischung 
wehren.  Sie  behaupten:  .Alle  Veränderungen  sollen  dem  Kloster,  doch 
ohne  Entgelt,  durch  den  Hägervoigt  angemeldot  werden;  welcher  solches 
nicht  thuD  würde,  der  solle  vom  Hägervoigt  zur  Wroge  gesetzet  werden.“ 
fAlsoStrafe,  nicht  Nichtigkeit).  Der.Aht  dagegen  behauptet  die  Nichtig- 
keit jedes  ohne  seine  Genehmigung  ge.sehlo»seneu  Contraktes.  Er  sagt: 
,Dio  t'oufiriiiatlon  aller  Contrakte  behielten  sie  ihnen  vor.  . . etc.“  Dieser 
Zwie.spalt  zwischen  der  Auffassung  der  Häger,  die  sich  auf  alten  Gcbmneh 
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Die  consequenten  Vertheidiger  der  Ansicht,  welche  den 
Ursprung  des  Anerbenrechts  im  Hofrccht  sucht,  haben  aller- 
dings gegen  diese  befremdende  Thatsachc  gleich  einen  Einwand 
bereit.  Das  Anerbenrecht  ist  eben  auf  solchen  freien  Gütern 
nicht  ursprünglich,  vielmehr  auf  sie  erst  nach  dem  Beispiele 
hofhöriger  Güter  übertragen,  weil  sie  ,,mitten  unter  den  Gütern 
lagen,  die  nach  Anerbenrecht  vererben  und  der  praktische 
Nutzen  desselben  doch  bald  einleuchten  musste.“  (Frommhold, 
Anerbenrecht  S.  11). 

Dieser  Entwickelungsgang  erscheint  dort  glaublich,  w'o  das 
Anerbenrecht  durch  Gesetz  eingeführt  wurde. 

Allein  es  w'ird  sich  weiter  unten  zeigen,  dass  das  Anerben- 
recht nirgends  auf  Gesetz  beruht,  sondern  älter  ist  als  die  ge- 
setzgebende Thätigkeit  der  deutschen  Staaten. 


stützte  und  sicher  die  ursprüngliche  war,  un<l  zwischen  der  neuen  Auf- 
fassung, die  der  Abt  durchdrücken  wollte,  führte  zum  Prozesse.  Der  Aht 
gewann  mit  folgender  Begründung,  die  in  charakteristischer  Weise  ersehen 
lässt,  wie  aus  dem  Zuschaucrecht  namentlich  vor  gelehrten  Richtern  das 
Consensrecht  wird  : Es  seien  ,die  Handlungen  über  solche  Hägergüter,  oder 
dieselben  betreffend,  vor  dem  Kloster  jedesmal  zur  Perfektion  ge- 
bracht, von  selbigem  auch  zu  allen  Zeiten  ein  Häger-Voigt  in  .Stadtolden- 
dorff  gehalten  und  an  denselbigen  entw'eder,  oder  immediate  an  das  Kloster 
die  Hägergüter  betreffende  Handlungen  von  denen  Einwohnern  der  Stadt 
Oldendorff  gebracht  und  folglich  von  dem  Kloster  d ie  Con firm  ation 
darüber  ertheilet  etc.  etc.“  — So  wie  es  sich  hier  einmal  besonders  nach- 
weisen  lässt,  ist  es  bekanntlich  bei  sehr  vielen  (TÜtern  gegangen.  Vgl. 
unter  andern  auch  Fick,  S.  20  ff.  V'iele,  die  später  hofhörig  sind,  waren 
ursprünglich  frei,  und  haben  aus  jenen  Zeiten  meist  ein  freieres  Besitzrecht 
gerettet.  So  gebt  es  zum  Beispiel  alie  den  zahlreichen  (Jütern,  von  denen 
Nolten  noch  ausser  den  Oldeudorffer  Hägergütern  Protokolle  mittheilt.  Ihre 
Inhaber  erfreuen  sich  sämmtlich  einer  so  grossen  Bewegungsfreiheit,  dass 
es  einem  schwerfällt,  zu  glauben,  es  handle  sich  hier  wirklich  um  geliehene 
Güter.  .Selbst  von  den  am  wenigsten  freien,  den  „Laetgütern“  des  Amts 
Wintzenburg  (Nolten,  S.  13U),  wird  gesagt,  dass  sie,  .wenn  nur  die  Auf- 
tragt oder  Verlassung  für  öffentlichen  Laotcugcrichtcn  geschieht,  alieniert 
oder  veräussert  werden  können.“  Es  bestand  also  nicht  der  Brauch,  irgend 
welchen  Consens  einznholon,  sondern  nur  den  Contrakt  gerichtlich  zu  ver- 
lautbaren, wie  das  ja  auch  bei  zweifellos  freien  Gütern  meist  geschehen 
musste.  Ja  auch  dieser  Brauch  war  zweifelhaft.  Denn  es  wird  gesagt; 
„Und  obwohl  vorher  im  Brauch  oder  vielmehr  Missbrauch“  (vom  Standpunkt 
des  Aufzeichners!  D.  V.)  „gewest,  dass  die  Laetgüter  ohne  Vorbewusst 
des  Laetengerichtes  versetzet  oder  verpfändet  werden  können  . . . etc.“ 
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Jedenfalls  ist  es  ganz  sicher  bei  vielen  freien  Anerbgüteni, 
nicht  durch  Gesetz  eingeführt,  sondern  beruht  auf  Gewohnheit. 
(Vgl.  Anui.  8).  Soll  deshalb  die  gegnerische  Erklärung  von 
der  Entstehung  des  Anerbenrechts  auf  freien  Güteni  bei  allen 
zutreffen,  so  müssen  die  Gegner  auch  der  gewohnheitsrechtlichen 
Entwicklung  die  bewusste  Nachahmung  hofrechtlicher  Ver- 
erbungsgrundsätzc  aus  praktischen  Rücksichten  zu  Grunde  legen. 
Das  wird  aber  sofort  unwahrscheinlich,  wenn  man  sich  ver- 
gegenwärtigt, wie  dann  im  Einzelnen  die  gewohnheitsrechtliche 
Entwicklung,  so  wie  die  Gegner  sie  behaupten,  sich  vollzogen 
haben  müsste.  Hier  und  da  müsste  dann  eines  schönen  Tages 
der  Freibauer  sich  gesagt  haben:  „Mein  Gut,  das  nach  altem 

Brauch  eigentlich  unter  meine  Söhne  getheilt  werden  sollte, 
das  will  ich,  wie  cs  mein  Nachbar  i)raktisclier  thut,  nur  einem 
Sohne  hinterlassen.“  Nun  wissen  wir  aber,  dass  die  Bauern  kaum 
heute  von  der  herkömmlichen  Vererbungsart  abweichen  und  das 
jedenfalls  nicht  gethan  haben  zu  den  Zeiten,  wo  das  Anerbenrecht 
auch  für  die  von  uns  genannten  freien  Güter  entstanden  sein  muss; 
dort  stammt  es  nämlich  spätestens  aus  dem  17.  Jahrhundert,'^) 


*)  Bei  den  Bondengteileii  auf  der  Geest  ist  im  IS  Jahrhundert  das 
Anerbenrecht  althergebrachtes  System,  das  nur  in  seinen  Modalitäten 
festgestellt  ist  durch  eine  Verordnung  von  1777.  In  Lüneburg  fand  die 
oben  (Anm.  6)  citierte  Polizsiverordnnng  von  1618  das  Anerbenrecht  schon 
vor  (Vgl.  unten  Anm.  21).  — Die  bei  Nolton  citierten  Roddein  stammen 
aas  dem  17,  spätestens  IS.  Jahrhundert  und  erwähnen  das  Anerbonrecht 
als  uralten  Brauch.  — Das  Anerbenrecht  für  die  freien  Güter  des  Hoch- 
stifts Kempten  beruht  ebenfalls  auf  altem  Brauch;  Art.  92  der  Landes- 
ordnnng  des  Fürsten  Johann  Erhard  aus  dem  Ende  des  16  Jahrhunderts 
sagt  nämlich: 

Wir  Wüllen  nach  altem  Herkommen  und  Gebrauch, 
damit  die  gelegenen  Güter  unzortrenut  den  Mannspersonen 
oder  Stämmen  verbleiben,  dass  die  Frauenbilder  oder  Tüchter  mit 
fahrender  Hab  oder  Geld  sich  hiutenauweisen  zu  lassen,  schuldig 
sein  sollen  (Fick  S.  119.) 

Daraus  ergiebt  sich  trotz  Ficks  gegenteiliger  Meinung  einmal,  dass 
damals  ein  wahres  Anerbenrecht  bestand.  Dafür  ist  entscheidend  der  Aus- 
druck .nnzertrennt“.  Es  ergiebt  sich  aber  ferner  die  gewohnheitsrechtliche 
Entstehung  des  Anerbenrechts.  Warum  die  Worte  „nach  altem  Herkommen“ 
auf  Unwahrheit  beruhen  sollen,  ist  nämlich  nicht  ersichtlich.  Fick  behauptet 
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d.  h.  aus  einer  Periode,  wo  cs  mehr  noch  als  heute  allgemeine 
Anschauung  war,  dass 

„wer  selig  will  sterben, 
sein  Gut  muss  lassen 
den  rechten  Erben“, 

wo  mithin  der  Bauer  vor  jeder  Aenderung  der  für  sein  Gut 
althergebrachten  Erbfolge  zurückschrak.  Aber  selbst  wenn  die 
Bauern  den  Eingriff  gewagt  hätten,  so  wäre  wegen  der  bei 
Anerbenrecht  unumgänglichen  Verletzung  der  Pflichttheile  das 
Testament  oder  der  Uebergabevertrag  der  Veniichtung  anheim- 
gefallen. Nie  und  nimmer  hätten  die  romanisierenden  Gerichte 
die  Hand  geboten,  das  Anerbenrecht,  dass  sie  oft  ausrotteten, 
wo  es  bodenständig  war,  auszudehnen  auf  Güter,  wo  es  bisher 
nicht  gegolten  hatte.  Und  dass  die  Sache  auch  bis  an  die 
Gerichte  kam,  dafür  hätten  schon  die  Miterben  gesorgt.  Denn 
es  ist  notorisch,  dass  Bauern  und  Bauernkinder  auf  dem,  was 
sie  für  Recht  halten,  auch  gegen  die  nächsten  Verwandten  un- 
nachsichtig bestehen ; und  das  hätten  sie  umsomehr  im  Erbrecht 
gethan,  wo  alte  Gewohnheiten  sich  am  zähesten  und  mit  den 
grössten  lokalen  Verschiedenhidten,  ohne  Rücksicht  darauf,  wa.s 
beim  Nachbarn  gilt,  erhalten  haben. 

Mehr  schon  kann  man  sich  vorstellen,  dass  ein  ganzes 
Dorf  bei  Fesstellung  seines  Rechts  von  dem  Theilungssystem 
überging  zum  Anei'benrecht,  das  sich  bei  Nachbarn  als  praktisch 
erprobt  hatte.  Denn  im  solchen  Falle  war  es  ja  nicht  nur  der 
einzelne,  der  sich  dem  Brauche  entgegenstemmte  und  sein  Gut 


zwar,  solche  Phrasen  seien  in  der  diinialigcu  üe.setzesspraclie  ij'pisch  ge 
wesen,  wenn  es  galt  eine  Neuerung  einzufiihren.  Allein  er  hat  für  diese 
befremdliche  Behauptung  den  Beweis  vergessen.  Im  Gegenteil  seine  eigenen 
sonstigen  Mitteilungen  iitier  damalige  Gesetze  zeigen,  dass  man  der  Zeit 
gar  nicht  ängstlich  war,  beim  EingrilT  in  alten  Brauch  dies  üffeutlich  aus- 
zusprecheu  (Vgl,z,  ß,  S.  .‘tl  und  2sy),  Der  Verf,  kannn  das  auch  aus  seinen 
eigenen  Erfahrungen  bestätigen.  Die  Gesetzgeber  verschweigen  nicht  allein 
die  Neuerung  nicht,  sie  weisen  vielmehr  ausdrücklich  darauf  hin  und  be- 
tonen die  Weisheit  des  gesetzgeberischen  Eingreifens.  Ja.  es  kommt  sogar 
umgekehrt  vor,  dass  selbst  bei  Anlehnung  an  alten  Brauch  dies  gar  nicht 
erwähnt  wird  und  man  erst  anderweit  erlährl,  es  habe  früher  schon  dasselbe 
gegolten.  (Vgl.  Anm.  21  und  23  und  § 12  a.  E.)  Jedenfalls  muss  einem 
positiven  Zeugnisse  gegenüber  der  strikte  Beweis  der  Unwahrheit  verlangt 
werden,  und  der  ist  nicht  erbracht. 
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dem  rechten  Erben  entzog.  Es  soll  auch  ähnliches  vorgekomnien 
sein,  namentlich  im  Schwarzwald.  (Vgl.  Gothein,  Wirthschafts- 
geschichte  des  Schwarzwalds  S.  298  flf.)  Aber  dann  handelte 
es  sich  eben  nicht  mehr  um  gewohnheitsrechtliche  Bildung, 
sondern  um  Gesetzgebung;  die  Aufnahme  des  Satzes  ins 
Weisthum  war  dann  nicht  wie  sonst  Beurkundung  des  Gewohn- 
heitsrechts, sondern  die  Ausübung  der  Satzungsgewalt.  Bei 
solcher  Thätigkeit  ist  nun  die  Prüfung  des  Für  und  Wider 
einer  Voi-schrift  nicht  nur  das  Wahrscheinliche,  sondern  sogar 
das  Regelmässige. 

Aber  bei  rein  gewohnheitlicher  Entwicklung  entspricht 
das  bewusste  Wählen  zwischen  zwei  Rechtssystemen  nach 
praktischen  Gesichtspunkten , welches  die  Gegner  hier 
jener  Entwicklung  unterschieben  müssen,  ihrem  Wesen  kaum 
in  den  heutigen  Verhältnissen,  wo  doch  auch  nur  der  Gebildete 
dazu  erzogen  wird,  bewusst  und  leitend  die  Entwicklung  der 
Dinge  zu  beeinflussen;  ITir  die  Perioden,  um  die  es  sich  hier 
handelt,  ist  jenes  Wählen  ganz  unglaublich,  um  so  unglaublicher 
als  die  praktischen  Gesichtsi)unkto,  welche  die  bewusste 
Aenderung  iin  Gewohnheitsrecht  herbeigeführt  haben  .sollen, 
wirthschartliche  waren  und  es  erst  eine  Eigenheit  der 
neuesten  Zeit  ist,  alle  Dinge  und  vor  allem  Rechtssjsteme 
nach  ihrer  wirthschaf’tlichen  Wirkung  zu  beurtheilen.") 


Wir  Irrten  ilamit  iu  bewussten,  noch  öfter  zu  betonenden  Gegensatz 
sowohl  zu  dem  Jberingseben  „/weck  ini  Reclit*.  wie  auch,  namentlich  auf 
dem  vorliegenden  Gebiete,  zu  Brentano  (Zukunft  de  1S95,  Nr.  501,  der 
■las  ganze  Eigentums-  und  Erbrecht  aus  dem  wirtschaftlichen  Zweckge- 
dankeu  der  „pfleglicheren“  Behandlung  der  vererblichen  Gegenstände 
ableitet.  Difficile  est  satiram  non  scribere;  es  ist  schwer  sich  heissender  Be- 
merkungen zu  enthalten,  über  die  weitschaueiide  wirtschaftliche  Vorbedaclit- 
samkeit.  welche  nach  Brentano  dje  eben  zur  Viehzucht  Ubcrgegangeiieu 
Xomaden  gehabt  haben  müssen.  Es  genügt  vielleicht  zu  frageu,  oh  der 
Erbgang  iu  Waffen  und  Gerade,  welcher  nach  Brentano  (A  A.  0.  S.  IU5) 
der  erste  gewesen  sein  soll,  vielleicht  auch  auf  dem  Gedanken  der  pfleg- 
licheren Behandlung  beruht  und  oh  das  Eigentum  au  der  Ehefrau  uud  an 
iffcJaveu.  das  nach  Brentano  dem  Vieheigen  noch  vorangegangen  ist,  dom 


gleichen  öt-d.mken  seine  Entstehung  verdankt.  Gegen  di.s  reine  „Eigentum“ 
an  der  Khefraii  Hesse  sich  auch  wohl  mauches  sagen.  Indessen  eine  allge- 


meine 

tferdea 

legungr 


Widerlegung  Brentanos  soll  wenigsUns  vorläufig  nicht  gegeben 
Im  Verlaufe  der  gegenwärtigen  Abhandlung  wird  sich  die  Widcr- 
darails  orgebeu,  dass  sich  das  gemeine  Erbrecht  und  das  Grund- 
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Auch  trifft  auf  die  von  uns  genannten  freien  AnerbengQter 
die  Voraussetzung  nicht  zu,  welche  die  Gegner  natnrgemäss  für 
die  von  ihnen  behauptete  Entwicklung  machen  müssen,  dass 
nämlich  die  Güter  mitten  zwischen  hofhörigen  Gütern  gelegen 
haben.  Die  Bondenstellen  auf  der  Geest  z.  B.  bilden  eine 
durchaus  compakte  Masse,  von  der  Paulsen  die  zusammen- 
hängenden Gebiete  der  Plönischen  Aemter,  der  Aemter  Sege- 
berg,  Travendahl  und  der  Propstei  Preetz  hervorhebt.  Wo 
aber  diese  Bondenländereien  von  hofhörigen  Gütern,  den 
königlichen  Festestellen,  unterbrochen  werden,  konnten 
sie  ihr  Erbrecht  auch  nicht  nach  deren  Muster  ausbilden,  da 
auf  diesen  überhaupt  eine  Vererbung  nachweislich  nach  ihrem 
Muster  (vergl.  Paulsen  a.  a.  0.)  erst  im  18.  Jahrhundert  ein- 
gefühit  ist,  als  für  die  Freibauern  das  Anerbenrecht  längst 
feststand. 

Ganz  unerklärt  lässt  aber  die  gegnerische  Darstellung,  wie 
sich  das  Anerbenrocht  auf  freien  Gütern  hat  bilden  können,  die 
nicht  nur  nicht  zwischen  geschlossenen  Hofgüteni  liegen,  sondern 
sogar  von  Realtheilungsgegenden  umgeben  werden.  Und  auch 
das  kommt  vor.  Im  Würzburgischen  z.  B.,  wo  nach  unseren 
obigen  Ausführungen  die  meisten  Güter  ganz  frei  oder  nur  zins- 
pflichtig waren  (Fick  S.  210/211),  und  wo  im  allgemeinen  real 
getheilt  wird,  finden  sich  mitten  in  diese  Gebiete  eingesprengt 
Gegenden  mit  ungetheilter  Vererbung.  Hier  kann  doch  wahrlich 
nicht  von  der  Nachahmung  des  dem  Anerbenrecht  huldigenden 
Hofrechtes  gesprochen  werden. 

Ist  sonach  die  Ansicht,  welche  das  Anerbenrecht  immer 
und  überall  aus  Hofhörigkeitsverhältnissen  ableitet,  schon  recht 
zweifelhaft,  wenn  man  den  Blick  lediglich  auf  die  deutschen 
Verhältnisse  richtet,  so  erscheint  sie  völlig  unglaublich,  wenn 
man  erfährt,  dass  das  Anerbenrecht  in  Ländern  gilt  und  ent- 
standen ist,  wo  es  hof  hörige  Veihältnisse  wie  die  deutschen 
nicht  gibt.  Bei  den  Völkern  des  Pendschab  z.  B.  (vgl.  Köhler, 
Ztschr.  f.  vgl.  Rechtsw.  Bd.  7,  S.  206)  findet  sich  das  An- 


erbrecht weit  besser  uud  mit  weit  geriugereu  Bedenken  aus  anderen  und 
grusseren  Prinzipien  erklären  lassen,  denn  aus  der  wirtselialtliclien  Zweck- 
mässigkeit. 
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erbenrecht  weit  verbreitet,  und  zwar  bei  Gütern,  die  auch  nicht 
nach  einem  der  dort  bekannten  Leiherechte,  sondern  zu  freien 
Eigen  besessen  werden,  mit  höchstens  öffentlich-rechtlicher 
Belastung.  So  ist  „in  einigen  Gegenden  des  Kangrabezirkes 
ein  weitgehendes  Erstgeburtsrecht  in  üebung,  so  dass  die 
jüngeren  Brüder  fast  ganz  zurückgesetzt  werden.“  „In  Spiti 
Qbergiebt  der  Vater  dem  erwachsenen  Sohne  das  Grossgut  und 
zieht  sich  selbst  auf  das  Kleingut  zurück.“  In  Rajputana  sind 
„die  jüngeren  Söhne  auf  blosse  Unterhaltungsansi)rücho  redu- 
ciert.“  In  anderen  Bezirken  des  Kangradistrikts  giebt  es 
Güter,  „die  als  untheilbar  gelten  und  auf  den  jüngsten  Sohn 
erben“.  (Köhler  a.  a.  0.) 

Ebenso  ist  das  Anerbenrecht  bekannt  im  altiudischen 
dharma-Recht,  das  hof hörige  Verhältnisse  nicht  anerkennt  und 
seine  Vorechriften  an  Bauern  richtet,  die  Herren  auf  ihrem 
Grund  nnd  Boden  sind. 

Als  Regel  wie  Güter  zu  vererben  sind,  wird  es  hier 
zwar  hingestellt,  wenn  „Mann  theilte  sein  Gut  unter  seine 
Söhne.“  Allein  wie  wenig  diese  Regel  stets  durchgeführt  wurde, 
dafür  ist  Beweis,  dass  jener  Satz  zu  den  umstrittensten  des 
altindischen  Rechts  gehört.  Man  Hess  dem  ältesten  oder 
jüngsten  einen  Additionaltheil  zukommen,  oiler  gab  dem 
ältesten  zwei  Theile,  während  die  übrigen  Söhne  je 
einen  Theil  erhielten,  oder  man  gestattete  nach  der  Seniorität 
die  Auswahl  gewisser  Gegenstände.*")  Alles  das  weist,  wenn 
nicht  direct  auf  ein  Anerbenrecht,  so  doch  auf  eine  dem  An- 
erbenrecht sehr  ähnliche  Rechtsübung  hin,  welche  im  alten 
Indien  w’eit  verbreitet  gewesen  sein  muss. 

Ist  sonach  das  Anerbenrecht  auch  in  Ländern  entstanden, 
welche  eine  ganz  andere  wirthschaftliche  und  namentlich 
agrarische  Organisation  hatten  und  haben,  als  Deutschland  zur 
Zeit  der  Hofverfassung,  so  ist  es  w'ahrscheinlicher,  da.ss  jenes 
nicht  in  dieser  wurzelt,  sondern  dass  cs  einer  Quelle  entstammt, 
die  älter  und  Deutschland  mit  jenen  Landen  gemeinsam  ist. 
Gemein.sain  ist  aber  nur  der  Grundstock  des  Rechts. 

So  w'ird  man  unabweislich  zu  der  Annahme  gedrängt,  dass 
das  Anerbenrecht  aus  jenem  Grundstöcke  des  Rechts  hervor- 

jo)  Vgl-  Leist,  Jusgeiitium  8.  416. 
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gewachsen  ist  und  seine  Entstehung  den  ältesten  Reclitsgedanken 
verdankt  die  allen  arischen  Völkern  gemeinsam  sind. 

Und  in  der  That  lässt  sich  auch  positiv  nachweisen,  dass 
die  Ansicht,  welche  das  Anerbenrecht  lediglich  ans  dem  Hof- 
recht  ableitet,  falsch  ist.  Sie  entspringt  dem  doppelten  Irrthuui, 
dass  das  Anerbeurecht  allein  ans  der  üiitheilbarkeit  entsi)rossen 
sei,  nnd  dass  diese  Uutheilbarkeit  lediglich  ein  Institut  des 
Hüfrechts  sei. 

Beides  ist  nicht  richtig. 


§ 2- 

Beginnen  wir  zunächst  mit  der  Behauptung,  dass  die  Un- 
teilbarkeit der  Güter  ein  Institut  des  Hofrechts  sei. 

Gierke  hat  in  seinem  Genossenschaftsrecht  überzeugend 
nachgewiesen,  dass  der  Gedanke  der  Unteilbarkeit  des  Grund- 
besitzes ein  uralter  ist.  Zunächst  wurde  jene  thatsächlich  ein- 
geführt, denn  in  den  Zeiten  der  alten  Agrarverfassung,  wo 
noch  strenge  Feldgemeinschaft  herrschte  nnd  einem  jeden  sein 
Land  tür  bestimmte  Jahre  zngewieseu  wurde,  nach  deren  Ab- 
lauf die  Feldmark  neu  verteilt  wurde,  zu  diesen  Zeiten  konnte 
natürlich  von  einer  Teilung  der  Hufe  wie  überhaui)t  von  einer 
privaten  Verfügung  darüber  keine  Rede  sein. 

Es  war  aber  auch  zu  solcher  Teilung  gar  kein  Bedfufnis 
vorhanden,  weil  genug  Land  da  war,  es  den  leer  ausgehenden 
unter  mehreren  Sühnen  zuzumessen"),  und  es  hätte  sich  selbst 
bei  rechtlicher  Erlaubihcit  eine  solche  Teilung  thatsächlich  ver- 
boten, weil  die  Hufe  das  Mindestmass  dessen  war,  wovon  eine 


")  Ein  jioüitives  Zcuicnis  sulclior  rebung  rtnüot  sich  in  Irlnnii.  Der 
Toll  eines  Clangenosson  bildete  einen  Keclitsgruud  eine  Neuverteilung  des 
gesniumten  Clanlaudcs  vorzunelnnen.  das  den  einzelnen  ('laiigenosseii  nur 
auf  kurze  Zeit  zur  Nutzung  ausgegeben  war.  Itei  der  Neuverteilung  durfte 
jeder  der  nun  zu  vollberechtigten  Clansinaniieu  gewordenen  Sühne  des  Ver- 
storbenen ein  Laudloos  verlangen  nnd  erhielt  auch  eins.  Die  hislorisclieu 
Eigentiindiclikeiten  des  nationalirischen  Krbreelits.  des  custonie  nf  gavelkind, 
wie  die  gleiche  llerücksichtigung  aller  Söhne  unter  gänzlichem  Ausschluss 
der  Witwe  und  der  weiblichen  Descemlenz  von  der  Erbschaft,  erklären  sich 
aus  diesem  alten  Brauche.  iVgl.  Jloritz  Jaffii,  Bodenrecht  und  Bodenver- 
teilung in  Irland.) 
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FanüUe  sich  eniäliren  konnte.  Alle  diese  Momente  blieben 
noch  lange  Zeit  wirksam  als  die  Agrarverfassung  zu  ver- 
steinern begann  iiiid  durch  das  allmähliche  Abkommen  der 
lieriodischen  Neuverteilung  des  Ackerlandes  sich  aus  der  Sonder- 
nntzung  ein  Sondereigentum  entwickelte. '-)  Allein  diese  Nach- 
wirkungen des  alten  Eigentums  der  Gemeinde,  welche  Giorke 


Die  liier  zu  tTrmule  gelegte  Auffas.^ung  von  der  Entwickelung  des 
I’rivateigentunis  au  Uriind  und  Boden  ist  heute  wohl  die  herrschende.  Fast 
von  allen  wird  als  das  Ursprüngliche  das  Eigentum  des  Markverbandes  au- 
goiioinmen,  das  von  strenger  Feldgemeinschaft  getragen  wurde,  und  aus  dem 
sich  erst  allmählich,  fussend  auf  der  Sondernutzung,  ein  Sondereigen  heraus- 
gebildet hat.  Die  Vcriimtuug,  die  Jnama-Sternegg  in  seinem  .Hofsystem“ 
hier  und  da  durchbiieken  lässt,  es  sei  der  Markverbaiid  erst  ein  Erzeugnis 
späterer  Zeiten,  diese  Vermutung  hat  er  später  selbst  fallen  lassen.  Die 
herrschende  Ansicht  stützt  sich  für  deutsche  Verhältnisse  auf  die  bekannten, 
Stellen  Caesars  und  Tacitus  über  deutsche  Ackerverfassnng.  Es  muss  zu 
gestanden  werden,  dass  zu  dieser  Ansicht  die  unbefangene  l’ebersetzung 
jener  Autoren  nach  dem  Texte,  den  ihre  neuesten  kritischen  Ausgaben 
bieten,  am  besten  stimmt.  Die  abweichende  Deutung,  die  Juama-Stemogg 
a.  a.  O.  der  Tacitusstelle  zu  geben  versucht,  kaun  nur  durch  eine  überaus 
gezwungene,  teilweis,  wie  bei  Spatium,  direkt  falsche  Uebersetziing  erreicht 
werden,  die  Jnama-Sternegg  heute  wohl  selbst  nicht  mehr  vertritt.  Indessen 
immerhin  ist  die  Uebersetziing  der  Tacitusstelle  namentlich  bei  ihren  un- 
sicherem Texte  etwas  zweifelhaft,  und  die  herrschende  .-knsicht  stände  des- 
halb auf  ziemlich  schwachen  Füssen,  wenu  nicht  die  vergleichende  Rechts- 
geschichte ihr  in  neuester  Zeit  kräftige  Stützen  untergefügt  hätte. 

Fast  bei  allen  arischen  Völkern  nämlich  firden  sich  Reste,  welche  auf 
einen  Zustand  hinweisen,  wo  der  .Stamm  das  in  Besitz  genommene  Land  ati 
die  (Teschlechter  als  Eigentümer  verteilt  batte,  und  diese  es  an  die 
einzelnen  Haushaltungen  nur  zur  Nutzung  austhaten.  Man  mns.s  dabei 
bedenken,  dass  die  arischen  Völker  in  alle  Sitze,  in  denen  sie  heute  wohnen, 
als  Eroberer  eingerückt  sind.  Die  einzige  Organisation  aber,  die  ein 
wanderndes  Eroborcrvolk  haben  kann,  ist  die  nach  der  Blutsgemeinschaft, 
nach  Geschlechtern,  da  für  eine  dingliche  und  räumliche  Organisation  die 
l'titerlagen  fehlen.  Diese  einzigen  fertigen  Organisationen,  der  Stamm,  das 
(icschlochtergeschlecht  (vgl.  Leist,  ins  glutium  S.  etc.)  und  die  Einzel- 
geschlecbter  nahmen  deshalb  das  Land  in  Besitz,  den  Stamm  als  Obereigen- 
tiiiner  und  die  Geschlechter  als  die  wirklichen  Eigentümer.  Andere  Reehts- 
siibjekte  waren  gar  nicht  da;  der  einzelne  war  und  bedeutete  uur  etwas  als  Gc- 
schlechtsaugeburiger;  das  dorfweisc  angesiedelto  Geschlecht  war 
ileshalbdaswahreRechtsubjcct  des  ihm  zugewiesen  CU  Dorflandes. 

Diese  Zustände  werden  bewiesen  durch  Verhältnisse,  wie  sie  heute 
noch  im  Pamlschab  sich  finden,  wo  noch  immer  das  Dorf  aus  Geschlechts- 
genosseii  besteht  und  alle  Dorfeinwohner  untereinander  verwandt  sind. 

r,  Dultzif^,  Ürund«rlirecbt. 
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treffend  unter  dem  Namen  Gesamtrecht  zusammenfasst,  waren 
es  nicht  allein  welche  eine  Unteilbarkeit  des  Grundeigentums 
herbeiführten ; sondern  andere  Einflüsse  halfen  dazu  mit. 

Während  der  Umwandlung  der  Agrarverfassung  nämlich  hatte 
sich  eine  weitgehende  Verdinglichung  aller  Eechtsverliältnissc 
herausgcbildet.  Wer  Gemeindegenosse  war,  hatte  früher  Land 
fordern  können,  so  dass  Gemeindeangehörigkeit  und  Landbesitz  als 

Es  wird  dort  noch  vielfach  der  göt,  der  Verwandtschaftskreis,  in  dem 
man  nicht  heiraten  darf,  mit  dem  Dorfe  identifiziert  (vgl.  Köhler  .S.  233). 
Bei  anderen  arischen  Völkern  besteht  jener  Zustand  allerdings  nicht  mehr, 
aber  er  wird  für  frühere  Zeiten  durch  unwiderlegliche  Zeugnisse  belegt. 
Namentlich  sind  es  die  Iren,  die,  solange  sie  eine  nationale  Kechtsordnnng 
gehabt  haben,  d.  h,  bis  ins  17.  Jabrliundert,  auf  jenem  ursprünglichen 
Standpunkte  verblieben  sind,  wo  der  Stamm  das  Landgebiet  an  die 
ticschlcchter,  die  Clans,  als  Eigentümer  verteilte,  die  es  nur  zur 
Nutzung  Weitergaben  an  die  einzelnen  Clangecossen,  welche  schon 
wegen  der  stets  wieder  vorgenonimeneu  Neuverteilungen  nur  in  leichten 
Hütten  darauf  umherwohuten  (Moritz  Jaffe  a.  a.  O.  S.  1031  ft')  Auch  in 
den  slavischeu  Rechtsgebieten  haben  sich  ähnliche  Verhältnisse  noch  lauge 
erhalten.  Die  durch  Blutsverwandtschaft  verknüpfte  Sippe  wohnte  zu- 
sammen in  einem  Dorfe  und  hatte  alle  Dinge  gemeinsam.  (Vgl.  I,eist 
Inscivile  S.  tas  nach  Schiemann,  neuerdings  namentlich  laitschitzky  bei 
Schmollcr  de  1806  8.  174  175  ff.)  In  Indien  endlich  finden  sich  gleichfalls 
zahlreiche  Spuren  jener  Urzustände.  Noch  spät  fallen  dort  Dorfgenossen- 
scliaft  und  Geschlechtsgenossenschaft  zusammen  ^Leist,  Insgeutium  S.  37, 
33,  360,  388)  deshalb  heisst  auch  das  Gemeindehaus  „sabha“,  was  sprachlich 
dentisch  mit  Sippe  ist. 

Diese  Wahrnehmungen  bei  den  meisten  arischen  Völkern  sprechen 
dafür,  dass  es  sich  hier  um  ein  allgemeinarisches  Recht  handelt.  Und 
hält  mau  mit  diesem  Ergebnis  die  bestimmten  Nachrichten  Caesars 
zusammen,  so  wird  man  nicht  mehr  zweifeln,  dass  auch  bei  unseren 
Vorfahren  einst  das  Eigentum  an  Grund  und  Boden  lediglich  den  zumeist 
dorfweise  angcsiedelten  Geschlechtern  zugestanden  bat. 

Die  Weiterentwickclung  richtete  sich  zunächst  darauf,  dass  die  wenigstens 
meistens  dorfweise  sitzenden  üeschlechtsgenossenschaften  sich.in  Markgenossen- 
schaften verwandelten.  Die  Verhältnisse  wurden  eben  stabiler,  die  Geschlechter 
siedelten  sich  in  festen  Häusern  an  und  blieben  für  die  Dauer  auf  dem 
ihnen  zugefallcnen  Lande.  .So  gewann  der  örtliche  uml  dingliche  Zusammen- 
hang ein  Vorgewicht  vor  dem  persönlichen,  und  schliesslich  wunlc  der 
letztere  ganz  vergessen  oder  durch  die  Zeit  zerstört,  und  es  blieb  nur  der 
erstere,  der  Markverband.  Dieser  theilte  nun  ebenso  wie  die  alte  Gc- 
schlechtsgenossenschaft  seine  l.andmark  an  die  einzelnen  Hausväter  aus  zur 
Nutzung,  zunächst  mit  periodischer  Neuvertheilung.  Als  aber  diese  abkaui, 
musste  sich  die  Souderuutzung  vou  selbst  in  Soudereigou  verwandeln. 
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identisch,  als  Zubehör  voneinander  erscheinen  mussten.  Jetzt 
»anle  aus  dem  Begriffe  des  Zuheliörs  die  nnigekelirte  Con- 
M'qnenz  gezogen,  dass  der  Landbesitz  die  Genieindeangehörigkeit 
sab.  Auf  ihm  liafteten  Rechte,  auf  iliin  lasteten  Pflichten  ; und 
namentlich  letzterer  Umstand  war  es,  der  bei  der  mangelnden 
Scheidung  von  Privat-  und  öflentlichem  Recht  für  die  Er- 
haltung der  Unteilbarkeit  der  Hufen  wesentlich  mitwirken  musste. 

bmnrr  aber  blieb  ein  Thcil  dos  Oemeiiidelandcs  unTortlieilt.  An  ihm  lebte  d-as 
altetiesainteii'entluira  alsein  redendes  Zeugnis  von  dem  früheren  Reclitszustande 
fort.  Nie  konnte  deshalb  in  Vergessenheit  gerathen  und  ist  es  auch  nicht, 
dass  ursprUuglicb  alles  Land  eigentlich  der  Markgenossenschaft  zustand. 

Cierade  dieser  wiclitigste  Abscimitt  in  der  Entwickelung  des  l’rivat- 
eigonthums  ist  es  nun,  der  nicht  in  deutschen  Zeugnissen  uns  belegt 
ist.  Dafür  ist  er  für  das  slaviscbe  Reebtsgebiet  genau  beglaubigt. 
Ja,  iu  einem  anderen  arisclien  Rechtsgebieto  vollzieht  er  sieb  sozusagen  vor 
uuseren  Augen.  In  i’eiidsohab  finden  sieb  noch  beute  alle  Entwiokeluiigs- 
stufen  neben  einander:  1)  Zamindari,  Gesammtreebt  der  Gemeinde  mit  Ge- 
sanimtwirtbscbaft,  2)  l’attidari,  Vertbeilung  dos  Dortlandes  unter 
Vorbehalt  periodischer  Neuvertheilung  an  die  Geschlechter  im  Dorf 
zur  Nutzung.  Darunter  vielleicht  noch  wieder  Vertbeilung  des  taraf 
einer  ganzen  Familiengenossouscbaft  als  pattis  .an  die  einzelnen  Familien. 
3)  Bhayachara.  Hier  ist  der  l’rivatbcsitzstand  definitiv.  Uel)erall  aber 
bleibt  unausgesebieden  eine  gemeine  Mark,  eine  Almemie.  (Vgl.  Köhler 
a.  a.  O.  S.  Idöff. 

So  hat  sich  der  Besitz  au  Grund  und  Boden  von  der  grössbreii 
Eiuheit  auf  immer  kleinere  herunter  bis  zum  Hause  gezogen  (vgl. 
Köhler  a.  a.  O.)  Der  Gang  ist  dabei  nicht  bei  allen  ariseben  Völkern 
genau  der  gleiche  gewe.sen.  Es  findet  sich  Uoberspringen  eines  Mittel- 
gliedes. Aber  überall  bat  man  das  Gefühl  gehabt,  dass  das  Eigenthum 
eigentlich  nicht  dem  Einzehicu  zustand.  Die  Griechen  haben  sich  stets 
daran  erinnert,  dass  der  zeitige  Besitzstand  auf  einer  Vertbeilung  darch 
den  Stamm  ruhe,  und  haben  es  deshalb  nicht  für  rechtswidrig  gehalten  zur 
Behebung  von  inzwischen  eingetreteueu  Uebelständcn  eine  „Neuvertheilung“, 
einen  ava?a3fi'i;  auzuordneii.  (Vgl.  Leist,  Jusgentiura,  S.  90  und  anderswo). 
Seihst  die  Römer,  bei  denen  die  Grundeigenthumsordnung  von  Anfang  an 
erheblich  fester  scheint  (vgl.  Leist,  Juscivile  S.  32  Ij,  haben  doch  noch 
später  nicht  vergessen,  dass  alles  Grundeigenthum  auf  staatlicher  Zuweisung 
beruht,  eine  Theorie,  die  noch  in  den  l’aiidekten  erscheint.  Bei  den 
Deutschen  vollends,  wo  bis  in  die  jüngste  Zeit  Zeugen  des  Gesammtrechts 
in  den  bei  Griechen  und  Römern  unbekannten  Almenileu  fortlebtcn.  wo 
ferner  bis  in  die  Jüngste  Zeit  das  Gesammtreebt  durch  Verordnungeu  der 
Markgenossenschaft  über  ücwirthschaftung  der  Gemciudefeldor  sich  be- 
tbätigte,  in  Deutschland  bestaud  noch  mehr  Anlass,  die  Flrinncrung  daran, 
wem  eigentlich  das  Eigenthum  der  Felder  gebührte,  wach  zu  erhalten. 
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Die  öffentlichen  Lasten,  selbst  die  Dinfifpflicht,  — von  der 
Wehrpflicht  gar  nicht  zu  reden  — erforderten  nämlich  einen 
vermögenden  Mann.  Noch  unter  Karl  dem  Grossen  sind  Ge- 
setze erlassen,  um  die  Gemeinfreien  nicht  zu  oft  zu  der  Ding- 
pflicht heranznziehen,  weil  diese  in  der  Tliat  eine  Last  wpi-, 
Nicht  anders  kann  es  in  älteren,  kapitalärmeren  Zeiten  ge- 
wesen sein. 

Der  Gemeinde  lag  es  deshalb  daran,  dass  ihre  Mitglieder 
ansehnliche  Leute  waren,  und  sie  musste  es  zu  verhindern 
suchen,  dass  durch  Zertheilung  von  Grund  und  Boden  auf 
einem  Gute,  das  bisher  nur  einen,  aber  stattlichen  Manu  er- 
nährte, nunmehr  zwar  mehrere,  aber  proletarische  Existenzen 
sassen,  die  ihr  weder  im  Gericht  noch  im  Krieg  die  schuldigen 
Dienste  leisten  konnten. 

So  nimmt  den  auch  Heusler  in  seinen  Institutionen  an, 
dass  auch  im  Landrechte,  gerade  um  den  Bestand  der  gericlits- 
fähigen  Leute  zu  erhalten,  die  Gemeinde  über  den  Güterstand 
eine  weitgehende  Kontrolle  ausübte;  er  bezieht  sich  auf  Ssp. 
I,  34,  welcher  als  Grenze  der  Zerstücklung  ansetzt:  dass  einer 
bei  Verkauf  seines  Gutes  doch  wenigstens  eine  halbe  Hufe 
und  Hofstatt  behalte,  wovon  er  dem  Richter  seines  Rechts 
pflegen  könne.’'*)  Deutlicher  kann  es  nicht  ausgesprochen 


■®)  So  sehr  wir  hier  wie  anderwärts  mit  den  Heusler'schen  Auslas-sungen 
einverstanden  sind,  und  so  sehr  man  ihm  recht  gehen  muss,  wenn  er  be- 
hauptet, dass  beschränkte  Theilt)arkeit  auch  im  Landreehte  hergebr.aeht  ge- 
wesen sei,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  DingpHicht,  so  kann  mau  ihm 
doch  nicht  soweit  folgen  anzunchmen,  dass  die  gerichtliche  Auflas.sung  ent 
standen  sei  aus  einem  dem  Oerichtsherren  zustehenden  Coiisensrecht.  Wir 
schliessen  uns  deshalb  bis  auf  Weiteres  der  Brunnerschen  Ansicht  an,  dass 
die  gerichtliche  Fertigung  der  (ieschäfte  über  Grundbesitz  zurückgeht  auf 
das  Bestreben,  das  unanfechtbare  Gcrichtszeugnis  zu  gewinnen,  wonach 
also  die  Thätigkeit  des  Gerichts  eine  wesentlich  znschauende  ist.  (V^gl. 
oben  Anm.  7).  War  allerdings  einmal  eine  solche  gerichtliche  Fertigung 
cingeführt,  so  musste  das  Widerspruchsrecht  auch  des  Gerichtsherrn  — 
und  nur  ein  solches,  nicht  ein  positives  Consensrecht  machen  die 
Heusler'schen  Anführungen  wahrscheinlich  — , so  musste  das  Widerspnichs- 
recht  des  Gerichtsherrn  ebenfalls  in  der  gerichtlichen  Verhandlung  geltend 
gemacht  werden,  weil  sonst  eine  Verschweigung  am  Recht  eintrat.  Auch 
diese  Wirkung,  die  Heusler  hervorhebt  und  die  zeigt,  dass  es  sich  uni 
keinen  Consens  handelt,  denn  dieser  kann  durch  Verschweigen  nicht  ver- 
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werden,  dass  die  Untheilbarkeit  oder  beschränkte  Theilbarkeit 
eines  Gutes  wurzelt  in  der  gerade  auf  freien  Gütern  bestehenden, 
nicht  dem  Hofrecht,  sondern  dem  Landrecht  ent- 
wachsenen Dingpflicht. 

Auch  heute  sind  es  denn  die  öffentlichen  Lasten  die, 
z.  B.  in  Indien,  für  freie  Güter  Untheilbarkeit  und  Einerbfolge 
zeitigen.’^) 

Ist  sonach  die  Untheilbarkeit  ein  auch  im  Landrechte 
seit  alters  bekanntes  Institut,  so  kann  es  anderseits  nicht  ge- 
leugnet werden,  dass  sie  in  manchen  Gegenden  früh  vei-schwunden 
ist  und  sich  nur  in  hofrechtlichen  Verhältnissen  erhalten  hat. 

Daraus  aber,  dass  sie  dort  vorzugsweise  noch  angetroften 
wird,  folgt  noch  gar  nicht,  dass  sie  auch  aus  eigentlich  hof- 


lorcn  ijeben.  da  ohne  ihn  überhaupt  nichts  zustande  kommt,  — auch  diese 
Wirkung  mochte  die  gerichtliche  Auflassung  empfehlenswerth  erscheinen 
lassen,  aber  entstanden  ist  sie  daraus  ebensowenig  wie  daraus,  dass  das 
gleichartige  Widerspruchsrecht  der  Erben  durch  sie  gehoben  werden  konnte. 
Ob  ein  W’iderspruchsrccht  der  Gerichtsgeineinde  oder  des  (ierichtsherm  be- 
stand. hat  eben  mit  der  Frage  nach  dem  Ursprünge  der  gerichtlichen  Auf- 
lassung nichts  zu  thun.  Es  kann  bestehen,  wo  es  jene  nicht  gicbt.  und  es 
kann  fehlen,  trotzdem  jene  gebräuchlich  ist.  Gerade  wie  das  tVidorsprudis- 
recht  der  Erben  auch  an  Orten  bekannt  ist,  wo  jene  bei  Veräusseningeu 
nicht  mitwirkcn  (v.  Amira.  Erbeufolge  S.  lOo)  und  wo  diese  nicht  gerichtlich 
geschehen.  — Es  soll  übrigens  nicht  verschwiegen  werden,  dass  die  Heusler- 
sche  Auffassung,  die  Auflassung  aus  des  Richters  Hand  sei  die  fnrmge- 
rechteste  gewesen,  unterstützt  wird  durch  zwei  Weistümer,  die  wir  aus 
ihrer  Vergessenheit  bei  Nolten  entroissen  wollen.  Die  Freidings  Artikeln 
zu  Bettmar  fNolten  S.  1.^7, 15KJ  besagen:  Nach  vorausgegangeuen  gehörigen 
Urtheilen  „tritt  der  Verkäufer  oder  der  das  Land  versetzet,  herfür  und 
greiffet  mit  der  Hand  in  dos  Richters  Iluth,  weiches  dem  uralten 
Gebrauch  nach  der  Verlass  ist.“  Hierauf  lahrt  der  Vorsprecher  fort; 
.Das  Gut  ist  verlassen  uhd  hat  keinen  Herrn  als  den  Richter,  so 
frage  ich  weiter,  oh  Kanffcr  nicht  soll  hervortreten  und  solches  aus 
des  Richters  Hand  wieder  empfangen?“  Der  Richter,  nach  ge- 
höriger Umfrage,  „affirmat“.  „Der  Kauffer  tritt  darauf  hervor  und 
greifft  mit  der  Hand  in  dos  Richters  Huth,  wodurch  er  die 
Possession  des  Guthes  ergreiffet.“  — Ebenso  lindet  es  sich  in  den  Frei- 
dingsartikeln von  Giesen  und  Emmerke  bei  Nolten  B.  181. 

'<)  Vgl.  Köhler  a.  a.  0.  S.  206/2U7 ; .Ansätze  der  Primogenitur  sind 
nicht  selten,  insbesondere  so,  dass  der  älteste  in  die  erbliche  publi- 
zistische Stellung  eiurückt.  So  erbt  in  Rohtak  der  älteste  Sohn  eines 
lambardari  sein  Lambardarrecht.“  Vgl.  über  den  Gebrauch  in  Spiti : ebenda. 
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reclitliclien  Ideen  entstanden  ist.  Denn  cs  ist  bekannt,  dass  ini 
Hofrecbte  auch  landreelitliclie  Reehtsgedanken  eine  grundlegende 
Rolle  spielen.  Es  kann  deshalb  sehr  wohl  etwas,  das  im 
Hofrechte  gilt  aus  einem  in  dieses  aufgenoninienen  landreeht- 
lichen  Grundsatz  entsprungen  sein. 

Und  so  werden  wir  denn  auch  bei  unserer  Frage  in  der 
That  sehen,  da.ss  die  Untheilba rkeit  im  Hofrechte  aus 
eigentlich  landrechtlichen  Prinzipien  vielleicht  nicht 
entstanden,  aber  mindestens  durch  deren  Eindringcm  in  das 
Hofrecht  erhalten  worden  ist.  Namentlich  die  aus  dem  Land- 
rechte  herübergenoinmene  Uingpllicht.  die  in  jenem  massgebende 
Rücksicht  auf  deren  ungeschmälerte  Erfüllung  war  es  auch 
hier,  die  eine  der  Güteidheilung  feindliche  Strömung  hervorrief 
oder  unterstützte. 

Zunächst  freilich  war  es  der,  immerhin  auch  dem  landrecht- 
lichen Gedanken  von  dem  Gesammteigenfhume  des  Markver- 
bandes analoge,  stets  fortlebende  Gedanke  von  dem  ursprüng- 
lichen Eigenlhum  des  Herrn  an  den  gesammten  Hofgütern,  der 
die  Gebundenheit  herbeilülirte.  Es  traf  mit  diesem  Gedanken 
sofort  aber  auch  hier  zusammen  die  Rücksicht  auf  die  Erhaltung 
der  Lasten  und  Dienste,  welche  auf  dem  Grundeigenthum 
ruhten,  wenn  es  sich  zunächst  auch  nur  um  die  von  unseren 
Gegnern  betonten  hofrechtlichen  Dienste  handelte. 

Besonders  deutlich  tritt  diese  Tendenz  des  Theilungsver- 
botes  hervor  in  dem  M'eisthum  bei  Grimm  IV,  älti. 

Es  handelt  sich  hier  um  die  Rechte,  welche  dem  Kloster 
Herrenalb  im  Schwarzwald  an  den  Höfen  zu  Ottersweiler  im 
Büchlerthal  zustehen. 

Diese  Höfe  hatte  das  Kloster  an  4 Bauern  au.sgcthan  und 
dabei  in  der  locatio,  dem  Leihebriefe,  festsetzen  lassen : quod 
quatuor  pracdictae  personae  bona  ipsa  heredibus  suis  p 1 u r i b u s 
dividere  non  deberent.  Allein  man  liess  von  der  Strenge 
nach,  denn  das  Weisthnm  bemerkt  dazu:  quod  nec  hodie  fieri- 
debet,  nisi  de  clanstri  super  hoc  requisitä  et  obtentä  processerit 
voluntate.  Quod  si  factum  fuerit  et  obtentum,  ut  predicta  bona 
pluribus  dividautur,  quatuor  tarnen  inter  eos  principaliores 
tenebuntur  ad  pensiouem  annuara  persolvendam. 
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Konnte  man  also  das  Prinzip  der  üntheilbarkeit  auch  nicht 
gunz  starr  durchführen,  so  war  der  Gedanke,  dass  das  Grund- 
stück den  Lasten  und  Diensten  als  Unterlage  diene  und  des- 
halb möglichst  in  unversehrtem  Bestände  erhalten  werden  müsse, 
— dieser  Gedanke  war  noch  stark  genug,  wenigstens  in  An- 
sehung der  Dienste,  eine  künstliche  Ungetheiltheit  neben  der 
faktischen  Theilbarkeit  zu  erzeugen.  Dieser  Ausweg  der  Be- 
stellung eines  Zinsträgers  für  die  getheilten  Güter  musste 
denn  auch  oft  beschritten  werden.'^) 

Seine  mächtigste  Stütze  aber,  ohne  welche  es  der  theilungs- 
freundlichen  Zeitströmung  noch  schneller  erlegen  wäre,  erhielt 
das  Theilungsverbot  im  Hofrechte  gerade  dadurch,  dass  auf 
hofhörige  Güter  in  weitem  Umfange  landrechtliche 
Grundsätze  übertragen  wurden. 

Es  hing  dieser  Vorgang  zusammen  mit  der  Ausbildung  von 
Hofgemeinden,  welche  als  jüngere  Nachbildung  der  älteren  land- 
rechtlichen Gemeinden  und  durch  dieselben  Rechtsgedanken 
hervorgetrieben,  sich  hinter  dem  Grundherren  einschoben  und 
einen  Theil  der  Functionen  des  Gesamtrechts,  welche  ursprünglich 
jener  allein  ausgeübt  hatte,  an  sich  nahmen. 

Insbesondere  waren  es  gerade  die  Aufgaben  der  öffentlichen 
Gewalt,  welche  so  zum  grössten  Theil  vom  Grundherrn  auf  die 
Gemeinde  übergingen,  Polizei  und  Gerichtswesen. 


Z.  B.  Grimm  IV,  720,  § l(i  (Hotteiibaeli  zwixcheii  Bemcastel  und 
Uarstoin).  Auch  weiset  der  Schöffen,  dass  auf  eim  jeglichen  gut  ein  haupt- 
mann sein  soll,  des  des  lehenherren  Unecht  sein  zins  ausrichten  soll  auf 

St.  Martinstag undt  hat  ein  hauptmann  mitgemeiner,  die  zu 

den  gütem  geerbt  sein  ....  — II,  181  (Kavengirsbnrg  im  Hunsrück)  ein 
ieglicli  empfenglich  gut,  das  von  ein  gestockt  und  gestaint  und  ver- 
theilt ist,  in  vier  fünf  oder  mehr  ....  soll  doch  bei  einem  bodenzinss 
bleiben  und  sollen  dieselbigen  ein  hauptmann  stellen,  den  boden- 
zins ausrichten.  — Strasshurger  Verordnung  bei  Schiltcr-Gambs,  Disserlatio 
de  Bonis  laudemialibus  S.  20:  „Wer  sin  eigen  oder  sin  erbe,  es  sy  men  oder 
wib  zu  erbe  lihet,  von  der  Hofherrn  wandlnnge  soll  man  keinen  Erschatz 
geben;  wo  aber  an  suslichen  Erb  zwen  oder  me  zu  erbe  knment,  wüllen 
die  ir  erbe  teilen,  das  mögen  sie  wol  thun  one  den  Hofherrn,  also 
das  sy  dem  Hoflierrn  einen  hofesesser  usser  in  gebent,  der  es  emphahe 
von  ihr  aller  wegen  und  imn  Erschatz  gebe,  ob  er  Erschatz  geben  soll, 
nnd  sinen  zins.  — 
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Seitdem  lasteten  die  öffentlichen  Pflichten,  vor  allem  die 
Dingpflicht  auf  dem  Grundstück.  Und  dass  auch  hier  gerade 
sie  es  am  ersten  war,  die  sich  als  ein  Damm  gegen  die  Zer- 
splitterung erwies,  dafür  sind  ein  lebendiges  Zeugniss  die  viel- 
fältigen Mittel,  mit  denen  man  wenigstens  für  das  Gerichtswesen 
noch  eine  künstliche  Einheit  der  Güter  herbeizunihren  suchte, 
als  man  ihre  thatsächliche  Trennung  dem  Zuge  der  Zeit  ent- 
gegen nicht  mehr  hindern  konnte.  Die  uns  in  zahlreichen  Hof- 
roddeln  aufbehaltenen  Gebote,  einen  „Träger“  oder  „Haupt- 
mann“ aufznstellen,  der  die  Güter  „zu  Ring  und  Ding“  trage, 
sie  lehren  uns,  mit  welcher  Kraft  selbst  zu  den  ungünstigsten 
Zeiten  gerade  die  nicht  dem  Hofrechte  entsimossene  Dingpflicht 
auf  die  Untheilbarkeit  der  Güter  hinwirkte. 

Mit  Recht  konnte  deshalb  Gierke  sagen,  dass  die  Untheil- 
barkeit nicht  allein  im  Interesse  des  Grundherrn,  sondern  ebenso 
und  vielleicht  noch  mehr  in  dem  der  Hofgemeinde  festgehalten 
wurde,  und  mit  Recht  legt  er  hierbei  auf  den  landrecht- 
lich en  Gesichtspunkt  der  öffentlichen  Lasten  das  Hauptgewicht, 
wenn  er  schreibt:  Es  war  „ebenso  sehr  die  Gemeinde,  wie  die 
Grundherrschaft  an  der  Erhaltung  des  Gutes  in  dei'  Familie 
an  seiner  Besetzung  mit  einem  wehrhaften  und  gerichtsfälligen 
Manne,  und  an  seiner  fortdauernden  Tragfähigkeit  für  die 
öffentlichen  Lasten  interessiert.“ 

Fassen  wir  nun  die  Ergebnisse  dieses  Abschnittes  zu- 
sammen, so  ist  die  Untheilbarkeit  zwar  im  Hofrechte  besonders 
ausgebildet,  allein  der  Gedanke  der  Untheilbarkeit  selbst  ist 
nicht  aus  ihm  entsprungen. 

Dass  uns  positive  Zeugnisse  seines  Daseins  nur  in  hof- 
rechtlichen  (Quellen  erhalten  sind,  rührt  daher,  weil  wir  über  die 
Gestaltung  der  Hofgemeinden  fast  von  der  ersten  Zeit  ihres 
Bestehens  an  unterrichtet  sind,  über  das  Ijandrecht  aber  uns 
Zeugnisse  aus  einer  gleich  jugendlichen  Periode  desselben 
mangeln. 

Gleichwohl  haben  die  alten  Rechtsgedanken,  wie  sie  einst 
bei  der  Bildung  der  landrechtlichen  Gemeinden  thätig  waren, 
auch  am  Aufbau  der  Hofgemeinden  gearbeitet  und  uns  so  in 
diesen  ein  verjüngtes  Abbild  jener  hiuterlassen.  an  denen  wir 
die  alte  Gestaltung  jener  ermessen  können;  aber  etwas  durch- 
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rSnpig  neues  sind  sie  nicht.  Da.ss  dem  so  ist,  lässt  sich  für 
viele  Einzelheiten  der  Hofgemeindeordnung  urkundlich  belegen, 
z.  B.  für  die  SchötFenverfassung,  für  die  Gestaltung  der  Al- 
mende  u.  a.  ni.;  für  die  Untheilbarkeit  ist  es  wenigstens  wahr- 
scheinlich, wie  oben  gezeigt,  und  muss  deshalb  bis  zum  Gegen- 
beweis als  richtig  angenommen  werden. 

§ 3. 

Wie  auf  dieser  Gnindlage  der  Untheilbarkeit  die  Einerb- 
folgre  entstanden  ist.  lässt  sich  unschwer  ausmalen. 

Und  gerade  weil  dies  .so  leicht  ist,  deshalb  sind  so  viele 
in  den  oben  erwähnten  Irrthum  verfallen,  aus  der  Untheilbarkeit 
und  der  Untheilbarkeit  allein  das  Anerbenrecht  mit  allen  seinen 
Eigrenthnmlichkeiten,  insbesondere  auch  den  Umstand  erklären 
wollen,  dass  die  Miterben  nicht  Erbtheile,  sondern  Abfindungen 
erhalten. 

Allein  wie  es  überhaupt  nicht  wahrscheinlich  ist.  dass  ein 
PO  bedeutender  Theil  des  Rechts  wie  das  bäuerliche  Erbrecht 
mit  allen  seinen  Eigenheiten  nur  aus  einer  Wurzel  entstanden 
ist,  wie  es  sich  vielmehr  auf  den  verschiedensten  Gebieten  er- 
weist, dass  erst  viele  Kanäle  zusammen  fliessen  mussten,  um 
einen  Strom  zu  bilden,  so  ist  auch  für  das  bäuerliche  Anerbeu- 
recht  die  Jleinung,  welche  alle  seine  Besonderheiten  aus  der 
Gebundenheit  der  bäuerlichen  Hufen  herleitet,  in  mehrfacher 
Hinsicht  anfechtbar. 

Zunächst  musste  man  nämlich  bei  dieser  Ansicht  annehmen, 
dass  die  Einerbfolge  ein  nothwendiges  Correlat  der  Untheilbarkeit 
sei.  Dann  muss  es  aber  sofort  auffällen,  wenn  sich  Anerben- 
recht findet  ohne  Untheilbarkeit  oder  vor  ihrer  Einführung,  und 
doch  haben  wir  das  zu  verzeichnen. 

In  Bayern  nämlich  wurde  die  Untheilbarkeit  erst  Kilß 
eingelührt  und  auch  da  noch  nicht  für  den  Fall  der  Erbtheilung. 
Trotzdem  war  schon  damals  die  stets  auf  Einerbfolge  hin- 
weisende Gutsübergabe  alter  Brauch.'>\)  Ebenso  findet  sich  in 


ni«)  Fick  S.  26  mul  27.  S.  2s.  — Die  diesbezügliche  Stelle  des  Kom- 
mentars der  Polizeiverordming  lautet;  Commune  enim  est  in  plebe 
rnstica,  ut  seniores  coloni  . . , uni  ex  liberia  vcl  hacredibus  bonnm  suum 
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Oesterreich,  namentlicli  in  den  deutschen  Gegenden  Bölimens 
und  Schlesiens  hergebrachtermassen  die  ungetheilte  Vererbung 
mit  Bevorzugung  des  Uebernehniers,  trotzdem  die  Tlieilung  zu- 
lässig war  und  sogar  von  den  Gutsherrn  begünstigt  wurde.''’’’') 
Ferner  aber  müsste  man  bei  der  behaupteten  Wechsel- 
beziehung zwischen  Einzelerbfolge  und  Untheilbarkeit  erwarten, 
dass  dort,  wo  diese  sich  noch  erhalten  hat,  auch  jene  sich 
findet.  Aber  auch  das  trifft  keineswegs  zu.  Wenn  wir  auch 
absehen  von  solchen  Stellen,  welche  gerade  der  Erben  halber 
eine  Tlieilung  der  sonst  untrennbaren  Güter  gestatten,  wie  es 
z.  B.  der  Hubspruch  von  Hessigheim  am  Neckar  aus  dem 
Jahre  1424  thut"’J  — wenn  wir  von  solchen  Aeusserungen 
auch  absehen  und  sie  eben  als  allmählich  eingeschlichene  Aus- 
nahmen von  dem  Prinzip  der  Gebundenheit  betrachten,  so  fällt 
schon  mehr  ins  Gewicht  folgende  Stelle;  „Dar  Kinder  ader 
Erven  van  einem  Havesgude  unvertegen  weren,  de  mögen  dat 
Gut  nich  splettern  oder  erft'deilen  und  in  ander  Hände  bringen, 
sondern  mögen  dat  versetten  und  Pennynge  up  nemmen. 
und  ehren  Ertt’dej'l  aft'willigen,  vorbehaltlich  dem  Hoffherren 
alle  Gerechtigkeit  daran.“  Doch  auch  von  diesen  Worten  mag 
zugegeben  werden,  dass  der  darin  angegebene  Reehtssatz  nicht 
gerade  darnach  aussieht,  als  ob  er  aus  einfachen  Zeiten  stammt 
und  auf  hohes  Alter  Anspruch  hätte,  (ileichwohl  giebt  der 
Aussiiruch  zu  denken  und  zeigt  wenigstens  soviel,  dass  der  be- 
hauptete Zusammenhang  zwischen  Untheilbarkeit  und  Anerben- 
recht so  eng  nicht  ist,  als  man  ihn  oft  hat  hinstellen  wollen.'') 
Es  kommt  aber  ein  Zweites  hinzu. 


eropbyteiiticum  oedant.  sud  pro  se  et  uiore  sn«  nnmiani  quaiidam  pensionem 
. . . sibi  reservent,  qiine  reservatio  dicitur  ,ein  Aiistrag.“ 

"’b)  ' s'-  ürünberg  bei  Scbmoller,  .lahrbiicb  XX.  S.  nameiitlirb 

S.  29  und  31,  S.  ;10  und  Sä, 

•0)  (irimm  VI,  314,  § 21. 

i'J  Vgl.  darüber,  dass  Untheilbarkeit  und  Anerbenrecbt  nidit  notb- 
wendig  zusumtnengebörcu.  aueb  Froiniuhold,  Auerbenreebt  ,S  9.  — Vgl. 
audi  das  Solm.ser  Landredit  von  u>12.  Es  bat  für  Landgüter  dietiebote 
der  Un t bcilbarkei t und  Uuveräus.serlicbkcit.  (i  leicbwobl  liat  es  nicht 
Einerbfülge,  sondern  beslimiut  in  § 30:  .Wenn  der  Landsiedel  und  Mit- 
erben viel  werden,  so  sollen  sie  auf  Begehren  de.s  Lehnsberrn  einen  Stamm 
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Wenn  wirklicli  das  Aiierbenrcclit  allein  durch  die  Untheil- 
barkeit  iiervorgetrieben  wäre,  so  müsste  man  es  zunächst  lur 
weniststens  ziemlich  so  alt  halten  als  diese  und  ferner  an- 
nehmen, dass  mit  dem  zunehmenden  Verschwinden  der  Ge- 
bundenheit auch  das  Anerbenrecht  mehr  und  mehr  Boden  ver- 
loren habe.  Beides  trifft  nicht  zu.  Es  linden  sich  nirgends 
sehr  alte  Zeugnisse  für  das  Anerbenrecht  im  heutigen  Sinne, 
vielmehr  hat  es  den  Anschein,  als  ob  dieses  er.st  jüngeren 
Datums  wäre.  Aber  auch  die  Ansicht,  dass  die  Einerbfolge 
bei  der  fort  und  fort  zunehmenden  Theilbarkeit  der  Güter  in 
gleichem  Masse  abgekommen  wäre,  ist  ein  Irrthuni. 

Allerdings  finden  sich  in  den  Weisthümeni  erstaunlich 
wenig  Stellen,  welche  auf  ein  wahres  Anerbenrecht  hinweisen.'**) 


unter  ilioen  ansiuaclicn,  also  dass  durch  denselheii  aus  einer  Hand  die  Ziiisse 
oder  Paclit  jedes  Jrhr  siinimtlich  und  nicht  zerf heilet  mögen  gereichet 
werden.“  Vgl.  auch  die  in  Aiiin.  15  citier'en  Quellen,  welche  die  Frage 
eltenso  wie  das  Solmser  I,andrecht  lösen. 

t*")  Solche  sind  Cirimm  IV,  .5‘JI,  § 5 Hingen  a Rh.  1425:  Item  oh  sich 
hegebe,  dass  ein  maiinwercker  oder  mehe  ahgingen  von  toidts  wegen  und 
erben  lie.sseu,  iss  sy  maiis  oder  frauweu  persone,  so  sal  solich  manwerke 
gefallen  sein  uf  den  ältesten  und  nehsten  erben  unvertheylt  und  der 
aller  die  sollent  maiinwercker  seyn.  — Ebenso  Landrecht  von  I^oen  in  Westfalen 
V.  1303  und  154"  (Orimm  III,  151  §§  50  und  53).  — II,  763  (Willich  hei 
Krefeld  l499j.  Item  anno  1499  up  der  tinssbank  in  Willik  haint  sie  ge- 
sprochen und  gewist:  so  wanncer  ein  Imtsmann  stirft,  zo  der  neister  tins- 
bank,  soll  der  eiste  soeu  koemcii  und  untl'angen  dat  guet  weder  au  die 
band  und  staen  in  dem  cid  sins  vaders.  — Ein  Anerbenrecht  des  Jüngsten, 
aber  nur  an  Hans  und  Hof.  geben  I,  233  und  V,  60.  § 20.  — Hierzu 
kommen  noch  aus  .Sommer,  Hlieinland-AVestfalen.  Bd.  II,  die  unten  citierten 
Hofsrechtc  von  Ryner,  Drechen  und  Berge  (S.  70  daselbst)  und  die  Essen- 
schen  llofsrechte  (S.  220),  welche  alle  zwar  erst  in  späteren  Texten  (1717) 
auf  behalten  sind,  aber  einer  früheren  Zeit  entstammen.  Ferner  die  in 
A.um.  7 citierten,  hei  Nolteu  abgedruckten  W'eistumer,  sowie  das  in  Anra.  6 
mitgetheilte  Haegenweisthum  zu  W'iemheck.  — Endlich  sind  hierher  zu 
setzen  die  bei  Frommhold,  Auerbenrecht  S.  12  stehenden  beiden  Urkunden 
von  1297  und  1314,  Es  sind  allerdings  lediglich  Vertragsurkunden.  können 
aber  al.s  Zeugnisse  einer  gleichzeitigen  Kechtsübung  gelten.  Der  Wortlaut 
ist:  L'rkunde  von  1297:  Quod  post  mortem  ipsorum  in  perpetuum  senior 

beres  ipsorum  eadem  bona  possideat  indivisa  giii  etiam  lieres  suis 
coberedibus  aliis  recompensam  taleui  facere  tenebitur,  ut  eadem 
bona  sine  eorum  praojudicio  possideat  indivisa.  Urkunde  vou  1314;  bec 
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Allein  in  späterer  Zeit  ist  dieses  Institut  über  weite  Flächen 
verbreitet  und  hat  noch  heute  einen  nicht  unbeträchtlichen 
Geltungsnmfang.  Die  consequenten  Yertheidiger  der  Ansicht, 
dass  das  Anerbenrecht  allein  der  Untheilbarkeit  entsprossen 
sei,  sehen  sich  deshalb  zu  der  Behauptung  gedrängt,  dass  neue 
Einflüsse  nach  der  Zeit  der  Weisthümer  die  Untheilbarkeit 
wieder  befestigt  und  so  auch  dem  Anerbenrecht  zu  neuem 
Leben  verholten  hätten.  Dies  ist  die  Meinung  von  Miaskowski'^) 
und  auch  Gierke  scheint®’)  dieser  Anschauung  zu  huldigen, 
wenn  er  schreibt;  (Bd.  2.  S.  83,  Text  und  Anm.  12).  „Und 
auf  allen  Stufen  erhielten  sich  trotz  der  im  Allgemeinen  stetig 
vordringenden  freien  Theilbarkeit  einzelne  Reste  der  alten 
aus  dinglicher  Zusammengehörigkeit  folgenden  Theilungs- 
erschwerungen,  welche  demnächst  als  äussere  Anknüpfungs- 
punkte für  eine  neue  theilungsfeindliche  Gegenströmung 
dienen  konnten,  deren  treibender  innerer  Grundgedanke  freilich 

ein  ganz  anderer  war der  Gedanke  eines 

öffentlichen  Interesses.'* 

Allein  diese  Annahme  kann  die  weite  Veibi’eitung  des 
Anerbenrechts  nach  der  Zeit  der  Weisthümer  doch  nicht  er- 
klären. Denn  dies  öffentliche  Interesse,  d.  h.  die  Anschauung, 
dass  der  Bauernstand  als  Steuer  und  Rekrutenquelle  erhalten 
werden  müsse,  ist  zwar  lange  sehr  mächtig  gewesen  und  hat 
viel  für  die  Conscrvirung  des  Anerbenrechts  gethan,  aber  sie 
hat  nicht,  wie  es  nach  der  obigen  Darstellung  scheint,  an  noch 
bestehende  Reste  des  alten  Anerbenrechts  angeknüpft  und  es 
verallgemeinert,  so  dass  ihm  so  sein  nachmaliger  weiter  Bestand 
verliehen  wurde,  sondern  sie  hat  diesen  weiten  Bestand  überall 
vorgefunden.  Für  Bayern  ist  eben  dargethan,  dass  die  unge- 
theilte  Vererbung  dort  älter  ist,  als  die  ersten  Gesetze,  welche 


boiia  post  uiortem  predicti  \V.  S.  senior  filius  eius  possidebit  et  illius  filii 
.senioris  senior  filius  et  sic  in  Infinitum,  ita  ut  seinper  maneant  indirisa 
apud  unum. 

■»)  Bd.  1,  S.  172;  Bd.  2,  S.  i:i6. 

Ich  sage  .scheint“.  Den»  über  das  Ancrlienrecht  fallen  bei  Oicrke 
nur  gelegentliche  Bemerkungen  ab.  wie  das  dem  Plane  seines  Werkes  ja 
durchaus  entspricht.  Eine  ähnliche  Stelle  wie  die  citierte  findet  sich  Bd.  2 
S.  202/203. 
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\Lw\.\\e\\bavk.eit  wieder  anffrischten.  Für  Oesterreich  ist  das 
was  sich  aus  den  Grünberg' sclien  Studien  mit  Sicher- 
heit evgiebt,  dass  nngetheilter  Uebergang  unter  Bevoraugung 
des  \]  ebcruelmiers  dort  üblich  war,  bevor  Theilungsverbote  und 
Gesetze  über'  die  bäuerliche  Erbfolge  erlassen  wurden.  Und 
was  den  Nord  westen  und  seine  Landesordnungen  aus  dem 
17.  und  18.  Jahrhundert  anbetrifft,  so  setzen  diese  alle  das 
Anerbenrecht  voraus,  bestätigen  und  befestigen  cs,  aber  sie 
schaff'en  es  nicht  neu-')  und  führen  cs  nirgends  ein,  wo  es  nicht 


Schon  die  Lippesclie  I’olizeiverorJuan^  von  1620  fand  Anerbenrecht 
vor.  Denn  sie  setzt  fest,  wie  hoch  der  Betraj^  der  Abfindung  sein  soll, 
seht  also  davon  aus,  dass  .Vbfiiidimg  und  Einzelorbfolgc  an  sich  bestehen 
und  regelt  nur  deren  Modalitäten.  So  lautet  denn  auch  ihre  Bestimmung, 
.dass  ein  gemeiner  Meyer,  der  melir  als  ein  Kind  auszustatten  hat,  an 
barem  tlelde  nicht  über  loo  Rthlr.  . . . zum  Brautschatze  luitgoben  soll.“ 
Die  Begriffe  .ausstatten“  und  .Brautschatz“  und  der  Fall  des  Ausstattens 
und  damit  das  ganze  bäuerliche  Erbrecht  sind  sonach  alter  als  die  I’olizei- 
verordnung  und  werden  von  dieser  als  gegebene  benutzt.  — Fast  denselben 
Wortlant  hat  die  Landesoriinung  des  .Divus  Augustus“  (bei  Nolten)  d.  h. 
des  Brauiischweiger  Herzogs  August  von  163H  bis  1060:  „W'er  seine  Kinder 
aa«  seinen  Gütern  aussteuern  will.“  Auch  hier  ist  also  der  Begriff 
.Anssteuer“  schon  vor  der  Landesorduung  gegeben.  In  gleicher  Weise  be- 
schränken sich  alle  Polizeiordnuugen  und  Landesordnungen  darauf,  au 
einxelnen  Bestimmungen  des  Anerbenrechts  herumzuändern,  z B.  hinsichtlich 
der  Person  des  Anerben  — wie  die  Lippesclie  Verordnung  von  1782,  die 
Lüneburger  Edikte  von  1699  und  1702,  — oder  hinsichtlich  der  Höhe  der 
Abfindung,  — wie  die  citierte  Lippesclie  Polizeiordnung,  die  Lüneburger 
Verordnung  von  1618,  — den  Grundstock  des  Aiierhenreclits  aber  setzen 
sie  immer  als  liestehend  voraus.  Einzelne  Landesordnuugeii  beziehen  sich 
noch  iiusdrücklich  auf  bestehenden  Brauch : so  WolffenhUttler  Statut,  art.  16: 
.Es  soll  dem  jüngsten  Sohn,  oder,  wenn  der  nicht  will,  dem  nächsten  vor 
ihm  her.  nach  Landes-si ttli dien  Gebrandi  seine  Miterben  ablcgen 
und  ihm.  das  Hans  zn  behalten,  vergönnet  werden.“  Oder  sie  lassen 
wenigstens  durch  ihren  Wortlaut  erkennen,  dass  sie  alte  Gewohnheit  vor- 
finden ; so  Polizeiordnung  für  Lüneburg,  Diepholz  und  Hova,  von  1618: 
.Xac.jdem  ....  Zerreissung  der  Höfe  und  Koten  allbereit  vorlängst 
verboten  werden.“  (Ein  älteres  gesetzliches  Verbot  als  1618  ist  aber 
nicht  bekannt  und  war  früher  auch  nicht  bekannt j Ferner  Kedintegraledikt 
für  Lüneburg  von  1699:  ,0b  zwar  aucli  in  iinserm  Fürstentlium  Lüneburg 
und  denen  Grafschaften  Hoya  von  denen  Inhabern  der  Meyer-,  Erben-, 
Zins-  Sebillings-Güter  prätendieret  und  für  ein  Hecht  gelialteii 

werden  wollen,  dass  hey  Absterben  eines,  mehrere  Sühne  hiuterlassenden 


y 
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schon  galt.  Es  bleibt  also  nur  zweierlei  übrig:  entweder  die 
Weisthünier  erwähnen  nur  zufällig  das  Anerbenreclit  nicht, 
obwohl  sie  gerade  das  Successionsrecht  sonst  sehr  sorgfältig 
ordnen;  das  ist  nicht  gerade  wahischeinlich,  — oder  es  hatte 
thatsächlich  in  den  Tagen  der  Weisthünier  nur  eine  bcscliränkte 
Ausdehnung,  war  aber  damals  schon  im  Zuge,  sich  die  weiten 
Gebiete  zu  erobern,  die  es  kurz  nach  der  Zeit  der  Weisthünier 
lange  vor  Beginn  der  Periode  der  Landesordnungeii  beherrscht. 
Dann  aber  entstammt  cs  einer  Zeit,  wo  die  Untheilbarkeit  der 
Güter  im  Absterben  und  von  eng  umgrenzter  Geltung  war  und 
ein  so  allgemein  verbreitetes  Institut  nicht  mehr  hervorbringeii 
konnte.  Der  Gedanke  ist  mithin  uuabweislich,  dass  noch  andere 
Bausteine,  als  die  weit  später  erst  wiedergefundene  Untheil- 
barkeit zum  Bau  des  Anerbenrechts  verwendet  sein  müssen. 

Endlich  aber  — und  das  ist  der  wichtigste  Grund,  warum 
die  Theorie  von  der  Untheilbarkeit  nicht  zureieht  — vermag 
iliese  Theorie  das  Institut  der  Abtindung  gar  nicht  zu  erklären, 
im  Gegeutheil,  sie  ist  geeignet,  ein  ganz  falsches  Licht  darüber 
zu  verbreiten.  Denn  wenn  die  Untheilbarkeit  feststeht,  so 
kann  allerdings  nur  einer  in  das  Gut  succediereu;  aber  die 
Miterben  bekommen  dann  auch  aus  dem  Gute  Nichts.  Das  ist 
zunächst  dann  selbstverständlich,  wenn  die  Untheilbarkeit,  wie 
die  Gegner  wollen,  getragen  wurde  durch  das  Fortleben  des 
Gedankens,  dass  eigentlich  das  Gut  dem  Bauern  gar  nicht  ge- 
höre. Denn  dann  fiel  es  weder  in  natura  noch  dem  Werthe 
nach  in  die  Erbschaft.  Aber  auch  wenn  jener  Gedanke  nicht 
der  Grund  der  Untheilbarkeit  war,  so  brachte  diese  allein  das 
gleiche  Ergebnis  zuwege.  Sie  Hess  zwar  Civiltiieiluiig  übrig; 


(:iiloni,  ilas  durch  aolcben  Todestiill  erledigte  Meier- Recht  und  mit 
selbigen  der  Hof  oder  Kote  nach  fnterschied  der  Oerter  entweder  dem 
ältesten  oder  jUiigsten  solcher  Söhne  uothw'endig  anfallen 
müssen“  etc.  (soll  kUnfiig  die  Wahl  des  fiutsherrn  entscheiden).  Oder 
endlich,  es  lässt  sich  anderweit  nachweisen,  dass  vor  der  hetrelTcnden 
Landesorduung  schon  das  Anorbeiirecht  hergebracht  war.  So  bei  der  Lippe- 
schen  Verordnung  von  17.S2,  welche  in  ganz  läppe  das  Erstgcburtsrecht 
einfiihrte.  ohsebon  bereits  1707>  ein  rrtbeil  des  Hofgerichts  dahin  ergangen 
war:  ,Als  nach  der  griitlich  Täppe.schcn  (iewohnbeit  der  älteste  .Sohn  seinen 
Kltcrn  in  bonis  succedieren,  seine  Miterben  aber  absteuern  muss.“  — Vgl. 
auch  unten  Anm.  23  und  oben  Amn.  S. 
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allein  die  Civiltheilung:  ist  ein  erst  sehr  allmählich  und  viel 
sjiäler  eingedrungener,  künstlicher  Rechtsbehelf.  Er  passt  wohl 
in  Zeiten  der  Geldwirthsclial't,  aber  nicht  in  die  hier  in  Betracht 
kommende  Periode  der  Maturalwirthschaft.*'*)  Nirgends,  wo 
die  Untheilbarkeit  festgehalten  wurde,  tindeu  wir  deshalb  in 
jenen  Tagen  Civiltheilung,  weder  im  Landreclite  bei  den  noch 
lange  geschlossenen  Grafschaftsgauen,  noch  im  Lehnrechle. 
ITid  anch  bei  den  Bauerngiiteru  sehen  wir  überall,  wo  die 
L’ntheilbarkeit  streng  besteht,  die  Folgerung  aus  ihr  ge- 
zogen, dass  die  Miterben  nur  ans  anderen  theilbaren  Gütern 
.mit  gereitem,  fahrenden  Gut“  ausgestattet  und  abgefunden 
werden  dürfen,  nicht  aber  aus  dem  H auiitgut.'--) 

Allein  dies  ist  keineswegs  der  Chai  aciei’,  den  die  Abfindung 
immer  hat : in  den  weitaus  meisten  Fällen  wir  d sie  vielmehr 
auch  vorn  Hauptgute  geleistet,  ohne  dass  doch  dabei  ein  gleiches 
Erbrecht  aller  Miterben  nach  unseren  heutigen  Begriffen  be- 
stände, vielmehr  trotz  bestehenden  strengen  Auerbenrechts. 
Vor-  allem  aber  ist  jenes  spätere  Anei-benreeht,  welches  die 
Laurlesordnungen  vorfanden,  stets  mit  dieser  Art  der  Abfindung 
verknüpft.  Zunächst  muss  für  diese  Behaujrtung  der  Beweis 
augeti-eten  werden. 

Schon  die  meisten  der  oben  citierteu  Weisthümer,  welche 
überliaupt  ein  Ancrbenrecht  gewähren,  schreiben  die  eben  ge- 
kennzeichnete Art  der  Abfindung  vor: 


D.1.S  liüchate,  wozu  man.  aber  anch  erst  später,  kam,  war  eine 
Kentc.  tiu  z.  H.  da.s  gotländische  Laiidrccht  I,  2S,  § s (hei  Kieker,  Hd.  II, 
S.  liöi):  .Dann  wenn  er  (d.  h.  der  Sohn)  theilen  will  (nämlich  mit  liem 

Vater),  dann  nehme  er  seinen  Kopftheil  von  den  Fahrnissen  nach  Kcchtiniig. 
Aber  der  Vater  behalte  seinen  Hof  ungetheilt  und  gebe  diesem  Sohno 
Paclitzinse  davon  und  seinen  Kopftheil  und  der  Sohn  bestimme  seihst 
üt»er  sieb  zu  fahren,  wohin  er  will.“ 

■jsy  Grimm  III,  5,'iO,  § 7 : Item  wann  vatter  und  mutter  ein  kind  bey 

.sich  bestatten  und  insetzeii,  es  sey  sohn  oder  dochter,  so  soll  das  die  andern 
geaebw'ester  aus  und  abbestatten  mit  gcreiten  gütern  und  das  sehaft’gut 
nichr  zerrcisseu.  — Ebenso  I,  ;tüi  (Wyler):  es  darf  nur  mit  .fahrendem" 
Gute  beraten  werden.  — Eben.so  I,  .'<05.  § lo  (I..eges  familiaeS  IVtri).  Der 
Sohn  bekonimt  das  land,  welches  nntheilbar  ist,  allein.  Die  Tocliter  wird 
dem  anderen  Vermögen  ausgestattet.  — Vgl.  auch  .Maurer,  Fronhöfe 
Bd  IV  rügen.seheu  Landgebraueh, 

worüber  vgl.  «äde,  S.  35  ff. 
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„1,  283  (Tliaiiiieg:g  und  Fiscliiiigen  i.  südlichen  Thur- 
gau) ....  liat  der  jüngst  son  das  rocht,  dass  er  siiie.s 
Vaters  herberg,  hus  und  hol'  besitzen  sull,  ob  er  will,  und 
den  anderen  geschwüsteriklien  dafür  zugeben  für  iren  tail 
naeli  erkenntnuss  bider-lüthen.“ 

„V,  fil,  (Moeliubach  i.  Aargau)  — was  darnach  die 
hauser  und  wilstein  belangen  tuot,  soll  das  gescliwisterte, 
welches  dieselben  besitzt,  den  anderen  geschwisterten,  es 
sien  buoben  oder  nieitlin,  nach  bidernianu  lüt  er- 
kanntnusz  hinausgeben,  was  si  den  erkennen  mögen.“ 
Doch  auch  sonst  findet  sie  sich  zahlreich,  wo  etwas  modi- 
fiziertes Anerbrecht  herrscht. 

„111,  273,  § 23,  (Lauenstein  zwischen  Hameln  und 

Elze) Der  so  die  anderen  abfinden  wollte,  soll 

ihmc  für  jeden  morgen  3 fl.  oder  wann  er  sich  mit  gelde 
nicht  wollte  abfinden  lassen,  von  jedem  morgen  2 hl  zu 
zinse  geben,  oder  wie  sieh  freunde  mit  einander  ver- 
gleichen.“ 

„V,  75  (Biinzen  i.  Aargau)  ....  soll  der  bruoder  <iic 
besitung  zuo  den  gütern  vorus  haben  und  dieselbig 
sine  sch  wüster  und  iren  emann  ....  umb  iren  ge- 
bürenden  teil  mich  billigkeit  und  biderben  lüten 
erkenntniss  davon  erkoufen.“ 

Vor  allen  aber,  wie  gesagt,  sind  es  die  (^nellen  aus  späteren 
Geltungstagen  des  Anerbenrechts,  welche  die  Abfindung  in 
dieser  Gestalt  immer  aufweisen,  so  z.  B.  schon  die  Hofrechte 
von  Ohr  und  Chor  (bei  Sommer  II,  S.  1114): 

„ . . . . welche  Ihr  andere  Schwester  und  Bruder,  die 
dem  tlut  gleich  sein,  ihre  Gerechtigkeit  und  filialiiuot 
abgelden  und  eine  billiche  Erstattung  thueii  sollen  nach 
Gelegenheit  des  Guts  und  Erkenntnüs  des  Hoff- 
gerichts.“ 

Ebenso  die  Essener  Hobsrechte  (ebenda  S.  22o): 

„.  . . affguiden  na  Gelegenheit  des  Guides  und  dat 
nach  Werdierung  des  Havesschulten  und  Haves.“ 
Ebenso  das  oft  citierte  Hagenweisthum  zu  Wiembeck: 

„Wird  gefragt  ob  die  Söhne  und  Töchter  nach  dem 
tödlichen  Hintritte  ihrer  Eltern  die  Hagengüter  gleich 
erben,  oder  ob  der  Besitzer  der  Huele  seine  anderen 
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Brüder  und  Sclnvestern  ans  den  Hageugütern  ans- 
steuern  und  ihnen  dieselben  mitgeben  möge. 
Hierüber  ist  ei  kannt,  dass  hinfiirter  die  Huefe  und  Haegen- 
gütcr  weiters  nicht  zeitheilet.  sondern  es  sollen  diese 
Güter  bei  dem  Besitzer  des  Hofes  und  Gutes,  dabey  die 
Hufe  befunden  verbleiben  und  die  Brüder  und  Schwestern 
d araus  kaufen.“ 

Noch  bes.ser  aber  lassen,  wie  betont,  die  Landesordnungon 
erkennen,  dass  bei  Beginn  ihrer  Zeit  in  die  Abfindung  überall 
derGutswerth  eingerechnet  w'urde,  ja  öfter  sogar  kleine  Theile 
des  Guts  selbst  mit  zur  Abfindung  gegeben  wurden.  Denn 
theils  übernahmen  die  Landesordnungcu  selbst  den  alten  Brauch,-') 
die  Abfindung  nach  dem  Gutswerthe  zu  bestimmen,  theils  be- 


“)  VrI.  ilic  oben  citierto  Lüneburcer  Polizeiorrtnuug  von  1618,  die, 
wie  oben  bemerkt,  an  alten  Hraui-Ii  anknüptle,  im  § 2:  .Sondern  wolVrn 

solche  Aecker  und  Wiesen  alte,  KrbcUtor  sein,  so  sollen  diejenigon,  so  auf 
den  Höfen  und  Koten  bleiben,  die  anderen,  unancesehen  sie  gleicb  ibnen  darzu 
berechtigt  sein,  mit  eiiicni  ziemlicbeii  Uelde,  wie  sie  sich  dessen 
unter  sich  oder  dnreh  ihre  Gutsherren,  Nachbarn  und  Freunde 
vereinbaren  können  und  mögen,  ablegen,  oder,  da  sie  dergestalt  nicht 
zu  vergleichen,  unsere  Beamte,  wie  hoch  die  anderen  nach  Gelegenheit 
des  Hofes  und  der  Koten,  auch  deren  Besitzer  Vermögens,  mit  Gelde 
abzufinden,  normieren  und  setzen.“  — — Mau  beachte,  wie  stark  der 
Ausdruck  au  die  eben  im  Text  wiedergegcbimen  Hofsrechte  und  llagen- 
weisthümer  anklingt.  Es  lehrt  dies  wiederum,  dass  hier  die  Gesetzgebung 
an  altes,  bis  zu  ihren  Zeiten  fortgetragenes  Recht  anknUiifte  und  die  Ge- 
wohnheit nur  mit  der  sichernden  Autorität  des  Gesetzes  umkleidete. 

Hass  übrigens  die  l’olizeiordnung  auch  den  tlutswert  in  das  .ziemliche 
Geld“  einrechnet,  woran  ja  der  Wortlaut  noch  Zweifel  übrig  lassen  könnte, 
ergiebt  sich  hier  mit  Deutlichkeit  daraus,  dass  die  Polizeiordnnng  bei  den 
Schilliugshavergütern  als  Gogensatz  zu  den  in  § 2 behandelten  freien  Gütern 
hervorhebt,  cs  dürfe  dort  der  Anerbe  .seinen  Miterben  wegen  Aecker 
und  Wiesen  nichts  geben,  denn  sie  nicht  ihm,  sondern  dem  Gutsherrn 
zuständig  sind.“  — Auch  die  bei  Wiegand  mitgetheilten  Landesordnungeu 
beziehen  bei  Berechnung  der  Abfindung  das  Gut  mit  ein.  Auch  in  Bayern 
war  nach  Fick  die  Eiurechnuug  hergebracht.  Ebenso  in  .Schlesien  nach  den 
citiertcu  Darlegungen  von  Knapp  und  Kern,  und,  nach  dem  ebenfalls  bereits 
angezogenen  .\ufsatze  von  Grünherg,  allgemein  auch  in  Tirol,  dagegen  in 
den  böhmischen  Kronländern  unr  bei  den  überhaupt  von  rechtswogen  ver- 
erblichen Gütern.  Ueberall  erfolgt  Jedoch  die  Einwerfung  des  Gutes  nur 
zu  einer  Freundschaftstaze.  Civiltheilung  liegt  also  nicht  vor. 

V.  Dult  Xi  Onuiderbreebt.  3 


r 
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legen  sie  sein  früheres  Dasein  dadurcli,  dass  sie  ihn  abschaffen, 
weil  er  die  Abfindungen  zu  solcher  Höhe  liinauftreibe,  dass  die 
Güter  vom  Uobernehmer  nicht  mehr  gehalten  werden  könnten.'-'*; 

Ist  es  sonach  erwiesen,  dass  die  Einerbfolge  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  mit  einer  Abfindung  ans  dem  Gute  verbunden 
ist,  ist  es  nun  ferner  klar,  dass  nach  früherer  Rechtslogik, 
diese  Art  Abfindung  mit  Uutheilbarkeit  nicht  zu  bestehen  ver- 
mag, so  ist  damit  gesagt,  dass  in  jenen  Fällen  das  Anerben- 
recht nicht  aus  der  Uutheilbarkeit  erwachsen  sein  kann,  sondern 
dass  au  seiner  Ausbildung  andere  Rechtsgedanken  gearbeitet 
haben  müssen,  die  es  zu  erforschen  gilt. 

Ja,  wäre  die  Abfindung  ein  reiner  und  voller  Civilerbtheil, 
so  brauchte  man  sich  auf  diese  Suche  nicht  zu  begeben,  daun 
würde  das  Gewähren  einer  Abfindung  aus  dem  Gute  einfach 
der  Verlust  der  alten  Untheilbarkeit  bedeuten.  Aber  da  die 
citierten  Quellen  (vgl.  das  Hagenweisthum  zu  Wiembeck)  und 
die  Weisthümer  überhaupt  scharf  zwischen  „theilen“  und  „ab- 
finden“  unterscheiden, sich  auch  aus  den  angeführten  Stellen 
ergiebt,  dass  die  Abfindung  weniger,  oder  doch  etwas  anderes 
als  ein  Civilerbtheil  ist  („nach  Werdierung  des  Haves- 
schnlten“,  nach  „bil ligkeit“,  „wie  sich  freunde  vergleichen“ 
etc.  etc.),  so  dürfen  wir  die  Hände  doch  noch  nicht  in  den 
Schoss  legen. 


§ I- 

Die  Lösung  aller  dieser  Fragen,  auch  deijenigen  nach  der 
rechtlichen  Natur  der  Abfindung  liegt  in  dem  Begrifie  der  alt- 
deutschen „Were“. 

Die  „Were“  oder  „Hausgenossenschaft“  gehört  zu  jenen 
Rechtsbegriffen,  welche  man  nicht  mehr  ableiten  kann,  die  sich 
vielmehr  als  die  Grund-  und  Ecksteine  erweisen,  auf  denen  das 


-*)  Ein  klassisches  Beispiel  fiir  solches  Vorgehen  Jer  (Jesetzgelmiig 
bietet  die  Calenberger  Jleierordimug.  auf  welche  später  noch  zuriiekzu- 
kommen  .sein  wird.  — feber  den  Punkt,  win  sicli  die  Ijandesordmmgen  zu 
der  Frage  „Ablindimg  ans  dem  Cut  oder  uns  anderem  Vermögen ’f-  stellen, 
handelt  eingehend  I’feiffer  in  seinem  ileierrecht,  worauf  zu  verweisen  ist. 

Vgl  auch  unten  § 10. 
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janze  übrige  Gebäude  des  Rechts  sich  aufthürnit.  Es  gilt  des- 
lialb  lediglich,  sie  zu  erklären. 

Es  ist  von  jeher  der  Gedanke  des  deutsclien  Rechts  ge- 
wesen, dass  die  Familie  eine  Genossenschaft  unter  der,  aller- 
dings ziemlich  unbeschränkten,  Leitung  des  Vaters  bildet,  und 
dass  das  Haus  vermögen  dieser  Genossenschaft  und  nicht  dem 
Vater  gehört. 

Es  soll  gleich  hier  einer  falschen  AufTassung  vorgebeugt 
werden.  Man  hat  der  Lehre  vom  Familieneigenthum  entgegen- 
gehalten , der  Begriff  der  Familie  sei  unbestimmt ; es  sei 
schwankend,  welche  Verwandten  noch  zur  Familie  gezählt  werden 
könnten.  Das  ist  richtig,  sofern  man  sein  Augenmerk  lediglich 
auf  den  persönlichen  Familienverband  lichtet.  Allein  dann 
vergisst  man,  dass  in  Deutschland  und  überhaupt  im  alten 
Recht  alle  Verbände  dinglich  radiziert  waren  oder  wurden. 
Den  äusseren  greifbaren  Mantel  für  den  Familienverband 
gab  nun  das  Haus  ab.  Ja,  der  dingliche  Verband,  den  das 
Znsammenwohnen  im  Hause  hervorbrachte,  wurde  die  Haupt- 
sache. Und  in  der  That  konnten  ja  bei  ihm  nie  Zweifel  über 
seine  Begrenzung  entstehen,  die  bei  Berücksichtigung  des  ledig- 
lich persönlichen  Zusammenhanges  der  Familie  unausbleiblich 
waren.  Lediglich  die  Thatsache  des  Zusammenlebeus  im  Hause 
war  deshalb  entscheidend  für  das  Mitrecht  am  Familienvermögen; 
der  ans  dem  Hause  Ausgeschiedene  darbte  dieses  Rechts,  er 
verlor  seine  Stellung  als  Gesammthäuder  und  besass  nicht  ein- 
mal ein  Erbrecht,  wie  sich  weiter  unten  (§  7)  noch  näher  zeigen 
wird.  Das  Rechtssubjekt,  dem  das  Hausvermögen  zustand,  war 
deshalb  nicht  so  sehr  das,  was  wir  heute  mit  Familie  bezeichnen, 
als  vielmehr  die  Haushaltung,  d.  h.  die  unter  dem  deutschen 
Kunstausdruck  „Were“  begriffene  Gesammtheit  der  im  Hause 
ziisanimenwohnenden  Verwandten,  mögen  dies  nun  Eltern  und 
Kinder,  oder  Brüder  untereinander,  oder  Brüder  mit  ihren 
Kindern  und  Neffen  sein.  Es  ist  deshalb  richtiger  statt  von 
Familieneigenlhum  von  „Haushaltungs-“  oder  „Hauseigeuthum“ 
zu  reden. 

Da«  ist  genau  dasselbe,  was  auch  Heusler  in  seinen  Institutiunen 
B<1.  I,  S.  ezT  sagt: 

„Von  .\nfang  der  deutschen  öeschiebte  .an.  sehen  wir  die  in  einem 

3* 
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Wenn  man  sich  nun  die  oben  (Anm.  12)  geschilderte  Ent- 
wicklung des  Privateigenthunis  an  Grund  und  Boden,  vor  Augen 
hält,  so  muss  man  zugeben,  dass  die  Rechtsbildung  auch  mit 
innerer  Nothwendigkeit  zu  diesem  Gedanken  des  Hauseigen- 
thums führen  musste,  und  dass  das  spätere  Invidualeigen  erst 
selber  aus  dem  Hausvermögen  hervorgegangen  ist.  Denn  wie 
die  Volksstämine  sich  nicht  sofort  in  die  heutige  Zweitheilung 


Hanslmlt  vereinigten  Fnniilienmitglicder  durch  ein  starkes  Genicin- 

schaftsrecht  gegenseitig  gebunden in  die  neue  Keehtsordnung 

verpflanzt,  setzte  sich  die  alte  Anschauung  fort,  dass  dem  Hause, 
d.  h.  der  innerhalb  eines  Uesehlechts  zu  einem  Herde  gelangten 
Familie,  die  Hufe  gehüre,  und  als  Hauptausseruug  davon,  dass  dein 
Familienhaupte,  dem  Vertreter  de.s  Hauses  nach  aussen  und  dem 
uneingeschränkten  Herren  nach  innen  doch  die  freie  Verfügung  Uber 
die  Hufe  nicht  zukomme.“ 

Uleicher  Ansicht  sind  hier  einmal  auch  Fick  (S.  27H  (f.)  und  Brontauo 
(Vorwort  S.  XIV  und  XV^  und  Zukunft  S.  492).  Xatiirlich  ist  nach 
Brentano  diese  Hausgemeinschaft  nur  die  nothwendige  Conseqiienz  einer 
gewissen  wirthschaftlichen  Entwicklungsstufe.  Sie  ist  nämlich  nach  ihm 
dio  älteste  Wirthschaftsform.  Allein  man  kann  hier  wohl  über  Ursache 
und  Wirkung  verschiedener  Ansicht  sein.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar,  dass 
das  Haus,  weil  es  die  erste  Einheit  war,  auch  die  erste  Wirtschaftsform 
wurde,  nicht  aber  umgekehrt.  Jedeufalls  ist  dio  deutsche  genossenschaft- 
liche Organisation  des  Hauses,  welche  zum  Qesammteigenthum  führt,  nichts, 
was  auf  wirthschaftliche  Gründe  znrückgeht.  Denn  da  solche  Gründe 
allgemein  wirken,  müsste  sie  auch  allgemein  anzutreffen  sein.  Das  ist  aber 
nicht  der  Fall.  Boi  allen  .Semiten  z.  B.  findet  sich  nicht  genossenschaft- 
liche, sondern  patriarchalische  Organisation  des  Hauses.  Es  zeigt  sich 
eben  hier,  wie  öfter,  dass  ein  wirthschaftlichcr  Zweck,  selbst  wenn  er  als 
Endziel  einer  Entwicklung  angesehen  wird,  auf  sehr  verschiedenen  Wegen 
erreicht  werden  kann.  Welchen  Weg  aber  ein  Volk  einschlägt,  hängt  dann 
nicht  von  wirthschaftlichen  Momenten  ab.  sondern  von  jenen  Imponderabilien, 
dio  in  der  Seele  eines  Volkes  leben  als  ethische  und  rechtliche  Anschauungen 
über  das,  was  sein  muss  und  sich  gehört.  Es  ist  das  V'erdienst  Leist's 
auf  die  Wichtigkeit  dieser  Triebfedern  wieder  besonders  verwiesen  und  in 
seinem  Jus  gentium  und  .Jus  civile  allenthalben  gezeigt  zu  haben,  wie  ver- 
kehrt es  ist,  arische  Rechtsinstitute  aus  chine8i,scher,  malaischer  oder 
semitischer  Ge.staltung  erklären  zu  wollen,  bei  der  ganz  andere  Rechts- 
auschaunngen  wirksam  gewesen  sind.  Selbst  unter  den  Ariern  haben  jene 
Imponderabilien  bei  den  verscliiedonen  Völkern  ganz  verschiedene  Ent- 
wickluiigsreihen  gezeitigt,  wie  sich  aus  dem  Schicksale  der  Hausgemeinschatt 
bei  Römern  und  Germanen  gleich  wird  ersehen  lassen. 
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lerlegt  haben,  wo  es  nur  die  Gesammtheit  des  Volks  - Staates 
iiaerseits  und  die  einzelnen  Volks-  und  Staatsangehörigen  ander- 
seits gieht,  wie  sich  die  Stämme  vielmehr  erst  in  Geschlechter, 
die  Geschlechter  in  einzelne  näher  verwandte  Genossenschaften, 
die  Verwandtengenossenschaften  in  Familien  zerfällt  haben,  und 
es  erst  eine  ganz  späte  Entwicklung  ist,  dass  auch  die  Familie 
iken  organischen  Zusammenhang  zu  verlieren  und  in  egoistisch 
einander  gegenüberstehenden  Individuen  auseinanderzugehen 
droht;  so  ist  das  Eigenthum  an  Grund  und  Boden,  das  ja  ur- 
>prünglich  dem  Stamme  zustand,  nicht  sofort  von  diesem  auf 
die  Individuen  gekommen,  sondern  stufenweise  von  dem  giösseren 
auf  den  kleineren  Verband  heruntergegangen,  bald  schneller, 
bald  langsamer,  je  nach  den  einzelnen  Völkern;  beim  Haus- 
verbande  hat  es  aber  überall  lange  Halt  gemacht,  vornehmlich 
jedoch  bei  den  Germanen. 

Und  das  sind  nicht  etwa  vage  pnigmatische  Combinationen. 
Sie  stützen  sich  vielmehr  auf  sehr  reale  Thatsachen.  Es  ist 
oben  (Anm.  12)  nachgewiesen,  dass  bei  allen  arischen  Völkern 
nach  dem  ursprünglichen  Stammeseigenthum  ein  Geschlechts- 
eigenthum bestanden  hat.  Und  dass  dieses  nicht  sofort  in 
Individualeigenthum  auseinandergeht,  lässt  sich  noch  heute  im 
Pendschab  beobachten,  über  de.ssen  eingangs  mitgetheilte  Grund- 
besitzerverhältnisse Köhler  mit  Recht  sagt:  „Indem  die  Gemeinde 
sich  auseinanderlegt,  zertheilt  sie  sich  nicht  sofort  in  Individuen, 
auch  nicht  in  Familien,  sondern  in  Familienverbände.  Die 
Lösung  der  Gemeindegemeinschaft  ist  keine  sofortige  Indivi- 
dualisirung,  sie  ist  ein  allmähliches  Zersplittern  in  immer  kleinere 
Einheiten.“ 

Aber  auch  dort  wo  der  Bodenbesitz,  wie  wahrscheinlich  in 
Deutschland,  von  der  Gemeinde  nicht  erst  auf  Familienverbände, 
sondern  unmittelbar  auf  die  Haushaltungen  gelangte,  auch  dort 
darf  man  nicht  annehmen,  dass  dieser  Besitz  dem  Hausvater 
zu  heutigem  egoistischen  Privateigenthum  zugefallen  sei.  Das 
ergiebt  sich  schon  daraus,  dass  das  Land  anfänglich  dem  Haus- 
vater ja  nur  zur  Nutzung  gegeben  wurde.  Diese  Nutzung 
erhielt  er  aber  naturgemäss  nur,  damit  er  sie  ausübe,  um  sich 
und  seine  Familie  davon  zu  ernähren.  Im  Grunde  genommen 
wurde  deshalb  das  Land  der  Familie,  der  Haushaltung  gegeben ; 
der  Vater  hatte  nur  diese  Nutzung  auszuüben  und  ihre  Früchie 
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unter  die  Hausgenossen  zu  vertlieilen.  Und  auch  als  die  Felder 
nicht  mehr  blos  zur  Nutzung  besessen  wurden,  sondern  ein  festes 
und  dauenides  Recht  an  ihnen  erworben  war,  auch  da  konnte 
es  nicht  sofort  vergessen  werden,  dass  der  Grundbesitz  eigentlich 
der  Haushaltung  gegeben  war  und  ihr  gehörte,  dass  inithin  der 
Vater  nur  die  mannigfacli  eingeschränkte  Verwaltung  desselben 
hatte,  die  „gewaltige  Hand“  darüber  war. 

Es  lässt  sich  dieser  Rechtsgedauke  denn  auch  bei  allen 
arischen  Stämmen  aufspiiren. 

So  zieht  sich  durch  die  indischen  Sutras  überall  der  Grund- 
satz hindurch,  dass  der  derzeitige  Haushalter  sein  Gut  nur  zn 
verwalten  habe  zum  besten  seiner  Hausgenossen,  um  sie  mul 
sich  daraus  zu  ernähren.''^)  Namentlich  aber  das  Erbrecht  ist 
von  dem  Gedanken  beherrscht,  dass  den  Kindern  schon  bei 
Lebzeiten  des  Vaters  dessen  Gut  mifgehürt.  W^enn  deshalb 
der  Vater  stirbt,  so  geräth  das  Gut  nicht  in  neue  Hände,  sondern 
neben  den  bisherigen  Herren  ist  nur  einer  fortgefallen,  und  es 
tritt  lediglich  eine  Veränderung  in  der  Verwaltung  ein;  es  bleibt 
das  bisherige  Rechtssubject,  die  im  Hause  geeinte  Familie.  Und 
zwar  drücken  dies  die  Sutras  nach  ihrer  Art  bildlich  dadurch 
aus,  dass  für  alle  Erben,  wie  viele  es  auch  sind,  nur  ein 
einziges  Feuer®)  brennt,  und  zwar  ist  es  das  alte  Familien- 
und  Hausfeuer,  welches  der  Vater  bei  Gründung  des  Hauses 
entzündet  hat  und  welches  der  älteste  Sohn  nun  im  Namen  der 
Familie  und  Hausgenossenschaft  wieder  anfaeht,  nachdem  es 
während  der  unrein  machenden  Todeswoche  nicht  hatte  unter- 
halten werden  dürfen.  Erst  wenn  alle  Brüder  unter  Gründung 


Vgl.  Ijeigt,  Jasgentium,  allenthalben. 

*)  Das  ist  ein  Zeichen  ilafür,  dass  nur  ein  Rechtssubjekf  da  ist. 
Denn  jedes  Kechtssubjekt  muss  nach  indi.schem  Recht  sein  Feuer  haben, 
weil  jeder  Ilanshalter  sein  Feuer  hat,  der  llauslmltor  und  die  hinter  ihm 
stehende  Haushaltung  aber  im  alten  indischen  Recht  das  einzige  Hechts- 
subjekt ist  (vgl.  Leist).  Das  eine,  durch  das  einzige  Feuer  repräsentierte 
Rechtssubjekt  kann  auch  aus  dem  Grunde  nur  die  Haushaltung  und  nicht 
der  das  Feuer  wieder  anzündende  älte.ste  Sohn  sein,  weil  letzteres  ein  Allcin- 
erbrecht  des  Aelte.sten  bedingen  würde,  nach  indischem  Recht  aber  auch 
dort,  wo  der  älteste  Sohn  das  Hausfeuer  wieder  auzündet,  alle  Sühne  gleich 
erben  (Vgl.  Leist,  Jusgentium). 


Digitized  by  Google 


3!» 


eigener  Havislialtungen  von  einander  theilen,  kommt  der 
Grund  und  Boden  an  neue  Rechtssubjekte,  nämlich  an  neue 
Haushaltungen,  und  dann  wird  auch  tür  jede  ein  eigenes 
Feuer  entzündet.  So  lange  aber  auch  nur  einige  der  Brüder 
in  ungclheilten  Gütern  sitzen  bleiben,  brennt  das  alte  Feuer 
fort,  weil  das  alte  Rechtssubjekt,  nämlich  der  alte  Haushalt, 
und  die  in  ihm  sitzende  und  verkörperte  Genossenschaft  fort- 
dauert, nur  die  Ausscheidenden  entzünden  neue  Feuer.'-®) 

Aus  alledem  erweist  sich  die  eingangs  aufgestellte  Be- 
hauptung, dass  nach  altarischer  Auffassung  das  eigentliche 
Rechtssubjekt  für  Landbesitz  die  in  einer  Haushaltung  geeinte 
Familie  ist.  Ob  man  deshalb  sagen  kann,  das  sie  Eigenthünierin 
des  Landes  gewesen  sei,  erscheint  zweifelhaft.  Denn  wie  Leist 
in  seinen  trefflichen  Werken  stets  betont,  ist  es  immer  gefährlich, 
mit  heutigen  fertigen  Rechtsbegriften  an  jene  Zeiten  heran- 
zutreten, wo  in  einem  Rechtsinstitute  vieles  vereint  war,  was 
heute  streng  geschieden  wird,  wo  namentlich  die  Keime  von 
Privat  und  öffentlichem  Recht  noch  ungetrennt  bei  einander 
lagen.  Man  wird  nur  sagen  können:  Die  Felder  und  Aecker 
^gehörten“  der  Familie,  der  Vater  hatte  sie  zu  verwalten. 

Dass  in  späteren  Zeiten  hieraus  sowohl  ein  Privateigen- 
thuni  der  Familie,  wie  ein  solches  des  Vaters  entstehen  konnte, 
ist  leicht  ersichtlich;  es  richtete  sich  eben  danach,  ob  man  da- 
rauf Werth  legte,  wer  den  Grundbesitz  nach  aus.sen  vertrat, 
oder  wem  er  nach  innen  eigentlich  zustand.  Das  deutsche  Recht 
hat  dem  letzteren  Punkte  das  entscheidende  Gewicht  beigemessen, 
andere  Rechte,  wie  das  römische  und  griechische,  dem  ersteren. 
Sie  haben  deshalb  ein  Privateigenthum  des  Hausvaters  aus- 
gebildet, aber  auch  bei  ihuen  finden  sich  zahlreiche  Recht- 
sätze, welche  sich  daraus  am  ungezwungensten  erklären  lassen, 
dass  ehemals  die  Ländereien  nicht  dem  Vater,  sondern  der  in 
der  Hausgenossenschaft  lebenden  Familie  zustanden. 

So  haben  für  das  römische  Recht  schon  die  römischen 
Juristen  selbst  das  Erbrecht  der  sui  aus  einem  ehemaligen 


Vgl.  Leist,  Jusgeiitiuiu  S.  415  ff. 
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Pamilieneigeiitliuiii  abgeleitet.*)  Und  in  der  That  lässt  sich 
der  Umstand,  dass  der  Sohn  ohne  Antretung  Erbe  und  Herr 
der  Erbschaft  ist,  am  besten  dann  verstehen,  wenn  er  schon 
bei  Lebzeiten  des  Vaters  Mitherr  des  Vermögens  ist.  Doch 
auch  im  griechischen  Rechte  wird  man  die  Behandlung  der  nicht 
streitigen  und  streitigen  Erbschaft,  die  Thatsache,  dass  der  Sohn 
und  ebenso  der  Enkel  ohne  Anrufung  der  Gerichte  mit 
TiüJi;  in  das  Seinige  einschreitet,  ■^*)  während  die  übrigen  Eiben 
der  gerichtlichen  Einweisung  bedürfen,  — alles  dies  wird  man 
am  besten  daraus  begreifen,  dass  dem  Sohne  eben  die  Erbschaft 
nicht  überwiesen  zu  werden  braucht,  weil  er  sie  schon  bei  Leb- 
zeiten des  Vaters  hat. 

Aber  auch  der  römische  Satz,  dass  der  Sohn  nur  dem  Vater 
erwirbt,  fusst,  ebenso  wie  die  Behandlung  des  emancipatus  im 
Erbrechte,  auf  einem  anfänglichen  Gesammteigenthum  der 
Familie  oder  der  Hausgenossenschaft.  Denn  nach  den  Regeln 
des  Gesammteigenthums  fällt  dasjenige,  was  die  Gesammthänder 
in  ihrer  der  Gesammtheit  gewidmeten  Thätigkeit  erwerben,  an 
diese  Gesammtheit,  hier  an  die  Familie.  So  ist  es  noch  heute 
in  Armenien  und  Russland,  wo  das  Familieneigenthum  und  die 
Familiengenossenschaften  in  höchster  Blüthe  stehen.'*'-)  So  war 
es  nicht  anders  ursprünglich  in  Latium.  Auch  hier  fiel  alles 
von  den  Söhnen  Erworbene  an  die  Familie.  Als  dann  später 
die  Römer  an  die  Stelle  der  Familie  als  Rechtssubjekt  den 
Hausvater  setzten,*)  da  veränderte  der  alte  Rechtssatz  sich 


Paulus,  libro  2 ad  Sabiiium.  (Es.  11  de  übet  post.  2s, 2): 

In  suis  lieredibus  evidentius  apparet  continuationem  dominii  eo  rem 
perducere,  nt  iiulla  videatur  hcredita.s  fuiase,  (iimsi  olini  hi  domin i es.seiit. 
i|ui  etiain  vivo  patre  quodaniroodo  doniini  existimantur  . . . itaque. 
post  mortem  putris  non  hereditatem  suscipere  videntur,  sed  magis 
liberaiu  bonorum  administrationein  eoiise quuiitu r. 

(Vgl.  Leist,  .Jus  civile  S.  13P.) 

^’)  V'gl,  Leist,  Jus  civile  S.  191  und  anderswo;  auch  Jus  gentium, 
variis  locis. 

Vgl.  über  die  Armenier  Leist,  Jus  civile  S,  49S  ft'.,  namentlich 
S.  500  Anm.  3.  lieber  die  Russen  vgl.  ebenfalls  Jus  civile,  S.  .502  Anm.  r> 
(nach  Mackenzie  Wallace,  Russland),  neuerdings  auch  den  Aufsatz  von 
Lutsebitzky  bei  .Schmollcr,  Jalirbuch  de  lH9ü  S.  1C5  ft'. 

“)  Vgl.  über  diesen  Hergang  Lei.st,  .Ins  civile. 
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Ton  selbst  in  den  heute  geltenden;  Der  Sohn  erwirbt  alles  dem 
V ater. 

Vornehmlich  jedoch  ist  es  die  im  späteren  römischen  Erb- 
recht so  fremdartig  anmuthende  Behandlung  des  cmancipatus, 
die  sich  nur  dann  verstehen  lässt,  wenn  man  ein  ursprüngliches 
tlesauimteigenthum  der  im  Hause  geeinten  Familie  annimmt. 
Der  emancipatus  ist  eben  nichts  anders  als  der  deutsche  ab- 
getheilte  Sohn,-**)  der  seinen  Antheil  am  Familienvermögen 
heransnimmt  und  damit  wirthschaftlich  und  rechtlich  aus  dem 
Verbände  des  Hauses  ansscheidet.  Er  kann  deshalb  wenn  der 
Vater  stirbt,  am  verlassenen  Hausvermögeu  keinen  Antheil  er- 


**)  11  an  könnte  liier  eiiiwenden,  die  Behandlung  des  emancipatus  könne 
schon  deshalb  nicht  zu  Rückschlüssen  auf  ursprüngliche  Uechtsätze  ver- 
wendet werden,  weil  das  ganze  Institut  der  Einancipation  eine  relativ  späte, 
künstliche  Bildung  sei.  Allein  dann  verwechselt  man  die  Form  mit  der 
.Sache.  Die  Form  der  Einancipation  ist  eine  spezifisch  römische  Erfindung, 
die  Hache,  das  Abteilen  oder  Aussteuern  der  Söhne  ist  eine  alte,  bei  allen 
arischen  Völkern  auffindbare  Sitte.  Ursprünglich  schieden  auch  in  Latium 
die  Söhue  einfach  durch  Herausnahme  ihres  Hausanteils  aus  dem  Zusammen- 
leben im  dinglichen  Hausverhande  aus.  Das  persönliche  (jewaltverhaltnis 
zum  Vater  und  dessen  I^ösung  war  dabei  ganz  Nebensache.  Dass  die 
Söhne  später  das  peisöiilicho  Verhältnis  zum  Vater  in  erster  Reihe  lösen 
mossten.  kam  dalier.  dass  die  Römer  überall  an  die  Stelle  des  alten  ding- 
lichen Hausverbandes  das  persönliche  Verhältnis  zum  pater  familias  in  den 
Vordergrund  rückten  und  die  dingliche  Genossenschaft  durch  die  persönliche 
ersetzten.  Dadurch  kam  ja,  wie  im  Texte  gezeigt,  der  .Satz  auf:  Der  Sohn 
in  väterlicher  Gewalt  erwirbt  alles  dem  Vater.  Hatte  früher  das  einfache 
Ausscheiden  aus  dem  dinglichen  Ge.samteigeiitum  genügt,  um  den  aus- 
geüchiedenen  Gesamthänder  nicht  mehr  für  das  Gesamtverroögen,  die  Familie, 
erwerben  zu  lassen  und  ihn  wirtschaftlich  sclhständlich  zu  stellen,  so  konnte 
jetzt  der  gleiche  Zweck  nur  dadurch  erreicht  werden,  das.s  auch  das  persön- 
liche Gewaltverhältiiis  gelöst  wurde,  da  der  Sohn  erst  danach  für  sich 
erwarb.  Diese  persönliche  Ijoslösung  ist  also  eine  neue  spezifisch  römische 
Schöpfung,  die  damit  verknüpfte  dingliche  Vermögensabteilung  aber  eine 
alte  Sitte,  und  gerade  aus  dieser  folgt,  wie  sich  gleich  zeigen  wird,  die 
erbrechtliche  Sonderstellung  des  emancipatus,  die  wir  zu  Rückschlüssen 
verwerten.  — Dass  die  ursprünglich  zusammeiigehörige  persönliche  Emaii- 
cipatioa  und  dingliche  V'ermögensausscheidung,  nachdem  sie  einmal  bestanden, 
auch  einzeln,  das  eine  ohne  das  andere,  Vorkommen  konnten  und,  besonders 
später,  oft  vorgekommen  sind,  ist  uns  wohl  bekannt. 
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halten,  da  dies  in  der  Hand  derjenigen  consolidiei  t,  die  zu 
Lebzeiten  des  Vaters  den  Mitbesitz  daran  hatten,  der  eman- 
cipatus  aber  aus  dem  Jlitbcsitze  ja  ausgeschieden  ist.  Fasst 
man  dagegen  den  Uebergang  des  Vermögens  beim  Tode  des 
Vaters  nicht  als  eine  auf  Miteigenthum  der  Söhne  beruhende 
Censolidation,  sondern  als  einen  wahren,  nach  verwandtschaft- 
lichen Beziehungen  erfolgenden  Erbgang  auf,  so  ist  es  schlechter- 
dings nicht  ersichtlich,  warum  der  emancipatus  nicht  auch  erbt, 
da  er  doch  auch  verwandt  ist.  Die  später  versuchte  Erklärung, 
er  sei  im  Rechtssinne  nicht  mehr  verwandt,  da  die  vom  Rechte 
allein  anerkannte,  künstliche  agnatische  Verwandtschaft  auf  der 
väterlichen  Gewalt  beruhe  und  aus  dieser  ja  der  emancipatus 
ausscheide,  — diese  Erklärung  übersieht,  dass  es  offenbar  das 
Herausnehinen  des  Vermögens  und  nicht  das  Ausscheiden  aus 
der  väterlichen  Gewalt  und  Agnation  ist,  welches  den  eman- 
cipatus des  Erbrechts  beraubt;  denn  sonst  könnte  er  nicht  durch 
einfaches  Einwerfen  des  herausgenommenen  Vermögens  wieder 
zur  Erbschaft  gelangen,  sondern  nur  durch  Wiedereintritt  in 
die  Agnation.-*-’) 

Wenn  die  römischen  Juristen  sagen,  dies  Ein  werfen  sei 
deshalb  nothwendig,  w-eil  der  emancipatus  für  sich  erwerbe,  die 
nicht  emancipierten  Kinder  aber  lediglich  für  den  Vater  er- 
worben hätten,  an  der  von  ihnen  miterarbeiieten  Verlassenschaft 
deshalb  der  emancipatus  nicht  ohne  Gegenleistung  theilnehmen 
dürfe;  so  ist  es  offenbar,  dass  dies  die  bei  den  römischen  Juristen 
so  oft  vorkommende  Art  ist,  mit  allgemeinen  Zweckmässigkeits- 


Ks  entgoht  uns  nicht,  da.ss  iliusc  Zuliissung  des  euiancipiitus  gegen 
Einwerfung  seines  Vermögens  nur  nl.s  priitorisclics  Kecht  beglaubigt  ist. 
Wenn  wir  sie  gleichwohl  aus  uralten  Rechtsprinzipien  erklären,  so  geschieht 
dies  deshalb,  weil  es  ziemlich  sicher  ist  (vgl.  laiist,  .Ins  civile).  dass  der 
Prätor  bei  seiner  Reform  des  Erbrechts  lediglich  ur.iltem,  allen  arischen 
Völkern  gemeinsamem  Rechtsbrauche,  der  vom  particulären,  römischen  (Jivil- 
recht  eine  Zeit  lang  offiziell  nicht  anerkannt  war,  aber  thatsächlich  überall 
noch  eine  grosse  Macht  entfaltet  und  durch  Testamente  oder  pro  berede 
usucapio  sich  verwirklicht  hatte,  auch  wieder  zu  gesetzlicher  (ieltung  ver- 
balf.  Auch  heute  zeigt  sich  ja  besonders  in  der  uns  beschüftigeudeu  Materie 
des  Anerbcnrechls,  wie  lange  sich  vom  offiziellen  (ii^setzesreclit  abweichende 
Gewohnheiten  erhalten  können,  um  schliesslich  wieder  Gesetzeskraft  zu 
erlangen.  Dass  es  in  Rom  ebenso  gegangen  sei,  hat  doch  gewiss  nichts 
Unwahrscheinliches. 
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and  Billigkeitserwä^nngen  ein  Institut  rechtfertigen  zu  wollen, 
dessen  historische  Entstehung  man  nicht  mehr  verstand.  Viel- 
laelir  zeigt  jener  Einkauf  in  die  Erbschaft  deutlich,  dass  es  die 
dingliche  Mitgliedschaft  am  Hausvermögen,  nicht  die  persön- 
liche Zugehörigkeit  zum  väterlichen  Gewaltkreis  ist,  welche 
Tbcilnahme  an  der  Verlassenschaft  mit  sich  bringt,  und  dass 
>ic  deshalb  vom  euiancipatus  wieder  erworben  werden  muss. 
Ohne  diese  Annahme,  dass  die  Erben  deshalb  Erben  sind,  weil 
sie  in  dinglicher  Mitgliedschaft  zum  Hausvermögen,  im 
G^-saminteigenthume  daran  stehen,  lässt  sich  eben  die  Behandlung 
des  emancipatus  nicht  befriedigend  erklären.*“) 

Zur  Zeit  der  römischen  Juristen,  wo  der  Gedanke  des 
Familieneigenthums,  wenn  auch  nicht  ganz  verloren,  im  geltenden 
Rechte  doch  im  allgemeinen  nicht  mehr  anerkannt  war,  jeden- 
falls nicht  mehr  lebendig  fortwirkte,  zu  dieser  Zeit  erschien 
deshalb  begreiflicherweise  die  erbrechtliche  Stellung  des  eman- 
cipatns  immer  als  ein  fremdartiges  Institut.  Losgelöst  vom 
mütterlichen  Boden,  ja  im  Widerspiuche  mit  den  Grundlagen 
des  neuen  Rechts  ist  es  denn  auch  einem  langsamen  Absterben 
anheimgefallen. 

Ausser  diesen  in  den  späteren  Rechtszustand  fremdartig 
und  zum  Theil  unverstanden  hineinragenden  Ueberbleibseln  des 
früheren  Gesammteigenthums  giebt  es  aber  für  das  römische  und 
griechische  Gebiet  noch  ausserhalb  des  eigentlichen  Rechts 
liegende  Erscheinungen,  die  beweisen,  dass  auch  diese  Völker 
von  dem  Gedanken  beherrscht  sind,  das  Hausvermögen  stehe 
ini  Gesammteigenthum  der  im  Hause  vereinten  Familienmit- 
glieder. 

Wenn  nämlich  auch  die  Partikularrechte  der  einzelnen 
arischen  Stämme  einen  alten  Rechtssatz  nicht  mehr  anerkannten, 
rergessen  konnte  er  darum  nicht  werden.  War  er  doch  schon 
dadurch  geheiligt,  dass  er  von  den  Vätern  aus  der  Vorzeit  über- 
kommen war;  umkleidete  ihn  doch  ferner  die  hohe  Autorität 
des  alten  vorstaatlichen  Rechts,  das  man  sich  als  auf  dem 
'Villen  der  Gottheit  selbst  beruhend  dachte.^)  So  galt  es  zu- 


I'ür  die  ursprüngliche  Gleichheit  vou  Kiuancipation  und  Vermögens- 
»bteilnng  auch  Fick  S.  280  und  282. 

*J  Vgl.  Leist,  Jusgcntiuin  S.  343  ff.  und  anderswo. 
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näclist  für  fromm,  solclien  alten  Sätzen  auch  ferner  nachzuleben ; 
später,  als  die  Religion  nicht  mehr  solche  Macht  ausiibte,  ver- 
wandelten sich  solche  Forderungen  der  Frömmigkeit  in  einfache 
Gewohnheiten  der  Sitte.  Ja,  die  alten  Rechtsgedanken  steckten 
den  Völkern  so  tief  in  Fleisch  und  Blut,  dass  sie  selbst  ihren 
erleuchtetsten  Geistern  sich  unbewusst  in  die  philosophischen 
Systeme  mischten,  wenn  sie  über  die  vernünftige  Regelung  der 
menschlichen  Verhältnisse  nachdachten,  weil  ihnen  eben  eine 
Regelung  als  die  naturgemässeste  und  selbstverständliche  er- 
scheinen musste,  welche  jene  ererbten  Anschauungen  und  Rechts- 
gedanken verwirklichte.  Sehr  vieles,  was  deshalb  in  späteren 
Zeiten  trotz  abweichender  positiver  Rechtsnormen  als  sacrale 
oder  als  Anstandspflicht  erscheint,  oder  was  von  den  Philosojjhen 
gefordert  wird,  i.st  ursprünglich  ein  Rechtsgrundsatz  gewesen. 

Zahlreich  finden  wir  aber  bei  Griechen  und  Römern  das 
Postulat,  das  Vermögen  im  Interesse  der  Familie  zu  verwenden, 
der  es  eigentlich  gehöre. 

Bei  den  Griechen  tritt  es  ihrer  Anlage  entsprechend  vor- 
nehmlich als  i)hilosoj)hisches  Ideal  auf;  und  zwar  ist  es  kein 
Geringerer  als  Aristoteles,  der  uns  als  Ergebniss  weiser  Welt- 
betrachtung eine  Stellung  des  Familienvaters  ausmalt,-’0  die 
genau  dem  entspricht,  was  in  den  indischen  Sutras  Rechtens 
ist,  und  was  wir  als  den  ur.sprünglichen  Zustand  bei  allen 
Ariern  voraussetzen  dürfen.  Der  Hausvater  hat  die  Verfügung 
über  das  Vermögen.  Aber  wie  er  Vermögen  erwirbt  nicht  um 
seiner  selbst  willen,  sondern  um  die  ihm  anvertraute  Familie 
daraus  zu  ernähren,  .so  soll  er  es  auch  lediglich  zu  diesem 
Zwecke  verwenden.  (Vcrgl.  Leist,  Jusgentium  524.  vgl.  auch 
S.  521  522.)  Das  V'ermögen  ist  deshalb  um  des  Hauses  willen 
da,  es  soll  ihm  nicht  entfremdet  werden,  weder  unter  Lebenden 
noch  von  Todeswegen.  Das  Vermögen  gehört  sonach  eigentlich 
der  im  Hause  geeinten  Familie.  Was  der  Vater  daran  hat. 
beschränkt  sich  im  Grunde  genommen  auf  seine  iifiichtmässige 
Verwaltung. 


Lieber  die  Lelirc  des  Aristoteles  Imiidelt  eiu|{ehend  Leist,  .Jus 
gentium  S.  r>17  ff. 


Digitized  by  Google 


45 


Und  die  Quintessenz  der  aristotelisclien  Betrachtungen  ist 
denn  auch  der  Ausspruch: 

iv  O’jv  rpror/;  (t'iOt's  S'isTtv  otzi'a) of 

ulv  TÄv  ay-üiv  ixiivoivouv  irivTiov  (liatten  alle  Dinge 
gemeinsam). 

Bei  den  Römern  hat  sich  der  alte  Gedanke  vom  (4esammt- 
eigenthunie  des  Hauses  weniger  in  das  Gewand  einer  philo- 
sophischen Forderung,  als  in  das  einer  sacralen  und  sittlichen 
Pflicht  gekleidet.  Der  aus  jenem  Gesammteigenthum  fliessendc 
Satz,  dass  der  Vater  zwischen  seinen  Söhnen  das  Gut  kraft 
seiner  Verwaltungsmacht  zwar  theilen,  aber  es  ihnen,  als  am 
Gute  neben  ihm  selbstständig  berechtigten  Personen  nicht  ganz 
entziehen  kann,  dieser  Satz  wurde  vom  Gesetzesrecht  mit  seiner 
libera  testamenti  factio  nicht  anerkannt.  Aber  trotzdem  blieb 
es  stets  zunächst  eine  sacrale,  dann  eine  sittliche  Pflicht,  das 
Vermögen  seinen  Kindern  nicht  zu  entfremden.  Und  wie  trucht- 
bar  dieser  Gedanke  auch  im  Rechte  blieb,  lehrt  die  Geschichte 
des  Notlierbenrechts:  war  er  doch  noch  viele  Jahrliunderte, 
nachdem  die  zwölf  Tafeln  die  Verwerfung  des  alten  Rechts- 
Begriftes  vom  Familieneigenthum  besiegelt  halten,  mächtig  genug, 
da.ss  auf  ihn  gestützt  der  Centumviralgerichtshof  die  Testamente 
derer  cassieren  konnte,  welche  das  officium  ihren  nächsten 
Verwandten  gegenüber  nicht  beobachtet  hatten.  Denn  immer 
noch  galten  dem  Volksbewusstsein  die  Familienmitglieder  so 
sehr  als  die  Mitherren  des  Gutes,  hatten  so  sehr  ein  eigenes 
Recht  auf  dessen  Besitz,  dass  nur  ein  Wahnsinniger,  der  für 
Sitte  und  Recht  kein  Gefühl  mehr  hatte,  ihnen  das  Gut  ent- 
ziehen konnte,  und  dass  darum  ein  solches  Testament  den  color 
iiisaiiiae  an  der  Stirn  trug. 

So  wie  wir  nun  hier  für  die  Römer  und  Griechen  aus  den 
späten  Ueberbleibseln  aufgedeckt  haben,  dass  auch  ihre  Rechts- 
systeme einst  von  dem  Gedanken  des  Familienvermögens  aus- 
gegangen sind  und  erst  in  jüngerer  Zeit  mit  dem  Individual- 
verinögen  zu  rechnen  beginnen,  so  lässt  sich  die  ursprüngliche 
Bekanntschaft  mit  dem  Familieneigenthum  für  alle  arischen 
Stämme  nachweisen.  Ja  bei  einigen  bestellt  das  Hauseigen- 
thum noch  bis  auf  den  heutigen  Tag. 

Es  wurde  oben  schon  (bei  Anm.  32)  auf  die  armenischen 
und  russischen  Verhältnisse  hingewiesen. 
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In  Armenien  bildet  noch  heute  das  Haus  einen  fest- 
geschlossenen Verband,  dem  alles  Vermögen  gehört.  Alles  was 
deshalb  die  Hausangehörigen  erwerben,  erwerben  sie  der  Ge- 
meinschaft. Das  Hansvermögen  steht  unter  der  ziemlich  unbe- 
schränkten Verfügung  des  Hausvaters;  dennoch  hat  er  nicht 
das  Eigenthum  daran;  denn  er  kann  es  schon  unter  Lebenden 
nicht  im  Ganzen  veräussern,  von  Todeswegen  hat  er  darüber 
aber  überhaupt  keinerlei  Verfügung.  Vielmehr  tritt  in  die  ihm 
zustehende  Verwaltung  kraft  eigenen  unentziehbareu  Rechts 
sein  ältester  Sohn  ein.  Und  dass  auch  dieser  nicht  etwa  Allein- 
erbe und  -eigenthümer  ist,  geht  daraus  hervor,  dass  er  auf 
Verlangen  mit  seinen  Geschwistern  und  eventuell  Xeften  ab- 
theilen muss;  es  sind  also  alle  im  Hause  vereint  lebenden 
Eamilieugenosseu  am  Vermögen  Gesammthäuder.  (Vgl.  Leist 
Jus  civile  S.  497  n.  498.) 

Ueber  die  russischen  Verhältnisse  .sagt  Mackenzie  Wallace 
in  seinem  Buche  über  Russland  (Uebersetzung  von  Rüttger 
2.  Anfl.  188Ü)  Seite  105  u.  109 

„Die  Familien,  die  zu  einem  grossen  Gemeinwesen  gehöien, 
leben  nicht  nur  zusammen,  sondern  haben  fast  alle,  Dinge 
gemeinsam.  Jedes  ^Mitglied  arbeitet  nicht  für  sicli,  sondern 
für  den  Haushalt,  und  sein  ganzer  Verdienst  fällt  dem  Familien - 
schätz  zu  . . . das  Haus  mit  allem,  was  darin  ist.  gehört  nicht 
dem  Chasjäin  (Wiith,  Hausvater),  sondern  der  kleinen 
Hausgenossenschaft;  und  folglich  erben  dieselben  nicht  wenn 
der  Cha.sjäin  stirbt  und  das  Hauswesen  aufgelöst  wird,  sondern 
sie  kommen  in  den  persönlichen  Besitz  dessen,  was 
ihnen  bisher  gemeinsam  gehört  hatte.'* 

Aelinliclies  berichtet  Lutschizky  aus  Südrusslaud. 

So  dauert  also  noch  heute  in  Armenien  und  Russland  das 
alte  Gesammteigenthum  der  Hausgenossenschaft  fort.  Das  wunder- 
barste Zeugniss  aber  für  die  unverwüstliche  Lebenskraft  jenes 
Rechtsi)rinzipes  ist  es,  wenn  dasselbe  noch  heute  in  lebendiger 
Anwendung  ist  in  demjenigen  Imnde,  das  sich  am  frühesten 
und  entschiedensten  unter  allen  arischen  Gebieten  vom  Familieu- 
eigenthum  abgewendet  hat,  und  de.ssen  Recht  in  seiner  kla.ssisclien 
Zeit  sich  der  comsequentesten  Durcliführung  des  Individual- 
eigeiithums  rühmen  durtte;  auch  in  Italien,  von  wo  aus  doch 
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der  Begrifi  des  luvidualeigens  den  Siegeszug  durch  die  Welt 
Migetreten  hat,  giebt  es  noch  heute  Hauseigenthuui. 

Sonibavt  S.  21)2  sagt  nämlich  über  die  Fatnilienorganisation 
«Q  Ateruerlaude : 

,Fast  durchgehends  steht  hier  die  gesanimte  Hausgemein- 
sdialt  — familiä  in  diesem  Sinne  — unter  einem  Pater  familias, 
den  sogenannten  Capoccia,  der  mit  beinahe  unnmschränkter 
Gewalt  ausgestattet  ist ; das  Vermögen  gehört  allen  Familien- 
milgliederu  gemeinsam,  und  wird  ausschliesslich  vom  Haus- 
herrn verwaltet  . . . Die  Verrichtungen  der  verschiedenen 
Arbeiten  in  der  Wiithschatl  sind  nach  Jahrhunderte  alten  Tradi- 
lionen  streng  unter  die  einzelnen  Familienmitglieder  getheilt.“ 

Ebenso  ist  es  in  allen  Gegenden  Italiens,  wo  die  alte  her- 
gebrachte Form  des  bäuerlichen  Grundbesitzes,  die  Mezzadria,-*) **) 
in  ungesch  Wächter  Kraft  besteht. 

§ 5. 

ln  dieser  Erkenntnis,  dass  alle  arischen  Stämme  ursprünglich 
von  einem  Gesammteigenthum  der  Hausgenossen  am  Hausgute 
ausgegangen  sind,  liegt  schon  ein  starker  Beweis  dafür,  dass 
es  anch  bei  den  Germanen  nicht  andeiN  gewesen  sei.  Allein 
es  lässt  sich  auch  direkt  für  das  deutsche  Recht  nachweisen,  dass 
in  ihm  jenes  Rechtsprinzip  lebt. 

Voniehmlicli  sind  es  auch  hier  die  Vererbungsgrundsätze, 
welche  wir  zu  jenem  Nachweis  verwerthen  müssen. 

Schon  von  jeher  ist  darauf  hingedeutet  worden,  dass  das 
nnentziehbare  Erbrecht  der  Kinder  in  einem  Gesammteigenthume 
wurzeln  müsse.  Besonders  aber  v.  Amira  gebührt  das  Verdienst, 
diesen  Zusammenhang  aufgedeckt  und  auch  bei  denjenigen 


*)  Denn  Somliart  S.  2U1  sagt  iilier  die  Vererbung  der  Mezzadria: 
.Stirbt  da«  Haupt  der  Familie,  so  geben  die  Verpfliclitiingen  und  Rechte 
auf  die  Erben  über,  sofern  sie  mit  dem  Verstorbenen  eine  Haus- 
geiiieinscbaft  bildeten.“ 

Also  noch  in  ganz  alter  Weise  folgt  hier  das  Erbrecht  aus  der  ding- 
lichen Hausgemeinschaft,  d.  h.  aus  dem  Mitbesitz  und  Miteigentum  an 
(fraud  und  Hoden,  und  ist  eigentlich  gar  kein  Erbrecht,  sondern  Gtnsolidatiou 
Hiirchau»  altertümlich  wird  der  Kreis  der  erbberechtigten  Familienmitglieder 
durch  das  Zusammenleben  im  Hause  begrenzt. 
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deutschen  Stämmen  quellenmässig  belegt  zu  haben,  wo  man  bisher 
an  der  Unentziehbarkeit  des  Erbrechts  zweifelte.  **)  Seine  Aus- 
führungen sind  so  vortrefflich,  dass  wir  uns  lediglich  darauf 
beschränken  können,  das  Wesentlichste  daraus  mitzutheilen  und 
im  Uebrigen  auf  sein  Werk  verweisen  dürfen. 

Am  wichtigsten  ist  das  Gebiet  des  salfräukischen  Hechts, 
weil  einerseits  tur  dieses  das  unentziehbare  Erbrecht  der  Kinder 
am  längsten  geleugnet  ist,  und  weil  es  andererseits  sehr  gegen 
die  fiühere  Geltung  des  Hauseigenthums  siuäche,  wenn  dies  in 
dem  alterthümlicheii  Rechte  der  Salier  nicht  aufzufinden  wäre. 

Nun  wird  allerdings  allgemein  zugegeben,  dass  später  in 
den  fränkischen  Gebieten  ein  auf  Hauseigenthum  deutendes, 
unentziehbares  Erbrecht  der  Kinder  gilt.  Allein  dies  soll  aus 
der  Verfaugenschaft  entstanden  sein,  und  die  Verfangenschaft 
selbst  soll  nicht  in  einem  ehemaligen  Gesammteigenthum  der 
Kinder  wurzeln,  sondern  ein  gewohnheitsrechtlicher  Niederschlag 
von  fränkischen  Eheverträgen  sein.  Wir  halten  diese  Auf- 
fassung für  äusserlich;  schon  Huber  (S.  45)  hat  mit  Recht  darauf 
hingewiesen,  dass  mit  der  Bezugnahme  auf  die  Eheveiträge 
eigentlich  gai-  nichts  gesagt  ist;  es  ist  damit  nur  der  Weg  an- 
gegeben, den  die  gewohnheitsrechtliche  Entwicklung  genommen 
hat.  Als  eigentliche  Aufgabe  des  Rechtshistorikers  aber  ver- 
bleibt es  dann  immer  noch,  die  Gründe  aufzudecken,  warum 
die  Rechtsbildung  jenen  Weg  gegangen  ist.  Und  da  sind  wir, 
wie  Huber  cs  schon  mit  Beschränknng  auf  burgumlischcs  und 
alamannisches  Recht  ausgesprochen  hat  (S.  45  ff.),  mit  Heusler 


ln  jt'iieni  bukiimiteu  Werke  über  .Krbenl'olge  unil  Verwiimltsdiafts- 
gliederniig*,  ilas  mit  iler  eiioinien  (pielleiikeiintnis  .\miras  und  seiner  j^e- 
wulmten  lieherrschuii';  aneli  des  idiilüloiriscli-fipraililiclien  .Mateiiafs  e;e- 
.sehrieben  ist.  — Audi  Huber  hat  den  neurifi  des  Hausvermiieens  und  diu 
Keelits|seineinseliaft  zwisdi’ii  Vater  und  .Slihnen  betont.  Kr  meint  zwar 
trotz  aller  Anrechte  der  Sühne  habe  da>  Faniiliengut  nur  im  Eisjenthume 
des  Vaters  gestanden.  .lene  hätten  nur  ein  Ki'dit  auf  Mitgennss  gehabt. 
Allein  derartig  beschränkte  EinzelnHdite  lassen  sieh  sehr  wohl,  wie  sich 
weiter  unten  zeigen  wird,  mit  dein  (jesammteigenthuin  vereinen.  — Ganz 
als  .Giitergemeinschaff*  oder  .Miteigemlium“  bezeichnet  das  Verhältnis 
von  Vater  und  Kindern  Kicker  bei  den  llurgundern  (j  4:is  H'.  S.  liS  ff),  bei 
den  Laiigubardcn  ödlj,  im  gothläudi.schen  liecht  (§  ölt)  und  sonst 
4‘JJ  und  Ö4SJ. 
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iu  seinen  Institutionen  allgemein  der  Ansicht,  dass  die,  Ver- 
(ansenschaft.  sich  mit  innerer  Xotliwendigkeit  ans  dem  Fauiilien- 
eisenthum  entwickelt  hat  und  ilass  sie.  ebenso  wie  das  Ertien- 
warlrecht  in  Sachsen,  das  .Anerbenrecht,  das  Stammgntersystem 
mni  manches  andere  Gebilde  des  deutschen  Erbreclits.  iu  dem 
einen  fruchtbaren  Gedanken  der  Hansgrenossensciiaft  mit  Haus- 
eigenthnm  wurzelt.  Es  ist  aber  auch  vor  allem  gar  nicht 
richtig,  dass  unentziehbares  Erbrecht  der  Kinder  in  fränkischen 
Gebieten  erst  zur  Zeit  der  Yerfangenschaft  gilt. 

Schon  verschiedene  bei  Gregor  von  Tours  und  anderswo 
mügetbeilte  alte  Entscheidungen  von  Prozessen,  in  denen  Erben 
Vergabungen  ihrer  Eltern  anfechten,  lassen  auf  ein  unentzieh- 
barcs  Erbrecht  zu  damaliger  Zeit  schliessen.'"’)  Besonders 
jedoch  die  Pornudn  uml  die  fränkischen  ürkunden  vom  tj.  bis 
0.  .Jahrhundert  zeigen,  dass  die  Erben,  um  eine  Vergabung  von 
Totleswegeu  oder  A^eräusserung  unter  Lebenden  rechtskrältig 
zu  machen,  minde.stens  ziistimmen  mussten,  weil  ihnen  sonst  ihr 
Erbrecht  nicht  entzogen  werden  konnte.'")  Piir  diejenigen  Theile 
fränkischen  Kechtsgebietes,  welche  unter  der  Herrschaft  der 
lex  Kibuaria  standen,  ist  es  sogar  gesetzlich  bezeugt,  dass  eine 
A'ergabung  auf  den  Todesfall,  eine  Affatomie,  üherliauiit  nur 
zulässig  war,  siquis  procreationem  filioium  vel  tilianim  non 
habnerit.  (lex  Rib.  tit  4s  eit.)  (Vgl.  Amira  S.  ö.f  54). 

Dass  aber  das  Erforderniss  der  Ziistininiung  der  Kinder 
zur  Veräusseruug  des  Hausgutes  im  l'räiikischeii  Rechte  auf 
walirer  gesammter  Hand  daran  beruhte,  ergiebt  sich  daraus, 
dass  diese  Zustimmung  regelreclit  iiichl  nur  durch  AV^orte, 
sondern  durcli  Mithandeln^-)  erklärt  werden  musste,  indem 
die  Kinder  die  Traditionsurkunde  selbst  schrieben  oder 
wenigstens  nnt  unterschrieben  und  ev.  auch  uiitersiegelten. 
E.s  ergiebt  sich  ferner  auch  aus  der  Ausdrucksweise  der  Urkunden. 
So  bemerkt  Xr.  184  der  älteren  Urkunden  aus  Fulda,  der  A’ater 
und  der  mit  uuterzeichiiete  Sohn  hätten  die  A'ergahuiig  imt 
gestimmter  Haud  vorgeiiommen.  (tiui  commuiiibus  iiiauibus 


Vgl.  V.  .•ViBira  S.  53  und  .V>. 

*')  Vgl.  V.  Amira  S.  äb  f. 

**)  Naebweisuugen  bei  Amira  S.  .‘>5. 

▼.  Dultzif,  UruAderbrechl. 
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hanc  traditioiiem  fecerunt.)*’)  So  redet  n.  86  der  Foruieln  bei 
Roziere  von  einem  „consorciiim“  in  welchem  der  Erblasser  und 
seine  Kinder  miteinander  in  Bezug  auf  die  alodis  stehen,  und 
aus  der  ein  Theilhaber  per  praecessionem  mit  seinem  Vermögens- 
anthcile  heraustreten  kann,  während  die  übrigen  in  der  Gemein- 
schaft sitzen  bleiben.  Weitere  Beispiele  von  einer  auf  Gesammt- 
eigenthuni  weisenden  Ausdrucksweise  der  Urkunden  bietet 
V.  Amira  S.  58. 

In  gleicher  Weise  lässt  sich  für  das  angelsächsische 
Rechtsgebiet  ein  uneutziehbares  Erbrecht  der  Kinder  und  nächsten 
Verwandten  belegen.  Dass  dies  auch  hier  in  einem  Gesammt- 
eigenthume  wurzelte,  ist  an  sich  wahrscheinlich,  es  sprechen  dafür 
aber  auch  manche  positive  Anzeichen.  Hierhin  ist  zunächst 
wieder  das  Mithandeln  der  Einspruchberechtigten  bei  der  Ver- 
gabung zu  zählen.'*^)  Ferner  aber  wird  in  c.  23  der  hist.  Karnes, 
erzählt,  wie  in  einem  Prozesse  jemand  eine  V'eräusserung  seines 
verstorbenen  Bruders  mit  Erfolg  anticht.  Das  Merkwürdige 
dabei  ist,  dass  er  dies  nur  auf  die  Hälfte  thut.  Hätte  er  kraft 
Erbrechts  angefochten,  so  hätte  er  die  ganze  \'ergabung  auf- 
heben  dürfen,  da  er  aufs  Ganze  Erbe  ist.  Wenn  er  nur  zur 
Hälfte  die  Aufhebung  durchsetzt,  so  ergiebt  sich  daraus,  dass 
er  kraft  Miteigenthums  anficht,  welches  ihm  ja  nur  zur  Hälfte 
zusteht.  Dass  dies  Miteigenthum  nach  festgeschiedenen  (Quoten 
eine  spätere  Aenderung  des  ursprünglichen  Gesammteigeulhums 
ist,  hat  Amira  mit  Recht  vermuthet.  Denn  auch  bei  den  Sal- 
fraukeu,  bei  denen  ja  ursprünglich  auf  Gr  und  Gesammteigen- 
thums  ohne  feste  Quoteutheilung  die  ganze  \'ei'gabung  angefochten 
werden  konnte,  finden  sich  später  Sti'ömungen,  welche  die  An- 
fechtungnur  auf  eine,  dem  geschiedenenMiteigenthum  entsjnechende 
Quote  zulassen  wollen. ■*■’) 

Für  ursprüngliches  Gesammteigenthum  der  Hausgenossen- 
schaft bei  den  Angelsachsen  bietet  jedoch  einen  weiteren  Anhalts- 


Der  Aussteller  «ler  Urkunde  ist  allein  der  Vater,  ein  Zeichen 
dafür,  da.ss  dies  an  sich  noch  kein  Beweis  dessen  ist.  dass  der  .Sohn  nicht 
mitgelmndelt  habe. 

Vgl.  V.  Amira  .S.  lO.i  ff. 

*')  Vgl.  die  Verschiedenen  Knt.scheidnngi'n  der  Prozesse  bei  (iregor 
V.  Tours  und  bei  Breijuigny-Parde.ssus.  welche  Amira  S.  53  und  55  mittbeilt. 
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pQiikl  die  altnationale  Beiieiiiiuiig  der  Bliitsvei  wandtschaft  und 
ilrc  Scheidung  in  , Herren“  und  ^Niclitlierreu“.''**)  Denn  ilie 
Benennung  der  Herren  ist  auf  diejenigen  Blutsverwandten  be- 
s’liränkt,  welche  nach  v.  Amira  den  näheren  Erhenkreis  bilden. 
•1  li.  Kinder,  Eltern  und  Gcscliwist.er.  Das  sind  aber  alles 
Verwandte,  die  wir  noch  si)äter  häutig  in  einer  Hau.sgenossenseliaft 
vereint  finden.'*^  ) Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  gewinnt  ihre 
Benenming  als  Herren  eine  ungeahnte  Bedeutung;  denn  sie 
kam)  sich  dann  nur  auf  ihre  Herrschalt  am  Flrbe  und  Hausgut, 
ihrGesainmteigenthum  daran  beziehen.  Alle  anderen  V' erwandteii 
iiezum  Erbe  gelangen,  greifen  darauf  als  Xichtherreu;  sie  haben 
rs  nicht  schon,  sondern  müssen  es  erwerben. 

Dass  ini  sächsischen  Recht  das  Beispimchsrecht  der 
nächsten  Erben  allgemein  galt,  ist  unbestritten.  Ueber  die 
Btwertliung  diejser  Thatsache  aber  sagt  v.  Amira  treffend:  „Ein 
Hecht  der  Magen,  welches  die  Verfügungsgewalt  des  Erbla.sseis 
Itei  dessen  Lebzeiten  von  Anfang  an  in  dem  Masse  band,  ilass 
er  ohne  ihren  Beirath  keine  gültige  Veräusserung  vornehmen 
konnte,  (hängte  das  Mehr,  was  ei'  vor  den  Ei'bwarten  voraus 
latte.  auf  ein  blosses  Vertretungsrecht  zusammen.  Er  vertritt 
'iie  Ge.sammtheit  iler  einspruchsbei-echtigten  .Magen  mit  Ein- 
ahlu.ss  seiner  selbst  in  der  Ausübung  der  Henschaft,  welche 
ihnen  allen  gemeinschaftlich  zusteht,  nach  aussen.“ 

M’enn  wir  deshalb  auch  bei  den  Friesen  ein  unentzieh- 
hares  Erbrecht  der  nächsten  Verwandten  linden,  so  dürfen  wir 
»nudimen,  rlass  es  hier  ebenfalls  auf  dem  Grunde  einer  Ver- 
iiiögcnsgenieinschaft  zwischen  diesen  Verwandten  ruhte.  Und 
<i»ss  diese  Vennögeusgemeinschaft  ein  Gesammteigonthum  war, 
'iäfür  liegen  gerade  im  fiiesischen  Rechte  besondei's  starke 


**  Vgl.  V.  Amira  S.  7"  fl.  — Die  Etymologie  ist  allerdiugs  nnsiclier. 
Sie  hat  aljer  iuiiero  Wahrscheiiiliciikeit  für  sich 

‘‘i  Daran  ändert  es  auch  nichts,  weini  man.  was  sehr  zweifellialt  ist, 
»lieh  die  Elterngeschwister  unter  die  „tlerren“  rechnet.  Denn  auch  diese 
»ooteu  mit  ihren  Neffen,  denen  gegenüber  sic  als  Erben  in  Betracht 
kommen,  in  einer  Hausgenosseuschalt  sitzen.  Es  kommt  dies  vor,  wenn 
Verheirat  he  te  Brüder  unabgetheilt  beieinander  bleiben.  ln  deutschen 
Bechtsgebieten  war  dies,  anders  als  in  Armenieu  und  Südrusslaud,  nicht 
^ähnlich  und  daher  mag  cs  auch  kommen,  dass  es  zweifelhaft  ist,  ob  die 
Qtemgeschwister  iliren  Neffen  gegenüber  Herren  oder  Nichtlierren  sind. 

d* 
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Zeugnisse  vor.  Abgesehen  von  der  aueli  liier  sieh  findenden 
Scheidung  des  Verwandtenkreises  durch  seine  Namen  in  Herren 
und  Nichtherren,  wird  gerade  das  Verhältniss  zwischen 
Eltern  und  Kindern,  nicht  nur  das  zwisclien  Geschwistern 
als  gesanimte  Hand  aufgefasst.  Denn  wie  bei  Geschwistern, 
die  in  ungetheilten  Gütern  sitzen,  für  den  Fall,  da.ss  einer  von  ihnen 
ein  Verbrechen  begeht,  ihr  Haus  zum  Schaden  aller  nach  dem 
Broknierbriefe  zerstört  wird,  so  gilt  das  nämliche,  wenn  Eltern 
und  Kinder  das  Haus  in  ungetheiltcr  Gemeinschaft  besitzen. 
Diese  Zerstörung  des  ganzen  Hauses  anstatt  des  auf  den  Ver- 
brecher entfallenden  Theils  ist  aber  ein  Zeichen  des  Gesammt- 
eigenthums,  welches  den  Grundsatz  hat,  dass  Schulden,  auch 
Delictsschulden,  eines  Gesaramthänders  das  ganze  Gesamintgiit 
ergreifen  und  nicht  nur  auf  einem  etwaigen  Theilc  des  Ver- 
brechers hängen  bleiben.  Auf  Gosammteigenthüm  gehende  An- 
deutungen enthalten  auch  die  Küslrigoer  Küren.  Die  Eltern 
des  Todtschlägers  müssen  für  dessen  That  Busse  zahlen.  Was 
ihnen  entzogen  wird,  wird  aber  nicht  als  ihr  Vermögen,  sondern  als 
das  des  Todtschlägers  aufgefasst.  Deshalb  sollen  die  öffent- 
lichen Beamten  die  Abtheilung  vornehmen  und  dann  den  An t heil 
des  Todtschlägers  an  sich  nehmen.  (Vergl.  Amira  S.  184.') 
Noch  weiter  geht  das  Westerwolder  Landrecht.  Hier  stehen 
nämlich  den  Kindern  sogar  schon  vor  der  Abschichtung  und 
noch  während  der  I.ebenszeit  ihrer  Eltern  gewisse  Verfügungs- 
rechte an  dem  im  Besitze  ihrer  Eltern  befindlichen  Gute  zu; 
sie  sollen  das  halbe  Gut  und  den  „vordereiV  oder  „äusseren“ 
Herd  versetzen  können.  Das  dürften  sie  doch  gewiss  nicht, 
wenn  ihnen  nicht  schon  bei  Lebzeiten  der  Ellern  ein  Mitcigen- 
thum  am  Gute  gebührte.  Ausserdem  machen  auch  Kegeln  der 
Deichptlicht  und  uoch  manche  andere  Andeutungen  die  Annahme 
nothwendig,  dass  zwischen  Eltern  und  Kindern,  und  zwischen 
Geschwistern,  „den  gesipjitesten  U.  Händen“,  öin  Gesammteigen- 
thum  am  Hausgute  bestanden  habe. 

Das  Kesultat,  welches  wir  bei  der  Durcheilung  der  nieder- 
deutschen Rechtsgebiete  an  der  Hand  Amiras  gewonnen  haben, 
wird  nun  durch  eine  Musterung  der  oberdeutschen  Kechtsquellen 
bestätigt. 

Namentlich  ist  es  die  lex  Baiuvariorum,  welche  das  Ver- 
hältniss zwischen  Vater  und  Söhnen  scharf  als  Gesammteigenthuui 
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In  i\»i-  ist  der  Fall  behandelt,  wo  ein  Vater,  der 
Söhne  bat,  zu  seinem  Seelenheil  sein  Gut  au  die  Kirche  ver- 
sahen will.  Nach  den  Regeln  des  Gesainniteigenthums  darf 
dies  der  V ater  nicht  ohne  Ziistimniung  und  Mitwirkung  der 
St)hne,  da  zu  V erfügungen  über  die  Substanz  des  Gesamnitgutes 
alle  Gesammthänder  zugezogen  werden  müssen.  Will  er  aber 
diese  Zuziehung  der  Söhne  umgehen,  so  kann  er  dies  nicht 
anders  erreichen,  als  indem  er  die  Gesammthand  mit  ihnen  löst 
und  die  Grundtheilung  vorniinmt.  Dann  vermag  er  zwar  sein 
Gut  ohne  jene  zu  vergaben,  aber  nur  den  auf  ihn  entfallenden 
Theil.  Genau  so  finden  w ir  es  in  tit.  I cap.  I lex  Baiuvariorum: 
.Ut  siijuis  über  persona  voluerit  et  dcderit  res  suas  ad  ecclesiam 
pro  redemjitione  animae  suae,  licentiam  habeat  de  portione 
sua,  postquaiii  cum  filiis  suis  partivit.“ 

Dass  die  hier  in  Anwendung  auf  den  einzelnen  Fall  ver- 
anschaulichte Regel  im  bairischen  Recht  allgemein  gegolten  hat, 
und  dass  nicht  etwa  durch  Vergabungen  zu  anderen  Zwecken 
den  Kindern  ihr  Erbrecht  ohne  Grnndtheilung  entzogen  werden 
konnte,  ergiebt  sich  ohne  weiteres  aus  der  Erwägung,  dass  in 
allen  germanischen  Rechtsgebieten  die  Verfngungsfreiheit  zu 
Gunsten  der  Kirche  am  grössten  war.  Wenn  also  nicht  einmal 
für  diesen  Fall  das  bairische  Recht  die  starren  Conse(iuenzen 
des  Familien-  und  Gesammteigenthums  aufgiebt,  so  i.st  es  von 
ihnen  bei  anderen  Veränssmingen  erst  recht  nicht  abgewichen.“*'*) 

Gleich  die  lex  Rurgundionum  lässt  denn  auch  erkennen, 
dass  schlechthin  für  jeden  Fall  unentgeltlicher  Veräusserung 
<lieselben  Sätze  gegolten  haben. 

Tit.  I cap.  I lex  Burg,  lautet  nämlich:  «...  decrevimus, 
ut  patri,  etiam  antequam  dividat,  de  commnni  facultate  et 
de  labore  .suo  cuilibet  donare  liceat,  absque  terra  sortis 
titulo  acquisita,  de  qua  prioris  legis  ordo  servabitur“. 

Aus  der  Stelle  ergiebt  sich,  dass  nach  altem  Recht  („prioris 
legis  ordo“)  für  das  ganze  Hausgut,  — nicht  nur  für  das  Loosland, — 
die  Regel  galt:  der  Vater  dürfe  allein  nichts  vergaben,  antequam 


*'•)  V^l.  Lieriiber:  Sigmund  Adler,  ,Ueber  das  Erbemvartreclit  iiacb 
den  ältesten  bayrisebeu  Recbt*nucllen“  und  die  Besprechung  dieses  tVerkes 
ron  Hübner  in  der  Zsebr.  f.  Kgeseb.  üerm.  Abt.  Bd.  11  S.  ir>7. 
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dividat  (bevor  er  die  Gruiidtlieilung  voniiiiiuitj.  Dieser  Reclits- 
satz  ist  abei-,  wie  oben  beim  bairisclien  Rechte  aus^etiilirt.  eine 
Folge  der  gesanimten  Hand  zwischen  Vater  und  Kindern;  mit- 
hin muss  auch  für  das  burgundisclie  Gebiet  das  urspri'mglirlie 
Bestehen  dieser  Gesammthand  angenomnien  werden. ■*‘'’)  Uebrigens 
ist  noch  später  der  Gedanke  d(>s  Miteigentliuins  der  Kinder  in 
den  burgundisclien  Tocliterrechten  lebendig  gewesen.  Ks  zeigt 
dies  die  merkwürdige  Bildung  der  legitime  avite  und  paternelle. 
Die  legitime  avite  ist  niclit  etwa  ein  „grossväterliches“  Erbthcil. 
sie  ist  vielmehr  ein  Gut,  über  das  der  Vater  überhau]it 
nicht  verfügen  kann.  Die  Hälfte  des  Vermögens  betragend, 
stellt  sie  nämlich  schon  hei  liebzeiten  des  Vaters  iin  Eigenthum 
der  Kinder.  Die  Confiscation  des  Vermögens  der  Kinder  trift’t 
deshalb  schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters  ihren  Antheil  an  der 
avite,  und  umgekehrt  ergreift  die  gegen  den  Vater  verhängte 
Vermögenseinziehung  die  avite  gar  nicht,  ähnlich  wie  es  oben 
bei  den  Rüstrigoer  Küren  vermerkt  wurde.  Die  legitime  [»ater- 
nelle  dagegen  ist  ein  wahrer  rflichttheil.  Sie  beträgt  abermals 
die  Hälfte  des  dem  Vater  allein  gehörigen  halben  Vermögens, 
also  ein  Viertel  des  Ganzen.  Kur  in  sie  findet  wahrer  Erb- 
gang statt.  Der  Anfall  der  avite  wird  dagegen  im  Rechte  von 
Xyon  (3,  5,  2 § fi)  gar  nicht  als  Succession  anerkannt.  ( Vgl. 
Ficker  Bd.  2 S.  3ei;362.) 

Was  endlich  den  Geltungsbereich  der  lex  Alamannorum 
anbetriflt,  so  ist  uns  ein  Zeugniss  für  das  Ge.sammteigenlhnm 
der  Hausgenossen  in  ihr  selbst  nur  für  den  Fall  aufbewahrt, 
dass  die  Hausgenossenschaft  aus  Brüdern  besteht.  Für  diesen 
Fall  wird  nämlich  berichtet,  dass  die  Brüder  vor  der  Abtheilung 
nicht  über  ihren  Antheil  verfügen  dürfen,  die  oft  erwähnte 
Con.sequeuz  des  Ge.sammteigenthums,  welches  ideelle  Quoten 
nicht  kennt.  Die  bezügliche  Stelle  findet  sich  in  tit.  ui  und 
lautet:  „Si  quis  fraties  post  mortem  patris  eorum  aliquanti 
fuerint,  dividant  portionem  patris  eorum.  Dum  hoc  non  fuerit 
factum,  nullus  rem  suam  dissiiiare  faciat  usiiue,  dum 
ae(|ualiter  partiant  “. 


*'•’)  Uleichcr  Ansicht  fflr  da»  lmr;iiinilischc  Kocht  (woni^jsten.«  hin- 
sichtlich des  Vorliegcns  eines  llansvoriniigons)  Huber  S.  I.'>  ff.  niid 
namentlich  Ficker  S.  ms  und  04S  ft'. 
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Ans  Urkmuleii  lässt  sich  dagegen  auch  zwischen  Vater  und 
Söhnen  eine  gleichartige  Theilung  für  das  alamannische  Reclits- 
gebiet  belegen.  So  erwähnt  eine  Urkunde  von  827  (bei  Huber 
S.  IfO.  da-ss  ein  Vater  vergabt  „quicquid  me  constat  contra  filios 
meos  in  portionem  suscepisse,  tarn  doinibus  et  edificiis  quam 
mancipiis.“  Ganz  älinlich  lautet  eine  Urkunde  von  837  (bei 
Huber  S.  10);  Auch  hier  vererbt  der  Vater  ^quicquid  in  Turbatun 
. . . contra  filios  meos  in  portionem  et  in  meam  swascaram 
(Freitheil)  accepi.“  Dass  dieser  Theilung  die  Idee  der  Sprengung 
eines  Gesammthandveihältnisses  zu  Grunde  lag,  geht  einmal 
daraus  hervor,  dass  vor  der  Theilung  der  Einzelne,  und  darum 
auch  der  Vater,  überhaupt  nicht  verfügen  konnte,  nicht  einmal 
über  seinen  Kopftheil,  da  es  eben  dann  noch  keine  wahren 
Kopftheile  gab.  (Huber  S.  l'J.)  Die  Gesammthand  wird  ferner 
dadurch  erwiesen,  dass  die  regelmässige  Veräusserungsform  vor 
der  Theilung  das  Mithandeln  der  Kinder  ist  (vgl.  Wartmanns 
Sankt-gallisches  Urkundenbnch,  und  Huber  S.  19).  Endlich  ist 
der  Gedanke  an  bestehendes  Mitrecht  der  Kinder  bei  liebzeiten 
der  Eltern  in  alamaiinischen  Gegenden  auch  noch  sjiäter  zu 
finden.  Er  war  sogar  so  stark,  dass  stellenweise  als  eigentliche 
Eigenthümer  überhaupt  nur  die  Kinder  betrachtet  wurden,  wo- 
durch die  Eltern  zu  Verwaltern  oder  lieibzüchtern  horabsanken. 
Gerade  das  sjiricht  nämlich  Art.  III,  is  der  Handfeste  von 
Winterthur  ans  mit  den  Worten; 

„Wir  hain  och  ze  rehte;  . . . zwaz  de  kainer  unser 
burger  bi  sinem  elichen  wibe  Cinsaigens  oder  ledigs  aigens 
gekofs,  habent  sü  mit  anderen  kint,  der  aigen  ist  es  und 
iro  beder  ligtinge“  (bei  Huber  S.  48). 

Sonach  hat  sich  das  Hauseigenthum  ausser  in  den  nieder- 
deutschen auch  in  den  oberdeutschen  Rechtsgebieten  aufdecken 
lassen.  Dass  es  sich  auch  bei  anderen  germanischen  Völkern 
findet,  ist  .schon  öfters  betont  worden.  Neuerdings  hat  es  für 
das  langobardische  Recht  und  für  das  gotländischc  Eicker 
(§  Ö30  ff.,  541  ff.)  wahrscheinlich  gemacht.  Auch  im  lango- 
bardischen  Rechte  kann  nämlich  der  Vater,  — was  ja  für  die 
Gesammthand  charakteristisch  ist,  — nicht  eher  über  das  Ver- 
mögen verfügen,  als  bis  er  abgetheilt  hat,  und  auch  dann  nur 
über  seinen  Theil.  Das  ergiebt  sich  aus  zahlreichen  Uikunden. 
(Vgl.  Ficker  a a U.)  Ja  selbst  diejenigen  Urkunden,  welche 
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Ficker  für  eine  Möglidikeit  der  Verfügung  wenigstens  Uber  den 
Freitlieil  vor  der  Gnindtheilung  anfülirt,  widersprechen  dem 
nidit:  denn  sie  beweisen  jene  Möglichkeit  g:ir  niclit.  Sie  besagen 
nämlich  überhaupt  nichts  diu  ubcr,  ob Grundtheilung  vorangegangen 
war  oder  nicht.  Es  ist  deshalb  sehr  wohl  denkbar  und  bei  der 
sonstigen  zweifellosen  Rechtsübiing  sogar  wahrscheinlich,  dass 
auch  in  diesen  Fällen  eine  Theiluug  vorhergegangen  war,  die 
nur  zutallig  in  den  Urkunden  nicht  erwähnt  ist. 

In  dem  gotländischeu  Rechte  belegt,  die  oben  ( Anin.  -21) 
mitgetheilte  Stelle  sowohl  die  charakteristische  Grundtheilung, 
wie  die  erst  damit  anhebende  Bewegungsfreiheit  des  Einzelnen. 

In  beiden  Rechten  findet  sich  übrigens  auch  der  merkwürdige 
Ausdruck  des  Sitzens  „im  Schosse“  oder  „in  sinn“  des  Vaters 
oder  Grossvaters,  was  immer,  wie  wir  noch  sehen  werden,  auf 
Hausgemeinschaf  t hin  weist. 


Nach  alledem  kann  man  wohl  s.agen,  dass  sich  die  Lehre 
vom  Hauseigenthum  auch  in  deutschen  (Quellen  und  als  gei- 
manisches  Rechtsprinzi]»  nachweisen  lässt.  Es  sprechen  aber 
aucli  innere  Gründe  dafür,  und  diese  sind  es  vornehmlich,  die 
uns  zu  der  Behauptung  veranla.sst  habni,  dass  der  Germane 
sich  den  Grundbesitz  als  dem  Hause  und  nicht  dem  Einzelnen 
gehörig  vorgestellt  habe.  Die  zahlreichen  und  zum  Theil  unauf- 
gehellten  Eigenthümlichkeiteii  des  altdeutschen  Erbrechts  nändich 
erklären  sich  in  einfachster  Wei.se.  sobald  man  von  dom  Be- 
stehen eines  Hauseigenthums  ausgeht. 

Wie  das  Erbrecht  an  Fahrniss  entstanden  ist,  ob  es  älter 
ist  als  da.sjenige  am  Grundbesitz,  und  ob  der  berühmte  Titel 
der  lex  Salica  „de  alodis“'*^)  dies  alte  Fahrnisserbrecht  regelt. 


Miin  wird  nicht  um  die  alte  Vcrmutluing  lieriinikoinnicn,  dass  der 
Titel  keine  vollstfindige  Krbentafel  auf.stelle.  Man  hat  die  Kihentafel  als 
eine  vollständige  zu  halten  gesucht,  indem  man  sie  al.s  eine  mutterrcchtliehe 
hinstellte  (vgl.  hesonders  Hcusler,  Institutionen'.  Diese  Darstellung  scheitert 
an  der  Auslassung  des  Mutterbrudens.  der  im  Muttcrrechte  nach  Ansicht 
aller  seiner  Anhänger  eine  so  wichtige  Rolle  spielt,  (vgl.  L.  Dargun,  Studien 
zum  ältesten  Familienrecht,  Leipzig  isgäi,  also  in  einer  mutterrec.htlichen 
Erbentafel  sicher  einen  Platz  tinden  musste.  Da.ss  aber  bei  einer  vnter- 
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ioteressiert  uns  nicht  und  mag  deshalb  daliingestellt  bleiben. 
Grossen  Umfang  kiinn  es  nie  gehabt  haben,  da  der  Haupttheil 
der  Fahrniss,  der  Viehstand  und  das  Gutsinventar,  als  Zubehör 
dem  Schicksale  des  Grundbesitzes  folgte'*“)  und  die  übrige  be- 
wegliche Habe  sich  bei  dem  fast  gänzlichen  Mangel  des  (ieldes 
in  den  Zeiten,  auf  die  es  hier  ankommt,  im  wesentlichen  auf 
Scliniuck  und  Kriegsgeräth  beschränkte.  Das  weitaus  über- 
wiegende Erbrecht  an  Grund  und  Boden  hat  deshalb  bei  den 
Germanen  wie  bei  allen  anderen  arischen  Stämmen  dem  ge- 
sannnten  Erbrechte  seinen  Stempel  aufgedrückt.***") 


whtlichen  Vorwaniltselmft.  die  Tafol  iiiclit  vollst&iidiff  .sein  knnii.  ist  kl.ir. 
I>ii'  .Ansicht  deslialb  liolie  Wahr.^dieinlichkeir.  dass  der  Titel  mir 

Jie  Aeiiderungeii  der  bislierigen  Erbfolge  oder  doch  diese  nur,  aoHPit  .«io 
iweifclhaft  war,  festlegen  wollte.  .Solche  Zweifel  beetniiden  nun  besonders 
Wi  der  Erbfolge  der  Frauen,  weil  «ie,  wie  unten  erhellen  wird,  iirs|irünglieh 
(•rbunfahig  waren.  Der  Titel  will  deshalb  vornehinlich  das  Erbrecht  der 
Frau  regeln,  wie  sich  auch  au«  den  Schlussworten  «de  terra  vero  nnlla  in 
nmliere  hereditas“  ehenfnil«  ergiebt.  Au«  diesem  Omndo  nennt  der  Titel 
rorzngsweise  weibliche  Verwandte,  nicht  aber,  weil  er  ein  altes,  auf  nintter- 
techllichem  Grunde  ruhendes  Fahrnisserhrecht  darstellen  will.  Da«  Mutter- 
teelit,  dessen  Bedeutung  wir  für  andere  Völker  nicht  verkennen,  lehnen 
wir  für  die  Arier  ab  und  scliliesson  uns  liier  den  Ausfüliriingen  von  fa>ist 
Jus  civile  S.  I‘.t0  und  Jus  gentium,  namentlich  S.  öl  ff,  ös7  ff.>  und  von 
Ulrich  Stutz  in  seiner  Besprechung  von  E.  Darguns  citirten  Werk  (in  der 
Zschr.  f.  Rgeseb.  Germ.  Abt.  Bd.  XV  S 17ö)  an. 

.Als  Beweis  hierfür,  wenn  er  nötbig  scheinen  sollte,  mag  eap.  42 
der  lex  Francorum  Cliamavnrum  angeführt  werden,  wo  die  mancipia  und 
das  peculimu,  was  nach  barbariselieni  laitciii  «Vielistand“  bedeuten  .«oll, 
das  Schicksal  der  .terra“  und  der  .sylva“  teilen. 

**)  Es  bedarf  bei  dieser  Betonung  des  Liegenscbaft.serbrechts  kaum  einer 
■Auseinandersetzung  mit  den  Theorien,  welche  Ficker  in  seinem  neuesten  Buche 
»nlgcstellt  hat  und  die,  wie  er  selbst  eingangs  sagt,  dasGegentheil  sind  von  fast 
allem,  was  mau  bisher  als  sicher  angenommen  hat.  Denn  wenn  er  auch 
davon  ansgeht,  es  sei  das  über  den  Kreis  der  llausfamilie  liinniisreichende 
unbeschränkte  Erbrecht  aller  Verwandten  das  Ursprüngliehe  gewesen,  und 
es  habe  dies  Erbrecht  weder  eine  Parenlelenorduung  noch  einen  Ausschluss 
der  Weiber  gekannt,  vielmehr  sei  cs  nach  reiner  Gradesnahe  geregelt  ge- 
wesen, so  meint  er  doch,  da.«  eigenthüinliche  Erbrecht  des  engeren  Kreises 
•ei  dort,  wo  es  sich  herau.sgebildet  habe,  erwachsen  aus  einer  Haiisgemein- 
ichaft.  die  er  sogar  als  Miteigenthum  zwischen  Vater  und  Kindern  he- 
leichnet  fvgl.  insbesondere  S.  543  ff.  und  S.  380  381,  Bd.  2).  und  durch 
die  Uebertragiing  dieses  Hanserbreclits  auf  immer  weitere  Kreise  habe  sich 
naturgeniäss  die  Parentelenorduung  herauHgebildet  (S.  i>14  ff  Bd.  2_),  ganz 


Das  Erbrecht  am  Grundbesitz  ist  aber  ui  siirüiiglicli  lediglich 
eine  Consolidation  des  Gesaniuiteigenthunis  ini  Kreise  des  Hauses. 


90,  wie  wir  ea  alaijald  schildern  werden.  Kr  ist  aber  ferner  der  Ansicht, 
dass  das  besondere  Erbrecht  des  Hauses  mit  seiner  Zurneksetzimi;  der 
Weiber  eernde  entwickelt  sei  durch  das  Entstehen  eine.s  Erbgangs  in 
Liecenschaften.  Kr  sagt  hierhher  wörtlich  (Kd.  1 .S.  42):  .Es  liegt  auf  der 
Hand,  wie  gerade  der  rdicrgang  zum  Sondereigenthmn  an  Grund  und  Boden 
die  weitgreifendsten  Aenderungeti  veranlassen  musste.  . . . Wir  werden  es 
versnehen.  nachzuweisen,  wie  die  wichtigsten  der  von  uii.s  vermutheten 
Aenderungen  der  urgernianiseheii  Krbenfolge  gerade  in  diesem  ta-hergange 
ihre  nüchstliegende  Erklärung  linden  können.“  (Vgl.  auch  § 4".1  ,S.  ä.V» 
Bd.  2).  Auch  Kicker  glaubt  demnach,  dass  das  Liegenschaftscrhrecht 
sich  nach  den  von  un.s  betonten  Prinzipien  gefonnt  habe.  Kr  meint  nur,  dass 
es  nicht  überall  zum  Siege  gelangt  sei  und  dass  die  Inconsequenz  mancher 
Erbfolgeordnungen  sich  aus  dem  Durcheinandergehon  von  neuem  l.iegen- 
schafts-  und  alten  Kahniisscrbrecht  erkläre. 

Es  ist  das  ein  durchaus  möglicher  Gedanke  und  er  widerspricht,  wie 
gesagt,  gar  nicht  unseren  Theorieeu.  welche  sich  nur  mit  den  ältesten 
Prinzipien  des  1 iegens ch  aft  liehen  Erbgangs  befassen.  Allein  es  soll 
doch  betont  werden,  dass  sich  gegen  die  Ficker'schen  Ergebnisse  fast  durch- 
weg schwere  Bedenken  geltend  machen. 

Schon  seine  Ijutersiiehungsmethode  ist  nicht  einwandfrei.  Er  sagt  zu 
ihrer  Begründung  zwar  manches  heherzigeuswerthe  Wort.  Man  wird  ihm 
z.  B.  vielfach  beitreten  können,  wenn  er  gegen  die  V'eberschiitzung  der 
sprachgeschichtlicheu  Forschung  eifert  (§  171  fl  ),  da  Sprachgleichhtit  in 
der  That  nicht  immer  auch  Stammesgleichheit  und  Rechtszusammenhang 
bedingt.  Man  wird  auch  seine  Ausführungen  über  .Recht  und  .Sitte“  meist 
mit  Zustimmung  lesen  und  es  richtig  linden,  wenn  er  darauf  hinweist,  dass 
die  Sitte  nicht  nur  eine  Vorstufe  des  Rechts,  sondern  oft  auch  einen 
Gegensatz  zum  fonnellen  Recht  bildet  (§  l«;i  ft’.).  Es  ist  auch  unbe- 
streitbar, dass  zur  Feststellung  des  Inhalts  alter  verlorener  Schriftwerke 
aus  jüngeren  Abschriften  ein  ähnliches  Verfahren  befolgt  wird  (§  03). 
Allein  damit  ist  nicht  gesagt,  dass  die  3Iethude  sich  auch  für  die  rechts- 
ge.schichtliche  Forschung  eignet  .Sie  kann  hier  nicht  angängig  sein  wegen 
der  unvergleichlich  viel  grösseren  Schwierigkeiten.  Und  sic  ist  es.  Auch 
hei  der  Beurtheilung  von  Uutersuchungsmethoden  heisst  es  doch:  „An  ihren 
Früchten  sollt  ihr  sie  erkennen!"  l’nd  die  Ergebnisse  der  .Methode  sind 
höchst  befremdlich.  Sie  führt,  wie  Ficker  sagen  würde,  zu  .gehäuften 
Uuwahrscheiulichkeiten“,  namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Rechts-  und 
Stamme.sverwandtschaft;  Ficker  hätte  deshalb  nach  seinen  sonstigen  An- 
schauungen sic  selber  verwerfen  müssen.  Es  ist  ja,  wie  schon  hemerki,  im 
Einzeltällo  nicht  bedenklich,  wenn  einmal  Rechtsgeschichte  und  Sprach- 
geschichte auf  verschiedene  Ziele  weisen ; aber  cs  ist  bedenklich,  wenn  dies 
fort  und  fort  geschieht,  und  es  wird  das  um  so  bedenklicher,  wenn  zugleich 
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Wenn  aus  der  Hausg(  iiosseusdiaft  keiner  inolir  lebt,  so  tritt 
der  Rückfall  des  Gutes  an  die  Markgenossenscliaft  ein,  di(>  es  ja 


fin  Wiiierspnich  besteht  mit  der  allgemeinen  fieseliiebte,  mit  allem,  was  wir 
sonst  Uber  die  Berührungen.  Wanderungen  und  Vei  miscbungen  der  Stämme 
wissen.  Mn.ss  man  nielit  gegen  eine  Methode  aufg  hüebste  niiastranisdi 
werden,  die  dazu  führt,  zwi.sclien  dem  Rechte  der  beisammenwohnenden 
ond  nach  allen  sonstigen  Anhalt.spunkten  stammgleichen  Küsten-  und 
Biiinenfriesen  zwar  jede  Verwandtschaft  zu  leugnen,  dafür  aber  eine  Ver- 
wandtschaft des  kUsteiifriesisciien  Rechts  zu  constriiiren  nicht  nur  mit  dem 
tormannischen  Volksrecht  in  der  Normandie  und  Bretagne  und  in  Sicilien. 
sondern  sogar  mit  dem  Rechte  von  Rhätien  und  dem  fränkischen  Rechte 
rem  Hennegau  und  der  Champagne,  trotzdem  diese  Gegenden  tief  im 
Biiir.enlande  gelegen  sind,  getrennt  durch  weite  Räume  von  <leu  Küsten- 
friesen, die  überdies,  soweit  unsere  sonstige  Kemitniss  reicht,  sich  niemals 
auch  nur  stamniweise  an  den  Wanderungen  betheiligt  haben  1 (Bd.  2 Anfang, 
j 4SÖ  ff..  S.  270  ff.).  Was  soll  man  ferner  dazu  sagen,  wenn  Ficker  im 
weiteren  Verlauf  seiner  Untersuchung  dazu  gedrängt  wird,  aus  dem 
fiänkisclien  Recht  eine  angeblich  ost germanische  Gruppe  herauszuhehen. 
nämlich  eine  .lothringische“  (Bd.  2 S.  40B  -tlOt.  und  wenn  er  ferner  auch 
im  sächsischen  Keclite  Ostgermani.sches  finden  will  (§  t.äöff'.)'  Und  wie 
wirkt  es  dann  am  Endo,  wenn  diese  Resultate  so  sicher  sind,  dass  Ficker 
«ine  .\nsiclit  von  der  Zugehörigkeit  des  binnenfriesischen  Aasdomsrechts 
znr  gothisch-norwegisehen  Gruppe  aufgebeii  und  jenes  zu  den  däni»chen 
Kochten  stellen  muss,  mir  wegen  der  Behamllniig  der  llalhgescliwisterschaft 
(S.  ,iS9  Bd.  2J.  Neben  diesen  ünwahrscheinlichkeiten  gewinnt  auch  der 
>n  sicli  nicht  hedenkliche  Widerspruch  zwi.«chen  der  spracldiehen  Forschung 
and  den  Ficker'schen  Theorien  über  die  Ijangoharden  an  Bedeutung.  Weiter  tritt 
hinzu  die  allen  bisherigen  Annahmen  zuwiderlaufende  l.,ehre  von  der  be- 
sonderen Ursprüngliclikeit  des  westgotbisclieii  Rechts,  zumal  da  sie  weniger 
auf  die  lex  Wisigothorum,  als  auf  das  spätere  spanische  Gewohnheitsrecht 
und  dissen  Aehnlichkeit  mit  dem  fränkischen  Rechte  gestützt  wird,  obwohl 
doch  eine,  von  Ficker  allerdings  abgelehnte,  Beeinflussung  gerade  des 
späteren  spanischen  Rechts  durcli  fränkisches  fiind  zwar  auch  dnrcli  rein 
ftänki.sches  Recht,  wie  es  in  Nordfiankreich  aufhewalirt  worden  ist)  nach 
den  geschiclitlichen  Kreigni.ssen  sehr  nahe  liegt,  und  obwohl  aucli  das  zu 
horücksiebtigen  gewesen  wäre,  dass  sowolil  auf  das  nordspanische  wie  auf 
di.s  nordfranzösische  Reclit  durch  das  römische  eine  au.sgleicliendc . den 
Schein  von  Verwandtschaft  erzeugende  Wirkung  ausgeüht  sein  kann, 

üeberhaupt  unterschätzt  Ficker  die  von  ihm  selbst  betonten  (§  115  ff.) 
Schwierigkeiten,  welche  seiner  Untersuclmngsmethode  durch  die  Möglichkeit 
der  Vermiscliung  und  Entlehnung,  der  unvollständigen  Ausgleichung  und 
nachbarlichen  Beeinflussung  der  Rechte  erwachsen.  Er  begeht  auch  dabei 
eine  Inkonsequenz,  wenn  er  die  Eiitlchnnng  zwar  ausschliesst,  weil  es  sich 
um  weilauseinai.derwohnende  Völker  handle,  die  uaclihnrliche  Beeinflu.ssuug 


no 

der  Haushaltung  uisiuünglich  verliehen  hatte.  Das  Erbrecht 
der  nicht  im  Hause  lebenden  Verwandten  ist  erst  weit  später 
dem  Erbrechte  ini  Hause  nachgebildet.  Und  selbst  hier  war  es 


aber  bei  denselben  Völkern  zulässt,  weil  sie  ja  ilurcb  vorzeitliche,  unbekannte 
Wanderungen  miteinander  hätten  in  Beriihrutig  kommen  können  (§  US  ff. 
und  § l.W  ff.).  Diese  Schwierigkeiten  sind  es  auch,  welche  in  jediuu 
Kinzelfalle  die  Heriickaic.htigung  so  vieler  Möglichkeiten  erheischen,  dass 
dadurch  die  theoretisch  denkbare  Methode  (iraktisch  unbrauchbar  wird. 

Die  Methode,  wie  sie  Ficker  anwendet,  krankt  aber  auch  an  einem 
prinzipiellen  Fehler,  (imndlegend  ist  für  sie  die  Annahme.  das.s  die  Ver- 
zweigung der  Rechte  sich  im  Wege  der  Zweitheilnng  vollzogen  habe.  Als 
allgemeine  Voraussetzung  ist  das  aber  unzulässig ; es  kann  so,  es  kann  aber  auch 
anders  gegangen  sein.  Gerade  wie  ein  Mann  mehr  als  zwei  Kinder  haben  kann, 
so  kann  auch  ein  Recht  mehr  als  zwei  Tochterrechtc  erzeugen.  Ks  ge- 
schieht das  namentlich  dann,  wenn  sich  durch  Wanderungen  ein  Volk  gleich- 
zeitig in  mehrere  Stämme  zersplittert. 

Speziell  hei  der  Anwendung  auf  die  Erbenfolge  tritt  aber  noch  ein 
zweiter  grundlegender  Mangel  der  Methode  hervor.  Ficker  bestimmt  hier 
die  Ursprünglichkeit  nach  sogenannten  .Vermittlungsreihen“,  besser  könnte 
man  vielleicht  sagen  .Entwicklung.sreihen“.  Diese  Reiben  ergeben  aber, 
wie  Ficker  selbst  gesteht,  nichts  darüber,  bei  welchem  Punkte  der  Reihe 
die  Entwicklung  angesetzt  hat,  ob  bei  dem  einen  oder  bei  dem  anderen 
Kudgliede:  Ja  sie  kann  sogar  von  einem  Mittclgliede  differenzirend  zu  den 
beiden  Endgliedeni  auseinamlergelaufen  sein.  Ficker  sieht  sich  deshalb  ge- 
nötigt, noch  anderweit  aus  sogenannten  .inneren  Gründen“  zu  bestimmen, 
inwieweit  ein  Punkt  der  Reihe  als  ursprünglich  angesehen  werden  kann. 
Diese  inneren  Gründe  liegen  nun  bei  Ficker  fast  ausschliesslicb  auf  dem 
Gebiete  der  vergleichenden  Völkerkunde,  insbesondere  meint  er.  dass  .alle 
Rechtssätze,  welche  die  Ehe  voraussetzen,  nicht  so  ursprünglich  sein 
könnten  (§§  92  n.  93,  § 102  ff.,  namentlich  auch  S.  103).  Diese  Ausgangs- 
punkte sind  nun  aber  nicht  allein,  wie  Ficker  selbst  zugiobt,  in  hohem 
Masse  subjektiv,  sie  sind  auch  sehr  bedenklich;  es  ist,  wie  schon  bemerkt 
(Anm.  43),  keineswegs  sicher,  dass  die  Germanen  je  eine  rechtliche  Organi- 
sation ohne  Ehe  und  ein  Mutterrecht  gekannt  haben.  Wenn  aber  gerade 
die  grundlegenden  Sätze,  nach  denen  dann  weiter  die  Richtung  der  Ver- 
mittlungsreiheu  erst  festgelegt  wird,  in  ihrer  Ursprünglichkeit  nur  nach 
so  uugewi.ssen  Momenten  bestimmt  werden  können,  so  sind  damit  alle  Er- 
gebnisse in  Frage  gestellt,  denn  das  logische  Gebäude  ist  dann  schon  in 
den  Fundamenten  ohne  festen  Halt. 

So  ist  z.  H.  sehr  subjektiv  alles,  was  Ficker  gegen  die  Ursprünglichkeit 
eines  auf  den  engeren  Kreis  beschränkten  Erbrechts  angeführt  hat.  Man  kann  cs 
nämlich  trotz  Ficker  sehr  wohl  lür  denkbar  halten,  dass  trotz  der  sonstigen  hohen 
Bedeutung  des  Sippeverbandes  das  Erbrecht  ihm  ursprünglich  gemangelt  hat, 
wenn  man  eben  aimimmt,  es  habe  das  Erbrecht  sich  erst  gebildet,  als  die 
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das  Miteigenthuni,  welches  den  Erbgang  schuf,  und  zwar  mittels 
folgender  Gedankenreihe: 

Der  Erblasser  hatte  in  den  Besitz  des  von  ihm  verlassenen 
Hausgutes  nur  kommen  können  durch  Abtheiluugen,  die  er  selbst 


Wichtigkeit  jenes  Verbandes  abnahm.  Ueberhaujit  übmieht  Kicker  bei 
seiner  vielfachen  Verwerthung  iilteslet  Zustände  und  nauiontlieh  der  frühesten 
tiestaltung  des  Sippeverbandes  (vgl.  .S.  37!)  ff.  Bd.  2),  da.ss  jene  Uestaltung 
in  Zeiten  vorhanden  war.  wo  es  überhaupt  noch  kein  Sondereigen  und  dem- 
gemäss auch  kein  Erbrecht  gab.  Dass  da.s  datnals  schon  denkbare  Soiider- 
eigenium  an  Waffen  und  Schmuck  hingereiclit  habe,  um  eine  feste  und 
detaillirte  Erbordnung  zu  bilden,  ist  nicht  sehr  glaublich:  man  wird  es  auch 
entgegen  Ficker  kautu  für  nöthig  halten,  dass  sich  eineRegel  darüber  bildete,  wem 
solche  Uegenstände  beim  Heimfall  an  die  Sippe  zuzutbeilen  seien  (S.  370/:tS0 
Bd.  2J;  denn  bei  dem  ungleich  wichtigeren  Landbesitze  hat  diese  Kegel 
gemangelt,  solange  es  den  Heimfall  an  die  Sippe  oder  an  die  .Markge- 
nossenschaft gab;  und  doch  ist  Landbesitz  für  den  einzelnen  mindestens 
ebenso  brauchbar  und  begehrenswertn,  wie  Waffen  und  Schmuck.  Es  ist 
auch  gar  kein  Widerspruch,  dass  nach  der  herrschenden  Ueinung  sich  das 
Sippeerbrecht  erst  zu  einer  Zeit  entwickelt  haben  muss,  wo  die  .Sippe  an- 
fing. ihre  Kraft  zu  verlieren.  Der  Hinweis  Fickers  hierauf  (,S.  3S4  Bd.  2) 
ist  nur  ein  Fechterstreich,  er  ist  ein  Spielen  mit  dem  Wort  Sippe.  Nicht 
das  Sippeerb  recht  hat  sich  gebildet,  sondern  ein  Erbrecht  der  Verwandt- 
schaft; und  die  besonder!-  Organisation  der  Sippe  verlor  zwar  ihre  Kraft, 

.aber  niclit  allgemein  die  Blutsfreundschaft;  im  Gcgentheil,  noch  heute  ist  der 
Gedanke  lebendig,  dass  die  Blutsverbindung  auch  Rechtsbeziebuugen  er- 
zeugt. Richtig  ist  dagegen,  da.ss  es  gegen  die  allmähliche  Ausdehnung  des 
im  engeren  Kreise  erwachsenen  Erbrechts  auf  den  weiteren  sprechen  künute, 
wenn  dieser  auf  ganz  anderen  Prinzipien  beruhte  als  jener  (S.  3s.'i  Bil.  2). 

Was  aber  Ficker  über  das  Abweichen  in  üruudsutzen  aiifühi  t,  ist  sehr 
zweifelhaft.  Er  verweist  einmal  darauf,  dass  im  engeren  Kreise  die  Weiber 
oft  zurückgesetzt  seien,  im  weiteren  dagegen  nicht.  Dass  da-s  gar  kein 
Widerspruch  zu  sein  braucht,  selbst  wenn  es  richtig  wäre,  werdi-n  wir 
noch  sehen  (Anm.  C5).  Ficker  fragt  ferner:  ,Wie  sollte  man  bei  allmäh- 
licher Ausdehnung  des  Erbrechts  dazu  gekommen  .sein,  im  engeren  Kreise 
die  Ellern  noch  durch  Kinder  der  Geschwister,  also  durch  ihre  Enkel  aus- 
schliessen  zu  lassen,  umgekelu-t  aber  bei  der  weiteren  Ausdehnung  die 
Grosseitem  ihn-r  gesaiumten  sonstigen  Di:scendciiz  voranzuatelleu’f“  (S  3N;i 
Bd,  2J.  Das  ist  aber  gerade  aus  den  im  engeren  Kreise  waltenden 
Prinzipien  der  Hausgemeinschaft  sehr  wohl  zu  begreifen,  ja  es  ist  eigentlich, 
wie  unten  (bei  -Vnm.  til)  dargethau  werden  wird,  eigentlich  nur  aus  ihnen 
verständlich.  Und  wenn  Ficker  auch  hier  gegen  die  Heranziehung  der  ^ 

HausfamUie  dasselbe  einwenilen  wollte,  was  er  gegen  die  aus  ihr  cntnonimene 
Erklärung  des  Vorzuges  der  Geschwister  vor  den  Eltern  vorbringt 
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oder  sein  Vater  oder  sein  Vorväter  vorgenonimeii.  Kiese  Al» 
tlieiluiigen  hatten  zwar  das  Gesaniniteigenthum  der  damaligen 
Hausgenossensclial't  aufgehoben.  Allein  soviel  Kraft  hatte  oder 
erhielt  jenes  doch  noch,  das  Gut  wieder  an  sich  zu  ziehen, 
wenn  kein  anderer  da  war  der  darauf  greifen  konnte.-'^')  So 


(S.  aso  «1  Bll  2),  näinlicli  dass  die  Uausfamilie  erst  einer  späteren  Zeit 
augeliUre,  so  iiiuimt  er  einmal  znm  Ausgangspunkt  seiner  Beweisführung 
einen  Satz,  der  seihst  erst  des  Beweises  bedürfte,  und  dann  übersieht  er, 
dass  es  auch  nach  der  vergleichenden  Völkerknnde  vor  der  Bildung  der 
Hausstände  kein  Sondereigen  in  irgendwie  nennenswerthom  Umfange  gegelien 
haben  kann,  dass  vielmehr  des.seu  Ausbildung  mit  der  wachsenden  Bedeutung 
des  Hausstandes  gleichen  Schritt  gehalten  Imt.  (Vgl.  oben  .Vnin,  12.) 

Endlich  ist  es  wohl  nicht  ganz  richtig,  dass  es  an  Zeugnissen  über 
eine  anfängliche  Beschränkung  des  Erbrechts  auf  den  engeren  Kreis  mangelt. 
(,S.  27S  Bd.  2).  Amira  z B.  (S.  167  168J  glaubt  sie  iiu  friesischen  Kechte 
gefunden  zu  haben.  Aber  selbst  wenn  die  einschränkenden  Zeugnisse  nur 
das  Schenkgut  oder  des  Ereigelassenenerbe  beträfen,  so  wäre  das  keineswegs 
bedeutungslos.  Denn  es  ist  schon  oben  darauf  aufmerksam  gemacht  worden 
dass  die  spätere  Kechtsbildung  bei  gebundenen  Gütern  oft  mit  denselben 
Grundsätzen  arbeitet,  die  für  das  Werden  des  Laudrechts  in  früheren  Zeiten 
massgebend  gewesen  waren  Es  ist  deshalb  sehr  wohl  denkbar,  dass  die 
allmähliche  Ausdehnung  des  Erbrechts  au  Scheukgut  und  Freigelasscnen- 
besitz  ein  verjüngtes  Abbild  der  Umwandlungen  ist,  die  vordem  das  Land- 
recht durchgemacht  hat. 

Mit  diesen  allgemeinen  Ausstellungen  an  dem  Fickerscheu  Buche  mag 
cs  Vor  der  Hand  genug  sein.  Es  ist  ja  nicht  unsere  Aufgabe,  eine  Kritik 
desselben  zu  schreiben.  Die  beste  Kritik  ist  es  zudem  immer,  wenn  man 
seine  eigene  Ansicht  eingehend  begründet;  gelingt  es.  den  Leser  von  ihr 
zu  überzeugen,  so  ist  damit  die  Verwerfung  der  entgegenstehenden  Theorie 
von  selbst  gegeben.  Es  sind  ja  auch,  wie  oben  bemerkt,  die  Fickerscheu 
Ergebnisse  an  sich  keineswegs  unmöglich  und  auch  den  unsrigen  keineswegs 
feindlich;  denndassdasGrunderbrecht,  welches  sich  ja  erst  in  einer  spateren 
Zeit  gebildet  hat,  von  vornherein  durch  das  Hervortreten  der  Hau.«lämilie 
bedingt  wird,  und  dass  im  Grunderbrecht  sich  der  Ausschluss  der  Weiber 
festgcstellt  hat,  erkennt  Ficker,  wie  ebenfalls  schon  bemerkt,  wiederholt  an, 
(Vgl.  ausser  den  obigen  Citaten  noch  Bd.  2 S.  38;f).  Wir  werden  deshalb 
die  diesbezüglichen  Ausführungen  Fickers  öfters  sogar  für  uns  citiren 
können,  wio  dies  auch  schon  stellenweis  geschehen  ist. 

^')  Dass  dem  Gesammteigenthum  wirklicli  später  die  Kraft  innewohnte, 
das  wieder  au  sich  zu  ziehen,  was  cs  aus  seinem  Kreise  herausgelasseti, 
dafür  ist  Beweis  der  noch  bis  ins  preussische  Laudreuht  fortgetrageue 
retractus  ei  capite  commnnionis,  indem  hier,  wde  so  oft,  das  Einstandsrecht 
den  Rest  eines  früheren  umfassenderen  Rechtes  bildet.  Einen  direkten 
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fab  man  das  Gtut  zurück  an  die  Hausgenossenscliaft,  der  es 
einst  gcliövt  liattc,  oder,  da  diese  niclit  mehr  existirte,  an  die 
ebemaWge  Hausgenossenscliatt,  d.  h.  an  diejenigen,  die  ihr  an- 
gehören würden,  falls  sie  noch  bestände,  und  ihr  ja  zuin  Tlieil  auch 
wirklich  ehemals  als  Mitglieder  angehört  und  das  Gut  im  Mit- 
eigenthum besessen  hatten.  Kurz  man  gelaugte  dazu,  die 
Gesainmtliandverbände,  aus  denen  sich  die  Haushaltung  losgelöst 
hatte,  rückwärts  wieder  aufzusuchen  und  das  Gut  denen  zu 
geben,  die,  wenn  keine  Abtlieilungen  geschehen  wären,  mit  dem 
vei-storbenen  Hauslialter  nocli  in  einer  Gesammthand  und  Ge- 
sammthaushaltung  sitzen  würden.-^*)  Der  Verstorbene  hat  sich 
nun  zunächst  aus  der  Haushaltung  seines  Vaters  abgelöst.  Folg- 
lich fällt  sein  Gut  zunäclist  an  diesen  und  die  einstigen  Mitglieder 
von  dessen  Hausgeuossenschaft,  die  Brüder  di's  Verstorbenen. 
AVar  von  diesen  keiner  da,  so  erinnerte  man  sich,  dass  auch 
der  Vater  ja  das  Gut  nicht  ursprünglich  erworben,  dass  er  es 
vielmehr  dem  Gesamniteigenthume  des  Grossvaters  und  seiner 
Hausgenossen  entzogen  hatte,  dass  diese  mithin  ein  Eigenthums- 
recht daran  gehabt  und  als  Residuum  dessen  immer  noch  ein 
gewisses  Anrecht  daran  hatten.  Ihnen  wurde  deshalb  das  herren- 


Beweis  aucli  auf  ik-in  (iebiete  des  Krbrechfs  liefert  ferner  das  Weistliuin 
Toii  Thanaetrg  und  Fiscbiiigen  bei  (irinim  I,  i7n : „Wann  elielicb  ge- 

schwüsterigk  ....  von  nin  anderen  taillent,  wo  dann  aiii  men.scli  abgatli  an 
lyberbeu,  dass  den  ein  herr  varent  gut  niniiut,  und  die  freiindt  das  gelegen 
gilt;  wann  aber  etliclierlay  ungetaill  plypt,  es  sye  lützel  oder  vill  ....  so 
soll  das  ungetailr  das  getailt  ziehen,  und  das  ist  alt  liarkoinmeu.' 

'•')  Der  Römer,  der  ja  au  die  Steile  des  dinglichen  Begrifts  der  in 
einem  Haushalte  znsaiumenlebenden  Genossenschaft,  überall  den  persönlichen 
Verband  der  unter  der  väterlichen  Gewalt  Zusainmeiigehaltenen  gesetzt 
liatte,  musste,  auch  wenn  er  au  sich  von  den  gleichen  Grundprinzipien  des 
Erbrechts  ausging,  uunmohr  weniger  die  dinglichen  Gesammtliandvcrbände 
rückwärts  wicderherstelleu.  als  die  persönlichen  Verknüpfungen  durch  die 
Gewalt  des  pater  lämilias.  So  gah  er  das  Erhe  nicht  au  die,  welche  mit 
dem  Verstorbenen  noch  in  einer  Ge.sammthaud  süssen,  als  vielmehr  an  die 
Jeuigen,  welche  mit  ihm  noch  unter  der  gleichen  väterlichen  Gewalt  stünden, 
falls  die  Zeiten  unverändert  gebliehen  wären,  d.  h.  an  die  Agnaten.  Auch 
das  römische  Erbrecht  lässt  sich  deshalb  ungezwungen  aus  dem  von  uns 
der  germanischen  Entwicklung  uutergelegten  Gedanken  ahleiten,  eine 
kräftige  Stütze  für  unsere  Ansicht 
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lose  Gut  jetzt  zugesiiroclien.  Ebenso  schritt  die  Beiufung  dann 
zum  Urgrossvater  und  dessen  Descendenz,  u.  s.  w. 

Man  siclit,  dass  sich  die  Paventeleuordnung  aus  diesem 
erbrechtlichen  Gedanken  von  selbst  ergiebt.  Es  erklärt  sich 
auch  daraus,  warum  noch  später  sich  der  Grundsatz  so  ver- 
breitet findet,  dass  alles  Gut  dorthin  zurücklälle,  woher  es 
gekommen.'’'*)  Es  ergiebt  sich  allerdings  auch  daraus,  dass 
ursprünglich  im  Erbrecht  ein  Vorzug  der  Vaterseite  vor  der 
Muttersoite  bestanden  haben  muss,  da  wegen  der  Unlähigkeit 
der  Weiber  zu  Grundbesitz  von  der  Mutter  her  kein  Hausgut 
an  den  Erblasser  hatte  gelangen  können,  und  dieser  mit  den  Mutter- 
magen, auch,  wenn  alles  unverändert  geblieben  wäre,  nie  in 
einer  Gesammthand  und  Gesauimthaushaltung  zusammen  leben 
würde.  Aber  es  sprechen  ja  auch  staike  (Bünde  für  jene 
antängliche  Bevorzugung  der  Vatermagen  vor  der  Spindelseite.’-) 


(tleiclw>r  Ansicht  lluhcr  S.  so. 

In  siiilileutsclicn  Kechlcn  limlet  sich  in  jüngerer  Zeit  der  Vorzug 
der  väterlielien  Verwandtschalt.  (Vgl.  Ueusler,  Institutionen  Ud.  li.  § 171 
und  llnher  S.  ao  und  ai).  Hei  dem  stetig  fortschroitr  iidcu  Uiut'iinge,  in 
welchem  die  Erbfähigkeit  der  Weiber  anerkannt  wurde,  ist  es  wahrschein- 
licher, dass  dies  ein  Kest  alten  Kechtszustaiides,  als  dass  es  eine  jüngere 
Bildung  ist.  die  ja  dann  trotz  der  jeder  Henachtheiligung  der  Weiber  leiml- 
lichen  Zeitstrumung  sich  drrchgerungen  haben  müsste.  Es  ündeu  sich 
denn  auch  sehr  alte  Zeugnisse  für  den  Vorzug  der  Vaterseite  mindestens 
im  Erbrechte  am  (irundbesitz.  Die  gerade  im  Erbrechte  stark  alterthüm- 
liche  lei  Tliuringorum  spricht  den  Urundbesitz  stets  dem  proximus 
paternae  generatiunis  zu,  und  auch  über  die  Eahrniss  s.tgt  sie.  .guodsi 
nee  filium  nec  Hliam  nec  sororem  aut  matrem  dimisit  superstites.  proxiuius 
ijui  fuerit  paternae  generationis  heres  ex  toto  succedat.  tarn  in 
pecuiiia  atque  maiicipiis  (juam  in  terra“.  Ebenso  ist  im  ältesten  angel- 
sächsischen Recht  ein  Vorzug  der  faedering- niagas,  der  Speerhälftc 
bezeugt,  (Vgl.  v.  Amira  S.  Ul  und  U4  Endlich  ist  auch  für  das  sal- 

fränkische  Recht  nicht  zu  vergessen,  dass  auch  der  berühmte  dunkle 
Titel  öu  der  lex  Salie.a  eiuigeriuassen  für  einen  anfänglichen  Vorzug  der 
V'atcrseite  spricht.  Viele  behaupten  ja.  dass  er  geradezu  den  einzigen 
Zweck  verfolge,  das  bis  dahin  mangelnde  Erbrecht  der  Weiber  uml  des 
Weibsstamraes  zu  normireu,  und  erklären  daher  seinen  eigenthümlichen 
Inhalt.  Wie  dem  auch  sei,  nicht  zu  übersehen  ist,  dass  in  zweien  der 
ältesten  Texte  der  lex  Salica  steht:  „Et  si  patris  soror  non  fuerit,  sic  de 

illis  generationibu.s,  qui  proximiores  sunt,  illi  in  hereditat«  succedant,  «jui 
ex  paterno  geliere  veiiiunt".  Dass  späier  nacli  salischem  Recht  noch 
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Indess  wie  uiau  auch  über  die  vorgetragene  Theorie  von 
der  F^ntsteliiuig  des  deutschen  Erbreclites  denken  mag,  sicher 
ist.  dass  das  Erbrecht  des  weiteren  Verwandtenkreises  im 
Grundbesitz  eine  relativ  späte  Bildung  ist.  und  dass  dort  das 
Erbrecht  ursprünglich  auf  den  Kreis  iles  Hauses  beschränkt  war. 

Koch  bis  zum  edictus  Chilperici  war  in  Salfranken  das 
Grunderbrecht  auf  die  Söhne  beschränkt,  dahinter  kam  der 
-Anfall  an  die  vicini.  die  Dorfgeuossenschaft.*’)  Im  friesischen 
Rechte  ferner,  das  iiberliauiit  für  die  Erkenntniss  altgermanischer 
Zu.stände  sehr  werthvoll  ist.  da  es  sich  überaus  langsam  ent- 
wickelt und  deshalb  vieles  Ursprüngliche  bis  in  geschichtlich 
belle  Zeiten  hinein  gerettet  hat,  — im  friesischen  Rechte  ist  das 
Erbrecht  des  über  die  Hausgenossenschaft  hinausgeheiiden  Erben- 
kreises frühestens  im  !i.  Jahrhundert  entstanden.  ( Vgl.  v.  Amira 
S.  Iß7'168). 

Üeberhaupt  ist  der  Gegensatz  der  zwei  Erbenkreise,  nämlich 
der  näheren  Verwandten,  die  im  Bezirke  eines  Hauses  zu  leben 
pflegen,  einerseits  und  der  entfernteren  andererseits  nicht  nur 
bei  den  Germanen,  sondern  auch  bei  anderen  arischen  Stämmen 
uachweisbar.  Der  Unterschied  der  sui,  die  ohne  Antretung 
Erben  sind,  von  den  entfernteren  Erben  im  römischen  Recht, 
die  abweichende  Behandlung  der  Hauskiuder,  die  der  Mithilfe 
der  Magistrate  zur  Besitznahme  ihres  Erbes  nicht  bedürfen, 
und  der  weiteren  Verwandten,  die  iler  Einweisung  der  Gerichte 
benöthigen,  im  griechischen  und  indischen  Rechte,  sie  schatten 
auch  für  jene  Rechtsgebiete  z\vei  Erbenkreise,  von  denen  der 
zweite  ott’eubar  eine  jüngere  Bildung  ist.  da  er  kein  so  festes 
uud  unzweifelhaftes  Erbrecht  hat  wie  der  erste.  Namentlich  die 


der  Vorzug  der  Speerhülfte  im  allgemeinen  galt,  ist  unwiderleglich  be- 
wiesen durch  da;)  Zeugnis  eines  ulten  langohardi.schen  Juristen  (Mon.  Germ. 
L.  Ij.  Toiiius  IV  p.  ."iHOJ;  .Successio  lege  Salica:  tJi  homo  decesserit  et  reli- 
luerit  lilium  et  liliam  ....  succedat.  l{uodsi  millus  de  isd.s  persnuia 
taerit,  tuue  tjuicuniiue  propiuuuus  fuit,  masculu»  de  paterua  genera- 
cione,  ip.'se  succedal“.  — Auch  v.  Amira  .S.  217  tritt  allgemein  für  den 
ursprünglichen  Vorzng  der  .Speer-  vor  der  Spiudeläeitc  ein.  — Vgl.  auch 
Aniü.  65. 

.vij  V'erf.  schliesgt  aich  der  von  Gierke  „Geno8seus)chaftarecht“  Kd.  l, 
S-  77  uud  7s  gegebenen,  im  12.  Haude  der  Zschrft.  f.  Kgesch.  verteidigten, 
heute  wohl  ziemlich  allgemein  angenommen  Auslegung  dieses  Edikts  au. 

t.  OuUxitr,  Grujaderbr«ckii.  5 
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griediisclie  Einweisung  erinnert  in  merk  würdiger  Weise  daran, 
dass  ja  auch  nacli  friesiscliem  Rechte  die  entfernteren  Erben 
sich  erst  vorm  asega  legitiuiiren  und  eine  Abgabe  au  ihn  ent- 
richten müssen,  weil  ihr  Recht  später  entstanden  und  niclit  so 
selbständig  ist  als  das  der  Hausgenossen.'’^)  Gerade  an  der 
Begrenzung  des  näheren  Erbenkreises  aber  zeigt  es  sich,  dass 
er  auf  der  Hausgenossensehaft  und  dem  Hauseigenthume  berulite. 

Es  hat  nämlich  die  Forscher,  welche  an  das  späte  römische  und 
jetzige  deutsche  Recht  gewohnt  waren,  immer  Wunder  genommen, 
dass  zwar  die  Kinder  im  Erbrecht  stets  an  der  ersten  Stelle 
stehen,  während  es  nur  sehr  spärlich  und  erst  in  neueren  Rechts- 
quellen erwähnt  wird,  auch  die  Kindeskinder  hätten  an  diesem 
Vorzüge  Theil.  Fast  überall  erscheinen  hinter  den  Kindern  an 
zweiter  Stelle  die  Eltern  und  dann  die  Geschwister.  Es  mangelte 
also  den  Kindeskindern  sowohl  ein  Vorfolge-,  wie  ein  Eintritts- 
recht.■'’^*)  Man  hat  sich  dieser  Erkenntnis  allerdings  mit  der 
Annahme  verschliessen  wollen,  es  sei  in  den  Rechtsaulzeichnnngen 
entweder  unter  „ftlius“  und  „filia“  überall  die  weitere  Descendenz 
mitverstanden,  oder  es  hätten  deren  Verfasser  sich  den  Fall,  wo 
neben  Kindern  noch  weitere  Descendenz  vorhanden  war,  gar 
nicht  vergegenwärtigt.  Für  das  sächsische  Recht  scheitert 
diese  Erklärung  mindestens  hinsichtlich  des  Eintrittsrechtes  an 
der  bekannten  Thatsache,  dass  erst  durch  ein  Kampfgericht 
unter  Kaiser  Otto  dem  Grossen  im  Jahre  U4-2  für  die  Kindeskinder 
der  Rechtssatz  festgestellt  wurde,  „nt  aeipuiliter  cum  patruis 
hcreditatem  dividerent  j)acto  sempiterno“.  Doch  auch  für  die 


Vgl.  V.  Amira  S.  lüS. 

f'**)  So  imterscheidet  theoretisch  riclilig  Ficker  § 4:ia  ff.  .Vorfolgerecht“ 
ucniit  er  das  allgemeine  Vorzugsrecht  der  Desecudenz  vor  der  Seiten- 
uüd  der  aiilsreigeiiden  Linie;  „Eintritt.srecht“  iiemit  er  da.s  Hecht,  mit  Klasscii- 
geno.ssen  des  vorver.stürlieneii  Parens  zu  erheu.  Datiehen  spricht  er  noch 
von  „Stammrecht“,  d.  h.  von  der  Thciluiig  in  Stiimme  und  nicht  nach  Küpt'eu. 
Mit  Recht  warnt  Ficker  davor,  dic.se  drei  Dinge , verführt  durch  da.s 
justinianische  Recht,  zusammenzuwerfen.  Sie  sind  in  der  Timt  theoretisch 
geschieden.  Gleichwohl  werden  wir  Eintritts-  und  Kepriisentationsrecht 
gleichbedeutend  gebrauchen,  letzteres  also  nicht  im  streng  römischen  Sinne 
nehmen.  Auch  praktisch  fallen  Vorfolge-  und  Kintrittsrecht  meist  zu- 
sammen, indem  sie  entweder  beide  vorhanden  sind,  oder  beide  fehlen. 
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anderen  Rechte  wird  jene  Erklärung  nac  h den  neueren  Forscliungcn 
uanieutlicli  Aniiras  niclit  gehalten  werden  können.'***’) 

Diese,  dem  heutigen  Rechtsgefnlde  so  iVeuidartige  Behandliuig 
der  weiteren  Descendenz  verliert  ihre  Eigenart,  .sobald  man  sieh 
erinnert,  dass  alles  Erbrecht  der  näheren  Verwandten  aus  der 
Consolidation  des  Hauseigenthums  entstanden  ist.  Betrachten 
«ir  dabei  zunächst  die  Hinteuausetzuug  der  Kindeskinder  neben 
Kindern  des  Erblassers. 


■'■**>)  Ficker,  der  vor  aiulercu  die  spältre  Kiiit'ührun^:  di?s  Kcpräseiitution»- 
rechts  laut  h«irvurp;t;lioben  uud  $;rüudlich  uacbtccwicscu  bat,  ist  trotzdem  der 
-\usicht.  dass  das  Vorfolgerecht  der  gesammten  Depcendenz  ursprünglich 
«i.  Der  Beweis  hierfür  (§  521  ff.j  ist  allerdings  sehr  iiiaugelhalt.  Ficker 
Irugucl  ttäiiilich  selbst  nicht,  dass  das  Vorfolgcrecht  nicht  überall  anerkannt  ist 
und  sich  nicht  aus  den  ältesten  (juellcu  belegen  lässt.  Das  ist  entscheidend. 
Ficker  versucht  die  (tncllenzeuguis.<!e  zwar  zuui  Theil  durch  die  im  Texte 
erwähnten  Auswege  zu  umgehen.  Allein  diese  Hilfsmittel  versagen  gerade 
für  das  so  alterthUmliche  und  wichtige  salische  Kccht  und  zwar  wegen 
der  unten  hesproebeneu  Nachricht  eines  alten  langobardischeu  Juristen  Uber 
die  Successio  lege  Salica.  Denn  dieser  Jurist  berücksichtigt  ganz  nube- 
sureitbar  die  Urenkel  und  scliiicsst  sie  doch  aus  Ficker,  der  dies  zugesteht, 
meint  nun  allerdings,  das  sei  Angleicbung  an  das  laugobardisebe  Keelit 
(§  525).  Indessen,  da  eine  solche  mich  der  Nachricht  des  Juristen  sonst  nirgends 
wahrnehmbar  ist,  so  ist  das  nicht  sehr  wahrscboinlicli.  Der  Brund  vollends, 
mit  dem  F'icker  diese  Vermutliung  resihtfertigen  will,  ist  ganz  verwumiersam. 
Er  verweist  nämlich  darauf,  dass  nach  späterem  fränkischem  uud  fran- 
zösischen Rechte  das  Eintrittsrecht  entweder  allen  Descendenten  gegeben 
werde  oder  überhaupt  nicht.  Wie  diese  Alternative  und  namentlich  ilir 
letzter  Theil  der  laugobardischen  Nachricht  widersprechen  soll,  ist  nicht 
erliudlich. 

Allein  auch  wenn  ilas  salische  Recht  uud  noch  eiuigc  andere  durch 
die  alten  Interprctationsaushilfen  aus  der  Reihe  der  Belegu  für  den  Aus- 
schluss der  weiteren  Descendenz  vom  Erbe  gestrichen  werden  konnten,  so 
bliebe  noeb  eine  ganze  Anzahl  von  Rechten  zurück,  in  der  jener  Au8.scbluss 
positiv  bezeugt  ist.  Ficker  nennt  selbst  das  Hamburger  Recht  und  das 
Magdeburgische  Recht  (§  52«J,  di«  ganze  Gruppe  des  gotischen  Rechts 
($  520  ft'.),  die  norwegische  Uruppe  und  das  laugobardisebe  Recht  ($  5;S5  tf.) 
Wenn  aber  überhaupt  in  einem  Rechte  sich  der  Ausschluss  linder,  so  muss 
er  das  Ursprüngliche  sein.  Denn  welche  Entwicklung  sollte  von  dem  einmal 
aiierkanuteu  Vorrecht  der  Descendenz  zu  deren  regelmässiger  Eiirücksetzung 
geführt  haben!  Dass  hierzu  die  von  Ficker  lieraiigezogeiie  Kampfunfäliig- 
keit  der  Enkel  in  A’erhinduiig  mit  der  Wergeidordnung  ebensowenig  aus- 
gereiebt  hätte  wie  ihre  Arbeitsunfäliigkeit,  ist  wohl  ohne  weiteres  klar. 
Ficker  nimmt  denn  auch  selbst  diese  Gründe  nicht  für  alle  Rechte  in 

5* 
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In  alten  Zeiten  scheint  in  Deutschland  die  Hausgenossen- 
schaft nicht  über  Vater  und  Kinder  hiuausgegangen  zu  sein. 
Das  später  so  verbreitete  Sitzenbleiben  der  Brüder  in  nngetheilten 
Gütern  war  nicht  üblich.  Es  besteht  zu  solchem  Sitzenbleiben 
ja  auch  nur  Anlass,  wenn  die  alten  Zuweisungen  des  Acker- 
landes an  jeden  Volksgenossen  aufgehört  haben,  und  wenn  darum 


Anoprucb  532 — 534).  Aus  dem  von  ihm  zu  zweit  herangezogeucn  Hauseigeii- 
thum  lässt  sich  dagegen  die  tienachtheilignng  derDescendcnz  allerding.s  erklären 
(§  548  ff.),  wie  wir  gleich  sehen  werden.  Damit  ist  jedoch  auch  ihre 
Ursprünglichkeit  ausgesprochen,  mindestens  für  das  Liegenschaftserbrecht. 
Denn  das  Hauseigenthum  hat  sich,  wie  wir  sahen,  zugleich  mit  dem 
Sondereigen  an  Liegenschaften  entwickelt  und  damit  auch  zugleich  mit 
dem  Erbgang  in  diese,  ja  mit  einem  umfassenden  Erbgange  überhaupt. 
Wenn  nun  aber  eine  Eigenschaft  des  Erbrechts,  wie  es  die  Zurücksetzung 
der  weiteren  Descendenz  ist,  in  demselben  (ininde.  wie  das  Erbrecht  selbst 
wurzelt,  so  ist  nur  denkbar,  dass  sie  zugleich  mit  ihm  entstanden  ist,  und 
dass  der  mütterliche  Boden  dem  Erbrecht  jene  Eigenschaft  von  vornherein 
mitgegeben  hat. 

Ist  sonach  dasjenige,  was  Ficker  für  seine  Meinung  anführt,  nicht 
sehr  beweiskräftig,  so  sind  auch  nicht  sehr  stark  die  Argumente,  die  er 
gegen  unsere  Meinung  von  dem  ursprünglichen  Mangel  des  Vorfolgerechts 
der  Descendenz  vorbringt.  Es  spricht  einmal  nicht  gegen  jene  die  Nicht- 
beseitigung eines  Rechts  der  Geschwister  in  den  das  Eiutrittsrecht  ein- 
führenden Gesetzen.  Denn  wenn  mau  dann  auch  annehmen  müsste,  dass 
Enkel  zwar  neben  ihren  Oheimen  erbten,  aber  nicht  neben  ihren  Gross- 
obeimen,  den  Geschwistern  des  Erblassers,  so  ist  dies  keineswegs  so  undenk- 
bar, wie  Ficker  meint,  vielmehr  aus  dem  Hauseigenthume  sehr  wohl  erklärlich. 
(Vgl.  Anm.  61  und  Text  dazu).  Aber  auch  das  Vorkommen  des  Vorfolge- 
reebts  in  nicht  näher  verwandten  Rechten  ergiebt  nichts  gegen  die  herrschende 
Meinung  und  für  die  Ursprünglichkeit  jenes  Rechts.  Denn  solches  Vor- 
kommen eines  Institutes  in  nicht  näher  venvandten  Rechten  erweist  nach 
Fickers  eigenen  Darlegungen  nur  dann  dessen  Entstammen  aus  dem  Urrechte, 
wenn  es  sich  nicht  auch  ohne  Verwandtschaft  in  mehreren  Rechten  unabhängig 
bat  bilden  können.  Das  ist  nun  aber  gerade  beim  Vorrecht  der  Descendenz 
sehr  möglich. 

Im  Gegentheil  der  untrennbare  Zusammenbaug  des  Varfolgerechts  und 
Eintrittsrechtes  ergiebt  sich  gerade  aus  den  Ausführungen  Fickers  über  die 
Abhängigkeit  des  Vorfolgerechts  vom  Dasein  eines  Klasscnhalters  beim 
Erbfall.  (§  448  und  namentlich  § 452  u.  453).  Lebt  nämlich  ein  Klassen- 
haltcr,  so  ist  Eintritt.srecht  gegeben  und  demgemäss  auch  Vorfolgerecht. 
Lebt  dagegen  keiner,  so  ist  ein  Eintrittsrecht  gar  nicht  möglich.  Denn 
dieses  ist  ja  der  Eintritt  zu  einem  Klasscnmitgliede  des  vorverstorbenen 
parens,  also  nicht  angängig,  wenn  solch’  Mitglied  nicht  mehr  da  ist.  Fehlt 
aber  das  EinUittsrecht,  so  fehlt  auch  das  Vorfolgcrecht. 
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die  binterbliebenen  Sohne  zusammen  auf  das  eine  väterliche  Loos  an- 
gewiesen sind,  welches  nicht  wohl  natural  getheilt  werden  kann, 
da  es  nur  auf  eine  Haushaltung  berechnet  ist  und  nur  zu  deren 
Ernährung  ausreicht.  Das  Sitzenbleiben  in  ungetheilten  Gütern 
ist  deshalb  ein  Aushilfsmittel,  zu  dem  man  Völker  erst  dann 
greifen  sieht,  wenn  es  gilt,  auf  dem  alten  Bestände  urbaren 
Landes  eine  gesteigerte  Menschenzahl  zu  erhalten.  In  älteren 
Zeiten,  wo  noch  unbenutztes  Ackerland  daliegt,  ist  solche 
Massregel  unnüthig  und  so  ist  sie  denn  noch  bis  zu  den  Tagen 
von  Chilperichs  Edikt  nicht  gewöhnlich  gewesen.  Denn  vor 
dem  Edikte  bestand  kein  Erbrecht  der  Brüder  am  Grundbesitze 
ihres  verstorbenen  Bruders,  sondern  im  Fall  von  dessen  Kinder- 
losigkeit erbten  die  Vicini.  Wäre  aber  die  Genieinderschaft 
unter  den  Brüdern  sehr  häufig  gewesen,  so  hätten  diese  als 
Miteigner  des  Guts  den  Anfall  an  die  Vicini  gewöhnlich  aus- 
geschlossen, und  eine  Beerbung  durch  Brüder  würde  nicht  als 
etwas  so  Ungewöhnliches  und  Neueingeführtes  hingestellt  sein.'“*”) 
Wenn  aber  die  Hausgenossenschaft  nur  zwischen  Vater 
und  Kindei-n  bestand,  so  konnten  Kindeskinder  neben  Kindern 
nie  zum  Erbe  gelangen.'^)  Denn  damit  Kindeskinder  da  waren, 
musste  doch  ein  Kind  heirathen.  Mit  der  Heirath  war  aber 
gemeinhin  die  Abschichtung  oder  Aussonderung  des  ausheirathenden 
Sohnes  (B)  verknüpft,  wodurch  dieser  vom  bisherigen  Hausgute 
für  sich  und  seine  Kinder  (F)  gänzlich  ausgeschlossen  wurde. 
Das  Hausgut  blieb  zurück  in  der  Gesaminthand  der  unverheiratheten 
Söhne  fC.  D.  E.)  mit  dem  Vater  (A).  Starb  deshalb  der 


Gleicher  Ansicht,  dass  die  Hausgemeinschaft  ursprünglich  auf 
Vater  nnd  Söhne  beschränkt  war,  Ficker  Bd.  2 S.  124,  12G  und  S.  347 
(.Es  fehlt  jeder  Halt  für  die  Annahme,  dass  die  Kinder  vorverstorbener 
Söhne  in  die  Stelle  desselben  in  die  Uemeinschaft  eingetreten  seien“.) 

00)  Als  Ulustration  möge  die  folgende  Verwandtscbaftstafel  dienen: 


o 

/; 


fAusgrsrhtf  j f p 

hriratftrr$ohn}{J  Sohnf 
^Kinäfikind 
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Vater,  so  consolidirte  sein  Hausgut  in  der  Hand  dieser  Söline; 
das  Kindeskind  aber,  das  ja  nicht  mit  in  der  Gesainmthand 
daran  stand,  konnte  niclit  zum  Gute  gelangi'n. 

Aber  auch  wenn  der  heiratliende  Sohn  niclit  tausscliied,  so 
gestaltete  sich  die  Ijage  für  das  Kindeskind  nicht  günstiger. 
Ja  sie  konnte  sogar  noch  ungünstiger  werden  und,  wenn  z.  B. 
der  Erblasser  B und  nicht  A war,  sogar  Ausschluss  des  Sohnes  vom 
Vatererbe  herbeiführen.  Denn  das  Haus  ist  ja  eine  Gesainmthand. 
Den  Regeln  der  Gesammthand  widerstrebt  es  aber,  wie  Gierke 
in  seinem  Genossenschaftsrecht  Bd.  II.  S.  '.Gü/'i.'iO  treffend  aus- 
geführt hat,  dass  an  die  Stelle  eines  aus  dem  Kreise  seiner 
Geno.ssen  ausscheidendeii  Gesammthänders  ein  Nachfolger  tritt. 
Vielmehr  tritt  Consolidation  im  Kreise  der  Genossen  ein.  So 
ist  es  auch  im  Hause;  hineingeboren  kann  man  wohl  in  seine 
Gesammthand  werden,  aber  nicht  hineinerben.  Hineingeboren 
wird  aber  das  Kindeskind  nicht,  da  es  durch  seinen  Vater  von 
der  Gesammthand  ausgeschlossen  wird.'’-"’”)  Stirbt  nun  sein 
Vater,  so  steht  es  in  der  Gesammthand  nicht  drin  und  könnte 
in  dieselbe  auch  nur  eintreten  durch  einen  wahren  Erbgang, 
da  solch  Eintreten  ihm  Rechte  geben  würde,  die  es  bisher  noch 
nicht  hatte.  Ein  derartiger  wahrer  Erbgang  ist  aber  in  alten 
Zeiten,  die  nur  Consolidation  auf  Grund  der  Gesammthand 
kennen,  nicht  möglich.  Die  Kindeskinder  bleiben  darum  ausser- 
halb der  Gesammthand.  Der  Antheil  ihres  Vaters  lallt  dem- 
gemäss ausschliesslich  an  dessen  Bruder  und  an  den  Gro.ssvaterv’''’'’) 
und  wenn  nun  auch  der  Grossvater  stirbt,  bleibt  das  Gut  aus- 
schliesslich in  der  Hand  ihrer  Oheime  zurück. 


"*)  Gleicher  Ansicht  Ficker  S.  124  : ..Stirbt  ein  Sohn  in  der  Gemein- 
schaft, NO  setzt  sich  diese  einfach  unter  den  iiherleliendeu  fort;  es  ist  so, 
wie  das  für  verwandte  Verhältnisse  in  den  dänischen  Itechtcn.  V('l,  Kolde- 
rup  — Hoseuvinge  S5.  wohl  ausgedriiekt  wird,  als  ob  er  überhaupt  nicht 
dagewesen  wäre;  sein  .Anteil  an  der  Hälfte  wächst  den  anderen  .Söhnen  zu. 
Und  zwar  sichtlich  auch  dann,  wenn  Enkel  von  ihm  vor- 
handen waren.“ 

“O  Dies  eigenthümliche.  nur  aus  der  Hausgemeinschaft  erklärliche 
Vorrecht  des  Vaters  sogar  vor  dein  Sohne  iles  Erblassers  wird  belegt  durch 
Grimoald  66«.  Zugleich  wird  aber  auch  seine  Herkunft  aus  dem  Gesammt- 
cigeuthume  der  Hausgenossen  erwiesen  durch  die  Angabe,  es  rühre  die  Erb- 
losigkeit der  Söhne  davon  her,  dass  ihr  Vater  iin  .Busen“  des  Grossvaters 
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Nur  langsam  und  sehr  allmählich  hat  sich  dieser  Rechtslage 
segenüber  ein  Repräsentations-  und  Vorfolgerecht  der  Kindes- 
kinder clurchgerungen.  In  den  Weisthümern  ist  es  zwar  schon 
gemeinen  Rechtens,  aber  es  wird  stets  so  ausdrücklich  hervor- 
gehoben, dass  man  sieht,  es  handelt  sich  hier  um  neues  Recht, 
das  noch  steter  Wiedereinschärhing  bedurfte.-'”)  Wie  langsam 
die  Kindeskinder  zum  Erbe  zugelassen  wurden,  zeigt  sich  einmal 
darin,  dass  es  dazu  in  vielen  Rechten  erst  der  Einführung  einer 
Vorstufe  bedurfte,  die  in  dem  eigenartigen  Vorberufungsrechte 
zu  finden  i.st,  kraft  dessen  der  Grossvater  das  Enkelkind  auf 
dem  Grabe  oder  vor  dem  Richter  in  die  Gemeinschaft  zu  den 
Kindern  aufnehmen  konnte  (Vgl.  § 43R  bei  Ficker).  Ein  Bei- 
spiel liefert  für  Deutschland  der  Hofbrief  des  Grafen  Albrecht 
von  Werdenberg  für  Montafu  von  (bei  Ficker  Bd.  2 

S.  lir,): 

„So  hond  _ och  die  hofjünger  und  die  freygen  das  recht 
her  bracht,  ob  ainer  zwai  kindt  oder  me  hat,  gatt  der  ains 
ab  von  todes  wegen  und  lath  dasselbig  khindt  liberben,  das  soll 
erben  mit  den  anderen  kliindern  und  an  gleichen  theil 
stelin,  ob  es  uf  dem  grab  oder  vor  dem  richter  auf- 
genommen ist  zu  einem  kind.“ 


gestorben  sei.  („.  . . impiiim  nobis  videtur,  ut  pro  tali  causa  exhereditentur 
filii  ab  bereditate  patria  siü  pro  eo.  qiiod  pater  eorum  iu  sinn  avi 
mortuiis  est“).  „Busen",  „sinus“  oder  „Sebooss“  sind  aber  bildliche  Aus- 
drücke für  die  Hau.sjieineinachaft  (vgl.  Anm.  57).  (Vgl.  auch  Ficker  § 53S). 

(Trimm  I,  277 : 

„Item  es  ist  ouch  in  der  herrschaft  Thannegg  und 
Yi  ach  in  gen  recht,  wen  ainem  kindt  sin  vater  und  mutter  stnrb,  dass  sie 
von  ihrem  vater  und  raueter  nicht  nsagericht  werent  für  die  väterlich  und 
müeterlich  erb,  dann  so  mag  dasselbig  kindt  an  sina  vaters  oder  mucter 
stat  ston  und  sinen  änin  oder  unen  erben  in  wyss  und  raass,  als 
ob  sin  vater  und  mueter  in  lyb  und  in  leben  wero. 

Ebenso  Grimm  V,  203  (Wildeuhaus):  «und  ob  aber  bcscheche,  dass 
derselben  kinden  eins  oder  mor  abgiengend,  ehe  dacz  inen  ir  väterlich  nud 
müeterlich  erbe  wurde,  und  aber  dieselbigeu  abgestorben  kind  eheliche 
kinder  hinder  inen  verlassen  hetond,  so  sollend  dieselben  kind  an 
ir  vater  oder  niuoter  statt  ston,  iren  eni  oder  ani  zuo  erben, 
vortheil  und  nachtheil,  soviel  alsdann  ir  vater  umi  mnoter 
ererbt  betend,  ob  sie  den  erbfall  betend  erlebt,  ungefährlich". 

Aehnliche  Stellen  finden  sich  zahlreich. 
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Das  überaus  langsame  AVerden  des  Kepräsentations-  und 
Vorfolgerechts  lässt  sich  jedoch  auch  direkt  im  friesischen  und 
namentlich  ini  sächsischen  Rechte  verfolgen,  in  welchem,  wie 
oben  angetiihrt,  erst  unter  Otto  dem  Grossen  das  Repräsen- 
tationsrecht  der  Enkel  definitiv  anerkannt  wurde.’")  Ueber  die 
Enkel  ist  das  Repräsentations-  und  A"orfolgerecht  aber  zunächst 
nicht  hinausgegangen,  da  alle  Gründe,  welche  gegen  die  Zulassung 
der  Enkel  in  die  Gesammthand  wirkten,  in  noch  stärkerem  Ma.sse 
bei  den  Urenkeln  hervortraten.  Noch  in  den  Zeiten  der  alten 
langobardischen  Juristen  wird  deshalb  von  diesen  bei  der  successio 
lege  salica  das  Reiiräsentations-  und  Vorfolgeiecht  auf  die  Enkel 
beschränkt,  obwohl  jenen  Juristen  der  Gedanke  einer  Zulassung 
auch  der  ferneren  Descendenz  zum  Erbe  au  sich  keineswegs 
fremd  war  und  von  ihnen  beim  römischen  Rechte  geübt  wurde. 


Und  auch  da  noch  nicht  allgemein,  wie  die  Cxeschichte  de.H  Jie- 
griffes  des  ,busem“  zeigt,  „bnseni“,  welche.'i  auch  Kon.«t  seine  Bedeutung  sein 
mag,  bezeichuet  iu  der  Rcchtssprache  die  Hausgenoesenschaft.  (»anz  üher- 
einatimmeud  mit  dem  Ergebnis.s  unserer  Untersuchungen,  wonach  die  Uaiis- 
genossenschaft  anfanglicli  auf  Vater  und  Kinder  beschräukt  war.  umfasst 
de.shalb  „busem“  ursprünglich  nicht  die  Kindeskinder.  Noch  später  wurde 
in  Magdeburg  mit  seinem  berübmten  .Schiift'enstuhl  versucht,  an  iliesetn  alten 
Begriffe  festzuhalteii,  und  es  sind  .Schüffensprüche  dabin  ergangen  (vgl. 
V.  Ämira  S.  12ü  nach  Wassenschleben,  l’rinzip  der  Succeasion).  Diese 
Praxis  konnte  aber  gegenüber  jener  Rechtsatzung  Ottos  de.s  Orossen  und 
auch  gegenüber  dem  Sachsenspiegel  nicht  gehalten  werden.  Es  wurden 
aber  auch  nach  die.sem  nur  Kinder  unahgesonderter  .Söhne  zum  „busem*'  ge- 
rechnet, diejenigen  abgesonderter  ausgeschlossen  (vgl.  Amira  S.  t27  f.), 
was  auch,  wie  sich  gleich  zeigen  wird,  dem  Wesen  des  deutschen  Re- 
präsentationsrechts  entspricht.  Als  endlich  die  römischen  Begriffe  des 
Repräsentationsrechts  und  Erbrechts  den  Begriff  der  Hausgeuossenschaft 
verdrängten,  wurden  auch  Kinder  abgesonderter  Kinder  zum  .busem“  ge- 
rechnet, ja  schliesslich  begriff  „busem“  die  ganze  Descendenz.  So  war  er  aus 
einer  Bezeichnung  des  alten  näheren  Erbenkreises  zu  einem  Namen  für  die 
erste  Erbenklasse  des  neuen  Rechts  geworden.  Der  Streit,  welcher  von  den 
verschiedenen  Begriffen  des  „busem“  der  richtige  ist,  findet  deshalb  darin 
seinen  Abschluss,  dass  alle  richtig  sind  und  nur  verscliiedeneti  Entwicklungs- 
stufen entsprechen. 

Dass  der  mit  „busem“  gleichbedeutende  Ausdruck  „sinus“  und  der 
ähnliche  „Schooss“  mit  Hausgenossenschaft  identisch  sind,  hat  auch  Ficker 
§ 541  u.  642  dargethau. 

O A’gl.  den  oben  citierteu  langobardischen  Juristen  in  Mon.  (ii-rni. 
L.  L.  Tom.  TV.  p.  590. 
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Dass  es  übrigens  nicht  ein  Reiiräsentationsreclit  ini  sjtät- 
riniLMhen  Sinne  war,  welches  hier  den  Kindeskindern  eröffnet 
warde.  sondern  lediglich  die  Möglichkeit  des  Eintritts  in  die 
Gesaininthand  ihres  Vatei-s,  ergiebt  sich  daraus,  dass  «las 
Recht,  wie  die  citierten  Weisthümer  (vgl.  Anin.  äfi,  vgl.  auch 
.\nm.  57)  and  auch  der  Ssp.  erkennen  lassen,  den  Kindern 
abgesonderter  Kinder  nicht  zustand.  Denn  eine  Succession  ins 
Erbrecht,  welches  die  spät-römische  Repräsentation  ist,  kann 
auch  solchen  Nachkommen  nicht  verwehrt  werden,  ein  Eintritt 
in  die  Gesaniuithand  dagegen  sehr  wohl,  da  die  sie  vermittelnden 
Kinder  ja  selbst  aus  der  Gesammthand  durch  die  Absonderung 
an.sgeschieden  sind,  und  die  Enkel  deshalb,  auch  wenn  sie  ihre 
Stelle  einnehinen  dürften,  doch  nicht  in  die  Gesammthand  gelangen 
würden.'*^)  Wie  sehr  die  ganze  Erbnahme  auf  dem  Gedanken 
des  Miteigenthums  beruht,  so  dass  auch  die  ReiuiLsentation 
nur  eine  Zulassung  in  dasselbe  ist,  das  erhellt  aber  ferner  auch 
aus  dein  Theilungsmodus.  Die  römischen  Repräsentanten  treten 
ein  in  das  Erbrecht  dessen,  den  sie  vertreten,  und  erhalten 
deshalb  folgerichtig  alle  zusammen  nur  seinen  Theil.  Die  deutschen 
Kindeskinder  treten  ein  in  die  Gesammthand  als  vollberechtigte 
Genossen,  und  zwar  nicht  erst  beim  Erbfall  ihres  Grossvaters, 
s«jndern  sogleich,  wenn  ihr  Vater  stirbt.  In  einen  bestimmten 
Theil  ihres  Vaters  können  sie  nun  dabei  nicht  eintreten,  da  dieser 
«Ibst  keinen  festen  Antheil  hatte,  weil  in  währender  Gesammt- 
haud  die  feste  Theilung  nach  ideellen  Quoten  fehlt.  Zur  t^uoten- 
iheilung  und  zu  wirklicher  Sprengung  der  Gesammthand  kommt 
t^rst  beim  Tode  ihres  Grossvaters.  Alle  bei  Sprengung  einer 
Gesammthand  vorhandenen  Genos.sen  bekommen  aber  gleiche 
Theile,  und  da  dann  die  Kindeskinder  ebenso  Genossen  sind 


Ancli  Ficker  ist  derAusiebt,  das  deutsche  Eiiitrittsrccbt  habe  nicht 
Eintritt  an  die  Stelle  des  Erblassers,  sondern  nur  in  dessen  Klasse  bezweckt. 
fHd.  2 ü.  170  u.  187.)  Es  ist  das  im  Grunde  genommen  dieselbe  Gedanke, 
nur  etwas  anders  gewandt,  wie  wenn  wir  sagen;  der  Eintritt  beabsichtigte 
■infnalime  in  «len  Gesamthaudverband.  dimi  der  Erblasser  angebört  batte, 
t'enn  dessen  Gesammthandverband  wird  eben  durch  seine  Klasse  gebildet, 
ficker  betont  übrigens  selbst  allenthalben  den  Zusammenhang  der  eigen- 
’büailicben  Gestaltung  des  Eintrittsreebts  mit  dem  Hauseigenthum,  wie  schon 
*ns  den  bisborigen  Citatcu  bervorgebt. 


/■ 
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wie  ihre  Olieime,  so  bekommen  sie  mit  diesen  Kopftlieile.  So 
schreibt  es  der  oben  wiedergegebene,  unter  Otto  dem  Grossen 
fUr  Sachsen  vereinbarte  Rechtssatz  vor,  so  weiss  es  nicht  anders 
der  oft  erwähnte  longobardische  Jurist  für  das  salische  Recht,-'*') 
so  reden  auch  die  von  geschulten  Juristen  redigierten  Weis- 
thüiner  von  einer  Theilung  „in  capita  und  nicht  in  stirpes“. 

Diese  Consequenz  des  Gesaminteigenthunis,  (vgl.  das  unten- 
stehende'*") Beispiel),  dass  Quoten  erst  ini  Augenblick  seiner 
Sprengung  hervortreten,  weshalb  alle  dann  vorhandenen  Gesammt- 
händer  gleiche  Theile  erhalten,  ist  besonders  auffällig  für  den 
Fall,  wo  in  Folge  hinausgeschobener  Theilungen  Enkel  und 
Urenkel  in  gesammter  Hand  sitzen.  Gleichwohl  ist  jenes  Prinzip 
auch  für  diesen  Fall  schon  durch  den  Herold'schen  Text  der 
lex  salica  beglaubigt.  Es  heisst  dort  Tit.  59;  „Sed  ubi  inter 
nepotes  aut  pronepotes  post  longum  tempus  de  alode  terrae 
contentio  suscitatur,  non  per  stirpes,  sed  per  capita  divi- 
dantur“.  Eine  Mittelstellung  nehmen  diejenigen  Rechte  ein,**"*) 


™')  ,Si  lioiiio  tlccessprif  et  reli(|uerif  Kliuin  et  (iliaiii,  eqHaliter  bucce- 
ilaiit;  et  si  relii|uerit  filiuiii  ct  filiani  et  neiiotciu  . . . eqiialitcr 
succeilant*. 

Heispiel : 


6 


) Krltlassfr 

(lh( Durch  - 
s-\r\chrneu 
' ${rul  vorver- 
storhen  ) 


o 

A li 

ö 6 öb 

c I)  K y 


Nach  liimischein  Keclit  wird  Erhe;  A mit  ' U mit  C D E F 
mit  je  Nach  deutgehem  Recht  erhalten  A B (.'  DBF  jeder 

“’•)  Vgl.  namentlich  Erbrecht  von  Tannheim  (bei  Ficker  ,S.  lö-’j. 

,Eii  dem  andereiii  f«o  erhen  enckhie  anstatt  ireu  vatcr  und  nmtter. 
wann  sie  gestnihen  sind,  ierc  ene  und  ona  neben  anderen  iron  kinden ; 
wann  aber  die  kitidt  alle  ge.storben  sind  und  das  gut  oder  erbschafl't 
gar  an  lütter  cnckhiin  vallt  ....  alsdann  so  erbt  ain  eiickhlin 
allsvil  als  das  ander,  cs  seyen  vil  oder  wenig  kind  an  ainem  stainb“. 

Ebenso  Appenzell  (Ficker  ebenda),  Erhordnung  der  Herrschaft  Blumen- 
egge  (Ficker  II,  155),  rhiitische  „Satzung  des  oberen  Butides"  von  1524 
(Ficker  II,  150)  und  Landbach  von  Fnrsteimn  § 27  (Ficker,  ebenda). 
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welche  im  ailgenieineii  zwar  nach  Kötifen  theileu,  dagegen  nacli 
Stimmen,  sobald  ein  Klassenhalter,  d.  li.  ein  Klassengenosse 
ond  Mitgeuieiner  des  vorverstorbenen  par(>ns,  zur  Zeit  der  Erb- 
theilung  vorhanden  ist.  Diese  Theilungsart  geht  vielleicht  zurück 
auf  Beeinflussung  durch  römisches  Recht.  Sie  Hesse  sich  aber 
auch  aus  dem  deutschen  Rechte  erklären,  nämlich  aus  einer 
etwaigen  Anschauung,  dass  das  Recht  des  Klassenhalters  im 
Guten  wie  im  Bösen  massgebend  sei  für  das  Recht  der  ein- 
tretenden Descendenten.  (Vgl.  Ficker  § 45.5  ).  Dieser  Gedanke 
wäre  aber  wiederum  weiter  nichts  als  eine  etwas  übertriebene 
Conseqnenz  aus  dem  eben  berührten  Prinzipe  des  Eintritts- 
rechtes. Weil  dieses  lediglich  die  Aufnahme  in  die  Gesammt- 
hand  des  Vorvei-storbenen  darstellt,  deshalb  soll  das  Recht  des 
Letzten,  der  zur  Zeit  der  Tlieilung  und  Sprengung  der  Gesamnit- 
hand  jene  nocli  verkörperte,  auch  für  die  eintretenden  Des- 
cendenten massgebend  sein.  Uebertrieben  ist  die  Conseqnenz 
deshalb,  weil  der  Eintritt  ja  eigentlich  nicht  erst  im  Augenblicke 
der  Sprengung,  sondern  schon  vorher  beim  Vorabsterben  des 
parens  erfolgt,  soda.ss  das  Recht  des  letzten  alten  Mitgliedes 
der  Gesammthand  nicht  so  wichtig  sein  sollte;  überdies  hatte 
dieser  ja,  wie  eben  gezeigt,  eigentlich  selber  kein  Anrecht  auf 
eine  bestimmte  Quote.  Der  ursprünglich  schlechthin  nach  Köpfen 
teilende  Modus  ist  deshalb  jedenfalls  dem  Prinzipe  der  Gesammt- 
hand geinässer. 

Alte  Rechtsgedanken  leben  in  der  Seele  des  Volkes  fort 
und  schreiben  später  seinen  Gesetzgebern,  diesen  selber  unbewusst, 
ihre  Rechtsaussprüche  vor.  Auf  dem  Reichstage  zu  Speyer  15‘29 
war  die  Frage  zu  lösen,  wie  nach  gemeinem  Rechte  die  Enkel 
die  ihnen  werdende  Erbschaft  zu  theilen  haben.  Der  Reichstag 
verordnete  gleiche  Tlieilung,  gleichviel  von  wie  viel  Söhnen 
jene  Enkel  abstammten.  Es  ist  nun  unzweifelhaft,  dass  dem 
Geiste  des  gemeinen,  auf  den  spät-römischen  Satzungen  fussenden, 
Erbrechtes  jene  Entscheidung  nicht  im  geringsten  entspricht. 
Sie  legt  aber  Zeugnis  dafür  ab,  wie  tief  bei  den  Deutschen 
noch  die  Anschauung  eingewurzelt  war,  dass  der  Erbgang  nichts 
anderes  ist  als  ein  Eintritt  in  die  Gesammthand  der  Hausgenossen, 
und  dass  die  Erbtheilung  deshalb  lediglich  Sprengung  jener 
Gesammthand  bedeutet,  wobei  allen  Genossen  gleiche  Theile 
gebühren. 
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Wenn  wii-  uns  nun  der  zweiten  Frage  zuwenden,  warum 
auch  neben  Brüdern  oder  Eltern  des  Erblassers  der 
weiteren  Desceudenz  ein  Erbrecht  ursprünglich  mangelt,  sodass 
die  Kindeskinder  durch  jene  Verwandten  ausgeschlossen  werden 
(vergl.  V.  Amira,  variis  locis),  so  müssen  wir  zunächst  beachten, 
dass  diese  Frage  nur  bei  wahren  Erbfällen  brennend  werden 
kann.^0  Doch  auch  für  diese  dürfen  die  aus  dem  Gedanken 
des  Gesammteigenthums  entnommenen  Erklärungen  herangezogen 
werden.  Denn  die  im  Kreise  der  Hausgenossenschaft  für  Ver- 
lassenschaften  gewonnenen  Uebergangsregeln  fanden  auch  An- 
wendung, wenn  es  sich  um  einen  wahren  Erbgang  handelte, 
d.  h.  wenn  das  Hauseigenthum  durch  Abschichtungen  oder 
Grundtheilungen  aufgehoben  war,  da  jeder  Erbgang  ja,  wie  wir 
sahen,  darauf  beruhte,  dass  auch  das  aufgelöste  Miteigenthum 
wieder  an  sich  zieht,  was  es  einst  aus  seinem  Kreise  heraus- 
gelassen. 

Dass  aber  die  Regeln  des  Hauseigenthnms  wirklich  aus- 
reichen, nm  das  mangelnde  Vor  folgerecht  der  Enkel  neben 
Brüdfun  oder  Eltern  veretändlich  zu  machen,  ergiebt  sich  ohne 
weiteres,  wenn  man  sich  den  Erbfall  im  Einzelnen  vergegen- 
wärtigt.'’-) 


'*')  Demi  ist,  wie  in  dem  liier  liildlicli  rernn.sdiaulichten  Falle,  A der 
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Krblasser  und  das  Hanseigenthum  ist  uicht  aufgclioben,  so  bat  A Überhaupt 
niebts  zu  vererben,  fall.s  sein  Vater  am  Leben  ist.  Ist  aber  sein  Vater 
nicht  am  Leben  und  diu  llausgeno.'-.sensctiaft  nicht  gelüst,  so  hat  A gleich- 
wohl wieder  nichts  selbständig  zu  vererben,  sondern  das  Hansoigenthuin 
eonsolidirt  in  der  Hand  von  E und  F,  wobei  ursprünglich,  wie  oben  aus- 
gelührt,  nicht  einmal  der  Sohn  1!  an  des  A Stelle  tritt,  jedenfalls  aber  C 
durch  E und  F ausge.schlosscu  wird. 

Vgl.  die  Figur  der  Auni.  61. 


Digilized  by  Google 


77 


A ist  der  Erblasser.  Wenn  A stirbt,  so  gebt  sein  Erbe 
zanäcbst  auf  seinen  Sohn  B über,  der  schon  bei  Lebzeiten  des 
A mit  diesem  Gesammtliand  daran  hatte.  Ist  aber  auch  B 
vorher  gestorben,  so  steht,  wie  oben  ausgetuhrt,  C nicht  in 
Gesammthand  mit  A,  weil  er  in  dieselbe  nicht  hineingeboren 
ist  Mangels  eines  Mitgemeiners  des  Verstorbenen  tritt  deshalb 
oanmehr  wahrer  Erbgang  ein.  Dessen  Gedanke  ist  aber  ja 
lediglich,  die  früheren  Gesainmthänder  aufzusuchen.  Das 
waren  aber  um-  D,  E und  P,  nicht  C ; auf  sie  fällt  deshalb  das 
Erbe. 

Es  ergiebt  sich  aber  der  Vorzug  der  Brüder  vor  den 
Enkeln  des  Erblassers  bei  wahren  Erbfällen  auch  noch  aus 
einer  anderen  auf  dem  Hauseigenthume  fussenden  Erwägung: 

Der  Erbgang  ist,  wie  gesagt,  auch  bei  wahren  Erbfällen  die 
Xadibildung  des  Handwechsels,  wie  er  sich  auf  Grund  des  Ge- 
sammteigenthums  regelmässig  vollzieht.  Auf  Grund  Gesammt- 
eigenthuins  konnte  aber,  wenn  Brüder  lebten,  niemals 
Erbe  an  Enkel  gelangen;  denn  in  währender  Gesammthand  konnte 
praktisch  gar  nicht  der  Fall  Vorkommen,  dass  C mit  E und 
E concurrierte.  Zu  solcher  Concurrenz  innerhalb  der  Gesammt- 
liand wäre  nämlich  zweierlei  nöthig  gewesen:  erstens,  da.ss 
sowohl  A wie  B heiratheteu,  und  zweitens,  dass  sie  trotz  jener 
Heirath  im  Gesammteigenthum  verblieben.  Das  ist  aber  un- 
möglich. Denn  die  Heirath  ist  regelmässig  mit  dem  Austritt 
aus  der  Hansgenossenschaft  verknüpft.  Später  wurde  sie  zwar 
auch  ohne  Austritt  zulässig,  aber  eine  weitere  Heirath  des 
Sohnes  eines  Unansgeschiedenen  war,  so  lange  nicht  die  Haus- 
genossenschaft gelöst  wurde,  auch  später  niemals  gestattet.  Wenn 
es  aber  praktisch  nie  weitere  Descendenz  geben  konnte,  welche 
das  Eintrittsrecht  zu  beanspruchen  in  der  Ijage  war,  so  konnte 
sich  jenes  Recht  auch  nicht  ausbilden.  Dass  für  den  Fall,  wo  die 
Hansgenossenschaft  gelöst  war,  weitere  Descendenz  Vorkommen 
konnte  und  vorkam,  änderte  daran  nichts.  Denn  alle  Erbrechts- 
regeln erwuchsen  im  Kreise  der  ungelösten  Hausgenossenschaft 
und  wurden  auf  den  Fall  der  gelösten  nur  übertragen.  Auf  das. 
'vas  bei  letzterem  möglich  war,  kommt  es  deshalb  nicht  an. 
Hass  sieh  übrigens  gerade  für  den  Fall  der  Concurrenz  von 
Enkeln  mit  Brüdern  des  Erblassers  im  wahren  Erbgange,  das 
Vorfolgerecht  zuerst  entwickeln  musste,  erhellt  ohne  weiteres; 
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und  zwar  erwuchs  es  daraus,  dass  A beim  Tode  seines  Solmes 
in  seine  Hausgcnossensehalt,  in  der  er  nunmehr  allein  staml, 
naturgemäss  den  Enkel  aul'nahm,  der  dadurch  Gesammthänder 
wurde  und  durch  sein  Miteigenthum  beim  Tode  des  A den  Anfall 
an  D oder  E und  F ausschloss. 

So  lässt  sich  die  immer  noch  streitige  Behandlung  der 
weiteren  Desceudciiz  im  altdeutschen  Hecht  leicht  und  un- 
gezwungen verstehen,  wenn  man  davon  ausgeht,  dass  alles 
Grunderbrecht  in  einem  ursprünglichen  Hauseigenthume  wurzelt. 
Doch  auch  noch  ein  zweiter  Streitpuiikt  des  altdeutschen  Erb- 
rechts tindet  in  diesem  Gedanken  seine  Erledigung:  es  ist  die 
Behandlung  der  Elterngeschwister.  Bei  dieser  ist  nämlich  ein 
Schwanken  der  (Quellen  deutlich  erkennbar.  Einige  Quellen 
rechnen  sie  zum  näheren  Erbenkreise,  andere  nicht.  Wenn  man 
nun  bedenkt,  dass  der  nähere  Erbenkreis  alle  diejenigen  umlässt, 
welche  mit  dem  p]rblasser  in  einer  Ilausgenossenschaft  gelebt 
haben,  so  ist  dies  Schwanken  leicht  erklärlich.  Es  war  eben  nicht 
gewöhnlich,  dass  Eltcrngeschwister  mit  ihren  Neffen  und  Gross- 
neften  in  einer  Hausgenossenschaft  sassen,  weil  dazu  verheirathete 
Sühne  in  der  Hausgenossenschaft  verblieben  sein  mussten,  die  Ver- 
heirathnng  aber  gewöhnlich  mit  dem  Ausscheiden  aus  der  Haus- 
genossenschaft verknüptt  war.'^*)  Deshalb  zählen  frühere  Quellen 
die  Elterngeschwister  nicht  zum  näheren  Erbenkreis.  Später, 
als  nicht  mehr  jeder  neuen  Haushaltung  ihr  Landloos  zugemessen 
werden  konnte,  schieden  die  heirathenden  Söhne  nicht  mehr  aus 
der  alten  Hausgenossenschaft  aus;  der  Fall,  dass  Elterngeschwister 
mit  ihren  Netten  in  gesammter  Hand  sassen,  kam  deshalb  öfter 
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vor,  uiid  man  versteht,  warum  spätere  Quellen  nunmehr  die 
Eitomgeschwister  dem  engeren  Erbenkreise  zuweisen.“^) 

Warum  aber  die  so  in  den  näheren  Erbenkreis  eingereihten 
Eltemgesehwister  den  Neffen  des  Erblassers,  trotzdem  sie  ihm 
auch  nicht  näher  verwandt  waren  als  jeiie,''^*)  vorgezogen  wurden, 
erklärt  sich  einfach  bei  Anwendung  der  soeben  für  die  Kindes- 
kinder  entwickelten  Grundsätze. 

Bei  Consolidation  auf  Grund  der  Gesammtband  konnten 
Neffen  mit  Elterngeschwistern  nie  konknriren,  weil  zweifache 
Heirathcn  in  währender  Hausgenossenschaft  nicht  statthaft 
«■aren.  Möglich  war  also  solche  Ooncurrenz  nur  bei  gelöster 
Hansgenossenschaft  und  beim  Vorliegen  eines  wahren  Erbfalles. 
Dieser  wurde  aber  einfach  nach  den  Regeln  behandelt,  die  sich 
fnr  den  IT ebergang  verlassenen  Gutes  im  Kreise  der  häuslichen 
ijasammthand  gebildet  hatten.  Hier  hatte  es  sich  aber  aus 
dtm  angeführten  Grunde  wegen  einfachen  Mangels  weiterer  Dc- 
^endeuz  festgcstellt,  dass  hinter  den  Eltern  und  Brüdern  des 
Erblassers  die  Eltern-Geschwister  kommen. 

So  ergiebt  sich,  — was  schon  Amira  bei  seinen  Ausfüh- 
fangen  über  den  Begriff  „der  sechs  Hände“  im  friesischen  Recht 
i®  ähnlicher  Weise  behauptet  hat,  — dass  der  nähere  Erben- 
kreis identisch  ist  mit  der  Hausgenossenschaft,  in  welcher  der 
Erblasser  selbst  steht,  und  dass  alle  Aenderungeu  dieses  Erben- 
kreises auf  Wandlungen  der  Anschauungen  über  die  Zugehörig- 
keit zu  jener  Hausgenossenschaft  beruhen.  Ist  der  engere 
Erbenkreis  aber  die  Hausgenossenschaft  des  Erblassers,  so  ver- 
steht man  auch,  warum  in  ihr  die  Gradesnähe  nicht  entscheidet. 
Denn  diese  kann  nur  massgebend  sein,  wenn  der  Erbgang  erfolgt 
aal  Grund  der  Verwandtschaft,  nicht  aber  dann,  wenn  das  be- 
stehende oder  ehemalige  Miteigenthum  seine  Grundlage  bildet, 
Jas  sich  nicht  nach  der  Gradesnähe  richtet. 

Den  zweiten  Erbenkreis  bildet  dann  folgerichtig  die  Haus- 
»wiossenschaft  des  Vaters,  den  dritten  die  des  Gross vaters  u.  s.  w. 
So  entsteht,  wie  schon  gesagt,  naturgemäss  am  letzten  Ende 


“J  Vgl.  oben  Amn.  47. 

”**1  Vgl.  die  Figur  der  Aiini.  03. 
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die  Parentelenordnung.  Man  begieift  aber,  warum  diese  niclit 
sofort  in  reiner  Ausbildung  auftreten  konnte,  warum  sich  viel- 
mehr erst  eine  Art  Vorfolgerecht  der  aufsteigenden  Linie,  ein 
„Vorfahrenrecht“  bildete.  Denn  es  mangelte  ja  urspiünglich 
jegliches  Repräsentationsrecht,  weil  es  ein  unstatthaftes  Hinein- 
erben in  eine  Gesammthand  erfordert  hätte;  die  Hausgenossen- 
schaften wai-en  deshalb  beschränkt  auf  den  Vater  und  seine 
Kinder,  den  Grossvater  und  seine  Kinder  u.  s.  w.  So  entstand 
von  selbst,  wie  wir  sehen,  ein  Vorfolgerecht  des  Vaters  und  der 
Brüder  vor  den  Enkeln,  mitunter  sogar  von  den  Söhnen  des 
Erblassers,  ein  Vorfolgerecht  des  Grossvaters  und  der  Oheime 
des  Erblassers  vor  dessen  weiterer  Descendenz  u.  s.  w.  Ja. 
es  konnte  daraus  ein  reines  Vorlährenrecht  werden,  wenn  man 
das  Gut  nicht  mehr  an  die  Hausgenossenschaft,  sondern  an 
deren  Leiter,  also  an  den  Vater,  den  Grossvater  u.  s.  w.  gab.'*^'’) 
Als  mm  ein  Repräsentationsrecht  wenigstens  der  Kiudeskindei- 
anerkannt  wurde  vermehrte  sich  jede  Hausgenossenschaft 
um  ein  absteigendes  Glied.  Doch  erst,  nachdem  schlechthin  das 
Repräsentationsrecht  zur  Annahme  gelangte,  war-  die  reine 
l’aientclenordnung  fertig. 


So  zeigt  die  Reihenfolge  der  Berufenen  noch  auf  Schritt 
und  Tritt,  dass  die  altdeutsche  Erbfolgeordnung  aus  dem  Ge- 
sammteigenthnm  der  Hausgenossenschaft  hervorgewachsen  ist. 
Doch  noch  eine  andere  Eigenthümlichkeit  der  Eibordnuug 
weist  auf  jenen  Ursprung  hin.  Es  ist  die  aulangliche  Unfähig- 
keit der  Weiber  zur  Erbfolge. 


'X'*)  Zur  Erklärung  des  Vorfiihrensrechts  bedarf  es  sonach  keine.swegs 
des  Zurüekgreifens  auf  ein  altes  Faliruisserbreeht,  von  liem  die  l’arente- 
leiiordnung  durchkreuzt  wird,  wie  Ficker  annimmt.  Im  (iegcuthcile,  an- 
fänglich ausschliessliches  Erbrecht  des  engeren  Kreises.  Vurfuhrenrccht, 
Lincalgiadualfolgc  und  lärentelenordnung  lassen  sich  .sämmtlich  aus  dem 
llauseigenthum  ableiteii,  .Sie  bilden  Vorstufen  von  einander  oder  einseitige 
Ausbildungen  einer  Stufe.  Ursprünglich  alleiniges  Erbrecht  des  engeren 
Kreises  und  naebtruglicho  Ausbildung  des  Vorlährenrechts  sind  demnach 
gar  keine  Widerspruche,  wie  Ficker  meint  (,S.  abl,:J»2).  Das  folgerichtige 
Finde  der  ganzen  Entwicklung  ist  aber  die  Parentelenordnung.  Sie  ist 
desh.ilb  in  der  That  die  wahre  Erbordnuug  des  deutschen  Hechts. 
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Dass  sie  ursprüiiglicli  hestandeii  hat,  ist  sicher,  ln  unseren 
ileuischen  Quellen  findet  sich  vollständitre  Ausschliessunt'  der 
Weiber  von  jeder  Verla.ssenschaft  oder  wenigstens  vom  Grund- 
besitz zwar  nicht  mehr  überall  anerkannt:  überall  aber  findet 
sich  eine  theil weise  Benachtheiligunft  derselben.  Dass  dies  nun 
nicht  etwa  spätere  Aendeiiingen  ursprünglicher  vollständiger 
Erbtahigkeit.  sondern  Ueberbleibsel  alten  Kechtszusiaudes  sind, 
erhellt  schon  aus  den  deutschen  Quellen  selbst.  Denn  gerade 
die  ältesten  Quellen,  wie  die  lex  Salica,  oder  doch  solche,  welche 
trotz  späterer  Ent-stehungszeit  auch  sonst  einen  alterthünilichen 
(’harakter  zeigen,  w'ie  die  lex  Thuringorum  und  die  friesischen 
Rechte,  sind  es  vornehmlich,  welche  gänzliche  Erbuntahigkeit 
wenigstens  hei  Liegen.schaften  entweder  geradezu  vorschreiben  oder 
mindestens  sehr  stai  ke  Spuren  davon  aufweisen.“-')  Zur  Gewissheit 


•")  Ob  sich  gänzliche  rnfähigkeit  der  Weiber  zu  jedem  Erbgaiige 
bei  allen  deutschen  Stämmen  quelleniuässig  nachweiseu  lässt,  erscheint 
nach  Opets  Schrift  (in  Oierkes  Untersuchungen  zur  .Staats-  und  Kechts- 
geschiebte  Heft  zweifelhaft.  Für  die  Langobarden  hat  sie  sicher  be- 
standen. Auch  für  das  salische  Recht  ist  sie  aber  wahrscheinlich.  Von 
rielen  wird  ja  in  dem  Titel  59  der  lex  Salica  die  Absicht  gefunden,  jener 
allen  L'iilabigkeit  den  neuen,  durch  Eintritt  der  Weiher  moditizirteu.  Erb- 
gang entgegenzustellen  (vgl.  oben  .\niu.  4S  und  52;.  Zu  beachten  ist  auch, 
dass  noch  iui  späteren  salischen  liechte  die  Erbfähigkeit  der  Krauen  sehr 
beschränkt  ist.  Der  oft  erwähnte  alte  laugobardische  .Jurist  sagt  hierüber. 
,.Sed  alias  feminas  non  rocant  ad  successionem  homiiies  Salici  iiisi  illas,  quas 
supra  diii".  — Jedenfalls  hat  fTifähigkeit,  den  (irundbesitz  zu  erben, 
den  Weibern  bei  allen  deutschen  Slämmeo  ursprünglich  angchafter.  Für 
das  salische  Recht  geht  dies  unwiderleglich  aus  dou  Schlussworten  des 
Tit.  59  der  lex  .Salica  hervor,  die  im  ältesten  Text  einfach  lauten:  ,de 
terra  vero  riulla  in  mutiere  hereditas  noii  pertiuebit,  sed  ad  virilem 
seium,  qui  fratre.s  fuerint.  tota  terra  perteneat“.  Uei  den  Ribuariern  ist  die 
anfängliche  L'nfäbigkeit.  wie  auch  später  bei  den  Saliern,  .schon  auf  das 
ererbte  iiausgul  beschränkt:  „Sed  cum  virilis  .sexus  extiterit,  femina  in 
bereditatem  aviaticam  non  succedat.“  fL.  Rib.  tit.  56  § 4).  Bei  den 
chamaviseben  Franken  dagegen  ist  die  alte  l.’nfähigkeit  noch  festgehalten : 
,Si  qois  Fraucus  homo  babuerit  tilios  duos,  bereditatem  suani  de  sylva  et 
de  terra  eis  dimittat  et  de  peculio;  de  matema  hereditafe  similitcr  in  tiliam 
venif  (L.  Franc,  (.'hani.  rap.  42 j.  Dass  ferner  nach  thüringischem  Rechte 
Weibspersonen  Grundbesitz  nicht  nelimen  konnten,  ist  schon  oben  ausgeführt 
und  allgemein  anerkannt  (vgl.  Aum.  52).  Im  angelsächsischen  Rechte  ist 
beim  einzigen  echten  Eigen,  dem  edel,  Unfähigkeit  der  Weiber  anerkannt. 
Bei  anderem  Eigen  ist  zur  Zeit  nuserer  (Quellen  noch  die  Tochter  neben 
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wird  dieser  Schluss  aber,  wenn  man  seinen  Blick  über  die 
deutschen  Quellen  hinaus  auf  das  richtet,  was  bei  anderen  arischen 
Stämmen  Rechtens  ist. 


dem  Sohne  unbedingt  erbuufähig.  Dass  dies  der  Kest  einer  ebeinatigen 
weitgehenderen  Zurücksetzung  der  Weiber  war,  hat  schon  Amira  niitl{echt 
vermuthct  (vgl.  v.  Amira  a.  a.  O.  S.  90  u.  9.’i).  tm  ältesten  sächaischen 
Hechte  finden  sich  ähnliche  Reste  anfänglicher  gänzlicher  Erbunfähigkeit. 
Es  schliesst  der  Sohn  die  Tochter  aus  („Pater  aut  inater  dofuncti  filio  non 
filiae  hereditatem  relinquent“  [L.  Sai.  c.  41]),  und  ühoriiaupt  sind  Weiher 
neben  Männern  gleichen  Grades  unfähig.  Ebenso  findet  sich  überhaupt 
in  allen  Rechten  eine  theilwei.se  Benacbtheiliguug  der  Frauen  im  Erbgang, 
die  sehr  wohl  als  das  Ueberbleibsel  einer  ehemaligen  uinlässenderen  Erb- 
unfähigkeit aufgefasst  werden  kann.  Besonders  deutlich  ist  dies  wieder  im 
friesischdu  Rechte  erkennbar,  von  dem  Amira  behauptet,  dass  in  ihm  die 
Frauen  ursprünglich  auf  Aussteuer  beschränkt  waren  und  eines  wahren 
Erbrechts  darbten  (vgl.  v.  Amira  a.  a.  O.  ,S.  104,  171,  172.  190,  191,  202). 

Ficker  ist  allerdings  der  Ansicht,  dass  ursprünglich  die  Weiber  volles  Erb- 
recht gehabt  hätten  (§  483  ff.,  491  ff.).  Allein  seine  diesbezüglichen  Aus- 
führungen sind  nicht  sehr  überzeugend.  Er  füblt  dies  auch  selbst  an  ver- 
schiedenen Stellen  heraus  und  vertröstet  anf  besseren  Beweis  in  der  Zukunft. 
Namentlich  begegnet  ihm  dies  gegenüber  der  Erbordnung  des  thüringischen 
Rechts  (S.  240),  in  die  ein  Erbrecht  der  Frauen  sich  auch  kaum  hincin- 
interpretiren  lässt.  Ebensowenig  glücklich  ist  die  Widerlegung  der  auf- 
fälligen Nachricht,  dass  in  dänischen  Rechten  das  Erbrecht  der  Töchter 
und  Schwestern  erst  durch  ein  Gesetz  Birger  Jarls  eingeführt  worden  sei 
(§  499).  Es  findet  sich  denn  auch  hier  das  Geständniss.  es  werde  das  zu 
Beweisende  einstweilen  als  bewiesen  vorausge.setzt  werden  müssen.  Der 
wahre,  letzte  und  immer  wiederkehrende  Grun<l,  der  Ficker  zu  seiner  Be- 
hauptung veranlasst  hat,  ist  auch  nur  die  eine  Erwägung,  es  sei  unglauhlich, 
dass  bei  nachträglicher  Einführung  des  Frauenerbrechts  den  näher  ver- 
wandten Töchtern  und  Schwestern  ein  beschränktes,  den  weiter  verwandten 
Weibern  aber  sofort  volles  Erbrecht  verliehen  sei.  Allein  diese  Erwägung 
würde,  seihst  wenn  sie  unbestreitbar  wäre,  doch  nur  für  den  Fall  zutreffen, 
wenn  man  annimmt,  dass  das  Weibererbrecht  mit  einem  Schlage  eingeführt 
sei.  Es  ist  aber  sehr  wohl  denkbar  und  sogar  naturgemäss,  wenn  jenes 
Erbrecht  sich  nur  allmählich  entwickelt  hat.  Nehmen  wir  nun  mit  Ficker 
an.  es  hätten  zuerst  Töchter  und  .Schwestern  das  Erbrecht  empfangen,  so 
geschah  dies  zu  einer  Zeit,  wo  der  Gedanke  der  Zurücksetzung  der  Weiber 
jedenfalls  noch  nicht  ganz  geschwunden,  sondern  erst  abgeschwächt  war;  es 
ist  darum  sehr  verständlich,  wenn  sie  nur  eine  Art  Ansatz  zum  Erbrecht 
erreichten,  nämlich  noch  kein  volles,  sondern  nur  ein  eventuelles.  Den 
entfernter  verwandten  F'rauen  dagegen  wurde  dann  das  Erbrecht  natur- 
gemäss  später  bcigelegt,  d,  h.  zu  einer  Zeit,  wo  jede  Zurücksetzung  der 
Frauen  den  Anschauungen  widersprach.  Die  Zubilligung  vollen  Erbrechts 
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In  den  indischen  Sutras  lässt  sich  die  ursprüngliche  Ver- 
mögenslosigkeit und  Erblosigkeit  der  Frau  noch  deutlich  er- 
kennen.'’*^) Die  Frau  hat  zwar  schon  einiges  Vermögen,  aber 
das  ist  ihr  Sondervermögen,  das  ihr  zur  persönlichen  Nutzung 
gegeben  ist,  nämlich  Frauenschmuck,  weiter  ihr  Kaufpreis,  der 
ihr  von  ihren  Eltern  zur  Nutzung  belassen  ist,  ferner  die  Ent- 
schädigung, die  ihr  wird,  wenn  ihr  Mann  neben  ihr  noch  eine 
B'i'au  aus  höherer  Kaste  nimmt.  Immer  noch  Ist  also  das 
Frauen  vermögen  auf  einige  Sonderfälle  beschränkt;  im  allgemeinen 
ist  die  Frau  vermögenslos,  und  vor  allen  Dingen  hat  sie  nie 
.\ntheil  am  Hausvermögen.  Bei  der  Grundtheilung  fällt 
ihr  kein  Theil  zu. 

Die  gleiche  Erblosigkeit  der  Frauen  findet  sich  noch  heute 
vielfach  im  Pendschab.*’")  Die  Wittwe  hat  regelmässig  nur  das 


an  sie  ist  liarum  nicht  auftiillig.  Jene  /ubilligniii;  zog  auch  nicht  etwa 
nothwenäig  eine  Aufbesserung  der  Kraueiircchte  im  engeren  Kreise  nach 
sich.  Das  beschranktere  Erbrecht  blieb  hier  vielmehr  als  historisches  Ke- 
siduuin  stehen.  KieUer  selb.st  hat  ja  dargethau,  um  wieviel  schwerer  es  ist, 
ein  einmal  eiiigefiihrtes  Recht  nach  der  Sitte  zu  ändern,  als  eine  bisher 
rechtlich  noch  ungeregelte  iiml  nur  von  der  Sitte  beherrschte  Gestaltung 
dieser  entsprechend  zu  ordnen.  I'eberdies  aber  ist  es  auch  bei  gleichzeitiger 
Kinluhrung  des  Erbrechts  für  alle  Weiber  keineswegs  unbegreiflich,  wenn 
trotz  sonstiger  allgemeiner  .Anerkennung  jenes  Rechts  die  .Stellung  gerade 
der  näch-st verwandten  Weiber  beschränkt  blieb.  ,Ia,  es  ist  nicht  einmal 
sicher,  ob  nicht  das  Weibererbrecht  sich  überhaupt  zuerst  in  der  ent- 
fernteren Verwandtschaft  entwickelt  bat.  Denn  es  darf  doch  nicht  über.selien 
werden,  dass  seine  Einführung  eine  Verkürzung  der  Rechte  der  gleich  nahen 
Männer  bedeutete.  Im  näheren  Verwaudtenkreisc  waren  nun  jene  Rechte 
natürlich  stärker  als  im  entfernteren.  Es  ist  deshalb  selir  wohl  zu  ver- 
stehen. dass  umgekehrt  ihre  Zurückdrängung  in  entfernteren  Freundschafts- 
graden  eher  und  vollständiger  gidang,  als  in  den  nahen.  fiisere  Ansicht, 
dass  die  überall  wahrnehmbare,  wenigstens  theilweise  Benachtheilignng  der 
Frauen  ein  Ueherbleibsel  vorgängiger  weiterer  Hintenansetzung  sei,  ist 
demnach,  wie  man  aueh  die  .Sache  heirachtct,  die  wahrscheinlichere.  — 
l.'ebrigens  ist  Ficker  auch  hier  der  Meinung,  dass  der  Ausschluss  der 
Weiber,  wo  er  sich  findet,  auf  liegenschaftliches  »brecht  zurückgeht. 
In  dem  für  uns  wichtigsten  Punkte,  nämlich  über  die  Prinzipien  des  Liegen- 
schaft serbrechts,  besteht  also  kein  Streif. 

Vgl.  Leist,  Jus  gentium  S 45*0  ff.  Text  und  Amu.  7.  PVrner 
Jus  civile  S.  27u. 

*"  I V'gl.  Köhler,  Die  Gewohnheitsrechte  des  Pcndschah  S.  182,  210  fl'. 
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Redit  suif  iiöthiReii  IJiiterhiilt  und  nidit  das  Reiht,  Tlieilung 
zu  Ioniern.  Sind  Desceudeuten  vorlianden,  so  hat  sie  auch 
nicht  die  A'erwaltung  des  Gutes;  lehlt  es  an  solchen,  so  erhält 
sie  zwar  das  Gut  in  ihre  V'erwaltuug,  aber  iiidit  als  Eigeii- 
thüniei'iu,  sondern  nur,  damit  sie  <len  gebührenden  Unterhalt 
daraus  ziehe.  Sie  darl'  deshalb  nur  beschränkt  veräussern  im 
Fall  echter  Jvoth:  viele  Rechte  verneinen  das  Veräusserungsreclit 
auch  ganz. 

Was  das  Erbrecht  der  Tochter  anbelangt,  so  wird  es 
regelmässig  geleugnet,  und  dieselbe  auf  blossen  Unterhalt  bis 
zur  Verheirathung  angewiesen.  Noch  mehr  als  die  Tochter 
wird  die  Schwester  und  ilire  Descendenz  zurückgedrängt.  „Ueber- 
haupf*,  sagt  Köhler,  „haben  die  Hiudurechte  eine  starke  Ab- 
neigung gegen  den  Erwerb  von  Grund  und  Boden  durch  die 
Frauen  und  gegen  den  Durchgang  des  Vermögens  durch  die 
Frauenlinie.“ 

Ganz  ungebrochen  gilt  die  Vermögens-  und  Erblosigkeit 
der  Frauen  noch  heute  in  Armenien,'*^)  wie  sie  schon  zu  .Tustinians 
Zeiten  gegolten  hat.'^) 

Auch  für  das  irische  Rechtsgebiet  bestand  bis  in  die  Zeit 
Jacobs  I.  von  England  hinein  gänzliche  A'ernachlässigung  der 
Wittwe  und  der  weiblichen  Descendenz  im  Erbrecht.  Erst  ein 
Unheil  der  Kings  Bench,  des  höchsten  Gerichtshofes  für  Irland, 
bereitete  dem  auf  uralten  arischen  Anschauungen  Uber  das  Hans- 
eigenthum  beruhenden  Brauche  damals  ein  gewaltsames  Ende."") 

Ebenso  lässt  sich,  soweit  unsere  Kenntni.ss  der  slavischen 
Rechtsordnung  reicht,  nur  erkennen,  dass  die  Frauen  in  der 
Hausgenosseuschaft  zwar  ein  Recht  auf  den  Unterhalt,  aber 
kein  Theilrecht  haben:  ein  festes  Recht  besitzen  sie  nur  au 
dem  zu  ihrem  persönlichen  Gebrauche  bestimmten  Frauenschmuck. 

"t  V'^1.  Leist,  .Ins  dvilo  .S.  4'.i7. 

Justininni  edicmiii  3; 

..KtquoiiiHm  nuper  cugiioviiuus  harbaricHUi  quamliiiu  insoleiiteinque 
esse  apud  eos  legem  :sc.  apud  .Vruienios)  ....  ut  nempe  maseuli  in 
parentiun  liereditatem  .siicecdant,  fuiiiinae  vero  non  . . . ." 

Ferner  Nov.  21:  .corrigenduiD  esse  putavimiis.  ne  liarbaroriiin  more 
viri  quidem  parentilius  fratribusque  reliquisque  cognatis  suevedant, 
femiuae  vero  non  item,  neve  illae  »ine  dote  nnbunf.“ 

V'gl.  Moriu  .lafii  a.  u.  O.  S.  lo.'id. 
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Ks  darf  deshalb  wohl  beliaujitet  werden,  da>s  wir  es  bei 
der  Erbunfähiskcit  der  Weiber  mit  einem  allgemeinen  ariselien 
Rechtsbraucbe  zu  tliun  liaben.  Es  wird  «ieslialb  von  vornherein 
.inzunebnien  sein,  dass  dieser  auch  bei  den  Germanen  in  Uebnng 
gewesen  ist:  und  wenn  wii-  nun  bemerken,  tlass  sicli  bei  allen 
deutschen  Sülinmen  eine  vollständige  oder  theilwcise  Benacli- 
theiligung  der  Weiber  beim  Erbgangc  findet,  so  werden  wir  dies 
als  eine  Forttragung  jenes  alten  Brauches  betrachten  müssen. 

Dass  dieser  sich  aber  nur  aus  dem  Gedanken  des  Haus- 
eigenthums zureichend  erklären  lässt,  ist  klar.  Man  hat  zwar 
versucht,  ihm  eine  andere  Grundlage  zu  geben,  und  die  Aus- 
sc'hliessung  der  Frauen  auf  die  hervorrat^ende  Bedeutung  des 
Grundbesitzes  zurQckznfiihren.  Frommhold'')  sagt  hierüber: 
„Wenn  der  Besitz  von  Gruml  und  Boden  in  jener  Zeit 
nicht  allein  die  Bedingungen  für  die  Existenz  des  Einzelnen, 
der  Familie,  des  Geschlechts  und  schliesslich  des  ganzen  Volkes 
gewährte,  sondern  auch  in  politischer  Bezieliun,g  Macht  und 
Ansehen  verlieh  , . . so  musste  nothwendig  das  Bestreben  der 
herrschenden  Grundeigenthümer  ....  darauf  gerichtet  sein,  sich 
diese  Vortheile  auch  rechtlich  durch  Erhaltung  des  sic  g iwährenden 
Faktors  zu  schützen.  Zn  diesem  Zwecke  wurde  einmal  die 
Verfügungsgewalt  über  den  Grundbesitz  eingeschränkt,  au.-<  diesem 
Grunde  gab  es  im  altdeutschen  Rechte  keine  Testamente  . . . . 
ans  diesem  Grunde  wurde  der  Vorzug  des  männlichen  Geschlechts 
vor  dem  weiblichen  festgesetzt.“ 

Diese  Darstellung  scheitert  schon  daran,  dass  sie  davon 
ausgeht,  es  sei  die  Unfähigkeit  des  weiblichen  Geschlechts  eist 
spater  eiiigeführt,^)  während  sie  doch,  wie  eben  nachgewiesen, 
ursprünglich  ist.  Wir  haben  es  zudem  schon  früher  betont,  (§  J a Fl.) 
da.ss  wir  eine  solche  bewusste  Aendernng  des  anfänglichen 
Rechtszustandes  nach  Zweckmässigkeitsrücksichten,  im  Wege 
gewohnheitsmässiger  Entwicklung  wenigstens  in  alten  Zeiten 
für  unmöglich  halten.  Der  Ihering’sche  „Zweck  im  Recht“  hat 
entschieden  letzthin  eine  zu  weite  Anwendung  gefunden.  Es 
ist  doch  nicht  allein  der  Utilität.sgedanke  die  (inindlagc  der 


FrommliolÄ.  Einzelcrbfolse  S G/7. 

Vgl.  die  genpeiri gedruckten  Worte  .wurde*. 
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Rechtsbildung!  Je  entwickelter  die  Zeiten,  je  zielbewusster  die 
Menschen  werden,  desto  mehr  Macht  gewinnt  er  allerdings.  Er 
mag  auch  in  alten  Zeiten  für  Neuschaffung  einiger  Rechts- 
institute die  Grundlage  gebildet  haben.  Allein  die  Umänderung 
bestehenden  Rechtes  nach  Zweckmässigkeitsrücksichten  setzt 
eine  so  bewusste  Einwirkung  auf  die  Rechtsbildung  voraus, 
welche  frühen  Zeiten  durchaus  fremd  ist.  Man  denke,  wie  un- 
glaublich es  ist,  die  alten  Germanen  hätten,  wde  Frommbold 
anzunehmen  scheint,  aus  Berechnung  die  ursprünglich  zulässigen 
Testamente  mit  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit  des  Grundbesitzes 
ausgeschlossen ! 

In  einem  Punkte  jedoch  hat  Frommbold  Recht,  nämlich  darin, 
dass  er  die  beschränkte  Verfügungsgewalt  des  Hausvaters,  die  Un- 
zulässigkeit der  Testamente  und  die  Unfähigkeit  des  weiblichen 
Geschlechtes  zur  Erbfolge  als  zusammengehörig  ansieht.  Sie 
beruhen  in  der  That  alle  auf  einem  und  demselben  Rechts- 
gedanken, nur  ist  dieser  ein  anderer,  als  Frommbold  vermuthet 
nämlich  der  Gedanke  des  Hauseigenthums. 

Das  springt  auch  bei  der  Behandlung  der  Weiber  in  die 
Augen.  Denn  wenn  das  Grundeigenthum  dem  Hause  und  nicht 
dem  derzeitigen  Hausvorstande  gehört,  so  führt  der  Erbgang 
keine  Veränderung  in  dem  berechtigten  Subjekte,  sondern  nur 
in  der  Verwaltung  des  Haus  Vermögens  herbei.  Der  Erbgang 
beruft  nur  an  die  Stelle  des  bisherigen  Vertreters  der  Haits- 
genossenschaft  einen  anderen.  Zu  solcher  Vertreterschaft  sind 
aber  Frauen,  die  ja  in  alten  Zeiten  selbst  der  Vertretung  be- 
dürfen, nicht  fähig.  Die  Verwaltung  des  freigewordenen  Haus- 
gutes  muss  deshalb  allein  den  Männern  zufallen,  d.  h.  sie  allein 
rücken  in  die  Stelle  des  Vaters  ein,  der  ja  auch  nicht  mehr 
als  die  Verwaltung  gehabt  hatte;  sie  allein  sind  das,  was  man 
später  „seine  Erben“  nennt. 

Die  Frauen  waren  darum  nicht  allen  Rechtes  an  dem 
Hausgute  bar.  Sie  waren  ja  auch  Mitglieder  der  Hausgenossen- 
schaft, der  das  Gut  zustand;  folglich  „gehörte“  es  auch  ihnen. 
Aber  ihre  Unfähigkeit  zu  jeglicher  Verwaltung  und  Vertretung 
drängte  dies  „Gehören“  auf  dasjenige  zurück,  was  es  für  alle 
die  bedeutete,  welche  nicht  an  der  derzeitigen  Verwaltung  theil- 
nahmen,  d.  h.  auf  das  uneutziehbare  Recht,  das  Vermögen  mit- 
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zunutzen  und  den  Unterhalt  daraus  zu  entnehmen.^’)  Als  es 
später  aufkani,  den  ursprünglich  undotirten"'*)  Frauen  eine  Aus- 
steuer zu  geben,  umfasste  das  „Gehören“  des  Hausgutes  auch 
die  Befugniss,  eine  Aussteuer  zu  verlangen.  Bei  der  Theilung 
des  Hausgutes  konnten  aber  Frauen  nie  einen  Theil  erhalten. 
Denn  noch  aus  der  Zeit  her,  wo  der  Grund  und  Boden  i>eriodisch 
den  Haushaltungen  neu  zngewiesen  wurde,  galt  ja  der  Satz, 
dass  Liegenschaften  nur  im  Besitz  von  Haushaltungen  und  Haus- 
haltungsvorständen sich  befinden  dürfen.'-^)  Frauen  konnten  aber 
nie  Hanshaltungsvorstände  sein,  konnten  deshalb  auch  nie  in 
den  Besitz  von  Naturaltheilen  der  Familienländereien  kommen. 
Nun  ist  aber  die  Idee  von  Civiltheilen  eine  sehr  späte,  künstliche 
Bildung  und  alten  Zeiten  ganz  fremd.  Wer  nicht  Natnraltheile 
erhält,  kann  deshalb  möglicherweise  andere  Rechte  am  Haus- 
gut haben,  wie  Beisitz  oder  Recht  auf  Aussteue!',  aber  das,  was 
den  späteren  Erben  ausmacht,  das  Recht  auf  die  Substanz  des 
Hausgutes  hat  er  nicht,  als  Erbe  kann  er  nicht  angesehen 
werden.^'*) 

§ 8- 

So  hat  sich  zu  den  Eigenthümlichkeiten  in  der  Reihenfolge 
der  Erben  die  Unfähigkeit  des  weiblichen  Geschlechts  zur  Erb- 
nahme  als  zweites  Moment  gesellt,  welches  in  seinen  Anfängen 


Vgl.  Leist,  Jus  gentium  S.  488  (namentlich  unter  c.).  Vgl.  auch 
unten  § 10.  — Auch  Huber  ist  der  Ansicht,  dass  die  Töchter  ursprünglich 
nur  ein  Hecht  auf  „Mitgenuss“  hatten.  (S.  21  u.  28.  40  ff.) 

•<)  Ursprünglich  wurden  die  Frauen  geraubt  oder  gekauft.  Sie 
brachten  deshalb  nichts  in  die  Ehe,  im  Gegentheil,  cs  musste  für  sie  etwas 
gezahlt  werden.  Infolgedessen  waren  die  Frauen  anfänglich  überall  undotirt, 
wie  noch  beute  in  Armenien.  Dass  sie  mit  der  Verheiratbuug  alles  Hecht 
an  ihrem  alten  Familiengute  verloren,  ergiebt  sich  einfach  daraus,  dass  sie 
aus  der  Haushaltung  ausschieden,  während  doch  alles  Hecht  am  Uausgute 
an  das  Leben  in  der  Haushaltung  geknüpft  war.  Dafür  traten  sie  in  die 
neue  Haushaltung  des  Mannes  ein,  in  welcher  sie  folgeweise  nunmehr  das- 
selbe Recht  auf  Nutzung  und  Unterhalt  besassen,  wie  sie  es  in  ihrer  alten  Familie 
gehabt  hatten.  Man  sieht,  auf  wie  alten  Grundlagen  das  deutsche  Hecht 
des  .Beisitzes“,  das  Hecht  der  Witwe  auf  Unterhalt,  ruht. 

Vgl.  Leist,  Jus  gentium  S.  417  unter  b,  und  S.  418. 
t*)  Vgl.  auch  Leist,  Jus  gentium  S.  417.  — Gleicher  Ansicht  (dass 
Töchter  höchstens  Recht  auf  Aussteuer,  aber  kein  „Theilrecht“  haben) 
Huber  a.  a.  O. 
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bis  in  graues  Altertliuni  zurückreiclieml  auf  <ias  einstige  Be- 
stehen eines  Hauseigenthuins  liinweist.  Noeli  eine  dritte  Be- 
sonderheit des  Erbganges  fliesst  aber  aus  der  gleiciien  (Quelle. 
Wir  haben  oben  sehon  f§  4 bei  Anm.  34)  beim  rümiscben  Recht 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Ausschliessung  des  ausgesteuerten 
Sohnes  von  der  väterlichen  Erbschatl  aus  den  Grundsätzen  des 
gewöhnlichen  Erbrechts  sich  nicht  erklären  lässt,  sondern  nur 
dann  verständlich  wird,  wenn  man  von  der  Idee  des  Familieii- 
eigenthnms  ausgeht  und  den  Erbgang  als  eine  Consolidatiou  des 
Miteigenthums  betrachtet.  Das  gilt  für  das  deutsche  Recht 
um  so  mehr,  als  die  Schwierigkeiten,  welche  dort  die  römische 
Form  der  Emancipation  durch  ihre  ungeschichtlicbe  Betonung 
der  persönlichen  Gewaltlösung  bereitete,  bei  den  Germanen  nicht 
vorhanden  sind,  da  bei  ihnen  stets  der  dingliche  Austritt  aus 
dem  Hausvermögen  bei  der  Abscbicbtung  als  die  Hauptsache 
erscheint.  Dass  aber  die  Deutschen  jene  aus  einstigem  Haus- 
eigenthiun  fliessende  Ausschliessung  des  Abgeschicbteten  vom 
väterlichen  Erbe  noch  in  sjiäteren  Zeiten  durchgeführt  haben, 
wird  weiter  unten  eingehend  dargelegt  werden. 

Zum  Schluss  sei  noch  eins  nacbgeholt.  Zum  Beweise  für 
das  behauptete  Hauseigenthum  ist  bereits  auf  die  beschränkte 
Verfügungsgewalt  des  Hausvaters  hingewiesen,  es  ist  aber  immer 
nur  die  Beschränkung  durch  das  Beispruchsrecht  der  Magen 
hervorgehoben  worden.  Noch  viel  mehr  lässt  aber  auf  eine 
lediglich  verwaltende  Stellung  des  Faniilienvat<;rs  der  Umstand 
schliessen,  wenn  ihm  eine  Verlügungsbefugniss  nur  zusteht, 
so  lange  er  rüstig  ist.  Nun  finden  sieb  in  der  Tliat  in  allen 
deutschen  Rechten  dabin  zielende  Bestimmungen.  In  den  Rechts- 
büchern wird  die  Rüstigkeit  so  lange  angenommen,  als  der  Haus- 
vater noch  gewmifnet  ein  Pferd  besteigen  kann.  Die  Weisthüiner 
drücken  den  gleichen  Gedanken  dadurch  aus,  dass  sie  verlangen, 
der  Vergebende  müsse  sich  noch  selbst  anzicben  und  fünf  Schritt 
vor  die  Hausthiir  geben  können.  Alle  diese  Rechtsordnungen 
gehen  deshalb  davon  aus,  dass  der  Vater  als  echter  Verw'alter 
des  Hausgutes  nur  Macht  hat.  so  lange  er  tüchtig  ist. 

§ ‘•’- 

Wir  glauben  nunmehr  alles  zusammengetragen  zu  haben, 
was  sich  für  die  einstige  Geltung  des  Hanseigenthnms  im  deutschen 
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sagen  lässt.  Ein  uiatheniati.schcr  Hcweis  lässt  sich  dafür 
ja  me\\t  erbringen,  wie  bei  allen  geschichtlichen  und  vorzugs- 
weise rechtsgescliiclitlichen  Fragen.  Allein  wenn  man  noch  einmal 
den  zuruokgelegten  Weg  überscliaut,  wenn  man  die  zahlreichen 
S|>uren  gewahrt,  welche  auf  Ge.sammteigenthnm  im  deutschen 
Rechte  weisen,  wenn  man  vor  allem  bedenkt,  wie  viele  alte 
■Streitfragen  auf  einmal  in  ein  neues  Licht  gerückt  werden,  in- 
dem die  verschiedenartigsten  und  scheinbar  mit  einander  un- 
verträglichsten Rechtsbildungen  sich  bei  Annahme  eines  Haus- 
eigenthnins  leicht  und  einfach  eiklären  und  sich  sogar  als 
Glieder  eines  und  desselben,  wunderbar  in  einander  fugenden 
Baues  erweisen,  wenn  man  endlich  seinen  Blick  über  die  deutschen 
Verhältnisse  hinauslenkt  und  erkennt,  dass  alle  anderen  arischen 
Stämme  die  Idee  des  Hauseigenthums  entweder  heute  noch  fest- 
balten  oder  früher  gehabt  haben  müssen,  so  wird  man  .sagen 
dürfeti;  der  Nachweis  für  ein  Eigenthum  des  Hauses  mit  lediglich 
verwaltender  Stellung  des  derzeitigen  Familienhaupts  ist  soweit 
geführt,  als  er  sich  überhauiit  führen  lässt. 

Es  wird  deshalb  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  es  nie,  seit 
man  sich  mit  der  Durchdenkung  des  deutschen  Rechtes  zu  be- 
schäftigen aufing,  an  Leuten  gefehlt  hat,  welche  das  Prinzip 
des  Hanseigenthums  in  ihm  zu  finden  glaubten. 

Dass  zwischen  Brüdern  das  Verhältnis  am  Familiengute 
als  gesamte  Hand  aufgefasst  wurde,  gleichviel  wer  zeitig  die 
Vertretung  nach  aussen  hatte,  ist  von  dem  Institute  der  Lehns- 
trägerschaften  her  bekannt.  In  diesem  Falle  lag  der  Gedanke 
des  Familieneigenthums  so  auf  der  Hand,  dass  selbst  römisch 
geschulte,  jenem  Gedanken  an  sich  sehr  abholde  .luristen  wie 
Carpzov  sich  ihm  nicht  verschliessen  können.”) 


~j  Carpzov,  Juridprudentia  foronsiii  Pars  II  const.  as  def.  & ; 

«Plane  de  consuetudine  Germaiiiac  hodie  introduetnm  eat.  qiiod 
N'obiles  et  Domini  omnes  heredes  Einphjtontae  praemortui  ad  investituram 
accipiendam  non  admittaot,  nisi  Curatorem  (einen  Lelienträger)  constituerint. 
vel  unam  ei  se  elcgerint,  qui  reliquorum  coheredum  nomine 
investituram  accipiat“. 

Noch  deutlicher  ist  folgende  Stelle,  »eiche  gerade  im  Anschluss  au 
banerrechtliche  Verhältnisse  den  (iedanken  des  Paniilieneigentliiinis  ziemlicli 
allgemein  ausspriebt: 
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Aber  aucli  das  Verliältniss  zwisclieu  Vater  und  Kindern  ist 
oft  für  Gesamnit-  oder  lliteigentlmni  erklärt  worden. 

An  der  Spitze  steht  liier  der  berühmte  Jurist  Ifatthaeus 
V.  Normann,  bekannt  durch  seine  ausgezeichnete  Darstellung 
des  alten  Rügenschen  Landgebrauchs.  Er  hatte  allerdings  die 
noch  sehr  alterthüinlichen  Verhältnisse  Rügens  vor  Augen,  welche 
schon  durch  das,  bei  Ausradung  der  Kinder  zu  zahlende,  „Theil- 
geld“  deutlich  darauf  hinwiesen,  dass  den  Kindern  vor  der  Aus- 
radung ein  Antheil  am  Hausgute  zustand.  Xorinann  spricht  es 
deshalb  bei  Gelegenheit  des  „Inkamelgeldes“  deutlich  aus,  dass 
dieses  zu  zahlen  sei,  bei  allen  Erbfällen  ausserhalb  „der  in 
Gütergemeinschaft  lebenden  Familienmitglieder“.™) 

An  Normann  schliesst  sich  der  grosse  holländische  Staats- 
und Völkerrechtslehrer  Cornelius  de  Bynkershoeck  an.  Auch 
er  nimmt,  wenn  auch  etwas  zurückhaltend,  Miteigenthum  zwischen 
Vater  und  Kind  an,  wenn  er  sagt.- 

„Etenim“  (sc.  nach  deutschem  Recht)  „liberi,  putantur  fuisse 
suvossTtorai  et  iure  suo  succedere  ex  proximo,  quod  habebant, 
dom  in  io  et  possessione  nunc  plane  iiacti“. 

Wohl  angeregt  durch  seine  Autorität  führte  hierauf  ein 
anderer  holländischer  Jurist  Matthias  v.  Wicht  in  einer  1724 
in  Groeningen  erschienenen  Abhandlung  aus,  dass  die  „sanguine 
proximi“  dadurch  „compossessorcs  et  ex  possessione  condomini 
fortunarum“  wären,  „ita  ut  non  ex  voluntate  parentum,  sed 
proprio  vel  adcrescendi  vel  occupationis  inre  succederent 
sieque  dominium  oportuna  occupatione  consolidatuin,,cum 
jiossessione  consolidarent“. 

Diese  immer  noch  etwas  verclausulirt™)  ausgesprochene 
Ansicht  hatte  in  Deutschland  viele  rückhaltlose  Anhänger.  Und 
zwar  waren  es,  bezeichnend  genug,  vornehmlich  die  Schüler  des- 


Carpzov,  Hi'sponsa  iuris  Lib.  1.  Tit.  9 resp.  yss:  „Defuncto  parante 
Kniphyteutä.  liberi  succedentes  hiiud  solriint  laudeniiiini,  non  solum  ijnia  in 

priori  parentis  investitura  sunt  comprebensi ged  ct  quiu  vivo 

adhuc  parento  Domini  bonorum  puteruoruiu  quasi  babentur, 
inque  iis,  defuueto  postea  parente,  dominium  coiitinuatur“. 

V(;l.  Uaede  S.  SC. 

™)  Die  Verdausulirung  ist  bei  HoliUndern  nicht  wunderbar,  da  diese 
in  jemn  Tagen  nocli  eine  Naehblülbe  der  sogcnaiinlen  „eleganten  Jurisprudenz“ 
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jfcüigen  Mannes,  der  zuei’st  eine  moderne,  quellenmässige  Be- 
handlung des  deutschen  Rechts  und  seiner  Geschiclite  anhahntc, 
die  Schüler  Hermann  Coiirings.  Einer  derselben,  der  Braun- 
schweiger August  Nolten  — an  der  Braunscliweigischen  Uni- 
versität Helmstedt  hatte  ja  Conriug  gewirkt  — trat  in  seiner 
oll  citierten  Abhandlung  „de  Juribus  et  coiisuetudinibus  circa 
villicos“  besonders  lebhatt  für  das  gerniauisclie  Hauseigen- 
thum ein. 

Seitdem  hat  der  Gedanke  immer  mehr  Boden  gewonnen; 
bei  den  Naturreclitslehrern  war  er  feststehend;  sie  leiteten  aus 
ihm  das  A'otherbrecht  ab.  Und  auch  lieute  neigt  sie  die  Melir- 
zahl  der  Germanisten  dem  Hauseigenthum  zu.'*') 

Wer  kann  sagen,  ob  nicht  diese  IJebereinstimnumg  der 
Ansichten  hervortritt,  weil  noch  heute  der  Gedanke  des  Familien- 
eigent bums  unausrottbar  in  der  Seele  des  deutschen  Volkes 
fortlebt,  und  sich  so  seinen  Denkern  gleichsam  von  selbst  dar- 
bietet? Denn  auf  solches  Fortleben  deuten  noch  andere  Er- 
scheinungen hin.  Wir  haben  bei  den  Griechen  auf  die  ungebrochene 
Kraft  der  Idee  vom  Hauseigenthum  daraus  geschlossen,  dass 
es  den  hellenischen  Philosophen  als  ein  erstrebenswerthes  Ziel 
vorschwebte.  In  gleicherweise  hat  es  auch  bei  den  Deutschen 
nicht  an  Lehrern  der  Weltweisheit  gefehlt,  die  als  ein  Ideal 
der  Vermögensordnung  das  Familieneigenthum  hingestellt  haben. 
So  wie  einst  Aristoteles,  so  hat  in  unseren  Tagen  Hegel  es 


im  Stile  des  (’uiacius  und  Donellii»  liattcn.  Ks  legt  vielinelir  für  dieOflcii- 
aichtliclikeitjdeä  (jedaiikens  vom  Hauieigenthum  ein  Iicrvorragendcs  Zeugiiia 
ab,  dass  trotz  der  Befangenheit  im  Pandektensystein  gerade  die  Holländer 
auf  jenen  Gedanken  kamen. 

'*’)  Es  seien  hier  Namen  wie  v.  Amira,  Gicrke  (anfangs  scliwankond, 
jetzt  nnbedingt  z.  B.  in  seinem  Aufsatz  über  «die  Stellung  de.s  künftigen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  znm  Erbrecht  im  ländlichen  Grundbesitz“ 
S.  tä<  2h),  Hensler,  Huber,  Hübner  hcrausgegriffen.  — Von  Nichtgermanisten, 
die  aber  das  Hanseigentum  für  eine  anfängliche  Institution  wenigstens  bei 
allen  arischen  Völkern  halten,  seien  genannt  Iziist  und  Köhler.  Noch  weiter 
geht  Brentano,  welcher  das  Hauscigenthum  als  eine  ursprüngliche  Einrichtung 
aller  Völker  ansieht  (Zukunft  S.  +92  Nr.  50).  Dass  das  V'ermögcn  an  sich 
der  Familie  «gehöre",  nehmen  auch  noch  viele  andere  ,Schrittsteller  an, 
nur  weliren  sie  sich  gegen  den  Ausdruck  Gesammtoigeuthum,  z.  B.  Förster- 
Ecciuä  Bd.  IV,  S.  270.  Vgl.  auch  die  dort  in  Aum.  27  und  2«  Citirten. 
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iUisgesiirochen,  dass  das  Veruiügen  der  i'aniilie  gdiüre  und  ge- 
hören müsse,  dass  der  Erbgang  nichts  anderes  sein  dürfe,  als 
„das  Eintreten  in  den  eigenthümlichen  Besitz  des  an  sich  ge- 
meinsamen Familien  Vermögens“.'^' ) 

Doch  noch  ein  anderes  merkwürdiges  Zeugnis  giebt  es  für 
das  verborgene  Fortleben  des  deutschen  Gedankens  vom  Familien- 
gesammteigenthuni.  Es  ist  die  Art.  wie  die  Kedactoren  des 
preussischen  Landrechts  das  Rechtsverhältnis  der  Miterben  ge- 
regelt haben. 

Sie  führen  für  ihre  Regelung  zwar  nur  Vernunftgrüudc  an. 
Ein  anderes  sei  „gegen  die  ersten  Grundsätze  des  Rechts  und 
selbst  gegen  die  natürliche  Billigkeit“  gewesen.''-)  Allein  hier 
wie  so  oft  waren  die  Redactoren  des  liandreclits  gleich  ilen 
Naturrechtslehrern,  denen  sie  folgten,  sich  selb.st  nicht  bewusst, 
dass  die  von  ihnen  vorgeschlagenen  Rechtssätze  ihnen  nur  deshalb 
natürlich  und  billig  erschienen,  weil  sie  ihren  ererbten,  deutschen 
Anschauungen  entsjirachen.  Alännern  fremden  Stammes  mit 
anderem  Rechtsgefühl  wären  jene  Sätze  durchaus  nicht  selbst- 
verständlich gewesen.  Da.ss  das  Verhältnis  der  Miterben  aber 
nach  A.  L.  R.  wirklich  das  alte  deutsche  Gesammteigenthum  der 
erbenden  Hausgenossen  ist,  ergiebt  deutlich  der  Plenarbeschluss 
des  Obertribunals  von  1857.  Er  sagt:  „Jedem  Einzelnen  von 
mehreren  Miterben  steht  während  der  Fortdauer  ihrer  Gemein- 
schaft ein  bestimmter  verliältnismä.ssiger  A nt  heil  an  jedem 
einzelnen  N'achlassstücke  als  sein  besonderes  Eigenthiim  nicht 
zu.  Erst  durch  die  Erbtheilung  kann  unter  mehreren  .Mit- 
erben der  Einzelne  ein  Ireies  Dispositionsreclit  über  einzelne 
Xachlassgegenstände  oder  Theile  derselben  erlangen;  während 
der  bestehenden  Gemeinschaft  aber  steht,  bezüglich  auf  einzelne 
Erbschaftsstücke  überhaupt  und  die  Nachlassgrundstücke  ins- 
besondere, ihm  daran  noch  kein  nach  Verhältnis  seiner 
Erbquüte  bestimmter  Antheil  als  sein  besonderes  Eigeiithum 
zu.“  Genau  das  deutschrechtliche  Gesammteigenthum,  dessen 
wesentliche  Eigenthümlichkeit  es  ist,  dass  vor  der  Theiliing 
festge.schiedene  Quoten  fehlen  I 


*')  Vgl.  Hriin»,  Testierfreih^it  und  Pdiclittheil. 
Vgl.  Försler-Krciiis  Bd  IV,  S.  ö.'>9  und  .'>6o, 


Digitized  by  Google 


<13 


Diese  Auslegung  der  landreclitlicheii  Sätze  über  das  Hechts* 
\«bällnis  der  Miterben  war  bestritten,  und  in  der  Thal  zwingt 
der  Wortlaut  des  I-andreehts  keineswegs  zu  jener  Deutung. 
Dennoch  wurde  sie  von  der  tjesamnitlieit  der  höchsten  Ricliter 
im  iireussischeu  Staate  beliebt.  Sie  wurde  gewälilt,  weil  jene 
Richter  fühlten,  nur  so  und  nicht  anders  könne  es  Recht  sein, 
weil  der  Geist  des  deutschen  Rechtes  über  jener  Versammlung 
deutscher  Männer  waltete  und  sie  zwang,  da.sjenige  zu  wählen, 
was  der  altüberlieferten,  geruianischen  Rechtsanschauung 
entsprach. 

Diese  Erkenntnis,  dass  noch  heute  in  der  Seele  des  V'olkes 
und  in  seinen  hervorragendsten  Köpfen  die  Erinnerung  daran 
nicht  erloschen  ist.  das  Vermögen  gehöre  dem  Vater  nicht  zu 
seiner  egoistischen  Verfügung,  sondern  zum  Nutzen  und  zum 
Unterhalt  des  von  ihm  geleiteten  Hausstandes,  — diese  Er- 
kenntnis enthält  eine  ernste  Mahnung  an  unsere  Gesetzgeber. 
Denn  jede  Regelung  des  Erbrechts,  welche  auf  diese  Thatsache 
keine  Rücksicht  nimmt,  wird  sich  als  eine  verfehlte  heraus- 
stellen,  weil  sie  mit  der  Retditsüberzeugung  des  Volkes  in 
Widerspruch  steht.  Es  ist  ja  heute  üblich,  und  die  Art  df;r 
heutigen  Rechtsbildung  durch  Gesetze,  die  in  den  Parlamenten 
berathen  werden,  bringt  es  gewissermassen  von  selbst  mit  sich, 
dass  neue  Satzungen  vornehmlich  auf  ihre  Zweckmässigkeit  hin 
geprüft  werden.  Allein  das  Schicksal  vieler  Gesetzentwürfe 
in  den  letzten  Jahren  hat  gezeigt,  (lass  das  einseitig  ist.  Man 
hat  Gesetze  gemacht,  die,  soweit  menschlicher  Scharfsinn  reichte, 
zweckmässig  waren,  und  sich  wer  weiss  welche  Wunder  von 
ihrer  Einführung  versprochen.  Das  Volk  aber  ist  seitab  geblieben 
und  hat  sich  der  unverstandenen  Satzung  nicht  bedient.’<'<) 


“)  Ich  eriumierc  an  da.s  traurige  Schicksal  der  letzten  Hüfegesetze 
welche  zwar  einen  alten  deutschen  Reclitsgodanken  verwirklichten,  aber  in 
einer  gänzlich  ungeschicbtlichen,  künstlich  ausgeklügelten,  wenn  auch  au 
sich  vielleicht  nicht  uuzweckmässigeii  Form.  Ich  verweise  aut  die  Frucht- 
losigkeit des  hayri.schen  Erbgütergesetzes  von  IS.ö.'j.  welches  die  Disjmsitions- 
freiheit  des  liesitzers  in  einer  mit  damaligen  Uechlsanschauungeii  unver- 
einbaren Weise  beschränkte  und  ebenfalls  an  dem  ungesehifhtlitlien  Ein- 
iragungs.system  krankte.  Ich  gebe  zu  bedenken,  wie  cs  inamhen  wjhl- 
geuieinien,  älteren  Gesetzgebungsversuchen  in  Westfalen  ergangen  ist 
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Was  aus  der  Reclitsüberzeugung  des  Volkes  liervor- 
wäclist,  das  ist  sein  Recht,  mag  diese  Ueberzeugung  nun 
durch  die  Uebung  oder  durcli  den  Spruch  der  Gesetzgebungsmacht 
zu  Tage  gefördert  werden.  In  erster  Linie  muss  sich  deshalb  der 
Gesetzgeber  fragen:  „Was  verlangt  die  gemeine  Rechtsüberzeugung 
in  diesem  Falle?“  In  zweiter  Reihe  mag  ei'  fiir  die  Ausgestaltung 
von  Einzelheiten  und  die  Füllung  der  Lücken  Zweckmässigkeits- 
rücksichten walten  lassen.  So  lange  das  unsere  Gesetzgeber 
nicht  beherzigen,  werden  sie  Lehrgeld  zahlen  müssen.  Es  ist 
ja  auch  manchmal  nicht  leicht  für  sie,  die  Rechtsüberzeugung 
zu  ermitteln;  aus  den  Spalten  der  Tagesblätter  hallt  sie  gewiss 
nicht  rein  wieder,  und  im  Uebrigen  fehlt  die  lebendig«'  Ver- 
bindung mit  dem  Denken  des  Volkes;  es  bedarf  eingehender 
Studien  über  die  geschichtliche  Wandlung  der  Anschauungen 
und  die  heutige  Rechtsübung.  Das  alles  aber  kann  an  der 
Richtigkeit  des  Satzes  nichts  ändern,  dass  ein  Rechtsgebot  ohne 
Rückhalt  in  der  gemeinen  Rechtsüberzeugung  wie  ein  Baum 
ohne  Nährboden  in  kurzer  Zeit  verdorrt  und  verschwindet.  Die 
vielbewunderte  und  unerreichte  Grösse  der  römischen  Rechts- 
bildung beruht  gerade  darauf,  dass  sie  von  dieser  Erkenntniss 
ausging  und  in  dem  Institute  des  prätorischen  Edikts  ein  Mittel 
fand,  das  Recht  in  steter  Uebereinstimmung  mit  den  zeitigen 


(vgl.  11.  Meyer,  ilie  Lundgiiterorilnung  für  Westfalen.  Kiuleitung.)  Die 
ganze  ablelinenitc  Anfnalnne  der  modernen  rümischrcchtlicben  Erbordnuiigen 
auf  dem  Lande  ist  enillieh  idn  .sprechender  Beweis  für  unsere  Behauptung. 
Auch  aus  früherer  Zeit  mangelt  cs  nicht  an  Zeugnissen.  Kaiser  Joseph  11.. 
überhaupt  ein  warnendes  Beispiel  gegen  Gesetzgehung  lediglich  nach  Ver- 
nunftgninden.  versuchte  die  alte  Gewohnheit  bei  den  Bauern  aufzuheben, 
nach  welcher  der  zweite  Mann  der  überlebenden  Witwe  als  Wirfh  auf  den  Hof  zog 
und  schliesslich  das  Gut  dem  jüngsten  Sohne  iiberliess.  Das  erschien  dem 
Kaiser  unvernünftig  und  ungerecht.  Allein  sein  Abiinderungsdekret  war 

unvernünftig  und  ungerecht,  weil  es  mit  einer  lebendigen  Hechtsüberzeugung 
in  Widerspruch  trat.  Es  wurde  deshalb  nach  kurzer  Zeit  wegen  „viel- 
fältiger und  dringender  Beschwerden“  aufgehoben  (vgl.  Marchet  S.  i:tl4  131')). 
Auch  im  römischen  Rechte  war  es  nicht  anders.  Die  Ehegcselze  des 
Augiistns  waren  an  sich  sehr  angemessen  und  zweckmässig,  strebten  auch 
ihr  Ziel  in  keiner  unpraktischen  Weise  au;  aber  sie  waren  stets  unpopulär, 
weil  sie  der  Rechtsüberzeugung  des  Volkes,  das  einen  Zwang  zur  Ehe  nicht 
wollte,  widersprachen.  Nennenswerte  Wirkungtui  haben  sie  deshalb  nicht 
gehabt  und  niussteu  schliesslich  aufgehoben  werden. 


Digitized  by  Google 


Xttst^auungen  fortzuentwickeln.  Denn  wenn  ein  Prätor  einen 
^ecMssatz  aiigenommen  hatte,  der  sich  als  unhaltbar  erwies, 
so  konnte  sofort  Abhilfe  geschaffen  werden,  indem  der  nächst- 
jährige Prätor  ihn  einfach  aus  dem  Edikte  fortliess. 

Ausgehend  von  diesen  Wahrheiten  werden  wir  die  hohe 
legislatorische  Wichtigkeit  des  Hauseigenthunis  auch  tur  unsere 
Zeiten  verstehen.  Denn  wenn  auch  das  Hauseigenthum  als 
Gesammthand  der  Familienmitglieder  im  (jesetze  nicht  mehr  gilt 
und  auch  wohl  nie  mehr  gelten  wird,  so  beherrscht  es  doch 
immer  noch  das  Denken  des  Volkes,  und  dies  würde  zum 
Beispiel  es  unverständlich  finden,  wenn  dem  Vater  gestattet 
wäre,  sein  Vermögen  seiner  Familie  grundlos  ganz  zu  entziehen. 
Das  Hauseigenthum  lebt  deshalb  zwar  nicht  als  Kechtssatz, 
wohl  aber  als  Rechtsprinzip  fort,  mit  seiner  gesetzlichen 
Geltung,  verschwinden  deshalb  nicht  die  einzelnen  ihm  ent- 
fliessenden  Consequenzen  aus  dem  Rechte.  Wir  sind  auch  nicht 
so  blind  zu  verkennen,  dass  durch  die  Zeitläufte  auch  manche 
Milderung  in  jenem  Prinzipe  eingetreten  ist.  Namentlich  das 
vom  Hausvater  selbst  erarbeitete  Vermögen  gilt  mehr  als  sein 
egoistisches  Privateigenthum,  denn  als  dem  Hause  gehörig.  Eine 
freiere  Verfügung  ist  hierüber  gerechtfertigt.  Das  hat  auch 
schon  das  alte  deutsche  Recht  mit  feinem  Takte  herausgefühlt, 
indem  es  zwischen  erarbeitetem  und  solchem  Gute  schied,  „über 
welches  der  Erbfall  gegangen.“  Dass  aber  das  letztere,  das 
ererbte  Gut  dem  Vater  nur  zum  Wohle  seiner  Familie  gehört, 
ist  auch  heute  noch  stehende  Anschauung,  und  sie  ist  namentlich 
lur  den  Besitz  an  Grund  und  Boden  wichtig,  da  es  sich  hier 
im  weitesten  Umfange  um  altererbtes,  wirkliches  Familieiigut 
handelt.  Das  mächtige  Prinzip  des  Hauseigenthums  wird  des- 
halb der  Ordner  der  bäuerlichen  Verhältnisse  am  wenigsten 
aus  den  Augen  lassen  dürfen. 


§ Hl. 

Wir  haben  weit  ausholen  müssen,  damit  wir  der  Lösung 
unserer  Aufgabe,  die  Eigenheiten  der  deutschen.  „Abfindung“ 
und  des  Anerbenrechts  zu  erklären,  näher  kamen.  Dafür  haben 
wir  aber  eine  feste  Grundlage  gewonnen  in  dem  Begriffe  des 


Hauseigenthums.  Keiner  der  wie  wir  die  Einzelrechte'^)  der 
Familienmitglieder  darstellen  will,  darf,  wenn  er  nicht  von 
falschen  Voraussetzungen  ausgelum  soll,  jemals  ausser  Acht 
lassen,  dass  nach  deutscher  Anschauung  das  Vermögen  im  Gc- 
sammteigenthuui  der  Hausgenossenschal't,  der  „Were“  steht.  Und 
zwar  muss  man  diese  Rechtsanschauung  sowohl  heranziehen, 
wenn  man  auf  die  Rechte  bei  Lebzeiten  des  Vaters  sein  Augen- 
merk richtet,  wie  wenn  man  sich  mit  dem  Verhältniss  zwischen 
Brüdern  beschäftigt,  welche  nach  einem  zur  Zeit  der  AVeis- 
thümer  überaus  gewöhnlichem  Brauche'^'*)  in  uugetheilten  Gütern, 
d.  h.  in  der  Were  sitzen  bleiben.  Allerdings  hat  Gierke'*’) 
mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass  zwischen  der  Were,  in 
welcher  die  Brüder  untereinander  sitzen,  und  derjenigen  unter 
Eltern  und  Kindern  ein  gro.sscr  Unterschied  ist.  Allein  das  ist 
lediglich  ein  Unterschied  in  der  Verwaltung,  nicht  im  Begriffe; 
denn  beidemal  ist  der  Gedanke  derselbe,  dass  das  Haus  vermögen 
der  Gesammtheit  gehört  nicht  aber  dem  Einzelnen,  auch  nicht 
demjenigen,  der  zeitweilig  die  „gewaltige  Hand“  darüber  hat. 
Die  juristische  Construktion  des  Familien-Gesammteigenthums  i.st 
nämlich  auch  für  das  Haus  unter  Leitung  des  A^aters  durchaus 
möglich.  Denn  eine  Oiganisation  der  Verwaltung  widersiiricht 
selbst  dann  dem  Wesen  des  deutschen  Gesamrateigbnthnms  nicht, 
wenn  durch  sie  in  die  Hand  des  A’erwaltenden  die  imeinge- 
•schränkte  A'ertretnng  der  übrigen  (iesammtliänder  gelegt  wird.’'') 


"*}  Ks  iiiiii;  \Vuii(l<T  nehmen,  dass  hier  vun  Kechten  Kinzelucr  geaproclien 
wird,  Wo  wir  doch  so  entschieden  für  das  Bestehen  nur  eines  (.tcsammtrechts 
am  Faiiiilionvermögiu  cingetreten  sind.  Indessen  das  I)u.-ein  von  Kiuzel- 
rechten  widerspricht  dem  germanischen  tiesammteigenthum  nicht;  ja  e.s  macht 
gerade  »eine  KigcnthUinlichkeit  au,»,  da»»  das  (iesammtrecht  /.uglcich  ein 
Recht  aller  Kinzelnen  ist. 

Kr  hegegnel  in  den  Weist hiimern  auf  .Schritt  und  Tritt.  Ks  i.st 
nicht  zuviel  »resagt,  das»  die  ungelhcilte  Uemeinschaft  unter  Brüdern  da»  in 
den  Weisthiimem  am  häufig-steu  erwähnte  Institut  ist.  — Auch  noch  heute 
ist  diese  sogenannte  Kommunhausung  nicht  verschwunden.  In  Bayern  zum 
Beispiel  findet  sie  sich  noch  vielfach,  sowohl  in  Ober-  und  Niederhayeru, 
wie  vor  allem  in  .Schwaben.  Vgl.  Kick  S.  5S  ö'J,  •W  O.’').  »0,  05,  103,  lOii, 
113  u.  ».  w. 

**}  ln  dum  Artikel  .Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edikt  C'hilpcrichs*. 

'’’)  .So  ist  es  r.  B,  bei  der  westfälischen  Gütergemeinschaft  und  bei 
der  heutigen  offenen  llaudelsgesellsehafl. 
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Dev  Vater  hat  aber  nicht  einmal  die  uneingeschränkte  Ver- 
tretung-, er  ist  vielmehr,  wie  oben  ausgefiilirt,  mannigfach  be- 
schränkt. Es  steht  sonach  selbst  von  seiten  iler  hergebrachten 
Theorie  nichts  im  Wege,**)  a^ch  ilin  als  Vertreter  der  als  Ge- 
sammthand  gedachten  „Were“'  hinznstellen.  Treten  wir  deshalb 
ruhig  mit  dem  Prinzipe  des  Hauseigentliunis  an  die  Erklärung 
der  Abfindung  heran. 

Dieselbe  stellte  sich  sehr  einfach,  wenn  Abfinden  mit 
Grundtheilen  identisch  wäre.  Dann  wäre  die  Abfindung  nichts 
als  die  bei  Sprengung  der  Familiengesammthand  auf  jedes  Mit- 
glied entfallende  (^uote  des  Familienvermögens.  Allein  Abfinden 
ist  nicht  Grundtheilen.  Denn  bei  der  Grnudtheilnng  müssen 
sämmtliche  Gesaminthänder  von  einander  scheiden:  das  Wü.sen  der 
Abfindung  besteht  aber  gerade  darin.,  dass  nur  der  Abfindling 
die  Gesammthand  verlässt,  im  Uebrigen  aber  keine  Sprengung 
derselben  eintritt,  vielmehr  alle  anderen  „in  Theil  und  gemein“ 
verbleiben.  Die  Weisthiimer  scheiden  deshalb  sehr  scharf 
zwischen  „Theilcn“  und  „Abfinden“,  schon  in  der  Ausdrucks- 
weise,’*) aber  auch  sachlich.  Beim  Theilen  w'erden  nämlich 
nach  der  Kopfzahl  der  Theilenden  Natnraltheile  gemacht,  und 
dem  Gutsherrn  gebührt  ein  „Theuersthaupt“.’*')  Beim  Ab- 


Wftin  aber  auch  etwas  im  Wege  stünde,  so  konnute  das  nichcs 
andern  an  der  oben  festgestellten,  nackten  Thatsache,  d.a.ss  auch  das  Ver- 
haltuiss  zwischen  Vater  und  Kindern  von  den  (Quellen  als  (iesammthand 
aufgefasst  ist.  Die  Theorie  musste  dann  einfach  selber  nach  den  That 
Sachen  umgeändert  werdeu. 

Griumi  H.  ö.'ai  § .s; 

.Wann  ein  vatter  und  mutter  ein  erffguf  kauffen  . im  fall 

nicht,  sollen  die  anderen  kiuder  samendo  hand  theilen  mler  das  ein  die 
andere  aherichten  mit  gereiten  gütem". 

Grimui  III,  öTT  vUrs]iringen  a.  Ithön).  .Zum  ein  und  zwanzigsten 
so  es  sich  nun  begebe,  das  die  giiter  kinder  halben  geteilet  würden  im 
feld  und  in  dorf,  es  were  acker  oder  wiesen,  haus  oder  hof,  an  zweitoil, 
an  vierteil,  an  sechsteil,  an  achttoil  etc.  . . .,  so  soll  jeder  mann 
eiu  teuerst  haubt  gehen“. 

«.  UoUaip,  Gruadet-brrcbc  7 
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schichten  wird  für  die  Aiisscheidcndeii  eine  Summe  nach  billigem 
Ermessen  bestimmt*")  und  es  entfällt  kein  TheuersthauiJt.**^) 

Das  Recht  der  Abfindung  ist  vielmehr  selbständig  neben 
dem  Theilrecht  aus  dem  Hauseigenthum  entstanden. 

Es  ist  schon  oben  bei  der  Besprechung  über  die  erbrecht- 
liche Stellung  der  Frauen  darauf  bingewiesen,  dass  die  nicht 
verwaltenden  Hausgenossen  ein  Recht  auf  Nutzung  des  Haus- 
gutes  haben.  Dass  es  sich  wirklich  um  ein  Recht  handelt,  lässt 
sich  bei  den  Jndern,  welche  auch  hier  die  alten  arischen  An- 
schauungen treu  bewahrt  haben,  deutlich  erkennen.  Wittwen, 
Töchter,  Wahnsinnige  und  Eunuchen  müssen  aus  dem  Haus- 
vermögen ernährt  werden,  obwohl  sie  einen  Naturaltheil  desselben 
nicht  fordern  dürfen.  fVgl.  liCist  Jus  gentium  S.  418.)  Es  folgt 
aber  auch  für  das  deutsche  Recht  aus  verschiedenen  Stellen  der 
Weisthümer,  vor  allen  ' daraus,  dass  diese  den  Kindern  einen 
uuentziehbareu  Anspruch  darauf  geben,  im  Hause  wenigstens 
bis  zur  Grossjährigkeit,**)  bisweilen  auch  länger*")  unterhalten 


Vgl.  die  5 3 a.  E.  citirton  Weisthümer  und  die  dortigen  Text- 
ansführuugeii.  Vgl.  auch  noch  das  Recht  von  Payeme  (hei  Huber  8.  42), 
welches  über  die  gleichartige  TUchterablindmig  sagt : 

„ . . . ip.si  fratres  unus  vel  plures  parati  fuerint  dolem  sufficicutem 
secundum  facultatem  dieü  patris  et  secundum  qualitatem  personariim  ad 
arbitrium  quatuor  propinqnorum  et  parentum  stioruiu  dare“. 

**)  .Item  begebe  cs  sich  nun,  das  ein  man  seinen  kindem  gebe  des 
fuldiscbeii  gutes,  es  were  viel  oder  wenig,  so  soll  man  es  ihnen  leihen 
ohne  Silber  und  ohne  gold  (III  577  Urspringen  a.  Rhün“). 

“)  Grimm  \',  201  § 16  ( Wattwyl,:  [8t.  Gallen])  „Item  wo  auch  eelichi 
geschwüstergit  bi  ainander  unvertailt  sind  und  weder  vater  noch  muotcr 
haben,  und  under  denselben  geschwüstergiten  noch  uueraogene  kiiid 
wärent,  und  dann  die  erzogene  kind  von  den  unerzogenen  kinden  wöltiut 
tailcn,  datine  so  süllint  si  den  unerzogenen  kinden  so  vil  vnrusz- 
geben  und  lassen,  das  sie  onch  erzogen  miigent  werden,  oder  aber 
bi  ainander,  pliben  nutz  das  sie  eli  zuo  iren  tagen  koment  un- 
gevarlich“. 

'**)  Grimm  I,  00  § 16  (Üssiugeu  im  Züricher  Land): 

„Item  so  ein  vatter  und  muter  sün  und  lüchtern  hinder  inen  verliesse, 
so  ist  unser  bruch,  das  man  den  sünen  einen  vorteil  nach  gclegenbeit  des 
gnotl  giebt  an  iiüsern  oder  gutem,  mind  so  die  düchlern,  es  weren  vU 
oder  wenig,  sych  nüt  verheuratet,  sollend  dü  sön  der  muoter  und 
tochteren  kalt  und  warm  zu  geben  schuldig  sin“  (andere  I.esart; 
.herberig  und  platz  iiu  hus  zu  geben  schuldig  sin"). 
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zu  werden;  es  ergiebt  sich  ferner  daraus,  dass  iiocli  heute  die 
Angehörigen  einer  bäuerlichen  Familie  den  Beisitz  in  Fällen 
der  Noth  und  Krankheit  stets,  und  mu  h im  Falle  ihrer  Rüstig- 
keit meist  so  lange  fordern  dürfen,  als  sie  sich  nicht  selbst  vom 
Hofe  abschichten  lassen  wollen;  und  es  wird  endlich  schon 
dadurch  bewiesen,  dass  bei  dem  Vorbilde  aller  deutschen  Ge- 
meinderschaften,  bei  der  Markgenossenschaft,  dieMarkangehorigen 
auch  an  dem  Theile  des  Markgutes,  dessen  Vertretung  .sie  nicht 
haben,  nämlich  an  der  Allmende,  gleichwohl  ein  festes  und 
unentziehbares  Xutzungsrecht  besitzen.”’’) 

Wenn  nun  ein  Familienmitglied  aus  der  Hausgenossenschaft 
austrat,  so  konnte  es  die  ihm  zustehende  Kutzung  des  Familien- 
vermögens nicht  mehr  in  natura  ausüben.  Es  musste  ihm  deshalb 
dafür  eine  Entschädigung  werden.  Wenn  Grundtheilung  ein- 


Hensler  leugnet  dies  und  meint  es  habe  den  Mitgliedcni  keinerlei 
Priratreebt  am  tiemeindelande.  sei  es  an  den  Ackern,  sei  es  an  den 
Waldungen  und  Wiesen,  zugestanden.  Denn  sie  hätten  keinerlei  Klage 
gehabt,  wenn  ihnen  die  Uemeinde  die  Acker  wieder  weggenommen  batte. 
Denn  alle  ihre  Rechte  hätten  auf  Gemeindestatut  beruht  und  hätten  des- 
halb auch  durch  Gemeindestatut  wieder  aufgehoben  werden  können.  Mit 
Recht  ist  schon  Leist  in  seinen  oft  citirten  Werken  gegen  die.se  Auffa.ssung 
und  für  die  herrschende  Gierke'sche  l.iehre  eingetreten.  .Allerdings  ist 
richtig,  dass  es  dagegen  kein  Tribunal  gab,  wenn  die  Gemeinde  beschloss, 
die  Acker  den  Eignern  wegzimehmen.  Aber  das  hindert  durchaus  nicht: 
dass  gleichwohl  Privateigenthnm  an  jenen  besteht.  Auch  heute  kann  iler 
Staat  alle  Acker  und  allen  Hesitz  durch  Ge.setz  einziehen,  und  es  hilft 
dagegen  kein  Tribunal.  Damm  be.steht  aber  doch  zweifellos  Privat- 
oigenthum  an  jenen  Gegenständen.  Dass  der  Entziehung  des  Ackerlandes 
durch  Beschluss  des  Gemciudedings  nicht  mit  Klage  hegegiiet  werden 
konnte,  rührt  eben  einfach  daher,  da.ss  diese  Klage  bei  eben  jener  Ding- 
versammlung angebracht  werden  musste,  die  den  Entziehungsbe.schluss  aus- 
gesprochen batte,  und  die  sich  nicht  gut  selbst  rcktilizireii  konnte.  DieKlage 
war  sonach  versagt,  nicht,  weil  kein  Recht  da  war,  das  ihr  zur  Grundlage 
hätte  dienen  können,  sondern  weil  niemand  da  war,  der  dieReachtiing  des  Rechts 
hätte  erzwingen  können.  Es  liegt  genau  so,  wie  wenn  der  Staat  oder  der 
König  heilte  ein  Unrecht  begehen  und  Privatreclite  verletzen.  In  Deutsch- 
land hat  man  ja  dagegen  das  Verwaltungsstreilverfaliren.  aber  viele  Tjänder 
bähen  es  nicht,  und  frühere  .lalirliunderte,  so  der  hochentwickelte  Rechts- 
staat der  Römer,  haben  es  nicht  gekannt;  und  streng  genommen  ist  cs  auch 
widersinnig,  dass  der  Staat  sich  selbst  zwingt.  Gleichwohl  wird  niemand 
behaupten,  dass  deshalb  die  zertretenen  Hechte  keine  Privalrechte  seien. 


o s o rs  •. 
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trat,  so  lag  diese  Entschädigung  schon  darin,  dass  der  Aus- 
scheidende den  ihm  überwiesenen  Theil  nunmehr  allein  nutzte, 
während  er  vorher  zwar  die  Nutzung  des  ganzen  Hausvermögens 
gehabt  hatte,  aber  mit  den  anderen  zusammen.  Nun  soll  aber 
bei  der  uns  beschäftigenden  Sachlage  ja  Grundtheilung  gerade 
nicht  eintreten.  Dann  musste  offenbar  dem  Ausscheidenden 
eine  besondere  Entschädigung  für  die  ihm  fernerhin  unmögliche 
Nutzung  gewährt  werden. 

Diese  Entschädigung  ist  die  Abfindung. 

Dass  es  in  der  That  die  Nutzung  ist,  welche  die  Grund- 
lage der  Abfindung  bildet,  lässt  sich  zunächst  deutlich  aus  dem 
citirten  {§  .3  a.  E.)  Weisthum  von  Lauenstein  (III.  273  § 23) 
erkennen.  Hier  wird  nämlich  als  Abfindung  die  Nutzung  ge- 
wissermassen  noch  fortgewährt.  Der  Abschichtende  soll  dem 
Ausziehenden  3 fl.  von  jedem  Morgen  zahlen.  Ja  dieser  braucht 
sich  nicht  einmal  gefallen  zu  lassen,  dass  ihm  Geld  gegeben 
wird,  er  hat  Anspruch  auf  Naturalnutzung,  und  darf  einen 
Naturalzins  von  jedem  Morgen  verlangen.  Und  dieser 
Naturalzins  ist  es  denn  auch,  der  als  Abfindung  derart  ein- 
geschätzt werden  soll,  „wie  sich  Freunde  . . . vergleichen,“ 
so  dass  also  in  der  Geldabflnduug  geradezu  die  Nutzung  ver- 
körpert und  durch  sie  ersetzt  wird. 

Ein  fernerer  Beweis  für  unsere  Ansicht  ist  aber  auch  der 
Massstab,  nach  welchem  die  Höhe  der  Abfindung  bemessen 
wird.  Ursprünglich  ist  wohl  hierfür  das  Bedürfuiss  des  einzelnen 
Falles  massgebend  gewesen,  wie  dieses  zweifellos  für  die  Er- 
ziehung der  Kinder  massgebend  war,  (vgl.  das  in  der  Anm.  93 
citirte  Weistbum  von  Wattwyl),  und  wie  es  auch  sonst  für  die 
Einzelnutzungsrechte  am  Gesammteigen  die  Richtschnur  bildete. 
(Vgl.  in  Gierkes  Genossenschaftsrecht  die  Ausführungen  über 
die  Allmende.)  Allein  bei  dem  Hang  aller  älteren  Rcchtsbildung 
und  ebenso  der  Deutschen  zum  „Typischen“,  wie  es  Brunner 
in  seiner  Kechtsgeschichte  bezeichnet,  bei  ihier  Neigung,  das 
gewöhnlich  Zutreffende  schlechthin  zum  Allgenieingültigen  zu 
erheben,  wurde  der  Betrag  der  Abfindung  sehr  bald  fixirt. 
Bei  ihrem  Haupt-,  und  Anfangs  wohl  einzigen  Anwendungs- 
falle, bei  der  Aussteuer  der  Söhne  oder  Töchter  zur  V erheirathnng, 
bildeten  sich  feste  gewohnheitsrechtliche  Normen,  was  bei  diesem 
oder  jenem  Stande  des  Auszusteuernden  zu  einem  anständigen 
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Brautscbatze  gehört.  Diese  Taxen  waren  oft  sehr  speziell.**) 
Aber  in  allen  anderen  Fällen  blieb  der  Gedanke  des  Bedürf- 
nisses massgebend,  der  Gedanke,  dass  das  Hausgut  dem  Aus- 
scheidenden, wie  es  ihn  bisher  ernährt,  ihm  nun,  wo  er  sich 
von  dem  mütterlichen  Boden  des  Hauses  loslöst,  auch  fernerhin 
eine  Beihülfe  gewähren  soll,  auf  die  gestützt  er  auch  ohne  den 
bisherigen  Rückhalt  sich  im  Leben  aufrecht  erhalten  und  unter 
Zuhilfenahme  der  eigenen  Kraft  sich  und  die  Seinigen  ernähren 
und  vorwärts  bringen  kann.  Deshalb  pflegte  man  dem  Ab- 
findling, wenn  es  ein  Weib  war,  eine  Hauseinrichtung  mitzugeben; 
war  es  ein  Mann,  so  erhielt  er  das,  was  man  heute  Betiiebs- 
kapital  nennt,  nämlich  die  Aussaat,  Pferde  zum  Bewirthschaften 
seines  Gutes  und  ein  Paar  Kühe  zum  Einrichten  eines  Vieh- 
standes, auch  neben  dem  Saatkorn  noch  einiges  Getreide,  wovon 
der  junge  Hausstand  bis  zur  ersten  Emdte  zu  leben  vermochte.*^) 
Auf  diesem  Grunde  konnte  und  mu.sste  sich  dann  der  Aus- 
geschiedene weiter  helfen.  Immer  aber  ist  eins  zu  beachten. 
Das  Haus  sorgt  weiter  auch  für  den  scheidenden  Sohn,  es  ge- 
währt ihm  aus  seiner  Fülle  noch  eine  Mitgift.  Aber  dazu  ist 
Voraussetzung,  dass  jene  Fülle  vorhanden  ist.  Nie  kann  das 
Interesse  des  Abfindlings  so  w'eit  gehen,  dass  der  Bestand  des 


Eine  solche  Taxe  hat  uns  Wigand  (Paderborn  Hd,  3,  S.  C5)  über- 
liefert. .Sie  bezieht  sich  auf  da.s  Amt  Bnke.  Der  Urautschatz  muss 
enthalten: 

1)  vier  Kühe  — zwei  Rinder, 

2)  ein  Pferd  — ein  Stuppen, 

3)  ein  völliger  Brautwagen  worauf  nebst  einem  vollständigem 
Bette,  Kisten  und  hölzern  Ueschirr,  36  .Scheffel  Roggen  gehören, 

4)  ein  Ehrenkleid, 

5)  die  Führung  frei  von  und  zu  dem  Herrn. 

Xoch  genauer  ist  das  DelbrUcker  Landrecht  (auch  hei  Wigand  a.  a.  O.) 
Cap.  -ö,  § — 

Wie  allgemein  bekannt  früher  solche  Taxen  waren,  zeigt  nach  Führers 
Schrift  von  1804.  Er  sagt  zwar  „ausserdem  erhalten  aber  die  abzusteuernden 
Kinder  noch  den  hergebrachten  Brautwagen“,  er  hält  aber  nicht  für  nöthig 
rn  sagen,  woraus  dieser  besteht,  eben  weil  dies  so  allgemein  bekannt  und 
„hergebracht“  war. 

V'J  Vgl.  die  Taxe  in  der  vorigen  .\nmerknng. 
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alten  Hauses  selbst  gelalirdet  wird.*'**)  Ist  es  nicht 
möglich,  dem,  der  sich  aus  dem  Hausverbande  lösen  will,  eine 
hinreichende  BeihülCe  zu  gewähren,  so  muss  er  entweder  auch 
ferner  im  Hause  sein  Brod  essen,  oder  er  muss  auch  mit  der 
nicht  ganz  hinlänglichen  Ausstattung  im  Vertrauen  auf  seine 
sonstigen  Fähigkeiten  den  Kampf  ums  Dasein  wagen. 

Es  ergicbt  sich  das  auch  schon  dann,  wenn  man  erwägt, 
wer  die  Abfindungen  leistete.  Sie  wurden  ja  vom  Vater  oder  einem 
im  Hause  bleibenden  Bruder  gezahlt.  Diese  aber  wollten  doch 
auch  bestehen.  Es  ist  deshalb  ganz  unglaublich,  dass  bei  der 
gütlichen  Einigung,  auf  welche  die  Weistliümer  für  die  Höhe 
der  Abfindung  ausdrücklich  verweisen,**^)  diese  jemals  einen 
Betrag  hätte  annehmen  können,  bei  welchem  es  unmöglich  ge- 
wesen wäre,  das  alte  Hausgut  fernerhin  zu  halten. 

In  dem  Vorstehenden  liegt  aber  noch  ein  Weiteres.  Wenn 
das  Bedürfniss  entscheidet,  so  ist  es  nicht  ausge.schlossen,  dass 
der  eine  auszusteuernde  Sohn  weniger  erhält  als  der  andere; 
denu  es  soll  ihm  ja  nur  eine  Unterstützung  mit  auf  den  Lebens- 
weg gegeben  werden.  Wer  aber  zum  Beispiel  in  Kriegsdienste 
tritt,  braucht  weniger,  um  sich  selbst  weiter  zu  helfen,  als  wer  die 
Landwirthschaft  erwählt.  Ebenso  werden  noch  heute  die  Söhne 
aus  guten,  wohlhabenden  Bauernfamilien  Lehrer,  oder  nehmen 
Stellungen  ein,  die  wenig  mobiles  Capital  erfordern.  Deshalb 
bekommen  sie  auch  weniger,  als  die  Söhne,  welche  sich  der 
Landwirthschaft  widmen  und  namentlich  Derjenige,  welcher 
das  Gut  selbst  übernimmt.**“) 

Auf  diese  Weise  gelangte  das  alte  Hecht  dazu,  die  Gegen- 
sätze in  der  Familie  zu  versöhnen.  .Jeder  erhält  so  viel  mit. 
dass  er  in  dem  erwählten  Beiufe  aufrecht  bleiben  kann,  lieber 


*'•)  Vjil.  bezüglich  der  Ahtiuiluiig  der  Tüi  liler:  Scü«abeiiä[iiegel  (I.asa- 
berg)  c.  US: 

„uud  ist  nicht  anders  da,  wau  daz  anaidel.  so  stet  es  an  der  bruder 
gnaden  waz  sie  der  swester  geben.“ 

und  die  Wendung  „secunduiu  facultatem  dicti  patria“  in  dem  Hecht  von 
Pu3'erne  (Anm.  Ul ). 

Vgl.  die  § a a.  E citirten  Weistliümer. 

»■•j  v'gi,  dag  einen  ähnlichen  Gedanken  bergende  Wort  „secundum 
qualitatem  personarum“  im  Rechte  von  Payerne. 
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ullem  aber  stellt  das  Interesse  des  Uausgutes;  das  muss  zuerst 
erhalten  werden.  Insoweit  geht  also  das  Wohl  des  Gutes  dem 
Wohle  der  Einzelnen  vor.  Aber,  wie  ganz  anders  liegt  die 
Sache  doch,  als  wenn  man  den  gleichen  Satz  aus  den  guts- 
herrlichen  Verhältnissen  ableitet.  Wenn  dort  die  Erhaltung 
des  Guts  zunächst  ins  Ange  gefasst  wird,  so  ist  das  hart  fiir 
die  Bauernfaniilie;  denn  die  Erhaltung  geschieht  dort  nur  im 
Interesse  eines  Dritten.  Hier  jedoch  schwindet  jede  Härte; 
denn  da  das  Faniiliengut  lediglich  zum  Nutzen  der  Familie  da 
ist,  so  dient  seine  Erhaltung  doch  wieder  nur  der  Familie  selber. 
Es  kann  ja  auch  jedes  krank  und  schwach  gewordene  Familien- 
mitglied wieder  im  Vaterhause  eine  Zuflucht  suchen.  Noch 
heute  müssen  solche  Schiffbrüchigen  gegen  Mitarbeit,  soweit 
ihre  Kräfte  reichen,  wieder  auf  dem  Hofe  aufgenemmen  und 
verpflegt  werden.**) ***)  Im  Grunde  genommen  liegt  deshalb  die 
scheinbar  auf  das  Wohl  der  Einzelnen  keine  Rücksicht  nehmende 
Wahrung  des  Hausgutes  gerade  im  rcchtverstandenen  Interesse 
der  einzelnen  Familienmitglieder. 

Diese  Grundsätze,  welche  wir  eben,  gestützt  auf  alte 
Beispiele  und  auf  noch  heute  fortwirkenden  Recht.sbrauch, 
entwickelt  haben,  Anden  sich  auch  in  ihrem  Ergebnisse  in  den 
Weisthümern  ausgedrückt.  Das  Ergebniss  ist  ja  doch,  dass  für  die 
Bemessung  der  Abflnduug  ein  verständiges  Ermessen  walten  muss 
unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  der  Kräfte  des  Gutes  und  des 
Bedürfnisses  des  Abfliidlings ; und  genau  solches  Ermessen  schreiben 
die  Weisthümer  (§  3 a.  E.  citirtj  vor  in  den  oft  gebrauchten 
Wendungen  „nach  billigkeit“,  „nach  erkenntnusz  biderlüten“, 
„nach  werdierungh  der  havesschulten“,  „wie  freunde  sich  ver- 
gleichen“. Ganz  ausdrücklich  betont  ausserdem  die  doppelte 
Rücksicht  auf  die  Kraft  des  Hofes  und  das  Bedürfniss  des  Ab- 
flndlings  das  ofterwähnte  Recht  von  Payerne. 


**)  Vgl.  das  oben  Gesagte.  — Auch  in  Armenien  ist  es  heute  noch 
so.  — Vielleicht  mit  Rücksicht  darauf  nehmen  einige  Weisthümer  in  auf- 
fälliger Abweichung  von  den  son.st  geltenden  Grund.-'ätzcii  an,  dass  die 
Gemeinschaft  unter  den  Kindern  durch  „bcrätcic*  anch  gegenüber  dem  aus- 
gesteuerten nicht  aufgehoben  wird,  vielmehr  dieser  auch  dann  in  der  Ge 
meinschaft  verbleibt,  wenn  er  ins  ..elend“  d b.  in  di«  Kreiiide  zieht  ( Weis- 

ihum  V Weitnau  hei  Schupfheim  im  südliclien  Scliwarzwald.j 
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Es  sei  nooli  daraiU  liiiigewiesen,  dass  nocli  Maria  Theresia, 
hier  wie  anders  in  verständnissvoller  Schonung  des  Herkommens 
handelnd,  für  das  Anerbenrecht  und  die  Aussteuer  ganz'gleiche 
Grundsätze  aufgestellt  hat."*')  Ja  genau  betrachtet  ist  dei' 
jetzt  allgemein  erschallende  Ruf:  nach  der  lieutigeii  volkswirth- 
schaftlichen  Erkenntniss  dürfe  zur  Grundlage  für  die  Berechnung 
der  Abfindungen  nur  der  Ertragswerth  des  Gutes  gemacht 
werden.  — dieser  Ruf  ist  nichts  anderes,  als  die  Malmuug  zur 
Umkehr  zu  jenen  alten,  vom  Gewohnheitsrechte  entwickelten 
Sätzen.  Denn  wenn  die  Abfindung,  wie  wir  sahen,  das 
Aequivalent  für  die  Nutzung  des  Hausgutes  bildet,  so  kann 
eben  nur  der  Ertragswerth  zu  ihrer  Berechnung  herangezogeu 
werden,  wenn  sie  in  Gelde  angesclilageu  werden  soll.  Hier, 
wie  oft  noch  im  Bauernrechte,  erweist  es  sich  deshalb,  dass  das 
alte  Gewohnheitsrecht  auch  das  Zweckinä.ssigste  ist:  i.st  es  doch 
auch  der  Niederschlag  von  Rechtsanschauungen,  die  selbst  den 
gegebenen  bäuerlichen  Verhältnissen  entwach.sen  sind  und 
darum  auch  ihrerseits  dasjenige  hervortreiben,  was  dem 
innersten  Wesen  jener  Verhältnisse  am  besten  entspricht. 

üeber  den  Zeitpunkt,  in  dem  man  die  Abfindung  fordern 
kann,  sind  eben  schon  einige  Bemerkungen  mit  untergelaufen. 
Auch  hier  herrscht  der  Gedanke,  dass  das  Eigentlinm  der 
Familie  zusteht,  und  dein  Einzelnen  nur  ein  wirthschaftlicher 
Nutzen  daraus  gebührt.  Solange  der  Sohn  deshalb  ini  Hause 
bleibt,  hat  er  zwar  Ansiuuch  auf  Unterhalt,  aber  für  eine 
weitere  liCistung  liegt  kein  Bedürfuiss  vor:  daran  kann  auch 
der  Tod  des  Vaters  nichts  ändern,  denn  er  zwingt  den  Einzelnen 


Vgl.  M.irchel  .S.  I.SIS.  Nach  il<*r  Thereniaiiisclien  ViToniniiiiiC 
gilt  Folgendes: 

Den  Hof  erhält  ein  ,\nerbe  ,zu  einem  Wert  d.is.i  er  «hierauf  hausen 
könne“,  wobei  das  Hetriehsinventar  nicht  selli-uändig  geschätzt  wird.“  (S. 
i;tl3).  Üherhaiiiit  Mdlcn  die  t'tnstände  gehörig  i‘i'Wogcn  und  der  einzelne 
Fall  «nach  dein  Krinosseii  der  Ger ieht « ver  ji  fli eh  tet  en“  geregelt 
werden.  Ja  heweiat  der  {■berncimier  nachträglich,  dai.i  er  nicht  hentchen 
kann,  »o  «soll  die  Obrigkeit  auhuldig  .sein,  ihm  nach  obiger  Vorschrift  eine 
Reduktion  zukomnien  zu  lassen“  .,.S.  i:ii:i.  i 

Dana  iu  allen  deutschen  Kronländern  Oaterroiclis  vorher  ein  ähnlicher 
Rrauch  vorhanden  war,  «inl  in  den  tirünberg'schen  .Studien  an  verschiedenen 
btellen  bezeugt.  (Vgl.  oben  .\nm.  15  b.) 
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nicht  aus  dem  Hanse  zu  scheiden.  Erst  wenn  dieser  Austritt 
sich  vollzieht,  dann  tritt  die  Frage  ein,  wie  nun  dem  Einzelnen' 
der  jetzt  docli  niclit  mehr  den  Nutzen  des  Gutes  direkt  im 
Hause  geniessen  kann,  eine  fernere  Beihiill’e  aus  dem  Familien- 
vermögen zu  gewähren  sei.  Wie  diese  Frage  durch  das  Institut 
der  Abfindung  gelöst  wurde,  haben  wir  oben  gesehen.  Hier 
kommt  es  nur  darauf  an,  zu  oonstatiren,  dass  erst  beim  Austritt 
aus  der  Familie  die  Abfindung  verlangt  werden  konnte.  Der 
Zeitpunkt  des  Austritts  .selbst  stand  nicht  allgemein  fest.  Ur- 
simünglich  richtete  er  sich  wohl  nach  der  Gelegenheit,  die  sich 
dem  Sohne  bot,  eine  selbstständige  Wirthschaft  zu  errichten, 
deckte  sich  also  wohl  mit  der  Verhcirathung.  Auch  später 
war  dies  noch  der  weitaus  häufigste  Fall,  weshalb  die  Abfindung 
auch  schlechthin  „Brautschatz“  genannt  wurde.“'')  Doch  kamen 
zu  den  Gründen,  aus  denen  man  den  Austritt  verlangen  konnte, 
später  vor  allem  der  Tod  des  Vaters  und  die  Gro.ssjährigkeit. 
Soviel  über  den  Zeitpunkt  der  Abfindung.  Belege  dazu  aus 
den  Weisthümern  anzuführen,  dieser  Mühe  überhebt  uns  wohl 
die  unzweifelhafte  Thatsache.  dass  noch  heute  über  diesen  Punkt 
gleiche  Grundsätze  gelten. 

Was  endlich  die  Wirkung  der  Abfindung  anbelangt,  so 
muss  sie  die  gleiche  sein,  wie  die  der  Grundthcilung.  Beides 
sind  ja  zwar  verschiedene,  aber  gleichwerthige  Arten  sich  aus 
dem  Hausverbande  zu  lösen.  Da  nun  das  Vermögen  unter  dem 
Gesammtrecht  des  Hausverbandes  steht  und  dem  Einzelnen  kein 
Eigenthum  daian  zukommt,  da  ferner  auch  kein  wahres  Erb- 
recht vorhanden  ist,  so  muss  man  erwarten,  dass  der  Einzelne, 
wenn  er  sich  aus  dem  Hause,  dem  Subjekte  des  Vermögens, 
loslöst,  jegliches  Recht  an  diesem  verloren  hat  So  steht  es  denn 
auch  für  die  Tlieilung  schon  in  der  lex  Burgundiouum  Tit.  l cap.  2 : 
„aut  si  (sc.  pater)  cum  filiis  diviserit  et  portionem  suani  tulerit. 
et  postea  de  alia  nxore  filios  habuerit  aut  unum  aut  plnres,  illi  filii, 
qui  de  secunda  uxore  sunt,  in  illam  (luam  pater  accepit  portionem 
succedant.  et  illi  qui  cum  patre  dividentes  portiones  suam  fuerunt 
cousecuti,  ab  eis  penitus  nihil  requirant“.  Und  für  die  Ab- 
schichtung spricht  es  mit  dürren  Worten  das  bei  Führer  S.  l.')7 


Dieser  Ausdruck  i.st  namentlich  in  den  Landesordnungen  üblich. 
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niitgetlieilte  Hagenweisthum  von  Wiembeck  aus:  „Hierüber  ist  er- 
kannt . . . Wer  aber  aus  dem  Hofe  bestattet,  der  mag  folgends 
nichts  mehr  erben.“  Doch  auch  die  bei  Grimm  gesammelten 
Weisthümer  weisen  auf  nichts  anderes  liin.  Auch  nacli  ihnen 
bringt  der  Austritt  aus  der  Hausgeuossenschaft  durch  Tlieilung 
oder  Abschichtung  für  den  Einzelnen  ein  eigenes  Haus  vermögen 
hervor,  aus  dem  alten  aber  ist  er  ausgeschieden.  Deshalb  beerbt 
er  nicht  seine  früheren  Gemeiiider,  und  wird  auch  von  ihnen 
nicht  beerbt."'-)  In  holl  echtlichen  Verhältnissen  tritt  demgemäss 
das  eventuelle  Heimfallsrecht  des  Hof  heim  ein,  wenn  der  Aus- 
geschiedene keine  Kinder  hat.  So  z.  B.  Grimm  IV,  5iy  (Wein- 
garten nördlich  von  Durlach):  „Si  qiiis  censualis  facta  legitima 
divisione  rerum  nondum  uxoratus  absque  filiis  legitimis 
migraverit,  nec  a fratre  nec  a sorore  vel  aliquo  propin- 
quorum  h ereditabitur,  sed  omnia  tarn  mobilia  quam  im- 
mobilia,  quae  reliquerit,  in  usum  cedent  ecclesie“. 

Noch  schärfer  tritt  der  Charakter  der  Lösung  aus  der 
Were  hervor,  wenn  der  Vater  schon  bei  Lebzeiten  seine  Kinder 
ausberaden  oder  abgetheilt  hat.  Hier  wird  er  nicht  einmal  von 
seinen  eigenen  Kindern  beerbt,  sondern  auch  hier  tritt  das 
gutsherrliche  Heimfallsrecht  ein.  Z.  B.  Grimm  IV.  § 10. 
Engelberg  in  Unterwalden)  „.  . . .wen  ein  man  abgienge  onekindt, 
so  theilten  die  herren  mit  der  frouwen  durch  den  bank,  und 
wurde  iren  der  halbe  theil.  Hctten  sy  ouch  eeliche  kind  und 
von  denen  nit  getheilt  betten,  so  erbten  die  kind;  betten 
aber  sy  mit  inen  getheilt,  so  erbten  die  herren  den  vatter, 
ob  er  abgienge,"'-')  und  theilten  mit  der  mutter“.  Ebenso  V,  !»7 
u.  V,  ;tS).  Nach  dem  Ilofrechte  vou  Westruni  in  Westfalen 
flll,  U»7)  und  in  anderen  westfälischen  Rechten  beerben  aus 
dem  gleichen  Grunde  die  Gutsherren  den  Auszügler. 

Als  nun  ein  wahres  Erbrecht  aufkam,  mussten  natürlich 
diese  starren  Grundsätze  eine  Abschwächung  erleiden.  Zunächst 
behielten  sie  noch  die  Oberhand,  doch  fand  man  es  für  nöthig. 


Eine  Uberraschemie  Analogie  bietet  der  römische  Enuiiifipatus. 
Vgl.  oben  § 4 iiml  § S. 

Das  „migraverit“  im  vorigen  Weisthum  ist  die  lateinische  i'eber- 
selzuiig  dieses  „abgienge“ 
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de  durch  ausdrücklichen  Verzicht  der  iliterben  zu  sichern. 
f.\S'\.VI,  ,t53  § 16  [Ulflingen  im  nördlichen  Luxemburg],  ebenso 
die  oft  citirteu  Essenschen  Hobsrechte  bei  Sommer).  Schliesslich 
aber  mussten  sie  weichen,  doch  nur  zum  Theil.  Die  Ausge- 
schiedenen hatten  regelmässig  noch  immer  kein  Erbrecht  am 
noch  ungetheilten  Familiengnt  und  ebensowenig  an  dem  Gute 
der  gleich  ihnen  Ausgescliiedenen.  Abei  in  subsidiuni  gewannen 
sie  eins.  Wenn  nämlich  der  „ledige  Anfall“  eintrat,  d.  h.  wenn 
keine  unausgeschiedenen  oder  dem  Grade  nach  näheren  Erben 
für  die  eben  genannten  Gütermassen  da  waren,  so  trat  nicht 
mehr  Heimfall  ein,  sondern  die  Ausgeschiedenen  wurden  zum 
Erbe  zugelassen.  So  ist  es  in  den  Weisthümern  gemeinen 
Rechtens,““)  so  wird  es  auch  ausserhalb  der  Weisthümer  sowohl 
für  Hof-  wie  für  Stadtiecht  namentlich  aus  burgundischen 
Gegenden  gemeldet,“’'**)  so  ist  es  in  das  lübische  Stadtrecht 
übergegangen. “**)  Und  auch  heute  noch  gilt  dieser  Rechtssatz: 
dass  die  Annahme  der  Abfindung  Verzicht  bedeutet  bis  auf  den 
erblosen  Tod  derjenigen,  welche  den  alten  Unausgeschiedenen 
beute  entsprechen,  nämlich  der  Leute,  zu  deren  Gunsten  der 
Verzicht  geschehen  ist. 


ürimio  I,  10  § fi9  (MUnchaltorf  im  Züricher  Laud  i.  „Item  wo  ein 
vatter  »in  kind  iisstört,  des  sol  sich  das  kinl  lassen  lienuegen,  nu  und 
hienach  untz  an  einen  rechten  anfal“.  Ebenso  V,  200  § 12  (Wattwyl 
a.  d.  Thnr)  und  viele  andere  Stellen. 

i'ber  das  burgundische  Reeht.sgebict  vgl.  Huber  S.  42.  Den 
ledigen  Antall  haben  z.  B.  Nyon:  „Item  quod  si  aliquis  hurgensi»  filiam  aut 
sororem  snam  uuptam  tradiderit.  as.signatu  ei  <lote  sua  in  hereditate  patris 
et  matri.s  aliquid  reclamare  non  debeat,  quamdiu  alii  berede»  existunt, 
sed  dote  »ua  debet  esse  contenta“.  Ebenso  Murten  Art.  17;  „Praeterea  cum 
aliqnis  burgensium  tiliam  suam  tradit  nuptui  assignata  dote  sua,  in  bere- 
ditate  patris  vel  matris  aliquid  reclamare  non  debet,  quamdiu  alii  berede» 
existunt.“  — Dass  dasjenige,  was  hier  von  der  Abfindung  der  burgundischen 
Töchter  gesagt  ist,  ebenso  von  der  Abfindung  der  Söhne  und  nicht  nur  für 
Bnrgund  gilt,  belegt  Huber  S.  43  mit  Citaten,  wovon  namentlich  Schwaben- 
spiegel (Lassbergj  c.  14S  hervorzuheben  ist. 

uHj  Vergl.  darüber:  Paulsen,  Schleswig- Holsteinisches  Privatrecht. 

.S.  325  ff. 
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§ 11. 

Dieses  Institut  der  Abfindung  und  der  Were,  wie  es  eben 
geschildert  ist,  hat  eine  über  das  Gebiet  des  bäuerlichen  Erb- 
rechts und  auch  des  Anerbenrechts  weit  hinausragende.  Be- 
deutung. Es  wurde  gezeigt,  dass  es  aus  den  ältesten  deutschen 
Rechtsanschauungen  heraus  entwickelt  ist.  Es  wurde  erwähnt, 
dass  es  auch  in  Stadtrechte  Eingang  gefunden  hat;  es  mag 
noch  darauf  hingewiesen  werden,  dass  es  auch  bei  den  Gan- 
erbschaften des  Lehnrechts  und  bei  den  Staninigütern  des  Adels 
eine  Rolle  gespielt  hat.  Gleichwohl  hat  cs  sich  im  Gebiete  des 
Bauernrechts  vorzugsweise  entfaltet,  ist  uns  heute  in  ihm  allein 
aufbehalten,  und  endlich  ist  seine  Berücksichtigung  in  der  Ge- 
schichte des  Anerbenrechts  geeignet,  die  Lücken  auszufüllen, 
welche  nach  unseren  obigen  Ausführungen  (im  § 3)  dessen 
alleinige  Gründung  auf  die  Untheilbarkeit  in  dem  historischen 
Zusammenhänge  lassen  mu.ss.  Das  Anerhenrecht  im  technischen 
Sinne,  d.  h.  die  Erbfolge  in  ein  Bauerngut  unter  Abfindung  der 
Milerben  nach  den  gekennzeichneten,  eigenartigen  Grundsätzen,  dies 
Anerbenrecht,  wie  es  seit  den  letzten  Zeiten  der  Weisthümer 
bis  zu  der  Zeit  der  Landesordnungen  im  18.  Jahrhundert  seiner 
räumlichen  Ausdehnung  nach  als  gemeines  Recht  bestanden  hat, 
dessen  Entwicklung  ist  nämlich  nach  des  Verfassers  Ansicht 
etwa  folgende  gewesen. 

Solange  die  strenge  Untheilbarkeit  bestand,  d.  h.  solange 
die  Vorstellung  von  dem  Eigenthnm  des  Herrn  oder  der  Ge- 
meinde noch  wach  war,  solange  konnte  natürlich  nur  einer 
in  das  Gut  succediren.  Allein  es  ist  mir  sehr  zweifelhaft, 
ob  das  überhaupt  eine  wahre  Erbfolge  war,  ob  die  scheinbare 


"**•)  ünil  zwar  gleiclmiässisr  bei  freien  iiml  hofhörigen  Gütern.  E.s 
wird  aber  im  Folgenden  vornehmlich  auf  letztere  Rücksicht  genommen 
werden,  einmal  weil  .sie  wegen  ihres  räumlichen  l’oerwiegens  praktisch  am 
meisten  in  Retraeht  kommen;  vornehmlich  aber  deshalb,  weil  man  ihnen 
gerade  so  ganz  andere  Entwickelungsprinzipien  untergelegt  hat  und  be- 
hauptet hat.  dass  sich  bei  ihnen  das  Anerhenrecht  von  der  üntheil- 
barkeit  herschreihe.  Es  wird  gezeigt  werden,  dass  sich  auch  hei  ihnen  das 
,\nerhenrecht  dennoch  am  besten  au.s  den  landrechtlichen  I’rinzinien  der 
„Were“  erklären  lässt. 
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Sutcession  nicht  vielmehr  nur  auf  thatsäclilicher  Erblichkeit 
beruhte,  indem  der  Herr  oder  die  (Gemeinde  einem  Sohne 
das  Gut  nur  usuell  wieder  austhat,  geradeso,  wie  es  bei  der 
Erbfolge  in  Lehen  Jahrhunderte  lang  geschehen  ist  und  wie 
es  sich  auch  bei  den  bäuerlichen  I,iassgiitcin  bis  in  unsere  Tage 
erhalten  hat.  Wie  dem  auch  sei,  solange  jedenfalls  das  Eigen- 
ihum  des  Herrn  oder  der  Gemeinde  in  der  Idee  fortlebte 
und  der  Bauer  nur  ein  dingliches  Nutzungsrecht  hatte, 
solange  konnte  das  Bauenigut  selbst  nicht  Gegenstand  des 
Hausverraögens  sein.  Denn  die  Stelle,  die  dann  dem  Ge- 
.sammtrechte  der  Familie  gebührt  hätte,  (indem  dieser  das  Eigen- 
thum,  dem  Bauer  aber  die  Verwaltung  als  dem  zeitigen  Familien- 
hanptc  zugestanden  hätte),  diese  Stelle  war  durch  das  Recht 
des  Herrn  oder  der  Gemeinde  eingenommen.  Das  Bauerngut 
konnte  deshalb  nicht  in  die  Were  fallen,  sondern  nur  das  mit 
ihm  Erworbene,  die  „operata  j)ecunia“ oder  das  „gereite, 
fahrende  Gut“.  Es  war  deshalb  nur  folgerichtig,  dass  auch 
bei  der  Abfindung  das  Gut  ganz  ausser  Ansatz  blieb  und  die 
Abfindung  nur  aus  den  „gereitcn“  Gütern  erfolgte.  Indessen 
diese  Ordnung  des  bäuerlichen  Erbrechts  war  nach  unseren 
Ausführungen  in  § 3 keineswegs  die  normale.  Ja,  wie  sich 
vermuthen  lässt,  dass  dieser  ganze  Zustand  nur  auf  einem 
prekären  Erbrecht  ruhte,  so  ist  es  wahrscheinlich,  dass  sofort 
mit  dem  Eindringen  einer  wahren  Snccession  der  Descendenten 
die  Untheilbarkeit  der  Höfe  gesprengt  wurde.  Denn  dieses 
Erbrecht  an  den  Höfen  kam  zu  einer  Zeit  in  Geltung,  als  die 
alte  Gleichberechtigung  aller  Erben  in  der  Idee  immer  noch 
feststaiid;  als  blutige  Kriege  dadurch  veranla.sst  waren,  dass 
deu  Deutschen  der  Begriff  der  Einerbfolgo  fremd  war;  als 
durch  diesen  Mangel  der  Einerbfolge  die  Zersplitterung  des 
fränkischen  Reiches  bewirkt  war.  Es  wird  deshalb  auch  in 
diesem  Falle  bei  den  Bauerngütern  so  gegangen  sein,  wie  bei 
den  liehen,  dass  seit  dem  Augenblicke,  wo  eine  wirkliche* Erb- 
folge eingeführl  wurde,  nach  ganz  kurzer  Zeit  die  alte  üntheil- 
barkeit  vergessen  wurde  und  das  Splittern  und  Trennen  seinen 


1‘f'J  Leges  familiae  St.  Petri  (Grimm  I,  SO.')  § 10). 
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Anfang  nahm.“**)  So  kann  es  dann  auch  nicht  Wunder  nehmen, 
dass  in  den  Weisthümern,  wo  das  Erbrecht  unbestritten  durch- 
gedrungen war,  und  wo  auch  die  Gleichbereciitigung  der  Ge- 
schwister nocli  feststand,  sich  so  erstaunlich  wenig  Beispiele 
eines  wahren  Anerbenrechts  finden,  sondern  die  freie  Theil- 
barkeit  als  Regel  erscheint.  Und  auch  die  jiaar  Beispiele, 
welche  sich  finden,  gehören  überwiegend  dem  jüngeren  An- 
erbenrecht an.*'*’*) 

Die  Wiedergeburt  des  Anerbenrechts  erfolgte  nämlich  heraus 
aus  dem  Institute  der  Were.  Denn  dieses,  entstanden  zwar 
mit  Hülfe  des  Gedankens  der  Untheilbarkeit.  aber  zugleich  auch 
ohne  ihn  auf  selbständiger  Grundlage,  konnte  sich  behaupten, 
auch  als  die  Untheilbarkeit  mehr  und  mehr  zurück  wich,  und  hat 
sich  behauptet.  Dieselben  Weisthümer,  welche  hinsichtlich  der 
Erbfolge  auf  dem  Boden  des  freiesten  Individualrechts  stehen, 
sie  sind  wie  schon  bemerkt,  voll  von  Beispielen  der  Haus- 
genossenschaft. ja  es  findet  sich  die  Abfindung  nach  dem  Systeme 
der  Were  und' die  Theilung  nach  dem  Systeme  des  Individual- 


”*)  Die  Analogie,  welche  zwischen  den  (ieschieken  der  Bauer-  und 
Lebngüter  obwaltot,  bat  »ich  schon  seit  Carpzorvs  Zeiten  den  Blicken 
der  Schriftsteller  nicht  entzogen  üloicbwohl  ist  die  mit  jener  Theorie 
operirendo  Lehre,  welche  lange  die  allein  herrschende  war,  heute  sehr  in 
Misskredit  gerathen.  Allein  die  unzweifelhaften  Irrthnmer,  welche  die  alte 
Theorie  beging,  lagen  nicht  in  der  Aufstellung  dieser  Analogie,  sondern  in 
den  Folgerungen,  die  man  daran»  zog.  Wenn  nämlich  auch  die  A hnlichkeit 
besteht,  so  braucht  sich  diese  doch  nicht  auf  alle  einzelnen  Funkte  zu  er- 
strecken. sodass  man  für  die  dunklen  Fragen  des  Baiiernrochts,  die  Ent  - 
Scheidung  einfach  ans  dem  I/churecht  entnehmen  könnte.  Fnd  noch  weniger 
durfte  man  sie  aus  dem  langobardiachen  Lehnrecht  entnehmen,  denn  die 
ganze  Analogie  bezieht  sich  natürlich  nur  auf  die  Geschicke  der  Isihen  in 
Deutschland.  Wie  sehr  aber  sonst  die  Analogie  auch  unbefangenen  Be- 
obachtern sich  aufdrangt,  zeigt  Stobbe  Bd.  V,  der  in  seiner  Schilderung 
de»  bäuerlichen  Erbrechts  fortwiihrend  Seitenblicke  auf  das  Ijehurecht  wirft- 
Vgl.  neuerdings  auch  Frommhold,  Eiuzelcrbfolge. 

’"*»)  Es  ist  demnach  eine  ziemlich  iiberflüssigi:  Mühe  wenn  Brentano 
und  Fick  sich  mit  dem  Nachweis  abgeben,  das»  das  deutsche  Kecht  bereits 
im  frühen  .Mittelalter  zur  Idee  der  Gleichberechtigung  aller  Kinder  über- 
gegangen sei.  Das  ist  niemals  bestritten  worden.  Die  Idee,  ist  sogar 
niemals  aufgegeben.  Aber  gleiche  Berechtigung  und  formell  gleiche  Theilung 
sind  nicht  identisch.  Da»  gleiche  Anrecht  kann,  wie  wir  sahen,  auch  durch 
Abschichtuiig  verwirklicht  werden. 
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TCcUls  in  ein  und  demselben  Holiechte.'"^)  Es  ist  nun  leicht 
ÄTisznmalen,  wie  auf  dieser  Grundlage  in  einer  Gegend,  wo  das 
Weresystem  herrschte,  ein  Anerbenrecht  im  späteren  Sinne  sich 
ausbilden  musste.  Pflegten  nünilich  die  V’äter  ihre  Kinder  zu 
.beraden“,  so  schieden  ja  diese  damit  ans  der  Were,  aus  dem 
Hausvermögen,  aus,  und  hatten  an  ihm  keine  weiteren  Rechte 
mehr,  wie  oben  gezeigt.  Es  musste  deshalb  dein  einzigen, 
der  un ausgeschieden  übrig  blieb,  zufallen,  — ein  Resultat,  wie 
es  durch  die  strengste  Untheilbarkeit  nicht  besser  erreicht 
werden  konnte.  Welches  Kind  nnausgeschieden  bleiben  und. 
durch  sogenannte  ,.Reibestattung“  zum  Erben  designirt  werden 
sollte,  war  theils  dem  Helieben  der  Eltern  überlassen, theils 
waren  sie  oder  wurden  sie  hier  an  die  natürliche  Folge  der  Ab- 
tindungen gebunden,  so  dass  der  Jüngste,  der  allein  Ueberbleibende 
und  damit  der  Alleinerbe  war.  Das  i.st  die  Erklärung  des  in 
Deutschland  so  üblichen  .Minorates."*')  .Man  könnte  dem  ent- 


'"•)  V.  B.  rrs|)rini;en  a.  Kliön  (III.  577):  .Zum  ein  und  zwantjsigsten, 
so  es  sich  nun  Ijegche.  das  die  giiter  kinder  lialhen  getheilt  würden  in  feld 
nnd  in  dort,  es  were  ackor  oder  wiesen,  lians  oder  hof  an  zweitteil,  an 
Tierteil,  an  sechsteil,  an  achtteil  etc.  . . .“(also  Ire  ieste  Individitaltheilnng. 
nnd  doch  folgt  gleich  darauf  eine  Regel  über  den  Fall,  wo  ein  Vater  nach 
dem  Weresystem  sein  Kind  aussteuert  und  abtindet):  ,Zum  zwey  und 
zwantzigsten : Item  begebe  cs  sich  nun.  das  ein  inan  .seinen  hindern  gebe 
des  fuldischen  gutes,  es  were  viel  oder  wenig,  so  soll  man  es  ihnen  leihen 
ohne  Silber  und  ohne  gold“ 

Ebenso  Theilung  nnd  Abschichtung  zusammen  11.  550  1.  c. : .samende 
hand  theilen  oder  das  ein  die  andere  aberi eilten “.  Vgl.  1,  275  (Thannegg 
und  Fischingen)  .....  wenn  aber  etlicherlay  ungetailt  plypt,  ...  so  .soll 
das  ungetailt  das  getailt  ziehen“. 

"*■)  tTrimm  VI,  553,  § 42  Ulflingen  im  nördlichen  tiixeinbnrg):  ,.  . . . 
wann  vatter  und  mutter  ein  kind  bei  sich  setzen,  des  haben  sie  macht 
mit  freundsrat  und  mit  heuratslenten.  zu  erben,  wie  recht  im  hof,  bauszen 
(d.  h.  .ohne“)  scheffen  und  gcricht  . . . und  haben  vatter  und  mutier 
die  macht  uuder  den  kindern  eins  anszuhoien,  welches  in 
geliebt“. 

'“)  Beispiele  des  Minorats  in  den  Weisthümern;  V,  (iO  § 20;  I,  2H3 
und  .361.  Vgl.  im  l'brigen  .Schröders  Register  zu  den  Weisthüm.im  unter 
Minorat.  — Noch  heute  vollzieht  sich  vor  unseren  Augen  im  Fendschab  die 
Entwicklung  des  Minorates  auf  gleiche  Weise,  ln  den  Bergläiidem  des 
Kangrabezirks  sind  die  Güter  zu  klein,  um  mehrere  Söhne  zu  ernähren. 
Einer  muss  deshalb  hinaus  Gewöhnlrh  lässt  sich  nun  der  Aelteste  zuerst 
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gegnen,  der  Vater  werde  oft  nicht  so  alt  geworden  sein,  die 
vollständige  Abfindung  aller  übrigen  bis  auf  den  Jüngsten  durcli- 
zulühren.  Allein  einmal  werden  die  Bauern  sehr  häufig  alt. 
Und  selbst  wenn  der  Vater  gestorben  wäre,  so  hätten  in  einer 
Gegend,  wo  einmal  die  Sitte  durchgedrungen  war,  die  Kinder 
bis  auf  den  Jüngsten  auszuschoiden,  die  Vormünder  des  Vaters 
das  Werk  fortgesetzt.  Denn  diese  traten  in  der  Verwaltung  voll- 
kommen und  in  ganz  anderer  Weise  als  heute  in  die  Stelle  des 
Vaters.  (Vgl.  I,  100.)  Der  letzte  wichtige  Grund  aber  für 
unsere  Erklärung  des  Minorats  ist  der,  dass  sich  eine  andere 
schlechterdings  nicht  linden  lässt,  am  wenigsten  dann,  wenn  man 
allein  von  der  Untheilbarkeit  ansgeht.  Denn  die  Einerbfolge 
gründet  sich  doch  dann  darauf,  dass  die  Verleihung  nur  an  Einen 
erfolgen  konnte;  und  dass  zu  diesem  Einen  usuell  der  Jüngste 
erwählt  wäre,  ist  ein  unglaublicher  Gedanke.'“'*)  Stets  wurde, 
wo  es  auf  Verleihung  ankam,  und  sich  dabei  eine  feste  Gewohn- 
heit ausbildete,  in  Deutschland  der  Aelteste  gewählt;  schwerlich 
lässt  sich  auch  nur  ein  Gegenbeisiiiel  auführen."") 


abschichlen  und  geht  vum  Hofe  in  Kriejjsdieii.ste  oder  sucht  einen  andern 
Krwerb.  Der  Jüngste  bleibt  sonach  allein,  und  in  seiner  Hand  consolidirt 
das  Oesammteigentlmm  der  llausgenossenschaft.  Er  wird  sonach  Alleinurbe. 
Wie  in  gleicher  Weise  der  Aelteste  Alleinerbe  wird,  wenn  er  in  der  Were 
zuriickbleibt  und  die  jüngeren  Kinder  abschichtet,  werden  wir  gleich  sehen. 
(Vgl.  Köhler  S.  20H.( 

Fick,  der  das  Anerbroclit  überall  aus  der  vom  (iutslierrn  be- 
günstigten Vntheilbarkeit  erklären  will,  geriith  denn  auch  bei  dem  )linoral 
mit  seinen  eigenen  .sonstigen  Theorieen  in  argen  Widerspruch.  Er  erkennt 
S.  ‘.!9H  an,  dass  das  .Minorat  aus  der  landrechtlichcn  >Sitte  fort  schreitender 
Abschichtungen  erwachsen  sei.  Wie  sich  diese  Uehauptung  mit  seinen 
sonstigen  verträgt,  verrälh  er  nicht. 

""I  Diese  Sätze  sind  unverändert  aus  des  Verfassers  Refcrcndar- 
arheit,  aus  der  dio  gegenwärtige  .\bhundlung  entstanden  ist,  übernommen. 
Et  glaubte  damals  etwas  Neues  zu  sagen.  Aber  er  hat  wieder  die  Wahrheit 
d's  alten  Wortes  erfahren  müssen:  „Nichts  Neues  unter  der  Sonne I"  Bei 
nochmaliger  Durchsicht  der  Quellen  hat  Verfasser  erkannt,  dsss  zwar  von 
den  neueren  Schriftstellern  noch  keiner  die  gleiche  Kehre  aufgestellt  hat, 
so  nahe  auch  manche  dem  Richtigen  gekommen  sind,  dass  aber  schon  im 
1».  Jahrhundert  jene  Lehren  durch  Matthias  von  Wicht  und  den  ott  ge- 
nannten tüclitigen  Schüler  Jl.  Conrings,  den  Bruunschw einer  Augu.st 
Noltcii,  ziemlich  in  derselben  Weise  ausgesprochen  und  vertheidigt  siud. 
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Das  Majorat  dagegen  ist  zwar  auch  auf  dein  Boden  der 
Were  erwachsen:  allein  cs  scheint  nicht  so  sehr  aus  denjenigen 
Ausradwngen  hervorgegangen  zu  sein,  welche  der  Vater  vornahni, 
als  ans  denen,  welche  die  Kinder  untereinander  vollzogen.  Es 
konnte  sich  zwar  auch  aus  den  vom  Vater  bewirkten  Ausradungen 
entwickeln,  nämlich  durch  die  oben  (bei  Anin.  108)  erwähnte 
Sitte  der  Beibestattung.  Wenn  die  Eltern  nicht  nach  der 
natürlichen  Reihenfolge  abschichteten,  sondern  von  vornherein  ein 
Kind  als  überbleibenden  Hofeserben  bezeichneten,  so  werden  sie 
hierzu  wohl  meist  den  Aeltesten  erwählt  haben.  Schliesslich 
kann  daraus  ein  fester  Krauch  entstanden  sein.  Allein  die  Bei- 
bestattung tritt  nicht  als  weitverbreitete  Sitte  auf;  sie  kann 
deshalb  das  so  w'eithiu  herrschende  Majorat  nicht  allein  erklären. 
Hierzu  müssen  die  Ausradungen,  welche  die  Kinder  unter  sich 
Vornahmen,  herangezogeu  w’erden.  Dass  diese  einander  ab- 
schichten durften,  ist  oben  gezeigt,  und  entspricht  auch  durchaus 
der  Natur  der  Sache.  In  den  Geuieinderschaften,  welche  die 
Kinder  untereinander  hatten,  nahm  nun  bald  der  Aelteste  aus 
doppeltem  Grunde  eine  herrschende  Stellung  ein.  Einmal  be- 
durfte doch  die  Gemeinderschaft  nach  aussen  der  Vertretung 
eines  Mannes,  der  sie  vor  dem  Grundherrn  oder  vor  Gericht 
repräsentirte;  dies  war  naturgemäss  der  Aelteste.  Ihm  wurde 


Ich  glaube  einer  Kbrenpflicht  zn  genügen,  wenn  ich  dies  dem  Dunkel  der 
Vergessenheit  entreisse. 

Nach  jenen  Autoren  beruht  nämlich,  wie  schon  erwähnt,  das  Erbrecht 
aut  Mitbesitz  am  Gute.  Wer  aus  dem  Besitze  austrat,  verlor  deshalb 
nach  ihnen  sein  Erbrecht.  Nun  traten  die  älteren  Sühne  vor  den  jüngeren 
ans,  1)  weil  sie  Kriegsdienste  nahmen,  während  jene  zn  Uause  blieben, 
a)  „alteram  retentae  a minoribus  paterni  foci  possessionis  causam, 
matrimonium  a nmioribus  natu  quam  minoribus  prins  inituui  statuimus“. 
da  durch  die  Heirat  „maiores  uatu  filii  capita  et  priucipes  propriao 
fiebant  familiae“  und  deshalb  aus  der  alten  Familie  gäuzlicb  aus- 
sebieden;  .itaquo  minimus  ...  in  possessionc  fuudi  reiuanebat".  So 
blieben  die  jüngsten  Sühne  ira  Allciiibcsitz  des  väterlichen  Gutes  zurück 
und  wurden  so  von  selbst  Alleinerbeii  und  Alleineigentbümer,  wenn  ihr 
Vater  neben  ihnen  fortfiol;  „Ex  quibus  iam  satis  liqucre  puto  minimum 
tratrem  tantum  non  (d.  h.  „beinahe“)  semper  in  proxima  fundi  paterni 
possessione  atque  ex  ea  successorem  fuissc“  (Nolten  S.  25  ff.) 

In  der  That  eine  merkwürdige  Übereiustiinraung  mit  unseren  Aus 
fUhrungen ' 

T.  OuUxir,  Urimdwbreoht.  H 
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allein  das  Gut  verliehen;'*')  er  kam  allein  nach  aussen  in 
Betracht,  nur  bei  seinem  Tode  wurde  deshalb  Sterbefall  ent- 
richtet."-) Ebenso  bedurfte  aber  die  Hausgenossenschaft  nach 
innen  der  Organisation.  Waren  noch  unmündige  Geschwister 
da,  so  war  der  Aelteste  als  nächster  Schwertmage  schon  von 
vornherein  deren  Vormund.  Diese  Thatsache  mochte  ihm  dazu 
verhelfen,  dass  ihm  auch  die  grossjährigen  Geschwister  die 
Vertreterschaft  der  Gesammthand  übertrugen.  So  gewann  er 
eine  überragende  Stellung.  Und  wenn  er  nun  zur  Ausberadung 
seiner  Mitgeineiner"")  schritt,  so  blieb  er  .schliesslich  als  Einziger 


Die  Stellen  hierüber  sind  sehr  zahlreich.  Wir  fuhren  einige  an: 
IV,  3Ö9  ;,Luzeni)  „und  mit  dom  val  und  mit  dem  erhschatze  liiit  das 
eitest  kind  das  erb  empfangen  ze  der  kinder  aller  henden“. 

IV,  372  § IO  (Emmen)  „.  . . so  soll  ein  probst  bi  dem  eisten  kind 
die  andern  kinden  ir  erbe  senden,  und  hant  damit  du  kinde  allu  ir 
erbe  enphangon“. 

Dieselbe  Formel  findet  sich  IV,  37s  § 21  und  öfter.  — IV,  4SI  § 14 
(Egriugen  nördlich  von  Lörrach)  „Und  mogeut  die  huber  iren  kinden  geben 
die  güter,  die  in  den  hoff  gehürent,  also  doch,  das  der  ältest  tragty 
sye  der  güter  ze  hoff  und  den  zins  gebe  von  denselben  gütern  und 
die  guter  habe  in  rechtem  buwe*.  Fast  wörtlich  so  I,  321. 

Für  die  gerichtliche  Vertretersebaft  spricht  sich  aus  I.  152  (EinsiedelnJ ; 
„wer  aber,  daz  vil  brüder  in  einem  hus  und  in  einer  cost  ungeteilt 
werint,  so  mag  wol  der  eltist  bruder  zu  den  gerichten  gan  und 
dio  anderen  brüder,  so  daheim  beliben,  versprechen“.  Etc.  etc. 

“'t)  Auch  dies  findet  sich  sehr  oft;  z.  ß.  I.  luO;  „Itom  wa  euch  uu- 
getailti  geschwustergit  sind,  das  knaben  waerint,  gat  du  der  eltst  ab.  von 
dem  nimpt  der  abt  aineu  val;  sturb  aber  der  ains  ab.  daz  nit  daz  eltst 
waeri,  von  dem  nimpt  er  nöt“  (Appenzeller  Land).  So  oft,  zumal  im  Ge- 
biete von  Zürich  und  von  St.  Blasien  im  Schwarzwald.  — So  auch  schon 
die  Rechte  der  Wachszinsigeu  des  heiligen  Patroclus  zu  Soest  von  1141 
und  1150  (bei  Sommer  1.  c.  Bd.  2 S.  123):  „Sunt  quippe  in  eadeiu  fumilia 
(d.  h.  HofgenossenschalDplurimae  cognatione.s,  in  quibus  singulis,  qui  senior  fuit, 
duos  nummos  vel  duos  eiusdem  pretii  cerae  fundos  annuatim  ad  altare 
Patroni  nostri  deferre  dobebit,  ceteris  omuibus  a conditioue  debiti  huius 
liberis  pennaneutibus.  Cum  vero  senior  ille  obierit,  primus  aetate  et  cousan- 
guiuitate  ad  persolveiidum  (lensum  locum  eins  obtinebit;  pro  defuncto 
autem  melius  indumentum,  quod  habiiit,  ad  altare  deferatur,  sed 
nullus  juniorum  huc  lege  tenebitur“. 

•*3)  Im  heutigen  Rechte  des  Pendschab  sind  die  Geschwister  gesetzlich 
dazu  verpflichtet,  solche  Abfindung  anzunehmen.  Im  Kangbrabezirk  müssen 
die  Jüngeren  Geschwister  ausserhalb  Unterhalt  suchen,  wenn  das  Gut  nicht 
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übrig,  so  dass  in  seiner  Hand  das  Gesammteigenthum  con- 
solidivte,  und  er  als  wahrer  Anerbe  dastaiid.  Der  einzige 
Schritt,  den  die  Rechtsentwicklung  zu  thun  hatte,  war  der,  das 
Resultat  vorauszunehinen  und  nicht  erst  abzuwarten,  bis  die  Mit- 
erben dem  Aeltesten  die  Vertretung  der  Gesanmithand  über- 
trugen, sondern  ihn  gleich  an  des  Vaters  Stelle  zu  setzen. 
Dieser  Schritt  war  auch  formell  nicht  gross;  man  brauchte  nur 
aus  den  Rechtsweisungen,  z.  B.  aus  den  eben  citirten  Weis- 
thümern  den  Passus  „ze  der  kinder  aller  händen“  fortzulassen; 
und  diesen  Wortlaut  hat  in  derThat  das  Weisthum  von  Willich 
bei  Krefeld  (1499),  welches  das  Majorat  statuirt.  Es  lautet 
(II,  763);  . so  wann  eer  ein  hafsinann  stirbt  zo  der 

ueister  tinsbank,  soll  der  eiste  soen  koemen  und  untfaiigen  dat 
guet  weder  an  die  hand  und  staen  in  dem  eid  sins  vaders“. 

Doch  nicht  allein  die  Wemthümer  lassen  erkennen,  wie 
leicht  die  hervorragende  Stellung,  die  der  Aeltesto  in  der  Ver- 
waltung des  Familiengutes  einnahm,  in  ein  wirkliches  Majorat 
übergeht.  üeberall,  wo  arische  Rechtsanschauungen  über  das 
Familienleben  gelten,  finden  sich  dafür  Beispiele. 

Wir  haben  oben  (§  4 bei  Anm.  28)  auf  das  indische  Recht 
hingewiesen,  wo  der  älteste  Sohn  an  Vaters  statt  die  Haus- 
haltung fortführt  und  dessen  altes  Hausfener  wieder  anfacht. 
Wir  haben  auch  betont,  dass  der  Aelteste  darum  noch  nicht 


für  alle  ausreicht  (vgl.  Knhler  S.  207).  In  Deutschland  ist  eine  gleiche 
Verpflichtung  für  alte  Zeiten  aUgemein  nicht  nachweisbar.  Nur  für  Töchter 
findet  sie  sieh  im  Recht  von  Payetne  (bei  Huber  .S.  42).  Doch  auch  ohne 
gesetzliche  Verpflichtung  lieascn  sich  Söhne  und  Töchter  jene  Abfindung 
gern  gefallen.  Denn  wenn  auch  die  Ausberaduug  geringer  sein  konnte  als 
der  Civilerbtheil,  so  lag  bei  der  richtigen  Theiluugdic  grosse  Uubeiuiemlichkeit 
vor,  dass  die  Lasten,  welche  vorher  auf  dem  Uaiizen  lagen,  nun  auf  jedem 
Th  eil,  aber  ungetheilt  la.stcten.  .So  z.  B.  giebt  nach  dem  Rechte  von 
Weidelbach  im  UundsrUck,  jeder  Theil  ein  Hesthaupt.  so  lange  man  noch 
,ein  dreistemplichen  Stuhl  druf  stellen  könnt.“  (II,  172).  (Vgl.  über  die 
auch  nach  der  Theilnng  bestehende  Solidarhaftung : v.  .Schwind  S.  05  ff.,  und 
fürBayeni:  Fick  S.  27).  — Diese  und  andere  Unannehmlichkeiten,  im  Verein 
mit  den  socialwirthschaft  liehen  Verhältuis.sen,  bewirkten  es,  dass  das  An- 
erben- und  Wererecht  sich  so  ausbreitete.  Doch  wirkten  namentlich  die 
wirthscbaftlichen  Verhältnisse  stärker  im  Norden  und  Nordwesteu  als  im 
Süden  und  .Südwesten  (vgl  v.  lliaskoswki  Bd.  1 .S.  72  f.) 

8* 
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Alleinerbe  ist,  da  später  bei  der  Erbtheilniig  seine  Geschwister 
ein  gleiches  Theil  mit  ihm  nehmen.  Es  lag  aber  nahe,  ihn  als 
alleinigen  Erben  anziisehen,  da  er  ja  alles  das  erhielt,  was  der 
Vater  gehabt  hatte,  nämlich  die  Verwaltung  des  Hausgutes. 
Es  wird  deshalb  nicht  Wunder  nehmen,  dass  ihn  einige  indische 
Quellen  geradezu  als  alleinigen  Erben  bezeichnen.  Die  Aeusserung 
Gautamas:  „Das  ganze  Vermögen  mag  an  den  Erstgeborenen 
kommen  und  er  soll  die  Uebrigen  wie  ein  Vater  halten“,  braucht 
man  noch  nicht  nothwendig  dahin  zu  verstehen.  Aber  mit 
dürren  Worten  spricht  Apastamba  aus;  „Einige  erklären,  dass 
der  älteste  Sohn  allein  erbt“,  w’ozu  der  Commentator 
Haradatta  anmerkt:  „Die  andern  leben  unter  seiner  Protektion“. 
(Vgl.  Leist,  jus  gentium  S.  417). 

Doch  auch  im  deutschen  Rechte  selbst  fehlt  es 
auch  ausserhalb ''•*)  der  Weisthümer  nicht  an  Zeugnissen, 
welche  aus  der  vertretenden  Stellung  des  Aeltesten  in 
der  Hausgemeinschaft  ein  alleiniges  Erbrecht  des.selben  ab- 
leiten. Wenigstens  die  volle  Verwaltung  und  Vertretung  nach 
aussen  und  innen  gewährt  dem  Aeltesten  das  Hechtsbuch  Kaiser 
Ludwigs,  wenn  es  sagt  (c.  117  bei  v.  Freiberg,  Sammlung 
histor.  Schriften  IV,  432):  „swo  chint  sint,  geschwistergeit,  die 
ungetailt  sint  von  einander,  und  daz  eitest  under  den  chinden 
recht  suocht,  daz  si  allew  antrifft,  umb  swelchcrlay  sache  daz 
ist,  ze  gewin  und  ze  Verlust,  dieweil  si  ungetailt  sint,  und 
swaz  daz  behabt,  dez  süllen  sie  auch  geniezzen,  und  swaz  ez 
daran  Verlust  liet,  dez  süllen  sic  auch  entgelten“.  Geradezu 
als  alleinigen  Erben  betrachten  aber  den  Aeltesten  die 
friesischen  Quellen.  Das  21.  Landrecht  bestimmt,  dass  im 
Rechtsstreite  über  das  Eigenthum  derjenige  der  Klage  zu 
beantworten  habe,  „der  im  Hause  der  älteste  sei,“  und  zwar 
so,  wie  es  nur  der  Alleiuerbe  sonst  thun  darf:  „.  . . thet 
lefde  mi  min  aldefcder  . . . demth  hit  mi  thi  asega“.  Nach 
dem  Schulzenrechte  ist  die  Stellung  des  ältesten  Bruders  der 
des  Vaters  sogar  derart  angeglichen,  dass  die  jüngeren  Brüder 
nicht  einmal  ohne  seine  Erlaubnis  auf  den  Hof  heirathen  dürfen. 
(Vgl.  V.  AmiraS.  2ül  und  200).  Und  auch  in  Burgund  findet  sich 


*“)  Auch  das  ist  ein  Beweis  neben  den  vielen  anderen,  dass  das 
Anerbenrecht  keineswegs  ein  ausschliesslich  hufrechtliches  Institut  ist. 
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eine  Stellung  des  Äeltesten  in  der  Hausgemeinschaft,  die  einem 
vollen  Anerbenrecht  entweder  sehr  nahe  kommt  oder  ein  solches 
ist,  und  zwar  vornehmlich  bei  den  freien  Gütern."^) 


114.)  Vgl.  Huber  S.  17,  Anni.  8.  — Auch  in  Frankreich  war  das 
Majorat  unter  dem  Namen  droit  d'ainesse  sehr  verbreitet.  Selbst  Brentano 
tZukunft  S.  444)  nnd  Fick  (S.  288)  erkennen  dies  an.  Fick  ist  sogar  der 
Ansicht,  dass  jenes  Recht  aus  der  deutschrecbtlichen  Vorstehers  chaft  des 
Aelteeten  in  der  Hausgenossenschaft  abzuleiten  sei,  und  dass  sich  auf  dem 
gleichen  Wege  auch  in  Deutschland  ein  Anerbenrecht  oft  entwickelt  habe. 
Er  meint  Jedocb.  dass  sich  für  Bayern  ein  (ilciches  nicht  werde  nachweisen 
lassen  (S.  288).  Indessen  wenn  in  anderen  germanischen  Rechtsgebieten 
ein  Institut  aus  einem  bestimmten  Gedanken  entsprossen  ist,  so  spricht 
doch  eine  starke  Vermuthung  dafür,  dass  auch  in  Bayern  derselbe  Oedanke 
der  treibende  war.  Dieser  Vermutbung  gegenüber,  die  hier  noch  durch  die 
oben  citirte  Stelle  aus  dem  Rechtsbuche  Kaiser  Ludwigs  wesentlich  ver- 
stärkt wird,  muss  umgekehrt  der  Nachweis  verlangt  werden,  dass  in  Bayern 
jener  Gedanke  nicht  massgebend  gewesen  sein  kann.  Solcher  Nachweis  ist 
aber  nicht  einmal  versucht.  Die  Ursachen  vollends,  die  Fick  anstelle  der 
von  uns  herangezogenen  für  Bayern  in  Anspruch  nehmen  zu  dürfen  glaubt, 
sind  gekünstelt  und  haltlos,  wie  sich  noch  zeigen  wird.  — Brentano  führt 
das  droit  d'ainesse  auf  Einflüsse  des  rilmischen  Rechts  und  der  Bibel  zurück 
(Zukunft  S.  444,  445).  Allein  was  die  Bibel  anbetrifft,  so  hat  sie  sonst 
nirgends  in  Deutschland  und  Frankreich  auf  die  Reclitsbildung  eingewirkt; 
dass  ab  und  zu  das  droit  d'aine.sse  mit  dem  biblischen  Erstgeburtsrecht 
motivirt  wird,  beweist  noch  nicht,  dass  es  aus  ihm  entstanden  ist;  es  kann 
dieser  Hinweis  auch  nur  eine  Unterstützung  oder  Beschönigung  des  ander- 
weit  entstandenen  Institutes  bezwecken.  Was  ferner  die  Beeinflussung 
dnrcli  römisches  Recht  aubelangt,  so  ist  diese  Erklärung  sehr  wenig  wahr- 
scheinlich für  die  uordfranzösischen  und  für  die  zu  Burgund  gehörigen  Gebiete, 
wo  das  römische  Recht  selbst  später  nie  einen  nennenswerthen  Einfluss 
gehabt  und  sich  in  den  coutumes  bekanntermassen  ein  starker  Bestand  sehr 
germanischen  Rechts  erhalten  hat.  Immerhin  wäre  die  von  Brentano  ver- 
muthete  Einwirkung  denkbar.  Wenn  wir  sie  gleichw'ohl  ablehnen,  so  ge- 
schieht es,  weil  auch  eine  denkbare  Erklärung  neben  einer  besseren  von 
selbst  hinfällig  wird.  Und  besser  ist  jedenfalls  die  Erklärung,  welche  ein 
allgemeines  Institut  auch  aus  einer  allgemeinen,  gleichmässig  bei  Deutschen, 
Franzosen,  Indern  etc.,  kurz  bei  allen  Ariern  wirkenden  Ursache  ableitet. 
Uebrigens  ist  auch  nach  der  Brentanoseben  Lehre  der  letzte  Grund  des 
Anerbenrechts  doch  die  deutschrechtliche  Hausgemeinschaft  und  die  Vor- 
steberschaft dos  Äeltesten  in  ihr.  Nur  die  Unwerthung  dieser  Vorsteher- 
schaft  in  ein  reines  Erbrecht  schreibt  er  auf  Rechnung  des  römischen  Rechts. 
Diese  Unwerthung  wird  aber,  wie  wir  sehen,  durch  die  Sitte  der  Ausradungen 
so  von  selbst  berbeigefUhrt,  dass  es  dazu  garniebt  des  römischen  Rechtes 
bedarf. 
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Erhellt  schon  aus  alledem,  dass  auch  in  Deutschland  sich 
das  Anerbeniecht  ganz  unabhängig  vom  Hofrecht  aus  der  Haus- 
gemeinschaft entwickelt  hat,  so  liegt  der  stärkste  und  unwider- 
leglichste  Beweis  dafür  doch  darin,  dass  noch  heute  die  Haus- 
gemeinschaft oder,  wie  sie  jetzt  heisst,  die  „Kommunhausung“ 
in  derselben  Weise,  wie  wir  es  schilderten,  die  ungethcilte 
Vererbung  herbeiführt. 

Bei  der  Kommunion  der  Geschwister  untereinander  lässt 
sich  allerdings  der  alte  Abschichtungsmodus  heute  nicht  mehr 
überall  rein  verfolgen.  Ungetheilte  Uebernahme  entsteht  zwar 
auch  heute  noch  überall  aus  solcher  Gemeinschaft  (Fick  S.  58  oft, 
64/G5,  80,  95  u.  s.  w.).  Allein  es  findet  sich  nicht  überall 
Uebernahme  durch  den  Aeltesten.  Das  kommt  wohl  einmal 
daher,  dass  die  Mundwaltschaft  des  Aeltesten  in  solchen  Ge- 
meinschaften heute  fast  nicht  mehr  besteht,  vor  allem  aber 
daher,  dass  die  Gemeinschaft  nur  noch  selten  durch  fort- 
schreitende Ausradungen  ihrem  natürlichen  Ende  entgegen- 
geführt wird.  Vielmehr  wird  sie  heute  nur  als  ein  Interims- 
zustand betrachtet  (Fick  8.  f>5). 

Aber  bei  der  Hausgemeinschaft  der  Ifitern  mit  Kindern 
finden  sich  noch  heute  Zustände,  deren  Schilderung  aus  unseren 
obigen  Darlegungen  abgeschrieben  sein  könnte."'*’’)  So  heisst 
es  aus  der  Gegend  von  Sonthofen  und  Kempten  (Fick  S.  lOG): 
„Es  wird  meist  gemeinschaftlich  zwischen  dem  überlebenden 
Ehetheile  und  den  Kindern  oder  selbst  nach  Ableben  beider 
Eltern  dennoch  zwischen  den  Kindern  fortgehaust  und,  wenn 
einzelne  Genossen  wegheirathen  oder  sonst  austreten 
und  dann  abgefunden  — „ausgelöst“  — worden,  das 
gleiche  Verhältniss  unter  den  übrigen  fortgesetzt“.  Diese 
Vorgänge  führen  so  naturgemäss  zu  der  dort  hergebrachten 
ungetheilteu  Hofesübernahme,  dass  es  dazu  nicht  einmal  der 
sonst  so  üblichen  Uebergabs vertrage  bedarf,  welche  in  jener 
Gegend  nicht  häufig  sind  (Fick  S.  106).  Und  da  nach  der 
angeführten  Stelle  die  Commuuhausung  zwischen  Eltern  und 
Kindern  derart  das  Regelmässige  ist,  dass  die  Communhausung 
zwischen  den  Kindern  allein  nur  als  deren  Fortsetzung  und 
Fachbildung  erscheint,  die  von  den  gleichen  Principien  beherrscht 

Beispiele  aus  dem  vorigen  Jalirbuiidert  vgl.  § 13. 
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wird,  so  hat  sich  hier  auch  das  Minorat  heraasgebildet,  das  ja 
meist  die  Folge  der  Hausgemeinschaft  zwischen  Eltern  und 
Kindern  und  der  Abschichtnngen  durch  ersteie  ist.  Wenn  es 
nämlich  auch  heute  nicht  mehr  streng  beachtet  wird,  und  wohl 
von  jeher  nur  das  Gewöhnliche,  aber  nicht  das  Ausschliessliche 
gewesen  ist,  so  giebt  doch  schon  die  alte  Rettenberger  Landes- 
ordnung dem  jüngsten  Sohne  wenigstens  ein  Vorkaufsrecht  auf 
, Behausung  und  Hofraytien“  gegen  einen  „ziemlichen  Landt- 
leufigen  Kaufschilling“  und  die  heutige  Praxis  hat  das  sogar 
auf  alle  Liegenschaften  ausgedehnt.  Aehnliche  Verhältnisse 
herrschen  noch  fast  überall  im  Allgäu,  (z.  B.  Fick  S.  103), 
sodass  ein  Berichterstatter  die  Communhausungen  geradezu  als 
eine  Spezialität  des  Allgäus  bezeichnet  (Fick  S.  112).  Das 
Minorat  findet  sich  demgemäss  auch  sonst  dort  verbreitet, 
z.  B.  gilt  es  nach  dem  Rothenfelser  Landesbraucli  (Fick  S.  111), 
wenngleich  auch  dieser  heute  nicht  mehr  streng  beachtet  wird; 
ja  ich  bin  überzeugt,  dass  es  einer  eingehenden  Forechung  ge- 
lingen würde,  das  Minorat  als  einstige  Regel  für  das  ganze 
Allgäu  zu  erweisen. 

In  einem  Theile  Bayerns  endlich,  im  Bezirke  Marktheiden- 
feld, ist  sogar  das  Zusammenhauseu  des  Vaters  und  Grossvaters 
mit  verheiratheten  Söhnen  und  Enkeln  üblich.  Und  w'ie  sehr 
derartige  Hausgemeinschaften  ganz  abgesehen  von  Hofrecht 
und  Gebundenheit  der  Güter  sogar  noch  heute,  wo  doch  jene 
Besonderheiten  längst  verschwunden  sind,  zur  ungetheilten 
Uebergabe  drängen,  dafür  ist  es  ein  schlagender  Beweis,  dass 
heute  der  Bezirk  Marktheidenfeld  zur  ungetheilten  Uebergabe 
greift,  trotzdem  er  im  Gebiete  des  Mainzer  Landrechts  liegt, 
also  in  einem  klassischen  Laude  der  Realtheilung.  (Vgl.  Fick, 
S.  260/2r.l). 

Ueberhaupt  sind  Theilung  und  Einzelübernahme  zwar 
Gegensätze,  aber  keine  unüberbrückbaren;  beide  wurzeln  ja 
auch  im  Hauseigenthume  als  verschiedene  Arten  seiner  Lösung. 
Die  Uebergänge  zwischen  beiden  sind  denn  auch  heute  noch 
fliessende,  örtlich  sowohl  wie  sachlich.  Namentlich  dann,  wenn 
die  Theilung  successive vor  sich  geht,  kann  sie  mit  der 


’•*)  Das  soll,  wie  wir  sahen  (§  10),  nach  den  Regeln  der  Theilung 
eigentlich  nicht  stattflnden.  Das  successive  Vorgehen  ist  denn  auch  nur 
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ursprünglich  ja  iuinier  sclirittweise  erfolgenden  Abschichtung 
grosse  Aehnlichkeit  haben,  namentlich  mit  der  Abschichtung, 
die  zum  Tlieil  in  Grundstücken  geleistet  wird.  Eine  solche 
successive  Theiluug,  wie  wir  sie  heute  vielfach  noch  in  Unter- 
franken  sehen  (Eick  S.  ‘22ö,  226),  lässt  nämlich  überall  wenigstens 
Haus  und  Hofrieth  (Scheuer  und  Garten)  mit  einigen  Aeckern 
in  der  Hand  des  letztverbliebeneii  Kindes,  meist  des  Jüngsten, 
zurück.  Damit  ist  die  Entstehung  eines  Vorrechts  des  Jüngsten 
für  das  Haus  mit  Umgriff  sehr  nalie  gelegt.  Solches  Vorrecht, 
das  sich  vielfach  findet,  bildet  nun  aber,  wie  wir  bei  der 
Rettenberger  Landesordnung  bemerken  konnten,  eine  Vorstufe 
des  Minorates  und  der  ungetheilten  Vererbung.  Ja  im  Gebiete 
dieser  Landesorduung  ist  sogar  das  Mittelglied  zwischen  dem 
blossen  Anrechte  auf  das  Haus  und  dein  Ansprüche  auf  das 
gesammte  Land  noch  vorhanden.  Eine  Mittelbildung  ist  es 
nämlich,  wenn  ausser  der  Hofrieth  noch  ein  Theil  der  Aecker 
als  Zubehör  des  Hauses  betrachtet  und  nur  die  übrigen  Grund- 
stücke in  natura  getheilt  werden,  wie  wir  es  über  die  Ge- 
meinde Oberstdorf  lesen.  (Fick  S.  107).  Es  bildet  sich  damit 
die  früher  in  Deutschland  so  bekannte  Unterscheidung  zwischen 
Stammland  und  „walzendem“  oder  „fliegendem“  Laude  heraus. 
Nun  ist  es  aber  eine  bekannte  Thatsache,  dass  der  Unterschied 
des  walzenden  Landes  und  des  festen  fast  allgemein  verschwunden 
ist;  aber  es  ist  nicht  etwa  das  Stammland  zu  walzendem  ge- 
worden, sondern  es  ist  umgekehrt  auch  das  walzende  Land  zum 
Stammgut  gezogen.  Auch  dieser  Vorgang  lässt  sich  noch  be- 
legen. So  ist  in  Monheim  noch  im  vorigen  Jahrhundert  walzendes 
Land  vorhanden  gewesen,  mit  dem  Kinder  ausgesteuert  wurden; 


ein  »cheinbares.  Die  Theiluug  ist.  immer  prinzipiell  eine  Grundtbeilung. 
(vgl.  auch  Ficker  S.  120,  Bd.  2).  Wenn  nämlich  der  V'ater  erst  dem  einen 
Sohn  einen  vollen  Verinögensthcil  mitgiebt,  mit  dom  andern  aber  noch 
zusammeubleibt,  so  wird  in  der  Idee  auch  dessen  Antheil  ausgeschieden,  er 
wird  nur  sofort  wieder  mit  dem  des  Vaters  zusammengeworfen  und  deshalb 
nicht  auch  in  natura  hergestellt.  Eigentlich  wird  also  zwischen  dem  ver- 
bleibenden Sohne  und  dem  V'ater  nach  der  Tlieilnng  eine  neue  Hausgemein- 
schaft geschlossen.  Die  Quellen  reden  deshalb  auch  folgerichtig  von 
„Remettre“  oder  „Reponere  in  hcieditatem“.  (Ficker  Bd.  2,  S.  125.  Vgl. 
auch  Würzburger  Landgerichtsordnung  Lei  Fick  .S.  20sj.  Ob  heute  der 
gleiche  Ideengang  noch  lebendig  ist,  wage  ich  nicht  zu  entsebeideu. 
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beute  bleibt  der  gesanimte  Grund  und  Boden  stets  zusammen. 
(Fick  S.  9-1  und  oben  § 1.)  Vor  allem  aber  für  da.s  ganze 
Gebiet  des  Bayreuther  Landrechts  lässt  sich  das  Aufgehen  des 
walzenden  Landes  im  Stammgut  constatiren.  Das  dort  übliche 
Vorsitzrecht  des  Jüngsten  bezog  sich  nämlich  nach  den  Rechts- 
quellen nicht  auch  auf  das  walzende  Land.  Heute  weiss  man 
nun  von  diesem  Untei’schiede  nichts  mehr  und  giebt  dem 
Jüngsten  ein  Recht  auf  alle  Liegenschaften  (Fick  S.  183). 
Damit  ist  aber  die  Entwicklung  bis  zur  völlig  ungethcilten 
Uebergabe  vollendet.”'’*) 

Allerdings  ist  dann  noch  nicht  gesagt,  dass  sich  ein  wahres 
anerbenrechtliches  ilinorat  oder  Majorat  herausgebildet  hat. 
Denn  auch  das  ungetheilt  vererbte  Gut  könnte  ja  civiliter  ge- 
theilt  werden.  Anerbenrecht  liegt  aber  nur  dann  vor,  w’enn 
jene  eigcnthümliche,  billigmässige  Bewerthung  des  Hofes  statt- 
findet, wie  wir  sie  oben  kennzeichneten.  Indessen  auch  hier 
tritt,  sobald  ein  Theil  der  Hausgemeinschaft  nicht  mehr  reell 
getlieilt  wird,  sofort  der  Gedanke  hervor,  dass  davon  den  leer 
Ausgehenden  nur  die  entzogene  Nutzung  nach  vernünftigem  Er- 
messen zu  vergüten  ist  unter  Berücksichtigung  aller  Umstände, 
wie  der  Kräfte  des  Hofs,  der  ünterschlupl'rechte  und  dgl.  Es 
wird  deshalb  nie  eine  Schätzung  nach  dem  Verkaufs werthe, 
sondern  eine  billige  Bewerthung  vorgeuouimen. 

Was  das,  noch  auf  Haus  und  Hofrieth  beschränkte,  Minorat 
anbetrifft,  so  ist  hier  für  die  frühere  Zeit  allerdings  jene  billige 
Bewerthung  nicht  ganz  zweifellos.  Die  landrechtlichen  Quellen 
wenigstens  reden,  wie  w'ir  hörten,  von  einem  „ziemlichen  landt- 
leufigen  Kaufschilling“.  Allein  wenn  hiermit  wirklich  der  Ver- 
kaufswerth gemeint  sein  sollte,  so  würde  noch  zu  erwägen  sein, 


Hä»)  Und  zw!ir  gewölmlicli,  wie  iu  Ba)Teuth,  zum  Minorat;  denn  die 
erste  Stufe  der  uugetbeilten  Vererbung,  die  ungetbeilte  Uebergabe  von 
Haus-  und  Hofrietb  zeitigt,  wie  bemerkt,  meist  eine  Uebergabe  an  den 
Jüngster.  Doch  nicht  immer.  Da,  wo  die  Eltern,  wie  iu  Unter-Franken 
hierbei  ihre  alte  Freiheit  in  der  Beibestattuug,  ihre  alte  Befugniss 
unter  den  Kindern  da.s  „anszubolen.  welches  ihnen  geliebef,  bewahrt  haben 
(vgl.  Fick  S.  222),  entwickelt  sich  entsprechend  unserer  obigen  Darlegung 
die  ungetbeilte  Vererbung  als  Majorat,  weil  die  Walil  meist  auf  deu 
Aeltesten  fällt.  (Vgl.  Fick,  S.  23o),  — 
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inwieweit  diese  Bestimmung  auf  Reclinung  der  des  Bauein- 
rechts unkundigen  Verfasser  gesetzt  werden  müsste.  Ferner 
aber  ist  es  sehr  wohl  möglich,  dass  jene  Worte  doch  auf  eine 
billige  Schätzung  zielen.  Der  Ausdruck  „Kauf'‘-Schilling  steht 
dem  nicht  entgegen.  Denn  auch  bei  ausdrücklich  angeordneter 
billiger  Schätzung  reden  doch  oft  die  Quellen  von  „kaufen“.”'*) 
Die  Ausdrücke  „ziemlich“  und  „landtleuffig“  sprechen  dagegen 
dafür.  Mit  „landtleuffig“  wird  auf  den  allgemeinen  Brauch 
verwiesen,  und  mit  „ziemlich“  • soll  wohl  dasselbe  gesagt 
sein,  wie  mit  dem  Worte  „leidentlich“  im  bayrischen 

Landrechte.  Der  Sinn  der  Bestimmung  würde  demnach  sein:  es 
soll  billiger  geschätzt  werden  in  der  Art,  wie  es  im  Lande  allgemein 
Brauch  ist.  Wie  dem  aber  auch  sei.  jedenfalls  erweisen  die  im  § 
citirten  Weisthümer  die  eigenthüinliche  Schätzung  auf  für  das 
Minorat  in  Haus  und  Hof.  Und  was  die  heutige  Gestaltung 
anbetrifft,  so  wird  hier  noch  immer  über  den  Uebernalinispreis 
von  Haus  und  Hofrieth  berichtet,  ihr  Werth  werde  „häufig 
bedeutend  unter  dem  Verkaufswerthe  angeschlagen“  und  die 
Uebernahme  geschehe  „meistens  um  einen  etwas  niedrigeren 
Preis  als  der  wahre  Werth  sich  beläuft“  (Fick  S.  223,  247). 

Sobald  jedoch  die  ungetheilte  Vererbung  über  Haus  und 
Hof  hinausgreill  auf  einen  Theil  der  Feldflur  oder  gar  auf  das 
ganze  Ackerland,  so  ist  die  billige  Schätzung  ülier  allen  Zweifel 
erhaben.  Denn  sie  besteht  dort  noch  heute.”'") 

So  haben  wir  denn  gesehen,  wie  die  unzweifelhaft  land- 
rechtliche  Hausgemeinschaft  noch  heute  zur  ungefheilten  Ueber- 
nahme führt,  und  wir  haben  ferner  beobachtet,  wie  die  Ueber- 
gängc  von  der  ebenfalls  zweifellos  landrechtlichen  Grundtheilung 
zum  Anerbenrecht  sich  noch  heute  verfolgen  lassen.  Wir  waren 


ii5b^  Vgl.  da.s  oben  (§  3)  citirte  Weistlium  von  Biiozen. 

Unzweifelhaft  beim  Minorat.  In  der  Regel  auch  beim  Majorat. 
Xur  in  Unterfranken  wird  sie  für  letzteres  von  einigen  Berichterstattern 
geleugnet,  aber  wohl  mit  Unrecht.  Denn  der  sonstige  Inhalt  ihrer  Berichte 
ergiebt  gerade  jene  billige  Abwfigung  aller  Umstände,  sodass  die  Bericht- 
erstatter „eine  allgemeine  Norm“  der  Preiabemessung  ..nicht  angeben“ 
können.  Au.sserdem  wird  die  Rücksicht  auf  die  ,.Pamilicn-  und  Vermögens- 
verhältnisse der  Eltern“,  also  offenbar  auf  die  Kräfte  der  Erbschaft  aus- 
drücklich hervorgehoben.  Fick  sagt  denn  auch  selbst  nur,  eine  „beab- 
sichtigte" Bevorzugung  dos  Uebernehmers  sei  selten.  (Fick  S.  232,  233j. 
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deshalb  wohl  bereclitigt,  zn  behaupten,  es  lasse  sich  das  An- 
erbenrecht auch  aus  dem  Landrechte  lierleiten.  Dass  diese  Her- 
leitung aber  besser  ist,  wie  die  aus  dem  Hofreclite,  ergiebt  sich 
daraus,  dass  sie  mehr  erklärt  als  die  andere.  Man  braucht 
sich  nun  nicht  mehr  zu  wundern,  wenn  man  auch  auf  freien  Gütei-n 
ein  Anerbenreclit  antrifft.  Man  braucht  ferner  bei  der  flüssigen 
Grenze  zwischen  getlieilter  und  ungetheilter  Vererbung  niclit 
erstaunt  zu  sein,  wenn  in  Franken  beides  bunt  durcheinander 
geht.  Und  es  begreift  sich  nunmehr  vor  allem,  warum  für  die 
Berechnung  der  Abfindungen  von  Anfang  an  auch  der  Hofes- 
werth herangezogen  wurde,  und  warum  sogar  Theile  des  Gutes 
als  walzendes  Land  zur  Anrechnung  auf  die  Abfindung  mit- 
gegeben w’erden  konnte.”'’'') 


§ 12. 

In  dieser  Weise  hat  sich  das  bäuerliche  Anerbenrecht  in 
den  letzten  Zeiten  der  Weisthiimer  entwickelt  und  bis  zu  den 
Tagen  der  liandesordnungen  ziemlich  unverändert  fiestanden. 
In  dieser  Weise  war  es  auch  in  Geltung,  als  das  römische 
Kecht  eindrang  und  die  wichtige  Frage  auftauchte,  wie  sich 
dieses,  und  wie  sich  die  gelehrten  Juristen  zn  dem  Bauernrechte 
stellen  würden.  Im  Ganzen  genommen  muss  man  hier  der 
romanisierenden  Jurisprudenz  zugeben,  da.ss  sie  diesem  Theile 
des  deutschen  Rechts  ein  grösseres  Verständniss  entgegen- 
gebracht hat  als  den  meisten  andern.  Im  Einzelnen  wurden 
der  Abfindung  selbstständige  theoretische.  Studien  kaum  ge- 
widmet. Vielmehr  sind  es  die  allgemeinen  Ansichten  über  die 
Art  des  bäuerlichen  Besitzrechts  überhaupt,  w’elche  natur- 
gemäss  auch  auf  die  rechtlichen  Eigenschaften  der  Abfindung 
w’ie  auf  das  ganze  bäuerliche  Erbrecht  eine  tiefgreifende  Ein- 
wirkung ausgeübt  haben.  Die  geschichtliche  Darstellung  von 


Den  oben  (§  S n.  E.)  citirten  Weisnuimern  .sei  hier  noch  eine.s 
liiuzugerüKt : 

I,  100  f Ami  öl  fingen  im  ZUriclier  liiind):  ,.A.lle  Int,  die  uiiner  licrrsclinft 
guter  band  und  oeb  lib  und  gut  «in  eigen  ist,  die  mogont  woll  ieru 
kinder  beraten  mit  den  gütern,  (also  trotz  der  Leibeigenschaft  !) 
und  gol  in  uiemau  des  vor  sin*. 
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den  Schicksalen  des  Anerbenreclits  seit  derReceptionszeit  muss 
deshalb  auf  diese  allgemeinen  Theorien  fast  allein  Rücksicht 
nehmen. 

In  den  Tagen  der  Reception,  welche  mit  einer  so  hohen 
wirthschaftlichen  und  cultiirellcn  Blüthe  Deutschlands  zu- 
sammenflel,  dass  vieles  in  den  damaligen  Zuständen  Deutschlands 
unserer  Zeit  ähnlicher  ist,  als  dem  17.  und  18.  Jahrhundert, — 
in  diesen  Tagen  der  Reception  also,  erfreuten  sich  die  weitaus 
meisten  Bauern  eines  Erbrechts."*)  Als  deshalb  die  Juristen 
nach  einem  Analogon  zu  dem  bäuerlichen  Besitzrechte  in  den 
gemeinen  Rechtsquellen  suchten,  bot  sich  ihnen  nur  das  Lehen 
und  die  Emph}’tcuse.  Denn  eine  Erbpacht  als  wahre  locatio  — 
conductio,  d.  h.  mit  nur  persönlicher  Berechtigung  der  Besitzer 
und  mit  nur  persönlicher  Verpflichtung  des  Herrn  und  seiner 
Erben,  das  Gut  den  Erben  des  Pächtei-s  wieder  auszuthun, 
eine  solche  an  sich  ja  denkbare  Erbpacht  kannten  die  Juristen 
jener  Zeiten  nicht.  Deutlich  zeigt  dies  Schneidewein.  Er 
hat  nur  folgenden  Unterschied:"')  „quidam  enini  in  perpetuuni, 
non  ad  modicum  tempus  conducunt  et  Emphyteutae  dicuntur“: 
denen  stehen  gegenüber:  „qiiidain  vero  conducunt  ad  modicum 
tempus,  quorum  tres  sunt  species  etc.  etc.“  Da  es  also  keinen 
weiteren  Gegensatz  giebt,  so  ist  jede  locatio  perjietua  damit 
zur  Emphyteuse  gestempelt.  Scimeidewein  sagt  dies  auch  noch 
ausdrücklich  im  folgenden  §:  „Irnjierator  in  hoc  § ein])hy- 
teuticum  contractum,  qui  alio  nomine  locatio  perpetua 
dici  potest  (Erbzinsgüter),  declarat“.  Unter  deu  beiden  Instituten 
aber,  welche  somit  zur  engeren  Wahl  standen,  als  es  sich 
darum  handelte  die  bauerrechtlichen  Besitzverhältnisse  zu  classi- 
ficiren,  zwischen  lichn  und  Emphyteuse,  entschied  man  sich 


"“l  Die  Hnueru  liabeii  grundsätzlich  ihre  Güter  zu  freiem  Kigen  iiine. 
■\Vetin  sie  einen  Zin»  zu  zalden  Imheu,  so  wird  prasmnirt,  das»  er  wahre 
Reallast  ist.  So  ist  es  noch  bei  Car[)zov,  Jurisprudentia  forensi»,  Pars  II 
coust.  39,  def.  31:  „qiiia  quaelibet  res  lihera  praesuiuitur  nisi  servitus 

probetiir  altius  § s Uod.  de  servit).“ 

"'J  (Immnentarius  in  In.stitutiones  (.Strassburg  16311)  Spalte  läsä.  Kin 
»ehr  angesehenes  Werk,  das  nach  des  Verfassers  Tod  oft,  sogar  in  Venedig 
edirt  und  sogar  mit  Anmerkungen  versehen  wurde  von  drei  namhaften 
Juristen : Wesenbek.  Rrederode  und  Gothofred. 
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für  die  letztere.  Allein  diese  Entscheidung  ist  nicht  von  solcher 
Bedeutung  als  man  nach  hentigen  Anschauungen  glauben  sollte, 
da  man  es  nicht  nur  für  erlaubt,  sondern  sogar  für  geboten 
hielt,  die  liücken  bei  der  Emphj  teuse  aus  dem  Lehnrerhte  aus- 
zufüllen."'^) 

Infolge  dieser  Theorie  entstand  ein  Zustand  des  bäuerlichen 
Erbrechts,  welcher  mit  demjenigen  unserer  Tage  eine  über- 
raschende Aehnlichheit  hat.  Das  anschaulichste  Bild  von  ihm 
geben  uns  Carpzovs  Schriften.  Nach  ihnen  wurde  de  iure 
communi  die  Existenz  eines  besonderen  bäuerlichen  Erbrechts 
geleugnet.  Woher  hätte  dies  auch  bei  einer  Emphyteuse 
kommen  sollen?  Und  so  trat  man  den  Splitterungen  und 
Erbtheilungen  nicht  in  den  Weg.”*')  Doch  bestand  dabei  ein 
unleugbarer  Hang,  die  Untheilbarkeit  der  Güter  zu  erhalten. 
Deshalb  begünstigte  mau  die  vertraglichen  Auseinandersetzungen 
der  Jliterben  unter  sich,  von  denen  sich  1.  c.  Pars  II  c.  39 
def.  25  ein  Beispiel  findet:  (Urtheil  v.  Leipzig  1621)  . Und 

es  haben  sich  die  Kinder  in  die  väterlichen  Güter  dergestalt 
vertheilt,  dass  Jas  Gut  einer  Erbin  und  Tochter  allein  ver- 
blieben, wogegen  sie  die  Miterben  mit  anderen  Gütern  abfinden 
soll  etc.  . .“  Aus  dem  gleichen  Grunde  Hess  man  auch  die 


*’*)  Gegen  diese  Vermengung  polemisirt  CarpzoT,  um  sie  sogleich 
wieder  bedingt  zazugeben:  Jurispr.  for.  (herausgegeben  v.  Andr.  Jl3'liuB, 
Leipzig  1721)  Pars  II  c.  37  def.  20:  .Verum  licei  argumentum  a feudo  ad 
Emphyteusim  quanduqne  procedat,  ut  docet  Jason  ....  Attamen  illud 
in  poeualibus  ceu  odiosis,  quo  et  privatio  rei  Emphyteuticae  relerenda  est, 
neutiquam  locum  habet*. 

Vgl.  def.  9 ebenda  und  Kesp.  iuris  (Leipzig  1042)  Lib.  6 resp.  108. 

11»)  Vgl.  Kesponsa  iuris  lib.  I Tit.  9 resp.  88  ....  . postmodo  illi  bona 
patema  vel  Emphyteusim  intor  se  dividant*.  Noch  deutlicher  das  an- 
gehängte Urtheil  der  Ijeipziger  Schöffen  von  1627,  welches  auch  klar  zeigt, 
dass  es  sich  hier  um  hofhörige  Güter  handelt;  „Wenn  gleich  des  Urts  durch 
beständige  Gewohnheit  eingeführt  worden,  dass  nach  Absterben  des  Erb- 
zinsuiaiines,  dessen  Kinder  die  gesaramte  Lehnwahr  geben  ....  So 
seyn  sie  doch  dahern,  wenn  sie  sich  hernach  untereinander  in  die 
väterlichen  Güther  teilen  ....  etc.“  Vgl.  Jnri.sprudentia  for.  Pars  II 
c.  39  def.  23  (Urtheil  v.  Leipzig  ans  dem  Jahre  1616):  „Dass  ihr  von  denen 
gütem,  so  ihr  von  euren  Eltern  etwa  ererbet,  und  so  euch  neulicher  Zeit 
nach  der  Matter  tötlichem  Abgang  in  der  gehaltenen  divisioue  und 
Erbtheilung  zukommen,  dem  Lehnherrn  des  Ortes  etc.  etc“ 


Digitized  by  Google 


126 


Altentheilsverträge  zu;  und  deren  juristische  Natur  hatte  man 
schon  so  richtig  erkannt,  dass  gegenüber  der  Ansicht  des 
Andreas  Tiraquellus,  welcher  den  Auszug  als  einen  Verkauf 
auffasst,  Oarpzov  bemerkt:  . Ergo  vel  ex  mente  contra- 

hentium  nihil  aliud  actum  aiii)aret  . . . Aliud  vero  dicendum, 
si  pater  liberis  Emphyteusin  donet  (=  ohne  besonderen  Kauf- 
preis hingiebt):  Quae  donatio,  si  aliud  ex  contractis  haud 

constet,  non  tarn  acquisitio  ex  parte  donatarii,  quam  debitae 
successionis  praeoccupata  quaedani  perceptio  est“.'-’’’) 
Aber  wenn  dies  alles  nicht  ausreichte,  wenn  es  gleichwohl  zur 
Theilung  und  zwar  zur  gerichtlichen  kam,  so  fand  man  doch 
im  gemeinen  Recht  eine  Handhabe,  seine  Neigung  zur  Ge- 
bundenheit in  Thaten  zu  übersetzen.  Man  knüpfte  au  die 
römischen  Vorschriften  an,  dass  res,  quae  com  mode  divisionem 
non  recipiunt,  ungetheilt  bleiben  sollen.  Und  da  nun  in  der 
That  das  römische  Recht  dem  Theilungsrichter  ziemlich  freie 
Haud  lässt,  so  erklärte  man  durch  weitherzige  Auslegung 
dieses  „comniode“,  alle  Güter,  insbesondere  Stammgüter,  d.  h. 
Sülche,  die  schon  von  Vater  und  Grossvater  in  der  Familie 
waren,  — diese  alle  erklärte  man  kurzer  Hand  für  untheilbar.*'^*) 


’*’)  Die  gleiche  Auffassung  hat  sich  noch  lange  namentlich  in  Süd- 
lieut.schlaml  erhalten  und  zeigt,  dass  auch  dort  trotz  des  gerade  in  jenen 
liegenden  herrschend  gewordenen  römischen  Rechts  die  alten  Rrnuche  noch 
bei  den  Dauern  fortlebten.  So  erwähnt  J.  J.  Beck,  obgleich  er  sonst  von 
einer  besonderen  bäuerlichen  Erbfolge  nichts  weiss,  doch  die  Gntsübergabe- 
verträge  und  sagt  ganz  ähnlich  wie  Carpzov : „Ein  andere.s  ist  es,  wenn  der 
Vater  bei  seinen  Lebzeiten,  denen  Kindern  ein  Erbzinslehen  geschenkt; 
denn  eine  solche  Donation  ist  auf  Seiten  des  Donatarii,  wann  aus  der  Ab- 
rede ein  anderes  nicht  erhellet,  nicht  sowohl  eine  Acquisition,  als  vielmehr 
eine  Anticipation  der  gebührenden  Erbschaft“  iS.  2äf)  und  ebenso  S.  '.id5: 
,quippe  quod  Patri  licet  cedere  liberis  ex  donatione  vel  refutatione  fendum 
vel  Emphyteusim  in  autecipationem  vel  accelerationeiu  successionis“. 

'■■‘'j  l’aipzov,  Jurisprud.  P.  II.  c.  lö  dcf.  ü: 

.Uuica  autem  res  hereditaria  .si  existat,  veluti  . . praedium 
ijuoddam,  non  ernnt  audicudi  heredes,  si  quilibet  partem  habere  vclint,  quia 
dividenda  bona  alia  non  sunt,  quam  quae  couimode  dividi  possunt“. 

Auch  diese  Auffassung  dudet  sich  noch  später.  Frantzkius 
sagt:  . . hoc  casu  coheredes  adhuc  censeaiitur  persistere  in  terniinis  nndae 

divisionis,  cuius  ea  natura  est,  nt  non  existeutibus  mobilibus  vel  aliis 
rebus  unus  heredum  totuni  fundum  indivisnm  retiueat  et  ceteris  de 
pecunia  satisfaciat.  § peu.  iustit.  de  offic.  Jud.“ 
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Die  wichtigste  Folge  dieser  ganzen  Anschauungsweise  w’ar  nun, 
dass  man  damit  für  das  System  der  Gebundenheit  bäuerlicher 
Güter  eine  bequeme  Theorie  fand,  indem  man  die  bäuerliche 
Einerbtblge  einfach  als  Modification  der  römischen  Theilungs- 
vorschriften  auffasste.  Wo  man  das  Majorat  und  Minorat  in 
seiner  gewohnheitsrechtlichen  Geltung  nicht  leugnen  konnte,  da 
erklärte  man  sie  einfach  als  gesetzliche  Analoga  der 
divisio  parentum  inter  liberos.  Die  unausbleibliche 
Wirkung  auf  die  Abfindung,  worauf  es  uns  hier  ankommt, 
war  dann,  dass  solche  fortan  nicht  mehr  nach  dem  Weresystein, 
sondern  als  reiner  voller  Civilerbtheil  am  gesummten 
Verkaufswerthe  des  Gutes  entrichtet  werden  musste.’'^) 
Diese  Theorie  blieb  eine  lange  Zeit  die  herrschende.'^) 
Sie  hatte  die  Geister  so  gefangen  genommen,  dass  selbst 


Dies  alles  ergiebt  sich  znr  Eviilcuz  aus  Carpzov,  Jurispruii.  P.  III 
c.  15  def.  25  ff.,  woselbst  Carpzov  das  Minorat  behandelt.  Zum  wörtlichen 
Auführeu  sind  die  Stellen  zu  umfangreich.  Doch  seien  folgende  Haupt- 
stellen citirt:  Dass  die  Abschichtung  auch  für  den  Fall,  wo  das  Gut  nach 
der  , Kührgerechtigkeit“  d.  h.  nach  Auerbenrecht  einem  zugesprochen  wird, 
als  romischrechtliche  Auseinandersetzung  nach  civilen  Theilen  mit  Kauf 
der  Erbtheile  der  anderen  gedacht  wurde,  beweist  das  Urtheil  von  1610: 
.Habt  ihr  eures  Vätern  Gut  von  euren  Geschwistern  und  der  Unmündigen 
Vormunden  um  ein  gewiss  Kaufgeld  käuflichen  an  euch  bracht.“ 
Und  dass  thatsächlich  der  volle  Werth  eingcschlossen  werden  musste,  geht 
aus  dem  Urtheile  von  1607  hervor;  ,Ist  eure  Mutter  Todes  verfahren  und 
hat  ihr  Haus  und  Hof  auf  euch,  als  ihren  Sohn  erster  Ehe,  eure  vollbürtige 
Schwester  und  ihrer  verstorbenen  Tochter  Kind  gebracht  und  verfallet  . . . 
So  wird  euch  berührtes  Haus,  beneben  dem  Viertel  Landes,  weil  solche 
Stücke  nicht  wohl  getheilt  werden,  können,  vor  eurer  Schwester  und  der 
Schwester  Kind,  dem  rechten  Werth  nach,  allein  billig  gelassen  . . 

Schon  Schneidewein  hatte  das  Minorat  als  Anhang  der  Theilungs- 
vorschriften  behandelt.  Vgl.  I.  c.  Spalte  1677;  „Observandum  tarnen  isto 
casu,  quando  sunt  plurcs  fratres  dividentes  hereditatem  paternam,  fratrem 
juniorem  posse  ad  se  recipere  ros,  quao  commodam  divisionem  non  recipiunt, 
et  ceteris  coheredibus  dare  peenniam,  et  ita  in  dies  observatur  et  practicatur“. 

Diese  Privilegirung  des  Anerben  durch  einfache  Theilungsvorschriften 
oder  die  Erreichung  des  Zwecks  des  Anerbenrechts  durch  Begünstigung 
aussergerichtlicber  Uebergabsverträge  weist  eine  merkwürdige  Aehnlichkeit 
mit  heutigen  Zuständen  auf. 

Wir  haben  gezeigt,  dass  sie  bei  Frantzkius  noch  1728  und  hei 
dem  Süddeutschen  Beck  noch  1739  vertreten  ist. 
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Scliilter,  der  sonst  etwas  in  stiller  Gönnerschaft  mit  Carpzov 
stand,  trotz  seiner  beaditeiiswertlien  gennanistischon  Kenntnisse 
gar  nicht  auf  den  Gedanken  kam,  diese  Lehre  auzugreifen. 
Denn  die  einzige  Stelle,  wo  er  das  Minorat  flüchtig  erwähnt, 
findet  sich  bezeichnend  genug  bei  der  Erläuterung  des  Titels 
„familiae  herciscundae“.*-'*) 

Allein  in  den  nahezu  gleichzeitigen  Werken  zweier 
hallischer  Rechtslehrer  findet  sich  der  Umschwung  vollzogen. 
Das  eine  ist  die  Schrift  des  preussisehen  (Jeheimraths  uud 
Professors  laidewig,  betitelt  „de  Jure  clientelari  Germanorum 
in  feudis  et  coloniis  (Halle  1738“);  das  andere  ist  Samuel 
Stryks  lange  Zeit  hochberühmter  „Usus  modernus  Pandectarum“ 
(Halle  1739). 

Hier  taucht  zum  ersten  Male  die  Theorie  von  der  locntio 
— conductio  auf,  der  der  Bauer  sein  Gut  verdanke;  hier  findet 
sich  auch  zum  ersten  Male  die  Ansicht  von  der  früheren  durch- 
gängigen Unfreiheit  des  Bauernstandes,  beides  Gedanken, 
welche  mehrere  Menschenalter  hindurch  unangefochten  blieben 
und  grosses  Unheil  unter  dem  deutschen  Bauernstände  an- 
gerichtet haben.  Aber  hören  wir  zunächst  Strjk.  Er  unter- 
scheidet’''^’) unter  den  erblichen  Gütern  im  Wesentlichen 
dreierlei’*)  Arten.  1)  Zinsgüter.  Das  sind  solche,  w'elche  in 
vollen  Eigenthum  des  Bauern  stehen  uud  worauf  der  Zins  als 
wahre  Reella.st  haftet  (ad.  tit.  VI,  3 § 5).  2)  Erbzinsgüter, 

d.  h.  solche,  an  denen  „utile  dominium“  des  Inhabers  besteht. 
Der  Zins  ist  unechte  lleellast  (ad.  tit.  VI,  3 § 8).  3)  Erb- 
pachtgüter. Dieses  sind  Güter,  an  denen  wahre  locatio  — 

conductio  besteht,  dem  Inhaber  also  nur  ein  persönliches  Recht 


1**)  Praxis  juris  Homaiii  etc.  (Jena  liiOS)  eiereit.  20  § S3.  — 

Dass  die  aädisischen  Schriftsteller  immer  nur  das  Minorat  er- 
wähnen, liegt  daran,  dass  im  Ssp.  Ul,  20,  § 2 die  bekannte  Stelle  steht: 
„.Svar  so  tvene  mau  en  erve  nemeu  soleu,  die  eldere  sal  delen,  unde  die 
jüngere  sal  kiesen".  Nur  im  Anschluss  hieran  kommen  sie  auf  das  Minorat, 
de.ssen  wesentliche  Unterschiede  davon  ihnen  aber  nicht  entgingen,  wie 
Carpzov  a.  a.  0.  def.  ‘Jii  erweist. 

Sedes  matcriae  sind  bei  ihm  die  Commentare  zu  den  Titeln  V’I, 

(si  ager  vectigalis)  und  XIX.  2 (locati  — conducti)  der  Pandekten. 

Dieselbe  Dreitheilung  hat  auch  LuUewig  S.  161  bis  165  und 
Schottel  S.  49  ff. 
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gegeben  ist;  doch  ist  das  Verhältniss  gleiciiwolil  beiderseits 
erblich,  (ad.  tit.  VI,  3 § ad.  tit.  XIX,  2 § 26  ff.  § 43  ff’. 

62). 

Als  Richtschnur  für  die  Frage,  welche  Gütcrart  im 
einzelnen  Fall  anzunelimen  sei,  giebt  er  folgende  Regel 
(1.  1.  § 9):  „Etcnim  si  caiion  fructibus  proportiouatus  sit, 
locatio  erit.  si  longe  ininor,  Enipbyteusis,  modo  si  ex  re 
aliena  canon  promittatur;  ....  alias  censuale  erit  negotium“. 

Zu  dieser  so  merkwürdigen  Theorie  der  locatio  conductio 
perpctua,  die  ein  persönliches  Band  und  doch  beiderseits  und 
zwar  iure  cogente  erblich  sein  sollte,  wurde  man  veranlasst 
durch  mehrere  Erwägungen.  Ei-stens  fand  man,  dass  die 
römische  Emphyteusis  nicht  für  alle  deutschen  Erbleihen 
passende  Bestimmungen  enthielt,  und  gerieth  so  auf  den  an 
sich  richtigen  Gedanken,  dass  es  wohl  noch  eine  andere  Art 
Leihe  denn  allein  Zinsgut  und  Emphyteuse  geben  müsse.'*) 
Diese  dritte  Art  aber  gerade  in  der  oben  angegebenen  Weise 
zu  classificiren,  wurde  man  durch  einen  historischen  Irrthum 
veranlasst.  Bei  Nithard  Lib.  IV  steht  nämlich  folgende,  in 
jenen  Tagen  sehr  oft  citirte  Stelle:  „Gens  Saxonum  omnis  tribus 
ordinibns  divisa  consistit.  Sunt  enim  iuter  illos  Edelingi,  sunt 


'^)  Der  Schüler  Stryks  Schottel  giebt  in  seiner,  unter  dem  rräsidium 
•Stryks  verfassten  und  von  jenem  ausdrücklich  gebilligten,  Dissertation  eine 
ziemlich  genaue  Definition  dieser  sonderbaren  locatio  — conductio  jierpetua. 
Sie  lautet  (S.  2!i);  ,cx  quo  upparet  coucessionem  Majoratus  in  perpetuum 
factain  |d.  h.  ewige  Maierpaebt)  hunc  efi'ectum  tantum  babere  posse,  quod 
ncc  dominus,  qui  ius  suum  in  colonum  traustulit,  nec  eins  heredes  revocare 
possiot  locationem  et  quidein  ex  pacto  adjecto  de  nunquam  revo- 
cando,  sed  ex  illo  tertius  successor  singularis  obligari  neqiiit“. 

Diese  Theorie  hielt  man  auch  für  eine  im  römischen  Ri>cht  begründete. 
Darüber,  wo  man  in  den  (Quellen  die  charakterisirte  locatio  — conductio 
perpetua  zu  finden  glaubte,  giebt  Ludewig  Aufschluss.  Er  sagt  (S.  UM, 
Anm.  k);  .Ulpianus  clarc  scribit:  non  solet  locatio  dominium  mutare.  Quae 
lex,  si  de  temporaria  locatione  intelligeretur,  superflua  esset  atque  otiosa  et 
tantum  non  (=beinahe)  Domitiana:  ut  adeo  certum  sit  Jurisconsultnro  hoc 
dubii  genus  respondisse,  quod  factum  fuerat  de  iure  jierpetuarii 
conductoris“. 

•**)  Stryk  1,  c : .Duae  sententia  si  vera  est,  nihil  amplius  foret 

colonia  perpctua  qnam  Emphyteusis  per  praescriptionem  quacsita.  Atque 
ita  non  opus  fuisset  novum  qnoddam  ius  Culoniae  exeogitare“. 

v.Dulwlf,  QruDderbrechC.  9 
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qui  Friliiigi,  sunt  qui  Lazzi  illoruni  lingua  dicuntur“.  Das 
schien  mit  der  damaligen  Stündegliederung  wunderbar  zu  stimmen. 
Den  „Lazzi“  mussten  dann  natürlich  die  Bauern  entsprechen. 
Dass  diese  damit  zu  „serviles“  gestempelt  wurden  — denn  so 
übersetzt  Nithard  das  Wort  — schadete  nichts;  denn  auch  bei 
Tacitus  finden  sich  ja  ackerbauende  Sklaven.  Und  so  war  die 
Theorie  von  der  einstigen  durchgängigen  Unfreiheit  der  Bauern 
fertig.'“')  Von  dieser  Voraussetzung  gelangte  man  dann  zur 
Annahme  der  locatio  — conductio  auf  folgendem  Wege;  War 
der  Colon  Sklave,  so  konnte  er  ursprünglich  überhaupt  kein 
Recht  am  Gute  haben.  Dazu  musste  er  erst  freigelassen 
werden.  Dabei  wurde  ihm  allerdings  das  Gut  belassen.'"') 
Aber  da  es  nach  der  Ansicht  Stryks  und  Ludew'igs  un- 
glaublich gewesen  wäre,  dass  der  Herr  Sklave  und  Gut  auf 
einmal  verlieren  wollte,  so  durfte  der  HeiT  dem  Sklaven  daran 
nur  ein  möglichst  geringes  Besitzrecht  gewähren.  Dies  glaubte 


Deutlich  zeigt  diesen  Gedankengang  schon  Stryk  ad  Tit.  19,  2, 
§ 26 : .Quodsi  prioris  generis  colonos  (damit  meint  er  die  ,Mciergüter“,  W(>lcho 
er  von  der  oben  gekennzeichneten  locatio  — conductio  perpetua  scheiden  will, 
welche  aber  nach  seinen  eigenen  Ausführungen  bis  auf  einige  unwesentliche 
Punkte,  die  übrigens  auch  nicht  die  uns  allein  iuteressirende  Vererbung 
hetreffeu,  sich  gleichen,  wie  ein  Ei  dem  andern)  attinet,  constat  ex  doenmentis 
fide  dignis  jus  hoc  coloniarium  antiijnissimum  in  Germania  esse,  unde  si  in 
originem  harum  coloniarum  inquiramus,  illae  videntur  fluxis.se  .ab  autiqua  con- 
ditione  rusticomm  Gcrmaniae,  qui  servilis  conditionis  eraiit,  ut  ait  Tacitus*. 

Wörtlich  so  bei  Schottel  (S.  24  bis  26).  Aehnlich  sagt  i.udewig 
S.  IS6  Anm.  d:  .linde  ndprobo  conjecturam  rusticos  principio  servos  fuisse, 
post  manumissionem  factara  perpetuario.s  conductores*.  Ebenso  S.  2ö5, 
Anm.  o:  ,Ad  extremum  si  originem  ac  discrimen“  der  gemeinen  oder  frei- 
hauern  „expendamiis  ad  medii  aevi  rationes,  primi  certe  lassoriim  nomine 
veniunt,  extincta  quamvis  eins  nominis  memoria“.  (,La.ssen“  sind  aber  nach 
Ludewig  „serviles“,  Halbfreic,  Freigelas.sene,  welche  ihre  Güter  auf  Herren- 
gunst  hatten). 

'*')  Wegen  des  Mangels  au  anderen  Arbeitskräften  zu  dessen  Bewirth- 
schaftung.  W'enigstens  legte  man  sich  das  damals  so  zurecht.  Vgl. 

Ludewig  S.  149/50: tempora  ....  dissolutaruin  in  Germanis 

servitutum  (d.  h.  Sclaverei)  . . Tum  ciiim  agricolae  deesse  coeperunt  . . . 
dominis  praediorum  vel  facti  sunt  adeo  sumptuosi  (d.  h.  „sie  kamen  so  thener 
zu  stehen“)  ut  reditus  fern  omnes  abirent  in  eomndem  mercedem.  Inde  ergo 
factum  est,  ut  domini  latifnndinrum  partem  agrorum  tradere  malleiit  aliis, 
canone,  censu,  servitiisque  .sibi  reservatis,  quam  ex  proprio  eorundem  usu 
damna  experiri“. 
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man  nun  in  der  locatio-conductio  gefunden  zu  haben.  So  treffen 
wir  die  Argumentation  bei  Stryk  an  (ad  tit.  19,  2,  § 26),  wie 
bei  Schottel  (S.  24  bis  26),  so  hören  wir  sie  nicht  minder  bei 
Ludcwig,'"'*)  so  finden  wir  sie  am  ausfiihrlichsten  bei  Struben 
a.  a.  O.  Cap.  2,  § 1 : „Qui,  quaeso  igitur“,  ruft  er  aus,  „doniini 
ad  prodigalitateni  usque  in  tantnm  liberales  praesumi  queunt, 
ut  non  solum  libertate  donarint  servos,  scd  praedio  etiam,  quod 
eorum  nomine  tenuerant  hacteuus?  ....  Nullus  itaque  dubito, 
....  origiuitiis  pleraque  rusticorum  bona  conductitia  fuisse“. 

Dass  diese  Anschauung  trotz  ihrer  handgreiflichen  Un- 
genauigkeiten, gleichwohl  so  rasch  durchdrang,  lag  an  den  ver- 
änderten Zeitumständen.  Wie  die  Ansicht  zu  Carpzovs  Zeit 
nicht  geherrscht  hatte,  so  wäre  sie  damals  auch  thatsächlich 
nnmoglich  gewesen,  fnzwischen  aber  waren  die  Folgen  des 
dreissigjährigen  Krieges  hervorgetreten,  und  der  Bauernstand 
dem  schon  lange  wirkenden  Druck  der  Guts-  und  Voigteiherren 
erlegen  und  zu  einer  Stellung  herabgedrückt,  dass  eine  Tlieorie, 
welche  ihm  ehemalige  völlige  Unfreiheit  zuwies,  nichts  Unwahr- 
scheinliches mehr  hatte.  Es  kam  hinzu,  dass  die  Lehre  von 
der  locatio-conductio  den  Ständen  vorzüglich  zu  Passe  kam.  Sie 
griffen  sie  deshalb  mit  Begeisterung  auf;  gab  sie  ihnen  doch 
die  Gelegenheit,  die  Bauern  zu  „legen“,  sobald  sie  zu  eigenem 
Gebrauche  das  Gut  „benöthigten“,  d.  h.  nach  ihrer  Inter- 
pretation, wenn  sie  es  unter  eigene  Bewirthschaftung  nehmen 
wollten.*^) 


„PraosumcmUim  (sc.  für  den  vergahenden  Herrn)  quod  min  im  um 
est“  (S.  191  Anm.  k).  Auch  bei  der  Meierleilie  i.st  Ludewig  gleich  wie  bei  der 
I>andsiedelleihe  und  sonst  der  Ansiclit,  dass  das  Hcaitzrecht  des  Colonen  im 
Anfang  allgemein  höchst  preeär  war.  Er  sagt  Spalte  402  Anm.  n:  „.  . . fieri 
. . . non  potuit.  nt  iutegritas,  qnae  oliin  meieriis  fuit,  in  omuibus 
Gennaniae  principnra  ditinnihus  obliteraretur.  Hodiequo  enim  in  Hojoaria 
maieriae  temporariae  aunt  . . . Inio  mcicria  hoc  loco  tantumnou  (=beiuahe) 
precaria  easo  videtur“. 

Diese  Begeisterung  der  Stände  für  die  .Strykscho  Theorie  nebst 
ihren  Gründen,  lässt  sich  klar  erkennen  aus  einem  monitiim  der  Braun- 
schweigischen Stände,  abgedruckt  bei  i'ufeudorf,  Observatiouos  (Hannover 
1780  ff.)  Bd.  II  obs.  70.  — Auch  Schottel  lässt  S.  33  folgerichtig  da.s  Legen 
unbedingt  zu:  ,ne  quidem  urgens  quaedam  necessitas  re<iuiritur,  sed  sufficit: 
si  ipse  (sc.  Dominus)  colere,  non  vero  clocare  velit“.  Genau  wie  die  Stände 
es  wollen. 

9* 
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Die  Wirkungen,  welclie  diese  Theorie  auf  das  bäuerliche 
Erbrecht  und  insbesondere  auf  die  Abfindungen  ausübte,  waren 
einschneidend  genug.  Die  Einzelerbfolge  in  das  Bauerngut  war 
allerdings  nicht  bedroht.  Im  Gegentheil;  die  Proclfiniirung  der 
Lehre  von  der  locatio-conductio  bedeutete  die  Zurückfiihrung 
des  Principes  der  strengsten  üntheilbarkeit.  Denn  wenn  der 
Besitzer  nur  noch  ein  persönliches  Nutzungsrecht  hatte,’*)  so 
konnte  er  natürlich  an  eine  Zertheilung  des  Gutes  gar  nicht 
denken.  War  sonach  zw'ar  die  Einerbfolgc  in  das  Bauerngut 
in  ihrem  Bestände  nicht  gefährdet,  so  war  es  desto  mehr 
die  Abfindung  in  der  Art,  wie  sie  sich  aus  dem  Weresystem 
herausgebildet  hatte.  Denn  wenn  dem  Bauern  das  Gut  nicht 
gehörte,  so  konnte  er  es  auch  nicht  vererben.  Nur  die 
Nutzungen  standen  ihm  zu;  deshalb  konnte  auch  allein  der 
Anspruch  auf  diese  in  die  Erbmasse  geworfen  w'crden,  d.  h.  es 
durfte  nur  der  Ertragswerth  des  Gutes,  nicht  der  Verkaufs- 
werth bei  der  Auseinandersetzung  der  Miterben  zu  Grunde 
gelegt  werden.  Dies  ist  denn  auch  in  der  That  der  Standpunkt, 
den  Struben  in  seinem  oft  citirten  Werk  Cap.  III,  § 20,  folge- 
richtig einnimmt,  wenn  er  schreibt:  „Equidem  boni  publici  ergo 
divisio  curiae  villicalis  iderisque  in  locis  interdicta.  Sed  inde  haud 
sequitur  hierum,  quo  successor  fruitur,  coheredibus  pensandum 
non  esse.  Per  se  autem  patet  haud  pretium  agrorum  sed 
coloniarii  iuris,  etcommodum,  quod  illud  villico  affert, 
in  divisiono  attendendum  esse.“ 

So  grosse  Erfolge  indessen  Struben's  Schrift  sonst  unleugbar 
hatte  und  so  lange  ihre  Ansichten  sich  erhalten  haben,  gerade 
dieser  Punkt  der  Struben'schen  Theorie  wurde  bald  aufgegeben. 
Weil  nämlich  wegen  der  wieder  streng  durchgeführten  Untheil- 
barkeit  nur  einer  das  Leiherecht  ausüben  konnte,  so  vergass 
man  den  Unterschied,  der  zwischen  dem  Ausübenden  und  dem 
Eigenthümer  eines  Hechts  bestehen  kann,  und  meinte,  nicht  nur 


Dass  er  nur  dies  hatte,  ergiebt  sich  aus  der  Theorie  der  locatio- 
eouductio  von  seiht.  Ks  wird  aber  auch  stets  ausdrücklich  betont.  Ludewig 
IS.  170  sagt,  die  Erbpächter  hätten  den  „Usus“  des  Guts  und  merkt 
dazu  an:  „l’.sus  verhum  . . . solito  hic  laxius  adhibetur,  ita  tarnen  ne  ullam 
attingat  speciem  dominii“.  Ebenso  äussert  sich  Schottel;  er  spricht  den 
Erbpächtern  ,usuiu  reriun  coiiduclarum  perpetuum“  zu. 
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die  Ausübung,  sondern  auch  die  Zuständigkeit  des  Baurechts 
am  Coionate  könne  nur  bei  dem  einen  Anerben  liegen.  So  kam 
man  dazu,  das  erbliche  Nutzungsrecht  überhaupt  nicht  mehr, 
aach  nicht  nach  seinem  Ertragswerthe,  als  Gegenstand  der 
gemeinen  Erbfolge  aufzufassen,  und  konnte  deshalb  ein  Recht 
der  Miterben  auf  Abfindung  nur  noch  für  das  sonstige  Vermögen, 
das  Allod,  gestatten.  Das  ist  die  Sachlage  in  Lennep's  Ab- 
handlung über  die  Leihe  zum  Landsiedelrecht,  die  sich,  wie  über- 
haupt durch  scharfe  Darstellung,  so  auch  durch  energische 
Durchführung  der  einmal  angenommenen  Theorie  der  locatio- 
conductio  auszeichnet.  Es  heisst  daselbst  S.  678:  „Die  Ab- 
findung geschieht  nicht  in  Ansehung  des  Gutes  selbst,  als  welches 
dem  Meier  oder  Landsiedel  nicht  gehöret,  sondern  in  Ansehung 
seiner  darin  steckenden  Besserung,  und  was  er  sonst  an  Schift’ 
und  Geschirr  auf  dem  Hofe  hat,  welches  mehrentheils  des 
Hüfmanns  erbliches  Eigenthum  ausmacht.“  (Ebenso  S.  654, 
Anm.  10). 

Diese  Ergebnisse  der  Theorie  wurden  durch  die  Landes- 
gesetzgebung nicht  beseitigt,  sondern  im  Gegentheil  befestigt. 
Zur  Theorie  selbst  stellte  sich  die  Landesgesetzgebung  zwar 
nicht  günstig.  Denn,  geleitet  durch  den  polizeilichen  Geist  jener 
Tage,  ging  sie  von  dem  Grundsätze  aus,  dass  der  Landmann 
eine  vorzügliche  Quelle  abgebe  für  Steuern  und  Rekruten. 
Deshalb  musste  der  Bauernstand  erhalten  und  vor  allem  das 
„Legen“  der  Bauern  inhibirt  werden.  Diesem  Legen  aber  war 
die  Lehre  von  der  locatio-conductio  nur  zu  günstig.'’”)  Allein, 
da  dieselbe  Lehre  die  Erblichkeit  der  Bauerstellen  gleichwohl 
vertrat,  und  da  ihr  gewandtester  Vertheidiger''’^)  Struben  zu- 
gleich auch  der  gewandteste  der  Erblichkeit  war,  so  verwarf 
man  sie  nicht  ausdrücklich.  In  den  einzelnen  Cousequenzen 
vollends  traf  die  Gesetzgebung  mit  der  Theorie  vollständig 
zusammen.  Die  rücksichtslose  Durchführung  der  Einerbfolge 


Vgl.  die  Anmerkung  132  und  den  Text  dazu. 

'*’)  Es  kennzeichnet  den  Umachwutig  der  sich  in  der  Lage  des  Bauern- 
standes seit  Carpzow  vollzogen  hatte,  dass  die  Erblichkeit  der  Bauernstellen 
erst  der  Vertheidigung  bedurfte.  Zwar  war  sie  in  der  Theorie  nur  von 
den  I>eihegütem  bestritten;  aber  da  zu  den  Leibegütem  alle  zählten,  auf 
denen  eine  Last  lag,  so  waren  damit  fast  alle  Bauernstellen  gefährdet. 


j' 
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durch  Beschränkung  der  Abfindung  der  Jliterben  auf  das  Allod 
entsprach  ganz  den  Tendenzen  der  Gesetzgebung,  die  Höfe  ja 
leistungsrähig  zu  erhalten,  sie  ja  niclit  mit  Schulden  zu  sehr  zu 
beschweren.  Die  ewigen  Klagen  in  den  Landesordnungen,  „dass 
die  Höfe  durch  zu  hohe  Brautschätze  in  Abgang  gekommen“, 
dass  sie  „durch  zu  hohe  Abfindungen  in  einigen  Ruin  ge- 
bracht“ etc.  etc.,  spiegeln  diesen  Geist  wider.  Ja,  man  ging 
noch  weiter.  Selbst  bei  der  Auseinandersetzung,  welche  aus  dem 
Allod  erfolgte,  gab  man  dem  Anerben  einen  Voraus.  So  wollte 
es  schon  Lennep  (a.  a.  0.  S.  654  und  10).  So  führte  es  ganz 
streng  durch  die  Calenberger  lleierordnung,  überhaupt  ein 
klassisches  Denkmal  des  bevormundenden  Geistes  jener  Zeiten. 
Nach  ihr  konnte  es  bei  einer  mittelmässig  starken  Kinderzahl 
selbst  bei  leidlichen  Vermögensverhältnissen  dahin  kommen,  dass 
die  Erbschaft  jedes  Miterben  »0  Pfennige  betrug,'-''’“*)  wie  in  den 
späteren  Berathungen  über  Abänderung  dieses  Gesetzes  bemerkt 
wurde.  Wie  sehr  trotzdem  solche  Anordnungen  dem  Geiste 
jener  Zeit  entsprachen,  geht  daraus  hervor,  dass  Struben,  dem 
erst  der  Entwurf  der  Meierordnung  vorlag,  ein  -Mal  über  das 
andere  wünscht,  dass  doch  dieses  vortreffliche  Werk  Gesetz 
werden  möchte. 

§ 13. 

Diese  Gestaltung  des  Bauernrechts  hat,  was  die  Abfindungen 
anlangt,  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  im  Wesentlichen  un- 
verändert bestanden.  Namentlich  die  gefährliche  liChre  von  der 


1.T«)  Ygi  hierüber  und  über  die  Liindesordimngen : Pfeiffer, 

Deutsclies  Meierreclit  S.  2ßl  fl'.  — Die  liandesordimngen  sind  nicht  ge- 
sammelt.  Eine  erhebliche  Anzahl  findet  sich  eingeatrent  in  den  Text  bei 
Struben  und  Lennep.  Auch  Pufeudorf  theilt  einige  mit.  Die  Lüneburger 
Verordnungen  sind  1.S54  von  Dr.  IL  A.  Oppermann  in  Nienburg  herans- 
gegebeu,  und  jetzt  1884  mit  allen  auf  Hannover  bezüglichen  Verordnungen 
von  Otto  Rudorff  in  dem  Werke  „Das  hannoversche  Privatrechf  (Hannover) 
wieder  abgedruckt.  Hier  findet  sich  auch  die  Oalenherger  Meierordnung. 
Dieselbe  drucken  auch  ab  Lennep  1.  c.  S.  (iiU  und  Struben  1.  c.  S.  Ul. 
Vgl.  auch  die  den  Wigandscheu.  Rundescheu  und  .Sommerschen  Werken 
beigegebenon  Relege.  — Die  Landesordiinugen  aus  dem  Oebiete  des  heutigen 
Bayern  sind  berücksichtigt  in  dem  Fickschen  Buche,  feber  die  Höhe  der 
Abfindnugeu  wird  dort  nicht  geklagt. 
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einstigen  durchgängigen  Unfreiheit  des  Landmannes  blieb  die 
herrschende;  nach  wie  vor  musste  deshalb  die  Präsumi)tion  für 
ein  möglichst  precäres  Besitzrecht  der  Bauern  streiten.  Die 
merkwürdige  Zähigkeit,  mit  der  sich  diese  Anschauungen  be- 
haupteten, erhellt  wohl  am  besten  aus  der  Thatsache,  dass  noch 
Steinacker  in  seinem  braunschweigischen  Privatrecht,  das  er  1843 
schrieb,  und  ebenso  M.  Buscli,  welcher  sein  Hildesheimer 
Meierrecht  1855  erscheinen  liess,  in  jenem  Gedankenkreise 
befangen  sind.  Zwar  hatte  inzwischen  die  Theorie  Schwankungen 
durchgemacht.  So  hatte  eine  Zeit  lang  besonders  die  Be- 
hauptung Anklang  gefunden,  dass  die  Bauerngüter  Lehen  seien, 
und  zwar  Feuda  ignobilia.'"’*’)  Allein  wenn  auch  diese  Theorie, 
welche  gegenüber  der  Lehre  von  der  locatio-conductio  auf  der 


Angeregt  wurde  diese  .\nsichf,  wie  oben  gezeigt,  bereits  zu 
Carpzovs  Zeiten.  Anfgegrift'en  wurde  sie  zuerst  wieder  von  Buri,  der  in 
seinem  Leliurechtc  zugleich  auch  das  Bauenirecht  sehr  eingehend  behandelte. 
Noch  behauptete  er  allerdings  mehr  die  Aehnlicbkeit  als  die  vollständige 
Gleichheit  beider  Institute.  — Auf  diesem  Standpunkte  steht  theoretisch  auch 
noch  Pufeudorff  in  seinen  Observatioues.  Z.  B.  folgende  Stelle  Bd.  IV, 
obs.  ur«:  „Et  putat  . . . Strubon  in  Jure  Villicorum  . . . commodum  vel 
luerum  iuris  villicalis  communicaiidum  esse  . . . Sed  nobis  videtur  verius 
non  communicari:  Principio  quidem  argumentum  qiioddam  a feudo 
ducimus,  qiiorum  certe  uaturain  bona  nostra  coloniaria  multum 
imitantur.“  Ebenso  Bd.  IV.  obs.  17St  und  Bd.  II  obs.  70:  ,Xam  etsi  bona 
coloniaria  pruesertim  nostra  aetatc  hereditaria  sunt,  tarnen  similitudineni 
fendorum  et  bcneficiorum  habent.  quae  ad  descendentes  tantum  ac- 
quirentis,  non  item  ad  ceteros  heredes  transmittuntur.“  Wenn  er  also  auch 
theoretisen  nur  Aehnlicbkeit  behauptet,  so  argumentirt  er  praktisch  doch 
immer  mit  der  Gleichheit  der  feuda  und  Bauerngüter  und  zieht  die 
Folgerungen  daraus.  — Auch  theoretisch  hielt  beide  Institute  für  gleich 
Hommel,  Kaphsodia,  obs.  57d:  „t^uod  autem  nunc  est  pristiua  rerum  facies 
mutata,  nec  amplius  rustica  bona  feodis  aduumerantur.  ex  misera  iuris 
Romani  et  Germanici  mixtura  coortum  est  . . . Natura  autem  sua  rusticorum 
agri  beueficia  erant,  quia  totum  septentrionem  feodalis  quidam  Spiritus  ita 
infecerat,  ut  clientelare  esset,  quodeumque  adspiceres,  et  rara.  inimo  rarissima 
allodia.“  — Von  Obergerichten  vertrat  diese  Anschauung  das  Tribunal  in 
Celle,  welches  in  Bauersachen  eine  grosse  Praxis  und  demgemäss  eine 
grosse  Autorität  hatte.  — Auch  von  Leipzig  theilt  Hommel  1.  c.  ein  ürtheil 
mit.  — Auch  die  Friedericianische  Gesetzgebung  behandelte  die  Hofgüler 
als  Lehngüter.  Wenigstens  setzt  das  Jurisdiktiousreglement  von  177‘J  für 
die  Hofgüter  in  Cleve,  lleurs  uud  Mark  dies  voraus.  Es  lautet : , . . . wird 
verordnet,  dass  bei  vorkommoudeu  Erbschaftsgefällen  uud  Theilungeu  . . . 
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Walirnelimung  lulite,  dass  uiimöglicli  der  Bauer  ein  bloss 
pei-sönliches  Kutzungsreclit  haben  könne  — wenn  aueli  diese 
Tlieorie  sonst  im  Anerbenreclit  Unigestaltnngen  hervorgeruf'en 
hat;'-'^)  an  dem,  was  uns  hier  vorzüglich  interessirt,  an  dem 
Charakter  der  Abfindung  hat  sie  nichts  geändert.  Denn  gerade 
im  Lehnrecht  war  ja  die  Einerbfolge  und  der  Begriff  des 
Allods  am  schärfsten  ausgebildet.  Auch  nach  dieser  Theorie 
musste  also  den  Miterben  nur  eine  Abfindung  aus  dem  Allod 
gebühren.*'*^)  Ganz  begreiflich  ist  cs  darum,  wenn  Runde  — der, 
an  der  Wende  des  18.  Jahrhunderts  stehend,  in  seinen  classischen 
Schriften  gleichsam  das  Ergebniss  Jener  ganzen  Entwicklungszeit 
zieht  — mit  Energie  dafür  eintritt,  den  Kindern  dürfe  eine 
Abfindung  nur  aus  dem  Allode  bewilligt  werden.  Als  deshalb 


die  Lathoii  oder  Hofes- Gcrich to  sieh  davon  ganz  und  gar  niclit 
melireu,  sondern  die  Direktion  in  allen  Krbsehaftssachen  den  Land-  und 
anderen  Gerichten  . . . ferner  ülierla.sscn  sollen,  in  dem  die  Lehnsijual i t ii  t 
eines  Gutes  darunter  keiu  hesmideres  Forum  constitiiireu  kann.  . . .“ 

Namentlich  in  dem  Kreise  der  zur  Abfindung  und  zum  Antritte 
des  Gutes  berufenen  Erben  hat  diese  Theorie  Veränderungen  hervorgerufen. 
Die  Theoretiker  und  die  Gericht«  Hessen  in  lehenrechilicher  Weise  zum 
Erbe  nur  Descendenten  dos  priraus  acquirens  zu.  — Vgl.  die  oben  citirte 
Stelle  aus  Pufendorff  Bd.  II  obs.  70.  Vgl.  auch  Bd.  IV  obs.  179:  .Neque 
vero  inconcinne  dici  potest,  eo  (sc.  „auf  die  Bauerngüter“)  accomodatam  quoqne 
esse  successionem  feudalem,  ut  non  succedunt  uisi  a primo  acquirente 
descendentes.“  Schon  Ludewig  hatte  übrigens  gesagt:  „Praeterea  in 
Lassitica  Jura  sanguine  proximi  succedunt,  ordino  fere  eodem,  quem  defiuiunt 
instituta  feudomm“.  Von  den  Gerichten  entschied  in  diesem  Sinne  namentlich 
das  Oberappellationsgericht  in  Celle  z.  B.  17dr>  (vgl.  Pufendorff  Bd.  II, 
obs.  701  ebenso  174S:  (,  . . . Johann  Dietrich  Prechtens  Wittwe,  jetzo 
Meiers  Ehefrau  und  deren  älteste  Tochter  als  Seitenverwandte.  . . sich 
ein  Recht  der  Erbfolge  in  dem  Mcierhofe  nicht  auiuasseu  können  . . .")  und 
ebenso  in  einem  Gutachten  von  1707:  „ITid  dieses  sind  die  Gründe,  warum 
wir  noch  jetzo  bey  derjenigen  Meyuuug  verharren,  dass  bloss  die  vom 
ersten  Erwerber  Abstammende  ein  Erbrecht  an  dem  Meyer-Gute 
haben.“ 

**’)  di®  in  Anm.  130  citirte  Stelle  aus  Pufeudorff  Bd.  IV  obs.  145. 
Vgl.  auch  Bd.  II  obs.  33:  „In  determiuanda  auteni  dote  (-Abfindung)  illa.  . . 
ratio  allodii  inennda  est  cavendumque,  ne  possessor  praedii,  quippe  quem 
aes  alienum  quoqne  omne  sequitur,  nimis  gravetur“.  Ebenso  Urthcil  von 
Cello  bei  Pufendorff  Bd.  4 S.  145;  „Et  ita  deinde  suinmum  tribnnal  respondit 
in  haec  verba:  „dabey  auch  das  conimodum  iuris  coloniarii  in  keinen  Betrachi 
zu  ziehen“. 
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für  die  Rechtswissenscliaft  eine  neue  Zeit  lieraufzog,  da  war  die 
Abfindung  nach  dem  alten  Weresjstem  aus  der  Theorie  und 
dem  officiellen  Keclitslebcn  bis  auf  geringe  Reste  verschwunden. 

Aber  unter  der  Decke  des  officiellen  Rechtes,  wie  es  in 
den  Gerichtssprüchen  und  den  Lehrbüchern  vorliegt,  hatten  sich 
in  weitem  Umfange  die  alten  Sitten  und  Gewohnheiten  mit 
unverwüstlicher  Lebenskraft  erhalten. 

Schon  das  officielle  Recht  war,  wie  sich  das  von  selbst 
versteht,  nie  unbestritten.  Noch  zu  Struben's  und  Stiyk’s  Zeit, 
wo  die  Lehre  von  dem  lediglich  persönlichen  Besitzrecht  der 
Banern  in  ihrer  Blüthe  stand,  hatte  sogar  die  Hallenser  .luri.sten- 
facultät,  obwohl  ihr  Stryk  nnd  sein  Gesinnungsgenosse  Ludewig 
angehörten,  in  einem  Urtheile  aus  dem  Jahre  1704  jede  Locatio 
perpetua  als  emphysteusis  mit  ius  quoddam  in  re  erklärt. 
Ebenso  war  im  Jahre  1708  in  Preussen  eine  Erbpachtordnung 
erlassen  worden,  welche  den  Erbi)ächtern  gestattete,  ihre  Güter 
zu  verkaufen,  und  sie  befugte,  dieselben  von  Jedem  vor  Gericht 
„anzusprechen“.  Das  wies  deutlich  auf  ein  dingliches  Besitz- 
recht der  Bauern  hin,  und  diejenigen  Rechtslehrer,  welche,  wie 
Schottel,  das  dingliche  Recht  der  Bauern  um  jeden  Preis  zu 
verneinen  suchten,  konnten  diese  Stellung  des  preussischen  Erb- 
pächters nur  auf  die  künstliche  Weise  erklären,  dass  sie  be- 
haupteten, er  habe  die  dinglichen  Klagen  nur  auf  Grund  einer 
gesetzlichen  Cession.**)  Später  w'ar  das  Schwanken  der  Theorie 
noch  erheblicher.  Die  Lehre  von  der  Lehns(iualität  der  Bauern- 
güter ist  nie  auch  nur  annähernd  allgemein  anerkannt  worden. 

Was  die  Gesetzgebung  und  die  Praxis  anbelangt,  so  waren 
nicht  alle  Landesordnnngen '*')  den  Weg  der  Calenbei'gcr 
Meierordnung  gewandelt,  namentlich  die  schon  um  den  Anfang 
des  18.  Jahrhunderts  aufgezeichneten.  Nicht  minder  waren  viele 
der  Uutergerichte  bei  den  alten  Grund.sätzen  der  Were  ver- 


Vgl.  Schottel  S.  fi9  ff.  und  über  das  vorstehend  citirto  Hallenser 
Urthcil  denselben  S.  40. 

Z.  B.  Das  Delbriicker  Landrecht  bei  Wigand,  Paderborn  Bd.  111, 
S.  S2  ft.  Auch  die  süddeutschen  Gesetze  sind  bezüglich  der  Ablindungeu 
weniger  streng. 
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blieben;’"“)  kannten  sie  doch  anch  die  Gewolinheiten  des  Landes 
besser,  als  die  gelehrten  Herren  der  Obergerichte. 

So  konnten  denn  die  vorgetragenen  Theorien  ihre  ver- 
nichtende Wirkung  auf  das  alte  Bauernrecht  nicht  überall 
ungestört  ausüben.  Aber  auch  wo  sie  anerkannt  waren,  fand 
die  Rechtsanschauung  des  Landvolkes  ein  Mittel,  sich  der 
heiTSchenden  Lehre  zum  Trotz  durchzusetzen.  Es  war  dies  die 
auch  heute  noch  bewährte  Anwendung  der  Gutsüberlassungs- 
verträge. Schon  zu  Carpzov's  Zeiten  haben  wir  ihr  häufiges 
Vorkommen  beobachtet.  Ebenso  finden  sich  bei  Beck  und 
Frautzkius  die  Uebergabs vertrage  erwähnt. Dass  sie  in  jenen 
Zeiten  nicht  ungewöhnlich  waren,  zeigen  auch  mehrere  Rechts- 
fälle, welche  in  der  seinerzeit  berühmten,  sehr  inhaltsreichen 
Sammlung  von  Entscheidungen  des  Kaiserlichen  Hofraths  Christoph 
von  Lyncker  sich  finden.  Ganz  besonders  ist  die  S.  9ö8  da- 
selbst mitgctheilte  Entscheidung  lehrreich  dafür,  wie  die  Bauern 
trotz  der  ungünstigen  Ijage  der  Gesetzgebung  das  Anerbenrecht 
ganz  in  der  von  uns  behaupteten  Weise  durch  eine  fort- 
schreitende Reihe  von  Ausradungen  und  Abfindungen  ver- 
wirklichten und  mit  ihrem  schliesslichen  Rückzuge  auf  das 
Altentheil  bekräftigten.  Man  höre  nur  den  Fall,  wie  ihn 
Lyncker  mittheilt: 

„Hanns  Niedergall,  Innwohncr  in  der  Seebach,  hat 
ein  ansehnliches  Gut  daselbst  besessen,  daiauf  jährlich 
ein  merkliches  an  Früchten,  Gehölz  und  anderem  zu  er- 
bauen. Nachdem  er  aber  vier  Kinder  gehabt  und  beide 
seine  verheirathete  Töchter  ausgesetzt,  der  eine  Bruder 
aber  in  den  Krieg  kommen,  hat  er  den  anderen  Sohn, 
Sigmunden,  bei  sich  behalten.  Dieser  hat  weil  der  Vater 
über  70  Jahre  alt  gewesen.  . . Die  ganze  Haushaltung  über 
7 Jahre  geführet,  ....  masseu  der  Sohn  sich  auch  ver- 
heirathet  und  noch  vor  des  Vaters  Absterben  . . . also  noch  im 
wehrender  solcher  Haushaltung  Hochzeit  und  Kind- 
taufe gehalten.  . . . Hierauf  hat  er  dem  Vater  wenige 


Vgl.  unter  anderem  das  Urtlicil  des  Amts  Bilstein  v.  1786  bei 
Sommer,  Westfalen  S.  35  bis  3i),  vor  allem  aber  die  Delbrücker  l.aiidurtlieile 
bei  Wigand,  Paderborn  Bd.  III. 

die  in  .Vnm.  l'Jü  citirte  Stelle  von  Beek. 
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Zeit  vor  seinem  Absterben  zu  einem  Kauf  beredet,  ver- 
mög  dessen  der  Vater  ihm  das  Gut  vor  500  fl.  verkauft, 
100  Gulden  in  Jalir  und  Tag  zur  Angabe  zu  bezahlen 
und  nach  seinem  Tode  die  Tagzeiten  jährlich  40  fl.  zu 
entrichten“  u.  s.  w. 

V or  allem  aber  in  Süddeiitschland  müssen  die  Gutsübergaben 
häuflg  gewesen  sein.  Sie  werden  schon  von  den  Commentatoren 
der  bayrischen  Polizeiordnung  von  IO  16  als  eine  allgemeine  Sitte 
erwähnt  (vgl.  oben  Anni.  15*),  und  sie  sind  hier  sogar  von 
einigen  Landrechtsbüchern  z.  B.  vom  Bamberger  Landrecht 
(Fick  S.  188)  geregelt  worden. 

Dass  auch  später  noch  die  Auszugs  vertrage  nicht  selten 
waren,  beweist  ihre  oftmalige  Erwähnung  bei  Pul’endorff,  .sowie 
der  Umstand,  da.ss  Hommel  sie  nicht  nur  observatio  204  seiner 
„Raphsodie“  für  häufig  erklärt,  sondern  auch  in  obs.  110  ein 
Beispiel  davon  iiiittheilt.'"'*)  Vollends  seit  Runde  ihnen  1805 
seine  berühmte  Abhandlung  gewidmet  hatte,  waren  sie  ein  auch 
von  den  Rechtslehrern  allgemein  anerkanntes  Institut.  So  hatten 
die  Bauern  zur  Verwirklichung  ihrer  ererbten  Rechtsanschauungen 
ein  Mittel  gefunden,  welches  auch  von  den  staatlichen  Hütern 
des  Rechts  anerkannt  wurde.  Allein  darauf  kam  es  nicht  ein- 
mal so  sehr  an.  Wenn  diese  Hüter  gar  zu  wenig  Verständniss 
für  die  Bedürfnisse  des  Landvolks  zeigten,  so  zogen  die  Bauern 
sich  auf  sich  selbst  zurück  und  kümmerten  sich  gar  nicht  um 
den  gauzen  officiellen  Apparat  der  Rechtsbewahrung,  sondern 
ordneten  ihre  Verhältnisse  auf  ihre  Weise  und  erfuhren  nur 
ab  und  zu  zu  ihrem  Staunen,  dass  die  Gerichte  auf  Grund 
neuer  fremder  Leliren  das  für  Unrecht  erklärten,  was  sie  seit 
der  Urväter  Zeiten  als  Norm  und  Richtschnur  aller  Verhältnisse 


*♦*)  Hommel  obs.  204:  „Saepius  enim  accidit,  ut  rustici  in  veu- 
ditionibus  praodiorum  in  casum.  si  liberi  sine  prole  nioriantur, 
praedium  huic  ant  alteri  delegent“.  — obs.  110:  „Hat  der  nunmehr  ver- 
storbene M&vius  an  den  Sohn  Hans  Carln  sein  Gut  für  5üs  Thaler  der- 
gestalt verkaufet,  dass  der  Abekäufer  hiervon  SOS  Thaler  als  ein  väterliches 
Erbtheil  an  sich  behalten  und  abziehen,  das  übrige  aber,  an  200  Th.,  der 
Sempronin  und  Justinen,  als  des  Verkäufers  verstorbenen  Tochter  Kindern, 
und  zwar  nicht  eher,  als  bis  jedes  sich  verheirathen  würde,  alsdann  aber 
einer  jeden  100  Thaler,  jedoch  ohne  Zinsen  auszahleu  solle.  . 
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anzusehen  gewohnt  waren.  Dennoch  lebten  sie  ruhig  in  dem 
alten  Brauche  weiter.  Denn  noch  war  die  Sitte  stark  genug, 
auch  den  AViderstrebenden  zu  ilirer  Anerkennung  zu  zwingen, 
so  dass  höchst  selten  die  bäuerlichen  Rechtsgeschäfte  vor  die 
Gerichte  gelangten,  und  trotz  deren  Ungunst  die  Gewohnheiten 
der  Landbevölkerung  sich  erhalten  konnten. 

Besonders  deutlich  tritt  diese  Unbekümmertheit  der  Land- 
bevölkerung um  das,  was  öffentlich  als  Recht  und  Gesetz  galt, 
in  der  Schrift  Noltens  und  den  ihr  angehängten  Hofrechten  zu 
Tage.  Ueberall  ist  dort  von  dem  „abusus“,  von  den  „Missbränchen“ 
die  Rede,  welchen  die  Landbevölkerung  ungeachtet  aller  Rechts- 
sprüche nachhänge;  und  die  Verfasser  der  angehängten  Hof- 
rechte,  meist  ortskundige  Amtsmänner,  müssen  oft  bekennen, 
dass  in  ihrem  Sprengel  etwas  anderes  „Brauch  oder  vielmehr 
Missbrauch“  sei,  als  was  sie  nach  ihrer  gelehrten  Rechts- 
schulung für  richtig  halten  müssen.  Vollends  das  eingangs 
(Anm.  7)  besprochene  Protokoll  des  Hägergerichts  zu  Stadt- 
oldendorff  ist  ein  denkwürdiges  Beisidel  für  den  zähen  Bauern- 
trotz, mit  dem  die  Landlente,  selbst  wenn  sie  in  den  höchsten 
Instanzen  keinen  Krfolg  gehabt  hatten,  sich  gegen  die  Auf- 
zwingung  eines  unverstandenen  und  fremden  Rechtes  wehiden. 

Speziell  auf  dem  Gebiet  des  Aiierbenrechts  ist  diese  Nicht- 
beachtung von  Gesetz  und  Verordnung  neuerdings  für  Oesterreich 
dargethan  worden.  Unbekümmert  um  theilungsfeindliche  oder 
theilungsfreundliche  Gesetze  haben  die  Bauern  unter  Lebenden 
getheilt  und  für  den  Todesfall  ungetheilt  verfügt;  unbekümmert 
darum,  was  das  Gesetz  über  die  Bewerthung  des  Hofes  vor- 
schrieb, haben  sie  ihn  zu  allen  Zeiten  nach  einer  billigeren 
Taxe  übergeben.  Keiner  der  Miterben  rief  die  Gerichte  an 
„im  Banne  der  alten  Gewöhn  beiten. 

Solchem  Bauerntrotze  ist  es  vornehmlich  zu  danken,  wenn 
sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  das  Bauernrecht  im  Grossen  und 
Ganzen,  so  wie  es  zur  Zeit  der  AVeisthümer  entstanden  war, 
erhalten  mul  manchmal  sogar  überraschende,  anderswo  längst 
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vergessene  Einzelheiten  aus  fernen  Tagen  treu  bewalirt  liat.’^) 
Und  dass  dieser  sorgfältig  gehütete  Schatz  ans  der  Väter  Zeiten 
auch  wieder  von  der  officiellen  Rechtslelire  nnd  Rechtsprechung 
verwerthet  und  anerkannt  wurde,  ist  das  unvergängliche  Ver- 
dienst der  geschichtlichen  Rechtsschule. 

Unbekümmert  um  das,  was  die  Theorie  als  gemeines 
Recht  aufgestellt  hatte,  begann  man  wieder,  die  localen 
Gewohnheiten  zu  sammeln,  aus  Freude  an  der  bunten  Mannig- 
faltigkeit des  liier  zu  Tage  tretenden  Rechts.  Dieses  so 
gewonnene  Material  suchte  man  nun  historisch  zu  erklären. 
Und  da  man  dabei  viel  weiter  zurückging  und  die  alten 
Denkmäler  w’eit  besser  ausnntzte,  als  es  je  vorher  ge- 
schehen, so  konnte  ein  Erfolg  nicht  fehlen.  Es  gebührt  hier 
Wigand  in  seinen  oft  citirten  Schriften  das  Lob,  dass  er 
zuerst  die  richtigen  Grundsätze  über  die  Abfindung  in  der 
Wissenschaft  wieder  zu  Ehren  gebracht  hat.  Zwar  stützte  er 
sich  auf  falsche  Voraussetzungen  und  auch  seine  geschichtlichen 
.Ausführungen  sind  heute  veraltet;  aber  er  war  ein  genauer 
Kenner  der  positiven  Bestimmungen  des  Provinzialrechts  und 
besass  dazu  einen  hervorragenden  praktischen  Takt;  dabei 
musste  er  das  Richtige  treffen.  Und  so  lautet  denn  auch  sein 
Grundsatz,  den  er  über  die  Grosso  der  Abfindungen  aufstellt, 
derart,  dass  er  recht  gut  den  Abschluss  unserer  obigen  Dar- 
legungen über  die  „Were“  (§  3 und  10)  hätte  bilden  können. 
Wigand  führt  nämlich  aus;  „dass  der  Brautscliatz  aus  den 
Gütern  selbst,  aber  nach  ihrer  Grösse  und  Qualität,  und  so 
wie  sie  es  ertragen  können,  soll  geleistet  werden,  in  der 
Weise,  wie  nach  altem  Herkommen  ein  fleissiger 
sparsamer  Familienvater  seine  Kinder  versorgte  und 
aasstattete,  ohne  das  Hanpt vermögen  zu  versplittern  und 
zu  ruiniren.“ 


Das  merkwürdigste  Zeugnis.s  für  den  conservativen  Sinn  der 
Bauern  — wenn  es  auch  auf  dem  Gebiete  der  Gerichtsverfassung  liegt  — 
ist  wohl,  dass  noch  bis  1576  in  den  Laetengerichten  des  Herzogthuina  Cleve 
in  ganz  altgennanischer  Weise  der  Umstand  und  nicht  die  Schöffen  das  Urthcil 
fanden.  (Vgl.  Ludewig  S.  242  Anm.  o).  — Wie  merkwürdig  lange  noch 
an  vielen  Orten  die  alten  Mürkerdinge  oder  Maigerichte  abgehalten  wurden, 
ist  allgemein  bekannt. 
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Seitdem  ist  in  der  Tlieorie  des  Anerbenrecbts  keine 
Aenderung  mehr  einge treten,'^'’)  praktisch  aber  ist  es  in  der 

letzten  Zeit  wenigstens  im  Gesetzesrecht  mehr  und  mehr 
zurückgewichen.  Die  gleiclimacherischen  Tendenzen,  welche 

dem  politischen  Leben  entsi)rnngon  auch  in  der  Gesetzgebung 
mächtig  wurden,  waren  den  Standesrechten  ungünstig;  und 
dazu  gehörte  wenigstens  nach  der  herrschenden  Ansicht  doch 
auch  das  Bauernrecht.  Allein  diesen  Tendenzen  entstand  in 
allerletzter  Zeit  eine  Gegenströmung  und  es  ist  ihr  gelungen, 
das  Anerbenrecht  zu  erhalten;  allerdings  war  der  Sieg  an- 

ränglich  vielfach  nur  ein  halber;  an  vielen  Stellen,  wo  cs 
glückte,  einen  gesetzlichen  Damm  gegen  das  Verschwinden 
des  Anerbenrechts  zu  errichten,  da  musste  dies  in  seiner  alten 
Form  über  Bord  geworfen  werden.  Es  entstand  dafür  ein 

neues  Institut,  bedingt  durch  die  Concessionen,  welche  den 
Vertretern  des  fi-eien  Invidualisraus  von  den  Anhängern  der 
Gebundenheit  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  gemacht  werden 
mussten.  Das  alte  Anerbenrecht  hatte  als  Intestaterbrecht 
gegolten;  das  schien  Vielen  schon  ein  zu  grosser  Eingriff  in  die 
persönliche  Freiheit,  deshalb  sollte  das  Neue  nur  auf  Wunsch 
des  betheiligten  Vaters  gelten,  wenn  er  sein  Gnt  in  die  Höfe- 
rolle eintragen  Hess.  Eine  Inconsequenz  war  es  dann  allerdings, 
dass  das  einmal  eingetragene  Viut  auch  beim  Singularsucessor 
mit  dem  Anerbrecht  behaftet  bleiben  sollte.  Allein  solche 
Inconsequenzen  sind  bei  Compromissgesetzen  gewöhnlich;  es  war 
dies  ein  Zugeständniss,  welches  die  Anhänger  der  Gebundenheit 
errangen.  Vor  Allem  wirkte  aber  der  Streit  der  Anschauungen, 
den  es  bei  diesen  Gesetzen  zu  vei’söhnen  galt,  unigestaltend  ein 
auf  die  uns  besonders  interessirenden  Abfindungen.  Diese  in 
der  alten  Weise  dnrehzusetzen,  dass  der  Anerbe  Alleinerbe  war 
und  die  Miterben  keine  Civilerbtheile,  sondern  etwas  Anderes, 
nämlich  eben  die  „Abfindung“,  empfingen,  dies  durchzusetzen 
erwies  sich  für  die  Anhänger  des  Anerbrechts  als  rein  unmöglich. 
Auf  der  anderen  Seite  war  man  nur  bereit,  verhindern  zu  lassen, 
dass  das  Gut  in  natura  getheilt  würde.  Dies  Hess  sich  nun 


Insbesouder«  habfn  8tobbe  Bd.  V uud  Be«cler  Bd.  II  im  Wesciit- 
licben  die  Weretbcorie,  wenn  sie  auch  nicht  in  allen  Binzclheiten  mit  uns 
übereiustimmen. 
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durch  eine  einlaclie  Anweisung  an  den  Theilungsrichter  erreichen. 
Und  so  kam  man  dazu,  durch  Theihingsvorschriften,  also  durch 
indirecte  Mittel,  dem  Anerben  einen  Vortheil  zu  gewähren,  da 
man  seine  offene  Privilegirung  nicht  hatte  durchsetzen  können. 

Das  sind  in  grossen  Zügen  die  Vorgänge,  welche  dem 
modernsten  Anerbenrecht  seinen  eigenthümlichen  Charakter  auf- 
geprägt haben  gegenüber  dem  Anerbenrechte,  wie  es  auf  Grund 
der  historischen  Entwicklung  noch  in  verschiedenen  Theilen 
Deutschlands  gilt.  Neuerdings  ist  jedoch  die  dem  Anerbenrecht 
freundliche  Strömung  so  erstarkt,  dass  man  beginnt,  es  in  alter 
Weise  als  Intestaterbrecht  eiuzuführen,  freilich  nur  in  den 
Landesgesetzen,  denn  das  bürgerliche  Gesetzbuch  ist  am  ganzen 
Bauernrechte  kühl  vorübergeschritten. 


§ 14. 

So  hätten  wir  denn  die  Entwicklung  des  Anerbenrechts  von 
der  Urzeit  bis  heute  an  uns  vorüberziehen  lassen.  Ist  es  uns 
dabei  gelungen,  ein  folgerichtiges  und  überzeugungstreues  Bild 
zu  entwerfen,  so  ist  damit  die  Widerlegung  abweichender 
Meinungen  von  selbst  gegeben,  besser,  als  es  durch  lange 
Polemiken  hätte  geschehen  können.  Dennoch  werden  w'ir  nicht 
umhin  können,  wenigstens  zweien  von  unseren  Gegnern  noch 
die  Ehre  einer  besonderen  Widerlegung  zu  erweisen,  nämlich 
Brentano  und  seinem  von  ihm  inspirirten  Schüler  Eick.  Sie 
sind  die  lautesten  Rufer  im  Streit  gegen  unsere  Anschauungen, 
und  sie  haben  auch  am  meisten  den  Anspruch  erhoben,  ihre 
Ansichten  durch  Beweise  gestützt  zu  haben. 

Brentano  und,  etwas  weniger  prononcirt,  auch  Fick  sind 
der  Ansicht,  dass  Erbrecht,  Hofrecht  und  Anerbenrecht  gleicher- 
massen  nur  das  Product  wirthschaftlicher  Verhältnisse  sind. 


■“)  Die  Geschichte  der  neueren  Höfegesetze  ini  Einzelnen  zu  geben,  hat 
Verfasser  nicht  für  nUthig  gehalten.  (Tegenüher  der  vorzüglichen  Dar- 
stellung, die  Miaskowski  davon  a.  a.  U.  Bd.  II  S.  i03  ff.  giebt,  könnte 
eine  erneute  Schilderung  sich  auch  nur  darauf  heschräuken  von  jenem  schon 
Gesagtes  zu  wiederholen.  Das  Gleiche  würde  gelten  gegenüber  dem  Aufsatze, 
den  Graf  Chorinsky  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  (Bd.  61 
S.  71  ff.j  über  die  Strömungen  und  Gesetzgobungsversuche  in  Oesterreich 
geliefert  bat. 
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Das  Erbrecht  soll  als  notliwendiges  Complemeiit  des  Eigonthmns 
gleich  diesem  getragen  werden  von  dem  „Bediirfniss  nach 
einer  intensiveren  Widmung  der  Productionsmittel,  der  Sach- 
güter nnd  der  Arbeitskraft  an  dem  Productionszweck“  (Zukunft, 
S.  50R),  von  dem  Gedanken  einer  „pfleglicheren“  Behandlung 
der  zu  Eigenthum  und  Erbgang  überwiesenen  Gegenstände. 
Hofrecht  nnd  Anerbenrecht  dagegen  sollen  beherrscht  weiden 
von  den  öconomischen  Interessen  des  Grundherrn. 

Diese  Art,  alle  Rechtsentwicklung  aus  wirthschaftlichen 
Gesichtspunkten  und  Zweckgedanken  erklären  zu  wollen,  ist  ja 
nicht  neu.  Wir  hatten  schon  öfter  Gelegenheit,  auf  sie  hin- 
zuweisen. Wir  hatten  aber  auch  schon  Gelegenheit,  zu  bemerken, 
dass  sie  kurzsichtig  und  mindestens  einseitig  ist.  Sie  kehrt  das 
Verhältniss  von  Ursache  und  Wirkung  um:  nicht  weil  die 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  eine  bestimmte  Lage  schufen, 
bildete  sich  das  Recht  dementsprechend,  sondern  weil  die  An- 
schauungen des  Volkes  bestimmte  Rechtssätze  geschatfen  hatten, 
formte  sich  danach  die  wirthschaftliche  Lage.  Wir  sind  im 
Stande,  für  diese  Anschaunng  das  Zengniss  einer  schwer- 
wiegenden Autorität  anzurufen,  das  Zengniss  eines  Mannes,  der 
mit  der  genauen  Kenntniss  der  wirthschaftlichen  Zustände  fast 
aller  Zeiten  einen  umfassenden  historischen  Blick  verbindet. 
Kein  geringerer  als  Schmoller  stellt  als  Ergebniss  der 
Lamprecht'schen  Wirthschaftsgeschichte  die  Lehre  hin,’^*)  dass 
am  letzten  Ende  auch  der  Gang  der  wirthschaftlichen  Dinge 
vom  menschlichen  Willen  bestimmt  wird,  dass  die  „äusseren, 
quantitativen  Bedingungen  des  Wirthschaftslebens  theils  selbst 
Producte  menschlicher  Ueberlegung,  politischer,  sittlicher,  recht- 
licher und  socialer  Einrichtungen  sind,  und  dass  sie,  soweit  sie 
es  nicht  sind,  als  Stüsse,  als  Kräfte  wirken,  welche  dem  Wider- 
stand menschlichen  Handelns  begegnen  und  durch  die  Handlungen 
der  Einzelnen  und  der  Gesammtheit  comgirt  werden  können.“ 

Die  Autorität  iSchmollers  würde  aber  nicht  allein  ent- 
scheiden, wenn  sie  nicht  durch  andere  Erwägungen  unterstützt 
würde.  Einmal  sehen  wir,  dass  noch  heute  Gesetze  und  Ge- 
wohnheiten, namentlich  Erbgewohnheiten  auf  wirthschaftliche 
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Dinge  einen  hervorragenden  Einfluss  ausüben,  während  das 
Umgekehrte  nicht  der  Fall  ist.  (Vgl.  unten  §31  f.,  3fi  f.).  Und 
ferner  ist  es  überhaupt  nicht  möglich,  eine  Rechtsordnung  nur 
aus  wirthscbaftlichen  Gründen  zu  erklären.  Gerade  Brentanos 
Aufsatz  über  die  Entwicklung  des  Erbrechts  ist  dafür  ein 
sprechender  Beweis.  Schon  bei  den  ersten  Anfängen  versagen 
ihm  die  wirthschaftlichen  Erklärungen.  So  w'ar  das  erste 
Eigenthum  nach  ihm  das  des  Alanues  an  der  Frau.  Und  wie 
erklärt  er  das?  Er  schreibt:  „Die  Frau  ist  die  Hauptarbeits- 
kraft in  der  AVirthschaft.  Auf  dieser  Entwicklungsstufe  ent- 
steht das  erste  Eigentlium : es  ist  das  des  Mannes  an  der  Frau.“ 
Diese  Beweisführung  enthält,  wie  Brentano  einmal  Gierke 
vorwirft,  einen  Salto  mortale.  Dass  die  Frau  die  Hauptarbeits- 
kraft  gewesen  sei,  ist  allerdings  eine  wirthschaftliche  Erwägung. 
Aber  wie  sich  daraus  die  Entstehung  des  Privateigenthums 
erklärt,  verräth  Brentano  nicht.  Dass  sich  an  einem  Gegen- 
stände, der  Hauptarbeitskraft  oder  Hauptarbeitsmittel  ist,  ohne 
weiteres  Privateigenthum  entwickelt,  nimmt  Brentano  wohl  nicht 
an.  Es  widerspräche  das  auch  der  geschichtlichen  Entwicklung. 
Brentano  selbst  führt  ja  aus,  dass  später  die  wichtigsten  Pro- 
duktionsmittel Vieh  und  Grundbesitz  waren.  Und  doch  hat  es 
auch  nach  ihm  ‘sehr  lange  gedauert,  ehe  sich  ein  Eigenthum  des 
Privatmannes  hieran  ausgebildet  hat.  Dort  führt  er  übrigens  für 
diese  Ausbildung  wirthschaftliche  Erwägungen  an,  nämlich  das  er- 
wähnte Streben  nach  „pfleglicherer“  Behandlung.  Dass  dies  nicht 
Wühl  der  Grund  des  Eigenthums  an  der  Frau  gewesen  sein  kann, 
springt  in  die  Augen.  Es  bleibt  sonach,  wenn  man  nicht  eine 
etwas  idealere  Auft’assuung  auch  des  ältesten  Verhältnisses 
zwischen  Mann  und  Frau  anuehmen  will,  als  Grund  des  Privat- 
eigenthums nur  die  Begehrlichkeit  nach  dem  wichtigen 
Produktionsmittel  übrig,  der  nakte  und  bare  Egoismus.  Der 
Egoismus  ist  nun  aber  eiu  Moment,  dass  zwar  wirthschaftliche 
Wirkungen  haben  kann,  aber  nicht  dem  ökonomischen  Gebiete 
angehört,  sondern  dem  ethischen  und  psychischen. 

Aber  greifen  wir  weiter:  Eine  der  wichtigsten  Aenderungen 
der  ursprünglichen  Rechtsordnung  ist  es  nach  Brentano,  wenn 
die  Flauen  Grundbesitz  zu  Eigenthum  erlangen  und  erben 
können.  Die  Acnderung  soll  cintreten,  sobald  „als  das  Heim- 
fallsrecht an  die  AIarkgenüs.senschaft  aufhört,  und  das  Land, 
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wo  Söhne  fehlen,  auf  die  Töchter  überpeht.“  Und  der  Grund 
dafür?  Brentano  nennt  als  Gründe  „einerseits,  dass  die  Ver- 
edelung durch  Arbeit  gegenüber  den  bloss  natürlichen  Eigen- 
schaften des  Bodens  eine  solche  Bedeutung  erlangt  hat,  dass 
es  nicht  mehr  erträglich  ist,  die  durch  individuelle  Arbeit 
herbeigeführto  Vermehrung  desBodenwerthes  den  kommunistischen 
Ansprüchen  der  Markgenossenschaft  zu  opfern,  andererseits,  dass 
das  Weib  zu  einer  freieren  und  selbstständigen  Stellung  gelangt 
ist“  Schon  der  erste  Theil  dieser  Schlussfolgerung  ist  nicht 
rein  wirthschaftlicher  Natur;  er  bietet  eine  allgemeine  Billig- 
keitserwägung dar,  die  an  die  wirthschaftlichen  Wandlungen 
zw’ar  anknüpft,  aber  doch  nur  äusserlich.  Vor  allem  jedoch  erklärt 
diese  Erwägung  die  Vererbung  an  Frauen  nicht,  sie  kann  nur 
erklären,  warum  das  Gut  nicht  mehr  an  die  Markgenossenschaft 
fällt,  sondern  an  die  Verwandten;  warum  es  aber  unter  den 
Verwandten  nicht  wie  sonst  nur  an  die  männlichen  gegeben 
wird,  sondern  auch  an  die  Frauen,  bleibt  im  Dunkel.  Brentano 
fühlt  das  denn  auch  selbst  und  führt  als  zweiten  Grund  an  die 
allgemein  verbesserte  Stellung  der  Weiber.  Damit  hat  er  aber 
selbst  den  wirthschaftlichen  Boden  verlassen.  Denn  die  bessere 
Stellung  der  Frau  ist  keine  wirthschaftliche,  sondern  eine 
ethische  und  rechtliche  Ei-scheinung.  Sie  ruht  auch  nicht  einmal 
auf  wirthschaftlichen  Gründen.  Brentano  will  uns  zwar  darüber 
hinwegtäuschen,  indem  er  meint,  die  Frau  sei,  sobald  sie  nicht 
mehr  vornehmste  Arbeitskraft  war,  zu  einer  Lebensgefährtin 
geworden.  Allein  das  Schwinden  ihrer  Bedeutung  als  Arbeit.s- 
kraft  zeitigt  noch  nicht  ihre  Stellung  als  Lebensgefährtin. 
Auch  die  Bedeutung  des  Sklaven  als  Arbeitskraft  ist  nach 
Brentano  gesunken,  und  doch  ist  dadurch  nicht  die  Sklaverei 
in  Abgang  gekommen,  sie  ist  vielmehr  erst  sehr  allmählich  aus 
ethischen  Gründen  aufgehoben  worden.  üeberhaupt  ist  bei 
einem  Gegenstände,  der  aus  irgend  einem  Grunde  Privateigen- 
thum geworden  ist,  das  rechtliche  Beharrungsvermögen  stark 
genug,  ihn  auch  nach  Fortfall  jenes  Grundes  in  Privateigentlmm 
festzuhalten,  wenn  nicht  andere  Momente  ihm  eine  neue  Ent- 
wicklung verzeichnen.  Und  so  wäre  auch  die  Frau,  wenn  .sie 
einmal  aus  wirthschaftlichen  Gründen  ins  Eigenthum  des 
Mannes  gerathen  wäre,  darin  auch  nach  dem  Verschwinden 
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jener  verblieben.  Xur  die  sittlichen  und  reclitlichen  An- 
schauungen reichen  ans,  ihi-  eine  andere  Stelle  anzuweisen. 

Auch  sonst  noch  lässt  die  rein  wirthschaltliche  Erklärungs- 
methode Brentano  ini  Stich.  Ist  es  zum  Beisjiiel  ein  wirth- 
schaftliclier  Grund,  wenn  Brentano  das  Erbrecht  am  Lehn  daraus 
herleitet,  erst  sei  die  Ernennung  des  Sohnes  üblich  gewesen, 
dann  sei  das  Recht  geworden?  Ist  es  ferner  eine  wirthschal't- 
liche  Erwägung,  wenn  Brentano  darauf  verweist,  erst  sei  das 
Eand  Pertiuenz  des  Amtes  gewesen,  sjiäter  sei  das  Amt 
Pertinenz  des  Landes  geworden?  Aehnliche  Beispiele  Hessen 
sich  noch  mehr  anfnhren. 

Was  Brentano  aber  wirklich  an  wirthschaftlicheu  Er- 
wägungen Yorbriugt,  ist  auch  etwas  gebrechlich.  Die  Ent- 
stehung des  Privateigenthums  am  Ijande  leitet  er,  wie  andere, 
aus  dem  durch  mehrere  Generationen  ungestört  ausgeübten 
Besitze  her.  Dass  dieser  längere  Besitz  aber  zum  Eigenthum 
führte,  leuchtet  ihm  nur  aus  folgender  Erwägung  ein:  „Wollte 
man  die  Umw’andlung  der  rohen  Katurkraft  in  ein  verbessertes 
Produktionsinstrument  nicht  verhindern,  so  war  die  Voraus- 
setzung, dass  die  Früchte  der  Arbeit  denen  zu  gute  kamen, 
welche  die  Arbeit  geleistet  hatten.“  Also  w'ieder  der  Gedanke 
der  „pfleglicheren“  Behandlung  in  neuer  Wendung.  Dass  aber 
das  Bedürfniss  nach  pfleglicherer  Behandlung  keineswegs  zum 
Privateigenthum  führen  muss,  hätte  Brentano  aus  den  von  ihm 
sonst  so  betonten  irischen  Zuständen  lernen  können.  Die 
dortigen  Agrarverhältnisse  waren  schlecht  genug  und  schrieen 
förmlich  nach  pfleglicherer  Behandlung  und  nach  Privateigen- 
tham,  wie  es  bei  Brentano  selbst  (Zukunft  S.  4Ü7)  zu  lesen 
steht.  Dennoch  hat  sich  das  Privateigen  an  Land  bei  den 
Iren  niemals  herausgebildet,  sondern  es  ist  erst  durch  die 
englische  Eroberung  eingeführt.  Und  doch  hätten  die  Iren 
mehr  als  andere  Arier  Anlass  gehabt,  jenen  Uebergang  aus 
wirthschaftlicheu  Erwägungen  zu  vollziehen.  Denn  sie  hätten 
dies  erst  zu  thun  brauchen  in  Zeiten,  denen  man  wirthschaft- 
liche  Vorbedachtsamkeit  schon  eher  zumuthen  konnte,  und  sie 
hatten  überdies  ringsum  das  Privateigen  bereits  vor  Augen. 

Der  Gedanke  allerdings,  dass  die  Frucht  der  Arbeit  von 
Generationen  deren  Sprösslingen  und  nicht  der  Gesammtheit 
gebühre,  ist  im  Rechte  mächtig  gewesen,  ebenso  wie  das  andere 
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von  Brentano  für  die  weitere  Entwicklung  des  Erbrechts  hcran- 
gezogene  Prinzip,  dass  über  das  erworbene  Gut  eine  freiere 
Verfügung  gerechtfertigt  sei  als  über  das  ererbte.  AVir  hatten 
ja  selbst  schon  Gelegenheit,  anf  diese  Grundsätze  hinzuweisen. 
Allein  beide  Regeln  fnssen  in  der  allgemeinen  Billigkeit  und 
Gerechtigkeit;  es  bedarf  zu  ihrer  Erklärung  keiner  wirthschaft- 
lichen  Gründe.  Im  Gegentheil  solche  erklären  zu  viel  oder  zu 
wenig.  Wenn  nämlich  der  Gedanke,  den  Begünstigten  einen  Ansporn 
zu  gewähren,  der  treibende  für  jene  Rechssätze  gewesen  wäre, 
so  hätten  diese  allgemein  lauten  müssen.  Denn  wenn  überhaupt 
das  Eigenthum  einen  Antrieb  zur  besseren  Behandlung  des 
Bodens  bildet,  so  bildet  es  ihn  schlechthin,  bei  dem  neuen  nicht 
minder  wie  bei  dem  seit  Generationen  besessenen  Lande;  w'enn 
deshalb  dasEigenthnm  zum  Zwecke  des  Ansporns  verliehen  worden 
wäre,  so  hätte  es  nicht  anf  das  Erbland  bescliränkt  werden 
dürfen.  Desgleichen  wirkt  die  Aussicht  auf  freie  Verfügung 
ebenso  aufmunternd  beim  ererbten  w’ie  beim  erworbenen  Gute. 
Es  ist  darum  nicht  ersichtlich,  warum  sie  als  Preis  für  gute 
Wirthschaft  nur  beim  erworbenen  Gute  ausgesetzt  worden  sein  soll. 
Die  einfaclie  Gründung  der  Sätze  auf  Gerechtigkeit  und  Billigkeit 
lässt  ihre  Beschränkung  dagegen  .sehr  wohl  begreifen;  denn  diese 
Momente  wirken  eben  nicht  allgemein,  sondern  nur  entsprechend 
beschränkt.  Die  Beispiele  vollends,  die  Brentano  für  seine  Lehre 
von  der  Entstehungsursache  der  Freiheit  des  erworbenen  Gutes 
beibringt,  sind  historisch  unrichtig.  Die  Selbstständigkeit  des  Haus- 
sohnes hinsichtlich  seines  castrense  und  quasicastrense  peculium 
im  römischen  Recht  ist  nicht  eingeführt,  um  den  Sohn  zu  besseren 
Leistungen  anzuspornen.  Wie  hätte  auch  die  Tüchtigkeit  auf 
militärischem  und  imlitischon  Gebiete  durch  eine  solche  abge- 
legene Begünstigung  in  ganz  anderer  Sphäre  angefeuert  w'erden 
sollen!  Bevorzugung  im  Avancement,  Titel  und  Ehrenzeichen 
hätten  dazu  weit  bessere  Mittel  geliefert,  ^^ein,  die  Sätze  über 
das  castrense  und  quasicastrense  peculium  fliessen  allerdings 
aus  dem  Staatsinteresse,  aber  nur  aus  dem  Interesse  daran, 
dass  der  Beamte  von  niemand  abhängig  ist,  als  vom  Staate, 
und  dass  der  Vater  das  Beamtengehalt  nicht  seiner  Zweck- 
bestimmung entfremden  und  im  eigenen  Nutzen  verwenden  kann. 
Die  schliessliche  Stellung  auch  des  nichtbeamteten  Haus.sohnes 
ist  der  des  beamteten  dann  nur  angeglichen.  Nachdem  nämlich 
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überhaupt  durch  die  Beamten  ein  Beispiel  dafür  gegeben  war, 
dass  es  auch  selbsterw’erbende  Haussühne  geben  könne,  war 
die  überlebte  Stellung  dei-selben  nicht  mehr  zu  halten,  so  uner- 
schütterlich sie  auch  vordem  trotz  ihrer  Herkunft  aus  längst- 
vergangenen Rechtszuständen  geschienen  haben  mochte. 

AVird  man  demnach  der  Art,  wie  Brentano  die  von  ihm 
behauptete  Entwicklung  des  Erbrechts  zu  erklären  sucht,  kaum 
beistimmen  können,  so  ist  es  wohl  auch  erlaubt,  überhaupt  an 
der  Richtigkeit  des  Bildes  zu  zweifeln,  das  er  uns  von  jener 
Entwicklung  entwirft.  Brentano  hat  einem  die  Kritik  hier  ja 
einigermassen  schwer  gemacht  durch  seine  Erklärung,  dass  er 
noch  nicht  die  volle  Begründung  seiner  Ansicht  geben  könne. 
Nun  wir  warten  ihrer,  einstweilen  wird  es  uns  jedenfalls  nicht 
verargt  werden  können,  wenn  wir  bei  unserer  Ansicht  ver- 
hanen.  Das  aber  kann  schon  jetzt  verrathen  w'erden:  wenn 
Brentano  nicht  bessere  Beweise  vorbringt  als  die  Berufung  auf 
die  australischen  Menschenfresser,  als  die  Verweisung  auf  die 
wesentlich  mongolischen  und  durch  den  ewigen  Kampf  mit  einer 
kargen  Natur  ebenso  wie  durch  politische  Schicksale  herab- 
gekommen Ladaks  in  Kaschmir,  oder  als  die  stetige  Bezug- 
nahme auf  die  in  jeder  Weise  entarteten  irischen  Zustände,  so 
wird  ihm  schwerlich  Beifall  ertönen.  Es  muss  überhaupt  ge- 
sagt werden:  Die  vergleichende  Rechtswissenschaft  ist  an  sich 
etwas  durchaus  Berechtigtes,  sie  erweitert  unbestreitbar  unsem 
Gesichtskreis;  aber  gegen  die  heutige  kritiklose  Art,  ihre  Er- 
gebnisse zu  verw’erthen,  gegen  die  Mode,  zusammengelesene 
Rechtsanschauungen  der  Australneger  und  anderer,  auf  gleicher 
Höhe  stehender  Wilden  auf  arische  Institutionen  übertragen  zu 
wollen,  dagegen  muss  der  schärfste  Einspruch  erhoben  werden. 
Die  wirthschaftlichen  Zustände  mögen  — vielleicht  — auch 
einmal  bei  den  Arieni  ähnliche  gewesen  sein.  Aber  ihre  recht- 
liche Gestaltung  ist  als  ein  Produkt  der  Gedankenwelt  abhängig 
von  der  Art,  wie  sich  jene  Zustände  in  dem  Kopfe  der  Be- 
theiligten malen,  abhängig  von  der  ethischen  und  juristischen  Seele, 
die  ihnen  eingehaucht  wird.  Und  dass  hier  die  jetzigen  Herren 
der  Welt  die  wirthschaftlichen  Dinge  je  in  dem  gleichen 
Lichte  gesehen  hätten,  wie  es  heute  die  verkommensten  AVilden 
oder  Halbwilden  thun,  ist  doch  sehr  unwahrscheinlich.  AVir 
wissen  ja  nicht  einmal,  ob  auch  nur  jene  AVilden  immer  die 
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heutigen  Ansichten  gehegt  liabon;  sie  können,  wie  sonst,  auch 
iii  dieser  Beziehung  entartet  sein:  wenn  sic  aber  wirklicli  ihren 
Anschauungen  von  je  angeliangen  haben,  so  ist  es  umgekehrt 
sehr  wahrsclieinlicli,  dass  sie  gerade  darum  von  den  Ariern  über- 
holt sind,  weil  diese  von  Anfang  an  eben  einen  anderen,  besseren 
und  höheren  sittlichen  und  rechtlichen  Massstab  an  die  Dinge  und 
folgeweise  auch  an  sich  selbst  zu  legen  verstanden  haben.  Man 
verschone  uns  darum  mit  den  Rechtsordnungen  stammfremder 
Barbaren,  und  ziehe  zur  Erläuternng  des  Rechts  eines  arischen 
Volkes,  wie  wir  es  oben  gethan  haben,  im  allgemeinen  nur 
Satzungen  anderer  Arier  heran!  Aber  auch  hier  darf  man 
nicht  kritiklos  vorgehcn.  Auch  die  einzelnen  arischen  Stämme 
haben  über  Recht  und  Sitte  verschiedene  Ansichten  gehabt; 
wir  sahen  dies  bei  der  Anft'assung  des  Higenthums.  Jedenfalls 
ist  es  ein  schwerer  Fehler,  wenn  Brentano  die  in  jeder  Be- 
ziehung eigenartigen  Zustände  der  Iren  als  allgemein  gütig 
betrachtet.  Schon  Leist  hat  in  seinen  Werken  auf  den  gleichen 
Fehler  Maine's  treffend  hingewiesen.  In  der  That  findet  sich 
bei  keinem  anderen  arischen  Stamme  eine  gleiche  Be- 
tonung der  Viehzucht  und  demgemäss  eine  gleich  lange  Dauer 
des  halbnomadischen  Zustandes;  bei  keinem  anderen  arischen 
Stamme  findet  sich  zwischen  das  Stammeigentlium  und  das 
Hauseigeuthum  ein  Sondereigenthum  des  Stammeshauiites,  sei 
es  auch  nur  an  Vieh,  eingeschoben;  es  ist  die.ses  sogar  so 
regelwidrig,  dass  mir  seine  Existenz  auch  für  die  Iren  zweifel- 
haft ist;  überall  sonst  nämlich  ist  dei-  Stamm  organisirt  wie 
ein  erweitertes  Haus;  wenn  es  also  an  einem  Sondereigenthum 
des  Hausvorstandes  mangelt,  — und  das  nimmt  Brentano  auch 
bei  den  Iren  in  der  fraglichen  Zeit  nicht  an,  — so  fehlt  es 
auch  an  einem  Sondereigenthum  des  Stanunleiters. 

Wendet  man  diese  kritis<-hen  Grundsätze  auf  die  Entwicklung 
des  Erbrechts  an,  so  wird  man  schwerlich  bei  den  Ariern  und 
am  wenigsten  bei  den  Germanen  ein  anfängliches  l’rivateigenthum 
au  der  Frau  behaujiten.  Was  die  Australneger  darüber  denken, 
ist  dcann  ganz  gleichgiltig.  Wenn  abei’  schon  die  Wilden 
entscheiden  sollen,  so  hätte  Bientanv  doch  auch  die  bei 
uncultivirten  Völkern  so  verbreitete  Sitte  des  Mutterrechts 
berücksichtigen  müssen,  die  allerdings  vom  Eigenthum  des 
Mannes  an  der  Frau  das  ungefähre  Gegentheil  bedeutet.  Er 
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liäUe  aber  vor  Allem  Anlass  gehabt,  seinen  Blick  auf  die 
Weddas  in  Ceylon  zu  richten;  denn  diese  bilden  wenigstens  die 
Stammform  auch  der  arischen  Rasse.''*^'’)  Hier  findet  sich  nun 
zwar  Monogamie  und  bausherrliche  Gewalt,  aber  diese  stellt 
sich  nicht  als  reines  Privateigenthum  dar,  und  sie  ruht  auch 
nicht  auf  dem  Grunde  der  Ausnutzung  der  Frau  als  Haupt- 
productionsinittel  — denn  von  Production  ist  in  dem  streifenden 
Waldleben,  welches  die  Weddas  unter  dem  glücklichen  Himmel 
von  Ceylon  führen,  überhaupt  nicht  die  Rede  — sondern  sie  wird 
verui-sacht  und  beherrscht  von  dem  schon  in  der  Thierwelt  viel- 
fach wirksamen,  mächtigen  ethischen  Momente  der  Zuneigung  zu 
Gattin  und  Nachkommenschaft;  vielleicht  könnte  man  es  auch 
Eifersucht  nennen.  Jedenfalls  ist  es  der,  auch  von  den  wirklichen 
Ai'iern  zu  allen  Zeiten  betonte,  Grundsatz,  man  solle  sein  Weib 
vor  jedem  Andern  behüten,  w'eil  man  doch  nur  eigene  Kinder 
haben  wolle. 

Es  finden  sich  denn  auch  bei  den  reinen  Ariern  nirgends 
Spuren,  welche  auf  eine  völlig  gleiche  Behandlung  der  Rechte 
an  der  Ehefrau  mit  dem  Eigenthum  an  Vieh  und  am  Sclaven 
deuten,  so  dass  z.  B.  auch  bei  der  Frau  eine  Vererbung 
zulässig  gewesen  wäre.  Das  Gegentheil,  das  von  den  halb- 
mongolischen, degenerirten  Ladaks  aus  heutiger  Zeit  berichtet 
wild,  ist  für  allgemein-arische  Anfangszustände  nicht  beweisend. 
Ebenso  fällt  die  gleiche  Bew'erthung  einer  Frau  und  dreier  Kühe 
bei  den  Iren  nicht  ins  Gewicht.  Auch  der  Mann  hat  ja  überall 
seinen  Preis,  später  in  Geld,  früher  wahrscheinlich  auch  in 
Vieh,  und  doch  hat  er  sicher  in  Niemands  Eigenthum  gestanden. 
Besser  als  hierauf  hätte  deshalb  Brentano  auf  die  Röm^r  ver- 
weisen können:  denn  wenn  auch  diese  nicht  bis  zur  Vererbung 
der  Frau  gehen,  so  behandeln  sie  doch  die  Rechte  an  der  Frau 
in  ziemlich  weitgehendem  Grade  nach  den  Regeln  des  Privat- 
eigenthums. Allein  dies  ist,  wie  schon  Leist  dargethan  hat,  eine 
spätere  particnlar  römische  Jlissbildung,  der  gegenüber  sich  die 
alten  Vorschriften  als  sacrales  Recht  behauptet  haben.  Jedenfalls 
habim  die  Germanen  eine  ähnliche  Entwicklung  nicht  durch- 
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gemacht.  Brentano  glaubt  zwar  in  der  Nachriclit  des  Tacitns, 
es  seien  bei  den  Deutsclien  die  Aecker  meist  von  weiblicher 
Hand  bestellt  worden,  einen  Beweis  dafür  .gefunden  zu  haben, 
dass  die  Frauen  dort  die  Hauiitarbeitskrafl  waren,  und  dieser 
Umstand  ist  ihm  weiter  dafür  enfscheidend,  dass  sie  auch  iui 
Privateigenthum  standen.  Indessen,  auch  wenn  sie  damals  den 
Acker  bestellten,  so  stellten  sie  darum  noch  nicht  die  einzige 
wesentliche  Arbeitskraft  vor;  denn  .Jagd  und  Fischeiei,  die 
naturgemäss  den  Mann  beschäftigten,  waren  zu  jener  Zeit  noch 
ebenso  wichtige  Unterhaltsiiuellen.  Ausserdem  berichtet  dei- 
selbe  Tacitus,  dass  die  freien  Jlänner  meist  auch  noch  unfreie 
Knechte  und  Mägde  hatten,  welche  den  Acker  bestellten,  so 
dass  sich  die  Ackerarbeit  der  Hausfrau  vielfach  auf  eine  Art 
Oberleitung  beschränkt  zu  haben  scheint.  Selbst  wenn  aber  die 
Frau  wirklich  die  Hauiitarbcitskraft  gewesen  wäre,  so  hätte  sie 
darum  doch  noch  niclit  im  Eigent  hum  des  Mannes  gestanden: 
denn  dem  wider-sprechen  die  zahlreieheu  anderen,  allgemein 
bekannten  Stellen  des  Tacitus  über  das  hohe  Ansehen  der  Frau 
bei  den  Germanen  und  über  ihre  Stellung  als  Genossin  des 
Mannes. 

Nach  alledem  wird  man  den  Ausführungen  Bi'ent.ano's  über 
die  Entstehung  des  Erbrechts  der  Freien  weder  im  Ausgangs- 
punkte vom  Eigenthunie  an  der  Ehefrau  noch  im  weiteren  Ver- 
laufe bei  der  Verallgemeinerung  irischer  Verhältnisse  beitreten. 
Nicht  minder  anfechtbar  sind  aber  seine  und  Fick's  Darlegungen 
über  das  Hofrecht. 

Schon  die  allgemeine  Geschichte  des  Hofrechls,  wie  sic 
Brentano  giebt,  ist  irrig  und  veraltet.  Brentano  sieht  den 
Ursiu'ung  des  Hofrechts  allein  in  der  Sclaverei  und  Unfreiheit. 
Um  nämlich  den  Sclaveu  zu  besserer  Bodenbehandlung  zu  ver- 
anlassen, soll  der  Herr  genötliigt  gewesen  sein,  ihm  successive 
immer  gi-ös.sere  Rechte  zu  gewähren.  Diese  Entwicklung  soll 
sich  schon  im  römischen  Reclit  verfolgen  lassen  und  sicli  im 
deutschen  nur  fortgesetzt  haben.  Nach  Brentano  ist  deshalb  die 
Geschichte  des  Hofrechts  nur  die  Geschichte  des  allmählichen 
Vordringens  des  römischen  Latilündinms,  und  weil  das  Hofrecht 
vom  Sclavenrechte  ausgeht,  deshalb  ist  es  nur  der  Au.sdruck  ,des 
den  Abhängigen  auferlegten  Willens  eines  Henn“.  (Zukunft. 
S.  504  und  503,  S.  447.) 
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Wenn  man  diese  Sätze  über  das  Wurzeln  des  Hofreclits 
im  Sdavenrechte  liest,  so  fühlt  inan  sich  unwillkürlich  in  die 
oben  gekennzeichneten  Zeiten  zurückversetzt,  wo  Ludwig,  Strvck 
nnd  Struben  lehrten.  Die  Schilderung  über  das  allmähliche 
Aufsteigen  des  Sclaven  zum  Bauern  könnte  recht  wohl  aus  den 
Darlegungen  jener  über  die  Besserstellung  der  , serviles“ 
entnommen  sein.  Es  ist  überhaupt,  als  ob  die  Untersuchungen 
der  letzten  30  Jahre  über  das  Hofrecht  nicht  e.xistirten, 
als  ob  namentlich  Lamprecht  und  Brunner  niemals  ge- 
schrieben hätten.  Wenn  man  die  Brunner'schen  Aufsätze 
über  „mithio  und  sperantes“,  wenn  man  seine  Rechtsgeschichte 
liest,  wenn  man  hört,  wie  viele  vollfreie  Männer  ihr  (lut  einem 
Mächtigen  auftrugen,  um  cs  mit  sammt  seinem  Schutz  zurück- 
zuempfangen und  wie  dies  erst  allmählich  eine  Verminderung 
ihrer  Freiheit  herbeiführte,  so  geht  es  doch  nicht  an,  zu  sagen, 
das  Hofrecht  sei  allein  von  Sclaven  ausgegangen,  denen  ihr 
Herr  ein  Gütchen  überlassen  habe.  Es  haben  ebensoviel,  ja 
es  haben  vielleicht  mehr  Freie  den  Stamm  der  hofhörigen  Leute 
geliefert.  Und  wenn  man  dann  weiter  die  Fülle  von  deutsch- 
rechtlichen  Leihe  und  Abhängigkeits -Verhältnissen  überschaut, 
die  Brunner  als  die  Ausgang.spunkte  hofrechtlicher  Gebundenheit 
hinstellt,  so  wird  man  die  Herleitung  des  Hofrechts  aus  dem 
römischen  Colonatrechte  nur  als  phantasievolle  Uebertreibung 
betrachten  können,  ganz  abgesehen  davon,  dass  namhafte  Kenner 
des  römischen  Rechts  auch  das  dort  vorhandene,  übrigens  nicht 
eben  „ausgebildete“  Colonatrecht  auf  die  .spätere  Durchsetzung 
des  römischen  Reiches  mit  Barbaren  und  namentlich  mit 
Germanen  zurückführen  wollen.  Das  deutsche  Hofrecht  ist 
demnach  weder  ein  römischer  Eindringling,  noch  ist  es  lediglich 
das  Product  des  Herrenwillens,  der  rechtlose  Sclaven 
mit  berechnender  Gnade  bedachte.  Es  ist  mindestens  in 
demselben  Grade  geschaffen  und  gewandelt  durch  den  Willen 
der  Männer,  die  ihm  unterstanden  und  die  zum  grossen  Theil 
einst  ganz  frei  gewesen  waren,  und  es  ist,  wie  wir  wiederholt 
bemerken  konnten,  gerade  darum  oft  in  wunderbarer  Weise  mit 
den  Gedanken  des  Landrechts  befruchtet  worden.  Mit  Recht 
legt  deshalb  Schmoller  auch  hier  nicht  auf  die  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  das  Hauptgewicht,  und  mit  Recht  schreibt  er  dem 
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sonst  so  betonten  Interesse  des  Grundherrn nur  eine  massige 
Wirkung  zu,  wenn  er  aus  den  einschlägigen  Untersuchungen 
Laniprcclit's  mit  den  Worten  das  Ergebniss  zieht:  ^Das  Auf- 

steigen der  Bauern  und  der  Tagelöhner  bis  ins  14.  Jahrhundert 
wäre  nicht  möglich  gewesen,  trotz  Bodenüberfluss  und  Preisver- 
hältnissen, wenn  nicht  eine  sociale  und  sittliche  Geschichte, 
die  nach  Jahrtausenden  zählt,  der  Macht  der  Aristokratie 
feste  Schranken  gesetzt  hätte,  wenn  nicht  dem  Rechts- 
bewustsein  der  germanischen  Völker  der  Gedanke 
entsprungen  wäre,  dass  die  Pflichten  der  Hörigen  im  genossen- 
schaftlichen Hofding  durch  Weisthümer  festzustellen  seien.“ 

AVas  nun  im  Besonderen  die  Entwicklung  der  Einzelerbfolge 
im  Hofrecht  anlangt,  so  befinden  ja  wir  uns  hier  im  vollen 
Gegensatz  zu  Brentano  und  seinem  Schüler;  aber  auch  ganz 
unbefangene  Beobachter  werden  bei  der  Brentano'schen  Tlieorie 
auf  zahlreiche  Bedenken  stos.sen.  Zunächst  hat  Brentano  sich 
wiederholt  darauf  etwas  zu  Gute  gethan,  dass  er  und  sein 
Schüler  Fick  den  Nachweis  geliefert  hätten,  es  sei  „auch  unter 
dem  Hofrecht,  das  <len  ungetheilten  Uebergang  der  Bauergüter 
auf  einen  Erben  einfiihrte,  das  gleiche  Erbrecht  aller  Kinder 
des  Bauern  in  Bayern  unentwegt  festgehalten  worden“.  (Zukunft, 
S.  448.) 


J I)a.ss  dies  tiitercsän  auch  iii  älterer  Zeit  übrigens  je  in  der  Weise  be- 
thätigt  worden  wäre,  dass  die  Herrn  dem  Hauer  Erleicliterungcn  gewährt 
hätten,  nni  ihn  zn  .jith'glicherer“  Hoden- Helmndlung  zu  veranlassen,  (Znkunl't 
,S.  üO.ö)  darf  billig  hezweil'elt  weiden.  Die  eigenen  Mittlieilungen  Hrentanos 
unil  Ficks  über  d.is  Verhalten  der  tiutsliemi  im  is.  .Jahrhundert,  über  ihr 
alleinige.s  Hestreben  die  Mortuarien  und  Laudeinien.  die  Hpanudienste  und 
dgl.  stet»  zu  vergrilsscrn,  zeigen,  dass  die  (iutsherrn  liir  weitschanende 
Wirthschaftspolitik  gar  kein  Verständniss  hatten  und  immer  nur  den 
nächsten  Erfolg  sahen.  Das  von  Hrentano  angezogene  Gutachten  der  Kaninier- 
räthe  Albrechts  V.  von  Hävern  beweist  hiergegen  nichts.  Denn  cs  stammt  aus 
dem  Uelormationsjabrhnnileri,  des.sen  »irthschaftliche  Verhältnisse,  wie  wir 
bereits  bemerkten,  sclion  sehr  modern  waren  und  demnach  zur  Erklärung  anderer 
Zeilen  nicht  wohl  berangezogen  werden  künneu;  ja  es  .stammt  überdies 
noch  von  wirthscliaftlich  besonders  geschulten  Küpfeu  jenes  .lahrhunderts 
beweist  also  nicht  einmal  für  die  damaligen  allgemeinen  Anschauungen 
etwas.  Ebensowenig  beweisend  ist  es  natürlich,  wenn  in  unserem  .lahrhundert 
den  Hauern  die  volle  Freiheit  aus  wirlbschaftlichen  Gründen  gewährt  ist. 
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'Wenn  Brentano  liier  unter  „gleichem  Erbrecht“  nur  ver- 
lieht, dass  an  sich  alle  Kinder  ein  Anrecht  auf  die  gesainmte 
Erbschaft  haben,  welches  aber  nicht  durch  formell  gleiche 
Theilung  des  Civihverthes  verwirklicht  wird,  sondern  durch 
Abfindung  der  nichtantretcnden  Geschwister  nach  einem 
niedrigeren  Schätzungspreise,  so  hat  er  diese  Praxis  allerdings 
belegt.  Er  hat  jedoch  damit  gar  nichts  Neues  gesagt.  Schon 
längst  wusste  man,  dass  nach  gemeinem  Rechte  alle  Bauern- 
kinder auch  auf  das  Grundvermögen  ein  Anrecht  haben  und 
dass  die  Abfindung  demgemäss  nicht  nur  aus  dem  Allod  erfolgt. 
Auch  wir  haben  dies  oben  besonders  hervorgehoben.  Wenn 
aber  Brentano  mit  dem  „gleichen  Erbrecht“  die  gleiche  Theilung 
in  natura  oder  civiliter  meint,  so  steht  es  mit  ihrem  Nachweis  sehr 
schwach.  Der  Verfasser  dieser  Schrift  kann  wohl  sagen,  dass  er  mit 
Eifer  und  heissem  Bemühen  nach  jenem  Beweise  bei  Brentano  und 
Fick  gesucht  hat.  Er  hat  jedoch  über  die  nie  bestrittene,  antängliche 
gleiche  Theilung  im  Landrechte  zwar  viele  überflüssige  Aus- 
führungen gelesen,  über  die  gleiche  Theilung  im  Hofrechte  aber 
hat  er  nur  eine  einzige  Stelle  auftinden  köniieu.  Sie  steht  bei  Fick, 
S.  23  und  besagt,  dass  auch  bei  dem  bayrischen  „Leibrechter“, 
dem  das  Gut  überhaupt  nicht  zu  Erbrecht  gehörte,  „das  Streben 
nach  Gleichstellung  aller  Kinder  so  mächtig“  gewesen  sei,  „da.ss 
der  neue  Leibrechter  seinen  Geschwistern  Abfindungen  zu  ge- 
währen pflegte,  die,  wie  aus  einer  Stelle  bei  Rottmanner  hervor- 
geht, sich  auf  die  volle  Höhe  ihres  Kopfiheiles  beliefen“.  Also 
eine  einzige  verlorene  Aeusserung  Rottmanner's  soll  entscheidend 
sein  gegenüber  alle  den  anderen  zahlreichen,  von  Brentano 
und  Fick  selbst  nicht  geleugneten  Nachrichten,  welche  von  der 
Theilung  eines  billigeren  Merl  lies  sprechen,  und  gegenüber  der 
noch  heute  nur  jenen  Werth  vertheilenden  Praxis!  Und  noch  dazu 
eine  Aeusserung  Rottmanner's!  Wir  berühren  damit  einen  der 
wundesten  Punkte  der  Brentano -Fick'schen  Beweisführung. 
Fast  ihre  ganze  Darstellung  der  früheren  gruiulherrlichen  Praxis 
fusst  auf  Schriften  eben  jenes  Rotlmanner  und  vornehndich  auf 
dessen  „Unterricht  eines  alten  Beamten  an  junge  Beamte“.  Das 
Alles  aber  sind  Streitschriften,  welche  die  Verhältnisse  einseitig, 
verzerrt  und  übertrieben  darstellen,  eine  „beissende  Satire“,  wie 
sie  F’ick  selbst  nennt.  SchrotY  widerspricht  es  aber  allen  Grund- 
sätzen der  historischen  Kritik,  derartige  Streitschriften  als 
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zuverlässige  Erkenntnissquellen  für  frühere  Zustände  zu  benutzen. 
Was  würde  wolil  Brentano  dazu  sagen,  wenn  man  die  heutige 
bäuerliche  Lage  nur  nach  den  Reden  einiger  agrarischer 
Agitatoien  ermessen  oder  wenn  man  die  Verhältnisse  der  Fabrik- 
arbeiter nur  nach  den  Brandschriften  einiger  Socialdemokraten 
beurtheilen  w'ollte! 

Und  wie  schwächlich  ist  nun  die  Construction,  welche 
Brentano  und  Fick  von  der  Entstehung  des  Anerbenrechts  auf 
Grund  jener  Quellen  geben!  Die  ungetheilte  Vererbung  soll 
nach  ihnen  erwachsen  sein  sowohl  aus  dem  Interesse  des 
Staates  an  der  Geschlossenheit  der  Höfe  zwecks  Vermeidung 
von  Veränderungen  des  Steuercatastere,  wie  aus  dem  Interesse 
der  Grundhorren,  welches  einmal  dahin  ging,  die  Höfe  für  die 
Frohndienste  leistungsfähig  und  darum  möglichst  gross  zu  er- 
halten, und  welches  zweitens  nach  recht  viel  Ijandemien  strebte, 
deren  sich  bei  ungetheilter  Uebergabe  mehr  berechnen  lic.ssen 
als  bei  Theilung.  Wir  haben  schon  Eingangs  dargethan,  dass 
diese  ja  nicht  neue  Ansicht,  welche  die  ungetheilte  Vererbung 
aus  der  rechtlichen  Geschlossenheit  des  Gutes  herleitet,  auch 
für  Baj  ern  nicht  zureicht,  indem  auch  in  Bayern  die  ungetheilte 
Uebergabe  älter  ist,  als  die  ersten  Theilungsverbote;  wir  haben 
ferner  bereits  betont,  dass  insbesondere  die  gutsherrlichen 
Interessen  zur  Erklärung  des  Anerbenrechts  schon  darum  nicht 
genügen,  weil  das  Anerbenrecht  auch  auf  freien  Gütern  gilt, 
und  umgekehrt  sich  nicht  auf  allen  herrschaftlichen  findet. 
(Vgl.  auch  Sering  bei  Schinoller,  Jahrbuch  de  1896,  S.  222.) 
Wir  wollen  aber  hinsichtlich  des  Interesses  der  Grundherren 
an  den  Frohndiensten  noch  bemerken,  dass  diese  auch  für  die 
Theilung  sprechen  konnten;  denn  auch  nach  bayrischem  Rechte 
leistete  jeder  Naturaltheil  des  Gutes  selbstständig  die  ganzen 
Scharwerke,  die  vordem  auf  einem  Gute  gelastet  hatten;  der 
GutsheiT  bekam  also  durch  die  Theilung  mehr  Frohnpflichtige, 
als  vorher.  In  Oesteri-eich  haben  denn  auch  diese  Erwägungen 
nicht  zu  einer  thcilungsfeindlichen,  sondera  zu  einer  theilungs- 
freundlichen  Politik  der  Gutsherren  geführt.  (Vgl.  Grünberg 
S.  ;il). 

Die  niedrige  Schätzung  des  Gutes  ferner  und  die  niedrige 
Bemessung  der  Abfindungen  soll  fliessen  einmal  aus  dem  Be- 
streben der  Bauern,  durch  mässige  Bewerthungen  Landemien 
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zn  sparenv  und  dann  aus  dem  Wunsche  der  Herren,  das  Gut 
möglichst  schuldenfrei  zn  erhalten. 

Auch  diese  Erklärung  verfängt  nicht  für  die  niedrigere 
Bewerthung  im  Landrechte.  Brentano  und  Fick  leugnen  sie 
zwar  dort,  aber  ihr  Isachweis,  dass  Theil  III,  Cap.  1,  § 14 
des  bayrischen  Ijaudrechts  jene  niedrigere  Bewerthung  nicht 
aasspreche  (Brentano,  Vorwort  S.  XVIII),  ist  gänzlich  verfehlt. 
Die  Stelle  bestimmt  ausdrücklich,  dass  der  Gutsübernehmer  nur 
einen  „leidentlichen“  Anschlag  zu  zahlen  habe,  und  an  diesem 
Worte  „leidentlich“  scheitern  alle  eiitgegenstehenden  Be- 
hauptungen; Brentano  beweist  das  selbst  am  Besten  dadurch, 
dass  er  das  Wort  „leidentlich“  einfach  ignoriit.*^)  Die  Er- 
klärung Brentano’s  enthält  aber  ferner  insofern  einen  Wider- 
spruch mit  seinen  sonstigen  Annahmen,  als  es  doch,  worauf 
schon  Sering  (a.  a.  O.)  hingewiesen  hat,  merkwürdig  scheinen 
muss,  dass  sonst  überall  das  Interesse  der  Grundhenen  an  der 
Erhöhung  der  Laudemien  sich  dnrehgesetzt  haben  soll,  hier  aber 
das  Bestreben  der  Bauern,  solche  zu  sparen.  Das  Interesse 
der  Grundherren  an  den  Besitzwechselabgaben  durchkreuzt  aber 
noch  in  einer  anderen  Weise  Brentano’s  Ausführungen;  es 
musste  doch  bei  dem  Wachsen  der  Abgaben  mit  der  Hohe 
des  Preises  die  Herrschaften  zu  einer  möglichst  hohen  Ein- 
schätzung des  Gutes  drängen,  und  hat  sie  auch,  wie  Brentano 
selbst  ausführt  und  wie  Grünberg  aus  Oesterreich  berichtet, 
dazu  angetrieben.  Andererseits  sollen  aber  die  Grundherren 
auch  nach  Brentano  wiederum  niedrige  Abfindungen  begünstigt 
haben.  Diese  Tendenz  konnten  sie  aber  nicht  anders  denn  durch 
niedrige  Gutsschätzung  in  Thaten  umsetzen,  da  nach  Breutauo 
selber  die  Abfindung  in  Bayern  einen  Theil  des  angenonimeneu 
Butswerthes  bildete,  niedrige  Abfindungen  also  nur  bei  niedrigem 
fiutswerth  möglich  waren.  Sonach  liefen  die  Bestrebungen  der 


Dass  es  sich  bei  dieser  Verordnung  des  Codex  nicht  etwa  um  ein 
nagelneues  Uesetz,  souderii  um  Uebeniahme  alten  Brauches  handelte,  ist 
nach  (len  VVahriiehmungeu  aus  anderen  Theilen  Bayerns  und  Deutschlands 
tchen  an  sich  wahrscheinlich,  wird  aber  auch  erwiesen  dadurch,  dass  schon 
tu  den  Zeiten  der  Puiizeiordnung  von  lOIö  die  mit  solcher  Schätzung 
immer  verknüpfte  Gutsübergabe  allgemeiner  Brauch  war.  (V’gl-  oben 
Anm.  15  a.) 
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Giitslierren  sich  selbst  entgegen:  es  ist  deshalb  nicht  wohl 
glaublich,  dass  so  schwankende  Tendenzen  ein  so  folgerechtes 
und  weitverbreitetes  Institut  wie  das  Anerbenrecht  geschaften 
haben. 

Nach  alledem  war  es  wohl  berechtigt,  wenn  w'ir  Eingangs 
behani)teten,  die  üntheilbarkeit  und  das  gutsherrliche  Interesse 
hätten  zur  Erhaltung  des  Anerbenrechts  zwar  manches  gethan, 
es  wohl  auch  stellenweis  neu  hervorgetrieben,  aber  es  aus  ihnen 
allein  und  überall  ableiten  zu  wollen,  sei  nicht  nur  einseitig, 
sondem  unmöglich.  Bis  uns  deshalb  etwas  Besseres  geboten 
wird,  dürfen  wir  getrost  an  unserer  Deutung  festhalten,  welche 
für  ein  einheitliches  und  grosses  Institut  im  Hauseigenthume 
und  in  der  Art  seiner  Lösung  eine  gro.s.se  und  einheitliche 
Grundlage  findet,  welche  die  Einzelerbfolge  im  Hofrechte  wie 
im  Landrechte,  bei  freien  und  bei  unfreien  Gütern  erklärt, 
welche  das  friedliche  Beieinander  von  Theilung  und  ungetheilter 
Vererbung  durch  Vorführung  der  vermittelnden  Glieder  begreifen 
lässt,  welche  selbst  von  unseren  Gegnern  bei  der  Ableitung  des 
Minorates  herangezogen  werden  muss,  welche  endlich  die  Rechte 
der  antretenden  und  der  weichenden  Geschwister  in  einer  ver- 
söhuendeu  Weise  abmisst. 

Entspringt  das  Ancrbenrccht  aber  dem  Hauseigenthume, 
so  hat  man  auch  mit  Recht  es  als  ein  germanisches  Institut 
bezeichnet  und  es  in  einen  Gegensatz  zum  römischen  Erbrechte 
gebracht.  Allerdings  könnte  man  dem  entgegeuhalten,  auch  das 
römische  Recht  habe  einst  nach  unseien  eigenen  Ansführnngeu 
das  Hauseigenthum  gekannt.  Allein  dann  müsste  man  folge- 
richtig auch  dazu  gelangen,  überhaupt  alle  nationalen  Rechts- 
priucipien  unter  den  Ariern  zu  leugnen.  Denn  fast  alle  grossen 
Rechtsgedauken  sind  nicht  in  den  Stammrechten  neu  erzeugt 
worden,  sondern  wurzeln  bereits  im  arischen  Urrechte.  Für  die 
Nationalität  eines  Satzes  ist  deshalb  nicht  sein  erster  Ursprung 
massgebend  — denn  dann  gäbe  es  überhaupt  keine  germanischen, 
römischen  oder  slavischen  Rechtsgrundsätze,  sondern  nur 
arische  — , sondern  es  entscheidet  die  Aufnahme,  die  ein  Satz 
in  einem  Rechte  gefunden  hat,  die  Art,  in  der  er  bewahrt 
worden  ist,  der  Eifer,  den  man  seiner  Pflege  und  Ausgestaltung 
gewidmet  hat.  Das  römische  Recht,  wenigstens  das  ofticielle, 
von  dem  hier  gesprochen  wird,  hat  nun  das  Hauseigenthum 
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schon  Irüli  als  Rechtssatz  und  als  Rochtspi  incip  verworfen. 
Das  deutsche  Recht  hat  es  lange  als  Rechtssatz  behalten,  es 
aber  vor  Allem  als  Rechtsprincip  gehegt  und  aus  ihm  die  ver- 
schiedensten Einrichtungen  entwickelt,  ja,  es  hat  es  als  solches, 
wie  wir  sahen,  noch  heute.  Wenn  überhaupt  je,  so  kann  man 
darum  hier  sagen,  das  von  den  Vätern  Eierbte  sei  zu  eigenem 
Be.sitze  erworben,  man  darf  behaupten,  das  Hauseigeii- 
thum  sei  ein  germanischer  Rechtsgedanke  geworden.  Was 
aus  ihm  fliesst,  ist  darum  germauisch  und  ruht  auf  einem 
Gninde,  dem  das  römische  Recht  sogar  feindlich  ist. 
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Dogmatischer  Theil. 

§ 15. 

Unter  Anerbemecht  verstellt  man  zweierlei: 

Zunächst  objectiv  den  Inbegriff  aller  der  Xormen,  die  von 
der  Einzelerbfolge  in  ein  Bauerngut  handeln.  Alsdann  subjektiv 
den  Anspruch  des  Anerben  auf  das  Hofgut.  Diese  beiden  Be- 
griffe werden  wir  immer  auseinander  halten  müssen,  z.  B.  schon 
bei  der  Prüfung  der  rechtlichen  Natur  des  Anerbenrechts. 

Was  zunächst  die  Frage  anlangt,  als  w'as  das  objektive 
Anerbenrecht  rechtlich  zu  characterisiren  ist,  so  kann  nicht 
zweifelhaft  sein,  dass  ihm  beim  Privatrecht  unter  den  Erbrechts- 
normen sein  Platz  angewiesen  werden  muss ; Schwanken  jedoch 
kann  man  darüber,  ob  man  es  als  Sonderrecht  bezeichnen  soll. 

Aus  unserer  obigen  historischen  Darlegung  erhellt,  da.ss 
ursprünglich  die  noch  heute  über  die  Bauern erbfolge  be- 
stimmenden Grundsätze  keineswegs  ein  Sonderrecht  bildeten, 
sondern  als  die  Gedanken  des  Hauseigenthums  und  der  Ab- 
schichtung ans  der  Were  zu  den  Grund-  und  Ecksteinen  des 
gesammten  Rechtsbaues  zählten.  Sie  machten  einen  Theil  der 
Erbrechtsregeln  überhaupt  aus,  denen  nicht  nur  die  Vererbung 
der  Bauerngüter,  sondern  jeder  Erbfall  unterlag.  Ein  Zwiespalt 
mit  dem  gewöhnlichen  Erbgange  trat  erst  ein,  als  dieser  nach 
den  römischen  Prinzipien  und  nicht  mehr  auf  Grund  der  alt- 
deutschen Auffassung  erfolgte,  dass  das  Vermögen  schon  bei 
Lebzeiten  des  Erblassers  den  Erben  mitgehöre.  Mit  der  Er- 
hebung des  römischen  Rechts  zum  herrschenden,  namentlich  auf 
dem  Gebiete  des  Erbrechts,  wurde  die  bäuerliche  Vererbung 
nun  immer  mehr  zur  Singularität.  Gleichwohl  kann  man  sie 
kaum  als  ein  Sonderrecht  bezeichnen,  wenn  man  an  dessen 
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jUengem  gemeinreclitliclieu  Begiiffe  festhält,  nach  welchem 
ein  solches  coutra  ratioiiem  iuris  eingeführt  sein  muss.  Denn 
der  bäuerliche  Erbgang  ist  zwar  seinem  Umfange  nach  nur 
ein  kleiner  Theil  des  Rechts  geworden,  das  er  früher  fast  ganz 
beherrscht  hatte,  aber  er  widerspricht  nicht  dessen  Prinzipien. 
Denn  wenn  er  auch  mit  den  römischen  Prinzipien  des  Erbrechts 
sich  nicht  in  Einklang  bringen  lässt,  so  ist  er  doch  durchaus 
gemäss  den  obersten  Sätzen  des  deutschen  Rechts,  wie  sie  noch 
heute  fortleben,  unvernichtbar  trotz  aller  Wandlungen  der  Jahr- 
hunderte; und  das  deutsche  Recht  gilt  doch  noch  immer  mit 
dem  römischen  als  gleichen  Ranges:  was  sich  ihm  einfügt,  kann 
also  nicht  contra  rationem  iuris  sein. 

Wenn  man  aber  davon  ausgeht,  dass  das  bäuerliche  Erb- 
recht doch  den  son.stigen  Erbrechtsgrundsätzen,  welche  ja  nun 
einmal  römische  sind,  zweifellos  nicht  eingepasst  zu  werden 
vermag,  so  kann  man  es  wohl  zu  den  Sonderrechtsgebieten 
weisen.  Dann  aber  bleibt  immer  noch  unentschieden,  ob  es  ein 
sachliches  oder  ein  persönliches  Sonderrecht  ist. 

Frommhold  a.  a.  0.  will  hier  zwischen  dem  Anerbenrecht 
in  den  früheren  und  den  jetzigen  Zeiten  unterscheiden.  Das 
jetzige  hält  er  für  sachliches  Sonderrecht,  das  ältere  aber  für 
ein  pei-sönliches,  nämlich  für  ein  Sonderrecht  des  Bauernstandes. 
Zwar  habe  es  auch  schon  die  alte  Theorie  als  ein  Recht  der 
Bauerngüter  behandelt;  aber  da  Bauerngüter  nur  von  Bauern 
hätten  besessen  werden  können,  „so“,  meint  Frommhold  „war 
in  praxi  damit  dasselbe  Resultat  erreicht,  und  wir  greifen 
gewiss  nicht  fehl,  w'enn  wir  das  ältere  Anerbeurecht  überhaupt 
bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  als  das  besondere  Recht 
eines  bestimmten  Standes  bezeichnen.“ 

Dieser  Beweisführung  kann  nicht  beigeptlichtet  werden. 
Die  Grundsätze,  W'elche  die  Bauernerblölge  beherrschen,  fanden 
ursprünglich,  wie  wir  sahen,  allgemeine  Anwendung;  als  dies  nicht 
mehr  der  Fall  war,  wurde  ihr  Geltungsgebiet  von  Anfang 
an  durch  bestimmte  Güter,  nie  durch  bestimmte  Personen  be- 
grenzt. Man  beachte  nur  die  Ausdrucksweise  der  Weisthümer. 
Es  heisst  dort  stets:  „Dies  Gut  wird  nach  altem  Herkommen 
so  und  so  vererbt“;  oder:  „Die  Güter  unserer  Dorfmark 
unterliegen  folgendem  Brauche“;  oder:  „es  ist  in  unserer 
Herrschaft  Recht“  (d.  h.  für  die  Güter  die  darin  liegen),  „dass 

V*  Oultsi^y  UruaUerbreoht.  11 
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der  oder  jener  Erbe  wird,“  etc.  Ein  anderes  widerspräche 
auch  der  gerade  im  mittelalterlichen  Banernrechte  so  stark 
hervortretenden  Tendenz,  alle  Rechtsverhältnisse  dinglich  zu 
verfestigen.  Das  ging  ja  doch  soweit,  dass  nicht  der  Stand 
des  Besitzers  über  das  Bauerngut,  sondern  umgekehrt  das 
Bauerngut  über  den  Stand  des  Besitzers  entschied  nach  der 
weitverbreiteten  Regel:  „Luft  macht  unfrei“;  In  späterer  Zeit 
und  gerade  im  18.  Jahrhundert  war  das  Anerbrecht  noch  mehr 
das  Recht  be.stimmter  Bauerngüter. '■‘"j  Dann  wäre  es  ein  Recht 
des  Bauernstandes  gewesen,  so  hätte  es  doch  für  alle  von  Bauern 
besessenen  Güter  gelten  müssen.  Das  war  aber,  wie  wir  sahen, 
nicht  der  Fall;  es  hat  zu  allen  Zeiten  Bauerngüter  gegeben, 
die,  obwohl  in  den  Händen  von  Bauern  befindlich,  in  natura 
getheilt  und  später  nach  gemeinem  Rechte  vererbt  wurden.  Ein 
Recht  des  Bauernstandes  war  sonach  das  Anerbrecht  höchstens 
partikular  in  denjenigen  Territorien,  welche  es  durch  Landes- 
ordnungen thatsächlich  für  alle  von  Bauern  bewirthsebafteten 
Güter  zur  zwingenden  Regel  erhoben  hatten.  Auch  der  Um- 
stand, dass  ein  Bauerngut  selbst  dann  nach  Anerbenrecht  über- 
ging, wenn  gar  kein  Bauer  sein  Besitzer  war,''*^)  widerlegt  die 
Auffassung  des  Anerbenrechts  als  eines  persönlichen  Sonder- 
rechtes und  kennzeichnet  es  deutlich  als  sachliches. 

Dem  gegenüber  greift  nicht  durch  die  von  Frommhold  au- 
gestellte Erwägung,  der  Unterschied  zwischen  sachlichem  und 
persönlichem  Sonderrechte  sei  früher  verwischt  gewesen,  da 
Bauerngüter  eben  nur  von  Bauern  bese.ssen  werden  konnten. 
Letzteres  ist,  wie  wir  eben  sahen,  gar  nicht  einmal  unbedingt 
richtig.  Aber  selbst,  wenn  es  richtig  wäre,  so  übersieht  die 
Argumentation,  dass  dann  zwar  alle  nach  Anerbrecht  vererbten 
Güter  von  Bauern  bewirthschaftet  werden  mussten,  aber 
nicht  umgekehrt  alle  von  Bauern  bewirthschafteten  Güter 
nach  Anerbrecht  vererbt  wurden.  Und  gerade  darauf  kommt 
es  an,  wenn  man  von  einem  persönlichen  Sonderrechte 


Vgl.  auch  unten  § IS. 

't**)  Dies  war  zwar  nicht  überall  zulässig,  aber  geuieiiireebtlicb  grund- 
sätzlich nicht  verboten.  War  der  Besitzer  des  Bauorngiites  kein  Bauer,  so 
konnte  er  es  zwar  nicht  selbst  bewirthschaften,  wohl  aber  durch  einen  nach 
Analogie  des  Lehnsträgers  behandelten  Vertreter  bewirthschaften  las.sen. 
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sprechen  will.  Es  bleibt  deshalb  nichts  übrig,  als  auch 
in  früheren  Zeiten  in  Uebereinstimuning  mit  den  damaligen 
Theoretikern  das  Anerbenrecht  als  sachliches  Sonderrecht  zu 
classiliciren. 

Dass  das  Anerbenrecht  heute,  wenn  es  überhaupt  als 
Sonderrecht  aufgefasst  werden  kann,  nur  ein  sachliches  genannt 
werden  darf,  ist  unbestritten  und  an  sich  klar.  Es  gilt  nicht 
für  die  Bauern,  auch  nicht  einmal  für  jedes  Bauerngut,  sondern 
nur  für  bestimmte  Güter,  auf  denen  es  sich  gewohnheitsrechtlich 
noch  erhalten  hat.  Die  neuen  Höfegesetze  vollends  begrenzen 
das  Anerbenrecht  durchaus  nur  nach  sachlichen  Gesichtspunkten, 
indem  sie  es  nur  auf  landwirthschaftlich  betriebene  Güter  von 
einer  gewissen  Grösse  anweuden. 


§ Ifi. 

Was  den  Character  des  Anerbeiirechts  im  subjectiveii  Sinne 
anlangt,  d.  h.  des  Anspruches,  Anerbe  zu  sein,  so  ist  er  früher 
kein  abweichender  von  dem  allgemeinen  Erbanspruche  gewesen. 
Es  ergab  sich  ja  ursprünglich  er.st  durch  die  aufeinanderfolgenden 
Ausradungen,  wer  von  den  Miterben  der  Anerbe  wurde.  Als 
dann  der  Anerbe  von  vornherein  ein  festes  Recht  erhielt,  war  es 
das  Recht,  der  alleinige  wahre  Erbe  des  Vaters  zu 
werden.  Die  Geschichte  des  Anerbenrechts,  wie  wir  sie  haben 
an  uns  vorüberziehen  lassen,  lehrt  mit  Deutlichkeit,  dass  eben  nur 
der  Anerbe  wirklich  Erbe  ist,  indem  seine  Geschwister  keine 
Erbtheile,  sondern  etwas  anderes,  nämlich  Abfindungen  erhalten. 
Der  Gedanke,  dass  die  Abfindungen  Civilerbtheile  seien,  und 
dass  demnach  in  den  civilen  Werth  der  Erbschaft  alle  Erben 
succedirten  und  der  Anerbe  das  Gut  nur  bei  der  Theilung 
vorau.snehmen  dürfe,  — dieser  Gedanke  ist  erst  ganz  spät  als 
Folge  der  Einführung  des  römischen  Rechtes  aufgetaucht. 
Wenn  aber  Frommhold  meint,  das  in  ihm  liegende  System  sei 
„später  fast  allgemein  anerkannt“  gewesen,  so  hat  er  vergessen, 
dieser  Behauptung  den  Beweis  hinzuzufügen.  Aus  der  Ge- 
schichte des  Anerbenrechts  ergiebt  sich  das  Gegentheil.  Die 
Lehre  von  den  Civilerbtheilen  hat  nur  zeitweise  geherrscht.  Sie 
ist  von  den  wechselndsten  Theorien  über  das  Anerbenrecht  und 
die  Abfindung  abgelöst  worden.  Keine  der  Theorien  aber  hat 
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lange  genug  bestanden,  um  die  alten  Gnindsätze  über  die  Ab- 
findung, welche  aus  der  „Were“  folgen,  zu  veniieliten  und  sich 
selbst  zu  unbestrittener  und  dauernder  Geltung  einporzuringen. 
Ja,  dass  trotz  aller  theoretischen  Schwankungen  in  Wirklichkeit 
der  Anerbe  stets  der  Alleinerbe  blieb,  wird  dadurch  bewiesen, 
dass  bis  in  die  neueste  Zeit  die  massgebendsteu  Schriftsteller 
wie  die  Gerichte  den  Anerben  allein  für  die  Schulden  haften 
lassen.’*) 

Ist  der  Anerbe  aber  Alleinerbe,  so  ist  sein  Anspruch,  An- 
erbe zu  sein,  mit  dem  gewöhnlichen  Erbanspruche  identisch, 
und  hat  dieselbe  rechtliche  Natur  wie  dieser.’-*') 

Welcher  Art  der  Anspruch  des  Anerben  nach  den  neueren 
Höfegesetzeu  ist,  kann  dagegen  recht  zweifelhaft  sein.  Er 
muss  auch  hier  wieder  danach  beurtheilt  werden,  wie  bei  ihnen 
der  Erbgang  überhaupt  sich  vollzieht.  Sämmtliche  Höl'egesetze 
lassen  den  Anerben  nicht  zum  alleinigen  Erben  w-erden.  Er 
hat  nur  den  Anspruch,  aus  der  Erbmasse  das  Gut  in  natura 
gegen  Ei-satz  seines  Werthes  zu  erhalten.'-'’’)  Und  zwar  geben 
die  einzelnen  Höfegesetze  diesem  Ansprüche  eine  verschiedene 
Kraft.  Entweder  es  gelangt  das  Gut  sofort  ins  Eigenthnm 
des  Anerben,  so  dass  die  Sliterben  gar  nicht  Miteigner  daran 
werden  und  überhaupt  nur  der  Werth  des  Gutes  in  die  Erb- 
masse fällt;  oder  es  werden  auch  die  Miterben  Miteigner  am 
Gute  und  der  Anerbe  kann  nur  von  ihnen  verlangen,  dass  sie 
ihm  bei  der  Theilung  ihre  Antheile  daran  überlassen.  Den  ersten 


o“)  Dies  wird  unten  bei  der  Erörterung  über  die  Wirkung,  welche 
der  .\bfindung  beirumeäsen  ist,  mit  Citaten  belegt  werden. 

Daraus  ergiebt  sieb,  dass  er  dinglicben  Charakter  b.at  und  gegen 
jeden  Dritten,  gutgläubig  oder  schlcchtgläubig,  wirkt.  Damit  fällt  ohne 
weiteres  die  von  Struekmann  lebhaft,  aber  vereinzelt  vertretene  I>ehre,  dass 
der  Anspruch  des  Anerben  nur  ein  persönlicher  gegen  den  üutshcrru  auf 
Denieieruug  sei.  und  dass  erat  die  Einfestiguug  ein  dinglich<«s  Hecht  gewähre. 
Diese  Lehre  ist  heute  übrigens  schon  wegen  der  Aufhebung  der  gnta- 
berrlichen  Verfassung,  die  sie  zur  Voraussetzung  hat,  unhaltbar.  Vgl. 
Struekmann,  Beitrag  VII,  S.  2,  Beitrag  XIV,  Xr.  1.  Beitrag  XV,  S.  15  ff, 
'^')  Motive,  Vorbemerkung  zu  .\rt.  83  ff.;  „Die  Befugniss,  von  den 
Miterben  die  Ueberlassung  des  Clutes  zu  dem  nach  dem  Uesetze  zu  er- 
mitteluden  Preise  aus  der  Krbsebaftsmasse  zu  verlangen.“ 
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Weg  schlägt  das  liannüversche  Gesetz  ein,  den  zweiten  Weg 
sind  alle  übrigen  Gesetze  gegangen.**^) 

Die  Coustruktion  des  in  Hannover  beliebten  Modus  ist 
schwierig.  Uebereinstimmend  bei  ihm  und  den  übrigen  An- 
erbengesetzen handelt  es  sich  jedoch  darum,  dass  ein  Miterbe 
aus  der  Erbschaft  etwas  vorausbekommt,  und  man  wird  das 
nicht  anders  denn  als  ein  Prälegat  bezeichnen  können;  dahin 
geht  auch  die  herrschende  Ansicht.  Der  Einwand  Fronim- 
holds,  dass  ein  Prälegat  auf  testamentarischem,  der  An- 
erbenanspruch auf  gesetzlichem  Erbrechte  ruhe,  dieser  Ein- 
wurf. dem  Frommhold  übrigens  selbst  nicht  viel  Gewicht 
beilegt,'^’)  greift  nicht  durch.  Zunächst  wird  sich  weiter  unten 
(§  17)  zeigen,  dass  der  Anerbenanspruch  im  Gebiete  der  Höfe- 
rollen gar  nicht  auf  Gesetz,  sondern  in  der  That  auf  einer 
letztwilligen  Verfügung  beruht,  deren  Inhalt  das  Gesetz  nur 
supplirt.  Aber  angenommen,  er  gi-ünde  sich  thatsächlich  nur 
auf  Gesetz.  Was  hindert  das  ? Wie  so  oft  ein  Recht  sowohl 
auf  Privatwillkür  als  auf  Gesetz  beruhen  kann  und  wie  davon 
selbst  Rechte,  die  gewölmlich  durch  Privatwillkür  entstehen, 
wie  z.  R.  das  Pfandrecht,  keine  Ausnahme  machen,  so  ist  nicht 
ersichtlich,  warum  es  nicht  auch  gesetzliche  Legate  und  Prä- 
legate geben  kann.  Wenn  es  deren  bisher  niclit  gegeben  haben 
sollte,  so  wäre  das  kein  Grund  gegen  ihre  begrill'liche  Möglichkeit. 
Mit  der  Einführung  des  höferechtlichen  Anerbenanspruchs  hätte 
vielmehr  das  in  der  Idee  bisher  schon  immer  mögliche  und 
vorhandene  Institut  des  gesetzlichen  Prälegates  nur  einen  An- 
wendungsfall auch  in  der  Wirklichkeit  ei  halten.  Es  hat  aber 


'“)  Vgl.  ftiicli  Motive,  Vorbemerkung  zu  Art.  .S3  ff.  und  Begründung 
des  Art.  83. 

Er  sagt.  Anerbenreclit  S.  33:  .Die  meiste  Aebniiebkeit  bat,  wenn 
wir  davon  absehea,  dass  das  Anerbenreclit  gesetzliches  und  nicht  testamen- 
tarisches Erbrecht  ist.  die  Stellung  des  Anerben  mit  der  eines  Priile- 
gatares.“  — Die  Annahme  des  I’riilegates  hat  auch  Förster  Eccius  (er 
behandelt  das  Anerbenrecht  als  gesetzliche  Analogie  der  elterlichen 
Theilungsanordnuiig,  die  nach  ihm  [Bd.  IV,  S.  3ü4  Text  und  .Vum.  115] 
ein  Prälegat  ist),  sowie  die  Motive,  welclie  augenscheinlich  Eccius 
folgen.  Dernburg  sagt  dagegen:  «Der  Anerbe  ist  nicht  Venuächtniss- 
nehiuer.“  Im  übrigen  betrachtet  er  das  moderue  Anerbrecht  aber  auch  als 
eine  gesetzliche  Theilungsanordnuiig. 


Digitized  by  Google 


166 


auch  bisher  schon  gesetzliche  Prälegate  gegeben.  Schittner  hat 
ihnen  sogar  eine  besondere  Schrift  gewidmet.  Und  in  lieber- 
einstinmiung  mit  nn.s  reiht  er  dort  (§  51)  zu  ihnen  auch  den 
Anspruch  des  Anerben  nach  den  modernen  Höfegesetzeu  ein. 

Bei  der  Annahme  des  Prälegates  gestaltet  sich  nun  die 
hannoversche  Art  eines  Anerbenrechts  insofern  schwierig,  als 
das  Prälegat  immer  nur  eineu  persönlichen  Anspruch  auf 
Ueberlassung  einer  Sache  giebt,  während  dort  der  Anerbe  einen 
dinglichen  hat,  da  er  von  Anfang  an  Alleineigenthümer  des 
Gutes  ist.  Die  Motive  vergleichen  dies  treffend  mit  dem 
Vindicationslegat.  Wir  mussten  hier  also  ein  Prälegat  be- 
haupten, das  den  Charakter  eines  Vindicationslegates  hat.  Das 
gemeine  Recht  kennt  nun  d;is  Prälegat  nur  als  Forderungs- 
legat. Es  gilt  aber  auch  hier  das  Vorherbemerkte.  Jene 
Unzulänglichkeit  der  positiven  Xormen  schliesst  die  begriffliche 
Möglichkeit  eines  als  Vindicationslegat  gedachten  Prälegates 
nicht  ans.*-'-’*)  Wenn  also  der  hannoversche  Aiierbenanspruch 
sich  treffend  als  ein  derartiges  Piälegat  bezeichnen  lässt,  so 
steht  nichts  im  Wege,  ihm  diesen  Charakter  beizulegen. 

§ 17. 

Wass  nun  den  Geltungsgrund  des  Auerbenrechts  anbelangt, 
so  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  dieser  für  das  ältere  An- 
erbenrecht in  jedem  Falle  das  blosse  oder  gesetzlich  codificirte 
Gewohnheitsrecht  ist. 

Für  das  moderne  Anerben-  oder  Höferecht  ist  der  Grund, 
dass  es  überhaupt  gilt,  ebenfalls  das  objektive  Recht,  nämlich 
das  Gesetz.  Welches  aber  der  Grund  i.st,  dass  es  auch  im 
einzelnen  Falle  gilt,  für  diese  Frage  muss  man  bei  dem 
heutigen  Anerbenrechte  zwischen  den  verschiedenen  Höfc- 
gesetzen  unterscheiden. 

Einige,  wie  z.  B.  das  braunschweigische  Gesetz,  gestalten 
das  Anerbreclit  als  Instetaterbrecht.  Dann  ist  der  Geltungs- 
giund  des  Anerbenrechts  auch  im  einzelnen  Falle  das  Gesetz. 


Auch  Schiffner  S.  -iS  lullt  eiue  dem  Viiidicationslcgalc  gleiche 
Wirkung  hei  den  geselzlichcii  Prälegaten  für  müglich. 
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Für  aWe  Gesetze  aber,  welche  das  System  der  Höferollen 
haben,  ist  der  Geltungsgrund  des  Anerbenrechts  am  letzten 
Ende  die  Anmeldung  zu  jener  Rolle. 

Deren  juristische  Natur  ist  nun  streitig.  Autoritäten  wie 
Eccius’-“*)  erklären  sie  für  eine  letzt  willige  Verfügung.  Gegen 
ihn  steht  Gierke,  der  Frommholds  Ausführungen  in  dessen 
„Anerbenrecht“  beistimmt  und  behauptet  . . auch  das  An- 
erbenrecht der  Höfegesetze  ist  ein  Instetaterbrecht,  das  nur 
der  Anwendbarkeit  nach  auf  einen  Kreis  von  Sachen  beschränkt 
ist,  die  durch  einen  Frivatwilleiisakt  ihm  eingefUgt  sind  und 
jederzeit  wieder  entzogen  werden  können.  “ Demgemäss 
soll  die  Anmeldung  nur  eine  eigenthümliche  Willenserklärung 
sein,  durch  welche  das  Gut  einer  besonderen  gesetzlichen  Erb- 
folge unterworfen  wird. 

Allein  wir  können  hier  einmal  Gierke  nicht  folgen.  Gierke 
selbst  verkennt  auch  keineswegs,  dass  die  Anmeldung  zur 
Höferolle  von  Nichtjuristen  für  eine  letztwillige  Verfügung  ge- 
halten werden  muss,  und  dass  ihr  nächster  Erfolg  auf  den  einer 
solchen  Verfügung  hinauskomnit.  Demgegenüber  scheint  uns 
die  Frommholdsche  Beweisführung,  der  Gierke  sich  anschliesst, 
nicht  stichhaltig. 

Der  erste  Grund,  w’elchen  Frommhold  hat,  ist  der,  dass 
durch  die  Eintragung  ein  früheres  Testament  des  Anmeldenden 
nicht  ungiltig  werde,  was  doch  geschehen  müsse,  wenn  jene 
eine  letztwillige  Verfügung  wäre. 

Diese  Argumentation  ist  nur  dann  richtig,  wenn  eine  letzt- 
willige Verfügung  nothwendig  ein  früheres  Testament  aufheben 
muss  und  ohne  diese  Eigenschaft  nicht  gedacht  w'erden  kann. 
Nun  ist  es  aber  nicht  ersichtlich,  warum  jenes  eine  noth- 
wendige  Eigenschaft  einer  letztwilligen  Verfügung  sein  soll. 
Im  preussischen  Landrecht  wohnt  der  letztwilligen  Verfügung 
z.  B.  diese  Kraft  keineswegs  unbedingt  inne.''^)  lui  römischen 
Recht  hat  die  letztwillige  Verfügung  allerdings  regelmässig  jene 
Wirkung.  Sie  ruht  aber  dort  nur  auf  dem  Satze  „nemo  pro 


Förater-Eccius  bii.  IV.  S.  .'tc>.'>  ft'.  * 

^‘)  liiorke.  Erbrecht  in  ländlichen  GrnndhcBitr.  S.  20. 
**_)  Vgl.  Föraler-Ecc.iu.a  Bd.  S.  459. 
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parte  testatus  pro  parte  intestatus  decedere  j)otest“  und  dem 
daraus  abgeleiteten  weiteren  Satze  „nemo  cum  pluribus  testa- 
mentis  decedere  potest“.  Es  ist  nun  sehr  zweifelhaft,  ob  jener 
erste  Satz  auch  noch  im  heutigen  gemeinen  Rechte  zu  dessen 
obersten  Prinzipien  zählt.  Es  giebt  viele,  die  ihn  nach  modernen 
Rechtsanschauungen  für  überlebt  erklären,  und  ihn  selbst  im 
römischen  Rechte  nur  als  eine  historische  Ruine  ansehen.  Wie 
dem  auch  sei,  jedenfalls  ergiebt  sich  aus  alledem,  dass  die  ver- 
nichtende Wirkung  auf  ältere  Testamente  keine  begriffliche 
Eigenschaft  einer  letztwilligen  Verfügung  ist,  dass  letztere  mithin 
auch  im  gemeinen  Rechte  selbst  dann  angenommen  werden 
kann,  wenn  jene  sonst  durch  positive  Normen  ilir  beigelegte 
Wirkung  durch  ebenfalls  positive  Normen  ihr  einmal  ab- 
gesprochen ist. 

Der  zweite  Grund  Frommhold's  ist,  dass  die  Anmeldung 
das  Gut  dem  Anerbenrechte  nicht  nur  füi-  die  Beerbung  des  An- 
meldenden, sondcni  auch  für  alle  anderen  Erbtälle  unterwirft. 

Es  muss  zugegeben  werden,  dass  diese  Wirkungen  einer 
Verfügung  über  die  Beerbung  des  Verfügenden  hinaus  dem 
Charakter  einer  letztwilligen  Anordnung  im  Allgemeinen  wider- 
sprechen, obgleich  es  doch  nicht  so  unerhört  ist,  dass  jemand 
die  Beerbung  auch  eines  Dritten  regelt;  man  denke  nur  an  die 
Pupillar-  und  Quasipupillarsubstitutionen,  Auch  könnte  man 
sagen:  Da  die  Nachfolger  des  Anmeldenden  ja  die  Anmeldung 
jederzeit  löschen  können,  so  nehmen  sie,  wenn  sie  jene  bestehen 
lassen,  die  Anmeldung  in  ihren  eigenen  Willen  auf  und  machen 
sie  zu  ihrer  eigenen  letztwilligen  Verfügung.  Indessen,  es  .soll, 
w’ie  gesagt,  nicht  geleugnet  werden,  dass  jene  weitreichende 
Kraft  der  Anmeldung  zu  ihrem  Charakter  als  letztwillige  An- 
ordnung wenig  stimmt.  Allein  das  ändert  nichts  daran,  dass 
die  Höfegesetze  jene  doch  als  letztwillige  ^'erfügung  aiifgelässt 
haben.  Wir  haben  ja  schon  oben  darauf  hingewiesen,  dass  diese 
zu  weit  gehende  Wirkung  eine  Inconseiiuenz  ist,  veranlasst  durch 
das  Zustandekommen  der  Gesetze  aus  Comi)romissen  zwischen 
zwei  sich  bekämpfenden  Richtungen.  Eine  einzelne  inconsefiiiente 
Bestimmung  kann  aber  die  sonst  angenommeneNatur  eineslnstitnts 
nicht  verändern.  Dass  aber  die  Höfegesetze  selbst  die  Anmeldung 
als  letztwillige  Verfügung  auffassen,  ergiebt  sich  einmal  aus 
ihrer  Vorgeschichte.  Es  ist  dort  stets  davon  die  Rede  gewesen, 
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dass  es  sich  darum  handle,  die  Freiheit  des  Bauern  bei  letzt- 
willigen Anordnungen  über  die  vom  Pflichttheilsrechte  gesteckten 
Grenzen  hinaus  auszndehnen.  Es  ergiebt  sich  ferner  aus  dem 
Inhalt  der  Gesetze  selbst.  Nach  dem  hannoverschen  Gesetz 
nämlich,  das  für  die  anderen  Höfegesetze  vorbildlich  gewesen 
ist  lind  deshalb  stets  zu  ihrer  Ergänzung  herangezogen  werden 
muss,  ist  die  Fähigkeit  zur  Anmeldung  bei  der  Rolle  vom 
Besitze  der  testamenti  factio  activa  abhängig  gemacht.  Das 
stellt  sie  unverkennbar  mit  einer  letztw'illigen  Anordnung,  ja 
sogar  mit  dem  Testamente  auf  eine  Stufe. 

Es  ist  wunderbar,  dass  man,  um  die  Anmeldung  zur  Höfe- 
rolle  juristisch  zu  beiirtheilen,  noch  nicht  das  Mittel  ergriffen 
hat,  was  doch  so  nahe  liegt,  nämlich,  mit  ihr  dasjenige  zu 
vergleichen,  was  ihr  sonst  im  Kechtsgebiete  am  ähnlichsten 
ist.  Diese  Aehnlichkeit  findet  sich  nun  sofort  in  den  Sätzen 
über  die  AValil  des  eheliidien  Güterrechts.  A\"ie  es  kraft  dieser 
den  Heiratheiiden  freisteht,  die  gleich  im  Gesetze  sub.sidiär 
neben  dem  officiellen  Rechte  geregelten  abweichenden  Giiter- 
rechtsarten  durch  einfache  aiiswählende  Willenserklärnng  zum 
Inhalte  ihres  Ehevertrages  zu  machen,  so  dass  sie  nicht  erst 
einen  langen  Contract  zu  entwerfen  brauchen,  so  kann  hier, 
wer  seine  Erbfolge  regeln  will,  durch  einfache  wählende  W’illens- 
erkläriing  das  ein  für  allemal  neben  dem  officiellen  Rechte  be- 
sonders normirte  ländliche  Erbrecht  zum  Inhalte  seiner  Ver- 
fügiing  erheben  und  hat  nicht  erst  nöthig.  ein  langes  Te.stament 
aufzusetzen.  Der  einzige  Unterschied  liegt  in  der  Form  der  beide 
Mal  erforderlichen  Willenserklärungen,  und  auch  dieser  würde  fort- 
falleii,  wenn  z.  B.  die  vom  Bürgerlichen  Gesetzbuch  bereits  ein- 
geführten Güterrechtsregister  für  die  Erleichterung  der  M’ahl  eines 
ehelichen  Güterstandes  in  der  Art  dienstbar  gemacht  würden,  dass 
einfach  eine  Anmeldung  zur  Güterrechtsrolle  erforderlich  wäre. 

Es  ist  nun  klar,  dass  die  Wahl  des  den  Vertrag  ersetzenden 
Güterrechts  keine  andere  juristische  Natur  hat,  als  der  Vertrag 
selbst;  sie  ist  eben  dieser.  Noch  Niemandem  ist  es  eingefallen, 
hier  wie  bei  der  höferechtlichen  Anmeldung  zu  sagen,  jene 
Wahl  schäfte  lediglich  ein  Anwendungsgebiet  für  das  gesetzlich 
coditicirte  Güterrecht  und  sei  mithin  ein  eigenartiger  Rcchtsact. 
Dann  ist  es  aber  ebenso  falsch  der  eine  letztwillige  A'erfngnng 
ersetzenden  Wahl  des  Anerbenrechts  einen  eigenartigen  Charakter 
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beilege«  zu  wollen.  Wenn  der  Bauer  durch  die  Anmeldung  zu 
erkennen  gicbt,  sein  Gut  solle  dem  Anerbenreclit  untci’stehen, 
so  ist  das  vielmehr  ebenso  gut,  wie  wenn  er  ein  Testament 
machte  und  alle  einzelnen  Paragraphen  dos  Höfegesetzes 
hineinschriebe.  Die  Anmeldung  hat  deshalb  keinen  anderen 
Charakter,  wie  jenes  Testament,  d.  h.  sic  ist  eine  letztwillige 
Verfügung,  deren  Inhalt  das  Gesetz  supplirt. 

Wesentlich  anders  liegt  die  Sache,  wenn  die  Eintragung 
in  die  Hüferolle  von  Amtswegen  erfolgt,  ein  Modus,  der  bisher 
allerdings  noch  nirgends  eingeführt,  aber  vielfach  angeregt  worden 
ist.  Dann  ist  die  Eintragung  allerdings  nur  ein  Act,  der  be- 
zeichnet, welches  Gut  unter  die  besondere  gesetzliche  Erbfolge  fällt. 
Man  könnte  allerdings  hier  an  eine  Art  letztwilliger  Verfügung 
denken,  indem  der  Beamte  etwa  Kraft  gesetzlicher  Ermächtigung 
für  den  Bauern  jene  Verfügung  träfe.  Allein  daun  würde  man 
in  einen  ähnlichen  Fehler  verfallen,  wie  man  ihn  früher  bei  der 
Intestaterbfolge  gemacht  hat,  als  man  sie  wie  einen  für  den 
Erblasser  vom  Gesetze  abgegebenen  letzten  Willen  auffasste. 
Es  muss  demnach  in  der  That  bei  der  Eintragung  von  Anits- 
wegen  der  Theorie  Gierke's  und  Frommhold's  zugestimmt 
werden.  Nun  könnte  man  fragen:  Empfiehlt  es  sich  nicht, 

diejenige  Lehre,  welche  bei  der  Eintragung  von  Amtswegen 
zutrifift,  auch  für  die  Eintragung  durch  den  Bauer  zu  bevor- 
zugen? Indessen,  das  empfiehlt  sich  doch  nicht.  Denn  beide 
Eintragungen  sind  eben  nicht  gleichartig,  sondern  grund- 
verschieden. Die  eine  ist  ein  Privatwillensact,  die  andere  eine 
der  änssersten  Ausflüsse  der  Gesetzgebungs-  oder  Verordnungs- 
gewalt.  Der  Chaiakter  der  Letzteren  ist  deshalb  für  den 
Charakter  der  Ersteren  ebensowenig  entsebeideud  oder  be- 
einflussend, wie  es  dei'  Vertragsnatur  der  vorgedachten  AVahl  des 
ehelichen  Güterstandes  einen  Eintrag  thun  würde,  wenn  den 
Beamten  durch  das  Gesetz  bei  gewissen  Bevölkeiungsclassen 
die  Macht  gegeben  würde,  die  Wahl  für  jene  auszuüben. 


§ 18. 

AVir  kommen  nun  zu  den  Grenzen,  welchen  die  Geltung 
der  Anerbenreehtsnormen  in  sachlicher,  zeitlicher  und  örtlicher 
Beziehung  unterworfen  ist. 
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SacliUcli  ist,  wie  oben  (§  15)  ausgeftilirt,  das  Aneibeii- 
reclit  aul  Bauergüter  beschränkt  worden. 

Was  nun  ein  Banerngiit  ist,  kann  nicht  leicht  gesagt 
werden.  Es  giebt  dafür  keine  Definition,  die  sich  in  der  Praxis 
festgestellt  hätte.  Eine  Definition  war  nämlich  früher  gar  nicht 
nüthig,  da  das  Anerbenrecht  nicht  für  alle  Bauerngüter  galt, 
sondern  nur  für  bestimmte,  von  denen  man  wusste,  dass  sie 
stets  nach  Anerbenrecht  übergegangen  waren.'’’")  Zweifel,  ob 
ein  Gut  dem  Anerbenrecht  unterstehe,  konnten  deshalb  gar  nicht 
anftanclien;  der  Kreis  der  Anerbengüter  war  durch  das  Her- 
kommen üxirt. 

In  dieses  S3'stem  wurde  eine  Ijücke  gerissen  dadurch,  das.s 
man  anfing,  die  Frage  zu  erörtern,  ob  ein  Gut,  das  bisher  dem 
Anerbenrecht  nicht  unterworfen  war,  unter  dessen  Geltung 
fällt,  wenn  es  von  einem  Bauern  erworben  wird,  der  aut  einem 
Anerbengut  sitzt.'-’*')  Nach  der  alten  Regel,  dass  ein  Aii- 
erbengut  nur  dasjenige  ist,  welches  vom  Herkommen  als  solches 
behandelt  wird,  musste  diese  Frage  mit  „Nein“  beantwortet 
werden.  Dies  war  denn  auch  z.  B.  die  Praxis  der  .Turi.sten- 
faciiltät  Helmstädt.  Sie  führte  aus,  dass 

„alle  aquisita,  sie  mögen  nun  in  barem  Gelde  oder 
einzelnen  Grundstücken  oder  ganzen  Höfen  best(dieu,  so 
lange  noch  kein  Sterbefall  darüber  gegangen  und  sie  also 
dadurch  aufgehört  haben,  erworbenes  Gut  zu  sein  und 
dagegen  durch  die  Vererbung  Stammgut  geworden  sind, 
unter  die  vorhandenen  Kinder  zu  gleichen  T hei  len 
getheilt  werden  müssen.“ 

Allein  damals  bestand  bei  den  Gerichten  und  Theoretikern 
noch  die  Tendenz,  das  Anerbenrecht  auf  alle  Bauerngüter  aus- 


i57j  oben  § 15. 

Dass  diese  Frage  überliaupt  aufgeworfen  und  erörtert  werden 
mu.sste,  ist  ein  Ueweis  mehr  für  unsere  oben  vertretene  Ansicht,  dass  das 
Anerbenrecht  kein  persönliches  Sonderrecht  oder  Standesrecht  war.  Ware 
es  dies  gewesen,  so  wäre  ein  Zweifel  darüber  gar  nicht  möglich  gewesen, 
dass  auch  neu  von  Bauern  erworbene  üUter  dem  Auerbenrechte  unterlagen. 
Ja  der  sachliche  Charakter  des  Anerbenrechts  war  so  stark,  dass  auch  diese 
Zweitel  nur  in  dem  Falle  auftauchten,  wo  der  erwerbende  Bauer  auf  einem 
.Vnerbeugute  sass. 
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hielt.  Man  vermittelte  deshalb  zwischen  den  beiden  Meinungen 
derart,  dass  man  auf  die  neuerworbenen  Güter  nur  einen  Theil 
des  Anerbenrechts  anwandte.  Den  Grundsatz  nämlich,  dass  die 
Miterben  lediglich  Abfindungen  erhalten,  schloss  man  aus  und 
gab  den  Miterben  Civilerbtheile.  War  dagegen  das  neu  er- 
worbene Gut  erst  einmal  in  der  Familie  vererbt,  so  wendete 
man  alle  Grundsätze  des  Anerbenrechts  an. 

So  war  die  Praxis  des  lippeschen  Hofgerichts  in  Lemgo,'^) 
so  lehrten  es  Theoretiker  wie  Führer,  Wigand,  Meyer"*')  und 
Andere;  so  wurde  cs  schliesslich  die  herrschende  Ansicht.  Auch 
an  gcsctzlichein  Anhalt  dafür  fehlte  es  nicht  ganz.  Die  Polizei- 
ordming  von  1018  für  Lüneburg,  Hoya  und  Diepholz  nämlich 
hatte  im  § :i  das  Anerbenrecht  an  sich  im  vollem  Umfange 
auch  auf  neuerworbene  Güter  für  anwendbar  erklärt,  sich  jedoch 
Vorbehalten,  „in  solchem  Fall,  nach  Gelegenheit  gebührlich 
billigmässiges  Einsehen  zu  thun“. 

Mit  dieser  Wandlung  der  Theoi  ie  war  jedoch  das  Anerben- 
recht aus  einem  Recht  l'ür  be.stimmte  Güter  zu  einer  Norm  für 
alle  Bauerngüter  geworden.  Es  ward  nunmehr  nöthig  fest- 
zustellen, was  ein  Bauerngnt  sei. 

Da  erkannte  man  nun  bald,  was  auch  noch  heute  gilt,  dass 
sich  bestimmte  äussere  Kennzeichen  dafür  nicht  finden.  Vor 
Allem  bildet  die  äussere  Glosse  kein  entscheidendes  Merkmal. 


VkI.  Führer  8.  ar>S  ff.  Das  Ilofgcricht  fiilirfe  aus: 

.Dass  zwischen  alten  bereits  in  einer  Familie  vererbten  und  neu 
erworbenen  Itauerhiilen  in  Absicht  der  natnrellen  Untheilbarkeit  derselben 
kein  linterschied  obwalte,  daran  lii.sst  sich  bei  der,  den  Ibinemgiitem  in 
ganz  Deutschland  eigenen  Verlas.sung  nicht  zweifeln.“  Diese  Krwägung 
könne  indessen,  so  lieisst  es  weiter,  die  civile  Theilung  der  neu  erworbenen 
Hauerngüter  nicht  hindern,  und  diese  linde  deshalb  statt.  Indes.son  sei  zu 
bedenken,  .dass,  so  wie  bei  den  zu  den  eigenbehörigen  Colonatcn  erworbenen 
(iüteni  der  Slerbefall  solche  zu  Stamnigiitern  macht,  auch  dafUr,  dass  bei 
freien  tTÜtern  eine  bereits  geschehene  Vererbung  derselben  gleiche  Wirkung 
erzeuge,  die  .Vnalogie  siuichl,  und  dasjenige  nur  liir  neu  erworbenes  (int 
anznselien  ist.  worin  sich  die  nächsten  Krben  des  .terjuirenten  noch  nicht 
gel  heilt  oder  solches  geerbt  haben.“ 

"*')  Führer  .8.  l:t.  S.  atl  ft',  und  sonst.  Feber  Wigand  und  Meyer 
vgl.  Froimnhold.  .\nerbenrecht  S.  2Ö. 
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Diese  ist  nach  den  einzelnen  Gegenden  sehr  verschieden.  In 
der  einen  Gegend  ist  ein  Gut  noch  ein  Bauerngut,  was  in  der 
anderen  eine  Taglühnerstelle  sein  würde,  und  auch  die  Grenze 
nach  oben  i.st  nach  der  Oertlichkeit  wandelbar. 

Vielmehr  war  und  ist  es  richtig,  darauf  Gewicht  zu  legen, 
ob  der  Besitzer  des  fraglichen  Gutes  den  Gewohnheiten  des 
Bauernstandes  folgt  oder  nicht."**)  Pflegt  er  selbst  bei  Be- 
wirthschaftung  des  Gutes  noch  mit  Hand  anzulegen,  so  ist  er 
ein  Bauer,  beschränkt  er  sich  dagegen  lediglich  auf  die  Ober- 
aufsicht und  hält  sich  sonst  einen  Inspector,  so  ist  er  schon  ein 
Grossgnmdbesitzer.  Andererseits  muss  er  seine  einzige  oder 
doch  wesentlichste  Nahrungsiiuelle  in  seinem  Gute  finden.  Ist 
er  zu  seiner  Unterhaltung  nothwendig  oder  hauptsächlich  noch 
auf  anderen  Erwerb  angewiesen,  so  i.st  er  kein  Bauer  mehr, 
soudem  nur  ein  Häusler."*^’) 

Particnlar  sind  allerdings  in  weitem  Umfange  auch  diese 
Häusler  dem  Anerbenrechte  unterstellt.  Grundsätzlich  steht 
auch  nichts  im  Wege,  das  Anerbenrecht  auch  auf  sie  anzuwenden, 
da,  wie  oben  gezeigt,  es  geschichtlich  keineswegs  aus  lediglich 
bäuerlichen  Verhältnissen  erwachsen  ist,  vielmehr,  auf  allgemeinen 
deutschen  Rechtsanschauungen  fussend,  ein  Erbrecht  für  den 
Grund  und  Boden  überhaupt  daistellt.  Wir  haben  deshalb 
nichts  dagegen,  wenn  Scholz  in  seiner  Abhandlung  über  die 
Abfindungen  sagt: 

„Dieses  aber  vorausgesetzt  (nämlich  dass  Grund- 
besitz da  ist),  binden  wir  das  Bauernrecht  nicht  blos 
an  die  Eigenschaften  oder  Beschränkungen  des  dinglichen 
Besitzthums,  sondern  an  das  Leben  und  Treiben  dieser 
Standesclasse,  au  deren  Sitten  und  Gebräuche  in  Be- 
ziehung auf  den  Grundbesitz  und  dessen  Erhaltung  und 
Vererbung,  als  Gegensatz  von  adelichem  oder  städtischem 
Güterbesitz  oder  was  dem  ähnlich  ist  ...  . Daher  nehmen 


'*>')  Vgl.  Scholz  III  iu  der  unten  citirten  Stelle. 

Dieser  Begriff  des  Bauerngutes  ist  nicht,  wie  Frommliold  S.  2-.J 
meiDt,  mit  der  Aufhebung  des  Bauernstandes  als  solchen  unwichtig  ge- 
Wurden.  Denn  die  (Qualität  eines  Uutes  als  Bauerngut  ist  eine  wirth- 
Khaftlicbo  Eigenschaft  desselben,  die  vom  Stande  seines  Besitzers  uuab- 
iiäiigig  ist. 
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wir  unbedenklicb  die  Brincksitzer  und  Anbauer  und  die 
sich  ähnlich  ansiedelnden  Müller,  selbst . . wenn  sie  keinen 
Ackeibau  als  Hauptbeschäftigung  treiben,'*’)  ...  in  den 
baueiiechtlichen  Verband  auf.“ 

Doch  ist  immer  fcstzuhaltcn,  dass  nach  gemeinem  Rechte 
sich  das  Ancrbenreclit  auf  die  Bauerngüter  in  der  oben  ge- 
gebenen Bedeutung  allmählich  beschränkt  hat  uud  jedenfalls  für 
die  reinen  landwirfhschaftlichen  Tagelöhner  auch  vom  iiraktischen 
Standpunkte  aus  heute  nicht  passt. 

Was  die  Höfegesetze  anbetrift't,  so  stellte  sich  liir  sie  die 
sachliche  Begrenzung  des  Anerbenrochts  wesentlich  einfacher. 
Auch  sie  wollen  nur  Bauerngüter  in  ihren  Wirkungskreis 
ziehen.  Aber  sie  können  für  den  Begriff  eines  Bauerngutes 
den  äusseren  Massstab  der  Grösse  verwenden,  da  sie  stets  mir 
für  eine  beschränkte  Gegend  Geltung  haben,  sodass  bei  ihuen  die 
Schwierigkeiten  nicht  vorhanden  sind,  welche  die  lokalen  Ver- 
schiedenheiten der  Benutzung  der  Grösse  für  die  Begiiffs- 
bestimmung  eines  Bauerngutes  bereiten.  Sie  definireu  deshalb 
das  Bauerngut  als  ein  land-  oder  forstwirthschaftlich  benutztes 
Anwesen  von  einer  bestimmten  Grösse.'”')  Die  Grösse  berechnen 
sie  theils  nach  dem  Flächeninhalt,  theils  nach  dem  Katastral- 
reinertrage. 

Was  die  zeitlichen  Grenzen  des  Anerbenrechts  aulangt, 
so  kann  diese  Frage  überhaupt  nur  brennend  werden  für  die  Höfe- 
gesctzc.  Denn  nur  diese  datiren  erst  von  einem  bestimmten 
Tage;  das  gewohnheitsrechtliche  Anerbenrecht  dagegen  gilt  seit 
alten  Zeiten. 

Die  Höfegesetze  regeln  alle  Vererbungsfälle,  welche  unter 
ihrer  Herrschatl  sich  ereignen,  wofern  das  Gut  vorher  einge- 
tragen ist,  was  wieder  nur  unter  ihrer  Herrschaft  möglich  ist. 
Die  Anwendung  der  Höfegesetze  ist  also  in  doppelter  Hinsicht 
zeitlich  beschränkt. 


'**)  Etwas  .\ckerbau  mnss  also  immer  getrieben  werden.  De.slialb 
scheiden  die  reinen  landwirthscbaftlichcn  Tagelülmer,  welche  nur  ein  VVohn- 
bans  mit  etwas  Gartenland  haben,  aus. 

"*•)  So  auch  das  Einführungsgesetz  zum  Entwurf  in  Art.  S3  und  die 
Motive  dazu. 
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Es  fragt  sich  nun,  ob  auch  diejenigen  Güter  den  Höfe- 
"esetzen  nnterfallen,  welche  an  ihrem  ersten  Geltungstage  noch 
nicht  Landgüter  waren,  sondern  dies  erst  später  geworden  sind. 
Die  Frage  beantwortet  sich  unbedenklich  mit  „Ja“.  Denn  die 
Höfegesetze  erklären  als  eintragungsfähig  und  folgeweise  als  An- 
erbengut schlechthin  Jedes  Landgut,  ohne  einen  Unterschied  zu 
machen,  wie  lange  es  diese  Eigenschaft  schon  besitzt.  Es  kommt 
deshalb  lediglich  darauf  an,  ob  das  Gut  im  Augenblick  der  Ein- 
tragung ein  landwirthschaftliches  ist.  Es  unterliegen  dem  An- 
erbenrechte der  Höfegesetze  also  auch  Güter,  welche  erst  nach 
deren  Geltungsanfang  zu  landwirthschaftlichen  geworden  sind. 
Das  braunschweigische  Gesetz  hat  dies  ausdrücklich  noch  be- 
tont; die  anderen  neuen  Gesetze  haben  diese  Frage,  wohl  wegen 
der  Selbstverständlichkeit  ihrer  Lösung,  gar  nicht  berührt.***'^) 
Was  endlich  die  räumlichen  Grenzen  des  Anerbenrechts 
anbetrifft,  so  findet  es  natürlich  nur  auf  diejenigen  Güter  An- 
wendung, die  in  seinem  Bezirke  liegen.  Es  besteht  aber  ein 
grosser  Streit  darüber,  ob  es  auch  dann  die  Vererbung  dieser 
Güter  regelt,  wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  ausser- 
halb des  Geltungsgebietes  des  Höfegesetzes  gewohnt  hat.’*) 
Fihher  war  die  Frage  nicht  zweifelhaft.  Nach  der  Statnten- 
theorie  der  Postglossatoren  entschied  die  lex  rei  sitae  über  alle 
Rechtsschicksale  der  Immobilien,  namentlich  auch  über  deren 
Vererbung.  So  wird  es  noch  heute  in  England  und  Amerika 
gehalten,  und  der  gleiche  Brauch  hat  bis  zu  Savignjs  Zeiten 
auch  bei  uns  geherrscht.  Neuerdings  lässt  man  jedoch  das  Recht 
des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers  über  die  gesammte  Ver- 
erbung auch  der  Immobilien  entscheiden,  weil  man  gemäss  dem^ 
Prinzipe  der  üniversalsuccession  nicht  eine  verschiedene  Ver- 
erbung der  Mobilien  und  Immobilien  zulassen  zu  können  glaubt, 
einen  einheitlichen  Massstab  aber  nur  das  Personalstatut  des  Erb- 
lassers gewährt.  Ist  aber  das  Princip  der  üniversalsuccession 
der  Grund  für  die  allgemeine  Anwendung  des  Pcrsonalstatuts 
bei  Erbfällen,  so  wird  das  Personalstatut  nicht  mehr  erfordert. 


’®)  Vgb  Frommhold,  Anerbenreolit  8.  2.S. 

’*)  Dafür  Schultzenstein  S.  30.  Uierke  mul  Hrunuer  (in  iler  unten 
citirten  Stelle).  — Dagegen  Ecciu»  S.  367;  FroninihoM,  Ancrbenreclit  S,  26. 
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wenn  sich  die  Erbfolge  niclit  als  üniversalsuccession,  sondern 
durch  Singularsuccessionen  in  einzelne  Thcile  des  Nachlasses  voll- 
zieht. Es  ist  nun  sehr  zweifelhaft,  ob  die  Erbfolge  nach  Amn-ben- 
recht,  wenigstens  nach  dem  älterem,  nicht  eine  Singularsuccession 
ist.  Die  Praxis  hat  sie  unentwegt  als  solche  behandelt,  und  auch 
Theoretiker  wie  Stobbe'®')  und  Brunner  hegen  die  gleiche  An- 
sicht, denn  sie  lassen  eine  getrennte  Vererbung  in  das  Gut 
und  den  sonstigen  Nachlass  zu.  Aber  auch  wenn  man  die 
Vererbung  eines  Hofgutes  als  üniversalsuccession  betrachtet,'®'') 
so  folgt  aus  der  Erwägung,  da.ss  dann  die  Erbfolge  in  Liegen- 
schaften und  Mobilien  keine  verschiedene  sein  kann,  durchaus 
nicht,  warum  dann  der  einheitliche  Mas.sstab  nicht  auch  von 
den  läegenschaften  genommen  werden  und  deren  Schicksal 
einmal  auch  über  das  der  Mobilien  entscheiden  kann.  Es  wird 
dies  sogar  angemessen  sein,  wenn  das  Gut  so  sehr  im  Nachla.ss 
vorwiegt,  ja  geradezu  derart  den  Nachlass  fast  allein  ausmacht, 
wie  dies  bei  Bauerngütern  der  Eall  zu  sein  pflegt.  So  ist  es 
auch  bei  den  Lehen,  die  den  Bauerngütern  doch  so  ähnlich 
sind,  stets  gehalten  worden.  Man  hat  hier  immer  die  lex  rei 
sitae,  das  Lehnrecht  entscheiden  lassen.  Und  obwohl  beim 
Lehen  auch  üniversalsuccession  Vorkommen  kann,  — wenn  die 
Lehnsnachfolger  nämlich  die  Kinder  des  letzten  Besitzers  sind 
(Vgl.  II  feud.  45)  — , so  ist  es  doch  noch  keinem  eingefallen, 
dann  die  Lehnserbfolge  nicht  anwenden  zu  wollen,  wenn  zu- 
fällig der  Lehnsbesitzer  bei  seinem  Tode  ausserhalb  des  Be- 
zirkes des  Lehnrechts  domizilirt  hat.  Auch  für  Bauerngüter 
hat  sich  die  Praxis  nie  von  dem  gleichen  Prinzip  abbringen 
lassen.  Mit  Recht  sagt  deshalb  Brunner  in  seiner  Vorlesung 
über  deutsches  Privatrecht: 

„Wo  . . Universalseccessiou  gilt  ....  muss  man  die 
lex  domicilii  des  Erblassers  zur  Zeit  des  Todes  ...  in 
Ansehung  bringen  ....  Eine  selbstverständliche  Aus- 
nahme bilden  Güter,  die  Gegenstand  einer  besonderen 
Erbfolge  sind,  also  Fideicommisse,  Lehen,  Bauerngüter; 
für  diese  gilt  die  lex  rei  sitae.“ 


'•")  Piivatrcclit  BJ.  5 S.  375  ff. 

>'*)  Diese  Frage  wird  unten  im  § ffo  uocli  uälier  crüneri  werden. 
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Die  gleiche  Ansiclit  wird  aiuli  von  Gierke  in  seinem 
Deutschen  Privatreebt,  Bd.  I,  S.  244,  vertlieidigt. 

Für  die  modernen  Höfegesetze  haben  die  Anhänger  der 
gegentheiligen  Ansiclit,  wie  Eccins  und  Fronunhold,  aber  noch 
einen  anderen  Grund  in  Bereitschaft.  Eccins  (S.  367,  Anm.  126) 
führt  nämlich  aus,  es  handle  sich  nach  den  Höfegesetzen  nicht 
um  eine  gesetzliche  Erbfolge,  sondern  darum,  „welche  Rechte 
einer  von  mehreren  — nach  der  lex  domicilii  zu  bestimmenden  — 
Jliterben  bei  der  — ebenso  nach  der  lex  domicilii  zu  regelnden  — 
Theilung  des  Gesaniuitnachlasses  und  zur  Ausschliessung  des 
nur  nach  derselben  lex  zu  bestimmenden  Pflichttheilsrechts 
haben  soll“.  Dieser  Argumentation  wäre  ein  gewisses  Gewicht 
nicht  abzusprechen,  wenn  es  sich  um  eine  Theilungsordmmg 
handelte,  deren  Geltungsgrund  das  Gesetz  ist.  Der  Geltungs- 
grund ist  aber,  wie  oben  eingehend  dargethan,  eine  letztwillige 
Verfügung,  deren  Inhalt  das  Gesetz  nur  supplirt.  Es  handelt 
sicli  also  um  eine  walnc  elterliche  Theilungsordnung.  Diese 
gilt  aber  wie  ein  Testament  schlechthin,  unter  welchem  Recht 
auch  der  Erblasser  verstorben  ist,  wofern  sie  in  rechtsgiltiger 
Form  zu  Stande  gekommen.  Für  die  Form  reicht  aber  nach 
dem  Satze  „locus  regit  formam  actus“  die  Form  des  Ortes  aus, 
an  welcliem  die  letztwilligc  Verfügung  bewirkt  ist.  Diese  wird 
hier  durch  die  Eintragung  bewirkt.  Die  Form  des  Ein- 
tragungsortes entscheidet  also,  und  diese  verlangt  zu  der 
Theilungsanordnung  und  zur  Beschränkung  des  Pflichtthcils  eben 
nur  die  Eintragung.  Der  Kreis  der  Miterben  kann  dann  ruhig 
nach  der  lex  domicilii  bestimmt  werden;  denn  die  Theilungs- 
ordnung, welche  die  Höfegesetze  an  die  Hand  geben,  fügt  sich 
in  jeden  Erbenkreis  ein  und  enthält  über  dessen  Begrenzung 
gar  keine  eigenen  Normen. 

Allein,  auch  wenn  man  dieser  Folgerung  aus  irgend  einem 
Grunde  nicht  beitreten  könnte,  so  ergiebt  sich  die  unbedingte 
Geltung  der  Höfegesetze  noch  aus  einer  anderen  Erwägung. 
Nach  der  von  Wächter  und  Thoel  zuerst  vertretenen,  heute 
herrschenden  Ansicht  ist  es  lediglich  eine  Frage  der  Auslegung 
des  heimischen  Rechts,  ob  dieses  in  einem  Zweifelsfalle  aus- 
ländische Rechtssätze  zur  Geltung  gelangen  lassen  will.  Das 
ist  auch  selbstverständlich;  denn  das  einheimische  Recht  braucht 
solche  Geltung  nicht  zuznlassen,  weil  an  sich  jedes  Recht  über 

▼•Daltsif,  Qranderbrecht.  12 
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die  in  seinem  Gebiete  befindlichen  Personen,  Sachen  und  Er- 
eignisse herrscht.  Wenn  man  deshalb  auch  zur  Anwendung 
fremden  Rechts  nicht  so  viel  verlangen  wird,  dass  es  vom  ein- 
heimischen ausdrücklich  zugelassen  werde,  so  w'ird  man  es  doch 
nie  anwenden  können,  wenn  sich  aus  dem  einheimischen  die 
Absicht  ergiebt,  das  fremde  auszuschliessen  und  unter  allen 
Umständen  selbst  zu  gelten. 

Letzteres  ist  nun  bei  den  Höfegesetzen  der  Fall.  Die 
Höfegesetze  gehen  von  der  Annahme  aus,  dass  das  gewöhnliche 
Erbrecht  für  die  Bauern  ungeeignet  sei;  das  geeignete  Erbrecht, 
was  sie  an  seine  Stelle  setzen,  sehen  sie  darum  schlechthin  als 
das  richtige  für  die  in  ihrem  Bezirk  liegenden  Bauerngüter  au. 
Jedenfalls  rechnen  sie  nicht  damit,  dass  cs  dadurch  unpassend 
werde,  wenn  der  Besitzer  zufällig  von  dem  Gute  verzieht. 
Nach  der  Absicht  der  Höfegesetze  soll  deshalb  das  besondere 
Erbrecht,  eben  weil  es  nach  ihnen  das  allein  angemessene  ist, 
unter  allen  Umständen  zur  Geltung  kommen.  Die  Anwendung 
einer  abweichenden  Erbfolge  auf  ein  Hofgut  ist  sonach  unbedingt 
ausgeschlossen. 


§ lü. 

Es  bleibt  endlich  von  den  allgemeinen  Fragen  des  Anerben- 
rechts noch  dessen  Geltungskraft  zu  prüfen,  mit  einem 
technischen  Ausdrucke,  ob  es  ius  cogens  oder  dispositivum  ist. 

Da  kann  es  nun  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  das 
moderne  Anerbenrecht  nur  dispositives  Recht  ist.  Dies  folgt 
schon  daraus,  dass  sein  Geltungsgrund  lediglich  eine  letztwillige 
Verfügung  ist,  die  der  freien  Abänderung  durch  den  Testator 
und  der  Rücknahme  unterworfen  bleibt.  In  den  Höfegesetzen 
ist  die  Befugniss  des  Testators  zu  Abweichungen  aber  auch 
stets  noch  ausdrücklich  Vorbehalten  worden. 

Das  ältere  Anerbenrecht  konnte  dagegen  durch  Testament 
im  Ganzen  nicht  aufgehoben  werden,  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  es  zu  seiner  Eutstehungszeit  keine  Testamente  gab. 
Aenderungen  seines  Inhalts  dagegen  hinsichtlich  der  Person  des 
Anerben  oder  der  Höhe  der  Abfindungen  waren  statthaft.  Dies 
ergiebt  sich  aus  der  Entstehuugsgeschichte  des  Anerbenrechts. 
Denn  wenn  es  daraus  erwachsen  ist,  dass  der  Vater  alle  anderen 
Kinder  bis  auf  eines  auszuraden  pflegte,  so  lag  natürlich  die 
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AVahl,  welches  der  Kinder  er  bei  sich  behalten  wollte, 

ursprünglich  durchaus  in  der  Hand  des  Vaters."®)  Für  die  Höhe 
der  Abfindungen  vollends  war  von  jeher  das  pflichtmässige 
Ermessen  des  Abfindenden  zunächst  entsclieidend,  da  ja,  wie 
oben  gezeigt,  stets  auf  das  Bedürfniss  des  einzelnen  Falles 
Rücksicht  genommen  werden  sollte.*'") 

Allmählich  trat  aber  hierin  eine  Aenderung  ein  durch  die 
Gewalt,  welche  alter  Brauch  im  deutschen  Rechte  ausübte. 

Die  Hausväter  einer  bestimmten  Gegend  behielten  über- 

einstimmend stets  denselben  Sohn  bei  .sich.  Auch  die  Bemessung 
der  Abfindungen  erfolgte  ziemlich  gleichmässig,  da  das  für  sie 
massgebende  Bedürfniss  bei  den  gleichartigen  Verhältnissen  fast 
überall  gleich  gross  war.  So  bildete  sich  unmerklich  ein  festes 
Herkommen  aus.  und  nach  altdeutschen  Rechtsanschauungen 
musste  sich  dann  der  Einzelne  diesem  beugen  und  verlor  so  die 
Bestimmung  über  die  Person  des  Anerben  und  die  Höhe  der 
Abfindungen.  (Vgl.  oben  § 10.) 

ln  späterer  Zeit  wurde  die  Machtlosigkeit  des  Vaters  viel- 
fach womöglich  noch  stärker  betont.  Denn  es  entsprach 

durchaus  der  bevormundenden  Regierungsweise,  die  zur  Zeit 
der  Landesorduungen  gang  und  gebe  war,  die  Verfügungsfreiheit 
des  Einzelnen  möglichst  einzuschränken. 

Ein  Mittelweg  zwischen  beiden  Systemen  war  es,  wenn  der 
Vater  zwar  einen  anderen  Sohn  zum  Anerben  wählen  konnte, 
als  den  vom  Herkommen  dazu  designirten,  aber  diesem  dann  ein 
Abstandsgeld  als  Zulage  zu  seiner  Abfindung  geben  musste. 
Dieser  Ausweg  war  schon  zu  Carpzov's  Zeiten  üblich*"’)  und 


A'gl  oben  § 11  bei  Anm.  108  und  daa  in  dieser  Anm.  citirte 
Weisthum  von  Ulflingen. 

*™)  Vgl.  oben  § 10.  — 'Weisthnm  von  Müncbaltorf  im  Züricher  Land 
§ 59:  „Item  womit  ein  vatter  sin  kind  ns.stürt,  des  soll  sich  das  kind 
lassen  benügen“.  § 68:  ,Si  sprechent  och  das  ein  vatter  einem  kind 
wol  mug  geben  me  denn  dem  anderen,  nachdem  als  ein  kind  ver- 
dienet umb  sin  vater“  (Urimm  I,  16).  Aehnlich  I,  47  § 25  und  IV,  273 
§ 10  (iStafa  und  Binzikon  in  derselben  Uegend). 

Carpzov,  Jnrispr.  P.  III  def.  26: 

„Ei  Sola  igitur  consuetudine  ius  illud  optionis  ininori  natu  filio 
competens  in  bonis  patemis,  „die  Kühr  oder  Kührgerechtigkeit*^,  locum  habet, 
praesertim  inter  rusticos,  qui  saepius  in  venditiono  bonorum  patemorum  ita 

12* 
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wird  uocL  in  unserem  Jalirliundert,  z.  B.  in  Süddeutschland, 
viel  beschritten. 

Von  den  beiden  Haiiptsystemen  ist  aber  keins  zu  aus- 
schliesslicher und  unbestrittener  Geltung  gelangt,  weder  das  der 
theilweisen  noch  das  der  gänzlichen  Gebundenheit  des  Vaters, 
vielmehr  haben  sich  beide  nebeneinander  bis  in  die  neueste  Zeit 
erhalten.  Dies  zeigt  das  Schwanken  der  Schriftsteller.*"-*) 


convcniunt,  iiuod  liberum  sit  fllio  atlliuc  minoreiiui  vel  impubcri,  ai  aii 
legitimam  aetatem  pervcncrit,  ut  vel  vcnditioncm  bonorum  paternoruiii  cum 
fratrc  maiore  aut  vitrico  vel  alio  ijuupiam  coutractam  ratam  babeat, 
accepta  pocuiiia,  quam  ultra  portionem  pretii  fllio  iuniori 
dcbitam,  lii.sce  in  casibua  ei  promittere  aolent,  „daa  KUrgeld“, 
vel  ea  rcpudiata  bona  paterna  ipsemet  eodem  pretio  empta  aibi  babeat“. 
Dazu  ein  Beleg  aus  der  l’raxiä:  Leipziger  Unheil  v.  ltia-2:  „.  . . üb  nun 
wohl  an  beiden  Orten  da  die  (iUter  gelegen,  durch  eine  Oewohnhcit  her- 
bracbt,  dass  nach  Ab.sterben  des  Vaters  dem  jüugsteq  Sohne  das  (iut  über- 
lassen oder  ein  Kührgeld  davon  gegeben  werden  muss.“ 

*”)  Vgl.  das  bei  Puchta  S.  SO  befindliche  Exemplar  eines  Gutsüber 
lassungsvertrages  aus  Franken:  Es  heisst  darin: 

,500  11.  lieirathsgut  und  150  fl.  Gutsabstand  hat  er  (sc.  der 
Uebernebmer)  an  seinen  Bruder  .Vndroas  Schwarz  zu  zahlen.“ 

Puchta  bemerkt  hierzu  S.  Sl : „Der  Bruder  Andreas  wird  mit  der 
Summe  von  150  fl.  für  seinen  entweder  wirklichen  oder  vermeintlichen  -Vn- 
spruch  au  die  vorzugsweise  Ueberlassung  des  Uofs  zufrieden  gestellt;  er 
tritt  zurück,  steht  ab,  und  es  wird  auf  diese  Weise  wenigstens  der  Friede 
in  der  Familie  erhalten,  wenn  auch  kein  rechtlich  verpflichtender  Grund  zu 
dieser  Begünstigung  vorhanden  sein  sollte,  daher  auch  der  Käufer  um  so 
viel  gegen  seine  Geschwister  in  dem  sogenannten  lieirathsgut  zurücksteht. 
Denn  er  ist  es  eigentlich,  der  diese  Abfindung  zu  leisten  hat.“  Auch  Fick 
gedenkt  in  seinem  Buche  des  Abstandsgeldes  an  vielen  .Stellen  z.  B.  S.  Oö, 
»»,  100,  85,  8«,  182.  18;i.  Vgl.  unten  Anm.  100. 

■”)  AVigand  in  seinem  Paderborner  und  Corveyer  Jleierrecht  erklärt 
das  Anerbenrei  ht  an  sich  für  unentziehbar,  gestattet  jedoch  dem  Vater, 
unter  den  Buhnen  den  Anerben  zu  wählen.  Anders  entscheidet  das  vou 
ilmi  selbst  citirte  Delbrücker  Landurthcil  von  17:U:  „Hausgenosseu-Kichter 
referirte  vom  Lande  erkannt  zu  sein:  wann  der  jüngste  Sohn  capabel  wäre 
dom  Hofe  vorzustehen,  konnte  ihm  dessen  Anerbe  nicht  entzogen  werden.“ 
Ebenso  auch  das  Laudurtbeil  von  1750:  „Dass  dem  jüngsten  Botin  aus 
erster  Ehe  die  Güter  zukämon  und  behalten  müsste.“  — Besonders  deutlich 
ist  das  Bchwanken  bei  Grefe  zu  erkennen.  Im  Erbrechte  der  Leibeigenen 
konnte  das  Anerbenrecht  selbst  mit  Genehmigung  des  Gut.sherrn  dem  An- 
erben nicht  entzogen  werden  (Bd.  I,  S.  352  ff.)  Im  Erbrechte  der  Bauern 
ist  es  ürtlich  verschieden  1 ; In  Calenberg  ist  eine  Aeuderimg  der  iutestat- 
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Es  fragt  sich  nun,  welcliom  Systeme  wir  den  Vorzug  geben 
wollen.  Einig  sind  beide  Systeme  darin,  dass  der  Bauer  nicht 
das  Anerbenrecht  überhaupt  ausschlicssen  darf.'’"')  Denn  auch 
das  ei-ste  System  gestattet  ihm  nur,  dessen  Modalitäten  zu 
ändern.  Diese  Freiheit  aber  werden  wir  ihm  heute  grundsätzlich  zu- 
billigen müssen,  wenn  wir  erwägen,  dass  die  Rechtsentwickelung 
jetzt  überall  zu  einer  fortschreitenden  Bewegungsfreiheit  der 
Grundeigenthümer  geführt  hat.  Dem  Zuge  der  Zeit  gegenüber 
darf  man  nur  hoffen,  diejenigen  Schranken  einer  allzugrossen 
Verfügungsgewalt  aufrecht  zu  erhalten,  welche  durch  das  all* 
gemeine  Beste  des  Grundeigenthums  selb.st  gefordert  werden. 
Dies  verlangt  aber  nur  danach,  dass  überhaupt  ein  Einziger 
unter  günstigen  Bedingungen  Erbe  werde.  Gleichgiltig  ist  die 
Person  dieses  Erben.  In  der  Auswahl  dieser  Pei-sou  den  Erb- 
lasser beschränken  zu  wollen,  wäre  deshalb  ein  thörichtes  und 
aussichtsloses  Beginnen.  Ja,  es  ist  sogar  zweckmässig,  diese 
Wahl  dem  Bauer  zu  lassen,  da  er  dadurch  neben  der  Möglichkeit 
des  Missbrauchs  doch  auch  die  Gelegenheit  hat,  denjenigen 
Sohn  herauszngreifcn,  der  zum  Landmann  die  meiste  Begabung 
besitzt  und  den  die  todte  Regel  des  Intcstaterbrechts  gewiss 
oft  nicht  berufen  würde. 

Wir  erklären  deshalb  das  Ancrbcnrecht  insoweit,  als  ein 
ins  cogens,  als  Niemand  hindern  kann,  dass  es  überhaupt  ein- 
tritt,  insoweit  aber  a’s  ein  ius  dispositivum,  als  in  seinem  Kreise 
der  Erblasser  die  Person  des  Anerben  und  die  Höhe  der  Ab- 
findungen festsetzen  kann. 


erbfolge  durch  Testament  den  Kindern  gegenüber  unstatthaft.  Auch  den 
wegen  jugendlichen  Alters  unfähigen  darf  ihr  Erbrecht  nicht  entzogen 
werden.  2_)  In  Grubenhngen  soll  .richtiger  Meinung“  nach  der  Meier  die 
I’erson  des  Anerben  bestimmen  dürfen.  3)  Im  Amte  Uslar  besteht  Minorat; 
doch  darf  der  Meier,  wenn  der  zukünftige  Anerbe  allzu  jung  ist,  einen 
indem  Anerben  wählen.  — In  Holstein  hat  der  Vater  auch  nur  die  Mög- 
lichkeit. die  Person  des  Anerben  zu  ändern  (Paulseu  S.  340),  — Ebenso 
wUl  es  Steinacker  (S.  546  ff.)  für  Hraunschweig.  — Ebenso  Busch  S.  lO'J 
für  das  Fürstentbum  Hiblesbeim.  — Auch  Schulz  (S.  44  f.)  schliesst  sich 
dieser  Ansicht  an.  — Ebenso  überlässt  auch  Pfeiffer  dem  Vater  die  Aus- 
wahl des  Anerben  (S.  230  ff.)  und  führt  auch  zahlreiche  Beispiele  aus 
Besetz  und  Praxis  für  diese  Ansicht  au. 

’“*}  Daraufliiu  zielt  Beseler,  Privatrecht  Bd.  II,  S.  H09  und  Frommhold, 
Anerbeiirecht  S.  to  ff.,  der  sich  an  Beseler  anschliesst. 
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Dass  diese  Ansicht,  wie  aus  unserer  Anmerkung  ersichtlicli, 
auch  von  der  erdrückenden  Majorität  der  Schriftsteller  getheilt 
wird,  mag  uns  eine  Beruhigung  über  ihre  Richtigkeit  gewähren. 

§ 20. 

Nach  diesen  allgemeinen  Untersuchnngen  über  Natur, 
Geltnngsgrnnd,  Geltungsumfang  und  -kraft  des  Anerbenrechts 
kommen  wir  nun  zu  der  Prüfung,  w’ie  sich  denn  die  Vererbung 
nach  den  Regeln  des  Anerbenrechts  im  Grossen  und  Ganzen, 
wie  im  Einzelnen  vollzieht.  Von  allgemeinen  Fragen  kann  sich 
hier  nur  diejenige  erheben,  ob  die  Vereibung  nach  Anerbenrecht 
eine  Universal-  oder  Singularsuccession  ist. 

Man  wird  sich  erinnern,  dass  wir  oben  erwähnt  haben, 
namhafte  Theoretiker  siirächen  sich  für  die  Annahme  einer 
Singularsuccession  aus,  und  auch  die  Gerichte  folgten  dieser 
Ansicht.  Die  Ansicht  fusst  auf  der  Wahrnehmung,  dass  oft 
noch  heute,  wie  es  durch  die  Stryck-Struben'sche  Theorie  auf- 
gebracht ist,  eine  getrennte  Vererbung  in  das  Hofgut  und  das 
sonstige  Vermögen  stattfindet.  Gleichwie  man  deshalb  die  im 
deutschen  Rechte  so  oft  auseinauderfallende  Mobiliar-  und 
Immobiliarfolge  für  successio  singularis  erklärt  hat,  so  glaubte 
man  auch  hier  wegon  der  verschiedenartigen  Vererbungen  ein 
Gleiches  annehmen  zu  müssen. 

Heusler  hat  nun  in  seinen  Institutionen  in  überzeugender 
Weise  ausgeführt,  da.ss  das  nicht  richtig  ist,  dass  es  nicht  darauf 
ankommt,  ob  der  gesammte  Nachlass  in  den  Besitz  des  Erben 
gelangt,  sondern  nur  darauf,  dass  dieser  einen  ganzen  Complex 
des  Nachlasses  unter  einem,  alle  einzelnen  Sachen 
dessel  ben  umfassenden  U ni versah itel  erhält  und  nicht 
einzelne  Sachen  auf  Grund  eines  bloss  nur  auf  jede  einzelne 
bezüglichen,  Singulartitels. 

Schiffner  (S.  55)  hat  zwar  versucht,  auch  bei  solcher 
umfassenderen  Vererbung  die  Singularfolge  aufrecht  zu  erhalten, 
indem  er  ein  gesetzliches  Legat  auf  eine  Universitas  von  Sachen, 
auf  eine  Gesammtsache,  anniinmt.  Allein  zunächst  ist  es 
zweifelhaft,  ob  das  dabei  in  den  Vordergrund  gerückte  römische 
Recht  überhaupt  Gesammtsachen  kennt.  Alles,  was  sich  in  den 
römischen  Quellen  über  einen  Sachcomplex  findet,  bezieht  sich 
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nur  ad  die  Heerde.  Bei  dieser  aber  liegt  weit  näher  als  die 
Annaliine  einer  Gesammtsache  die  Vermutbung,  dass  damit  nur 
die  Bezeichnung  mehrerer  einzelner  Sachen  unter  einem  Sammel- 
namen aus  Bequenilichkeits-  und  Zweckmässigkeitsrücksichten 
zagelassen  und  dann  die  zugelassene  Bezeichnung  dem  wahr- 
scheinlichen Parteiwillen  entsprechend  weitherzig  und  praktisch 
aasgelegt  wird.  Als  solche  Bezeichnung  mit  einem  Sammel- 
namen wird  man  auch  die  deutschrechtlichen  Vorschriften  über 
Vererbung  von  „Weissgeräthe“  und  „Leibgeräthe“,  „Haus- 
geräthe“,  „Heergeräthe“,  „Gerade“  und  „Musstheil“  bezeichnen 
müssen,  auf  welche  Schiflfner  verweist.  Selbst,  wenn  man  aber 
hieraus  nnd  ans  der  römischen  grex  eine  Gesammtsache  machen 
wollte,  könnte  diese  doch  nur  auf  eine  Mehrheit  einzelner  gleich- 
artiger Sachen  beschränkt  bleiben,  wie  in  den  genannten  Fällen. 
Wollte  man  aber  auch  bei  der  aus  sehr  verschiedenen  Sachen 
bestehenden  Fahrhabe  oder  bei  dem  Hofe  mit  Feldflur  eine  Ge- 
sainmtsache  annehmen,  so  würde  mau  jeden  Unterschied  zwischen 
einzelnen  Sachen  und  Vielheit  verwischen.  Fahrhabe  und 
Hof  bilden  zwar  namentlich  nach  deutschem  Rechte  eine  recht- 
liche Einheit,  sie  bilden  dies  aber  nicht  mehr  als  nach  römischem 
Rechte  die  ganze  Erbschaft.  Man  könnte  darum  mit  demselben 
Rechte  die  Erbschaft  zu  einer  Gesammtsache  stempeln.  Hier 
muss  deshalb  der  Begriff  der  Gesammtsache  jedenfalls  abgelehnt 
werden.  Am  Besten  lässt  man  jedoch  diesen  verwaschenen 
Begrifl’  ganz  aus  dem  Spiele.  Soweit  man  nicht  Bezeichnung 
einzelner  Sachen  unter  einem  Sammelnamen  annehmen  kann 
— was  namentlich  dann  geboten  ist,  wenn  sich  das  Vorliegen 
einer  Singularsuccession  daraus  ergiebt,  dass  der  Bedachte  durch 
Empfang  der  Zuwendung  noch  nicht  für  Schulden  haftbar  wird  — , 
wird  man  zwar  den  Nachlass  in  mehrere  Massen  zerlegen,  aber 
die  Folge  in  eine  jede  als  Universalsuccession  hinstellen,  woraus 
sich  dann  ergiebt,  dass  der  Antretende  die  Schulden  jeder  Masse 
zu  zahlen  hat;  lässt  sich  die  Vertheilung  einer  Schuld  auf  eine 
Masse  nicht  feststellen,  so  ist  sie  von  beiden  zu  zahlen,  es  sei 
denn,  dass  etwa  die  eine  Masse,  wie  im  Lehnrechte  und  zeit- 
weise auch  in  einigen  Bauernrechten,  nur  Schulden  anerkennt, 
die  ausdrücklich  auf  sie  durch  Gesetz  oder  Vertrag  gelegt  sind; 
daun  nämlich  verbleiben  alle  übrigen  Schulden  der  anderen  Masse. 
Eine  beschränkte  Schuldenhaftung  verbleibt  aber  immer  auch  dem 
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Erwerber  der  ersten  Masse.  Und  gerade  daran  scheitert  die 
Theorie  von  dem  Vermäclitniss  auf  eine  Universitas,  denn  der 
Vennächtnissnehmer  zahlt  nie  Schulden. 

Es  soll  indessen  nicht  verkannt  werden,  dass  die  Heusler'sche 
Theorie  den  römischen  Begriff  der  ünivei’salsuccession  etwas 
verändert.  Im  römischen  Rechte  ist  allerdings  überall,  wo  sich 
Vergebung  von  Sachen  unter  einem  alle  umfassenden  Universal- 
titel findet,  damit  die  Forderung  verknöpft,  dass  sich  jene 
Vergebung  auf  das  ganze  Vermögen  erstrecken  solle.  Allein, 
diese  Verknüpfung  ist  doch  nur  eine  ilusserliche,  veranlasst 
durch  die  besondere  römische  Gestaltung.  Im  Uebrigen  ist  die 
römische  Regel,  dass  sich  Vererbung  und  Universalübeigang  nur 
mit  ganzen  Vermögen  befassen  sollen,  schon  ini  römischen  Rechte 
in  einigen  Consequenzen  nicht  mehr  festgehalten.  Der  daraus 
abgeleitete  Satz  „nemo  pro  parte  testatus,  pro  parte  intestatus 
decedere  potest“  ist  durch  die  Gestaltung  des  Notherbrechts 
stark  durchlöchert.  Der  weitere  Folgesatz  „nemo  cum  plurilms 
testamentis  decedere  potest“  wird,  wie  wir  sahen,  heute  auch 
nicht  mehr  überall  streng  festgehalten.  Und  wenn  nun  die 
Gestaltung  des  deutschen  Rechts  zeigt,  dass  dieses  mit  einer 
Universalvergabung  die  Forderung  der  Regelung  des  ganzen 
Vermögens  nicht  verbindet,  so  kann  man  diesen  Satz  als  be- 
griffliches Merkmal  der  Universalsuccession  nicht  mehr  festhallen. 
Die  Erstreckung  auf  das  ganze  Vermögen  stellt  sich  vielmehr  nur 
noch  als  eine,  durch  positive  Sätze  des  römisclien  und  gemeinen 
Rechts  regelmässig  geforderte  Kigenscliaft  der  Universal- 
succession dar;  deren  aus  den  nothwendigen  Eigenschaften 
zu  entnehmender  Begriff  beschränkt  .sich  aber  in  der  That 
auf  den  Uebergang  einer  Vielheit  von  Sachen  und  Rechten 
unter  einem  und  demselben  Titel. 

Gehen  wir  von  dieser  Ansicht  ans,  so  werden  wir  die 
Nachfolge  in  das  Bauenigut,  auch  wenn  das  Mobiliar  zum  Theil 
einem  anderen  Schicksale  unterworfen  ist,  als  eine  Univei-sal- 
succession  auffassen.  Denn  das  gesammte  Gut  mit  lebenden  und 
todtem  Inventar,  mit  eisernen  Beilassstücken  und  dergl.  braucht 
der  Anerbe  nicht  einzeln  sich  anzucignen,  sondern  alles  gewinnt 
er  zusammen  auf  Grund  des  einen  Titels,  dass  er  Erbe  im 
Grundbesitze  ist. 

Aber  auch  aus  anderen  Gründen  wird  man  die  Erbfolge 
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nach  Anerbenreclit  als  Universalsuccession  bezeichnen  müssen. 
Es  ist  nämlich  aus  unserer  geschichtlichen  Darstellung  ersichtlich, 
dass  es  keineswegs  die  Regel  ist,  wenn  in  der  eben  bezeichneten 
Weise  die  Erbfolge  in  das  Gut  und  die  in  das  Mobiliar  auseinander- 
lällt,  sondern  dass  dies  nur  durch  eine  zeitweilige,  heute  über- 
wandene  Verirrung  von  Theorie  und  Praxis  hervorgerufen  wurde. 
Der  Anerbe  war  vielmehr  Derjenige,  der  allein  in  den  väter- 
lichen Gütern  sitzen  blieb,  und  zwar  in  allen,  in  Liegenschaften 
und  Fahrhabc.  Der  Anerbe  war  und  ist  somit  im  eminentesten 
Sinne  der  Alleinorbe,  der  Universalsuccessor.''-’) 


§ 21. 

Der  Anerbe  ist  Derjenige,  der  aus  einem  Kreise  von  Erben 
den  Vorzug  geniesst,  zum  Xaturalbesitze  des  hinterlassenen 
Gutes  zu  gelangen.  Um  sagen  zu  können,  wer  im  gegebenen 
Falle  Anerbe  wird,  muss  man  deshalb  sowohl  jenen  Kreis 
keimen  als  wissen,  nach  welchen  Grundsätzen  die  Auswahl  aus 
ihm  vor  sich  geht. 

Wenn  wir  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Anerben- 
rechts  überdenken,  so  werden  wir  finden,  dass  jener  Erbenkreis 
im  Allgemeinen  von  dem  sonst  im  bürgerlichen  Rechte  geltenden 
nicht  verschieden  war.  Selbst  die  ursiirünglich  im  weiten  Um- 
fange bestandene  Beschränkung  des  Giumlerbrechts  auf  De- 
scendenten  haben  wir  ja  auch  im  gewönlichen  Erbrechte  an- 
getroffen.  Wir  brauchen  uns  nur  daran  zu  erinnern,  dass  noch  bis 
znm  edictum  Ghilperici  auch  im  Landrechte  beim  Mangel  von  De- 


■ni)  Auih  Bciteler  S,  809  prkläit  ihn  für  einen  „Gesnimntnachfolger“. 
Ebenso  tritt  Frommliold  für  ITniversulsucccssion  ein  (Anerbenreclit  S.  ilt) 
Wenn  auch  aus  andern  Gründen,  denen  wir,  soweit  sie  sieh  auf  die  Ge- 
schichte stützen,  nllerdinirs  nicht  durchwein  beistimmen  können.  — Scholz  ist 
nicht  conseqaent:  Er  sagt  in  § 12,  die  Anerbenfolge  sei  auch  nach  Ein- 

führung  des  römischen  Rechts  successio  singularis  geblieben.  Anf  S.  101 
sagt  er  dann:  ,Im  allgemeinen  ist  die  (lolonatsfolgo  eine  successio  univer- 

»alis.-  Er  scheint,  wenn  die  Abfindungen  aus  dem  allodium  non  coniunctum 
erfolgen,  Singular-,  andernfalls  Universalsuccession  anzunehmeu.  (Vgl. 
8.  102  oben.).  — Unserer  Ansicht  ist  für  die  heutige  Zeit  hier  auch 
Schiffner  S.  160  .\nm.  6;  „Seit  dem  Eindringen  der  römischen  Uuiversal- 
«nccessioii  aber  ist  der  Anerbe  meist  Alleinerbn  des  ganzen  Nachlasses  und 
sind  die  übrigen  Erbsintcressenten  nur  Abfindlinge.“ 
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scendenten  der  Heimfall  des  Grundbesitzes  an  die  Dorfgenossen- 
schaft eintrat.  Die  Ausschliessung  der  Collateralen  beruhte  ja  auch 
auf  dem  Gedanken,  dass  die  Annahme  der  Abfindung  in  Folge  des  da- 
mit verknüpften  Austritts  aus  der  Hausgenossenschaft  den  Verlust 
jeglichen  Erbrechts  nach  sich  ziehe,*™)  ein  Gedanke,  der  aus 
den  Grundsätzen  der  Were  sich  ergebend,  (vgl.  § 10)  ebenso 
wenig  wie  das  Weresystem  selbst  lediglich  dem  Bauernrecht 
angehörte. 

Wie  wir  es  nun  öfter  nachweisen  können,  dass  Prinzipien, 
die  ini  Dandrechte  längst  abgestorben  waren,  im  Bauemrechte  mit 
neuer  Kraft  wieder  auftauchen,  um  dann  auch  in  ihm  aus 
gleichen  Gründen  wie  im  Landreclite  von  der  fortschreitenden 
Entwicklung  abgestreift  zu  werden,’”)  so  wurde  zunächst  zwar  im 


Ein  Heispiel  wird  da«  verdemliclien: 


Wenn  E stirbt,  so  können  seine  (V)llatcralen  .\  und  II  nicht  /.um  Erbe 
gelangen,  denn  «io  sind  abgefiindcn,  nls  E das  (Jut  übernahm  Aber  auch 
C D F G können  das  Gut  nicht  erhalten,  da  sie  entweder  vorverstorben 
sein  müssen,  oder  abgefunden  sind,  als  F Gutsbesitzer  wurde.  .\ber  auch 
wenn  F noch  lebte,  könnte  er  doeb  nicht  E's  (int  nehmen,  da  die  noth- 
wendig  vorangegangene  Absonderung  des  E nichf  mir  diesem  das  Erbrecht 
gegen  F,  sondern  auch  dem  F gegen  den  E genommen  hat.  da  die  .\b- 
souderung  schlechthin  und  gegen  beide  die  ilausgenossenschaft  löst  (vgl. 
§ 10  B E.). 

Es  ist.  als  ob  die  Völker,  — gleichwie  der  einzelne  Mensch  sich 
meistens  nicht  die  Erfahrungen  seiner  Vorgänger  zu  Nutze  machen  kann, 
sondern  selbst  Lehrgeld  zahlen,  selbst  erleben  und  selbst  den  von  anderen 
schon  diirchmessenen  Weg  zur  Vollkommenheit  von  Anfang  an  durch- 
wandern muss,  — so  auch  die  Völker  den  Entwicklungsgang  des  Grund- 
besitzes, den  sie  im  Landreclite  hinter  sich  hatten,  im  Hufrechte  noch 
einmal  batten  durchkämpfun  müssen.  Dass  er  heidemal  so  überraschend 
gleichartig  ausfiel,  ist  ein  Beweis  mehr  für  unsere  Ansicht,  dass  os  die  in 
der  Tiefe  der  Volksseele  lebende  Kechtsüherzeugung  war,  die  ihn  bestimmte, 
und  nicht  etwa  auf  wirthschaftliche  Verhältnisse  achtende  Ewcckmassig- 
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Hofrechte  die  Beschränkung  des  Erbganges  auf  die  Descendenten 
durchgefülirt  zu  einer  Zeit,  wo  sie  iin  Landrechte  längst  von  Ver- 
gessenheit  bedeckt  worden  war;  als  man  aber  auch  im  Hof- 
rechte anflng,  die  Vererbung  nicht  bloss  auf  Grund  von 
Consolidation  im  Kreise  des  Hauses,  sondern  auch  als  wahren 
Erbgang  an  Glieder,  die  aus  dem  Hause  geschieden  waren, 
znzulassen,  da  fiel  mit  dein  Satze,  dass  der  Abfindling  nie  mehr 
Erbe  nehmen  kann,  auch  die  diesem  Satze  entsprechende  Be- 
schränkung des  Erbenkreises  auf  Descendenten,  und  es  wurden 
auch  Ascendenten  und  Collateralen  berufen,  womit  der  Unterschied 
zwischen  Landrecht  und  Bauernrecht  wieder  verwischt  war. 

Die  gemeinrechtlichen  Juristen  hatten  natürlich  gar  keinen 
Anlass,  an  diesem  Resultat  auch  nur  im  geringsten  zu  rütteln. 
Sie,  die  bestrebt  waren,  alle  Sonderrechte  möglichst  ein- 
zuschränken oder  so  auszulegen,  ut  quam  minime  distent  a 
jure  comnmni,  sie  mussten  es  natürlich  mit  Freuden  begrüssen, 
wenn  auch  im  Bauernrechte  der  Kreis,  aus  welchem  der 
Anerbe  hervorging,  grundsätzlich  sich  vom  gewöhnlichen  Erben- 
kreise nicht  unterschied.*^**) 


keitsriieksicliten.  Denn  ilieee  Verhältnisse  waren  von  Grund  aus  verschieden 
geworden,  hätten  also  nie  und  nimmer  eine  gleiche  Entwicklung  hervor- 
rufen  können. 

Dass  der  Kreis  der  Erben,  von  denen  einer  Anerbe  wird,  durch 
die  allgemeinen  Erbrechtsregeln  bestimmt  wird,  danir  treten  ein:  Grefe 
5 63  (.S.  215  ff.  Bd.  II);  Steinacker  S.  540  ff.;  Schol*  S.  115  f.  Ein  Erb- 
reclitgeben  insbesondere  I)  Den  Collaternlcn:  .Stobbc  Bd.  V.  S.  .375  ff. 
Pfeiffer  Bd.  1 S.  2011  ff.  (doch  will  er  das  t'ollateralenerbrecht  nur  als  eine 
particulare.  wenn  auch  sehr  verbreitete  Kecbtsbilduug  anfgefasst  wissen; 
für  Schaumburg  leugnet  er  es  Bd.  II  S.  tso);  Giefe  a.  a.  O.  (nur  für  die 
freien  Baneru  gesteht  er  es  zu.  nicht  bei  Eigeiileuten  Bd.  1 S.  352  ff.), 
Frank  (S.  4 u.  6)  Struckmann  (doch  nur  solchen  Collateralen,  die  auf  der 
Stätte  geboren  sind)  Beitrag  IX;  Führer  S.  55  (doch  nur  den  Geschwistern, 
den  übrigen  Collateralen  nicht).  2)  den  Ascendenten:  Stobbe  a.  a.  O. 
Grefe  a.  a.  O. ; Frank  S.  4 u.  5:  Runde,  T.eibzucht  S.  467;  Führer  S.  65. 

Durch  diese  Durchführung  der  gemeinrechtlichen  Erbfolge  geschieht 
es,  dass  Elfem  und  Geschwister  des  verstorbenen  Hofbesitzers  gemein- 
schaftlich in  den  Kreis  treten,  aus  dem  der  Anerbe  hervorgehen  muss,  denn 
nach  gemeinem  Rechte  sind  beide  gleich  nahe  Erben.  Fis  ist  aber  klar, 
dass  nur  entweder  einer  der  Eltern  oder  einer  der  Geschwister  Anerbe  sein 
kann,  mithin  zwischen  diesen  Kreisen  ein  Vorrang  bestehen  muss. 


* 
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Die  Gefahr,  welcher  dieser  Lehre  dadurch  drohte,  dass 
man  auf  das  Bauernrecht  lehnrechtliche  Grundsätze  anzuwenden 
begann  und  nur  noch  Xachkomuien  des  iirimns  acquirens 
zur  Erbfolge  zulassen  wollte,  diese  Gefahr  ist,  wie  oben  gezeigt 
(§  13  bei  Anm.  136  und  137),  ja  bald  überwunden  worden. 

Ist  sonach  für  die  Begrenzung  des  Erbenkreises,  dem  der 
Anerbe  entnommen  wird,  das  jeweilige  bürgerliche  Recht 
entscheidend  — für  die  Gebiete  gemeinen  Rechts  also  die 
römische  Erbordnung  — , so  bringen  doch  einige  deutsch- 
rechtliche,  von  den  Bauern  treu  bewahrte  Grundsätze  einige 
kleine  Aenderungen  hervor. 

Zunächst  ist  der  Makel,  der  im  alten,  deutschen  Rechte  der 
unehelichen  Geburt  anhaftete,  im  Bauernrechte  noch  in  weitern 
Umlänge  aufrecht  erhalten.  Wie  bekannt,  waren  uneheliche 


Dieser  Vorrang  fiel  nun  den  Gcscliwistem  r.n,  aus  veiscliicdenen 
Gründen. 

Schon  im  alten  I.andrcchte,  z.  B.  in  Friesland,  findet  sich  ein  Vorrang 
der  Geschwister  Tor  den  F.ltern  und  weiteren  Ascendenten  (vgl.  v.  Aniira 
a.  a.  O.'i.  Iin  Anerbcnrechte  musste  er  noch  mehr  hervortreten.  Wenn  der 
Sohn  ein  Gut  hinterliess,  dessen  Beerbung  durch  F.ltern  und  Geschwister 
überhaupt  in  Frage  kommen  konnte,  so  musste  er  sich  von  erstereu  durch 
Altentheilsvertrag  vorher  wirthschaftlich  abgesondert  haben,  denn  sonst 
war  er  nicht  der  Besitzer  des  Gutes.  Nun  zog  sich  der  Bauer  aufs  Alteu- 
theil  aber  erst  zurück,  wenn  er  das  Gut  nicht  mehr  ordentlich  bewirihschaften 
konnte;  wenigstens  wurde  dies  vom  liechte,  da  es  gewöhnlich  zutraf  oder 
zntreffeu  sollte,  priisupponirt.  Tüchtigkeit  war  aber  eine  nothwendige  Kigen- 
schaft  des  Anerben  (vgl.  § 2H1.  Wegen  der  durch  den  Zug  aufs  Altentheil  von 
ihm  selbst  constatirteu  Unrähigkeit  schloss  man  deshalb  den  Vater  vom 
Erbe  des  Sohnes  wenn  nicht  schlechthin,  so  doch  in  Concurrenz  mit  den 
Geschwistern  aus.  Aus  dem  gleichen  Grunde  mussten  Geschwister  auch 
weiteren  Ascendenten  Vorgehen.  Ob  auch  andere  Gollatcraleu  als  Geschwister 
den  gleichen  Vorzug  geniessen,  darüber  sebwanken  die  (Quellen.  Ein  Grund, 
die  sonst  angenommene  Erbfolge  auch  noch  in  dieser  weiteren  Weise  zu 
durchbrechen,  liegt  nicht  vor.  Es  bleibt  deshalb  richtig,  wenn  wir  sagten, 
es  gelte  gemeine  Erbfolge.  Nur  haben  in  der  zweiten  Klas.se  Geschwister 
vor  Ascendenten  gewohnheitsrechtlich  den  Vorrang  zum  Besitze  des  Gutes, 
auf  dem  sic  geboren  sind.  — So  auch  Stobbe  a.  a.  O.;  Kunde  S.  408  ff. 
(mit  eigenartiger,  geistreicher  Begründung),  Frank  a.  a.  O.;  Scholz  S.  95 
und  96.  — Anderer  ileinung  Grefe  a.  a.  Ü.  — Von  den  Höfegesetzen  folgen 
unserer  Ansicht  das  schlesische  und  die  Gesetze  für  Oldenburg  und  für 
Lübeck.  (Frommhold  S.  44), 
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Kiuder  ehemals  als  rechtlos  gänzlich  erbunfähig.  Dieser  Mangel 
konnte  auch  in  keiner  Weise  gehoben  werden,  da  die  römischen 
Legitimationen  bei  uns  unbekannt  w'aren.  Sie  drangen  auch 
in's  Bauernrecht  nur  sehr  schwer  ein,  so  dass  noch  in  unserem 
Jahrhunderte  es  au  Rechtslehreru  nicht  gefehlt  bat,  welche 
uneheliche  Kinder  als  Anerben  überhaupt  nicht  zulassen  wollen. 
Indess,  für  eine  Art  der  unehelichen  Kinder  entspricht  dies 
sicher  nicht  mehr  den  heutigen  Zuständen.  Die  legitimatio  per 
subsequens  matrimonium  ist  so  tief  in  das  Rechtsgefühl  unseres 
Volkes  eingedrungen,  dass  wir  nicht  anstehen,  auch  im  Bauern- 
rechte diese  Kinder  den  ehelichen  gleichzustellen  und  auch  sie 
in  den  Kreis,  aus  dem  der  Anerbe  hervorgeht,  einzureihen. 

Von  den  anderen  römischen  und  modernen  Legitimations- 
arten  kann  man  ein  Gleiches  nicht  behaupten;  sie  sind  dem 
Volke  und  namentlich  dem  Bauern volke  stets  innerlich  fremd 
geblieben.  In  richtiger  Weise  thoilen  denn  auch  die  Höfe- 
gesetze unseren  Standpunkt.**’) 

Ob  den  unehelichen  Kindern,  wenn  andere  Erben  mangeln, 
ein  subsidiäres  Erbrecht  zusteht,  ist  streitig.  Nach  heutigen 
Anschauungen  dürfte  es  ihnen  wohl,  wie  auch  die  Höfegesetze 
annehmen,  zu  gewähren  sein.****) 


**•’)  So  auch  Stobbe  Hd.  V.  S,  375  ff.,  Führer  (S.  56  uud  60).  — Weiter 
gehen  und  geben  scblecbthiu  gemeinrechtliche  Krbriihigkeit  den  uuelielichen 
Kindern:  Scholz  S.  98,  ferner  das  neue  österreichische  Gesetz,  welches  alle 
liegitimirten  den  ehelichen  Kindern  glcichstellt  (vgl.  Marchet,  Kap.  VII).  — 
Auf  dem  engcreu  altdeutschen,  alle  Unehelichen  ausschliessenden  Stand- 
punkte verharren  Grefe  § 63,  Busch  S.  126;  Frommhold  S.  38.  — Vgl.  auch 
die  Stelle  von  Frautzkius  (S.  125),  w^elche  uuseie  Behauptung,  die  legitimati 
per  subsequens  matrimonium  seien  gewohnheitsrechtlicb  mit  der  ehelichen 
Geburt  gleichgestellt,  belegt  und  zeigt,  dass  die  von  uns  als  modern  ver- 
tretenen Anschauungen  schon  im  18.  Jahrhundert  dem  Rcchtsgefühl  ent- 
sprachen. Frantzkius  lehrt  genau  wie  wir: 

„De  legitimatis  per  subsequens  matrimonium  luaximo  dubitatur.  . . . 
Idem  tarnen  esse  quod  in  legitimis  usus  judiciorum  et  observantia 
obtinuit* 

.Legitimati  per  rescriptum  principis  a feudal!  successiono  plane  arcentur, 
ab  empbyteuseos  et  censuali  nou  aliter  quam  si  alii  legitime  uati  extent“. 

ist)  Vgl.  Frommhold  S.  39  und  die  Stelle  von  Frantzkius  in  der  vorigen 
Anmerkung. 
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Das  eigentliümliche  bauernrechtliche  Institut  der  Interims- 
wiitliscliaft  legt  ferner  die  Frage  nahe,  inwieweit  die  Kinder 
eines  sülchen  Interiniswirths  Anerben  werden  können.  Dazu 
muss  man  zunächst  wissen,  welches  Recht  der  Interimswirth 
selbst  an  dem  Gute  hat. 

Natur  lind  Entstehung  der  Interimsivirthschaft  sind  überaus 
dunkel.  Der  Streit  wird  sich  aber  auch  hier  ähnlich  schlichten 
lassen,  wie  der  über  die  Entstehung  des  Auerbenreclits.  Es 
gilt  auch  hier  zu  bedenken,  dass  selten  ein  grosses  Rechts- 
institut aus  einer  Wurzel  entstanden  i.st. 

So  beruht  denn  aucli  die  Interimswirthschaft  zunächst  auf 
der  Stellung  des  altdeutschen  Vormundes,  der  das  Mündelgut 
in  seine  eigene  Gewere  nahm,  im  eigenen  Namen  darüber  ver- 
fügte, und  B’rüchte  und  Nutzungen  sich  selbst  erwarb."*'-’)  Aber 
auch  aus  den  Rechtsverhältnissen  des  ehelichen  Güterrechts 
entwickelte  sich  eine  andere  Art  Intel  imswirthschaft. 

Die  überlebende  Wittw'e  hatte  zunächst  neben  ihren  mit 
dem  verstorbenen  Manne  erzeugten  Kindern  den  Beisitz  auf 
dem  Gute,  bis  zu  ihrer  Wiederverheirathung,  und  zwar  unter 
allen  Güterrechtssystemen. •"*)  Verhoirathete  sie  sich  aber 
wieder,  so  musste  sie  sich  mit  ihren  Kindern  auseiuandersetzeu. 
In  den  Gebieten  der  Gütergemeinschaft  hatte  sie  dann  die 
Hälfte  oder  einen  bedeutenden  Theil  des  Gutes  zu  beanspruchen. 
Sie  hätte  deshalb  bei  der  naturalen  Uutheibarkeit  an  sich 
das  Gut  ganz  übernehmen  und  den  Kindern  ihren  Antheil  in 
Gclde  auszahlen  können.  Allein  dem  widersprach  das  mit  der 
Gütergemeinschaft  so  überaus  gewöhnlich  verknüpfte  Ver- 


Darauf  hat  zuerst  und  mit  ausgezeichneter  (luellenmiissigcr  Be- 
gründung Pufendorf  hiugewiesen  in  seinen  Observationes  Bd.  I S.  12S  ohs. 
XLVII.  — lieber  die  Stellung  des  altdeutschen  Vonnundes  vgl.  auch 
lieusler,  Institutionen  Bd.  II.  — Eine  der  ältesten  Stellen  Uber  diese  vor- 
mundschaftliche Interimswirtli.schaft  steht  bei  (irimm  I,  100.  „It  och,  das 
der  man,  der  uf  dem  liof  ist,  kind  lät,  die  dem  hof  und  dem  gut  nUt  ge 
raten  mugeut,  hent  die  kint  ein  fründ,  der  mag  wol  uf  den  hof  sitzen  nmb 
die  zius  und  umb  dienst,  die  von  dem  hof  gänd,  untz  uf  die  stund  dass  die 
kind  dem  gut  gerüten  mugeut  (Andelängen  im  Züricher  Laudj.  Vgl.  auch 
ürimm  111,  52  (Uattnegge  in  Westfalen). 

iKi^  Vgl.  lieusler  Institutionen  Bd.  II  und  unsere  Ausführungen  weiter 
unten.  — Ueberaus  zahlreich  sind  hierüber  auch  die  Stellen  der  Weisthüiuer. 
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langeuschaltsreclit;  und  wo  dies  nicht  dazwischen  trat,  war  der 
Mangel  an  Geld  in  jenen  kapitalarnien  Zeiten  ein  gebieterisches 
Hinderniss.  8o  wurde  mau  mit  Nothwendigkeit  dazu  geführt, 
da  das  Gut  selbst  weder  in  natura  noch  dviliter  getheilt  werden 
konnte,  die  Nutzungszeit  zu  theilen  und  das  Gut  erst  dem  Einen, 
dann  dom  Anderen  zu  Eigenthum  zuzusiirecheii.  Als  Zeitgrenze 
ergab  sich  von  selbst  der  Grossjälirigkeitstermiu  des  Anerben 
aus  erster  Ehe.  Lag  er  zu  nalie,  so  setzte  man  die  N utzungs- 
zeit  anderweit  fest  und  verwilliete  der  Wittwe  „.Maliljahre“. 
Während  dieser  nalini  sie,  wie  gesagt,  das  ganze  Gut  in  volles 
Eigenthum,  und  damit  wurde  auch  ihr  aufheiratheuder  Mann 
zum  w'ahi  en  Eigenthümer  des  Haiiernhofes,  denn  es  handelt  sich 
um  Gebiete  der  Gütergemeinschaft.'*'^) 

Das  ist  die  Entstehungsalt  der  Interimswirthschaft  dort, 
wo  die  Wittwe  das  Recht  hat,  ihren  zweiten  Gatten  zum 
Interimswirth  zu  machen. 

Diese  beiden  Arten  der  Interimswirthschaft  wuchsen  all- 
mählich zusammen.  Es  mag  das  System  der  Mahljahre  bei  der 
Auseinandersetzung  beliebt  worden  sein,  auch  in  Gegenden,  wo 
keine  Gütergemeinschaft  galt.  Damit  löste  sich  dieses  vom 
Boden  der  Gütergemeinschaft  los  und  stellte  sich  auf  eigene 
Eüsse.  Es  hat  ferner  stets  eine  grosse  Verwandschaft  zwischen 
dem  Vormundschafts-  und  dem  ehelichen  Giiterrechte  bestanden, 
wie  dies  ja  im  Ssp.  mit  seiner  ehemänulichen  „Gewere  zu 
rechter  Vormundschaft“  so  deutlich  hervortritt.'®)  Beide  Systeme 
der  Interimswirthschaft  stimmten  ja  auch  in  dem  Cardinalpunkte 
überein,  dass  der  aufziehende  Wirth,  wenn  auch  nur  auf  Zeit, 
vollständiger  Eigenthümer  des  Grundstücks  wird,  der  nur  dadurch 
beschränkt  ist,  dass  er  nicht  ohne  Noth  das  Gut  dem  wartenden 
Anerben  entziehen  darf. 

Alles  dies  vernichtete  die  Grenzlinie  zwischen  beiden 
Instituten  und  förderte  ihre  V^erwachsung.  Diese  Verwachsung 
nun  konnte  nur  in  der  Richtung  erfolgen,  dass  die  vormund- 


Diese  ^Vrt  der  Interimswirthsdiaft  hat  Wigand  allein  im  Auge. 
Kr  begeht  aber  den  Fehler  zu  übersehen,  dass  diese  Art  nicht  überall  passt, 
namentlich  nicht  da,  wo  gar  keine  Wittwe  da  ist  und  wo  doch  eine  lu- 
terimswirthschaft  eingesetzt  wird. 

'•*)  Vgl.  auch  ileusler  lld.  11  (über  eheliches  (iüterrechtj. 
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scliaftliclie  Interiinswirtbschaft  Eigenschaften  des  Institutes  der 
^lahljahre  übernahm.  Denn  erstens  überwog  letzteres  Institut 
sclion  räumlicli  bei  weitem,  da  das  Anerbenreclit  überhaupt  sich 
vorzugsweise  in  Gegenden  der  GOtergemeinschalt  findet.  Dann 
aber  konnte  letzteres  Institut  von  der  vormundschaftlichen 
Interimswirthschall  schon  deshalb  nichts  annehinen,  weil  es 
bereits  alle  ihre  Eigenheiten  besass. 

So  wurde  denn  von  der  Gütergemeinschaft  herübergenommen 
der  Satz,  dass  der  Interimswirth,  wie  jeder  andere  Eigenthümer, 
das,  was  er  in  den  Hof  verwendet  hat,  nicht  wieder  zurück- 
verlangen darf.  Es  wurde  aber  besonders,  was  hier  interessirt, 
festgestellt,  dass  seine  Kinder  erben.  Das  konnte  bei  einem 
vormundschafilichen  Interimswirth  nicht  der  Fall  sein;  bei 
einem  gütergemeinschaftlichen  lag  kein  Grund  vor,  die  Kinder 
ausziischliessen,  wenn  nur  vorher  der  Vcr])flichtung  genügt  war, 
dass  das  Gut  den  Kindern,  mit  denen  der  Interimswirth  und 
seine  Frau  sich  auseinandergesetzt  halten,  nicht  entzogen  werden 
darf.  Deshalb  können  Kinder  eines  Interimswirths  zwar  nie 
zum  Gute  gelangen,  so  lange  ersteheliche  Kinder  und  deren 
Descendenz  da  ist;  diese  sind  näher  zum  Gute.  Fehlen  diese 
aber,  so  sind  die  Kinder  des  Interimswirth  näher,  als  die 
ferneren  Verwandten,  denn  der  Ijigcnthumstitel,  den  ihr  Vater 
am  und  zum  Gute  hatte,  kommt  ihnen  zu  Statten.'^) 


''*)  So  Stobbe  üii.  II  S.  531  (allerdings  nur  für  I’articularrechtc.  Das 
ganze  Institut  ist  aber  eigentlich  nur  particularrechtlich).  — So  auch  Piichta 
S.  40  und  41,  und  Wigand  raderborn  § si.  — Anders  Runde,  der  auf  Grund 
seiner  Krklärung  der  luterimswirthschaft  als  einer  lediglich  vonuundschaft- 
lichen  Verwaltung  den  Kindern  geuieinhin  ein  Erbrecht  ahspricht.  — 

Eine  eigenthUuiliche  geschichtliche  Erklärung  der  Interimswirthscbaft 
giebt  Slruckniann.  Er  behandelt  die  Üsnabrückischeu  Verhältnisse  der 
Leibeigenen.  Diese  mussten  vom  Gutsherrn  mit  dem  Gute  bei  jedem  Erb- 
fall wieder  bemeiert  werden.  Struekmann  erblickt  nun  in  dieser  Benieierung 
dcu  einzigen  Besitztitel  der  Bauern;  das  Ancrbeurecht  giebt  bei  ihm  nur 
einen  persönlichen  Anspruch  auf  diese  Bemeierung.  Nun  wurde  in  Gsnabriiek 
beiden  Eheleuten  der  Hof  auf  105  Jahre  eingethan.  Folglich,  deducirt 
Stnickmann,  hatten  beide  das  Recht,  ihn  solange  zu  besitzen,  der  Bauer 
sowohl,  wie  die  ihn  überlebende  Wittwe.  Kraft  positiver  Besliimnnng 
der  Eigeutliumsordnung  ist  nun  der  Wittwe  die  Verpflichtung  auforlegt, 
bei  ihrer  Wiederverehelichung  auf  das  Recht  zu  verzichten,  wofiir  ihr 
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Nächst  den  Kindern  des  Interimswirth  bietet  die  bauern- 
tec\\\,\\c\ie  Behandlung  der  Kinder  des  Leibzüclitcrs  Schwierig- 
keiten. Wir  haben  gesehen,  dass  sie  im  alten  Rechte  von  der 
Erbschaft  des  Gutes,  dem  ihr  Vater  einst  vorge.standen  hatte, 
ausgeschlossen  w'aren.  Denn  das  Ziehen  auf  das  Altentheil 
bedeutete  den  Bruch  der  Werc  und  des  (Tesammteigenthums, 
weshalb  der  ohne  weitere  Kinder  versterbende  Leibzüchter 
nicht  von  seinen  abgescliichteteu  Söhnen,  sondern  vom  Gutshenn 
beerbt  wurde.  Umgekehrt  hatten  aber  auch  er  und  seine 
.spätere  Descendenz  an  dem  verlassenen  Familiengute  keinen 
Tlieil  mehr,  das  consolidirte  vielmehr  in  der  Hand  seiner 
früheren  Kinder,  mit  denen  er  abgethcilt  war.  Das  ist 
die  Grundlage  des  alten  Satzes;  „Der  Leibzüchter  darf  nicht 
züchten.“ 

Als  nun  später  der  Erbgang  nicht  mehr  so  vollständig  von 
dem  Gedanken  des  Sliteigenthnms  beherrscht  wurde,  sondern 
sich  zu  einem  selbstständigen  Institut  auswuchs,  verlor  jene  Regel 
ihre  innere  Berechtigung,  gleichwie  jetzt  der  Leibzüchter  auch 
umgekehrt  von  seinen  bereits  ausgeschiedenen  Kindern  beerbt 
wurde.  (Vgl.  oben  § 10  a.  E.  über  das  System  des  ledigen 
Anfalls.) 

Man  hat  versucht,  der  Regel  einen  neuen,  gemeinrechtlichen 
Halt  zu  geben,  indem  man  sagte : Der  Bauer  hat  beim  Be- 
geben auf  die  Leibzucht  einen  Gutsübergabevertrag  geschlossen. 
Damit  hat  er  sich  des  Gutes  entäussert.  Folglich  gehört  es 
bei  seinem  Tode  gar  nicht  mehr  zu  seinem  Vermögen;  die 


und  ihrem  Ehemanne  der  Hot'  dann  auf  3Ial.iiihre  eiiii^ethan  wird.  Heide 
sind  aber  dann  solange  volle  Herren  des  Hofes,  denn  er  ist  ihnen 
ja  geliehen.  Sie  unterscheiden  sich  von  gewtihulichen  Uolonen  nur 
durch  die  Begrenzung  ihrer  Uesitzzeit.  Ihre  Kinder  stehen  deshalb  — 
abgesehen  davon,  dass  nach  Massgahe  des  Jlaljahrevertrages  den  erst- 
ehelichen Kindern  der  AVittwo  der  Vortritt  gebührt  — genau  wie  alle 
Hauemkinder. 

Diese  Theorie  mag  für  die  Osnabrückischen  bäuerlichen  Verhältnisse 
die  auf  Leibeigenschaft  beruhten,  gewisse  Berechtigung  gehabt  haben.  Für 
das  gemeine  Hecht  trifft  sic  nicht  zu.  Denn  in  ihm  ist  der  Besitztitel  stets 
das  Anerbenrecht,  dein  gegenüber  die  Bemeierung,  auch  wenn  sie  immer 
wieder  nachgesneht  werden  muss,  gerade  wie  die  Lehuserncuerung  nur  eine 
Form  bildet. 

T.  DaUsif,  Oraaderbreebt.  13 
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Kinder  des  Leibzüchters  können  deshalb  nie  hineinerben. 
(Vgl.  Bosch  S.  12.5.) 

Diese  Auffassung  übei-sieht  den  rechtlichen  Charakter  des 
Uebergabsvoitrages,  der  nichts  anders  denn  eine  voraus- 
genommene  Regelung  der  Erbfolge  ist.*^)  Der  Abzieheude  will 

So  Stohbe  u.  a.  — Der  Widerlegung  dieser  Ansicht  ist  das  Buch 
von  Puchta  gewidmet.  Der  Verfasser  desselben  war  Amtsrichter  in  der 
Gegend  von  Bayreuth  und  hatte  eine  grosse  Praxis  in  üutsabtretungs- 
Verträgen,  die  er  als  Richter  aufzunelimeu  hatte  nnd  die  er  jährlich  auf 
wenigstens  100  beziffert.  Er  meint,  die  successio  antecipata  sei  ein  unklarer 
Begriff  und  widerspreche  den  Grundlehrcn  des  Erbrechts;  es  sei  überhanpt 
nicht  angebracht,  .über  einfache  Verhältnisse  den  Dämmerschatten  alt- 
germanischer  Wälder  auszubreiten“ ; die  Qutsabtretuug  sei  einfach  ein  Kauf,  wie 
sie  auch  meist  sowohl  in  den  Gesetzen,  wie  von  den  Parteien  genannt  werde.  Dem 
kann  man  entgegcnhalten,  was  Puchta  zur  Widerlegung  der  Gegner  anfUhrt, 
dass  es  auf  den  gebrauchten  Namen  nicht  ankommt,  sondern  dass  die 
Sache  entscheidet,  dass  „als  Recht  unter  den  Vertragschliessenden  gilt, 
was  gehandelt,  nicht,  wa.s  unangemessen  mit  Worten  ausgedrUckt  ist.“ 
(Puchta  S.  23).  Im  Uebrigeu  beweist  Verfasser,  der  in  theoretischen  Er- 
örterungen nicht  eben  stark  ist,  weiter  nichts,  als  dass  die  Gutsübergabe- 
vorträgo  von  den  aufnohmenden  Beamten  als  Kauf  behandelt  und  registrirt 
wurden.  — Es  soll  nun  garnicht  abgestritten  werden,  dass  die  Gutsabtretung 
sich  sehr  wohl  iu  der  Form  des  Kaufes  verwirklichen  lässt  und  oft  ver- 
wirklicht wird.  Aber  ihr  regelmässiger  Charakter  ist  das  nicht.  Wie 
wenig  aber  an  der  angeblichen  Unvereinbarkeit  einer  successio  antecipata 
mit  den  Grundlehreu  des  Erbrechts  ist,  ergiebt  sich  aus  folgender  Erwägung: 
Der  scheinbar  widersprechende  .Satz  ist  lediglich:  .viventis  milla  hereditas*. 
Diesem  wird  jedoch  hier  gar  nicht  widersprochen.  Denn  eine  Erbschaft  ist  auch 
hier  erst  vorhanden,  wenn  der  Altsitzer  stirbt.  Das  scbliesst  aber  nicht  aus, 
dass  er  sich  schon  vorher  selbst  freiwillig  als  tot  behandeln  lässt  und 
die  künftigen  Folgen  seines  Todes  durch  ihre  sofortige  Verwirklichung  am 
sichersten  regelt.  Dass  das  iu  wolügeordneten  Rochtssystemen  möglich  ist, 
beweist  das  früher  bekannte  Institut  des  bürgerlichen  Todes,  wo  ja  auch 
ein  Lebender  als  tot  behandelt  wurde  und  zwar  endgiltig.  Hier  wird  er 
doch  nur  soweit  als  tot  behandelt,  als  es  der  nächste  Zweck,  die  Sicherung 
der  Gntsnachfolge,  unbedingt  erfordert,  Uebrigens  ist  die  ganze  Regel 
„viventis  nulla  hereditas“  nur  ein  begrifflicher  und  kein  Rechtssatz.  Gegen- 
über der  Gestaltung  des  positiven  Rechts,  welches  bei  der  Gutsabgabe  eine 
Beerbung  bei  Lebzeiten  herbeiführt,  kann  er  deshalb  nicht  ins  Gewicht 
fallen.  Vielmehr  müssen  dann  die  Bogriüo  nach  der  positiven  Rechtslage 
umgestultet  werden,  was  aber,  wie  oben  gezeigt,  gar  nicht  einmal  uöthig 
ist,  da  der  .Satz  nur  die  unfreiwillige  Beerbung  bei  lebendigem  Leibe  im 
Auge  bat. 

Ueber  den  Vergleich  des  Auszugsvertrages  mit  dem  bürgerlichen  Tode 
siehe  auch  Busch  B.  11)6  ff. 
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die  Folgen  seines  künftigen  Todesfalles  bestimmen,  und  damit 
dieser  auch  ja  ganz  nach  seinen  Wünschen  behandelt  werde 
und  sich  Alles  allmählich  in  den  neuen  Zustand  einlebe, 
verwirklicht  er  schon  jetzt  seine  Weisungen  und  giebt  schon 
jetzt  dem  künftigen  Erben  die  Zügel  in  die  Hand.  Bei  dieser 
Absicht  kann  es  nun  nie  in  seinem  Sinne  liegen,  Kinder,  die 
ihm  noch  geboren  werden,  auf  die  Strasse  zu  setzen.  Dass  er 
sie  in  dem  Ucbei-gabsvcrtrage  nicht  erwähnt,  ist  für  solches 
nnväterliches  Vornehmen  kein  Zeichen,  rührt  vielmehr  einfach 
daher,  dass  sie  noch  nicht  vorhanden  sind.  Nur  das  Eine  will 
der  Auszügler,  dass  der  von  ihm  designirte  Gutsübernehmer  auf 
alle  Fälle  das  Gut  erhalte,  während  seine  Geschwister,  und  zwar 
sämmtliche,  auf  Abfindungen  angewiesen  werden.  Mindestens 
eine  solche  wird  man  deshalb  auch  den  Altsitzerkindern 
znbilligen  müssen.  Sollte  aber  der  Gutsübei  nehmer  noch  vor  dem 
Leibzüchter  sterben  und  dann  nach  Bauernrecht  (vgl.  Anm.  179) 
seine  Geschwister  zum  Hofe  gelangen,  so  ist  kein  Grund,  aus 
deren  Kreise  die  Altsitzerkinder  auszn.schliessen,  da  nicht  an- 
genommen werden  kann,  dass  der  Auszügler  sie  durch  den 
Uebergabsvertrag  für  diesen  Fall  ausschliessen  wollte.  Die 
Leibzüchterkinder  haben  deshalb,  ausser  der  ihnen  stets  ge- 
bührenden Abfindung,  gleichwie  die  bereits  Abgefundenen  hin- 
sichtlich des  Naturalbesitzes  des  Gutes  ein  Erbrecht  auf  den 
ledigen  Anfall. 

Verwickelter  wird  die  Sachlage,  wenn  die  Leibzüchterkinder 
erst  aus  einer  auf  der  licibzucht  geschlossenen  Ehe  stammen. 
Das  ist  praktisch  nur  schwer  möglich,  w'enu  der  abtretende 
Bauer  auf  dem  Gute  geboren  war  und  es  selbst  duich  Erbgang 
gewonnen  hatte.  Wenn  es  hier  Vorkommen  sollte,  so  würde 
der  Fall  keine  Besonderheiten  aufweisen.  Gewöhnlich  dagegen 
dürften  Ehen  auf  der  Leibzucht  nur  dann  geschlossen  werden, 
wenn  der  Leibzüchter  lediglich  als  Interimswirth  den  Hof 
besessen  hatte,  weil  er  ihn  dann  in  noch  jungen,  kräftigen 
Jahren  abgegeben  haben  kann,  in  denen  eine  zweite  Ver- 
ehelichung weniger  ausgeschlossen  scheint.  Die  Frage  fiiesst 
also  praktisch  mit  derjenigen  zusammen,  w'as  geschieht,  wenn 
die  Altsitzerkinder  zugleich  Kinder  eines  Interimswirths  sind. 

Ist  dann  die  Ehe,  der  sie  entstammen,  nicht  erst  auf  der 
Leibzneht  geschlossen,  so  können  wir  nach  unseren  vorstehenden 

13* 
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Ausführungen  ihueu  eine  Abfindung  und  ein  Erbrecht  auf  den 
ledigen  Anfall  nicht  verweigern;  deuu  sic  sind  dann  Kinder  der 
Mutter  bezw.  des  Vaters,  die  selbst  einen  Eigenthumsanspruch 
am  Gute  hatten,  der  auch  den  Kindern  zu  Gute  kommen  muss.  Ent- 
stammen. sie  aber  einer  erst  auf  der  Leibzucht  geschlossenen  Ehe, 
so  erhalten  sie  nichts,  denn  ihnen  fehlt  jegliche  Beziehung  zu  dem 
Gute.  Ihr  einer  parens  hat  es  nie  besessen,  der  andere  eine  Zeit 
lang,  aber  nur  auf  Grund  des  gütergemeinschaftlichen  Mit- 
eigenthums am  Gute  seines  ersten  Ehegemahls,  dem  es  eigentlich 
gehörte;  mit  dem  Abtritt  auf  die  Leibzucht,  spätestens  aber 
mit  dem  Tode  jenes  Gemahls,  ist  jedoch  anch  dieses  Band 
gelöst.  Es  kommt  hinzu,  dass  hier  die  Erwägungen  nicht 
zutreffen,  welche  wir  oben  über  den  vermuthlichen  Willen  beim 
Abgänge  auf  das  Altentheil  angestellt  haben;  denn  hier  handelt 
es  sich  nicht,  wie  dort,  um  einen  freiwilligen,  in  Vorausnahme 
der  Erbschaft  erfolgten  Rücktritt.  Vielmehr  ist  es  hier  durchaus 
richtig,  zu  sagen : Das  Gut  ist  gar  nicht  mehr  in  der  Erbmasse 
des  LeibzUchtcrs,  folglich  gelangen  seine  nachgeborenen  Kinder 
auch  niemals  dazu.”^) 

Wie  sich  nach  den  Höferechten  der  Kreis  abgrenzt,  aus 
dem  der  Anerbe  entnommen  wird,  ist  theilweise  schon  berührt 
worden.  Es  entscheidet  auch  hier  die  gemeinrechtliche  Erb- 
folge, jedoch  mit  der  Abweichung  in  einigen  Höfgesetzen,  dass 
die  Geschwister  näher  zum  Gute  sind  als  die  Ascendenten. 
Auch  die  uneheliche  Geburt  wird,  wie  wir  sahen,  durchweg 
noch  zurückgesetzt.  Eine  Zurücksetzung  der  Leibzüchter- 
kinder,  die  nach  uns  ja  schon  im  gemeinen  Rechte  überwunden 
ist,  wird  nicht  erwähnt.  Ebenso  schweigen  die  Höfegesetze 
über  die  Stellung  der  Kinder  eines  Interimswirtes.  Sie  be- 


'*)  Gauz  uiiüercr  Ansicht  — im  praktischen  Ergebnisse,  nicht  in  der 
Begründung  — ist  Wigand  Paderborn  § S2  und  83.  Runde,  Loibzucht 
S.  473  giebt  den  Altsitzorkindern  keinen  Anspruch  auf  Abfindung,  dagegen 
merkwürdiger  Weise  den  weitergehenden  auf  das  Gut  selbst,  falls  beide 
Eltern  „beweinkauft“,  d.  h.  mit  dem  Gute  bemeiert  sind,  also  in  dessen 
Besitze  waren.  Letzteres  stimmt  mit  unserer  Ansicht  über  das  Recht  zum 
Xuturalbesitze.  — l’cber  Büschs  Ansicht  vgl.  oben  im  Text.  — Unserer 
Ansicht  neigt  sich  zu,  bezeichnet  sie  wenigstens  als  die  sicherste,  Struck- 
mann S.  81)  f. 
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trachten  die  Interimswirtlischaft  in  ihrem  Gebiete  wohl  als 
aufgehoben. 


§ 22. 

Damit  ist  der  Kreis  derer  festgestellt,  von  denen  einer 
Anerbe  werden  muss.  Die  Auswahl  erfolgt  zunächst  nach  dem 
Geschlechte.  Gleich  nahe  Männer  gehen  den  Weibern  vor.  Es 
ist  dies  ein  Rest  der  ehemaligen  völligen  Zurücksetzung  des 
weiblichen  Geschlechts  ini  Besitze  von  Liegenschaften,  der  im 
Bauerniechte  dadurch  erhalten  worden  ist,  dass  er  der  Natur 
der  Sache  und  den  Interessen  der  Familie,  des  Gutsherrn  und 
des  Staates  in  gleicher  Weise  entsprach. 

Unter  den  gleich  nahen  Männern  entscheidet  in  einigen 
Gegenden  Deutschlands,  z.  B.  in  Hessen,  die  Auswahl  eines 
Familienraths.**®)  In  den  meisten  Gebieten  aber  giebt  das 
Lebensalter  den  Ausschlag. 

Wir  haben  gesehen,  dass  hier  Minorat  und  Majorat  an 
sich  gleich  berechtigt  sind.  Dennoch  muss  gefragt  werden, 
welches  im  Zweifel  als  das  gemeinrechtliche  zu  gelten  habe, 
obwohl  die  Frage  selten  praktisch  werden  wird,  da  hierüber 
wohl  überall  gesetzliche  oder  gewohnheitsrechtliche  Special- 
bestimmungen bestehen  werden;'®^’)  allein  auftauchen  kann  die 
Frage  doch. 


'*•)  Vgl.  Enuecceras,  Ein  Höferecht  fiir  Hessen. 

Früher  bestand  in  weitem  Umfange  ein  Wnhlrecht  der  Herrschaft ; 
Tgl.  z.  B.  Pufendorf,  der  es  nur  in  Ermangelung  einer  Einigung  der  Familien- 
glieder gieht,  üd.  III  obs  1S2:  ,.  . . unus  eligeudus  est,  ijui  possessor 
riliicationis  exsistat  . . . Qua  in  re  si  inter  se  convenire  liberi  ueiiueunt, 
merito  penes  dominum  electio  erit  eiusque  urbitrio  unus  rillicationi  praefleitur“. 
Ebenso  Busch  S.  109,  Kolten  S.  36  u.  a. ; über  frühere  österreichische  und 
bayrische  Verhältnisse  vgl.  Grünberg  und  Fick.  Dieses  Wahlrecht  der 
Gutsberrschaft  ist,  als  in  den  Eigenheiten  der  Gutsherrlichkeit  wurzelnd, 
mit  dieser  gefallen. 

Nach  dem  Gesetze  und  nach  dem  Gewohnheitsrechte  ist  die  Rechts- 
lage folgende:  Das  Minorat  gilt  gesetzlich: 

als  V'orwahlrecht  des  Jüngsten  in  den  Gebieten  Bnmberger  und 
Bayreuther  Landrechts  (Gagcrn  S.  23  ff.);  ferner  in  Mittelfranken  und 
Überfranken  (Gagem  S.  34  ff.)  in  Osnabrück  (Struckmanu  S.  90  ff.)  für  die 
ehemaligen  Leibeigenen  in  Hannover  (Grefe  I S.  3.62  ff.),  in  grossen  Theilen 
von  Braunschweig  (Nolteu  S.  20  ff.)  im  alten  Lande  Delbrück  und  den 
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Sie  ist  von  den  einzelnen  Rechtslehrern  überaus  verechieden 
beantwortet  worden.  Die  einen  treten  mit  Emphase  für  das 
Minorat  ein,  als  das  sich  von  selbst  ergebende,  naturgemässe 


Aemtem  Neuhans  in  Westfalen  (Wigand,  Paderborn  § 58)  nach  den  Neu- 
münsterschen  Kirchspiels-  und  Bordesbolmor  Amtsgebräucheii  (Paulseu  § 196), 
sowie  in  folgenden  weniger  ziisainmenhängenden  Gebieten;  In  den  Aemtem 
Seegeberg  und  Travendalil  (Panisou  S.  54-1  ff.),  auf  Sylt  für  die  Festestellen 
(Paulseu  § 196),  in  den  Hannöverseben  Aemtem  Herzberg  und  Uslar  i,Grefe 
II,  207  ff.)  bei  den  Sebwert-Hariingser  Hoflenten  im  Rbeinlande  (Sommer, 
Rheinland  Bd.  1 S.  307),  in  den  Hofsreebteu  von  Drechen  und  von  Chor 
(Sommer,  Rheinland  Bd.  II  S,  70  und  194).  — 

Dem  stehen  als  zum  Majorat  gehörig  gegenüber  die  weiten  Gebiete 
des  bayrischen  Landrechts  (Gagern  S.  12'14)  von  Schwaben  und  Neuburg, 
des  Schwarzwaldes  (vgl.  Motive',  von  Holstein  und  zwar  sowohl  die  Bonden- 
ais die  Fcstestellen  ^Paulsen  S.  344  f.  und  § 196),  des  gesammten  ehemaligen 
FUrstenthnms  Lüneburg  mit  den  Grafschaften  Hoya  und  Diepholz  ^vgl.  die 
citirten  Landesordnungen  bei  Oppermann),  der  sämmtlicheu  noch  nicht  ge- 
nannten Theile  Westfalens  (z.  B.  das  Amt  Boke  [Wigand,  Paderborn  § 5«] 
und  die  Hofsrechte  von  Berge  und  Ohr  [.Sommer,  Rheinland  Ud.  II  .S.  70 
und  194]),  der  übrigen  Theile  von  Braunschweig  (Nolten  S.  20  £f.)  und  die 
Lippeseben  Lande  (.Führer  S.  41  ff.).  — 

So  die  Rechtsrogeln.  Praktisch  binden  sich  die  Bauern  heute  vielfach 
nicht  mehr  daran  und  greifen  den  geeignetsten  Erben  heraus,  wie  dies  Fick 
wenigstens  für  Bayern  wahrscheinlich  gemacht  hat.  Ueblich  ist  aber  auch 
hier  noch  vielfach  eine  Bevorzugung  eines  bestimmten  Sohnes  bei  der  Guts- 
Übernahme,  mitunter  sogar  dergestalt,  dass  ihm,  wenn  er  das  Gut  nicht 
erhält,  ein  Abstandsgeld  bewilligt  wird.  Die  Grenzen  dieses  üblichen 
Minorates  oder  Majorates  decken  sich  nicht  mit  den  oben  angeführten 
Rcchtsregoln.  So  gilt  gesetzlich  das  Majorat  des  bayrischen  Landreclits  in 
Schwaben  und  Neuburg,  und  doch  findet  sich  vielfach  üblicherweise  dort 
das  Minorat,  ebenso  in  Niederbayern  im  Rotthale.  Nach  der  Ueblichkeit 
stellt  sich  das  Geltungsgebiet  dos  Majorates  und  Minorates  für  Bayern,  für 
das  allein  erst  die  nöthigeu  Feststellungen  vorliegen,  wie  folgt: 

Das  Majorat  ist  üblich:  1)  Wohl  im  allgemeiueu  im  Gebiete  des 
bayrischen  Landrechts  sicherlich  aus  diesem  Gebiete  in  den  Bezirken  des  alten 
Berchtesgadener  Rechts,  in  dem  oberen  Theile  der  oberbayrischen  Hoch- 
ebene (theilweis  mit  Abstandsgeld;  ebenso  wie  in  dem  unteren  (auch  hier 
vielfach  mit  Abstandsgeld),  in  Regensburg,  Nabburg,  Amberg,  Stadtamhof. 
Furth  und  Waldmünchen  in  der  Oberpfalz  (in  Nabburg  mit  Gutsabstand). 

2)  Im  Gebiete  des  Salzburger  Provinzialrechts,  hier  mit  Gutsabstand. 

3)  Im  Bezirke  Burgau.  4)  Regelmässig  auch  im  Gebiete  des  Ansbacher 
Provinzialrechts.  6)  Im  Gebiete  des  Nürnberger  Stadtrechts.  6)  Aus  dem 
Gebiete  des  Baiuberger  Provinzialrechts,  das  Minorat  vorschreibt,  in 
Uerzogenaurauch,  Lichtenfels  und  Weissmain.  7)  In  gmnz  L’nterfrankeu 
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and  zweckmässigere ; die  anderen  behaupten  mit  derselben  Be- 
stimmtheit das  gleiche  vom  Majorat.'**')  Und  mit  diesen  Gründen 
lässt  sich  in  der  That  ebenso  gut  für  das  eine  wie  für  das 
andere  Institut  streiten.  Die  Geschichte  lehrt  unwiderleglich, 
dass  beide  gleich  naturgcmäss  sind,  dass  beide  sich  von  selbst 
ergeben.  Die  Zweckmässigkeit  endlich  kann  nur  entscheiden, 
was  Recht  sein  soll,  nicht  was  Recht  ist.  Der  einzige  Stand- 
punkt, von  dem  aus  sich  die  Frage  richtig  bem’theilen  lässt,  ist 
vielmehr  derjenige,  den  wir  überhaupt  für  die  Ergründnng  des 
geltenden  Rechts  empfehlen,  nämlich,  zu  untersuchen,  welches 
von  den  zur  Wahl  stehenden  Instituten  am  meisten  in  der 
Rechtsüberzeugung  des  Volkes  gegründet  ist. 

Da  wird  man  nun  doch  nicht  leugnen  können,  dass  dieser 
Vorzug  dem  Majorate  zugesprochen  werden  muss.  Das  Recht 
der  Eretgeburt,  den  Germanen  ursprünglich  fremd,  hat  sich 
vermittelst  der  Sätze  des  öffentlichen  Rechts  über  die  Thronfolge, 
seit  der  Reformation  auch  im  Anklange  an  die  in  frühester  Jugend 
dem  Denken  jedes  Einzelnen  cingeimpften  Lehren  der  Bibel 
tief  in  dem  Rechtsgefühle  des  Volkes  festgesetzt.  Es  sind 
deshalb  auch  schon  iin  vorigen  Jahrhundert  Landesordnungen 
nachweislich  vom  Minorate  zum  Majorate  übergegangen.  Doch 
auch  gewohnheit.srechtlich  kommt  der  Uebergang  noch  heute 
vor.  So  z.  B.  im  Gebiete  von  Regensburg  und  in  dem  Bezirke 
Selb  in  Oberfranken  (Fick  S.  89  und  182).  Mit  Recht  haben 


und  8)  im  Gebiete  der  chemaliffen  Abtei  Fulda,  soweit  in  diesen  beiden 
Gebieten  Überhaupt  ungetbeilte  Uebergabe  üblich  ist. 

(Fick  S.  ö»,  65.  60.  69,  85,  89,  100,  148,  174.  199,  2.80,  242,  243). 

Das  Minorat  ist  üblich:  1)  Aus  dem  Gebiete  des  bayrischen  I.«nd- 
rechts  im  Rotlhale,  in  Theilcn  der  Überpfalz,  nämlich  in  üham,  Neustadt, 
Waldsassen,  Tirschenreuth,  Eschenbacli,  Parsberg,  Sulzbach  und  Weiden 
(überall  mit  Abstandsgeld).  2)  Im  Allgäu  (doch  nicht  mehr  sehr  fest). 
3)  In  Mittel-  und  Oberfranken  im  Gebiete  des  Bayreuther  Rechts  (vielfach 
mit  Abstandsgeld).  4)  Ini  Allgemeinen  auch  im  Bezirke  des  Bambcrger 
Landrechts  (theilweis  mit  Abstandsgeld). 

(Fick  S.  74,  85,  89,  106,  112,  182,  199). 

'*")  Für  das  Minorat  treten  namentlich  ein  Nolten,  Pnehta,  Gagem. 
Für  das  Majorat  Frommhold,  Gicrke  und  die  Motive  znm  ersten  Ein- 
führungsgesetze  des  b.  Ges.  B. 
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deshalb  auch  die  ueueu  Hüfcgesetze  überall  das  Majorat,  zuui 
Theil  sogar  die  Primogenitur  auf  den  Schild  erhoben.*“^') 

Inwieweit  die  Auswahl  auch  durch  die  Abstammung  aus 
verschiedenen  Ehen,  von  einem  Interimswirth  oder  Leibzüchter 
bedingt  wird,  haben  wir  schon  gesehen.  Wir  haben  festgestellt, 
dass  die  Kinder  des  Baueni  näher  zum  Hole  sind,  als  die 
Kinder  des  Interimswiithes  und  Leibzüchters.  Diese  That- 
sache'“’)  bildet  die  Grundlage  zu  dem  Satze:  „Der,  so  auf  dem 
erbe  geboren,  erbet  das  erbe.'*^)  Der  Satz  gi'eift  aber  weiter. 
Er  bezieht  sich  zunächst  auch  auf  die  zugebrachten  Kinder, 
wenn  ein  Eltemtheil,  der  auf  den  Hof  heirathet,  schon  aus 
einer  früheren  Ehe  Kinder  hat.  Dass  diese  Kinder  nicht  zum 
Gute  gelangen  können,  ist  klar;  denn  dieses  gehört  zum  Ver- 
mögen des  Stiefvaters  bezw.  der  Stiefmutter,  gegeu  die  sie 
mangels  jeglicher  Bluts-Verwandschaft  keinerlei  Erbrecht  haben. 
Allein  das  angezogene  Weisthum  dehnt  die  Regel  auch  auf  den 
Fall  aus,  wo  die  Eheleute  oder  einer  derselben  in  währender 
Ehe  ein  Gut  erweiben.  Hier  fällt  das  Gut  in  das  Vermögen 
eines  pai-ens,  gegen  welchen  den  vor  Erwerb  des  Gutes  ge- 
borenen Kindeni  ein  Erbrecht  zweifellos  gleicherweise  wie  den 
später  geborenen  zusteht.  Jene  Kinder  haben  deshalb  eben- 
falls ein  Recht  an  dem  Gute,  und  wenigstens  Abfindung  wird 
man  ihnen  zubilligen  müssen;  diese  verbietet  auch  das  Weisthum 
gar  nicht. Aber  auch  das  Recht  zum  Katuialbesitze  des 


Audi  räunilicli  überwiegt  schon  jetzt,  sowohl  im  (iesetz  wie  in  der 
Uebung  weitaus  das  Majorat,  wie  aus  unserer  obigeu  Zusammenstellung 
ersicbtlich.  Vgl.  auch  Motive  zu  Art.  SS  des  ersten  E.  G. 

In  diesem  Sinne  sagen  auch  viele  Schriftsteller  (Sleinackcr, 
Froiumhold,  Führer,  Wigand)  ersteheliche  Kinder  haben  vor  zweitchelichen 
den  Vorzug.  Das  bezieht  sich  nur  auf  die  Kinder  des  Interimswiiths  und 
l.eihzUchters,  nicht  darauf,  wenn  der  Dauer  selbst  eine  zweite  Ehe  schliesst. 
fVgl.  auch  Etruekmann  S.  90  ff.  und  Pfeiffer  15d.  1 S.  210  ff.). 

WeistJium  von  Kietberg  (^zwischen  Paderborn,  Münster  und  Lippe 
an  der  Ems) : 

§ 28.  „Wann  zwei  eheleute,  die  kiuder  haben,  auf  ein  erbe 
kommen  und  von  demselben  noch  mehr  kiuder  auf  dem  erbe  geboren  w erden, 
ob  in  solchem  falle  das  erb  die  kiuder  so  vorhero,  oder  aber  die,  so  auf 
dem  erbe  geboren,  erben  sollen?  Uer  so  auf  dem  erbe  geboren  erbet 
das  erbe“. 

'*)  Denn  es  handelt  nur  von  dem  Kechte  auf  den  Xaluralbesitz  des 
Gutes,  nicht  von  dem  Hechte  auf  Abtindung. 
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Hofes  wird  ihnen  ebenso  wie  den  auf  dem  Hofe  geborenen 
Kindern  zu  gewähren  sein.  In  früheren  Jahrhunderten  war  es 
allerdings  eine  weitverbreitete  Rechtsanschauung,  dass  Güter 
und  Aemter  des  Vaters  demjenigen  Sohne,  der  das  Licht  er- 
blickte, als  der  Vater  jene  schon  besass,  eher  gebührten  denn 
dem  zuvor  entsprossenen.  Lediglich  auf  die.sen  Rechtsbrauch 
stützte  sich  ja  Otto's  des  Grossen  Bruder  Heinrich  bei  seinen 
KmjKirungcn;  er  glaubte  der  des  Königsaintes  Würdigere  zu 
sein,  da  seines  Bruders  Wiege  nicht  wie  die  seinige  schon 
unter  einem  küniglichen  Dache  gestanden  hatte.  Allein  diese 
Rechtsanschaunng,  die  ja  schon  damals  nicht  allgemein  durch- 
drang, ist  uns  heute  völlig  fremd  geworden.  Wir  erblicken  in 
der  früheren  oder  späteren  Geburt  lediglich  einen  Zufall,  der 
keinerlei  Verdienst  oder  Nachtlieil  für  den  einen  oder  anderen 
begründen  kann.  Wenn  wir  deshalb  auch  sonst  den  Satz,  „Der 
so  auf  dem  erbe  geboren,  erbet  das  erbe“  aufrecht  erhalten,  so 
nehmen  wir  doch  von  seiner  Geltung  gerade  den  im  Weisthum 
gedachten  Fall  aus. 

Die  Reihenfolge,  in  welcher  alle  diese  Auswahlregeln  in 
.•Anwendung  kommen,  ist,  wie  sich  aus  dem  bisher  Gesagten 
von  selbst  ergiebt,  folgende;  Zunächst  wird  nach  der  Verwand- 
schaft und  ihrer  Nähe  gefragt ; alsdann  erfolgt  die  Begrenzung 
eines  bevorzugten  Kreises  nach  der  Abstammung  aus  ver- 
schiedenen Ehen  und  der  Regel  von  der  Geburt  „auf  dem 
Erbe“  ; dann  wird  in  diesem  Kreise  weiter  gesiebt  nach  dem 
Geschlechte,  und  endlich  wird  aus  den  nun  Verbleibenden  der 
Anerbe  nach  dem  Lebensalter  herausgegriften.*"^) 

Alle  diese  Auswahlregeln  können  nun  bei  einem  Erbfalle 
mehrfach  in  Anwendung  kommen.  Es  hat  sich  nämlich  fest- 
gestellt, dass  einem  Bauern,  der  mehrere  Güter  besitzt,  mehrere 
Anerben  folgen.  Der  älteste  Sohn  ist  Anerbe  im  ersten  Hof, 
der  zweite  im  zweiten,  der  dritte  iin  dritten  u.  s.  w.  Jeder 
der  mehrfachen  Anerben  ist  zugleich  Abfindling  für  diejenigen 
Höfe,  die  er  nicht  erhält.  Die  Abfindungen,  die  er  danach 
zu  zahlen  und  zu  erhalten  hat,  werden  soweit  möglich  gegen 


So  Struckmann  S.  oo  ff.  Scholz  S.  4.'i  u.  a. 
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einander  aufgerechnet.  Dies  praktische  System  ist  auch  von 
den  Höfegesetzen  aufgeiiomnien.’**^) 

§ 23. 

Von  der  Person  des  Anerben  wenden  wir  uns  nun  zu  der 
Stellung  der  anderen  Miterben,  die  ihm  als  Abfindlinge  gegen- 
überstehen. 

Der  Kreis  der  Abfindlinge  bestimmt  sich  im  wesentlichen 
negativ.  Es  sind  alle  zur  Erbschaft  berufenen,  die  nicht 
Anerbe  werden.  Sonach  deckt  sich  der  Kreis  der  Abfindlinge 
mit  dem  derjenigen  Personen,  aus  deren  Mitte  der  Anerbe 
hervorgeht,  wie  wir  ihn  in  den  vorherigen  Paiagraphen  zur 
Darstellung  gebracht  haben ; es  sind  die  ehelichen  Verwandten 
nach  der  Folgeordnung  des  jeweiligen  bürgerlichen  Reclits,  hier 
mit  unbedingten  Einschluss  der  Kinder  eines  Interimswirthes 
oder  Leibzüchters,  soweit  nicht  die  Kinder  des  Interimswirthes 
einer  erst  auf  der  Leibzucht  geschlossenen  I^he  entstammen. 

Diese  Abflndlinge  erhalten  die  Abfindung. 

Was  Abfindung  ist,  d.  h.  über  ihre  rechtliche  Natur  henscht 
Streit,  seit  man  angefangen  hat,  das  Bauernrecht  wissen- 
schaftlich zu  bearbeiten.  Und  zwar  theilen  sich  die  Rechts- 
kundigen, wie  mannigfaltig  auch  ihre  Ansichten  in  Einzelheiten 
variiren,**)  im  wesentlichen  in  zwei  liager.  Die  einen  halten 
die  Abfindung  für  einen  gewöhnlichen  Civilerbtheil,  sei  es  vom 
Hofe,  oder  nur  vom  übrigen  Vermögen;  die  anderen  dagegen 
halten  sie  für  keinen  Erbtheil,  sondern  für  einen  Ersatz  des- 
selben, für  eine  Vergütung  dafür,  dass  von  allen  zur  Erbschaft 
Berufenen  nur  ein  Einziger  wirklich  Erbe  wird,  kurz,  mit 
einem  vielfach  gebrauchten  Ausdrucke,  für  ein  Surrogat  der 
Erbschaft. 


■“'U  Krouiuihüld.  Aiicrbonrecht  S.  ;$G.  Auch  das  österreichische  .\n- 
erbengesetz  hat  sich  dem  angeschlosaen  .llarchet  S.  133.'t).  Audi  in  liajern 
ist  die.se  l'ebung  vorhanden.  Nur  jedes  einzelne  Uaus  bildet  eine  Einheit. 
Mehrere  Häuser  fallen  deshalb  nicht  in  das  Eigeiitluun  eines  Kindes, 
sondern  werden  unter  mehrere  aufgetheilt.  (Vgl.  Fick  S.  120.  127  u.  s.  w. 
S.  271). 

'*•)  Eine  nuBgezeidinete  Zusninmenstellung  der  möglichen  Ansichten 
bei  .Stobbe  Bii.  V S.  4U1  £f. 
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Nach  unseren  geschichtlichen  Ansfüluungen,  welche  ja  vor- 
nehmlich mit  der  rechtlichen  Natur  der  Abfindung  sich  be- 
schäftigten, kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  wir  uns  zu  der 
letzteren  Meinung  zu  bekennen  haben.  Der  Anerbe  ist  der- 
jenige, der  allein  im  Besitze  des  Familiengutes  verbleibt,  er 
ist  der  alleinige  wahre  Nachfolger  und  Erbe  seines  Vaters. 
Seine  Geschw'ister  erhalten  nur  eine  Unterstützung  mit  auf 
den  Lebensweg,  eine  Entschädigung  dafür,  dass  sie  aus  Genuss 
und  Besitz  des  Familienvermögens  ausscheiden  und  auf  ihre 
Erbtheile  verzichten.  Bis  in  unsere  Zeit  hinein  hat  man  denn 
auch  die  Annahme  der  Abfindung  ausdrücklich  als  einen  Ver- 
zicht auf  Erbschaft  bezeichnet.**)  Und  noch  heute  erklären 
sich  die  berühmtesten  Autoritäten,  wie  Stobbe,  Beseler,  Wigand, 
ja  überhaupt  die  grosse  Mehrheit  aller  Rechtslehrer  für  die 
Auflfassung  der  Abfindung  als  eines  Erbtheilsurrogates.'^"’)  Von 


’**)  Vgl.  das  unten  bei  der  Erörterung  Uber  die  Wirkung  der  Ab- 
findung im  § 25  Gesagte.  Vgl.  ferner  Grimm  IV,  553  § IG  (Ulflingen  im 
nördlichen  Luxemburg^:  .Item  erkennt  der  scheffen.  wanne  ein  kind  von 

seinen  vatterlichen  gUtern  sich  abbestadt  und  anszeugt,  dem  in  dem  hausz 
bleibenden  zu  verzeighen  (d.  h.  verzichten)  ...  in  beiaeins  eines  oder 
zweien  oder  dreien  gerichtsman*.  Ferner  Esscnsche  Hobsrechte  bei  Sommer 
Rheinland  Bd.  II  S.  216:  ,.  . . und  wert  saecke,  dat  diese  vorgeschrieven 
Uavesmann  off  Haveswiff  gekomen  weren  up  dat  gut  mit  vertichnUss 
der  erben  vor  dem  hofe  geschehen  . . .“  — 

**')  Vgl.  Stobbe  a.  a.  0.  Wigand,  Paderborn  § 6t),  Beseler,  Bd.  II 
S.  870  ff.,  Grefe  Bd.  I S.  352  ff.  (ebenso  grundsätzlich  Bd.  II  S.  220  ff.), 
Steinacker  S.  661  ff.,  Frank  S.  49  ff.  — Eine  Klasse  von  Rechtsgelehrten, 
unter  denen  namentlich  Faulsen,  Schoiz  und  Frommhold  hervorragen.  er- 
klären die  Abfindung  fttr  einen  üivilerbtheil  am  geschwisterlicben  Werthe 
des  Bauernguts.  Wir  werden  aber  bald  sehen,  dass  die  Abfindung  nach 
dem  geschwisterlichen  Werthe  nur  eine  praktische  Umgestaltung  desWere- 
sjrstems  ist.  — Ganz  unvereinbar  mit  unserer  Auffassung  ist  aber  die  I.iehre, 
welche  die  Abfindung  als  Civil-  oder  Naturalerbtbeil  am  Allod  hinstellt, 
wie  sie  im  vorigen  Jahrhundert  herrschend  war,  und  deren  Hauptvertreter 
Runde  ist.  — Eigenartig  ist  die  Ansicht  Kokens.  Er  betrachtet  die  Ab- 
findung als  Aeqnivalent  eines  bauerrechtlichen  Alimentationsansprnches. 
Da  aber  dieser  von  Koken  angeführte,  bauerrechtliche  Alimentationsansprnch 
nichts  anderes  ist,  als  der  uns  wohlbekannte  Beisitz  der  Miterben  oder  als 
das  aus  der  Hausgenossensthaft  folgende  Recht  auf  den  Mitgenuss  der 
Uansgüter,  und  da  die  Abfindung  thatsächlich  den  Entgelt  für  den  durch 
Ausscheiden  bedingten  Verlust  dieses  Mitgenusses  darstellt,  so  deckt  sich 


Digitized  by  Google 


204 


liolien  Gerichtshöfen  liat  gerade  das  mit  Haueriisachen  viel  be- 
schäftigte und  hoch  angesehene  frühere  hannoversche  Tribunal 
in  Celle  diese  Ansicht  vertreten,  bis  das  hannoversche  Recht 
durch  preussische  Gesetze  verdrängt  wurde.  (Vgl.  die  ürtheile 
vom  2(;.  Febr.  1857  und  7.  Juni  1861  [Franck  S.  54  u.  57]). 
Den  vollendetsten  Ausdruck  hat  diese  Meinung  aber  bei  Franck 
gefunden.  Seine  Worte  seien  deshalb  hierher  gesetzt: 

„Der  Ansiwuch  der  Abzufindenden  auf  Theilnahme  am 
Nachlasse,  auf  Abfindung  gründet  sich  daraul',  dass  sie  Miterben 
sind;  sie  müssen  Miterben  geworden  sein,  um  eine  Abfindung 
fordern  zu  können.“ 

„Aber  sie  können  dieses  Miterbrecht  nur  dadurch  reali- 
siren,  dass  sie  für  dasselbe  eine  Zuwendung  annehmen,  welche 
au  die  Stelle  ihres  Erbrechts  tritt.  Sie  können  ihr  Erbrecht 
gewissermassen  nur  durch  Veräusserung  desselben  verwerthen. 
Das  Miterbrecht  ist  der  Grund  und  die  Voraussetzung  des 
Rechtes  auf  eine  Abfindung;  das  Recht  auf  Abfindung  aber 
tritt  als  ein  besonderes  neues  Recht  an  die  Stelle  des  dafür 
hinwegfallenden  Miterbenrechts  und  zwar  als  ein  Forderungs- 
recht des  Abfindlings  gegen  den  Hofaunehiner.“  (S.  50). 

„Die  Abzufindenden  sind  dann,  sobald  ihr  Recht  auf  Ab- 
findung existent  geworden  ist,  nicht  mehr  Universal- 
successoren  des  Erblassers  und  gelten  als  solche 
daun  weder  dem  Hofannehmer  noch  auch  dritten 
gegenüber.“  (S.  51.) 

Nach  den  neuen  Höfegesetzen  ist  die  Natur  der  Abfindung 
eine  wesentlich  andere.  Es  ist  darauf  schon  wiederholt  hinge- 
wiesen worden.  Die  Höfegesetze  sind  lediglich  als  Theilungs- 
vorschriften  gedacht  und  durchgeführt;  ihre  Verschiedenheit 
vom  sonst  geltenden  Erbrecht  besteht  deshalb  nur  darin,  dass 
sie  für  die  Erbtheilung  dem  Richter  nicht  wie  sonst  freie  Hand 
lassen,  sondern  ihm  Civillheilung  voischreiben,  und  dabei  den 


die  Kokensche  Lehre  im  Grunde  mit  der  unsrigeii,  — Schwankend  ist 
Pfeiffer.  Kr  referirt  in  seinem  Werke  an  der  einschlägigen  Stelle  fS.  2.^2  ff.) 
wesentlich  fremde  Meinungen,  ohne  recht  eine  eigene  zu  geben,  doch  blickt 
durch,  das»  er  hier,  wie  öfter,  der  Ansicht  Wigands  folgt,  der  bei  ihm 
ungefähr  dieselbe  Kölle  spielt,  wie  der  amplis.simu»  vir  Papinianus  bei  den 
späti'ömischen  Juristen. 
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Wertb  der  Erbschaft  nicht  nach  den  allgemeinen,  sondern  nach 
besonderen , den  Anerben  begünstigenden  Kegeln  berechnen. 
Hier  hat  also  die  ei-ste  der  obengedachten  sich  bekämpfenden 
Meinungen  Recht.^") 

Mit  der  eben  erörterten  Frage  nach  dem  Charakter  der 
Abfindung  hängt  die  zweite  nach  ihrer  Berechnung  eng  zu- 
sammen. Sie  ist  denn  auch  in  Verbindung  mit  jener  oben 
schon  eingehend  abgehandelt  worden.  Es  wurde  dort  betont, 
liass  iür  die  Grösse  das  Bedürfniss  des  konkreten  Falles  mass- 
gebend ist;  einerseits  soll  der  Abflndliug  soviel  erhalten,  dass 
er  dadurch  befähigt  wird,  mit  Zuhilfenahme  seiner  eigenen 
Kräfte  im  Leben  eine  wenn  auch  bescheidene  Stellung  zu  er- 
ringen; andererseits  darf  die  Abfindung  nie  so  hoch  sein,  dass 
sie  die  Hofkräfte  übersteigt.*'-)  So  war  es  und  ist  es  noch  bei 
der  Abfindung,  wenn  sie  in  alter  Weise  erst  beim  Eintritt  des 
Bedürfnissfalles  gezahlt  wird,  d.  h.  erst  dann,  wenn  Sohn  und 
Tochter  sich  selbstständig  machen  und  sich  verheiratheu. 
Anders  musste  es  werden,  als  man  anfing,  die  Abfindung  all- 
gemein beim  Tode  des  Vaters  zu  bestimmen.  Denn  dann  lag 
kein  eigentlicher  Bedürfnissfall  vor,  sondern  ein  lediglich  zu- 
fälliger Anlass.  Neben  dem  Bedürfniss,  dass  es  hier  ja  gar  nicht 
gab,  musste  man  deshalb  sich  noch  nach  einem  anderen  Rech- 
nungsmassstabe  umsehen;  man  fand  ihn,  indem  man  gewisser- 
massen  ein  abstraktes  Bedürfniss  annahm,  indem  man  feststellte; 
ein  Bauernkind  von  dem  oder  jenem  Stande  braucht  so  und  so 
viel.  Auf  diese  Weise  kam  man  zu  dem  System  der  festen 
Brantschätze,  wo,  wie  Wig-and  sagt,  jeder  Landmann  genau 
wusste,  was  unter  gegebenen  Verhältnissen  zu  einem  ordent- 
lichen Brautschatz  gehört.  Das  wussten  aber  die  Beamten,  in 
deren  Händen  später  meist  die  Brautschatzbestimmung  lag, 
nicht  so  genau;  sie  mussten  deshalb  einen  andern  Anhalt  haben. 
Diesen  fanden  die  Beamten  in  dem,  ihnen  von  nichtbäuerlichen 


Darüber  sind  alle  Comtneutatoren  der  Höfegesetze  und  alle  Schrift- 
steller wie  Fromraliold,  Dernbnrg,  Eccius  u.  a.  einig. 

Dieser  Vorbehalt  wird  von  sämmtlielien  Sehriftslellern  gemaebt, 
auch  von  denen,  welche  der  Abfindung  eine  andere  rechtliche  Natur  beilegen 
als  wir.  Vielfach  ist  er  auch  durch  Landesordnungen  gesetzliches  Recht 
geworden. 
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Erbschichtungen  her  geläufigen  Werthe  des  Nachlasses.  Da 
ihnen  aber  anderseits  wohlbekannt  war,  dass  die  Abfindung  den 
Hof  nie  über  Vermögen  angreifen  dürfe,  so  sonderten  sie  von 
diesem  Werthe  zunächst  soviel  aus,  als  zur  gedeihlichen  Weiter- 
führung der  Wirthschaft  nöthig  war.  Der  Rest  des  Guts- 
werthes  wurde  dann  aber  meist  gleich  getheilt.  So  wurde  die 
Abschichtnng  nach  dem  Weresystem  zu  der  Theilnng  mit  Bruder- 
und  Schwestertaxe,  die  in  Deutschland  so  überaus  verbreitet 
ist^“)  und  im  Endergebnis  mit  den  heute  eingeführten  Theilungs- 
vorschriften  der  Höfogesetze  zusammentrilFt.  Nie  darf  man 
aber  vergessen,  dass  die  Theilung  nach  Bruder-  und  Schwester- 
taxe nur  eine  durch  praktische  Schwierigkeiten  hervorgerufene 
Modification  des  wererechtlichen  Abfindungssystems  ist;  dass 
dieses  deshalb  immer  wieder  zur  Anwendung  kommt,  sobald  es 
möglich  wird,  d.  h.  wenn  es  sich  wirklich  um  eine  Abfindung 
nach  eingetretenem  Bedürfniss  handelt;  dass  es  sonach  auch 
keineswegs  ausgeschlossen  ist,  da.ss  der  eine,  mehr  benöthigende 
Abfindling  auch  wirklich  etwas  mehr  als  der  andere  erhält; 
schlummert  doch  überhaupt  bei  jeder  Abfindung  die  Idee 
wenigstens  des  abstrakten  Bedürfnisses  im  Hintergründe.  Noch 
heute  gilt  also  für  die  Theilung  grundsätzlich  die  schöne 
Wigaud'sche  Regel,  die  auch  in  Oesterreich  bis  in  die  sechsziger 
Jahre  Gesetz  war'^“):  Der  Brautschatz  soll  „aus  den  Gütern 
selbst,  aber  nach  ihrer  Grösse  und  Qualität,  und  so,  wie  sie  es 
ertragen  können,  . . . geleistet  werden,  in  der  Weise  wie  nach 
altem  Herkommen  ein  fleissiger  sparsamer  Familienvater  seine 
Kinder  versorgte  und  ausstattete,  ohne  das  untheilbare  Haupt- 
vennögen  zu  zersplittern  und  zu  ruiniren.“  (Wigand,  Pader- 
born S.  133). 

Dass  aber  auch  bei  der  sofortigen  Abschichtung  aller 
Familienmitglieder  sich  eine  Rückkehr  von  den  festen  Braut- 


Die  Abfindung;  nach  Bruder-  und  Schwestertaxe  oder  „geschwister- 
lichem Werte“  gilt  namentlich:  in  Schleswig-Holstein  (Paulsen  S.  346),  im  Ge- 
biete des  bayrischen  Landrechts  (üagern  S.  12,  Sörgel  S.  15  ff.),  im  Gebiete 
des  Bamberger  lAndrochts  (Gagem  S.  10  ff.),  im  Schwarzwald,  (Motive  Vor- 
bemerkung zu  Art.  S3  ff.),  in  den  Rbeinlanden  (nach  den  bei  Sommer, 
Rheinland  Bd.  II  mitgetheilten  Urkunden ; vgl.  auch  Urtheil  des  Amts 
Bilstein  bei  Sommer,  Westfalen  S.  35  ff.). 

“*)  Vgl.  Marchet  S.  1313  ff. 


Digitized  by  Google 


207 


schätzen  zu  der  billigen  Bemessung  nach  Lage  des  einzelnen 
Falles  vielfach  vollzogen  hat,  geht  z.  B.  für  Bayeni  aus  den 
Fickschen  Untersuchungen  mit  vollster  Deutlichkeit  hervor. 
Ceberall  wird  dort  die  doppelte  Rücksicht  auf  die  Kräfte  des 
Hofes  und  auf  die  Bedürfnisse  der  Abfindlinge  betont.  Ganz 
in  alter  Weise  wird  gesagt,  dass  zuei-st  daran  gedacht  wird, 
dem  Uebernehmer  das  Forthansen  zu  ermöglichen;  zu  zweit 
kommt  das  Bedttrfniss  der  Abfindlinge  in  Betracht,  allerdings 
nur  deren  Gesammtbedürfiiiss,  nicht  wie  früher  das  des  Einzelnen, 
da  mei.st  der  Einzelne  nicht  mehr  gesondert  abgeschichtet  wii'd. 
Immerhin  wird  so  sehr  die  Lage  des  einzelnen  Falles  berück- 
sichtigt, dass  sämmtliche  Berichterstatter  vermerken,  allgemeine 
Taxgrundsätze  aufzustellen,  sei  fast  unmöglich.“'^'’)  Die  Be- 
rechnungsgrundsätze sind  also  heute  in  Bayern  fast  genau  die 
alten  wererechtlichen.  Ob  sonst  die  Grundsätze  des  Wererechts 
so  lebendig  sind,  dass  der  Hoferbe  immer  noch  als  der  einzige  Erbe 
gilt,  oder  ob  die  Miterben  wirklich  Civilerben  eines  eigenartigen 
Werthes  sind,  Hesse  sich  erst  entscheiden  nach  einer  noch  viel 
eingehenderen  Untersuchung  der  thatsächlichen  Erbgewohnheiten, 
als  sie  vorliegt.  Vielfach  wird  die  alte  Anschauung  noch  be- 
stehen.®*'*) 

Was  die  Berechnung  der  Abfindung  nach  den  Höfegesetzen 
anlangt,  so  erfolgt  sie  durch  einfache  Theilung  des  Verkaufs- 
werthes  des  Gutes.  Der  Verkaufswerth  wird  gewonnen  diuxh 
Capitalisirung  des  Ertrages,  wie  er  in  der  Grundsteuer- 
mutterrolle angegeben  ist.  Dabei  wählt  man  aber  absichtlich 
einen  zu  niedrigen  Multiplikator,  so  dass  der  zur  Theilung  ge- 
langende Verkaufswerth  hinter  der  Wirklichkeit  zurückbleibt, 
und  der  Anerbe  so  bevortheiligt  wird.  Bevor  übrigens  der  er- 
mittelte Verkaufswerth  ausgeschüttet  wird,  werden  die  ding- 
lichen Schulden  von  ihm  in  voller  Höhe  abgezogen.*'**)  Soviel 


*'■>)  Die  Belege  werden  weiter  unten  gegeben  werden. 

**’>•)  Wenigstens  übernimmt  der tiutsübernebmer  auch  heute  noch  alle 
Schulden,  selbst  die  Currcntschulden  (Fick  8.  27-’/273  Text  und  Anm.  1). 
(Schrift,  d.  V.  f.  8.  Bd.  5S  8.  177  und  313  [Aus  Oesterreich]). 

**)  Gesetz  für  Hannover  und  Lauenburg  § 15  ff.,  für  Westfalen 
§ 17  ff.,  für  Brandenburg  § 13  ff.,  für  Schlesien  § U,  für  Schleswig-Holstein 
§ 14  ff. 
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über  die  Bereclinungsart  der  Höfegesetze;  Einzelheiten  darüber 
zu  bringen  muss  um  so  mehr  den  monographischen  Behand- 
lungen dieser  Gesetze  überlassen  bleiben,  als  jene  Einzelheiten 
bei  den  verschiedenen  Gesetzen  sehr  von  einander  abweichen. 

Ausser  nach  dem  Massstabe  ist  aber  bei  Erörterung  der 
Berechnung  von  Brautschätzen  auch  danach  zu  forschen,  welcher 
Zeitpunkt  ihrer  Bemessung  zu  Grunde  zu  legen  ist.  Wenn 
nämlich  der  Vater  gestorben  ist  und  der  Sohn  verlangt  noch 
nicht  gleich  seine  Abfindung,  sondern  bleibt  noch  vorerst  im 
Hofe  und  tritt  erst  nach  Jahren  mit  seiner  Forderung  hervor, 
so  hat  man  die  Frage  aufgeworfen,  ob  dann  der  Zeitpunkt  des 
Todes  oder  der  des  gestellten  Zahlungsbegehrens  massgebend 
ist.  Nach  altem  Recht  kann  die  Antwort  nicht  zweifelhaft 
sein.  Hier  ging  ja  die  Abschichtung  nicht  schon  beim  Tode 
des  Vaters  vor  sich,  sondern  die  Kinder  blieben  trotz  desselben 
ruhig  in  dem  gemeinschaftlichen  Familiengute  sitzen  und  sonderten 
sich  erst  aus,  wenn  sich  Gelegenheit  zur  Selbstständigmachung 
l)ot.  Erfolgte  die  Abfindung  aber  erst  im  Bedürfnissfalle,  so 
handelte  es  sich  bei  ihr  gar  nicht  um  die  Frage  „w’as  ist  der 
Hof  zu  dieser  oder  jener  Zeit  werth?“,  sondern  darum  „wieviel 
ist  dem  Abfindling  nöthig,  und  zwar  jetzt  zur  Zeit  der 
Festsetzung  des  Geldes?“'-’"^) 

Diese  Regel  gilt  heute  noch  da,  wo  man  noch  nicht  ver- 
gessen hat,  dass  znm  Verlangen  nach  Ablage  eigentlich  nur 
das  Bedürfniss  befuge  und  der  Tod  des  Vaters  erst  in  zweiter 
Linie  komme,  wo  man  deshalb  zwar  diesen  Tod  unter  die 
Gründe  jenes  Verlangen  zu  stellen  aufnimmt,  aber  die  Fällig- 
keit der  Abfindung  nicht  ohne  Weiteres  von  ihm  ab 
datirt,  vielmehr  erst  von  da  au  berechnet,  wenn  sie  wirklich 
begehrt  wird,  sei  es  wegen  des  Erbfalles,  sei  es  wegen  der 
Verheirathung  etc.  Wo  man  dagegen  die  Festsetzung  der  Ab- 
findungen gleich  beim  Todesfälle  obligatorisch  macht  und  das 
Steheulassen  derselben  unter  Verbleiben  des  Abfindlings  im 
Hofe  als  Stundung  ansieht,  muss  man  den  Augenblick  des  Erb- 
anfalls zum  massgebenden  Zeitpunkte  machen. 


*■”)  So  Koken  S.  49. 
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Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  die  erste  Weise 
zwar  dem  Geiste  und  Sinne  des  Bauernrechts  gemässer, 
gleichwohl  aber  die  zweite  in  Wirklichkeit  die  häufigere  ist. 
Dies  kommt  daher,  weil  die  Regierungen  ihren  Beamten  zur 
Pflicht  machten,  die  Erbtheilungen  gleich  beim  Todesfall  abzu- 
wickeln, wie  denn  auch  heute  noch  die  Auseinandersetzungen 
iiofort  nach  dem  Tode  des  Erblassers  vorgenommen  zu  werden 
pflegen.  Wo  dies  aber  nicht  geschehen  ist,  wo  vielmehr  die  Ge- 
schwister in  alter  Weise  zunächst  miteinander  weiter  leben,  und 
erst  später  einzeln,  ein  jeder  bei  seiner  Selbstständigmachung, 
ihre  Ablage  begehren,  da  hindert  nichts  den  alten  Satz  anzu- 
wenden. Im  üebrigen  ergiebt  sich,  dass  überall  der  Zeitpunkt 
der  Festsetzung  und  nicht  der  Zahlung  entscheidend  ist;  erfolgt 
die  Festsetzung,  wie  jetzt  üblich,  beim  Erbanfall,  so  gilt  dieser 
Moment;  erfolgt  sie  später,  so  hat  die  Berechnung  auf  die 
spätere  Zeit  Rücksicht  zu  nehmen.'***) 

Es  kann  aber  auch  Vorkommen,  dass  die  Abfindung  vor 
dem  Tode  des  Bauern  bestimmt  wird,  nämlich  bei  einer  Guts- 
überlassung. Auch  hier  entscheidet  zunächst  der  Augenblick 
der  Festsetzung.  Denn  der  Bauer  be.stimmt,  — wie  man  auch 
über  den  Charakter  dieser  Gutsüberlassung  denken  mag,  — 
doch  in  rechtsgültiger  Weise,  dass  seine  Kinder  in  einer  ge- 
wissen, auch  für  die  Zukunft  gütigen  Weise,  sich  in  das  Gut 
zu  theilen  haben,  und  er  geht  dabei  natürlich  von  dem  augen- 
blicklichen Werthe  aus.  Allein  wenn  die  Sache  vor  den  Richter 
kommt,  so  wird  sie  ganz  anders.  Sie  kann  an  ihn  nur  ge- 
langen, wenn  die  väterliche  Theilung  auf  ihre  Richtigkeit  zu 
prüfen  ist  wegen  Nachgeburt  von  darin  übergegangenen  Kindern 
oder  wegen  angeblicher  Verletzung  des  Pflichttheüs.  Dabei  ist 
dann  zu  bedenken,  dass  der  Vater  lediglich  die  Absicht  hatte, 
seine  künftige  Beerbung  zu  regeln,  wenn  auch  durch  ein 
schon  jetzt  realisirtes  Gebot.  Er  hat  also  selbst  den  Zeitpunkt 
seines  künftigen  Todes  im  Auge,  seine  Bestimmungen  beziehen 


Den  Zeitpunkt  der  Auseinandersetzung  lässt  entscheiden  Busch 
(S.  129/130);  den  Zeitpunkt  der  Erbschaft  halten  nicht  nur  regelmäs.sig, 
sondern  grundsätzlich  für  massgebend:  Krank  S.  CG  und  Scholz  S.  sr>. 

T.  DuUsif,  Qniadsrbrsebt.  14 
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sich  auf  diesen,  und  es  ist  deshalb  durchaus  angemessen,  wenn 
ihre  Nachprüfung  auch  auf  diesen  Zeitpunkt  Rücksicht  nimmt.'-^'*) 

Bei  der  Nachprüfung  auf  Grund  des  Pflichttheilsrechts  ist 
ferner  noch  zu  erwägen,  dass  hier  der  Augenblick  des  Todes 
um  so  mehr  entscheiden  muss,  als  da  erst  von  Pflichttheils- 
rechten  und  deren  Verletzung  die  Rede  sein  kann.  Der 
Richter  hat  also  in  diesen  Fällen  jedenfalls  den  Zeitpunkt  der 
Erbeserledigung  zu  Grunde  zu  legen. 

Nach  den  Höfegesetzen  ist  die  Frage  nach  dem  Zeitpunkte, 
welcher  der  Berechnung  der  Abfindung  zu  Grunde  gelegt  werden 
muss,  sehr  einfach  erledigt.  Da  nach  ihnen  die  Feststellung 
der  Abfindung  nichts  ist  als  eine  gewöhnliche  Erbtheilung,  so 
gelten  die  allgemeinen  civilrechtlichen  Regeln  über  die  Zeit, 
welche  für  solche  Theilung  massgebend  ist,  auch  für  die  Ab- 
schichtung der  Hofkinder. 


§ 24. 

Bei  der  Frage  nach  Erwerb  und  Fälligkeit  der  Abfindung 
haben  die  früheren  Schriftsteller  viel  mit  den  römisehrechtlichen 
Begriffen  des  dies  cedens  und  dies  veniens  gearbeitet.  Als  dies 
cedens  nahm  man  den  Todestag  des  Vaters  an,  als  dies  veniens 
den  Zeitpunkt,  wo  die  Auszahlung  der  Ablage  verlangt  werden 
konnte, ■*9*)  den  man  vielfach,  um  die  Hofeskräfte  zu  schonen, 
erst  spät  nach  dem  Todesfall  ansetzte.  Vom  heutigen  Stand- 
punkte aus,  wo  die  Abfindungen  regelmässig  schon  beim  Tode 
des  Bauern  festgesetzt  zu  werden  pfiegen,  lässt  sich  gegen 
jene  Lehre  nicht  viel  einwenden;  vom  Standpunkte  des  strengen 
Weresystems  aus  aber  ist  sie  nicht  richtig.  Die  Abfindung  ist 
die  Mitgabe  beim  Austritt  aus  der  Hausgenossenschaft.  Fällig 
wird  sie  deshalb  unter  allen  Umständen  erst  bei  diesem  Aus- 


So  Koken  a.  a.  O.  Die  Festsetzung  der  Abfindungen  durch  den 
abtretenden  Bauern  habe  nur  „oxemplifieativen“  Werth.  — Schlechthin  den 
Zeitpunkt  der  Ueberualinie  lassen  entscheiden  Stobbe  I?d.  V S.  401,  Wigand, 
auch  Pfeiffer  S.  207  ff.  (doch  mit  dem  Zugestiindniss,  dass  die  Praxis  oft  die 
abweichende  Ansicht  vertreten  habe),  endlich  Scholz  S.  121  ff. 

^)  So  besonders  Scholz  § 15  in  sehr  scharfsinniger  Ansführung. 
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t,itt;2i0)  ,1er  Tod  des  Vaters,  eigne  Verheirathung  oder  sonstige 
Selbstständigmachung  des  Abfindlings,  sie  alle  bilden  wohl  einen 
Grand,  die  den  Abfindling  zu  jenem  Austritt  berechtigen,  aber 
da  sie  ihn  nicht  zu  dem  Austritte  zwingen,  da  er  vielmehr  ruhig 
in  der  Were  weiter  verbleiben  kann,  so  tritt  die  Fälligkeit  der 
Abfindung  doch  erst  mit  jenem  Austritte  ein.-”)  Vorher  haben 
die  Abfindlinge  zwar  auch  ein  Recht,  aber  nur  das  Recht, 
eine  Abfindung  zu  erhalten,  nicht  die  Befugniss  auf  eine  be- 
stimmte Summe.  Ihr  Recht  ist  deshalb  ähnlich,  ja  gleichartig 
dem  Erbrechte  vor  dem  Erbanfalle. 

Wenn  man  dies  festhält,  so  lösen  sich  spielend  viele 
Fragen.  Es  herrscht  unter  den  ältern  Baueni rech tslehrcrn' leb- 
hafter Streit  darüber,  ob  die  beim  Abscheiden  des  Hofbesitzers  zwar 
festgestellte,  vom  Abflndling  jedoch  noch  im  Hofe  stehengelassene 
Abfindung  zu  verzinsen  sei.  Gewöhnlich  schliessen  die  Rechts- 
lehrer jede  Verzinsung  aus.  Sie  setzen  dabei  gewöhnlich  voraus, 
dass  der  Abfindling  noch  im  Hofe  wohnen  bleibt,  und  com- 
pensiren  dann  gegen  den  Unterhalt,  den  er  geniesst,  seinen 
Zinsanspruch.  Und  man  wird  ihnen  hier  zustiramen  müssen; 
denn  wenn  auch  die  Annahme,  es  werde  compensirt, 

nicht  zutriflft,  da  der  im  Hofe  verbleibende  Abfindling 
auch  Dienste  leisten  muss,  und  man  hiergegen  den 
gewährten  Unterhalt  anf'zurechnen  hat,  so  ist  eben  die 
Nichtverzinsung  der  Abfindungen  bis  zum  wirklichen  Aus- 
tritte des  Abfindlings  einfach  eine  nocli  gütige  Cousequenz  des 
Wererechts,  nach  welchem  vorher  eine  eigentliche  Stundung 
gar  nicht  vorliegt  und  erst  jener  Austritt  die  Abfindung  fällig, 
und  damit  verzinslich  macht. 

Ist  dagegen  der  Austritt  in  Wahrheit  schon  beim  Tode 
des  Hofbesitzers  erfolgt,  bat  damals  schon  der  Auszuradende 
das  väterliche  Haus  verlassen  und  seinen  Theil  nur  aus  anderen 


2'°)  So  Beseler  Bd.  II  S.  872;  Wigand,  Paderborn  § 74  ff.;  Pciffer 
S.  267;  Frank  8.  54*  ff.;  Frommhold,  Anerben  echt  S.  49;  Attest  derLippe- 
schen  Regierungskanzlei  von  1743  bei  Führer  S.  79,'80. 

Die  Zahlung  der  Abfindung  schiebt  denn  auch  die  überwiegende 
klehrzabl  der  Schriftsteller  bis  zur  wirklichen  Ansgutung  hinaus:  Stobbe 
Bd.  V S.  404,  Grefe  § 64;  Runde  S.  206,  Puchta  S.  37  u.  a.  m.  — Anderer 
Meinung  natürlich  (vgl.  Anm.  209*)  Scholz  S.  118  f.  und  § 58. 

14* 


/■ 

Digitized  by  Google 


212 


Gründen  noch  nicht  ausgezahlt  erhalten,  so  ist  auch  nach  dem 
Wererecht  die  Abfindung  fällig  geworden,  es  handelt  sich  nm 
wahre  Stundung,  und  es  müssen  demgemäss  Zinsen  bezahlt 
werden.2‘2)  jjs  soll  jedoch  nicht  verschwiegen  werden,  dass 
einzelne  Landesordnungen  in  Verkennung  der  die  Un Verzins- 
lichkeit bewirkenden  Rechtsgedanken  und  in  beschränkter 
Rücksicht  auf  die  möglichste  Entlastung  des  Anerben  diesen 
Fall  mit  dem  vorigen  über  einen  Kamm  geschoren  und  die 
Ablagen  schlehthin  für  zinslos  erklärt  haben. 

Mit  der  Fälligkeit  der  Brautschätze  hängt  auch  die  viel 
erörterte  Frage  ihrer  Vererbung  zusammen. 

-■Wenn  man  sich  an  die  Lehre  vom  dies  cedens  und  dies 
veniens  hält,  so  wird  man  nach  dem  Tode  des  Bauern,  als  dem 
dies  cedens,  die  Ausradungen  schlechthin  vererben  lassen,  gleich- 
viel ob  sie  schon  ausgezahlt  oder  noch  nicht  einmal  begehrt 
worden  sind.'^*’’)  Mit  dieser  wirklich  aufgestellten  Behauptung 
der  Theorie  tritt  nun  die  thatsächliche  Uehung  der  Bauern- 
kreise in  lebhaften  Widerspruch,  die  nach  dem  Satze  „Was  in 
der  Were  stirbt,  erbt  in  die  Were“  die  Abfindung  eines 
Eandes,  das  im  Hofe  verstorben  ist,  an  den  Hof  -zurück- 
fallen lässt. 

Die  meisten  Schriftsteller  erkennen  nun  diesen  Satz  als 
in  der  Gewohnheit  begründet  an,  mit  seiner  Rechtfertigung 
aber  hapert  es  sehr;  man  beruft  sich  wieder  auf  die  erforder- 


Ebenso  lassen  die  Verzinsung  erst  mit  dem  wirklichen  Austritt 
beginnen:  Stobbe  Bd.  V S.  40t,  Steiuacker  S.  .iö3  f.,  Scholz  S.  126, 
Führer  S.  85. 

s'3)  So  natürlich  Scholz  S.  40  i. 

Dieser  Grundsatz  ist  alt.  Er  wird  noch  heute  von  Beseler  und 
Paulseu  citirt.  Er  findet  sich  aber  z.  B.  schon  in  einer  Ehepakte  von  1581: 
„Stirbt  ein  Kind,  che  es  zur  Bestade  kömmt,  das  Geld  soll  daun  dem  Hause 
heimfallen  und  nicht  auf  die  anderen  gestorben  sein.“  Eben.so  Auseinander- 
setzung von  16;>2:  „L'ff  Fall  aber  dieser  Kinder  einer  mit  dem  zeitlichen 
Tode  abginge  ohne  Leibsserben,  sollen  die  anderen,  damit  diese  Güter  nicht 
allerdings  in  Abgangh  geratben,  zum  Erbe  nicht  zagelassen  werden.“  Del- 
brücker  Landurthoil  von  1688:  „Dass  der  Kinder,  so  für  ihrer  Bestattnus 

verstorben.  Brautschatz  der  Dorfstette  wieder  anheimh  fallen  thete.“  Ebenso 
Delbrückcr  Landartheil  von  1734  (bei  Wigand,  Paderborn,  Bd.  1, 
S.  112,  Nr.  24). 
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licJie  Begünstigung  des  Anerben  oder  spricht  auch  hier  von 
einer  Anfrechnung  der  Abfindung  gegen  die  vom  Hofe  geleistete 
A'aturalverpflegung.2'®)  Der  wahre  Grund  aber  ist  ein  anderer; 
er  liegt  im  Werecht,  darin,  dass  die  Abfindung,  wenn  der  Ab- 
findling im  Hofe  stirbt,  gar  nicht  fällig  geworden  ist.  Dieser  hat 
sich  nämlich  dann  gar  nicht  vom  Familienvermögen  abgesondert, 
er  ist  im  Gesammteigenthume  mit  seinem  Bruder  verblieben ; dies 
consolidirt  demnach  in  dessen  Hand,  denn  ein  Antheil,  den 
der  Verstorbene  vererben  könnte,  ist  ja  gar  nicht  gebildet 
worden.2i') 

Dieser  Satz  ist  trotz  aller  Theorie  von  der  Praxis  und  der 
Gesetzgebung  treu  bewahrt  worden.  Namentlich  letzterer  kam 
er  durchaus  gelegen  bei  ihrer  Tendenz,  den  Anerben  von  jeg- 
lichen Auszahlungen,  welche  die  Hofskräfte  hätten  schwächen 
können,  zu  befreien.  Es  konnte  eine  materielle  Ungerechtigkeit 
bei  ihm  auch  nicht  unterlaufen. 

Nur  ferneren  Erben  nämlich,  nicht  etwa  den  Kindern  oder 
der  Ehefrau  des  Verstorbenen,  konnte  die  Abfindung  durch 
jenen  Satz  entzogen  werden.  Denn  wie  man  sich  erinnern  wird, 
schied  nach  uralter  germanischer  Sitte  der  heirathende  Haus- 
genosse, — und  nur  dieser  konnte  doch  Frau  und  Kind  haben 
— aus  dem  Hause  aus.  Mit  diesem  Austritt  aber  wurde  ja  die 
Abfindung  fällig  und  entweder  gezahlt,  oder,  wenn  sie  stehen  ge- 
lassen wurde,  so  handelte  es  sich  um  die  wahre  Stundung  einer  fest- 
gestellten Schuld,  die  natürlich  den  Erben  ebenso  gezahlt  werden 
musste  wie  dem  Abfindling  selber.  Dieser  Fall  des  Hinaus- 
schiebeus  der  Brautschatzzahlung  trotz  Austritts  muss 
eben  hier  wie  überall  von  demjenigen,  wo  ein  Austritt  des 
Miterben  gar  nicht  erfolgt,  scharf  geschieden  werden.  Das 
thun  denn  auch  schon  die  Weisthümer.  Denn  während  sie  sonst 
die  obenerwähnte  Regel  befolgen,  führen  sie  füi'  ersteren  Fall 
aus:  (Grimm  III  105.  § 24).  „Wenn  einem  sein  Brautschatz 
oder  Kindestheil  gelobet  und  nicht  bezahlt  und  er  ohne 


2'6)  Dieses  CompeDsationsreebt  kennt  selbst  Scbolz  a.  a.  O.  S.  105, 
obwohl  er  sonst  unbesebriinkte  Vererbung  der  Abfindungen  zuUisst. 

ln  Folge  des  Satzes,  dass  es  beim  Oesammteigenthnm  ideelle  Quoten 
nicht  giebt  (vgl.  oben  § 6 bei  Anm.  55  ff.). 
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Kinder  verstirbt,  ob  nichts  desto  weniger  dem  überbliebenen 
ehegatten  der  versprochene  Brautschatz  auszufolgen?  Was 
gelobet  ist,  muss  bezahlt  werden“.  Ist  aber  ein  Aus- 
tritt gar  nicht  erfolgt,  so  ist  auch  kein  Brautschatz  „gelobet“ 
worden. 

Es  darf  nun  nicht  übersehen  werden,  dass  heutzutage  die 
Abfindung  immer  schon  bei  der  Hofserledigung  „gelobet“  wird. 
Ihr  Stehenlassen  würde  deshalb  heute  immer  eine  Stundung 
bedeuten.  Gleichwohl  sind  die  alten  wererechtlichen  Sätze  über  die 
Un Verzinslichkeit  nnd  Un Vererblichkeit  der  Ablagen  von  im  Hofe 
verbleibenden,  unverheiratheten  Kindern  durch  die  Praxis 
festgehalten,  da  sie,  der  alten  Rechtsübung  und  -üeberzeugung 
entsprechend,  überdies  auch  die  zweckmässigsten  waren;  und 
auch  die  Theoretiker  haben  sie,  anknüpfend  an  die  Lehre  von 
der  Kompensation  gegen  die  Naturalverpflegung,  nicht  ver- 
worfen.2'**) 

Mit  der  Fälligkeit  und  der  Stundung  der  Abfindungen 
hängt  endlich  auch  der  Streit  um  den  „Beisitz“  zusammen. 

Es  herrscht  nämlich  eine  grosse  Uneinigkeit  darüber,  ob 
der  Anerbe  befugt  ist,  einen  Miterben,  auch  wenn  dieser  nicht 
will,  auszuzahlen.  Viele  bejahen  es,  viele  verneinen  es,  und 
letztere  berufen  sich  auf  das  Recht  des  „Beisitzes“. 

Darunter  versteht  man  die  Befugniss,  auf  dem  väterlichen 
Hofe  gegen  angemessene  Ai-beitsleistungen  so  lange  zu  ver- 


Im  Resultat  tibereiiistimmeud  Stobbo  S.  40+  ff.;  Wigand  § 77; 
Delbriicker  Landrecbt  bei  Wigand,  Paderborn  UI  S.  82  ff.;  Delbrücker 
Laudurtbeil  von  1745;  Pfeiffer  S.  275  und  die  dort  Citirten;  Steiuacker 
S.  655,  Busch  S.  16t  ff.;  Calenlierger  Meicrordnung  Cap.  VI  § 7;  Hildes- 
heimer Moierordnung  § 24.  l'eber  das  Lippeschc  Recht  vgl.  Führer 
S.  79  80.  — Anderer  Meinung  sind  nnd  lassen  schlechthin  Vererbung  der 
Abfindungen  zu:  Scholz  a.  a.  U..  Frank  S.  5(i  und  für  das  moderne  Recht 
auch  Frommhold  S.  47  48.  - Eigenthümlich  i.st  das  Osnabrücker  Mcierrecht : 
Stirbt  dort  ein  Kind  vor  Auslobung  seines  kindlichen  Tlieils,  so  füllt  sein 
Thoil  nicht  dem  Anerben  allein  zu.  sondern  neben  ihm  auch  den  Ge- 
schwistern, welche  noch  nicht  ausgelobt  sind  oder  die  Auslobung  noch  nicht 
angenommen  haben.  Es  ist  dies  eine  ilurchaus  folgerichtige  Consequenz  des 
Gesammteigeuthums  zwischen  den  Erben  und  zeigt,  wie  lange  sich  dieses 
lebendig  erhalten  hat. 
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weilen  und  unterhalten  zu  werden,  als  man  will.-'“)  Es  ist 
nun  nach  anseren  früheren  Darlegungen  klar,  dass  jenes  Recht 
einst  in  vollem  Umfange  bestanden  hat;  denn  der  Austritt  aus  der 
Hausgenossenschaft,  die  jene  Unterhaltsberechtigung  ge- 
währt, war  gänzlich  frei.  Nach  dem  Tode  des  Vaters  konnte 
zwar  jeder  Hausgenosse  die  Grundtheilnng  verlangen,  aber 
keiner  konnte  gezwungen  werden,  die  von  jener  Grundtheilung 
so  ganz  verschiedene  Abfindung  anzunehmen.  Wir  haben 
aber  gesehen,  dass  schon  in  den  Weisthümern  ein  Zwang  die 
Bcradung  anzunehmen,  auftaucht.  Später  ist  er,  getragen  von 
der  Tendenz,  den  Anerben  möglichst  frei  zu  stellen,  allgemein 
durchgeführt.  Es  liegt  auch  wohl  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  der  Anerbe  nicht  gehalten  ist,  Arbeitskräfte,  die  er  auf 
seinem  Hofe  nicht  beschäftigen  kann,  zu  seinem  und  ihrem 
wirthschaftlichen  Ruin  auf  dem  Gute  weiter  zu  ernähren.'^’) 
Aber  wenn  auch  im  allgemeinen  dem  Anerben  das  Recht 
der  Abfindung  gegeben  ist,  so  ist  doch  nie  gestattet 
worden,  dass  der  Anerbe  auch  Unmündige  mit  einer  Geld- 
summe — denn  ohne  haare  Zahlung  braucht  kein  Miterbe 
das  Gut  zu  verlassen'^')  — t'ortschicken  kann;  vielmehr  ist 
stets  für  sie  der  Vorbehalt  gemacht  worden,  dass  sie  „ouch 
erzogen  mugint  werden,  bis  dasz  sie  alle  zu  ireu  jaren  koment 
ungevahrlich“.  (Vgl.  oben  Anm.  93).  Nie  ist  auch  die  uralte 
schöne  Pflicht  des  Hofes  vergessen  worden,  dass  er  als  das 
Familienvermögen  die  Zuflucht  bildet  für  alle  Schwachen  und 
Kranken,  ja  auch  für  die  Gesunden,  wenn  sie  draussen  Schift- 
bruch gelitten  haben  und  alt  und  gebrechlich  auf  die  Scholle 
der  Väter  zurückkehren.  Und  dies  darf  auch  nicht  vergessen 
werden.  Denn  hierin  allein  liegt  die  Rechtfertigung  jener 


“*•)  Wir  haben  über  dies  Recht  schon  früher  berichtet  (§  10  Anm.  94 
nnd  Text  dazu  und  bei  Anm.  99).  Gesetzlich  findet  cs  sich  z.  B.  Calen- 
berger Meicrordnung  Cap.  VI  § S,  Hildesheimer  Meierordnnng  § 22  und  23. 

““)  Zustimmend  Stobbe  S.  404. 

Wäre  er  dazu  gezwungen,  so  wäre  er  verpflichtet,  dem  Anerben 
eine  eigentliche  Stundung  zu  gewähren.  Das  bat  aber  niemand  niithig, 
denn  aolrhe  Stundung  ist,  wie  eben  gezeigt,  dem  Bauernrechto  fremd.  Vor 
der  Zahlung  ist  vielmehr  der  Austritt  des  Abfindliugs  noch  nicht  bewirkt, 
dieser  darf  deshalb  im  Hofe  Weiterarbeiten  nnd  weiterlebon. 


✓ 

Digilized  by  Google 


216 


ausserordentlichen  Bevorzugung  des  Anerben.  Was  soll  sie, 
wozu  dient  die  um  jeden  Preis  geforderte  Erhaltung  des  Gutes, 
wenn  nicht  eben  diese  Erhaltung  geschieht  im  eigensten  Interesse 
aller  Familienmitglieder,  weil  ihnen  das  Hausgut  in  des  Lebens 
Fäbrden  und  Nöthen  den  letzten  Rückhalt  bietet!  In  dieser 
Richtung  gilt  also  noch  heute  das  Recht  des  Beisitzes.^'-) 

In  alle  den  vorstehend  erörterten  Fragen  nach  Fälligkeit, 
Erwerb,  Verzinsung  und  Vererbung  der  Abfindungen  stehen 
die  Höfegesetze  auf  einem  ganz  anderen  Boden.  Nach  ihnen 
ist  ja  die  Absteuer  lediglich  ein  Erbtheil.  Sie  wird  deshalb 
erworben  schon  mit  dem  Tode  des  Hofsitzers,  ist  von  diesem 
Augenblicke  an  vererblich  und  spätestens  vom  Zeitpunkt  der  Erbes- 
auseinandersetzung an  auch  verzinslich.  Beisitz  gewähren  die 
Höfegesetze  natürlich  auch  nicht.  Gleichwohl  wirkt  der  alte 
Rechtszustand  noch  mächtig  nach.  Und  wenn  sich  auch  die  Gesetze 
aus  Rücksichtnahme  auf  die  conseqnente  Durchführung  der  von 
ihnen  angenommenen  Prinzipien  nicht  dazu  haben  entschliessen 
können,  den  alten  Rechtszustand  als  den  regulären  aufrecht  zu 
erhalten,  so  gestatten  sie  doch  dem  Vater,  ihn  durch  letzt  willige 
Verfügung  wieder  einzuftthren.  Die  Gesetze  ordnen  nämlich 
ziemlich  übereinstimmend  an  (Hannover  § 19  Nr.  2.  Branden- 
burg § 16  Nr.  2.  Schlesien  §17  Nr.  I.  2.  Schleswig-Holstein 
§ 23  Nr.  2):  „Wegen  Verletzung  des  Pflichttheils  können  nicht 
angefochten  werden:  Verfügungen  des  Erblassers,  durch  welche 
die  Fälligkeit  der  Erbtheile  der  Miterben  bis  zu  deren  Gross- 
jährigkeit  unter  der  Verpflichtung  des  Anerben,  die  Miterben 
bis  zu  diesem  Zeitpunkte  angemessen  zu  erziehen  und  für  den 
Nothfall  auf  dem  Landgute  zu  unterhalten,  hinausgesetzt  wird.“ 
Ja  die  Landgfiterordnung  für  Westfalen  § 19  und  namentlich 
diejenige  für  Cassel  im  § 22  haben  sogar  das  alte  Wererecht 
hinsichtlich  des  Beisitzes  auch  als  gesetzliche  Regel  behalten. 


“>)  Hiermit  stimmen  im  Wesentlichen  alle  .Sohriftsteller  überein.  Be- 
sonders schSn  giebt  unsere  Auffassung  wieder  Puchta  B.  SC  f.  Vgl.  auch 
Wigand,  Paderborn  § 74  bis  7G,  Steiuacker  S.  ff.,  Scholz  S.  105  bis 
108,  Führer  S.  272  u.  a.  m.  — Derartige  .Uuterschlupfsrechte"  sind  noch 
heute  in  Bayern  üblich,  wie  iu  den  Fick'scheu  Schriften  verschiedenartig  zu 
lesen  ist. 
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§ 25. 

Nachdem  wir  uns  so  Ober  Natur  und  Berechnung,  Fällig- 
keit und  Vererbung  der  Abfindung,  und  was  damit  znsammen- 
hängt,  unterrichtet  haben,  bleibt  uns  noch  die  Wirkung  des 
Brantschatzempfanges  zu  prüfen. 

Zunächst  hinsichtlich  der  Schulden. 

Die  Schulden  haften  nach  allen  kultirirten  Rechtsordnungen 
am  Vermögen,  sei  es  am  ganzen,  sei  es,  wie  einst  in  Deutsch- 
land, am  beweglichen.  Nun  haben  wir  gesehen,  dass  der  An- 
erbe deijenige  ist,  der  allein  im  Besitze  des  hinterlassenen 
Vermögens  verbleibt;  die  anderen  scheiden  nach  und  nach  aus 
ihm  aus  und  erhalten  darum  auch  nicht  einmal  Theile  von 
ihm  mit;  denn  was  sie  mitbekommen,  ist  ja  nur  Entgelt  für 
den  Verzicht  auf  dies  Vermögen.  Sonach  kann  auf  die  Mit- 
erben, da  sie  nichts  von  dem  Vermögen  empfangen,  auch  nichts 
von  den  mit  ihm  verknüpften  Schulden  übergehen;  vielmehr  hat 
diese  der  Anerbe  als  der  einzige  wahre  Erbe  zu  zahlen.'^) 


*")  So  schon  Urtheil  zu  Sandwell  (namhaftes  Oaugericht  unweit 
Münster)  bei  Grimm  III  138,  § 23:  „Es  will  ein  bausmann  seiner  dochter 
das  erbe  nberlasszen,  und  dieselbe  darauf  bestatten ; nun  ist  das  erb  etlicher 
massen  in  beschwer,  wird  also  nach  landrechte  gefraget:  ob  die  tochter 
samt  ihrem  verheiratbeten  manne  dieselben  beweisliche  schulde  anznnebmen 
und  zu  bezahlen  schuldig?  Darauf  erkandt;  Da  der  erbmann  oder  wehr- 
vester  seiner  tochter  das  erb  Ubergelassen,  und  nicht  mehr  dann  leibes 
notdurft  von  dem  erbe  geniesset,  als  sey  die  tochter  mit  ihrem  manne  als 
itzigen  wehrfester  die  ausstehenden  glaubwürdigen  schulde  ohne  besebwehr 
und  beylage  des  Taters  zu  bezahlen  schuldig*.  — So  auch  die  Vorberathnngen 
zur  Paderbomer  Meierordnung  bei  Wigand,  Paderborn  § 92):  .Wie  es  mit 
den  elterlichen  Schulden  zu  halten,  ob  sie  dem  Successor  allein  zur  Last 
bleiben,  die  creditores  patemi  sich  an  ihn  allein  halten  könnten  und  müssten  ? 
Die  Negative  stimme  nicht  mit  der  Observanz  und  der  Successor 
habe  gewöhnlich  auch  den  grössten  Vortheil  der  ganzen  Erbschaft,  da  die 
übrigen  Kinder  nur  mit  einem  Geringen  in  nnzinsbaren  Terminen  ansge- 
gntet  würden.*  So  ancb  schon  Pufendorf,  Observ.  Bd.  II  obs.  33;  „In 
determinanda  antem  dote  illa  . . . ratio  allodii  ineunda  est,  cavendnmqne, 
ne  possessor  praedii,  qnippe  quem  aes  aliennm  quoque  omne 
sequitur,  nimis  gravetnr*.  Auch  die  meisten  der  modernen  Schriftsteller 
scbliessen  sich  dem  an;  Busch  S.  144  ff.  (.So  wurde  im  Widerspruche  mit 
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So  ist  es  bis  zu  den  Höfegesetzen  geblieben.  Nacli  diesen, 
laut  deren  die  Abfindung  ja  lediglich  ein  Civilerbtheil  ist,  liegt 
die  Sache  natürlich  ganz  anders.  Hier  sind  auch  die  Abfind- 
lingc  wahre  Erben  und  nehmen  deshalb  auch  an  den  Schulden 
des  Erblassers  Theil,  nach  gemeinem  Rechte  pro  rata,  nach 
preussischem  als  Solidarschuldner. 

Was  die  Wirkung  der  Abfindung  auf  das  Erbrecht  des 
Abgefundenen  anlangt,  so  ist  oben  (§10  a.  E.)  bereits  gezeigt, 
wie  ihre  Annahme  anfangs  den  Verlust  jeglichen  Erbrechts 
herbeiftihrte,  und  wie  sich  dies  allmählich  zu  einem  Verluste 
des  Erbrechts  „bis  auf  den  ledigen  Anfall“  abschwächte.  Die 
Juristen  der  Receptionszeit  haben  daran  nichts  geändert.  Im 
Gegentheil.  Da  ihnen  nämlich  der  wahre  Grund  zu  diesem  Ver- 
luste des  Erbrechtes  entgehen  musste,  so  knüpften  sie  bei  ihren 
Deutungsversuchen  an  die  Wahrnehmung  an,  dass  jener  Ver- 
lust seitens  der  Abgefundenen  öfters  durch  ausdrücklichen 
Verzicht  constatirt  wurde  (§  23  bei  Anm.  199).  In  Ver- 
kennung des  Zusammenhangs  sahen  sie  nun  den  Verzicht  nicht 
als  Folge,  sondern  umgekehrt  als  Ursache  des  Erbrechtsver- 
lustes an  und  erklärten  diesen  aus  dem  Ständigwerden  des 
Verzichtes.  Aus  diesem  Grunde  wendeten  sic  die  Grundsätze 
über  Verzichtleistungen  an,  „welche  stricti  iuris  se3'en  und  ultra 
expressa,  und  in  dessen  faveur  sie  geschehen,  ja  sogar  ultra 
exeogitata  nicht  zu  extendiren“.^)  Infolgedessen  Hessen  sie 
den  Veracht  nur  so  lange  eintreten,  als  diejenigen,  zu  dessen 
Gunsten  er  geschehen,  d.  h.  der  Anerbe  oder  Erben  von  ihm 
noch  da  waren.  Damit  war  auf  anderem  Wege  das  System 
des  „ledigen  Anfalls“  wieder  erreicht,  und  dies  ist  heute 
geltendes  Recht.  Dies  System  aber  bringt  es  in  dem  Falle,  wo 
die  Abfindung  schon  vor  dem  Tode  des  Vaters  z.  B.  als  Aus- 


den  Prinzipien  des  römischen  Rechts  selbst  dritten  Personen  gegenüber 
nur  der  Anerbe,  der  den  Hof  mit  Schuld  und  Unschuld  Uh  er  na  hm, 
als  der  Repräsentant  des  ganzen  Nachlasses  behandelt'');  Frank  S.  51  (die 
oben  im  § 2S  citirte Stelle)  und  S.  5'2;  Puchta  S.  102;  Struckmann  Beitrag 
19  S.  88.  — Anderer  Meinung  Scholz,  obwohl  sehr  schwankend  S.  25,  103, 
123  und  Wigand  § 92. 

“♦)  Unheil  des  O.  A.  G.  zu  Celle  vom  6.  Kehr.  1728  bei  Runde, 
luterimswinhschaft. 
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steaer  gezahlt  ist,  mit  sich,  dass  der  Ansgegutete  bei  dem 
wirklich  erfolgten  Tode  des  Bauern  nichts  mehr  fordern  kann.^^») 
Daher  die  grosse  Aehnlichkeit  der  Abfindung  mit  dem  Erbtheil, 
obgleich  sie  ein  solcher  streng  genommen  nicht  ist;  daher 
auch  die  alte  Verwechslung  dieses  Surrogates  des  Erbtheiles 
mit  diesem  selbst. 

Nach  den  Höfegesetzen  kann  natürlich  von  einer  solchen 
Wirkung  der  Abfindung  keine  Rede  sein.  Als  wahrer  Erbtheil 
äussert  sie  dort  nur  diejenige  Wirkung,  welche  die  Annahme 
jedes  anderen  Erbtheils  hat.  Die  hannoversche  Landgüter- 


Und  gerade  hierin  liegt  die  eigentliche  Bedentnng  des  Satzes. 
Denn  dasa  die  Abfiudlinge  von  der  Erbschaft  ihres  Vaters  zugunsten  des 
Anerben  ausgeschlossen  werden,  wenn  die  Beradung  nach  dem  Tode  des 
Vaters  erfolgte,  ist  ohne  weiteres  klar,  — Zu  den  im  § 10  citirten  Belegen 
sei  hier  noch  beigefügt  ein  Zeugniss  über  die  im  Jahre  170«  in  der  Graf- 
schaft Hoya  bestehende  Praxis:  .Auf  Anfrage,  ob  in  hiesigem  Amte  her- 
gebracht, wann  Eltern  ihre  Höfe  mit  Consens  des  Gutsherrn  übergeben, 
und  die  übrigen  Kinder  mit  einem  Erbtheil  abgefunden  werden,  die  Eltern 
aber  ohne  Testament  oder  andere  letzte  Willensdisposition  versterben,  da- 
gegen an  Barschaft  nnd  Mobilien,  so  im  Hofe  erworben,  etwas  nachlassen, 
dass  die  abgefnndenen  Kinder  an  solchem  Nachlass  pro  quota  participiren, 
oder  ob  solcher  an  den  Hof  wieder  znrückfalle;  Gebe  ich  hiermit  zu  wissen, 
dass  sowohl  im  Amte  Syke  als  auch  im  hiesigen  Amte  es  also  bisher  ge- 
halten worden,  dass  dergleichen  Nachlass  . . . dem  Besitzer  derüolonie 
allein  verbleibe  und  die  abgefundenen  Kinder  davon  nichts  bekommen, 
wie  ich  denn  auch  nicht  ermangelt,  mich  solcher  wegen  bei  den  benachbarten 
Aemtem  zu  Westen  und  Bmebbausen  zu  erkundigen,  welche  in  solchen 
Pallen  gleiche  Observanz  mit  dem  Amte  Syke  nnd  Hoya  haben,  zweifle 
anch  nicht  es  werde  dergleichen  in  den  beiden  Grafschaften  Hoya  durch- 
gehende hergebracht  sein“  (vgl.  Pufendorf,  observationes , Bd.  H obs.  33).  — 
Vgl.  anch  Weisthum  von  Bökendorf  bei  Wigand,  Paderborn  Bd.  1,  Del- 
brücker  Landrecht  Cap.  2 § 9,  ebenda.  — Das  System  des  ledigen  Anfalls 
haben  von  neuem  Scliriftstellem  Stobhe  S.  405  ff.,  Grefe  Bd.  H S.  207  ff., 
Steinacker  S.  651,  Frank  S.  54  und  66  ff..  Frommhold  8.  45,  Struckmann 
Beitrag  9,  Führer  S.  59  ff.  (mit  Belegen  aus  der  Praxis),  im  Wesentlichen 
anch  Scholz  S.  120  ff.  — Vgl.  über  die  ganze  Frage  die  eingehenden  Er- 
örterungen bei  Pfeiffer  S.  276,  wo  auch  die  Meierordnungeu  citirt  werden, 
von  denen  einige  das  starre  Prinzip  des  gänzlichen  Erbrerlnstcs  erhalten, 
die  meisten  aber  das  Prinzip  des  ledigen  Anfalls  angenommen  haben  (z.  B. 
die  Calenberger  Meierordnung  Cap.  VI  § 4).  — Ueber  die  ältere  Praxis, 
die  mit  unserer  Ansicht  übereinstimmte,  vgl.  die  Urtheile  des  O.  A.  G.  in 
Celle  bei  Pufendorf,  Observ.  Bd.  I obs.  83  nnd  Bd.  FV  obs,  87). 
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Ordnung  jedoch  hat  noch  eine  Erinnerung  an  die  alte  Wirkung 
der  Ausradung  hinsichtlich  der  Schulden,  wenn  sie  im  § 16 
bestimmt:  „Die  Erbschaftsschulden  sind  zunächst  auf  das  ausser 
dem  Hof  nebst  Zubehör  vorhandene  Vermögen  anzurechnen. 
Insoweit  sie  durch  dieses  Vermögen  nicht  gedeckt  werden,  sind 
sie  von  dem  Anerben  als  Schuldner  allein  zu  übernehmen.“ 
Weiter  noch  geht  das  Lippesche  Höfegesetz,  nach  dem  der 
Anerbe  principaliter  allein  alle  Schulden  zu  tragen  hat  und 
die  Miterben  für  dieselben  nur  aushilfsweise  pro  portione 
hereditaria  und  nur  bis  zum  Belaufe  des  Empfangenen  haften. 

§ 26. 

Es  springt  in  die  Augen,  dass  die  bäuerliche  Art  das  Erbe 
zu  theilen,  wie  wir  sie  an  uns  haben  vorüberziehen  lassen,  mit 
den  Grundsätzen  des  römischen  und  modernen  Pflichttheilsreclits 
in  lebhaften  Widerspruch  treten  muss. 

Dass  hier  das  Bauemrecht  stärker  ist  als  die  fremde,  dem 
deutschen  Wesen  aufgepfropfte  Satzung,  ist  schon  durch  den 
geschichtlichen  Verlauf  ohne  weiteres  klar.  Denn  das  Anerben- 
recht hat  sich  entwickelt  in  Zeiten,  wo  vom  heutigen  Pflicht- 
theilsrechte  noch  nichts  bekannt  war.  Als  dieses  dann  mit  dem 
römischen  Rechte  nach  Deutschland  gebracht  wurde,  stand  das 
Anerbenrecht  schon  als  ein  gewaltiger,  in  der  Tiefe  des  deutschen 
Rechts-  und  Wirthschaftslebens  wurzelnder  Baum  da,  der  schon 
einem  Sturme  trotzen  konnte.  Allerdings  war  dieser  über  das 
nationale  Wesen  hereinbrechende  Stunnwind  so  furchtbar,  dass 
er  noch  kräftigere  Bäume  geknickt  hat;  aber  das  Pflichttheils- 
recht  gerade  konnte  dein  deutschen  Rechtsgedanken  nicht  ge- 
fährlich werden.  Denn  trotz  seines  römischen  Ursprungs  ist 
es  nicht  im  Widerspruche  mit  deutschen  Anschauungen  recipirt 
worden;  im  Gegentheil,  wie  Gierke  treffend  ausgeführt  hat,-^) 
ist  es  gerade  nur  darum  aufgenommen,  weil  es  der  Erhaltung 
deutschen  Rechtes  diente,  indem  manche  „Reste  der  familien- 
rechüichen  Gebundenheit  des  Eigenthums  sich  in  den  Rahmen 
des  römischen  Pflichttheilsrecht  geflüchtet“  haben. 


'■“*)  Qierke,  Erbrecht  im  latullicheu  üruiidbesiti  .S.  27. 
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Gleichwohl  machten  die  Gerichte  in  der  Zeit  ihres  stärksten 
Romanisirens,  im  16.  und  17.  Jahrhundert,  bei  Bestätigung 
bauerrechtlicher  Erbtheilungen  oft  den  Vorbehalt,  „dass  die 
Legitima  gewahrt  bleibe“;'^)  aber  später,*  als  die  germanistische 
Strömung  stärker  wurde,  ging  man  allgemein  von  dem  Prinzipe 
ans,  dass  das  Anerbenrecht  als  particularo  Satzung  das  gemeine 
Pflichttheilsrecht  breche.  Diese  Lehre  musste  durch  den  oft- 
erwähnten Hang  der  Gesetzgebung  jener  Zeit  nach  möglichster 
Begünstigung  des  Anerben  nur  noch  befördert  werden.  Die 
Landesordnungen  haben  deshalb  die  Abfindungen  oft  bis  zur 
völligen  Vernichtung  des  Pflichttheilsrechtes  herabgedrfickt. 

Im  Anfänge  dieses  Jahrhunderts  aber,  als  man  daran  ging, 
das  Anerbenrecht  wissenschaftlich  zu  bearbeiten,  es  mit  dem 
übrigen  Rechte  zu  verbinden  und  in  dessen  System  einzufügeu, 
suchte  man  auch  nach  einer  3Iöglichkeit,  Anerbenrecht  und 
Pflichttheilsrecht  zu  vereinen.  Und  man  fand  sie  anch.  Das 
gewöhnliche  Pflichttheilsrecht  ist  der  unentziehbare  Anspruch 
auf  eine  Quote  des  Nachlasses.  Ganz  ebenso  gestaltete  man 
das  bäuerliche  Pflichttheilsrecht,  nur  dass  man  diese  Quote 
nach  den  besonderen  banerrechtlicheu  Grundsätzen  berechnete, 
wonach  stets  die  Fortführung  der  Hofwirthschaft  gesichert 
bleiben  muss.  Und  zwar  gab  man  die  Pflichttheilsklage  sowohl 
dem  Anerben,  wie  den  Abfindlingen.  Diese  konnten  damit  zu 
niedrige  Brautschätze  anfechten,  jener  zu  hohe.  Wie  deshalb 
das  gewöhnliche  Notherbrecht  den  Anspi*nch  auf  den  gemein- 
rechtlichen Erbanspruch  wahrte,  so  schützte  dies  neue  bäuerliche 
den  Anspruch  auf  den  nach  bäuerlichen  Grundsätzen  jedem 
Miterben  gebührenden  Antheil;  der  Unterschied  lag  also  nur  in 
der  Berechnung  des  Pflichttheils,  nicht  im  Begriffe.'^) 


Vgl.  die  oben  citirte  Entscheidung  von  Lyncker  und  die  zahlreichen 
Entscheidungen  bei  Carpzov  a.  a.  O. 

So  Steinacker  S.  S52  Anm.  6,  Busch  S.  130  ff.,  Scholz  S.  60, 
S.  136  ff.  In  der  Praxis  hatten  namentlich  die  braunschweigischen  Ge- 
richte Gelegenheit  sich  mit  dieser  Frage  zu  heschäftigen.  Sie  haben  den 
von  uns  vertretenen  Standpunkt  gebilligt.  Vgl.  Scholz  S.  50  Anm.  2 und 
Oberlandesgericht  Brannschweig  am  29.  April  1841  bei  Steinacker  a.  a.  O.  — 
ln  der  abweichenden  Berechnnngsart  des  Pflichttheils  liegt  ein  Doppeltes. 
Die  Miterben  können  nur  anfechten,  wenn  ihr  Ausgesetztes  kleiner  ist,  als 
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Damit  hatte  schon  das  alte  Recht  den  Standpunkt  erreicht, 
den  die  Höfegesetze  heute  einnehmen,  wenn  es  gilt,  sich  mit 
dem  Pflichtthcilsrechte  auseinandorzusetzen.  Sie  greifen  in 
dasselbe  ein,  ja  es  war  sogar  ihre  ausgesprochene  Absicht,  es 
zu  beschränken;  aber  sie  beschränken  es  auch  nur  hinsichtlich 
der  Berechnung  des  Fflichttheils.  Es  soll  seiner  Bemessung 
nicht  der  gemeine  Werth  der  Erbschaft  zu  Grunde  gelegt 
werden,  sondern  derjenige,  welcher  nach  den  besonderen  höfe- 
rechtlichen Bestimmungen  bei  einer  Erbtheilung  massgebend 
sein  würde,  d.  h.  der  in  der  von  uns  gekennzeichneten  Weise 
kapitalisirto  Ertragswerth.^^») 

Es  sei  bemerkt,  dass  auch  die  Gutsüberlassungsverträge 
diesem  bäuerlichen  Pflichttheilsrechte  unterworfen  sind.  Das 
ist  klar,  wenn  man  sie,  wie  wir,  als  vorausgenommene  Erbes- 
regulirung ansieht.  Jedoch  auch  wenn  man  sie  anders  erklärt, 
z.  B.  als  Kauf,  so  ist  die  Anfechtung  doch  als  inofßciosa  donatio 
möglich,  da  der  Kauf,  soweit  er  erheblich  hinter  dem  wahren 
Werthe  des  Gutes  zurückbleibt,  eine  Schenkung  dai-stellen 
würde.  Dass  der  Anerbe  vollends  auch  zu  hohe  Abfindungen 
anfechten  kann,  ist  noch  weniger  zweifelhaft.  Es  bietet  sich 
ihm  hierzu  die  römische  querela  inofficiosae  dotis  ja  sozusagen 
von  selbst  dar.  Nur  die  Begrenzung  der  Inoffiziosität  einer  dos 
ist  auch  hier  das  Abweichende  vom  gemeinen  Rechte.  Gerade 
für  den  Fall  der  Festsetzung  der  Abfindungen  durch  Alten- 
theilsvertrag  haben  denn  auch  die  Schriftsteller  vornehmlich  die 
Anwendbaikeit  des  Notherbrechts  erörtert.'^’“)  Denn  für  den 


ihre,  möglicherweiso  erheblich  unter  dem  gcwiihnlichcn  PHichttheile  zuriiek- 
bleibeude,  Aussteuer.  Der  Anerbe  dagegen  kauu  ant'echteu.  auch  wenn 
ihm  sein  gemeiner  Pfliebttheil  unbeschwert  geblieben  ist.  Denn 
da  er  nach  Bauemrecht  mehr  zu  verlangen  hat  als  diesen,  so  ist  sein  bauer- 
rechtlicher Pflichttheil  verletzt.  — So  auch  die  angeführten  Schriftsteller. 

Hannover  § 18;  Westfalen  §22,  Brandenburg  § 15,  Schlesien  § 16, 
Schleswig-Holstein  § 22,  Cassel  § 29. 

So  namentlich  Busch  a.  a.  0.  Selbstverständlich  ist,  dass  diese 
sogenannte  querela  inofficiosae  donationis  seu  dods  nicht  gleich  beim  Abtritt 
des  Vaters  auf  das  Altentheil,  sondern  erst  bei  seinem  Tode  angestrengt 
werden  kann,  wie  Busch  treffend  ausführt.  — Vgl.  Steinaker  a.  a O., 
Scholz  a.  a.  0. 
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gewöhnlichen  Fall,  wo  die  Brautscbätze  nach  dem  Tode  des 
Vaters  unter  Mitwirkung  eines  Beamten  bestimmt  werden, 
nahm  man  gerade  wegen  der  Mitwirkung  dieses  Rechtskundigen 
an,  dass  grobe  Verletzungen  des  Pflichttheils  nicht  mit  unter- 
laufen würden.'^'*) 


§ 27. 

Die  znr  Sicherung  des  Anerbenrechts  gegebenen  Rechts- 
mittel sind  die  allgemeinen  erbschaftlichen. 

Der  Anerbe  fordert  sein  Gut  mit  der  Erbschaftsklage, 
ebenso  die  Miterben  ihre  Abfindungen.  Auch  die  gemeinrecht- 
lichen vorläufigen  Sicherungsmittel  des  Erbschaftsbesitzes,  das 
remedium  ex  lege  ultima  C.  VI,  33  und  das  interdictum  quorum 
bonorum,  sind  durchaus  zulässig.^-)  Wollte  man  dagegen  das 
Änerbenrecht  als  gesetzliches  Legat  auf  eine  Universitas  von 
Sachen  anffassen,  so  wären  für  den  Anerben  natürlich  nur  die 
Rechtsmittel  der  Legatare  gegeben.  Für  das  Höferecht  trifll 
diese  Theorie  zu,  da  dort  der  Anspruch  des  Anerben  nur  ein 
gesetzliches  Legat  ist,  wie  oben  dargethan  wurde.  Da  es  sich 
um  ein  Prälegat  handelt,  würde  gegen  die  Miterben  auch  das 
iudicium  familiae  herciscundae  zustehen.  Natürlich  kann  der 
Anerbe  wie  jeder  Erbe  auch  die  einzelnen  Sachen  mit  der 
Singularklage  verfolgen  und  die  rei  vindicatio  erheben,  nach 
den  Höfegesetzen  jedoch  nur  dann,  wenn  ihm,  wie  nach  dem 
hannoverschen  Gesetz,  das  Gut  sofort  anfällt. 


*”)  Mauche  schlossen  in  diesem  Falle  sogar  die  Anfechtung  ganz  aus 
(so  Scholz  S.  64  ff.),  weil  durch  das  Uandeln  dos  Beamten  die  Auseinander- 
setzung ohrigkeitlich  conflrmirt  werde.  Das  ist  nicht  richtig.  Denn  be- 
kanntlich kann  auch  ein  von  einem  Beamten  aufgenommeues  Testament  an- 
gcfocbten  werden.  Keinen  anderen  Charakter  hat  die  Aufnahme  oder 
Protocollirung  der  Erbauseinandersetzung.  Haben  allerdings  die  Abfindlinge 
die  Auseinandersetzung  genehmigt,  so  kann  wegen  dieserGenehmigung 
zunächst  nicht  die  rflichttheilsklage  erhoben  werden,  lat  die  Genehmigung 
aber  in  der  schuldlos  irrthümlichen  Meinung  erfolgt,  die  Auseinandersetzung 
sei  so,  wie  sie  der  Beamte  vorgenommen,  die  gesetzliche,  so  kann  die  Ge- 
uehmigung  selbst  wegen  Irrthums  und  dann  folgoweise  auch  die  Abfindung 
aogefochten  werden. 

Busch  S.  151  (er  lässt  das  Uecht  auf  Abfindung  durch  Verjährung 
der  Erbschaftsklage  erlöschen).  Scholz  S.  100,  134.  — 


Digitized  by  Google 


224 


Inwieweit  die  Pflichttbeilsklage  gegeben  ist,  haben  wir 
schon  erörtert. 

Lebhafter  Streit  herrscht  aber  in  dem  Falle,  wo  die  Ab- 
findungen durch  Altentheilsvertrag  festgesetzt  sind,  darüber  ob 
die  Miterben  dann  ein  Kiagerecht  auf  diese  Abfindung  haben, 
und  welches  sie  haben. 

Die  strengen  Vertreter  der  Ansicht,  welche  die  Gutsüber- 
lassung als  Kauf  ansieht,  sprechen  den  Abfindungen  hier  jegliche 
Klage  ab,  da  der  Kauf  als  einfacher  Vertrag  nur  Rechte 
zwischen  den  unmittelbar  Contrahirenden,  dem  Vater  und  dem 
Anerben,  erzeuge  und  für  die  anderen  Kinder  res  inter  alios  acta 
sei.2®)  Aber  wenn  irgendwo,  so  ist  es  hier  mit  den  Händen 
zu  greifen,  dass  die  GutsUberlassung  ein  Kauf  nicht  ist  und 
nach  dem  eigenen  Willen  der  Contrahenten  nicht  sein  kann. 
Denn  wie  kann  der  abtretende  Vater,  der  sein  Haus  möglichst 
genau  zu  bestellen  wünscht,  beabsichtigen,  seinen  jüngeren 
Kindern  jegliches  feste  Recht  gegen  ihren  Bruder  zu  ent- 
ziehen! Nein,  er  will  auch  diese  durchaus  sicher  gestellt 
wissen;  er  will,  dass  nicht  nur  er  auf  Zahlung  des  Geldes 
dringen  könne,  sondern  dass  jene  gleichfalls  dazu  im  Stande 
sind,  auch  wenn  er  selbst  nicht  mehr  über  die  Ausführung  des 
Vertrages  zu  wachen  vermag.  Deshalb  muss  er  darauf  aus- 
gehen, ihnen  ein  selbstständiges  und  eigenes  Klagerecht  zu  ge- 
währen; und  der  Anerbe  muss,  um  den  Vortheil  der  Gutsüber- 
gabe einzuheimsen,  sich  dieser  Absicht  fügen,  so  dass  also  in 
der  That  der  beiderseitige  Vertragswille  auf  jenes  selbstständige 
Klagerecht  der  Miterben  abzielt. 

Die  Praxis  hat  es  denn  auch  mit  geringen  Schwankungen 
stets  zugestanden.  Sie  hat  sich  dabei  zum  Theil  auf 

die  Auffassung  des  Leibzuchtvertrages  als  eines  Vertrages 
zu  Gunsten  Dritter  gestützt.  Aber  diese  Stütze  war 
schwach,  da  es  ja  bis  zum  bürgerlichen  Gesetzbuche  be- 
kanntlich selbst  sehr  ungewiss  war,  ob  Verträge  zu  Gunsten 
dritter  diesen  ein  eigenes  Recht  gewähren.  Am  besten  ver- 
einbar mit  allen  praktischen  Consequenzen  zeigt  sich  deshalb 
auch  hier  wieder  die  Lehre  von  der  successio  antccipata.  Denn 


So  namentlich  PuchU  S.  116  ff. 
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weuu  die  Gutsabgabe  lediglich  eine  vorausgenommone  Erb- 
regelung ist,  so  ist  der  Aiisinucli  der  Miterben  mit  dem  Erb- 
aiisprnche  identisch.  Sie  fordern  deshalb  ihre  Abflndungen  mit 
ileii  erbrechtlichen  Kechtsmitteln.  Dass  der  Anspruch  inhaltlich 
auf  die  im  Auszugs  vertrage  normirte  Summe  beschränkt  ist, 
rührt  daher,  weil  der  Vater  ja  das  Recht  hat,  den  Erbtheil 
durch  Testament  oder  divisio  parentum  auf  eine  bestimmte 
Summe  zu  begrenzen,  und  dies  Recht  unter  Bauern  schon  beim 
Zuge  auf  die  Leibzucht  durch  den  Altentheilsveitrag  wie  durch 
ein  Testament  ausiiben  darl.  Wem  eine  erbrechtliche  Klage 
bei  Lebzeiten  des  Erblassers  ungeheuerlich  erscheint,  wer  sich 
mit  dem  Gedanken  nicht  befreunden  kann,  dass  der  Auszügler 
durch  seinen  Abtritt  gewisseriuassen  sich  selbst  zum  bürgerlichen 
Tode  verurtheilt  (vgl.  oben  bei  Anm.  187),  der  mag  den  Alt- 
sitzer, so  lange  er  lebt,  allein  über  die  Ausfüliruug  seines  Ver- 
trages wachen  lassen,  aber  nach  dessen  Tode  kann  ancli  er 
den  Miterbeu  die  selbstständige  Klage  nicht  weigern. 

Ob  neben  diesen  Klagen  zur  Sicherung  der  bauerrecht- 
lichen Ansprüche  noch  besondere  Mittel  gegeben  sind,  nament- 
lich ob  die  Miterben  einen  dinglichen  Anspruch  au  d<is  Gut 
wegen  ihrer  Abfindung  haben,  d.  h.  ob  diese  eine  Reallast  ist, 
darüber  besteht  unter  den  Sachkundigen  grosse  Uneinigkeit.'-^) 


Als  Rnillast  beliaudelii  die  Ablagen:  Wigand,  Paderborn  § 72; 
Kunde  S.  20fiff. ; Busch  S.  U7.  — KigentbUmlicli  ist  die  Ansicht  Steiiiaukers. 
Ersagt  Aum.2  aufB.üM):  „Den  Abzulindenden  komuit  bis  zu  ihrer llet'riedigung 
ein  aus  dem  Miteigeulbume  hurvurgebendos  dingliches  Recht  am  (rute  zu. 
welches  sich  unter  andern  auch  durch  den  Vorzug  der  Erbgclder  iin  Cou- 
curse  oder  eigentlich  durch  das  ihnen  darin  gebührende  Separatiousrecht 
äussert.“  Danach  würde  also  auch  der  nach  dem  Tode  des  Vaters  auf  dem 
Hofe  seines  Bruders  fortlebemle  .Vbtitidling  bis  zu  seinem  wirklichen  .Austritt 
und  bis  zur  Zahluug  der  AhÜndmig  Miteigeuthümer  des  Hofes  bleiben.  Das 
stimmt  ausgezeichnet  zur  alten  .Stellung  des  Abtiiidlings  als  liesammthänders 
am  Kamilieugiite,  aus  dein  ihn  erst  der  Austritt  entfernt.  Aber  wir  haben 
oben  festgestellt,  dass  allmählich  der  Anerbe  von  vornherein  zum  Alleiu- 
erben  und  alleinigen  Eigunthümer  gostempelt  wurde  Die  Ansicht  trifft  also 
nicht  mehr  zu,  sie  ist  aber  ein  Zeugniss  dafür,  wie  leboudig  noch  die  An- 
schanuiigon  vom  Mitcigeiithum  der  fiausgeuosseu  fortwirkeii.  — Für  die 
Uöfegesetze,  wo  — mit  Ausnahme  des  liaunöverscheu  Gesetzes  — die  Mit- 
erbon  wieder  zunächst  auch  das  Gut  erbeu  und  ihr  Miteigenthum  daran 
dann  erst  bei  der  Auseinandersetzung  au  den  Anerben  autreten,  trifft  aller- 
dings die  Steinackersche  Ansicht  bis  zur  Auseinandersetzung  zu. 

T.  a 1 ts  1 g , (irunderbrecht.  Ij 
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Wir  können  die  Abfindung  nicht  für  eine  Reallast  halten.-^’) 
Sie  ist,  wenn  auch  kein  Eibtlieil,  so  doch  ein  Ersatz  dafür. 
So  wenig  nun  dei'  Erbtheil  Reallast  wäre,  so  wenig  ist  es  auch 
die  Abfindung;  sie  stellt  vielmehr  lediglich  eine  persönliche  Schuld 
des  Anerben  und  nur  des  Anerben  dar.  Dass  sie  noch  durch 
Hypothek  besonders  versichert  und  so  dinglich  werden  kann, 
ist  ja  klar.  Aber  das  Conenrsprivileg,  das  sie  früher  unabhängig 
davon  in  einigen  Theilen  Deutschlands  hatte,  ist  durch  die 
Concursordnung  aufgehoben. 

Die  Gefahr,  welche  die.se  Ablehnung  des  dinglichen  Characters 
der  Ablagen  für  die  Miterben  heraufbeschwört,  die  Gefahr,  dass  der 
Anerbe  durch  Verkauf  des  Gutes  sie  um  ihre  Abfindungen  bringe, 
wurde  in  früheren  Zeiten  dadurch  gehoben,  dass  der  Anerbe  dasGut 
überhaupt  nicht  verkaufen  oder  per  suecessiouem  singulärem  ver- 
äussern  durfte.  Seine  Universalsiiccessoren  mussten  aber  als  Erben 
seiner  Schulden  auch  die  Brautschätze  auszahlen.  So  war  praktisch 
doch  jeder  Gutsinhaber  Schuldner  der  Abfindung,  wie  er  es  bei 
einer  Reallast  gewesen  wäre,  und  durch  diesen  Umstand  haben 
sich  selbst  Männer  wie  Wigand  dazu  verführen  lassen,-^**)  für 
die  Brautschätze  Reallastcharakter  in  Anspruch  zu  nehmen.“'*’') 
Und  auch  heute  sind  praktisch  die  Abfindungen  meist  ding- 
liche Schulden,  da  sie  fast  stets  hypothekarisch  versichert  zu 
werden  pflegen.^^*^) 

Einige  Höfegesetze  haben  denn  auch  in  sehr  zu  billigender 
Weise  diese  praktische  Regel  zur  gesetzlichen  erhoben  und  die 
Ablagen  wenigstens  insoweit  für  dingliche  Schulden  erklärt,  dass 
sie  einen  Pfandrechtstitel  dafür  gewähren.  (Westfalen  § 20, 
Sclileswig-Holstein  § 20,  Cassel  § 23,  Braunschweig  § 11). 


*“)  Ebenso  Stobbe  B.1,  V S.  107. 

Denn  nichts  anderes  als  die  Verpflichtung  des  Sohnes  und  Universal- 
successors  zur  Zahlung  der  Abfindungen  ertveiscu  die  Stellen  der  Meier- 
ordnung und  das  Delbrücker  Landurtbeil.  auf  welche  sich  Wigand  a.  a.  O. 
beruft.  — Auf  die  in  den  Besitz  des  Uofes  gelangenden  Universalsuccessoreu 
beschränkt  die  Zahlungsverpflichtung  auch  Frommhold  .S,  47. 

Stellenweis  auch  die  Praxis.  Vgl.  darüber  Stobbe  Bd.  V S.  407. 

“*)  Der  Nachlassricbter  nimmt  stets  den  Antrag  auf,  die  Erbgelder 
hypothekarisch  eintragen  zu  lassen  und  übersendet  sogar  von  Amtswegen 
die  betrefl'enden  Verhandlungen  mit  dem  Ersuchen  um  Eintragung. 
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§ 2«. 

Die  Gründe,  aus  welchen  das  Recht  des  Anerben  und  das 
auf  Abfindung  erlösclien,  sind  dieselben,  w’elche  die  Vernichtung 
jedes  anderen  Erbrechts  herbeifiihren:  Enterbung,  Verzicht, 

Klageverjähruug,  für  das  gemeine  Recht  auch  Un Würdigkeit.'-*) 

Sowohl  für  die  Abfindungen  wie  für  das  subjektive  Au- 
erbenreelit  haben  aber  die  Eigenthünilichkeiten  des  Bauernrechts 
noch  besondere  Erlöschungsgründe  geschaffen.  Für  die  Abfindung 
ist  dies  nur  der  in  seinen  Folgen  schon  erörterte  Tod  in  der 
Were;  das  subjektive  Anerbenrecht  geht  noch  in  zwei  be- 
sonderen Fällen  verloren : durch  Ausheirathen  auf  einen  anderen 
Hof  und  durch  Uufähigwerden  zur  Landwirthschaft. 

Die  Ausheirath  brachte,  wie  wir  schon  wiederholt  betont 
haben,  ja  ursprünglicli  den  Austritt  aus  der  Hausgenossenschaft 
und  damit  den  Verlust  jeglichen  Rechtes  am  väterlichen  Hofe 
mit  sich.  Dies  verlor  sich  später  im  allgemeinen;  allein  für 
den  gedachten  Fall  der  Ausheirath  auf  einen  anderen  Hof 
blieb  die  alte  Sitte  in  beschränktem  Umfange  lebendig. 
Regierungen,  Gerichte  und  Rechtslehrer  nämlich  setzten 
zwar  die  übrigen  Erben  gegen  den  Anerben  rücksichtslos 
hintenan;  allein  sie,  welche  die  uralten  Grundlagen  dieser  Be- 
nachtheiligung  nicht  kannten,  hatten  dabei  doch  gewissermassen 
stets  ein  schlechtes  Gewissen,  das  nur  durch  die  Rücksicht  auf 
das  Staatsw’ohl  übertäubt  werden  konnte.  Dieses  konnte  nun 
nie  dafür  sprechen,  einem  Sohne,  der  durch  Ausheirath  einen 
anderen  Hof  bereits  gewonnen  hatte,  noch  den  väterlichen  zu 
billigen  Bedingungen  hinzuzugeben;  vielmehr  schien  es  förder- 
samer,  auch  diesen  mit  einem  tüchtigen  Bauern  zu  besetzen. 
So  wurde  die  alte  Sitte,  welche  solche  Söhue  vom  Hofe  aus- 


Vgl.  Buscb  S.  151  ff.,  Scholz  S.  129  (Die  Verjährung  ist  immer 
nnr  die  dreissigjährige  der  Erbschaftskl.uge.  Von  einer  zehnjährigen,  deren 
Anwendbarkeit  Scholz  erörtert,  kann  gar  keine  Rede  sein.  Die  von  .Scholz 
daftir  citirte  1.  1 Cod.  si  adver.sus  creditorem  passt  gar  nicht  hierher', 
Stmekmann  S.  90  ff.  und  Beitrag  VII,  wo  die  Folgen  dos  Verzichts  in 
einer  im  Wesentlichen  auch  noch  heute  zutreffeudeu  Weise  behandelt  werden. 
Worauf  verwiesen  werden  kann. 
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schloss,  mit  Freuden  begrüsst  und  der  Anerbe  lediglich  aus 
dem  Kreise  der  im  Hof'o  verbliebenen  Kinder  entnommen,  der 
Ausgelieiratliete  aber  übei’gangeu,  auch  wenn  er  sonst  der  An- 
erbe gewesen  wäre.  Die  Abfindung  dagegen  verlor  er  nicht 
mehr.^')  Hatte  er  sie  allerdings  schon  vorher  — und  das 
geschah  ja  regelmässig  bei  der  Vcrheiratliung  — erhalten,  so 
war  er  auch  aus  diesem  Grunde  vom  Hofe  ausgeschlossen,  da 
er  dadurch  ja  auf  alle  Ansprüche  an  denselben  „bis  auf  den 
ledigen  Anfall“  verzichtet  hatte. 

Was  die  Unfähigkeit  zur  Landwirthscliaft  anlaugt,  so  wird 
sie  von  allen  Schriftstellern  als  ein  Verlustgrund  des  subjektiven 
Anerbenrechts  aufgeführt;  die  Gründung  dieser  Lehre  auf  das 
Hofrecht  und  das  Interesse  der  Gutsherrschafc  au  der  tüchtigen 
Besetzung  des  Hofes  ist  aber,  wenn  auch  nicht  ganz  verfehlt,  so 
doch  nicht  tiefgreifend  genug.  Die  Regel  stammt  vielmehr  noch 
aus  den  Zeiten,  wo  der  Grund  und  Boden  von  der  Gemeinde 
verliehen  wurde.  An  üutaliige  erfolgte  diese  Verleihung  nämlich 
niemals;  solche  waren  deshalb  von  selbst  ausgeschlossen.  Denn 
es  ist  ein  durchaus  1 and  rechtlicher,  damals  entstandener  und 
noch  bis  heute  verfolgbarer  Gedanke,  dass  der  Besitz  von 
Grund  und  Boden  nur  Tüchtigen  gewährt  werden  soll,  da  er 
nicht  nur  Rechte  verleiht,  sondern  auch  schwere  Pflichten  auferlegt 
gegenüber  der  Gesammtheit,  w’clcher  aller  Boden  eigentlich  gebührt. 
Zudem  ist  die  Stellung  des  Grundbesitzers  eine  obrigkeitliche. 
Noch  heute  ist  auf  seinem  Besitzthum  jeder  selbst  die  Polizei; 
auf  grösseren  Ländereien  wird  der  Grundbesitzer  sogar  staatlich 
als  Obrigkeit  anerkannt;  welche  Fülle  von  öfientlichen  Be- 
fugnissen vollends  er  früher  hatte,  hat  Gierke  in  seinem  Ge- 
nossenschaftsrecht eingehend  dargelegt.  Aus  allen  diesen 
Gründen  hatte  der  Grundbesitzer  eine  halbe  Beamtenstcllung 
und  darum  durfte  keiner  ein  körperlich  oder  geistig  siecher 
oder  unehrlicher  Mann  sein,  ebensowenig  wie  irgend  ein  Beamter 
dies  sein  konnte. 


So  Scholz  S.  rJi),  .Stnickmann,  Beitrag  0,  Steinacker  S.  650.  Vgl. 
auch  Calenberger  Mcierordnuiig  Cap.  § 3:  ,Dio  mit  einem  Hofe  nicht 

versehenen  Kinder  oder  Anverwandten  haben  jedoch  vor  denen,  die  auf 
andere  Höfe  geheirathet,  ein  Vorzugsrecht.“ 
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Das  Interesse  der  örundherrschal'ten  hat  dann  später  zur 
Erhaltung  dieser  Sätze  allerdings  viel  beigetragen.  Allein  die 
Gmndherrschaften  haben  hier  wie  sonst  nicht  anderes  gethan, 
als  dass  sie  sich  an  die  Stelle  der  alten  Markgenossenschaften 
setzten,  und  die  öffentlichen  Interessen,  deren  Wahrung  bisher 
jenen  obgelegen  hatte,  zu  ihrem  eigenen  Vortheil  verfolgten, 
um  schliesslich  selbst  wieder  diese  Wächterschaft  an  das  ge- 
meine Beste  des  modernen  Staates  abzugeben.-'**) 

Nach  den  Höfegeselzen  gelten  die  vorerwähnten  allgemeinen 
Erlöschungsgründe;  von  den  besonderen  bauernrechtlichen  haben 
sie  in  beschränkter  Weise  den  Tod  in  der  Were  (vgl.  oben 
§ 24)  und  die  Unfähigkeit  aufgenommen.  Wenigstens  zielt  es 
auf  letztere  ab,  wenn  z.  B.  § 11  des  Braiidenburgischen  Ge- 
setzes bestimmt: 

„Kinder,  welche  zur  Zeit  der  Erbtheilnng  wegen 
Geisteskrankheit  oder  Verschwendung  entmündigt  sind, 
sowie  Kinder,  welche  eine  Verurtheilung  zur  Zuchthaus- 
strafe und  zugleich  zum  Verlust  der  bürgerlicheu  Ehren- 
rechte erlitten  haben,  stehen  den  übrigen  Miterben  nach.“ 
(Aehnlich  Westfalen  § 13,  gleichlautend  Schlesien  § 11.) 

Neben  diesen  Erlöschungsgründen  haben  aber  gerade  die 
Höfegesetze  für  ihren  Geltungsbereich  einige  neue  geschaffen. 
Es  sind  dies  eigentlich  nur  mittelbare  Verlustgründe  der  hier 
betrachteten  subjektiven  Befugnisse;  denn  sie  betreffen  in  erster 
Reihe  das  Ruhen  des  objektiven  Anerbenrechts.  Wenn  aber 
der  ganze  Complex  der  höferechtlichen  Rechtsnormen  nicht  in 
Anwendung  kommen  kann,  so  fallen  damit  auch  die  daraus 
fliessenden  und  darauf  fassenden  subjektiven  Befugnisse  fort. 


“*)  Die  wirthiicliaftliche  Tüchtigkeit  des  Anerben  fordern  sämmtliche 
Meierordmmgen : Dcllirücker  Lnndrecht  von  1757  Cap.  2 § 4:  „Da  aber 
der  Anerbe  presshaft,  ...  so  fällt  das  Erbrecht  auf  den  unmittelbar 
Torliergehenden  Sohn“.  Delbrücker  Lamiurtheil  von  1734;  „ . . . wenn  der 
jüngste  Sohn  capabel  wäre,  dem  Hofe  vorzustchen  . . Calenberger 
Meierordnnng  § 8 „Alle  Erbfolge  in  JleiergUter  setzt  voraus,  dass  der  neue 
Wirth  der  Stelle  gehörig  vorzusteheu,  mithin  die  davon  abzutragende  Ge- 
fälle und  zu  leistende  Prästanda  abzuführeu  im  Stande  sei“  u.  a.  m.  — 
Von  neueren  Schriftstellern  vgl.  besonders  Stobbe  Kd.  V,  S.  .375  ff.,  Pfeiffer 
S.  218  ff.,  Runde  S.  10,  Frank  S.  II,  Frommhold  S.  39. 
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Solches  Ruhen  des  objektiven  Anerbenrechts  mit  allen 
seinen  gekennzeichneten  Folgen  tritt  nun  ein; 

1)  wenn  das  Landgut  kein  Landgut  mehr  ist,  d.  h.  „wenn 
seine  Gebäude  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  mit  einem 
den  Grundsteuerreiuertrag  übersteigenden  Nutzungswerthe  zur 
Gebäudesteuer  angesetzt  sind“,  oder  wenn  es  zur  Zeit  des 
Todes  wegen  Veränderungen  im  Umfange  nicht  mehr  ein- 
tragungsfähig wäre; 

•2)  wenn  der  Erblasser  bei  seinem  Tode  nicht  mehr  allein 
Eigenthümer  ist.'-'*-) 

§ 29. 

Iin  letzten  Paragraphen  des  dogmatischen  Theiles  kommen 
wir  endlich  dazu  zu  prüfen,  wie  die  ehelichen  Güterverhältnisse 
auf  das  Anerbenrecht  einwirken. 

Es  ist  dies  eine  hervorragend  wichtige,  im  Ijcben  überaus 
häufig  vurkommendo  Frage,  zugleich  aber  auch  eine  der 
schwierigsten.  Und  sie  lässt  sich  nicht  andei’s  von  einem 
richtigen  Standpunkte  aus  betrachten,  als  wenn  man  auf  die 
gesammte  historische  Entwicklung  des  ehelichen  Gütenechts 
zurückblickt. 

Die  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  ist  überaus 
streitig.  Der  Verfasser  aber  ist  durch  eingehende  Studien, 
deren  Wiedergabe  er  sich  leider  mit  Rücksicht  auf  den  schon 
zu  sehr  angeschwollenen  Umfang  der  Arbeit  versagen  muss,  zu 
der  Ueberzengung  gelangt,  dass  allein  Huber  in  seiner  bereits 
vielfacli  angezogenen  Schrift  und  Heusler  mit  der  ausgezeichneten 
Darstellung  des  ehelichen  Güterrechts,  die  er  in  seinen  Insti- 
tutionen (Bd.  II  S.  292  fif.)  giebt,  das  Richtige  getroffen  haben. 
Es  ist  stauneusweith,  wie  diese  beiden  Männer,  offenbar  ohne 
sich  mit  den  anderen  arischen  Rechtsordnungen  näher  beschäftigt 
zu  haben,  lediglich  aus  ihrem  genialen  Verständnisse  für  den 
Geist  des  deutschen  Rechtes  heraus  diejenigen  obersten  Prinzipien 
anfgefunden  haben,  deren  Richtigkeit  ein  Blick  auf  die  sonstigen 
ältesten  arischen  Zustände  aus.ser  allem  Zweifel  stellt.-'*-“) 

Hannovi;r  § 21.  VVestpLalen  § 25,  Brandenburg  § 18,  Schlesien 
§ 18,  Schleswig-Holstein  § 24,  Cassel  § SI. 

Heusler  nimmt  nie  auf  Huber  Bezug,  citirt  seine  Schrift  auch 
nicht.  Ks  muss  deshalb  angenommen  werden,  dass  er  sie  nicht  gekannt 
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Wir  haben  oben  (§  TJ  schon  einiges  über  die  ursprüngliche 
Stellung  der  Frauen  uiitgetheilt;  es  verdient  aber  wieder  und 
wieder  hervorgehoben  zu  werden,  dass  auch  die  Ehefrau  in  die 
Hausgenossenschaft  des  Mannes  eintritt,  aus  ihrer  alten  aber 
ausscheidet.“'*-'’)  Da  alles  Recht  ursprünglich  nui’  aus  der  Zu- 
gehörigkeit zu  einer  Hausgenossenschaft  folgte,  so  liegt  die 
juristische  Bedeutsamkeit  jenes  Satzes  auf  der  Hand.'-^*)  Es 
ist  der  Knhin  Hubers  und  Heuslers,  ihn  zuerst  ausgesprochen 
und  damit  den  Schlüssel  für  die  gesammte  rechtliche  Behand- 
lung der  Ehefrau  in  alter  Zeit  gefunden  zu  haben. 

Das  Wenige,  was  die  Ehefrau  in  die  Ehe  mitbrachte,  fiel 
deshalb,  da  sie  als  Hausgenossin  kein  eigenes  Vermögen  haben 
konnte,  in  das  Familienvermögen,  also  in  die  Verwaltung  und 
später  in  das  Eigenthum  des  Mannes.-'*^'“)  Sie  erwarb  dagegen 
wie  alle  Frauen  das  Recht  auf  Unterhalt,  auf  den  Beisitz  in 
dem  Hausgute  der  neuen  Familie.  Ein  Theilrecht  hatte  sie 
nicht,  wie  es  ja  AVeiber  ursprünglich  überhaupt  nicht  batten. 
Für  die  ältesten  Zeiten  ist  deshalb  durcliaus  richtig  jene  ui-alte 
römische  Regel,  welche  gewiss  noch  in  arische  Zeiten  hinauf- 
reiclit,  dass  eine  richtige  Ehefrau  filiae  loco  stehe. 

An  dieser  Stellung  der  Ehefrau  rüttelten  zwei  Momente. 
Zunächst  war  es  die  Preisgabe  des  alten  A’erbots  der  AVieder- 
verheirathung  der  Wittwen.--**)  So  lange  dies  bestand,  war  zu 
einer  Ausdehnung  der  Frauenrechte  kein  Anlass;  der  Beisitz 
in  den  Gütern  bis  zum  Tode  genügte  völlig  allen  Anspriiehen. 
Als  aber  die  AV^ittwen  wieder  heiratheu  durften,  musste  die 


kat  und  selbstständig  auf  seine  Theorie  gokomnieii  ist.  Wenn  aber  zwei 
bedeutende  3[nnner  selbstständig  auf  den  gleichen  tiedanken  kommen,  so  ist 
das  ein  starker  Beweis  dafür,  wie  sehr  eine  tiefgehende  Forschung  auf  ihn 
hindrängt. 

Huber  S.  Ü9. 

Die  römische  capitis  deminutio  minima  der  Haustochter  bei  Eintritt 
in  eine  manus-Ehe  ist  auch  so  eine  Consequenz  davon.  In  einem  Augen- 
biiek  ist  die  Tochter  in  keiner  Hausgenossenschaft,  also  rechtlos. 

Huber  S.  22  ff. 

lieber  das  einstige  Bestehen  dieses  V'erbotes  vgl.  Heusler  a.  a.  O. 
üeber  die  gleichartige  Rechtslage  bei  den  ludern  vgl.  Leists  citirte  Werke, 
bas  Bestehen  gleicher  Oewohnheit  bei  den  Römern  beweist  die  noch  später 
bestehende  sacrale  Benachtheiliguug  der  wiederheirathendeu  Wittwe. 


/■ 
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Frage  auftauchen,  ob  nicht  auch  ihnen,  die  doch  filiae  loco 
standen,  bei  ihrem  dann  erfolgenden  Wiederaustritte  aus  dem 
Hausvermögen  eine  Mitgabe  ans  demselben  oder  ein  Theilrecht 
gebühre,  wie  es  den  Töchtern  allmälilig  gewährt  war.-^’)  Man 
sieht,  wohin  diese  Kechtsentwicklung  trieb;  sie  musste  wie  bei 
der  Tochter  zur  Theilung  des  gesammten--''’“)  Hausgutes, 
gleichviel  ob  es  von  Mann  oder  Frau  henOhrte,  zwischen  letzterer 
und  den  Kindern  führen  und  der  Frau,  die  ja  filiae  loco  stand, 
sogar  ein  unbedingtes  Vorrecht  vor  den  femeren  Verwandten 
geben. 

Diese  naturgemässe,  aus  den  alten  Rechtsprinzipien  folgende 
Entwicklung  des  ehelichen  Güterrechts,  die,  soweit  sie  das 
Theilrecht  betrifft,  erst  dadurch  möglich  war,  dass  Weiber 
grnnderwerbsfähig  wurden,  — diese  Entwicklung  wurde  merk- 
würdigerweise gerade  wieder  durch  die  neue  Grunder- 

werbsfähigkeit  der  Weiber  gekreuzt.  Die  Voraussetzung  zu 
jener  Entwicklung  war  ja,  dass  die  Frau  ihr  gesammtes  Ein- 
gebrachtes dem  neuen  Hausvermögen  zu  Eigen  hingab.  Sie 
hätte  demgemäss  auch  die  Liegenschaften,  die  sie  jetzt  ein- 
bringen  konnte,  liingeben  müssen.  Dem  arbeitete  jedoch  der 
von  der  ehemaligen  Unfähigkeit  der  Frauen  zu  Grundbesitz  noch 
festgehaltene  Gedanke  des  Stammgutes  entgegen,  demzufolge 
die  den  Frauen  mifgegebenen  Güter  hinterfällig  blieben.'-*’*’  ') 

War  aber  infolgede.ssen  die  Frau  nicht  fähig,  ihr  ge- 
sammtes Vermögen  dem  neuen  Hause  zu  widmen,  so  wurde 
sie  auch  nicht  Hansgenossin.  Gerade  wie  bei  den  Römern  trat 
also  mit  der  fortschreitenden  Rechtsfähigkeit  der  Frauen  eine 
Lockerung  des  ehelichen  Bandes  durch  Erschütterung  der  Haus- 
genossinncnstellung  der  Frauen  ein;  und  das  Resultat  war  auch 
hier  wie  da  der  Ausweg,  dass  die  frühere  gänzliche  Vereinigung 
des  Mannes-  und  Frauenvermögens  in  eine  auf  Zeit  für  die 
Dauer  der  Ehe  verwandelt  wurde.'-**) 


ic.j  Ygi  m,er  dies  allmühlirlie  Aufkommen  eine.s  Tlieilreclits  niimciif- 
liih  Kollier  .Die  ticwohnhfitsroclitc  do.t  l’eiid.sdiab“  und;  Derselbe  .Indisdies 
Klie-  und  Familicnredit“  in  Ztsdir.  f.  vyl.  Reditswissensdiaft  Hd.  H. 

Huber  S.  2+  und  33. 

M.-*)  Huber  S.  62. 

“•’)  Denn  trotz  der  reclitliclien  Ver.sdiiedenbeiten  hat  doeli  sach- 
lich das  römische  Dotalsystein  mit  der  deutschen  Verwnltnngsgemeinschaft 
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Diese  beiden  Entwicklungstendenzen,  Gütereinheit  und 
Gütertrennung,  ringen  nun  miteinander,  und  es  entstehen  in- 
folgedessen die  wunderlichsten  Mischformen.  Welcher  der  Sieg 
beschieden  war,  wurde,  wie  Heusler  treffend  ansgeführt  hat, 
im  Einzelnen  wohl  vielfach  durch  wirthschaftliche  Um- 
stände bestimmt.  Im  Grossen  ist  aber  auch  hier  die  Rechts- 
bildnng  nicht  von  der  Zweckmässigkeit,  sondern  von  den  in  der 
Volksseele  treibenden  uralten  Rechtsgedanken  bestimmt  worden, 
denn  es  ist  ein  stetes,  langsames,  aber  unaufhaltsames  Vor- 
dringen der  Gütergemeinschaft  zu  beobachten.  Und  dies  ist, 
— gerade  wde  die  Vorliebe  vieler  heutiger  Rechtslehrer  für  die 
Gütergemeinschaft,  welche  der  Innigkeit  des  ehelichen  Lebens 
am  gemässesten  sei,  — einfach  darauf  zurückzuführen,  dass  die 
Gütergemeinschaft  nichts  ist  als  die  auch  der  Frau  gegenüber 
vollständig  bewirkte  Durchführung  des  Gedankens  der  Haus- 
genossenschaft, der  von  jeher  und  noch  heute  tief  im  Rechts- 
bewnsstsein  der  Deutschen  wurzelt. 

In  der  Gütergemeinschaft  tritt  die  Frau  in  das  Hausver- 
inögen  des  Mannes  ein;  sie  verliert  deshalb  das  Sondereigen 
an  ihrem  Eingebrachten;  dafür  erhält  sie  Gesammthand- 
berechtigung  an  dem  ganzen  neuen  Familiengute.  Bei 
kinderlosem  Tode  eines  Elternthcils  schliesst  deshalb  der  Ueber- 
lebende  kraft  der  Gesammthand  alle  anderen  Erben  aus,  wie 
es  der  Spruch  besagt:  „Längst  Leib,  längst  Gut“.‘-^‘)  Bei  be- 
kindeter  Ehe  stehen  Eltern  und  Kinder  als  Hausgenossen  in 


überans  viel  Acfanlichkeit,  wie  »ich  denn  auch  in  der  heutigen  Behandlung 
die  Unterschiede  zwischen  beiden  Giiterarton  oft  nahezu  verwischen. 

Dieser  Satz  ist  also  keineswegs  der  Grund  des  Erbrechts  des 
Ueherlebenden  bei  nnbekinderter  Ehe,  indem  dies  sich  etwa  aus  dem  Ständig- 
werden jenes  Satzes  als  gewohnheitsrechtlicher  Niederschlag  gebildet  hatte, 
sondern  umgekehrt  ist  die  ständige  Wiederkehr  des  Satzes  eine  Folge  jenes 
feststehenden  Erbrechts.  Gegen  die  Schrödersche  Methode,  viele  Kechts- 
bildungen  als  gewohnheitsrechtlichen  Niederschlag  von  Verträgen  binzustellen, 
ist  überhaupt  zu  bedenken,  dass  die  Verträge  vielfach  das  Gewohnheitsrecht 
nicht  schufen,  sondern  ihrerseits  durch  das  Gewohnheitsrecht  in  ihrem  Inhalt 
bestimmt  wurden.  Vgl.  z.  B.  den  Leihebrief  von  1620  bei  Struben,  Be- 
festigtes Erbrecht  u.  s.  w.,  Anlagen:  „.  . . soll  sonsten  der  Uof  nach 

dieser  alten  Gewohnheit  und  Landgebrauch  bei  den  männlichen 
Erben  bleiben.“ 
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einer  Gesammtliand;  beim  Tode  eines  Elterntlieils  erfolgt  des- 
halb Consolidation  ini  Kreise  der  Hinterbliebenen,  welche 
zunächst  meist  noch  ungetheilt  fortleben  oder  aus  den  gesetzlichen 
Gründen  zur  Theilung  schreiten.  Der  Massstab  der  Theilung 
ist  begrifflich  gleichgültig,  überdies  auch  ürtlich  verschieden.^*'^) 
Es  ist  sonach  kein  Zufall,  wenn  das  Anerbenrecht  zumeist 
mit  der  Geltung  der  Gütergemeinschaft  zusammentrifft.  Das 
Anerbenrecht  ist  ein  Spross  der  Hamsgenossenschaft;  und  wo 
diese  besonders  lebendig  geblieben  war,  musste,  wie  wir  sahen, 
auch  die  Gütergemeinschaft  zum  Durchbruch  kommen. 

Wir  werden  deshalb  bei  unserer  Betrachtung  des  Ver- 
haltens von  Anerbenrecht  und  ehelichem  Güterrecht  gegen- 
einander zunächst  die  Gütergemeinschaft  betrachten. 

Dabei  ist  zu  scheiden; 

1)  Es  stirbt  der  Mann.  Dann  hat  die  hinterbliebcne  Frau 
— gleichviel  ob  das  Gut  von  ihr  oder  ihrem  Manne  herrülirt,  — 
bei  unbekindeter  Ehe,  wie  schon  erwähnt,  das  Recht,  den  Hof 
zu  behalten.'-*'^)  Bei  bekindeter  Ehe  hat  sie  zunächst  den 
Beisitz  in  den  Familiengütern,  d.  h.  sie  lebt  mit  ihren  Kindern 
ohne  Schichtung  weiter  als  Leiterin  des  Hauswesens  in  soge- 
nannter fortgesetzter  Gütergemeinschaft.  Falls  sie  sich  nicht 
verheiiathete,  währte  nach  altem  Recht  dieser  Zustand  bis  zum 


''"’J  Den  grössten  Tlutersclued  bilden  die  Theilung  nach  Kopftheilen 
und  die  nach  Hälften,  wo  die  eine  dem  parens  auperstes,  die  andere  den 
Kindern  gebtthrt.  Der  l’ntersehied  lässt  sich  aber  auch  aus  den  Sätzen 
der  Qeaammthand  erklären.  Die  Kopftheilung  ist  das  l’rsprüngliche  (vgl. 
obeu  Text  zu  Antn.  59  f,).  Die  Halbtheilung  kam  auf.  als  man  vergass, 
dass  die  Kinder  schon  bei  Lebzeiten  des  parens  inortuus  mit  in  der  Oe- 
sammthaud  stehen.  Man  liess  sie  vielmehr  jetzt  erst  bei  desseu  Tode  einriieken. 
uatnrgemäss  dann  in  dessen  Theil.  Dieser  betrug  die  Hälfte,  da  er  und 
der  parens  superstes  bislang  als  alleinige  Ge.sammthänder  angesehen  waren. 
Ein  Beleg  dafür  ist  es,  wenn  Heusler  für  das  Gebiet  der  westfälischen  Halb- 
tbeilung  sagt:  „Die  Kinder  wurden  als  ein  Theil  abgeschichtet,  befanden 
sich  also  unter  sich  fernerhin  in  Gemeinderschaft.“  Die  Ansichten,  welche 
Heusler  über  die  Entstehung  der  westfälischen  Gütergemeinschaft  im 
Einzelnen  auführt,  kann  ich  deshalb  nicht  tbeilen.  Heusler  erklärt  jene 
auch  im  Widerspruch  mit  seinen  eigenen  sonstigen  Prinzipien  zu  sehr  aus 
äusseren  Zufälligkeiten  uud  zu  wenig  aus  dem  Wirken  grosser  Keebts- 
gedanVen. 

Vgl.  auch  unten  Anm.  25;t. 
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Tode  der  Fran.  So  setzt  es  schon  die  lex  Thuringorum  voraus, 
welche  davon  spricht,  wie  eine  Mutter  bei  ihrem  Abscheiden 
ihren  Söhnen  „terram  dimittit“.-*’)  So  halten  es  auch  die  Weis- 
tliümer,  welche  bestimmen:  „War  aber  sach,  das  si  liberben  bi 
enander  gewunnint,  weders  denn  under  inen  abgät,  so  ist  den 
kinden  ligend  und  varent  guot  halbs  gevallen,  doch  söllind 
die  kind  weder  vater  noch  muoter  weders  lebet  zum 
teil  nit  nöten,  all  dieweil  es  sich  nit  verändert  (d.  h. 
Terheirathet)  es  war  denn  sach,  dass  sie  wüstlich  hus  hettint“ 
(Grimm  V,  l‘J7,  ähnlich  V,  l'J8  und  oft.)'^')  Es  wird  also  hier 
der  Eintritt  des  Anerbenrechts  durch  das  eheliche  GOterrecht 
bis  zum  Tode  auch  des  zweiten  Ehegatten  hinausgeschoben. 
S[üter  liess  man  das  Anerbenrecht  schon  bei  Grossjährigkeit 
des  Anerben  eintreten  und  verwies  die  Wittwe  an  Stelle  des 
Beisitzes  auf  das  Altentheil.  Weiter  aber  wurde  das  Miteigen- 
thnm  der  Wittwe  gar  nicht  berücksichtigt.  Es  wurde  gerade 
wie  das  Miteigenthum  der  neben  dem  Anerben  stehenden  Kinder 
durch  besondere  Vortheile  ersetzt:  Dort  durch  die  Abfindung, 
hier  durch  das  Altentheil. 

Mehr  hatte  die  Wittwe  von  ihrem  Eigenthume,  wenn  sie 
zur  Wiederverheirathung  schritt.  Dann  kam  es  zu  einer  wirk- 
lichen Auseinandersetzung.  Sie  wurde  in  der  Regel  dadurch 
bewirkt,  dass  die  Wittwe  und  ihr  auffahrender  Mann  Mahljahre 
erhielten,  Interimswirthe  wurden,  wie  dies  oben  ausgefülirt. 

Allein  wenn  der  Anerbe  schon  zu  alt  war,  so  ging  diese 
Art  der  Auseinandersetzung  nicht  mehr  an.  In  welcher  Art 
aber  sie  dann  bewirkt  wurde,  darüber  sind  die  Quellen  merk- 
würdig schweigsam.  Es  wird  dies  einfach  daher  rühren,  weil 
in  Praxi  jener  Fall  selten  vorkam.  Als  Grenze  für  die  Mahl- 
jahre galt  das  25.,  ja  das  3ü.  Lebensjahr  des  Anerben.  War 
er  aber  so  alt,  so  stand  seine  Mutter  gewiss  schon  in  den  Jahren, 


Das  kann  nur  auf  «len  lieisitz  (;elieu.  I)enn  es  giml  nach  der 
ler  Thuringorum  zu  wahrem  Eigenthum  an  Liegenschaften  ilie  Weiher  noch 
nnfahig.  Vgl.  Uensler  Bti.  II  S.  2»S  ff. 

Vgl.  auch  AVeisthum  von  Kemichau  an  «1er  Mos«‘l  im  T.uxem- 
kargischon  (Grimm  II,  24S):  ,.  . «loch  heheltny»  «lern  lebeii«len  man  o«ler 
*jhe,  «las  er  8jii«‘  kimler  myt  «ler«-m  guile  unvcr«lt«ilt  zu  im  hehelt  bis  an 
»}n  en«le“. 
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wo  sie  keine  Lust  mehr  nacli  einer  zweiten  Heirath  verspürte, 
und,  wenn  sie  es  gethan  hätte,  schwerlich  den  dazu  gehörigen 
andern  Theil  noch  gefunden  haben  würde.  Gewiss  wurden 
auch  solclie  Heirathen  durch  die  Volkssitte  missbilligt,  und 
deren  Zwang  war  früher  stark  genug,  auch  die  Widerstrebenden 
von  derartigen  Schritten  abzuhalten.''“*)  Später  aber  sind  solche 
Heirathen  sicher  allmählig  häufiger  geworden,  wie  sic  ja  auch 
heute  sich  ereignen. 

Die  dann  nüthige  Auseinandersetzung  konnte  nun  bei  der 
Untheilbarkeit  desGutes  nicht  anders  erfolgen,  als  dadurch,  dass  der 
Anerbe  die  Mutter  oder  diese  ihn  auszahlte;  und  zwar  war  das 
eine  Grundtheilung  und  nicht  eine  dieselbe  ersetzende  Abfindung, 
da  es  sich  ja  nicht  um  die  Entschädigung  von  einzelnen,  nach- 
einander aus  derWere  ausscheidenden  Hausgenossen,  sondern  um 
die  sofortige  völlige  Auflösung  der Were  handelte.  Dennoch 
war  die  Kraft  der  anerbenrechtlichen  Grundsätze  so  stark,  dass 
sie,  wenn  irgend  möglich,  nach  Geltung  rangen.  Der  Wittwe 
als  Anszuscheidenden  gegenüber  waren  sie  nun  schlechthin  aus- 
geschlossen. Aber  wenn  umgekehrt  die  Wittwe  den  Hof  über- 
nahm, so  ging  es  wohl  an,  dass  die  Kinder  lediglich  Ab- 
findungen erhielten  und  die  Wittwe  gewissermassen  selbst 
Anerbin  wurde.  So  ist  es  namentlich  in  Westfalen,  wo  noch 
das  heutige  Höfegesetz  Aehnliches  im  Auge  hat,  gewesen, 
sowie  in  manchen  Gebieten  der  Provinz  Hannover  z.  B.  der 
Niedergrafschaft  Lingen.''*''*^)  Auch  die  Bestimmungen  des  § lü 
und  17  des  Branden  burgischen  Gesetzes  zielen  trotz  ihrer  Un- 
klarheit auf  einen  gleichen  Zweck  ab. 


Z.  B.  nach  dem  Osnabrücker  Eigenthumsrecht  kann  die  Ausein- 
andersetzung lediglich  durch  Vereinbarung  von  Mahljahren  bewirkt  werden. 
(ITgl.  Struckmann  Heft  1 S.  32  ff.).  Ist  diese  nicht  mehr  möglich,  so  kann 
eben  die  Auseinandersetzung  nicht  erfolgen,  die  AVittwe  bekommt  keinen 
Ueirathsschein,  kann  sich  also  nicht  wiedorvurheirathen  oder  muss  auf  die 
Leibzuebt  abtreten  (Struckmanu,  Beitrag  XIX  8.  105). 

Vgl.  die  Verordnung  Uber  die  bäuerlichen  Verhältnisse  in  der 
niederen  tirafschaft  Lingen  vom  9.  Mai  lS-23  §41  bei  Rudorff,  Hannoversches 
Privatrecht  S.  162  ff.,  wo  das  Erbrecht  dos  überlebenden  Ehegatten  sehr 
eingehetid  behandelt  wird,  — lieber  Westfalen  vgl.  diu  dortige  Landgiiter- 
orduung  § 10  ff.  Ebenso  das  neue  österreichische  Anerbengesetz  bei 
Marchet  8.  1333. 
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2)  Die  Frau  stirbt. 

a)  Dann  hat  bei  kinderloser  Ehe  der  Mann  wieder  das 
alleinige  Erbrecht.-'') 

b)  Bei  kindergesegneter  Ehe  hat  der  Vater  fiir  den 
Fall  der  Niebtverheirathung  den  Beisitz  bis  zum  Tode,  und 
zwar  hier  schlechthin  ohne  Beschränkung  durch  die  inzwischen 
eintretende  Grossjährigkeit  des  Anerben. 

Für  den  Fall  der  Wiederverheirathnng  wollen  einige  Schrift- 
steller dem  Vater  die  Fortsetzung  des  Beisitzes  oder  der  ver- 
längerten Gütergemeinschaft  nicht  mehr  gestatten,  sondern  ihn 
zn  einer  Auseinandersetzung  gleich  der  Wittwe  zwingen,  indem 
er  sich  Mahljahre  verwilligen  lässt  oder  das  Gut  ganz  über- 
nimmt.'-'^) Nun  ist  es  allerdings  ein  Grundsatz  des  deutschen 
Rechts,  (lass  bei  der  Wiederverheirathnng,  weil  dadurch  eine 
neue  Hausgeiiossenschaft  gegründet  wird,  mit  der  alten  reine 
Bahn  gemacht,  sie  gelost  und  eine  Auseinandersetzung  erfolgt 
sein  muss.  Aber  wo  der  Zweck  dieser  Auseinandersetzung, 
die  Rechte  der  erstehelichen  Kinder  am  erstehelichen  Familien- 


Im  Gronde  genommen  iät  es  ja  allerdinga  kein  Erbrecht,  sondern 
ein  Vebernahmerecht  auf  Grund  des  Gesammteigenthums.  U'emi  wir  es 
gleichwohl  nicht  als  Ucberualime  recht  bezeichnen,  so  geschieht  das  deshalb, 
weil  man  dann  glauben  könnte,  es  existiere  daneben  noch  ein  Erbrecht  der 
WnisTerw-andten,  welches  sich  in  Abfindungen  oder  dgl,  realisiro.  Solches 

giebt  es  nicht.  Denn  erstens  ist  ja  gar  nichts  zu  vererben  da,  weil  der 

Verstorbene  Ehetheil  kein  eigenes  Vermögen  liatte,  vielmehr  nur  einen  .\ntheil 
an  einer  Gesammthaud,  welcher  aber  auch  nicht  einmal  dem  Erbgang  eröffnet 
wird,  da  er  nicht  herrenlos  wird,  vielmehr  dem  Ueberlebendeu  accressirt 
bezw.  consolidirt.  Ferner  haben  ja  aber  die  Erben  des  verstorbenen  Ehe- 
gatten, wenn  das  Gut  von  ihm  herrührt,  ihr  Erbrecht  meist  auch 
aus  dem  Grunde  verloren,  weil  sio  früher  von  dem  Gute  abge- 

funden worden  sind.  Das  1,'ebernahmerecht  ist  aber  auch  praktisch 
mit  einem  Erbrecht  ganz  identisch,  da  der  Uebernehmer  durch 

Annahme  des  Gesammthaudantheils  in  die  ganze  Kechtsstellung  des  Ver- 
storbenen einschliesslich  der  Schulden  eintritt.  — Allerdings  giebt  es  Rechte, 
in  denen  die  Hinterfälligkeit  der  Liegenschaften  noch  so  stark  ist,  dass  diese 
der  überlebenden  Wittwe  nur  zur  Leibzucht  zufallen.  Dies  ist  ein  Zwischen- 
stsndpunkt  auf  dem  von  uns  geschilderten  Entwickeluugsgango  zur  voll- 
sUiidigeu  Aufnahme  der  Frau  in  die  Gesammthaud  des  Danses.  Auf  ihm 
sind  die  Rechte  des  Pendschab  stehen  geblieben.  (Vergl.  Köhler  a.  a.  O.) 
Aehnlich  die  oftorwähnten  Essenschen  Hobsrechte. 

So  namentlich  Strnckniann  a.  a.  0. 
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vermögen  sicher  zu  stellen,  auch  bei  Fortsetzung  des  elterlichen 
Beisitzes  erreicht  werden  kann,  da  bildet  die  Verheirathung  des 
Vaters  keinen  Grund,  ihm  die  Leitung  des  Hauswesens  zu  ent- 
ziehen. Dies  ist  der  Fall  in  allen  Gebieten  des  Verlangen- 
schaftsrechts; denn  durch  dieses  ist  für  Wahrung  der  Kindes- 
rechte auch  ohne  Auseinandci-setzung  hinreichend  gesorgt.  Hier 
bleiben  deshalb  die  Kinder  mit  dem  Vater  auch  fernerhin  ruhig 
sitzen  und  erst  nach  seinem  Tode  erfolgt  die  Sonderung  der 
Vermögensmasseu  und  die  demnächstige  Vertheilung  nach  An- 
erbenrecht, wobei  das  aus  erster  Ehe  stammende  Gut  immer 
die  erstehelichen  Kinder  erhalten.-’'’)  AVo  dagegen  das  Ver- 
fangenschaftsrecht nicht  bekannt  ist,  wie  in  AVestfalen,  da 
muss  in  der  That  eine  Schichtung  vor  sich  gehen.  (ie- 
wöhnlich  erhält  auch  hier  der  Vater  Mahljahre  verwilligt,-'^) 
oder  er  übernimmt,  wie  oben  bei  der  Mutter  ausgeführt,  das  Gut 
definitiv. 

Soweit  die  Gütergemeinschaft.  AVas  die  Einwirkung  der 
anderen  Güterrechte  anlangt,  so  kennen,  wie  schon  betont,  alle 
den  Beisitz  des  überlebenden  Elterntheiles  und  die  Interinis- 
wirthschall.  Im  Uebrigen  gehen  sie  dem  Anerbenrechte  vor, 
so  dass  es  nur  eintritt,  wenn  nach  den  Güterrechten  die  Kinder 
zur  Uebernahme  des  Gutes  berechtigt  sind. 

Bei  der  Gütergemeinschaft  dagegen  kann  man  sagen,  dass 
ihr  das  Anerbenrecht  vorgeht  oder  doch  so  wenig  mit  ihr  in 
Conflikt  geräth,  dass  sein  Eintritt  durch  sie  nur  zeitlich  auf- 
geschoben wird.  Nur  für  den  einzigen  Fall,  dass  eine  Aus- 
einandersetzung nach  Mahljahren  unzulässig  ist,  wird  cs  auf- 
gehoben; und  auch  da  wird  häufig  der  übernehmende  Elterntheil 
gewissermassen  zum  Anerben  erkläi-t.--’') 


“*)  Dies  Zusammenleben  der  erstehelichen  Kinder  mit  dem  wieder- 
verheiratheten  parens  zeigen  viele  Weisthümer  aus  der  Gegend  des  Verfangen- 
schaftsrechts: z.  B.  Grimm  II,  24S;  IV,  504;  V,  107. 

**)  So  in  Osnabrück  ^stets  nach  Struckmann  a.  a.  O.)  Vgl.  Anm.  251. 

Von  Schriftstellern  vgl.  über  die  Einwirkungen  des  ehelichen  Güter- 
rechts: Wigand,  Paderborn  § 65  (zu.stiinmendj,  Grefoj  65  (dgl.),  Sebolz  S.  90 
(dgl.)  — üeber  den  alten,  üsterreichischen  Rechtszustand,  der  mit  dem  von 
uns  geschilderten  znsammentrifft,  vgl.  Marchet  S.  1314/1315.  Sehr  eingebend 
und  treffend  behandelt  das  einschlägige  Thema  die  Lippo'sche  V'erordming 
über  die  Gütergemeinschaft,  welche  Führer  S.  333  ff.  mittheilt. 
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Nach  deu  Höfegesctzen  geht  überall  das  Güterrecht  dem 
Anerbenrechte  vor.  Dies  tritt  nur  ein  für  den,  der  nach  dem 
jeweiligen  Güterrechte,  zur  Uebernahme  des  ganzen  Vermögens 
berechtigt  ist,  seien  dies  die  Kinder,  sei  es  der  überlebende 
Gatte.  Wer  im  einzelnen  Falle  dieser  Berechtigte  ist,  darüber 
schweigen  die  Höfegesetze;  auch  wir  müssen  deshalb  auf  die 
allgemeinen  Regeln  der  ehelichen  Güterrechte  über  diesen  Punkt 
verweisen.'-^’**) 

Letztere  sind  beim  Höferechte  auch  noch  insoweit  wichtig, 
als  sie  die  Fähigkeit,  ein  Gut  zur  Landgüterrolle  anzumclden, 
alteriren  können.  Hierüber  haben  Frommhold  (Anerbenrecht 
S.  49  Ö’.),  sowie  die  Commentare  der  Laudgüterordnungen  aber 
so  eingehende  Ausführungen  gemacht,  dass  wir  uns  doch  nur 
auf  eine  Wiederholung  derselben  beschränken  könnten  und  des- 
halb auf  jene  Darstellungen  Bezug  nehmen. 


^ Doch  sei  bemerkt : Vollständig  auf  den  von  uns  gcscliilderteu  Stand- 
punkt stellt  sicli  das  Üasscrsclie  llöfegesctz.  Es  giebt  dem  überlebenden 
Elterntlieil  unter  allen  rnistanden  deu  lieisitz  (,§  24),  aueb  bei  Verwalluugs- 
geuicinscbaft  (§  25),  eventuell  gestattet  es  ibm  aueb,  deu  Hof  als  Anerbe 
zu  übemebmen.  — An  den  Beisitz  babeu  aueb  die  übrigen  Höfegesetzo 
einen  Anklang,  indem  sie  ziemlich  übereinstimmend  anordnen:  .Wegen  Ver- 
letzung des  PtlichUheils  können  nicht  angefochten  werden:  1)  Verfügungen 
des  Erblassers,  durch  welche  dem  leiblichen  Vater  das  .Vnerben  lebenslänglich, 
der  leiblichen  Mutter  bis  zur  (irossjäbrigkeit  des  Anerben  das  Hecht  bei- 
gelegt wird,  den  Hof  uebst  Zubehör  nach  dem  Tode  des  Erblassers  in  eigne 
Nutzung  und  Verwaltung  zu  nehmen,  unter  der  VerpÜichtung,  den  Anerben 
und  dessen  Miterben,  letztere  bis  zur  Auszahlung  ihres  Erbtheiles  angemessen 
zu  erziehen  und  für  den  Nothfall  auf  dem  Gute  zu  unterhalten  (Hannover 
§ 19,  Brandenburg  § 16,  Schlesien  § 17,  Schleswig-Holstein  § 23).  — Ueber 
die  westfälische  Landgüterordnung  ist  oben  schon  gehandelt. 
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Dritter  Theil. 

De  lege  ferenda. 

§ 29. 

So  haben  wir  denn  das  Anerbenreclit,  wie  es  gesehiclillicli 
geworden,  und  wie  es  heute  noch  lebt,  an  uns  vorUbeizieheu 
lassen;  es  drängt  sich  uns  deshalb  die  Ketrachtung  auf:  „^\'as 
.soll  aus  ihm  in  Zukunft  w'erden?“ 

Es  gab  eine  Zeit,  wo  man  diese  Frage  erledigt  glaubte. 
In  den  grössten  deutschen  Staaten  hatte  die  Gesetzgebung  mit 
jeglichen,  auch  dem  ländlichen  Sonderrechte  aufgeräumt,  und 
dem  war  auch  das  Anerbenrecht  zum  Oijfer  gefallen.  Jlan 
hielt  es  für  unmöglich,  dass  dies  „überlebte  Produkt  mittelalter- 
lichen Ständewesens“  Je  wieder  auferstehe;  es  sollte  lür  immer 
friedlich  begraben  bleiben. 

Aber  siehe  da,  die  bäuerliche  Bevölkerung  wusste  das 
grosse  Geschenk,  das  man  ihr  mit  dem  „gleichen  Recht  für 
alle“  gemacht  hatte,  nicht  recht  zu  würdigen.  Zwar  erschollen 
die  Klagen  noch  nicht  gleich;  die  Bewegungsfreiheit,  welche 
derselbe  Satz  den  Bauern  gebracht  hatte,  war  so  werthvoll, 
dass  daneben  die  Verschlechterung  des  Erbrechts  in  den  Hinter- 
grund trat,  um  so  mehr  als  die  Bevölkerung  nach  dem  neuen 
Erbrecht  doch  nicht  lebte,  sondern  ohne  Rücksicht  darauf  ihre 
Schichtungen  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  nach  der 
altbewährten  Sitte  vollzog.  Allein  allmählich  kam  der  Zwie- 
spalt zwischen  Gesetz  und  Sitte  doch  zum  Bewusstsein;  mehr 
und  mehr  brachten  missgünstige  Familiengenossen  die  Erb- 
theilungsangelegenhciten  an  die  Gerichte,  und  bei  diesen  erfuhr 
dann  die  staunende  Bevölkerung,  dass  etwas  ganz  anderes 
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Recht  sei,  als  was  sie  dafür  hielten;  mehr  und  mehr  wuchs 
darum  die  Unzufriedenheit. 

Der  ei-ste  Schlag  erfolgte  in  Hannover.  Bis  18fi6  hatte 
hier  Anerbenrecht  zum  Theil  in  sehr  strenger  Form  gegolten. 
Nach  der  Annexion  sollte  auch  dort  nach  prenssischem  Muster 
das  bäuerliche  Sonderrecht  beseitigt  werden.  Dagegen  erhob 
sich  heiliger  uud  nachhaltiger  Widerstand.  Gleichwohl  waren 
die  alten  Anschauungen  im  preussischen  liundtage  noch  so  stark, 
da.ss  immer  noch  an  erster  Stelle  im  Gesetz  von  1874  ausge- 
sprochen wurde: 

„Auf  die  Beerbung  der  Eigenthümer  von  Bauernhöfen 
findet  das  sonst  gütige  Erbrecht  Anwendung.“ 

Dennoch  eröffnete  das  Gesetz  in  dem  Institute  der  Höfe- 
rolle einen  Weg,  die  altgewohnte  Vererbungsart  aufrecht  zu 
erhalten.  Und  wie  gross  die  Anhänglichkeit  an  diese  war, 
beweist  die  Thatsache,  dass  trotz  der  Unzweckmässigkeit  des 
Rollensystems  zwei  Drittel-**)  aller  Hofbesitzer  die  Eintragung 
erwirkten. 

Noch  bezeichnender  als  dieses  Vorgehen  in  Hannover,  war 
es  aber,  wenn  auch  in  den  altländischen  Provinzen  Prenssens 
sich  die  Bevölkerung  gegen  das  geltende  Erbrecht  erhob.  Denn 
die  Hannoveraner  hatten  bis  dahin  das  Anerbenrecht  als  ge- 
setzliches Recht  gehabt  und  wehrten  sich  nur  gegen  dessen 
Aufhebung.  In  den  alten  Provinzen  aber  hatte  schon  lange 
gewöhnliches  Erbrecht  gegolten,  der  Landmann  hatte  sich  daran 
gewöhnen  können  und  bisher  auch  nicht  darüber  geklagt.  Deshalb 
war  es  ein  vernichtender  Schlag  für  die  Anhänger  der  Gleich- 
heit, sehen  zu  müssen,  wie  auch  hier  trotz  alledem  und  alledem 
die  Bauern  ihren  alten  Rechtsvorstellungen  treu  geblieben  waren 
und  nun  machtvoll  deren  Verwirklichung  begehrten. 

Es  ist  kein  Wunder,  dass  der  Ruf  danach  zuerst  unter 
allen  altpreussischen  Provinzen  aus  Westfalen  erscholl,  aus  der 
alten  Hochburg  bäuerlichen  Rechts  und  Wesens.  Der  west- 
fälische Bauernverein  beantragte  durch  seinen  Sprecher,  den 
verstorbenen  Abgeordneten  v.  Schorlemer  - Alst  ein  bäuerliches 
Intestaterbrecht  beim  Landtage.  Der  Provinziallaudtag  stimmte 


Vgl.  H.  Mayer,  die  Laiidgüterordnnng  fUr  Westfalen,  Einleitting. 

?.  DnliBir,  ÜrttBdBfbrMbt.  lö 
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dem  mit  grosser  Majorität  zu.  Allein  auch  andere  Provinzen 
folgten  dem  westfälischen  Beisj)iel,  namentlich  die  vormals 
Hessen-Casselschen  Gegenden,  ebenfalls  langjährige  Sitze  des 
Anerbenrechts.  Die  Bewegung  wuchs  und  wuchs,  die  Wissen- 
schaft bemächtigte  sich  ihrer,  die  Regierungen  veranstalteten 
Enqueten  und  erliessen  Gesetze;  die  Collegien  der  laudwirth- 
schaftlichen  Sachvei-ständigen  wie  der  Landwirthschaftsrath  und 
die  Agrarconferenz  empfehlen  das  Anerbenrecht;  selbst  die 
Juristen  stimmten  ihm  auf  dem  Juristentage  von  1895  zu. 

Seitdem  ist  die  Frage  nicht  wieder  zur  Ruhe  gekommen.'^') 
Es  ist  aber  zu  bedauern,  dass  sie  ausserhalb  der  gelehrten 
Welt  von  so  gänzlich  falschen  Ge.sichtspunkten  aus  beurtheilt 
wird. 

Man  sollte  es  heute,  wo  die  wirthschaftlichen  Interessen 
so  überwiegend  sich  geltend  machen,  für  überjährt  halten, 
wirthscbaftliche  und  Rechtsfragen  vom  politischen  Partei- 
standpunkte aus  zu  betrachten.  Und  doch  ist  dies  gerade  bei 
der  Beurtheilung  des  Anerbenrechts  immer  nach  Brauch. 
Namentlich  sind  es  die  links-liberalen  Parteien,  welche  es  mit 
ihrem  „Programm“  unvereinbar  glauben  ein  Anerbenrecht,  sei 
es  sonst  noch  so  schön  und  gut,  zu  befürworten.  Selbst  liberale 
Zeitungen,  an  denen  man  sonst  einen  etwas  wissenschaftlicheren 


'■*“)  Das  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch  hat  allerdings,  wie  schon  be- 
merkt, von  dem  Auerhenrecht  keine  Notiz  genommen.  I)a.s  Einführungs- 
gesetz  aber  hat  seine  Annahme  der  Landesgesetzgebung  Vorbehalten,  und 
wenn  aus  ihm  auch  diu  Normativhestimmungen  gestrichen  sind,  welche  das 
frühere  EinfUhrungsgesetz  treffen  wollte,  so  ist  dies,  wie  aus  den  Erläuter- 
ungen des  2.  Entwurfes  hervorgeht,  nicht  etwa  deshalb  geschehen, 
weil  man  das  Anerbenrecht  geringer  cingeschätzt  hätte  als  bei  dem  ersten 
Entwürfe,  sondern  gerade  umgekehrt  darum,  weil  man  sein  'Wesen  mehr 
erkannt  batte,  weil  man  einsah,  dass  die  Schablone  des  EinfUhrungs- 
gesetzes  in  den  meisten  Gegenden  der  geschichtlichen  Gestaltung 
zuwider  sein  würde,  und  dass  das  Anerhenrecht  wichtig  und  stark  genug 
sei,  um  so,  wie  es  ist,  aufrecht  erhalten  zu  werden,  ohne  in  das  System  des 
Gesetzes  hineingepresst  werden  zu  müssen.  — Ueber  die  Geschichte  der 
deutschen  Agrarbewegung  rgl.  namentlich  Hiaskowski  und  Gierke,  Erbrecht 
in  ländlichen  Grundbesitz;  auch  die  meisten  Gommeutare  zu  den  Landgüter- 
ordnungen,  so  die  von  Schultzenstein  und  von  H.  Jleyer,  haben  darauf  be- 
zügliche Einleitungen.  Ueber  Oesterreich  vgl.  das  Referat  von  Chorinsky 
in  ßd.  61  der  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  und  auch  ilarchct. 
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Ton  gewöhnt  ist,  wie  z.  B.  die  Vossische,  vergessen,  wenn  es 
das  Anerbenrecht  gilt,  alle  höheren  Gesichtspunkte  und  haben 
nur  die  eine  Sorge,  wie  sie  dem  gläubigen  Leserkreise  die 
Verwerflichkeit  dieses  progranimwidrigen  Institutes  möglichst 
drastisch  vor  Augen  führen  können. 

Zu  den  erimobtesten  Mitteln  dieser  Art  gehört  es,  das  Bild 
des  Bauern  heraufzubeschwören,  der  ein  Dutzend  Kinder  hat,  und 
dessen  einer  Anerbe  darum  in  Wohlleben  schwelgt,  während 
die  übrigen  elf  Kinder  hungernd  und  frierend  ins  Elend  ziehen. 
Glaubt  man  wirklich  mit  solchen  lächerlichen  Uebertreibungen 
eine  so  wichtige  Frage  wie  die  des  bäuerlichen  Grunderbrechts 
abtliun  zu  können?  Es  sollte  doch  bekannt  sein,  dass  man  jede 
Sache  ad  absurdum  rühren  kann,  wenn  man  sie  auf  die  Sjtitze 
treibt.  Und  die  berühmte  Geschichte  von  dem  Bauersmann  mit 
den  zwölf  Kindern  ist  doch  eine  recht  starke  Uebertreibung.  Es 
mag  ja  hin  und  wieder  Bauern  geben,  die  soviel  Nachkommen 
haben;  aber  mit  solchen  Ausnahmen  kann  der  Gesetzgeber 
doch  nicht  rechnen.  Die  Statistik  lehrt,  dass  der  Landmann 
gewöhnlich  nur  vier  Kinder  hat.'-*^)  Darunter  sind  im  Durch- 
schnitt doch  mindestens  zwei  Mädchen.  Diese  verheirathen  sich 
oder  finden  sonst  leicht  Unterkunft,  jedenfalls  können  sie  in 
der  Regel  die  Bewirthschaftung  doch  nicht  übernehmen.  Hierfür 
kommen  gemeinhin  nur  zwei  in  Betracht;  und  da  ist  es  doch 
nicht  so  schrecklich,  wenn  der  eine  gezwungen  wird,  abseits 
vom  Hofe  einen  nährenden  Lebensberuf  einzuschlagcn , wie 
dies  übrigens  in  allen  guten  Bauernfamilion  bisher  schon  längst 
üblich  ist. 

Ausserdem  aber  entspricht  das  uns  vorgemalte  Schreckbild 
noch  in  anderen  Punkten  nicht  der  Wiiklichkeit.  Wer  die 
bäuerlichen  Verhältnisse  näher  untersucht,  dem  erscheint  es  als 
bitterer  Hohn,  von  dem  schwelgenden  Anerben  und  den 
hungernden  Miterben  zu  reden.  Selbst  in  den  klassischen  An- 
erbenländern, wo  die  Miterben  nur  eine  geringe  Abfindung  er- 
halten, haben  diese  meist  doch  das  bessere  Theil  erwählt.  Bei 
den  Berathungen  des  neuen  Anerbengesetzes  für*  Westfalen  ist 


VgL  z.  B.  über  die  Verhältnisse  in  Lippe,  einem  echten  und 
rechten  Bauernlande;  Meyer,  Theilnngsverbot  S.  51. 
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z.  B.  mit  Recht  darauf  hingewiesen  worden,  wie  oft  die  jüngeren 
Söhne  besserer  Bauernfamilien  sogar  in  den  Gelehrtenstand 
eintreten.  In  der  Sitzung  des  pr.  Abgeordnetenhauses  vom 
23.  Februar  1898  führte  der  Regierungscommissar  sogar  einen 
Fall  an,  wo  ein  mässiger  Hoi  zwei  Aerzte,  zwei  Bergbau- 
beflissene, einen  Studenten  und  einen  Musikprofessor  ausgestattet 
hatte,  während  der  Hofbesitzer  keineswegs  auf  Rosen  gebettet 
war.  Mir  selbst  ist  aus  meiner  Verwandtschaft  und  Bekannt- 
schaft die  Gepflogenheit  vieler  Bauern  vertraut,  ihre  nicht  auf- 
fahrenden Kinder  Lehrer  werden  zu  lassen,  die  zum  Theil  als 
Rektoren  ein  recht  behagliches  Dasein  führen.  Man  sieht  also, 
dass  die  „Enterbten“  keineswegs  immer  die  Reihen  der 
Proletarier  vermehren,  wie  behauptet  wird.  Selbst  wenn  sie 
aber  Arbeiter  werden,  sind  sie  noch  nicht  so  zu  bedauern.  Um 
z.  B.  die  Lippeschen  Verhältnisse  zum  Vergleich  heran- 
zuziehen, so  werden  die  dortigen  jüngeren  Sühne  oft  Ziegel- 
arbeiter. Schon  vor  hundert  Jahren  konnten  diese  sich  manchen 
Luxus  gestatten,  den  selbst  der  Grossbauer,  wenn  er  neben 
Zinsen  und  Lebensunterhalt  noch  etwas  zurücklegen  wollte,  nicht 
mitmachen  durfte.  Die  früheren,  dortigen  Mandate  gegen  das 
Tragen  feiner  Tuche  etc.  sind  zunächst  gegen  diese  „Tagelöhner“ 
gerichtet.  Und  auch  heute  ist  es  nicht  anders;“''^)  vielfach  lebt 
der  „glückliche“  Hofserbe  für  seine  Arbeit  auf  dem  Felde  vom 
Morgengrauen  bis  zur  sinkenden  Nacht,  für  seinen  Kampf  mit 
der  Ungunst  des  Wetters  und  des  Marktes  schlechter  als  die 
Miterben , die  von  solchen  Zufälligkeiten  nicht  betroffen 
werden.'-*^)  Ja  in  Bayern,  wo  die  Miterben  durch  das  An- 
erbenrecht angeblich  so  furchtbar  benachtheiligt  werden,  können 
sie  sich  nur  Glück  dazu  wünschen,  wenn  sie  nach  der  Schilderung 
unserer  Politiker  vom  Hof  „ins  Elend  ziehen“  und  Fabrik- 
arbeiter werden  müssen.  Denn  der  Bauer  hat  es  viel  schlechter 
als  sie.  Die  Berichte  der  jüngsten  Agrarenquete  in  Bayern^*) 


*“)  Vgl.  Meyer,  Theilungsverbot  S.  92,  86  f.  etc. 

*“•)  Vgl.  über  die  gleichen  Verhältnisse  in  Mähren:  Schriften  des  V. 
f.  S.  Bd,  76,  S.  183. 

■8^)  Eine  sehr  gute,  kurze  Uebersicht  über  die  Ergehnis.se  dieser 
Enquete  giebt  die  .Tägliche  Bundschau“  in  einer  ihrer,  auch  sonst  bedeut- 
samen, wirthschaftlichen  Beilagen  in  No.  302  N.  vom  25.  Oec.  1896.  Die 
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sind  voll  von  Klagen  über  die  jämmerlicbe  Lebenshaltung 
der  Bauern.  Wenn,  so  heisst  es  dort,  „ein  einziger  Fabrik- 
arbeiter sich  mit  der  Kost  begnügen  müsste,  wie  Dutzende  von 
Bauern  sie  sich  nicht  anders  gestatten  können , so  würden 
darüber  alle  Zeitungen  voller  Klage  sein.“  Die  Ernährung  des 
Bauern  wird  sogar  als  eine  solche  bezeichnet,  „die  man  in  den 
meisten  Gegenden  für  einen  Hund  niedrigster  Sorte  für  zu 
schlecht  halten  würde.“ 

So  kann  mau  keineswegs  sagen,  dass  der  Hoferhe  unbillig 
bevorzugt  wird.  Trotz  aller  scheinbaren  Bevorzugung  zieht  er 
nnter  heutigen  Verhältnissen  immer  noch  das  schlechtere  Loos; 
und  wenn  die  schöne  Anhänglichkeit  der  Deutschen  an  den  er- 
erbten Grund  und  Boden,  an  das  Familienheini  nicht  wäre,  so 
könnte  es  bald  geschehen,  dass  jeder  lieber  Abfindling  als  An- 
erbe sein  möchte.  Aber  auch  wenn  die  V erhältnisse  sich  bessern 
sollten,  bleibt  die  Erzählung  von  den  darbenden  Miterben  ein 
Märchen.  Denn  es  darf  nie  vergessen  werden,  was  wir  schon 
wiederholt  betont  haben,  dass  die  Miterben  an  dem  Blühen  und 
Gedeihen  des  Hansgutes,  an  der  gesicherten  Stellung  des  Hof- 
aunehmers selbst  das  lebhafteste  Interesse  haben,  da  sie  eben 
nicht  in  die  Fremde  zu  gehen  brauchen,  sondern  Unterhalt  auf 
dem  Hofe  fordern  können  und  in  Krankheit  und  Noth  auf  ihm 
eine  Zuflucht  finden. 

Sonach  wird  es  besser  sein,  wenn  bei  künftigen  Be- 
sprechungen des  Anerbenrechts  das  Gespenst  des  Bauern  mit 
der  giossen  Nachkommenschaft  unbehelligt  bleibt.  Aber  selbst 
wenn  die  ganze  rührende  Geschichte  nicht  so  in  allen  Punkten 
mit  der  Wirklichkeit  in  Zwiespalt  träte,  wenn  sie  dennoch 
AV'^ahrheit  wäre,  so  sind  wir  hart  genug,  elf  Kinder  zu 
Proletariern  zu  machen,  damit  wenigstens  eines  ein  tüchtiger 
Mann  bleibe;  wir  können  nicht  einsehen,  wie  es  besser  sein 


folgenden  Citate  sind  aus  dieser  Nummer.  — Die  Enquete  liegt  noch  in 
zwei  weiteren,  mehr  wissenschaftlichen  Bearbeitungen  vor.  Die  eine,  für 
unsere  Zwecke  vielfach  zu  gedrängte,  findet  sich  in  Schmollers  Jahrbüchern 
do  ls‘J6  S.  89  ff.  Die  andere  steht  in  Band  73  der  Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik  S.  90  ff. 
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sollte,  wenn  alle  zwölf  Proletarier  werden,  was  sonst  unver-' 
meidlich  wäre.^; 


§ 31. 

Noch  eine  zweite  doktrinäre  Erwägung  wird  aber  gegen 
das  Anerbenrecht  ins  Feld  geführt.  Es  ist  das  „gleiche  Recht 
für  alle“,  dem  das  „Produkt  des  mittelalterlichen  Ständerechts“ 
soll  weichen  müssen. 

Was  es  mit  „dem  Produkt  des  mittelalterlichen  Stände- 
rechts“ auf  sich  hat,  glauben  wir  im  geschichtlichen  Theil 
genugsam  ausgeführt  zu  haben.  Der  Wahn  ist  gründlich  zer- 
stört worden;  es  ist  gezeigt,  wie  das  Anerbenrecht  aus  dem 
Bau  der  ältesten  Familie,  der  die  feste  Grundlage  auch  für 
unser  ganzes  übriges  Recht  abgegeben  hat,  sich  mit  innerer 
Nothwendigkeit  entwickelt  hat.  Allein  auch  das  gleiche  Recht 
für  alle  ist  doch  wohl  nicht  ein  unbedingt  erstrebenswerthes 
Ideal. 

Das  Recht  soll  die  Lebensverhältnisse  regeln.  Es  kann 
aber  nicht  schaffen;  es  kann  nur  sozusagen  alle  Hindernisse 
hinwegräumen.  Es  ist  nuu  klar,  dass  die  in  den  Lebensver- 
hältnissen treibenden  Kräfte  sehr  verschiedene  Bedingungen 
ihrer  Entfaltung  haben.  Es  ist  deshalb  ebenfalls  klar,  dass 
der  diese  Entfaltung  lediglich  fördernde  Gesetzgeber  sie  nicht 
alle  überein  behandeln  kann.  Eine  Rechtsordnung,  die  lediglich 
auf  die  Bedingungen  städtischen  Lebens  gestutzt  ist,  wird  dem 
Lande  nicht  förderlich  sein,  und  umgekehrt.  Man  kann  auch 
das  Beispiel  noch  spezieller  wählen.  Gesetze,  welche  den  be- 
sonderen Bedürfnissen  der  Industrie,  des  Handelsstandes,  des 
Handwerks  etc.  genügen  W’ollen,  können  nicht  allgemein  eingeführt 
werden.  Es  ergiebt  sich  also  als  das  oberste  Gesetzgebungs-Prinzip 
gerade  nicht  die  Gleichheit,  sondern  das  Suum  cuique.  Es  gilt 
eben  von  den  menschlichen  Verhältnissen  da.sselbe,  was  auf  die 
Menschen  selbst  zutriHt:  „Wer  die  Gleichheit  will  unter  den 

von  Natur  Ungleichen,  der  w’ill  den  Widersinn.“  Allerdings 


Gleicher  Ansicht  Oierke,  Beilagennmmer  1S6  zur  llünchoiier 
Allg.  Zeitung  S.  3 Spalte  1 und  Agrarcoiil'erenz  8.  230;  v.  Buch.  Agriir- 
konferonz  S.  181,  Thiel  i.  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  61  S.  397. 


Digitized  by  Google 


247 


sind  die  Menschen  von  Natur  auch  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  gleich;  so  auch  die  menschlichen  Verhältnisse;  ein 
- Grundstock  gemeinsamer  Rcchtssätze  wird  deshalb  auch  auf 
alle  passen,  und  namentlich  werden  dies  diejenigen  sein,  welche 
ein  Rechtsleben  überhau])!  erst  ermöglichen.  Darüber  hinaus 
aber  bleibt  es  bestehen:  AVer  durch  das  Gesetz  den  Lebens- 
verhältnissen freie  Bahn  schaffen  und  sie  nicht  vernichten  will, 
der  muss  ihre  verschiedenen  Daseinsbedingungen  berücksichtigen. 
Es  bleibt  das  Suum  cuique. 

So  alt  diese  Regel  ist,  so  wenig  hat  man  sie  beachtet;  und 
doch  liegt  in  ihr  das  A und  das  0 aller  Gesetzgebungskunst; 
viele  der  heutigen  Schwierigkeiten  finden  in  ihr  eine  Lösung. 

Die  Römer  haben  das  römische  Stadtreebt,  das  vorzugs- 
weise Handelsrecht  war,  auf  ganz  Italien  und  zuletzt  auf  das 
Reich  ausgedehnt.  Und  selten  hat  sich  die  Richtigkeit  einer 
Theorie  so  gezeigt,  wie  hier.  Das  aus  den  Bedürfnissen  des 
Handelsstandes  und  der  Stadtbevölkerung  allein  entwachsene 
Recht  musste  allen  anderen  Lebensverhältnissen  die  Luft 
nehmen,  zu  einer  einseitigen  Entwicklung  jener  Stände  führen, 
den  Bauernstand  und  die  Landbevölkerung  aber  zer- 
malmen. Mit  furchtbarer  Folgerichtigkeit  haben  die  Ereignisse 
diesen  Gang  genommen.  Grossfiiianz,  Handel  und  Gewerbe 
blühten  und  haben  geblüht,  so  lange  das  Reich  bestand,  Ord- 
nung halten  und  seinen  Gesetzen  Achtung  verschaffen  konnte. 
Der  Bauernstand  lag  schon  zur  republikanischen  Zeit  in  den 
letzten  Zügen;  später  wurde  er  derartig  unwichtig,  dass  alles, 
was  wir  von  der  Gesellschaft  der  Kaiserzcit  wissen,  uns  nur 
das  Leben  eines  Bankier-  und  Handelsstandes  wiederspiegelt. 
Schliesslich  verschwand  der  Bauernstand  fast  ganz  und  das 
Reich,  dem  das  Bauernmark  amsgesogeii  war,  starb  an  der 
Schwindsucht.  Es  hatte  kein  Blut  mehr,  seinen  Körper  zu 
ernähren,  keine  Männer  für  seine  Heere  und  seine  Ver- 
waltung.^) 


“*)  Dass  das  römisclie  Reclit,  wie  ca  uns  vorliegt,  nur  auf  städtische 
Verhältnisse  zugeschnitten  ist,  wurde  bei  den  verschiedenen  Conferenzen 
überÄnerbenrecht  wiederholt  hervorgehoben,  namentlich  von  dem  Kegierungs- 
ratb  l)r.  Uermes  in  der  pr.  Agrarconferenz  (S.  220  -J21). 
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Den  Germanen  war  es  vorbelialten,  wie  sie  zuei-st  gegen- 
über den  reinen  Stadtstaaten  des  Altertliuins  die  Idee  desFläcben- 
staates  aus  Stadt  und  Land  erfasst  haben,  so  aucli,  das  Suum 
cuique  wieder  zu  Ehren  zu  bringen.  In  den  mittelalterlichen 
Sonderrechten  ist  das  unverlierbare  Rechtsprinzip  niedergelegt, 
dass  jedes  Lebcnsverhältniss  gemäss  den  ihm  innewohneuden 
Existenzbedingungen  geregelt  werden  muss.  Die  übertriebene 
Durchführung  dieses  Prinzips,  die  auch  zu  Sonderrechten  für 
sachlich  gleiche  und  nur  örtlich  verschiedene  Rechtsverhältnisse 
führte,  und  die  damit  heraufbeschworene  allzugrosse  Zersplitterung 
des  Rechts  riefen  eine  Gegenströmung  hervor,  welche  dem 
gleichen  Rechte  des  Altertbums  ungetheilte  Bewunderung  zollte. 
Es  war  bedeutsam,  dass  mit  dieser  Strömung  das  ungeahnte 
Aufblühen  der  Städte  zusammentiel.  Ihre  complicirten  Ver- 
hältnisse zn  ordnen,  reichte  das  bisherige  deutsche  Recht  nicht 
aus;  und  wenn  es  auch  ausgereicht  hätte,  so  hatte  es  sich 
nicht  die  Jurisprudenz  erzogen,  die  lahig  gewesen  wäre,  die 
ihm  innewohnenden  Rechtsgedanken  zu  neuen  Sätzen  zu  ent- 
falten und  so  die  Lücken  des  bisherigen  Reclits  auszutnllen. 
Auch  bot  sich  ein  für  städtische  Verhältnisse  mit  Handelsver- 
kehr ausgezeichnetes  Recht  in  dem  römischen  bereits  fertig  dar. 
Die  Städte  griffen  deshalb  zuerst  danach,  und  es  ist  kein  Zufall, 
dass  sie  bei  der  Reception  überall  voranstanden.  Die  geschulten 
Juristen  aber,  welche  doch  vorzugsweise  Söhne  der  Städte 
waren  und  deshalb  städtische  Verhältnisse  vor  Augen  hatten, 
erstarben  in  Staunen  vor  diesem  Recht,  dass  die  Entwicklung 
ihrer  Zeit  in  so  wunderbarer  Weise  vorausgeahnt  und  -geordnet 
hatte.  Und  da  sie  jetzt  anch  die  ländliche  Richtergcwalt  in 
Händen  hatten,  so  wendeten  sie  dies  Reclit  theils  aus  Be- 
wunderung, theils  aus  Unkenntniss  anderer  Satzungen,  theils 
aus  düctrinärem  Streben  nach  „gleichem“  Recht  auch  auf  dem 
Lande  an.  So  galt  das  römische  Stadtrecht  zum  zweiten  Male 
als  gleiches  Recht  für  weite  Theile  Europas. 

Allein  sofort  zeigte  es  sich  auch  hier,  dass  es  ein  gleiches 
Recht  nicht  geben  kann.  Das  Stadt-  und  Handelsrecht  übte 
seine  vernichtende  Wirkung  aut  die  ländliche  Bevölkerung. 
Mit  grimmen  Hass  erhob  sicli  deshalb  diese  gegen  das  fremde 
Wesen.  Und  mit  vollem  Fug.  Wir  haben  oben  über  die 
schädlichen  EinÜüsse  der  Theorie  von  der  locatio-conductio 
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anf  das  Besitzreclit  der  Bauern  gesinochen.  Wer  die  Nach- 
weise dafür  sucht,  der  lese  Gaede's  trefiliches  Werk  über  die 
Verhältnisse  in  Neuvorpoiimiern  und  Rügen.  Es  ist  darin  ein- 
gehend ansgeführt,  wie  durch  die  Untei-stellung  der  deutsch- 
rechtlichen  Leiheverhältnisse  unter  die  römischen  Regeln  der 
Zeilpacht  die  Bauern  allmählich  von  Haus  und  Hof  getrieben 
wurden,  sodass  anstatt  des  einst  überaus  kräftigen  Bauern- 
lebens  die  heutige  Latifundienwirtschaft  erwuchs.  Viel  Aehn- 
liches  ist  noch  vorgekommen.  Es  war  nicht  der  Fehler  des 
römischen  Rechts.  Das  ist  au  sich  sehr  gut.  Es  war  die 

thörichte,  aus  Gleichheitsschwärmerei''**''’)  geborene  Anwendung 
dieses  Rechts  auf  Verhältnisse,  für  die  es  nicht  berechnet  ist. 

Es  folgten  bessere  Zeiten.  Nach  dem  übermässigen  Ro- 
manisiren  wendete  sich  die  Rechtswissenschaft  naturgemäss 
wieder  mehr  dem  deutschen  Recht  zu.  Die  Sonderrechte  wurden 
wieder  liebevoll  gepflegt.  Nur  zu  sehr.  Denn  namentlich  die 
Auswüchse  des  gewerklichen  Sonderrechts  im  Innungswesen 
riefen  iin  Anfang  dieses  Jahrhunderts  einen  Rückschlag  hervor. 
Dieser  Rückschlag  war  aber  auch  noch  tiefer  begründet  und 
zwar  in  dem  Aufsteigen  des  sogenannten  dritten  Standes. 

Der  war  ein  Kind  der  Städte  und  bestand  in  seinen  geistig 
und  materiell  hervorragenden  Theilen  vornehmlich  aus  Gross- 
und Kleinkaufleuten.  Gerade  wie  nun  im  15.  Jahrhundert  es 
die  Städte  und  die  Handelswelt  gewesen  waren,  welche  mit  dem 
römischen  Rechte  das  gleiche  Recht  hervorgezogen  hatten,  so 
wurde  dieses  auch  jetzt  von  dem  städtischen  dritten  Stande  auf  den 
Schild  erhoben,  der  ja  auch  thatsächlich  von  der  Rechtseiulieit  den 
gi'össten  Vortheil  hat.  Das  erste  ,.gleiche  Recht“  für  einen 
nationalen  Staat,  der  französische  Code,  war  deshalb  ein  Ge- 
setzbuch der  Städte,  der  Geldwirthschaft  und  des  Handelsstandes. 
Denn  selbst  in  Frankreich  wendet  sich  die  Lau dwirtii Schaft 
jetzt  von  dem  vielgerühmten  Code  ab.  ln  Deutschland  war  das 
„gleiche  Recht“  stellenweis  schon  von  dem  aufgeklärten  Ab- 
solutismus eingeführt,  der  sich  durch  Vermittelung  der  vou  ihm 
vertretenen,  merkantilistischen  Wirthschaftsschule  auch  mit  den 


‘^)  Diese  gipfelte  in  dem  Satze,  dass  alle  Statuten  so  auszulegen 
seien,  nt  quam  minime  distent  a iure  coiumuni. 


y 
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Wünschen  der  Städte  und  der  Handelswelt  besonders  vertraut 
gemacht  hatte.  Im  übrigen  brachte  auch  hier  der  Sieg  des 
dritten  Standes  das  „gleiche  Recht“  zu  Wege.'-^*®) 

Aber  auch  jetzt  offenbarte  sich  bald  die  Thorheit  jener 
Regel.  In  England  ist  es  der  gleichen  Gesetzgebung,  die, 
obwohl  lediglich  nach  städtischen  Verhältnissen  zugeschnitten, 
ohne  Rücksicht  überall,  auch  gegen  die  Landwirthschaft  durch- 
geführt wurde,  gelungen,  das  Land  halb  zu  veröden;  in  Frank- 
reich ist  der  unterschiedslosen  Anwendung  namentlich  des 
städtischen  Erbrechts  die  masslose  Bodenzersiilitternng  zuzu- 
schreiben; in  Deutschland  hat  sich,  wie  schon  geschildert,  die 
Landbevölkerung  wenigstens  im  Erbrecht  dagegen  erklärt,  mit 
allen  übrigen  Berufen  überein  behandelt  zu  werden.  Ueber- 
hanpt  ertönt  gerade  in  neuerer  Zeit  der  Ruf  nach  dem  Siium 
cuique,  nach  dem  Sonderrechte  wieder  vernehmlicher.  Mau  hat 
eingesehen,  dass  man  mit  der  an  sich  berechtigten  Reaktion 
gegen  die  Rechtszersplitterung  zu  weit  gegangen  ist,  dass  es 
nicht  angeht,  Verhältnisse,  die  ganz  verschiedene  Lebens- 
bedingungen haben,  über  einen  Kamm  zu  scheeren.  Und  diese 
Erkenntniss  ist  nicht  nur  durchgedrungen,  sic  hat  sich  auch  in 
Thaten  übersetzt. 

Und  merkwürdiger  Weise  war  es  der  Handelsstand,  der 
sonst  so  für  das  gleiche  Recht  schwärmt,  der  hiermit  den  An- 
fang gemacht  hat.  Er  hat  sich  eben  immer  durch  ein  besonders 
feines  Gefühl  für  das  ihm  Dienliche  ausgezeichnet.  Er  wusste 
recht  wohl,  wie  sehr  er  durch  ein  nicht  nach  seinen  Bedürf- 
nissen geformtes  Recht  geschädigt  werden  könnte,  und  er  hat 
sich  deshalb  sein  altes  Handelssonderrecht  gewahrt,  obwohl 
man  hier  weit  füglicher  als  bei  der  bäuerlichen  Erbfolge  von 
einem  „Produkte  mittelalterlichen  Ständewesens“  hätte  reden 
können.  Auch  die  neueste  Arbeitergesetzgehung  ferner  ist 
doch  lediglich  ein  Zeugniss  dafür,  dass  eben  nicht  das  gleiche 
Recht  für  alle  passt.  Ueberhaupt  schwillt  die  Menge  der 
Sonderrechte  immer  mehr  an,  je  mehr  sich  die  modernen  Ver- 


“”■)  Gleicher  Ansicht,  <la»s  lier  Sieg  des  iiindcmeti  gleichen  Hechts  der 
des  städtischen  Hechts  war,  ist  auch  I)r.  GrUnlerg  in  d.  .Sehr.  d.  V.  f.  Soc. 
Hd.  ül  Seile  ‘27S. 
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hältnisse  diflFerenziren,  je  mehr  sie  deshalb  verschiedenartige 
Begelang  erheischen.  Das  Andrängeii  der  zahlreichen  wirth- 
schaftlichen  Interessengruppen,  unter  denen  jetzt  namentlich 
die  Handwerker  hervorragen,  ihr  Heischen  nach  besonderer 
Berücksichtigung  durch  die  Gesetzgebung  hat,  so  übertrieben 
es  manchmal  sein  mag,  seinen  tiefen  innem  Gmnd  in  jenem 
,Sunm  cuique“. 

So  bestätigt  die  Geschichte,  was  die  Theorie  lehrt,  da.ss 
es  ein  gleiches  Recht  für  alle  nie  gegeben  hat,  nie  geben  wird 
noch  geben  kann.  Und  in  dieser  Erkenntniss  findet  auch  der 
Jahrhunderte  alte  Streit  um  das  römische  und  deutsche  Recht 
seinen  Abschluss.  Er  ist  im  Grunde  genommen  der  Kampf 
gegen  das  gleiche  Recht;  denn  er  tobt  dann  besonders  lebhaft, 
wenn  das  moderne,  auf  römischer  Grundlage  ruhende  und 
städtische  Verhältnisse  berücksichtigende  Recht  ohne  verständige 
Ausnahmen  auch  auf  dem  Lande  beobachtet  w’erden  soll.  Dem 
gegenüber  zieht  sich  dann  die  Landbevölkerung  auf  das  deutsche 
Recht  zurück,  welches,  dem  deutschen  Wirihschaftsleben  gemäss, 
einen  vorwiegend  ländlichen  Charakter  trägt  und  die  Intel  essen 
des  Bauern  wahrt.  Es  wäre  aber  thöricht,  nun  das  deutsche 
Recht  zum  allgemeinen  und  gleichen  erheben  zu  wollen,  es 
würde  für  die  Städte  und  die  Industrie  nicht  passen.  Nein, 
jedem  das  Seine.  Den  städtischen  Verhältnissen  das  römische 
Recht  oder  eines,  das  auf  seinen,  für  jene  immerdar  muster- 
gütigen  Prinzipien  anfgebaut  ist;  dem  platten  Lande  aber  sein 
deutsches  Recht,  das  sich  in  einer  vieltausendjährigen  Ge- 
schichte von  den  ältesten  arischen  Zeiten  au  nicht  minder 
passend  für  die  ländlichen  Verhältnisse  mit  innerer  Nothwendig- 
keit  aus  ihnen  selbst  heraus  entwickelt  hat.'*') 


“■)  Auch  dieser  Qedanke,  dass  wieder  Siinderrcchte  cnt.sprecheiid  den 
verschiedenen  Verhältnissen  geschaffen  werden  müssten,  ist  bei  den  Be- 
rathnngen  über  Anerbenrecht  wiederholt  gestreift  worden.  Namentlich 
Gierke  hat  ihn  hervorgehoben  (Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  tiS  S.  170/171).  Er 
hat  auch  ansdrücklich  den  Mahnruf  , Jedem  das  Seine*  erhoben. 
(Ebenda,  vgl.  auch  -tgrarconferenz  S.  27/28.)  — Der  Verf.  bemerkt  übrigens, 
dass  er  Oierkes  und  die  anderen  einschlägigen  Ausführungen  erst  gelesen 
hat,  nachdem  er  den  vorliegenden  Paragraphen  im  Weseutlicben  bereits  so 
wie  jetzt  niedergesebrieben  hatte,  ein  Beweis,  wie  sehr  sich  diese  Oedanken- 
reihe  der  rechtsgesebichtlicheu  und  reebtspolitiseben  Betraehtung  aufdrängt. 
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§ 82. 

Näclist  (lern  Ideale  des  gleichen  Hechts  wird  endlich  noch 
ein  Drittes  gegen  das  Anerbenrecht  ins  Feld  geführt,  das 
Prinzij)  der  wirthschaftlichen  Freiheit.  Zunächst  verlangt  man 
in  dessen  Namen  im  Allgemeinen,  der  Staat  solle  auf  wirth- 
schaftliche  Dinge  überhaupt  nicht  einzuwirken  suchen;  er  solle 
sich  vielmehr,  so  viel  wie  möglich,  jeder  Einmischung  ent- 
halten.^) 

Aber  wenn  man  diese  Forderung  streng  durchdenkt,  so 
führt  sie  zur  Aufhebung  jeder  Gesetzgebung.  Denn  jede  Ge- 
setzgebung, namentlich  aber  die  erbrechtliche,  greift  in  die 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  ein  und  hat  olt  überaus  bedeut- 
same wirthschaftliche  Wirkungen.**')  Wenn  deshalb  der  Staat  nicht 
auf  jegliche  Erbregelung  verzichtet,  — und  das  hat  noch  niemand 
von  ihm  verlangt  — so  mischt  er  sich  doch  in  wirthschaftliche  Dinge 
ein.  Dann  ist  es  aber  nicht  die  wirthschattliche  Freiheit,  welche  die 
Gegner  vorschützen,  sondern  die  wirthschaftliche  Unfreiheit,  unter 
dies  Recht  alle  zu  zwingen,  auch  diejenigen,  deren  ökonomische 
Tiebensbedingungen  es  von  Grund  aus  verschlechtert.  Es  ist 
deshalb  völlig  richtig,  wenn  Sering  den  Vorwurf,  dass  dem 
Bauernstände  ein  neues  Recht  aufgenöthigt  werden  solle,  um- 
kehrt und  den  Gleichheitsschwärmeni  znrnlt:  „Sie  wollen  uns 


**)  Unter  anderen  «o^'ar  aiie.h  auf  der  Agrarconferenz  (S.  IS)  von  dem 
üeuerallandBchaftsdirektor  liou. 

Vgl.  die  trefflichen  Worte  Tociiiieville»,  De  la  democratic  en 
Amerique;  „Die  Erbgesetze  sollten  an  der  Spitze  aller  staatlichen  Ein- 
richuugen  genannt  werden  ; denn  sio  beeinflussen  in  ausserordentlicher  Weise 
die  wirthschaftliche  Lage  der  Volker,  die  sich  in  ihren  politischen  Gesetzen 
dann  nur  wiederspiegelt  Sie  wirken  sicher  und  gleichuiässig  auf  die 
menschliche  Gesellschaft  ein  und  bestiininen  das  Loos  der  künftigen 
Geschlechter  schon  vor  deren  Geburt.“  (Uebersefzung  nach  Schneider 
und  Kelber,  Anerbenrecht  und  I/ebensversicherung).  — Die  hervorragende 
Einwirkung  der  Erbgeeetzc  gerade  auf  wirthschaftliche  Dinge  wird  unten 
noch  eingehend  behandelt  werden.  — Vgl.  auch  Gierke  an  verschiedenen 
Stellen  namentlich:  Schrift,  d.  V.  f.  S.  Dd.  öw  S.  U>;t/U>4,  „Erbrecht  in 
ländl.  Grundbesitz“  und  „der  Entwurf  und  das  deutsche  Kocht. 
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nicht  nur  Ibr  Erbrecht  aufdrängen,  sondeiii  sie  haben  das  schon 
gethan  und  wir  wollen  es  wieder  los  sein.  So  steht  die  Sache.“ 
Es  ist  jedoch  nicht  blos  jene  allgemeine  Wanmng  vor  Ein- 
mischung des  Staates  in  wirthschaftliche  Dinge,  welche  aus  dem 
Priuzipe  der  ökonomischen  Freiheit  abgeleitet  wird;  dieses  Prinzip 
hält  man  vielmehr  auch  noch  in  anderer  Weise  gerade  durch  das 
Anerbeni-echt  für  bedroht ; durch  ein  solches  soll  nämlich  die  Dis- 
positionsgewalt der  Hofbesitzer  geschmälert  werden.  Diese 
Befürchtung  ist  nicht  allein  von  den  gelehrten  Gegnern  des 
Anerbenrechts  z.  B.  von  den  Professoren  Brentano  und  Bücher 
ausgesprochen  worden,^'“)  sie  kehrt  nicht  nur  immer  in  den 
Parlamenten  wieder,'^"’)  sie  wird  vielmehr  auch  im  Bauernstände 
selbst  getheilt,  namentlich  in  Süddeutschland.  AVenigstens  be- 
haupten vei-schiedene  der  in  dem  Fick’schen  Buche  bearbeiteten  Be- 
richte eine  solche  Schmälerung.  So  heisst  es  in  dem  einen  (S.  76): 
,Das  Mittel  der  gesetzlichen  Einführung  des  Anerbenrechts  mit  weit- 
gehender Beschränkung  der  Dispositionsbefugniss  ist  ge- 
rade eine  Bestimmung,  welche  den  Bauern  erst  recht  in  Harnisch 
bringen  würde.“  Und  ein  anderer  Bericht  (S.  77)  sagt  noch 
schärfer;  „Einen  Eingriff  in  seine  Eigenthumsrechte,  eine 
Beschränkung  seines  freien  Willens  bei  Gutsübergaben  in  Ueber- 
einstimmuug  mit  seinen  Kindern,  eine  von  seinem  Willen  unab- 
hängige allenfallsige  Feststellung  des  Werthes  seines  Anwesens, 
dies  alles  wird  der  Eotthaler  Bauer,  so  wie  er  bis  jetzt  ge- 
wachsen ist,  nur  schwer  hinnehmen.“  Auch  sonst  ist  es  sowohl 
auf  der  Agrarconferenz  wie  auf  dem  Juristentage  von  1895 
von  sachkundigen  Männern  bezeugt  worden,  dass  vor  allem  in 
Süddeutschland,  in  AVürttemberg,  Baden  und  den  Hohenzollem- 
schen  Landen  eine  Abneigung  gegen  das  gesetzliche  Anerben- 
recht auch  in  den  Gegenden  mit  ungetheilter  Vererbung  besteht, 
weil  man  eine  Bindung  der  Bewegungsfreiheit  darin  erblickt.'**'”) 


Bei  den  Wiener  Verhandlungen  des  V'ereins  für  Socialpolitik  im 
Jahre  1894  (Schrift  d.  V.  f.  S.  Bd.  Gl  S.  340/341  u.  S.  374;375.) 

Verhandlung  des  pr.  Abgeordneten!!,  vom  Z3.  Febr.  1898. 
*“•)  Vgl.  Juristentag  de  1895  Bd.  1 S.  28.  Vgl.  auch  die  Bede  des 
Abgeordneten  Wisset  auf  der  Oenenklvcrs.  des  Ver.  f.  S.  von  1893  (Bd.  58. 
S.  194  ff.) 
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Es  Hesse  sich  demgegenüber  zunächst  überhaupt  bezweifeln, 
ob  die  völlige  Dispositionsfreiheit  wirklich  ein  so  unantastbares 
Gut  ist.  Viele  V^ertreter  der  Landwirthschaft  insbesondere 
aus  den  Grosslandwirthen  legen,  — das  hat  sich  auf  der 
Agrarconlerenz  gezeigt,  — wenig  Werth  darauf.  In  meister- 
hafter Weise  ist  es  dort  von  den  verschiedensten  Rednern  aus- 
gefülirt  worden,  dass  die  jetzige  Freiheit  vielfach  nur  die  unbe- 
schränkte Möglichkeit  bedeutet,  sich  zu  Grunde  zu  richten,  und 
dass  sie  zur  Zinssklaverei  und  zur  Abhängigkeit  von  den 
Lieferanten  führt  (S.  132  u.  135).  Ja  von  zwei  Rednern  ist 
ausdrücklich  gesagt  worden,  dass  der  rechtlich  so  gebundene 
Fideicommissbesitzer  in  Wahrheit  noch  der  einzige  freie  Mann 
auf  freier  Scholle  sei.''**'“*)  Von  Theoretikern  ferner  ist  namentlich 
im  Verein  für  Sozialpolitik  mit  Recht  die  Wandlung  der  An- 
sichten über  die  Freiheit  des  Arbeitsvertrages  als  Beispiel  an- 
gcrufen  worden.  Auch  bei  diesem  ist  man  ja  zu  der  Einsicht  ge- 
kommen, dass  die  völlige  Freiheit  vom  Uebel  ist.  Es  ist  darum 
keineswegs  unmöglich,  dass  einmal  zur  Wahrheit  wird,  was 
Gierke  voraussagt:'-***'')  „Die  Zeit  wird  kommen,  da  der  Schutz 
des  Grundbesitzes  gegen  das  ihm  aus  der  Verschuldungsfreiheit 
erwachsende  Verderben  ebenso  als  sociales  Rechtsgebot  empfunden 
werden  wird,  wie  heute  schon  der  Schutz  der  arbeitenden  Per- 
sönlichkeit gegen  die  Selbst  Vernichtung  kraft  eigener  Vertrags- 
freiheit.“ 

Vorläufig  jedoch  scheint  allerdings  die  gewaltige  Ueberzahl 
des  eigentlichen  Bauernstandes  ängstlich  über  der  L'nverletzlich- 
keit  ihrer  wirthschaftlichen  Freiheit  zu  wachen.'-****')  Aber  wenn 
dem  auch  so  ist,  so  giebt  cs  doch  gar  keinen  Grund  ab  gegen  das 
Anerbenrecht.  Denn  das  Anerbenrecht,  wie  wir  es  befürworten, 
will  gar  keine  Beeinträchtigung  der  Verfügungsfreiheit. 
Im  Gegentheil.  Es  ist  ja  schon  seinerzeit  bei  den  Verhand- 


NSralich  von  Gamp  u.  von  v.  Gustedt  (.Vgrarconferenz  S.  10.3  u.  Iö3). 
Ueber  die  Verwerfung  der  formalen  Freiheit  als  eines  unbedingten  Ideals, 
vgl.  auch  Agrarconferenz  S.  55.  u.  59.  Derselbe  Gedanke  ist  auch  von 
Gierke  und  Sering  in  den  citirten  Schriften  und  Verhandlungen  w-iederholt 
vertreten  worden. 

Allgemeine  Ztg.,  Beilage-Nummer  1S6  S.  3 Sp.  2. 

Gleicher  Ansicht  auch  Fick  S.  2US. 
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langen  über  die  Höfegesetze  betont  worden  und  namentlich  der 
Minister  Dr.  v.  Miquel  liat  es  jetzt  wiederliolt,'^")  dass  durch  das 
Anerbenrecht,  solange  es  nicht  als  zwingende  Erbfolge  gestaltet 
wird,  nur  eine  Erweiterung  der  elterlichen  Verwaltungsniacht 
eintritt.  Der  Bauer  wird  von  den  Schranken  des  römischen 
Ptlichttheilsrechts  befreit,  während  er  andererseits  an  das  An- 
erbenrecht nicht  gebunden  ist,  sondern  es  durch  Testament, 
Cebergabsvertrag  oder  dgl.  ausschliessen  kann.  Wie  kann  man 
da  über  Beschränkung  der  Verfügungsfreiheit  klagen!  Brentano 
will  sie  allerdings  auch  bei  einem  Intestatanerbenrecht  in  den 
dabei  nothwendigen  Schätzungsvorschriften  finden.  Er  verweist 
darauf,  dass  durch  diese  Vorschriften  die  Miterben  daran  ver- 
hindert werden  könnten,  dem  Anerben  den  Hof  so  hoch  zu  be- 
werthen,  als  sie  wünschen,  und  fragt  dann:  „Bedeutet  das  keine 
Beschränkung  der  Dispositionsfreih^it  Man  darf  darauf 

wohl  mit  der  Gegenfrage  antworten:  „Bedeutet  es  keine  Be- 
schränkung der  Dispositionsfreiheit,  wenn  durch  die  jetzige 
Gesetzgebung  der  Anerbe  daran  verhindert  wird,  den  Hof  so 
niedrig  anzunehnien,  w'ie  er  möchte?“  Mit  der  Logik  Brentanos 
lässt  sich  eben  nur  beweisen,  dass  Schätzungsvorschriften  über- 
haupt eine  Beschränkung  für  den  einen  oder  den  anderen  Theil 
sind,  die  gegenwärtigen  ebenso  gut  w'ie  die  künftigen;  da  man 
sie  aber  nun  einmal  nicht  entbehren  kann,  wofern  man  über- 
haupt die  Erbverhältnisse  regeln  will,  so  ist  die  Frage,  welche 
von  beiden  Schätzungsmethoden  angenommmen  werden  soll,  nur 
eine  Frage  der  Zweckmässigkeit,  aber  nicht  der  persönlichen 
Freiheit.  Diese  wird  von  dem  Anerbenrecht  als  Intestaterbrecht, 
dessen  Einführung  allein  beabsichtigt  wird,  überhaupt  nicht 
berührt.^^'^^"’) 


Agrarconferenz  S.  82, S3  n.  S.  80  und  in  der  Sitzung  des  pr.  Ab- 
geordnetenhauses vom  2;t.  Fcbr.  isas. 

Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  01  S.  375/376. 

*■'"’)  Vgl.  auch  Sering  (Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  Ot  S.  389  u.  bei  Schmollcr, 
Jahrbuch  de  1896  S.  2I9\  (iierke.  Allgemeine  Zeitung,  Beilagenummer  184 
S.  2 Sp,  2,  Bruuner  (Juristentag  de  1895  Bd.  2 S.  105),  v.  Inama-Stomegg 
(Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  61  S.  400)  u.  a.  m.  Pie  Uros.slandwirthe  wissen  übrigens 
bereits,  dass  das  Anerbenrecht  nur  ihre  Pispositionsfreiheit  erweitert.  We- 
nigstens hat  txraf  Zcdlitz-Trützschler  auf  der  Agrarconferenz  (S.  226)  be- 
merkt, dass  das  Ancrbeurecht  als  Gesetz  schon  darum  wcrthvoU  sei,  weil 
es  eine  moralische  Stütze  für  ihm  entsprechende  Testamente  abgebe. 
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§ 33. 

Weder  die  angeblichen  rigorosen  Consequenzen  des  Anerben- 
rechts, nucli  die  Idee  des  gleiclien  Rechts  oder  der  wirthschalt- 
lichen  Freiheit  sind  deshalb  in  der  Frage  des  Anerbenrechts 
ausschlaggebend.  Dass  dagegen  die  Erörterung  der  wirthschal't- 
lichen  und  sozialen  Wirkung  des  Anerbenrechts  für  seine  Zweck- 
mässigkeit Bedeutung  hat,  muss  zugegeben  werden.  Anderseits 
hat  man  vielfach  diesen  Punkt  zu  sehr  betont.  Allerdings  wird 
man  nicht  das  Anerbenrecht  einfiihrcn,  wenn  man  sich  überzeugt 
hat,  dass  es  schädlich  ist.  Aber  nur,  dass  dies  nicht  der  Fall, 
braucht  eigentlich  nachgewiesen  zu  werden.  Darüber  hinaus 
nämlich  erscheint  uns  als  das  Massgebende  in  dem  Streite  um 
das  Anerbenrecht  die  Rechtsüberzeugung  des  Volkes.  Denn 
wenn  nur  das  Anerbenrecht  nicht  geradezu  unheilvoll  wirkt,  so 
müsste  es  vorgezogen  werden,  sobald  das  Volk  danach  begehrt, 
selbst  wenn  es  sonst  nicht  besser  sein  sollte  als  das  gewöhnliche 
Erbrecht.  Bildet  doch  der  Rechtswille  des  Volkes  die  einzige 
feste  Grundlage  der  Rechtsbildung;  muss  doch  auf  ihn  der  Ge- 
setzgeber bauen,  was  irgend  Bestand  haben  soll;  denn  ohne 
diesen  Rückhalt  fallt,  wie  oben  ausgeführt,  selbst  das  Schönste 
und  wirthschaftlich  Zweckmässigste  in  sich  zusammen.-’^'^*’) 

Es  ist  mit  Freuden  zu  begrüssen,  dass  sich  diese  Erkenntniss 
mehr  und  mehr  Bahn  bricht,  und  dass  sie  gerade  in  der  vor- 
liegenden Frage  jetzt  von  allen  Seiten  in  den  Vordergrund 
gerückt  wird.  Alcht  nur  auf  der  Agrarconfereuz  herrschte 
Uebereinstimmung  darüber,  dass  die  Gesetzgebung  an  die  Volks- 
überzeugung anknüpfen  müsse  und  das  historisch  Gewordene  nur 
tbrtbilden  dürfe;  nicht  nur  dort  wurde  auf  die  warnenden  Bei- 
spiele des  bayrischen  Erbgutsgesetzes  und  des  westfälischen 
Gesetzes  von  1836  hingewiesen,  klassiche  Denkmäler  von  der 
Machtlosigkeit  gewohnheitswidriger  Gesetze;-'^*“)  eine  noch  auf- 


Vgl.  oben  Anm.  83  und  Text  dazu. 

270«)  Vgl.  die  Ausführungen  von  Glatzel  und  Winkelmann  (Uber  die 
Gefahr  der  Abweichung  vom  hergebrachten  Güterrecht)  Agrarconfereuz 
S.  204  u.  243/244.  Vgl.  auch  8.  28. 
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fallendere  Uebereiiisüimming  über  die  hohe  Wiclitigkeit  der 
Volksüberzeugniig  trat  auf  der  Wiener  Gcneralvei-saniinluug  des 
Vereins  für  Socialpolitik  zu  Tage,  auflallendcr  darum,  weil  sie 
auch  von  den  Gegnern  des  Anerbenrechts  getheilt  wurde.  Es 
gaben  dort  nicht  allein  Gierke,  Hermes  und  Sering  die  Parole 
aus  „die  Rechtsregel  soll  der  Rechtsüberzeugung  entsprechen“, 
sondern  auch  Brentano  und  Bücher  bericl'en  sich  auf  die  Rechts- 
Überzeugung,  um  das  Anerbenrecht  zu  widerrathen.'-^'"’)  Und  in 
der  That  ist  jene  das  einzig  Entscheidende,  und  Gierke  hat 
völlig  Recht,  wenn  er  sagt:'^"*)  „Für  mich  giebt  es  nur  einen 
tiiftigen  Einwand,  ....  das  Auerbenrecht  entspreche  nicht  dem 
Rechtsbewusstsein  der  Nation“,  vorausgesetzt,  wie  gesagt,  dass 
das  Anerbenrocht  nicht  geradezu  schädlich  wirkt,  und  das  wollen 
wir  vorweg  prüfen. 

In  dieser  Richtung  ist  zunächst  behauptet  worden,  dass  es 
den  Anerben  zu  sicher  mache  und  deshalb  Sorglosigkeit  uud 
wirthschaftliche  Erschhiftuiig  unter  den  Bauern  verbreite.  Es 
wurde  bereits  in  der  Agrarconferenz  (S.  244, 245)  hiergegen 
trefleud  geltend  gemacht,  dass  auch  dieses  Argument  wie  so 
viele  andere  der  Widersacher  des  Anerbenrechts  zu  viel  be- 
weist, da  mau  damit  die  Schädlichkeit  jedes  Erbrechts  uud  jeder 
Sicherung  eines  Besitzes  begründen  könnte.-''"')  Was  es  ferner 
mit  der  Sorglosigkeit  und  dem  guten  Leben  des  Holännehniers 
für  eine  Bewandniss  hat,  das  zu  beleucliten  hatten  wir  ja  schon 
Gelegenheit.  Es  ist  aber  vor  allem  auch  gar  nicht  wahr,  dass 
der  Bauer  in  den  Anerbengegenden  die  wirtlnschafllichen  Fort- 
scliritte  nicht  mitmaclie.  Es  soll  nicht  einmal  grosses  Gewicht 
darauf  gelegt  werden,  dass  auf  der  Agrarconferenz  gegen  diese 
Unterstellung  eiumüthiger  Widerspruch  sich  erhoben  hat:‘-’^‘)  denn 


Vgl.  Sehr.  d.  V.  f.  S.  bd.  til  S.  5U,  S5,  207,  2tiS,  329,  341, 
348,  367,  377,  383  ff.  Vgl.  auch  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Itd.  58  S.  163  104  und 
S.  202  203  und  Breulauu  V'orwort  S.  Xtj. 

>™*)  Sch.  V.  f.  S.  Bd.  61  S.  329. 

Ebenso  Thiel  in  Sclu-.  d.  V.  f.  S.  Hd.  61,  S.  246. 

*'*)  Vgl,  S.  105  (Freiherr  v.  Hueue:  „Ich  müchte  für  die  bauern  in 
der  liegend,  wo  ich  lebe,  den  Anspruch  erheben,  dass  sie  groaaentheils  gut 
wirthachaften-);  S.  169  (Landesdirektor  llöppner:  „Daneben  leben  die  bauern 
einfach;  sie  setzen  ihre  l’rodukte  in  der  Stadt  ab,  aber  ohne  deu  ganzen 
T*  Uruaderbr*cbt.  17 
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inan  künuto  das  Zeugniss  jener  Herren  als  befangen  anfecliten. 
Wir  sind  aber  in  der  Lage,  den  Gegnern  des  Anerbcnreclits 
eine  weit  gewiclitigerc  Autorität  entgegenzuhalten,  nämlich  den 
Inhalt  ihrer  eigenen  Schriften.  Fick  z.  B.  erkennt  selbst 
(S.  27C))  ausdrücklich  an,  dass  sich  die  Gegenden  mit  unge- 
theilter  Vererbung  in  der  Betriebsart  und  in  den  Flrträgnissen 
von  den  Gegenden  der  Freithcilung  kaum  untei-scheidcn.  Es 
ergiebt  sich  das  übrigens  auch  aus  dem,  was  die  von  ihm 
citirten  Berichterstatter  mittheilen.  So  wird  der  prächtige 
Zustand  des  Roththales  (S.  72)  gerühmt,  eines  klassischen  An- 
erbenlandes.  Ja  in  Unterfranken,  wo  ungetheilte  Vererbung  und 
Freitheilung  bunt  durch  einander  gehen,  gelten  die  Bezirke  des 
Anerbenrechts  sogar  allgemein  für  die  reichsten  (S.  2in).  Und 
was  Fick,  um  dies  Urtheil  abzuschwächen,  über  die  Relativität 
des  Begriffes  des  Reichthums  vorbringt,  das  betrifft  jedenfalls 
nicht  die  Füllo  der  dortigen  Bodeuerti’ägnisse ; bei  diesen  muss 
Fick  denn  auch  selbst  (S.  220)  den  Anerbeustrichen  gleichen 
Preis  zubilligen  wie  den  Parzellengebieteu. 

Diese  schon  aus  dem  Fick'schen  Buche  erhellenden  Resul- 
tate aus  Bayern  sind  nicht  nur  durch  die  jüngste  bayrische 
Agrarenquete''^**)  überall  bestätigt  worden,  sondern  sie  sind  auch 
auf  das  ganze  deut.sche  Reich  und  Oesterreich  ausgedehnt  durch 
die  Umfrage,  welche  der  Verein  für  Socialpolitik  über  die  Credit- 
verhältnisse  auf  dem  Laude  veranstaltet  hat,  und  wobei  auch 
die  Erkundung  der  allgemeinen  dortigeu  Zustände  nicht  ver- 
gessen worden  ist.  Wo  hier  überhaupt  über  die  wirthschaftliche 
Gewandtheit  der  Bauern  Aeusserungeu  gemacht  sind,  da  wird 
dieser  uneingeschränktes  Lob  zu  Theil.  Der  Bauer  wird  überall 
als  ein  moderner  Mensch  gekennzeichnet,  der  sich  aus  der 
Natural wirthschaft  in  die  Geldwiithschaft  gefuiideu  hat,  zu 
rechnen  versteht,  die  landwirthschaftlicheu  Fortschritte  benutzt. 


Tai;  in  ilor  Kneipe  zu  sitzeu.  Sie  icgeu  selbst  IlamI  an  ilon  Ttlug  unJ 
bearbeiten  ihre  Aecker,  was  ich  im  (iegeusatz  zu  einem  der  Herr  Vorredner 
ausdrücklich  hervorbebeii  muss,  gut,  ja  oft  besser  als  der  Grossgnmdbesitz*); 
S.  CO,  U2,  löl,  itö.  — Anderer  .Ansicht  nur  Paasche  S.  220. 

Vgl.  .Sehr.  d.  V.  f.  S.  Kd.  73,  .S.  103,  105,  107,  113,  117,  120, 
124  u.  s.  w.  lauter  Ancrbengebicte.  Ueherall  hier  wird  constatirt,  dass  von 
eiuer  ,L'uwirthschaltlichkcit*  der  Kesitzer  nichts  zu  merkeu“  ist. 
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sich  dem  Klima  und  dem  Markte  anpasst.  Und  zwar  wird 
dieses  Lob  nicht  etwa  nur  dem  rheinländischen,  dem  badischen 
und  dem  lothringischen  Parzellen- Bauern  gespendet;  es  kann  sich 
seiner  ebenso  auch  der  Landmann  aus  den  Anerbenländern 
rühmen.  Ja  es  wird  sogar  niemandem  ein  solches  Preislied 
gesungen,  wie  dem  hannoverschen  Hofbesitzer.  Welch  ein  er- 
freuliches Bild,  wenn  es  von  ihm  heisst:  „Je  nach  den  klima- 

tischen und  Bodenverhältnissen  herrscht  bald  der  Getreidebau, 
bald  die  Viehproduktion  vor,  oder  der  Anbau  der  Zuckerrübe 
drückt  der  Wirthschaft  seinen  Stemjiel  auf.  Einerlei  aber, 
welche  Wirthschaftsrichtung  vertreten  ist;  die  althergebrachte 
Weise  der  fast  ausschliesslichen  Natural  wirthschaft  . . . hat 
einer  anderen,  der  Geld  wirthschaft,  weichen  müssen.  Die  An- 
wendung von  Kunstdüngermitt  ein  ist  nicht  nur  in  den  Zucker- 
I übendistrikten  selbstverständlich,  sondern  sie  erfolgt  auch  auf 
magerem  Boden  und  in  extensiver  Wirthschaft;  käufliche  Futter- 
mittel werden  vielfach  verwandt;  Flachsbau  uud  Wollschafhaltung 
sind  eingeschränkt,  und  au  Stelle  der  selbstgefertigten  Stoffe 
treten  käufliche.“  Man  lese  ferner,  wie  wenig  es  die  Oldenburger 
Anerbbauern  versäumt  haben,  ihre  Getieideproduktiou  den  ver- 
änderten Absatzbedingungen  zu  opfern,  und  wie  sie  auch  dem  Klima 
sich  anzuschmiegen  wissen;  man  überzeuge  weiter  sich  davon, 
wie  zweckmässig  und  mit  welcher  Ausnutzung  aller  Konjunk- 
turen in  dem  der  ungetheilteu  Vererbung  huldigenden  Branden- 
burg die  liandwirthschal't  betrieben  wird. 

Auch  in  Oesterreich  scheinen  die  Verhältnisse  nicht  anders 
zu  liegen.  Hier  hat  über  die  Betriebsart  zwar  nur  ein  Bericht- 
erstatter das  Wort  ergriffen.  Aber  er  stammt  gerade  aus  einem 
Anerbenlande,  aus  Mähren;  uud  er  fasst  gleichwohl  sein  überaus 
beifälliges  Urtheil  dahin  zusammen,  dass  „die  Agrikultur  auf 
sehr  hoher  Btufe  stehe“,  die  Bebauung  „intensiv“  sei  und  in 
den  „modernen  Betriebsformen“  erfolgte.*'**’)  Man  höre  also 
endlich  auf  zu  erzählen,  dass  das  Anerbenrecht  die  Bauern  träge 
und  untüchtig  macht.  Nein,  wenn  wirklich  der  Bauer  den  Fort- 
schritten der  Gegenwart  in  der  Agricultur  irgendwo  nicht  folgt. 


Vgl.  auch  über  alles  Vorhergeheude  Sehr.  d.  f.  S.  üd.  73 
S.  323,  342;  Bd.  74,  S.  S7,  170,  lS3;iS4,  34.1/344;  Bd.  75  ,S.  150  100. 
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so  rülirt  das  daher,  dass  er  bei  seiner  harten  Arbeit  entweder 
keine  Zeit  findet,  Neues  zu  lernen,  oder  dass  er,  — und  das 
scheint  namentlich  in  Bayern  zuzutrefifen  — kein  Capital  hat, 
das  für  richtig  Erkannte  durchzuführen.  Es  wäre  auch  be- 
fremdlich, wenn  das  Anerbenrecht  darau  schuld  sein  sollte;  denn 
obwohl  es,  wie  wir  sahen,  in  irgend  einer  Form  fast  stets  ge- 
golten hat,  so  hat  es  bis  jetzt  den  Fortschritt  der  Landwirth- 
schaft  von  den  einfachsten  Anfängen  bis  zu  der  heutigen 
durchschnittlichen  Bewiithschaftungsweise  nicht  gehindert,  und 
es  ist  nicht  abzusehen,  warum  es  dies  nun  auf  einmal  thun 
sollte. 

Es  ist  ferner  letzthin  behauptet  worden,  das  Anerbenrecht 
wirke  unsittlich,  weil  es  die  Zahl  der  Landlosen  vermehre  und 
dadimch  das  Selbstständigiuacheu  und  folgeweise  das  Heirathen 
erschwere.  Insbesondere  Dr.  Verkauf  in  Wien,  Brentano  und 
Fick  haben  diesen  Punkt  neuerdings  wiederholt  betont.'^^''-)  Sic 
beziehen  sich  auf  Kärnten  und  auf  Bayern.  Nun  ist  es  richtig, 
dass  Kärnten  ein  Ijand  der  geschlossenen  Voicrbung  ist,  und 
es  ist  auch  richtig,  diiss  dort  die  unehelichen  einen  erschreckend 
hohen  Prozentsatz  aller  Geburten  ausmachen,  nämlich  42,5  “/„ 
im  Landesdurchschnitt,  in  einzelnen  Bezirken  sogar  üO  und 
70  Allein  ob  beide  Thatsachen  in  einer  ursächlichen 

Verbindung  stehen,  darüber  kann  man  doch  wohl  im  Zweifel 
sein.  Cosmas  Schütz  wenigstens,  aus  dessen  Bericht  für  den 
Verein  für  Socialpolitik  die  voi-stehendeu  Zifteni  entnommen 
sind,  ist  anderer  Ansicht.  Er  setzt  die  hohe  Zahl  der  unehe- 
lichen Geburten  auf  das  Conto  der  Laudarbeiterfrage,  unter 
der  ja  fast  ganz  Deutschland  und  Oesterreich  leiden.  Auch  in 
Kärnten  nämlich  ist  die  alte  ländliche  Ajheitsverfassuug  zer- 
sprengt worden;  die  J>andarbcitei-stelleu,  dort  „Keuschen“  genannt, 
sind  verschwunden,  ihre  Gründe  sind  im  benachbarten  grösseren 
Besitz  aufgegangen,  und  der  Bauer  ist  auf  Haltung  einer  grossen 
Zahl  wandernder  Knechte  und  Mägde  angewiesen,  wodurch 
natürlich  einem  ausserehelicheu  Geschlechtsverkehr  die  beste 


^-)  Vgl.  ycbrifteii  d.  V.  f.  S.  Oil.  61  S.  365  u.  374.  Fick  S.  375  und 
303  ff.  Urentauo,  Vorwort  S.  XL. 
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Gelegenheit  bereitet  wird.  Dass  aber  zu  diesem  Aufsaugungs- 
prozess das  Anerbenrecht  irgend  etwas  beigetragen  habe,  ist 
niclit  ersichtlich.  Es  sind  vielmehr  wohl  einmal  dieselben 
Gründe  wirksam  gewesen,  die  auch  in  Deutschland  die  alte 
Arbeitsverfassung  untergraben,  und  welche  in  den  veränderten 
socialen  Verhältnissen  und  in  der  grösseren  Beweglichkeit  der 
Bevölkerung  zu  suchen  sind.  Daneben  aber  muss  vor  allem  die 
ungünstige  Lage  der  österreichischen  Landwirthschaft  überhaupt 
angeklagt  werden,  der  natürlich  der  Schwächere  eher  erliegt 
als  der  Stärkere,  sodass  zunächst  ein  Aufgehen  des  kleineren 
Besitzes  im  grösseren  zu  beobachten  ist,  bis  auch  dieser  den 
Kampf  aufgeben  muss. 

Ebenso  wenig  beweisend  für  die  Schädlichkeit  des  Anerben- 
rechts sind  die  bayrischen  Verhältnisse.  Bayern  ist  im  allge- 
meinen kein  Land  mit  einer  beängstigend  hohen  Zahl  von  un- 
ehelichen Geburten,  immerhin  steht  es  erheblich  über  dem 
Reichsdurchschnitt  und  wenigstens  Oberbayern  giebt  auch  zu 
Besorgnissen  Anlass.'-^^)  Aber  dass  hier  an  den  lockeren  Sitten 
das  Anerbenrecht  schuld  ist,  muss  geleugnet  werden.  Fick  be- 
hauptet zwar  das  Gegentheil  und  glaubt  das  sogar  statistisch 
belegen  zu  können.  Hieran  hätte  ihn  eigentlich  schon  die  von 
ihm  selbst  (S.  306)  betonte  Unzulänglichkeit  der  Statistik  hindern 
sollen.  Denn  wenn  man  nicht  einmal  weiss,  wieviele  der  un- 
ehelichen Kinder  der  landwirthschaftlichen  Bevölkerung  ent- 
stammeu,  so  kann  man  natürlich  auch  den  Einfluss  der  ländlichen 
Verfassung  auf  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  nicht  er- 
gründen. Vor  allem  aber  ein  Umstand  hätte  Fick  in  seinen 
Folgerungen  stutzig  machen  müssen,  die  Thatsache,  dass  der 
Prozentsatz  der  unehelichen  Geburten  in  den  Städten  erheblich 
grösser  ist  als  auf  dem  Lande,  in  Oberbayern  beinahe  das 
Doppelte,  in  Unterfranken  nahezu  das  Dreifache  (S.  305). 
Damit  ist  allein  schon  dargethan,  dass  die  ländliche  Verfassung 
an  der  Häufigkeit  aus.sorehelichen  Geschlechtsverkehrs  unschuldig 
sein  muss.  Es  lies.se  sich  denn  auch  gegen  die  Methode,  mit 
der  Fick  das  Gegentheil  zu  erweisen  glaubt,  mancherlei 


srwb)  v'gl.  die  Angaben  bei  Fick  S.  30t  305.  Danach  hat  Oberbayern 
19  ®/„  unebeliche  Kinder,  in  den  .Städten  aogar  27,7  " 
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sagen.^-')  Indessen  eine  eingehende  Kritik  darüber  zu  geben, 
ist  liier  nicht  der  Ort.  Aber  selbst  wenn  mau  die  Fickschen 
Tabellen  als  richtig  hinnimuit,  so  ergeben  sie  gar  nichts  für 
einen  Einfluss  des  Anerbenrechts.  Sie  ergeben  höchstens,  dass 
die  unehelichen  Geburten  durch  die  Vertheilung  des  Grund- 
besitzes beeinflusst  werden,  indem  sie  um  so  mehr  abnehmen, 
je  mehr  Personen  sich  des  Grundbesitzes  erfreuen.  Daun  bliebe 
jedoch  immer  noch  zu  erörtern,  inwieweit  nun  auf  diese  Vei- 
theilung des  Grundbesitzes  das  Auerbeurecht  einwirkt.  Und 
hier  hat  Fick  kaum  den  Versuch  eines  Nachweises  gemacht, 
vielmehr  meint  er  S.  .311,  es  sei  eine  Thatsache,  die  „keines 
Beweises  bedürfe“,  dass  das  Anerbenrecht  die  Entstehung  eines 
besitzlosen  Proletariates  begünstige.  Allein,  uns  scheint  dies 
sehr  des  Beweises  zu  bedürfen.  Die  Eifahrnngeu  in  West- 
falen, Hannover,  Oldenburg,  Holstein,  Brandenburg  u.  s.  w. 
zeigen,  dass  das  Anerbenrecht  keineswegs  nur  besitzlose 
Proletarier  neben  sich  duldet,  sondern  dass  es  auch  kleinbäuer- 
liche und  Landarbeiterstelleu  wohl  verträgt,  ja  sogar  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  fordert  und  schafft.  Dem  gegenüber 
kann  auch  weder  die  Bezugnahme  auf  die  Ansicht  eines 
Dr.  Mayr  noch  die  Anführung  dessen,  was  Hazzi  über  die  Zu- 
stände vor  100  Jahren  mittheilt,  ins  Gewicht  fallen.  Ansichten 
beweisen  gegenüber  anderer  Erfahrung  gar  nichts;  und  die 
Hazzi'schen  Schilderungen  sind  einerseits  heute  veraltet,  anderer- 
seits sind  sie  kaum  für  ihre  Zeit  richtig  gewesen,  sondern  über- 
trieben, wie  dies  Fick  an  anderer  Stelle  selbst  eingesteht. 

.Ta,  es  lässt  sich  sogar  aus  Ficks  eigenen  Zusammen- 
stellungen (S.  307/308)  erwei.sen,  dass  das  Anerbenrecht  auf 
die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  keinen  hervorragenden  Ein- 
fluss haben  kann.  In  den  von  Fick  nach  deren  steigender  Hölie 
aufgestellten  sechs  Klas.sen  erscheinen  allerdings  in  den  un- 


So  «ind  7„  li.  die  Taludleii  S.  aia  imdHH  reclit  iiiiznverliisnig  iiud 
zwar  deshalb,  weil  die  Zahl  der  Uezirksiimler,  welche  die  Durchschnittszahlen 
der  Cidainnen  geliefert  haben,  sehr  ungleich  sind.  Ks  erschwert  natürlich 
den  Vergleich  erheblich,  wenn  die  eine  Durchschnittszahl,  wie  es  iifter  vor- 
koniint,  von  einem  einzigen  llezirksaiiit  geliefert  wird  und  die  der  nächsten 
Spalte  von  nicht  weniger  als  1 1 Aeiiitern.  Fick  selbst  geräth  denn  auch 
mit  der  Tabelle  etwas  ins  fiedränge  (S.  313). 
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günstigsten  Gruppen  V und  VI  nur  Bezirke  des  Anerben- 
recbts,  in  der  günstigsten  Gruppe  I dagegen  nur  Bezirke 
mit  Realtheilung.  Aus  diesen  Gruppen  müssen  wir  aber 
die  Rheinpfalz  ausscheiden,  weil  ihre  Verhältnisse  vom 
eigentlichen  Ba}  em  in  jeder  Beziehung  so  abweichen,  dass  sie 
nicht  wohl  zur  Vergleichung  mit  herangezogen  werden  kann. 
Ebenso  müssen  wir  aber  auch  die  suburbanen  Bezirke  München  I 
und  Nürnberg  ausser  Betracht  lassen,  weil  hier  die  oben  be- 
rührten städtischen  Verhältnisse  ungünstig  ein  wirken  können. 
Dann  verbleiben  in  Grup])e  I nur  zwei  Bezirke  und  in  Gruppe 
V und  VI  zusammen  nur  sieben.  Diese  'J  Bezirke  können 
nun  zu  Schlussfolgerungen  unmöglich  verwerthet  wei  den  gegen- 
über der  gewaltigen  Ueberzahl  der  anderen  Bezirke,  welche 
sämnitlich  in  die  mittleren  Gruppen  II  bis  IV  fallen.  In  diesen 
Gruppen  zeigt  sich  aber  ein  buntes  Durcheiuaudergehen  von  Ge- 
genden mit  Anerbenrecht  und  von  denen  mit  Realtheilung.  Nahezu 
ganz  ünterfranken  z.  B.,  in  dem  sich  getheilte  und  ungetheilte 
Vererbung  die  Waage  halten,  steht  nur  in  Gruppe  II.  In 
Gruppe  III  finden  sich  zwar  von  Unterfranken  noch  die  An- 
erbenbezirke Brückenau  und  Ebern;  daneben  steht  aber  auch 
die  Realtheilungsgegend  Königshofen,  und  andererseits  reihen 
sich  gepriesene  Hochburgen  des  Anerbenrechts,  wie  namentlich 
der  Ochsenfurter  Gau,  die  Bezirke  Hammelburg,  Hassfurt, 
Schweinfurt,  WUrzburg  u.  s.  w.  und  in  die  günstige  Gruppe  II  ein. 
Ebenso  fällt  das  von  altersher  ganz  der  ungotheilten  Vererbung 
huldigende  Schwaben  auch  nur  unter  Grujipe  II  und  III.  Die 
ebenfalls  zum  Auerbenrecht  haltende  Oberpfalz  hat  in  der  weniger 
günstigen  Gruppe  IV  nur  einen  einzigen  Bezirk.  Ja  selbst  das  sonst 
sehr  ungünstig  stehende  Oberbayeru  hat  in  Gruppe  III  eine  ganze 
Anzahl  von  Anerbenbezirken,  während  der  einzige  oberbayrische 
Realtheilungsbezirk,  Garmisch,  zu  Gruppe  IV  zählt.  Schon  daraus 
ergiebt  sich,  dass  das  Anerbenrecht  im  eigentlichen  Bayern  in 
Rücksicht  auf  die  Häufigkeit  der  unehelichen  Geburten  mit  der 
Realtheilung  genau  gleichsteht,  und  es  liege  die  Vernuithnng 
nahe,  dass  in  den  Landestheilen  mit  mehr  unehelichen  Geburten 
nicht  das  Anerbenrecht,  sondern  der  Volkscharakter  mitwii  kt.  Dass 
jedenfalls  in  Ober-  und  Mittelfranken  nicht  ersteres  ungünstige 
AVirkungen  hervorbringt,  gelit  daraus  hervor,  dass  die  rein 
ländlichen  Bezirke  am  besten  stehen.  Diese  zählen  überwiegend 
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zu  Gruppe  III.  Zu  Gruppe  IV  dagegen  Raireutb,  Hof,  Kulni- 
bacb,  Ansbacb,  Erlangen.  Ffirtli,  Rothenburg  a./T.,  also  alles 
Bezirke  in  der  Nähe  grü.s.serer  Städte,  auf  deren  oft  gekenn- 
zeichneten Einfluss  wohl  auch  der  ungünstigere  Prozentsatz 
znrückzufübren  ist.  Neben  dein  Volkscharakter,  den  wir 
namentlich  für  Nieder-  und  Oberbayern  in  den  Vordergrund 
gerückt  wissen  wollen  und  neben  dem  Einfluss  naher  Städte 
wirkt  dann  wohl  auch  noch  die  von  Fick  (S.  310)  betonte  länd- 
liche Arbeiterfrage  mit,  gleichwie  wir  deren  Bedeutsamkeit  in 
Kärnten  constatiren  konnten.  Es  mögen  auch  noch  lokale  Ein- 
flüsse hinzukommen,  wie  sie  Fick  selbst  (S.  302)  z B.  für  das 
in  Gruppe  V stehende  Miesbach  in  Anspruch  nimmt.  Aber  dass 
das  Anerbenrecht  an  der  Häufigkeit  unehelicher  Geburten  schuld 
Lst,  lässt  sich  mindestens  nicht  erweisen.’'^'^'*) 

Dass  das  Anerbenrecht  thatsächlich  mit  Unrecht  angeklagt 
wird,  das  muss  übrigens  dem  noch  wahrscheinlicher  werden,  der 
seinen  Blick  über  die  im  Grossen  doch  sehr  vereinzelten  Er- 
.scheinnngen  in  Kärnten  und  Bayern  hinaus  auf  die  gesammt- 
deutschen  Verhältnisse  richtet.  In  dem  weitaus  überwiegenden 
Theile  von  Deutschland  und  Oesterreich,  wird  — das  haben  die 
jüngsten  Umfragen  des  Vereins  für  Socialpolitik  aufs  neue  be- 
stätigt — noch  heute  die  ungetheilte  Vererbung  geübt,  und 
doch  zeigen  sich  hier  nirgends  ungünstige  Folgen.  Ja  in  West- 
falen, dem  klassischen  Lande  des  Anerbenrechts,  steht  die 
Ziffer  der  unehelichen  Geburten  unter  dem  Keichsdurchschnitt.'-’^'-*) 
Nicht  anders  ist  es  in  Lippe,  ebenfalls  einem  bekannten  Sitze 
des  altdeutschen  Erbgangs.-*''-'')  Ja  das  Beispiel  von  Lippe  ist 
noch  schlagender  als  selbst  das  von  Westfalen.  Denn  es  er- 
giebt,  dass  auch  die  Zahl  der  Grundbesitzer  nicht  wie  Fick 
meint,  von  erheblichem  Einfluss  ist.  In  Westfalen  nämlich 
werden  die  weichenden  Geschwister  meist  kleine  Grundbesitzer, 
in  Lippe  werden  sie  aber  wiiklich  Arbeiter,  sogar  Wander- 
arbeiter und  zwar  im  Ziegeleigewerbe.  Dennoch  zeigen  sich 
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keine  ungünstigen  Folgen,  weil  die  Ziegelstreicher  schon  früh 
genug  verdienen,  um  eine  Familie  zu  erlialten.  Daraus  ergiebt 
sich,  dass  eine  ausreichende  und  selbststKndige  Arbeitsgelegenheit 
weit  wichtiger  für  gute  Sitten  ist  als  Anerbenrecht  oder  Frei- 
tlieilung.  TJnd  wenn  auch  auf  dem  Lande  die  Eheinst  abnimmt,  Ehe- 
losigkeit und  regelloser  Geschlechtsverkehr  dagegen  immer  häu- 
figer werden,  so  ist  das  nur  die  allgemeine  Krankheit  unserer  Zeit, 
eine  Krankheit,  die  wir  in  allen  Ständen  und  Berufen  wahr- 
nehmen können,  die  Folge  des  zu  grossen  Angebotes  von 
Arbeitskräften,  welches  erst  spät  einen  hinreichenden  Verdienst 
zu  erarbeiten  gestattet.  Bei  gesunden  Zuständen,  wo  jeder 
Arbeitslustige  anch  Gelegenheit  findet,  sich  eine  feste  heiraths- 
fäliige  Stellung  zu  gründen,  hemmt  das  Anerbenrecht  dies  nicht;  im 
Gegentheil  es  zwingt  die  Kinder,  sich  frühzeitig  nach  einem  eigenen 
Erwerb  umzusehen,  weil  der  Abfindling  weiss,  dass  er  das  Gut 
doch  nicht  erhalten  wird;  ja  es  erleichteit  geradezu  die  Selbst- 
ständigniachung  und  Verheirathung  durch  seinen  Grundsatz, 
dass  den  nicht  erbenden  Kindern  das  Kapitel  zu  einer  ersten 
Einrichtung  gegeben  werden  soll  und  zwar,  sobald  sich  ihnen 
Gelegenheit  dazu  bietet,  gegeben  werden  muss.  Auf  jeden  Fall 
aber  bringen  die  anderen  Erbordnungen  noch  weit  schwerere 
sittliche  Gefahren  mit  sich,  von  denen  noch  genug  zu  reden 
sein  wird. 

Endlich  hat  man  dem  Anerbenrecht  den  Vorwurf  gemacht, 
es  versteinere  die  Agrarverfassung,  indem  es  die  Geschlossen- 
heit der  Höfe  fordere  und  vor  allem  hindere,  dass  ein  unwirth- 
schaftlich  grosser  Hof  zerkleinert  werde.^'*)  Das  ist  nicht 
richtig.  Das  Anerbenrecht  verhindert  wirklich  wirthschaft- 
liche  Theilungen  nie.  Denn  es  ist  von  der  üntheilbarkeit 
ganz  unabhängig  und  nur  eine  Zeitlang  von  dieser  rein  äusser- 
lich  begleitet  gewesen.  Es  kann  bestehen  und  besteht  heute 
durchgängig  neben  freier  Theilbarkeit.  Es  verhütet  nur  die 
unwirthschaftlichen  Theilungen;  nicht  diejenigen,  w'elchc, 
durch  den  Zwang  der  Umstände  oder  die  Gunst  des  Augen- 
blicks geboten,  von  dem  vorausschauenden  Bauer  unter  Lebenden 


So  namentlich  Brentano  (Sehr.  d.  V.  f,  S.  Bd.  Gl  S.  294).  Aehnlich 
auch  Bücher  (ebenda  S.  337/338). 
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Voi'geiioimnen  werden,  sondern  lediglich  die,  welche  durcli  die 
todte  Regel  des  Intestaterbrechts  unabhängig  vom  Willen  der 
Betheiligten  eintreten.-'^'**) 

Das  allerdings  ist  richtig,  dass  das  Anerbenrecht  nicht  zur 
Parzellirnug  zwingt,  wie  die  Natnraltheilung.  Aber  solches 
Unterlassen  jeder  positiven  Wirksamkeit  ist  mindestens  keine 
schädigende  Einwirkung,  ganz  abgesehen  davon,  ob  der  Zwang 
zur  Zersplitterung  wirklich  etwas  Gutes  ist,  worauf  wir  noch 
zurückkommen  werden. 


§ 34. 

Eine  ökonomische  Schädlichkeit  des  Anerbenrechts  lässt 
sich  somit  nicht  nachweisen,  und  nach  unserer  Annahme  müsste 
es  deshalb  wieder  zu  Ehren  gebracht  werden,  wenn  nachgewiesen 
wird,  dass  der  Rechtswille  des  Volkes  nach  ihm  verlangt.  Das 
wird  nun  in  neuerer  Zeit  lebhaft  bestritten  und  es  wird  nicht 
nur  bestritten  für  die  Gebiete  der  hergebrachten  Naturaltheiluug, 
sondern  auch  füi'  diejenigen  der  ungetheilten  Vererbung,  die  man 
bisher  als  geeigneten  Boden  für  Einführung  des  Anerbenreclits 
ansah.  Namentlich  für  Bayern  haben  Brentano  und  Fick  auf 
Grund  ihrer  Untersuchungen  neuerdings  behauptet,  dass  dort 
das  Anerbeniecht  der  Reclitsüberzeugung  zuwider  sein  würde. 
(Brentano  Vorwort  S.  XU  u.  Sch.  d.  V.  f.  S.  Bd.  Gl,  S.  288 
u.  ff..  Fick  S.  2R.')).  Sie  berufen  sich  zunächst  auf  die  gutachtlichen 
Aeusserungen  der  bei  ihrer  Enquete  befragten  Amtsrichter  und 
Notare.  Brentano  sagt  hierüberr  „Und  w;is  ist  das  Ergebniss? 
Von  den  ca.  liOU  Befragten  haben  sich  alle,  die  sich  über  die 
Frage  äusserten,  mit  der  äussersten  Energie  gegen  die  Ein- 
führung eines  Anerbenrechts  ausgesprochen.“ 

Man  niuss  diesem  Satze  das  Lob  ertheilen,  dass  er  mit 
einer  ungewöhnlichen  Ge.schicklichkeit  abgefasst  ist,  aber 
doch  mit  einer  Geschicklichkeit,  die  mehr  dem  Journalisten 
als  dem  Gelehrten  ansteht.  Der  Satz  sagt  nichts  Unrich- 
tiges, und  doch  führt  er  den  Leser  irre.  Es  wird 
nämlich  kliigerweist*  verschwiegen,  wieviel  Berichterstatter 


Aeliulirli  .Seriug  '!•  V.  f.  S.  itil,  ül  S. 


Digitized  by  Google 


l>67 


sich  über  das  Anerbenrecht  geäussert  haben-,  aber  durch  die  Em- 
phase, mit  welcher  derSatz  binausgeschleudert  wird,  erzeugt  er 
von  selbst  in  jedem  Leser  den  Eindruck,  es  müsse  eine  sehr  hohe 
Zahl,  mindestens  jedoch  die  Mehrzahl  von  jenen  fiOO  gewesen 
sein.  Selbst  Gierke  hat  sich  hierdurch  täuschen  lassen  und 
gemeint,  „fast  alle“  Berichterstatter  hätten  sich  gegen  die  Ein- 
führung eines  Anerbenrechts  ausgesprochen.*'^*”)  Aber  wie  steht 
es  damit  in  Wirklichkeit?  Von  den  »500  Berichterstattern,  — 
Sering  giebt  ihre  Zahl  nach  Freyberg  sogar  auf  800  an  — , 
haben  sich  nur  etwa  40  überhaupt  geäussert,  und  auch  von 
denen  sind  noch  nicht  alle  gegen  das  Anerbenrecht.  Wie  kann 
man  daraus  Schlüsse  auf  die  allgemeine  Stimmung  ziehen! 
Wenn  man  sich  aber  vollends  die  ablehnenden  Uitheile  im  Ein- 
zelnen ansieht,  so  wird  m.au  ihnen  jedes  Gewicht  absprechen. 
Bei  einer  ganzen  Reihe  von  ihnen  ist  die  logische  Begründung 
nicht  eben  stark  ein  bedeutender  Bruchtheil  ferner  geht 
von  der  falschen  Voraussetzung  aus,  dass  eiu  Eingriff  in  die 
Verfügungsfreiheit,  ein  obligatorisches  Anerbenrecht  mit  Höfe- 
schluss beabsichtigt  sei;^*'*)  einige  geben  ihre  subjektive  Ansicht 
zum  Besten,  dass  das  Anerbenrecht,  wie  es  auch  gestaltet  werde, 
„kein  Lebenselixier“  werden  würde  (S.  7 1 ),  oder  dass  jetzt  wohl 
keine  Zeit  für  „Schaffung  eines  privilegirten  Bauernstandes“  sei 
(S.  108)  oder  dgl.;  der  Rest  verneint  lediglich  das  Bedürfniss 
nach  einer  gesetzlichen  Regelung,  weil  die  Sitte  schon  da.sselbe 
wirke,  ohne  jedoch  eine  (.Jodifizirung  der  Sitte  für  schädlich  zu 
halten'-'^ **j,  ja  einer  dieser  Gutachter  bemerkt  au.sdi  ücklich,  dass 
dann,  wenn  die  Sitte  kodifizirt  werde,  auch  sein  Bezirk  diesem 
Gesetze  zu  unterwerfen  sei  (S.  -io-i).  Sonach  sind  die  ernst 
zu  nehmenden  Gutachtei-  entweder  deshalb  nicht  massgebend, 


Gierke,  Allgein.  Zeit.  Beilage  Nr.  ls4  S.  1 Sp.  2. 

Jlan  vgl.  z.  B.  »Ins  bei  Fick  S.  loü  niitgetheilte  Urtlieil.  welches 
«las  ,\nerhenrecht  deshalb  widerriith,  weil  der  Bauer  das  als  Zwang  empfinden 
werde,  was  er  bisher  freiwillig  gethan  habe.  Hier  wird  also  dem  Bauern 
der  Kinderstandpunkt  zugemuthet:  Ich  time  etwas  bisher  gern  (iethanes  nun 
nicht  mehr,  weil  ich  es  jetzt  .soll.  Vgl.  auch  das  Ctutachten  8.  70;71. 

B’ick  8.  70,  70,  77.  7S,  ISO,  ItjS,  'ZOl. 

Fick  8.  67,  S2,  SO,  144,  l.vz.  lOs,  202.  Nicht  berücksichtigt  sind 
die  pa.ar  .Veusserungeii  aus  dem  Gebiete  der  Uealtheilung,  da  hier  da.s  An- 
erbeiirecht  auch  von  uns  nicht  in  .Vussiebt  genommen  wird. 
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weil  sie  auf  irriger  Grundlage  fusseu,  oder  sie  differiren  von 
uns  nur  in  der  Opportunitätsfrage,  über  die  sich  ja  streiten 
lässt.  Vor  allem  aber  ergiebt  sich,  dass  sie  nur  ihre  eigenen 
Schlussfolgerungen  und  Ansichten  Vorbringen,  aber  nicht  die 
Anschauungen  des  Volkes.  Heber  dessen  Rechtsüberzeugung 
giebt  nur  die  Rechtsübung  Auskunft. 

Nun  behauptet  freilich  Brentano  auch  die  Rechtsübung 
des  Volkes  habe  sich  in  allen  Punkten  gegen  das  Anerbenrecht 
entschieden.  Dass  allerdings  die  ungetheilte  Vererbung  in  fast 
allen  Laudestheilen  hergebracht  i.st.  kann  er  nicht  bestreiten. 
Aber  die  wichtigste  Eigenthümlichkeit  des  Anerbcurechts,  die 
alte  Voi-stellung,  da.ss  das  Gut  Familiengut  sei  und  deshalb  dem 
Anerben  unter  gewi.ssen  Erleichterungen  gebühre,  soll  völlig 
verblasst  sein;  nur  krasser  Egoismus  soll  alle  Verhältnisse  re- 
gieren. Das  Ficksche  Buch  ist  zu  dem  ausgesprochenen  Zweck 
geschrieben,  dies  zu  erweisen.  Man  darf  es  aber  wohl  aus- 
sprechen, dass  selten  ein  Buch  durch  die  Macht  der  Thatsachen 
so  von  seiner  ursprünglichen  Richtung  abgedrängt  ist.  Die  ver- 
arbeiteten Berichte  ergeben  mit  einer  ganz  beispiellosen  Ein- 
stimmigkeit das  Gegentheil.  Ohne  Abweichung  wird  bezeugt, 
dass  es,  soweit  überhaupt  die  ungetheilte  Vererbung  reicht,  die 
Absicht  der  E 1 1 e r n u n d d e r S c h ä t z m ä n u e r ist,  den  U ebernehmer 
zu  begünstigen.-''^')  Mit  einer  einzigen  Ausnahme  wird  be- 
richtet, cs  werde  überall  auch  von  den  Miterben  dein  Giits- 
annehnier  ein  solcher  Voraus  bewilligt,  „dass  er  bestehen 
kann“;-’^-*«)  ja  selbst  die  eine  Ausnahme  ist  sehr  zweifelhaft: 
denn  was  sonst  in  dem  betreffenden  Berichte  (S.  •2.‘P2)  über  die 
Bemessung  der  Abfindungen  gesagt  wird,  deutet  durchaus  auf 


^')  Pick  S.  43.  47,  74,  Sl,  90.  96,  lOS,  129,  135,  150,  106,  244. 

*”•)  Ein  aus  drück  lieh  er  Vorau.-i  wird  bewilligt  bei  Pick  S,  49.  06 
(„Uebergabsvoitheil“).  09  („nianolimal“),  s.5  („selten“),  12S  (.hie  und  da“), 
134,  105  ibi.s  zu  60  Sonst  findet  sieh  überall  TerhUllter  Voraus.  Vgl. 

Pick  8.  50,  00  (hi.s  zu  ';'a  de.s  Tauschwerthes),  0.5,  75,  si,  S5,  90.  96.  100, 
108,  11.3,  120,  122,  125,  129,  134,  138,  143,  151,  156,  100,  170,  175  (.bis  ZU 
’/j  und  mehr  des  Tauschwerthes),  186  i,20'’/„  unter  dem  Tanschwerth),  200, 
244,  252.  — Preiherr  v.  Preyberg,  der  die  von  Pick  bearbeiteten  Heriebto 
ebenfalls  überarbeitet  hat,  schätzt  nach  ihnen  den  indirekten  Vortheil  im  Durch- 
schnitt auf  ’ 4 bis  ' j des  Verkaufswerthes  (Vgl.  Sering  bei  Schmoller,  .lahr- 
bneh  von  1896  S.  2 11, '2 12.) 
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eiue  billige  Abwägung  aller  Umstände  bin,  und  überdies  sagt 
ein  anderer  Berichterstatter  (.S.  234)  von  demselben  Bezirke: 
.Häufig  werden  die  Gutsübcrnehmer  gegenüber  ihren  Ge- 
schwistern bevorzugt.“  Fick  selber  nimmt  denn  auch  (S.  273) 
tür  ganz  Bayern  au,  es  werde  „das  Gut  womöglich  so  über- 
geben . . . , dass  der  Uebernehmer  auch  in  weniger  guten 
Jahren  bestehen  kann.“ 

Das  freilich  zeigen  die  Berichte  ebenfalls,  dass  die  Mit- 
erben sich  gegen  diesen  Brauch  jetzt  mehr  und  mehr  zu  wehren 
beginnen,  und  auf  deren  Anschauungen  stützt  sich  denn  auch 
Brentano  besonders.  Indessen  schon  Sering  (bei  Bchmoller, 
Jahrbuch  XX  S.  218)  hat  mit  Recht  hervorgelioben,  dass  bei 
einem  Widerstreite  zwischen  den  Ansichten  der  Eltern  und  der 
Miterbeu,  es  doch  kaum  zweifelhaft  sein  kann,  auf  welcher  Seite 
die  wahre  und  massgebende  Volksüberzeugung  zu  suchen  ist. 
Und  in  der  That  sind  die  Meinungen  der  Miterben  in  diesem 
Punkte  die  am  wenigsten  geeignete  Erkenntnissquelle:  denn  die 
Miterben  sind  am  meisten  Partei,  weil  sie  von  Rechten  nach- 
iassen  sollen,  die  ihnen  das  heutige  Gesetz  gewährt.  Es  soll 
aber  auch  nicht  einmal  auf  die  Ansicht  der  Eltern  allein  das 
entscheidende  Gewicht  gelegt  werden;  auch  diesen  könnte  man 
ja  in  ilieser  oder  jener  Richtung  Befangenheit  vorwerfen.  Ganz 
unparteiische  Zeugen  der  im  Bauernstände  lebenden  Ueber- 
zeugungeu  sind  aber  gewiss  die  Bchätzmänner;  und  von  ihnen 
wird  ohne  Ausnahme  bemerkt,  dass  sie  die  Höfe  möglichst 
niedrig  zu  bewerthen  pflegen,  sodass  der  Anerbe  bestehen 
kann.-’^'*'')  Uebrigens  haben  auch  unter  den  Miterben  die 
städtischen  Ideen  noch  keineswegs  die  Vorherrschaft  gewonnen. 
In  der  Fick’schen  Bearbeitung  gelaugt  allerdings  dieser  Theil 
der  Berichte  nicht  zu  besouderer  Hervorhebung;  dafür  hat  ihn 
umsomehr  Freiherr  v.  Freiherg  in  seiner  Bearheitung  derselben 
Enquete  betont.  Er  schreibt:  „Besonders  wichtig  und  von 

grosser  Bedeutung  llir  die  abschliessende  Beiirtheilung  ist  die 
häufige  Constatirung,  dass  die  im  massigen  Anschläge  und 
sonstiger  Begünstigung  des  Uebernehraers  nothgedrungen  liegende 
Beeinträchtigung  der  Miterben  von  diesen  „als  etwas  Selb.stver- 


Vgl.  Fick  S.  274  uinl  die  von  ibiii  selbst  dort  citirten  Derichte. 
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stäiullidies“,  „anstandslos“,  „ohne  Widerrede“  u.  s.  w.  liinge- 
noininen,  und  nicht  als  Verküi’zun<r,  sondern  als  ein  Gebot  der 
Nothwendigkeit  empfunden  wird.“-’’^) 

Sonach  ist  erwiesen,  dass  in  der  gi-ossen  Kleinheit  auch 
des  bayrischen  Bauernstandes  und  vor  allem  in  seinen  mass- 
gebenden Kreisen,  die  Anschauung  lebendig  ist,  der  Anerbe 
müsse  bevorzugt  und  so  gestellt  werden,  dass  er  den  Hof  ge- 
deihlich bewirthschaften  kann.  Wir  sehen  den  rechtlichen  und 
ethischen  Grund  dieser  Anschauung  in  der  altdeutschen  Auf- 
fassung des  Hofes  als  eines  Familienbesitzes,  der  zu  aller  Nutzen 
erhalten  werden  muss.  Brentano  dagegen  giebt,  soweit  er  jene 
Anschauung  anerkennt,  nur  den  Egoismus  als  ihren  Grund  an. 
Wo  noch  die  ungetheilte  Vererbung  in  der  alten  Weise  geübt 
wird,  da  soll  dies  nach  ihm  nur  durch  die  Rücksicht  auf  den 
„wirthschaftlich-technisclien  Charakter  des  Objektes“ 
verursacht  werden,  welcher  formell  gleiche,  naturale  oder  civile 
Theilung  auch  den  iliterben  nicht  als  räthli(di  «•scheinen  lässt. 

Allein  auch  hier  ist  durch  Brentanos  eigene  Emiuete  das 
Gegentheil  dargethan.  Ob  eine  Gegend  der  ungetheilten  Ver- 
erbung anhängt,  oder  nicht,  bestimmt  sich  lediglich  nach  dem 
Herkommen.  Denn  das  Anerbenreeht  findet  sich  gleichemassen 
auf  einem  ihm  günstigen,  auf  indifferentem  und  auf  ungünstigem 
Boden.  Es  wird  nicht  nur  angetroften  in  Gegenden  ohne  In- 
dustrie und  mit  extensiver  Kultur,  sondern  auch  in  solchen  mit 
intensiver  Bebauung,  in  i eichen  Korn-  und  Viehgegeuden  wie 
im  Kotlhal  und  in  Bezirken,  in  denen  sich  wie  in  Unterfrankeii 
mit  der  intensiven  Kultur  noch  eine  weitgehende  Parzellirung 
des  Bodens  vcrschwistert.  Das  Ueberwiegeu  des  Gemüsebaues, 
der  doch  sonst  die  Realtheilung  so  begünstigt,  schadet  dem 
Anerbenrechte  stellenweise  ebenfalls  nichts,  selbst  da  nicht,  wo 
er,  wie  z.  B.  in  der  Bamberger  Gegend  mit  einer  regen,  vielfach 
sogar  im  Hanse  betriebene  Industrie  vereint  ist;  auch  der  oft- 
erwähnte zersplitternde  Eintluss  der  Handelsgcwächszucht  versiigt 
gegenüber  der  Sitte  der  Zusammenhaltung  in  den  Hopfengegenden 
und  in  den  Rheingegenden  der  Oberpfalz;  nicht  minder  erweist 
sich  die  Industrie  im  Allgemeinen  als  machtlos;  die  reiche  In- 


Froiberg  bei  Seriug  iu  Scliiuullers  Jahrbuch  de.  S.  211, 'Jlö. 
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dustrie  der  westlichen  Oberpfalz,  der  Augsburger  Gegend,  der 
mittelfränkischen  Striche  um  Fürth,  Roth  und  Nürnberg  hat  der 
Eiuzelerbfülge  noch  keinen  Abbruch  gethau;  ja  diese  herrscht 
sogar  unter  der  hausindustriellen  Weberbevölkerung  des  Fichtel- 
gebirges, also  an  dem  denkbar  ungeeignetsten  Orte,  in  einem 
Gebiete,  auf  das  in  jedem  Punkte  die  Schilderung  gepasst  hätte, 
die  Brentano  auf  den  Wiener  Verhandlungen  von  den  haus- 
industriellen  Realtheilungsgemeindeu  entworfen  hat,  wo  Jede 
andere  Art  der  Vererbung  unmöglich“  sein  soll.-'''**) 

Andererseits  findet  sich  auch  die  Realtheilung  nicht  blos 
in  Gegenden,  von  denen  Fick  selbst  zugiebt,  dass  ein  Grund 
für  die  Bevorzugung  der  Realtheilung  bei  ihnen  nicht  erkennbar 
sei;  sie  tritt  vielmehr  sogar  in  direkt  ungeeigneten  anf,  wie  in 
den  Gebirgsdörfern  des  Spessart  und  Frankenwaldes,  wo  es  an 
jedem  intensiven  Betrieb  und  an  jeder  giösseren  Industrie 
mangelt.'-^'“’) 

Damit  ist  dargethan,  dass  es  nicht  die  wirthschaftlichen 
Gründe  sein  können,  welche  die  Wahl  zwischen  Anerbenrecht  und 
Theilung  entscheiden,  sondern  nur  die  Ueberzeugung  des  Volkes 
von  dem,  was  sein  muss  und  sich  gehört.  Jede  andere  Er- 
klärung reicht  so  wenig  zu,  dass  selbst  Fick  vielfach  sich  nur 
auf  das  „Herkommen“  berufen  kann.-'*^^“)  Ja  auch  Brentano 
selber  hat  schliesslich  seine  ureprüngliche  Behaujitung  von  dem 
alleinigen  Gewicht  des  „wirthschaftlich-tcchnischen  Charakters 
des  Objekts“  erheblich  einschränkeu  und  eiugesteheu  müssen, 
dass  sich  der  Bauer  doch  weit  mehr  noch  durch  das  Herkommen 
leiten  lasse,  als  er  früher  angenommen  habe.-^'*'*)  Brentano  hätte 


2^**)  Sehr.  il.  V.  f.  S.  Hei.  »51  S.  S90.  — lieber  die  vorher  bchaiiptetoii 
Zustände  der  Uegondeii  mit  ungetheilter  Vererbung  vgl.  Fick  S.  102,  loö, 
112,  US  {.intensive  Viehwirthschaft);  S.  72,  122,  127  (.reiche  Korn- und  Vioh- 
gegend:;  S.  C8,  217(intonsiv  bewirtlischaftete  und  mehr  oder  minder  stark 
parzellirtu  (iegenil);  S.  ISU  (ücmüsebati  mit  Jlatisiudustrie);  S.  63,  87,  1.94, 
173,  180  (Handelsgewächsbau);  S.  87,  132.  163,  ISO  (reiche  Industrie);  S.  180 
(Hausindustrie  der  Weber  im  Fichtelgebirge).  — Vgl.  übrigens  auch  Sering 
bei  Schmoller,  Jahrbuch  XX  S.  202, 

■rtts)  Vgl.  Fick  S.  197,  270,  196,  256  und  Scring  a.  a.  O. 
wie)  fjßij  g j97_  20^)  (^Druck  der  Dorliueinung“).  Vgl.  auch  .S.  217 
(Fick  kann  „keinen“  Grund  angeben.) 

”*■*)  Brentano,  Vorwort  B.  XXXVUl. 
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wie  wir  sahen,  weiter  gehen  und  eingestelien  sollen,  dass  der 
letzte  Grund  der  thatsächlichen  Uebung  überall  die  RechtsUber- 
zeugung  ist.  Es  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dass  dabei  nicht 
in  den  meisten  Fällen  auch  das  Zweckmässige  getroffen  wird. 
Im  Gegentheil;  wenn  sich  das  Anerbenrecht,  wie  wir  behaupten, 
von  den  ältesten  Zeiten  bis  heute  aus  dem  Geiste  der  ländlichen 
Verhältnisse  heraus  selbstthätig  entwickelt  hat,  so  wäre  es 
wunderbar,  wenn  es  zu  diesen  Verhältnissen  nicht  passte,  wenn 
es  sich  ihnen  nicht  anfiigte  wie  die  Rinde  dem  Baum. 

Hat  sich  sonach  in  Bayern  noch  die  alte  Auffassung  des 
Hofes  als  eines  Familiengutes  erhalten,  so  wdrd  das  Gleiche 
auch  aus  den  übrigen  Landestheilen  Deutschlands  und  Oester- 
reichs berichtet,  wo  immer  die  ungetheilto  Vererbung  sich  noch 
behauptet  hat.  So  wird  aus  Hessen  gemeldet:  „Durch  alle 

diese  Verträge  geht  überhaupt  ein  Zug  patriarchalischer  Familien- 
lürsorge,  der  sich  besonders  in  der  Rücksicht  auf  die  unmündigen 
oder  gebrechlichen  Angehörigen  ausprägt,  und  die  alte  An- 
schauung, dass  die  Hofcsstelle  — die  zum  Theil  noch  hier  iin  ' 
mitteldeutschen  Bezirke  einen  eigenen  Namen  führt  — ein 
Sammelpunkt  der  Familie  sei  und  bleibe.“'-^^)  Von  Westfalen 
heisst  es,  dass  die  niedrigen  Abfindungen  dort  „auf  dem  Rechts- 
bewusstsein basiren,  dass  der  Hof  der  Famlie  erhalten  bleiben 
soll.“^’*)  Von  Pommern  wird  gesagt,  „das  Anerbenrecht  ent- 
spreche dort  dem  Bewusst.sein  der  Bevölkerung.  Vom 

Unterinnthale  und  vom  Wippthale  in  Nordtirol  lesen  wir,  dass 
dort  „sich  die  echt  deutschrechtliche  Auffassung  von  der  Be- 
deutung des  Familienbesitzes  noch  lebendig  bewahrt  hat.“  Von 


MittlioUting  bei  Schnioller,  Jahrbuch  de  1895  S.  964.  — Der 
Hericht  setzt  sich  allerdings  im  lomeren  Verlaute  mit  sich  selbst  in  Wider- 
spruch, indem  er  als  Grund  dorErbsitto  dort  das  wirthscbaltlicho  Bediirl'niss 
uufUhrt.  Aber  das  ist  ein  Irrthum,  wie  sich  daraus  ergiebt,  dass  sofort 
darauf  gesagt  wird,  die  Koaltheilung  linde  sich  in  gänzlich  ungeeigneten 
Gegenden.  Auch  ist  der  Irrthum  nur  eine  Bchlnssfolgerung  des  gelehrten 
Verf.  der  Mittheilung,  während  die  obige  Stelle  im  Wesentlichen  die  Wieder- 
gabe der  Ansichten  von  ortskundigen  Berichterstattern  enthält,  welche  das 
Bestreben  nach  Erhaltung  des  Familiengutes  .ohne  Bedenken  . . . als 
zweifellos  bezeugen“. 

276.)  Vjri.  Winkelmanu  auf  der  Agrarcoufereuz  S.  137. 

Laudesdir.  ilüppner  auf  der  Agrarconfereuz  S.  170. 
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Deutsch-Südtirol  bekonmieii  wir  Aebuliches  zu  hören.  Auch  von 
3Iäliren  wird  angegeben,  dass  dort  die  uiigetheilte  Vererbung 
ausser  in  den  weinbauenden  Gegenden  „dem  Rechtsbewusstsein 
der  Bevölkerung  Rechnung  trägt“.  Ebenso  wird  von  Ober- 
Oesterreich  behauptet,  „dass  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
die  Freitheilbarkeit  grossentheils  unbekannt  oder  doch  uubenützt 
geblieben,  und  die  herköinmlicheu  Rechtsanschauungen,  sowie 
die  viele  Hunderte  von  Jahren  alten  Gewohnheiten  in  der  Land- 
bevölkerung fast  durchgehends  noch  lebendig  sind.“  Auch  in 
Nieder- Üestei-reich  wird  als  Grund  der  ungetheilten  Vererbung 
die  „herrschende  Anschauung“  angesprochen.-’^*“)  Ja  selbst  in 
dem  sonst  der  Naturaltheilung  huldigenden  Rheinland  soll  nach 
der  Erfahrung  des  Landgerichtsdirektors  Schmitz  aus  Erkelenz 
liie  Bevölkerung  der  Lehre  von  der  Eigenschaft  des  Hofes  als 
eines  Familienbesitzes  nicht  unzugänglich  sein.-'^^)  Und  von  den 
meisten  übrigen  Gegenden  Deutschlands  und  Oesterreichs  wird 
zwar  nicht  die  Rechtsanschauung  selbst,  wohl  aber  deren  Re- 
sultat, die  Rechtsübung  der  Einzelerbfolgc  bezeugt,  nämlich  von 
den  Gebirgsgegenden  des  Schwarzwaldes  und  Odenwaldes  und 
von  den  Kreisen  Konstanz  und  Moosbach  in  Baden,  von  Neu- 
württemberg, von  Oldenburg,  Schleswig -Holstein,  Hannover, 
Brandenburg,  Mecklenburg,  Posen,  Pommern  und  Preussen, 
sowie  von  Steiermark.^'’*) 

Ueberhlickt  man  alles  dies,  so  wird  man  sagen  müssen: 
Sow’eit  überhaupt  Ansichten  und  Anschauungen  nachweisbar 
sind,  soweit  ist  dargethan,  dass  die  ausdrücklich  oder  durch 
Uebung  dokumeutirte  Rechtsüberzeuguug  des  Volkes  dem  An- 
erbenrecht, wie  wir  cs  vorschlagen,  entspricht.  Mit  Recht  durfte 
deshalb  Gierke  sagen,  das  Anerbenrecht  sei  ein  „volksthüm- 
liches“  Recht  das  sich  in  der  grossen  Mehrheit  der  Nation  er- 
halten habe.'^'’') 


Ueber  Oesterreich  vgl.  Sehr.  d.  V.  f.  S.  I3d.  75  S.  lOl,  121,  176, 

253,  313. 

Agrarconferenz  S.  153. 

Vgl.  hierüber  die  Berichte  in  Band  73  bis  75  der  Sehr.  d.  V.  f.  S. 
Agrarconferenz  S.  228. 

T.  Dnltiig,  OniBd«rbr*ohi, 


y 
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§ 35. 

Mit  dieser  Feststellung,  dass  noch  heute  die  Ueberzeugung 
weiter  Volkskreise  sich  für  das  Anerbenrecht  ausspricht,  ist 
eigentlich  auch  der  Streit  um  seine  angebliche  Ungerechtigkeit 
entschieden.  Denn  ungerecht  ist  doch  nur  dasjenige,  was  mit 
der ßechtsanschauung  in  Widerspruch  stellt  Ungerech- 
tigkeit ist  deshalb  stets  ein  relativer  Begriff  der  sich  mit  dem 
Wechsel  der  Rechtsanschauungen  verschiebt.  Denjenigen  nämlich, 
welche  heute  über  Ungerechtigkeit  des  Anerbenrechts  klagen,  mag 
es  wirklich  ungerecht  erscheinen ; denn  sie  sind  Politiker,  Kinder 
der  Städte  und  mit  den  dort  herrschenden  Ansichten  erfüllt;  so 
haben  sie  auch  von  früh  an  die  Lehre  von  der  gleichen  Be- 
handlung der  Nachkommenschaft  eingesogen.  Sie  mögen  des- 
halb in  der  That  das  Anerbenrecht  als  Ungerechtigkeit  empfinden. 
Umgekehrt  das  Landvolk.  Dies  ist  von  früh  auf  mit  der  un- 
gleichen Behandlung  der  Miterben  vertraut ; ihm  ist  die  gleiche 
fremd;  gerade  diese,  welche  den  Städten  das  Ideal  der  Gerech- 
tigkeit ist,  würde  deshalb  ihm  gewohnheitswidrig,  und  ungerecht 
bedünken.  Eine  wahre  Ungerechtigkeit  beginge  man  sonach 
erst,  wenn  man  der  einen  oder  anderen  Partei  etwas  ihr  Wi- 
driges aufzwingen  wollte;  nein,  so  wenig  man  den  Städtern  ihre 
gleiche  Erbtheiluiig  nehmen  wird,  so  wenig  darf  man  auch  den 
Bauern  ihr  Anerbenrecht  verkümmern.-'*'’) 

Allein  mit  der  Ungerechtigkeitsfrage  hat  man,  wohl  ver- 
führt durch  den  sprachlichen  Doppelsinn  von  „Ungerecht“,  — 
die  Untei’suchung  nach  der  Unbilligkeit  des  Anerbenrechts  ver- 
mengt. Denn  nicht  auf  die  Ungerechtigkeit,  sondern  auf  die 
Unbilligkeit  bezieht  es  sich,  wenn  mau  davon  spricht,  dass 
einem  Vater  alle  Kinder  gleich  lieb  sein  müssten,  und  dass  deshalb 
auch  nach  seinem  Tode  sein  Vermögen  in  seinem  Sinne  gleich 
getheilt  w'erden  müsse. 

Es  geht  diesem  Satze,  wie  so  vielen  anderen  Schlagworten 
des  öffentlichen  Lebens.  Er  ist  halb  wähl*,  und  deshalb  findet 


Vgl.  auch  Gierke,  Erbrecht  in  ländlichen  Gnmdbesitz  S.  11  und 
12.  — Sering  in  .Sehr.  d.  V.  f.  S.  üd.  61  S.  313. 
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er  so  viele  Nachbeter;  denn  es  leuchtet  jedem  sofort  ein,  dass 
etwas  Richtiges  an  ihm  ist,  der  Fehler  aber  versteckt  sich;  er 
liegt  im  Ausdruck.  Wie  der  Satz  gewöhnlich  fomiulirt  wird, 
besagt  er  ganz  etw'as  anderes,  als  er  sagen  will.  Der  ihm  zu 
Grunde  liegende  Gedanke  ist  doch  lediglich  der,  dass  alle 
Familienmitglieder  vom  Hausvermögen  einen  möglichst  gleichen 
Genuss  haben.  Dies  erfordert  allerdings  die  Billigkeit,  aber 
nichts  weiter;  sie  erfordert  vor  allen  Dingen  nicht  die  formal 
gleiche  Th  ei  hing  des  Vermögens.  Denn  diese  ist  nur  das 
Mittel,  jene  Forderung  zu  verwirklichen,  und  zwar  gewöhnlich 
das  richtige,  aber  keineswegs  immer.  Und  gerade  darin,  dass 
das  )Iittel  mit  der  Forderung  selbst  verwechselt  und  zum  allge- 
mein gütigen  erhoben  wird,  — gerade  darin  liegt  der  Fehler 
des  Satzes  von  der  gleichen  Theilnng. 

Es  zeigt  sich  dies  besonders  stark  in  ländlichen  Ver- 
hältnissen. Gerade  wenn  mau  dort  gemäss  der  Billigkeit  einen 
möglichst  gleichen  Genuss  des  Erbgutes  herbeifiihren  will, 
darf  mau  es  nicht  gleich  theileii,  wenigstens  nicht  iinraer.  So 
lange  es  noch  naturaliter  getheilt  werden  kann,  zieht  allerdings 
hier  die  gleiche  Theilnng  einen  gleichen  Genuss  nach  sich. 
Wo  aber  die  Naturaltheilung,  wie  fast  überall  in  Deutschland, 
nicht  mehr  möglich  ist,  wofern  man  nicht  allen  den  gleichen 
Nichtgenuss  verschaffen  will,  wo  man  deshalb  zur  Civil- 
theilung  schreiten  muss,  da  gewährt  die  gleiche  Theilnng  des 
Civilwerthes  keinen  gleichen  Genuss  für  alle,  sondern  den  iMit- 
erben  einen  erheblich  grösseren  als  dem  Hofaunehmer.^'“*) 
Schon  rein  äusserlich  in  der  Verzinsung  des  ihnen  zu 
fallenden  Capitalantheils  zeigt  sich  dies.  Der  Hofannehmer 
wirthschaftet  unter  heutigen  Verhältnissen  selbst  in  guten 
•lahren  ans  dem  Gute  kaum  mehr  als  zwei  Prozent  seines 
Werthes  heraus.  Die  iliterben  erhalten  ihre  Antheile  nun  in 
Hypotheken  auf  dem  Gute  eingetragen,  die  doch  mindestens 
3 ® u ab  werten.  Der  Anerbe  muss  deshalb  oft  die  i ® ,,  seines 

eigenen  Antheiles  daran  geben,  um  dies  Mehr  an  Verzinsung 
einzubringen.  Es  kommt  aber  noch  ein  Zweites  hinzu.  Die 


Vgl.  Helferich,  BäuorlicLe  Erbfolge,  llUuclieii  I8S3,  S.  8 und  9. 
Soergel  S.  44  u.  45,  M.arcbet,  Abschnitt  IX. 
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Miterben  erhalten  ihren  Zinsgenuss  ohne  Mühe  und  Arbeit,  ohne 
Rücksicht  auf  gute  und  schlechte  Zeiten.  Allo  Mühe,  alle 
Gefahr  liegt  auf  dem  Hofbesitzer.  Wenn  die  Ernte  missräth, 
wenn  die  Lage  des  Weltmarktes  ihm  einen  Gewinn  seiner 
Arbeit  nicht  in  Aussicht  stellt,  Zinsen  muss  er  doch  zalilen. 
Die  einfachsten  Regeln  der  Wiithschaftskunst  würden  erforderh, 
dass  für  sölche  stets  ointretenden  Verluste  aus  dein  Hausver- 
niögen,  welches  doch  am  letzten  Ende  den  Miterben  ebensowohl 
wie  dem  Hofbesitzer  ihre  Bezüge  gewährt,  ein  Reservefonds 
ausgesondert  werde.  Dieser  bleibt  natürlich  in  der  Hand  dessen, 
der  das  gemeinsame  Vermögen  hat.  Eine  Unbilligkeit  würde 
deshalb  in  der  Gewährung  eines  Vorzuges  weit  weniger  liegen, 
als  in  seiner  Nichtgewährung. 

Die  geschilderten  Uebelstände  treten  noch  weit  stärker 
hervor,  wenn  die  Miterben  sich  ihre  Antheile  nicht  als  Hypothek 
eintragen,  sondern  sofort  baar  auszahlen  lassen.  Denn  wegen 
des  regelmässigen  Mangels  bereiter  Mittel  muss  der  Hoferbe 
dann  von  Fremden  Darlehen  aufiiehmen,  die  zumeist  höher 
als  drei  Prozent  verzinslich  sind,  und  deren  Gläubiger  in  Tagen 
landwirthschafüicher  Noth  nicht  so  leicht  Nachsicht  üben  wie 
Verwandte. 

Es  ist  denn  auch  schon  längst  von  allen  Einsichtigen  er- 
kannt worden,  dass  bei  der  Civiltheilung  die  Gleichheit  nicht 
der  Billigkeit  entspricht,  vielmehr  eine  hervorragende  Unbillig- 
keit gegen  den  Anerben  enthält.  Schon  1841  wurde  in  einer 
an  den  Brandenburgischen  Provinziallandtag  gerichteten  Denk- 
schrift'-''^'’) mit  Recht  hervorgehoben  und  von  ihm  demnächst 
anerkannt,  was  auch  wir  ausgeführt  haben,  dass  „eine  gleiche 
Erbtheilung  da,  wo  das  Object  in  Grundbesitz  bestehe,  stets 
nur  eine  nominell  gleiche  sei,  in  Wirklichkeit  aber  eine  sehr 
ungleiche,  indem  der  Erbe,  der  sein,  nach  einer  möglicherweise 
trügerischen  Taxe  ermitteltes  Erbtheil  im  Grundbesitz  und  mit 
der  Verpflichtung,  die  Erbtheile  den  Miterbeii  auszuzahlen,  an- 
nehrae,  auch  bei  richtiger  Werthermittelung  immer  geschädigt 
sei,  da  alle  Lasten  und  Gefahren  auf  seinem  Erbtheil  allein 
haften  blieben,  er  allein  durch  seinen  Fleiss  und  seine  Arbeit 


J-61.J  Vgl.  hierüber  „Tägliche  Rundschau“  Nr.  2"  N vom  l.Febr.  1896. 
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den  Ertrag  des  Ganzen  erringen  müsse.“  Aehnliches  ist  auch 
licnte  vielfach  gesagt  worden.^^*“) 

Vgl.  z.  B.  Thiel  (Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  61  S.  246);  Sering  (ebenda 
S.  3S2);  Andrfi  (Jnriätentng  de  1895  Bd.  1,  S.  39  f.V  .Dazu  kommt,  dass 
der  Landwirth  geneigt  ist.  seine  eigene  Arbeit  bei  Berechnung  des  Kauf- 
preises nicht  anznschlagen.  Die  abgehenden  Kinder  haben  aber  durchaus 
keinen  Auspmch  darauf,  dass  der  Gutsübernehmer  seine  eigene  Arbeits- 
thätigkeit  capitalisire  und  ihnen  davon  einen,  der  Zahl  der  Geschwister  ent- 
sprechenden Antheii  auszable.  Das  mnthet  auch  der  Fabrikant  demjenigen 
seiner  Kinder,  welches  die  Fabrik  und  das  Geschäft  übernimmt,  nicht  zu. 
Das  hiesse  dem  Uebernehmer  zumutheu,  das,  was  er  im  späteren  Loben 
durch  eigene  Intelligenz  und  Thatkraft  verdienen  will,  im  Voraus  aus- 
zuzahlen.“ — Enneccerus  (ebenda  Bd.  2 S.  77):  ....  ist  die  gleiche 

Theilnng  ...  die  schwerste  Ungerechtigkeit  gegen  den  Uebernehmer.  Er 
zieht  aus  dem  Gute  nur  den  Ertragswerth  und  soll  die  Erbtheile  der  Ge- 
schwister nach  dem  höheren  Verkaufswerthe  verzinsen.  Er  hat  also  meist 
mehr  an  Zinsen  zu  zahlen,  als  er  cinnimmt,  und  d zu  trägt  er  noch  das 
Risico  sclilechter  .lahre.“  — v.  Buch  (Agrarconferenz  S.  181).  — Gierke 
(ebenda  S.  230).  — v.  Miquel  (ebenda  S.  252):  .Wenn  man  erwägt,  dass  der 
Anerbe  das  gesammte  Risiko  übernimmt,  welches  in  der  heutigen  Zeit  in 
der  Landwirthschaft  noch  ganz  etwas  anderes  bedeutet  als  vor  30  Jahren, 
wenn  man  ferner  erwägt,  dass  der  Anerbe  die  ganze  Arbeit  zu  leisten  hat, 
während  er  sonst  doch  sonstigem  Verdienst  hätte  nachgehen  können,  dass 
die  lliterben  mit  festen  Beträgen  von  dannen  geben,  nicht  zu  arbeiten 
haben,  sondern  nur  ihre  Rente  beziehen,  — so  löst  sich  der  sogenannte 
Vorzug  in  Null  auf  .....  Wenn  er  ein  angemessenes  Voraus  bekommt, 
so  kann  man  noch  nicht  sagen,  dass  das  wirtbschaftlich  und  materiell  ein 
unberechtigter  Vorzug  ist.“  — Schmitz  (ebenda  S.  153  [besonders  beweisend, 
weil  auf  thatsäohlicber  Grundlage  fussend]; : .Der  Grundsatz  gleicher  Erb- 
theilnng,  auf  die  Spitze  getrieben,  wird  zu  einer  ungerechneteii  Llnglcicliheit ; 
au  einer  Reihe  von  Beispielen  habe  ich  das  bestätigt  gefunden.  Eines  sei 
mir  luitzntheileu  erlaubt.  Ein  kleiner  Landwirth  . . hat  vier  Kinder.  Ein 
Sohu  wird  Landwirth,  der  zweite  Postbeamter,  der  dritte  Ijohrer,  die 
Tochter  heirathet  einen  Kleinkaufmann.  Der  Tod  der  Eltern  führt  zur 
Theilung  ....  Er  (der  Landwirth  und  llofannehmer)  sieht  sich  ....  ge- 
zwungen, den  Preis  zu  geben,  der  im  Einzelverkaufsfalle  erzielt  werden 
würde.  Was  ist  die  Folge?  Er  geht  langsam  zu  Grunde,  weil  die  vom 
Uebernahmepreis  zu  entrichtenden  Zinsen  die  Boden-  und  Ertragsrente  über- 
steigen; seine  Geschwister  sieht  er  in  vollständig  gesicherter  Lebensstellung 
wirtbschaftlich  erstarken.  Jedes  Anlagekapital  verzinst  sich  in  jedem 
anderen  Erwerbsstaud  ganz  ungleich  höher  als  im  Ackerbau.“  — Selbst 
Fick  muss  übrigens  die  Ungerechtigkeit  der  gleichen  Theilung  des  Verkaufs- 
werthes  zugeben  auf  S.  52  und  S.  300  (.Unter  solchen  Umständen  erscheint 
es  nicht  gerecht,  wenn  man  den  Uebernahmspreis  nach  dem  Verkaufs- 
werth  bemisst.“'  Allerdings  sucht  er  dies  S.  301  wieder  nbzuschwächen, 
jedoch  mit  stark  sophistischen  Gründen.  Vgl.  bieiüber  § 43  unten. 
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Will  man  deshalb  wirklich  die  Forderung  der  Billigkeit 
nach  möglichst  gleichem  Genuss  des  Gutes  durch  alle  Mit- 
erbeu  durchsetzen,  so  hätte  man  vom  alten  deutschen  Rechte 
lernen  sollen.  Denn  auch  dies  hat  von  jeher  das  Prinzij)  des 
gleichen  Genusses  der  Familienglieder  am  Familienvermögen 
gehabt;  es  hat  diesen  anfangs  auch  in  gleich  kindlicher  und 
kurzsichtiger  Weise  wie  heute  durch  formell  gleiche  Q'heilung 
zu  erreichen  gesucht;  aber  es  hat  dann  allmählich  erkannt, 
dass  die  w'ahre  Gleichheit  und  die  wahre  Versöhnung  der  wider- 
streitenden  Interessen  auf  anderem  Wege  erreicht  w’erden  muss, 
nämlich  dadurch,  dass  zwar  einer  das  Gut  erhält,  aber  nur 
zur  Verwaltung  für  die  anderen,  welche  den  Mitgenuss  daran 
haben,  so  lange  sie  auf  dem  Gute  verbleiben,  und  die 
Zuflucht  dahin,  wenn  sie  es  verlassen,  überdies  aber  eine 
Mitgabe  erhalten,  mit  deren  Hilfe  sic  ein  auskömmliches  Dasein 
durch  ihrer  Hände  Arbeit  sich  schaffen  können.  So  entspricht 
es  in  der  That  der  Billigkeit.  Denn  selbst  dort,  wo  streng 
nach  diesen  Grundsätzen  verfahren  wird,  wo  also  der  Anerbe 
formell  bedeutend  bevorzugt  wird,  zieht  er  selten  ein  besseres 
Loos  als  seine  Geschwister.  So  war  es  von  Jeher,  so  ist  es 
vollends  heute  bei  den  oben  genugsam  beleuchteten  bäuerlichen 
Zuständen.'^**'*) 


§ 36. 

Sonach  stände  denn  fest,  dass  das  Anerbenrecht  durch  die 
Rechtsüberzeugung  weiter  Volkskreisc  gefordert  wird,  ohne 
dass  erhebliche  allgemeine,  wirthschaftliche  oder  Billigkeits- 
gründe dagegen  sprächen.  Damit  ist  für  uns  die  Frage  nach 
Einführung  des  Anerbenrechts  mit  „.la“  beantwortet.  Wir 
könnten  uns  deshalb  der  Prüfung  der  weiteren,  wirthschaft liehen 
und  sozialen  Nothwendigkeit  des  Anerbenrechts  übeiheben. 
Aber  da  auf  sie  sonst  überall  so  grosses  Gewicht  gelegt  wird, 
da  auch  ihre  Erforschung  ein  dem  Anerbeurecht  sehr  günstiges 


27iidj  sielbst  iu  iler  UrcBtano.sehen  Kiiquete  wird  wiederholt  anerkannt, 
dass  der  Uol'anneluuer  schlechter  gestellt  sei,  als  seine  Miterbeii.  Vgl.  Kick 
S.  47,  67,  UO,  147,  i44. 
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Ergebniss  hat,  so  wollen  wir  auch  in  diese  Untersuchung  noch 
eintreten. 

Allenthalben  erschallen  heute  die  Klagen  Uber  die  land- 
wirthschaftliche  Noth.  Sie  ertönen  laut  und  übereinstimmend 
aus  den  meisten  Theilen  Deutschlands  und  Oesterreichs.  Dennoch 
fehlt  es  auch  heute  noch  nicht  an  Stimmen,  welche  diese  Klagen 
als  unbegründet  oder  übertrieben  hinstellen  wollen;  ja  manche 
Zeitungen  und  Parlamentarier  reden  mit  Vorliebe  von  den 
„Agrariern“,  welche  öffentlich  klagten,  um  einen  grossen 
„Beutezug  gegen  das  consumirende  Volk“  zu  organisiren, 
heimlich  aber  in  „Sekt  und  Austern“  schwelgten.  Niemand  hat 
darauf  eine  bessere  Antwort  ertheilt  als  der  Angehörige  einer 
Partei,  der  man  gewiss  nicht  die  Vorliebe  für  die  Agrarier 
vorwerfen  kann,  nämlich  der  socialdemokratische  Abgeordnete 
Kautsky.  Er  führte  auf  dem  Stuttgarter  Parteitage  von  1898 
unter  lautem  Beifall  des  Auditoriums  aus:  „Wir  können  es 
doch  nicht  ableugnen,  dass  eine  Nothlage  der  Landwirthschaft 
besteht.  Wenn  liberale  Freihändler  von  Champagnergelagen 
der  Junker  sprechen,  so  ist  das  ähnlich  der  Geschichte  von  den 
Champagnerweissen  der  Maurergesellen.  Die  Nothlage  hat  eine 
tiefgehende  Ursache“.'-'") 

In  der  That  wäre  es  auch  ganz  verfehlt,  von  der  Lebens- 
haltung der  Landwirthe  auf  die  Abwesenheit  eines  Nothstandes 
zu  schliessen.  Einmal  haben  wir  gesehen,  dass  diese  Lebens- 
haltung wirklich  vielfach  eine  sehr,  vielleicht  zu  sehr  einge- 
schränkte geworden  ist.^"»)  Aber  auch  dort,  wo  sich  der  Bauer, 
wie  z.  B.  in  den  niedersächsischen  Gegenden  noch  ab  und  zu 
einen  guten  Bissen  gönnt,  liegen  danim  die  Verhältnisse  noch 
nicht  rosig.  Der  dortige  Bauer  rechnet  nicht  so  genau,  es 
wächst  ihm  nach  einem  dortigen  Ansdrucke  ja  alles  in  die 
Hand;  darum  isst  er,  solange  er  auf  dem  Hofe  sitzt.  Vielfach 


Aus  einem  Zeitungsbcriclit  wiedergegeben. 

*“•)  Vgl.  ausser  den  oben  wiedergegebeneii  Berichten  über  Bayern 
namentlich  Bon  (Agrareonferenz  S.  SO)  Uber  Oatpreiisaen:  .Ich  muss  aus 
meiner  Erfahrung  im  (legentheil  bestätigen,  dass  kein  zweiter  Stand  eine 
so  scharte  Einschränkung  in  seiner  Lebenshaltung  zu  Wege  gebracht  hat, 
wie  gerade  der  der  tirundbesitzer.“  — Ebenso  Höppner  über  Pommern 
(ebenda  .S.  lüu). 
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hört  man  die  Rede:  „Ja  wenn  wir  niclit  einmal  mehr  essen 

sollen,  so  ist  es  überhaupt  mit  uns  aus.“  Was  aber  die  Lebens- 
haltung nicht  verräth.  das  Iwzeugen  dort  die  Schuld-  und  Sub- 
hastationsziffern  desto  deutlicher. 

Es  wäre  nun  aber  ein  zweiter  Irrthnm,  auf  diese  allein  Gewicht 
legen  zu  wollen,  und  da,  wo  sie  nicht  bedenklich  scheinen,  einen 
Nothstaud  zu  leugnen,  wie  es  z.  B.  Marchet  in  seiner  gehaltvollen 
Schrift  für  Oesterreich  gethan  hat.  Denn  nirgends  weder  in 
Deutschland  noch  in  Oesterreich  ist  die  Statistik  hierzu  ausreichend. 
Aus  der  österreichischen  Statistik  z.  B.  haben  unparteiische 
Männer  durchaus  Verschiedenes  herausgelesen.  Die  öster- 
reichische Regierung  schliesst  daraus  auf  einen  traurigen  Nieder- 
gang gerade  des  mittleren  Besitzerstandes;’-'"»)  Marchet  dagegen 
findet,  wie  schon  bemerkt,  dass  die  Ziffern  der  Statistik  keine 
beängstigende  Sprache  reden.  Zwei  Fehler  namentlich  sind  es, 
an  denen  unsere  Statistik  krankt.  Bei  der  Verschuldungs- 
statistik gebricht  es  an  einer  genauen  Kenntniss  der  Ertrags- 
werthe,  und  diese  müsste  man  haben,  um  zu  wissen,  ob  Ueber- 
schuldung  vorliegt;  denn  die  Frage  nach  der  Ueberschnldung 
ist  doch  die,  ob  der  Ertrag  des  Gutes  zureicht,  um  die  Schuld- 
zinsen zu  decken.  Bei  der  Vergantungsstatistik  fenier,  dem 
zweiten  Gradmesser  des  landwirthschaftlichen  Tiefstandes,  ist 
eine  andere  Fehlerquelle  kaum  zu  verstoiifen.  Es  ist  nämlich 
völlig  zutreffend,  wenn  Hainisch  in  seiner  Besprechung  der 
österreichischen  Statistik  hervorhebt,  dass  die  Subhastatious 
Ziffern  deshalb  kein  richtiges  Bild  von  der  Nothlage  geben, 
weil  hohe  Verschuldung  keineswegs  immer  und  sofort  zur 
exekutiven  Feilbietung  führt.  „Denn  nicht  nur  der  Besitzer“, 
sagt  Hainisch,  „vermag  ihr  durch  rechtzeitigen  Verkauf  zu 
entrinnen,  es  kann  auch  im  Interesse  des  Gläubigers  liegen,  sie 
soweit  als  möglich  hinauszuschieben,  sei  es,  weil  er  fürchtet, 
bei  der  Feilbietung  seine  Forderung  zu  verlieren,  sei  cs,  weil 
der  um  seine  Existenz  ringende  Schuldner  ihm  höhere  Zinsen 
zahlt,  als  er  sonst  erzielen  könnte.“ 


277.,  Vgl  ilarUbcr  (Mioiiiisky  in  Sclir.  d.  V.  f.  S.  liil.  01  S.  84  n.  S.'i; 
daselbst  auch  die  Statistik. 

277b)  liainisvb  i.  Sehr,  d,  V.  f.  S.  Kd.  01  ,S.  e.bO.  Kbeiiso  v.  liucb  auf 
der  Agrarcoiifercnz  (S.  17’JJ:  „Hei  ileiijeui^eii,  die  noch  Kaidtalien  binter 
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Es  wird  denn  uucli  fast  allgemein  die  Unznlängliclikeit 
der  Agrarstatistik  anerkannt.^”)  Man  wird  darum  wohl  thun. 
den  Ansicliten  der  Betheiligten  selbst  die  entscheidende  Stimme 
einznräumen.  Das  Bild,  das  diese  nun  auf  der  Agrareonferenz 
für  Preussen  entrollt  haben,  ist  kein  sehr  erfreuliches.  Nur 
Westfalen  und  Hannover  sind  danach  noch  nicht  besonders  ver- 
schuldet. Aber  schon  in  der  sonst  so  gerühmten  Provinz 
Sachsen  liegen  nach  dem  Zeugnisse  des  Landschaftsdirektors 
V.  (^stedt  gerade  beim  Mittelbesitze  recht  bedenkliche  Ver- 
hältnisse vor.  Von  Brandenburg  hat  der  Landesdirektor 
V.  Levetzow  behauptet,  dass  dort  der  Grundbesitz  durchweg 
überschuldet  sei,  und  der  Regierungsrath  v.  Buch  hat  es  be- 
stätigt. Noch  schlimmer  liegen  die  Verhältnisse  in  Hinterpommern ; 
in  den  hinterpommerschen  Kreisen  verschlingen  allein  die  Schuld- 
zinsen stellenweis  bis  zu  75  " ^ des  gesummten  Einkommens,  im 
Durchschnitt  über  tiO  Auch  für  Schlesien,  "West-  und  Ost- 
prenssen  ist  ein  weitgehender  Nothstand  behauptet  worden. 
L’eberhanpt  kann  mau  für  den  ganzen  Osten  constatiren,  dass 
nur  die  Magnaten  und  ganz  grossen  Besitzer  mit  weit  über  500  ha 
an  Grund  und  Boden  noch  in  gesicherter  Lage  sind.  Von  den 
Bauern  ist  nur  ein  Theil  nicht  gefährdet,  soweit  sie  ganz  einfach 
leben  und  am  Anerbenrecht  festhalten.  Fast  verloren  erscheint 
dagegen  der  Mittelbesitz  von  etwa  150  bis  400  ha,  die  eigent- 
lichen gebildeten  Stände.'-’'^'*) 

Es  ist  nun  zwar  schon  damals  den  Theilnehmern  an  der 
Agrareonferenz  vorgeworfen  worden,  sie  hätten  zu  .sehr  grau  in 
grau  gemalt,  und  es  mag  auch  sein,  dass  die  Landwirthe  die 


der  laiidscliaftlieheii  Schuld  eingetragen  haben,  sind  wir  der  Teber/.ciigung, 
dass  sie  zuin  grossen  Theil  nur  von  ihren  üläuhigern  gehalten  werden,  weil 
diese  den  Ausfall  ihrer  Hypotheken  fürehten,  und  weil  sie  einen  hilligeren 
Veiwalter  als  den  Eigenthünier  nicht  bekommen  können.“ 

Z.  B.  auf  der  Agrareonferenz,  im  besonderen  hervorgehoben  von 
V.  Kiquel  und  Conrad.  Vgl.  auch  Thiel  und  Uaiuiseh  i.  Sehr.  d.  V.  f.  S. 
Bd.  61  S.  341  n.  353. 

*"'*1  Vgl-  Agrareonferenz  S 163  bis  105  ;,.Sachaen),  S.  80  (Ostpreussen), 
,S.  47  und  179  (Brandenburg),  S.  168,  169  (Vorpommern),  .S.  84  und  133 
fHinterpoinmem),  S.  111  (Westpreussen),  S.  156  (.Schlesien).  — Vgl.  auch 
die  l'e; ersieht,  welche  Sering  über  die  diesbezüglichen  Ergebnisse  der 
Agrareonferenz  giebt  in  Schmollers  Jahrbuch  de  1895  S.  949; 950. 
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damalige,  in  der  That  sehr  ungünstige  Lage  zu  sehr  als  eine 
dauernde  hingestellt  haben.  Allein  im  Wesentlichen  sind  ihre 
Angaben  doch  bestätigt  worden  durch  die  mehrfach  erwähnten 
sorgfältigen  Erhebungen,  welche  der  Verein  für  Socialpolitik 
über  den  Credit  und  die  Lage  des  Kleingi  undbesitzes  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich  gemacht  hat.  Ja,  es  sind  dadurch  die  un- 
günstigen Verhältnisse  der  Landwirthschaft  auch  über  die 
Grenzen  des  preussischen  Staates  hinaus  für  Oesterreich  und 
Süddeutschland  bestätigt  worden. 

Besonders  über  Bayern  liegen  genaue  Angaben  vor,  gestützt 
auf  die  jüngste  bayrische  Agrarenquete.  Danach  ist  in  den  dort 
behandelten  typischen  24  Gemeinden  der  Schuldenstand  ein  recht 
bedeutender.^*"')  Nur  in  einer  Gemeinde  beträgt  der  Hypothekar- 
schuldenstand unter  10“;,  des  Grundwertlies,  nämlich  5,21“',,. 
Sechs  halten  sich  zwischen  10  und  15"/o.  Zwei  stehen  zwischen 
15  und  20",  fl.  Vier  haben  eine  Verschuldung  von  20  bis  25"/„. 
Ebenfalls  vier  rangiren  zwischen  25  und  30  “ Die  restlichen 
sieben  haben  sämmtlich  Uber  33'  j*  bis  auf  eine  sogar  über 
35“  ja  eine  steigt  auf  76,04“  „ des  Grundwertlies. 

Bei  fast  einem  Drittel  der  Gemeinden  besteht  also  eine 
Verschuldung  von  über  einem  Drittel  des  Grundwerthes.  An 
sich  könnte  nun  dies  sowie  die  übrigen  Verschuldungsziffern  noch 
nicht  so  bedenklich  erscheinen.  Allein  es  ist  zweierlei  zu 
erwägen. 

Erstens  muss  im  Auge  behalten  werden,  dass  die  wieder- 
gegebenen Ziffern  nur  die  hypothekarisch  eingetragenen  Schulden 
berücksichtigen.  Die  ohne  hypothekarische  Sicherung  nur  auf 
Haud-schein  gegebenen  Darlehen  .sind  aber  gerade  in  Bayern 
recht  hoch.  So  belaufen  sie  sich  in  der  oben  erwähnten,  güns- 
tigsten Gemeinde  Hartelshofen  beinahe  auf  das  Doppelte  der 
eingetragenen  Schulden,  ln  der  ebenfalls  noch  nicht  stark, 
nämlich  zu  1 1,60“  „ ihres  Grundwerthes,  verschuldeten  Gemeinde 
Wollomoos  sind  sie  immer  noch  höher  als  die  Hypotheken,  wo- 
durch die  Brozent Ziffer  aut  fast  25“, „ hinaulschnellt.  In  der 
ungünstig  stehenden  Gemeinde  Lobengrün,  werden  sie  von  orts- 
kundigen llänncrn  auf  die  Hälfte  der  eingetragenen  Schulden 


'({l-  "Wt  die  folgende  .Slnlinlik  .Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  73  S.  U)3. 
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geschätzt,  sodass  sich  die  Prozenfzifter  auf  05'%  erhöht.  Iii  der 
älinlicli  situirteii  Gemeinde  Zell  betragen  sie  sogar  fast  - j 
der  Hypotheken;  anstatt  :}5,8‘2"  „ kommt  deshalb  eine  Verschul- 
dung von  etwa  58®, „ heraus.  Selbst  in  dem  am  stärksten  ver- 
schuldeten Sollbach  sind  immer  noch  24557  Mk.  Currontschulden 
ermittelt,  d.  h.  zwischen  und  eingetragenen.  Die 

ohnehin  schon  beängstigende  hohe  Procentziffer  von  76,04®  „ wird 
dadurch  noch  auf  über  87"/o  gesteigert.  Das  sind  die  ermit- 
telten Cunentschulden.  Die  Berichte  betonen  aber,  dass 
vielfach  die  Summen  nicht  genau  ermittelt  werden  konnten;  in 
einem  Falle  wird  die  nicht  ermittelte  Summe  beinahe  auf  das 
Doppelte  der  angegebenen  geschätzt.  Nach  alledem  wird  man 
annehmen  dürfen,  dass  die  wirkliche  Verschuldung  auf  Hand- 
schein und  Hypothek  bei  der  Hälfte  der  typischen  Gemeinden 
50”;  j,  erreicht  und  bei  einer  grossen  Zahl  davon  auf  60®  i,  und 
mehr  steigt,  womit  das  Gleiche  auch  für  das  Königreich  selbst 
erwiesen  ist.^') 

Das  zweite,  was  bei  der  Verwerthung  dieser  Ziffern  berück- 
sichtigt werden  muss,  ist  jedoch  der  Umstand,  dass  auch  iu 
Bayern  der  Verkehrswertli  und  der  Ertragswerth  erheblich 
difieriren.  Der  Werth,  nach  dem  die  obigen  Verhältnisszifferu 
berechnet  sind,  ist  nun  der  Verkehrswerth.  Für  die  Ueber- 
schuldung  ist  aber,  wie  bemerkt,  nur  der  Ertragswerth  mass- 
gebend. Dieser  steht  nun,  wie  überall  in  Deutschland  und 
Oesterreich,  so  auch  in  Bayern  tief  unter  dem  Verkehrs werthe. 
Leider  fehlt  es  uns  an  einer  genauen  Untersuchung  hierüber. 
Aber  wenn  wir  auch  nicht  so  weit  gehen  werden,  das  Ver- 
hältniss  beider  zu  einander  auf  :i,45:l  anzunehmen,  wie  es 
Inama-Sternegg  und  Marchet  für  das  benachbarte  Oesterreich 
thun,  .so  W(Mdeu  wir  doch  nicht  fehl  greifen,  wenn  wir  die 
Relation  auf  mindestens  2:1  .setzen.  Danach  würde  eine  Ver- 
schuldung von  50  ®/o  des  Verkehrswei  thes  nach  dem  Ertrags- 
werthe  schon  eine  Ueberschuldung  sein.  Jedenfalls  verschlingen 
die  obigen  Ziffern  eine  so  hohe  t^uote  des  Ertrages,  dass  dei- 
angemes.sene  Unterhalt  der  bäueilicheii  Familie  nicht  mehr  frei 


Vj;l.  über  die  ('urreiitscliuldeu  .Sebr.  d.  V.  f.  S.  Hd.  "3  S itli  ff. — 
Vgl.  auch  V.  Haag  bei  Scbmoller,  Jahrbuch  du  isod  ,S.  104  fl'. 
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bleibt,  und  cs  begreift  sieb  min,  warum  aus  so  vielen  Gegenden 
Ba3’erns  Klagen  über  eine  arg  gedrückte  Lebenshaltung  der 
Bauern  laut  werden. 

Auch  in  den  Realtheilungsgegenden  ist  übrigens  eine  hohe 
Verschuldung  ermittelt  worden.  Schon  auf  der  Wiener  General- 
vei-saninilung  des  Vereins  für  Socialpolitik'^*)  hat  Sering  davor 
gewarnt,  deren  Sehuldverhältnisse  als  „ideal“  zu  bezeichnen; 
er  hat  auf  die  Rebbezirke  des  Kaiserstuhles,  den  südlichen 
Schwarzwald,  den  Odenwald  sowie  auf  die  rheinpreus.sischen 
Gebirgsdistrikte  verwiesen,  in  denen  eine  starke  Verschuldung 
vorhanden  sei.  Ihm  ist  Schmitz  auf  der  Agrarconferenz  ge- 
folgt.-'”'’) Die  späteren  Enqueten  haben  diese  Warnungen  leider 
als  berechtigt  erscheinen  lassen. 

Aus  Baden  nämlich  wird  zwar  nur  allgemein  berichtet, 
die  Frage,  ob  der  produktiv  wirkende  Chedit  unter  einer 
starken  Besitzverschuldung  zu  leiden  habe,  sei  zu  bejahen. 
Genaueres  wird  uns  dagegen  über  Eisass- Lothringen  mit- 
getheilt.  Es  wird  hier  von  einer  „leichtsinnigen  Borgwirthschaft“ 
und  von  einem  „Landhunger“  gesiirochen,  „der  ohne  Rücksicht 
auf  das  mobile  Betriebskapital  oder  den  wirklichen  Werth  der  zu 
erwerbenden  Parzelle  nur  nach  grösserem  Grundbesitz  strebt.“ 
Ein  Bericht  aus  dem  Ünter-Elsass  sagt:  „Die  Verschuldung 

nimmt  zu,  wenngleich  von  einer  allgemeinen  Vei’schuldung  oder 
Kreditlosigkcit  keine  Rede  sein  kann.“  Der  landwirthschaftliche 
Centralverein  äussert  sich  über  Lothringen  wie  folgt:  „Nach 

annähernder  Schätzung  beträgt  die  Verschuldung  des  Grund- 
besitzes des  Bezirkes  im  Durchschnitt  etwa  12  Prozent  des 
Werthes,  wechselt  aber  in  den  einzelnen  Kantonen  von  7 bis 
8"'o  bis  auf  mehr  als  20“'„  und  beträgt  natürlich  in  einzelnen 

Fällen  mehr  als  100"/o Das  geliehene  Geld  muss  in 

einem  zu  der  Rentabilität  des  Besitzes  in  keinem  Verhältniss 
stehenden  Zinsfusse  verzinst  werden,  eine  Schuld  häuft  sich  auf 
die  andere,  und  bald  sieht  sich  der  kleine  Besitzer  und  Pächter 
am  Ende  seines  Könnens.“  Ein  Bericht  aus  dem  östlichen 


•/T7t)  Schrift  eil  (i,  \*.  f.  S.  H(l.  öl  S.  ;tyo. 
.VKrarconferoiiz  H.  115. 
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Lothringen  hebt  noch  einmal  den  „Krebsschaden“  des  „Borg- 
s.vstenis“  hervor. 

Was  wir  aiisTheilen  der  Rheinprovinz  hören,  ist  auch  nicht 
übermässig  erfreulich.  Auch  dort  lesen  wir,  dass  namentlich 
beim  Kleiubesitz  die  Schuldenlast  stark  ist,  bis  zur  Ueber- 
schulduug;  ja  es  wird  davon  gesprochen,  dass  es  dem  Kleiubesitz 
„schwer  fällt,“  sich  von  den  schlechten  Jahren  18i»3  und  1894 
„zu  erholen.“  Allgemein  wird  jedenfalls  constatirt,  dass  die 
Verschuldung  in  den  letzten  Jahren  stark  zugenoramen  hat,  und 
dass  vielfach  schon  Zinsen  und  Kapitalsraten  nicht  mehr  recht- 
zeitig bezahlt  werden  konnten.'-'“*) 

Nicht  minder  begründet  waren  die  Warnungen  über  die  anderen 
preussischen  Realtheilungsgebiete.  So  heisst  es  z.  B.  von  dem 
Regierungsbezirke  Wiesbaden,  dass  der  „gesammte  Kleinbesitz“ 
dort  unter  einer  „überaus  starken  Verschuldung“  seufzt,  dass 
er  „von  der  Hand  in  den  Mund  lebt,“  dass  er  nicht  im  stände 
ist,  seine  Schulden  aus  den  laufenden  Einkünften  zu  decken, 
sondern  auf  ausserordentliche  Einnahmen  rechnen  muss,  ja  dass 
er  vielfach  wegen  Mangels  an  Mitteln  nicht  einmal  sein  Gut 
und  seine  Ernte  versichern  lassen  kann,  trotzdem  er  dies  gern 
möchte.  Noch  schlimmer  lagen  wenigstens  bis  vor  Kurzem  die 
Verhältnisse  im  preussischeu  Saargebiete ; jetzt  sind  sie  dort  durch 
genossenschaftliche  Selbsthilfe  etwas  gebessert.^^*“) 

Wenn  wir  nun  unsere  Blicke  über  Deutschland  hinaus  auf 
Oesterreich  lenken,  so  können  wir  auch  hier  überall  die  gleichen 
Wahrnehmungen  machen.  Schon  Hainisch  hat  seinerzeit  (in 
Schmollers  Jahrbuch  Bd.  XVII  S.  311  Ü)  von  der  Lage  des 
österreichischen  Bauernstandes  eine  Zeichnung  geliefert,  so 
düster,  dass  er  an  einer  Besserung  verzweifelt  und  nur  den 
Todeskampf  gemildert  wissen  will.  Die  neueren  Untersuchungen 
haben  darin  manches  gemildert,  aber  doch  auch  vieles  bestätigt. 
Es  würde  zu  weit  führen,  alles  einzeln  hier  zu  wiederholen;  es 


^‘)  Vgl.  über  Baden,  Elgass-Lothringen  und  Klieinpfalz  Sehr.  d.  V. 
f.  S.  Bd.  73  S.  323,  S.  311,  342.  S.  238  ff. 

''■’*)  Vgl.  die  sehr  lehrreichen  Ausführungen  hierüber  in  Sehr.  d.  V. 
f.  S.  Bd.  73  8.  48/49  und  8.  111  bis  113.  — lieber  Wiesbaden  vgl. 
ebenda  8.  14. 
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sei  nur  bemerkt,  dass  die  Verliältnisse  am  sclilimmsten  in  Tirol 
und  >Jiederösterreicli  liegen.  In  Deutsclisödtirol  z.  B betragen 
die  Versteigerungen  über  die  Hälfte  der  Erbfälle.-”'*') 

Angesichts  aller  dieser  Ergebnisse  aus  Deutschland  und 
Oesterreich  ist  es  nun  wohl  verständlich,  warum  selbst  wenig 
agrarfreundlichc  Parteien  wie  die  socialdemokratische  den  all- 
gemeinen Nothstaud  anerkennen,  und  warum  wir  ihn  als  eine 
unbestreitbare  Thatsache  bezeichneten. 

Wenn  wir  nun  nach  den  Gründen  dieser  allgemeinen,  be- 
klagenswert hen  Erscheinung  forschen,  so  sind  deren  viele  ange- 
geben worden.  Graf  Chorinsky  wenigstens  bietet  in  seiner 
ausgezeichneten  Uebersicht  der  österreichischen  Agrar-Beweguug 
ein  ganzes  Bündel  davon  dar.-'"*)  Immerhin  lassen  sich  aus  der 
Fülle  der  Ansichten  drei  Gruppen  herausheben.  Die  eine  sieht 
den  Grund  der  A'oth  in  dem  Steuerdruck  namentlich  der  ver- 
schiedenen Commuualabgaben.  Die  zweite  sieht  ihn  in  den 
stetig  siiikendeu  GetreidepreLsen  und  in  der  Coucurrenz  des 
Weltmarktes.  Die  dritte  erblickt  ihn  in  der  herrschenden 
Gruudeigcnthumsordnuug  mit  ihrer  grundsätzlichen  Bewerthung 
der  Liegenschaften  nach  dem  Kaufpreise. 

Die  erste  Richtung  zählt  nur  wenig  Anhänger.  Auf  der 
pr.  Agrarconfeienz  wurde,  sie  allein  von  Gamp  vertreten. 
Und  in  der  That  ist  die  Belastung  der  Laudwirthscliaft  durch 
Steuein  und  Abgaben  zwar  vielfach  ziemlich  hoch,  aber  eine 
so  tiefgehende  und  allgemeine  Bedränguiss  konnte  sie  namentlich 
in  Deutschland  doch  nicht  erzeugen. 

Die  grösste  Anhängerzahl  hatte  früher  die  diittc  Meinung. 
Jetzt  sind  die  meisten  jiraktischen  Landwirthe  in  das  Lager  der 
Bekenner  der  zweiten  übergegangen.  Namentlich  auf  der  j)r. 
Agrarconlerenz  trat  dieser  Zwiespalt  deutlich  zu  Tage.  Die 
Theoretiker  sahen  den  Urgrund  des  Uebels  vor  allem  in  den 
Erbrechtsgosetzeii;  die  Männer  der  Praxis  stellten  deren  unheil- 
volle Wirkung  nicht  in  Abrede,  warnten  aber  davor,  in  ihrer 
Aenderung  die  HaupUache  zu  sehen;  die  Hauptsache  sei  viel- 
mehr, dem  andauernden  Preisstürze  Einhalt  zu  thun. 


Vgl.  Sohr.  Jc.s  V.  f.  S.  Hil.  75  S.  lis  his  i:!l  ;.Tirol). 
Sehr.  d.  V.  f.  S.  lld.  tU  S.  100  ll. 


Digitized  by  Google 


1>H7 

Es  will  uus  bedüiikeu,  als  wenn  die  Betheiligten  früher 
vor  den  Zeiten  der  Erregung  klarer  gesehen  hätten.  Denn  auch 
wir  erblicken  die  Hauptursache  der  Ueberschuldung  in  der  Be- 
werthnug  der  Liegenschaften  nach  dem  Tauschwerthe  und  in 
den  bestehenden  Erbordnungen.  Eriiher  wurde  hierfür  nament- 
lich geltend  gemacht,  dass  der  Preissturz  eine  so  allgemeine 
und  namentlich  bei  den  kleinen  Landwirthen  aultretende  Cala- 
mität  um  deswillen  nicht  habe  erzeugen  können,  weil  die  meisten 
Landleute  und  vorzugsweise  die  kleinen  gar  kein  Getreide  ver- 
kauften, so  dass  ihnen  dessen  Preis  gleichgiltig  sein  könne. 
Gewiss  liegt  hierin  viel  Richtiges.  Indessen  die  jüngsten  Um- 
fragen haben  doch  gezeigt,  dass  auch  diu  kleinen  Bauern 
Getreide  verkaufen,  und  dass  darum  fast  alle  an  den  Getrcide- 
preisen  weit  mehr  interessirt  sind,  als  mau  früher  anuahm.^**’’) 
Weniger  anfechtbar  ist  darum  der  vielfach  beliebte  Hinweis 
darauf,  dass  es  auch  früher  lange  Zeiten  gegeben  hat,  in  denen 
der  Getreidepreis  ausserordentlich  niedrig  gestanden  hat,  und  in 
denen  die  Ausgaben  die  Einnahmen  erheblidi  überstiegen,'-'***) 
ohne  dass  doch  ein  solcher  A’othstand  wahrnehmbar  geworden 
wäre  wie  jetzt.  Hieraus  ergiebt  sich  in  der  That,  dass  der 
Preisdruck  nicht  die  Ursache,  zum  mindesten  nicht  die  alleinige 
Ursache  der  misslichen  Lage  der  Laudwirthschaft  sein  kann’ 
denn  sonst  hätte  diese  damals  in  gleichem  ilaa.ssc  eintreten 
müssen.  Auf  den  gleichen  Schlu.ss  führt  endlich  noch  eine 
dritte  Erwägung:  Die  üble  Lage  des  platteu  Landes  ist  eine 

dauernde  und  leider  noch  bis  heut  nicht  geschwunden.  Der  auf 
der  Agrarcouferenz  so  hervorgehobene  Tiefstand  der  Produkten- 
preise  des  Jahres  18114  war  aber  nur  eine  vorübergehende  Er- 
scheinung. Die  Preise  sind  zwar  noch  immer  nicht  so  hoch 
wie  in  den  siebziger  Jahren,  aber  doch  annähernd  normal,  den 
Durchschnittspreisen  früherer  Dezennien  entsprechend.  Dass 


Vgl.  V.  ilang  bei  Scbmoller,  Jalirbuch  ilo  IS'Jti  S.  „Da  bei 
den  Uemeiudeu  mit  uormaleu  Besitzverbältuisseu  entweder  »ammtlicbe  oder 
nahezu  alle  Torbandeiieu  Wirllischafteii  mit  weniger  Ausnabmen  Lietreido 
trerkaufen,  so  darf  immerhin  angenommen  werden,  dass  die  Gesammtheit 
au  einem  angemessenen  Staude  der  Getreidet'rucbt  interessirt  ist.“ 

27scj  Vgl.  Agrarcouferenz  8.  tiö,  ti7  und  8.  aos/SOV  (Conrad  und 
Sombart). 
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trotzdem  noch  nicht  ein  Durchschnittszustand  wieder  eiiif^etreten 
ist,  muss  darauf  liinleiteii,  iiocli  einen  anderen  und  dauernden 
Grund  des  Uebels  ausser  dem  Preisstürze  zu  suclien,  und  als 
solcher  bietet  sich  nur  noch  die  Eewerthung  des  Grundes  und 
Bodens  nach  dem  Tauschwerthe  im  geltenden  Erbrecht  dar. 

ln  der  That  lässt  es  sich  auch  mit  leichter  Mühe  aus- 
rechnen und  ist  oftmals,  auch  oben  von  uns,  ausgerechnet 
worden,  dass  die  gleiche  Theilnng  des  civilen  Werthes  zur 
Ueberschuldung  rühren  muss.'-’’**'*)  Sie  thut  es  selbst  dann, 
wenn  nur  der  Ertragswerth  getheilt  wird,  weil  dann  dem  Ueber- 
nehnier  meistens  weder  der  nöthige  Risikofonds  noch  der  an- 
gemessene Arbeitslohn  freibleibt.  Lehrreich  ist  hierfür  ein  von 
Thiel  gegebenes  Beispiel.  Er  schreibt  (Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  fil 
S.  394  395):  „ ein  Gut,  welches  iin  langjährigen  Durch- 
schnitt jährlich  1000  Mk.  Reinertrag  geliefert  hat,  hat  zu 
berechnet  einen  Kapitalwerth  von  ca.  ’iS.^OOMk.  Wenn 
ein  solcher  Werth  unter  5 Kindern  zu  gleichen  Antheilen  ge- 
theilt wird,  so  erhält  der  Anerbe  nur  5700  Mk Wollen 

wir  annehmen,  er  heirathe  in  seinem  Stande  und  erhalte,  da 
da.sselbe  Theilungsverfahren  überall  gelten  soll,  als  Mitgift  noch 
einmal  . . . 5700  Mk.  Daim  blieben  ihm  immer  noch  3 Portionen 
mit  im  ganzen  17100  Mk.  zu  verzinsen  und  in  30  Jahren  zu 
amortisiren.  Bei  einer  Verzinsung  von  3'/«  '*  o braucht  er  zur 
Verzinsung  598,50  Mk.  und  zur  Amortisation  (2  " „ für  30  Jahre) 
342  Mk.,  macht  jährlich  940,50  Mk.  Es  stehen  ihm  aber  nur 
1000  Mk.  jährlich  zu  Gebote.  Er  muss  also  schon  selbst  mit- 
arbeiten  und  die  Schulden  aus  seinem  Arbeitsverdienst  decken; 
kann  er  dies  nicht,  so  kauu  er  den  Hof  nicht  schuldenfrei 
machen.  Bei  6 Kindern  . . . bleiben  Erbschulden  19000  Mk. 
gleich  einer  jährlichen  Amortisation  und  Verzinsung  von 
1045  Mk.,  also  schon  mehr  als  der  ganze  Reinertrag.  Bei 
4 Kindern  ....  bleiben  14250  Mk.  Erbschulden,  welche  an 
Zinsen  und  Amortisation  783,75  Mk.  erfordern.“  Schon  beim 
Ausgehen  vom  Ertragswertho  ist  es  also  nur  unter  Hin- 


V’gl.  Verlidlg.  des  Juristealages  de  1895  Hd.  1 8.  39  40  (Andrt) 
und  Hd.  2 S.  75, 76  (Eneccerus);  Agrarcouferenz  S.  57  (v.  lliquel). — Vgl.  auch 
Auui.  2760). 
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gäbe  ciucs  Theiles  des  Aibeitslolines  und  durch  dementsprechende 
Einschränkung  der  Lebenshaltung  möglich,  einen  schulden- 
freien Hof  im  Laufe  eines  Meuschenaltcrs  wieder  schuldenfrei 
zu  machen.  Hat  der  Besitzer  nicht  die  Selbstüberwindung 
dazu,  so  wälzen  sich  die  Schulden  von  Generation  zu  Generation 
fort,  in  mathematisch-unerbittlicher  Weise  wachsend.  Lasten 
aber  gar  schon  von  vornherein  Schulden  auf  dem  Hof,  so  ist 
sofort  die  üeberschuldung  gegeben.  Dies  alles  tritt,  wie  noch- 
mals betont  wird,  schon  ein,  wenn  der  Ertragswerth  zu  Grunde 
gelegt  wird.  Es  bedarf  keiner  Ausführung,  dass  sich  alle  diese 
Schäden  und  Gefahren  bei  Anwendung  des  Verkehrswerthes 
noch  viel  schärfer  zeigen ; denn  der  Yerkehrswerth  beträgt,  wie 
schon  bemerkt,  in  Deutschland  und  Oesterreich  fast  überall  ein 
Mehrfaches  des  Ertragswerthes.  Es  ist  darum  nicht  wunderbar, 
wenn  gerade  in  der  Brentano'schcn  Enquete  ohne  Ausnahme 
anerkannt  wird,  dass  dort,  wo  die  Gerichte  die  gleiche  Theilung 
des  Kaufwerthes  erzwungen  haben,  der  Besitzer  den  Hof  nicht 
halten  kanu.^'**) 

Die  heiTschende  Giundeigcnthumsorduuug  mit  ihrer  Be- 
werthung  der  Liegenschaften  nach  dem  Tauschwerthe  namentlich 
auch  im  Erbgange  äusserl  ihre  verderbliche  Wirkung  sogar 
noch  daun,  wenn  sie  von  der  Bevölkerung  durch  Altentheils- 
verträge  umgangen  wird.  Es  wird  zwar  allgemein  berichtet, 
dass  dabei  nicht  der  Kaufpreis  zu  Grunde  gelegt  wird,  sondern 
ein  ungefährer  Schätzungswerth  dessen,  was  der  Hof  wohl  tragen 
könne.  Allein  die  sonst  überall  erzwungene  Beachtung  des  viel 
zu  hohen  Kaufwerthes  hat  eine  derartige,  allgemeine  Ueber- 
schätzung  der  Grundwerthe  zur  Folge,  dass  sie  auch  bei  den 
Uebergabsverträgen  nicht  einflusslos  sein  kann.  Das  ist  be- 
sonders bei  der  jüngsten  bayrischen  Enquete  hervorgetreteu ; 
es  ergiebt  sich  auch  aus  einer  einfachen  Rechnung.  Wenn  wie 
in  Deutschland  und  Oesterreich  Ertrags-  und  Verkaufswerth 
wie  1:2,  ja  wie  1:3  stehen,  so  müsste  dem  Anerben  schon  im 
Voraus  von  der  vollen  Hälfte,  ja  von  zwei  Dritteln  des  Verkaufs- 
werthes  gegeben  werden,  wenn  beim  Ertragswerthe  nur  gleiche 
Theilung  eintreten  sollte.  Ein  solcher  Voraus  ist  aber  nirgends 


Fick  S.  49.  65,  76,  95,  125.  167,  183,  184. 

T.  Dullftlf,  UrunderbreobL  X*J 


Digitized  by  Google 


üblich.'-'’'*')  Vielmehr  schleiclit  auch  bei  der  Gutsiibergabe  das 
von  der  herrschenden Eigenthiuns-  undErbordiiung  herangezüchtete 
Uebel  der  Bodenüberwerthung  im  Finstern  fort,  und  es  ist  darum 
völlig  richtig,  wenn  in  dem  erwähnten  Artikel  der  Täglichen  Rund- 
schau das  Ergebniss  der  bayrischen  Enquete  mit  den  Worten  ge- 
zogen wild:  „Auch  nach  den  Durchschnittspreisen  der  siebziger 
und  achtziger  Jahre  war  und  ist  die  Bewerthung  des  Grund  und 
Bodens  bei  Verkauf  und  Uebernahme  . . . eine  im  Verhältniss 
zum  Ertragswerth  ungesund  hohe,  auf  arger  Selbsttäuschung  be- 
ruhende ....  Wo,  wie  dies  ja  die  Regel  bildet,  die  Güter 
durch  Uebergabe  unter  Lebenden  in  der  Familie  bleiben, 
hält  man  erst  recht  an  dem  eingebildeten  Gutswerth 
fest  und  glaubt  dem  Uebernehmer  einen  ganz  bedeutenden 
Voraus  einzuräumen,  während  man  ihm  im  Verhältniss  zum  Er- 
tragswerth vielleicht  gar  nichts  im  Voraus  bewilligt.“ 

Mit  ähnlichen  Urtheilen  auch  aus  anderen  Gegenden  Deutsch- 
lands und  aus  Oesterreich  könnte  man  bis  zur  Ermüdung  auf- 
warten. Es  sollen  darum  nur  einige  herausgegriffen  werden. 
So  sagtz.  B.  Sering  über  ganz  Preussen:  „Die  lange,  von  1830 

bis  etwa  1878  anhaltende,  günstige  Conjunktur  hat  immer  wieder 
dazu  verführt,  wie  im  Erbgang,  so  auch  im  freihändigen  Erwerb 
die  Zukunft  im  Bodenwerthe  zu  eskomtiren.  Noch  vor  Kurzem 
konnte  man  beobachten,  dass  eine  einzige  gute  Ernte  die  Grund- 
stückspreise in  die  Höhe  trieb.  Was  Oesterreich  anbetrifft, 
so  sagt  der  Ploner'sche  Bericht  über  Steiermark:  „ . . . Die 
geschlossene  üebertragung  ist  . . die  Regel;  sie  i.st  aber  zu- 
gleich in  zahllosen  Fällen  der  Keim  des  Verfalles  wirth- 
schaftlicher  Wohlfahrt.“  Aehnliches  vernehmen  wir  über  die 
anderen  Alpenländer.  Die  eingehendsten  Ausführungen  über 
diesen  Punkt  hat  jedoch  der  Berichterstatter  für  Mähren  ge- 
macht. Sein  Gesammturtheil  über  die  Gutsüberlassungen  sei 
darum  hierher  gesetzt:  „Während,  wie  aus  älteren  Verträgen 
ersichtlich  ist,  bis  zu  den  sechziger  Jahren  diese  Heraus- 
zahlungeu  niedriger  gehalten  waren,  um  dem  Anerben  zu  er- 
möglichen auf  seinem  Gute  sich  auskömmlich  zu  erhalten,  sind 


Vgl.  Anm.  -JT'Je  (Höchstens  Vs  ües  Tauschwertlies). 
Sering  bei  Schmollcr,  Jahrbuch  de  ib‘J4,  S.  Uiö. 
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die  betreffenden  Beträge  angesichts  der  günstigen  Breisverliält- 
nisse  in  den  siebziger  Jalireu  und  des  dadurcli  bedingten  Steigens 
des  Bodenwerthes  wesentlich  erhöht  worden.  Seit  den  aclitziger 
Jahren  ist  aber  trotz  des  Preissturzes  eine  Verniinderung  der 
Höhe  der  Herauszahliingen  nicht  eingetreten.  Von  Notaren 
wird  constatirt,  dass  eine  liäutig  w'iederkehrende  Entgegnung 
auf  Vorlialtung  w'egeii  der  Ueberspanuung  der  Herauszalilungen 
die  ist,  dass  der  Abtreter  von  seinem  Vater  auch  derartige  Lasten 
überuonimen  habe.  An  die  Aenderung  der  Zeitverhältnisse  wird 
von  dem  Abtreter  und  andererseits  auch  von  dem  Uebernehmer, 
der  . . . nur  zu  leicht  übertriebenen  Erwartungen  sich  hingiebt, 
nicht  gedacht.“  Man  wird  nicht  sagen  können,  dass  das  ge- 
sunde Zustände  sind,  und  doch  sind  sie  nach  den  Beispielen, 
die  der  Verfa.sser  weiterhin  mittheilt,  noch  nicht  einmal  schwarz 
genug  gemalt.^**) 

Damit  ist  wohl  hinreichend  dargethan,  welche  Gefahr  für 
den  Volkswohlstand  die  herrschende  Grund-  und  Erbordiiung 
mit  ihrer  Bewerthung  der  Liegenschaften  nach  dem  Verkehrs- 
werthe  bedeutet,  und  wie  sie  ihre  unheilvolle  Einwiikung  selbst 
da  noch  äussert,  wo  sie  zu  uiiigehen  versucht  wird.  Man  giebt 
denn  auch  die  Gefährlichkeit  der  Civiltheilung  und  die  Mög- 
lichkeit eines  Scliadehs  fast  allgemein  zu,  man  behauptet  aber, 
dass  die  Möglichkeit  selten  zur  Wirklichkeit  werde;  wie  nämlich 
die  Statistik  lehre,  sei  nur  bei  einem  sehr  geringen  Prozentsatz 
der  AVu-gantungeu  der  Erbgang  die  Ursache  des  Verfalls;  die 
theoretisch  vorhandene  Gefahr  könne  darum  eine  Aenderung 
des  Erbrechts  nicht  rechtfertigen,  w'cil  sie  in  der  Praxis  durch 
andere  Einflüsse  paralysirt  werde. 

Zunächst  sei  bemerkt,  dass  man  aus  der  Statistik  auch 
das  Gegeutheil  herauslesen  kann.  Eheherg  z.  B.  sagt  über  die 
ini  Jahre  1880  in  Bayern  aufgeslellte  Vergantungsstatistik: 
„Auch  die  Vergautungsstatistik  von  1880,  so  irrig  sie  ist,  hat 
darin  entschieden  recht,  wenn  sie  relativ  die  meisten  Ver- 
gantungen der  zu  hohen  Gutsüberuahme  und  deu  Hinaus- 


Dio  Nachrichten  aus  Steiermark  uud  Mähren  stehen  in  .Sehr,  d. 
V.  f.  S.  ßd.  75  S.  3 und  178. 
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zabluugen  von  Heirathsgiit  und  Kindesgeldern  zuschreibt.“-''*'») 
Es  ist  aber  überhaupt  nicht  möglich,  bei  der  Statistik  die  Ur- 
sache der  Verschuldung  mit  Sicherheit  zu  ermitteln.  Es  er- 
fordert dies  ein  derartig  tiefes  Eindringen  in  die  einzelnen  Ver- 
hältnisse, wie  es  für  die  grossen,  von  der  Statistik  erfassten 
Gebiete  ganz  unmöglich  ist;  selbst  im  Einzelfalle  ist  es  ja  oft 
überaus  schwer  zu  sagen,  welclier  von  mehreren  zusammen- 
wirkenden Gründen  der  hauptsächliche  war.  Gerade  diejenigen 
Männer,  deren  Lebensberuf  die  Statistik  ist,  haben  darum  an- 
erkannt, dass  diese  hier  unlösbaren  Hemmnissen  begegnet,  und 
haben  iin  prcussischen  statistischen  Bureau  und  im  Landes- 
ökoiiomiekollegium  beschlossen,  bei  der  Zwangsversteigerung 
deren  Ursache  nicht  mehr  mit  zu  erheben. '■''*'*’) 

Wir  wollen  uns  darum  auch  nicht  auf  die  Verschuldungs- 
Statistik  in  Hessen  berufen,  welche  in  Starkenburg  bei  74,9 
und  in  Oberhessen  sogar  bei  84  “/o  aller  Schuldaufnahmen  als 
Grund  die  Einschreibung  von  Kauf-  und  Anschlagsgeldeni,  sowie 
von  Herausgaben  aufweist.  Denn  diese  Gebiete  ermöglichen 
wegen  ihres  geringeren  Umfanges  zwar  schon  eher  einen  üeber- 
blick,  aber  einen  genauen  geben  sie  doch  noch  nicht.  Hier 
können  nur  Untersuchungen  massgebend  sein,  die  mit  grösster 
Sorgfalt  sich  der  Erforschung  einzelner  Orte  zuwenden.  Solche 
Untersuchungen  haben  wir  nun  zwei.  Die  eine  betriftt  Baden. 
Es  sind  dort  87  Gemeinden  als  Beispiel  herausgegriffeu  worden. 
Von  den  in  diesen  Gemeinden  ermittelten  Schulden  waren  nun 
18,5  ® u durch  direkte  Erbtheiluug  veranlasst  und  G0®  '„  durch 
„Liegenschaftserwerbung“,  worunter  die  Gutsabtretung  mit  ein- 


Eheberg  Ed.  3 S.  132.  — Die  Vcrgaiitungsstetistik  hatte  lest- 
geitellt:  ,Von  111  Vergantungen  des  Jahres  ISSü  in  Oberl'ranken  waren 

SSO  die  Folge  von  ungünstiger  liutsübernahniu  und  im  ganzen  Königreiche 
von  31)88  Vergantungen  2684.“ 

cTübj  Vgl.  Elenck,  den  Direktor  des  statistischen  Eureaus,  auf  der 
Agrarconferenz  (S.  177).  — Ein  praktisches  Beispiel  dafür,  wie  sehr  die 
einfache  ilypothekonstatistik  irreführeu  kann,  bietet  der  Bericht  über  den 
Ort  Missen  in  der  bayrischen  Agrarenquete.  Es  heisst  dort:  ,Xach  den 

llypothekenauszügen  sind  nur  17,5  der  üesainmthypothekschulden  in  der 
Gemeinde  .Familienschuldeu“,  dieses  Verhältuiss  ist  so  gering,  . . . dass 
man  mit  Sicherheit  schliessen  kann,  viele  Autheilo  am  Elternvermogen  sind 
durch  Aufnahme  von  Darlehen  hinausbezahlt  worden.“ 
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begriffen  ist.  Noch  beweisender  ist  jedoch  die  jüngste  bayrische 
Enquete,  weil  sie  durch  die  geringere  Zahl  der  tjT)ischen  Ge- 
meinden — nur  24  — noch  eine  weit  grössere  Vertiefung  in 
die  lokalen  Verhältnisse  herbeigeführt  hat.  Hier  ist  nun  in  fast 
allen  Gemeinden,  welche  der  ungetheilten  Vererbung  huldigen, 
von  den  Betheiligten  selbst  als  erster  und  hauptsächlichster 
Schuldgrund  die  zu  hohe  Gutsübernahme  angegeben  worden.“'™) 
Der  Berichterstatter  für  Leibifing  geht  sogar  so  weit,  den 
Einfluss  des  Preissturzes  ganz  zu  leugnen  und  zu  behaupten: 
,Dio  viel  beschrieene,  schlechte  Lage  der  Landwirthschaft  hat 
noch  keinen  Landwirth  in  der  Gemeinde  zum  Schuldenmachen 
veranlasst.“  Aehnlich  lautet  der  Bericht  für  Schalldorf,  und 
in  gleicher  Weise  wird  in  dem  Berichte  über  Missen  nur  die 
Möglichkeit  oftengela.ssen,  dass  die  Nothjahre  „wohl  auch 
mit“  Ursache  gewesen  sein  möchten,  in  erster  Reihe  wird  aber 
wieder  und  wieder  auf  die  Gutsabtretungen  hingewiesen. 

Diese  Ergebnisse  über  die  auch  praktisch  hervorragende 
Bedeutung  der  Erbordnungen  sind  durch  die  oft  citirten  Um- 
fragen des  Vereins  für  Socialpolitik  nur  gefestigt  worden.  Auch 


2™)  Vgl.  Sehr.  il.  V.  f.  S.  B(l.  73  8.  07  (Eberfiiig);  «Weiter  nehmen 
aber  die  Schulden  fast  regelmässig  bei  jeder  GiitsUbcrnahme  zu,  weil  ziemlich 
jedesmal  höher  nhemommen  wird.“  — 8.  9S  (Polling):  «Der  haupCsäch- 
lichate  Grund  der  nicht  unbedeutenden  Schulden  besteht  in  der  zu  hohen 
Uebernahme“.  — 8.  91t  (Leibifing):  «Hohe  Uebernahmen  sind  die  vor- 

herrschen dstc  Ursache  der  Schuldaufnahmo*.  — S.  100  und  101 
(Schalldorf).  — S.  103  (Kondran):  «Als  Ursachen  der  Schuldaufnahmen 
sind  namentlich  zu  bezeichnen:  1)  Die  Gutsübernahmen,  weil  trotz  der 

hilligsten  Veranschlagung  des  Hofes  doch  immer  dem  Uebemehmer  eine  er- 
hebliche Schuldenlast  ....  aufgebürdet  werden  muss “ — S.  105 

iPaulushofcn) : „Die  Verschuldung  lässt  sich  auf  folgende  Ursachen  zurück- 
filhren:  Die  zu  hohen  Gutsübernahmen,  besonders  in  den  siebziger  und 
achtziger  .Jahren,  wo  Grund  und  Boden  hoch  im  Preise  stand.  . . . Hier- 
mit hat  die  Verschuldung  ihren  Anfang  genommen.“  — S.  107 
(Sollbach):  „Der  bedeutende  Schuldenstand  in  Sollbach  stammt  zum 
Theil  schon  ans  einer  Zeit  vor  60 — 60  Jahren  zurück.  Er  hatte  seine 
Anfänge  in  den  Abfindungen  bei  Outsübernahmen  . . . Als  Ursachen 
der  Schuldaufnabmen  erscheinen  wie  vorhin  betont,  hauptsächlich  die 
Gutsübergaben“.  — S.  109  (Gesees  [ganz  ebenso  wie  Sollbach]).  — S.  111 
(Bobengrün)  u.  s.  w.  u.  s.  w.  — — Vgl.  auch  das  Resuni6  der  Enquete 
bei  V.  Haag  a.  a.  O. 
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diese  Urnfnigc  näinlicli  dai  l man  benutzen.  Die  in  ihr  ent- 
lialtenen  Berichte  der  Vorstände  von  den  Raiffeisenvereinen, 
beschränken  sich  ja  auf  ein  eng  umgrenztes  Gebiet,  wo  die 
Gutachter  zu  treffenden  Urtlieilen  um  so  mehr  befähigt 
waren,  als  sie  gerade  durch  ihre  Thätigkeit  den  intimsten 
Einblick  in  alle  Vcrschuldungsverhältnisse  erhalten  mussten. 
Wo  sie  nun  über  Höhe  der  Vei-schuldung  klagen  und  auf  deren 
Grund  eingelien,  da  nennen  sie  in  erster  Reihe  den  Erbgang 
oder  dessen  Surrogate.  Selbst  in  Westfalen  wirkt  er  stellenweise 
schon  bedenklich.  So  hat  die  Stadtkiisse  in  Rietberg  210  000  Mk. 
an  Darlehen  gegeben,  darunter  allein  65  000  Mk.,  also  beinahe ’/„ 
derGcsaramtsumme  zur  Erbabfindung;  überdies  darf  man  annehmen, 
dass  auch  von  den  zur  „Schuldentilgung“  gewährten  60000  Mk. 
ein  grosser  Theil  zur  Convertirung  alter  Darlehen  verwendet 
ist,  die  ursprünglich  für  Erbabflndungen  nüthig  geworden  waren. 
Aehnlich  hat  die  Wai'steiner  Kasse  aus  einer  den  Landwirthen 
zugeflossenen  Summe  von  151155  Mk.  immer  noch  37  000  Mk. 
zu  Erbabfindungen  verwenden  sehen.  Auch  von  dem  noch  recht 
günstig  stehenden  Oldenburg  wird  in  besoudei-s  charakteristischer 
Weise  hervorgehoben,  dass  die  ehemalige  grössere  oder  geringere 
Bevorzugung  des  Anerben  „in  dem  Ma.sse  der  gegenwärtigen 
Verschuldung  noch  sehr  deutlich  zum  Ausdruck“  komme. 
Greifen  wir  von  den  besser  gestellten  auf  die  mehr  leidenden 
Gebiete  hinüber,  so  lauten  natürlich  hier  die  IJrtheile  noch 
weniger  rosig.  So  hei.sst  es  z.  B.  über  den  grössten  Theil  von 
Posen;  „Die  in  manchen  Gegenden  recht  beträchtlichen  Renten 
und  sonstigen  Lasten  . . .,  die  au.sserdem  oft  unverhältniss- 
mässigeu  Hypotbekenschulden,  Kindergelder  und  dgl.  und 
nicht  zum  mindesten  die  auf  bäuerlichen  Grundstücken  ein- 
getragenen Leibgedinge,  von  welchen  oft  zwei,  auch  drei  in 
beträchtlicher  Höhe  auf  den  Grundstücken  ruhen,  erreichen  in 
ihrem  Gesammtwerthe  in  sehr  vielen  Fällen  den  Werth  des 
Besitzthums,  wenn  sie  ihn  nicht  gar  übersteigen.  Nimmt  man 
dazu  die  landwirthschafllichen  Misserfolge  der  letzten  .Tabre, 
so  kann  man  wohl  .sagen,  dass  der  grössere  Theil  der  ländlichen 
Grundbesitzer  seit  .Jahren  wirtbschaftlich  nur  noch  ein  Schein- 
leben führt.“  Von  denselben  Gegenden  sagt  derselbe  Gewährs- 
mann an  anderer  Stelle,  dass  das  Au.sgedinge  dort  sehr  traurige 
Erscheinungen  zu  Tage  fördere,  die  Besitzer  luiuire,  das 
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Familienleben  zerstöre  und  dem  Wucliei’  Thür  und  Thor 
öffne.'-’^**®)  Aehuliche  Stimmen  aus  Oesterreich  und  zwar  über 
Steiermark  und  Mähren  haben  wir  schon  oben  verzeichnet. 

Erwägt  man  alles  dies,  so  wird  man  verstehen,  w^arum  auf 
der  Agrarconferenz  nur  denjenigen  Bauern  leidliche  Vermögens- 
verhältnisse nachgerühmt  wurden,  die  noch  an  den  älteren 
Erbgewohnheiten  mit  ihrem  sehr  massigen  Anschläge  des  Guts- 
werthes  festgehalten  haben,*'’)  und  warum  umgekelut  die  hoff- 
nungslose Lage  der  mittleren  Besitzer  gerade  darauf  zurück- 
geführt  wurde,  dass  hier  besonders  das  römische  Erbrecht  seinen 
vernichtenden  Einfluss  ausgeübt  habe.*"*)  Denn  in  der  That 
erweist  sich  das  geltende  Erbrecht  mit  seiner  Theilung  des 
Verkehrswerthes  nicht  nur  theoretisch,  sondern  auch  praktisch 
als  eine  hervorragende  Quelle  der  Vei-schuldung;  es  erweist 
sich  als  eine  Macht,  die  selbst  dann  noch  wirkt,  wenn  die  Be- 
völkerung durch  Ausnutzung  der  Vertragsfreiheit  ihr  zu  ent- 
rinnen sucht.  Es  ist  darum  nicht  wunderbar,  wenn  selbst  in 
den  Gegenden,  wo  die  mechanisch  gleiche  Theilung  unter  alle 
Erben  und  die  Behandlung  der  Grundstücke  als  Ware  am 
tiefsten  in  das  Volksbewusstsein  eingedrungen  ist,  nämlich  in 
den  Gegenden  des  französischen  Rechts,  sich  allmählich  die  Er- 
kenntniss  Bahn  bricht,  dass  derartige  Gewohnheiten  den  Unter- 
gang bringen  müssen.  Nicht  allein  der  Landgerichtsdirektor 
Schmitz  hat  auf  der  Agrarconferenz  (S.  153)  aus  seiner  lang- 
jährigen Erfahrung  als  Verlassenschaftsrichter  dargelegt,  dass 
auch  am  Rhein  die  gleiche  Theilung  des  Kaufpreises  den 
Ruin  des  Hofannehmers  zeitigt,  und  dass  man  die  Bevölkerung 
darüber  sehr  wohl  belehren  könne;  auch  über  das  lange  Zeit 
französische  Elsass-Ijothringen  wird  dem  Verein  für  Social- 
politik auf  Grund  der  Nachfragen  bei  ortskundigen  Männern 


Die  Nucliricliteii  ans  Westfalen  siebe  in  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Ibi.  74 
8.  15H,  aus  Oldenburg:  ebenda  .8.  1U7,  aus  Posen:  el)eiida  S.  409  u.  986. 

'*")  Vgl.  Agrarconferenz  S.  ItU  (aus  Sachsen:  . . . . wenig  ver- 

schuldet. nur  soweit  der  Bauer  . . . eiue  einfache  LeheusHihrniig  beiho- 
hnlten  hat,  . . . soweit  er  sich  an  eine  althergebrachte  Erbforiu 
gehalten  hat.“) 

'(fl  Agrarconferenz  8.  133. 


y 
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berichtet, ■*•"’)  dass  dort  eine  Aenderung  des  gleichen  Erbrechtes 
im  Prinzipe  zwar  nicht  angängig  sei,  dass  es  aber  selir  wohl  möglich 
und  angezeigt  wäre,  cs  in  dem  wichtigsten  Punkte  zu  ändern 
und  bei  Theilungen  statt  des  Verkaufs-  nur  den  Ertragswerth 
zu  setzen.  Wenn  aber  selbst  unter  den  treuesten  Anhängern  des 
gleichen  Erbrechts  sich  die  Ucberzengung  von  der  ökonomischen 
Schädlichkeit  des  Verkehrswerthes  Bahn  bricht,  so  ist  das  der 
stärkste  Beweis  dafür,  dass  jene  Uebcrzeugung  auf  zwingenden 
Gründen  ruht. 


§ 37. 

Das  zweite  der  modernen  Erbordnungen,  die  Realtheilung, 
nöthigt  nicht  so  unmittelbar  zur  Verschuldung.  Gleichwohl  ist 
auch  in  ihren  HeiTschaftsgebieten  der  Schuldenstand,  wie  wir 
schon  sahen,  ein  hoher.  Mittelbar  muss  also  auch  sie  boden- 
belastend wirken.  Sie  bringt  jedoch  noch  eine  Reihe  von  mehr 
in  die  Augen  fallenden  Schäden  mit  sich. 

Die  Natnraltheilung,  nach  gemeinem  und  prenssischen 
Rechte  möglich,  aber  für  Grundstücke  dort  niemals  beliebt,  ist 
ein  Geschenk  des  französischen  Rechts.  Aber  selbst  hier  will 
man  nichts  mehr  von  ihr  wissen.  Früher  als  selbst  in  Deutscli- 
land  hat  man  dort  den  Grund-  und  Cardinalfohler  dieses  Rechts- 
systems erkannt,  seine  Eigenschaft,  die  Bodenzersjditterung  bis 
zur  Zwergwirthschaft  hervorzurufen;  früher  als  bei  uns  hat  • 
man  für  diese  Erkenntniss  das  geflügelte  Wort  gefünden:  la 
France  tombera  en  poussiere.-®'') 

Die  zersetzende  Eigenschaft  der  Xaturaltheilung  wird  heute 
nur  noch  sporadisch  bestritten.  Wer  vollends  die  Vorgänge  bei 
Einführung  des  französischen  partage  lorce  erwägt ,■■*''*)  wird 
schwerlich  den  Mnth  haben,  jene  Wirkung  zu  leugnen.  Unter 


Vgl.  Sehr.  d.  V.  f.  S.  IM.  73  S.  340. 

•*i)  Vgl.  über  diese  Itewegiing  die  ausgezeichnete  Febersiclit  von 
Maroussem  auf  der  Wiener  Uenernlversammlung  des  Vereins  für  Sodal- 
politik  (Schrift  desa.  Bd.  Gl  S.  .315  ff.  [Mnbiliaatiun,  pnlveriaation,  tel 
C8t  le  resumA  de  ce  point  de  vue,  Gtabli  pur  le  Code  civil]). 

^'*1  Vgl.  hierüber  nainenllieh  Fuld,  .Erbrecht  de»  code  civil“  in 
Schniollcrs  Jahrbüchern  Bd.  Xll  S.  10-J4  ff.,  und  die  dort  citirten  .VuaaprUche 
v.  Sybel's. 


Digitized  by  Google 


297 


all'  dem  auf  die  Oeflfeiitliclikeit  bereelmeten  Gerede  im  Convent 
Aber  den  bisherigen  Äfissbrauch  der  schrankenlosen  alt- 
französischen  Testirfreiheit  schiimnert  deutlich  hindurch,  dass 
der  wahre  Grund  zur  Annahme  der  Naturaltheilung  die  sichere 
Erkenntniss  war,  wie  sehr  sie  die  damals  erstrebte  Gleichheit, 
Nivellirung  und  Atomisirung  der  Gesellschaft  förderte.  Das 
Erbrecht  nach  Naturaltheilen  zerstäubt  mit  Sicherheit  in  wenig 
Generationen  ein  jedes  Vermögen,  und  so  wird  alles  gleich. 
Niemand  hat  dies  offener,  ja  cynischer  ausgesprochen  als  der 
grosse  Napoleon  in  seinem  bekannten,  jetzt  so  oft  angeführten 
Briefe  an  seinen  Bruder  Joseph:  „Etablissez“,  schreibt  er,  „le 
Code  civil  ä Naples,  tout  ce  (jui  ne  Vous  sera  pas  attachö 
va  se  d^truire  en  peu  d'annöes,  et  ce  que  Vous  voudrez 
conserver  se  consolidora.  Voila  le  grand  avantagc  du  code  civil. 
TI  consolidc  votre  puissancc,  puisqiie  par  lui,  tout  ce  qui 
n’est  pas  fideicommis,  tombe  et  qu'il  ne  reste  plus  de 
gi'andes  maisons  que  celles  que  vous  erigez  en  fiefs.  C'est  ce 
qui  m'a  fait  precher  un  code  civil  et  m'a  porte  ä retablir“,'-*'“) 
Neben  der  Entstehungsgeschichte  des  partage  force  belegen 
aber  auch  die  Zahlen  der  Statistik  die  zersplitternde  Wirkung 
der  Naturaltheilung  mit  einer  erschreckenden  Deutlichkeit.  Die 
Klagen  hierüber  werden  nicht  nur  in  Deutschland  vernehmbar. 
In  allen  Ijäiidern,  wo  das  gleiche  Erbrecht  nach  Naturaltheilen 
üblich  ist,  haben  die  Statistiker  ein  trübes  Bild  von  der  Zer- 
fiUlung  des  Landes  in  Zwergwirthschafteu  eiitrolleii  müssen. 
In  Frankreich  sind  die  Schriften  des  giossen  Natioualökonomen 
Leplay  und  seiner  Schüler  voll  davon,'-^-*)  und  auch  in  Italien 


*“)  (torrogponiUnco  de  Napoleon  I.  Paris  lSG;!  t.  XIF.  p.  4.12.  — So 
klar  erkannte  der  grosse  Napoleon  die  .sozialen  Wirknngeii  des  Erbrechts, 
Und  ein  solches  Erbrecht,  dass  gerade  um  wirtbschaftliche  Wirkungen  aus- 
zuüben, eingerührt  ist.  will  man  mit  der  Losung  von  der  Niohtcinniiechung 
des  Staates  in  wirthschaftliche  Dinge  aufrecht  erhalten ! Schärfer  als  von 
jenem  .Manne  mit  dem  durchdringenden  Hlick  ist  es  nie  ausgesprochen,  dass 
jegliches  Erbrecht  eine  wirthschaftliche  Einmischung  bedeutet. 

Das  schlagendste  Iteispiel  dafür,  wie  sehr  die  zersplitternde 
Wirkung  der  Natnraltheilung  in  die  Augen  fällt,  ist  wohl  das  von  Maronssem 
B.  a.  O.  S,  .117/318  mitgetheiltc:  Ein  Maire  einer  kleinen  französischen 

Commune  hatte  sich  bei  dem  Anschwellen  der  von  Leplaj  angeregten  Be- 
wegung daran  gemacht,  durch  eingehende  Untersuchung  seiner  Gemeinde 
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hat  die  grosse,  von  Sombart  a.  a.  O.  besprochene,  iandwirtli- 
schaftlicho  Enquete  ein  Gleiches  zu  Tage  gefördert.  Sombart 
fasst  ihr  Ergebniss  in  die  AVorte  zusammen:  „Aus  den  Klagen 
über  die  unaufhaltsam  fortschreitende  Atoniisirung  des 
bäuerlichen  Besitzes  in  Italien,  wie  sie  in  jedem  der 
betreffenden  Enquetebände  wiederkehreii,  wollen  wir  nur 
einige  wenige  herausheben ; bemeikt  sei  gleich  an  dieser  Stelle: 
sie  alle  finden  die  Ursache  dieses  Ucbelstandes  in  dem 
nach  französischem  Muster  geregelten  Erbrecht  nach 
Realtheilen.  So  sagt  Jacini  von  der  Lombardei  . . . Der 
Professor  Morpurgo  weist  es  für  das  Venetianische  nach  . . . 
Mit  ganz  ähnlichen  Berichten  über  andere  Gebicts- 
theile  Italiens  Hessen  sich  Seiten  über  Seiten  füllen.“ 

Ein  gleiches  hört  man  über  die  Gebiete  mit  Realtheilung 
aus  Oesterreich, ■•***)  namentlich  aus  Galizien  und  der  Bukowina, 
und  ebenso  hat  es  sich  in  Deutschland  erwiesen.  In  der 
bayrischen  Rheinpfalz,  z.  B.  wo  Naturaltheilung  gilt,  betragen 
die  Zwergwirthschaften  unter  1 ha  Grundfläche  li.")  Prozent 
aller  landwirthschaftlichen  Betriebe,  und  auch  darüber  hinaus 
sind  noch  52,2  Klein wirthschaften  unter  10  ha.  Diese 


jene  Hcwegimg  als  verfehlt  zu  erweisen  nnil  ilas  Krbreeht  der  Revolution 
zu  retten.  Allein  die  Unlcrsiiclmng  ergab  das  Gegentheil  dessen,  was  sie 
sollte.  Jlaroussein  sagt  darüber:  .Ifemiueteur  fiit  ronverti  par  l'eniiuete. 
ec  i|iii  CSt  plus  rare  qu'on  ne  le  suppose.  II  touclin  le  vif  des  plaies  agri- 
coles,  ijiiand  il  s’agit  de  la  petite  eultiire  in  dependante:  fparpillement  de 
parcelles,  pertea  de  temps,  impossibilite  de  la  culture  rationelle,  surtout 
inobilitc,  i ns tabili t e.“ 

Vgl.  Hainisch  in  .Scliinollcrs  .lalirbucli  Bd.  XVII  S.  .111  ff. 
Danach  herrschen  in  den  sUdlichen  Kronländern  und  in  Galizien  ähnliche 
Verhältnisse  wie  in  Italien:  Parzelleuwirthachaft  und  liatifundicn.  Es  wird 
andauernd  gctheilt  und  zwar  in  natura.  Ebenso  in  Galizien  und  Bukowina. 
.Sowohl  in  den  südlichen,  wie  in  den  nordöstlichen  Kronlnndeni“,  sagt 
Hainisch.  .koiumen  daher  gesetzliche  Massregeln  den  Bauernstand  zu  retten, 
zu  spät.“  — Vgl.  auch  Marcliet  S.  KHl  und  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  7ö, 
S.  '.isa  über  Südtirol:  „Im  Gebirge  wird  fa.st  regelmässig  nach  dem  Tode 

des  Hausvaters  dessen  Besitz  in  soviel  Theilo  zerstückelt,  als  Söhne  vor- 
handen sind.  So  hat  die  Gemeinde  Vallarsa  im  Bezirk  Roveredo  z.  1).  mit 
78  Q km  nicht  weniger  als  14  ouu  Parzellen“  (also  durchschnittlich  jede 
nur  etwas  über  0,5  ha),  „Gavadiue  1 1,15  Q km  12000,  Gaiial  S.  Bovo 
132  □ km  l'jooo.“ 
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94,7*/,,  aller  Wirtliscliai’teii,  zusammen,  101  407  an  der  Zahl, 
nehmen  205  üfi6  ha,  oder  f>t>,7  "/„,  der  bebauten  Fläche  ein, 
sodass  die  ungeheure  Majorität  aller  Haushaltungen  nur  2,022  ha 
ihr  Eigen  nennt.  Rechnet  man  noch  die  etwa  5700  mittleren 
und  Grossbetriebc  dazu,  so  stellt  sich  die  Durchschnitt.sgrösse 
einer  landwirth.schaftlichen  Hesitzung  auf  2,87  ha,  also  immerhin 
noch  auf  weniger  als  IViiher,  wo  sie  in  dem  Jahrzehnt  von 
1853  bis  I8f)3  noch  2,89  ha  betrug.'-**^) 

Etwas  weniger  trüb  liegen  die  Besitzverhältnisse  in  dem 
zweiten  bayrischen  Realtheilungslande,  in  Unterfranken.  Immer- 
hin betragen  hier  die  Betriebe  unter  1 ha  noch  27,6  ®/„  von 
allen  und  die  von  1 bis  10  ha  nicht  weniger  als  60,8  “/„.  Sie 
nehmen  zusammen  54,8  “/„  der  landwirthschaltlich  benutzten 
Fläche  ein.  Die  Durchschnittsgrösse  eines  Landgutes  aber 
berechnet  sich,  selbst  wenn  die  mittleren  und  grossen  mit  ein- 
bezogen werden,  auf  nur  4,7  ha.  Diese  Zahl  erhält  ihre  richtige 
Beleuchtung  erst  dann,  wenn  mau  erwägt,  dass  die  obere 
Grenze  des  Zwergbesitzes,  der  eine  Familie  weder  ganz  be- 
schäftigt noch  ernährt,  in  Bayern  nie  unter  3 ha  hinabsteigt, 
meist  sich  aber  auf  4 oder  5 ha  hält.®^’’)  Eine  schwere  Gefahr 
liegt  also  auch  hier  vor  und  wenn  sie  noch  nicht  so 
drohend  scheint,  wie  in  der  Pfalz,  so  wird  man  nicht  fehlgehen, 
wenn  man  dies  darauf  zmückführt,  dass  eben  in  llnterfranken 
noch  vielläch  geschlossene  Vererbung  vorkommt.  Ganz  ähnliche 
Zahlen  ergeben  sich  nämlich  für  M'ürtemberg,  wo  fast  in  der- 
selben Weise  Theilung  und  ungetheilte  Vererbung  durcheiu- 
andergeheii;  ja  weil  hier  die  Ge.schlossenheit  noch  einen  etwas 


■M)  Vgl.  S<!hr.  .1,  V.  f.  S,  IW  7;i  S.  201.  — V.  (lagern  8.  64  ff  — 
Soergcl  .S.  40  ft’.  — Daraus  ergiebt  sieb  schon,  dass  es  nicht  allgemein 
richtig  ist,  wenn  behauptet  winl,  die  Natnraltheilnng  führe  nicht  zn  einer 
Zersplitterung  in  inflnitum,  sie  mache  vielmehr  bei  der  Grenze  Halt,  wo  noch 
eine  Familie  auf  dem  Besitz  leben  könne.  Verschiebe  diese  Grenze  sich 
nach  oben,  so  sei  sogar  trotz  der  Xatnrallheilnng  eine  Vcrgrös.sening  der 
durchschnittlicbcn  Betriebstläche  zn  eonstaliren.  (Vgl.  hierüber  Brentano, 
Bücher  und  Schulze  — Gaevernitz  i.  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  61,  ,S.  2S3,  336, 
352).  Das  kann  Vorkommen  und  ist  vorgekommen;  es  ist  aber  keineswegs 
eine  allgemeine  Regel.  Anderswo  zeigt  sich  ein  nnauflialtsames  Sinken. 

■•'*)  Vgl.  v.  Haag  a.  a.  O.  ,S.  U7,  us.  — Die  vorhcrge.henden  Daten  siehe 
in  Sehr.  d.  V.  f.  ,S.  Bd.  73  ,S.  204. 
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breiteren  Raum  einnimmt,  so  sind  die  Ziffern  noch  etwas 
günstiger.  Wo  aber  die  Realtbeilung  nnge.stürt  waltet,  wie  in 
Elsass-Ijotliringen  oder  im  grössten  Tlieile  von  Baden,  da  zeigt 
sich  wiedei'  die  Parzellirnng.  In  Baden,  das  ebenfalls  wegen 
des  strichweisen  Vorkommens  des  Anerbenrechts  noch  nicht  am 
schlechtesten  steht,  betragen  gleichwohl  die  Zwergwirthschaften 
von  0 bis  3,()  ha  <tj,0  “ aller  Haushaltungen,  die  kleinsten 
bäuerlichen  Betriebe  bis  zu  7,20  ha  aber  17,5®  (,,  sodass  für 
diese  eigentlichen  Bauern  nur  noch  10,5  ®/„  übrig  bleiben.  Wenn 
man  bedenkt,  dass  unter  diesen  sich  alle  Anerbendistrikte  finden, 
so  wird  man  ermessen,  wie  allgemein  die  Zersplitterung  in  den 
natnral  theilenden  Gegenden  ist!  Noch  auffallender  liegt  diese 
in  Elsass-IiOthringen  am  Tage.  Hier  besassen  37,71  ®/„  aller 
Besitzer  noch  nicht  1 ha;  17,93“/„  noch  nicht  2 ha.  Zwischen 
2 und  5 ha  hielten  sich  24,93  " Volle  zwei  Drittel  können 

also  als  Zwerggütler  betrachtet;  werden.  Ueber  10  ha 
hatten  überhaupt  nur7,4-)®  „ der  Landleute.  Die  Durchschnitts- 
grösse einer  ländlichen  Besitzung  betrug  ganze  1,90  ha,  und 
diese  läget)  noch  nicht  einmal  zusammen,  sondern  zerfielen  in 
viele  Parzellen  von  durchschnittlich  0,lff  ar  d.  h.  in  Fetzen  von 
der  Grundfläche  einer  inässigen  Stube! 

Aehnliche  Zahlen  könnten  wir  auch  aus  den  preussischen 
Realtheilungsgegenden,  namentlich  aus  der  Rheinprovinz  bei- 
bringen:  man  wird  utis  dies  aber  wohl  erlassen  und  schon  jetzt 
zugeben,  dass  solchen  Zuständen  gegenüber  das  Wort  von  der 
Zersi)litteiung  des  Bodens  zu  Staub  nicht  übertrieb)'!)  i.st. 

Sülche  Zersplitternng  hat  man  ))un  lat)ge  Zidt  allseitig  für 
ein  Uebel  eiklärt.  In  letzter  Zeit  sind  ihr  aber  nanientlich  in 
Brentano  und  Bücher  beiedte  Anwälte  entstaiideu ; ja  sie  haben 
gewisserniassen  diese  Parzellirnng  als  Ideal  und  als  die  Grnnd- 
ordnung  der  Zukunft  angepriesen.  Es  ist  nun  auch  gewiss 
nicht  zu  verwerfen,  wenn  möglichst  viele  an  der  landwirth- 
schaftlich  benutzbaren  Fläche  Theil  haben,  und  wenn  diese 
deshalb  in  viele  Parzellen  zeitallt;  allein  überall  giebt  es  doch 
eine  untei-e  (Lenze,  iinteihalb  )leien  das  Landstück  auch  zum 


V;;!.  Uber  Würtemberg,  Batten  mul  Elsasa-IjOthringen  Silir.  d.  V. 
f.  S.  Bd  73  S.  27), ‘372,  .S.  294.  .S.  371. 
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bescLeidcnsten  Unterlialt  einer  Familie  nicht  mehr  ausreicht.®*") 
Nun  braucht  auch  dies  nicht  unter  allen  Umständen  ein  Uebel 
zu  sein.  Wenn  sich  sonst  noch  Gelegenheit  zum  Erwerb  bietet, 
wenn  eine  rege  Industrie  in  der  Nähe  ist,  mit  deren  Hilfe  der 
Hausvater  die  Erträgnisse  seines  Feldes  durch  Arbeitsverdienst 
ergänzen  kann,  so  kann  sogar  eine  recht  befriedigende  Lage 
der  Bevölkerung  entstehen.  Für  diese  Bezirke  gelten  die  Lob- 
sprüche von  Brentano  und  Bücher;  für  diese  Bezirke  gilt  auch 
das,  was  das  Überlandesgericht  zu  Hamm  in  einem  Gutachten 
vom  2.  April  1880  bemerkte^):  „Allerdings  hat  in  einigen 
Theilen  der  Provinz  und  zwar  in  den  grossen  Industriebezirken 
derselben  ein  mehr  parzellirter  Grundbesitz  sich  Bahn  gebrochen. 
Indess  ist  dies  nicht  die  Folge  destruktiver  Elemente;  der 
Gnind  liegt  vielmehr  im  geraden  Gegentheil,  nämlich  in  dem 
Bestreben  nach  eigener  Sesshattmaehung,  das  eine  grosse  Anzahl 
neuer  Ausiedlungen  hervorgerufen  hat,  welche,  wie  sie  schon 
in  ihrer  äusseren  Erscheinung  der  Gegend  ein  lebendiges  Bild 
verleihen,  auch  ein  frisch  pulsirendes  Leben  in  sich  bergen  und, 
anstatt  die  Leistungsfähigkeit  und  Wehrhaftigkeit  der  Be- 
völkerung zu  beeinträchtigen,  solche  geradezu  befördern.“ 

Indessen  so  günstig  liegen  die  Verhältnisse  doch  nur  in 
ganz  wenigen  Theilen  Deutschlands,  ln  allen  von  der  Industrie 
nicht  bevorzugten  Gegenden  kann  wohl  bei  Pflanzung  von 
Handelsgewächsen  vor  allem  beim  Weinbau  die  Besitzgrösse, 
auf  der  eine  Familie  noch  zu  leben  vermag,  sehr  klein  werden, 
aber  bestehen  thut  eine  solche  Grenze,  wie  wir  sahen,  überall. 
Es  ist  nun  nicht  richtig,  dass  die  Zersplitterung  an  dieser  Grenze 
Halt  macht,  wie  es  die  Vertheidiger  der  Realtheilung  behaupten. 
Aus  den  oben  angeführten  Zahlen  ergiebt  sich,  dass  vielfach 
unter  jene  Grenze  heruntergegangen  ist.  Die  Leiden  solcher 
Zwergbauern  brauchen  wir  nicht  erst  zu  schildern;  es  ist  dies 
oft  genug  geschehen;  oft  genug  ist  auch  darauf  hiugewiesen,  dass 
diese  Elemente,  die  nicht  leben  und  nicht  sterben  können,  die 


Vgl.  die  vorhergehenden  .Vugabon,  wonach  in  liayern  einschliesslich 
der  Pfalz  diese  Grenze  bei  3 ha  liegt,  in  baden  bei  3,(i  ha.  in  tViirtem- 
bcrg  und  im  Eisass  ist  es  nicht  anders. 

**‘1  Abgcdrnckt  bei  (i.  Meyer,  LandgiUerordnung  für  Westfalen  S.  Iti  fif. 
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grösste  Gel'alir  für  den  Staat  sind,  die  jegliche  Umwälzung 
freudig  begriissen  müssen,  da  sie  vieles  zu  liotfen,  aber  nichts 
zu  verlieren  haben.^') 

Aber  auch  dort,  wo  die  durchschnittliche  Besitzgrösse  noch 
nicht  zu  Zwergwirthschaften  herabgesunken  ist,  auch  da  hat 
die  Naturaltheilung  viele  Missstände  im  Gefolge.  Da  bei  dem 
Tode  des  Hausvaters  die  mühsam  geschaffene  Wirthschalts- 
cinheit  immer  wieder  zertrümmert  wird,  so  muss  jeder  Uand- 
wirth  von  Neuem  eine  schaffen  und  seinen  ererbten  Theil  durch 
Zukauf  von  Fremden  oder  von  den  Miterbeu  auf  einen  aus- 
kömmlichen Umfang  vergrössern.  In  den  Realtheilungsgegemlen 
stehen  nun  aber  die  Grundstückspreise  bekanutermassen  am 
allerhöchsten,  um  ein  Vielfaches  über  dem  Ertragswerthe.  Wenn 
also  nicht  sehr  reichlich  baares  Geld  vorhanden  ist,  so  muss  der 
junge  Wirth  von  vornherein  sich  mit  hohen  Schulden  belasten, 
die  er  aus  dem  Ertrage  niemals  decken  kann.  Was  aus  solchen 
Anfängen  werden  kann,  wenn  Verdienst  und  Absatzverhältuisse 
nicht  sehr  günstig  liegen,  kann  man  sich  unschwer  ausmalen. 
Schon  allein  die  verschiedenen  rechtlichen  Maniimlatiouen,  welche 
nöthig  und  üblich  sind,  um  wieder  eine  Wii  thschaftseinheit  her- 
zustellen, erfordern  au  Gebühren  der  Notare  und  Gerichte  für 
das  Versteigern  der  Parzellen  und  die  Einschreibung  der  Resultate 
ins  Grundbuch,  an  Provisionen  für  die  Darleihung  der  Kauf- 
gelder und  au  Auslagen  für  deren  Sichei'stellung  Beträge,  von 
deren  Höhe  mau  sich  nur  schwer  einen  Begriff  macht.  Für 
den  Saarkreis  liegen  einige  Ermittelungen  hierüber  vor.  Danach 
hat  der  Umsatz  der  dortigen  öffentlichen  Kassen  an  derartigen 
Kaufgelderdarlehen  zusammen  in  einem  Jahrzehnt  rund 
llöOüüOOMk.  betragen;  die  Banken  nelimen  davon  1’  .J’/o 
Vision,  macht  l72  5()üMk.  Diese  Summe  ist  ohne  jeden  wirth- 
schaftlichen  Zweck  und  Nutzen  in  einem  einzigen  Kreise 
verbraucht  lediglich  unter  dem  Zwange  des  ungeeigneten  Erb- 
rechts! Wo  nun  nicht  die  Kassen  die  Sache  an  der  Hand  haben. 


Vgl.  noch  zuletzt  Maroussem  a.  a.  ü.  S.  323:  ,de  l’autre  cötS,  dans 
les  rctitea  czpluitatioiis  6parsc^  et  iuceasamment  mobiles,  c'est  le  maiuiue 
d'eiitente,  roligaiithropie,  les  eiiipnmts  A 5®/„  surajoutes,  et  uumme  eouseqnouce, 
sauf  d’evideutes  exceptions,  Tesprii  revolutiouuaire“. 
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soudeni  private  Geldverleiher,  da  ist  die  Sache  noch  viel 
schlimmer.  Nach  den  Angaben  für  das  Saargebiet  nehmen 
solche  Kapitalisten  mindestens  10“/„  Provision;  die  eine  Kasse 
von  ifeivdg  berechnet,  dass  sie  durch  Verdrängung  dieser  Pri- 
vaten, der  Bevölkerung  in  10  Jahren  nicht  weniger  als 
183411  Mk.  gespart  hat.  Bedenkt  man,  dass  das  nur  die 
Provisionen  des  Geldmannes  sind,  und  dass  dazu  noch  die 
Notariats-  und  Gerichtsgebühren  kommen,  so  kann  man  sich 
vorstellen,  um  welche  Beträge  das  Landvolk  jährlich  geschädigt 
wird  und  zwar,  wie  wir  nochmals  betonen,  völlig  ohne  wirth- 
schaftlichen  Grund,  nur  wegen  des  ungeeigneten  Erbrechts.^'’) 
Unter  solchen  Umständen  begreift  es  sich  wohl,  warum 
wir  oben  auch  ans  den  Realtheilungsgegenden  von  einer  starken 
Uebei-sclmldung  berichten  konnten.  Zu  der  Schilderung,  die 
wir  aus  Baden  und  Elsass-Lothringen,  aus  der  Rheinprovinz 
und  dem  Regierungsbezirk  Wiesbaden  gegeben  haben,  soll  noch 
eine  Einzel-Darstellung  ans  Bayern  hinzugefügt  werden.  Sie 
betrifft  die  Gemeinde  Rothenbuch  in  Unterfrankeu;  da  es  sich 
aber  um  eine  typische  Gemeinde  handelt,  so  dürfen  wir  getrost 
davon  ausgehen,  dass  gleiche  Zustände  häufiger  Vorkommen.  Es 
heisst;  „Zwei  Drittel  der  hiesigen  Bevölkerung  ist  eben  in  das 
höchste  Stadium  der  Creditunfähigkeit  schon  läng.st  ein- 
getreten, d.  h.  sie  borgt,  so  viel  geborgt  wird.  Nur  besserer 
Verdienst  durch  Nebenbeschäftigung  beeinflusst  die  Lage  vor- 
übergehend in  günstiger  Weise,  während  im  allgemeinen  die 


Verschuldung  die  gleiche  bleibt Auffalleud  sind  bei 

der  Betrachtung  der  I>age  die  vielen  Currentschuldcn  und  die 
Art  und  Weise  der  Entstehung  derselben.  Es  giebt  letztere  so 
das  richtige  Bild  einer  hilflosen  Armuth Nur  Waaren, 


stets  mindestens  5ü"/„  teurer  als  der  wirkliche  Werth,  bilden 
die  Ursache  der  Kurrentschulden,  wobei  vom  Gläubiger  in  der 
Regel  schon  gesorgt  wird,  dass  der  einmal  hängende  Schuldner 
nicht  so  leicht  loskommt  ....  In  Haus,  Scheuer,  Acker  und 
Stall,  Wiese  und  Elurweg  tritt  überall  in  schroffer  Weise  grosser 
Mangel  an  Betriebskapital  zu  Tage.“ 


2™)  Die  Angaben  über  «ins  Saargebiot  siehe  in  Sehr.  «i.  V.  f.  S.  l!«i.  74 
S.  63  und  Hl. 
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Aehiiliclies,  namentlich  über  die  vollständige  Abhängigkeit 
von  der  Gunst  der  Witterung  und  des  Marktes  hören  wir  aus 
Obcressfeld  in  Unterfranken.  Und  der  Urgrund  dieser  traurigen 
Lage?  In  Rothenbuch  whd  er  nicht  angegeben;  wir  werden 
aber  nicht  fehlgeheu,  wenn  wir  ihn  dort  gleichwie  in  Oberessfeld 
und  dem  benachbarten  Mainbernheim  in  der  „Erwerbung  von 
Grundstücken“  und  in  den  „Hinauszahlungsantheileu  der  Ge- 
schwister bezüglich  des  Wohnhauses“  erblicken,  also  am  letzten 
Ende  doch  in  dem  ungeeigneten  Erbrechte.'-*'*)  Wenn  wir  nun 
hiuzunehmen,  dass  auch  in  dem  soviel  reicheren  Frankreich  aus 
den  Parzellengegenden  die  schwersten  Klagen  laut  werden  (vgl. 
Anm.  289),  so  werden  wir  nicht  anstehen  zu  sagen : Wo  nicht 

sehr  günstige  V'erhältnisse  vorliegen,  da  ist  die  Realtheilung 
geradezu  das  Grab  der  wirthschaftlichen  Wohlfahrt. 

Selbst  dort  aber,  wo  die  Realtheilung  ökonomisch  nicht 
schädlich  wirkt,  hat  sie  schwere  soziale  Kachtheile.  Wir  können 
es  nicht  für  einen  erstrebenswerthen  Zustaud  halten,  wenn  an 
die  Stelle  der  gesunden  sozialen  Abstufung  unseres  Landvolkes 
eine  Ordnung  gesetzt  wird,  die  nur  kleine  Leute,  halb  Acker- 
bauer und  halb  Industriearbeiter,  halb  Städter  und  halb 
Landmanu  kennt.  Wir  müssen  hier  den  geschichtlichen 
Werthurtheilen  von  Gierke  und  Thiel  beistimmen.  Wir  halten 
es  mit  Thiel"*”*)  nicht  für  wünschenswerth , dass  auch 
bei  uns  die  ländliche  Bevölkerung  sich  so  wenig  Eigenart  und 
Gewicht  gegenüber  den  Städten  bewahrt  wie  in  Frankreich,  und 
wir  sind  mit  Gierke-'*'*'’)  der  Ansicht,  dass  nur  ein  ländlicher 
Mittelstand,  wie  er  unseren  Staat  geschafl'en  hat,  so  ihn  auch 
erhalten  kann,  und  dass  dieser  Juugbruuueu  der  Kation  nicht 
verschüttet  werden  darf. 

Neben  dieser  unvermeidlichen  Zerreibung  des  Mittelbesitzes 
zum  Kleingütlerthum  und  zu  einer  Vielheit  von  Nullen  giebt 
cs  jedoch  noch  weitere  soziale  Schäden,  mit  denen  die  Natural- 
theilung droht.  Zunächst  die  in  Frankreich  schon  so  verbreitete 


Die  Xachrichtcli  über  die  unterfräukiselieu  Geineindea  sind  aus 
Selir.  d.  V.  f.  ,S.  Bd.  73  S.  117  ft'. 

’**”•)  iu  Sehr.  d.  V.  f.  .S.  Bd.  i>l  S.  -3t4  -iiö. 

iu  dem  glänzenden  Artikel  iu  der  llüuclicner  Allg.  Zig.  Beilage 
A'r.  ISO  S.  1. 
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künstliche  Beschränkung  der  Kindei-zahl  mit  allen  ihren  unna- 
türlichen, die  Unsittlichkeit  in  jeder  Form  züchtenden  Wirkungen. 
Denn  nur  das  Gespenst  der  Xaturaltheilung  ist  es,  was  den 
französischen  Bauernstand  zu  jenem  selbstmörderischen  Beginnen 
verleitet  hat.®*')  Vor  hundert  Jahren  waren  die  Ehen  dort 
ebenso  fruchtbar  wie  bei  uns.  Aber  mit  dem  der  französischen 
Rasse  eigenen  Scharfblick  in  wirthschaftlichen  Dingen  erkannte 
der  Bauer  bald  die  Schädlichkeit  der  Realtheilung;  jener 
warnende  Ruf  „la  France  tombera  en  poussiere“  ei'scholl. 
Seitdem  macht  sich  die  künstliche  Zurückdrängung  der  Volks- 
zunahme bemerklich.  „Es  ist“,  sagt  Fuld,  „eine  eigenthüiulicho 
lllustrirung  der  erbrochtlichen  Vorschriften  des  Code,  und  ihrer 
Wirkungen,  dass  nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  vom 
Mai  1886  in  29  Departements  Frankreichs  ....  eine  Ver- 
minderung der  Populationsziffer  zu  beobachten  ist,  und  dass  diese 
Departements  sammt  und  sonders  einen  landwirthschaftlichen 
Charakter  haben,  „agricole“  sagt  die  französische  Statistik“. 

In  Deutschland,  wie  iu  Italien  hat  der  gesunde  Volksgeist 
sich  mit  diesen  unnatürlichen  Hilfsmitteln  noch  nicht  recht  be- 
freunden können.®*'*)  Immerhin  ist  in  den  deutsch-österreichischen 
Alpenländern  auch  eine  grosse  Enthaltsamkeit  in  der  Kindcr- 
erzenguug  bemerkbar,  wodurch  in  den  westlichen  Kronländeru  das 
Zahlenverhältniss  zwischen  der  deutschen  Rasse  und  den  fremden 
Nationen  sich  fortdauernd  zu  unseren  Ungunsten  verschiebt. 
Sonst  aber  macht  sich  ausserhalb  Frankreichs  das  zweite 
schwere  soziale  Unheil  der  Realtheilung  besonders  bemerkbar: 
Die  Lösung  des  Zusammenhalts  der  Familie. 

Dieser  Nachtheil  kann  gar  nicht  genug  betont  werden. 
Im  Zusammenhalte  der  Familie,  iu  ihrer  uralten  genossenschaft- 
lichen Organisation  liegt  ja,  wie  wir  oben  sahen,  der  Grund- 
pfeiler für  die  meisten  Institute  unseres  Rechts,  liegt,  wie  uns 
die  modernen  Verhältnisse  lehren,  das  Rückgrat  des  Staates, 


Vgl.  Fuld  S.  1008  (nach  RUmelin,  Bevölkerungafrage,  und  nach 
Leplay).  — Vgl.  Gierke,  Erbrecht  in  Grundbesitz  8.  14. 

®*‘‘)  Prof.  Wagner  auf  der  Agrarconfereuz  nur  eiue  beschränkte 
Enthaltsamkeit  iu  der  Kinderzeugung  eiupfehleu  wollte,  begegnete  ihm  ein- 
mUthiger,  zum  Theil  scharfer  Widerspruch  von  Theoretikern  und  Praktikern. 
Vgl.  Agrarconfereuz  S.  127,  155,  104,  107,  208,  229. 

V,  DuUxiffi  Onmdarbreobt.  20 
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die  Gewähr  für  die  Aufrechterhaltuiig  der  Ordnung  und  der 
Sittlichkeit.  Nun  maclit  sich  die  Zerstreuung  der  Familie  durch 
die  Naturaltheilung  auch  in  Deutschland  schon  recht  unliebsam 
bemerkbar.  Wie  soll  ein  Familienleben  möglich  sein,  wenn  die 
Männer,  wie  wir  aus  dem  Regierungsbezirke  AViesbadon  hören,  im 
Frühjahr  in  entlegene  Industriegegenden  bis  nach  deni  Nieden  hein 
und  Eisass- Lothringen  wandern,  um  erst  im  Si)ätherbst  nach  Hause 
zurUckzukehren,  wenn  ganze  Gemeinden  sich  dem  Hausirhandel 
zuwenden  müssen,  sodass  jährlich  aus  fast  jeder  Familie  mehrere 
Mitglieder  ausziehen  und  ganz  Norddeutschland,  Holland  und 
Russland  bis  nach  Sibirien  als  Hausirer  bereisen  und  nur  zur 
AVintei-szeit  in  die  Heimath  zurückkehren!  Dennoch  hat  man 
in  anderen  Ländern  mehr  auf  die  hier  in  Betracht  kommende 
zersetzende  Eigenschaft  der  Naturaltheilung  geachtet  als  bislang 
bei  uns.  In  Italien  war  gerade  dies  Familienproblem  der 
Anlass'^-’)  zu  der  erwähnten  Agrarenquete,  und  dort  bilden 
gerade  die  mit  Bezug  liierauf  gemachten  Beobachtungen  den 
vornehmsten  Grund,  dass  allgemein  eine  Aufliebung  des  Erb- 
rechts nach  Realtheilen  verlangt  wird.  Aber  was  Sorabart  über 
Italien  sagt,  hat  auch  für  uns  Geltung:  „ . . . bei  einer  der- 
artigen Gestaltung  der  Eigenthumsverhältnisse  muss  sich  die 
centrifugale  Tendenz  der  Familienmitglieder  in  rücksichtsloser 
Weise  geltend  machen.  Wenn  eine  Stelle  schon  zu  klein  ist, 
um  einen  Einzelnen  ausreichend  zu  ernähren  und  zu  beschäftigen, 
so  werden  die  Kinder,  sobald  sie  nur  irgend  vermögen,  auf 
eigenen  Erwerb  ausgehen  müssen,  die  Familie  wird  sich  nach 
allen  AVinden  zerstreuen.“^') 

AVie  unvermeidlich  diese  Gefahr  ist,  zeigt  sich  darin,  dass 
man  sie  selbst  in  Frankreich  beobachtet  hat,  rvo  doch,  wie  wir 
sahen,  sonst  den  AVirkungen  des  partage  force  auf  andere  AVeise 
die  Spitze  abgebrochen  wird.  Nach  dem  Zeugnisse  Ijeplay’s 
sieht  sich  auch  dort  der  Bauer  im  Alter  otl  allein,  weil  sich 
die  Erben  nicht  darauf  einrichten,  die  Bewiithschaftung  des 
Erbes  zu  übernehmen;  der  Absenteismus  mit  allen  seinen  Nach- 
theilen wird  befördert;  die  Familie  wird  desorganisirt,  weil  der 


Vgl.  Sombart  ,das  Familicnproblem  iz  Italien“. 

Sombart  S.  293.  Vgl.  auch  die  ganz  ähnliche  Stella  S.  292. 


Digitized  by  Google 


307 


natürliche  Schwerpunkt  für  ilire  Zusammengehörigkeit  geschwächt 
und  genommen  wird.^^) 

Ueberdenkt  man  deshalb  noch  einmal,  welche  üblen  wirth- 
schaftlichen  und  sozialen  Folgen  die  modernen  Erbrechte  haben, 
so  wird  man  nicht  sagen  können,  dass  das  Urtheil,  welches 
Tocqncrille  schon  ÜS3.»  über  sie  gelallt  hat,  zu  hart  war: 

„Wo“,  sagt  er,  „das  Erbgesetz  gleiche  Theilung  des  Nach- 
lasses anordnet,  da  zerstört  es  den  innigen  Zusammenhang, 
welcher  zwischen  der  Familie  und  dem  Grund  und  Boden  be- 
stand ; dieser  hört  auf  Familienbesitz  zu  sein,  denn  er  muss 
sich  durch  die  nach  eiu  oder  zwei  Geschlechtern  cintretende 
Theilung  fortdauernd  vermindern,  und  wird  schliesslich  ganz 

verschwinden Und  solches  Erbgesetz  macht  es  nicht 

allein  den  Familien  schwierig,  ihren  Besitz  zn  erhalten,  sondern 
nimmt  ihnen  auch  die  Lust  dazu  und  zwingt  sie  gewisser- 
massen,  mit  ihm  an  dem  eigenen  Untergänge  zu  arbeiten.  So 
gelingt  es,  den  Grundbesitz  zu  vernichten  und  mit  ihm  die 
Familien  in  rasender  Eile  verschwinden  zu  lassen“.®^) 

§ 38. 

Die  überwältigende  llehr/ahl  der  Wirthschaftskundigen 
verhehlt  denn  auch  nicht,  dass  die  Wirkungen  der  geltenden 
Erbrechte  tief  beklagenswerth  sind.  Aber  viele  von  ihnen 
halten  ihre  ausdrückliche  Aenderung  theils  für  über- 
flüssig, weil  das  Landvolk  mit  Hilfe  der  Gutsüberlassungs- 
verträge das  Gesetz  doch  umgehe,  theils  suchen  sie  die  Abhilfe 
auf  anderem  Wege  nämlich  in  der  Erweiterung  der  Testir- 
freiheit.  Es  bleibt  deshalb  jetzt  zu  erwägen,  ob  diese  Ersatz- 
mittel die  Einführung  des  Anerbenrechts  überflüssig  machen 
können. 

Was  zunächst  die  Gutsübcrlassuugsverträgo  anlangt,  so  wird 
namentlich  von  Brentano  und  seiner  Anhängerschaft  in  ihnen  das 
Allheilmittel  erblickt.  Indessen  wenn  man  jene  Tiraden  über  die 
Vorzüglichkeit  und  wirthschaftliche  Zweckmässigkeit  der  Gutsab- 


Vgl.  auch  hierüber  FolJ  S.  1018,1019. 

“*)  UebersetzuDg  nach  Schncider-Kolber,  Anerbenrecbt  und  Leben»- 
versicberung. 

20» 
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tretung  liest,  so  fallen  einem  stets  die  Worte  des  Schriftstellers 
ein,  der  zuerst  den  vielgerühmten  Alteutheilsverträgen  überhaupt 
die  öffentliche  und  allgemeine  Anerkennung  vor  den  Gerichten 
und  bei  den  Theoretikern  verschafft  hat.  Runde  in  seinem 
heute  noch  in  vielen  Punkten  unübertroffenen  Werke  von  der 
„Leibzucht“  bringt  zur  Einleitung  eine  Würdigung  der  wirth- 
schaftlichen  und  sozialen  Wirkungen  des  Ausgedinges,  worin  er 
so  viele  Schäden  dieses  modernen  Ideals  aufzählt,  — namentlich 
die  Streitereien,  die  es  regelmässig  in  den  Schoss  der  Familie  hinein- 
trägt, — dass  er  schliesslich  ansrnft,  man  müsse  sich  eigentlich 
wundem,  wie  man  auf  die  Bearbeitung  eines  so  verderblichen 
Institutes  noch  Zeit  und  Mühe  verwenden  könne. 

Und  in  der  That  werden  die  wirthschaftlichen  Wirkungen 
der  Gutsübergabe  von  Kennern  der  bäuerlichen  Verhältnisse 
gar  nicht  so  rosig  angesehen.  Wir  hatten  schon  Gelegenheit 
(im  § 36)  auf  einen  Cardinalfehler  hinzuweisen,  an  dem  der 
Altentheilsvertrag  in  ganz  Deutschland  krankt,  auf  die  zu  hohen, 
dabei  festgesetzten  Annahmepreise.  Es  ist  wohl  richtig,  wenn 
Brentano  und  Fick  in  ihren  Schriften  angeben,  dass  dieser 
Preis  regelmässig  hinter  dem  Verkaufswerthe  zurück  bleibe,  es 
ist  aber  nach  ihren  eigenen  Angaben^'"*)  und  nach  den  Er- 
gebnissen der  letzten  Agrarenquete  auch  für  Bayern  nicht 
mehr  richtig,  dass  der  üebemehmer  bei  diesem  Preise  bestehen 
kann.  Die  allgemeine  Ueberschätzung  des  Werthes  von  Grund 
und  Boden  macht  sich  auch  hier  geltend;  man  glaubt  den 
Üebemehmer  sehr  zu  begünstigen,  indem  man  erheblich  unter 
den  Verkaufswerth  heruntergeht  und  man  hält  sich  doch  immer 
noch  bedeutend  über  dem  wahren  Ertragswerth. 

Die  Gutsüberaahme  hat  aber  neben  den  zu  hohen  An- 
nahmepreisen noch  einen  zweiten  Uebelstaud,  und  das  ist  der 
beängstigend  angeschwollene  Betrag  der  als  Altentheil  aus- 
bedungenen Leistungen.-®^)  Aus  allen  Strichen  Deutschlands 


**•)  Fick  S.  67,  12'J,  135  n.  s.  w.  namentlich  S.  70  (der  Uebernchmor 
wird  .zu  tief  hineingesetzt“). 

®*)  Hierüber  wurde  schon  io  alten  Zeiten  gekkgt.  Vgl.  schon  die 
Hildesheimer  Polizeiverordiiuug  von  1665:  „Xachdem  auch  bishero  die  Acker- 
und  V'ollspännerüüfe  dahero  ganz  oder  guten  Theils  ruiniret  worden  .... 
weil  die  alten  Ackerleute  . . . , wenn  dieselben  die  uuterhabenden  Höfe  in 
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kouimen  Klagen  über  deren  unerschwingliche  Höhe,  aus  Bayern 
so  gut  wie  ans  Posen  und  Preussen.  Es  ist  dies  auch  ganz 
begreiflich.  Die  Ansprüche  an  das  Leben  sind  allgemein  ge- 
stiegen; die  Bauern  sehen  nicht  ein,  warum  ihnen  gerade  Ent- 
haltsamkeit ge])rcdigt  wird;  ja  in  den  Gegenden,  wo  der  Bauer 
sonst  nach  dem  oben  gebrauchten  Ausdrucke  „wie  ein  Hund“ 
lebt,  will  er  wenigstens  ein  leidliches  Alter  haben.  Es  ist  aber 
ebenso  klar,  dass  dies  nicht  möglich  ist,  dass  die  Stätte  nun 
nicht  ihn  und  seines  Sohnes  Familie  leidlich  ernähren  kann, 
nachdem  sie  vorher  kaum  für  einen  Haushalt  ausgereicht  hatte. 
Ja,  auch  wo  die  Verhältnisse  nicht  so  schlimm  liegen,  erhellt 
doch,  dass  die  nicht  gestiegenen  Bodenerträge  zur  Erfüllung 
gesteigerter  Anforderungen  nicht  hinlänglich  sind.  Und  wie  die 
Anforderungen  jetzt  gestiegen  sind,  dafür  dient  schon  die 
äussere  Länge  der  jetzigen  Altenthcilsverträge  zum  Beweise, 
die  so  gi'oss  ist,  dass  wir  ein  Beispiel  dafür  nicht  im  Texte, 
sondeiTi  lediglich  in  der  Fussnote  anführen  können.^) 


grosse  uDabträgliche  Sckuldeu  gesetzet,  ulsdanii  dieselbe  den  Kindern  ohne 
des  Amts-  und  Oericlits-  auch  der  Gutsherrn  Vorwissen  und  Bewilligung 
abtreten,  ihnen  selbst  einträgliche  LeibzUchten  Vorbehalten,  den 
Kindern  grosse  Brautschätze  versprechen,  an  dessen  Statt  bis  zur 
Bezablnug  etliche  Morgen  Bandes  für  die  Zinsen  zu  gebrauchen  mitgeben, 
und  also  Diejenigen,  denen  sie  die  Güter  abgeben,  gleich  allsofort  in 
eine  solche  Schuldenlast  stUrzen,  woraus  sie  nimmer  sich 
retten  können,  Wir  aber  denselben  feruers  zuznseheu  gar  nicht  ge- 
meynet  etc.  etc.“ 

Aehnliche  Klagen  kehren  in  allen  Landesorduuugen  wieder. 

'•*')  Ein  bayrischer  Uebergabsvertrag,  wie  er  den  Durchsebnittsror- 
hältnissen  entspricht,  nämlich  für  ein  Anwesen  von  ü0,04  Tagwerken  oder 
IT, 25  ha,  enthält  Folgendes: 

„Der  Uebergeber  bedingt  sich  aus  ein  L’mstandsgeld  von  1714  M.  20  Pf., 
wovon  342,86  M.  am  Hoclizeitstage  des  Uebernehmers,  die  weiteren  1371,43  M. 
aber  in  unverzinslichen  und  unmittelbar  anfeinanderfolgeuden  Martini — 
Jahrestristen  zu  je  50  M.  vom  Uebemehmer  an  die  Uebergebenden  heraus- 
bezahlt werden  sollen.“ 

„Uebemehmer  hat  ferner  seinen  übergebenden  Eltern  auf  deren  Lebens- 
zeit folgenden  Nutnralaustrag  zu  geben:  Jährlich  8 hl  Kern,  1,60  hl  Weizen, 
4 hl  Erdäpfel,  50  Pfd.  Schmalz,  30  Pfd.  Salz,  2 Secher  voll  kurzes  Kraut, 
25  Pfd.  Winterfleisch,  auf  die  Kirchweih  9 Pfd.  Fleisch  beliebiger  Gattung 
und  8 Liter  Bier,  täglich  2 Eier,  solange  die  Hühner  legen,  von  Qeorgi 
bis  Michaeli  täglich  ein  Liter  gute  süsse  Milch,  die  übrige  Zeit  täglich 
‘ , Liter  gute  süsse  Milch,  alle  Samstag  4 Nudeln,  so  oft  geschlachtet  wird 
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Ein  weiterer  Naclitbeil  bei  der  Gutsüberlassung  ist  ferner 
die  oft  beobachtete  Unsitte,  den  Hof  in  noch  jungen  und 

10  Pfil.  Fleisch,  so  oft  gebacken  wird  ein  Laib  Weissbrot.  Jedem  Auszügler 
sind  jUbrlicb  20  Liter  Ivein  auszubauen  und  der  geerntete  Flachs  bis  zur 
Hcebel  berziirichten.  Zur  Beheizung  sind  jährlich  6 Ster  weiches  Scheit- 
holz und  2 Bürden  Spähne  und  1000  Stück  Torf  zu  geben,  welche  den  Ueber- 
geheni  vom  rebemehiner  herbeigefahren  werden  müssen,  sodann  zur  Be- 
leuchtung jährlich  3 Pfd.  Leinöl.  Im  Küchenstübchen,  welches  den  Ueber- 
gebem  in  wohn-  und  heizbarem  Zustande  herzustellen  und  also  auch  zu 
unterhalten  ist,  haben  dieselben  lebenslängliches  Wohnungsrocht ' auszuüben  ; 
wollen  oder  können  die  Uebergeber  von  diesem  Wuhnnngsrecht  keinen  Ge- 
brauch machen,  so  ist  denselben  ein  jährliches  llerbergegeld  mit  24  M.  zu 
bezahlen  und  der  Naturalanstrag.  insofern  thunlich,  eine  Stunde  weit  nacli- 
zufahreii.  Den  Uebergebern  gebührt  der  3.  Thoil  des  jährlich  beim  Anwesen 
wachsenden  Obstes,  ln  Eikraukungsfällen  ist  deu  Uebergebern  die 
nöthige  Wart  nnd  Pflege  auf  die  Dauer  der  jedesmaligen  Krankheit  zu  ge- 
währen. ebenso  unentgeltliche  ärztlicliu  Hilfe  und  Medizin.  Die  Beerdigungs- 
kosten sind  vom  Anwesen  aus  zu  bestreiten  und  für  jeden  sind  3 Gottes- 
dienste und  zwar  je  ein  Amt  und  2 Beimessen  zu  halten.“ 

(Aus  „Denkschrift  über  die  Lage  der  Landwirthschaft  in  Bayern“ 
München  1890,  abgedrnckt  bei  Soergel  S.  37). 

Ebenso  schlimm,  ja  theilweis  noch  schlimmer  steht  es  in  Mähren;  auch 
hier  ist  der  als  typisch  mitgetheilte  Altentheilsvertrag  ein  und  eine  halbe 
Druckseite  lang.  Vom  Bezirke  Walklobouk  heisst  es,  dass  dort  das  Aus- 
gedinge in  Geld  capitalisirt  oft  „einen  viel  höheren  Werth  habe  als  der 
ganze  von  ihm  belastete  Besitz“.  Auch  über  die  durch  die  Alteutheile  ver- 
anlassten  Streitereien  wird  hier  sehr  geklagt.  „Die  Ausgedingsstreitig- 
keitcu“,  so  heisst  es.  „beschäftigen  die  Bezirksgerichte  am  flachen  Laude 
ausserordentlich.  Die  Ausgedinger  ziehen  häufig  vou  dem  Gute  weg,  bean- 
spruchen einen  Geldzins  für  ihre  Wohnung  und  drängen  auf  pünktliche 
Leistung  ihrer  Nutzgiebigkeiten,  ohne  auch  irgendwie  noch  in  der  Wirth- 
schaft  sich  nützlich  zu  machen.“  (Vgl.  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  75 
S.  184/185,  180. 

Ueber  Posen  vgl.  die  oben  (§  3(5)  angezogenen  .Stellen. 

Nirgends  aber  werden  die  Schattenseiten  der  Altentheilsverträge  so 
lebhaft  hervorgehoben,  wie  gerade  in  deu  von  Fick  und  Brentano  ver- 
arbeiteten Berichten  aus  Bayern.  Fast  überall  wird  über  deren  Höhe  ge- 
klagt. die  dadurch  noch  vervielfacht  wird,  dass  sich  immer  mehr  und  mehr 
die  Gewohnheit  bei  den  Auszüglern  eiubürgert,  in  die  Städte  überzusiedeln 
und  sich  den  Austrag  in  Geld  reichen  zu  lassen,  ohne  auf  dem  Oute  mit- 
zuarbeiten.  Auch  von  den  zerrüttenden  Zwistigkeiten  werden  sehr  düstere 
Schilderungen  entworfen.  Fliii  Berichtcr.statter  zieht  das  Ergebniss  dabin, 
dass  die  Schattenseiten  der  Gutsabtretungen  deren  Lichtseiten  bei  Weitem 
überwiegen.  (Vgl.  Fick  S.  4«,  60,  66,  70,  75  76.  90,  152,  184,  223,  243). 

Vgl.  auch  Brunner  auf  der  Agrarcouferenz  S.  209. 
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kräftigcu  Jakreu  abzugeben.  Schon  seit  jeher  ist  dies  als 
Uebelstand  empfunden  worden.  So  sagt  das  Ijüneburger  Re- 
dintegraledikt von  10519:  „Als  man  auch  wahrgenommen,  dass 
ein  oder  andere  Coloni  . . . wann  selbige  etwas  zu  Jahren 
kommen,  ja  wohl  gar  zu  Zeiten,  um  sich  Ruhe  und  faule 
Tage  zu  machen,  die  Hofe  ihren  Kindern  . . . abtreten  und 
übergeben,  in  selbigen  aber  als  Alt -Väter  und  deren  Frauen 
als  Alt-Mütter  mit  sitzen  bleiben,  und  daraus  sich  jährlich 
grosse  Abgiflften  ....  stipuliren  u.  s.  w.“  Ganz  ähnlich 
drückt  sich  die  Hildesheimer  Verordnung  von  1781  aus:  „Nach- 
dem“, heisst  es  da,  „auch  bisher  vielfältig  vorgekommen,  dass 
die  vorbehaltene  Leibzucht  der  abgehenden  Meyer  den  Meyer- 
höfen  zu  sehr  grossem  Bedruck  gereichet  und  mancher  faule 
und  schlechte  Meyer  sich  vor  der  Zeit  auf  die  Leib- 
zucht begebe  und  den  Hof  in  den  kläglichsten  Umständen 
zurücklasse,  damit  er  nur  der  ferneren  Mühe  und  Last 
ausweichen  und  desto  gemächlichere  Tage,  obwohlen 
mit  dem  Untergange  seines  Nachfolgers  geniessen  möge, 
so  etc.“  dieselben  Schilderungen  finden  sich  in  jeder  Verordnung 
über  die  Leibzucht. 

So  war  es  früher.  Dass  es  jetzt  nicht  anders  ist,  geht 
daraus  hervor,  dass  auch  jetzt  von  überall  her  sich  die  Klagen 
über  die  zu  frühe  Gutsabgabe  vernehmen  lassen.-*^“) 

Wie  schädlich  aber  eine  zu  frühe  Gutsabgabe  wirkt;  braucht 
wohl  kaum  anseinandergesetzt  zu  werden.  Abgesehen  davon, 
da,ss  durch  sie  eine  noch  nutzbare  Arbeitskraft  zu  träger  Müsse 
verurtheilt  wird,  sind  ihre  Folgen  hinsichtlich  der  Schulden 
sehr  bedenklich.  Denn  die  Schulden,  welche  der  abgehende  Colon 
regelmässig  bei  seinem  Antritte  behufs  Abfindung  seiner  Ge- 
schwister hat  machen  müssen,  könnten  bei  längerer  Besitzzeit 
getilgt  sein;  so  aber  sind  sie  noch  nicht  beglichen,  und  schon 


^‘)  Für  Bnyeni  haben  hier  wieder  einmal  Brentano  und  Fick  sich 
selbst  widerlegen  müssen.  Ihre  in  der  vorigen  Anmerkung  citirten  Berichte 
betonen  an  verschiedenen  Stellen,  dass  die  Gutsübergabe  jetzt  in  noch 
jungen  uud  kräftigen  .lahren  zu  erfolgen  pflegt.  Besonders  hervorgehoben 
wird  die  zu  frühe  Gutsabgabe  auch  in  Hähron,  dessen  Berichterstatter 
Uherhaupt  der  Erörterung  der  Altentheilsverträge  den  breitesten  Kaum  ge- 
widmet hat. 
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mnss  der  Gutsübernehmer  neue  aufnehinen,  um  seine  Miterben 
auszuzahlen.  Bei  der  nächsten  Gutsübergabe  geht  es  ebenso. 
So  werden  die  Schulden  von  Generation  zu  Generation  fortge- 
schleppt und  vergrössert;  zu  welchem  Ende  das  führt,  kann 
man  sich  leicht  ausrechnen.'**''’) 

So  hat  denn  die  viel  gerühmte  Sitte  der  Guts-Üebergabe 
bedeutsame  Schattenseiten.  Aber  selbst  wenn  sie  nur  Vorzüge 
hätte,  könnte  sie  eine  Aendernng  der  bestehenden  Erbrechte 
nicht  überflüssig  machen.  Denn  dass  diese  auch  mit  der  Guts- 
übergabe in  unlösbarem  Widersprach  stehen,  dass  es  sich  mit- 
hin bei  dieser  um  eine  consnetndo  contra  legem  handelt,  kann 
niemand  leugnen.  Nun  ist  es  zwar  keinesw'egs  schlechthin 
richtig,  dass  eine  gesetzwidrige  Gewohnheit  von  dem  Gesetze 
erdi'iiekt  wird;  es  geräth  sehr  oft  umgekehrt.  Für  heutige  Ver- 
hältnisse ist  aber  die  überwiegende  Stärke  des  Gesetzes 
zweiffellos.  Denn  die  Gerichte  — und  diese  haben  doch  einmal 
darüber  die  entscheidende  Stimme,  tvas  als  Recht  anerkannt 
wird  — die  Gerichte  zeigen  mehr  und  mehr  die  Neigung,  nur 
das  geschriebene  Recht  zu  beachten,  nm  so  mehr  als  die  meisten 
grossen  Codifleationen  entgegenstehendes  Gewohnheitsrecht  noch 
besondei-s  verbieten.  Deshalb  ist  es  vollständig  richtig,  w'enn 
Gierke  meint,  die  Sitte  der  Ausatzverträge  möge  noch  so  zäh 


Eine  besondere  Coinplikntioii  wird  noch  aus  Mähren  gemeldet. 
Der  Bericht  darüber  (a.  n.  0.1  sagt:  „Eine  besonders  drückende  Bestimmung 
ist  auch  . . . da.ss  der  überlebende  Ehegatte  für  den  Fall  seiner  AVieder- 
vcrehelicbung  einen  Theil  seines  Ausgedinges  wieder  dem  zweiten  Ehe- 
gatten durch  ehelichen  Vertrag  zuwenden  darf.  . . . Infolge  dic.ser  Art  von 
Ansgedingsbestimniung  kommt  cs  nicht  selten  vor,  da.ss  von  einem  Besitzer 
gleichzeitig  mehrere  Ausgedinge  geleistet  werden  müssen.  Der  zweite  Ehe- 
gatte, mit  dem  der  überlebende  Ausgedinger  die  Ehe  geschlossen  hat,  ist 
zumeist  jüngeren  Alters,  und  so  dauert  die  Leistung  des  Ausgedinges  oft 
so  lange,  dass  die  sciuerzeitigen  Uebemchmer  bereits  selbst  ins  Ausgedinge 
gegangen  sind  und  die  letzten  Besitzer  eine  gehäufte  Last  zu  tragen 
haben.“ 

'■“)  Gierke,  Erbrecht  in  Grundbesitz  S.  to.  Ebenso  Enncccerus  S.  27; 
Es  .droht  die  Sitte  der  Anschlagsverträgc,  wenn  sie  nicht  eine  gesetzliche 
Stütze  erhält,  langsam  und  unmerklich  an  Kraft  zu  verlieren.“  Wolle  man 
aber  erst  warten  bis  etwa  der  Gedanke,  die  Einheit  des  Gutes  zu  erhalten, 
bereit.s  dem  Volke  zu  entschwinden  beginne,  so  werde  man  Gefahr  laufen, 
auch  mit  dem  Ge.setz  nicht  mehr  viel  auszurichten.  (.Vehulich  auch  S.  2,'l). 
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sein,  der  starren  Macht  des  geschriebenen  Rechts  vermöge  sie 
anf  die  Dauer  nicht  zu  widerstehen  und  werde  langsam  zer- 
bröckeln; die  heutigen  bäuerlichen  Zustände  liessen  sich  deshalb 
nicht  ohne  den  vielsagenden  Zusatz  eines  „noch“  rühmen. 

Die  praktische  Untersuchung  hat  diese  theoretischen  Be- 
fiirchtungen  nur  zu  sehr  bestätigt.  Ueberall  steigt  die  Begehrlichkeit 
der  Geschwister;  überall  erhöhen  sich  die  Annahmepreise  und  die 
Altentheile;  der  krasse  Individualismus  der  Städte  beginnt  auch 
auf  dem  Lande  mehr  und  mehr  sich  auszubreiten,  so  stark,  dass 
Brentano  auf  Grund  dieser  Wahrnehmungen  den  uralten  Familien- 
sinn der  Bauern  in  das  Märchenland  verweisen  wollte.  Gottlob, 
so  weit  ist  es,  wie  wir  sahen,  noch  nicht.  Aber  wenn  auch  in  den 
alten  Bauern  die  gesunden  Anschauungen  noch  fortleben,  vielfach 
können  sie  gegen  die  heranwachsenden  Miterben  gar  nicht  mehr 
durchgesetzt  werden.  „Der  patriarchalLsche  Bauer“,  so  meldet 
aus  Bayeni  eine  Stimme  von  vielen,  „hat  aufgehört;  Der  jetzige 
Bauer  ist  nicht  mehr  im  Stande,  seinen  eigenen  Willen  durch- 
zusetzen; der  jetzige  Einfluss  der  Kinder  bei  der  Regelung  der 
Vermögensverhältnisse  in  der  Familie  ist  so  stark,  da.ss  der 
Bauer  sich  diesem  Einfluss  nicht  entziehen  kann.“-’®*’)  Mit 
gleichen  Aeusserungen  aus  Deutschland  und  Oesterreich  liessen 
sich  mancher  Bogen  bedecken.**"*')  Forderte  doch  auf  der  Agrar- 
conferenz  (S.  227)  ein  grosser  Gutsbesitzer,  der  Graf  Zedlitz, 
das  Anerbenrecht  namentlich  auch  deshalb,  damit  er  seinen 
Kindern  und  seinem  eigenen  Gewissen  gegenüber  gerechtfertigt 
sei,  wenn  er  nicht  gleich  theile.  Wahrlich  es  ist  die  höchste  Zeit 
einzugieifen  und  die  wankende  Sitte  zu  stützen,  ehe  es  unwieder- 
bringlich zu  spät  wird !•*""•)  Mit  Recht  sagt  deshalb  Marchet 
(S.  1312):  „Trotzdem  halten  wir  ein  Erbtheilnngsgesetz  für  noth- 
wendig.  Denn  uns  liegt  die  Begründung  eines  solchen  nicht  in 
der  Vergangenheit,  sondern  in  der  Zukunft  ....  Kachdem 


Fick  S.  UG  147.  Ucbi'r  die  OefaUrduiig  der  Sitte  vgl.  auch  noch 
ebenda  S.  01,  07,  70,  74,  81,  l-.*9,  135,  150,  17.5. 

Ueber  Ponnnorn  vgl.  z.  B.  Agrareoiifereuz  S.  133.  über  tVestfaleu 
ebenda  S.  180.  — lieber  Oeaterreich  siebe  deu  75.  Band  der  Sehr.  d.  V.  f.  S. 

.Huu.)  Gleicher  Ansicht  Brnmier,  Conrad,  ttierke,  Hermes,  Inama-Sternegg, 
Miquel,  Schmoller,  tiering,  Steiuw(>mler,  Thiel  u.  a.  m.  auf  der  Agrareonfereuz 
und  auf  der  Wiener  Vcrsammluug  des  V.  1.  .S. 
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nämlich  Gesetz  und  Sitte  einander  nicht  dauernd  wiederstreiten 
können  und  dürfen,  und  nachdem  das  Anerhenrecht  an  geeigneter 
Stelle  unserer  Meinung  nach  grundcrhaltend  wirkt,  so  ci-scheint 
uns  ein  Präventivgesetz  berechtigt  und  werthvoll.“ 

Wir  geben  endlich  den  Anhängern  der  Gutsübergabe  noch 
zu  erwägen,  dass  die  von  uns  beabsichtigte  Gestaltung  des 
Anerbenrechts  ja  eigentlich  nichts  ist  als  die  gesetzliche  Codi- 
fizirung  der  Ueberlassungsverträge  unter  möglichster  Verhütung 
ihrer  wirthschaftlich  schädlichen  Folgen.  Das  Anerbenrecht, 
wie  wir  es  haben  wollen,  ist  ja  entstanden  aus  dem  Brauche, 
seine  Kinder  auszusteuern  und  sein  Gut  dein  überbleibemlen  Sohne 
zu  übergeben.  Genau  wie  es  heute  gemacht  wiid.  Diese  Sitte 
nun,  wenn  der  Bauer  ihre  Wahrung  versäumt  hat,  nach  seinem 
Tode  für  ihn  zu  erlülleu,  nicht  eine  fremde  Erbordnung  zur  Geltung 
zu  bringen,  sondern  an  seiner  Stelle  einen  Gutsüberlassungs- 
vertrag in  seinem  Sinne  abzuschliessen,  dass  müsste  gerade  den 
Anhängern  der  Gutsübergabe  erstrebenswerth  erscheinen.  Und 
weiter  wird  nichts  beabsichtigt.  Jedenfalls  soll  ja  die  Sitte 
gar  nicht  aufgehoben  werden,  denn  Gutsabgabe  steht  auch 
nach  Einführung  unseres  Erbrechts  dem  Bauern  durchaus  frei. 

Die  Codifizirung  der  Ueberlassungsverträge  würde  aber 
auch  noch  zwei  grosse  Yortheile  haben.  Einmal  würde  dadurch 
die  Lücke  aiusgefülU,  welche  das  alleinige  Walten  der  Vertrags- 
freiheit nothwendig  lässt;  es  würde  nämlich  auch  dann,  wenn 
der  Bauer  eine  Verfügung  nicht  getroffen  hat  oder  nicht  hat 
treffen  können,  bei  dem  gar  nicht  so  seltenen,''“"’)  gewöhnlichen 
Intestaterbfalle  eine  angemessene  Regelung  verbürgt  sein.  So 
wird  diese  zwar  vielfach  durch  freie  Auseinandersetzung  der 
Miterbeii  erreicht;  vielfach  treten  jedoch  ebenfalls  auch  die  üblen 
Wirkungen  der  gesteigerten  Begehrlichkeit  der  Geschwister 
besonders  grell  hervor,  da  sic  nicht  mehr  vom  Vater  gezügelt 
werden.  Vollends  wenn  Jlinderjährige  beim  Erbfalle  vorhanden 
sind,  ist  gesetzliche  Regelung  geboten;  denn  aus  allen  Gegenden 


*'“'■)  lici  Fick  S.  CO,  C.'),  CD  wird  die  Anzalil  der  otme  vor^riliigige 
Ontsalitrctiing  vorkouiinenden  Todesfälle  auf  ' , bis  ' aller  angegeben. — 
Steinwemler  ^.Sellr.  d.  V.  f.  S.  Jld.  01  S.  30i)  bebuuptet,  dass  in  Obersteier- 
uiark,  Salzburg,  Ober-  und  Nicderösterreicli,  Böbmen,  Släbren  und  Kärntim 
der  Frbfall  ohne  A’erftigung  des  Vaters  .sehr  häufig“  sei. 
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wird  gleichmässig  darüber  geklagt  und  am  heftigsten  in  der 
Brentano'schcn  Enquete,  dass  daun  die  Einmischung  der 
städtisch  geschulten  Richter  eine  so  hohe  Schätzung  des  Gutes 
und  eine  so  mechanisch  gleiche  Vertheilung  seines  Werthes 
zu  Stande  bringt,  dass  der  Untergang  des  Uebemelimers  von 
Anfang  au  besiegelt  ist.'*"^) 

Der  zweite  Vortheil  einer  ein-  für  allemal  vorgenoinmenen 
Festlegung  des  Inhaltes  der  Gutsabtretungen  wäre  eine  gar 
nicht  zu  berechnende  Gebührenersiiarniss.  Fick,  der  so  eifrig 
die  Ueberflüssigkeit  eines  gesetzgeberischen  Eingi'eifens  neben 
den  Leibzuchtverträgen  vertheidigt,  hätte  eigentlich  selbst  auf 
diesen  Gedanken  kommen  müssen.  Denn  in  der  verwandten 
Frage  des  Eherechts  redet  er  (S.  268)  dessen  Aenderung  darum 
ausdrücklich  das  Wort,  weil  es  dann  die  Bauern  nicht  mehr 
regelmässig  auszuschlie.ssen  brauchten  und  dadurch  Mühe  und 
Kosten  sparen  könnten.  Mühe  und  Kosten  bei  Aus.schliessung 
des  Erbrechts  sind  aber  wahrlich  nicht  geringer.  Im 
Gegentheil;  Licht  tlieilt  aus  Mähren  a.  a.  O.  S.  186/187  als 
typisch  einen  Fall  mit,  wo  allein  die  Gericht-skosten  der  Ab- 
tretung rund  5 */o  ‘los  Werthes  der  ganzen  Liegenschaft  be- 
tragen. Dass  in  Deutschland  diese  Gebühren  ebenfalls  eine 
recht  unnütze TiUst  sind,  ist  schon  an  sich  klar;  es  erhellt  aber 
auch  aus  dem  gerade  von  Brentano  und  Fick  überall  betonten 
Bestreben  der  Betheiligten,  womöglich  durch  falsche  Werth- 
angaben und  Verschleierungen  an  den  Kosten  zu  sparen. 

§ 39. 

Wir  wenden  uns  nun  zur  Betrachtung  des  zweiten  für 
das  Anerbenrecht  angepriesenen  Ersatzmittels,  zu  der  Testir- 
freiheit.  Dieser  ist  die  Strömung  jetzt  überaus  günstig.  In 
Frankreich  ist  sie  im  Wesentlichen  noch  heute  das  einzige 
Heilmittel,  welches  man  gegen  die  offenbaren  Schäden  der 


**>')  Vgl.  Fick  S.  49,  06,  76,  96,  125,  107,  183,  184.  — Ueber  die 
iiäterrcichischeii  Richter  vgl.  Cliuriii.sky  in  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  01 
8.  119/120.  — Ueber  das  Verhalten  der  preussigehen  Richter  wurde  auf 
der  Agrarconterenz  cbenfallg  geklagt.  Vgl.  darüber  auch  Gamp  und 
Schöngtedt  in  der  Sitzung  de.g  pr.  Abgeordueteulmugeg  vom  29,  II.  1898. 


Digitized  by  Google 


316 


geltenden  Erbrechte  empfiehlt.  Und  auch  in  Deutschland  ist 
die  manchesterliclie  Begeisterung  für  die  möglichst  schranken- 
lose Freiheit  des  Individuums  noch  stark  genug,  um  für  die 
Erweiterung  der  Testirbefugniss  alle  geneigt  zu  machen.  So 
haben  die  Notabein  der  Rheinprovinz  das  Anerbenrecht  zwar 
abgelehnt,  aber  sich  für  die  Testirfreiheit  ausgesprochen;  und 
ebenso  wurde  von  dem  Provinziallandtag  für  Hessen-Nassau 
die  Ausdehnung  der  Rechte  des  Testators  einstimmig  befür- 
wortet, die  des  Anerbenrechts  dagegen  nicht,  wenn  sich  auch  eine 
grosse  Majorität  dafür  land.-*”) 

Man  hat  der  schrankenlosen  Testirfreiheit  deshalb  das 
Wort  reden  wollen,  da  der  alleinige  Grund  des  Erbrechts  das 
Testament  sei.  Die  Geschichte  lehrt  die  Unrichtigkeit  dieser 
Behauptung  mit  zweifelloser  Deutlichkeit;  und  wenn  man  sich 
zuDi  Gegenbeweise  auf  die  Philosophie  beruft,  so  müssen  wir 
erwidern,  dass  wir  im  Rechte  ausserhalb  der  auf  die  tieferen 
Zusammenhänge  seiner  Geschichte  gerichteten  Philosophie  keine 
andere  anerkennen  können,  w’enigstens  so  weit  es  sich  um 
Grundlagen  für  positive  Rechtssätze  handelt.  Nach  der  allein 
massgebenden  historischen  Erkenntniss  ist  aber  das  Erbrecht 
aus  dem  Familieneigenthum  hervorgegangen  und  deshalb  jeg- 
liche Verfügung  über  die  Erbmasse  stets  familienrechtlich  ge- 
bunden geblieben.'^*^)  Auch  heute  würde  es  niemand  verstehen, 
wenn  es  dem  Vater  frei  stände,  nach  Belieben  seine  Kinder  zu 
enterben  und  einen  Fremden  zu  berufen.  Eine  solche  Regelung 
ist  deshalb  unmöglich.'**')  Im  Grunde  will  sie  auch  keiner. 
Die  Testirfreiheit  wird  nämlich  zwar  von  ihren  Anhängern 
ziemlich  unbedingt  empfohlen,  aber  trotz  dieser  wenig  voi-sichtigen 
Formulirung  beziehen  sich  alle  Forderungen,  doch  nur  auf  die 
von  Bruns  .so  genannte,  „relative“  Testirfreiheit.  Danach  soll 
der  Testator  zwar  die  Macht  haben,  sein  Vermögen  unter  seine 
Kinder,  seine  Ehefrau  und  seine  .sonstigen  nahen  Verwandten 
nach  ganz  freiem  Belieben  zu  vertheilen,  aber  er  darf  sein  Gut 


*')  Vgl,  hierüber  die  Schrift  von  Enneccern«  und  über  das  Verhalten 
der  Rheinprovinz  die  Schrift  von  Fuld  S.  1025. 

*")  V'gl.Oierke,  Erbrecht  in  Uruudbesitz  S.  12,  und  unsere  gesnmmten 
früheren  Ausführungen. 

Dieser  Ansicht  ist  auch  limns,  Testirfreiheit  und  Pflichttheil. 
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nicht  an  Fremde  bringen.'’“*)  Auf  diese  relative  Testirfrciheit 
allein  trifft  auch  all  das  zu,  was  man  zu  deren  wirthschaft- 
lioher  Rechtfertigung  angeführt  hat,*®)  über  die  Schwierigkeit 
und  Verwickeltheit  der  heutigen  Verhältnisse,  die  einer  ordnen- 
den Hand  bedürften,  und  deren  Entwirrung  man  dem  Testator 
vertrauensvoll  überlassen  müsse. 

Gegen  diese  relative  Te.stirfreihelt  haben  wir  nicht  viel 
einzuwenden.  Wir  fürchten  zwar,  dass  auch  sie  der  Erb- 
schleicherei in  der  Familie,  dem  Intrigiren  und  Miniren  der 
Familienmitglieder  gegen  einander  Thür  und  Thor  öffnet. 
Denn  bei  aller  Hochachtung  vor  dem  Bauernstände  wissen  wir 
doch,  wie  scharf  und  hart  hier  jeder  auf  seinem  Rechte  zu  be- 
stehen und  seinen  Vortheil  zu  suchen  pflegt.  Die  Tragödien, 
welche  die  dem  Bauernstände  entprossenen  Schriftsteller  hierüber 
zu  entrollen  pflegen,  entsprechen  oft  der  Wirklichkeit  und  malen 
jene  Interessenkämpfo  nicht  mit  zu  grellen  Farben.  Aber  selbst 
wenn  man  über  all  dies  hinwegsieht,  kann  die  Testirfrciheit 
den  Erlass  eines  Erbgesetzes  nicht  überflüssig  machen.  Denn 
dies  ist  ja  gerade  lui’  den  Fall  bestimmt,  wo  selbst  die  schönste 
Testirfrciheit  versagt,  wenn  nämlich  der  Landmann  eben  kein 
Testament  gemacht  hat.**) 

Die  absolute  Testirfrciheit  aber  lehnen  wii-  unbedingt  ab. 
Die  Gefahr  des  Missbrauchs  ist  zu  gross.  Sie  hat  sich  überall 
geltend  gemacht,  wo  jene  Testirfrciheit  gegolten  hat  oder  gilt, 
mit  Ausnahme  von  England  und  Amerika.  Aber  jene  Länder 


“•)  Vgl.  Bruns  a.  a.  0.  S.  201; 

„Die  Testirfreiheit  ist  nicht  absolut,  sondern  nur  relativ  begründet, 
d.  h.  sofern  sie  zu  (iunsten  einzelner  Kinder  oder  des  Ehegatten 
ausgeübt  wird.  Dagegen  liegt  kein  allgemeiner  und  realer  Grund  vor,  den 
Eltern  zu  gestatten,  das  Vermögen  ....  andern  Verwandten  oder  ganz 
fremden  . . . zuzuweuden  . . . Wohl  können  einzelne  Verhältnisse  Vor- 
kommen . . . allein  für  solche  einzelnen  Fälle  kann  kein  allgemeines  Prinzip 
aufgestellt  werden.“ 

**>)  Vgl.  Farchet  S.  1322  und  die  von  ihm  dort  citirte  Aeusserung 
Scbmollers. 

**)  Gegen  diese  relative  Testiorfreibeit  spricht  auch  Maroussom  sich 
deswegen  aus,  weil  sie  doch  unbenutzt  bleiben  und  nichts  helfen  würde; 
die  Bevölkerung  würde  alles  beim  Alten  lassen.  (Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  Öl 
S.  322,  323,  324. 
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sind  mit  uns  insofern  nicht  zu  vergleichen,  als  dort  die  Sitte 
und  das  Herkommen  eine  Macht  haben,  die  bei  uns  unbekannt 
ist.  Die  Sitte  kennt  aber  dort  nur  die  relative  Testirfreiheit. 
So  wird  durch  ihren  Zwang  ein  grösserer  Missbrauch  der  ge» 
setzlich  absoluten  Befngniss  verhütet.  Bei  uns  aber  würde  es 
gehen,  wie  es  in  Rom  bekanntermassen  und  in  Frankreich  vor 
der  Revolution  gegangen  ist;  die  Enterbungen  würden  zu  einem 
derartigen  öffentlichen  Aergerniss^'O  werden,  dass  cs  in  natfli’- 
licher  Rcaction  zu  einer  übermässigen  Unterbindung  der  Testir- 
befugniss  käme.  Alles  in  Allem  kann  man  deshalb  nnr  in  den 
Mahnruf  Gierkes  einstimmen:  „Am  Pflichttheilsrecht  darf  nicht 
gerüttelt  werden!“ 

Ueberblickt  man  nun  noch  einmal  alle  die  Erwägungen,  die  wir 
über  die  Einführung  des  Anerbenrechts  angestellt  haben,  so  wird 
man  die  Gewissheit  empfangen,  dass  ihr  Ergebniss,  von  welcher 
Seite  mau  auch  die  Frage  betrachten  mag,  ein  dem  Anerbeurecht 
überaus  günstiges  ist.  Es  ist  deshalb  nur  natürlich,  dass 
in  allen  sachverständigen  Kreisen  sich  mehr  und  mehr  die 
Ueberzeugung  von  der  Nothwendigheit  des  Anerbeni  echts  Bahn 
bricht.  Der  deutsche  Laudwirthschaftsrath  und  die  Agrar- 
conferenz  von  1894  sprachen  sich  dafür  aus,  und  der  deutsche 
Juristeutag,  der  bisher  gezögert  und  ge.schwaukt  hatte  und  noch 
in  den  achtziger  Jahren  von  einer  individualistischen  Erweiterung 
der  Testirfreiheit  die  Rettung  des  Landvolkes  erhofft  hatte, 
auch  er  hat  auf  seiner  23.  Zusammenkunft  in  Bremen  fast  ein- 
stimmig den  Antrag  dessen  Justizraths  Makower  angenommen: 
„Ein  Intestatanerbenrecht  für  solche  Landgüter,  welche 
einer  Familie  vollauf  Beschäftigung  und  Kahrung  zu  geben 
vermögen,  empfiehlt  sich  für  diejenigen  Gegenden,  in  denen 
der  Uebergang  des  Gutes  auf  eiueu  Erben  der  Sitte 
entspricht.“ 

Dieser  wahren  öff'entliclieu  Meinung  gegenüber  fällt  die 
Stimmungmacherei  der  Parteipresse  nicht  ins  Gewicht.  Man 
ist  es  ja  ausserdem  in  Deutschland  gewöhnt,  dass  wir  uinscre 
eigenen  Einrichtungen  möglichst  schlecht  machen,  bis  wir 
schliesslich  vom  Auslande  selbst  über  ihre  Vortrefflichkeit 


Vgl.  über  die  altfrauzosischcu  Zustäude  namentlich  Fuld  b.  1003. 
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staiiuend  belehrt  werden.  Und  das  Ausland  hat  die  Vorzüge 
unserer  althergebraehten  Grundfolge  schon  längst  anerkannt. 
Sogar  in  Frankreich,  das  doch  gewiss  nur  widerwillig  Beifall 
zollt,  weiss  mau  genau,  dass  unser  Erbrecht  besser  ist  als  das 
französische,  und  in  Italien^'*)  betrachtet  mau  es  geradezu  als 
das  erstrebenswerthe  Ideal.  Hüten  wir  also  den  Schatz,  um 
den  man  uns  draussen  beneidet  und  geben  wir  ihn  nicht  hin 
um  fremde  ImporUirtikel,  wie  es  die  Lehre  von  dem  allein- 
seligmachenden Individualismus  ist ! 

§ 40. 

Sonach  stände  denn  fest:  Das  Anerbenrecht  soll  eingeführt 
werden.  Es  bleibt  noch  zu  erörtern:  Wie  soll  es  eingeführt 

worden,  als  Reichsrecht  oder  als  liundesrecht,  als  lutestat- 
crbrecht  oder  nach  dem  Systeme  der  Höferollo  ? Und  wie  ist  es 
im  Einzelnen  zu  gestalten? 

Die  Frage  „Reichsrecht  oder  Landesrecht“  hat  nicht  mehr 
die  Wichtigkeit  wie  noch  vor  wenigen  Jahren.  Sie  ist  dadurch  zu 
einem  gewissen  Abschlüsse  gelangt,  dass  das  bürgerliche  Gesetz- 
buch für  das  deutsche  Reich  trotz  vielfacher  Bemühungen  das 
Anorbenrecht  nicht  aufgenommen,  sondern  nur  den  Landes- 
gesetzen gestattet  hat,  es  ihrerseits  einzuführen.  Indessen  diese 
Entscheidung  ist  doch  nur  eine  vorläufige.  Denn  nichts  hindert, 
dass  eine  spätere  Zeit  den  Fehler  gut  macht  und  ein  neues 
Reichserbgesetz  für  die  Bauern  neben  dem  bürgerlichen  Gesetz- 
buche und  in  Abänderung  und  Ergänzung  desselben  erlässt. 
Die  Frage  „Reichsrecht  oder  Landesrecht“  muss  darum  immer 
noch  erwogen  werden. 

Hier  treten  wir  mm  rückhaltlos  auf  die  Seite  Gierkes'"'*) 
und  erheben  mit  ihm  die  Forderung,  dass  das  Anerbenrecht  als 
Reichsrecht  anerkannt  werde. 

Alles,  was  man  dagegen  angeführt  hat,  greift  nicht  durch. 
Vor  allem  müssen  wir  betonen,  dass  wir  die  Schwierigkeit, 
welche  sich  einer  reichsrechtlichen  Regelung  des  Auerbcurechts 


**)  Vgl.  Sombart  S.  294. 

*°)  Erbrecht  im  Grundbesitz,  Abschnitt  IV. 
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entgegenstellt,  trotzdem  sie  zweifellos  gross  ist,  als  einen 
Hinderuugsgrnnd  nicht  anerkennen  können.-^")  Denn  wenn 
etwas  an  sich  gut  und  richtig  ist,  so  muss  es  ausgeführt  werden, 
mag  es  auch  noch  so  schwer  sein. 

Nun  ist  die  Schwierigkeit  aber  gar  niclit  so  unüber- 
windlich. Die  Motive  zum  ersten  Entwürfe  des  Einführungs- 
gesetzes betonen  zw’ar  die  Zerrissenheit  des  bisherigen  Grund- 
erbrechts, welche  ein  neues  einheitliches  Recht  fast  unmöglich 
mache.  Jene  Zerrissenheit  ist  nun  nicht  wegznleugnen ; allein 
sie  hindert  das  Einigungswerk  doch  nicht  so  sehr;  denn  sie 
betrifft  meist  Nebendinge.  Die  grossen  Grundprinzipien  — und 
nur  mit  diesen  und  nicht  mit  der  Casuistik  soll  und  w’ill  sich 
doch  der  Gesetzgeber  befassen  — die  grossen  Grundprinzipien 
des  Anerbenrechts  sind  fast  überall  dieselben.  AVenn  die  Motive 
das  Gegentheil  behaupten,  so  irren  sie.  AV^ir  haben  absichtlich 
die  Belege  für  die  oben  von  uns  gegebene  Darstellung  des 
Anerbenrechts  aus  Schriftstellern  der  verschiedensten  Gegenden 
entnommen,  und  im  AV^esentlichen  hat  sich  doch  eine  Uebereiu- 
stimniung  gezeigt.  AA’'as  die  Motive  speziell  au  Verschiedenheiten 
anführen,  sind  übrigens  theils  keine  Abweichungen  in  den 
Prinzipien,  theils  gründen  sie  sich  nicht  auf  einen  wirklichen 
Zw'iespalt  der  bisherigen  Rechtsübung,  sondern  berücksichtigen 
nur  legislatorische  Experimente,  wie  die  Frage  „Höferolle  oder 
Intcstaterbrccht“,  welche  in  der  Praxis  nicht  existirt,  da  die 
Höferolle  nirgends  Boden  im  A'^olke  hat;  theils  endlich  heben 
sich  die  Schwierigkeiten  durch  die  von  uns  zu  befürwortende 
Regcluugsart  wie  z.  B.  der  Streit  um  die  Höhe  des  Voraus", 
welcher  reichsrechtlich  gar  nicht  bestimmt  zu  werden  braucht, 
da  man  seine  Festsetzimg  durch  Schiedsrichter  anordnen  kann. 

Eine  wirkliche  Schwierigkeit  für  die  Einführung  eines 
Reichsanerbenrechts  liegt  jedoch  in  der  unbestreitbaren  That- 
sache,  dass  es  für  manche  Gegenden  Deutschlaud.s,  z.  B.  lu- 
dustriebezirke,  nicht  passt.'’*')  Nun  sind  jene  Gegenden  allerdings 
nicht  so  ausgebreitet,  wie  uns  die  Motive  glauben  machen 


Dennoch  lehnen  die  Motive  des  ersten  Entwurfs  aus  diesem  Unmde 
die  reichsrechtlichc  Regelung  ab. 
ä")  Vgl.  oben  bei  Aum.  2S8. 
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wollen.  Wir  sehen  niclit  ein,  warum  da.s  Anerbcurecht,  wie 
wir  es  verfechten,  d.  h.  der  aus  der  Sitte  der  Ausradung  und 
Gutsübergabe  entstandene  Erbbrauch,  für  die  Gebiete  der  Guts- 
Übergabe  vertiiige  unpassend  sein  und  seine  Einführung  dort, 
,deni  Rechtsbewusstsein  und  einer  vielhundertjährigen  Staninies- 
gewohnheit  zuwider  laufen'*  soll.  (Motive  zu  Art.  83  ff.) 

Allein  wenn  auch  Jene  Länder  mit  einer  dem  .Anerbenrecht 
ungünstigen  Bodenverfassung  nicht  .so  überaus  ausgedehnt  sind, 
vorhanden  sind  sie  doch.  Das  Anerbenrecht  kann  deshalb  nicht 
als  zwingendes  Reichsrecht  für  ganz  Deutschland  eingeführt 
werden. 

Dies  ist  in  zweifacher  Weise  zu  umgehen,  entweder  man 
führt  das  Anerbenrecht  für  ganz  Deutschland  ein,  aber  nicht 
als  absolutes,  sondern  als  subsidiäres  Recht;  oder  man  führt  es 
zwar  als  zwingendes  ein,  aber  nicht  für  ganz  Deutschland. 

Wir  geben  dem  zweiten  Vorschläge  den  Vorzug.  Es  muss 
allerdings  Gierke  zugestimmt  werden,  wenn  er  nicht  zu  ver- 
stehen vermag,  warum  cs  dem  Amsehen  des  Reichsrechts  schädlich 
sein  soll,  wenn  es  einmal  als  subsidiäres  auftritt.  Hat  es  viel- 
leicht dem  Ansehen  des  Handelsgesetzbuches  geschadet,  dass  es 
in  vielen  Fällen  nur  ein  Minimalrecht  geschaffen  hat?  Allein 
wenn  das  Anerbcurecht  als  subsidiäres  Reichsrecht  gestaltet 
wird,  so  wird  es  voraussichtlich  auch  in  Gegenden,  wo  es  nicht 
günstig  wirkt,  zur  Anwendung  kommen,  indem  die  Landes- 
gesetzgebung aus  Nachlässigkeit  oder  irgend  einem  anderen 
Grunde  versäumt  hat,  es  auszuschliessen. Dies  kann  bei 
Annahme  des  zweiten  Vorschlages  nicht  begegnen. 

Nach  ihm  w'ird  das  Aucrbenrecht  als  absolutes  Reichsrecht, 
aber  nur  gegendw'cise  eingeführt;  also  das  von  Gierke"')  für 
das  eheliche  Güterrecht  so  lebhall  befürwortete  Rcgionalsystem. 
Die  Feststellung  der  Gegenden,  für  welche  das  Anerbenrecht 
gelten  soll,  kann  entweder  von  der  Reichsgesetzgebung  selbst 
bewirkt  oder  von  dieser  der  Landesgesetzgebuug  delegirt  werden. 
Letzterer  Weg  empfiehlt  sich  mehr;  denn  es  ist  schwerlich  an- 
zunehmen, das  die  ReicLsgewalt  aus  der  Ferne  besser  beurtheilen 


Auf  diesu  Gefalir  wtsiseu  namciitliuh  die  Motive  liiu. 

In  der  Schrift:  Der  Kntwurf  und  das  deutsche  Recht. 

T*  DaUsigi  UrttoderbreebL 
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kann,  ob  ein  Land  füi’  das  Anerbenreclit  geeignet  ist,  wie  die 
verfassnngsmässigen  Organe  dieses  Landes  selbst.  Es  könnte 
allerdings  die  Befürchtung  auftauchen,  da.ss  die  Landesgesetz- 
gebung ihre  Pflicht  versäumt;  in  Oesterreich,  welches  bei  seinem 
Anerbengesetz  das  Regionalsystem  befolgt  hat,  ist  diese  Be- 
fürchtung sogar  leider  eingetrotFen.'”^)  Allein  in  Deutschland 
wird  dies  nicht  geschehen.  Es  wird  verhindert  durch  Artikel 
17  der  Reichsverfassung.  Wenn  ein  Reichsgesetz  dahin  ergeht 
„die  Landesgesetzgebung  hat  zu  bestimmen,  in  welchen  Theilen 
ihres  Gebietes  das  bäuerliche  Erbrecht  oder  das  allgemeine 
Erbrecht  für  Bauerngüter  Anwendung  findet“,  so  hat  die 
Reichsgewalt  die  Ausführung  dieses  Reichsgesetzes  zu  über- 
wachen. Verfallen  die  Landesgesetze  bei  ihrer  Feststellung  in 
ein  zu  langsames  Tempo,  so  kann,  wie  Berner  es  einmal  geist- 
voll ansdrückt  „die  Reichsgewalt  zu  einem  Allegro  aufspielen.“ 
Es  wird  dies  aber  nicht  nöthig  zu  sein.  Zu  jedem  grösseren 
Reichsgesetze,  müssen  ja  Landeseinführungsgesetze  erlassen 
werden  und  werden  erlassen.  Dabei  crgiebt  es  sich  ohne 
weiteren  Zwang  von  selbst,  dass  auch  über  die  örtlichen  Grenzen 
des  Reichsanerbenrechts  die  Festsetzung  getroffen  wird. 

Wird  das  Anerbenreclit  so  als  Reichsrecht  eingefülirt,  so 
wird  jede  Schwierigkeit  vermieden  und  es  kann  sich  kein  Land 
und  keine  Gegend  beklagen,  dass  sie  in  ihren  Gewohnheiten 
vergewaltigt  worden  ist.  Dem  Anerbenrechte  aber  wird  die 
hoho  Autorität  des  Reichsrechts  gerettet.  Es  wird  vor  dem 
unvermeidlichen  Schicksale  bewahrt,  als  Recht  zweiter  Klasse 
neben  dem  Reichsrechte  zu  verkümmern  und  der  Missgunst 
namentlich  des  praktischen,  nur  mit  seinem  Codex  recht  ver- 
trauten Juristen  zu  erliegen.*!^)  Es  wird  aber  auch  die  Reichs- 


Das  dortige  Anorhengosetz  ist  noch  iiiclit  in  Kraft,  weil  die  Landes- 
gesotzgehungen es  unterlassen  haben,  die  nöthigen  .Vusfiihrungshestiimnmigen 
zu  treft'en. 

Auf  diese  Oefahr  weist  treffend  namentlich  Gierke,  Erbrecht  in 
Grundbesitz  S.  lU  hin.  Die  Motive  erwidern:  Das  Anerbenrecht  werde 
sachlich  doch  immer  ein  Sonderrecht  bleiben.  Es  ist  dies,  wie  wir  in  § 15 
dargelegt  haben,  sehr  zweifelhaft.  Es  ist  aber  sicherlich  nicht  richtig, 
wenn  die  Siotivo  dann  weiter  darauf  verweisen,  dass  es  trotz  dieses  Sonder- 
rechtscharakters immer  von  den  Juristen  liebevoll  behandelt  worden  sei 


Digitized  by  Google 


323 


gesetzgcbung  den  liulien  Ruhm  erndten,  zuerst  von  allen  modenien 
Gesetzgebungen  wieder  in  gesunde  Bahnen  eingelenkt  zu  sein, 
mit  dem  jahrhundertealten  Irrthum  von  der  Geeignetheit  eines 
und  desselben  städtischen  Rechts  für  alle  Unterthanen  ge- 
brochen und  das  Suum  cuiiiue  wieder  zu  Ehren  gebracht  zu 
haben.'*'*) 


§ 41. 

Als  Reichsrecht  also  soll  das  Anerbenrecht  eingeführt 
werden.  Wie  soll  man  es  aber  gestalten?  Als  Intestaterbrecht 
oder  nach  dem  Systeme  der  Höferolle? 

Für  uns  ist  auch  hier  wieder  entscheidend,  welche  von 
beiden  Arten  sich  von  selbst  aus  den  alten  Institutionen  heraus 
entwickelt  hat  und  deshalb  auf  fester  Grundhrge  in  der  Rechts- 
Überzeugung  des  Volkes  ruht.  Dass  hier  die  Wage  stark  zu 
Ungunsten  der  Höferolle  emporschnellt,  kann  nicht  zweifelhaft 


Jene  liebevolle  Behandlung  ist  ihm  nur  zu  Theil  geworden,  wo  es  durch  das 
Gesetz  ausdrücklich  anerkannt  und  zum  grossen  Theil  geregelt  war.  wie 
in  Hannover  und  Westfalen.  Wo  keine  schriftlichen  Aufzeichnungen,  sondern 
nur  ungeschriebene  Gewohnheiten  vorhanden  waren,  wie  in  den  meisten 
Gebieten  des  preussischen  Landrechts,  ist  es  stets  mit  gänzlicher  Nicht- 
achtung behandelt.  Dasselbe  Geschick  würde  ihm  nur  noch  schlimmer  neben 
dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  winken,  falls  es  nicht  schnell  schriftlich  von 
Reichswegen  codilicirt,  und  so  die  ganze  Juristenwelt  gezwungen  wird, 
sich  mit  ihm  zu  beschäftigen.  Die  oben  von  uns  dargelegte  Abgunst  der 
Richter  gegen  andere  als  ihre  städtischen  Erbgewobnheiten  beweist,  dass 
die  Entwicklung  diese  Richtung  nehmen  wird. 

Auch  auf  der  Agrarconferenz  wurde  verschiedentlich  die  Frage 
angeschnitten,  in  welchem  Umfange  das  Auerbenrecht  einzufübren  sei.  Am 
weitesten  gingen  Küster  (S.  214)  und  Gierke  fS.  231),  welche  es  für  ganz 
Deutschland  bezw.  Preussen  befürworteten,  auch  für  die  Realtheilungs- 
gegenden.  Einen  sehr  beachtenswertben  Vermittlungsvorscblag  machte 
V.  Miquel.  Er  sagte  (S.  265):  .Es  wird  wohl  nothwendig  sein,  allgemeine 
Grundsätze  aufzustellen,  sie  in  einem  Gesetz  zu  formuliren  und  in  allen 
einzelnen  Provinzen  zum  Au.sdruck  zu  bringen,  dagegen  die  einzelnen  Be- 
stimmungen der  Durchführung,  ob  z.  B.  Minorat  oder  Majorat,  der  einzelnen 
Provinz  zu  überlassen.“  Die  übrigen  Redner  wie  Conr.ad  (S.  211).  Meitzen 
(S.  242),  Winkelmann  (S.  243)  u.  s.  w.  waren  mehr  für  die  provinzweisc 
Einführung  des  Anerbenrechts  durch  Spezialgesetzo.  — Das  Gutachten  von 
Hermes  (.Sehr.  d.  V.  f.  S.  Bd.  til  S.  68/03)  spricht  sieh  ebenfalls  für 
reichsrechtliche  Regelung  wenigstens  der  Grundzüge  aus. 

21* 


Digitized  by  Google 


324 


sein,  wenn  man  erwägt,  dass  diese  erst  ein  Ergebniss  aller- 
neuester  Gesetzgebungskunst  ist.  Sie  hat  deshalb  auch  gar 
keinen  Boden  im  Volke;  sie  war,  wo  sie  eingetührt  wurde,  von 
vornherein  ein  todtgeborenes  Kind.  Eine  Erfahrung  von  mehr 
als  zehn  Jahren  hat  gelehrt,  dass  sie  ausserhalb  von  Hannover, 
Lauenburg,  Oldenburg,  Bremen  und  einem  Theil  von  West- 
falen^**“) kaum  benutzt  worden  ist.  In  Hannover  ist  ihr  Er- 
folg zudem  nur  mit  künstlichen  Mitteln  bewirkt.  In  einer  bei 
Carl  Meyer  1881  erschienenen  Schrift  über  das  Höfegesetz  in 
Hannover  berichtet  ein  Amtsrichter,  wie  er  und  seine  Aints- 
genossen  auf  den  Dörfern  herumgezogen  sind  und  die  Bauern 
zur  Eintragung  in  die  Rolle  veranlasst  haben.  Wenn  man  er- 
wägt, dass  die  Amtsrichter  in  Hannover  grosses  Ansehen  haben, 
so  wird  man  sich  über  den  Erfolg  der  Höferollc  dort  nicht 
mehr  wundern.*'")  Auch  in  Westfalen  ist  der  theilweise  Erfolg 
nur  der  Agitation  des  Bauernvereins  zu  danken. 

Ueberall  sonst  aber  hat,  wie  gesagt,  die  Höfcrolle  Fiasko 
gemacht;  die  früher  lautesten  Rufer  für  die  Höferolle  sind  des- 
halb schon  ziemlich  still  geworden,  und  der  Juristentag,  der 
ihr  früher  sehr  geneigt  war,  hat  sie  fallen  lassen. 

Inder  Thatsind  auch  abgesehen  von  ihrer  Ungeschichtlichkeit 
die  allgemeinen  Gründe,  welche  man  zu  ihrer  Rechtfertigung  ange- 
führt hat,  nicht  stichhaltig.  In  dieser  Richtung  hat  namentlich 
Marchet  an  der  Hand  von  Schmoller  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Höferolle  deshalb  den  Vorzug  vor  dem  Intestaterbrecht  verdiene, 
weil  dieses  unseren  heutigen  verwickelten  Verhältnissen  nicht 
mehr  gerecht  werden  könne  und  deshalb  der  Erblasser  selbst 
mit  distributiver  Gerechtigkeit  eingreifeu  und  das  Erbrecht  ent- 
gegen der  todten  Regel  der  Intestatfolge  „individualisiren“ 
müsse.*'*)  Diese  Würdigung  unserer  heutigen  Verhältnisse  mag 
ganz  richtig  sein;  es  mag  in  der  That  besser  sein,  wenn  des 
Erblassers  Hand  die  Mängel  des  Intestaterbrechts  ausgleicht. 
Allein  wir  können  Marchet  nicht  weiter  folgen,  wenn  er  zu 
dieser  Prämisse  hinzusetzt:  „Da  nun  die  Höferolle  einen  brauch- 


Vgl.  das  Referat  von  Herme.s  in  Sehr.  d.  f.  S.  Bd.  62. 
Vgl.  il.  Jleycr,  Westfalen  S.  27. 

Vgl.  oben  .Viim.  :J05. 
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baren  Anhaltspunkt  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  bietet,  darf 
sie  in  einem  umfassenden,  modernen  Gesetze  nicht  umgangen 
werden.“  Es  ist  nämlich  nicht  richtig,  dass  die  Höferolle  einen 
branchbareren  Anhaltspunkt  als  das  Intestaterbrecht  bietet.  Denn 
sie  führt  ja  selbst  nur  ein  Intestaterbrecht  herbei. 
Alles,  was  gegen  dies  gesagt  wird,  trifft  deshalb  auch  sie.  Sie 
berücksichtigt  ebenso  wenig  die  Schwierigkeiten  des  einzelnen 
Falles  und  die  Verschiedenheiten  der  Familienmitglieder  etc., 
namentlich  wenn  schon  ein  Vorbesitzer  das  Gut  hat  eintragen 
lassen. 

Wollte  man  aber  etwa  darauf  hinzielen,  dass  bei  der  Höfe- 
rolle der  Bauer  doch  wenigstens  etwas  letztwillig  verfügen 
muss,  indem  er  die  Eintragung  beantragt,  so  w'äre  es  zunächst 
doch  für  die  „Invidualisirung  des  Erbrechts“  besser,  er  verfügte 
ganz.  Dann  aber  könnte  diese  letztwillige  Verfügung  dem 
Zwecke  der  Handhabung  von  distributiver  Gerechtigkeit  durch 
den  Erblasser  doch  nur  dienen,  wenn  der  Erblasser  den  Inhalt 
des  Höferechts  genau  kännte  und  diesen  im  Augenblicke  der 
letztwilligeu  Verfügung  in  seinen  Willen  aufnähme.  Das  lässt 
sich  aber  doch  kaum  annehnien.  Die  Höferolle  ist  deshalb 
auch  vom  Standpunkte  der  Erwünschtheit  einer  letztwilligen 
Verfügung  durch  den  Bauern  um  keinen  Deut  besser  als  das 
Intestatanerbenrecht. 

Wir  lehnen  sie  deshalb  ab  mit  Rücksicht  auf  die  uralte 
Scheu  der  Bauern  vor  der  Berührung  mit  dem  Gerichte  und 
vor  jeder  letztwilligen  Verfügung.  Diese  Scheu  hat  sich  bei 
jedem  modernen  Gesetze  bethätigt,  welches  seine  Anwendung 
von  einem  Willensakte  der  Bauern  abhängig  machte;  solche  Ge- 
setze waren  ein  Schlag  ins  Wasser.^'**)  Zumal  bei  der  Höfe- 
rolle hat  dies,  wie  gesagt,  eine  mehr  als  zehnjährige  trübe  Er- 
fahrung erwiesen.  Verw’erfe  man  deshalb  jenes  haltlose  und 


*'*)  Vgl.  Gierko,  Erbrecht  in  Grundbesitz  S.  19/20.  — Soergel  8.  lo  ll: 
.bekannt  ist  es  ja,  dass  unsere  richtigen  bauern,  — und  das  sind  keine 
l^nerköpfe,  — eine  Ehre  darein  setzen,  nie  vor  Gnaden  Herrn  Landrichter 
oder  Jetzt  vorm  gestrengen  Herrn  Amtsrichter  erschienen  zu  sein.“  — 
Das.selbe  bestätigt  Fühl  (Juristentag  de  ISO.ö  bd.  2 S.  98)  für  das 
Khciuiand. 
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künstliche  Institut’’^’)  und  scliliesse  sich  dem  Votum  des 
letzten  Juristentages  an:  „Ein  Intestatanerbenrecht  . . . 

empfiehlt  sich.“  Erst  dann  wird  man  den  festen  Boden  aller 
Gesetzgebung  iu  der  Volksüberzeugung  wieder  erlangt  haben. 


§ 42. 

Etwas  günstiger  muss  das  Urtheil  über  die  Vermittelungs- 
versuche ausfallou,  die  man  zwischen  den  beiden  Systemen  der 
fakultativen  Hoferolle  und  des  Intostatanerbenrechts  gemacht 
hat.  Es  sind  dies  die  Vorschläge,  von  Amtswegen  die  dem 
Anerbenrecht  zu  unterstellenden  Güter  iu  eine  Hoferolle  einzn- 
tragen  oder  ihre  Eigenschaft  im  Grundbiiche  zu  vermerken. 

Hier  würde  das  Bedenken  fort  fallen,  welches  gegen  die 
Höferolle  entscheidet,  dass  das  Gesetz  keine  Benutzung  finden 
würde.  Denn  die  Eintragung  bleibt  ja  nicht  dem  Besitzer  über- 
lassen. Andererseits  wird  dieser  Regelung  ein  wichtiger  Vorzug 
nachgerühmt;  es  soll  nämlich  bei  ihr  immer  gewiss  sein,  ob  im 
gegebenen  Erbfalle  ein  Gut  als  Anerbengut  anzusprechen  ist. 
und  um  dieses  Vorzuges  willen  haben  sich  nicht  nur  zahlreiche 
Redner  auf  der  Agrarconferenz,  vor  allem  Meitzen,  für  diese 
Methode  ausgesprochen,  sie  ist  vielmehr  auch  von  dem  jüngsten 
Anerbengesetz  von  1898  für  Westfalen  adoptirt  worden. 

Damit  von  dem  angedeuteten  Vorzug  überhaupt  gesprochen 
werden  kann,  ist  Voraussetzung,  dass  es  überhaupt  einer  Fest- 
stellung bedarf,  was  ein  Anerbengut  ist,  dass  also  das  Anerben- 
recht nicht  auf  alle  landwirthschaftlich  benutzten  Güter  An- 
wendung findet.  Es  wird  noch  zu  erörtern  sein,  ob  solche 
Begrenzung  der  Einzelerbfolge  sich  überhaupt  empfiehlt.  Aber 
nehmen  wir  dies  einmal  an,  bietet  dann  die  Eintragung  von 


*®)  wir  lehnen  die  Hiiferolle  selbst  für  die  Gebiete  ab,  wo,  wie  eben 
ausgefdhrt,  das  sonst  zurulassende  Intestatanerbenrecbt  als  für  die  dortige 
indnstriebevölkerung  ungeeignet  nicht  eingefübrt  werden  kann,  und  wo 
nach  dem  Vorschläge  des  Landwirthschaftsraths,  Gierke's  und  auch  des 
Juristeutages  die  Hiiferolle  angeiiomiuen  werden  soll,  da  sic  uiemals  Schaden, 
möglicherweise  aber  Xutzen  stiften  könne.  Wir  halten  sie  auch  dort  für 
güuzlich  überflüssig,  da  sich  doch  niemand  ihrer  bedienen  würde. 
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Anitswegen  wirklich  Vortheile  gegenüber  dem  einfachen  Intestat- 
auerbenrechte? 

Die  Frage  wird  vemeint  werden  müssen.  Wenn  man  das 
Anerbenrecht  nur  auf  gewis.scn  Landgütern  eintreten  lässt,  so 
kann  die  Feststellung,  ob  ein  Landgut  zu  diesen  gehört,  aller- 
dings erhebliche  Schwierigkeiten  bieten,  und  es  wäre  sehr 
wünschens^erth  wenn  diese  umgangen  werden  könnten.  Allein 
das  geschieht  bei  der  Eintragung  von  Amtswegen  gar  nicht; 
diese  löst  nicht  die  Schwierigkeit,  sondern  verschiebt  sie  nur. 
Sonst  haben  die  Nachlassbehörden  und  ev.  die  ordentlichen 
Gerichte  bei  Eintritt  des  Erbfalles  zu  prüfen,  ob  das  Gut  unter 
die  Einzelerbfolge  fällt;  hier  muss  es  diejenige  Behörde  thun, 
welche  die  Eintragung  von  Amtswegen  zu  veranlassen  hat; 
bestehen  thut  die  Schwierigkeit  also  auch  hier. 

Nun  könnte  man  sagen,  die  Gerichte  sind  nicht  sachver- 
ständig genug.  Das  mag  sein,  obgleich  es  nicht  gerade  für  diese 
Ansicht  spricht,  wenn  das  erwähnte  Anerbenrechtsgesetz  für 
Westfalen  das  letzte  Wort  über  die  Qualität  als  Anerbengut 
doch  den  Gerichten  zuweist.’^"*)  Indessen  wenn  man  dies  au- 
niinmt,  so  hindert  nichts,  auch  bei  reiner  Intestaterbfolge  die 
im  Streitfälle  nothwendige  Entscheidung  über  den  Charakter  des 
Erbgutes  einer  besonderen  Behörde  zu  übertragen.  Diese  Ent- 
scheidung aber  ein  für  allemal  auch  ohne  Streitfall  zu  treffen 
ist  vielfach  überflüssig  und  gefährlich. 

Gefährlich  ist  sie  deshalb,  weil  es  unmöglich  ist,  auf  die 
Dauer  von  vornherein  festzulegen,  ob  ein  Gut  dem  Anerbenrecht 
unterstehen  soll.  Denn  die  Verhältnisse,  nach  denen  dies  zu 
ermessen  ist,  die  Grösse  und  Benutzungsart  des  Gutes,  die  Ab- 
satz- und  Arbeitsverhältnisse  der  Umgegend,  alle  diese  Dinge 
sind  einer  beständigen  Veränderung  unterworfen.  Die  heute 
vollkommen  zutreffende  Entscheidung  kann  deshalb  schon  nach 
wenigen  Jahren  unrichtig  und  ungerecht  sein.  Das  citirte 
westfälische  Gesetz  hat  dies  auch  selbst  herausgefühlt.  Es 
hat  deshalb  nach  je  10  Jahren  eine  Revision  der  gefassten 


***)  des  (lesetzes  in  der  Fassung,  wie  er  ans  der  letzten 

ßerathnug  im  Abgeordnetenliausc  hcrvorgegaiigen  ist.  Diese  findet  sich  in 
Dmcksacbeii  des  Abgeordnetenhauses  de  iSW,  Hd  3 der  Anlagen  S.  2145  tf. 
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Beschlüsse  angeordnet  (§  10  des  Gesetzes).  Allein  anch  das 
reicht  nicht  ans;  denn  der  Erbfall  kann  gerade  eintreten,  wenn 
die  erste  Feststellung  erst  9 Jahre  alt  ist,  sodass  die  Ver- 
hältnisse zwar  ganz  andere  geworden  sind,  eine  neue  Festsetzung 
aber  noch  nicht  getroffen  ist.  Das  Gesetz  musste  darum  den 
Witerben  das  Recht  geben,  der  Behandlung  einer  liiegenschaft 
als  Anerbengut  im  Wege  der  Klage  zu  widersinechen  (§  43 
a.  a.  0.)  Damit  ist  aber  der  Bankerott  des  ganzen  Systems 
erklärt,  denn  es  wird  ja  schliesslich  doch  dazu  gedrängt,  die 
Qualität  des  Gutes  endgiltig  eist  beim  Erbfall  festzustelleu,  was 
es  gerade  vermeiden  will. 

Man  wird  nunmehr  auch  verstehen,  warum  wir  die  Prüfung 
der  Qualität  des  Gutes  ohne  Erbfall  überflüssig  nannten.  Pis 
erscheint  in  der  That  nicht  sehr  zweckmässig,  durch  ein  um- 
ständliches Verfahren  einen  Aussjuueh  herbeizuführen  und  dies 
Verfahren  nach  10  Jahren  zu  wiederholen,  wenn  die  ganze 
Mühe  jederzeit  durch  Klage  nutzlos  gemacht  werden  kann. 
Die  Anstrengung  ist  aber  auch  noch  aus  einem  anderen  Grunde 
überflüssig.  Die  Fälle,  in  denen  es  zweifelhaft  sein  kann,  ob 
ein  Gut  dem  Anerbenrechte  untersteht  oder  nicht,  .sind,  wie 
alle  Grenzfälle,  gar  nicht  so  häufig.  In  den  meisten  Fällen  ist 
das  Gut  auch  bisher  schon  seit  Menschengedenken  nngetheilt 
vererbt  worden;  denn  das  Anerbenrecht  soll  ja  nur  da  cinge- 
führt  werden,  wo  es  schon  Brauch  ist.  Die  Miterben  werden 
darum  meist  nicht  den  geringsten  Widersiu  uch  erheben,  wenn  ihnen 
der  Theilungsrichtor  voi'schlägt,  das  Gut  nach  dem  Höfegesetze 
zu  bewerthen;  es  wird  sonach  zu  einer  streitigen  P'eststelluiig 
gar  nicht  kommen.  Die  wenigen  Fälle,  in  denen  eine  Ent- 
scheidung nöthig  sein  wird,  kann  man  getrost  den  Gerichten 
überlassen.  Will  man  dafür  besondere  Behörden  einführen,  so 
haben  wir  auch  dagegen  nichts. 

Auf  diese  Weise  wird  den  Bauern  und  den  Beamten  viele 
unnütze  Arbeit  und  Scheererei  erspart.  Man  bedenke,  wie  alle 
Verhältnisse  aufgerührt  werden  müssen,  wenn  bei  jedem  Hofe 
das  für  Westfalen  vorgeschlagene,  umständliche  Ermittelungs- 
Verfahren  eingcleitet  und  wenn  es  nach  10  Jahren  wiederholt 
wird!  Die  Umständlichkeit  kann  die  Bauern  leicht  stutzig 
machen  uud  ihnen  das  ganze  Gesetz  verleiden.  Und  dabei 
werden  in  den  wirklich  zweifelhaften  P'ällen  Prozesse  doch  nicht 
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vermieden  werden.  So  aber  wird  die  Sitte  in  der  grossen 
Melirzald  der  Fälle  einfach  weiterfnnktioniren.  Ihr  Uebergang 
zum  Gesetz  wird  sich  ruhiger,  sicherer  und  schneller  vollziehen. 
Namentlich  auch  schneller.  Denn  bei  dem  andeien  Verfahren 
muss  es  nothwendig  geraume  Zeit  dauern,  ehe  alle  Höfe  einge- 
tragen sind ; inzwischen  aber  werden  sich  viele  Erbfälle  auf  noch 
nicht  eingetragenen  Höfen  ereignen,  die  von  der  Woblthat  des 
Gesetzes  dann  ausgeschlossen  sind:  bei  der  von  uns  befürworteten 
Gestaltung  jedoch  ergreift  das  Anerbenrecht  sofort  alle  ge- 
eigneten Höfe. 

Diese  schweren  Nachtheile,  welche  die  von  Amtswegen 
zu  bewirkende  Eintragung  der  Anerbengutseigenschaft  mit  sich 
bringt,  können  durch  den  einzigen  Vortheil  nicht  aufgewogen 
werden,  der  ihr  nicht  bestritten  werden  kann,  dass  nämlich  der 
Bauer  bei  dieser  Methode  immer  genau  weiss,  welcher  Erbfolge 
sein  Hof  unterworfen  werden  soll,  und  ob  er  danach  Anlass 
hat,  ändernd  einzngieifen.  Der  Vortheil  ist  zudem  ein 
problemathischer.  Wenn  der  Bauer  sich  überhaupt  die  Zeit 
nimmt,  an  seine  Nachfolge  zu  denken,  den  Inhalt  des  Gesetzes 
zu  erwägen  und  sich  zu  fragen,  ob  es  für  seine  Verhältnisse 
passt,  so  wäre  es  schon  besser,  wenn  er  diese  Zeit  dazu  ver- 
wendete, überhaupt  eine  vollständige  Erbregelung  zu  entwerfen. 
Ja,  wenn  er  zu  jenen  Erwägungen  das  Pflichtgefühl  hat,  so 
wird  er  dies  sogar  thun;  denn  es  ist  für  ihn  sicherlich  ebenso 
betiuem  und  näher  liegend.  Das  Ergebniss  unserer  Ausführungen 
wird  sonach  nicht  erschüttert:  Das  Anerbenrecht  als  Intestat- 
erbrecht ist  nicht  nur  historisch  das  einzig  berechtigte,  es  ist 
auch  zweckmässiger  als  alle  anderen  Systeme.''*"’) 


ä*”’)  Auf  der  Agrarcouferenz  waren  für  ein  reines  Intestnterbrceht: 
Sehmoller  (S.  53),  Conrad  (S.  72),  v.  Huene  (S.  108),  Wagner  (S.  122), 
Glatzel  S.  203,  KUstor  (S.  213),  Zedlitz  (S.  226,227),  Gicrkc  fS.  230).  — 
Für  die  Höferolle  mit  Eintragung  von  .\mtswegen  sprachen  sich  aus : 
Winkolmunn  (,S.  H2),  v.  Stosch  (S.  156),  Höppner  (,S.  171),  Hermes  (S.  217), 
Paasche  (S.  222  u.  22i),  Meitzen  S.  210.  — Eine  Mittelstellung  nahm 
Seriiig  ..S.  y)  ein.  Er  forderte  im  Allgemeinen  ein  Intestaterhreeht,  nur  für 
die  Provinzen,  in  denen  Anerhenrecht  und  Theilung  gogeudweise  durchein- 
andergeht,  schlug  er  Mstrikulirnng  der  Hofgüter  vor.  Durch  die  Aus- 
führungen, die  wir  alshald  über  die  Begrenzung  des  Anerhenrechts  raschen 
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§ 43. 

Von  den  allgemeinen  Fragen  des  Anerbenrechts  i.st  endlich 
noch  die  zu  erledigen,  auf  welche  Güter  das  Anerbenrecht 
Anwendung  finden  soll.  Diese  Frage,  praktisch  eine  der 
wichtigsten,  ist  oben  im  § 18  des  dogmatischen  Theiles  schon 
gestreift  worden. 

Die  Antwort,  welche  als  ziemlich  schwierig  gilt,  ist  für 
uns,  die  wir  nur  die  Sitte  des  Anerbenrechts  codifiziren  wollen, 
bald  gefunden.  Das  Anerbenrecht  hat  aut  denjenigen 
Gütern  zu  gelten,  die  bisher  der  Sitte  gemäss  unge- 
theilt  vererbt  oder  übergeben  worden  sind.  Diese 
Regelung  hat  auch  praktisch  nicht  die  geringsten  Bedenken,  da 
cs  bei  keinem  Gute  zweifelhaft  sein  wird,  welche  Erbsitte  bisher 
auf  ihm  geherrscht  hat.  Will  man  allerdings  weiter  gehen, 
und  das  Anerbenrecht  auf  allen  Gütern  einführen,  für  die  es 
wirthschaftlich  zweckmässig  wäre,  auch  wenn  es  dort  nicht 
hergebracht  ist,  so  muss  man  sich  daiüber  einigen,  wie  weit 
jene  Zweckmässigkeit  reicht. 

Was  nun  zunächst  eine  etwaige  Begrenzung  nach  oben 
anbetrifft,  so  dürfte  sie  nicht  nothwendig  sein.  Nicht  nur  auf 
der  Agrarconferenz'*'-’^*')  wurde  allseitig  und  zwar  zumeist  von 
den  Grosslandwirthen  selbst  betont,  dass  im  Punkte  des  Erb- 
rechts die  Interessen  des  Gross-  und  Kleinbesitzes  genau 
parallel  laufen.  Auch  unsere  obigen  Ausführungen  ergeben  das- 
selbe. Die  Natnraltheilung  wirkt  ebenso  zersplitternd  beim 
grossen  wie  beim  kleinen  Besitz.  Es  dauert  beim  Grossbesitz 
natürlich  entsprechend  länger,  ehe  er  zum  Zwergbesitz  wird. 
Indessen  bei  ihm  ist  die  unwirthschaftliche  Grenze  der  Zer- 
splitterung ja  nicht  erst  beim  Zwergbesitz  ericicht.  Denn  bei 


werden,  wird  auch  dieser  Vorschlag  sich  als  überflüssig  erledigen.  Im 
l’ebrigen  sind  die  gekeiinzeichueten  Gefahren  der  Immatrikulirung  überhaupt 
auch  bei  ihm  vorhanden.  Wir  halten  es  deshalb  für  praktischer,  in  diesem 
Fall  die  Gegenden  des  Höferechts  iin  Gesetz  örtlich  zu  bezeichnen. 

Vgl.  Agrarconferenz  S.  181.  212,  227,  2it8,  24U.  L’ebcr  die  sonstige 
Uebereinstimmmig  der  beiderseitigen  Interessen  vgl.  auch  ebenda  8.  106,  139, 
190,  196,  239. 
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sehr  vielen  unserer  grösseren  Güter  würde  schon  bei  der  ersten 
Realtheilung  das  halbe  Gut  den  Söhnen  nicht  die  gleiche 
geistige,  materielle  und  gesellschaftliche  Lebenshaltung  gewähr- 
leisten wie  dem  Vater.  Wer  den  Grossbesitz  für  überflüssig 
hält,  m:ig  dem  gleichgiltig  und  ruhig  zuschauen,  wer  aber,  wie  wir, 
glaubt,  dass  für  den  Staat  und  für  die  Volkswirthschaft  das 
Vorhandensein  von  Elementen  wichtig  ist,  die  durch  Bildung 
und  Besitz  hervorragen,  der  wird  diesen  Erfolg  schon  für  un- 
zweckmässig und  unwirthschaftlich  halten.  Sonach  ist  auch  für 
den  Grossbesitz  die  Realtheilung  ungeeignet.  Bei  der  ('ivil- 
theilung  vollends  stehen  Gross-  und  Kleinbesitz  ganz  gleich- 
niä-ssig;  ja  wir  konnten  oben  constatircn,  dass  bei  den  grösseren 
Gütern  die  Gefahren  der  Bewerthung  nach  dem  Verkehrswerthe 
sich  nur  noch  deutlicher  bemerkbar  gemacht  haben.-’'-*”') 

Wenn  wir  uns  nun  der  Prüfung  zuwendeu,  ob  eine  Be- 
grenzung nach  unten  augezeigt  i.st,  so  wird  hierbei  die  alleinige 
Verwerthung  der  Grösse  bezw.  Kleinheit  unzweckmässig  sein. 
Denn  an  sich  ist  auch  für  Zwerggüter  das  Auerbenrecht  das 
Angemessene.  Wenn  nämlich  der  Vater  auf  solchem  Zwerg- 
gute kaum  bestehen  kann,  so  wird  dessen  Sohn  es  nicht  etwa 
darum  besser  halten  können,  wenn  es  im  Wege  der  Realtheilung 
noch  verkleinert  oder  durch  Civiltheilung  mit  Schulden  belastet 
wird,  die  sich  aus  dem  Ertrage  nicht  decken  lassen.  Dagegen 
wird  sehr  wohl  entscheidend  sein  dürfen,  der  Zweck,  den  das 
Gut  erfüllt  und  folgeweise  auch  die  Gegend  in  der  es  liegt. 
Wenn  nämlich  das  Gut  nur  einen  Nebenverdienst  abwerfen  soll 
und  wenn  darum  das  Hauptgewicht  der  Einnahmen  auf  der 
LohnaT-beit  im  Felde  oder  in  der  Industrie  liegt,  so  kann  das 
Gut  real  getheilt  werden.  Denn  jedes  Kind  kann  dann  auch 
ohne  das  Gut  von  seinem  Arbeitsverdienst  leben,  und  das 
Stückchen  Land,  das  es  erhält,  ist  für  ihn  eigentlich  nur  werth- 
voll als  Heimstätte  und  als  Gelegenheit  auch  in  müssigen  Stunden 
sich  nutzbringend  zu  beschäftigen.  Solche  Güter  können  sogar 
Civiltheilung  vertragen;  denn  obwohl  es  nicht  gerecht  ist. 


***-•_)  Eine  Begrenzung  nach  oben  lehnen  auch  ah  Gierke  und  v.  Miquel 
(Agrarconferenz  S,  231,  2.')4;.  Dafür  sprach  sich  aus  Jleitzcn  (Agrar- 
conferenz  S.  241).  Vgl.  auch  die  Citate  aus  der  vorigen  Anmerkung. 
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wenn  der  Besitzer  die  zu  hohe  Bewerthung  dann  aus  seinem 
Arbeitsverdienst  decken  muss,  so  ist  das  doch  hier  nicht  gerade 
ökonomiscli  verderblicli.  Es  ist  nacli  alledem  durchaus  zu  billigen, 
wenn  das  Abgeordnetenhaus  in  dem  ofterwähnten  An- 
erbengesetze für  Westfalen  bei  der  unteren  Begrenzung  des 
Anwendungsgebietes  den  im  Entwürfe  enthaltenen  formalen 
Massstab  der  Grösse  aufgegeben  hat,  und  anstatt  dessen  den 
Zweck  des  Gutes  entscheiden  lassen  will.  Anerbengut  .soll 
nämlich  sein,  jede  mit  einem  Wohnhause  versehene  Nahrungs- 
stelle, die  „ihrem  Hauptzw'ecke  nach“  zum  Betriebe  der 
Land-  und  Forstwirthschaft  bestimmt  ist.  (§  2 a.  a.  0.)^-®') 
Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Feststellung,  ob  dies  der 
Fall  ist,  im  einzelnen  Falle  nicht  gerade  leicht  sein  kann.  Allein 
das  ist  nicht  zu  vermeiden,  ebenso  wenig  wie  es  sich  oben  ver- 
meiden Hess,  dass  die  Begriffsbestimmung  des  Bauerngutes  eine 
schwankende  blieb.  Ebenso  nämlich  wie  die  Grenze  zwischen 
Bauerngut  und  Kleingut  eine  fliessende  ist,  so  ist  die  hier  mass- 
gebende Scheidung  zwischen  dem  rein  ackerbauenden,  dem 
Anerbenrechte  zu  unterstellenden  Besitze  und  der  Arbeiter- 
ansiedelung keine  feste.  Immerhin  mag  die  Unsicherheit  der 
Definition  ein  Grund  mehr  dalür  sein,  nicht  den  Boden  der  Sitte 
und  des  Gewohnheitsrechts  zu  verlassen,  und  das  Anerbenrecht 
nur  auf  den  Gütern  einzuführen,  auf  denen  ungetheilte  Vererbung 
bisher  geübt  ist.  Will  man  sich  aber  durch  Zw'eckmässigkeits- 
erw'ägungen  leiten  lassen,  .so  combinire  man  sie  wenigstens  mit 
der  Festigung  der  Sitte  und  bestimme:  „Anerbenrecht  gilt 

1)  auf  den  Gütern  die  bisher  ungetheilt  vererbt  oder  übergeben 
worden  sind.  (Als  ungetheilte  Vererbung  gilt  es  auch,  wenn 
die  Miterben  das  früher  ungetheilt  vererbte  Gut  bei  der  Eib- 
theilung  wieder  einem  überlassen  haben).  2)  „auf  denjenigen 
Gütern,  aus  deren  Bewirthschaftung  der  Besitzer  den  wesent- 


®®*)  Es  muss  übrigens  tugegeben  werden,  dass  die  Fassnng  des  tie- 
daukeus  nicht  besonders  glückficli  ist.  besser  hätte  es  geheissen:  .Jeder 

landwirthschaftfich  benutzte  läeccnscbaftscomplex,  der  den  Zweck  hat,  dem 
Besitzer  den  hauptsächlichsten  Theil  seines  Einkommens  zu  liefern."  Immer- 
hin sagt  der  gewählte  .\usdruck.  dass  die  Landwirthschaft  den  .Haupt- 
zweck“ der  .Nahriuigsstelfe“,  also  den  Haupttlieil  der  Nahrung  selbst  bilden 
müsse,  dasselbe. 
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liehen  Theil  seines  Unterhalts  zieht.“  Dann  wird  die  etwas 
unsichere  Regel  der  Nr.  2 nur  selten  in  Anwendung  gebracht 
weiden  müssen;  denn  die  ungeheure  Mehrzahl  der  Fälle  wird 
unter  Nr.  1 trefifeu.*^'*) 


§ 

Wenden  wir  uns  nun  zu  der  Ausgestaltung  des  Anerben- 
rechts im  Einzelnen. 

Die  Prinzipien,  die  uns  dabei  leiten  werden,  hatten  wir 
schon  Gelegenheit  darzulegen.  Der  jetzt  so  sehr  betonten, 
wirthschaftlichen  Zweckmässigkeit  können  wir  ein  entscheidendes 
Gewicht  nicht  beilegen.  Ihre  häufige  Berücksichtigung  führt 
leicht  dazu,  den  festen  Boden  des  geschichtlich  Gewordenen  zu 
verlassen  und  Experimente  zu  wagen,  die  von  der  Rechtsüber- 
zeugung des  Volkes  nicht  getragen  werden.  Ausserdem  gehen 
die  Ansichten  über  das  wirthschaftlich  Zweckmässige  sehr  ans- 
einauder.  Wie  dagegen  historisch  das  Recht  sich  gestaltet  hat, 
kann  weniger  zweifelhaft  sein.  Uebrigens  ergiebt  die  wirth- 
schaftliche  Forschung  mehr  und  mehr,  dass  das,  was  die 
historische  Entwickelung  geschaffen  hat,  auch  ökonomisch  das 
Dienlichste  ist.  Auch  in  der  Frage  nach  dem  „Wie“  des  An- 
erbenrechts räumen  wür  deshalb  der  Geschichte  und  der  Rechts- 
Überzeugung  die  ausschlaggebende  Stellung  ein.  Wovon  die 
Geschichte  lehrt,  dass  es  auf  alten  Grundlagen  entstanden  noch 
heute  vom  Volke  gewollt  und  geübt  wird,  das  muss  Recht 
werden  oder  bleiben.  Und  in  diesem  Sinne  sind  unsere  Aus- 
führungen im  ersten  und  zweiten  Theile  auch  für  die  Zukunll 
und  de  lege  ferenda  von  Bedeutung.  Denn  dort  ist  auseinander 
gelegt,  welches  das  Ergebniss  der  allmählichen  Rechtsbildung  ist. 


Was  di«  licgrenznng  nach  unton  anbetrifft,  so  waltete  auf  der 
Agrarcouferenz  die  Ansiclit  vor,  dass  die  Stellen,  welche  zum  Unterhalt 
einer  Familie  nicht  ausreichten.  nicht  unter  das  Uesetz  fallen  sollten.  (Vgl. 
Agrarconferenz  S.  ((iierke),  S.  iit  (Paasche).  — Da  offenbar  gemeint 
ist.  dass  es  sich  nur  um  die  .Stellen  handelt,  welche  zum  Unterhalt  gar  nicht 
au.sreichcn  sollen,  und  nicht  etwa  um  Diejenigen,  welche  nur  thatsächlich 
nicht  ansreichen,  so  läuft  die  An.siuht  auf  die  unsrige  hinaus.  — Degen 
jede  Begrenzung  sprach  sich  aus  politischen  Dründen  aus  Driinberg  (.Sehr, 
d.  V.  f.  S.  ßd.  CI  S.  377). 
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Was  danach  als  noch  geltendes  Kecht  erfunden  ist,  hat  auch 
allein  Lebenskraft  für  die  Zukunft.’’^') 

Tritt  man  mit  diesen  Grundsätzen  an  die  erste  Schwierigkeit 
heran,  welche  das  „Wie“  des  Anerbenrechts  bietet,  an  die  Frage, 
ob  mau  es  als  einfachen  Erbtheilungsanspruch  oder  mit  ding- 
licher Berechtigung  des  Anerben,  ja  mit  Behandlung  desselben 
als  Alleinerbeu  construiren  soll,  so  wird  man  sich  unbedenklich 
für  das  letztere  entscheiden.  Der  Erbtheilungsanspruch  ist,  wie 
wir  sahen,  ein  ganz  neues  Gebilde,  zusammen  mit  der  Hoferolle 
erkünstelt.  Wo  er  früher  angewendet  wurde,  beruhte  er  auf 
einer  falschen  juristischen  Construktion  des  bestehenden  Rechtes 
durch  die  gelehrten  Gerichte.  Die  breiten  Massen  der  Bauern 
haben  ihn  nie  vei-standen;  für  sie  galt  stets  das  jetzt  wieder 
zu  Ehren  gebrachte  Weresystem,  wo  der  Anerbe  Alleiuerbe 
im  ganzen  Vermögen  ist  und  seine  Ge.schwister  nicht  Erbtheilo 
sondern  Abfindungen  als  Ersatz  dafür  erhalten. 

Es  ist  dies  System  aber  auch  das  praktischste. 

Wenn  das  Auerbenrecht  als  einfacher  Erbtheilungsanspruch 
gestaltet  wird,  wie  es  der  erste  Entwurf  des  neuen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  wollte,  so  liegt  es  in  der  Hand  jedes  Miterben, 
seinen  Eintritt  zu  vereiteln.  Er  braucht  es  einfach  nicht  zur 
Erbtheilung  kommen  zu  lassen ; dann  kann  der  au  diese  geknüpfte 
Anspruch  auch  nicht  wirksam  werden.  Die  Vereitelung  der 
Erbtheilung  kann  aber  durch  einen  einfachen  Antrag  auf  Zwangs- 
versteigerung des  Nachlassgrundstück  cs,  — weil  der  Nachlass 
für  die  Schulden  nicht  zureiche,  — herbeigeführt  werden.'^“) 

Auf  diese  Gefahr  wurde  schon  bei  der  Berathuug  der 
preussischeu  Höfegesetze,  die  ja  den  Erbtheilungsanspruch  haben, 
in  der  Abgeorduetenkommission  hingewiesen  und  die  Gefahr  vom 
Kegierungskommissar  zugestaudeu.  Dieser  meinte  aber,  der 


*■)  Deshalb  können  wir  uns  auch  gestatten,  im  Folgenden  nur  die 
allerwichtigsteii  Einzelheiten  des  künftigen  .■Vnerbengesetze*  herauszugreifen. 
Die  übrigen  Kinzelfragen  können  ruhig  auch  fernerhin  in  der  Weise  ge- 
regelt werden,  wie  sic  cs  jetzt  sind,  und  wie  dies  im  zweiten  Theile  dar- 
gelegt  ist.  Wo  die  jetzige  Gestaltung  dem  heutigen  Rechtsgefühle  nicht 
mehr  entspricht  oder  sonst  unpraktisch  ist,  ist  dies  im  zweiten  Theile  auch 
schon  kurz  vermerkt  worden. 

Deruburg,  Pr.  Privatrecht  Dd.  111  S.  7i4  Text  und  Anm,  31. 
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Anerbe  könne  mit  Klage  oder  einstweiliger  Verlügnng  sich 
gegen  Miterben  schützen,  welche  den  Versteigerungsantrag  dolos, 
d.  h.  ohne  dass  Ueberschuldung  vorliege,  stellten.  Dernburg 
hat  jedoch  völlig  Recht,  wenn  er  an  dieser  Art,  die  Gefahr  zu 
beseitigen,  starke  Zweifel  hegt.  Denn  nach  allen  Rechts- 
systemen gilt  der  Satz:  „qui  iure  suo  utitur,  neminem  laedit“, 
„wer  von  einer  ihm  zustehenden  Befugniss  Gebrauch  macht, 
hat  zunächst  immer  Recht“.  Es  muss  ihm  der  strikteste  Nach- 
weis erbracht  werden,  dass  er  Ohikane  übt.  Wie  soll  das  aber 
geschehen?  Es  muss  doch  nachgewiesen  werden,  dass  der 
Nachlass  doch  für  die  Schulden  zureicht,  dass  das  Grundstück 
mehr  werth  ist,  als  der  Antragsteller  behauptet.  Dieser  Nach- 
weis kann  aber  zwingend  eigentlich  nur  durch  den  Akt  geführt 
werden,  der  gerade  vermieden  werden  soll,  d.  h.  durch  den 
Verkauf  des  Grundstücks.  Damit  erst  steht  fest,  wieviel  es 
eiubringt.  Eine  einfache  höhere  Schätzung  durch  den  Anerben 
kann  doch  nicht  mehr  Glauben  beairspruchen  als  die  niederere  des 
die  Subhastation  begehrenden  Miterben.  Abgesehen  aber  davon 
wird  von  vielen  Rechtslehrern  der  Nachweis  der  Chikane  über- 
haupt nicht  zugelasseu.  Und  so  wird  denn  jedenfalls  das  An- 
erbenrecht bei  einer  Behandlung  als  Theilungsanspruch  immer 
nur  auf  sehr  schwachen  Füssen  stehen. 

Dieser  Nachtheil  wird  verniiedeu,  wenn  man  dem  Anerben 
sofort  das  Eigenthum  an  dem  Hofe  zufallen  lässt,  seinen  An- 
spruch also  als  sogenanntes  gesetzliches  Vindicationslegat  con- 
struirt  (Vgl.  oben  § Iti),  wie  es  da,s  Gesetz  für  Westfalen 
thun  will  (§  13  und  17  a.  a.  O).  Aber  ein  anderer  Nachtheil 
ist  auch  dieser  Regelung  mit  der  vorerwähnten  Behandlung 
gemeinsam.  Er  betrifft  die  Schulden.  Da  bei  beiden  Methoden 
die  Miterben  nämlich  Univei-salsuccessoren  werden,  so  haften  sie 
auch  für  die  Schulden  nach  Verhältniss  ihrer  Erbtheile.  Ist 
man  demnach  zum  Beispiel  zu  ‘/s  Miterbe,  so  muss  man  der 
Schulden  bezahlen,  obwohl  man  infolge  der  eigenthümlicheii 
Schätzungsgrundsätze  an  Activen  keineswegs  ’/g  empfängt.'*'-^^) 
Das  westfälische  Gesetz  sucht  iui  Anschluss  an  einen  Vorschlag 
im  ersten  Einführungsgesetz  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  einen 


Vgl.  Motive  zu  Art.  H6  des  eräteii  Eiiiführungsgesetzes. 
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Ausweg  darin,  dass  es  den  Anerben  verpfliditct,  die  Miterben 
soweit  zu  entlasten,  als  sie  noch  über  den  Belauf  ihres  Em- 
plangenen  hinaus  Schulden  zu  tragen  hätten,  (§  -iti  a.  a.  ()., 
letzter  Absatz).  Allein  eine  wie  schwächliche  Aushilfe  das  ist, 
ergeben  die  Ausführungen  der  Motive  zu  dem  vorbildlichen  ersten 
Einfiihrungsgesetz.  Sic  heben  ganz  richtig  hervor,  dass  jene 
Verpflichtung  des  Anerben  die  Gläubiger  gar  nichts  angeht ; 
diese  können  sich  nach  wie  vor  zu  dein  höheren  Betrage  an 
die  Miterben  halten.  Und  wenn  dann  der  Anerbe  seiner  Ent- 
lastungs-  und  Entschädigungsverpflichtung  nicht  nachkomnit  oder 
nicht  nachkommen  kann,  so  bleibt  den  enterben  der  Xachtheil, 
dass  sie  mehr  gezahlt  als  genossen  haben. 

Der  westfälische  Entwurf  sucht  allerdings  auch  hiergegen 
zu  helfen,  indem  er  dem  Anerben  bis  zur  Erbtheiluug  ein  Ver- 
äusserungs-  und  Belastungsverbot  aufcrlegt.  Aber  besser  als 
diese  verwickelten  Umwege  ist  es  doch  w’ohl  auf  jeden  Fall, 
das  Auerbenrecht  nach  dem  altbewährten  Weresystem  einzu- 
führen. Daun  ist  der  Anerbe  Alleinerbe  und  trägt  allein  alle 
Schulden:  auch  kann  kein  Miterbe  durch  Versteigerungsantrag 
das  Anerbenrecht  hintertreiben.  Sollte  mau  meinen,  dass  dabei 
die  Gläubiger  zu  kurz  kämen,  so  mag  man  dem  Beispiele  des 
Ijippe’schen  Anerbenrechts  folgen  und  die  Miterben  in  subsidium 
pro  portione  hereditaria  zur  Schuldentilgung  heranziehen.  Solche 
subsidiäre  Haftung  wäre  mit  dem  Prinzipe  des  Alleinerbe- 
Seins  des  Anerben  durchaus  vereinbar  und  würde  sich  aus  dem 
Gesichtspunkte  der  Bereicherung  rechtfertigen.  Bei  dieser 
Grundlage  könnte  sie  sich  natürlich  nur  bis  zum  Belaufe  des 
Empfangenen  erstrecken,  wie  es  auch  das  vorbildliche  Lippesche 
Auerbengesetz  vorschreibt. 


§ 4ö. 

Nach  diesen  Erörterungen  über  die  rechtliche  Natur  des 
Anerbeuansi)ruchs  muss  zunächst  erforscht  werden,  wem  jener 
Anspruch  zustehen,  d.  h.  wer  Anerbe  und  wer  Abfmdling  sein  soll. 

Der  Anerbe  wird,  wie  wir  .sahen,  aus  einem  bestimmten 
Kreise  von  Erbberechtigten  entnommen,  der  jetzt  mit  dem  ge- 
wöhnlichen Erbenkreise  im  wesentlichen  identisch  ist.  Man  hat 
dies  nun  ändern  und  das  Auerbenrecht  auf  die  Kinder  bezw. 
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Descenileiiteii  dos  Erblassers  beschränken  wollen,'*^)  so  dass  bei 
Ascendenten-  und  Collateralencrbfolge  das  gewöhnliche  Erbrecht 
Anwendung  zu  Anden  hätte. 

Es  ist  kein  rechter  Grund  hierfür  einzusehen.  Auf  die  Ge- 
schichte wenigstens  kann  man  sich  nicht  berufen.  Bei  freien 
Gütern  hat  die  Einzelerbfolge  schon  in  sehr  früher  Zeit  auch 
zwischen  Ascendenten  und  Collateralen  stattgehabt.  Bei  ge- 
liehenem Besitz  ist  sie  allerdings  erst  später  entstanden.  Aber 
es  ist  dann  au  ihrer  Stelle  zwischen  den  entfernteren  Ver- 
wandten nicht  etwa  gleich  getheilt  worden;  es  fand  vielmehr 
wegen  des  Heinifalls  an  den  Gutsherrn  gar  keine  Erbfolge  statt. 
Sobald  eine  solche  überhaupt  zulässig  wurde,  hat  auch  sie  sich 
der  für  Descendenten  längst  bestehenden  Form  des  Anerben- 
rechts gefügt.  Will  man  deshalb  dort  das  Anerbenrecht  nicht 
anwenden,  so  darf  man  jedenfalls  nicht  das  gemeine  Erbrecht 
an  seine  Stelle  setzen.  Aber  auch  die  blosse  Xichtanwendnng 
des  Anerbenrechts  wäre  haltlos.  Denn  heute  wird  die  anerb- 
rechtliche Theilung  auch  zwischen  Ascendenten  und  Collateralen 
angewendet  und  zwar  bei  alten  Bauerngütern,  ohne  Rücksicht 
auf  den  längst  verwischteu  Unterschied  zwischen  freiem  und 
geliehenem  Besitz. 

Auch  Zweckmässigkeitserw’ägungen  lassen  sich  für  die 
engere  Begrenzung  des  bäuerlichen  Erbeukreisos  nicht  an- 
fiihren.  Im  Gegentheil;  das  geltende  Erbrecht  äussert  seine 
schädlichen  AVirkungen  bei  jedem  Erbfall,  gleichviel  ob  er 
Kinder  oder  noch  so  entfernte  Verwandte  betrifft.  Das 
gemeine  Erbrecht  ist  als  städtisches  Recht  eben  schlechthin 
ungeeignet  für  den  gesammten  Bauernstand;  es  darf  deshalb 
kein  Bauer  unter  seine  Erbtheilungsregelu  gezwungen  werden. 
Denn  deren  unheilvolle  Folgen  werden  für  ihn  dadurch  nicht 
geändert,  ob  er  durch  nähere  oder  fernere  Blutsbande  mit  dem 
Erblasser  verknüpft  war.'*'-^) 

Ist  sonach  der  Kreis  der  Anerben  und  AbAudlinge  nicht 
auf  die  Descendenten  des  Erblassers  zu  beschränken,  so  fragt 


Diese  Beschränkung:  ist  z.  B.  bei  den  neueren  Höfegesetzen  vieltacli 
beliebt  worden. 

Glcichwolil  erwähnt  auch  der  woatfäliaobe  Entwurf  nur  Descendenten. 


T.  Dnltsl;,  Urunderbrecht. 


•»*> 
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es  sich,  ob  seine  bauerreclitlichen  Abweichungen  vom  gemeinen 
Erbenkreise,  mit  dein  er  sonst  identiscli  ist,  aufrecht  erhalten 
werden  sollen.  Es  w'ird  sich  dies  empfehlen.  Denn  selten  ist 
das  Erdachte  besser  als  das  allmählich  Gewordene.  Dies  zeigt 
sich  schon  bei  der  ersten  bäuerlichen  Besonderheit  der  Erbfolge, 
bei  der  Bevorzugung  der  Geschwister  vor  den  Eltern.  Sie  ent- 
spricht nicht  nur  dem  aut  der  Geschichte  ruhenden  Rechts- 
bewusstsein des  Volkes,  sondern  auch  der  Zweckmässigkeit. 
Denn  wenn  die  Eltern  den  Hof  nehmen  dürften,  so  würde  er 
meist  in  alte  und  schwache  Hände  gerathen,  die  ihn  entweder 
gar  nicht  oder  nur  schlecht  bewirthschaften  könnten:  bei  dem 
Eall  an  Geschwister  dagegen  kommt  er  an  Leute,  die  mindestens 
ebenso  leistungsfähig  sind  wie  der,  welchem  der  Tod  die  Zügel 
aus  den  Händen  genommen  hat. 

Die  Schwierigkeiten,  welche  die  Behandlung  der  Interims- 
wirths-  und  Altsitzerkinder  uns  oben  bereitete,  werden  sich  für 
die  Zukunft  dadurch  zum  Theil  heben,  dass  das  Institut  der 
rein  vormundschaftlichen  Interimswirlhschaft  w'ohl  zur  Aufhebung 
reif  ist.  Dagegen  wird  man  die  gütergemcinschaftliche  Interims- 
wirthschaft,  das  Institut  der  Mahljahre  nicht  beseitigen  können ; 
denn  diese  ist  ein  Ausfluss  des  ehelichen  Güterrechts ; ihr  Ver- 
schwinden würde  deshalb  eine  Aenderung  desselben  bedeuten, 
und  erfahrungsgemäss  sträuben  sich  gegen  solche  Aenderungen 
die  Bauern  am  meisten.'*'-*’)  Man  könnte  die  Aenderung  indess 
vielleicht  so  bewirken,  dass  man  dem  auffahrenden  Ehemanne 
gestattet,  das  Gut  definitiv,  nicht  nur  auf  Zeit,  zu  behalten 
gegen  Abfindung  der  Kinder.  Es  ist  dies  schon  in  einigen 
Gegenden  Rechtens.  Das  neue  Gesetz  für  Westfalen  (§  20)  hat 
in  anerkennenswerther  Weise  diesen  Schritt  vollzogen.  Will 
man  dies  aber  nicht,  so  wird  man  die  heutige  Stellung  der 
mahljälirigen  Kinder,  wie  wir  sie  oben  geschildert  haben, 
einfach  beibehalten  müssen. 

Dagegen  wird  man  mit  der  Benachtheiligung  der  Leib- 
züchterkinder unbedenklich  reine  Bahn  machen  können.  Sie  ist 
auch  in  bäuerlichen  Veihältnisseii  nur  noch  ein  historisches 
Ueberbleibsel,  das  von  dem  Wechsel  der  Rechtsanschauungen 
überholt  i.st. 


Vgl.  uuteu  § 50. 
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§ 46. 

Das  ist  also  der  Kreis,  aus  dem  der  Anerbe  liervorgelien 
muss.  Die  Grundsätze  aber,  nach  denen  diese  Answalil  in 
Zukunft  erfolgen  soll,  sind  überaus  streitig.  Soll  der  Acltesto, 
soll  der  Jüngste  Anerbe  werden,  soll  blosses  Majorat  oder  strenge 
Primogenitur,  Minorat  oder  Ultimogenitur  gelten. 

Im  allgemeinen  ist  heute  nur  noch  der  Kampf  zwischen 
.Minorat  und  Majorat  auszufechten.  Für  jedes  sprechen  starke 
Gründe.^)  Für  das  Minorat  hat  man  angeführt  (Soergel  1.  c.), 
dass  die  älteren  Kinder  leichter  den  Hof  entbehren  könnten, 
weil  sie  sich  eher  und  schneller  eine  Lebensstellung  ausserhalb 
verschaffen  könnten  wie  die  jüngeren.  Ebenso  erfolgten  beim 
Minorat  die  Gutsübergaben  in  grösseren  Pausen  als  beim 
.Majorat;  die  Uebergangsschulden  könnten  deshalb  inzwischen 
besser  getilgt  werden.  Für  das  .Majorat  spricht  umgekehrt  die 
sehr  wichtige  Erwägung,  dass  bei  ihm  der  Anerbe  vou  vorn- 
herein bestimmt  ist  und  dass  er  deshalb  sich  auf  seinen  künftigen 
Beruf  vorbereiten  kann,-’-'*)  wie  auch  die  anderen  Familien- 
mitglieder wissen,  dass  sie  ausserhalb  ihren  Erwerb  suchen 


Vgl.  die  widersprechenden  Darlegungen  von  Fronimhold,  Anerben- 
recht S.  41  und  42,  der  dem  Majorate,  und  von  Soergel  S.  2i)  ff.,  der  dem 
Minorate  günstig  ist.  Gierke,  Erbrecht  in  Grundbesitz,  Abschnitt  V ent- 
scheidet sich  für  Majorat. 

Wie  oben  erwühiit.  leiten  allerdings  andere  gerade  aus  dem  Um- 
stande, dass  der  .\nerbe  von  vornherein  fest  bestimmt  ist,  die  Befürchtung 
ab,  dass  er  sich  zu  sicher  fühlen  und  nichts  lernen  würde.  Wir  habeu  aber 
schon  dargethan,  dass  diese  Befürchtung  selten  zutrifft.  Vgl.  auch  Thiel 
auf  der  Agrarconferenz  S.  245/2  Itl:  .Ich  habe  mir  angelegen  sein  lassen, 
in  Gegenden,  wo  bäuerliches  Anerbenrecht  herrscht  . . . bei  den  landwirth- 
schaftlichen  Schulen  , . . mir  die  Anerben  bezeichnen  zu  lassen  und  die 
Direktoren  der  Schulen  zu  fragen,  ob  sich  irgendwie  schädliche  Folgen  be- 
merkbar gemacht  haben,  dass  die  Betreffenden  sich  bewusst  seien,  Anerben 
zu  sein,  und  ob  das  an  ihrem  Fleiss  und  an  ihrem  Betragen  zu  konstatiren 
wäre.  Es  ist  mir  wiederholt  versichert  worden  von  den  Direktoren,  dass 
das  nicht  der  Fall  ist,  dass  im  Gegentheil  vielfach  die  Anerben  sich  als 
besonders  fleissig  und  tüchtig  auszeichneu,  weil  sie  schon  das  Gefühl  hätten, 
dass  sie  später  eine  gehobene  und  verantwortliche  Stellung  im  Leben  ein- 
nehmen würden. 

22* 


Digitized  by  Google 


340 


müssen,  und  sieb  demgemäss  einricliten  werden.  Beim  Minorat 
ist  die  Person  des  Anerberben  dagegen  nie  gewiss;  jede  Nach- 
geburt bringt  möglicherweise  einen  anderen  Anerben.  Es  ist 
deshalb  kein  fester  Grund  vorhanden,  auf  dem  die  Kinder  und 
ihre  Eltern  die  Pläne  für  die  Zukunft  bauen  können.  Zudem 
kann  doch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  das  Majorat 
bei  weitem  das  verbreitetere  ist,  wie  denn  überhaupt  die  moderne 
Rechtsentwicklung  und  Rechtsüberzeugung  immer  mehr  auf  das 
Majorat  zutreibt.  Die  Gründe  hierfür  haben  wir  schon  oben 

(§  22)  angeführt.  Als  Beweis  für  die  Stärke  jener  Strömung 

sei  hier  noch  nachgetragen,  dass  selbst  in  den  Gegenden,  wo 
das  Majorat  nicht  gesetzlich  ist,  sondern  wo,  wie  z.  B.  im 
Casselschen,  der  Anerbe  durch  einen  Familienrath  gewählt 
wird,  gewohnheitsmässig  doch  stets  der  Aelteste  diesen  wird.'***) 

Der  Rechtsüberzeugung  muss  aber  hier  die  unbedingt  ent- 
scheidende Stellung  gegenüber  den  Zweckmässigkeitserwägungen 
eingeräumt  werden.  Denn  gerade  hinsichtlich  der  Person  des 
Anerben  ist  sie  am  empfindlichsten.  Hier  würde  man  am  ersten 
eine  Aenderung  als  Vergewaltigung  empfinden.  „Gott  macht 
den  Erben“,  so  heisst  es  noch  heute  im  Bauernstände.  Wenn 
nun  diese  uralte,  gottgewollte  Erbfolge,  die  man  seit  undenk- 
lichen Zeiten  als  etwas  Naturgemässes,  Selbstverständliches, 
als  ein  nothwendiges  Stück  in  der  Ordnung  der  menschlichen 
Dinge  betrachtet  hat,  in  ihrem  sichtbarsten  Punkte  geändert 
wird,  darin,  wen  sie  zum  Erben  macht,  so  wird  das  Volk  an 
seinem  Rechte  irre  und  die  Rechtsüberzeugung  wendet  sich  von 
der  neuen  Erbfolge  ab,  die  sic  nicht  mehr  versteht;  dieser  wird 
damit  ihre  einzige  feste  und  dauernde  Grundlagen  entzogen. 

An  sich  geben  wir  deshalb  dem  Majorate  den  Vorzug.  Da 
wir  aber  anerkennen,  dass  auch  für  das  Minorat  die  praktischen 
Erwägungen  sehr  laut  reden,  und  da  wir  auch  die  Anschauungen 
derjenigen  Gegenden,  wo  es  bislang  gegolten  hat,  schonen 
möchten,  so  empfiehlt  es  sich  einen  Mittelweg  einzuschlageu, 
auf  dem  sowohl  das  Minorat  wie  das  Majorat  erhalten  wird. 


Eiinecoorus  § 7.  — Audi  \V'a^;ner  empfahl  auf  der  .tgrarconferenz 
(S.  251)  das  Alajoral  namentlich  darum,  weil  es  «nach  verbreiteter  .Ansicht 
uatiirlich  sei“. 
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Man  hat  dies  dadurch  zu  erreichen  gesucht,  dass  man  das 
Majorat  zwar  einnihrte,  aber  für  die  Gegenden,  in  den  Minorat 
iiergebracht  war,  dieses  nachliess.^*')  Noch  besser  ist  es  aber 
über  die  Person  des  Anerben  gar  keine  Bestimmungen  zu  treflfen, 
sondern  ihr^  Bestimmung  einem  Familienrathe  oder  Schieds- 
gerichte zu  überlassen.  Auf  diese  Weise  können  nie  die  über- 
lieferten Rcchtsanschauungen  verletzt  werden,  denn  die  Bauern 
haben  es  ja  in  der  Hand,  den  zu  wählen,  den  das  Herkommen 
zum  Anerben  bestimmt.  Andererseits  werden  aber  auch  die 
w'irthschaftlichen  Interessen  gewahrt;  denn  wenn  sie  ein  Ab- 
weichen vom  Hergebrachten  wirklich  gebieterisch  fordern,  so 
wird  der  Familieiirath  sich  dagegen  nicht  sträuben.  Zudem  ist 
in  vielen  Gegenden  der  Familienrath  oder  — was  dem  gleich- 
komrat  — eine  gütliche  Einigung  der  Familienmitglieder  schon 
üblich,'*'*“')  und  endlich  wird  auch,  wie  wir  bald  sehen  werden, 
der  Familienrath  bezw.  das  Schiedsgericht  auch  für  andere 
Punkte  des  künftigen  Anerbenrechts  nöthig  werden.  Will  man 
das  für  Ifajorat  oder  Minorat  redende  Herkommen  noch  be- 
sonders schützen,  so  kann  man  dies  dadurch  thun,  dass  man 
eine  Abweichung  nur  aus  Gründen  gestattet,  indem  man  etwa 
folgenden  Paragiaphen  einfiihrt:  „Ist  in  einer  Gegend  das 

Majorat  oder  Minorat  hergebracht,  so  hat  der  Familienrath 
eine  Abweichung  von  dieser  Regel  auslührlich  und  schriftlich 
zu  begründen.“ 

§ 47. 

Wir  kommen  nun  zu  dem  praktisch  wichtigsten  Punkte  in 
der  zukünftigen  Gestaltung  des  Anerbenrechts,  zu  der  Be- 
messung der  Abfindungen  und  zu  der  ihre  Grundlage  bildenden 
Berechnung  des  Hofwerthes.  Mit  Recht  erblicken  alle  Schrift- 
steller hierin  den  Angelpunkt  des  ganzen  Bauernrechts;  denn 
an  der  richtigen  Hohe  der  Abfindungen  hängt  die  Jlöglichkeit 
des  Fortbestandes  der  Bauern. 


So  aucli  der  westfalische  Entw'urf. 

Ersteres  in  Hessen-Kassel,  letzteres  in  SUddentschland,  namentlich 
in  Bayern,  Vielfach  besteht  zwar  dort  noch  die  gewohnheitsiuässige  Bevor- 
zugung eines  Sohnes,  sie  ist  aber  nicht  mehr  so  fest,  das.s  nicht  d.avon  im 
einzelnen  Falle  ahgewichon  würde.  (Vgl.  oben  § 2ü). 
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Wir  lial)on  oben  sclion  des  Weiteren  ausgcfülirt,  dass  die 
Berechnung  nach  dom  Ertragrswcrtlie  volkswirthschaftlich  die 
einzig  haltbare  ist,  da  jede  andere  Bereclinungsweise  den  Hof- 
annehmer mit  mathematischer  Siclierheit  unter  Schulden  erdrückt. 
Brentano  und  Fick  haben  nun  zwar  anch  anerkannt,  dass 
prinzipiell  hei  Grundstücken  die  Kapitalisining  des  Ertrags  die 
richtige  Bewerthungsart  bildet.’'-®*'’)  Aber  in  ihrem  Bestreben, 
die  heri-schenden  Erbordnungen  zu  vertheidigen,  suchen  sie 
gleichwohl  auch  die  Anwendung  des  höheren  Tauschwerthes 
durch  allgemeine  Erwägungen  zu  rechtfertigen.  Nun  können 
allerdings  solche  allgemeinen  theoretischen  Betrachtungen  kanni 
ins  Gewicht  fallen,  wenn  die  praktische  Eifahning  lehrt,  dass 
der  Tauschwerth  verderblich  wirkt.  Sie  treffen  indessen  über- 
haupt nicht  zu.  Brentano  (Zukunft  S.  .■).')7)  will  die  Abweichung 
von  Tausch-  und  Ertragswerth  nämlich  dadurch  begründen, 
dass  er  behauptet,  ein  Gut  werde  nur  dort  über  seinen  Ertrags- 
werth bezahlt,  „wo  mit  seinem  Be.sitz  politische  Vorzüge,  Ehren- 
rechte oder  ein  grösseres  gesellschaftliches  Ansehen  verknüpft 
sind“,  oder  wo  „kleine  Leute  Grundstücke  über  ihren  Ertrags- 
werth bezahlen,  weil  sic  von  ihrem  Besitz  die  Sicherung  einer 
stetigen  und  unabhängigen  Arbeitsgelegenheit  ei  wavten“.  Den- 
selben Grund  für  die  höhere  Bewerbung  führt  auch  Fick 
(S.  300/301)  an;  auch  er  spricht  von  der  Vcrschaft'ung  einer 
„selbstständigen  Arbeitsgelegenheit“  und  einer  „bevorzugten 
sozialen  Stellung“,  und  er  findet  es  gerecht,  wenn  der  An- 
nehmer hierfür  mehr  als  den  Ertragswerth  bezahlt,  denn,  so 
folgert  er,  wenn  die  anderen  Kinder  „ihrerseits  wieder  ein  Gut 
erwerben  wollen  und  dadurch  in  die  Lage  zu  kommen  suchen, 
die  der  ihnen  rechtlich  gleichstehende  Uebernehmer  hat,  .so 
müssen  sie  dies  Gut  auch  über  den  Ertragswerth  hinaus 
bezahlen“. 

Allein  diese  Deduktion,  der  etwas  Bestechendes  nicht  ab- 
gesprochen werden  kann,  ist  schon  in  ihrem  Ausgangspunkte 
unsicher.  Es  ist  nämlich  nicht  richtig,  dass  die  angegebenen 
Fälle  die  einzigen  sind,  in  denen  eine  Ueberwerthung  des  Bodens 
cintritt.  Im  Gegentheil,  es  gehört  der  ganze  Optimismus 


itrentano,  Zukunft  S.  6,'>U.  Fick  S.  300. 
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Brentanos,  seine  Ueberzeugung  von  der  wirthscliaftlichen  Vor- 
treffliclikeit  unserer  Eigenthuinsordnung  dazu,  um  überall  nur 
diese  lialtbareu  Gründe  der  üeberwerthung  auzunelimen.  Deren 
wahre  und  fast  überall  zutreffende  Ursaelien  sind  vielmehr 
zwei:  erstens  der  ans  der  echt  deutschen  Vorliebe  für  Grund- 
besitz geborene  Landhunger;  und  zweitens  die  irrige  Annahme, 
dass  die  enorme  Steigerung  der  Reinerträge  in  den  siebziger 
Jahren  eine  bleibende  sein  werde.  Es  soll  dabei  aus  Letzterem 
nicht  einmal  den  Landwirthen  ein  Vorwurf  gemacht  werden. 
Die  lange  Dauer  der  Hausse  rechtfertigte  wohl  die  Annahme, 
dass  es  sich  hier  um  eine  bleibende  Erscheinung  handle;  sie 
entschuldigte  .sogar  den  Optimismus,  der  durch  eine  einzige 
gute  Ernte  die  Bodenpreise  in  die  Höhe  trieb.  Es  ist  ferner 
auch  nicht  wunderbar,  wenn  die  heutigen  Landwirthe,  die  jene 
Periode  noch  erlebt  haben,  sich  noch  immer  nicht  entschliessen 
können,  ihre  Illusion  aufzugeben;  man  gesteht  sich  ja  dann, 
wenn  man  sich  für  vermögend  gehalten  hat,  nicht  gern  ein, 
dass  man  wenig  oder  nichts  besitzt.  Aber  diese  psjchologische 
Rechtfertigung  der  Ueberschätzung  der  Boden werthe  kann  über 
ihre  wirthschaftliche  Grundlosigkeit  nicht  täuschen.  Nicht  nur 
auf  der  Agrarconferenz  wurde  diese  hervorgehoben,  sondern 
auch  die  ofterwähnte  jüngste  bayrische  Enquete  und  die  Um- 
frage des  Vereins  für  Sozialpolitik  haben  ergeben,  dass  die 
Liegenschaftspreise  ohne  jeden  ökonomischen  Grund  nur  durch 
die  Erinnerungen  früherer  Zeiten  hochgehalten  werden. 

Dass  die  von  Brentano  und  Eick  angeführten  Ursachen 
nicht  die  hauptsächlichsten  sein  können,  ergiebt  sich  übrigens 
auch  von  selbst.  Die  Bodenüberwerthung  ist  eine  allgemeine 
Erscheinung.  Wo  aber  gewährt  denn  noch  der  Grundbesitz 
„politische  Vorzüge“  und  „Ehrenrechte?“  Doch  immer  nur  in 
ganz  wenigen  Gegenden!  Und  wo  dies  der  Fall  ist, 
da  trifft  es  nur  beim  Grossbesitze  zu.  Gerade  beim  Gross- 
besitze, ist  aber,  wie  Gamp  auf  der  Agrarconferenz  durch 
Zahlen  bewiesen  hat,  die  Üeberwerthung  nicht  so  vorhanden 
als  beim  Kleinbesitz.  Freilich  bei  diesem  hat  man  als  Er- 
klärungsmittel ja  die  „gesicherte  Arbeitsgelegenheit“  bei  der 
Hand,  die  „Versicherungsprämie  gegen  Arbeitslosigkeit“,  wie 
man  sich  mit  einem  Schlagwort  ausgedrückt  hat.  Es  ist  dies 
allerdings  in  der  That  nur  ein  iSchlagwort,  im  ersten  Augen- 
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blick  einleuchtend,  bei  näherer  Betrachtung  aber  zerrinnend. 
Denn  Prämie  nennt  inan  einen  kleinen  Wcrthzuschlag;  wie 
aber  kann  man  das  eine  Prämie  nennen,  womit  man  das 
Doppelte,  ja  das  Dreifache  vom  gesaminten  Werthe  des  zu 
sichernden  Gegenstandes  bezahlt;  und  das  geschieht  doch,  wenn 
der  Verkaufswerth  sich  wie  bei  uns  auf  ein  Vielfaches  des  Er- 
tragswerthes  beläuft!  IJeberdies  zahlt  man  Prämie  doch  nur 
für  die  Sicherung  von  etwas  Begehrenswerthcm.  Arbeit  an  sich 
ist  aber  niemals  begehrenswerth,  sondern  nur  diejenige  Arbeit, 
die  etwas  einbringt.  Bei  der  in  Deutschland  üblichen  Ueber- 
schätzung  der  Liegenschaften  wirft  aber  die  Arbeit,  wie  wir 
sahen,  vielfach  kaum  des  Lebens  Nothdurft  ab,  sie  dient  nur 
dazu,  für  andere  Zinsen  herauszuschlagen.  Für  die  Sicherung 
solcher  Arbeitsgelegenheit  zahlt  man  keine  Prämie.  Wenn 
auch  hier  noch  von  Prämie  ge.sprochen  werden  sollte,  so  käme 
das  hinaus  auf  eine  Prämie  für  die  Freiheit,  sich  zu  Grunde 
richten  zu  dürfen.  Es  soll  darum  nicht  gesagt  sein,  dass  die 
Betonung  der  gesicherten  Arbeitsmöglichkeit  ein  ganz  verfehlter 
Gedanke  wäre.  Eine  kleine,  wirklich  prämienartige  Erhöhung 
der  Grundwerthe  Hesse  sich  vielleicht  damit  begründen;  aber 
die  Erhöhung,  die  bei  uns  vorhanden  ist,  wird  damit  nicht  er- 
klärt; dazu  ist  nur  genügend  die  Heranziehung  psychologischer 
Momente,  einmal  der  Vorliebe  der  Deutschen  für  Land,  — ein 
Affektionsinteresse  — , und  zweitens  der  Verkennung  des  Nieder- 
ganges in  den  Reinerträgen,  — eine  Illusion.  Aflektious-  und 
lllusionswerthc  berücksichtigt  aber  selbst  das  römische  Recht 
bei  der  Erbtheilung  nicht. 

Brentano  und  Fick  haben  aber  gegen  den  Ertragswerth 
noch  einen  Vorwurf  erhoben,  der  für  uns  weit  schwerer  wiegt; 
sie  behaupten  er  sei  unvolksthümlich.  Die  Bauern  könnten, 
so  meinen  sie,  den  Ertragswerth  schon  deshalb  nicht  anwenden, 
weil  sie  ihn  gar  nicht  zu  berechnen  verständen;  sie  wüssten 
nur,  dass  die  Geschwister  so  und  soviel  erhalten  sollten,  dass 
das  Altentheil  in  der  und  der  Weise  gegeben  werden  solle  u.  s.  w. ; 
aus  diesen  einzelnen  Posten  müssten  dann  Notar  oder  Gericht 
sich  selbst  den  Grundwerth  zusammensetzen. 

Allein  wie  wir  oben  gegenüber  der  ähnlichen  Behauptung, 
die  Bevorzugung  des  Anerben  entspreche  nicht  mehr  der  Rechts- 
überzeugung, feststelleu  konnten,  dass  sie  durch  nichts  besser 
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widerlegt  wird  als  durch  die  von  Brentano  selbst  veranlasste 
und  von  ihm  benutzte  Enquete,  so  ist  es  auch  hier. 

Es  giebt  nur  zwei  Arten,  den  Bodenpreis  zu  berechnen; 
entweder  hält  man  sich  an  den  Ertragswerth  oder  an  den  Ver- 
kaufsweilh.  Einen  dritten  Werth  giebt  es  nicht.  Nun  bestätigen 
alle  Berichte  der  Brentano'schen  Enquete  ohne  Ausnahme  das 
Eine:  Ueberall  wo  die  Bauern  freie  Hand  haben  und  nicht 
durch  bedeutende  Schulden  gezwungen  werden,  den  Hof  zu 
hocii  anzuschlagen,  damit  doch  noch  ein  kleiner  Abtretungs- 
werth herauskommt,  da  nehmen  sie  nicht  den  Verkaufswerth, 
weil  dieser  allgemein  für  ungeeignet  gilt. Soll  es  aber  nicht 
der  Verkaufswerth  sein,  so  bleibt  eben  nur  der  Ertragswerth  übrig. 
Dass  den  Bauern  vielfach  die  Fähigkeit  abgeht,  den  Ertragswerth 
ökonomisch  genau  zu  berechnen  und  dass  sie  darum  mei.st  dem 
Notar  nur  angeben,  was  an  Abfindungen  und  Altentheilen  dem 
Uebernehmer  auferlegt  werden  soll,  ohne  einen  Ansatzpreis  zu 
nennen,  mag  richtig  sein.  Dass  sie  aber  darum  dem  Ertragswerthe 
feindlich  gegenüberständen,  ist  ein  Fehlschluss.  Im  Gegentheil, 
ihren  Angaben  liegt  stets  eine,  wenn  auch  unbestimmte  Voi-stcllung 
vom  Ertragswerthe  zu  Grunde.  Denn  es  wird  immer  betont, 
die  liasten  würden  so  bemessen,  dass  der  Hof  sie  „tragen“ 
könne das  heisst  doch:  man  will  nicht  mehr  als  den  Er- 
trag des  Hofes  vertheilen.  Es  fehlt  denn  auch  in  der  Brentano- 
schen  Enquete  nicht  an  Berichterstattern,  welche  diesen  unbe- 
stimmten und  unbewussten  Bestrebungen  den  richtigen  Namen 
geben  und  gerade  heraussagen,  es  werde  nach  dem  „Ertrags- 
werthe“ abgefunden.'**")  Allerdings  haben  wir  oben  constatiren 
müssen,  dass  die  allgemeine  Ueberschätzung  der  Grundwerthe 
sich  auch  hier  geltend  macht,  und  dass  der  Uebemahmepreis 
daiaim  oft  den  richtigen  Ertragswerth  übersteigt  Das  bedeutet 
aber  nur  eine  fälschliche  Berechnung  des  letzteren,  nicht  aber 
ein  Streben  nach  dem  Verkaufswerthe;  denn  es  wird  ja  allgemein 


Vgl.  Fick  S.  43,  60  51,  07.  6ö.  90.  101,  112,113,  120,  122,  124, 
138,  141,  143,  140,  151,  130.  105,  170,  174,  183/1.S4,  ISO,  199.  200,  243, 
252.  — Diese  stattliche  Zahlenreihe  allein  zeigt  die  seltene  Uebereinstiinmnng 
in  der  Verwerfung  des  Verkaufswerthea, 

Vgl.  oben  § 34— ;1G. 

*‘"'1  Vgl.  namentlich  Fick  S.  ist!,  200,  243. 
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berichtet,  dass  man  den  nicht  haben  will.  Irrthümer  in  der 
einmal  angenommenen  Berec  hnungsart  abzsuchneiden,  darf  sich 
aber  auch  eine  volksthiunliche  Gesetzgebung  nicht  versagen,  ja 
schliesslich  wird  sie  dadurch  bei  der  wachsenden  Einsicht  sich 
auch  den  Dank  der  Betheiligteu  verdienen. 

Steht  somit  die  Zulässigkeit  und  wirthschaftliche  Xothweudig- 
keit  der  Schätzung  nach  dem  Ertragswerthe  fest,  so  ist  doch  unge- 
wiss, auf  welchem  Wege  sic  herbeigeführt  weiden  soll.  Es  sind 
hierfür  bis  Jetzt  als  Handhaben  vornehmlich  der  Grundsteuerrein- 
ertrag und  die  Bodengrösse  benutzt  worden.  Gegen  beide  hat  man 
Bedenken  geltend  gemacht. Und  in  der  That,  wenn  man  sich 
überlegt,  in  welcher  Weise  die  Schätzung  auf  der  einen  oder  anderen 
Grundlage  zu  erfolgen  hat,  so  wird  mau  sich  jenen  Bedenken 
nicht  vei-schliessen  können.  Bei  Zugrundelegung  des  Bodeu- 
areals  z.  B.  müsste  man  doch  sagen;  Für  so  und  so  viel 
Tjandfläche  wird  ein  Keinertiag  von  so  und  so  viel  Mark  ange- 
nommen. Das  wird  sich  aber  kaum  für  bestimuite  Gegenden 
Deutschlands,  geschweige  denn  für  das  ganze  Reich  allgemein 
festsetzen  lassen.  Denn  schon  nach  dem  Kulturgegenstaiide  ist 
das  Verhältuiss  zwischen  Grundtläche  und  Reinertrag  verschieden: 
bei  Korn  ist  er  ein  anderer  als  bei  Rüben,  dort  ein  anderer  als 
bei  Wein,  wieder  anders  bei  Tabak,  Hopfen  etc.  etc.  Diese 
Schwierigkeit  Hesse  sich  vielleicht  noch  heben  indem  mau  sagte: 
auf  dieselbe  Grundfläche  ist  bei  Weizeubau  dieser  Ertrag  anzu- 
uehmen,  bei  Roggenbau  jener,  bei  Rübenbau  ein  dritter  u.  s.  f. 
Allein  das  würde  einmal  eine  fast  endlose  Liste  werden  müssen. 
Ausserdem  ist  dann  aber  der  zweite  Punkt  nicht  berücksichtigt, 
dass  auch  bei  derselben  Pflanze  der  Ertrag  dei'  gleichen  Boden- 
fläche nach  der  Bodnigütc  verschieden  ist.  Ferner  wäre  zu 
berücksichtigen:  Die  verschiedene  Intensität  der  Bevvirth- 

schaftung,  die  Nähe  oder  Ferne  des  zu  schätzenden  Landstücks 
von  Absatzgebieten,  die  Höhenlage,  die  Bewässerung  und  der- 
gleichen. Kurz  eine  allgemeine  Feststellung  des  Reinertrags 
einer  gegebenen  Fläche  Hesse  sich  nur  für  ganz  kleine  Bezirke 
ausführen  und  würde  auch  hier  als  durchschnittliche  im  einzelnen 
Falle  stets  eine  Ungerechtigkeit  enthalten. 


Gegen  den  Grundsteuerreinertrag  namentlich  Marchet  S.  132G. 
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Viele  dieser  Scliwierigkeiten  vermeidet  man,  wenn  man  vom 
rjrundsteuerreinertrage  ausgclit.  Hier  liegt  schon  eine  Schätzung 
des  einzelnen  Landstückes  vor,  welche  auf  dessen  Eigenthüm- 
lichkeiten,  wie  Lage,  Bewirihschaftnngsart  etc.  Rücksicht  nimmt. 
Allein  erstens  sind  diese  Schätzungen  in  Deutschland  vielfach 
schon  vor  längerer  Zeit  vorgenommen  und  in  ihren  Ergebnissen 
deshalb  heute  veraltet.  Dann  aber  muss  docli  der  Ertragswerth 
dadurch  ermittelt  werden,  dass  man  den  Llrnndsteuerreinertrag 
vervielfacht.  Dieser  ^fultiplicator  ist  nun  nach  den  einzelnen 
Gegenden  Deutschlands  überaus  verschieden.  So  hat  das  Höfe- 
gesetz tiir  Hannover  den  20 fachen  Betrag,  das  für  Brandenburg 
den  30  fachen  und  das  für  Schlesien  gar  den  40  fachen  Betrag 
angenommen.  Eine  einheitliche  Regelung  für  Deutscldand  wäre 
deshalb  schwer  möglich.**) 

Es  wird  deshalb  nichts  übrig  bleiben,  als  zur  Schätzung 
im  einzelnen  Falle  zu  greifen,  wie  sie  das  österreichische  An- 
erbengesetz, das  preussische  Höfegesetz  für  Kassel  und  neuerdings 
das  westfälische  Gesetz  beliebt  haben.  Thut  man  aber  dies, 
so  kommt  man  mit  Nothwendigkeit  zu  dem  Schiedsgericht  bezw. 
dem  Familienrat h.**")  Denn  der  Richter,  welcher  sonst  die 

Schätzung  vornehmen  müsste,  ist  doch  nicht  sachverständig 
genug.  Es  ist  aber  besser,  wenn  er  sich  die  sachliche  Be- 
lehrung im  lebendigen  mündlichen  Verkehr  als  Vorsitzender 
eines  Schiedsgerichts  oder  Familie.nraths  von  Verwandten  der 
Abfindlinge  ertheilen  lässt,  als  wenn  er,  wie  es  sonst  geschehen 
müsste,  ein  schriftliches  Gutachten  von  einem  gerichtlichen 
Sachverständigen  erfordert.*^*'*) 

§ 48. 

Auf  die  Einführung  des  Schiedsgerichts  drängt  aber  noch 
ein  zweiter  Punkt  in  der  Bemessung  der  Brautschätze  hin: 


Auf  der  Agrareonferenz  wunle  der  Katastnalreinortrag,  weil  ver- 
altet, als  Massstab  allgemein  vetworfen,  mir  in  Westfalen  wurde  er  als 
geeignet  anerkannt.  Vgl.  Agrareonferenz  S.  250  und  145,  25C.  — Audi 
das  Gutachten  von  Ändr5  (Verhdlgu.  des  Juristentages  de  1895  Bd.  1 S.  48) 
spricht  sich  gegen  den  Katastralreinertrng  aus. 

’*)  So  auch  Gierke,  Erbrecht  in  Grundbesitz  S.  24/25. 

®'*)  Das  neue  westfillische  Gesetz  (§  40)  hat  nur  das  Schiedsgericht. 
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der  dem  Anerben  zu  gewälirende  Voraus.  Wenn  man  ihn  in 
verhüllter  Form  giebt,  d.  h.  durch  eine  absichtlich  zu  niedrige 
Schätzung  des  Hofwerthes,  so  bietet  er  alleidings  neben  der 
Schätzung  keinen  selbständigen  Grund,  ein  Schiedsgericht  zu 
empfehlen.  Was  überhaupt  auf  die  Schätzung  zutriftt,  gilt  dann 
auch  für  ihn,  da  er  dann  einfach  in  dieser  Schätzung  vei- 
schwindet.  Allein  es  ist  Gierke  und  Marchet  vollständig  Recht 
zu  geben,  wenn  sie  den  verhüllten  Voraus  verwerfen  und  einen 
offenen  verlangen.'“')  Denn  mit  Fug  kann  man  den  Gesetzen, 
welche  den  verhüllten  Voraus  haben,  Unredlichkeit  vorwerfen. 
Offiziell  kennen  sie  den  Voraus  nicht;  heimlich  bringen  .sie  ihn 
durch  absichtlich  zu  niedrige  Gutsschätzung  wieder  in  das 
Gesetz  hinein.  Warum  soll  das  Ge.setz  niclit  den  Muth  haben 
wenn  es  den  Voraus  für  angebracht  hält,  dies  ofi'eu  zu  bekennen? 
Und  in  der  That  gibt  es  kaum  etwas  Gerechtfertigteres  als  den 
Voraus.  Er  wird  auch  durch  Einschätzung  des  Gutes  nacli  dem 
Ertrage  keineswegs  überflüssig.  Denn  wie  wir  schon  des 
Weiteren  aiusgerührt  haben,  (§  .‘J4)  gebührt  dem  Anerben  auch 
dann  ein  Voraus  als  Risiko-  oder  Reservefonds. 

Muss  aber  einVoraus  gewährt  werden,  so  wird  man  auch  seine 
Bemessung  in  die  Hände  eines  Schiedsgerichtes  oder  Familienrathes 
legen  müssen.''^“)  Denn  seine  Höhe  lässt  sich  nicht  allgemein, 
sondern  nur  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  bestimmen.  Er  muss  so 
hoch  sein,  dass  der  Anerbe  bestehen  kann;  und  diese  Höhe  ist 
begreiflicherweise  bei  den  verschiedenen  Gütern  verschieden. 
Allgemein  kann  man  höchstens  die  Grenzen  angeben,  in  denen 
der  Voraus  sich  halten  muss.  Denn  ein  durchschnittliches 
Maximum  und  Minimum  lässt  sicli  vielleiclit  durch  ganz  Deutsch- 
land hin  für  ihn  feststellen.  “’*) 


(iierkfi  a.  a.  O.  S.  23;  Marclict  S.  1320. 
s“)  In  Sfliniollers  Jnlirlmcli  Bit.  is  S.  38.1. 

So  auch  Giorke  (a.  a.  O.  S.  24  2ö  uniUnriatentaB  de  1895,  Bd.  2 
S.  102  103.) 

^■o*)  Das  neue  weslfftliselie  Gesetz  betritt  niolit  diesen  We«.  sondern 
billigt  den  Anerben  ’ j des  Ertragswertlies  zu.  Wie  wenig  aber  solche 
Bemessung  auch  nur  tür  eine  Provinz  allgemein  zutriflt.  ergieht  sich 
daraus,  dass  das  Abgeordnetenhaus  den  Voraus  für  einzelne  Gegenden 
Westfalens  auf  ' j herabgesetzt  hat  (§  2ö  des  Entwurfs). 
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Es  ist  nun  wolil  an  der  Zeit  nacli  der  vielfachen  Erwälinung 
des  Schiedsgerichts  auf  seine  künftige  Gestaltung  näher  einzu- 
gehen. Hier  erwächst  zunächst  die  Prinzipienfrage:  reines 
Schiedsgericht,  reiner  Eamilienrath  oder  beides  zusammen.  Der 
Familieurath  hat  den  Volksbrauch  für  sich;  in  Hessen-Kassel 
ist  er  althergebracht,  und  die  namentlich  in  bayrischen  Gegenden 
übliche,  gütliche  Einigung  der  Miterben  untereinander  ist  ihm 
praktisch  sehr  ähnlich.  Ein  Gleiches  kann  man  dem  Schieds- 
gerichte nicht  nachrühmen;  es  ist  zwar  von  den  Höfegesetzen 
vielfach  beliebt  worden,  es  ist  aber  ebenso  wie  diese  ein 
modernes  künstliches  Produkt.  Gleichwohl  sind  in  letzter  Zeit 
gegen  den  reinen  Famlienrath  Bedenken  entstanden,  die  früher, 
als  er  in  Ucbnng  kam,  keine  Berechtigung  hatten.  Der 
Familienrath,  welcher  die  Person  dos  Anerben  zu  wählen  und 
die  Höhe  der  Abfindungen  zu  bestimmen  hat,  muss,  wenn  anders 
sein  Wirken  zum  Segen  des  Hofes  gereichen  soll,  von  land- 
wirthschaftlichen  Dingen  etwas  verstehen.  Früher  war  dies 
Verständniss  ziemlich  allgemein  verbreitet.  Auch  diejenigen 
Sprösslinge  des  Bauernstandes,  welche  ausserhalb  des  väterlichen 
Hofes  ein  Unterkommen  suchen  mussten,  blieben  meist  auf  dom 
I.,ande  wohnen  und  bewahrten  so  die  lebendige  Berührung  mit 
der  Landwirthschaft.  Wenn  sie  aber  wirklich  in  die  Städte 
zogen,  so  waren  das  nicht  jene  dem  platten  Lande  gänzlich 
entfremdeten  Industriestädte  von  heute,  sondern  kleine  Land- 
städtchen, in  denen  meist  die  Ackerwirthschaft  eine  Hauptrolle 
spielte,  jedenfalls  aber  die  Kenntniss  dessen,  was  draussen  bei 
den  Bauern  vorging,  von  Wichtigkeit  und  Interesse  war.  Das 
ist  heute  ganz  anders.  Wenn  der  Bauernsohn  in  die  Stadt 
zieht,  so  kommt  er  in  einen  ganz  anderen  Lebenskreis,  wh'd 
so  mit  durchaus  neuen  Anschauungen  erlullt,  dass  er  als 
Familienrath  in  landwirtlischaftlichen  Dingen  später  nicht  mehr 
gedeihlich  wirken  kann. 

Ein  Schiedsgericht  dagegen  lä.sst  sich  so  gestalten,  dass  es 
hinreichend  sachverständig  ist.  Gleichwohl  ist  es  allein  auch 
nicht  zu  empfehlen.  Zunächst  wie  gesagt,  entbehrt  seine  Ein- 
führung des  historischen  Rückhalts;  die  Bauern,  nur  au  das 
Eingreifen  von  Verwandten  gewöhnt,  würden  durch  ein  aus 
Fremden  bestehendes  Gericht  sich  wahrscheinlich  vergewaltigt 
fühlen.  Ferner  besteht  die  Gefahr,  dass  ein  üemdes  Schieds- 
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gericht  zu  sehr  das  Interesso  der  Allgemeinbeit  an  der  Er- 
haltung der  Bauernhöfe  ins  Auge  fasste  und  zu  wenig  wanne 
Fürsorge  für  das  Wohl  der  einzelnen  Familienmitglieder  be- 
zeigte. 

Es  empfiehlt  sich  demnach  eine  Combination  von  Familien- 
rath und  Schiedsgericht.  Sie  ergiebt  sich  gewissermassen 
naturgemäss.  Zunächst  müssen  die  Interessen  der  Familien- 
mitglieder gewahrt  werden.  Sie  werden  durch  Berufung  zweier 
Verwandten  geschützt.  Alsdann  kommen  die  Interessen  der 
Allgemeinheit  an  der  leistungsfähigen  Erhaltung  der  Höfe.  Sie 
werden  berücksichtigt  durch  Zuziehung  des  Gemeindevorstandes. 
Alsdann  würde  noch  ein  Sachverständiger  aus  dem  Bauernstände 
hinzutreten  müssen  für  die  nüthig  werdenden  Abschätzungen. 
Endlich  wäre  der  Vorsitz  in  dem  Schiedsgericht  dem  Amtsrichter 
zu  übertragen;  denn  dessen  Betheiligung  ist  nicht  zu  umgehen. 
Wenn  man  es  überhaupt  für  zweckmässig  hält,  Auseinander- 
setzungen vom  Richter  vornehmen  zu  lassen,  — und  das  thut 
man  doch  — , so  muss  man  diese  Gepflogenheit  ganz  besonders 
bei  bäuerlichen  Auseinandersetzungen  beobachten:  denn  die  dabei 
mitwirkenden  Bauern  sind  doch  gewiss  noch  mehr  in  Gefahr, 
sich  in  den  Irrgängen  des  Rechts  nicht  zurecht  zu  finden,  wie 
es  bei  städtischen  Auseinandersetzungen  der  Fall  ist. 

Das  Fanlilienschiedsgericht  bestände  sonach  aus  zwei  festen 
ilitgliedern,  dem  Amtsrichter  und  dem  Gemeindevorstand,  und  aus 
drei  zu  wählenden.  Für  alle  Mitglieder  ist  als  oberste  Forder- 
ung diejenige  nach  möglichster  Sachkunde  aufzustellen  und  des- 
halb ihre  Zugehörigkeit  znm  Bauern.stande  zu  verlangen.  Auch 
für  den  Gemeinvorstand  muss  diese  Forderung,  soweit  irgend 
angängig,  durchgesetzt  werden.  Es  würde  deshalb  etwa  anzu- 
orduen  sein:  „In  dem  Familien-Schiedsgericht  hat  der  Gemeinde- 
vorsteher Sitz  und  Stimme,  .sofern  er  dem  Bauernstände  ange- 
hört. Ist  dies  nicht  der  Fall,  .so  hat  der  Amtsrichter  nach 
vorgängiger  Anhörung  des  Gemeindevorstehers,  von  dessen 
Vorschlag  er  aus  besonderen,  namhaft  zu  machenden  Gründen 
abweichen  darf,  ein  anderes  bäuerliches  Mitglied  des  Gemeinde- 
vorstandes (Gemeindeschöppe)  auszuwählen.  Findet  sich  ein 
solches  nicht,  so  verbleibt  es  bei  der  Berufung  des  Gemeinde- 
vorsteliers.“ 

Für  die  Wahl  der  drei  weiteren  Mitglieder  kann  man,  un- 
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beschadet  des  Grundsatzes  ihrer  Zugehörigkeit  zum  Baueim- 
staude,  zunächst  den  auf  gütlicher  Einigung  beruhenden  Vorschlag 
der  Erben  entscheiden  lassen.  Doch  wird  man  für  die  beiden 
Verw'andten  fordern  müssen,  dass  die  Wahl  zuvörderst  die 
nächsten  Verwandten  berücksichtige  und  deshalb  ein  Hinaus- 
greifen über  den  dritten  Grad  der  Seitenverwandschaft  und  den 
zweiten  der  Seitenschwägerschaft  an  eine  besondere  Genehmigung 
des  Amtsrichters  knüpfen.  Kommt  eine  gütliche  Einigung  der 
Erben  binnen  einer  vom  Amtsrichter  zu  stellenden  Frist  nicht 
zu  Stande,  so  erfolgt  die  Berufung  der  beiden  Verwandten  nach 
sachlichen  Grundsätzen.  Zunächst  giebt  die  Zugehörigkeit  zum 
Bauernstände  den  Vorrang;  alsdann  die  Gradesnähe.  Die  so 
Berufenen  können  aber  leicht  allzu  weite,  wenig  mit  den  Ab- 
tindlingen,  deren  Wohl  und  Wehe  ihnen  an  vertraut  ist,  zu- 
sammenhängende Verwandte  sein.  Dieser  Nachtheil  wird  nun 
durch  ihre  Sachkunde  zwar  etwas  aufgewogen,  jedoch  nicht 
völlig  ausgeglichen.  Wenigstens  einer  der  Verwandten  muss 
deshalb,  wenn  irgend  angängig,  ein  möglichst  nalier  sein.  Es 
eui])flehlt  sich  sonach  folgende  Be.stimmung;  „Finden  sich  aus 
den  bäuerlichen  Verwandten  keine,  die  mit  den  Abiindlingen 
noch  in  persönlichem,  näheren  Verkehr  stellen,  so  erfolgt  die 
Berufung  auch  eines  nichtbäuerlichen  Verwandten  nach  der 
Gradesuähe.“ 

Was  endlich  das  sachverständige  Mitglied  anlangt,  so  wird 
man  auch  hier  dem  vereinten  Vorschläge  der  Erben  billig  den 
Vorrang  lassen.  Auch  hier  hat  der  Amtsrichter  die  Erben  zur 
Ausübung  ihres  Vorschlagsrechtes  aufzufordern  und  ihnen  eine 
Frist  zu  setzen,  w’elche  auf  Antrag  — falls  eine  Einigung  noch 
zu  holl'en  ist  — mehreremal  verlängert  werden  kann.  Nach 
fruchtlosem  Ablauf  der  Fristen  ernennt  der  Amtsrichter  den 
Sachverständigen  nach  Anhörung  der  Erben. 

Das  Verfahren  des  so  gebildeten  Familien-Schiedsgerichts 
ist  mit  wenigen  Worten  geregelt.  Den  Vorsitz  in  den  Sitzungen 
führt  der  Amtsrichter.  Zur  Beschlussfa.ssung  gehört  die  An- 
wesenheit aller  Mitglieder.  Der  Amtssichter  hat  diese  deshalb 
zum  Besuche  der  Sitzungen  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten. 
Es  entscheidet  einfache  Stiniinenniehrheit.  Die  Stimme  muss 
stets  in  der  Kichtung  abgegeben  werden,  dass  durch  die  Ent- 
scheidung dem  Hofesannehmer  der  Fortbestand  auf  dem  Gute 
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ermögliclit  wird,  im  üebrigeu  erfolgt  die  Stimmabgabe  nach 
freier  Ueberaeugung,  jedoch  muss  die  Schätzung  des  Gutes  stets 
nach  dem  Ertragswerthe  erfolgen.  Die  Gesammt-Eiitscheidung 
des  Schiedsgerichts  ist  schriftlich  zu  begründen,  namentlich  hin- 
sichtlich der  Gutsschätzung;  sie  muss  zutreffenden  Falls  ersehen 
lassen,  warum  zum  Anerben  nicht  der  älteste  bezw.  jüngste 
Sohn  gewählt  ist.  Eine  Anfechtung  der  Entscheidung  findet 
nur  wegen  Verletzung  absoluter  Rechts voi-schrifteu  statt. 

§ 49. 

Den  Auszahlungsmodus  der  so  vom  Schiedsgericht  festge- 
stellten  Abfindungen  wird  mau  auch  dem  Schiedsgerichte  an- 
heimstellen können.  Der  Gedanke,  die  Auszahlung  in  Renten 
zwingend  vorzuschreiben,'*^)  hat  viel  für  sich,  weil  der  Grund 
und  Boden,  wie  schon  öfter  betont,  nur  Renten  hervorbringt; 
der  Gedanke  ist  deshalb  auch  von  dem  preussischen  Anerben- 
gesetz für  Rentengüter  und  von  dem  Entwürfe  für  Westfalen 
adoptirt  worden.  Allein  unter  heutigen  Verhältnissen  führt 
seine  Durchführung  dazu,  dass  die  iliterben  nicht  das  erhalten, 
was  ihnen  auch  nach  den  Grundsätzen  des  Anerbenrechts  ge- 
bührt. Denn  danach  haben  auch  die  Miterben  ein  kleines  Be- 
tricbskapitcl  zu  verlangen,  welches  ihnen  mit  Hilfe  eigener 
Aibeit  möglich  macht,  in  dem  von  ihnen  gewählten  Berufe  sich 
eine  Lebensstellung  zu  gründen.  Die  Rentenschuld  kann  ihnen 
ein  solches  Kapital  niemals  gewähren.  Denn  aus  einer  Reute 
ist  nur  Kapital  zu  schlagen  durch  ihren  Verkauf.  Dieser  kann 


In  welcher  Weise  dies  zu  geschehen  hat,  oh  durch  Beschwerde  oder 
Klage,  ob  dann  hei  Aufliebung  der  Entscheidung  das  Verfahren  wiederholt 
worden  muss  oder  ob  die  aufhebende  Behörde  selbst  schätzen  darf,  dass 
alles  sind  Details,  die  wir  nicht  erörtern  können.  — Bemerkt  sei  noch,  das 
das  neue  westfälische  Gesetz  die  Thätigkeit  des  .Viutsrichters  nur  als  eine  ver- 
mittelnde auffasst,  und  dass  darum  die  von  ihm  veranlasste  .Schatzung,  wenn 
die  lliterben  sie  nicht  im  Erbrezessc  anerkennen,  nur  exeinplitikatorische  und 
moralische  Autorität  hat.  Dem  A’erf.  erscheint  diese  Regelung  höchst  un- 
praktisch. Sie  entspricht  auch  nicht  dem  Gedanken  des  Schiedsgerichts. 

Er  ist  zuerst  namentlich  von  Gierke  a.  a.  Ü.  S.  25  f.  vertreten, 
und  hat  viele  Anhänger  gefunden,  vor  allem  auf  der  Agrarconferenz.  Auch 
der  Juristentag  von  1895  nahm  einen  dahingeheuden  Antrag  mit  gro.«ser 
Mehrheit  au. 
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ja  nun  gesetzlich  gestattet  weiden  und  ist  vom  B.  G.  ß.  gestattet; 
aber  diese  gesetzliclie  Möglichkeit  ist  praktisch  werthlos.  Denn  so 
lange  die  Rentenschnld  in  unserem  Volke  nicht  wieder  lebendig  ge- 
worden ist,  wird  der  Verkehr  mit  Renten,  ihr  Kauf  und  Verkauf 
grosse  Schwierigkeiten  darbieten.  Vollends  gar,  wenn  die  Rente, 
wie  vielfach  beabsichtigt  wurde,  als  Tilgungsrente  gestaltet  wird, 
erhält  der  Miterbe  nichts  von  dem  ihm  gebührenden  kleinen 
Kapitale.  Er  empfängt  jährlich  kleine  Beträge,  die  in  seinem 
Haushalte,  ohne  wesentlichen  Beihilfe  zu  leisten,  verbraucht 
werden,  und  auf  einmal  ist  sein  ganzes  Recht  zu  Ende,  ohne 
dass  er  besonderen  Nutzen  davon  gehabt  hätte  Will  man 
deshalb  die  Rentenabflndung  zulassen,  so  muss  man  sie  als  ver- 
käufliche und  auf  beiden  Seiten  jederzeit  zur  Ablösung  in 
Kapital  kündbare  Renten  gestalten.  Zur  Erleichterung  des 
Anerben  kann  n)an  ja  dann  für  den  Ablüsungsfall  nach  dem 
Muster  des  neuen  preussischen  Anerbengesetzes  für  Reutengüter 
staatliche  Rentenbanken  eingreifen  lassen.™) 

AV’as  die  Verzinsung  und  Vererbung  der  Abfindungen,  und 
die  damit  zusammenhängende  Frage  des  Beisitzes  anlangt,  so 
darf  an  dem  alten  Wererecht  hierüber  nicht  gerüttelt  werden. 
Der  Beisitz  namentlich  ist,  wie  schon  oben  betont,  einer  der 
Grundpfeiler  des  Anerbenrechts.  Die  von  diesem  beliebte  Be- 
vorzugung des  Anerben  findet  eben  ihre  moralische  Stütze  darin, 
dass  das  Gut  als  Fainiliengut  den  Familiengliedern  in  Un- 
mündigkeit, Krankheit  und  Noth  eine  Zuflucht  bietet.^*')  Das 


Du'se  llutiviikeii  hat  iiaineiitlich  der  Oberbürgermeister  Struekmami 
in  der  lierreiibaiissitzung  vom  iO.  Januar  ix'.ni  bei  der  Beratlmug  des 
.\iierbengeseUe.s  für  Reiilengüter  treffend  dargelegt.  Vgl.  Tägliche  Hund- 
schau Nr.  S5,  J V.  11.  Febr.  1SÖ6. 

Staatlichen  Aiiiortisationskassen  redet  auch  Soergel  § Ul  d.as 
Wort.  — Auch  das  westfalische  Gesetz  hat  jetzt  die  beiderseits  künd- 
bare Keilte  und  sieht  Ablösung  durch  die  Jjandschal'ten  vor  (§  29,  30, 
31  a.  a.  O.) 

Jlan  sage  nicht,  dass  diese  Verhältnisse  nicht  mehr  existiren. 
Noch  leben  im  Bauernstände  die  alten  Sitten  und  Anschauungen;  nur,  wie 
lange  sie  noch  leben  werden,  wenn  sich  ihnen  die  Gesetzgebung  andauernd 
feindlich  gegenüberstellt,  das  ist  zweifelh.aft.  Vorläufig  aber  hört  man  noch 
von  überall  berzerfreuende  Schilderungen  von  Bewahrung  des  Familien- 
lebens in  alter  Art.  Namentlich  aus  deu  deutschen  .Mpeuiäuditrn,  den 
Uochburgen  althäueriichen  Wesens,  kommen  solche  Berichte. 

n Dallsig,  Gruaderbrecbl.  23 
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alte  Recht  ist  deshalb  in  dem  neuen  Gesetze  einfach  abzn- 
schieiben.  Nach  wie  vor  empfängt  der  im  Hofe  verbleibende 
Abfindung  zwar  keine  Zinsen,  aber  Unterhalt,  dafür  muss  er 
denn  auch  mitarbeiten  und  bei  seinem  Tode  verbleibt  seine 
Abfindung  dem  Hofe.-*’^*) 

Ebenso  wird  es  hinsichtlich  der  Sicherungsmittel  für  die 
Abfindungen  am  zweckmässigsten  beim  bestehenden  Rechte  be- 
lassen. Man  wird  auch  künftig  die  Abfindung  nicht  schlechthin 
für  eine  Reallast  erklären  dürfen;  einen  Pfaudrechtstitel  soll 
sie  aber  weiter  bilden.  Nahezu  das  praktische  Ergebniss  der 
Reallast  wird  übrigens  erreicht,  wenn  man  dem  im  Schieds- 
gerichte präsidirenden  Amtsrichter  es  zur  Pflicht  macht,  für 
die  grundbuchliche  Eintragung  der  Abfindungen  Sorge  zu  tragen. 
Und  zwar  wäre  es  dann  angemessen,  dem  von  einer  Aus- 
fertigung des  Recesses  begleiteten  Ersuchen  dieses  Aintsrieliters 
die  Kraft  beizulegen,  dass  daraufhin  die  Eintragung  zu  er- 
folgen hat.^ö^) 

Anch  hinsichtlich  des  Verhältnisses  des  Anerbenrechts  zum 
Pflichttheilsrecht  ist  das  bisherige  Recht  beizubehalten.  Denn 
das  Pflichttheilsrecht  selbst  muss  zwar  wie  wir  schon  erklärten, 
gewahrt  bleiben.  AVenn  aber  der  Zweck  des  Anerbenrechts 
nicht  vereitelt  werden  soll,  so  müssen  die,  für  bäuerliche  Güter 
überhaupt  allein  richtigen,  anerbenrechtlichen  Schätzungsgrund- 
sätze auch  gegenüber  dem  Pflichttheilsrecht  Anwendung  finden. 
Der  Pflichttheil  ist  eben  begrifflich  weiter  nichts  als  eine  Quote 
des  Erbtheils;  bei  bäuerlichen  Vermögen  also  selbstverständlich 


In  dieser  Kichtung  war  die  GostÄlt,  welche  das  westiälischo  tic- 
seta  vom  pr.  Ilerrctihause  crlialteu  liatte,  weitaus  besser  als  die  Kassiing, 
welche  ihm  zuletzt  das  Abgeordnetenhaus  gegeben  hat.  Dieses  hat  den 
Beisitz  auf  die  Zeit  his  zum  iö.  Leben.sjalir  beschränkt  und  den  wichtigen 
Satz  weggelassen,  dass  die  Abfindung  der  im  Hofe  verstorbenen  .\btindlinge 
au  den  Hof  zurückfällt.  (§  35  a.  a.  ü.) 

®''>)  Das  westfälische  Gesetz  belässt  es  heim  i’fandrechtstitel,  es  giebt 
ihn  sogar  nicht  blos  fiir  die  Abfindungen,  sondern  auch  für  alle  aus  dem 
Anerbenrecht  fiiessenden  Ansprüche.  Das  dürfte  in  einzelnen  Fällen  zuweit 
gehen,  das  (srundbuch  überlasten  und  den  Verkehr  mit  Landgütern  beein- 
trächtigen. ,Vgl.  § 37  a.  a.  O.) 
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eine  Quote  des  nach  bäuerliclier,  d.  h.  anerbenrechtlicher  Weise 
ermittelten  Erbtheils.-*^*^') 


§ 50. 

Neben  dem  Verhältnisse  von  Anerbenrecht  und  Pflicht- 
theilsrecht  bleiben  noch  die  Beziehungen  zu  erörtein,  welche 
künftig  zwischen  Anerbenrecht  und  ehelichem  Güten-echt  be- 
stehen sollen. 

Diese  Beziehungen  sind  von  hervorragender  Wichtigkeit. 
Gerade  an  der  ungeschickten  Gestaltung  des  ehelichen  Güter- 
lechts  sind  von  jelier  die  für  den  Bauernstand  bestimmten  Ge- 
setze gescheitert.  Schon  Joseph's  II.  österreichisches  Anerben- 
gesetz wurde  wegen  seiner  Eingriffe  in  das  Güterrecht  mit 
„vielfältigen  und  dringenden  Beschwerden“  begleitet  und  musste 
aufgehoben  werden.  Ebenso  scheiterte  allein  am  Güterrecht 
das  erste  preussische  Gesetz  für  Westfalen  aus  den  vierziger 
Jahren,  und  gleicher  Weise  war  das  Güterrecht  einer  der 
Hauptgründe  dafür,  dass  das  bayrische  Stammgutsgesetz  von 
1855  ein  todtgeborenes  Kind  geblieben  ist.  Deshalb  sollte  man 
sicli  auf  dem  Gebiete  des  elielichen  Güterrechts  und  seiner 
Berührungsgebiete  gänzlich  von  allem  Herumtasten  und  Ex- 
perimentiren  freihalten.  Wirtlischaftliche  Zweckmässigkeits- 
erwägungen werden  hier  allerdings  kaum  den  .\nlass  zu  solchen 
Versuchen  geben;  desto  mehr  aber  die  sogenannten  Forderungen 
der  „Gerechtigkeit.“  Und  vor  diesen  muss  man  sich  hier 
besonders  hüten.  Denn  wenn  es  überhaupt  die  von  den 
städtischen  Gesetzgebern  ausgehende  moderne  „Gerechtigkeit“ 
ist,  welche  vom  Landvolk  nicht  ver.standen  wird,  seine  Rechts- 
anschauungeu  verletzt  und  es  zu  einem  schroffabweiseuden  Ver- 
halten gegen  das  neue  Recht  verleitet,  so  weichen  gerade  bei 
der  Auffassung  des  ehelichen  Verhältnisses  und  seiner  Folgen 
die  Anschauungen  der  massgebenden  städtischen  und  ländlichen 
Kreise  besonders  weit  von  einander  ab.  Es  ist  doch  nach  den 
Reichstagsverhandlungen  über  das  bürgerliche  Gesetzbuch  nicht 
mehr  zu  verkennen,  dass  die  ersteren  von  Strömungen  beherr.scht 


^•'3  8o  atich  (In.s  westfalisdio  Gesetz  § 38, 
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oder  wenigstens  beeinflusst  werden,  die  auf  niögliclist  mechanische 
Gleichstellung  beider  Geschlechter  abzielen,  nnd  die  abgesehen 
von  ihrer  sonstigen  Berechtigung  auf  dem  Laude  jedenfalls 
nicht  begitlndet  sind  und  vor  allem  nicht  verstanden  werden. 
Für  die  Bestrebungen  der  modernen  Frauen  hat  weder  der 
Bauersmann  ein  Herz,  noch  die  Bauersfrau,  trotzdem  sie  die 
wahrhaft  nutzbringende  Gleichberechtigung,  die  heiTschende 
Stellung  im  Innern  des  Hauses,  das  Zusammenhalten,  Vertheilen 
nnd  Verwalten  des  vom  Manne  Erworbenen,  das  ihr  von  jeher 
bei  den  Ariern  gebührte,  mehr  zur  Geltung  zu  bringen  und 
auch  besser  zu  vertreten  versteht  als  die  heutigen  Emancipatious- 
schwärmerinnen.  Man  kann  deshalb  nichts  Besseres  thun,  als 
das  geschichtlich  gewordene  Recht  auch  fernerhin  beibchalten. 
Damit  vermeidet  man  alle  unsicheren  Experimente  und  man  hat 
anderseits  die  Gewähr,  dass  man  etwas  Praktisches,  d.  h.  den 
Verhältnissen,  aus  denen  es  selbstthätig  herausge wachsen  ist. 
Entsprechendes  erwählt  hat  und  zugleich  auch  etwas  wahrhaft 
Gerechtes,  d.  h.  etwas,  das  den  überlieferten  Rechtsanschauuugen 
der  Betheiligten  genügt.'*'^'*) 

Was  wir  deshalb  oben  Uber  die  jetzigen  Einwirkungen  des 
bäuerlichen  Güterrechts  auf  das  Erbrecht  ausgelührt  haben,  soll 
auch  für  die  Zukunft  Geltung  haben.  Namentlich  der  Beisitz 
des  längstlebeuden  Elterntheils  darf  nicht  angetastet  werden; 
er  ist  für  den  Bestand  des  Anerbenrechts  ebenso  wichtig,  wie 
der  oben  betonte  Beisitz  der  Geschwister  des  Anerben.-*^''*) 
Nur  in  einer  Weise  kann  man,  wie  wir  schon  ausführten,  über 
das  bestehende  Recht  hinausgehen,  aber  in  einer  Richtung, 
welche  durch  die  bisherige  Entwicklung  bereits  vorgezeichnet 
ist.  Das  Uebernahmerecht  des  überlebenden  Ehegatten  bei 
seiner  Wiederverheirathung,  seine  Befugniss.  dann  wie  ein  An- 


**'■')  Auch  Fick  S.  e67  führt  aus,  dass  das  elielicho  GUterrecht  des 
bur;;crlichen  Gesetzbuches  de»  Ansebauungeu  der  Bauern  nicht  entspreche; 
ihnen  sage  die  Gütergemeinschaft  am  meisten  zu.  — Die  Wichtigkeit  des 
ehelichen  GUterrcchts  wird  übrigens  in  allen  eimschlägigen  .Schriften  aner- 
kannt. Vgl.  auch  Winkelmauu  auf  der  .^grarconferenz  S.  St:). 

.137«^  Es  i.«t  deshalb  durchaus  zu  hilligen,  wenn  das  westfalische  Ge- 
setz {§  30)  auch  dem  nicht  in  Gütergemeinschaft  stehenden  Ehegatten  den 
Beisitz  gewährt. 
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erbe  seine  eistelieliclien  Kinder  abzufinden,  diese  Beiiigniss,  die 
heute  schon  gegendweise  besteht,  kann  man  verallgemeinern, 
mindestens  für  den  Fall,  dass  der  Hof  von  dem  Ueberlebenden 
herrührt.  Weitere  Aenderungen  des  bestehenden  Rechts  sind 
aber  gefährlich. 


§ 51. 

Zum  Schluss  müssen  wir  noch  die  für  die  gesetzgeberische 
Behandlung  des  Anerbenrechts  wichtige  Frage  berühren,  in- 
wiefern dasselbe  mit  Verschuldungsbeschränkungen  verbunden 
werden  soll. 

Wir  sehen  hier  zunächst  ab  von  den  grossartigen  Vor- 
schlägen, die  Lorenz  von  Stein  in  seinem  Buche  „Bauerngut 
und  Hufenrecht“  macht.  Diese  Vorschläge  haben  zwar  sehr 
viel  für  sich;  sie  knüpfen  auch  in  genialer  Weise  an  alte 
deutsche  Einrichtungen  an ; aber  sie  würden  eine  zu  vollständige 
L'm Wälzung  der  heutigen  Verhältnisse  bedingen,  als  dass  sich 
jetzt  Aussicht  auf  ihre  Verwirklichung  böte.  Gleichwohl,  wenn 
die  jetzigen  Zustände  noch  weiter  fortfahren  sich  zu  ver- 
schlimmern, so  wird  man  sich  doch  noch  entschlie.sseu  müssen, 
durch  Ausführung  jener  Pläne  zwar  tief  in  alles  Bestehende 
einznschneiden,  dafür  aber  auch  das  Uebel  an  seiner  Wurzel 
zu  treffen.  Zunächst  indessen  stehen  die  von  Stein  befür- 
worteten Massnahmen  noch  nicht  im  Vordergrund  des  Interesses, 
es  ist  vielmehr  ein  anderes  Auskunftsmittel;  das  vornehmlich 
erörtert  wird,  nämlich  die  Schaffung  eines  Existenzminimums. 
Hierbei  handelt  es  sich  nun  eigentlich  weniger  um  eine  Ver- 
schuldungs-  als  um  eine  Executionsbeschränkung.  Es  soll,  auch 
wenn  der  Hof  schuldenhalber  verkauft  wird,  dem  Besitzer  immer 
ein  Theil  belassen  werden,  von  dem  er  uothdürftig  eine  Familie 
ernähren  kann. 

Es  ist  diese  Massregel  keineswegs  ohne  Anknüpfungspunkte 
in  unserem  bisherigen  Rechte.  In  Oesterreich  wenigstens  giebt 
es  ein  direkt  auf  Landgüter  bezügliche  Versteigerungsvor- 
schrift w'elche  einen  Auklang  an  das  Existenzminimum 


Vgl.  Marchei  S.  1337. 
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bildet.  Wenn  dort  der  fiir  ein  Immobile  gebotene  Preis  nicht 
ein  Drittel  des  Schätzungswerthes  oder  Ausrufpreises  erreicht 
und  die  Durchfiihrung  dieser  Veräusserung  das  wiilhschaftliche 
Verderben  des  Schuldners  herbeizufiiliren  geeignet  ist,  so  kann 
das  Gericht  auf  Ansuchen  des  Schuldners  die  Execution  unter- 
brechen und  für  unwirksam  erklären.  Vor  Ablaul  eines  Jahres 
kann  dann  dieses  Immobile  nicht  wieder  zur  Execution  gezogen 
werden.  In  Deutschland  haben  wir  für  Immobilien  eine  ähn- 
liche Bestimmung  nicht.  Dagegen  findet  sich  bei  Mobilien  der 
auch  dem  Existenzminimum  zu  Grunde  liegende  Gedanke,  dass 
dem  Schuldner  einige  wenige  Arbeitsmittel  belassen  werden 
müssen,  verwirklicht  durch  § 71.5  C.  P.  0.,  welcher  dem  Hand- 
werker das  nothdürflige  Handwerkszeug,  dem  Landmann  die 
Aussaat,  dem  Beamten  die  Amtstracht  n.  s.  w.  belässt. 

Die  Ausdehnung  dieses  Grundsatzes  auf  Liegenschaften 
würde  es  bedingen,  dass  dem  Landmann  auch  immer  einiges 
Land  belassen  werden  muss,  genau  wie  es  die  Lehre  vom 
Existenzminimum  fordert.  Allein  diese  Ausdehnung  hat  doch 
ihre  schweren  Bedenken. 

Mobilien  sind  beliebig  theilbar.  Es  schadet  deslialb  nichts, 
wenn  ein  Theil  von  ihnen  der  Execution  entzogen  wird. 
Dadurch  wird  der  exequierbare  Theil  nicht  schlechter  verkäuflich. 
Anders  bei  Immobilien.  Diese  sind  nicht  beliebig  theilbar. 
Durch  eine  Abtrennung  unveräusserlicher  Theile  wird  deshalb 
der  zur  Versteigerung  freigelassene  Best  entwerthet.  Er  wird 
um  .so  mehr  entwerthet,  als  der  ausgesonderte  unangreifbare 
Bestand  stets  das  Wohnhaus  und  die  Wirthschaft.sgebäude  um- 
fassen wird.  Die  freigelassenen  Stücke  sind  de.shalb  stets  von 
ihrem  Betriebsmittelpunkte  abgerissene  Fetzen.  Eine  andere 
Betriebsstätte  wird  man  aber  kaum  auf  ihnen  errichten  können, 
da  .sie  entweder  zu  klein  sind  oder  örtlich  nicht  genug  bei  ein- 
ander liegen,  um  von  einem  Punkte  aus  bewirthschaftet  werden 
zu  können.'*^'***) 


*•■’*)  Man  stelle  sicli  z.  15.  vor,  dass  die  zur  Versteigening  kommenden 
Ländereien  um  den  Hof  lierumliegen.  Dann  wird  als  Exiatenzminimum 
uatürlicli  der  Hof  mit  »einer  näeliHten  Umgebung  ausgescliiedcn.  Als  ver- 
gantungsfäliig  bleibt  dann  also  ein  King  um  da»  Ccutrum  lieruui.  E»  bedarf 
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Landstücke  ohne  Betricbsmittclpunkt  liaben  nun  höchstens 
für  einen  Nachbar  Werth,  der  damit  seine  Feldmark  abrunden 
will;  im  üebrigen  werden  sie  oft  unverkäuflich  sein.  So  wird 
es  kommen,  dass  durch  die  Schaffung  des  Existenzminimums 
nicht  nur  das  festgelegte  Bodenquantum,  sondern  das  ganze  Gut 
der  Execution  entzogen  wird.  Damit  bricht  aber  der  Real- 
credit  zusammen.^*) 

Nun  halten  wir  dies  allerdings  nicht  für  ein  so  sehr  grosses 
Unglück.  Es  hat  Zeitläufte  gegeben,  die,  wie  das  ganze  Alterthum, 
fast  ohne  Realcredit  ausgekominen  sind,  wenigstens  den  Personal- 
credit  sehr  bevorzugt  haben.  Es  ist  sogar  ein  Vorzug,  wenn 
der  Pereonalcredit  wieder  mehr  in  den  Vordergrund  gerückt 
wird,  da  es  dadurch  der  persönlichen  Tüchtigkeit  leichter  w’ird, 
sich  geltend  zu  machen.  Dem  Wesen  des  Credits  entspricht  es 
auch  am  meisten,  wenn  man  giebt,  weil  man  persönliches  Ver- 
trauen zu  dem  Empfänger  hat.  Es  ist  auch  nicht  richtig, 
wenn  man  für  den  Realcredit  anführt,  dass  er  der  billigere  sei. 
Der  Realcredit  ist  zwar  bei  uns  billiger  als  der  Personalcredit, 
aber  nur  deshalb,  weil  der  Personalcredit  bei  uns  eine  ganz 
unberechtigte  Zurücksetzung  findet.  Wo  Personal-  und  Real- 
credit beide  gleich  üblich  sind,  werden  beide  auch  unter  gleichen 
Bedingungen  gewährt.  Dies  zeigt  sich  schon  jetzt  in  denjenigen 
Gegenden,  wo  der  genossenschaftliche  Personalcredit  mehr  aus- 
gebaut  ist.  Wo  vollends  das  jetzige  Verhältniss  der  beiden 
Creditarten  sich  umkehit,  wie  es  in  Folge  der  Einführung  des 
Existenzminimums  geschehen  würde,  wo  der  Personalcredit  der 
häufigere  w'äre,  da  würde  er  sogar  unter  billigeren  Bedingungen 
zu  haben  sein  als  realer.  Im  Alterthum  war  jedenfalls  die 
grö.ssere  Billigkeit  des  Realcredites  nicht  vorhanden.  Gleich- 
w’ohl  ist  die  fast  gänzliche  Vereitelung  des  Realcredites  durch 
das  Existenzminimum  eine  so  grosse  Veränderung  unserer 
heutigen  Verhältnisse,  dass  man  dabei  doch  etwas  zandem 
sollte. 


keiner  Ausführung,  dass  sich  kaum  eine  Stätte  finden  lässt,  von  wo  aus 
dieser  Ring  zweckmässig  bewirthschnftet  werden  kann,  nachdem  sein  natür- 
licher Wirthschaftsort,  sein  Centrum.  nicht  mitverkauft  ist. 

Die  gleiche  Befürchtung  hegt  Harchet  S.  I33S. 
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Gegen  (las  Existeuzminimum  erhebt  sicli  aber  iiocli  ein 
zweites  Bedenken.  Es  ist  dabei  nninöglicli  einen  schlecliten 
Wirth  vom  Hofe  zn  bringen.  Denn  ein  Mininmtn  muss  dem, 
der  einmal  Hofbesitzer  ist,  ja  immer  gela.ssen  werden.  Friilier, 
in  den  Zeiten  des  Hofrechts,  als  nicht  nur  das  Existenzminimuni, 
sondern  überhaujit  ünverschuldbarkeit  des  Hofes  bestand,  war 
gegen  diese  Gefahr  dadurch  Vorsorge  getroffen,  dass  der  Guts- 
herr einen  schlechten  Wirth  abmeiern  konnte.  Heute,  wo  es 
keine  Gutsherren  mehr  giebt,  müsste  man  gegen  einen  schlechten 
Wirth  schon  ein  behördliches  Abmeierungsverfahren  einführen. 
Dem  wird  aber  niemand  das  Wort  reden  wollen.  Und  doch 
ist  die  Ersetzung  eines  schlechten  Wirthes  volkswirthschaftlich 
von  hoher  Wichtigkeit.  Zunächst  oft'enbar  vom  Produktiousstand- 
punkte  aus.  Indessen  dieser  ist  ja  nicht  der  allein  massgebende. 
Ebenso  wichtig,  ja  vielleicht  heute  noch  wichtiger,  ist  der 
Vertheilungsstandpunkt,  die  Rücksicht  darauf,  dass  möglichst 
viele  in  möglichst  zweckmässiger  Weise  an  den  vorhandenen 
und  entstehenden  Betriebsmitteln  und  Gütern  theilnehmen.  Auch 
von  diesem  Standpunkte  aus  ist  es  aber  besser,  wenn  ein 
tüchtiger  Wirth  auf  dem  Gute  sitzt  und  es  geniesst. 

Jedenfalls  ist  die  Frage  des  Existenzminimunis  trotz  der 
Befürwortung  durch  den  deutschen  Landwirt  bschaftsrath  und 
grosse  volkswirthschaftliche  und  juristische  Autoritäten  noch 
nicht  definitiv  bejahend  entschieden.  Aber  dies  „non  liipiet“ 
schadet  dem  Anerbenrechte  nichts.  Denn  wenn  auch  das  An- 
erbenrecht zeitweise,  ja  sogar  lange  Zeit  mit  Belastungs-, 
Verkaufs-  und  Versteigerungsbeschränkungen  verknüpft  gewesen 
ist,  so  war  diese  Verknü|)fung  doch  nur  eine  zufällige.  Das 
Anerbenrecht  ruht  auf  selbständigen  Grundlagen,  auf  dem 
Rechtsgedanken  der  Hausgenosseuschafl;  es  kann  deshalb  trotz 
freier  Verschuldbarkeit  bestehen,  hat  trotzdem  bestanden  und 
besteht  noch.***)  Der  Zweck  der  Verschulduiigsbeschränkungen 
wird,  wie  Marchet  (S.  1339)  treffend  sagt,  auch  besser  durch 
Schaffung  der  richtigen  Gläubiger  erreicht,  durch  Errichtung 
von  laudwirthschaftlichen  Creditgenossenschaften,  wie  die  be- 


Glßicher  Ansicht,  dass  Anerbenrecht  und  Verschuldmig.sgrenze 
niclit  zusauiineiigcliören.  auch  Brniincr,  .Vgrarronferenz  ,S.  208. 
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kannten  Baiffeysenschen  Darlelinskassen  es  sind,  durcli  ver- 
meinte Benutzung  der  lieliensversicherung  durch  den  Bauern, 
damit  bei  seinem  Tode  genügendes  Abfindungs-  und  Betriebs- 
kapital da  ist,  ^’)  endlich  durch  Gründung  staatlicher  Renten- 
banken und  Darlchnskassen,  wozu  man  ja  bei  den  Rentengütern 
schon  einen  Anfang  gemacht  hat. 

Ebenso  wenig  wird  man  Veräusserungsbeschränkungen  mit 
dem  Anerbenrechte  eintühren.-’^')  Derartige  Verbote  waren  schon 
früher  wirkungslos;  sie  würden  es  auch  jetzt  sein;  sie  würden 
sogar  den  Bauern,  die  auf  ihr  neugewonnenes  volles  Eigenthum 
stolz  sind,  das  ganze  Anerbengosetz  verleiden.  Nur  eine  Ver- 
äusserungsbeschränkung  ist  geboten. 

Die  Bevorzugung  des  Anerben  nämlich  rechtfertigt  sich,  wie 
wir  schon  öfter  betont  haben,  aus  Familieninteresse;  sie  erfolgt, 
weil  jener  lediglich  tiir  die  Familie  den  Hof  verwaltet,  der  für  alle 
Familienmitglieder  eine  Zuflucht  bilden  soll.  Dieser  Bestimmung 
darf  der  Hof  nicht  durch  Verkauf  entzogen  werden.  Wenn  er  aller- 
dings infolge  ungünstiger  Umstände  nicht  mehr  gehalten  werden 
kann,  so  können  sich  die  Abfindlinge  über  seinen  Verkauf  nicht 
beschweren.  Geschieht  der  Verkauf  aber  lediglich  des  Gewinnes 
halber,  so  tritt  dadurch  eine  ungerechtfertigte  Bereicherung  des 
Anerben  ein,  da  er  nunmehr  wirklich  allein  und  dauernd  die 
Bevorzugung  für  sich  erhält,  die  er  vorher  nur  nominell  hatte, 
weil  er  sie  in  Wahrheit  durch  Gewährung  von  Unterhalt  und 
Zuflucht  mit  den  anderen  theilen  musste.  Man  wird  darum 
zwar  nicht  einen  derartigen  Verkauf  verbieten;  jedenfalls  aber 
ist  es  billig,  dass  der  Anerbe  den  Miterben  die  Opfer  ersetze, 
welche  sie  seiner  Zeit  im  Familieninteresse  gebracht  haben,  da 
das  Gut  diesem  ja  nun  doch  nicht  erhalten  wird.'^-)  Die  Voraus- 
setzungen des  Anerbenrechts,  das  ja  gerade  den  Nichtverkauf 
der  Höfe  bezweckt,  sind  hinweggefallen.  Das  Anerbenrecht 
muss  deshalb  wieder  rückgängig  gemacht  werden.  Es  wird 
darum  die  gleiche  Erbtheilung  nachgeholt,  indem  der  erzielte 


DerVerbreitung  dieses  UillämitteU  unter  den  Bauern  ist  nnmeutlich 
die  Schrift  von  Schneider— Fclbcr,  .Anerbenrecht  und  Lebensversicherung“ 
gewidmet. 

So  auch  Gierke  a.  a.  Ü.  S.  27.  Marehet  S.  1334  ff. 

*•*)  Derselben  Ansicht  Marehet  S.  1330. 
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Verkaufspreis  getbeilt  wird,  und  alle  Miterben  einen  Anthcil 
davon  verlangen  können;  natürlich  aber  müssen  sie  auf  diesen 
Antheil  sich  das  bereits  aus  der  Erbschaft  Erhaltene  aiirechnen. 
Da  auch  ferner  der  jetzige  Verkanfswerth  höher  sein  kann  als 
derjenige  zur  Zeit  des  Todes  bezw.  der  Erbesauseinandersetzung, 
so  kann  der  Anerbe,  soweit  der  etwaige  Mehrwerth  wegen  ge- 
schehener Meliorationen  sein  Verdienst  ist,  diesen  abrechnen. 
Endlich  ist  es  wohl  passend  das  Nachforderungsrecht  der  Mit- 
erben an  eine  Frist  zu  binden,  wofür  wir  eine  zehnjährige 
voi-schlagen  möchten.-’*'*)  Die  Vorschrift  wäre  deshalb  vielleicht 
so  zu  fassen; 

„Wird  innerhalb  der  nächsten  zehn  Jahre  nach  der 
Auseinandersetzung  der  Hof  vom  Anerben  Gewinnes  halber 
verkauft,  so  steht  den  Miterben  nach  Verhältniss  ihrer 
Erbportionen  ein  Anthcil  vom  Kaufpreise  zu.  Von  dem 
Kaufpreise  wird  die  durch  etwaige  Meliorationen  des  Anerben 
erzielte  AVerthvergrüsserung  vorher  abgesetzt.  Die  Miterben 
müssen  sich  auf  den  Antheil  alles,  was  sic  bereits  aus  der 
Erbschaft  empfangen  haben,  anrechneii  lassen.“ 


s“)  Das  iisterruicliisclu’  Anerl)eiij;esctz  hat  in  einem  iihiilichc-n  Falle 
eine  Frist  von  3 Jahren.  Diese  ist  offenbar  zu  kurz,  zumal  wenn  nmn  niclil 
jeileu  Verkauf,  wie  das  österreichische  (»esetz.  sondern  wie  wir  nur  den 
Gewinnes  halber  erfolgten  im  Auge  hat  (Vgl.  Marchet  a.  a.  O.)  — Das  west- 
fali.scho  Gesetz,  (§  .32)  das  auch  jeden  Verkauf  an  Fremde  trifft,  erstreckt 
die  Frist  dagegen  auf  15  Jahre.  Das  dürfte  etwas  laug  sein,  auch  dürfte 
die  Ausdehnung  auf  Nothverkäufe  nicht  ganz  gerecht  sein,  obwohl  umgekehrt 
auerkannt  werden  muss,  dass  die  Feststellung,  oh  Noth-  oder  Oewinnverkauf 
vorliegt.  Schwierigkeiten  bereiten  kann.  Dagegen  verdienen  die  Vor- 
schriften, welche  den  Verkauf  von  Parzellen  erleichtern,  uneingeschränkte 
liilligung,  da  der  Hofbesitzer  hierin  IJewegungsfreiheit  haben  muss.  Ebenso 
ist  cs  nicht  unpraktisch,  wenn  das  Gesetz  den  Miterbou  ein  Vorkaufsrecht 
gewahrt  (§  32).  Dass  beide  Jlittel,  die  nachträgliche  Theiluug  des  Ge- 
winnes und  das  Vorkaufsrecht,  auch  nicht  uuvolksthUmlich  sind,  ergieht  sich 
daraus,  dass  sie  schou  vielfach  von  der  Bevölkerung  vertraglich  stipulirt 
werden.  Vgl.  hierüber  Fick  S.  48.  01,  108,  176,  184. 
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So  ständen  wir  dann  am  Ende  unseres  langen  und  nicht 
mühelosen  AV^eges.  Wir  haben  den  ersten  Anfängen  des  An- 
erbenrechts in  grauer  Vorzeit  uachgespurt.  AVir  haben  dann 
gesehen,  wie  es  auf  dem  ruterbaue  des  gemeinen  Laudrechts, 
mit  dem  es  ui’spriinglich  eins  war,  sieh  sell'ständig  entwickelt 
hat,  um  schliesslich  durch  das  Eindringen  des  römischen  Rechts 
in  einen  gewissen  Gegensatz  mit  der  gemeinen  Erbfolgeordnung 
zu  gerathen.  AA’^ir  haben  die  A'erändcrungen  verfolgt,  welche 
Theorie  und  Gesetzgebung  ihm  aufgezwungeu  haben,  die  es 
aber  schliesslich  siegreich  abgeschüttelt  hat.  AVir  haben  uns 
dann  ein  Bild  von  seinem  gegenwärtigen  Zustande  gemacht, 
haben  schliesslich  geprüft,  was  von  diesem  Bestände  für  die 
Zukunft  noch  lebensfähig  ist.  und  sind  zu  dem  Resultat  gelangt, 
da.ss  auch  fernerhin  in  den  meisten  Fällen  es  das  Beste  ist,  die 
bestehenden  Normen,  erprobt  und  gebildet  durch  eine  viel- 
hundertjährige Geschichte,  beizubehalteu. 

A'ergleicht  mau  nun  mit  diesem  Resultate  den  Stand  der 
heutigen  Gesetzgebung,  so  wird  man  ihn  nicht  befriedigend  neunen 
können.  Ueberall  die  auf  Ueberschätzung  eigener  AVeisheit 
beruhende  Abkehr  von  dem  historisch  Gewordenen,  ein  Suchen 
und  Tasten,  ein  E.xperinientireu  mit  neuen  Projekten.  Eine 
einzige  rühmliche  Ausnahme  macht  das  Gassel’sche  Höfegesetz. 
Es  hat  das  A’ersprechen  seiner  A'erfasser,  lediglich  den  be- 
stehenden Ijandesbrauch  zu  codifizireu,  in  musterhafter  AVeise 
cingelöst.  Bei  seiner  Regelung  hat  man  deshalb  stets  das 
Gefühl'  Das  ist  kein  schwächliches  Kunstprodukt,  sondern  ein 
wirkliches  Erzeugniss  des  bäuerlichen  Bodens,  in  dem  es  fest 
wurzelt,  und  ans  dem  cs  Lebenskraft  für  alle  Zeiten  empfangen 
kann.  Aber  auch  dies  Gesetz  krankt  an  dem  Fehler,  dass  es 
seine  guten,  mit  unseren  A’orschlägen  meist  zusammentrettenden 
Bestimmungen  selbst  zu  praktischer  Bedeutungslosigkeit  verur- 
theilt  hat,  indem  es  ebenfalls  das  System  der  Höferolle  ange- 
nommen und  damit  seine  Geltung  von  einem  Privatwillcnsakt 
der  Bauern  abhängig  gemacht  hat,  der  erfahrungsmässig  nie 
erfolgt. 

Das  neue  westfälische  Gesetz  vermeidet  diesen  Fehler, 
dafür  aber  bietet  sein  sonstiger  Inhalt  manchen  Angriffspunkt. 
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Von  der  Reichsgesetzgebung  vollends  ist  nur  das  eine  zu  be- 
richten, dass  sie  für  das  bäuerliche  Erbrecht  nichts  gethan  hat. 

Aus  dieser  traurigen  Ijage  der  Gesetzgebung  wird  sich 
deshalb  erst  der  Ausweg  zeigen,  wenn  man  wieder  den  Lehren 
der  Geschichte  Gehör  leiht  und  sich  darauf  besinnt,  dass  alles 
Gegenwärtige  und  Zukünftige  auf  histonsche  Zusammenhänge 
sich  stützen  muss  und  nicht  von  seinem  natürlichen  Boden  los- 
gerissen werden  darf.  Noch  heute  muss  sich  deshalb  der  Ver- 
fasser zu  den  Worten  bekennen,  mit  denen  er  vor  Jahren 
über  die  modernen  Höfe-  und  Anerbengesetze  nrtheilte: 

Wie  es  sicherlich  ein  staatsmännischer  Gedanke  war,  die 
Erhaltung  eines  kräftigen  Bauernstandes  zu  fördern,  so  hätte 
man  diesen  Gedanken  auch  auf  sta.atsmännische  Weise  ver- 
wirklichen müssen.  Und  da  hat  man  zunächst  übersehen,  was 
kein  Geringerer  als  der  Freiherr  von  Stein  stets  betont  hat, 
dass  das  Neue  aus  dem  Alten  entwickelt  werden  muss,  wenn 
anders  es  von  Bestand  sein  soll.  Aber  noch  eine  zweite  Wahr- 
heit hat  man  veigessen.  JVfan  hat  nicht  beachtet,  da.ss  gerade 
im  Bauernrecht  die  ältesten  deutschen  Rechtsgedanken  mit  be- 
sonderer Treue  bewahrt  sind  und  dass  darum  nur,  was  ihnen  ent- 
spricht, auf  die  Dauer  sich  halten  kann.  So  bestätigt  sich  auch  hier 
die  Behauptung,  nicht  nur  iin  politischen,  sondern  auch  im 
Rechtsleben  müsse  die  Mahnung  beherzigt  werden: 

„.Ans  A'aterland  ans  theure,  schliess  Dich  an  . . . 

Das  sind  die  starken  Wurzeln  Deiner  Kraft.“ 
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Die  Hauptergebnisse  der  landwirthschaftlichen 
Betriebszählung  des  Jahres  1895. 

Unter  diesem  Titel  veröffentlicht  das  Kaiserliche  statistische 
Amt  im  Jahigange  18‘.»7  seiner  Vierteljahreshefte  (in  der  Bei- 
lage zu  Heft  2)  einige  Hauptangaben  aus  der  1895  abgehaltenen 
landwirthschaftlichen  Betriebszählung.  Es  ist  interessant,  an 
der  Hand  dieser  Daten  unsere  Behauptungen  zu  prüfen,  die 
wir  S.  298  ff.  über  die  zersplitternde  Wirkung  der  Ucaltheilung 
aufstellten  uud  die  noch  auf  der  Statistik  von  1882  fusseu,  da 
aus  der  1895er  gleiche  Einzelheiten  noch  nicht  bekannt  sind. 

Das  statistische  Amt  stellt  nun  a.  a.  O.  S.  55  die  Be- 
hauptung auf,  es  habe  sich  durchw’eg  der  mittlere  Grundbesitz 
auf  Kosten  der  Parzellen-  und  Grossbetriebe  verstärkt.  Das 
würde  mit  unseren  Wahrnehmungen  nicht  stimmen.  Indessen 
abgesehen  davon,  ob  die  Behauptung  richtig  ist,  — was 
wenigstens  dadurch  zweifelhaft  wird,  dass  die  Parzelleubetriobe 
der  Zahl  nach  jedenfalls  gegen  früher  auf  Kosten  des  mittleren 
Besitzes  zugenommen  haben  (vgl.  a.  a.  O.  S.  55),  — so  trifft 
die  Behauptung  auf  alle  Fälle  nur  für  den  Reichsdurchschnitt 
zu.  Denn  ein  Blick  in  die  Einzeltabellen  (S.  73  u.  75)  lehrt, 
dass  das  günstige  Resultat  nur  durch  die  Mitoinrechnung  der 
Anerbengebieto  erzielt  wird.  In  den  Parzellengebieten  dagegen 
zeigt  sich  der  unaufhaltsame  Zug  nach  unten  und  andererseits 
als  Gegenstück  dazu  das  charakteristische  Anwachsen  der 
Latifundien.  In  Bayern  links  des  Rheines  tritt  dies  merk- 
würdigerweise noch  nicht  so  sehr  hervor.  Hier  sind  die  Par- 
zellen nämlich  nach  Zahl  und  Fläche  zurückgegangeii.  Wer 
dies  aber  als  günstiges  Zeugniss  auffassen  wollte,  wdirde  irren. 
Denn  zwar  ist  die  nächste  Grössenklasse,  die  der  Kleinbauern 
von  2 — 5 ha  gew'achseii;  trotzdem  aber  haben  nicht  vornehmlich 
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diese  die  Parzellen  aufgesogen,  Sündern  ihre  Vergrösserung  ist 
auf  Kosten  des  Mittelbesitzes  erfolgt,  dessen  Fläche  entsprechend 
dem  ständigen  Zuge  nach  unten  herabgegangen  ist.  Die  Ursache 
der  Parzelleuaufsauguiig  ist  demnach  hauptsächlich  in  der 
cnornien  Steigeniug  der  Grossbetriebe  zu  suchen.  Diese  sind 
im  linksrheinischen  Baj’eru  der  Zahl  nach  herabgegangen  und 
betragen  überhaupt  nur  noch  37.  Dennoch  ist  ihre  Fläche  um 
1356  ha  gewachsen.  Dasselbe  Bild  ergeben  Baden,  Hessen- 
Nassau  und  das  Rheinland.  Auch  hier  zeigt  sich  zwar  überall 
das  scheinbar  günstige,  wenn  auch  nur  sehr  geringe  Zurück- 
geheii  der  Parzellenflächeu ; aber  auch  hier  ist  es  hauptsächlich 
auf  Rechnung  der,  stets  die  Parzellcnwirthschaft  als  Kehrseite 
begleitenden,  Vergrösserung  der  Latifundien  zu  setzen.  In 
Hessen-Nassau  iiud  im  Rheinland  ist  diese  um  so  auffallender, 
als  in  Preussen  sonst  der  Grossbesitz  zurückgegangen  ist.  In 
Hessen-Nassau  ist  er  dagegen  an  Fläche  von  6,69  auf 
7,34  "/o  des  Gesammtareals  gestiegen,  im  Rheinland  sogar  von 
2,67  “ ’u  auf  3,51  %,  was  bei  der  sehr  geringen  Zahl  der  Gross- 
betriebe einen  enormen  absoluten  Flächenzuwachs  bedeutet. 
Am  gewaltigsten  ist  aber  die  Zunahme  der  Latifundien  in 
Baden,  wo  sie  an  Flüche  von  l,Sü  " □ auf  3,ü6 '*'o  und  absolut 
von  13  302  ha  auf  22  792  ha  gewachsen  sind,  sich  also  bald 
verdoppelt  haben  werden.  In  Hessen-Nassau  und  Baden  zeigt 
sich  ausserdem  sonst  der  charakteristische  Zug  nach  unten,  am 
stärksten  in  Baden,  wo  ausser  den  Latifundien  nur  noch  die, 
dort  schon  vielfach  als  Zwergbesitz  anzu.sprechendo  Grossen- 
klasse  von  2 — 5 ha  eine  Vermehrung  aufweist,  während  der 
eigentlich  bäuerliche  Besitz  zurückgegangen  ist.  Im  Rheinland 
dagegen  scheint  ähnlich  wie  in  Sachsen-Altenburg  der  Besitz 
der  Grosseukla.sse  20  — 100  ha  sich  an  der  Parzellenaufsaugung 
gleich  dem  Grossbesitze  zu  betheiligen,  wie  denn  auch  in  jenen 
Gegenden  ein  Besitz  aus  ersterer  Kla.sso  vielfach  schon  wirklich 
Grossbesitz  ist. 

Die  etwas  günstigeren  Ziffern  in  Württemberg  dürfen  wohl 
auf  Rechnung  des  dort  noch  stark  vertretenen  Anerbcurcchts 
gesetzt  werden.  In  allen  übrigen  reinen  Realtheilungsländern 
aber,  so  in  allen  thüringischen  Fürstenthümern,  ausschliesslich 
des  schon  be.si(rochenen  Sachsen  - Altenburg,  zeigt  sich  die 
zersplitternde  Wirkung  der  Realtheilung  in  der  Zunahme  der 
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Parzellen  nach  Zahl  und  Fläche  unverhüllt,  zugleich  zeigt  sich 
der  charakteristische  Zug  nach  unten,  am  stärksten  in  Coburg- 
Gotha,  wo  ausser  den  Latil'undien  überhaupt  nur  die  Parzellen 
einen  Zuwachs  verzeichnen,,  am  schwächsten  in  den  beiden 
Schwarzburg,  weil  dort  ähnlich  wie  es  oben  für  Altenburg 
constatirt  wurde,  der  Besitz  der  Grössenklasse  unter  lüü  ha 
gleich  dem  darüber  hinausgreifenden  Grossbesitze  bezw.  an 
dessen  Stelle  anschwillt. 

So  ergiebt  denn  der  Durchschnitt  der  Realtheilungsländer 
in  der  That  das  oben  von  uns  entworfene  Bild:  Zerreibung  des 
Äfittelbesitzes,  Anschwellen  der  kleinen  und  kleinsten  Betriebe 
und  deren  endliche  Aufsaugung  durch  den  grossen  Besitz. 
Aber  noch  in  einem  anderen  Punkte  bestätigt  die  Statistik 
unsere  Behauptungen.  Auch  wo  die  Vererbung  ungetheilt,  aber 
nach  gemeinem  Erbrechte  bewirkt  wird,  wie  vielfach  in  der 
Provinz  Sachsen,  mussten  wir  die  Befürchtung  unheilvoller 
Folgen  aussprechen.  Die  Statistik  bestätigt  das.  Denn  auch 
in  Sachsen  zeigt  sich  eine  Zunahme  der  Parzellenflächen,  daneben 
allerdings  auch  eine  geringe  Steigerung  des  Mittelbesitzes  von 
5 — 20  ha,  die  aber  durch  die  Abnahme  der  anderen  bäuerlichen 
Betriebe  und  eine  enorme  Steigerung  der  Latifundien  wett 
gemacht  wird.  Dasselbe  Bild  gewährt  das  wirthschaftlich  zu 
Sachsen  zählende  Anhalt;  auch  hier  zwar  eine  geringe  Zunahme 
des  Mittclbesitzes,  dagegen  Abnahme  aller  übrigen  bäuerlichen 
Nahrungen,  correspondirend  begleitet  durch  eine  prozentuale 
Zunahme  der  Parzellen  und  der  liatifundien.  Die  Zunahme 
der  letzteren  ist  um  so  bedenklicher,  als  sonst  in  Anhalt  im 
Gegensatz  zum  Reiche  die  landwirthschal'tlich  benutzte  Fläche 
abgenommen  hat.  Wenn  dennoch  die  Latifundien  prozentual  und 
absolut  sich  vergrössert  haben,  so  bedeutet  das,  da.ss  in  dem 
reichen  und  gesegneten  Anhalt  wegen  der  Belastung  mit  Erb- 
schulden auf  vielen  bäuerlichen  Wirthschaften  der  Betrieb  sich 
nicht  mehr  lohnt,  da.ss  sie  deshalb  au  die  Latiiündienbesitzer 
veräussert  und  von  diesen  zu  uninodukliver  Benutzungsart  zu 
Jagdgründen  und  dgl.  be,stimnit  werden.  Solchen  Erfahrungen 
gegenüber  wird  man  uns  scliwerlich  der  Uebertrcibiing  zeihen, 
wenn  wir  oben  mahnten,  es  sei  die  höchste  Zeit  zu  einem  ge- 
setzgeberischen Eingieifen. 
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stande des  westfälischen  Bauernvereins.  Münster  1883. 

24* 


Digitized  by  Google 


372 
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Kiri'hciirocht.  Zur  Lösung  reicht  die  bisher  allein 
herrschende  historisch-philologische  Erörterung  nicht  ans: 
es  muss  die  öffentlichrechtliche  damit  Hand  in  Hand  gehen.  1 — 3 

Einleitung:  Die  Entwickelung  der  kirchlichen  und  staatlichen 
Macht  des  Papstthums  bis  zur  Immunitntsherrschaft  im 
Kömisclien  Ducat.  in  der  Pentapolis  und  im  Exarchat 
[555 — T5ä] 3—27 

I.  Die  Kömisebe  Puric  niiiiiiil  den  päpstlichen  Maciithereieli 
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|;.V>-774] 27—34 
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und  Hadrians  1 31 — 32 
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und  Stephan  III.  [760—770] 45—40 


2.  Karl  der  Grosso  und  Hadrian  1.  Der  König  erneuert  in 
Rom  774  die  Versprcchungsurkuude  von  t^uierzy.  Ihre 
Tragweite  nach  curialer  Auffassung.  Ihr  gegenüber  setzt 
Karl  seine  Auffassung  durch.  Hadrian  fügt  sich,  indem 
er,  abgesehen  von  Eiarchat  und  Pentapolis,  778  nur  um 
die  der  Römischen  Kirche  von  den  I-augobarden  entrisseneu 
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lichen Immunitätsbefugnisse  des  Papstes:  Versuche 

Hadrians,  die  richterlichen  Befugnisse  des  Papsithums 
in  seinen  Immunitätsgebieten  zu  erweitern  (S.  91 — 93). 

Fränkische  Eingriffe  in  die  Verwaltungsbcfugnisse  des 
Papstes  als  Immunitätsherm:  Karl  bestellt  päpstliche 
Immunitätsbeamte  und  überlässt  nur  ihre  Vertheilung 
auf  die  einzelnen  Bezirke  dem  Immunität  sherrn  (S.  94  — 9.5). 

Heerwesen:  fninkischerübcrbefidd  auch  über  die  Truppen 
des  Komischen  Ducats;  fränkische  Urgauisatiou  der 
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italischeu  Streitkräfte  ziim  Scliufze  des  Pnpstes  gegen 
die  firieehen  (S.  96 — 98).  Der  .Patriciat  de»  heiligen 
Petrus“  uud  der  Patriciat  Karl»,  welcher  das  Recht 
behauptet,  die  Wahl  des  Erzbischofs  von  Ravenna  in 
Gegenwart  seiner  »hiW  vornehmen  zu  lassen  (S.  98 — 103). 

B.  Die  vereinzelt  liegenden  Patrimonien  der  Römischen 

Kirche  stehen  unter  fränkischem  Königsschntz  . . . 103  — 105 

4.  RechtsverhältnissdesPapstthums  zu  dem  nicht  mehrsonveränen. 

sondern  nur  noch  autonomen  Langoharden-Staat 105—107 

5.  Rechtsverhältniss  des  Papstthums  zum  byzautinischen  Reich  107 — 117 
Fränkischer  Königsschutz  und  byzantini.sche  Souveräuetät  über 

den  Römischen  Dncnt  [754 — 781]  (8.  107 — 109).  Die  byzan- 
tinische .Souveriinetät  über  das  Römische  Immunitätsgebiet 
wird  bezeugt  durch  die  noch  von  lladrian  dem  Kaiser  vor- 
hehaltene  Strafgerichtsbarkeit  (S.  109 — HO),  durch  päpstliche 
Urkunden  und  Münzen  (S.  HO — Hl).  Der  Emerb  der 

fränkischen  Sonveränetät  über  den  Römischen  Diicat  [781] 
und  die  päpstlichen  Urkunden  uud  31ünzen ; der  Römische 
Bischof  ein  Grosser  des  Karolingischen  Reiches  \,S.  111 — 116). 

Der  Papst  als  kirchliches  Oberhaupt  des  .\bendlandes  dem 
griechischen  Kaiser  und  dem  fränkischen  König  und  Kaiser 
gegenüber  (S.  116.  117). 

6.  Vergleichende  Betrachtung  einiger  Bchutz-  und  Immuniläts- 

urkuuden  Pippins 117 — 120 

Schlusswort:  Ergebnisse 120—121 
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>V  enn  man  die  ganze  Entwickelung  des  Kirchenrechts  für 
unvereinbar  mit  dem  Wesen  der  Kirche  halten  kann,*)  so  darf 
man  sicherlich  die  Ausbildung  des  Kirchenstaates  als  einen 
Auswuchs  des  Kirchenrechts  betrachten;  aber  wie  die  ideale 
Auffassung  des  Begriffes  Kirche  das  reale  Kirchenrecht  nicht 
fortzuleugnen  vermag,  so  lässt  sich  das  Gebiet  des  Kirchen- 
rechts nicht  so  scharf  begrenzen,  dass  daraus  die  Erhöhung  des 
Römischen  Bischofs  zum  Souverän  ausgescbieden  werden  könnte,'^) 
zumal  da  die  Kirche  selber  auch  die  erworbenen  staats-  und 
völkerrechtlichen  Befugnisse  als  Kirchengut  angesprochen  und 
somit  unter  den  Schutz  ihrer  Banngewalt  gestellt  hat.'*) 

Noch  leichter  ergiebt  sich  die  Bejahung  der  Frage,  ob  die 
Entstehung  des  Kirchenstaates  in  das  Kirchenrecht  gehört. 


')  Das  ist  der  üruudtfedaiike  in  der  (jüngsten)  D.arstellung  des  Kirclien- 
rechts  von  Kudolph  Sohm  (I,  isyj);  vgl.  dazu  den  Aufsatz  von  K.  Köhler 
„Ueber  die  Möglichkeit  des  Kirchenrechts“  in  der  Deutschen  Zeitschrift  für 
Kirchenrecht,  Dritte  Folge  VI,  1 — 23.  155—17.5.  259 — 272. 

2)  Entgegen  der  allgemeinen  Meinung  (vgl.  Friedrich  von  Schulte, 
Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kirchenrechts,  4.  Aufl.  S.  46; 
Emil  Friedberg,  Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kirchenrechts, 
4.  Aufl.  S.  39;  Rudolf  von  Scherer,  Handbuch  des  Kirchenrechts  I,  33.  34; 
Philipp  Zorn,  Lehrbuch  dos  Kirchenrechts  S.  79.  SO.  266.  266)  stellt  Paul 
Uinschius  (Das  Kirchonrecht  der  Katholiken  und  Protestanten  in  Deutsch- 
land L '-15)  in  Abrede,  „dass  eine  geschichtliche  Darstellung  der  Ent- 
stehung und  Ausbildung  des  Kirchenstaates  in  das  Kirchenrecht  gehört“, 
obgleich  von  ihm  (1869J  in  einem  eigenen  Abschnitt  S.  214 — 216  .der  Papst 
als  Souverän  des  Kirchenstaates“  behandelt  und  sonst  gerade  die  historische 
Entwickelung  mit  grosser  Sorgfalt  besprochen  wird. 

*)  Uinschius  I,  216:  .Die  realen  Unterlagen  dieser  Souveräuetät,  das 
Land,  die  Einkünfte  u.  s.  w.  gelten  nicht  als  Staats-,  sondern  als 
Kirchengut“. 

0 a B d 1 II 0 ta  y KfUttehunf  d««  Kirob«a»tB*t«a.  1 
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aus  dem  unvermeidlichen  Zugeständniss,  dass  die  Erörterung 
des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche  in  einer  Dar- 
stellung des  Kirchenrechts  nicht  übergangen  werden  darf;  denn 
beschränkt  man  die  Untersuchung  jener  Frage  auf  die  Zeit 
Pippins  und  Karls  des  Grossen,  in  welcher  nach  der  allgemeinen 
Annahme  der  Kirchenstaat  sich  gebildet  haben  soll,  so  hat  man 
es  noch  nicht,  wie  die  vorliegende  Arbeit  darthun  w’ird,  mit 
einem  souveränen  päpstlichen  Staatsw’esen,  sondern  lediglich 
mit  einem  dem  fränkischen  Königthum  dienstbaren,  dann  theil- 
W'eise  und  endlich  ganz  ihm  unterthänigen  Papstthum  zu  thun. 

Die  Auseinandersetzung  darüber  ist  zugleich  eine  Prüfung 
des  Anspruchs,  welchen  die  zeitgenössischen  Päpste  erhoben 
haben:  Inhaber  der  Bts  imblka  liumamriim  zu  sein;  der  im 
folgenden  unternommene  Nachweis  seiner  völligen  Haltlosigkeit 
kennzeichnet  als  verfehlt  das  neueste  Ergebniss,  welches  die 
Geschichtsforschung  bei  der  Lösung  des  vielbehaudellen  Problems 
„Die  Entstehung  des  Kirchenstaates“  erzielt, •*)  und  als  unzu- 
länglich dasjenige  Mittel,  w'elches  sie  bisher  am  meisten  ver- 


•)  Paul  Kebr,  welclier  dieses  Ergebniss  zu  Tage  gefordert.  Imt,  nennt 
Stepban  II.,  woicber  das  Einsebreiten  Pippins  gegen  die  Langobarden  ver- 
aniasste,  «den  ersten  in  der  Reibe  der  Papstkünigo“  (Xaebriebten  von  der 
kUniglicben  Ucsellsebaft  der  Wissensebafteu  zu  Güttingen,  Pbilologiseb- 
bistoriseb«  Klasse  aus  dem  Jabre  ISUti  S.  12S)  und  urtbcilt  von  dem  Hrief- 
wecbscl  Hadrians  I.  mit  Karl  dem  Grossen:  „Hier  redet  Souverän  zu 
Souverän“  (Ilistoriscbe  Zeitsebrift  LXX  [isa:t],  405).  Die  Kebrsebe  Auf- 
fassung, dass  der  Papststnat  schon  von  Pippin  begründet  worden  sei,  haben 
sich  dann  angeeignet  Gustav  Schnürer  („Die  Entstehung  des  Kirchen- 
staates“; Görrcs-Oe.sellschaft,  Zweite  Vereinsschrift  für  1891),  Wilhelm 
Sickel  (.Die  Verträge  der  Päpste  mit  den  Karolingern  und  das  neue 
Kaisertbum“:  Deutsche  Zeitschrift  für  Geschichtswissenschaft  XI,  301 — :151; 
XII,  1 — 43\  Dove  („Corsica  und  Sardinien  in  den  Schenkungen  an  die 
Päpste“:  Münchener  Sitzungsberichte  1894  S.  183 — 23«)  und  Enist  Sackur 
(„Die  Promis.sio  Pippins  vom  Jahre  754  und  ihre  Erneuerung  durch  Karl 
den  Grossen“ : Mittbeiluugeu  dos  Instituts  für  österreichische  Gescliicbts- 
forschung  XVI,  385—424  und  „Die  Promissio  von  Kiersy“:  ebenda  XIX, 
55—74),  ohne  dass  bisher  ein  anderer  Widerspruch  als  von  Wilhelm  Martens 
laut  geworden  wäre,  welcher  in  seiner  Schrift  „IJelcuchtung  der  neuesten 
(’ontroversen  über  die  Römische  Frage  unter  Pippin  und  Karl  dem  Grossen“ 
(München  189s)  im  wesentlichen  sich  aber  darauf  beschränkt,  seine  in 
älteren  Arbeiten  dargelegte  Meinung  zu  wiederholen.  Die  frühere  Litteratur 
verzeichnet  Kehr  in  der  Historischen  Zeitschrift  LXX,  3«ij.  388  Aum.  1. 
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wandt  liat:  die  philologische  Untersuchung,')  welche  hier  nur 
in  Verbindung  mit  der  kirchen-,  staats-  und  völkerrechtlichen 
Erörterung  zu  einem  zweckdienlichen  Geräthe  wird.*) 

Ehe  genauer  dargelegt  wird,  zu  welcher  Zeit  und  in 
welcher  Bedeutung  der  Begriff  ü‘!>  puhUai  liomomrum  in  der 
Römischen  Curie  üblich  war,  muss  die  Vorfrage  beantwortet 
werden:  Welche  Rechtsstellung  hatte  das  Papstthum  errungen, 


Kehr  bemerkt  Uber  das  Verfahren  zur  Klarheit  zu  gelangen  in  der 
Frage,  ob  die  sogenannten  Schenkungen  Pippins  und  Karls  echt  oder  unecht 
seien,  (a.  a.  O,  S.  S«9):  ,Ich  versuche  ihrer  Lösung  naher  zu  kommen, 
indem  ich  den  Wortlaut  des  Schenkungsversprechens  selbst  und  seine 
Deutuiigeu  einer  nochmaligen  Kritik  unterwerfe.  Denn  dass  nur  eine  solche 
Kritik  der  allein  richtige,  der  allein  die  Möglichkeit  eines  sicheren  Krgeb- 
nisses  verheissende  Weg  ist,  darüber  kann  nach  den  bisherigen  Resultaten 
ein  Zweifel  nicht  mehr  bestehen.  Vor  allem  andern  ist  der  Ilericht  des 
Riographen  [Hadrians]  seihst  zu  prüfen,  gilt  es  in  ihm  selbst  die  Merkmale 
aufzusucbcu.  die  für  seine  Zuverlässigkeit  sprechen  oder  seine  Unglaub- 
würdigkeit erweisen.“  Gleichwohl  hat  Kehr  auf  diesem  Wege  nur  den 
Beweis  gefunden  — wie  er  selber  einräumt  (s.  unten  Anm.  170)  — , dass 
der  Bericht  des  Biographen  im  Jahre  774  entstanden,  nicht  dass  er  echt 
oder  gefälscht  ist.  Dagegen  hat  es  mit  der  Mahnung  Martens'  in  seiner 
letzten  Schrift  S.  V,  „mit  dem  Buchstaben  alter  I’eberlieferungen  keinen 
Götzendienst  zu  treiben“,  kaum  etwas  auf  sich,  weil  er  eigentlich  dieselben 
Mittel  wie  Kehr  angewandt  und  der  Forschung  neue  Wege  nicht  er- 
schlossen hat. 

^ Wie  ein  Alb  hat  bisher  auf  Historikern  und  Juristen  das  Bewusst- 
sein gelegen,  dass  es  mit  dem  Kechtsverhältniss  der  Päp.ste  zu  den  ersten 
Karolingischen  Königen  eine  ganz  eigene  Bewandtuiss  haben  müsse;  darum 
ist  der  Versuch,  ob  es  nicht  aus  den  Einrichtungen  des  fränkischen  Rechts 
zureichend  bestimmt  werden  könne,  noch  niemals  gemacht  worden.  Nur  eine 
Ahnung  ist  dem  Bearbeiter  der  „Jahrbücher  des  fränkischen  Reichs  unter 
König  Pippin“  (Leipzig  1871),  L.  Oelsner,  autgedämmert,  wenn  er  S.  143 
sagt:  „Ganz  ohne  Analogie  im  damaligen  .Staatenleben  war  die  Stellung  des 
Römischen  Bischofs  nicht,  man  wird  mehrfach  an  die  Immunitätsrechte  er- 
innert, welche  die  fränkischen  Könige  so  häutig  den  Bischöfen  und  Achten 
ihres  Reiches  ertheilten“.  Das  scheint  jedoch  unbeachtet  geblieben  zu  seiu, 
bis  kürzlich  Heinrich  Brunner  (Deutsche  Rechtsgeschichte  II,  Leipzig  1892, 
S.  87.  88)  wieder  der  Oelsnerschen  Auffassung  nahe  kam  mit  dem  Urtheil: 
„Verfassungsmässig  stellte  sich  das  päpstliche  Gebiet  als  eine  mit  umfassenden 
Hoheits-  und  Immunitätsrechten  ausgestattete  geistliche  Herrschaft  dar, 
welche  innerhalb  des  fränkischen  Reiches  lag“ ; aber  Brunner  hat  nicht  dar- 
gewiesen, worin  die  über  die  Immuuitätsrechte  hinausgehendeu  , umfassenden“ 
Uoheitsrechte  bestanden. 

1» 
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als  es  Anspruch  auf  die  imblua  Bmiumonim  erliob?  Denn 
da  Stephan  II.  von  den  Langobarden  die  „Restitution“  des 
Exarchates  und  der  Pentapolis  an  die  Res  2nihVua  Ronuinorum 
verlangte,  so  gab  er  damit  zu  verstehen,  dass  das  Papstthum 
die  zurQckverlangten  Gebiete  schon  vor  der  langobardischen 
Eroberung  besass  — zu  welchem  Recht,  das  kann  nur  eine 
Betrachtung  der  damaligen  päpstlichen  Macht  in  Kirche  und 
Staat  lehren. 

Die  Zerstörung  des  Ostgothen-Reichs  in  Italien  befreite 
den  Römischen  Bischof  von  der  Herrschaft  eines  arianischen 
Oberherrn,  welcher  der  katholischen  Kirche  gegenüber  zwar  im 
allgemeinen  Zurückhaltnng  gewahrt,  aber  gegebenenfalls  seine 
Kirchenhoheit  nachdrücklich  geltend  gemacht  hatte,")  und  ent- 
kleidete den  Römischen  Senat  des  massgebenden  Einflusses  auf 
die  kirchlichen  Angelegenheiten,  welchen  der  Ostgothen-König 
durch  die  Delegation  seiner  Hoheitsrechte  an  diese  Köi-per- 
schaft  des  Stadtadels  aufrecht  erhalten  und  verstärkt  hatte.*) 

Die  kirchliche  Herrschaft,  welche  Rom  über  Süd-  und 
Mittel  - Italien  übte,  war  nicht  die  lockere  Primatialhoheit, 
sondern  die  straffe  Metropolitangewalt,  welche,  im  dritten  Jahr- 
hundert erwachsen,*)  so  durchgreifend  war,  dass  selbst  das 
Erzbisthum  Ravenna  sich  ihrer  auf  die  Dauer  nicht  erwehren 
konnte.  Wahrscheinlich  aus  Anlass  der  Verlegung  der  kaiser- 
lichen Residenz  nach  Ravenna  schon  im  Anfang  des  fünften 
Jahrhunderts  zur  Metropole  erhoben,**)  erhielt  Ravenna  die 
Autokephalie  im  Jahre  666  von  Constans  II.  zugestanden  •*) 


^)  Felix  Dahn,  Urgeschichte  der  germanischen  und  romanischen 
Völker  I,  308-316. 

®)  Hermann  Usener,  Das  Verhältniss  des  Kömischen  Senats  zur  Kirche 
in  der  Ostgothen-Zeit  (Commentatioues  philologae  in  honorem  Theodori 
Mommsen  scripserunt  amici,  Berolini  1877,  p.  759 — 767). 

®)  Sohm,  Kirchenrecht  I,  366.  388—391;  vgl.  Edgar  Loening,  Geschichte 
des  deutschen  Kirchenrechts  I,  436. 

'")  Loening  I,  414.  445.  Eine  .Vnalogie  bildet  Arles;  s.  meine  Schrift 
„Der  Streit  der  BisthUmer  Arles  und  Vienne  nm  den  Frimatus  üalliarum“ 
S.  185—188. 

”)  Der  Bischof  Maurus  von  Ravenna  erhält  für  seine  Kirche  die  Ver- 
günstigung; noh  subjacere  pro  qtioHM  tnodo  palriarc/ine  urhis  Ilomae,  sed 
manere  cum  auUtccpluüon  et  sunctam  ijiis  apostulicam  cevtesiam  aim  umiiiüiis 
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und  von  Constantinus  Pogonatus  bestätigt; *2)  aber  schon  der 
Erzbischof  Theodor  (677—691),  welcher  noch  von  seinen 
Suffraganen  in  Ravenna  geweiht  worden  war,  konnte  seine 
Unabhängigkeit  gegen  Rom  niclit  behaupten  und  wenn  auch 
Schwankungen  sich  einstellten, '■*)  so  blieb  es  doch  foitan  Rechtens, 
dass  die  Ravennatischen  Erzbischöfe  ihre  Weihe  in  Rom  nach- 
suchen und  wie  jeder  andere  der  subnrbicarischen  Bischöfe  dem 
Nachfolger  Petri  sich  verpflichten  mussten.'-’’)  Die  Verpflichtung, 
welche  auch  die  Suflfragane  Ravennas  unmittelbar,  nicht  etwa 
nur  durch  das  Mittel  ihres  verpflichteten  Metropoliten  traf, 
vollzog  sich  durch  Unterfertigung  dreier  Urkunden,  der  Promissio 
fidei,  der  Qiutio  und  des  Indieulum,  von  welchen  die  beiden 
ersten  die  Befolgung  des  rechten  Glaubens  und  die  Anerkennung 
der  Zuchtgewalt  Roms  sicherten,  die  dritte  aber  schon  in  das 
staatliche  Gebiet  hinübergrifl’  und  den  politischen  Einfluss  des 


tibi  jtertinenlibus  per  diocetin  et  parochiis  ordinatoribus,  ticut  reliqui  metro- 
poliUie  per  dirertat  rei  puMieae  tmwenlet  jrrorinciat,  tjiii  et  a propriit  conte- 
cratus  ejiiteopis,  uleiit  ridelieet  et  dect/re  paki,  aicut  nostrae  dirinilatia  .sanctione 
aujM-Tna  inspiratiom  praeluryitum  est  ;5tG.  SS.  rer.  Lang,  et  Ital.  p.  350  n.  8). 

**)  Agnelli  Liber  poiititiciilis  ecclesiae  Ravennutis  c.  115  (SS.  rer.  Lang, 
p.  354);  vgl.  Ludo  31.  llartmaiin,  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  byzan- 
tinischen Verwaltung  in  Italien  (Leipzig  1889)  S.  88.  170. 

**)  Agnellus  c.  117  (p.  355)  und  c.  1‘24  (p.  360). 

“)  Der  von  dem  Papste  Coustantin  (708— 715)  in  Rom  consecrirte  Erz- 
bischof Felix  von  Ravenna  fügte  sich  nicht  vollständig  der  RUmischen  Ober- 
gewalt: qtii  tecundum  priorum  sunrum  tolUas  in  scriniu  uoliiit  facere  emitionea, 
teil  per  potentiam  judicum  eapuauit  ul  nuduit,  sagt  der  Biograph  Constantins 
von  ihm  (Liber  pontificalis  ed.  L.  Duchesue  1,  Paris  1886,  p 3894);  Hartmann 
S.  20  deutet  das  so,  .dass  Felix  nicht  den  Eid  der  suburbicarischen  Bischöfe 
ZU  leisten  hatte.“  Erst  nachdem  er  bei  dem  Kaiser  in  Ungnade  gefallen, 
seines  Rückhaltes  in  dem  niedergeworfenen  Ravenna  beraubt  und  geblendet 
in  die  Verbannung  abgeführt  war,  leistete  er,  sobald  er  wieder  nach  Ravenna 
zurückkehreu  durfte,  dem  Papste  die  herkömmliche  Huldigung  (solita  quete  cd) 
universis  in  tcrinio  e2)iaei)portim  fient  iudiada  et  fidei  expoaitionea  et  hic  coti- 
feaaua  eat  aicque  reconciliationia  promeruit  abaoliUiunem : ibidem  p.  391  n). 

1®)  Von  dem  Nachfolger  des  Theodor,  Damian,  und  von  dem  Nachfolger 
des  Felix,  Sergius,  vermerkt  Agnellus  c.  125  (p.  360)  und  c.  154  (p.  377): 
conaecratua  Romue.  Ueber  die  suburbicarischen  Provinzen  vgl.  Hiusebius  I, 
554  — 657;  auf  die  Xordgreiizc  des  päpstlichen  3Ietropolitanbereichs  komme 
ich  weiter  unten  zurück. 
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Papstes  begründete. ’*)  Der  verpflichtete  Bischof  musste  nämlich 
darin  versprechen,  alle  zu  seiner  Kenntniss  gelangenden  Um- 
triebe gegen  das  Reich  und  den  Kaiser  nicht  zu  begünstigen, 
sondern  nach  Kräften  zu  hemmen  und  unter  allen  Umständen 
dem  Papste  zu  melden.'')  Nachdem  die  in  Italien  eingedrungenen 
Langobarden  gegen  Ende  des  siebenten  Jahrhunderts  zum 
katholischen  Glauben  übergetreten  waren,  wurde  das  Versprechen 
der  in  ihrem  Staate  ansässigen  Bischöfe  dahin  abgewandelt: 
allen  Eifer  darauf  zu  verwenden,  dass  stets  der  gottgefällige 
Friede  zwischen  dem  Reiche  und  dem  Langobarden -Volke  er- 
halten bleibe.*•) ***)  Und  das  war  keine  leere  Form : als  Gregor  III. 
im  October  740  Gesandte  an  die  Langobarden-Könige  Liudprand 
und  Hilprand  schickte,  um  vier  ihm  im  Jahre  zuvor  entrissene 
Ortschaften  zurückzuerlangen,  forderte  er  die  Bischöfe  des 
langobardischen  Tusciens  unter  Berufung  auf  ihr  beurkundetes 
und  beschworenes  Treuegelöbniss  auf,  mit  den  päpstlichen  Ge- 
sandten an  den  langobardischen  Königshof  zu  eilen  und  ihre 
Bitte  zu  unterstützen.'") 

Indem  Gregor  III.  seine  verfassungsmässige  Oberherrlichkeit 
über  die  langobardischen  Bischöfe  zur  Wahrung  des  Besitz- 
standes der  Römischen  Kirche  in  Wirksamkeit  setzte,  eiferte 
er  nur  seinen  Amtsvorgängern  nach,  welche  das  Vermögen 


*•)  Ks  sind  die  Fonntüw  7.'J.  74.  7&  des  Liber  diiirnns  Romanorura  poii- 
tificiim  (ed.  Th.  e.  ab  Siekel.  Vindobonae  1889);  vgl.  dazu  des  Herau.sgebers 
.Prolcgomeua  zum  Liber  diunius“  0'’®"cr  Sitzungsberichte,  Pbilosophisch- 
historisebe  Klasse  CXVII  [1SS9])  I,  61  und  Uanmann  S.  IS. 

*')  Liber  diurnus  p.  79:  promiUem  pariter,  ipiia,  *i  </««/  coiilra  iciiipii- 
blkam  i'd  piissinutm  priticipem  tioilriim  quotUiliel  iiiji  cotjuurrro,  minime  lon- 
nentire,  setl,  in  ipMiifum  rirliin  sullraijititril,  wZ/ciuir  et  rieurio  tuo,  thmnno  mro 
iipostulico,  moilia  quiltutt  jwtueru  minliuho;  Prolegomena  tl,  bU. 

t")  Liber  diurnus  p.  Sl : jiromillen.i  jniriter  feMimtre  omni  anninu,  ul 
netni>er  pax  quam  Denn  ililiiiil  intcr  rem  pubticam  et  non,  hoc  ent  rjentan  Ijin- 
yohardorum,  conserretur;  Prolegoniena  II.  S7. 

’*)  Jafffe-Ewald,  Kegesta  poiitificum  Roniaiionim  •JS.’iS:  Der  l’apst  erinnert 
die  Üischöfe.  tempore  ordinationin  nnae  per  eliirmjraplii  et  nacramenlnm  rin- 
cidum  iH-ato  1‘etro  principi  aponlolorum  njiojxmdinse,  nt  »ii  emenjentitntn  utiU- 
tatUmn  aanctae  ejun  eecleniae  totin  ririliun  elahoretia,  und  verlangt,  nt  ad  eosdem 
cum  praedictia  fdiia  noatrin  propentin,  ut  a Deo  inapirati  proleelorihua  eorum, 
heatia  principihna  npoatotorum  Petro  et  Paulo,  eadem  caatm  rentituantur. 
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St.  Peters,  als  unentbehrliche  Unterlage  ihrer  Macht,  emsig 
gemehrt  hatten;  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  bereits  im 
sechsten  Jahrhundert  der  Papst  der  reichste  Grundbesitzer 
Italiens  war.  Seine  Patrimonien  — so  hiessen  die  Kirchen- 
güter gleich  den  kaiserlichen  Domänen  — breiteten  sich  von 
Kavenna  und  Genua  über  Corsica  und  Sardinien  und  die  ganze 
Apennin-Halbinsel  bis  nach  Sicilien  hin  aus*0  und  wurden  so 
ertragreich,  dass  beispielsweise  die  calabrischen  und  sicilischen 
Patrimonien  zu  Anfang  des  achten  Jahrhunderts,  als  sie  von 
Leo  dem  Isaurier  confiscirt  wurden,  jährlich  350  Pfund  Gold 
oder  etwa  25  000  Schillinge  für  den  päpstlichen  Säckel  ab- 
warfen.**) Stets  gefüllte  Kornkammern  setzten  den  Papst  in 
den  Stand,  die  begehrliche  Bevölkerung  Roms  durch  umfängliche 
Spenden  zu  gewinnen,—)  und  ein  grosses  und  sicheres  Einkommen 
ermöglichte  ihm,  an  Stelle  des  ohnmächtig  gewordenen  Staates 
für  die  Sicherheit  und  Wohlfahrt  der  Stadt  zu  sorgen,  indem 
er  die  Stadtmauern  wieder  hersteilen  und  die  Wasserleitung 
aufs  neue  in  Betrieb  setzen  liess.'^*) 

Wie  bei  der  Stadtbevölkerung  der  Natural-  und  Geldertrag 
der  Kirchengüter  den  päpstlichen  Einfluss  steigerte,  so  er- 
reichte schon  ihre  Doppelbewirthschaftung  dasselbe  Ziel  bei  der 
Landbevölkerung. 


*)  TiOuis  Aniibrust.  Die  territoriale  Politik  der  Päpste  vou  500  bi» 
800  (Göttinger  Dissertation  18.85)  S.  40—51 ; Carl  Sehwarzlose,  Die  Patri- 
monien der  Kömisebeu  Kirche  bis  zur  Gründung  des  Kirchenstaats  (Berliner 
Dissertation  1887)  S.  18—32. 

ä')  Tiieophaiies  (Corpus  scriptorura  historiae  Byzantinae)  berichtet,  nach- 
dem er  vou  dem  Zoni  des  Kaisers  I^eo  gegen  die  calabrisclie  und  sicilische 
Bevölkerung  erzählt.  I (Bonnae  18:iU),  tmi;  ei  /tyopsva  raTpipdvn  iiüv 
ayimv  xst  xop'j'paiwv  änoiTdl.iuv  v(üv  <v  -pcaß'jttp^  rtpuopitvwv  rat; 

t*x).r,aiai;  Pzrai.ai  TtXaipiiva  yp  jaioo  Ta'l.avra  ipta  iJpiiJj  Tiii  5r,ji03i'in  /.'iyio  Tel.ttjSal 
Kpo3<Ta;«v.  Die  rmrechnung  gehört  llartmann  S.  86  an. 

*')  L'eber  die  Speicher  und  Speicherbeaniten  der  Kirche  vgl.  Charles 
Dichl,  Etiides  sur  radministration  hjzantine  (Paris  1888)  p.  12'J. 

Die  Ansbc.s8erung  der  Stadtmauern  wird  im  achten  Jahrhundert 
von  Sisitmius,  Gregor  II.  und  III.  berichtet  (Liber  poiit.  l.  :188.  3U6.  420); 
durch  die  Fürsorge  tür  die  städtische  Wasserleitung  trat  Hadrian  an  die 
Stelle  des  alten  staatlichen  curutor  l'urmanim  (s.  Diehl  p.  130). 
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Die  Kirchengüter  wurden  nämlich  entweder  verpachtet, 
und  zwar  auf  Gnind  der  Anordnung  .Tiistinians^-')  dauernd  in 
der  Form  der  Emph3’teuse  gegen  einen  Geldzins  — mit  diesem 
eigenthumsähnlicheii,  vererblichen  und  veräusserlichen,  ding- 
lichen Nutzungsrecht  war  es  möglich,  auch  wohlhabende  Grund- 
besitzer dem  Vortheil  der  Kirche  zu  verpflichten  — oder  durch 
eigene  Beamte  verwaltet  und  durch  unfreie  oder  halbfreie 
Colonen  bebaut,  welche  Naturalabgaben  leisten  mussten.  Aber 
der  Papst  wachte  in  seinem  wohlverstandenen  Nutzen  nicht 
nur  darüber,  dass  die  Lasten  der  Hintersassen  nicht  diückend 
wurden,  sondern  auch  darüber,  dass  das  Abhängigkeitsverhältniss 
von  der  Kirche  als  begehrenswerth  angesehen  blieb:  wenn 

Gregor  I.  den  kirchlichen  Colonen,  welche  nicht  ohne  weiteres 
von  Heerdionst  und  Kopfsteuer  befreit  waren,  die  zum  1 . Sep- 
tember fällige  Staatssteuer,  welche  sie  vor  dem  Verkauf  ihrer 
Erate  nicht  zahlen  konnten,  aus  dem  Kirchenvermögen  vor- 
strecken Hess,  nm  sie  nicht  in  die  Hände  der  wucherischen 
Steuerbeamten  fallen  zu  lassen,  so  musste  gegen  den  Erwerb 
eines  solchen  Schutzes  selbst  der  Verlust  der  Freiheit  kleinen 
Bauern  geringfügig  erscheinen  und  auf  diese  Weise  die  An- 
ziehungskraft des  kirchlichen  Grossgrundbesitzes  auf  den  klein- 
bäuerlichen ausserordentlich  verstärkt  werden.^'’) 

Die  moralische  Autorität,  welche  die  Nachfolger  des  heiligen 
Petrus  schon  frühzeitig  genossen  und  in  ihrer  ausgreifenden 
Metropolitangewalt  in  verfassungsmässige  Herrschaft  umgesetzt 
hatten,  und  das  vornehmlich  in  Grundbesitz  bestehende  Vennögen 
der  Römischen  Kirche,  welches  ihr  eine  in  Stadt  und  Land 
weitreichende  Clientei  verschafft  hatte,  gaben  dann  auch  Anlass, 


Nov.  CXX,  6 (5-14):  ’AScwv  toi'vjv  IKojUi  toI;  Ei(<r|[jiivoi;  i«y<3tv 
otxoi;  (if,  TTpojxitpov  lii'f-ntjjn  rotetsSai  tiüv  axtvfjttuv  tiüv 

aÜTol;  7:pa?r,xövTiuv,  äXXa  xa'i  ttr,vtxii);  tiOtx  4|ji'P'jte'jtix<u  Jexa'ip  Toi;  ßa'jXo|ji^vou 
iiS'ivai. 

Carl  Schwarzlose,  «Die  Verwaltung  und  finanzielle  Bedeutung  der 
Patrimonien  der  Römischen  Kirche  his  zur  Gründung  des  Kirchenstaats“ 
in  der  Zeitschrift  für  Kirchenge.schichtc  XI  (ISStO),  62—100;  Theodor 
Mominsen,  „Die  Bewirthschaftung  der  Kirchengüter  unter  Papst  Gregor  I.“ 
in  der  Zeitschrift  für  Social-  und  Wirthschaftsgeschichte  I,  43 — 59; 
llartuiann  S.  84.  8.5. 
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die  Päpste  organisch  in  die  Reich sverfassung  und  -vei  waltnng 
einzufügen.  Allerdings  wurde  die  darauf  abzielende  Ordnung 
nicht  eigens  auf  den  Römischen  Bischof  angelegt.,  sondern  auf 
alle  Reichsbischöfe  insgemein:  aber  da  der  Römische  durch 
Ansehen  und  Reichthum  den  abendländischen  Episcopat  am 
glänzendsten  vertrat,  so  kam  auch  ihm  die  ganze  Entwickelung 
am  meisten  zn  gute. 

Die  Entwickelung  hob  an  mit  den  Bestrebungen,  Itir  die 
Geistlichen  einen  eigenen  Gerichtsstand  zu  begründen.'“*) 

Zufolge  der  Mahnung  des  Apostels  Paulus  an  die 
Korinther,-’“)  bei  Streitigkeiten  nicht  den  weltlichen  Richter 
anzugehen,  sondern  darüber  einen  angesehenen  Gemeindegeuossen 
entscheiden  zu  lassen,  wurde  es  Sitte  in  den  Gemeinden,  den 
Bischof  als  Schiedsrichter  anzurufen;  indessen  lag  zunächst  kein 
gesetzlicher  Zwang  dazu  vor,  selbst  in  dem  Falle  nicht,  dass 
der  Beklagte  ein  Geistlicher  war:  der  Weg  an  die  staatlichen 

Gerichte  blieb  immer  oöcn.  Erst  allmählich  drang  die  in 
Concilienbeschlüssen  niedergelegte  Forderung  der  Kirche  durch, 
dass  die  Geistlichen  nur  vor  dem  Bischof  Recht  nehmen  sollten,'-*) 
bis  Justinian  53U  verfügte,  dass  Welt-  wie  Klostergeistliche 
einzig  vor  ihrem  Bischof  belangt  werden  könnten,'-*)  und 
Heraclius  629  in  Geistlichen -Processen  auch  die  Berufung  an 


*•)  M.  A.  T.  Betlraiaiin-Hollweg,  Der  Civilprocess  des  gemeinen  Rechts 
in  geschichtlicher  Entwickelung  III.  112 — 115;  Loening  I,  2S9 — 310; 
Hartmann  S.  48.  49;  K.  E.  Zachariä  von  Lingenthal,  Ueschichto  des 
griechisch-römischen  Rechts,  Dritte  Aufl.  S.  382  — 384;  Eriedberg 
S.  257.  258. 

1.  Cor.  I,  1— C. 

Der  früheste  Beleg  findet  sich  in  dem  Schreiben,  welches  die  Synode 
von  Sardica  344  an  die  Gemeinde  in  Alexandria  erliess  (Mausi,  Conc.  III, 
55.  56);  weiter  kommt  in  Betracht  die  Synode  zu  Hippo  393  c.  9 (Mansi 
III,  920.  921),  die  elfte  Karthagische  407  c.  10  X.  104  (Mansi  III,  807), 
die  Synode  von  Chalcedon  451  c.  9 (Mansi  VII,  361.  362)  und  dann  be- 
sonders eine  Reihe  von  gallischen  Synoden  des  fünften  und  sechsten  Jahr- 
hunderts. 

®)  c.  29  C.  de  episcopali  audientia  I,  4 (530);  Kov.  LXXIX,  1 
(t(  TIC  oiavo’iiv  l/oi  ihrft  zpi;  tivu;  tiüv  löIißtirdTiuv  a3xr|T«>v  tiüv  tipiupjvuiv 
r»p8f«uv  yjvaix&v  iv  povT3T7,p!Oi;  oj-üri  [539]^,  I, XXXIII  llpoo(|ii<iv  (toI; 
fjATßrsriTM;  »Ä.Tjptxoi;  . . . tf  ti;  i/ni  rivd  roö;  aoTO-j;  -/pTjuaTixTjv  Si'xr^v  [539]), 
CXXIII.  CXXXI.  CXXXVII. 
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die  weltlichen  Gerichte  ausschloss  und  die  Ausrahrung  des 
Urtheils  den  kirchlichen  Gewalten  übertrug.'*") 

In  der  Strafgerichtsbarkeit  zogen  die  Bischöfe  die  leichteren 
Fälle  auch  vor  ihr  Forum.  Für  die  schwereren  blieben  freilich 
die  staatlichen  Gerichte  zuständig:  da  aber  die  Geistlichen, 
welche  sich  eines  Verbrechens  schuldig  gemacht  hatten,  ihrer 
"Würde  entkleidet  wurden,  ehe  es  zur  eigentlichen  gerichtlichen 
Verfolgung  kam,  so  wurde  wenigstens  in  der  Form  der  be- 
sondere Gerichtsstand  der  Geistlichkeit  nicht  beeinträchtigt. 

Für  die  im  Grunde  aber  doch  nicht  vollständige  Gerichts- 
gewalt über  die  Geistlichen  wurden  die  Bischöle  entschädigt 
durch  einen  merkwürdigen  Einfluss,  welchen  sie  auf  die  Straf- 
rechtspflege überhaupt  übten : sie  nahmen  es  als  ein  Recht  ihres 
geistlichen  Amtes  in  Anspruch,  für  die  Angeklagten  und  Ver- 
urtheilten  sich  zu  verwenden  und  ihre  Freisprechung  oder  Be- 
gnadigung durch  Fürbitten,  welche  nicht  leicht  unbeachtet 
blieben,  zu  erwirken.'*') 

So  wenig  der  Sinn  dieses  Brauches  verkannt  werden  kann; 
eine  Billigkeitsinstanz  zu  haben  gegenüber  der  Härte  des  Ge- 
setzes oder  der  Mangelhaftigkeit  des  Verfahrens,  so  zweifellos 
schlug  auch  das  wieder  zur  Hebung  des  bischöflichen  Ansehens 
aus;-*'^)  und  den  nämlichen  Erfolg  hatte  die  Befuguiss  des 
Bischofs,  den  Verfolgten,  Gefangenen  und  Sklaven  Schutz  zu 
gewähren  und  die  von  gewissenlosen  Vätern  und  Herren  ver- 
kuppelten Töchter  und  unfreien  Mägde  vor  einem  Leben  der 
Schande  und  Findlinge  vor  der  Sklaverei  zu  behüten.'**) 

Justinian  hatte  um  so  weniger  Anlass,  die  allgemeine  Be- 
stimmung des  Bischofs  als  des  Hortes  der  Vergewaltigten  und 
Schutzlosen  zu  vereiteln,**)  als  er  bei  der  Neuordnung  des  zu- 


**)  Zadiariä  a Linj,i;«iithal,  Jus  Gmcco  Romanum  III:  Novcllae  coiisti- 
tutiones  imperatorum  post  Jnstiiiiamini,  Cull.  I,  Xov.  XXV  Iiiaeli  llarluiaim 
S.  löO). 

“')  Ix>eniii>t  1,  310.  311. 

Locning  a.  a.  O. 

Loening  I,  8H — 333. 

Vgl.  insbeaoutlcre  den  Codeititel  de  qtiscupidi  aiuliriiliu  et  de 
dieersU  capiiidin  quae  ad  jud  canwajiu:  ct  rerercutiam  pimlißctdan  pertinent 
I,  4,  Z.  B.  C.  12.  14.  24.  27.  30.  33. 
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rückeroberteii  Italiens  nicht  blos  die  Elirlichkeit  des  Kaufmanns 
in  Handel  und  Wandel,  sondern  auch  die  Lauterkeit  des  Be- 
amten bei  der  Staatsverwaltung  unter  bischöfliche  Gewähr- 
schaft stellte.*) 

In  der  l^iufmatlca  sivietio  ernannte  der  Kaiser  den  Papst 
neben  dem  Senate  zum  Hüter  der  echten  Münzen,  Maasse  und 
Gewichte,  indem  er  ihnen  die  normativen  Stücke  übergab  und 
wahrscheinlich  zugleich  die  Controlle  übertrug.*) 

Weit  wichtiger  war  aber  eine  andere  Massregel,  welche  er 
in  demselben  Gesetze  traf. 

Um  die  Corruption  des  Beamtenthums  an  der  Wurzel  zu 
treffen,  verbot  der  Kaiser  den  eingerissenen  Aemterschacher, 
die  Entrichtung  des  sulfhußum  für  ein  Amt,  indem  er  die 
Bischöfe  mit  der  Anzeige  der  llebertretungsfälle  betraute,*)  und 
verordnete  er,  dass,  wie  die  Ortsobrigkeit,  der  defmsor  und  pater 
cii  itnlk,  durch  die  ansehnlichsten  und  wohlhabendsten  Stadt- 
bewohner, von  welchen  der  Bischof  nicht  auszuschliessen  war, 
erwählt  wurde,*)  so  in  Zukunft  auch  der  leitende  Beamte  der 
Provinz,  der  pram’ii  proviur'uie.  von  den  Bischöfen  und  den 
hervorragendsten  Männern  der  Provinz  aus  den  Eingesessenen 
erkoren  werden  sollte.*)  Aber  die  Analogie  wurde  noch  weiter 
getrieben.  Wie  der  Bischof  Mitglied  jener  Commission  wurde, 
welche  die  städtische  Verwaltung  überwachte, ■•*’)  so  erhielt  er 
auch  die  Rechte  der  Aufsicht  über  den  pnwsets  prorinciac:  falls 


“)  Carl  Hegel.  OescUiclite  der  .SUiiUeverfassung  von  Italien  I,  1.S8 — 144; 
Armbrust  S.  12— 23;  Hartmann  S.  4ti— .51. 

*)  Pragmatica  sanctio  c.  in  (MH.  I.L.  V,  174):  l't  aiilem  nuUa 
fraudig  rel  kusionU  jrroviiicitirum  migrtiliir  ocamiu,  JubtmiiM  in  iUig  inengurig 
vel  jtondcribug  gpecUg  rel  fiecuniug  dari  rel  gagripi,  ipiae  beuliggimo  jMtpae  vel 
ampliggitno  geimtui  noglra  pktag  in  jtraegenli  vonlratUdil. 

*■)  Hegel  a.  a.  Ü. 

**)  c.  19  C.  de  episcopali  andientia  I,  4. 

*)  Pragmatica  sanctio  c.  12  (p.  172):  1‘rorinciarum  elinm  jiidiceg  ab 

epigcopig  et  primatibug  uniugcningipa  reijkmig  idoneog  eiiffrmhig  et  gu/'ficienteg 
ad  lororum  adminigtrationem,  ex  ipgig  cideliret  Jnhemug  fleri  prvrinciig,  quag 
adminigtratari  gunt,  ging  guffragio. 

*")  c.  20  C.  h.  t.  und  Xov.  CXXVIII,  16:  ...  exdSTO’j  ivurjToö 
aAT|pO'j|iivo'j  TÄv  Ö3M0TXT0V  itTilxorov  (jitTd  xevTt  npuiTi'jiivtiov  rMttoi  toö; 

).07i3p«i!);  draitiTv  Tob;  rxp’  xirtö''  so'iJiH.Hivn:  . 
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dieser  das  Recht  verweigrerte,  sollte  der  Bischof  auf  eine  Be- 
schwerde des  Benachtheiligten  den  Beamten  zur  richterlichen 
Entscheidung  anhalten  und,  wenn  das  nichts  fruchtete,  an  den 
Kaiser  berichten;'“)  war  die  Unparteilichkeit  des  Beamten  ver- 
dächtig, so  konnte  der  Bischof  zur  Gerichtsverhandlung  hinzu- 
gezogen werden weiter  durfte  der  Bischof  sofort  Meldung 
an  den  Kaiser  erstatten,  wenn  der  prae^eg  einen  Unterbeamten, 
der  Steuern  in  gesetzwidrigem  Uebermass  erhoben  hatte,  straflos 
Hess;*’)  ja,  die  pntesiävs  blieben  den  Bischöfen,  später  jedenfalls 
den  Metrojtoliten  noch  fünfzig  Tage  verantwortlich,  nachdem  sie 
ihr  Amt  niedergelegt  hatten.**) 

Die  Aufsicht,  welche  unter  allen  Umständen  dem  Römischen 
Oberbischof  über  die  praemh-n  Mittel-  und  Süditaliens  gewahrt 
blieb,  und  die  wenigstens  in  einigen  Fällen  sanctionirte  Yer- 


*')  Nov.  LXXXVI,  1 : rfio;iu»v  tt;  xip  ap/ovti  |aTj  Tj/T; 

TÄv  otxa{tüv,  T^T£  xeXE'joaev  «ytov  rpo;eXÖeiv  t««  x-jt«  tov  t^ttov  ostmTanp  iriTxo“»!» 
xal  auTov  r£pt'^at  tov  Xafi.zo'iTfltTOv  tt,;  inapyea;  apyovT«  t,  xa'i  oi’  w’jtoO 

rpo;  ot’jTOv  xat  Trapasr/euaiat  a*jTov.  7v«  rair  xporoi;  «xojwT,  Toä 
rpo;iovTo;  xat  ä7:a).).d;ifj  a'jTov  fxtTd  toO  ttxiio'j  xaTa  tov;  T,p.eTipov;  viJ)u.ov;  .... 
€i  oi  xai  TOV  Ö3tuiTdTov  iriaxonov  irefyovTo;  tov  apyovxa  txita  tov  Sixai'ov 
5iaXv3ai  Ta  tu»v  rpo;uJvTu)v  rpd^txaTa  6 apycov  ocava^a')j’.6Tai  ....  eiriTpjrropiev 
Ttp  oattüTaTiH  irttTxdrttp  ixe(vr,;  xf,;  ro/setü;  oovvai  rpo;  Tjj*a;  Ypajitj.aTa  xt|T  piJ) 
Tvyovxc  xov  ^txai'ov. 

Nov.  IjXXXVI.  2:  Ki  Ttva  tö»v  r^pexiptuv  vtrT,x'^iuv  ev  vrotj^fa 

fyeiv  xov  apyovxa.  xc).£vojiev  xtjj  osuuTaxui  irtJxdrt«  ovvaxjioa^Öai  to5  XajjirpOTdTi{) 
dpyovTi. 

Nov.  LXXXVI,  9:  Ki  M xi;  ptajuxpiavo;  tj  tirapyixo;  f,  oia;oi^7:oxe 

xv/Tj;  (UV  Xdßir,  r?.eiova  ar^pxovXa  t«I»v  mpispL^/iuv  xai;  Öeiat;  f,piü»v  otaxa';e3t. 
xcX(vo|ACv  rd^i  xpOTTOi;  xto  apyovxt  xf,;  irapyfa;  xtvovvtp  lou«  xaxa  xov  T^pi^eoov 
v*iptov  Tovxo  ix5txttv  xat  9ti)tppov(3pLOv  £»:dyttv  xoi;  xa  xoiavxa  xoApiöJiv  . tt  jatj 
^xitxr,3et  xavxa  6 apycöv,  aoscav  Si-Sojxgv  xi»  oitwxdcij)  xf,;  r'iXeio;  ^xefvr,;  ^rtsxorm 
fxT,vvaai  T,|xlv  xa  rept  xovxtov. 

Nov.  VIII,  9:  Et  pi^vxoL  rplv  av  rATjpcuoctE  xa;  rtvxigxovxa  V;fji^pa;. 

droiiopa’^wv  6JMT^  xaöa'rsp  xt  xa»v  axtpiOTaTiov  av5par<iotuv.  Sioo;xev  a^Eiav  xot; 
vroxt)i3i  xaxiyetv  avxöv  iv  xij  “*  oe^ioxaatv  avx»i>  rpo'pasei  x).orij; 

xovxo  ci;rpaTxctv.  rapdvxo;  pt^vxot  xov  äcotpi).i3Taxov  ertTxorov  xai  xo  rpaytxa 
iyypa'tpto;  Stasxorovvxo;,  £cu;  5v  droooir,  rdv  orsp  xtxXotpt'o;  ttavEiV,  Nov. 

CXXVIII,  28:  tl  avfjiäatT,  xtva;  avxtbv  rpo  xov  rXi^ptuaai  xä;  revxf,xovxa 

fjfx^pa;  xaxa).trelv  xtjv  yiopav.  xe).evOfxcv  rdvxa;  xov;  rao’  avxd>v  C^j|xiav  xiva 
vrojxEtvavxa;  svvi^vai  raoa  x<p  63«oxaxt»j  xf^;  p.TjXpor'iAetü;  ^riixdr«p  xf,;  aux^; 
irapyia;  . . . xat  ix  xf,;  ^xe(vo*j  repiov3ta;  xaft’  ov  xa  xotavxa  yfyovev  vrouvf,aaxa 
raiav  xo!;  3).ajy£i3tv  aroxattiaxaxHat  (ft4o). 
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tretungsbefugiiiss  der  Bischöfe'*-'’)  deutet  schon  die  in  Rom 
folgende  Entwickelung  an : die  staatlichen  Beamten  wurden  ent- 
weder abhängig  von  den  Päpsten  oder  gar  durch  päpstliche 
ersetzt. 

Nachdem  seit  Anfang  des  siebenten  Jahrhunderts  der 
Römische  Senat  als  Behörde  aufgehört  hatte, '*’*)  stellte  in  der 
Stadt  der  praefectus  urbi,  welcher  von  dem  Exarchen  in  Ravenna, 
dem  Stellvertreter  des  Kaisers,  ernannt  und  beaufsichtigt  wurde, 
allein  die  oberste  weltliche  Gewalt  dar,  bis  er  durch  den  dux, 
den  Befehlshaber  der  Streitkräfte  in  der  ganzen  Römischen 
Provinz,  als  Gouverneur  verdrängt  und  auf  die  Strafgerichts- 
barkeit beschränkt  wurde.'*')  Wie  der  Präfect  geriet  aber  auch 
der  dux  thatsächlich  so  völlig  in  die  päpstliche  Botmässigkeit,-**^) 
dass  die  Frage  auftauchen  konnte,  ob  nicht  schon  der  mit  der 
jMtricim-W urie  ausgestattete  dux  Stephan  (unter  Gregor  III. 
und  Zacharias  731— -75"2)  vom  Papste  mit  dieser  Würde  be- 
widmet  worden  sei,**')  während  nicht  zu  bestreiten  sein  dürfte, 


c.  31  C.  de  episcopali  audientia  I,  4:  tiuncimus,  si  quando  afuerit  ia, 
gut  rea  alienaa  vei  credilvri  ofmuxuia  dcliiicl,  et  dexiderat  dominua  rei  rel 
crediUtr  auam  iiitcntionem  itropoiiere  et  tum  ei  livenlia  ail  abacitle  auo  adrersario 
gut  rem  detinel  rel  infantia  vcl  furure  Miorante  et  iiemiitetn  tutorem  vel  cura- 
torem  /labetite  rel  in  aumma  poteatate  cunatituto,  licentia  ei  detur  adire  praexidem 
rel  libetliim  ei  porriijere  et  hoc  in  guerimoninm  deducere  intra  (■vHalituta  tempora 
et  interrupiionem  tenqiorix  facere,  Sin  autem  nullo  poterit  modo  praeaidtm 
adire,  aalteni  ad  cpiacopum  loeoruin  eat  et  auam  manifextare  eoluntatem  acriptia 
deproperet;  c.  32  h.  t wird  bestimmt,  dass  bei  Streitigkeiten  zwischen 
Eigentbümern  und  Pächtern  die  Klage  angebracht  worden  kann  ^ 5i»pd  xi)) 
äpyovTi  ?,  ev  dxO'JSl'a  xr/ä  äp’/ovxo;  nxpä  xiji  ixSfxui  x&v  xd:ru)v  g nspi  xip 
iaioxiiTtm  xfjj  niiXeiu;.  x«#'  4 ÄtsitdxT,;  xoO  xxrjpiaxo;  iiigti. 

Diehl  p.  125.  126. 

Diehl  p.  127.  128.  131. 

Die  thatsäcbliche  Verfügung  über  das  Römische  Heer  ist  eine 
Voraussetzung  des  päpstlichen  Verhaltens  gegenüber  den  Langobarden, 
worauf  ich  noch  zu  sprechen  komme;  dass  sie  rechtlich  nicht  begründet 
war,  zeigt  auch  die  Nachricht  der  Zacharias-Biographie:  das  Römische  Heer 
nnterstUtzte  den  Langobarden -König  adhoriatione  aancii  eiri  (Liber  pont. 
1,  427). 

Armbrust  S.  93  ; Uartmauu  S.  25 — 27  glaubt  aus  der  patrkiux- 
Würde  schliessen  zu  sollen,  dass  der  Römische  Ducat  damals  ein  von  dem 
Exarchen  unabhängiger  Verwaltungsbezirk  war;  dagegen  Diehl  p.  145  u.  3 
Hugo  Cohn,  Die  Stellung  der  byzantinischen  Statthalter  in  Ober-  und 
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dass  ein  Menschenalter  später  der  mit  Hadrian  I.  verwandte 
coyisul  et  dux  Tlieodor  (778 — 781)  sein  Amt  ganz  dem  Papste 
verdankte.’’’^’) 

Die  päpstliche  Macht  über  Rom  und  den  Römischen  Ducat 
hinaus  zu  verbreiten,  trug  nichts  so  erfolgreich  bei  wie  die  Art, 
in  welcher  die  Päpste  das  byzantinische  Reich  gegen  den  in 
Italien  sich  ausdehnenden  Langobarden-Staat  vertiaten. 

Da  der  Exarch  in  Ravenna  durch  die  bis  in  den  Süden  der 
Halbinsel  vorgedrungenen  Langobarden  von  den  mittel-  und  süd- 
italischen Gebieten  abgeschnitten  war,  so  bestellte  an  seiner 
Statt  Gregor  der  Grosse  im  Jahre  592  nicht  nur  für  Nepi  ein 
Stadthaupt,''')  sondern  auch  für  Neapel  einen  militärischen  Be- 
fehlshaber und  forderte  für  beide  Beamte  von  den  Stadtbewohnern 
kraft  ihrer  Unterthanenpflicht  den  schuldigen  Gehorsam.-''-)  Wenn 


Mittrlit«lien  540 — 751  (Berlin  1889)  8.  46.  47  und  Brunner  II,  84  Anm.  4. 
Eine  beaditeuswerthe  Erkläniug  darüber,  wie  dieser  Stephuu  zu  seinem 
.\mte  gekommen  sein  könnte,  hat  L.  Weiland  (s.  .Vrmbrust  8.  94)  gegeben: 
üeberall  in  Verbindung  mit  dem  Römischea  Volk  und  Ucer  genannt  rditc 
umniti  exrrcitus  Jtomani),  dürfte  er  in  Anbetracht  der  damals  überall  in 
Italien  auf  Selbstverwaltung  gerichteteu  Bestrebungen,  von  welchen  ich 
noch  sprechen  werde,  von  den  Römern  — versteht  sich  unter  massgebendem 
Einfluss  des  Papstes  — gewählt  worden  sein.  Damit  würde  die  Obliegenheit 
eines  Statthalters  des  abwesenden  Papstes  wohl  vereinbar  sein,  welche 
hervorgeht  aus  der  .\ngabe  der  Zacharias-Biographie:  der  Papst  reiste 

nach  Ravenna,  rdieta  iitmuiini  urhe  jum  tliilo  Stqiluino  i>alririu  cl  diiei  ail 
gubermiiiilum  (Liber  pont.  I,  429 m). 

“j  Codex  Carolinus,  Ep.  60.  61.  67.  68:  MG.  Epp.  III,  587s4.  5882j. 
589 19.  595 "o.  598  n.  Theodor  wird  als  Gesandter  Hadrians  oder  als  Mit- 
glied einer  vom  Papste  niedergesetzteu  Untersuchungsoommission  genannt. 

“')  Der  Papst  schreibt  an  Geistlichkeit,  Behörden  und  Volk  von  Nepi 
(II,  14:  MG.  Epp.  I,  1122-sJ:  Ixonlio  riro  clnrüi.nmo,  iirae.icnliutn  portitori, 
curaiii  ivUiri/intiiiaiirjue  cirilalis  iiijuiiximiis,  ul  in  tiniclis  iiiriiiilanii,  qum-  ad 
iilililalem  ve-dram  re/  rei  jnihliciu’  pertitu're  cognoscil,  ipst  dixpiamt;  darum  er- 
geht an  sie  die  Mahnung,  qualeiinx  ci  in  omnil/us  exhilure  obocdii  idiam  dehentis, 
“)  An  die  Neapolitaner  schrieb  er  (11,  84:  p.  KlOeo— I91s);  Summa 
mdiliae  hiiut  inler  alia  bona  merita  /«(«'  e.*(,  oboedieiitiam  sanctue  rdpublicae 
ulilitalibiix  cxhilterc,  ipioibpie  xibi  utilibr  imperatiim  fueril,  ubtemperare.  Gregor 
bat  erfahren,  dass  die  Neapolitaner  seinen  Weisungen  gefolgt  sind,  ijuihuii 
maijiiifirum  rirum  Coii.danlium  Iribunum  ciislutUae  cirilatis  dqmtarimus 
praeesxe,  und  ermahnt  sie  nun,  iiti  praediclu  iiHUjui/ico  i'iru  tribuiai,  xiciil  et 
fecistix,  amiiem  debealis  pro  xerenixximuram  äominurum  ulititalc  ni  conxerruiida 
cieiUite  uboediadiam  exhibere. 
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diese  Massnahmen  durch  die  Behinderung  des  Exarchen  gerecht- 
fertigt waren,  so  gelang  es  dem  Papste  aber  nicht  ohne  weiteres, 
auch  für  einen  Frieden,  welchen  er  mit  den  Langobarden  ver- 
einbart hatte,  die  Anerkennung  des  Kaisers  zu  erlangen.®'’) 

Wie  Gregor  handelten  auch  seine  Nachfolger,  nur  dass  sie 
sich  nicht  auf  die  Erhaltung  des  Reichsgebietes  beschränkten,®^) 
sondern  mit  alten  Mitteln  auch  auf  die  Zurückgewinnung  ver- 
lorenen Landes  bedacht  waren  und  so  immer  tiefer  in  die 
Politik  hineingezogen  wurden. 

Als  der  langobardische  Herzog  Gisulf  von  Benevent  in 
Campanien  einfiel,  kaufte  Johannes  VI.  alle  Gefangenen  los 
und  bewog  den  Herzog  zur  Heimkehr;®’)  auch  Gregor  III.  fand 
mit  Geld  den  Anspruch  des  Herzogs  Trasimund  von  Spoleto  auf 
Gallese  ab;®’)  und  Gregor  II.  setzte  dem  Neapolitanischen  dux 
eine  Belohnung  von  siebzig  Pfund  Gold  aus  für  die  Zurück- 
eroberung der  von  den  Langobarden  durch  einen  Handstreich 
genommenen  Feste  Cumae  und  zahlte  die  verheissene  Summe, 
nachdem  der  dux,  unterstützt  von  einem  päpstlichen  Verwaltuugs- 
bcamten,  die  Langobarden  durch  einen  nächtlichen  Ueberfall 
vertrieben  hatte.®') 

Aber  das  Geld  der  Römischen  Kirche  und  die  dadurch 
angesporntc  Thatkraft  einzelner  byzantinischer  Befehlshaber 
erwies  sich  doch  als  unzureichend,  als  die  Langobarden-Königo 
Liudprand  und  Hit|)rand  selber  den  päpstlichen  Machtbereich 


“)  Gregor  klagt  doiu  Kaiser  Mauricius  im  Juni  .VJ5  (V,  .H6;  p.  SlSj): 
uiilii  pax  ,iumi>Ut  ot,  cum  Liiii(i<iiHirili>i  in  Tintcin  iiosilin  nitic  iiUo  rci 

puhliciK  lUg/HiuUit  feciram.  Ueber  den  Eifer  des  Papstes,  Krieden  mit  den 
Langobarden  zu  sehlies.sen.  s.  ii.  zu  63.  Friedensschlüsse  gingen  auch 
Uber  die  weitgefasstc  Competenz  des  Exarchen  hinaus  und  blieben  dem 
Kaiser  Vorbehalten;  vgl.  ilartmanu  S.  30. 

■■’*)  Von  Honorius  wird  überliefert;  J>km  . . . (ramlinso  nolario  et 
Aiiutoliu  maijietro  mililiim  yaijinlitanitm  cieilnlim  rnjemlam  committil  cum 
uiniiilnis  ei  i>erUuiiitihu/i  et  quulilcr  Mu  nt  reiji  scriptin  infoniuit  (Deusdedit 
presbyteri  cardinalis  Collectio  canouum  edita  a Pio  ilartinucci  p.  32i). 

Liber  pont.  [,  3S3. 

“)  Liber  pont.  I,  -l'JO. 
tf)  Liber  pont.  1,  tuo. 
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bedrohten  :•’**)  Gregor  III.  nahm  in  dieser  Noth  739  und  740 
seine  Zuflucht  zu  dem  fränkischen  Hausmeier  Karl  Martell,*) 


'’*)  Concugmque  e.it  prorinciii  Jiomamie  (Ueionis  xuhjecUi  heisst  es  im 
Liber  pont.  I,  420  u- 

“)  Vgl.  die  beiden  ersten  Briefe  des  von  mir  herausgegebenen  Codex 
Curolinus:  MG.  Epp.  Ill,  476  — 47!». 

Die  Kritik  dieser  Ausgabe  hat  besonders  Paul  Kehr  sich  angelegen 
sein  lassen  und  bisher  zweimal  zu  diesem  Uehufe  das  Wort  ergriffen  in  den 
GUttingischen  gelehrten  Anzeigen  1893  8.  871—898  und  in  den  Nachrichten 
von  der  königlichen  Gesellschaft  der  Wissenschaften  zu  Göttingen,  Phil.- 
hist.  Klasse  aus  dem  Jahre  1896  S.  103 — 167.  Indem  ich  mir  eiie  Aus- 

einandersetzung mit  ihm  an  anderer  Stelle  Vorbehalte,  will  ich  hier  nur 
auf  seinen  Versuch  cingolien,  die  Papstbriefe  nach  dem  Stil  zu  Gruppen 
zusammenzulegcn  und  so  genauer  zu  datiren. 

Ich  stimme  durchaus  mit  ihm  überein,  dass  der  Herausgeber  die  Pflicht 
hat,  in  den  Schriftstücken  die  Kanzleiformeln  und  dio  wiederkehrenden 
Wendungen,  soweit  sie  als  Ausdrucksweise  eines  bestimmten  Beamten  nach- 
weisbar sind,  aufzuzeigen,  und  habe  das  auch  in  der  Ausgabe  in  rund  300 
Anmerkungen  und  im  Neuen  Archiv  XVII,  535 — 648  gethan,  an  letzt- 
genannter Stelle  insonderheit  S.  539 — 546  den  Nachweis  geführt,  dass  34 
Hadrian-Briefe  von  einem  und  demselben  Dictator  berrühren,  indem  ich  alle 
übrigen  Briefe  des  Codex  als  Vcrgleichsmatcrial  verwandte.  Aber  wenn  Kehr, 
welcher  meinem  Beweise  den  denkbar  höchsten  Beifall  spendet  — er  er- 
innert mit  den  Worten  („Anzeigen“  S.  891),  dass  des  von  mir  bestimmten 
Dictators  „stilistische  Eigenart  auch  dem  ungeübtesten  Auge  schon  durch 
die  Barbarei  seines  Lateins  auf  den  ersten  Blick  erkennbar  ist“,  lebhaft  an 
die  Geschichte  von  dem  Ei  des  Columbns  — , auch  unter  den  übrigen  Briefen 
„bestimmte  Dictatgruppen“  vou  einander  unterscheiden  zu  können  glaubt  und 
mir  dafür  einige  Nachhilfe  zu  ertheilen  die  Güte  bat,  so  beschranke  ich  mich 
eben  auf  das  nachweisbare  und  überlasse  ihm  gern  derartige,  wie  er  in 
treffender  Selbsterkenntniss  sagt,  „der  Kevisiou  sehr  bedürftige  V'ersuche.“ 

Obwohl  nun  drei  Jahre  vergingen,  bis  Kehr  mit  einer  neuen  Arbeit  über 
den  Codex  Carolinus  bervortrat,  hatte  er  doch  inzwischen  seine  Versuche 
noch  nicht  „revidirt“,  er  hatte  sich  eines  bessern  besonnen  und  wollte  mir 
in  den  „Nachrichten*  ein  Vorbild  liefern,  wie  man  Dictatuntersuchungen 
„von  mechanischen  Zusammenstellungen  zu  wissenschaftlicher  Arbeit  erhebt“ 
(S.  107).  So  bereitwillig  ich  nun  gute  Lehre  annehme,  ich  kann  doch  in 
den  jüngsten  Ausführungen  Kehrs  etwas  vorbildliches  nicht  Anden. 

Er  sieht  ganz  richtig,  dass  uns  im  Codex  Carolinus  nicht  die  Gesammt- 
heit  der  Briefe  erhalten  ist,  welche  die  Päpste  an  die  Karolinger  gerichtet 
haben:  „cs  sind  nur  Bruchstücke  davon“,  sagt  er  S.  106,  „die  zu  ergänzen 
vielleicht  ein  Wagniss  ist“;  und  dennoch  unternimmt  er  es,  die  drei  Briefe  Pauls, 
in  welchen  von  einem  drohenden  Angriff  der  Griechen  auf  Itavenua  dio  Rede  ist 
(30.  31.  38.),  um  sechs  andere  (32.  33.  39.  13.  19.  43),  weil  in  diesen  Pippin 
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indem  er  ihn  beschwor,  doch  seine  und  seiner  Ahnen  Stiftungen 
für  die  Römische  Kirche  nicht  in  den  Händen  der  Langobarden 


wegen  Besclürrauiig  der  fiilcjt  orl/iutluxa  ebenso  iibersihwänglitb  wie  ibrrael- 
hiift  gefeiert  wird,  zu  einer  tiruppe  zu  ergänzen  und  die  ganze  Gruppe  in 
das  Ende  de«  Jahre«  750  und  den  ,\ufang  des  folgenden  zu  setzen  (S.  156. 
1.57),  du  der  1».  Brief,  worüber  kein  Zweifel  herrscht,  im  ,\pril  760  ent- 
standen ist.  Es  ist  nun  gar  nicht  einmal  sicher,  dass  die  Bedrohnng  Ra- 
venna« durch  die  Griechen  sich  auf  einen  und  denselben  Zeitpunkt  bezieht: 
der  geängstigle  Papst,  welcher,  fiir  den  Küniischeii  Ducat  noch  immer  ein 
rnterthan  des  Kaisers,  ehemals  byzantinische  Gebiete  von  demFranken-Kiinige 
sich  hatte  übertragen  lassen,  musste  stets  auf  die  Rache  seine«  verratheuen 
Souveräns  gefasst  sein  — diese  Meinung,  welche  Paul  selber  ausspricht, 
als  er  sich  zu  einer  Zusanimenkunft  mit  Desiderius  anschiukt,  ii>rlractuii(lnm 
l>ro  (iraecorum  mulitia,  qai  votidie  imniinent  in  ipsam  Haremutiem  nnfrcdi 
ciritatem  i p.  551  lol,  haben  nicht  nur  Jaffe  und  ich,  sondern  auch  Mühlbacher 
(Deutsche  tfeschichto  unter  den  Karolingern  S.  71).  Weiter  ist  es  bare 
Willkür,  die  formelhaften  Stellen,  in  welchen  Pippin  als  V'ertheidiger 
des  rechten  Glaubens  und  — was  doch  wohl  dasselbe  ist  — der  heiligen 
Kirche  Gottes  gefeiert  wird,  auf  den  vermeintlich  einzigen  Fall  der  Be- 
drohung Ravennas  zu  deuten;  denn  einmal  ist  davon  in  noch  mehr  Briefen, 
als  Kehr  antiihrt,  die  Rede  — ich  habe  schon  in  der  Ausgabe  p.  538  n.  5 
und  p.  6oa  u.  2 noch  sechs  weitere  Briefe  angegeben  — , und  zum  andern 
wird  meine  Auffassung,  da.ss  Pippin  seit  der  Neubegründung  der  päpst- 
lichen Immunität  im  Exarchat  und  in  der  Pentapolis  jederzeit  als  ihr  Er- 
halter und  Beschützer  auch  ohne  besonderen  Anlass  gepriesen  werden 
konnte,  dadurch  bustätigt,  dass  sogar  in  dreien  der  von  Kehr  als  Dankbriefe 
gekennzeichneten  Schreiben  Paul.«  dem  Dank  die  ausdrückliche  Bitte  folgt, 
den  rechten  Glauben  zu  vertheidigen  fp.  53S)9_u.  ölOu-u.  5589_io),  was 
ungereimt  wäre,  wenn  Schutz  der  /id«.«  orl/iodoxtt  = Kettung  des  bedrohten 
Ravenna  wäre. 

Es  kommt  nun  aber  noch  hinzu,  dass  Kehr  mit  der  von  ihm  beliebten 
chronologischen  Bestimmung  der  Briefe,  wie  er  selbst  erkannt  hat,  in  — 
unlösbaren  — Widerstreit  geräth  zu  positiven  Angaben  der  fränkischen  .Annalen. 

In  den  Briefen  32  nnd  43  führt  der  Papst  alle  Kinder  Pippins 
namentlich  auf,  nennt  aber  nicht  des  Königs  gleichnamigen  Sohn,  obgleich 
dieser  ihm  als  Pathen  besonders  am  Herzen  liegen  musste  — doch  wohl 
ein  sicheres  Zeichen  dafür,  das«  der  kleine  Prinz,  welcher  verlässlicher 
l'eberliefcrung  zufolge  (vgl.  Oelsner,  Jahrbücher  S.  324.  325)  759  geboren 
wurde  und  im  dritten  Jahre  starb,  zur  Eutstehungszeit  der  beiden  fraglichen 
Briefe  entweder  noch  nicht  am  Leben  oder  schon  wieder  gestorben  war. 
Statt  danach  die  chronologische  Bestimmung  der  Briefe  zu  regeln,  mäkelt 
Kehr  (S.  121  Anm.  1)  an  der  L'eberlieferuug  der  Annalen  herum,  lässt  sich 
aber  dadurch  nicht  abhalteu,  an  anderer  Jjtelle  (S.  133)  dieselbe  üebor- 
lieferung  für  die  Bestimmung  eines  an<lern  Briefes  auszubeuten. 

Uundlacb,  Kautebunt;  4e«  Kirebttnätaatci.  2 
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7.VL  lassen®^)  und  das  Ravennatisdie  wie  das  Römische  Gebiet 
vor  ihnen  zu  retten.®*)  Da  indessen  der  tVänkisclie  Machthaber 
nicht  für  eine  Einmischun"  in  die  italischen  Angelegenheiten  zu 
gewinneu  war,  so  musste  sich  der  Papst  mit  kleineren  Mitteln 
bescheiden.  Um  die  vier  Ortschaften  Ameria,  Ortae,  Polimartium 
und  Blera,  welche  der  Langobarden-König  besetzt  hatte,  zurück- 
zuerlangen, half  Gregor  III.  dem  vertriebenen  Herzog  Trasimund 
von  Spoleto  mit  der  Römischen  Miliz,  in  seinem  Herzogthum 
wncder  festen  Fuss  zu  fassen,  wurde  aber  um  die  vertrags- 
mässige  Gegenleistung  betrogen;  denn  Trasimund  weigerte  sich 
nun,  dem  Papste  zur  Wiedereroberung  der  vier  Ortschaften 
Unterstützung  zu  leisten.®'-) 


Ferner  ist  der  43.  ürief,  weither  von  Kehr  in  das  Jahr  760  gesetzt 
ist.  von  Jalf6  und  mir  dem  Jahre  767  zugewiesen  worden,  weil  als 
Pippins  in  dem  Hriefo  ein  Abt  Haribert  geuaimt  und  nach  den  Annales 
Nazarinni  der  Abt  Haribert  von  Murbaeh  im  Jahre  767  nach  Rom  geseliickt 
worden  ist.  Kehr  erwägt  demgegenüber  die  Jlügliebkeiten,  welche  die  an- 
genommene Identität  ungewiss  machen  kbunen,  um  schliesslich  zu  er- 
klären (S.  119);  „Ich  für  meine  Person  glaube,  dass  diesem  uii- 
sichern  Indicium  das  sichere  .Vrgument  desDictates  vorgezogen 
werden  müsse.“ 

Da  diese  ausgiebige  Probe  sattsam  die  .Methode  Kehrs  veranschaulicht, 
so  Werden  es  mir  hogentlich  die  Benutzer  meiner  .Ausgabe  Dank  wissen, 
dass  ich  .das  Argument  des  Dictates“,  welches  nur  in  der  Binbildnng 
Kehrs  ein  „sicheres“  ist,  nicht  dazu  verwandt  habe,  meine  Formel-  und 
Stiluntersuchungen  im  Sinne  Kehrs  zu  einer  „wissenschaftlichen“  Arbeit  zu 
erheben.  — 

P'm  hier  auch  auf  eine  Ausstellung  Kehr.s  cinzugeheu,  welche  er  an 
anderer  Stelle  (Historische  Zeitschritt  LXX,  406  Anm.  i,  gemacht  bat,  so 
erledigt  sich  sein  Bedauern,  dass  ich  mich  über  den  Vorschlag  Martens', 
die  Ep.  r>0  vor  die  49  zu  setzen,  nicht  im  Neuen  Archiv  XVII,  f>62  ff., 
noch  in  der  Ausgabe  geäussert  habe,  damit,  dass  ich  schon  S.  .'»fiS  .Vnm.  1 
beide  Briefe  als  gleichzeitig  bezeichnet  habe. 

Der  Papst  klagt:  Omtiia  enim  lumiiwrin  ml  ipsiii.H  principis  aposto- 
lorum  (I  quae  a restris  i>arentibas  a robis  off<rUi  sunt  ipsi  ubstukrunl 
(Epp.  111,  ifit-t). 

'■')  Die  Gewalttlmten  der  Langobarden  haben  sowohl  in  partibas 
Jtannnacium  wie  in  istis  parlibus  Hnmanis  stattgefuuden  (p.  477*s.  so;. 
Diese  Bestimmung  erläutert  den  rmfaug  der  proriitcia  Jiumatuie  tlicionis 
subjfcta  (oben  Anm.  ÖS). 

Liber  pout.  1,  426.  427. 
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Darum  wechselte  Zacharias,  der  Nachfolger  Gregors  III., 
die  Parthei,  als  der  Laiigobarden-Künig  abermals  mit  Heeres- 
nmcht  heranzog;  er  liess  zur  Unterwerlung  Spoletos  die  Römische 
Streitmacht  zu  ihm  stosseu  und  erhielt  dafür  nicht  nur  die  vier 
Ortschaften,  sondern  auch  eine  Anzahl  von  Patrimonien  zurück 
und  obencin  einen  zwanzigjährigen  affenstillstand  für  den 
Römischen  Ducat  zugebilligt.*'''')  Der  Papst  war  aber  durchaus 
nicht  gesonnen,  sein  nördliches  Gebiet  den  Langobarden  preis- 
zugeben: wie  er  schon  in  dem  ersten  Abkommen  mit  Lindprand 
die  Freigabe  aller  Gefangenen  erwirkt  hatte,  welche  den  ver- 
schiedenen päpstlichen  Landen,  auch  dem  Ravennatischen,  an- 
gehörten,"*)  so  versagte  er  sich  ein  Jahr  danach  nicht  dem 
Hilferuf  des  Exarchen  und  des  Erzbischofs  von  Ravenna  wie 
der  Bevölkerung  der  Pentapolis,  als  der  Langobarden- König  sie 
bedi'ängte;  er  machte  sich  nach  Pavia  auf  und  setzte  es  in  der 
That  durch,  da.ss  Liudprand  die  fortgenommenen  Ravennatischen 
Gebietstheile,  inbesoudere  Cesena,  wieder  herausgab.**-’)  Ebenso 
gut  kam  Zacharias  mit  Rachis,  dem  Nachfolger  Liudprands, 
aus : er  schloss  gleich  bei  seiner  Thronbesteigung  einen  zwanzig- 
jährigen Waffenstillstand  mit  ihm;'*^)  und  als  der  König  dennoch 
ilieiie  machte,  Perugia  und  die  Städte  der  Pentapolis  sich  anzu- 
eignen, genügte  das  persönliche  Erscheinen  des  Papstes,  um 
Rachis  zum  Abzug  zu  bewegen:  der  König  trat  bald  darauf 
als  Mönch  in  ein  Kloster  ein.**') 


“j  Praedictan  IV  cicitaten  . . . eultm  sancto  cum  eonim  habitalijrihus 
rcJonacU  ciro,  quos  et  per  (lonatioiiem  firmarit  ....  Nam  et  Harinense 
palrimvnium,  qui  per  atiuos  projte  XXX  fuernl  alistuttam,  altpte  Xarnieiieem 
eUum  et  Auninuomm  atque  Ancoiiitunum  twcium  et  llumamihm  et  Vailem  qui 
rucatur  Mwjna,  silam  in  territoriu  Hulrino,  per  (tuinitionia  titulu  ipso  Ijeato 
l’etro  apostulorum  priucipi  reconccssit;  et  purem  cum  ducato  liomauo  ipse  rex 
in  fiyinti  con/irmavil  annus  (f.ibiT  pont.  I,  4asi_7). 

Von  (lern  Koni^  wird  erzählt:  tx<l  et  captiros  umnes  quos  ikleiielial 
ex  Uirersis  pruriuciis  Uumanor um,  missis  liticris  suis  tum  in  Tusrium 
suam  quamque  Irans  l'ado,  una  cum  Jtarin  ianus  captiros  Leonrm,  Seryium, 
Victorem  et  Aijnetlam  consules  praedkto  lieatissimo  redonacit  ponti/ici  (Liber 
pont.  I,  42S7— o).  . 

Liber  pont,  1,  129 — isi, 

Liber  pont.  I,  431i8. 

•'I  Liber  pont.  I,  433. 

2* 
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Es  fragt  sicli  nun:  Welc)ien  reclitliclien  Charakter  hatte 
der  Paj)st  bei  seinen  Verträgen  mit  den  Langobarden?  War 
er  Mandatar  seines  Souveräns,  des  Kaisers?  Nahm  er  das, 
was  die  Langobarden  ihm  gew'ährtcn,  im  Aufträge  des  Kaisers 
in  Empfang? 

lieber  die  sogenannten  Eriedensverträge  ist  leicht  Klarheit 
zu  gewinnen.  Da  der  Kaiser,  wäe  erwälint,'*')  eigentliche 
Friedensschlüsse  sich  selber  vorbehielt  und  laut  unserer  Ueber- 
lieferung  nirgends'*'^*)  bei  den  auf  Frieden  bezüglichen  Ab- 
machungen des  Zacharias  mitwirkte,  so  können  das  nur  Watfen- 
stillstände  sein,  mögen  sie  nun  nur  den  Römischen  Ducat,  wie 
der  erste  Vertrag  mit  Liudj)rand,  oder  den  Exarchat  und 
die  Pentapolis,  wie  der  zweite,  oder  endlich  ganz  Italien,  d.  h. 
den  byzantinisch  gebliebenen  Amtsbezirk  des  Exarchen,  wie  der 
Vertrag  mit  Rachis,*®)  betrefl'en.  Und  selbst  die  Bezeichnung 
Wafifenstillstand  wäre  noch  zu  hoch  gegriffen,  da  diese  Verträge 
auf  eine  einseitige  Zusicherung  des  Langobarden-Königs:  das 
nicht  als  Staat  organisirte  päpstliche  Gebiet  unbehelligt  zu 
lassen,  hinausliefeu,  wenn  nicht  der  König  den  italischen 
Oberbischüf,  welcher  durch  seine  bevorrechtete  Stellung  zur 
Förderung  des  Reichswohls  vor  anderen  verpflichtet  war,  still- 
schweigend als  Vertreter  des  Kaisers  betrachtet  hätte. 

Schwieriger  ist  die  Frage,  wer  denn  der  eigentliche 
Empfänger  der  von  den  Langobarden  zurückgegebenen  Gebiete 
und  Ländereien  w’ar.  Es  wäre  ja  denkbar,  da.ss  der  Papst 
überall  nur  das  private  Eigenthum  erhielt,  während  die  staat- 
liche Souveränetät  dem  Langobarden-König  verblieb.  Das  ist 
jedoch  nur  bei  den  Patrimonien  anzunehnien:  wie  früher  bei 
dem  Patrimonium  der  Älpis  Cuttiui;,'*')  so  unter  Zacharias  bei 


®)  S.  oben  .\nm,  53. 

*■'*)  Vgl.  indessen  .Vmn.  7s. 

*•)  Der  (ieltungsbereich  dieses  Waffenstillstandes  ergiebt  sich  au.s  den 
Worten  der  Zaebarins-Uiographie:  iti  XX  annorum  spatium  iiiiln  piicc,  «ni- 
rersHS  Ilaliiie  quierit  pupulutt  tLiber  pont.  I,  I31is). 

Der  Biograph  .lohannes’ VII  (705 — 7o7)  berichtet;  Ihijii.i  hmpnrihus 
Aripertus  rex  Lumjubardvrum  dimntimiem  ptilrimuiiii  Atpiiim  Ciilitirum,  qui 
lonya  fem/ioni  « ,/i/re  rtchjjiuc  priratum  urtil  ac  idi  ewUiit  qi  iitr  detenfhatur, 
in  UtUris  aurein  exarcUuin  Juri  prupriu  Ixuti  up>Mtuloruiii  principis  1‘ilri  rt- 


Digilized  by  Google 


21 


den  Patrimonien  in  der  Sabina,"')  in  Narni,^'^)  in  Osimo,  Ancona 
und  rmana"')  und  in  der  ValUs  mmpia  unweit  Sutri,^'*)  aber 
nicht  bei  pfanzen  Ortschaften:  zwar  wird  bei  Sutri  ein  Unter- 
schied in  unserer  Ueberlieferunf?  nicht  klar,"'’)  aber  schon  bei 
den  vier  au  Zacharias  zurückgegebenen  Ortschaften  heisst  es, 
dass  die  Einwohner  mit  übergeben  wurden,™)  und  vollends  bei 
Gallese  ausdrücklich,  dass  Gregor  III.  es  „in  das  Gefüge  des 
heiligen  Reiches  und  in  den  Verband  der  von  Christus  geliebten 
Römischen  Heeresgemeinschaft“  aufnohmen  liess;~)  und  auch 
bei  den  Ravennatischen  Gebietstlieilen,  deren  Auslieferung 


formarit  (Liber  ponf.  I,  38.‘>).  La  das  Patrimonium  vereinzelt  im  lango- 
bardischeii  tJebiet  — in  der  Gegend  von  Genua,  wie  Paul  Fahre  in  den 
Melauges  d'arcbeologie  et  d'liistoire  IV  (1884),  383 — 408  gezeigt  hat,  — 
lag.  BO  war  es  leicht  wiederholter  lieschlagnahme  aiisgeaetzt,  und  so  le.sen 
wir  in  der  Biographie  Gregors  II.  (715—731);  Ko  tem}n>re  Liuti>ranäu.i  rex 
donatinnem  putrumnii  Alpimn  loUiarum,  quam  Aripertus  rex  fecerat  hieque 
rqirtierut,  ammonilioue  tiiuli  riri  tvj  incrqialioiie  reMitam  aoifinnaril  (Liber 
pont.  I,  3i>8;. 

'*)  Das  Patrimoninni,  wohl  ebenfalls  der  Römischen  Kirche  wieder 
entzogen,  fiel  mit  dem  Laiigobarden-Reiche  774  an  Karl  den  Grossen  und 
gab  zu  langwierigen  V'erhandlungen  Anlass;  s.  unten. 

^-■)  Die  Stadt  Kami,  wohl  zu  unterscheiden  von  dem  hier  belogenen 
Patrimonium,  wurde  erst  7.54  im  ersten  Flieden  zu  Pavia  von  Aistnlph  ab- 
getreten, dann  aber  wieder  in  Besitz  genommen  und  gelangte  endgiltig 
erst  750  durch  den  zweiten  Paveser  Frieden  an  Stephan  II;  s.  unten. 

’*)  Die  Städte  und  Stadtgebiete  Osimo,  .Vncona  und  Umaua,  also  viel 
weiter  reichende  laindereien  als  die  au  diesen  Orten  genannten  Patrimonien, 
Hess  sich  Stephan  II.  757  von  Desiderius  versprechen,  erhielt  sie  aber  nicht; 
s.  unten. 

”)  Das  Patrimouinm  kommt  in  der  hier  behandelten  Folgezeit  nicht 
wieder  zur  Sprache. 

^')  Bezüglich  des  Sulrieme  easteHum  berichtet  der  Biograph  Gregors  II : 
dimaliotiem  l>ealiesimi,i  u\HjstuU.i  1‘elrum  ei  I'aulo  anlefatus  cmitteni  Lauyo- 
l/artlorum  rex  roitiliiit  atque  tlonarit  (Liber  pont.  I,  407u,'. 

”)  Die  Bchnn  oben  Anm.  (13  gebrachte  Angabe,  dass  die  Rückgabe  der 
Ortschaften  cum  eorum  lialiitaloribui  erfolgte,  wird  wiederholt  in  der 
Schilderung  der  Auflassung  Liber  pont.  I,  428i9 — 42114. 

”)  Der  Biograph  Gregors  III.  erzählt  von  seinem  Papste:  Gallcnsium 
Castrum  . . . iu  couquuje  sauctae  rei  puhlicM  atque  corj>ore  Christo  dilecti 
exercitus  Homaui  amiecti  piaecepit  (Liber  pont.  1,  420.  421). 
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Zacharias  erzielte,  wird  als  eigentlicher  Empfänger  das  byzan- 
tinische Reich  ausser  Zweifel  gestellt.™) 

Der  Papst  Zacharias,  welcher  bis  752  den  Stuhl  Petri 
inne  hatte  und,  wie  es  scheint,  gleich  zu  Anfang  seiner  Amts- 
zeit ftir  die  Römische  Kirche  von  kaiserlicher  Huld  zwei 
Domänen  zum  Geschenk  erhielt,™)  handelte  also,  schwerlich  im 
einzelnen  ermächtigt,  als  ständiger  Vertreter  des  Kaisers:  er 
war  unbestreitbar  noch  ein  Unterthan  des  byzantinischen  Reichs, 
in  dessen  Verwaltungsorganismus  es  nunmehr  Umfang  und 
Charakter  des  päpstlichen  Bereichs  genauer  zu  bestimmen  gilt. 

Nachdem  Valentinian  III.  im  Jahre  441  die  beschränkte 
gesetzliche  Immunität  der  Kirchen  aufgehoben  hatte  — die 
Freiheit  von  den  am  Grund  und  Boden  hafteiidoii  Frohnden 
Ommcra  nonlida)  und  von  den  ausserordentlichen  Zuschlägen 
zur  Grundsteuer  fe.rfrflon/i«rtri/o?i  suiierindkticiumvc)**')  — , stellte 
sie  Justinian  wieder  her,  indem  er  die  Verfügung  des  Honorius 
aus  dem  Jahre  412  erneuerte.'**)  Aber  neben  dieser  allgemeinen 


Der  König  vor.staml  sich  zunächst  nur  dazu,  von  Ce.sena  zwei 
Drittel  an  das  byzautinisclie  Ueich  heranszugeben,  das  letzte  Drittel  behielt 
er  als  1’1'and  für  die  Unverletzlichkeit  seiner  nach  Ilyzauz  geschickten  (je- 
sandten; iliias  partes  territorii  casiri  f'esinac  ad  parlcm  rei  putdkae  restituit; 
krtiam  rav  jMrtem  de  eaiitlem  aistnim  sah  uph-alu  rvtenait  per  iiiilv  coasiituto, 
ut  usque  ad  Kal.  Jan,  ejus  misst  a regia  rererlereiilar  arlte,  eundem  caslram 
et  tertiam  parlevi,  quem  pro  pigmris  causam  detinehul,  purti  rei  qiublicae 
reslitacrel  (Liber  pont.  I.  4313-«). 

Kt  juxUt  quod  beatissimus  poiiti/'ex  pustulurerat,  donationem  in 
scriptis  de  daaltus  massis  quae  Ximplias  et  Kortnias  appellantur,  Juris 
existentes  puldici,  eitlem  saactissimu  ac  Ijeatissimo  paiuie  saactaeqae  llomaiiae 
ecclesiae  jure  peritetuo  direxit  ]Mjssideuitas  (Liber  pont.  I.  43;t|j_s).  Die  Zeit 
dieser  Schenkung  dürfte  durch  die  unmittelbar  vorhergehende  Angabe  be- 
stimmt werden,  dass  Zacharias  eine  Anzeige  seiner  Krhebuug  simalque  et 
aliam  suggestiuaem,  wohl  eben  den  Antrag  auf  Ueberlassung  der  beiden 
Domänen  an  den  Kaiser  richtete. 

""J  Loening  I,  22S — 233. 

"')  c.  5 C.  de  saerosanctis  ecclesiis  I,  2:  1‘locet  ratiunabilis  consilii 

tenore  perpenso  destricta  mwleratioiie  itraeseriljere,  a quibus  speeialiter  necessi- 
tatibus  ecclesiae  urbiiim  singularum  haluantur  immunes.  Prima  quipi>e  illius 
usur]>atiouis  rontumclia  ilepetlembi  est.  iie  praedia  usibiis  caeJestium  seeretorum 
dedicata  sordidorum  muiieriim  fuece  re.ceatur,  nihil  extraordinariam  ab  hac 
superindieticiumre  flagitetur,  nutlu  Irauslatiunum  solliritudo  gigiiatur,  pustremo 
nihil  praeter  eanunicam  illatiaiinii,  quam  adrentieiae  necessilatis  sarcina  repentiiia 
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Immunität  gab  es  ini  römischen  Recht  noch  eine  besondere, 
durch  Privileginm  verliehene,  welche  die  Freiheit  von  Boden- 
zins und  Kopfsteuer  bedeutete;'^-')  und  eine  solche  ist  unter  den 
italischen  Bisthiimern  nachweislich  dem  reichbegüterten®)  Erz- 
bisthum  Ravenna  von  Coiistantinus  Pogonatiis  verliehen  worden.®) 
Wenn  diese  Begünstigung  Ravennas  ihre  Spitze  gegen  das 
übermächtige  Rom  richtete,®)  so  war  das  Papstthum  stark 
genug,  für  sein  eigenstes  Gebiet,  den  Römischen  Ducat,  sich 
die  Immunität  zu  ertrotzen,  und  zwar  beruhte  seine  Stärke  im 
Grunde  darauf,  dass  es  der  Hort  des  rechten  Glaubens  gegen 
die  Uebergriflfe  ketzerischer  Kaiser  war. 

Schon  gegen  Ende  des  siebenten  Jahrhunderts  hatte  so  das 
Papstthum  Gelegenheit  zu  einer  Kraftprobe  gegen  das  Kaiser- 
thum gehabt.  Als  Justinian  II.  seinen  Protospathar  Zacharias 
nach  Rom  schickte,  uni  den  Papst  Sergius,  welcher  sich  den 
ketzerischen  Beschlüssen  der  Quinisexta  (69-2)®)  nicht  fügen 
wollte,  gefangen  nach  Constantinopel  bringen  zu  lassen,  rotteten 
sich  die  Milizen  des  Exarchats,  der  Pentapolis  und  anderer 


dejMpoaceril,  tyiix  /’imcUmiihutt  aditcrihatiir.  Vgl.  Zachariä  von  Lingenthal, 
zweite  Aufl.  IS77  S.  lüä — 201  Jn  die  dritte  ist  die.se  Ausführung  nicht 
wieder  aufgenominen  worden)  und  Hriinner  II.  2s7 — 2S0. 

•>*)  Mommsen,  Komisches  Slaatsrecht  III,  236 — 23».  S07 — 810. 

“)  Uariniann  bandelt  S.  s7 — 8»  eingehend  von  dem  grossen  Grund- 
besitz der  Ravennatiseben  Kirche. 

Der  Vortlaut  der  schon  oben  Anm.  12  erwähnten  Urkunde  ist, 
soweit  er  sich  erhalten  hat,  bekannt  gemacht  von  Angelo  Mai  (Glassicorum 
auctorum  tomus  V [Komae  1833],  362.  363);  der  Kaiser  wendet  sich  darin 
an  den  Erzbischof  Keparatus  (671 — 677)  mit  den  Worten:  Sicerdote-i,  cUrum, 
tonm»,  mm  timoniaka  feiiuna-i,  acturex  ecclesiaxlieos,  ilomtslicos  aut  comtnemlatus 
evdexiae  dicerxo  sejcu,  staurophorox,  ci/phreux,  xtralorex  rel  ciincUim  /'amiliam 
xancUte  liarennaüx  ecckxiae,  tarn  in  ciritale  liarenna  quam  qui  et  extra  eam 
per  itirerxa  loca  rel  territoria  rexiilenlex,  millux  pruexuiiuit  am  ael  publicum 
fuuctioticm  aut  liixtrictionem  athlaccre  pro  qualibet  causa,  sed  sub  rcstra 
polestate  successoribusque  ecstris  cunslituimus  Jiriijendum  ei  judicandum.  Die 
Deutung  Ilartmanns  8.  170:  , Freiheit  von  der  Grundsteuer  dürfte  schwerlich 
durch  diese  Worte  ausgedrückt  sein,  sondern  nur  Freiheit  von  der  Deistung 
der  verschiedenen  munera“  trifft  aber  offenbar  nicht  zu,  weil  die  Uefreiuiig 
von  den  munera  sordida  schon  durch  Gesetzesrecht  gegeben  war. 

*;  8.  oben  8.  5 und  ilartmann  8.  20.  21. 

"•)  Ueber  diese  auch  die  Trullanische  genannte  Synode  vgl.  Carl  Joseph 
von  Hefelo.  Conciliengeschiohte  III-,  328 — 348. 
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Bezirke  zusammen  und  zogen  nacli  Rom,  die  Abriilirung  des 
Papstes  zu  vereiteln;**-)  und  sie  sclieiiclitcn  auch  den  er- 
schrockenen Protospathar  aus  der  Stadt  hinaus.  Des  Rückhaltes 
an  dem  militärisch  organisirten  italischen  Volke  sicher,  konnte 
es  dann  Constantin  (708 — TI.*))  wagen,  das  Bild  des  ketzerischen 
Kaisers  Philippicus  nicht  in  die  Kirche  hineinzulassen,  seinen 
Namen  bei  der  Messe  nicht  zu  nennen  und  seinem  für  Rom 
bestellten  dux  Petrus  die  Ausübung  des  Amtes  zu  verwehren,  bis 
Philippicus  (713)  gestürzt  war  und  sein  Nachfolger  Anastasius  II. 
seine  Rechtgläubigkeit  dem  Papst  in  einem  Schreiben  dargelegt 
hatte.'*’*)  Noch  weiter  ging  Gregor  II.  Er  verweigerte  (727) 
Leo  III.,  dem  Isaurier,  welcher  entweder  Annahme  seiner 
gegen  die  Bilderverehrung  gerichteten  Lehrmeinung  oder  Ver- 
zicht auf  den  apostolischen  Stuhl  von  dem  Papste  forderte,  die 
Steuern  der  Provinz  Italien,  indem  er  ohne  Zweifel  für  dieses 
Gebiet  die  Immunität,  wie  sie  dem  Erzbisthum  Ravenna  ge- 
währt worden  war,  in  Ansiiruch  nahm.'*")  Und  die  Massregel 
glückte;  denn  als  der  Exarch  Paulus  auf  Befehl  des  Kaisers 
gegen  den  Papst  einschreiten  w'ollte,  nahmen  diesen  die  Römer 
und  sogar  die  katholischen  Langobarden  wirksam  in  Schutz: 
dieses  Mal  blieben  jedoch  die  Italiener  nicht  bei  dem  bewaffneten 
Widerstande  gegen  den  Kaiser  stehen"'’):  sie  kündigten  dem 
Exarchen,  welcher  in  den  Wirren  zu  Ravenna  seinen  Tod  fand, 
den  Gehorsam,  wählten  sich  überall  in  Italien  dnees  „und 
strebten  damit  insgesammt  des  Papstes  und  ihre  Immunität 


"*)  Der  Biograph  des  Papstes  sagt : Krrilnlum  c*/  cor  Itnranuili»  miliUnr, 
(liicatnn  cliam  Ve»lai»)liUtni  rt  circiimiiuaijue  i>arliuin,  non  iHi-millcre  i>oiili/irem 
iilMjsloticae  Halis  in  nyinm  (isceniteir  iirlniu  Lilior  pont.  I.  ‘tiaij). 

*)  Liber  pont.  I,  S’.f2. 

Der  Biograph  tlregors  II.  sagt : censiiin  in  i>n>rinciit  ponere  prae- 
fialirlnit  et  suis  ujiihus  nciesins  ilciimhirc  (Liber  i«>nt.  I,  4c:tio|.  Die  Zu- 
»aiiiuicnätcllnng  lehrt,  dass  je.lenfalls  die  Kireheii  bei  der  .Steuerzahlung 
und  -Verweigerung  am  meisten  in  Betracht  kamen. 

*')  Der  Biograph  Gregor  II.  macht  omnes  l'cnliipolcnses  ahiuel'enelianim 
e.ctrcg«  (Liber  pont.  I,  4ü4i7)  besonders  namhaft:  die  letzteren  zeugen  dafür, 
dass  der  päpstliche  Kinfliiss  auch  noch  über  den  Kxarchat  hinaus  sieh 
erstreckte. 
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an“.*")  Der  Kaiser  Hess  indessen  die  Empörer  nicht  unge- 
straft: er  entzog  der  Römisclien  Kirche  die  calabrisclien  und 
sicilischen  Pati  imonien*'-)  und  ertheiltc  auch  dem  neuen  Exarchen 
Eutycliius  den  Auftrag,  Kom  mit  Waffengewalt  zu  unterwerfen; 
aber  obgleich  der  Exarch  ein  Eiindniss  mit  dem  Langobarden- 
König  liiiulprand  zu  Stande  brachte  und  mit  ihm  vereint  vor 
Rom  erschien,  es  gelang  dem  Paj>ste,  ei'st  den  König  fiir  sich 
zu  gewinnen  und  durch  diesen  auch  ein  Abkommen  mit  dem 
Exarchen  zu  treffen.^*) 

Es  lag  offenbar  Gregor  II.  gar  nichts  daran,  die  bj’zan- 
tinische  Herrschaft  überhaupt  abzuschiitteln,  sondern  alles  nur 
daran,  sein  Gebiet  als  Selbstverwaltungskörper  — das  ist  der 
Sinn  der  Immunität  — anerkannt  zu  selten;*^)  darum  hatte  er 
die  in  der  ersten  Hitze  des  Aufruhrs  beabsichtigte  Wahl  eines 
neuen  Kaisers  hintertrieben  darum  lieh  er  jetzt  auch  dem 


*')  So  heisst  os  ansdrüekticli  in  der  liiographio  Gregors  II:  »j>ernenUii 
iirilimtliimem  exnrehi,  sibi  otnnei)  uhbiue  in  llaliu  tluceJi  deijerunt  iifque  mr  de 
)>o»t ificit  deque  siin  immuiiitale  ciiiwti  studebaiit  ^Liber  pont.  1, 

Da  ilie  Steuerverweigerung  Gregors,  weiche  seiner  Fürsorge  fiir  die  Kirche 
zuge.se.lirielien  wird  (s.  Anni.  S9),  auf  dasselbe  liinauskomint  wie  die  Immunität, 
auf  welche  es  die  Italiener  abgesehen  haben,  so  dürfte  Duchesues  Auffassung 
(Liber  pont.  I,  412  n.  27),  dass  es  sich  bei  der  ,Steuerverweigernng  noch 
nicht  um  den  Bilderstreit  handelte,  unbegründet  sein,  zumal  da  Thcoplmnes, 
auf  welchen  er  für  seine  Auffassung  sich  beruft,  den  abgeleugneten  Zu- 
saininenbang  klar  und  deutlich  angiebt;  er  sagt  I (lionnao  18:49).  ü21  : 
za!  uaHibv  t'jüto  — nämlich  Leos  Vorgehen  gegen  diu  Hilderverehrung  — 
I pr, 700:0;  ö ::ära;  l’ibpr,;  Tob;  'fopoo;  tf,;  ’lra/.ta;  xai  'l’omr,;  cxib/.joiv.  7pä’>a; 
“po;  .UovTX  izi3T0/.Tjv  Ä07fimxTjv.  uij  ?£fv  jlaot/.fa  "cp!  rfiTEw;  f.if'i'i  noietohat 
xat  xae»OTOpLCiv  rä  äpyaia  ^ÖYpiaTa  ti];  txxi.TjOta;  tä  bro  twv  xyIojv  rxTfpiov 
Ö07[jixTi3t)fvTa.  Zu  weit  geht  Armbrust,  welcher  meint  iS.  37.  3»),  dass  der 
Aufruf  des  Papstes  die  übrigen  Italiener  „zum  Abfall  vom  Kaiser  bewegen 
sollte“. 

”)  ,S.  oben  S.  7. 

Liber  pont.  I,  407.  408. 

**)  Der  Inhalt  des  Abkommens  ist  nicht  überliefert.  Da  aber  der  mit 
Gewalt  nicht  bezwungene  l’apst  bald  darauf  besonderen  Eifer  für  den  Kaiser 
entfaltet  (s.  oben),  so  ist  daraus  die  Erfüllung  seines  Verlangens  zu  er- 
schliessen.  Dass  damals  auch  den  Italienern  die  Wahl  ihrer  duees  einge- 
räumt wurde,  ist  nicht  sicher,  aber  doch  bei  ihrem  engen  Verhältniss  zum 
Papste  wahrscheiulich. 

*)  Liber  pont.  I,  404.  405. 
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Exarchen  die  Waflfenhilfe  der  Römisclien  Miliz  zur  Beseitigung 
des  Tiberius  Petasius,  welcher  in  Tuscien  sich  zum  Kaiser  auf- 
geworfen hatte.*^)  Die  Sonveränetät  des  Kaisers  wurde  auch 
von  Gregor  III.  anerkannt,  obgleich  der  Papst  in  Sachen  der 
Bilderverehrung  den  abweichenden  Standpunkt  Gregors  II.  fest- 
hielt und  in  diesem  Sinne  die  Beschlüsse  einer  Synode  italischer 
Bischöfe  den  Kaisern  Leo  und  Constantin  unterbreitete;'*^)  denn 
die  fünfunddreissigtägige  Zwischenzeit  zwischen  seiner  Wahl 
und  Weihe  ist  augenscheinlich  so  zu  erklären,  dass  er  in  dieser 
Frist  die  Bestätigung  bei  dem  Exarchen  nachgesucht  und  er- 
halten hat,^)  und  die  Feste  Gallese  hat  er,  wie  erwähnt,'*'*) 
ausdrücklich  zu  Gunsten  des  byzantinischen  Reichs  von  den 
Ansprüchen  des  langobardischen  Herzogs  von  Spoleto  befreit. 
Obgleich  dann  Zacharias  schon  vier  Tage  nach  Gregors  III. 
Tode  geweiht,  also  schwerlich  bestätigt  worden  ist."")  so  kann 
das  mit  der  damaligen  Xothlage  Roms  — der  Langobardeii- 
König  rückte  auf  die  Stadt  heran  — gerechtfertigt  werden, 
da  im  übrigen,  wie  schon  dargelegt,  übei-  die  ünterthanenschaft 
auch  des  Zacharias  keiu  Zweifel  obwaltet. 

Unter  bj’zantinischer  Sonveränetät  dehnte  sich  nun  die 
päpstliche  Immunitätsherrschaft  auch  über  die  Pentapolis  und 
den  Exarchat  aus.  Ursprünglich  hier  auf  die  Patrimonien  der 
Römischen  Kirche  beschränkt,  aber  stets  gestützt  und  befördert 
durch  die  ausserordentliche  Metropolitangewalt  des  Römischen 
Bischofs,  gewährte  sie  wohl  von  vorn  herein  auch  Einfluss  auf 
die  Wahl  der  diues,'"^)  bis  dieser  Einfluss  sich  schliesslich  in 
ein  Ernennungsrecht  umsetzte,"'-)  je  häufiger  und  gründlicher 
die  Päpste  auch  dem  Exarchat  und  dei-  Pentajiolis  ihren  Schutz 
angedeihen  Hessen;  denn  Schulz  und  Herrschaft  sind  von  jeher 


'*)  Liber  pont.  1.  4‘I8. 

Liber  pont.  I,  41t>. 

*)  Uartmann  S.  24.  L’eber  das  Hcstiitigungsri'L'lit  des  Kaisers  und 
Eiarcben  s.  Hartniami  S.  31,  Cohn  S.  !•!•.  loo. 

“)  S.  oben  S.  21. 

”*’)  Hartmann  S.  25.  26;  W.  Sichel  XI.  31S  Amu.  4. 

S.  oben  S.  24;  die  Entwickelung  in  Rom  selber  a.  oben  Anm.  49. 
Es  ist  recht  bezeichnend,  dass  noch  für  Immunitätsbeauite  Hadrians 
derselbe  Titel  (iluccs)  gebräuchlich  ist;  s.  unten  Anm.  306. 
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unzertrennlich  gewesen.  Da  die  Piipste  für  den  Exarchen  ein- 
traten zu  Zeiten,  in  welchen  er  behindert  — abwesend"^*)  oder 
niattgesetzt*'^*)  — war,  so  ist  cs  begreiflich,  dass  ihnen  auch  die 
Bezüge  desselben  zufielen,  uachdeui  er  mit  dem  Jahr  751  gänzlich 
verschwunden  war,  d.  h.,  weil  die  byzantinischen  Oberbefehls- 
haber im  Abendlande  kein  Gehalt  aus  Constantinopel  bezogen, 
sondern  auf  die  Erträge  der  Domänen  ihrer  Provinz  angewiesen 
waren,'"''’)  zunächst  diese  Erträge  und  damit  endlich  auch  die 
kaiserlichen  Domänen  im  Exarchat:  kaum  anders  dürfte  das 
Eigenthnmsrecht  Hadrians  I.  und  Leos  III.  an  der  Raven- 
natischen Pfalz  und  ihrem  Zubehör"**)  entstanden  sein.  — 

Nachdem  Stephan  II.,  der  Nachfolger  des  Zacharias,  in 
seinem  75.‘1  an  die  fränkischen  Fürsten  gericlitetcn  Briefe 
(E])p.  III,  488, _n)  erklärt  hatte,  der  fränkischen  Hilfe  zu  be- 
nothigen  „für  die  Verwirklichung  des  Nutzens“  (pro  iH>rfich'nda 
xitiUtatet  des  heiligen  Petrus,  gebrauclit  er  755  nach  dem  ersten 
Frieden  von  Pavia  den  Ausdruck  (Epp.  III,  489ts),  dass  die 
Abtretungen,  zu  welchen  der  Langobarden-König  Aistulph  ver- 
pflichtet wurde,  „dem  .seligen  Petrus  und  der  heiligen  Kirche 
Gottes,  dem  Staate  der  Römer“  (bvuto  Petro  mnctaeque  Dei 
tvclesiae,  rei  publicm  Romanorim}  zukommen:  er  bringt  damit 

einen  Begriff  auf,  welcher  einen  der  j)äi)stlichen  Kanzlei  bisher 
geläufigen  Begriff  in  der  Form  nur  geringfügig  abwandelt,  aber 
im  IVesen  zweifellos  den  Anspruch  des  Papstthums  in  sich 


'“)  Gregor  II.  oder  III.  wandte  sich,  als  Ravenna  zwi.se.hen  72(>  und  VMi 
vorübergehend  in  die  Hände  der  Langobarden  gefallen  war,  an  den  Dogen  l'rsus 
von  Venedig  und  den  Patriarchen  Antoninus  von  örado,  um  durch  beide 
den  in  Venedig  weilenden  Kxarcheu  zur  Vertreibung  der  Langobarden 
mahnen  zu  lassen:  Epp.  III,  702;  vgl.  dazu  ineiue  Erörterung  im  Neuen 
Archiv  XVIII,  C53— 661. 

'“*)  Vgl.  die  oben  S.  19  besprochenen  Ilemühungen  des  Zacharias, 
als  der  Erzbischof  und  Exarcli  von  Ravenna  und  die  Pentapolenser  ihn  um 
Reistand  anriefen. 

Constantinus  Potphyrogenitus  bemerkt  I (Ronuae  ls2U),  697: 
iirtov.  OTt  ot  TT);  O'jz  tooyj'jovTO  ti  ).a;A3avEiv  a'jtoü;  ir.h 

T(üv  iiiiuv  »'jriüv  HeiiäTujv  zi;  iih;  aiizüiv  3'jvT,tt£(x;  xcct'  izci;.  Uartmann, 
welcher  S.  7s  darauf  aufmerksam  gemacht  hat,  belegt  diesen  Brauch  auch 
noch  für  den  byzantinischen  maijhkr  militum  in  Istrien. 

"*)  S.  unten  Anm.  256. 
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Gottes  als  Staat,  als  Staat  der  Römer  inne  zu  haben. 

In  den  Briefen  Gregors  des  Grossen  z.  B.  wird  das 
Römische  Reich  als  nv  puhlicn  schlechtliin'"')  oder  durch  Zu- 
sätze erweitert  als  chrUtiand,  j>ia.  .<Ktncta  refpuhUca  und  so  auch 
als  Komana  nspuhlica  bezeichnet."'')  Der.selbe  Sprachgebrauch 

— das  schlichte  res  publica  oder  erweiterte  rcupuhUca  Romana 

— ist  noch  zu  Ende  des  siebenten  und  Anfang  des  achten 
Jahrhunderts  in  den  Formeln  des  JAher  lUurtiun  aiizutreft’en.*"") 
Indem  nun  Stephan  II.  von  dem  römischen  Reich,  der  reg  publica 
Romaua,  den  Bereich  des  heiligen  Petrus  als  Reg  puhlka 
Romamram  unterscheidet,  scheint  er  im  Gegensatz  zu  dem  von 
der  Stadt  Rom  ausgegangenen  Weltreiche,  welches  alle  unter- 
worfenen Länder  mit  seiner  Staatsgewalt  erfasst  hatte,  den 
Bereicli  seiner  Kirche  als  ein  Gemeinwesen  bezeichnen  zu 
wollen,  welches  auf  die  Nationalität  seiner  Insassen,  der  Römer, 
gestellt  war  und  die  Herrschaft  der  volksfiemden  Griechen 
ausschloss. 

An  dem  einmal  geprägten  Begriff  haben  zwar  die  Päpste 
in  ihren  Schreiben  an  Pijipiu  und  Karl  den  Grossen  festgehalten; 
aber  sie  lassen  doch  merkwürdige  Schwankungen  erkennen  über 
die  Art,  den  Römer-Staat  mit  dem  heiligen  Petrus,  der  Römischen 
Kirche  und  dem  Papst  in  Beziehung  zu  bringen. 

Hatte  Stephan  II.  in  der  oben  angeführten  Stelle  als 
Empfänger  der  von  Aistulph  zu  erwartenden  Abtretungen  den 
seligen  Petrus  und  die  heilige  Kirche  Gottes  und  daneben  in 
schüchterner  Ajiposition  den  Staat  der  Römer  genannt,  so  er- 
wähnt er  noch  in  demselben  Briefe  an  späterer  Stelle  (E|»ii.  III, 
ISbsj)  geradezu:  die  zu  restituirendeu  Städte  und  Ortschaften 
„des  Staates  des  seligen  Petrus  und  der  heiligen  Kirche  Gottes“ 
(beati  Pclri  sanctaiyuc  Dei  crclcgiae  rci  pahUcae  cirifahs  gt  loca) 

— hier  fehlt  Romanorum  — und  im  Jahre  757  (Epp.  III,  50f>ti) 
die  dem  seligen  Petrus  gebührende  „Gerechtsame  des  Römer- 


MGr.  Kpp.  I,  U3it  z.  B.,  iiacli  Armbrust  .S.  fil  die  häufigüte  He- 
zeiebnung. 

"•'J  Epp.  I,  ai'Si.  94s.  31022  e.  g. 

S.  Aiim.  17.  IS.  Statt  de.s  einfacbcu  rem  puhlkam  hat  die  F.  76 
Ilmmiuam  rem  puhlkiim  in  iler  Colleotio  canoiinm  des  Deusdedit  p.  505; 
gaiicla  reg  publica  erBcbeiiit  uueb  in  den  oben  .\nm.  103  enviibnteu  Briefen. 
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Staates  der  heiligen  Kirche  Gottes“  (justit/am  sathtae  Fkn 
ca'Iesiae  rei  publicae  Roimmorum  beato  Petro  . . . resiiturre):  er 
sagt  auch  (p.  49322  und  497i2)  „unser  Volk  des  Römer-Staates“ 
(jioster  jtopulus  rei  publicae  Romanorum  und  nostrum  Romamrum 
rei  publicae  popiilum)P") 

Stephans  Nachfolger  Paul  I.  handelt  dann  wohl  im  April  760 
(p.  520s)  von  den  „Gerechtsamen  des  seligen  Petrus  in  unseren 
verschiedenen  Städten  des  Römer-Staates“  fjustitias  . . . beati 
Petri  . . . divermrum  ciritatum  uostrarum  rei  publime  Romanorum), 
aber  er  lässt  in  einem  anderen  Briefe  (p.  52I20)  gerade  den 
Staatsbegritf  fallen  und  dringt  nur  auf  „unsere  Römer-Gerecht- 
same“ (Hostras  Romanorum  juetitias);  er  beschwert  sich  zugleich 
über  den  Langobarden- König  Desiderius,  welcher  Weiterungen 
mache  (p.  52 Io«),  „damit  unser  Römer-Part  nicht  die  ihm  eigene 
Gerechtsame  erlange“  (ne  pars  nostra  Romanorum  propriam  cmise- 
tjuatur  justitiam). 

Unter  Stephan  III.  taucht  allerdings  der  Staatsbegriff 
wieder  auf,  ist  aber  sonderbar  verschoben,  wenn  der  Papst  etwa 
769—770  die  Franken-Könige  Karl  und  Karlmann  gegen  die 
Imngobarden  zu  entschiedenen  Massnahmen  anstiftet  (p.  5604-5), 
„damit  sein  Eigenthum  der  Apostelfürst  und  die  heilige  Römische 
Kirche  der  Respublicu  wieder  erhalte“  (ut  siui  propria  isdem 
joinceps  a/)ostoloritm  atque  sancta  Romana  rei  publicae  eccUsia 
rccipiat),  und  wenn  er  in  einem  anderen  Briefe  (p.  563it)  die 
liangobarden  gezwungen  haben  möchte,  „dass  sie  das  Eigenthum 


Hat  mau  in  der  püpstlichca  Kanzlei  den  Ausdruck  bilden  können 
„unser  Volk  des  Riimer  Staates”,  dann  ist  auch  die  Möglichkeit  eine«  so 
verzwickten  IJegriffes  wie  „tierechtsame“  oder  „Städte  des  Köraer-Staates 
des  seligen  Petrus“  oder  „der  heiligen  Kirche  Gottes"  znziigeben.  Ich 
verkenne  nicht,  dass  rei  piiMwue  Unmamtritm  sich  überall  als  erläuternde 
Apposition  fassen  lässt;  wenn  ich  das  aber  nur  an  der  ersten  Stelle  (p.  489is) 
gethan  habe,  so  ist  es  geschehen,  weil  mir  erst  in  der  zweiten  (p.  isoss) 
die  Unterdrückung  des  Genitivs  Himmnnrion  den  überfüllten  Begriff  anzu- 
bahnen schien.  Andererseits  ist  dieser  grammatisch  auch  schon  in  der 
ersten  Stelle  nicht  ausgeschlossen,  wenn  man  übersetzt  „dem  seligen  Petrus 
und  dem  Körner-Staate  der  heiligen  Kirche  Gottes“  und  an  der  zweiten 
Stelle  den  Ausfall  des  liwimiioruiii  auf  ein  V'crsehen  dos  Abschreibers  zurück- 
führt: dann  wäre  unter  .Stephan  keine  Entwickelung  in  dem  Begriffe  an- 
zunebmen. 
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der  heiligen  Römischen  Gotteskirche  der  lies  pnblka  herausgeben 
Süllen“  (itt  propria  sandiw  Dci  ecclcsiav  Homanae  rei  pnUkae 
rvthh-te  deheanf)!^^) 

Hadrian  I.  hat  niemals  selbständig  Karl  dem  Grossen  gegen- 
über den  Kirchenstaat  betont:  die  einzige  Stelle,  an  welcher 
er  von  „unserem  Volk  des  Römer-Staates“  spricht  (j».  öSSs), 
findet  sich  in  einer  längeren  Austührung,  welche  wortgetreu 
einem  Briefe  Stephans  II.  (p.  496 — 497)  entlehnt  ist. 

Die  Entwickelung  des  Begiiffes  lies  puhlim  Romnnorum  in 
den  Kundgebungen  der  Päpste  an  die  Karolingischen  Könige 
verräth,  dass  dem  Schitl’  der  Kirche  erst  ein  günstiger  Wind 
die  Segel  schwellt,  es  in  den  Hafen  eines  eigenen  Staates  zu 
tragen,  dass  dann  aber  der  Wind  merklich  nachlässt  und 
schliesslich  ganz  anfliürt:  unter  Stephan  II.  ist  ollen  von  dem 
Staate  der  Kirche  die  Rede;  unter  Paul  I.  wird  bei  den  Gerecht- 
samen St.  Peters  zuletzt  nicht  mehr  der  Gegensatz  von  Staat 
zu  Staat,  sondern  nur  von  Volksthum  zu  Volksthum  den  Lango- 
barden gegenüber  hervorgehoben;  unter  Stephan  III.  ist  die 
Kirche  „des  Staates“  geworden;  und  unter  Hadrian  I.  tritt 
abgesehen  von  einem  verstohlenen  Hinweis  vielsagendes 
Schweigen  ein. 

Den  Aeusserungen  der  Päjrste  vor  Pippin  und  Karl  ist 
nicht  gleich  zu  achten,  wenn  Hadrian  in  einer  Urkunde  vom 
20.  Februar  772"'-)  von  „Insassen  unseres  Römer  - Staates“ 
(hom'mes  nostnie  liomanurum  ni  publkaej  und  von  Bewohnern 
„sei  OS  der  Stadt  Rom,  sei  es  der  verschiedenen  anderen  Ort- 
schaften und  Städte  dieses  unseres  Römischen  Staates“  (sh-e  e.c 
ciritate  Romuna  sm  de  dirersis  aterls  lock  et  eirikdibus  istiiis 
nostrnc  Romunne  rci  puhlicae)  spricht;  und  die  Papstbiographieu 
können  hier  nur  in  dritter  Reihe  in  Betracht  kommen: 


'")  Für  sich  allein  wäre  diese  .Stelle  natürlich  auch  zu  übersetzen: 
.dass  sie  das  Kigenthuin  dem  .Staate  der  heiligen  rümischen  Gotteskirche" 
oder  .dem  rüiuischen  Staate  der  heiligen  (iotteakirche  heransgehen  sollen" ; 
da  sie  aber  nach  der  früheren  Stelle  geformt  i.st  — auch  die  einleitenden 
Worte  der  «/-Sätze  sind  ganz  ähnlich  (p.  5ü(U  /iirlihr  eu«  . . . i/i.«/rii«/<  <i/ts 
und  p.  5tj3i«  di.^lritujaiUa  tox  /irmiUr)  — , so  muss  auch  jene  für  die  Ueber- 
setzung  massgebend  sein. 

JalTe-Ewald  R.  2:!yä. 
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In  der  Vita  Stephani  II.,  welche  ei'st  nach  dem  Tode  des 
Papstes  entstanden  ist  zu  einer  Zeit,  als  infolge  der  Thron- 
besteigung des  Desidcrius  das  Papstthum  neue  umfassende 
Ländereien  einzuheimsen  sich  anschiekte,  ist  Stephan  geradezu 
als  ein  „Mehrer  des  Staates“  (rem  publicam  dilatam:  Liber  pont. 
I,  455is)  hingestelit,  und  durch  ein  echtes  Taschenspieler- 
kunststück das  Hechts -Subject  der  von  den  liangobarden  zu 
restituirenden  Gebiete  aus  dem  byzantinischen  Reich  in  den 
Papststaat  verwandelt;  p.  442;  berichtet  nämlich  der  Biograph, 
dass  der  Kaiser  von  dem  Langobarden-König  verlangt  habe: 
rei  puhlicae  — das  ist  doch  das  byzantinische  Reich!  — loca 
dUibolico  ab  eo  usurpata  ingenio  proprio  restitneret  domtnio,  und 
wenige  Seiten  weiter  p.  449;  erzählt  er:  Pippin  habe  denselben 
Langobarden-König  projifer  . . . jtropridatis  sanctae  Bei  ecelesiae 
rei  puhlicae  — das  ist  der  Staat  St.  Peters ! — restituenda  jura 
■ aufgefordert : inopria  restitueret  propriis  — also:  die  Herausgabe 
derselben  Objecte  an  den  wahren  Eigenthiimer  (jiroprio  reetifueret 
dominio  und  proprin  restitueret  propriis)  soll  das  erste  Mal  an 
das  byzantinische  Reich,  das  zweite  Mal  an  den  Kii’chenstaat 
erfolgen ! Danach  ist  an  allen  anderen  Stellen,  wo  von  dem 
Papststaat  die  Rede  ist  (p.  448i  causam  bcuti  Petri  et  rei  iiuhlu  ae 
Romamrum,  s rei  publicae  jura  sea  loca,  n ad  obiciendum  atque 
adiersandum  causae  redemptionis  sanctae  Dt  i ecclesiae  rei  piibliccte 
Romamrum,  j).  449i9  proprio,  sanctae  Bei  ecclesiae  rei  publicae 
Romanorum,  p.  455g  rei  publicae  se  redditurum  jn-ofessus  est 
ciritates  quae  remanserant),  offenbar  ein  souveränes  Staatsgebilde 
gemeint,  welches  an  die  Stelle  des  byzantinischen  Reiches  ge- 
treten ist. 

Der  Biograph  Hadrians  I.  stimmt  gleich  zu  Anfang  auf 
denselben  Ton  ein,  indem  er  (p.  4864)  den  Papst  preist,  weil 
er  „mannhaft  in  Gottes  Kraft  den  Feinden  der  heiligen  Kirche 
Gottes  und  den  Anfechtern  [ihres]  Staates  widerstehe“  (viriliter 
cum  Bei  virtule  inimicis  sanctae  Bei  eccles'uie  (u-  rei  publicae 
impugmdoribus  resistens);  aber  wenn  cs  auch  an  weiteren 
Belegen  mangelt,  so  wird  doch  die  Tendenz  des  Biographen 
genugsam  durch  die  Verfälschung  des  Versprechens,  welches 
Karl  im  Jahre  774  zu  Rimi  abgegeben  haben  soll,“'’)  gekenu- 

'“)  S.  unten  besonders  Aum.  170. 


/• 
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zeichnet,  und  bestätigt  dureli  den  Versuch,  den  Papst  als  völker- 
rechtliclie  Vertragsiiartliei  auszugeben. 

Wälirend  nämlich  Stephan  II.  dem  Franken-Könige  gegenüber 
niemals  über  die  bescheidene  und  unzweitelhaft  wahrheitsgetreue 
Andeutung  hinausgeht,  dass  in  dem  naturgemäss  zwischen  den 
Franken  und  Langobarden  geschlossenen  Paveser  Frieden  der 
Langobarden-König  sich  ver])flichtet  habe,  l'ortan  in  Frieden 
mit  der  Kirche  Gottes  und  den  Römern  zu  leben,”'')  während 
von  einer  Verpflichtung,  die  herauszugebenden  Städte  unmittelbar 
an  den  Papst  abzutreten,  nirgends  in  den  an  die  Karolinger 
gerichteten  Papstbrieten  die  Rede  ist,  zeigt  sich  die  Römische 
Curie  um  so  beflissener  da,  wo  das  Auge  des  fränkischen  Ober- 
herrn  nicht  auf  ihr  ruhte,  die  Souveränetät  dem  Papste  indirect 
beizulegen,  indem  er  nicht  bloss  als  ein,  sondern  als  der  vor- 
nehmste Contrahent  des  Paveser  Friedens  hingestellt  wird. 
Von  dem  ersten  Paveser  Frieden  sagt  der  Biograph  Stephans 
(p.  15 1,):  Deo  dileetam  jHteem  inientes  atiptc  in  scrijtto  foedei'e 
inidtim  iidfirmante^  inter  liomanos,  Fraueos  et  LeaujolHirdos  und 
bezieht  sich  für  den  zweiten  darauf  zurück  mit  den  allgemeinen 
Worten  (p.  153  u):  denuo  contiriiiato  jtado,  qiii  per  elipsam  VIll. 
iudictionein  inter  partes  provenerat.  In  derselben  emphatischen 
Weise  hebt  auch  Stephan  III.  in  seinem  Briefe  an  den 
Patriarchen  Johannes  von  Grado  (Epp.  III.  715js)  die  Römer 
als  Vertragsparthei  der  Paveser  Friedensschlüsse  hervor,  indem 
er  sagt:  in  nvstro  jsicto  ijeuerati,  qiml  inter  liomanos,  Francos 
et  Lani/otHirdos  diqnosvitar  prorenisse;  und  endlich  äussert  sich 
auch  wieder  Hadrians  Biograph  in  demselben  Sinne,  indem  er 
seinen  Helden  erklären  lä.sst  (p.  487«):  in  ea  foederis  pace,  qane 
inter  liomanos,  Francos  et  Lanejohardos  con/irmata  est,  stmleho 
pernuinendam.^^-'}  — 


"*)  ul  , . , tu  jutrii  iptiele  eiim  aettsiu  Dri  ct  iiostro  pupoio,  Kkiit  iu 
fxulihiin  (I  hui  iHinihitr  emi/inmaix  euiaiiiehtr,  [leniuooit'rit  iiiiit  iniircrsii  niui 
i/entc  Stephan  II.  zu  Pippin  :p.  00G22— 

"■>)  Es  wäre  wichtig  zu  erfahren,  wie  die  Franken-Könige  Pippin  und 
Karl  zu  dem  Begriff  Iti.i  puUica  Jlumuitoriim  sich  vorlialtcn  bnlieu;  leider 
versagt  aber  das  uächstlieguudo  Auskuuftsniittel : Karl  hat  iiu  .Jahre  Tut 
nur  die  von  den  Päpsten  an  seinen  Uro.ssvater,  seinen  Vater  und  ihn  selbst 
gerichteten  Briefe  iu  den  sogenannten  Codes  Caroliuus  abschreiben  la.<sen, 
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Die  mangelnde  Zuversicht  der  Päj)ste  in  ihren  schwanken- 
den Ansprüchen  auf  die  Res  ptihlica  Romamrum  und  der 
Widerspruch  der  Biographen  Stephans  II.  und  Hadrians  I. 
über  den  dominus  der  Res  jrubUca,  d.  h.  Subject  und  Träger 
der  Staatsgewalt  in  derselben,  ist  ebenso  wenig  geeignet,  für 
die  curiale  Auffassung  einzunehmen  wie  die  nur  mittelbar  auf 
päpstliche  Souveränetät  abzicleude  curiale  Behauptung,  dass 
Stephan  II.  gleich  dem  Franken-  und  Langobarden-Könige  im 


nicht  auch  die  Antwurteii,  welche  uns  manches  Käthsel  luiUen  lösen  können. 
So  muss  mau  denn  auf  Umwegen  zum  Ziel  zu  gelangen  versuchen  und  sich 
mit  einem  nur  wahrscheinlichen  Ergebniss  begnügen.  In  derjenigen  Fort- 
setzung der  Chronik  Fredogars,  welche  den  Grafen  Nibelung,  einen  Vetter 
König  Pippins,  zum  Urheber  hat,  erscheint  zweimal  der  .Ansdruck  re* 
publica-,  es  heisst  hier  c.  37  (MG.  SS.  rer.  Merov.  II,  184):  Aistnlph  ver- 
suchte 754  gegen  den  .Angriff  Pippins  die  Klausen  zu  vertheidigen  cum 
Idis  et  machiuiit  el  multu  apparatu,  quod  ne(piiter  contra  rem  puhlicam  ct  Salem 
bomanam  ajmelolicam  ailmisirat,  \ind  weiter:  der  l.angoharden-König  musste 
im  ersten  Frieden  geloben,  ut  niinupiam  a J-'ramoriim  tliciune  se  abstraheret 
et  ulteriux  ad  sedetn  aposlolicum  Uumanam  ei  rem  publicum  hostiliter  mimquam 
acceikret.  Au  beiden  Stellen  kann  in  .Anbetracht  der  bestimmten  Ablehnung 
Pippins,  seine  Eroberungen  liem  Kaiser  auszuliefern  (s.  Anm.  130).  re« 
publica  nicht,  wie  der  Herausgeber  will  (p.  184  u,  3),  das  byzantinische 
licich,  cs  muss  das  päpstliche  Gebiet  bezeichnen  und  darf  als  Beleg  dafür 
gelten,  dass  der  fränkische  Hof  und  König  diese  Bezeichnung  gebrauchte, 
ohne  nothwendig  zugleich  die  curiale  Auffassung  sich  anzneignen  — etwa 
wie  es  mit  dem  Patriciustitel  geschah,  welchen  Pippin  sich  gefallen  liess, 
ohne  ihn  seinerseits  überhaupt  anzuwendeu  — ; denn  die  rechtlichen  Be- 
ziehungen des  Papstthums  zum  fränkischen  Königthum  wurden  anderweitig 
so  bestimmt  geregelt  (s,  unten),  dass  auf  solche  Namen  gar  nichts  ankam,  — 
In  der  Litteratur  ist  man  weit  mehr  auf  die  fränkische  .Auffassung  einge- 
gangen,  d.  h.  man  hat  res  publica  als  räumlichen  Quantitätsbegriff  binge- 
nommen  und  den  geographischen  Umfang  zu  bestimmen  versucht,  als  auf  die 
curiale,  welche  einen  staatsrechtlichen  Qualitätsbegriff  daraus  macht.  AA’ährcnd 
Georg  Waitz  (T)entsche  V’erfassungsgeschichte  III*,  88)  die  Rechtsstellung 
der  Päpste  bis  auf  Zacharias  (s.  oben)  auch  für  Stephan  U.  festhält,  unter 
bes  publica  bomanorum  den  römischen  Staat  begreift,  für  welchen  auch 
dieser  Papst  noch  .die  Rechte  des  Reiches  geltend  machte  und  sich  über- 
tragen liess“,  fasst  J.  v.  Döllinger  (Das  Kaiserthum  Karls  des  Grossen 
und  seiner  Nachfolger,  München  18H4,  S.  18.  28,  29)  die  bes  publica  lio- 
ttuinorum,  .unter  welcher  man  in  Rom  bald  die  Stadt  mit  dem  nicht  lango- 
bardisch  gewordenen  benachbarten  Gebiete,  dem  seit  711  sogenannten 
Römischen  Ducatus,  bald  auch  das  Gebiet  des  Exarchats  und  der  Pcuitapolis 
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Paveser  Frieden  Vertragspartbei,  also  völkerrechtlich  handlungs- 
fähig gewesen  sei.  Aber  erst  durch  eine  kritische  Darlegung 
der  Ereignisse,  welche  für  die  Rechtsverbindung  der  Päpste 
mit  den  Karolingern  belangreich  sind,  wird  man  in  den  Stand  ge- 
setzt, den  Begriff  lies  jmhlim  liomanonim  als  fictiv  nachzuweisen 
und  dann,  von  diesem  Schemen  nicht  mehr  beirrt,  das  wahre 
Rechtsverhältniss  des  fränkischen  Königthums  zuin  Papstthum 
zu  entwickeln.  — 


mit  dem  Ducatus  veratanden  zu  haben  scheint*,  als  „national-italische 
Kespublica“ , an  welche  l’ippin  .zurückerstatten“  kann,  .weil  er  und  der 
Papst  die  byzantinische  Herrschaft  Uber  diese  Provinzen  als  eine  lange, 
durch  diu  Eroberung  unter  .Tustinian  begonnene  Usurpation  betrachteten, 
welche  das  autonome  Hecht  der  italisch-römischen  ResptMica  nur  factisch 
unterbrochen,  nicht  aufgehoben  habe*.  Placidus  Genelin  (Das  Sebenkungs- 
versprechen  und  die  Schenkuug  Pippins,  Wien  und  Leipzig  ISSO)  erklärt 
seine  Annahme,  dass  die  Res  publica  Romununim  nur  den  Römischen  Dacat 
ausmachte,  S.  2C  folgendermassen:  .Zur  Zeit  Stephans  II.  war  es  durchaus 
nothweudig,  dass  die  freie  staatliche  Eiisteuz  des  Ducates  betont  wurde, 
denn  er  war  der  erste,  der  offen  als  Fürst  des  Ducates  auftrat.  Er 
musste  also  vor  allem  danach  trachten,  dass  der  fnctische  Zustand  der  Unab- 
hängigkeit Roms  von  Hyzanz  auch  als  ein  rechtlicher  angesehen  werde; 
daher  das  absichtliche  Hervorheben  des  staatlichen  Charakters  seines  Ducates : 
später,  als  Pippin  durch  die  Ausführung  eines  Tbeils  seines  Sebeukungs- 
versprechens  . . die  Existenz  einer  päpstlichen  Rc.tpuhlicu  anerkannt 
hatte  . . .,  war  dieses  nicht  mehr  nöthig.  Jetzt  konnten  die  Päpste  sich 
auf  den  Vertrag  mit  Pippin  allein  berufen,  und  da  dieser  mehr  einen 
religiösen  Charakter  hatte,  so  trat  jetzt  der  heilige  Petrus  in  den  Vorder- 
grund“. Ludwig  Weiland  (in  der  Zeitschrift  für  Kirchenrecht  XVII,  373 — 370) 
stimmt  zwar  Uenelin  darin  zu.  dass  die  Res  publica  Romanurum  eigentlich 
den  Römischen  Ducat  bedeute,  meint  aber,  dass  sie  schon  unter 
Gregor  II.  .durch  die  Beseitigung  der  kaiserlichen  Regicrungsgewalt 
und  der  kaiserlichen  Beamten  in  Rom“  (vgl.  dieselbe  Zeitschrift 
XXII,  136)  ins  I>eben  trat  und.  als  „autonomes*  oder  „souveränes* 
Gebiet  unter  kaiserlicher  Buzeränetät  charakterisirbar,  nach  der  Be- 
seitigung des  Exarchen  auch  den  Exarchat  sich  angliedertc.  Nach 
W.  Martens  (Die  Römische  Frage  unter  Pippin  und  Karl  dem  Grossen, 
Stuttgart  1831,  S.  72 — 79)  bedeutet  Res  publica  ursprünglich  den  Exarchat; 
dazu  schlägt  aber  .Stephan  II.  auch  noch  den  Römischen  Ducat,  als  er  für 
die  Römische  Kirche  die  neue  Res  publica  Roinam/run)  beansprucht,  „ein 
sozus;igen  patriarchalisches  Gemeinwesen,  welches  frei  war  von  dem 
griechiseben  Scepter,  aber  sich  ohne  den  dauernden  Schutz  des  Franken- 
Reiches  nicht  behaupten  konnte.“  Gegen  H.  v.  Sybel,  welcher  (Kleine 
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Obgleich  Stepliaii  II.  umnittelbar  nach  .seiner  Weihe  mit 
dem  neuen  Langobarden-Küuig  Aistulj)!!,  welcher  den  Exarchat 
und  die  Pentajiolis  erobert  hatte,  auf  vierzig  Jahre  sich  ver- 
tragen hatte,  glaubte  er  schon  nach  kaum  vier  Monaten  über 
Vertragsbruch  sich  beklagen  zu  müssen;  Aistulph  beaiupnichte 
eine  IStcuer  von  je  einem  Schilling  jährlich  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  und  die  Gerichtsbarkeit  über  Rom  und  die  von 
der  Stadt  abhängigen  Ortschaften."**)  Nachdem  der  Papst  in 
Constantinopel  vergebens  um  AVaffenhilfe  nachgesucht  hatte, 


historische  Schriften  111.  74  uml  sonst)  liex  pMica  Homannnim  mit 
,töini3ches  Ucmeiiiweseii*  Überset *t,  führt  15.  Niehues  (im  llistorisclieu 
Jahrbuch  der  Uörres-Uesellschaft  1881  S.  7B  ff.)  aus.  dass  sie  ideutisch  sei 
mit  Italia  proriiicia,  also  das  kaiserlich  gebliebene,  nicht  langobardisch  ge- 
wordene Italien,  wesentlich  Ravenna  mit  dem  Eiarchat,  die  Pentapolis  und 
den  Römischen  Uueat  bezeichne.  Diesen  Ausführungen  haben  sich  auge- 
scblossen  U.  Thelen  (Zur  Lösung  der  Streitfrage  Uber  die  Verhandlungen 
König  Pippins  mit  Pap.st  Stephan  II.  zu  Ponthion  uud  das  Schenkungsrer- 
sprechen  Karls  des  Gros.sen,  Iröttinger  Dissertation  1881)  und  P.  Scheffer- 
Roichorst  (in  den  Mittheilnngen  des  Instituts  für  österreichische  Geschichts- 
lorschung  V.  200 — 203),  welcher  Yfes  publica  llonuiuuriim  und  Italia  provincia 
als  das  Gebiet  betrachtet,  „über  welches  die  Päpste  eine  Art  Verweserschaft 
für  das  oströmische  Reich  ausUhteu“,  bis  beide  Ausdrücke  verschwinden, 
weil  seit  dem  Jahie  781  — nach  llaassgabe  einer  Urkunde  Hadrians,  weiche 
nicht  nach  Kaiserjahren  datirt  ist  — .die  Päpste  von  der  griechischen 
Suzeränetät  nichts  mehr  wissen  wollten,  sondern  sich  voll  uud  ganz  als 
souverän  betrachteten“.  Itrumier  (Deutsche  Rechtsgeschichte  II.  86)  nennt 
die  Römische  Kirche  als  Emprängeriu  der  von  Pippin  gemachten  Eroberungen 
.einen  politischen  Embryo“,  .dessen  staatsrechtlicher  Begriff  uud  Umfang 
unter  dem  Namen  lies  publica  heafi  Petri  oder  Homanorum  wohl  nicht  ohne 
.Vbsicht  im  unklaren  erhalten  wurde“,  und  AVilhelm  Sickel  (in  der  Deutschen 
Zeitschrift  für  Geschichtswissenschaft  XI,  I,  323)  erklärt  Jtei  publica 
Jlomanorum,  .das  kirchliche  römischo  Reich“,  als  besonderen  Namen  für  das 
päpstliche  Land  in  der  Uehergangszeit,  während  welcher  Rechte  des 
römischen  Reichs  in  Rechte  der  Römischen  Kirche  umgewandelt  wurden, 
und  lässt  das  Gebiet  der  Ilci  publica  verschieden  bestimmbar  sein,  je  nach- 
dem man  die  realisirte  oder  die  projectirte  Herrschaft  der  Kirche  ins  Auge 
fasse.  — Diese  Auslese  der  Meinungen  über  den  Begriff  der  Me«  publica 
Mumaiiorum  und  seine  Tragweite  dürfte  zur  Genüge  die  hier  gebotene  neue 
Untersuchung  rechtfertigen. 

■'*)  Liber  pout.  I,  441  ij— 17:  per  unuHujueiiu/ue  «cilicct  caput  «iiujulu« 
uuri  solielo«  amiue  auferre  iniabat  et  sui  jurisdictimie  ciritatem  haue  Moiiiaiiam 
rel  auhjaccnle«  ei  caslra  «ubdere  iiutiynanter  aaaerebat. 
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forderte  er  insgeheim  durcli  einen  Pilger  den  Franken-König 
Pippin  auf,  durch  Gesandte  ihn  in  das  Franken-Reich  abholen 
zu  lassen.  Schon  der  Geneigtheit  Pippins  versichert,  empfing 
Stephan  aus  t^nstautinopel  die  Weisung,  schleunigst  zu  dem 
Langobarden-König  sich  zu  begeben,  um  bei  diesem  die  Heraus- 
gabe Ravennas  und  der  zugehörigen  Städte  an  das  Reich  zu 
erwirken.  Demgemäss  brach  der  Paj)st  am  14.  October  753 
nach  Pavia  auf  — zusammen  mit  zwei  fränkischen  Gesandten, 
welche  inzwischen  in  Rom  eingetrolfen  waren,  um  ihn  zu  Pippin 
zu  geleiten.  Stephan  richtete  unbeirrt  seinen  Auftrag  aus ; aber 
alles  Bitten  bei  Aistulph,  die  besetzten  Städte  und  Landschaften 
dem  rechtmässigen  Herrn  zurückzugeben,  war  umsonst:  da 
drangen  die  fränkischen  Gesandten  in  den  überraschten  Lango- 
bardeu-König,  dem  Papst  den  Weg  nach  dem  Franken-Lande 
freizugeben,  und  zähneknirschend"')  liess  Aistulph  am  15.  No- 
vember Stephan  ziehen,  welcher  nun  in  höchster  Eile  der 
fränkischen  Grenze  zustrebte.  Am  6.  Januar  754  fand  zwischen 
Papst  und  König  die  erste  Zusammenkunft  in  Ponthion  statt,"**) 
bei  welcher  Pippin  auf  die  Bitte  Stephans"**)  eidlich  versprach. 


Liber  pont.  1.  446 12;  «/  leo  deniibus  fremebai. 
nn)  Ueber  den  Empfnug  berichtet  der  Biograph  Stephaua  (Liber  pont. 
I,  447is):  Pippin  habe  sich  vor  dein  Papste  uiedergeworfeu  (rum  matjna 
huniilitate  terrae  proetratiw)  und  ihm  den  Dienst  eines  .Stallmeisters  er- 
wiesen (riti  et  vice  ntrataris  in  aliquantuni  liM'um  Juxta  ejus  scUarem 

properavit).  Obschou  die  fränkischen  Jahrbücher  nichts  davon  berichten,  ist 
dennoch  die  SelbstdemUthigung  des  Königs  glaubhaft,  weil  dadurch  das 
päpstliche  Ansehen,  dessen  er  zur  Befestigung  seiner  Dynastie  nicht  ent- 
rathen  zu  können  glaubte,  nur  noch  höher  gesteigert  wurde.  Andererseits 
meidet  der  Biograph  nichts  davon,  dass,  wie  im  Chronicon  Moissiacense 
(MG.  SS.  I,  29;i)  erzählt  ist,  der  Papst  (mit  Gefolge)  am  Tage  nach  dem 
Empfang  in  härenem  Gewände  und  das  Haupt  mit  Asche  bestreut  hilfe- 
flehend sich  zu  Boden  geworfen  (aspersus  einere  et  iiulutus  cilieio  in  terram 
proslratus)  und  sich  nicht  eher  erhoben  habe,  als  bis  ibm  der  König,  seine 
.Söhne  und  seine  Grossen  die  Hand  zum  Zeichen  willigen  Beistandes  gereicht. 
Leber  den  .Marsi  halldienst  im  päpstlichen  Ceremoniell  s.  auch  E.  Miihlbacher 
Deutsche  Geschichte  unter  den  Karolingern  S.  01. 

Nach  dem  Liber  pont.  1,  447i9  hat  .Stephan  den  König  gebeten, 
„mittels  eines  friedlichen  Vertrages  die  Sache  des  seligen  Petrus  und 
des  Körner-Staates  zu  ordnen“  (ut  qier  pacis  faedera  camam  beati  Petri 
et  rei  publicae  liumanarum  disputieret).  Die  Auffassung,  welche  Martens 
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ihn  in  den  Besitz  der  Gerechtsame  des  heiligen  Petrus,  insbe- 
sondere des  Exarchats  von  Ravenna  zu  setzen.**’)  Nachdem 
der  König  auf  einer  Versammlung  seiner  Grossen  zu  Braisne 


(Beleuchtung  der  neuesten  Controversen  über  die  KÜmisebe  Frage  S.  5) 
vertritt:  Pippin  soll  dem  Ij»ngobarden-König  .einen  Frieden  dictiren,  welcher 
das  Oberhaupt  der  Kirche  ru  befriedigen  vermag“,  trifft  nicht  zu;  denn  der 
Biograph  hat  die  auch  schon  von  Kehr  (Göttingische  Anzeigen  1895  I,  714) 
erkannte  Tendenz,  .das  Bestreben  des  Papstes  überall  als  ein  friedliches 
zu  betonen“:  er  will  seinen  Papst  von  dem  Makel  befreien,  welchen  nach 
Kirchenrecht  die  IrreijulariUis  t-x.  defectti  jitrfätae  Unitnti»  bildet;  man  ver- 
gleiche nur  Liber  pout.  I.  449:  Pippin  verhandelte  aut  den  heilsamen  Rath 
Stephans  propter  jiacis  foedera  mit  dem  Langobarden- Könige,  er  verstand 
sich  bis  et  tertio  auf  .\nregung  des  Papstes  zu  Bitten  und  versprach  ihm 
grosse  Geschenke,  ut  tantwnmodo  pacifice  propria  restitueret  prujnriis;  ja 
als  das  fränkische  Heer  schon  die  Hälfte  des  VVeges  zurückgelegt,  machte 
Pippin  auf  Stephans  Ver.anlnssung  noch  einmal  den  Versuch,  den  Lango- 
barden-König  nachgiebig  zu  stimmen  ahs>/ue  human  i effusione  sanguinis, 
und  Stephan  selbst  schickte  ne  sanyuis  effunderetur  c/irist  ianorum  an 
Aistulph  einen  Brief,  in  weichem  er  ihn  beschwor,  pacifice  sine  ulla 
sanguinis  effusione  das  fremde  Eigentbuin  herauszugeben.  Nachdem 
Pavia  eingeschlossen  war,  verwandte  sich  Stephan  (p.  45(>i6)  ne  sanguis 
effunderetur  christianorum  bei  Pippin  dafür,  ul  pacifice  causae 
finirentur.  Dass  diese  aufdringliche  Tendenz,  nach  welcher  der  Papst 
jedem  Blutvergiessen  abhold  war,  der  Wirklichkeit  nicht  entspricht,  lässt 
sich  beweisen:  Stephan  sicherte  nämlich,  als  er  die  fränkischen  Fürsten  7.53 
für  den  heiligen  Petrus  aufrief.  ihnen  Vergebung  der  Sünden,  hundertfachen 
Lohn  und  ewiges  Leben  zu  (Epp,  III,  4889.  10)  per  certamen,  quod  in  ejus 
sanctam  ecetesiam,  cestram  sjiiritalem  malrem,  feceritis,  wenn  certamett  hier 
die  landläufige  Bedeutung  .Kampf“  hat.  Damit  ist  keineswegs  aus- 
geschlossen, dass  Stephan  mit  dem  Versuche  Pippins,  den  Laugobarden- 
König  in  Güte  zum  Nachgebon  zu  bringen,  einverstanden  war. 

*“)  Wie  der  Biograph  Stephans  meldet  (Liber  pont.  I,  4482),  hat 
Pippin  dem  Papste  verheissen,  .allen  seinen  Weisungen  und  Aufforderungen 
mit  Aufbietung  der  ganzen  Kruft  nachznkommen  und.  wie  es  ihm  gefällig 
sein  werde,  den  Exarebat  von  Ravenna  und  die  Rechte  und  Orte  der  Hes 
publica  auf  alle  Weise  zurückzugeben“  (omnihus  ejus  mandntis  et  amnioni- 
tionibus  sese  totis  nisibus  ohuedire  et,  ut  illi  placitum  fuerit,  exarchaium 
Hacennae  et  rei  publicae  Jura  seit  hea  reddere  modis  Omnibus).  Wenn  auch 
nicht  zu  bezweifeln  ist,  dass  das  allgemeine  Versprechen  Pippins,  wie  es 
später  in  (Juierzy  beurkundet  ist  (s.  oben),  durch  mündliche  Abrede  auf 
einzelne  Gebiete  genauer  bestimmt  wurde  — die  beiden  Friedensverträgo 
von  754  und  756  dürften  dafür  beweisend  sein,  dass  es  sieb  um  die  Er- 
oberungen Aistulpbs  an  ehedem  byzantinischen  Städten  und  Ländern  handelte 
so  scheint  der  Biograph  auch  hier  wieder,  falls  die  Worte  ut  illi  placitum 
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oder  zu  Quierzy  den  Beschluss  erwirkt  hatte,  nach  seinem  Ver- 
sprechen die  Befriedigung  des  Pai)stes  im  Bedürfnissfalle  mit 
den  Machtmitteln  des  Staates  zu  erzwingen,  licss  er  jedenfalls 
zu  Quierzy  eine  Urkunde  ausfertigen,  in  welcher  er  und  seine 
Sühne  Karl  und  Karlmann  sich  ver])flichteten,  nach  Kräften 
die  Römische  Kirche  zu  vertheidigen  und  die  Gerechtsame  des 
heiligen  Petrus  wieder  heizuschaffen. Dafür  hielt  der  Papst 
mit  seinen  Gaben  an  die  Karolingische  Dynastie  nicht  zurück: 
er  salbte  in  St.  Denis  Pipjiin  und  seine  beiden  Söhne  als 
Franken  - Könige,  erklärte  sie  und  ihre  Xachkommen  den 


furrit  (ien  Umfaug  der  Kestitulion  von  der  Knt.selieidung  des  Papstes  ab- 
hängig uarlien  sollen,  tendenziös  zu  verfahren,  das  Versprechen  Pippins 
gleich  von  .Vnfang  an  so  uuitanglieh  darzuslellon,  dass  auch  die  Erweiterung 
des  päpstlichen  Bereichs,  welche  hoi  dem  Kegierungsantritt  des  Desiderius 
erfolgte  (s.  oben),  darin  einbegriffen  war. 

Die  älteste  massgebende  Erwähnung  des  Versprechens  findet  sich 
im  Jabri-  7ii5  in  einem  Briefe  Stephans  II.  an  Pippin,  Karl  und  Karlmann 
(Epp.  III,  äitlsr):  ros  beatn  l’eiru  jmllicili  esfis,  rjus  Justitinm  ej  iijere  et 
lUfennionem  »amine  Dei  etTlatiae  prm-urnrr,  und  ilazu  bildet  gewissenuasstn 
die  Quittung  die  zur  nämlichen  Zeit  an  dieselben  Könige  gerichtete  Er- 
klärung Stephans  fp.  dttais):  Juslicinm  beati  Vdri,  in  //unnfuni  /loluiullii, 
exiijere  »tuiluistis.  Dieser  Angabe  koimnt  im.\nsdruck  von  den  fränkischen 
Annalen  das  späte  Chrunicon  Moissiacenso  am  nächsten;  hier  (SS.  I,  293) 
fordert  Pippin  von  dem  Langobarden-König.  ui  omiiem  juKliliam  de  rebue 
nblntis  faceret,  unil  erläutert  ihm  seine  Forderung  dahin.  u<  ei  — dem 
heiligen  Petrus  — reddn»  l’entai>olim,  Xarniae  et  t'eranum  et  umnin,  uiide 
jiojiubm  Uimiamm  de  tun  inirjuitnle  nitnjueritur;  und  so  wird  Aistulph  ge- 
zwungen, Mt  omnee  justitiae  mneti  1‘e.lri  ee  reddilurum  re/tromitterei;  Pippin 
Ubergiebt  dum  Papste  ausser  den  genannten  (iebieten  auch  noch  Ravenna. 
Dass  das  Versprochen  Pippins  urkundlich  verbrieft  war,  folgt  daraus,  dass 
es  Karl  der  Grosse  im  .Iahte  774  zu  Rom  bestätigte  ; denn  Hadrian  bittet 
um  Erfüllung  dessen  (Epp.  III,  5793),  ijuae  sniu-tne  meniorine  genitor  reeter, 
doniHUe  l‘ii>i)iituti  rex,  betito  Petro  una  rubinrum  iiollieilm  et  jioalmoilum 
t«  ipae,  a iJco  iiietitute,  mitgiie  rej',  dum  <td  liminn  npoetohrum  {trofextue 
cs,  en  ipea  nj>oji<mde>ui  eonlirmasli  eidemgue  Dei  (i/to^tolo  praeuentnliter 
maitibua  tuis  eandem  off'eruieti  /iromixsionem,  und  der  Biograph  Hadrians 
berichtet  (Eiber  pont.  I.  49H|5i.  dass  Karl  i/innm  jiromiesionem,  nutie 
Prancin  in  loro  gui  rocatur  Oirieinvo  f'artu  est,  habe  verlesen  und  erneuern 
lassen.  — Ob  ilie  entscheidende  Verhandlung  Pippins  mit  seinen  (Irossen 
in  Quierzy,  wie  der  Biograph  .Stephans  II.  will,  oder  in  Braisne,  wie  der 
Fortsetzer  Fredegars  (c.  37:  S.S.  rer.  Merov.  II.  KKiss.  ss)  angiebt,  stattge- 
funden  hat,  ob  zuerst  in  (Quierzy  oder  in  Braisne  verhandelt  wonlen  ist. 
oder  ob  nur  eine  Versammlung  auzunehmeu  ist,  lasse  ich  dahingestellt  sein. 
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Franken -Fürsten  gegenüber  unter  Androhung  der  Excommuni- 
cation  für  unabsetzbar''^)  und  ernannte  sie  zu  Fatricii  Äo- 
manorumA'^') 

Da  Aistulph  auch  nicht  durcli  ein  Angebot  von  12  000 
Schillingen  zur  Erfüllung  der  päpstlichen  Ansprüche  zu  bewegen 
war, so  mussten  die  Waffen  entscheiden;  der  Langobarden- 
König,  in  Pavia  belagert,  wurde  im  October  754  zum  Frieden 
gezwungen:  unter  Geiselstellung  und  Eidesleistung  zur  Aner- 
kennung der  fränkischen  Oberhoheit und  zu  dem  Vereprechen, 
für  den  Papst  Ravenna  und  die  übrigen  in  der  Aemilia  und 
der  Küsten-  und  Binnen- Pentapolis  belegenen  Städte,"*)  welche 
er  den  Byzantinern  abgenommen  hatte,'*^)  nebst  der  Stadt  Kami 
herauszugeben,  üebei'  diese  Städte  Hess  Pippin  dem  Papste 
eine  Schenkungsurkunde  ausstellen, ''•*)  welche  er,  wie  es  scheint. 


Da-s  stellt  in  iler  sogenannten  „Clausula  de  Pippino“  zu  lesen, 
welche  zuletzt  unter  dem  Titel  .De  unctione  Pippini  regis  nota  monacbi 
Sancti  Dionysii“  in  den  MG.  SS.  XV,  1 lierausgegeben  ist. 

''‘^1  Die  tendenziiise  Biographie  Stephans  schweigt  gänzlich  von  dom 
Patriciat  der  Franken-Könige.  Wenn  Uauck  ^Kirchengeschichtc  Deutsch- 
lands IL  20  Anm.  6)  ilic  auf  Pippin  bezüglichen  Worte  der  Clausula;  per 
mnmui  ejuxilemijue  Stephani  pontificin  . . . in  rei/em  et  patrh  iuin  , . . unetus 
et  lirnedictuji  ent  so  deutet,  dass  Pippin  sich  und  seinen  .Söhnen  die  Patricius- 
Würde  beigelegt  habe,  ohne  Zuthun  des  Papstes  Patricius  geworden  sei, 
weil  er  ja  durch  die  Salbung  und  Segnung  aiicli  nicht  zum  König  wurde, 
sondern  es  schon  war,  so  widerspricht  dieser  Folgening  vor  allem  das  Ver- 
halten Pippins,  welcher  nachweisbar  niemals  des  Titels  Patricius  sich  be- 
ijieut  hat. 

Chron.  Moiss.  (SS.  I.  293). 

•*)  Cont.  Fredeg.  c.  37  (SS.  rer.  Merov.  II,  1«4). 

'“J  Sie  werden  in  der  Vita  .Stephani  erat  bei  Gelegenheit  des  zweiten 
Friedensschlusses  im  Jahre  75li  (Liber  pont.  I,  4ö49_ii)  aufgezahlt. 

'2’)  Dass  als  Zeitnorm  für  die  Abtretungen  dasJabr  750,  das  .-\ntritts- 
jahr  Aistulphs,  gilt,  haben  v.  .Sybel  (Kleine  historische  Schriften  III,  8o) 
und  Duchesne  (Liber  pont.  I,  46u  n.  61)  hervorgelioben. 

’■■“)  Am  eingehendsten  äussert  sich  Stephan  darüber,  indem  er  755 
Pippin,  Karl  und  Karlmann  mahnt  fEpp.  III,  4939.  lo):  riritaten  et  loca 
atque  umne-i  ohmden  et  rnptiros  beato  Petro  reddite  rel  omnia,  quae  ipna 
donatio  continet,  wobei  v.  Sybel  (III,  79)  die  obaides  et  captiron  als  „die 
von  den  Langobarden  fortgeschleppten  Gefangenen  und  Geiseln“  deutet. 
Dass  sich  die  .Schenkung  auch  auf  Narni  bezog,  wird  in  zwei  Briefen 
Stephans  (Epp.  III.  4934»  und  499s5)  erwähnt;  vgl.  Liber  pont.  I.  452  und 
Chron.  Moiss.  (oben  Anm.  121). 


/■ 
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zugleich  im  Namen  seiner  Söhne  vollzog.''^)  Aber  Aistulph 
hatte  kaum  Narni  dem  fränkischen  Bevollmächtigten  überant- 
wortet, da  wurde  ihm  sein  Versprechen  leid,  und  ehe  Nami 
dom  Papste  aufgelassen  werden  konnte,  ging  er  zu  Feindselig- 
keiten gegen  Stephan  über:  er  belagerte  den  nach  Rom  heim- 
gekehrten Pai)st  drei  Monate  lang  und  nöthigte  so  den  Franken- 
König  abermals  zu  einem  bewaffneten  Einschreiten. 

Als  sich  das  fränkische  Heer  bereits  der  Grenze  näherte, 
erschienen  in  Rom  zwei  Gesandte  des  Kaisers,  welche  sich  zu 
Pippin  begeben  sollten.  Die  Mittheilung  Stephans,  dass  der 
Franken-König  schon  im  Anmarsch  sei,  bezweifelten  sie,  bis  sie, 
in  Begleitung  eines  päpstlichen  Gesandten  in  Marseille  ange- 
langt, erfuhren,  dass  Pippin  unlängst  in  das  Langobarden-Land 
eingerückt  sei,  um  sein  dem  heiligen  Petrus  gegebenes  Ver- 
spiechen  zu  verwirklichen.  Da  sie  glaubten,  dass  für  den 
Erfolg  ihrer  Aufträge  alles  darauf  ankäme,  um  wie  viel  sie 
schneller  bei  Pippin  einträfen  als  der  päpstliche  Gesandte,  so 
richteten  sie  diesen  unbequemen  Begleiter  so  übel  zu,  dass  er 
nicht  weiter  konnte,  und  wenigstens  einer  der  beiden  Byzantiner 
erreichte  zuerst  das  fränkische  Heer,  als  es  schon  in  der  Nähe 


'**)  Nur  Martens  hält  noch  immer  daran  fest  (Beleuchtung  der 
neuesten  Controversen  S.  13—16),  dass  ilomitimiiH  pnyina  (Kpp.  III.  4S9is) 
oder  fhirographm  (p.  492ss,  ss)  keine  besondere  .Schenkungsurkunde,  sondern 
nur  das  Friedensinstrument  bezeichne,  und  steift  sich  darauf,  dass  der 
Biograph  .Stephans  nichts  von  „einer  so  wichtigen  Urkunde“  sagt,  sondern 
nur  nach  dem  zweiten  Frieden  eine  Urkunde  Pippins  erwähnt;  aber  dieses 
Verhalten  entspricht  doch  auch  seinem  Verfahren,  die  von  Aistulph  abge- 
tretenen Städte  bei  Gelegenheit  dos  ersten  Friedens  nicht  zu  nennen,  sondern 
erst  bei  dem  zweiten,  weil  die  erste  Urkunde  ebenso  wenig  Dauer  hatte 
wie  die  Anordnung  des  ersten  Friedens.  Wenn  es  auf  Pippin,  Karl  und 
Karlmann  bezüglich  heisst  (Epp.  III.  -laOs)  per  donatioiiem  rexfram  wntiu 
tirmatam  oder  (p.  49252)  <(uae  per  ihinntiimem  manu  rextra  cuiitirmaxl ix  — 
vgl.  Hadrians  auf  Stephau  II.  gehende  Aeusserung  in  einem  Brief  an  Karl 
(p.  569äo):  cui  xniwiae  rerorilationix  yenilor  tuux  ximulque  et  praerlnrn 
ejecellentia  tun  ipxum  exarrhntum  xuh  jure  benli  1‘e.lr!  permtineiulu/n 
tradituin  ext  — , so  muss  nicht  nothweudig  die  Anwesenheit  der  beiden 
Prinzen  bei  dem  Beurkuudungsact  angenummeu  werden;  da  auch  in  ihrem 
Namen  die  Versprcchuugsurknnde  ausgestellt  war  (s.  oben),  so  war  es 
natürlich,  dass  die  Schenkungsurkunde,  durch  welche  jenes  Versprechen  er- 
füllt ward,  auch  in  ihrem  Namen  ausgefertigt  wurde. 
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Pavias  stand.  Aber  Pippin  wies  alle  seine  lockenden  Ver- 
heissungen  für  die  Abtretung  Ravennas  und  der  übrigen  Städte 
des  Exarchats  an  den  Kaiser  zurück  mit  der  Betheuerung,  dass 
er  nur  aus  Liebe  zum  heiligen  Petrus  und  um  Vergebung  seiner 
Sünden  zu  erlangen,  den  Feldzug  unternommen  habe  und  nicht 
um  irgend  eines  irdischen  Vortheils  willen  die  Städte  dem 
lieiligen  Petrus,  der  Römischen  Kirche  und  dem  Papste  ent- 
fremden werde.'’*') 

Durch  den  zweiten  Frieden  ini  Jahre  T.öfi  wurde  denn 
auch  Aistulph  genöthigt,  nicht  nur  die  früher  bestimmten 
Städte,  sondern  auch  noch  Comachio  für  den  Papst  herauszu- 
geben; er  musste  ausserdem  unter  abermaliger  Anerkennung 
der  fränkischen  Oberhoheit  ein  Drittel  seines  Schatzes  ansliefem 
und  sich  zu  einer  jährlichen  Abgabe  verpflichten.*'")  Durch  eine 
Urkunde,  welche  zur  Zeit  da  die  Biographie  Stephans  entstand 
im  päpstlichen  Archiv  beruhte, ’*'-)  erfolgte  dann  die  Schenkung 
der  Städte  an  den  Papst  und  .seine  Einweisung  in  der  Art, 
dass  als  Bevollmächtigter  Pippins  der  Abt  Fulrad  von  St.  Denis 
zusammen  mit  Bevollmächtigten  Aistulphs  in  den  Städten  um- 
herreiste, jede  einzeln  sich  übertragen  Hess  und  von  ihr  Geiseln 
und  die  leitenden  Beamten  sammt  den  Stadtthorschlüsscln  nach 
Rom  brachte  und  hier  [die  Geiseln  in  Gewahream  gab,  die 
Beamten  zur  Huldigung  veranlasste  und]  die  Schlüssel  und  die 
Urkunde  Pippins  auf  das  Grab  des  heiligen  Petrus  niederlegte.'®) 


**')  Liber  pent.  I.  452.  45,‘J. 

'*')  Cont.  Frede;5.  c.  37  (SS.  rer.  Merov.  II.  18.5). 

■“)  Uber  pont.  I,  453k.  n. 

'*')  VVie  der  Biograph  Slepliaiis  11.  schon  trüber  eingeräumt  bat,  dass 
der  liangobardeti-Künig  Nariii,  welches  er  durch  den  ersten  l’avcser  Frieden 
herauszugeben  verptlichtet  war,  schon  — behufs  Ausantwortung  an  den 
Papst  — dem  fränkischen  Bevollmiicbtigten  übergeben  batte  (qurm  qiriilem 
re/hlldcrat  misso  Fmiirorutii : Liber  pont.  I,  452 1.  j),  als  er  es  sich  wieder 
aneignete  und  so  den  ersten  Frieden  brach,  so  schildert  er  auch  ausführlich, 
wie  die  im  zweiten  Frieden  von  Aistulph  an  Pippin  abgetretenen  Städte 
dem  Papste  übertragen  wurden  (p,  454i— »):  äer  n<l  recipiendiiH  ipMn  ciritdte» 
von  Pippin  entsandte  Abt  Fulrad  Uaveimntium  pnrteji  mm  m/ssis  jamfati 
Ai^iui/I  regiH  cotyum/ens  ef  per  uliiyutiin  higrerlieiix  ciritaleji,  fam  Peiifa- 
poleox  et  Kmiliae,  enxtjue  reripieiix  et  uhxhles  per  uiiiiiuquitiiiiiue  nufereiix 
alque  jn'imaios  xecum  una  cum  rliires  purtarum  cicitatum  deferenx,  llumam 
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Eine  neue  Gelegenheit,  den  Machtbereich  des  heiligen 
Petrus  zu  erweitern,  bot  sich  Stephan,  als  der  Langobarden- 


Et  ijmts  claveM  tarn  linreminnlhim  urbix  i/uatiujue  diversarum 
eii'italvm  ipniiui  liarennaiitium  ej-nrchiilux  urm  i-um  sujnraurripta 

doiKitione  de  ein  a mto  reye  eniiemi  in  confemtione  beali  Petri  puiiens 
eidem  Dei  iijioetolo  et  eJuM  ricrtrio  naiirtiitHimo  pnpne  ntque  omnibux  ejus 
swresxnribuH  pmdifiribm  perenniter  jmaxidenda»  ntijue  dixponendriH  trndidit. 
Der  Biograph  hat  augenscheinlich  keine  Ahnung  ilavon,  ilass  dabei  die  auch 
von  ihm  vertretene  l’rätension  der  HBinischen  Curie:  der  Friede  sei  zwischen 
Römern,  Franken  und  Langobarden  geschlossen  worden,  der  Papst  also 
völkerrechtliche  Vertragsparthei  gewesen,  nicht  bestehen  kann;  denn  hätten 
die  Römer  den  Franken  und  Langobarden  völkerrechtlich  gleichgestanden, 
so  wäre  die  Herausgabe  der  abgetretenen  .Städte  und  Landschaften  von  den 
Langobarden  an  die  Römer  zu  erwarten  gewesen  ohne  das  Mittel  der 
fränkischen  Schenkung  und  der  daraufhin  erfolgenden  Einweisung,  welche 
nicht  so  sehr  die  Wiederbeischaffungspflicht  des  Franken-Königs  realisirt, 
als  die  Unrähigkeit  des  nichtsouveränen  Papstes  bezeugt,  von  einem  .Staate  — 
und  sei  es  auch  von  dem  nach  «.'»fi  unter  fränkischer  Oberhoheit  nur  noch 
autonomen  Langobarden-Staate  — irgend  ein  Gebiet  zu  erwerben.  Das 
wird  nämlich  von  den  Päpsten  selbst  anerkannt ; Stephan  II.  klagt  im 
Jahre  "55  über  Aistulph  (Epp.  III.  4925.  «):  omiiin  qnne  per  sacrameniHm 
beiito  Petrn  per  eextroM  mixxox  rexfituenda  jtrmnixit.  irrita  f'ait;  Paul  I. 
berichtet  758  an  Pippin,  er  habe  Desiderius  beschworen  (p.  5154i),  vt 
eii'itatcx  illax,  id  ext  [mulax,  linnonia.  Auximum  et  Aiirnna  — ipiia  eax 
mibix  jjraexeiitaliter  ximul  et  per  vextrox  mixxox,  id  ext  Folradum  Deo 
amnbilem  abbatem  et  lerexbytentm  atque  Rodberlum,  excellent  ixximae 
chrixtinnitati  tune  et  per  te  etiiim  be.atu  Petro  apoxtolorum  prim-ipi 
polliritux  ext  reddiiurum  — rextituere  deberet;  demgemäss  bittet  der  Papst 
den  Franken-König  (p.  5t7j2),  den  Desiderius  anzuhalten,  yuatenm praefatax 
quftx  pollieitax  ext  ciritatex  tune  mellifhiae  exeellenti ae  et  per  le 
beato  Petro  fnutori  tw>  rextituat,  und  giebt  700  von  dem  Hauptvertrage, 
welcher  den  päpstlichen  und  langobardischen  Bereich  abgreuzte,  tp.  SlUs») 
zu:  conxtitit  inter  eox  — die  f'idelixximi  »lixxi  rextri  sind  es  — et 
Ptexiderium  Langobardorum  regem.  Dazu  kommt  eine  allgemeine  Erwägung. 
Wer  au  der  Souveränetät  des  Papstes  festbält,  verwickelt  sich  in  unlösbare 
Schwierigkeiten,  sobald  das  nur  auf  .Restitution“  gebende  Verlangen 
Stephans  II.  erklärt  werden  soll;  denn  wenn  der  Papst  nicht  ehrlich  als 
L'ntertban  des  bjzantiuischeu  Kaisers,  in  dessen  Aufträge  er  vor  den  Augen 
und  in  Gesellschaft  fränkischer  Gesandten  nach  Pavia  gereist  war,  genauer: 
nicht  als  Inhaber  der  dem  heiligen  Petrus  eignenden  Immunitäten  und  Güter 
den  Franken-König  um  Restitution  angegangen  wäre,  wenn  er  als  Inhaber 
eines  souveränen  Papststaates  und  staatlicher  Rechte  aufgetreten  wäre,  was 
für  Tröpfe  wären  daun  Pippin  und  die  fränkischen  Fürsten  gewesen,  nicht 
zu  wissen,  dass  der  Römisebe  Bischof,  dessen  nördlichstes  Immunitätsgebiet 
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König  Aistulpii  zu  Ende  des  Jahres  756  starb,  ohne  Leibes- 
erben zu  hinterlassen,  und  mm  der  Hei-zog  Desiderius  von 
Tnscien  sich  um  den  Thron  bewarb.  Desiderius  gew’ann  gegen 
(len  Bruder  des  verstorbenen  Königs,  den  von  den  Langobarden 
begünstigten  Rachis,  den  bei  Pippin,  dem  Oberherm  des  lango- 
bardischen  Staates,  einrtussreichen  Papst,  welcher  zugleich 
Disciplinargewalt  über  den  aus  dem  Kloster  entwichenen  Neben- 
buhler besass,  indem  er  ihm  in  Gi'genwart  des  fränkischen  Be- 
vollmächtigten Fulrad  urkundlich  die  Abtretung  von  Faenza, 
Imola  und  Ferrara  mit  ihren  Gemarkungen,  ebenso  von  Osimo, 
Ancona  und  ümana  und  nachträglich  auch  noch  von  Bologna 
verhiess.'-*'’)  Stephan  schritt  nun  gegen  Rachis  ein,  indem  er 
ihn  in  sein  Kloster  zurückverwies,  und  befürwortete  bei  Pippin 
die  Anerkennung  des  Desiderius,  zugleich  um  die  Genehmigung 
und  Ausführung  des  von  diesem  abgegebenen  Versprechens 
bittend.  Er  begründete  aber  seine  Bitte,  „der  Kirche  Gottes 
die  vollständige  Gerechtsame  zu  Theil  werden  zu  lassen“,'-**) 
nicht  etwa  damit,  dass  Pippin  auch  die  in  Rede  stehenden 
„übrigen  Städte“  '-*^)  urkundlich  oder  mündlich  verheissen  habe, 
sondern  damit,  dass  sie  stets  mit  den  von  Pippin  756  ge- 
schenkten Städten  und  Gebieten  unter  einer  Herrschaft  gestanden 
haben  und  sie  erst  zu  einem  lebensfähigen  Ganzen  vervoll- 


nur  wenige  Meilen  von  der  fränkischen  .Siidgrenze  entfernt  war,  sich  ihnen 
gegenüber  in  die  Rolle  eines  llechtänachfolgcrs  des  byzantinischen  Kaisers 
hineinlog  1 Dagegen  die  tendenziösen  Angaben  der  Vitae  Stejiliani  und 
Hadriani,  in  welchen  allerdings  die  Souveränetät  des  l’apsttlmins  behauptet 
wird,  als  bare  Münze  hinznnehiuen,  geht  doch  nicht  an,  zumal  die  litterarische 
Falschmünzerei,  wie  oben  dargolegt.  unschwer  zu  erkennen  ist. 

•*‘)  Epp.  III,  50<is;  Liber  pont.  I,  d.ä.’is. t. 

«■)  Epp.  III,  506s-ii.  Desiilerins  verhiess  also,  wie  Duchesne  bemerkt 
(Liber  pont.  I,  4G1  n.  67).  auch  die  Eroberungen  des  Langobarden-Königs 
Liudprand  aufzugeben  und  sich  mit  den  tTrenzen  zu  begnügen,  welche 
zwischen  dem  langobardischen  und  byzantinischen  Reiche  am  Ausgang  des 
siebenten  Jahrbunderts  bestanden  hatten. 

Stephan  bittet  (Epp.  III.  50.'>zs):  ut  jjleiiariam  jwititiam  etilem 
Del  ecelejtiae  irilmere  lUyiitriit,  und  nimmt  diesen  neuen  Begriff  in  demselben 
Schreiben  noch  zweimal  auf  (p.  50ö<i  plenariam  jmtitiiim  illl  imi>erlire 
und  p.  öOtiji.  2»  /iw/(7(a»t  . . . jileniun  rentiluere). 

137)  di-iifitfg  reUquae  (Epp.  III,  60.62,1.  50(is.  !e)\  ähnlich  auch  der 
Biograph  Stephans:  eiviluftD  quae  remniiseniiif  (Liber  pont.  I.  4.664). 
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ständigen.'-*)  Diesen  Grund  Hess  jedoch  Pippin  nicht  gelten: 
er  nahm  zwar  dem  Papst  Faenza  und  Ferrara  nicht  wieder 
ab,  von  welchen  Stephan  sofort  Besitz  ergriflFen  hatte,'*)  gab 
indessen  die  Anslieferung  der  anderen  Städte  nicht  zu;'*’) 
ebenso  wenig  ging  er  darauf  ein,  die  langobardischen  Herzog- 
thümer  Spoleto  und  Benevent  der  Römischen  Kirche  zu  unter- 
stellen, Uber  welche  Stephan  gleichzeitig  gemeldet  hatte,  dass 
ihre  Insassen  sich  durch  ihn  dem  Franken-König  zu  commendiren 
wünschten.'-“) 

Desiderius,  welcher  die  Anerkennung  seines  fränkischen 
Oberherrn  gefunden  hatte,  ohne  zu  den  ihm  vom  Papste  ange- 


Vgl.  besouderä  (Epp.  III,  6ii.')S4)  die  Herufung  auf  das  Urtlieii 
Fiilrads,  welcher  sich  durch  den  Augenschein  Überzeugt  habe,  quod  ne- 
(lunqutim  ijnie  jiiipuhm  rivere.  ponsil  e.rtrn  eorum  /inen  et  territoriii  ntque, 
ponsennioiieH,  nbaqm  civitiitibun  illin,  qune  neinper  (■«»»  ein  sub  wtim  domiiiü 
ditioiie  traut  connexae.  Unter  diesem  (iesichtspunkt  erscheint  das,  was 
Pippin  bereits  gethaii  bat,  nur  als  der  Anfang  (nieut  cepinii  p.  .W.'uol  der 
Auslubrung  seines  eidlichen  Versprechens,  welche  noch  der  Vervollständigung 
harrt.  Erst  Stephan  III.  hat  um  770  die  Gewährung  ,der  vollständigen 
Gerechtsame“  geradezu  als  Inhalt  der  Versprechungsnrkunde  Pippins  hin- 
gestellt,  indem  er  Karl  und  Karlniann  bat  (p.  öäSss).  ut  plenarian  Justitias 
beati  Petri  . . . esigere  et  heato  Petro  reddere  jubeatis,  sieut  et  restra 
eoiifinet  promissio,  et  oninia  qitae  beato  Petro  et  ejus  rirariis  rum  restru 
sanctae.  memoriae  pio  geiiitore  promisistis,  adimplere  dignemiui.  Die  Wahl 
des  Ausdrucks  exigere  deutet  bestimmt  auf  den  von  Stephan  II.  überlieferten 
Wortlaut  der  urkundlichen  VerpUichtung  Pippins  (s.  oben  Anm.  121):  '•)- 
zw-ischen  batte  sich  allerdings  der  Inhalt  der  Gerechtsame  w-esentlich  herab- 
gemindert (vgl.  oben  das  folgeude). 

'*’)  Liber  pont.  I,  iöäu-n:  direxit  missum  suum  proetotus  sanctissi- 
mtis  pontifex  et  abstulit  de  ipsis  eiritntibus,  quas  saeprdictus  Desiilerius 
rex  reddere,  promiserat  briitissimo  eodem  papae,  id  est  Faventias  cum  Castro 
Tiberiaco  neu  Cabellum  et  uiiirersum  duratum  Fcrrariae  iii  iutegro.  Gabello 
dürfte  ebenso  Zubehör  zu  Ferrara  wie  das  castrum  Tiberiacum  zu  Faenza 
sein;  vgl.  Kehr  in  den  Göttingischeii  Nachrichten  KiOG  S.  1.S2  Anm.  1. 

““)  Das  beweist  die  folgende  Entnickelung  unter  Paul  Lund  Stephan  UL; 
die  Auslieferung  der  anderen  Städte  batte  Desiderius  möglicherweise  von 
weiteren  Bedingungen  abhängig  gemacht,  welche  uns  verschwiegen  werden. 

S/Hditini  qunmque  rtiam  Ueiiereulani  omues  se  rommendare  per 
»los  a Deo  sercatae  exrrtteut iac  tuae  rupiuut  (Epp.  III,  boiiis.  n).  Wenn 
Paul  I.  von  den  Spoletiiiern  und  Ueneventanern  sagt:  se  sub  restra  a Deo 
serrata  potestate  conluleruut  (p  Möis),  *o  ist  das  jedenfalls  ohne  Genehmigung 
Pippins,  w-ie  dessen  weiteres  Verhalten  zeigt,  geschehen. 
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sonnenen  weiteren  Opfern  herangezogen  zu  werden, •'*2)  stellte 
nun  wie  in  Benevcnt,  so  auch  in  Spole.to  seine  Herrschaft  her: 
er  nahm,  von  Pippin  nicht  gestört,  den  Herzog  Alboin  von 
Si)oleto  gefangen,  welcher  von  dem  Papste  zur  Treue  gegen 
den  heiligen  Petrus  und  den  Franken-König  verpflichtet  worden 
war,’"“)  und  vertrieb  den  Herzog  Liudprand  von  Benevent,  ihn 
durch  Arichis  ersetzend.  Dem  Papste  Paul  I , welcher  im 
April  oder  Mai  757  seinem  Bruder  Stephan  auf  den  apostolischen 
Stuhl  gefolgt  war,  erklärte  er  in  Rom  auf  die  Mahnung,  doch 
die  versprochenen  Städte  Iniola,  Bologna,  Osimo  und  Ancona 
herauszugeben,''“)  nur  eine,  Imola,  ausliefern  zu  wollen,  wenn 
Paul  ihm  bei  Pippin  die  Rückgabe  seiner  Geiseln  aus  wirke.'*'’) 
Es  ist  nicht  bekannt,  dass  Pippin  jemals  diese  Ansprüche  des 
Papsttbnms  unterstützt  hätte;  wohl  aber  Hess  er  seine  Abge- 
sandten im  Jahre  760  mit  Desiderius  für  Paul  einen  Vertrag 
schliessen,  welcher  die  „vollständigen  Gerechtsame“  St.  Peters 
regelte,  nicht  soweit  sie  neu  zu  revindicirende  Städte  und  Land- 
schaften, sondern  nur  soweit  sie  zu  revindicirende  Patrimonien, 
Rechte  und  Grundstücke,  Gebiete  und  Gemarkungen  der  ver- 
schiedenen schon  päpstlich  gewordenen  Städte  betrafen.'"**)  Aber 
nachdem  ein  Theil  dieser  Gerechtsame  dem  Papste  ausgeant- 
wortet war'^')  — nach  dem  verabredeten  Verfahren,  dass  erst 


“*)  Erwägt  man,  dass  Pippin  seine  Anerkennung  von  den  päpslliihcr- 
seits  gewttnselitea  weiteren  Abtretungen  abhängig  machen  konnte,  so  darf 
sein  Verfahren  mittelbar  als  Beweis  dafür  angesehen  werden,  dass  er  „die 
vollständigen  üerechtsame“,  wie  .Stephan  sie  auffasste,  ursprünglich  ihm 
nicht  verspro»-,heu  hatte. 

Albitinum  ilueem  Simleliiitim  rum  ejux  »utra\iih\u>,  qui  in  fith  beati 
Feiri  et  resfra  sacramenlum  {nraebuernnt,  sclireibt  Paul  I.  an  Pippin 
(Epp.  III,  blöis). 

'**)  Von  dem  oben  ,S.  genannten  t’mana  ist  nicht  mehr  die  Rede. 

***)  Epp.  III,  .Viäss—ss  516s9 — •öldr. 

’**)  Desiderius  wird  verpflichtet,  ut  . . . omiim  juxliliaa  fnutorix  vextri, 
beati  Petri  ui>mtob>rum  priiirii>ix  — omnia  riileliret  palrimonia,  Jura  etiam 
et  lora  alt/ue  fines  et  territuria  direrxarum  ciritatum  iioxtrarum  rei  publicae 
Rumanorum  — nobix  pleniaxime  rextituiaaet  (Epp.  III,  6-20|_s). 

“')  Paul  meldet  Pippin:  Vinle  ecre  ej:  parte.  quidem  e.isdem  iuxtitiis 
nobia  iadem  Lu)tyobardorum  rejr  feriaae.  dinoacitur;  et  reliquaa  umnea  juatiticia 
ae  proldetur  utque  omnino  apondet  nobia  eaae  fartuma  (Epp.  III,  5203—5). 
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der  Papst  in  allen  langobanlisclien  Städten,  in  welchen  der- 
artige päpstliche  Gerechtsame  beansprucht  wurden,  befriedigt 
werden  sollte,  dann  der  Langobarden-König  in  allen  j)äpst- 
lichen  — , stellte  Desiderius  plötzlich  die  weitere  Herausgabe 
ein,  indem  er  vergebens  ein  anderes  Verfahren  verlangte,  dass 
nämlich  fortan  umschichtig  erst  eine  langobardische,  dann  eine 
päpstliche  Stadt  vorgenommen  und  so  Zug  um  Zug  die  Ange- 
legenheit erledigt  werden  sollte.*'*^)  Wenn  man  von  den 
Patrimonien  absieht,  welche  ja  auch  im  langobardischen  Binnen- 
lande liegen  konnten,'*)  erschöpfte  sich  die  ganze  Auseinander- 
setzung in  einer  Grenzberichtigung;  denn  nur  in  der  Reihe  der 
(frenzorte  konnte  der  Zubehör  der  Städte  zweifelhaft  sein:  und 
so  hat  sich  denn  auch  das  Protokoll  einer  Verhandlung  aus 
dem  Jahre  7fi0  über  die  Grenzen  Tödis  gegen  Spoleto  und 
Bevagna  und  Perugias  gegen  Assisi  erhalten.''^')  Die  genaue 


'*")  l’aul  sagt  in  einem  amieren  Uriel'e  iKjip.  III.  qitcmiul- 

moilum  in  i>rai'»rnlin  ininttUHin  rcstrurnni  cunslitil  cum  Desideriu Lnmjohar- 
darum  reijc.  u(  nmirwi  Homnnorum  juKtilitiH  e-c  omnihuH  Lunyidnirdorum 
cicitadhu»  idrnim  iirimilux  reriiiiuncmm  el  Ha  \>uHtmadum  ad  cicem  e.c 
vmnihuM  nustriH  ripilaliliu)i  in  inlcj/ru  Lanijuhardin  feciwemuis  jmtitia»  — 
freti  in  hxtjuxcemudi  rjxui  iiullirilatiune,  (/uam  in  iiracncnlia  jiraedirtaruut 
mimuum  reiitrorum  f-jhiliuit,  iwutruH  minioit  dire:timu!<  ad  rasdem  reri/iiendas 
faciendaxiiue  juxtiHau.  Ijnxe  rcru,  cariaH  adhihenn  uccanianum  cergutiax, 
neiixiai/uam  nohin  i>rimilun,  ut  rmuditH,  idrnariaH  de  nmnibiut  xuix  cirdatihus 
facerc  nduit,  fjuax  ejn/uirimux^  juxlitiax  ei  itn  demum  xxiax  in  inlex/ro  ex 
omnilixix  naxlrix  cirilatihux  retridxxe;  xed  ximjHlaiim  lanlummudo  de  uint 
cirilate  facere  et  de  alia  rccijiere  maluit,  valenx  pro  lax-  dilationem  inferre, 
ne  fiarx  nuxlra  Hiimanurum  prapriam  cunxequalur  Juxhliam.  Kt  ecce  nuxtri 
mixxt  nihil  inpetrantex  ad  nux  xine  effectu  rcrerxi  xunt.  In  der  Ausgaba 
habe  ich  bemerkt  (ii.  1\  dass  dieser  Vertrag  von  dem  p.  510.  520  er- 
wähnten verschieden  zu  sein  scheine,  halte  aber  nunmehr  dafür,  dass  er, 
an  zweiter  .Stelle  nur  genauer  ausgefiihrt,  sehr  wohl  mit  jenem  zu  ver- 
einen ist. 

Ihnen  würden  theoretisch  Domänen  des  Dangobardeu-Königs  in 
dem  päpstlichen  Bereich  entsprechen,  welche  es  indes.sen  nach  der  noch  zu 
erörternden  Hechtsstellung  dieses  Bereichs  nicht  geben  kann.  Kinfluss  hat 
Desiderius  auch  in  päpstlichen  Städten,  wie  in  Kom,  wo  er  (,'onstantin  II. 
beseitigen  half  und  durch  l’aul  Atiarta  .Stephan  III.  in  der  letzten  Zeit 
beherrschte,  so  auch  in  Bavenua  besessen;  der  ira  Kinverständni.ss  mit  ihm 
aufgeworfene  Erzbi-schof  Michael  vermochte  sich  ein  ganzes  .Tahr  dem  dritten 
Stephan  zum  Trotz  zu  behaupten  (Liber  pont.  I.  477;  vgl.  Epp.  III.  02Ii7_üo). 

'■*')  Troya,  Cod.  dpi.  Longobardo  V,  73  N.  741. 


■V 


Digilized  by  Google 


47 


Scheidung  der  beiderseitigen  Gebietstheile  war  notliwendig,  um 
den  UebergrifFen  der  Langobarden wie  den  übertriebenen 
Beschwerden  des  Papstes eiu  Ziel  zu  setzen : und  nachdem 
gelegentliche  Austräge  sich  doch  nur  als  Nothbehelf  erwiesen 
hatten,'^"*)  kam  man  auf  das  früher  von  Desiderius  vorgeschlagene 
Verfahren  zurück,  indem  man  die  beiderseitigen  Ansprüche 
innerhalb  grösserer  Gebietstheile  Stadt  für  Stadt  zum  Ausgleich 
brachte:  Papst  Paul  berichtete  in  einem  Briefe,  welcher  in  der 
zweijährigen  Frist  von  Ende  764  bis  Ende  766  entstanden  ist, 
an  Pippin,  dass  in  Benevent  und  Toscana  die  Regelung  durch- 
geführt, im  Herzogthum  Spoleto  im  Gange  sei  und  hier  ein 
baldiges  Ende  erwarten  lasse; und  Stephan  IIL,  welcher 
769  oder  770  Karl  und  Karlmann  ein  Verzeichniss  der  noch 
ausstehendeu  Gerechtsame  überreicht  hatte,'”)  erklärte  dem 


Paul  beruft  »icli  der  AblcUfjnuuf;  des  Desiderius  gegenüber  auf 
das  Zeuguiss  fränkischer  Gesandten,  dass  die  Langobarden  in  Sinigaglia 
und  in  dem  campanischen  Valentis  „wie  die  Heiden  gebanst  haben“ 
(Epp.  III,  023*9— a24ij). 

'“)  Pippin  musste  den  Papst  ermahnen,  Frieden  mit  dem  Langobarden- 
Künig  zu  halten,  wie  Paul  sagt  (Epp.  III,  551«),  quatenm  in  pneis  lUlectioiie 
rum  Desiderio  Latiqobardorutn  rege  conrersare  ntudeamus. 

'“)  Wir  hören  z.  B.  von  einer  Verhandlung  zwischen  Langobarden 
und  den  Einwohneni  der  Fünf-Städte  über  die  Rückgabe  entfremdeter  Vieh- 
heerden  (Epp.  III,  54Iss— ss:  Praelnfi  ilenique  missi  resfri  in  iwstri  iirne- 

»enlia  cum  Lntigohardorum  mUeis  nec  nun  et  l‘entiii>ulensium  ac  xitujuUirum 
mmtramm  civitntum  homiiiibiin  adsietentes,  cmii>rohatio  coram  eis  facta  est 
de  habitis  inier  uirnsque  partes  aliqxeibus  justiliis,  ridelicet  de  peculiis  inter 
partes  restilutis)  und  zugleich  von  einer  andern  erst  in  Aussicht  genommenen 
über  Stadtgemarkungen  und  Patrimonien  (Epp.  III,  .541  n — 5423;  h(  nostri 
ac  singubtrum  iiostruruai  cicitatum  missi  ad  Dcsideriitm  LangobanUtrum 
regem  rum  restris  prngreiti  debeaiit  missis,  uf  in  eurum  atque  praedicti  regis 
\>raeseutia  pro  cisdem  ßnibus  ac  pnfrimoniis  cumjirobatio  fiat  nuhisque  omnia 
juxtn  paeti  seriem  restituantur). 

Epp.  III.  54Us7-4i:  de  partihus  lienerentanis  atque  Tusranensibus 
et  fecimus  et  ad  cirem  nostras  recepimwi;  nam  et  ile  ducalu  Spoletinu,  nostris 
eel  Lnngobarilurum  missis  illuc  adhuc  cj;istenles,  ex  parte  Justitias  fecimus 
ac  recepimmi  seti  et  reliquas,  quae  remaaserunt,  modis  umnibiis  plenissime 
inter  partes  facere  stiulent. 

>“)  Der  Papst  bittet  um  Wiederboischaffung  der  vollständigen  Ge- 
rechtsame secundum  capitulnre,  qxwd  eubis  per  praesentes  cestros  fiilelissimos 
missus  direximus  (Epp.  III,  55034). 


Digitized  by  Google 


48 


Franken-König  Karl,  dass  eine  mit  der  Beischatfuiig  der  päpst- 
lichen Patrimonien  im  Benevcntanischen  betraute  fränkische 
Gesandtschaft  sich  ihres  Auftrags  zu  seiner  höchsten  Zufrieden- 
heit entledigt  habe,'''*)  und  bekannte  schliesslich,  dass  er  alle 
Gerechtsame  des  heiligen  Petrus  von  Desiderius  durchaus  voll- 
ständig und  unverkürzt  erhalten  habe.'’’") 

Also:  obgleich  die  hochtönenden  'Worte,  mit  welchen 

Stephan  II.  die  Erweiterung  des  päpstlicheu  Bereichs  um  neue 
Städte  und  Landschaften  bei  Pippin  beantragt  hatte,  in  den 
Bitten  und  Beschwerden  der  folgenden  Päpste  Paul  I., 
Constantin  II.  und  Stephan  III.  nicht  verschwinden,''’*)  sind  sie 
doch  in  ihrem  Inhalt  bescheidener  geworden:  sie  haben  seit 


Der  um  seiner  Ijeistungcn  willen  hochgelobte  Bevollmächtigte 
Karls,  }>ro  txxequendis  f aciendinque  Juntiliis  cnt.saii(lt,  ist  in  Rom  einge- 
troffen  und,  wie  Stephan  meldet  (Epp.  UI,  öfltaa)  iliro  parlen  Benecentani 
profertxt»  ent  ihwatus  jrro  reroUiyeiido  illiii  in  parlihun  silum  piitrimoniHm. 

'”)  Stephan  schreibt  im  Jahre  771  an  Karl  (Epp.  III,  567s3):  omiics 
juftiliiis  hftiti  Petri  ab  eo  IDesiderioJ  plfiiius  et  in  inteyro  »ugcepiniu» ; 
Tgl.  Annales  Sancti  Amandi,  Laureshamenses.  Moscllani,  Chron.  Moiss. 
(SS.  I,  13.  30;  XVI,  tyO;  I,  2115}:  et  hoc  anno  [7U)]  ilomna  Berta  fuit  in 
Itnlia  propter  filiam  Deniderii  et  redditae  sunt  eivitate«  plurimae  sancti 
Petri.  Indessen  Wahrscheinlicher  ist,  dass  es  sich  nur  um  ein  Versprechen 
des  Desiderius  handelte,  dass  der  Papst  mithin  der  Furcht  vor  dem  damals 
in  Rom  anwesenden  Langobardeu-König  und  der  Willlährigkeit  gegen 
Bertrada  und  Karl,  der  zur  Zeit  Schwiegersohn  des  Desiderius  war,  seine 
Einsicht  zum  Opfer  brachte;  vgl.  Hadrians  gegen  den  Langoharden-König 
erhobene  Anschuldigung;  er  habe  Stephan  III.  nicht  gehalten,  quae  ei  in 
<vrptis  beati  Petri  jurejurandu  proniisit  jyro  justitiis  sanctae  Itei  ecclesiae 
fiiciendis  (Über  pont.  I,  487ii_i2’  und  die  Zusicherung  der  Gesandten  des 
Desiderius.  quod  eoruin  re-e  et  omneji  Justitias,  quas  antefato  doinnu  Ütepbaiw 
papan  non  fecerat,  eidetn  jtraeripuo  pontipei  et  siiinmo  pasturi  per/k-erel 
(ibidem  p.  4K725.  2s). 

Abgesehen  von  den  schon  angeführten  Stellen  erscheinen  die  ple- 
nariae  Justifiae  bei  Paul  p.  512s.  52iiio,  bei  Stephan  111.  p.  öSHss.  ss,  die 
perfecta  plenariaque  Justitia  bei  Paul  p.  Ö20i2;  dem  entspricht  es,  dass  die 
perfecta  oder  ampliata  oder  amplissima  liberatio,  redemptio,  exaltalio  der 
heiligen  Kirche  Gottes  angestrebt  wird  von  Paul  p.  ölß».  .5202t.  52«ss. 
53528.  54328.  55»9,  von  Constantin  11.  p.  64927,  von  .Stephan  111.  p.  5ii3»s 
oder  pknissima  salus  et  redemptio  von  Paul  p.  ölt'si,  dass  es  sich  für  Paul 
darum  handelt,  die  Kirche  perfedius  Ubera7-e  oder  redimere  p,  52O21.  523i2. 
63Gs2.  54.')ji. 
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(lern  Jahre  7fiO  nur  noch  die  genauere  Feststellung  des  päpst- 
lichen Bereichs  zum  Gegenstände  und  sind  in  dieser  Bedeutung 
mit  dem  allgemeinen  Versprechen  Pippins  auch  nach  des  Königs 
Auffassung  in  Einklang  zu  bringen. 

Hatte  die  Verschwägerung  zwischen  dem  langobardischen 
und  fränkischen  Künigshause,  zu  welcher  Karl  unter  dem 
Einfluss  seiner  Jlutter  Bertrada  trotz  des  Wuthausbruchs 
Stephans  111.*'’")  geschritten  war,  schwer  auf  dem  Papstthum 
gelastet,  so  hob  sich  der  Druck,  als  Karl  seine  langobardische 
Gemahlin  etwa  nach  Jahresfrist  verstiess  und  gleichzeitig 
(771  Dec.  4)  die  Alleinherrschaft  im  Franken-Keiche  überkam 
durch  den  Tod  seines  Bruders  Karlmann,  dessen  Wittwe  sich 
mit  ihren  Sühnen  zu  dem  schwer  beleidigten  Desiderius  begab. 

Dieser  Umschwung  traf  ungefähr  mit  einem  Pajist Wechsel 
zusammen,  welcher  in  Hadrian  I.  einen  klugen  und  entschlossenen 
Oberhirten  znr  Herrschaft  brachte.  Ihn  suchte  Desiderius 
zunächst  durch  Vei-sprechungen  für  sich  zu  gewinnen;  da  aber 
ein  Faustpfand  für  die  Fügsamkeit  des  Papstes  sicherer  zum 
Ziele  zu  führen  schien,  so  besetzte  er  auch  Faenza,  FeiTara, 
C'omacchio  und  andere  päpstliche  Städte,  um  Hadrian  zu  nüthigen, 
angeblich  nur  mit  ihm  zusammenzukommen,  in  Wahrheit  die 
Sühne  Karlmanns  zu  Frankeu-Künigen  zu  salben.  Der  Papst, 
welcher  wider  die  langobardische  Parthei  in  Rom  auf  den 
apostolischen  Stuhl  gelangt  war,  verfügte  dagegen  die  Fest- 
nahme ihres  Führers,  des  auf  dem  Wege  zu  Desiderius  befind- 
lichen Paul  Aflarta  in  Rimini  durch  den  Erzbischof  Leo  von 
Ravenna  und  überlieferte  ihn  damit  dem  Henker,  den  Leo,  wie 
es  heisst,  eigenmächtig  seines  Amtes  walten  liess.*'*')  Da 


''*)  Als  der  Papst  von  der  geplanten  Familienverbinduiig  erfuhr,  eiferte 
er  in  geradezu  unanständiger lVci.se  gegen  solche  .Verrücktheit" : die  Laugo- 
harden  sind  in  seinen  Augen  gar  kein  Volk,  sondern  eine  stinkende  Lügeu- 
hrnt,  welche  unzweifelhaft  den  Aussatz  in  die  Welt  gchracht  habe  und 
einen  Karolinger  nur  verunreinigen  könne  (häin  iksipienlia  . . . nuwl  ve,slru 
/iraeclara  Frum-orutn  (jeim  . . . iHrfiiltie  . . . iic  fur.icnUssimac  Lanijohunlurum 
ytnd  iKiUutilur,  r/uat  in  »umero  i/oiliiim  nrqnaijiuwi  compuUitur,  tlc  citjiis 
HtUione  ct  leprositnim  yrnun  oriri  ttrlum  est : Epp.  III,  öüln— ii;  vgl. 
Neues  Archiv  XVIIl,  eü7  Anin.  i). 

Liber  pont.  I,  4S7 — 4u-2. 

Uuadlaob,  Eoiticbun;  de«  SlrobeostuAte«.  4 
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Desiderius  zuletzt  Rom  selber  bedrohte,  so  wandte  sieh  Hadrian 
an  Kail  unter  Berufung  auf  das  von  ihm  und  seinem  Vater 
abgegebene  Vei'Sinedien  und  bat  um  Hilfe:  und  so  gern  der 
Franken- König,  mit  dem  Kriege  gegen  die  Sachsen  beschäftigt, 
eines  Eingreifens  iiberhob(‘n  gewesen  wäre  — er  bot  dem  I.an- 
gobarden-Köuig  lur  die  vollständige  Befriedigung  der  päpstlichen 
Ansprüche"’’)  14  000  Schillinge  — , musste  er  bei  der  hart- 
näckigen Weigerung  des  Desiderius  mit  Heeresmaclit  nach 
Italien  ziehen  und  mit  Waftengewalt  den  Langobarden-König 
unterwerfen  (774). 

Noch  ehe  Desiderius  dem  anrückenden  fränkischen  Heere 
bei  den  Alpenpässen  entgegentrat,  ergaben  sich  eine  Anzahl 
angesehener  Spoletiner  und  Reatiner  dem  Pajiste,  indeui  sie 
ihm  und  dem  heiligen  Petrus  Treue  schworen  und  sich  zu 
Römern  scheereu  Hessen; "’-)  als  dann  Desiderius  nach  Pavia 
zurückweichen  musste,  gaben  alle  in  die  Heimath  zurückkehrenden 
Siioletiner  dem  Papste  die  Bitte  zu  erkennen,  sie  als  Unter- 
thaneii  des  heiligen  Petrus  anzunehmen, und  Hadrian  will- 
fahrte ihnen  und  bestellte  ihnen  den  Hildebrand  znm  Herzog."^) 


'•")  Der  Itiograph  Hmirians  giebt  an.  dass  sich  die  Konlerung  des 
Papstes  nicht  bloss  auf  die  Zurückstellung  der  besetzten  päpstlichen  Städte, 
sondern  auch  auf  plenaridu  heuti  J’firi  jiistiliitx  bezogen  hat  e i Liber  pont. 
1,  493i6.  85.  4948s). 

Simiitiiii  et  Uratoii,  nliiiiiuiiti  coriit.t  ulilcs  iicrsuHoe,  anleqiiam 
1 teniileriuji  seit  Ijniiyohiii'ilnnim  ejus  eMireiliis  ml  tliisits  jieiyemit,  ilti  ml 
heaium  l'elrum  cwifui/ium  fiuieiiles  jirueitirl»  siiiiiii.isimii  ,l(fri(i«o  iia/iiic  se 
trailiilcniiit  et  in  /iile  ipsius  iiriiieipis  «/i(wto/or«m  ahjiie  praedivH  suuditsimi 
IHjntificis  juraiites,  mure  UnmuHoritm  tomuruti  suiil ; Liber  pont.  I,  4!t.Ö84_87. 

Liber  pont.  I,  49öi.2:  ul  eos  in  serrUio  heuli  Ve.lri  siinHacijuc 

Homanue  ecetesiae  susciiieret  et  more  Hnmanurum  tonsorari  faeeret. 

'**)  I)er  Biograph  Hadrians  setzt  hinzu:  Et  iUt  Den  imnHcnte  prae- 
dictum  dueatum  Spiilitiniim  yeneruliter  suo  certamine  iidein  praecipuus 
puntifex  suh  jure  et  potcjitiite,  hmti  Petri  sulijuyarit  (Liber  pont.  I,  49Us.  s). 
Die  Absicht  hervoi zukehren,  dass  der  Papst  ohne  Zulhun  des  Franken- 
Königs  (s«o  eerlamine)  in  den  Besitz  des  Ilerzogthunis  .Spoleto  gekommen, 
ist  unverkonnlmr  und  wichtig  für  das  Verständniss  der  nachfolgenden 
Entwickelung. 
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Ilireni  Vorgang  lolgton  (iaiiii  iiocli  die  Eiiiwoliiier  von  Fcrmo, 
Osiiiio,  Ancona  und  Cittä  di  Castello."’’) 

Während  die  Belagerung  l’avias  noch  andanertc,  erschien 
der  Franken- König  mit  grossem  Gefolge  zur  höchsten  Ueher- 
raschiing  des  Papstes"*^)  in  Korn,  um  hier  das  Osterfest  des 
Jalires  774  zu  feiern.  Mit  denselben  Einen  empfangen,  welche 
früher  dem  Exarclien  erwiesen  zu  werden  idlegten,  bat  Karl 
den  Papst,  die  Stadt  zur  Verriclitung  seiner  Gebete  betreten 
zu  dürfen,  und  nachdem  er  ihn  am  Grabe  des  heiligen  Petrus 
seiner  dienstwilligen  Gesinnung  versichert  und  von  ihm  eine 
entsjtrechende  Versicherung  emplangen  hatte,’**')  betrat  er  Rom 
und  erneuerte  dann  iu  der  Peterskirche  auf  die  Bitte  Hadrians 
die  Versprechungsurkuude,  welche  einst  Pippin  in  Ouierzy  liatte 
ausstellen  lassen. '*’'‘) 


Stil  et  omiieH  luüiHiitwres  luiu  Uiu-iilux  h'irmaiii,  Au-ciiKtini  et  Aii- 
eonitutti  simulntte  et  tii’  eii^telto  yiUeittitts,  et  dum  ti  rluste  LattyohariturHiH 
fuijieiiten  rererxi  sunt,  iid  j/riiel'iiluin  nuiirtieHimum  jioiiti/ieem  euncurreutes,  ejuD 
»c  Ur  hedtiluiliiii  tnulidcriiiit,  inttentituijue  utii-rumviito  in  fide  et  nereitio  betUi 
Petri  atijue  ejtie  ruurii,  imtefati  tdmifici  Adriani  ptipiie.  siureesornutf/ue 
puidi/ieuui  tiileliter  pernutMuroe,  more  Rnmanonmi  Umeurati  sunt'.  Liber  poiit. 
I,  406  9 — 13. 

"**}  Miidriaii  war,  wie  sein  itioijrapb  sagt  (Liber  pont.  I,  406*^  , tjiiud 
sic  repente  ipse  Franeornin  udrenissel  re^c,  in  maijno  stupore  et  iMusi  dediirtns. 

Das  ist  das  Wesen  des  recbtlieb  iiocb  niebt  fassbaren  .Liebes- 
und  Freundscbaftsliundes".  wele.beii  Pippin  mit  dem  Nachfolger  Petri  — 
wabrsebeiulieb  als  tirnndvertrag  sebou  mit  Zaebarias:  s.  unten  — ge- 
scblossen  batte  und  Karl  nur  erneuerte;  als  dieser  später  Leu  111.  gegen- 
über den  Liebe.s-  und  Freund.sebaftsbund  genauer  präcisirte  (s.  untenj,  war 
er  offenbar  nicht  uubecinllusst  von  der  Knlwickelung,  welche  inzwischen  das 
Kechtsverbältniss  des  Papstthnms  zum  fränkischen  Königthum  durchlaufen 
batte.  — Dass  die  Zusicherung  Karls  771  eine  eilliebu  gewesen  sei,  wie 
mau  nach  den  Worten  des  Jlndrian-liiugrapben  aunebmen  muss  (seseque 
miituv  fH-r  sacramr.ntam  munientes:  Liber  pont.  I,  40724),  bestreitet  Martens 
(Beleuchtung  der  neuesten  Coutroverseu  S.  -JO.  21^  mit  Hecht;  denn  au 
allen  Stellen,  wo  Hadrian  auf  diese  Zusicherung  zu  sprechen  kommt,  ist 
nirgends  von  einem  Schwur  die  Hede. 

"'■j  S.  oben  .\nm.  121.  Hadrian  kommt  dem  Wortlaut  der  Yer- 
sprechungsurkunde  am  nächsten,  als  er  ausgangs  775  Karl  au  seine  in  Kom 
774  abgegebene  Erklärung  erinnert,  dass  er  mit  seinem  Heere  so  viel 
.Mühsal  nur  erduldet  habe  pru  juxtitiis  benti  J'etrl  e.ciqendis  et  ecnltnlinnr 
sunctae  Ijci  ccclesiae  perlicieinUi  et  iwstrnin  securitatein  ampliare  eertanles 
(Epp.  111,  Ö«l25_27). 
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Es  hätte  ohne  Frage  am  nächsten  gelegen,  statt  der  Ver- 
sprechungsurkunde Pippins  die  nach  dem  zweiten  Paveser 
Frieden  ausgefertigte  Schenkungsurkunde  zu  bestätigen  und 
zu  dem  darin  verbrieften  päpstlichen  Besitzstände  diejenigen 
Städte  und  Landschaften  hinzuzufügen,  um  welche  er  sich 
seitdem  vermehrt  hatte,  wie  Spoleto  u.  s.  w.,  wofern  Karl  sie 
als  rechtmässig  erworben  anerkannte:  aber  einerseits  war  der 
Franken-König  offenbar  nicht  geneigt,  bei  der  Kürze  seines 
Aufenthaltes  in  Rom  sich  darüber  in  Untersuchungen  einzulassen, 
andererseits  war  dem  Papste  das  allgemeine  Versprechen 
Pippins,  die  Römische  Kirche  zu  vertheidigen  und  die  Gerecht- 
same des  seligen  Petrus  wiederbeizuschaffen,  werthvoller  als 
eine  bestimmte  und  beschränkte  Schenkung,  weil  ihm  damit  die 
bisherigen  Nenerwerbungen  nicht  aberkannt  und  weitere  nicht 
abgeschnitten  wurden“*');  solange  die  eigene  Auffassung  des 
Königs  wie  des  Papstes  unerörtert  blieb  — und  eine  uner- 
quickliche Auseinandersetzung  veiuiied  man  in  der  österlichen 
Festwoche  ohne  Zweifel  mit  Absicht  — , war  es  also  damals 
beiden  Theilen  am  genehmsten,  dass  Karl  die  Versprechungs- 
urkunde Pippins  bestätigte  und  die  Ausführung  sich  für  sjiätere 
Zeit  vorbehielt. 

Die  Römische  Auffassung  vertritt  der  Biograph  Hadrians, 
indem  er  berichtet:  „Karl  gewährte  dem  heiligen  Petrus  die- 
selben Städte  und  Landschaften  [wie  Pip|iin]  und  gelobte  sie 
dem  genannten  Papst  zu  übergeben  mittels  einer  bestimmten 
Grenzlinie,  wie  sie  ausweislich  der  Schenkung  verläuft  und  in 
sich  begreift  von  Lnni  einschliesslich  der  Insel  Corsica  nach 
Sarzana,  dann  nach  dem  Lacisa-Pass  bez.  Berceto,  hierauf 
Parma,  Reggio,  ilantua  und  Monselice  und  zugleich  auch  den 
ganzen  Exarchat  von  Ravenna,  wie  er  seit  Alters  war;  ferner 


Die  Besorgiiiss  Haiiriioia,  das»  der  Frauken-Küiiig  den  im  Zu- 
saiiiinenbrucli  de»  lauigobardeu-Keiclie»  so  ergieliigen  Fisebzug  l'etri  ver- 
eiteln und  sofort  den  Krtrag,  vor  allem  das  Jlerzoglliiiui  Spoleto,  au  sich 
uehmcu  kümite,  spricht  deutlich  au»  Jeu  schon  ungezogeueu  Worten,  mit 
welchen  der  überraschte  Papst  von  dem  Biographen  bezeichnet  wird:  in 
UMijno  fliipurc  el  tUdiict us 
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die  Provinzen  Venetien  und  Istrien;  endlich  das  gcsamnife 
Herzogtliimi  Spoleto  und  Benevenl 


'■")  Corulus  . . . cuncensil  ea/tdetii  ciritair.t  ei  terrilnriii  hmio  1‘eiro  eaxqut 
prttefaio  pouli/ici  coxtrmli  spoiHmiUt  jter  iltnii/milum  cmiliniiim,  sicut  in  eailem 
ihmationem  coiilinere  monslrtilur,  iJ  est  « Luiiit  cum  inuula  ihrsica,  deimk  in 
Siiriaiio,  ileimle  in  monte  JUinlone  id  eul  in  Vcrcilu,  deimte  in  1‘anmi,  ikinde 
in  lieqio  el  exinde  in  atiiiie  Monte  SiUciu  simulquc  et 

exurchutum  Ilovcnnwdiiini,  »icut  antiijuilue  erat,  atque  pnpcincias  Venctiarum 
et  htria,  menon  el  eitnclnui  diicalum  Spolilinuni  neu  ßenerentanum : Liber 
pOUt.  I,  49Si7— 22. 

Ob  dieses  nmfassende  und  bestimmte  Scbeiikimgaversprechen  Karls 
eclit  ist  oder  nicht,  das  i.st  die  Cardinalfrage  in  dem  .Streit  über  die 
Schenkungen  der  Karolinger  an  die  Päpste;  denn  da  Karl  im  Falle  der 
Echtheit  die  Urkunde  seines  Vaters  lediglich  bestätigt  hat,  so  hat  schon 
Pippin  dasselbe  umfassende  und  bestimmte  Versprechen  abgegeben  und  in 
den  Zuwendungen  aus  Anlass  des  ersten  und  zweiten  Paveser  Friedens  und 
der  Thronbesteigung  des  Desiderius  nur  Abschlagszahlungen  geleistet  unge- 
achtet seines  eidlichen  und  urkundlichen  Versprechens,  obgleich  er  das 
Ganze  zu  leisten  imstande  war;  dann  sind  aber  auch  alle  ungefähr  gleich- 
zeitigen Nachrichten,  welche  die  Allgemeinheit  des  urkundlichen  Versprechens 
bezeugen,  in  ihrer  Allgemeinheit  fehlerhaft  und  werden  berichtigt  durch  die 
Angabe  des  unzweifelhaft  partheilichen  Biographen  Hadrians,  welche  erst 
zwanzig  Jahie  nach  der  Urkunde  Pippins  entstanden  ist.  Aber,  von  diesen 
schwerwiegenden,  methodischen  Bedenken  ganz  zu  gc.schweigen,  man  braucht 
nur  vorausznsetzcn,  dass  Pippin  und  Karl,  wie  herrschsücbtig  sie  immer 
gewesen  sein  mügen.  nicht  ruchlos  mit  ihren  di‘m  heiligen  Petrus  geleisteten 
Eiden  gespielt  haben,  und  man  kann  nicht  umhin,  sich  gegen  die  Echtheit 
der  Angabe  des  Hadrian- Biographen  zu  entscheiden;  denn  nach  ihm  (Liber 
pont.  I,  4«82s)  bat  auch  Karl  sub  terribik  nacramenfo  zur  Ausführung  seines 
umfassenden  und  bestimmten  Sclienkuugsversprecbens  sich  verpflichtet,  und 
dennoch  ist  des  Königs  ganzes  Verfahren  gegen  Hadrian  bis  zum  Jahre 
777.  778,  wie  noch  darzulegen  ist,  ein  Hohn  auf  diese  beeidigte  Verheissung. 
So  hat  denn  auch,  nachdem  Ficker  18ii‘J  in  seinen  „For.schungcn  zur  Keiebs- 
und  Rechtsgeschichte  Italiens“  I[.  330—350  die  Vertrauenswürdigkeit  des 
Biographen  zu  rechtfertigen  versucht  hatte,  die  deutsche  Geschichtsforschung 
unter  Führung  Heinrich  v.  Sjbels  seit  1880  („Oie  .Schenkungen  der  Karo- 
linger an  die  Päpste“,  Abdruck  aus  der  .Historischen  Zeitschrift*  in  von 
.Sybels  .Kleine  historische  Schriften“  III,  ü5  tf.)  die  Nachricht  über  Karls 
.Schenkuugsversprechen  als  gefälscht  oder  doch  als  verfälscht  augeseheu,  bis 
kürzlich  (1893)  Paul  Kehr  in  dem  Aufsatz  .Die  sogenannte  Karolingische 
.Schenkung  von  774*  (Historische  Zeitschrift  LXX,  385 — 441)  die  Echtheit 
verfochten  und  damit  fast  allgemein  Anklang  gefunden  hat  (s.  oben  Amu.  4). 
Ulme  auf  die  ältere  Litleratur  nuders  als  gelegentlich  eingeheu  zu  küimeu, 
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So  wenig  coac  in  die  Ausdnick.sweiso  ist,  der  rinfang  der 
liäiistliclien  Ansprttc.he  wird  docli  klar,  und  ihre  ini  (irnnde 
einlieitliche  Unterlage  kann  nicht  verkannt  worden. 


glaube  ich  hier  wenigstens  in  Kürze  meinen  Standpunkt  zu  der  neuesten 
Wendung  kennzeichnen  zu  sollen. 

Kehr  hat  aufs  neue  bewiesen,  was  vor  ihm  schon  Schefter-lloichorst 
(Mittheilungen  des  Instituts  für  österreichische  Oesrhichtsforsclmng  V, 
19s — 200}  gezeigt  und  auch  Diichesne  (Liber  poiit.  1 p.  Ct'XXXVI)  au.s- 
gesprochcn  hat,  dass  die  fragliche  .Stelle  der  Vita  Hadriani  wirklich  iin 
Jahre  774  uieUergeschriehen  ist.  .\her  damit  ist  noch  keiueswegs  erwiesen, 
dass  Karl  in  der  That  versprochen  hat,  was  der  liiograph  Hadrians  damals 
uicderschrieh;  Kehr  selber  gieüt  ja  zu  S.  429):  „Es  ist  immerhin  denkbar, 
dass  der  Autor  die  wahre  Pippiniscli-Karolinischo  l'roiuissio  unterschlug 
und  an  ihre  Stelle  eine  Fälschung  unterschob,  oder  dass  er  ebenso  wie  Karl 
selbst  durch  ein  keckes  Falsilicat  aus  der  Zeit  Stephans  If.  . . . getäuscht 
wurde"  — den  zweiten  Uedankcn  hat  .Vdoir  Schaube  aufgegriffeu  und  in  der 
Historischen  Zeitschrift  LXXII.  19H — 212  weiter  ausgesponneu,  um  zu  einer, 
wie  jetzt  allgemein  anerkannt  .sein  dürfte  (vgl.  Dove  S.  19.1  und  Sackur 
S.  88«),  unannehmbaren  „Verständigung  über  das  Schenkungsversprechen 
von  (^uierzy  und  Rom“  zu  gelangen  — ; Kehr  bezeichnet  freilich  sogleich 
die  angedeutete  Möglichkeit  als  „unwahrscheinlich“,  und  da  ja  Hadrian  den 
Franken-König  775  daran  erinnert,  dass  er  das  Herzogthum  Spoleto  per- 
sönlich (774)  dem' heiligen  Petrus  dargebracbt  habe,  da  ferner  das  Ver- 
sprechen Pippins  auch  noch  andere  Landschaften  zu  umfassen  scheint,  da 
endlich  die  Rriefe  Hadrians  an  Karl  aus  den  Jahren  774  bis  770  von  „Vor- 
würfen und  Klagen“  erfüllt  sind,  so  entscheidet  er  sich  nicht  bloss  für  die 
Echtheit  des  von  Karl  771  in  Rom  beurkundeten  Versprccbeu.s,  wie  es  von 
dem  Iliographen  Hadrians  überliefert  wird,  sondern  auch  für  den  gleichen 
Wortlaut  der  damit  nur  bestätigten  I rkunde  Pippins,  welche  er  nach  dem 
Vorgänge  Duchesnes  (Liber  pont.  I p.  (.'(J.XLIl)  als  „Eventualversprechen“, 
Jas  I,angobarden-Reich  durch  die  aufgenommeue  Grenzlinie  zwisclieu  Frankeu- 
Künig  und  Papst  zu  theilen,  charakterisirt. 

Diese  Anschauung  schätzt  Pippin  uml  Karl  doidi  recht  niedrig  ein; 
denn  es  heisst  nicht  klug,  geschweige  denn  staatsinännisch  vertahren,  das 
Fell  des  Bären  schon  zu  theileu,  ehe  er  erlegt  ist;  und  ganz  unwahr- 
scheinlich ist  ausserdem  die  .-Viiualime.  dass  bereits  Pippin  die  .Vufhebung 
des  langobardischen  Königreichs  ins  ,\uge  gefasst  haben  soll;  so  sehr  schon 
solche  allgemeinen  reberlegungen  gegen  die  .'scblnssfolgerung  Kehrs  sich 
wenden,  sie  wird  im  einzelnen  durch  eine  Kritik  seiner  Beweisgründe 
vereitelt. 

Wäre  die  von  Kehr  gar  nicht  erklärte  Grenzlinie  politischer  Art  — 
Sackur  hat  sie  allerdings  als  solche  nacbzuweisen  gesucht,  aber  von 
Kehr  (Göttingische  gelehrte  Anzeigen  l«9ö  I.  09t — 7101  eine  sachlich  be- 
gründete Zurückweisung  erfahren  — , so  liesse  sich  der  Theilungsplan  immer 
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Auf  Benevfiit  hatte  einst  sclioii  Stei>han  II.  be^elirlielie 
Blicke  gerichtet,  imleni  er  bei  dem  Kmporkonimen  des  Desideriiis 


noch  hören;  sie  ist  nl'er,  wie  oben  ilargethan  wird,  einzig  ans  der  kirch- 
lichen Verfassnng  Italiens  zu  begreifen,  nnd  das  deutet  doch  schon  darauf 
hin,  dass  sic  und  damit  der  ganze  Theilungsplan  in  der  Römischen  Curie 
ohne  Zuthun  der  fränkischen  Könige  ausgeheckt  worden  ist. 

Wenn  dann  Kehr  behauptet  ,S.  440);  .Wer  die  Correspondenz  Hadrians 
nach  dein  Juni  774  aufmerksam  liest,  wird  aus  Karls  Verhalten  leicht  eine 
Mischung  von  Feindseligkeit  nnd  schlechtem  Gewissen  gegen  den  Papst 
heranslesen" : welch  einen  unheimlichen  Scharfldick  zeigt  er  da,  das  aus  den 
nicht  vorhandenen  Itriefen  Karls  herauszulesen;  denn  es  sind  uns  doch 
nur  die  Scbriffstricke  der  Gegenparthei  erbnlten' 

l'iid  die  An.spriiclie  Hadrians  auf  Spoleto  und  auf  andere  Lande 
Italiens  als  die  von  Pippin  750  und  757  geschenkten  lassen  sich,  wie  oben 
geschehen,  durch  .eine  die  gesammte  I'eberliefernng  noch  einmal  prüfende 
Erwägung“,  welche  Kehr  selber  {S.  420)  für  eutscheideml  hält,  aber  gleich- 
wohl nicht  angesielir  hat.  in  dem  Maasse  als  der  Curie  nahe  liegend  er- 
klären, dass  sie  nach  der  Beseitigung  des  Desideriiis  und  seines  Hauses 
i’m  Jahre  774  in  einem  Programm  zusammengefasst  wurden:  nicht  anders 
nämlich  kam,  da  die  Ansprüche  der  Curie  nicht  rechtlich  begründet  waren, 
der  in  der  Biographie  Hadrians  angegebene  Inhalt  der  Versprechungsurkunde 
Karls  bezeichnet  worden, 

Die  Stelle  ist  also  nach  meiner  Auffassung  objectiv  allerdings  eine 
Fähsebung,  insofern  der  Bericht  des  Biographen  sich  nicht  mi.  dem  deckt,  was 
Karl  in  seiner  l’rkunde  wirklich  versprochen  hat.  sondern  ohne  weiteres  angiebt, 
in  welcher  Weise  man  in  Rom  Karls  Versprechen  auszudeuten  und  auszu- 
beuten  sich  veranlasst  sah,  aber  subjectiv  jedenfalls  nicht  in  dem  Grade,  dass  die 
.Stelle  bez.  die  mit  ihr  übereinstimmende  l'rknnde.  wie  Kehr  (S.  42s)  sich  das 
nur  denken  könnte,  .angefertigt  wäre  in  der  .Absicht,  dem  König  Karl  im  April 
774  vorgelegt  zu  werden“,  sondern  höchstens  in  der  Absicht,  das  Urtheil 
der  Xachwelt  in  einem  der  Curie  günstigen  Sinne  zu  heeintlussen  — vgl. 
das  Urtheil  Weilands  (Zeitschrift  für  Kirchenreebt  XVII,  .ss.'i),  .dass  die 
Tendenz  des  Berichtes,  wie  er  jetzt  in  der  Vita  Hadriani  vorliegt,  die  war, 
die  territoriale  Politik  Hadrians  und  seiner  nächsten  Vorgänger  den 
kommenden  Geschlechtern  aufzubewahren* : — ich  halte  mithin,  um  in  dem 
Sprachgebrauch  des  Strafrechts  zu  reden,  dolus  mir  als  dolus  eveutualis  für 
vorliegend. 

Während  meine  .Ansicht  auch  der  Curie  gerecht  wird,  bemühen  sich 
die  Vertreter  der  Gegenansicht,  Diichesne.  Kehr  und  Sackur,  vergebens,  die 
fräiikiscben  Könige  von  ihrem  Eidbruch  zu  reinigen.  Diichesne  spricht 
(p.  CCXLl)  davon,  dass  der  gewissenhafte  Karl  nicht  etwa  seinen  .Schwur 
verletzt,  sondern  mir  die  EiTüllung  seines  Versprechens  hinausgescliobeii 
habe,  bis  der  Papst  selber  einsah,  dass  eine  beschränkte  .Ailstührung  des 
Versprechens  besser  sei  als  die  umfassende;  Kehr,  welcher  (S.  4:41  l den 
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dem  Franken-König  anzeigte,  dass  alle  Beneventaner  sich  iliin 
mittelbar  durch  den  Papst  zu  commendiren  wünschten ; da  aber 
Pippin  diesem  Wunsche  kein  Gehör  gegeben  zu  haben  scheint,*'*) 
so  bleibt  für  ßenevent  nur  die  Metroimlitangewalt  Roms  als 
Grundlage  des  päpstlichen  Anspruchs  zur  Zeit  Hadrians  anzu- 
nehmen übrig. 

Anders  verhält  es  sich  mit  Spoleto.  Nachdem  schon 
Stephan  II.  das  Herzogthum,  welches  sich  gleichfalls  aus 
Suffragansprengeln  Roms  zusammensetzte,  kurze  Zeit  als  unter- 
thäniges  Gebiet  beherrscht  hatte,*'-)  glaubte  es  Hadrian  aus 
eigener  Kraft  dem  weltlichen  Machtbereich  des  heiligen  Petrus 


Satz  aufatellt,  «lass  mit  dem  von  ihm  sohcnannten  „Eventualversprechen“ 
Pippiu  sich  noch  nicht  zu  den  die  Theilung  des  Langobarden  lteichs  be- 
gründenden Eroberungen  verpflichtet  habe,  unterscheidet  .sehr  fein  angesichts 
der  Thatsache,  dass  Karl  wenige  Wochen,  nachdem  er  Koni  verlassen,  sich 
zum  König  der  Langobarden  und  damit  zum  Kecbtsnachfoiger  des  nationalen 
Herrschers  machte,  (S.  43a.  440):  „Es  war  nicht  eigentlich  ein  Bruch  des 
Versprechens  von  Quierzy,  aber  thatsächlich  kam  es  doch  darauf  hinaus“ ; 
und  Sackur,  welcher  nach  der  Beseitigung  des  Desiderius  „den  politisch- 
langobardischen  Gedanken“  in  Karl  plötzlich  ühermächtig  werden  lässt, 
erklärt  gar  hezUglich  der  Eidesleistung  Karls  (S.  420):  „Das  alles  hat 
keinen  grösseren  Werth  als  den  einer  formalen  Cercmonio  gehabt  . . . . 
Wenn  Karl  der  Grosse  auch  in  noch  so  feierlicher  Form  das  Versprechen 
des  Vaters  bekräftigte,  so  folgte  noch  nicht,  dass  er  selbst  es  zur  Aus- 
führung brachte,  wenn  die  politische  Lage  es  nicht  erlaubte  oder 
es  ihm  unbequem  war“.  Kein  Zeitgenosse  hat  Karl  ins  Herz  si'hauen 
können,  geschweige  denn  dass  ein  Bericht  Uber  einen  solchen  Flinblick  über- 
liefert wäre ; aber  soviel  darf  doch,  wie  auch  z.  B.  Weiland  (Zeitschrift  für 
Kirchenrecht  XVII.  37»)  urtheilt,  als  wahrscheinlich  gelten,  dass  der  überall 
durchgreifende  Franken-König,  unfähig  den  durch  Verstossung  der  Tochter 
tief  gekränkten  Desiderius  gütlich  zur  Befriedigung  des  Papstes  zu  be- 
stimmen, schou  hei  dem  Flinmarsch  in  Italien  entschlossen  war,  einen  Tod- 
feind zu  stürzen,  dessen  V’orgänger  die  fränkischen  Waffen  zweimal  zum 
Fliuschreiteu  in  Italien  genütbigt  hatte,  und  dass  Karl  mindestens  schon  zu 
Ostern  774  wusste,  welch  ein  .Schicksal  er  dem  Langobarden -König  und 
-Keich  bereiten  wollte,  dessen  völlige  Unterwerfung  damals  nur  noch  eine 
Frage  der  Zeit  war  und  auch  mit  dem  F’all  l’avias  binnen  acht  Wochen 
erfolgte:  — und  in  diesem  Bewusstsein  soll  er  dem  Papste  eine  Schenkung 
zugeschworen  haben,  welche  das  Langobarden-Reich  zu  einem  .Schatten  seiner 
selbst  machte,  den  Siegespreis  fast  völlig  entwerthete?  1 

S.  oben  S.  44. 

S.  oben  S.  43. 


Digilized  by  Google 


zurückgewoniicn  zu  haben'"'):  er  meinte  deshalb,  sich  einer 
Bestätigung  seitens  des  Franken-Königs  um  so  eher  versehen 
zu  dürfen,  als  dieser  ja  nicht  bloss  den  Besitzstand  des  heiligen 
Petrus  gewährleistet,  sondern  auch  die  Wiederbeischaffung  der 
verlorenen  Gerechtsame  vcrheissen  hatte. 

Auch  die  beiden  nordöstlichen  Kirchenprovinzen  Italiens, 
von  welchen  Grado  zu  Anfang  des  achten  Jahrhunderts  die 
noch  byzantinisch  gebliebenen  Gebiete,  die  Halbinsel  Istrien 
und  das  Gebiet  der  Lidi  und  Lagunen,  unter  dem  Namen 


S.  oben  Anm.  104. 

Diese  Meinung  Haiirinns  wird  belegt  durch  seine  775  an  Karl  ge- 
richtete Aeiissening:  el  ipsum  Sjmkfimim  ducntiim  vos  prae^entuliter  vfferuintis 
prutKtori  rettlro  beato  Petro  (Epp.  III.  öSlsi).  welche  ebenso  bestimmt  klingt 
wie  776  die  Uber  (Jittä  di  Castello  und  andere  Erwerbungen:  <iuae  beatu 
Petro  principi  apoetoloram  a regtra  e.cceUenlia  pro  atiimae  regtrue  merceile 
offerUte  giiiil  (p,  6S3ss.  sa).  Wenn  man  jedoch  bedenkt,  dass  auch  Stephan  II. 
und  seine  Xachfolger  die  von  Pippin  gewährleisteten  jii.ititiae  beati  Petri  in 
pUmtrioc  jugtitiac  umzudeuten  versuchten  (s.  oben  Anm.  138)  und  dass  der 
Biograph  Hadrians  dem  Langobarden -König  gegenüber  genau  denselben 
Ton  anschlägt  (s.  oben  Anm,  161),  so  wird  man  über  die  wahre  Bedeutung 
dieser  Aeusserung  nicht  im  Zweifel  sein,  zumal  doch  das  unbestimmte  offerre 
gewählt  ist,  welches  in  Hadrians  Zeit  das  nicht  vollzogene  Schenken  be- 
deutet (vgl.  die  oben  Amu.  121  angeführte  Stelle  p.  579s  und  als  Er- 
läuterung des  auf  Spoleto  bezüglichen  offerre  in  demselben  Brief  die  Bitte 
Hadrians:  iit  nostram  depreeationem  de  praedicta  ufflietioiie  et  praeiiomiiiatum 
.S/joletitiiim  duatlum  eeleriug  effectui  mancipetig:  p.  581s<.  s»)  und  überall 
da,  wo  es  unter  Ausschluss  jedes  Missverständnisses  .schenken"  heissen 
Süll,  verstärkt  wird;  man  beachte  Hadrians  Ausdruck  bezüglich  der  von 
Pippin  geschenkten  Städte  Eaenza,  Ferrara,  Comacchio  u.  s.  w.:  quae  gaiictae 
inemoriae  yenitor  tum  el  tu  ipge  bealo  Petro  eonceasigtis  atque  offeruiatis 
(Epp  III,  h80*.7)  und  genau  entsprechend  die  Wendung  des  Biographen 
Hadrians;  quae  aaiiclae  memoriae  Pippimtg  rex  et  ejus  /ilii  Caruiua  el  Varulo- 
muHiiua  . . , bealo  Petro  concedentes  offeruerunt  (Liber  pout.  I,  4882-«); 
daher  ist  selbst  an  denjenigen  Stellen,  wo  Hadrian  die  Urkunde  Karls  von 
774  tictiv  als  Schenkung  bezeichnet,  doch  immer  angegeben,  dass  es  sich  nur 
um  etwas  versprochenes  handelt:  quae  beato  Petro  . . . jier  tuam  ' donationem' 
offerenda  apopondiati  (Epp.  III,  575i9,  21)  und  quae  beato  Petro 

per  restram  'donationem  offerenda  promiaiatia  adimplere  (p.  57738,3»). 
Dagegen  ist  allerdings  das  einfache  Substantiv  oblatio  in  dem  Sinne  von 
Schenkung  dem  Sprachgebrauch  eines  päpstlichen  Kauzleibeamten,  des  von 
mir  für  die  Zeit  von  etwa  779  bis  791  im  Neuen  Archiv  XVII,  539 — 545 
nachgewiesenen  Dictators  eigeuthüuilich  (s.  weiter  unten). 
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Vcneficn  umfasste,  während  Aquileja  das  langobardiscli  gewordene 
Hinterland,  die  späteie  Mark  Verona  und  Friaul,  unter 
sicli  liatte,  standen  in  kircliliclier  Abliängigkeit  von  Rom 
denn  die  Bischöfe  dieser  Provinzen  wurden  zwar  nicht  in  Rom 
consecrirt,  sondern  von  ihren  eigenen  Metropoliten;  ■''*)  aber  diese 
mussten  bei  der  Palliumverleihung  ohne  Zweifel  dem  Papste 
Unterwürfigkeit  geloben'")  und  beide  waren  gehalten  kraft 
ihres  Gelöbnisses  der  päpstlichen  Entscheidung  über  die  Aus- 
dehnung ihres  Bereiches  sich  zu  fügen und  mit  ihren  Suttra- 
ganen  der  Einberufung  zu  Synoden  nach  Rom  Folge  zu  leisten.’^’*) 
üeberdies  wird  die  Obergewalt  der  Römischen  Kirche  über 
Venetien  und  Istrien'^')  von  dem  Patriarchen  Johannes  von 


Die  eiiisclilägise»  Schriftstücke  habe  ich  unter  ileiii  Titel  .Epistolae 
Laii;;ohar(ficne  collectae“  im  III.  Epistolae-IJaude  p.  öttl  — 71.^  zu.sammen- 
gestellt. 

Gregor  111,  spricht  um  741  zu  licm  l’atriarchcn  Autonimis  von 
Graiio  von  «len  Dischüfeti  qui  miti  tua  nriUnatioiie  roiiKixluiil  fKpp.  III,  70!'ä\ 
um!  Stephan  Jll.  schreitet  auf  die  Klag«*  des  Bischof«  .Johannes  von  Grado 
gegen  die  Bischöfe  Istriens  ein,  welche  unter  dem  Schutz  der  ins  Land  ge- 
drungenen Laiigüharden  sich  der  Consecrationsgewalt  ihres  Patriarchen  ent- 
zogen und  untereinander  die  \Vi«ihe  ertheilt  haben  ^ep.  10.  ‘JO.  21;  p.  7l2»s-ni. 
7 I4is_23.  715s3.  st). 

■“)  Diese  Pflicht  bringt  Gregor  II.  dem  Patriarchen  Serenns  72;)  (vgl. 
ep.  8.  W:  p.  008 — 700)  und  Gregor  111.  dem  Patriarchen  Galistus  von 
Ai|uileja  7;n— 73:i  ,vgl.  ep.  15:  p.  707.  70s)  in  Erinuerang. 

''•')  S.  ep.  8.  y.  14.  ir>:  p.  0U8— 700.  704  — 708.  Die  Giünde,  aus 
welchen  Karl  Kodenbelg  das  mangelhaft  überlieferte  14.  Schriftstück  p.  72:) 
für  unecht  erklärt  nat,  können  nicht  als  zureichend  angesehen  werilen,  vor 
alleni  darum  nicht,  weil  auch  er  den  wesentlichen  luhalt  niclit  beanstanilen 
will.  Dasselbe  gilt  von  Wilhelm  Jlejer,  welcher  in  seinem  Aufsatz  „Die 
Spaltung  des  Patriarchats  Aiiuileja“  (Abhandlungen  der  Königlichen  Gesell- 
schaft der  Wissenschaften  zu  Güttingen,  Phil.-liist.  Klasse,  Xeue  Folge 
Bd.  II.  Nr.  0.  Berlin  isus)  S.  10  ff.  und  31  da«  Schriftstück  hespiuclicn 
hat;  übrigens  hat  W.  Lenel  ^Deutsche  Litteraturzeitung  XIX,  1107.  08) 
seine  von  llejers  abweichende  Auffassung  der  ganzen  Frage  «larzulegen  sich 
Vorbehalten. 

m*)  Vgl.  ep.  13.  14.  17:  p.  7o3— 7oO. 

Während  der  geografihische  Begriff  Istrien  klar  ist,  kann  Venetien 
nicht  auf  den  in  byzantinischer  Gewalt  verbliebenen  Theil  — vermuthlich 
zuletzt  nur  noch  die  Lagunen  der  Stadt  Venedig  allein|,p.  71:132.33'!  — 
beschränkt  werden,  es  muss  auch  das  Venetien  unseres  heutigen  Sprach- 
gebrauchs mit  umfassen. 
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(irado  iiusdrücklioli  anerkannt''*')  nnd  von  den  Päpsten  als  so 
selbstverständlich  betrachtet,'’*-)  dass  schon  Stephan  III.  das 
Schutz versi)iechen  Pippins  nnd  seiner  Söhne  auch  aut  diese 
Lande  erstreckte."*^*) 


IM)  j)er  Patviflrcli  beginnt  sein  .Sebreiben  (ep.  19)  mit  den  Worten; 
,Si  omnen  cupilU  aipitin  nosiro  ignis  exuerhit  omiihijue  rirtiui  noi>(ra  (xlore 
/'urcitiliir  sutn-itiiliit,  Her  sic  iligiie  lauilcs  et  gratias  referre  ruleremus  eff'eclihus 
iipvsiullci  iioslrae  ihminalinnis  de  tot  aguiiihus,  <juae  digiuili  estis  pro  lolius 
populi  coHsoluliom:  voslriiipie  salulc  impendere  (p.  TISi—t):  und  von  der 
stiiicia  Uomaim  ecclcsiti  sagt  er:  qiine  prima  esl  dominira  vastra  (p.  7 132“). 
Die  kircblicbe  llobeit.  welcbe  der  l’apst  übte,  wandelte  sieb,  sobald  die 
byzantinische  Obiigkeit  iiiattgeseUt  war,  mittels  der  Fürsorge,  welche  dem 
fast  lierreiilosen  Lande  von  Korn  aus  gewidmet  wurde,  wie  anderwärts  so 
auch  liier  leicht  in  weltliche  Herrschaft  um. 

'"'h  Auf  Venetieii  und  Istrien  gehen  die  Worte  Gregors  III.  tpiue 
Hostra  sunt  coii/iiiia  (p.  To.'isi)  in  dem  von  Kodenberg  zu  l'nrecht  ange- 
zweifelteu  Schriftstück;  s.  Amu.  175. 

’-'S’)  Dabei  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  Stephan  Ilt.  das 
nicht  .auf  Grund  des  Wortlauts  der  von  Pippin  ausgestellten  Verspreohung.s- 
urkiiudo  thut,  sondern  infolge  einer  Deduction,  ähnlich  derjenigen,  auf  Grund 
welcher  Stephan  II.  einst  die  ihm  von  Desiderius  vorheissenen  Städte  und 
Gebiete  als  .vollständige  Gerechtsame“  St.  Peters  bei  Pippin  in  Anspruch 
genommen  hatte  Ts.  oben  S.  ■13).  Stephan  III.  erklärt  allerdings  dem 
Patriarchen  .lohannes  — wohlgcmerkt  nicht  dem  fränkischen  Könige ! — : 
in  itosiro  pueto  generali,  tpwil  inler  Hnmanos,  Francos  et  Languhardos  dig- 
noscitur  jO'ürenisse.  et  ipsa  restra  Istriaram  pruritieia  eonstat  esse  confirmata  aUpte 
anne.ea  siinnhpte  et  VeneliarHin  prorincia  (p.  71.'>2j_2ä),  und  versichert  weiter: 
ila  fidrtes  haili  I'elri  stnduerunt  ad  serriendum  jurejurando  bcato  Petro 
upostolorum  principi  et  cjns  wnndtiis  ricuriis,  tpti  in  sede  ipsius  aqwstoliea 
Hsque  in  /Inein  seeuli  sessuri  erunt,  in  scriplis  eontulerunt  promissionem,  ul 
sieut  iianc  nuslram  Jtouianorum  prorineiam  et  exarehatum  Harennatium  et 
ipsam  quuquc  restram  procinciam  pari  modo  ah  inimicorum  opjn-essionihus 
semper  drf'rndere  procurent  (p.  71')26_aoI;  aber  in  dem  Paveser  Frieden, 
welcher  mit  dem  parlum  generale  gemeint  ist,  kann  .Aistulph  gemäss  des 
allgemein  gehaltenen  eidlichen  und  urkundlichen  Versprechens  Pippius  nnd 
seiner  Söhne  — wie  zaghaft  ist  auf  sie  mit  der  Bezeichnung  (ideles  saneti 
Petri  hiogedeutet!  — nur  vcrptlichtet  worden  sein,  wie  jede  andere  Eroberung, 
so  auch  Istrien  aufzugeben,  das  in  der  Thal  schon  damals  den  Langobarden 
zur  Beute  gefallen  zu  sein  scheint  (vgl.  die  Nachricht  im  Chronicon  Saler- 
uitanum  c.' Z;  SS.  111,  471,  auf  welche  Sackur  aufmerksam  gemacht  hat: 
J'er  ident  lenipns  Knihicius  Itomanorum  palrieius  sc  Agsttdfo  tradidit  siiuul- 
qite  ('uiuiaeluni  utipie  Ferrarinm  seit  et  Istriani  pugnando  oldinnil);  es  ist  bei 
der  Genauigkeit,  mit  welcher  der  Biograph  Stephans  11.  über  den  ztveitcn 
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Wenn  Rom  die  Provinzen  Grado  und  Aquileja  durch  ihre 
Patriarchen  beherrschte,  so  übte  es  über  die  Provinz  Ravenna 
eine  unmittelbare,  die  einzelnen  Bischöfe  erfassende  Metropolitan- 
gewalt aus;  denn  der  Papst  verpflichtete,  wie  schon  ausgeffihrt 
ist,”^)  jeden  Bischof  nicht  bloss  im  byzantinischen,  sondern  auch 
im  langobardischen  Bereich  bei  der  lediglich  in  Rom  erhält- 
lichen Consecration  durch  drei  Urkunden  und  säumte  gelegentlich 
nicht,  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  zu  seinen  Gunsten  zu  fordern. 
Während  nun  der  Exarchat  und  die  Pentapolis  schon  nach  dem 
ei-sten  Paveser  Frieden  dem  Papste  geschenkt,  seinem  welt- 
lichen Herrschaftsgebiet  angegliedert  waren,  wünschte  man 
nunmehr,  ihm  auch  die  übrigen  Suffragansi)rengel  Ravennas 
hinzugefügt  zu  sehen:  denn  die  vielumstrittene  Grenzlinie  von 
Luni  bis  Monselice  ist  nichts  anderes  als  die  damalige  Nord- 
grenze der  Kirchenprovinz  Ravenna.'**-’) 


Paveser  Frieden  Kericlit  erstattet,  vollkommen  ausgeselilo.saen,  das.s  damals 
schon  Istrien  und  Vcnetieii  dem  Papste  geschenkt  worden  wären.  Hat  es 
sich  aber  als  päpstliche  Tradition  heransgebildef,  Gebiete,  über  welche  Kom 
kirchliche  Gewalt  übte  und  weltliche  gewann,  als  durch  das  Versprechen 
Pippins  und  seiner  Söhne  dem  heiligen  Petrus  gewährleistet  auziiseheii, 
dann  kann  es  auch  nicht  Wunder  nehmen,  dass  Hadrian  das  Herzogthum 
Spoleto  von  Karl  dem  heiligen  Petrus  .dargebracht“  wähnte. 

'**)  S.  oben  S.  4 — ü. 

’*)  J.  E.  Th.  Wiltsch  (Handbuch  der  kirchlichen  Geographie  und 
Statistik  I,  Herlin  1846,  .S.  86.  87)  führt  freilich  unter  den  Suffraganstiihlen 
Uavennas  auch  Piacenza  auf,  welches  durch  die  Grenzlinie  ausgeschlossen 
wird ; aber  die  in  den  Annales  ecclesiastici  abgedmekte  Coustitution 
Valentinians  III.  vom  Jahre  432,  auf  welche  er  sich  dafür  beruft,  wird  von 
Baronius  selber  (Ausgabe  von  Augustin  Theiner  VII.  428--4:lO)  als 
Fälschung  dargethan.  Demgemäss  sagt  denn  auch  Jacob  Xelicr  (Kirchliche 
Geographie  und  Stati.stik  von  Italien,  Spanien,  Portugal  und  Frankreich, 
Uegensburg  1864,  S.  24U,  nachdem  er  S.  8!i  die  falsche  Auffassung  vor- 
getragen': „Den  ersten  bekannten  Bischof  von  Piacenza  treffen  wir  im 
Jahre  381  auf  dem  Concilium  Aiiuilejcnse:  er  stand  unter  .Mailand;  von 
Innocenz  III.  wurde  der  Sitz  der  Metropole  Kavenmi  unterstellt“,  und 
entsprechend  äussert  sich  auch  der  neueste  Geschichtsschreiber  Piacenzas 
F.  Giarelli  (Storia  di  Piacenza  1,  Piacenza  188U,  p.  43.  Die  einzige 
beweiskräftige  ruterschrift  eines  Bischofs  von  Piacenza  vor  dem  Jahre  774, 
welche  ich  habe  ermitteln  können,  ist  die  des  Bischofs  Majorianus  in  der 
4.'il  an  den  Papst  Leo  gerichteten  Epistola  s)-nodica  des  Bischofs  Eusebius 
von  Mailand  (Mausi.  t’oiic.  VI,  ll.’l').  Was  Mantua  betrifft,  das  von  der 
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In  der  hochgespannten  Erwartung  zur  Zeit  der  Abführung 
des  Langobarden- Königs  Desidcrius  und  seiner  Gemahlin  nach 
dem  Franken-Reiche''*“)  glaubte  man  also  in  Rom  von  dem 
Franken  - Könige  eine  Auftheilung  des  Langobarden  - Staates 
zwischen  Karl  und  Hadrian  erhoffen  zu  dürfen,  und  zwar  die 
Umgestaltung  des  mittelbaren  und  unmittelbaren  päpstlichen 
Aletropolitangebietes,  soweit  es  in  den  Händen  der  Langobarden 
gewesen  war  oder  damals  noch  war,"**)  in  einen  weltlichen 
Machtbereich  des  Papstthums;  so  verstand  man  damals  in  Rom 
die  von  dem  Franken-König  gewährleistete  „Beischalfung  der 
Gerechtsame  des  heiligen  Petrus“.''*“) 


Cirenzliuie  zu  Kiivcmia  Bezogen  winl,  »o  ist  es  zwar  ein  Suffraganstuhl  voji 
Afiuileja  geweseu  (vgl.  Xelier  S.  ‘iSti);  e»  ist  indessen  ini  Jahre  "74  noch 
gar  kein  ISisthum,  sondern  wahrscheinlich  erst  im  Jahre  805  dazu  erhoben 
und  dann  zu  Aquüeja  geschlagen  worden ; jedenfalls  spricht  Leo  III.  in 
einem  seiner  liriefe  an  Karl  den  Grossen  (ep.  5:  Jafff,  Hihliothcca  rer. 
Germ.  III,  321)  davon,  dass  bei  seiner  Anwesenheit  in  Aachen  805  die 
Provinz  Aquileja  geordnet  worden  ist  (in  Aquix  paUilio  iiu/jücum  prutridistis 
ik  Aijuil4iiense  ecdaiia,  reliil  una,  tpute  siiitm  aedon  haheret).  Demnach  wird 
der  erste  Bischof,  Georg , von  Gams  (Series  episcoporum  p.  7'.'4)  etwa 
S04— 808  angesetzt. 

"s“)  Damit  schliesst  der  erste  Theil  der  Vita  Iladriani  (Liber  pont.  I, 
49S»g),  und  damit  ist  auch  der  Zeitpunkt  seiner  Abfassung  gegeben,  wie 
Kehr  genauer  ausgefiihrt  hat. 

no)  Beide  Bedingungen  treffen  auch  auf  das  der  Grenzhestimmuug 
angeschlossene  Corsica  zu;  denn  von  dem  Papste  Sisinnius  (708)  überliefert 
sein  Biograph  (Liber  pont.  I,  3.884):  Fecit  tm/em  epmcopitm  in  iiisit/a  Corsica 
umiiu;  und  Dove  hat  in  den  Münchener  Sitzungsberichten  1804  S.  210 
wahrscheinlich  gemacht,  dass  der  Langoüarden-König  Liudprand  die  Insel 
hesetzt  habe. 

'"')  Da  meine  Auffassung  neu  ist,  dass  der  Biograph  Hadrians  nicht 
den  Wortlaut  der  von  Karl  bestätigten  Versprechungsurkunde  Pippins 
angiebt,  soudern  gleich  die  Wünsche  der  Curie  vorträgt  — am  nächsten 
kommt  mir  noch  Weiland,  welcher  (Zeitschrift  für  Kircheurecht  XVII,  325 
[vgl.  XXII,  189])  den  Bericht  charakterisirt  als, den  getreuen  Spiegel  dessen, 
was  Hadrian  und  seine  Umgebung  erstrebt  haben“ ; aber  er  lässt  den  Be- 
richt erst  „nach  dem  Tode  Hadrians“  entstanden  sein  — , so  muss  ich  des 
Binwandes  gewärtig  sein,  dass  ein  Verfahren,  wie  ich  es  dem  Biographen 
Hadrians  zuschreibe,  jedes  Beispiels  ermangele.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall. 
Eine  überaus  werthvolle  Analogie  liefert  die  Flugschrift  eines  österreichischen 
Geistlichen  über  die  Wahl  Lothars  im  Jalire  1125;  denn  unmittelbar  nach 
dem  geschilderten  Hergang  verfasst,  wie  der  Bericht  in  der  Biographie 
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Karl  hatte  eine  ganz  andere  Vorstellung  von  der  Trag- 
weite seines  beurkundeten  Versprechens  und  brachte  sie 
schonungslos  zur  Geltung,  indem  er  Hadrian  zunächst  mit  allen 
übertriebenen  Ansprüchen  kläglich  scheitern  und  obenein  die 
königliche  Ungnade  in  vollem  Maasse  fühlen  Hess. 

Den  Versuch  Hadrians,  die  päpstliche  Jlaeht  über  das  noch 
zuletzt  langübardische  Tuscien  bis  an  die  Nordgrenze  der 
Havennatischen  Kircheniirovinz  auszudehnen,  scheint  Karl  zurück- 
gewiesen zu  haben,  indem  er  die  wahrscheinlich  im  Einver- 
ständniss  mit  dem  Paiiste  stehenden  Bischöfe  von  Pisa,  Lucca 
und  Reggio  aus  ihren  Sprengeln  entfernte.''^) 

Der  Franken-König  war  aber  auch  nicht  gewillt,  die  Er- 
werbungen, welche  Hadrian  beim  Zusammenbruch  des  Lango- 
barden-Reichs  gemacht  hatte,”*")  als  rechtmässige  anzuerkennen : 
er  nöthigte  den  Papst,  den  Herzog  Hildebrand  von  Spoleto  aus 
seinem  Dienst  in  den  fränkischen  zu  entlassen  und  damit  das 
Herzogthum  aufzugeben,””)  und  Hess  dem  Befehlshaber  Raginald 
von  Chiusi  freie  Hand  gegen  das  päpstlich  gewordene  Cittä  di 
Castello,  ohne  auf  die  Beschwerden  Hadrians  zu  hören.”**) 


H.'ulrians,  gieht  sie  niclit  — das  hat  Kmil  Friedherg  in  seinem  Aufsatz 
»Die  Narratio  de  clectione  Lotlmrii“  (Korsdiiingen  zur  deutsclieu  tie- 
scliiclite  VIII.  ".’> — SU)  bewiesen  — Uber  das  ueugcregeltc  Verbiiltniss 
zwischen  Staat  und  Kirche  die  Wahrheit,  die  der  Wirklichkeit  entsprechenden 
l’tlichten  und  Handlungen  Lothars  an,  sondern  die  Wunsche  der  kirchlichen 
1‘arthei,  wie  sie  namentlich  der  Erzbischof  Konrad  von  .Salzburg,  der  .Metro- 
polit des  Verfassers,  vertrat. 

"^1  Wir  hfiren  nur  davon,  dass  Hadrian  im  .\usgang  des  .Jahres  774 
den  Frallken-KUnig  bittet,  iil  ijilsnijm.s  illos,  id  ist  ririlnlis  I'issiinti  srn 
Liiniiiiic  d llt'ilio,  ml  jirojii'iiis  sahs  iilijm:  cichsins  it  jdrlns  lis  iviiimissns 
ahsolrere  jiilifiilis  rovrh'ndiuH  i^p.  570,ii— aa);  da  aber  Karl  schwerlich  wegen 
eines  kirchlichen  Vergehens  gegen  die  Bischöfe  eiugcschritten  ist  und  der 
Papst  sie  in  .Schutz  nimmt,  so  dürfte  der  oben  angenommene  Zusammenhang 
statthaft  sein. 

!S.  oben  S.  .Ml.  .’>l. 

Vgl,  die  beiden  Briefe  Hadrians  N.  .ii>  .77:  p,  .öho — .VSH. 

”*-J  Vgl.  ep.  M:  p.  .'iss.  ÖH4.  .\ls  Karl  77.'i.  770  in  Italien  weilte, 
Uess  er  Kaginald  ungeachtet  der  Beschuldigungen  Hadrians  (p.  :'»e-’.et_3i) 
unbehelligt;  s.  .\bel-Simson,  .lahröncher  I.  24U.  Hie  iinrigeii  pap.stlichen 
Erwerbungen  werden  in  ilen  Briefen  Hadrians  an  Karl  nicht  genannt;  doch 
ist  es  wahrsi'lieinlieh.  ilass  Karl  mit  ihnen  ebenso  verfahren  ist  wie  mit 
Spidetü  uml  thita  <li  Castello. 
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.Th,  Kail  bestätigte  tleiii  Papste  sogar  nicht  einmal  die- 
jenigen Gebiete,  welche  einst  Pippin  der  llöinischcn  Kirche 
urkundlich  übertragen  hatte:  den  Exarchat  von  Ravenna,  sondern 
liess  den  Erzbischof  Leo  von  Ravenna  zu  dem  Beweise  zu, 
dass  sein  Vorgänger  Sergius,  der  Zeitgenosse  Stejdians  II., 
Gewalt  darüber  besessen,'“')  und  sprach  dann  die  Gebiete  in 
einer  berechneten,  Hadrian  auf  das  tiefste  kränkenden'“')  Frei- 
gebigkeit dem  Erzbischof  zu,'“’)  welcher  sie  bis  zu  seinem  Tode 
(777  Februar  14.)  inne  gehabt  hat. 

Dazu  kam,  dass  der  König  dem  brennenden  Verlangen 
Hadrians  gegenüber,  der  auf  schleunige  Erfüllung  dos  ihm  ge- 
gebenen Versprechens  drang,"*')  nicht  bloss  kühl  abweisend 
sich  verhielt,  sondern  selbst,  als  er  77ö  77t)  nach  Italien  kam, 
nach  Rom  zu  gehen  vermied'“’)  und  unter  anderm  den  Ge- 
sandten Hadrians  wegen  unehrerbietiger  Aeusscrungen  fest- 


'*')  Dio  Havennatische  Auffassung  liat  Agiiellu.s  bewahrt,  indem  er  von 
Sergiu.s  rühmt  (c.  159;  SS.  rer.  Lang.  p.  SSOss-sj):  hjUur  jwlivafif  inte 
n fhitbus  pKrsiveti  lutum  l'eiitupolim  et  UMjue  ml  Tiisfiam  et  uttf/uc  ml 
Mensam  U’u/onj  eeluti  exnrchvji:  sic  omiiia  disjumebat,  ul  soliti  sunt  mudo 
humaiii  faeere. 

''■**)  Der  begünstigte  Nebenbuhler  wird  von  Uadrian  „Schurke" 
Oiejiharius  p.  .äOSj;))  genannt;  es  heisst  von  ihm.  „üezüglich  der  Städte 
Iinola  und  Hologua  aber  behauptet  die  Cauaille“  nirnfniiizat  diceiis  p.  577soI. 

'*■’)  Nach  Leos  Itehauptung.  welche  der  erbitterte  Hadrian  dem  Franken- 
Künig  meldet  (p.  öCSij-is  , hat  der  Erzbischof  den  Exarchat  gerade  in  dem 
von  der  Künii-chen  Curie  vergebens  erstrebten  l'iufang:  sind  anliguitus 
erat,  erhalten,  nämlich  neben  Uavenna  Hobio,  Cesena,  Forlimpopoli,  Korb, 
K aenza,  Imula,  Uologna,  Ferrara  und  Comaechio  — au  anderen  Stellen 
wiTden  noch  Gabello  (p.  577as.  579as)  und  ein  Tribunatus  ileeiiHUs  genannter 
Bezirk  (p.  ö79<a)  hinzugefügt  — , zusammen  mit  der  l’entapolis,  in  welcher 
er  jedoch  keinen  festen  Fuss  fassen  kann.  Es  half  Uadrian  nichts,  dass  er 
den  Rechtsanspruch  Leos  widerlegte  und  dagegen  den  seinigen  als  besser 
begründet  gellend  machte  (p.  üG«ns— biVJs). 

'*’)  .4Ian  vergleiche:  miiniu,  ijune  hciilo  I’ilro  . . . pidlieiti  cslis,  ad 

elfeefum  perdmere  maluratc  (p.  57is.  s);  ad  impleiidis,  ipiae  ei  poUicifi 
eslis,  properare  (p.  ö7tio.  ii);  relariter  ea.  ipiae  beato  l’itro  . . . spo- 
IHiialisti,  adimplere  (p.  ö7öi.j.  si);  ce  ler  i ter  eus  umiiia  per/iri,  ipuae  eideni 
apuslolo  . . . sjmpoinlislis  > p,  ö7.‘i;io.  3l);  ruiiita  u ritbis  beato  Petro  promissn 
relociter  tffeelui  nuiaripandu  (p.  ü77io.  ii). 

Vgl.  Abel-fiimson,  Jalirbücher  I,  25b. 
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nehmen  Hess'*)  und  zwei  Männer,  welche  gegen  Hadrian  sich 
vergangen  hatten,  in  Ehren  bei  sicli  beliielt.'****) 

Diese  Mittel  verfehlten  denn  auch  ihre  Wirkung  nicht : 
nach  einigen  Jahren  des  Aergers  und  Grolls  gab  Hadrian  klein 
bei,  indem  er  im  Mai  778  mit  dem  zaghaften  AVunsebe,  dass  Karl 
dem  gegen  den  heiligen  Petrus  so  freigebigen  Kaiser  Constantin 
ähnlich  werden  niöge,'^'')  unter  Vorlegung  beweiskräftiger  Ur- 


'*)  Kpp.  111,  57Sa2-26- 
'«•)  Epp.  111,  573i_9. 

Epp.  111,  5879_is:  sicut  iemjiorilim  hiali  Silrestri  liotnaiii  jioiiti/iclii 
a sanrtae  rmirdatioiiiii  püsHimo  Conxtttniiiio,  niayiio  inijiertilore,  jirr  ejiui 
largitatfin  Kaitcla  I>ei  cat/iulica  et  apontolira  Homana  erilenui  elernta  aljue. 
ejcattata  «wt  et  puie^tatem  in  bis  llcsperiae  partilim  Itinjiri  iliijuatus.  ita  et 
in  bis  vestris  f'clirissimis  fentporihus  atijue  iiostris  simeta  Dei  eeetesin,  iil 
est  heiiti  Petri  apustnli,  yerminet  atipie  exuttei  et  aiiipliwi  i/uam  amplius 
exaltata  permanent.  — ln  der  Streitfrage  über  da«  Con.stitutum  C'oustautiui, 
das  am  besten  von  Karl  Zeumer  in  der  mit  Heinrich  Brunner  gemeinschaft- 
lichen Arbeit  ,Dic  Constantinische  Schenkungsurkunde“,  Berlin  1888  (Sonder- 
abdruck aus  der  „Festgabe  fdr  Rudolf  von  Gneist").  S.  47 — 51»  herausgegeben 
ist  — die  neue  Litteratur  verzeichnet  Edgar  Eoeuing  in  der  Historischen 
Zeitschrift  LXV,  193  Anm.  1 — halte  ich  es  für  ausgemacht,  dass  das 
Constitutum  in  den  Jahren  774— 77ß  gefälscht  ist,  zu  der  Zeit,  als  in  Rom 
die  Hoffnungen  auf  eine  umfassende  Verwirklichung  des  Papststaates  am 
hücbsten  gingen  und  von  Karl  immer  mehr  getäuscht  wurden,  dass  Hadrian 
mit  dem  oben  berührten  Briefe  an  Karl  778  auf  die  gefälschte  Urkunde 
Bezug  nimmt,  sie  ihm  aber  nicht  vorlegl.  Ich  stimme  im  wesentlichen  mit 
lx)ening  überein,  dem  ja  auch  J.  Bangen  in  der  Historischen  Zeitschrift  K 
413  nahe  kommt,  ohne  mich  von  Scheffer-Boichorsts  Aulfassung  .llittheilungeu 
des  Instituts  für  Ssterreichische  Geschicht.sforschung  X.  XI  eigentlich  zu 
entfernen;  denn  sind,  wie  Scheffer-Boiehorst  dargethan  hat,  die  bezeichnenden 
Wendungen  des  Constitutum  der  päpstlichen  Kanzlei  in  dem  Jahrzehnt  von 
757  bis  767  eigen,  daun  kann  natürlich  ein  päpstlicher  Kanzleibeamter  das 
(fonstitutum  auch  in  der  von  mir  angenommenen  Zeit  verfasst  haben.  Ich 
sehe  die  Nothwendigkeit  nicht  ein,  die  Angabe  des  Constitutum  über  die 
Kaiserkrone  mit  den  Kaiserkrönungeu  der  Karolinger  in  den  ersten  Jahr- 
zehnten des  neunten  Jahrhunderts  inZusammenhang  zu  bringen,  wie  es  Weiland 
in  der  Zeitschrift  für  Kirehenrecht  XXII,  209.  Brunner  a.  a.  O.  S.  23—34 
und  Lamprecht  in  der  Schrift  „Die  Römische  Frage  von  Pippin  bis  auf 
Kaiser  Ludwig  den  Frommen“  S.  119 — 123  thun.  Wenn  insbesondere  Brunner 
S.  25  fragt:  ,Was  in  aller  Welt  mag  sich  der  Fälscher  gedacht  haben,  als 
er  die  Bestimmung  aufnahm,  dass  der  Pap.st  Coustantins  Krone  tragen  solle, 
während  er  den  Kaiser  gleich  bemerken  lässt,  dass  der  Papst  sie  nicht  tragen 
wolle?"  so  scheint  mir  die  Antwort  darauf  sehr  nahe  zu  liegen.  Obschon 
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künden  mir  darum  bat,  der  Kihnisdien  Kirche  wiederziiver- 
sciiatteu,  was  ihr  von  Kaisern,  i’atricierii  und  anderen  guttes- 
Ihrchtigcn  Männern  in  Tuscien,  Spoleto,  Benevent,  C’orsica  und 
in  der  Sabina  geschenkt  und  von  den  Langobarden  entrissen 
worden  war. 

IJa  der  h]xarchat  nicht  erwähnt  wird,  aber  gleichwohl 
sjiäter  nachweislich  unter  päpstlicher  Botuiässigkeit  stellt,'-'^'*) 


ilor  1‘apst  ja  iiidit  üie  Krone  (.'uustantiiis  trägt , somleni  aus  geistlicher 
l’ietät  das  l’hrygiuiii,  so  soll  es  doch  das  Wahrzeichen  nicht  einer  geringeren 
als  der  kaiserlichen  tiewalt  über  die  batcran-l’tälz  und  die  Gebiete  der 
Stadt  Uom,  Italiens  und  des  Aheiidlaudes  sein,  welche  Constantin  der 
Komischen  Kirche  geschenkt  hat ; und  diese  Auffassuug  linde  ich  sogar  aus- 
drücklich bestätigt  in  den  Worten  (1.  201 — 20.t  der  Ausgabe  Zeumers):  .Id 
iiHttaliviiem  imjH-rii  tius/ri,  mute  iit  iioii  jniHtitirali«  iijjc.e  eilcemt,  not  mayin 
uiiijilitis  ijuiiin  trrrriii  iiitiieril  (ti'initivi  et  yloriiic  jwlentia  (Uroretur;  damit 
soll  offenbar  dem  Franken-König  zu  verstehen  gegeben  werden;  was  der 
Kaiser  verfügt  habe,  das  dürfe  er  nicht  ändern I 

-t*')  Im  Jahre  7sa  beantragt  Hadrian  bei  Karl  die  Auslieferung  zweier 
Keamten,  welche  in  ihrem  Amtsbezirk  zu  Ravenna  gewaltthätig  geschaltet 
haben,  behufs  .tburtheilung,  nuntemtx.  so  sagt  er  p.  OO644— GOTs,  qui  mjunt 
tiiUii  iniqiiii  atque  jitrrtrsit,  jier  cos  1 uieinleiitur,  et  intihata  ohtatiu,  (jvae  a 
xaiivliie  rieiirdatiimis  i/eiiltorix  rextri,  ilomiii  1‘ippini,  »layiii  reyix,  allata  et 
rrxtris  prae/ulyiflix  reyiilex  niitiiihiix  i)i  eoiifexaiuiie  heati  Petri,  idnriyeri  reyni 
caelormii,  oH'ertii  atque  niinirutii  iviilirmatn  xuiit,  ineoitcuxxa  et  iiimncula  in 
eternuin  j/tniifineriiit.  W'eil  Hadrian  die  Gerichtsbarkeit  über  Kaveiinatische 
Beamte  beansprucht  auf  Grund  der  von  Karl  in  Rom  bestätigten  Oblations- 
urkuude  Pippins,  so  hat  er  vermntlilich.  nachdem  er  sich  der  Auffassung  Karls 
über  die  Tragweite  der  L'rkuude  von  774  gefügt  hatte,  den  durch  den  Tod  des 
Krzbiscliofs  Leo  erledigten  Exarchat  zunächst  ohne  besondere  lieurknudung 
erhalten,  bis  Karl  Ostern  7»1  in  Rom  erschien  und  die  Oblationsurkunde, 
d.  h.  die  Schenkungsurkunde,  seines  Vaters  von  7fi6  in  erweiterter  Gestalt 
bestätigte.  Die  Erweiterung  folgt  uns  der  Ritte,  welche  der  Papst  abermals 
um  die  Auslieferung  einiger  Ravennaten  und  Pentapoleiiser  f/jrn  hominihus 
Hnritiiiiiiix  et  PenttiqXflenxex.  /b'  fjuox  xrripstmux,  ut  eox  itohix  ftiriyi:  p.  fiSäs.s) 
7'.t().  7U1  an  Karl  richtete:  milhim  iwrilnlem  in  hotix  nuxtmii , qwi'l  liealo 

Petro  xaiielae  recorilafiotiix  yiiitor  rexter  nptutit  et  rextra  cjrrlleiitin  ampliiui 
ronlirmnrit,  iiuptmere  xatoyat,  qitia,  ut  foli  extix,  hnnor  patriviattix  restri  a 
iu)l/ix  inrefrnyahiliter  iviixcrrntiir  etimii  et  /ilitx  eimplitix  honorifire  himoratur, 
simili  modo  ipxum  patririntum  heati  Petri  lautorix  vextri  tarn  a xamfae 
reeordat tomx  dooini  Pippiui.  mayai  reyix,  yeiiitorix  rextri  in  xtripti»  in 
inteyro  roiorxxum  et  a rohix  amjdiux  maliriitalum  i arefrayahiU  jure  per- 
maneat  (p.  00öi.s— 21R  denn  wenn  l’ip|)iii  den  patrieiahex  heati  Petri,  die  — 
noch  genauer  zu  erörternde  — Herrschaftsstellmig  des  I’apstthums  in  dem 

Qundlucb,  KoLitebuzi^  de«  KirebeosUate«. 
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so  dürfte  Hadrian  die  Gelegenheit  des  Todes  seines  Neben- 
buhlers, des  Erzbisehofs  Leo  von  Ravenna,  benutzt  und  von 
Karl  die  Zusicherung  des  Exarchats  und  der  im  Langobarden- 
Reiche  befindlichen  Gerechtsame  der  Römischen  Kirche  erlangt 
und  daraufhin  den  eben  berührten  Brief  an  Karl  gerichtet 
liaben.'-*''^) 

Damit  war  das  Gebiet  des  von  Karl  annectirten  Lango- 
barden - Reiches  dem  Papste  für  alle  ausschweifenden  Ver- 
grösserungspläne  endgiltig  verschlossen.  Aber  Hadrians  Er- 
werbssinn war  viel  zu  lebhaft, als  dass  er  nicht  die  Erweiternng 


£xarchat  und  der  Fentapolia  gewährt  und  Karl  das  von  Pippin  gewährte 
in  weiterem  Umläng  heslätigt  hat,  so  kann  es  sich  unmöglich,  wie  mau 
bisher  meist  angenommen  hat,  um  die  Versprechungsurkunde  Pippins  von  754, 
welche  K.arl  774  bestätigte,  handeln,  weil  diese  eben  nach  dem  üericlit  der 
Vita  Hadriani  (s.  oben  S.  öl)  in  genau  der  gleichen  Ausdehnung  von  Karl 
bestätigt  wurde  und  überdies,  wie  dargelegt  ist,  viel  zu  allgemein  gehalten 
war,  als  dass  ihre  Allgemeinheit  logisch  noch  einer  Erweiterung  tähig  ge- 
wesen wäre;  mit  hnloamiitxm  kann  nur  die  genauer  bestimmte  Schenkungs- 
urkunde gemeint  sein,  welche  Pippin  nach  dem  zweiten  Paveser  Frieden 
aasfertigen  liess.  wie  zum  UeberHuss  handgreiflich  klar  wird  aus  den  als- 
bald folgenden  Worten  Hadrians : yeiiitur  fester  nanctae  recurdutiuni»  liomnm 
Pippiiius,  mayiius  rex  eus  [sc.  homittes  Uachiianos  et  Pent apolensesj 
heato  Petro  yiixipie  vicario  coneessit  et  demum  — wie  gezeigt  ist,  im 
Jahre  781  — excellexitia  restra  con/irmarit  (p.  6.3öb3— 35;.  Ich  befinde  mich 
bei  dieser  Auffassung  im  Hunde  mit  Karl  Lamprecht,  der  schon  188H  in 
seiner  oben  Anin.  200  angezogenen  Schrift  S.  20  die  Hestätigung  der 
Schenkung  Pippins  durch  Karl  in  das  Jahr  781  gesetzt  hat;  auch  Martens 
nimmt  es  an. 

■•“)  Karls  -\nweisung  an  den  istrischen  Bischof  Jlauricius,  die  Ein- 
künfte, welche  der  heilige  Petrus  aus  Istrien  bezog,  beizutreibeu  und  an 
den  Papst  abzuführen  (p.  590*3-25),  kann  daher  erst  ergangen  sein,  nachdem 
Hadrian  seine  Ansprüche  der  Auffassung  Karls  anbequemt  hatte,  der  Brief, 
in  weli  hcm  davon  die  Rede  ist  (ep.  63;  mithin  nicht  schon  nach  776  ge- 
schrieben sein,  wie  Jalle  und  ich  ihm  folgend  in  der  Ausgabe  angenommen 
hatte,  sondern  frühestens  nach  dem  Tode  des  Erzbischofs  Leo  von  Ravenna 
(777  Febr.  14.). 

*®)  Hadrian  verwahrt  sich  freilich  wiederholt  dagegen,  dass  er  hab- 
süchtig sei  und  weiss  auch  seine  Begehrlichkeit  mit  einem  hiSberen  Zweck 
zu  bemänteln  — er  sagt:  Xos  i/uidem  pro  iiiliilo  depuhimiis  ipsiim  riritatein 
Terrarinensem;  sed  ul  iion  per  illuni  ritiuin  iiirurrul,  cl  iufiilcles  Heiierentaiii, 
siciU  desideraiit,  Imnin  iiirenieides,  a rejilra  suilridiiiiilur  fide  . . . (p,  592  s— in) 
und  Hed  in  hoc  minime  cestra  a Deo  promola  ej  cclleidia  cunsiderari  debeat, 
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seines  Bereichs  nun  in  das  byzantinische  Gebiet  auf  eigene 
Faust  betrieben  hätte.  >>achdem  er  Karl  angekündigt  hatte 

(778  Mai),  dass  er  sein  Heer  gegen  die  byzantinische  Stadt 
Terracina  in  Marscli  setzen  werde, deren  Einwohner  angeblich 
seine  Untergebenen  der  päpstlichen  Herrschaft  zn  entziehen 
trachteten,-'’'’)  nahm  er  in  der  That  die  Stadt  „für  den  heiligen 
Petrus,  für  sich  und  den  Franken-König“  ein,'-**’)  verlor  sie 
aber  bald  darauf  wieder  an  die  Xeapolitaner  und  die  Griechen;-*’^) 
nnd  nun  versuchte  er  (779  780),  seiner  Ohnmacht  sich  bewusst, 
den  Franken-König  zu  veranlassen,  alle  Truppen  in  Tuscien, 
Spoleto  und  Benevent  aufzubieten  nicht  bloss  zur  Wiederein- 
nahme Terracinas,  sondern  auch  zur  Eroberung  Gaetas  und 
Neapels,  indem  er  dafür  Karl  gegenüber  die  Wiederbeischaffung 
des  päpstlichen  Patrimouiums  in  der  Gemarkung  Neapels  zum 
Vorwand  nahm.'^'*’)  Aber  nichts  spricht  dafür,  dass  der  König 
sich  auf  dieses  Unternehmen  eingelassen  habe. 

In  ein  geregeltes  Verhältniss  zu  dem  Franken-König  kam 
Hadrian  erst  781,  als  Karl  zu  Ostern  in  Rom  nicht  nur  die 
Schenkung  seines  Vaters  bestätigte*'®)  und  erweiterte,-'")  sondern 
dem  Papste  auch  urkundlich  genauer  bestimmte  Territorien  in 
der  Sabina,  in  Tuscien,  Sjmleto,  Benevent  und  Corsica  als 
Patrimonien  zu  Obereignen  versprach,  wenn  und  wie  weit 


i/Hiul  pro  iiontra  nrittilatc  out  ijixos  ciriUite»  aihpii ir.iitlunt.  quan  briilu  l^etro 
{ijioxloh  et  iioliie  comlotmKliii,  lalia  robie  hisiiiunri  iitwlnimm;  aerl  pro 
mitipia  »ecuritate  Kniirhie  l>ei  latluilkne  et  apostoliiw  Homtinae,  eecleniae 
atijue  rextrae.  prmcelxae  reipilix  ejiillatioiiis  eietorin  e,a,  qwie  andieimux  et 
lujuoeri  jMiluimux,  rexlris  repntex  auribux  inxiHuare  nuHo  modo  neykjciiHas 
(p.  — ; aber  t^ui  »Vjriwe  s'acctixe.' 

Kpp.  IH.  5s'Js_ii. 

"’)  Epp.  III,  5SS35,  36. 

■'*b  6|’I>-  BI.  ö9lu.  n. 

Epp.  III,  5yii7_i9. 

'.»*•)  Epp.  III.  5I9i9-»s. 

«’J  S.  Anm.  201. 

Worin  die  Erweiternng  bestand,  ist  nicht  mit  Sicherheit  zu  er- 
gründen; doch  dürfte  K,arl  dem  Papste  den  Exarchat  mindestens  in  dem 
Umfange  gewährt  haben,  in  welcliem  das  liobiet  dem  Erzbischof  von  Havenna 
zugesprochen  worden  war,  nnd  ihm  nun  auch  den  Kölnischen  Üueat  ver- 
brieft haben,  welchen  Pippin  in  seine  Schenkungsurkunde  nicht  einbezogea 
haben  kann  (s.  unten). 

!>• 
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Hadrian  daran  das  Eigenthum  der  Rümischen  Kirche  nach- 
weisen  würdc.'^**) 

Am  klarsten  ergiebt  sich  das  Verfahren,  welches  Karl  bei 
allen  diesen  Schenkungen  eingeschlagcn  wissen  wollte,  aus  dem 
ausführlichen  Bericht  über  die  Ausantwortung  des  Patrimoniums 
in  der  Sabiua'^''^):  so  bestimmt  Hadrian  die  Schenkung  des  voll- 


2")  Hadrian  eröffnet  den  68,  Brief,  welcher  zu  Anfang  des  .Jahres  781 
entstanden  ist,  mit  einem  Preis-  und  Panklied  auf  die  Freigebigkeit  Karls 
und  sagt  schliesslich:  muUis  ilorutitnitis  de  coifr;«  altntig  muHcribun  ervlesia 
beati  Petri  enituil,  tarn  de.  civifatibus  /juam  de  dirersie  lerritoriix  sttb  hile- 
gritale  eidrm  Dei  apostoh  a vohie  o/fertie  (p.  59784—3«'.  Per  Zeitpunkt 
dieser  genau  substanziirten  Versprechung  oder  bedingten  Schenkung  ergiebt 
sich  mit  Uewissheit  aus  dem  einzig  im  Pap}-rusoriginal  noch  erhaltenen 
Brief  Hadriana  vom  Jahre  788,  worin  es  bezüglich  Capuas  heisst,  de  ejua 
pfraeceHeiitiesimm  filiiiej  et  spiritali»  conjiater  iweter  Idoniiiiuel  Carallule 
rex  Fraiirorum  ei  Laiiyubar[dorum  atyuje  paftlrieiu-t  Pnmanorum  fd]oii/a- 
tionjem  bea/tjo  1‘etro  apoetolo  fautori  .«to  et  ...  . jejum  sua  imiecelleii- 
tissima  rfoniwjej  dmnina  re/yina]  eoruimjue  iioviUesimos  eurolee  et  rumt[ie 
epise]opi[s]  ablbjatilbue  neciioii]  et  omiiee  iioritiHeimi  FrnHci  (p.  654i8_ts). 
Pa  Karl  nur  einmal  — zu  Ostorn  781  — mit  Gemahlin  und  Kindern  in 
Rom  war,  so  muss  die  Schenkung  tJapuas  und  anderer  heneventanischer 
Städte,  welche  wiederholt  zusainmengefasst  werden  (p.  61l3s.  ä4-  diSss.  29. 
88.  39.  6167.  s.  28— 3J.  6'20i4.  is)  dem  genannten  Zeitpunkt  angchoren.  Pamit 
aber  von  multi»  dorumenti»  schon  zu  Anfang  des  Jahres  781  gesprochen 
werden  könne,  ist  es  nüthig,  nicht  bloss  die  Schenkung  des  Patrimoniums 
in  der  Sabina,  welches  gleichzeitig  mit  den  multis  documcatie  im  6s.  Briefe 
zuerst  erwähnt  wird,  sondern  auch  die  auf  Tuscien,  Spoleto  und  Cursica 
bezüglichen  auf  denselben  Zeitpunkt  zurückzufUhren,  sndass  also  damals 
etwa  fünf  wesentlich  gleichlautende,  nur  in  dem  Gegenstand  verschiedene 
Urkunden  ausgestellt  sein  mögen.  Pass  der  gesamrate  päpstliche  Besitz 
auf  der  von  Karl  bestätigten  und  um  den  Römischen  Dueat  erweiterten 
Oblationsurkunde  Pippins,  den  Kxarchat  und  die  Pentapolis  begreifend,  und 
auf  einer  im  Grunde  einheitlichen,  wenn  auch  in  mehreren  Urkunden  ver- 
brieften Schenkung,  die  Patrimonien  umfassend,  beruht,  darf  aus  dem 
Wunsche  Leus  Ul.  gefolgert  werden:  ut  oblaliu,  ijuam  dubieeimue  yeiiltor 
fester,  domiius  Pippinus  rex,  beato  Petro  apustolo  oblullt  et  ros  roiifirmastis, 
ipse  claviyer  reyni  caetestis  ante  €vnspectum  Del  rum  ipsa  donat  ione  ros 
praeseidetur,  quatinus  yautlia  aeterna  perripere  mereatis  (Jaftö,  Bibi.  rer. 
Germ.  IV,  384  ',  wenn  nicht  damit  die  oben  Anm.  174  augesetzte  Gleichung 
oblatio  = donatio  als  richtig  erwiesen  wird. 

Pie  Briefe  68 — 72  (p.  597 — 603)  aus  den  Jahren  781  und  782  be- 
ziehen sich  darauf. 
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ständigen  Gebiets  behauptet.-*'*)  er  giebt  doch  auch  an,  dass  die 
Uebereignung  nicht  ohne  weiteres  erfolgte,'-*^)  sondem  von  dem 
Gelingen  des  durch  Zeugen-'-’')  und  Urkunden ‘^**’)  geführten 
Beweises  über  Eigenthum  und  Umfang  abhängig  war. 

Die  Schwierigkeit  der  Beweisführung  brachte  es  mit  sich, 
dass  die  Uebereignung  sich  sehr  in  die  Ijänge  zog.  Aus  zwei 
Schreiben  des  Papstes,  welche  den  Jahren  787  und  788  ange- 
hören,'-'")  erfaliren  wir,  dass  er  in  Tuscien  die  Gebiete  von 
Soana,  Tuscanella,  Viterbo,  Bagnorea  und  anderen  Städten  der 
Schenkung  Karls  entsprechend  vollständig  und  von  Populonium 
und  Rosellä  nur  zum  Theil  erhalten  hat,  aber  auch  diese  beiden 
in  ihrer  alten  vollständigen  Ausdehnung  auf  Grund  der  Schenkung 
Karls  beansprucht.-'**) 

Zugleich  bat  er,  ihm  ans  demselben  Grunde  die  Städte  im 
Herzogthum  Beuevent  zu  übergeben;  und  weil  dazu  Capua  ge- 
hörte,-"*) so  nahm  er,  nachdem  er  sich  mit  Gesandten  Karls 


Er  sagt  z.  H.  eumlem  jMitriiHoiiium  iii  hiteijro  . . . conct»»ist1in 
alt/ue  fraiUdistiH  (p,  SySas-so;. 

Der  Papst  muss  erst  noeli  bitten:  ea,  quat  . . . in  integro  cou- 
cessiittis,  ailiinjdere  j>er  fiileliHsimon  misst»)  vrsiros  . . .,  siful  et  antiquilus 
fuil,  roitirwiere  »»bis  juhenlis  (p.  liOOs*-»»). 

Epp.  III.  r>yüs-i4. 

Epp.  III,  (i03u— n. 

**'*)  Es  sind  die  Briefn  79  und  SO:  p.  610 — OU. 

*'»)  Weil  von  Spoleto  gar  nichts  verlautet,  so  scheint  hier  die  Ueber- 
cignung  der  Patrimonien  am  glattsten  verlaufen  zu  sein.  Die  für  Tuscien 
nahezu  gleichzeitig  bezeugte  Patrimonien-Uebereignung  macht  die  spät  be- 
zeugte Uebertragung  des  iangubardischen  Künigszinses  in  Spoleto  und 
Tuscien,  wovon  erst  die  Urkunde  Ludwigs  des  Frommen  vom  Jahre  817 
berichtet  (Höhmer-MUhlbacher,  Kegesta  imperii  I.  R.  622)  an  sich  wenig 
glaubhaft;  vollend.s  unvereinbar  mit  Karls  Auffassung  ist  aber  die  Ueber- 
tragung als  angebliche  Fintschüdignng  für  den  Verzicht  Hadrians  auf  Tuscien 
und  .Spoleto ! lu  der  nur  abschriftlich  überlieferten,  ohne  Zweifel  inter- 
polirten  Urkunde  Ludwigs  — vielleicht  schon  in  ihrer  Vorlage  — versucht 
meines  Erachtens  die  Römische  Curie,  welche  ebenso  um  ihre  Gerechtsame 
handelt  und  feilscht  wie  .Vbraham  um  die  Gerechten  in  Sodom,  statt  der 
77-1  erhoffien  gesamraten  lloheitsrechte  über  Tuscien  und  Spoleto  nach- 
träglich und  für  die  Zukunft  noch  etwas  mehr  als  die  Patrimonien  für  sich 
zu  retten. 

Epp.  III,  ölGv— <:  qwie  heolo  Petro  . . . cunt  celeris  riritntibus 
ojj'ernistis  (vgl.  p,  6'.4so). 
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beratlien,^’)  eine  zu  Anfang:  <88  in  Rom  weilende  Abordnung 
der  Stadt  für  sieh  und  den  Franken-König  in  Eid  und  Pflicht.—') 
Als  dann  endlich,  noch  im  Jahre  T88,  die  Verhältnisse  im 
Herzogthum  Benevent  eine  Ansfühnmg  der  königlichen  Schenkung 
zuliessen,  beklagte  sich  der  Papst,  dass  ihm  die  Bevollmächtigten 
Karls  in  Benevent  ebenso  wenig  wie  in  Rosellä  und  Populonium 
die  Hoheitsrechte,  sondern  nur  die  Kirchengiiter  und  Domänen 
und  inhaltslose  Ehrenrechte  über  die  Städte  übertrugen.--) 

Am  längsten  Hess  die  Ausführung  der  Corsica  betrelfenden 
Schenkung  auf  sich  warten:  sie  hat  Hadrian  gar  nicht  mehr 
erlebt;  sondern  erst  sein  Nachfolger  Leo  III.  erhielt  zu  Anfang 
des  Jahres  808  von  Karl  Aussicht  auf  Befriedigung  der  An- 
sprüche St.  Peters.-^') 

Für  Ijeo  hat  Karl  die  Urkunden,  auf  welchen  die  päpst- 
liche Herrschaft  beruhte,  nicht  erneuern  lassen;  er  hat  ihm 
lediglich,  nachdem  er  von  ihm  die  Anzeige  seiner  Wahl  und 
das  Gelübniss  seines  Gehoisams  und  seiner  Unterthanentreue 
erhalten  hatte, -^)  zu  verstehen  gegeben,  dass  er  zu  ihm  in 


*»)  S.  den  nrief  Epp.  TIT.  G54. 

Capuanos  in  confeMnione  protectorii*  rrntri^  hrnti  Prfri  a}iOHtoIoniin 
jmncipiH.  jurare  ferimxm  in  fiAe  ejuniU'm  Ih’i  ainmtoli  et  tntstra  nfijue  re^ttrae 
regnliif  pvteniiae  (p.  61720  -23). 

Kpp.  III»  02023—26:  nuUn  alin  illiti  — den  päpstlichen  GosamUen  — 
trällere  voluerunt  nisi  nntnnnierin  et  nirtes  publivttH,  Hintul  cloves 

de  eivitnfibun  aine  hominibwiy  et  ipf*i  honiines  in  evrmn  potefftate  intro- 
euntcM  eseunfes  m^inet'e.  Kt  gutmiotlo  non  »ine  hominitms  civitniea  illns 
Uftbere  potHerimxut,  ui  habitaioreH  enrnm  mh'crsm  ck#*  niaihinnrcnturf 

'^)  l)e  autem  inHuta  Coraica,  schreibt  I.^o  an  Karl,  unde  et  in  sadjitis 
et  per  miHHfte  vetdros  mtbie  emitfiaflit,  in  vcstruni  nrhitrium  et  ditipo^itnin  vom- 
mittimxui.  Atque  in  ore  pOHnimna  lieUnengnudi  vomititc  ut  n”iira  donatio 
ifcmper  firma  et  ntnbiliH  permanent  ei  ab  insidiis  inimivorum  txäa  persintat 
per  intexveHsionem  unnvtae  l>ei  genetrivis  ct  bcfttorum  jn'inripum  apostohnnn 
J*etri  ac  Pauli  e.f  vestrum  forfiesinntm  bravhium»  Kt  Itoinino  miHerantef 
tempore  apto,  guantum  pht~s  r€leriu.'<  rahterimus,  per  fidelnn  miHnum  nostrum 
omni  utilitate.  sanvtae  J)ei  cwlejdae  restrae  impermU  potentiae  lifpiidiut^ 
innoteJivimuH  (Jaffe,  Hibl.  IV» 

Karl  schreibt  706  an  Leo:  ralde,  ut  fnteorf  garini  Humus  seu  in 
elevtionis  nnttnimifafe  neu  in  humitifatis  ve/ifrae  oboedientia  et  in  promiHsionis 
ad  no8  fidelitate  (Epp.  IV,  13024— 2g). 
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demselben  Idebes-  und  Treueverhältniss  wie  zu  Hadrian  weiter 
stehen  wolle,  und  dieses  Verhältniss  sofort  dahin  erläutert,  dass 
der  Papst  die  fränkischen  Waffen  überall  mit  seinem  Gebete 
und  seinem  Segen  zum  Siege  zu  geleiten  habe,  während  er,  der 
König,  die  Kirche  gegen  alle  äusseren  Angriffe  vertheidigen 
und  vor  allen  inneren  Wirren  schützen  werde.'^’“)  — 

Deucht  dieses  von  Karl  so  genannte  jmctum  als  Vertrag 
zunächst  ohne  Belang,  weil  es  lediglich  Karls  einseitige  Grund- 
sätze zu  enthalten  scheint,  nach  welchen  der  neue  Papst  sein 
Verhalten  regeln  soll  — Grundsätze,  welche  ihre  tiefere  Be- 
deutung in  der  nicht  ausgesprochenen,  aber  darum  nicht  minder 
deutlichen  Mahnung  an  Leo  haben:  nicht  wie  Hadrian  nach 
einer  umfänglich  und  inhaltlich  unstatthaften  landesheirlichen 
Gewalt  zu  streben  — , so  ist  doch  auch  die  übereinstimmende 
Willenserklärung  der  andern  Parthel  nachweisbar,  wenn  man 
dazu  auch  ein  halbes  Jahrhundert  in  die  Vergangenheit  zurück- 
gehen muss.  Der  Pa])st  Zacharias  nämlich  sagt  in  einem  Briefe 
an  den  Vater  Karls,  den  damaligen  Majordomus  Pippin,  und 
die  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  des  Franken- Reichs 
(c.  747  Jan.  5):  „Den  Fürsten  und  krieg-sgewaltigen  Laien 

ziemt  es,  sorgsam  auf  der  Hut  zu  sein  gegen  die  Schliche  der 
Feinde  und  das  Land  zu  vertheidigen,  den  bischöflichen  Oberen 
aber,  den  Dienern  Gottes,  steht  es  zu,  sich  heilsamen  Gutachten 
und  Gebeten  zu  widmen,  aufdass  durch  unser  Gebet  und  ihren 


Sk'iU  eiiiiii  cum  benlimiimo  paire,  prnedeceiiHore,  vestrae,  »anctne 
paternitntig,  partum  inii,  sic  cum  bealiludiiie  reglra  tjuudem  fidei  et 
caritati»  hiriolahile  foedug  »taiuere  degidero,  quatenwt,  apugtolicae  ganctitatis 
regtrae  diciiia  gratiu  adrwatn  precibug,  me  ubiiiue  njmstidica  benedictio 
comequatur,  et  gaiictiggima  Ibmianae  eccUgiae  gedeg  IHo  dunaiite  nogtra 
gemper  derutiuiie  defeudatar.  Sugtrum  egt:  gecimdum  aiucilium  dirinae 
pietatig  ganctam  undiipix  Lhrigti  ecclegiam  ab  incurgu  patjanorum  et  ab  in- 
tidelium  deragtatione  armig  defeiidere  furig  et  inlug  catboUcae  fidei  aijnitione 
munire.  Vegtnim  egt.  ganctiggimc  pater:  eleratig  ad  Deum  cum  Moyge 
manihug  nngtram  adjurnre  militinm,  quatenug  rohig  intercedentihug  Deo 
ductore  et  datnre  puputug  clirigtianug  guper  inimicog  gui  gancfi  uominis 
ubique  gemi>er  habeat  rictmriam  et  nomen  domini  nugtri  Jegu  (’hrigti  toto 
clarificelur  in  orbe  (Epp.  IV,  137»: — 13S»).  Die  Anfangsworte  hat  so  ohne 
Zweifel  zutreffend  Dove  in  den  Münchener  .Sitzungsberichten,  Jahrgang  1M94. 
S.  214  .\nm.  34  emendirt. 
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Kampf  mit  Gottes  Gnade  das  Land  unbeschädigt  bleibe  und  es 
Euch  zum  Heile,  Iluhme  und  ewigen  Lohne  ausschlage“.--**) 

In  diesen  Worten,  welche  mit  Karls  auffallenderweise  als 
partum  bezeichneter  Anschauung  über  das  Yerhältniss  zwischen 
Staat  und  Kirche  fast  genau  iibereinstimmen,  glaube  ich  in  der 
That  den  Grundvertrag  der  Karolinger  mit  den  Päpsten  ange- 
deutet zu  sehen. 

Wem  müsste  nicht  die  Leichtfertigkeit  auffallen,  mit  welcher 
Pippin  auf  das  Hilfsgesuch  Stephans  II.  eiuging  und  sich  zu 
einem  folgenschweren  bewatfneten  Einschreiten  gegen  den  Lango- 
barden-König  bestimmen  Hess?  Wenn  auch  die  Machtentfaltung 
des  byzantinischen  Reiches  in  Xorditalien  um  die  Mitte  des 
achten  Jahrhunderts  nichts  weniger  als  imponireud  mehr  war, 
so  war  doch  nicht  ausgeschlossen,  dass  das  Eintreten  für  einen 
Unterthan  des  Kaisers  zu  Verwickeluugeu  führte,  welche  ein 
so  klug  zurückhaltender  Staatsmann  wie  Pippin  nicht  ohne  Noth 
herauf  beschwören  konnte.  Weiter  ist  ausdrücklich  überliefert, 
dass  Pipiiin  den  entschiedensten  Widerstand  eines  Theils  seiner 
Grossen  gegen  einen  Feldzug  nach  Italien  zu  überwinden  hatte, 
welche  ihm  dalür  die  Heereslolge  zu  verweigern  drohten.--') 
und  sogar  seinen  Bruder  Karlmauu  in  \'ienne  einbannen  musste, 
welcher  eigens  aus  seinem  italienischen  Kloster  nach  dem 
Franken-Lande  kam,  um  nicht  sowohl  im  Aufträge  des  Lango- 
barden-Königs,  als  vielmehr  augenscheinlich  aus  vollster  Uebei'- 
zeugung  den  Zug  Pippins  zu  hintertreiben.--**)  Endlich  läult 
das  Verfahren  Pipirins  dem  von  seinem  Vater  Karl  Marteil 
beobachteten  Vei’halten  schnurstracks  zuwider':  denn  dieser  hatte 
sich  in  den  Jahren  7;PJ  und  740  auch  nicht  durch  den  Hinweis 


***)  Prinrtpen  et  tterulareH  Innniurs  attfHe  heVatores  vonrenit  rnrom 
habere  et  HoUivitwUnem  contra  initnironan  nstuffmu  et  proriitriae  •tvf'en>*fonem, 
jtraeHulfbHti  rero  ftuem/ofibus  a/f/ue  Jfei  sercis  pertinct  salufarihuM  conailfis 
et  oratioaibwf  varare,  af^  aobin  oraafit>UK  et  ilfix  heUaaUtmsy  Ih't* praentaute. 
provinda  aalra  pernlfttat  fiatque  ro/nV  in  H4ih(tem.  laHifnn  et  inetrethni  jn'r^ 
jtetuam  (Kpp.  III.  -ixo?— iij. 

Einhanl  erzählt  iu  der  Vita  Karoli  Magni  o.  G (p.  G der  Sonder- 
ausgabe): e primorilm^  Frtnfna’um.  nun  (piifnn  rtnn<utfare  stttebat^ 

inteo  rolunliiti  cJuh  renisi  Htuif,  nt  se  reifem  ileserturos  ifomumijne  retlÜHroH 
lihern  voce  jn’m  lamarent. 

Liber  pont.  I.  US.  44P;  vgl.  Oolsner,  .lalirbiivlier  S,  IGi.  1G3. 
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darauf,  dass  die  lian^obardeii  der  von  ilim  und  seinen  Vor- 
faliren  der  Rimiisclien  Kirclie  zus^ewandten  Spenden  sich  be- 
mächtigt liKtten,  zu  Feindseligkeiten  gegen  die  Langobarden 
liinieissen  lassen.-^) 

Da  von  einer  inzwischen  etwa  eingetretenen  Verteindung 
zwischen  Franken  und  Langobarden  keine  Spur  zu  entdecken 
ist,  so  muss  das  absonderliche  Vorgehen  Pippins  durch  sein 
inzwischen  verändertes  Verhältniss  zum  Pa])stthum  erklärt 
werden,  durch  eine  Verpflichtung,  welche  er  wahrscheinlich  als 
Gegenleistung  dafür  auf  sich  nahm,  dass  der  Papst  Zacharias 
als  höchste  moralische  Instanz  der  Zeit  durch  sein  Gutachten"*") 
die  Gewissensbedenken  der  Franken  über  den  von  Pipi)in  ge- 
planten Staatsstreich,  die  Entthronung  der  Merowinger,  be- 
schwiclitigen  sollte.  Dass  die  feierliche  Gesandtschaft,  welche 
Pippin  zur  Einholung  des  päpstlichen  Gutachtens  751  nach 
Korn  schickte,  von  langer  Hand  vorbereitet  war,  darauf  weisen 
die  oben  angetührten  Worte  des  Papstes  in  dem  Brief  des 
Jahres  747;  die  hier  vorgenommene  Vertheilung  der  Obliegen- 
heiten: für  den  kriegsgeübten  Majoi  donius  die  (Irfeu.-iio  prorinciae. 
für  den  abendländischen  Oberbischof  ausser  siegverbürgenden 
Gebeten  sdhihiriK  rousilid.  sieht  ganz  so  aus  wie  ein  Präliminar- 
vertrag, in  welchem  die  Contrahenten  sich  gegenseitig  die  ihrer 
Eigenheit  entsprechende  werthvoilste  Leistung  zusichern.  Dazu 
kommt,  dass  dazumal  die  Lage  des  fränkischen  Majordomus  und 
des  Komischen  Bischofs  nicht  unähnlich  war:  wie  Pippin  that- 
sächlich  alle  Macht  im  Franken-Keiche  an  sich  gebracht  hatte 
und  zu  der  erreichbaren  rechtlichen  Erhebung  auf  den  Königs- 
thron nur  noch  der  moralischen  Unterstützung  bedurfte,  so  hatte 

^')  S.  oben  S.  Ifi  — IS.  Kicbard  Weyl,  Die  iteziehuiiKen  des  Papstthnms 
zum  fränkischen  Staats-  und  Kirchenrecht  ^rntersuchungen  zur  deutschen 
Staats-  und  Kechtsgeschichte,  hcrausuci;ebcu  von  Otto  Oierke,  Heft  40, 
Jireslau  1MU2).  hält  S.  li'  gegen  die  Ahlehming  Duchesnes  (Liber  pont.  T, 

n.  17)  daran  fest,  dass  .schon  H reger  II.  vergeben»  versucht  habe,  die 
Hilfe  Karl  Marlclls  gegen  die  Langohardeu  zn  erlangen,  und  die  Möglich- 
keit ist  nicht  in  Abrede  zu  »teilen. 

.Viinales  regni  Franeonim  zu  74»  (rec.  F.  Kurze  p.  8):  Zarhnria» 
piijifi  iiiniiildril  I’i/ipiiio,  ut  im'Ihin  f/tni't,  iihtm  m/ci»  rornri.  ijui  jidtestotem 
lifihrret  <11111111  illuiii,  <jui  giii«  nynli  imIckIiiIc  iiitiiiehnt.  Der  Hiegraph  des 
l’apstes  schweigt  sich  über  diese  Angelegenheit  an». 
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auch  der  Papst  in  dem  Rest  der  byzantinischen  Provinz  Italien 
eine  von  dem  Kaiser  nicht  mehr  gestörte  Immunitätsherrschaft 
erworben,^')  welche  gegen  die  begehrlichen  Langobarden  nur 
des  militärischen  Rückhaltes  darbte. 

Einzig  auf  Grund  eines  solchen  — natürlich  geheim  ge- 
haltenen — Vertrages,-*^)  dessen  Leistung  der  versöhnliche 
Zacharias  von  Pippin  einzufordern  nicht  in  die  Lage  kam,  ver- 
steht man  meines  Erachtens,  dass  Pippin  überhaupt,  dass  er 
trotz  aller  Schwierigkeiten  dem  Ansuchen  Stephans  II.  Folge 
leistete.'-^*) 

Das  Vertragsverhältniss  wurde  genauer  ausgestaltet,  als  der 
Papst  im  Jahre  753.  7.54  in  das  Franken-Reich  kam,  nachdem 
die  Eingriffe  des  Langobarden-Königs  Aistulph  in  die  päpst- 
liche Immunität  den  cosu^  fonUris  geschaffen  hatten.-*^) 


“')  S.  oben  die  Kinleitung  IS.  4—27. 

Auch  Hnliii  Jahrbücher  des  fränkischen  Reiche.s  744 — 752,  S.  12ö.  127 
Imt  von  Zacharias  veniiuthet,  dass  er  jedenfalls  vorbereitet,  vielleicht  auch 
durch  eine  bestimmte  Verpflichtung  Pippins  gewonnen  war.  Selbstverständlich 
bindet  die  Verpflichtung  des  Majordomus,  welcher  erst  Pranken-König  werden 
will,  nicht  den  fränkischen  Staat;  Pippin  kann  sein  Versprechen  nur  in 
dem  Sinne  abgegeben  haben,  dasjenige  Organ,  in  welchem  der  staatliche 
Wille  mit  erzeugt  wurde,  die  fränkische  Heichsversammlung,  dahin  zu  be- 
einflussen. dass  sie  sein  Versprechen  zu  dem  ihrigen  machte,  und  das  fand 
im  Jahre  754  statt.  Die  mangelhafte  Ia;gitimatiuii  l’ippins  zu  einem  solchen 
Vertrage  fügt  zu  den  erwähnteu  Analoga  ein  weiteres;  denn  auch  der  Papst 
war  als  Immunitätsinhaber  rechtlich  nicht  befugt,  sich  die  Waffeuhilfe  einer 
auswärtigen  Macht  zu  sichern. 

“■■O)  Sonst  muss  man  in  der  That  den  Schritt  Pippins  beurtheilen,  wie 
es  W.  .Sickel  XI,  320  timt:  ,Es  war  der  grösste  Verzicht  auf  politisches 
Denken  und  Handeln,  welcher  bis  dahin  von  einem  tiermanen  vollbracht 
worden  war". 

Eine  durchaus  richtige  Vorstellung  hat  der  Fortsetzer  des  Fredegar. 
indem  er  erzählt:  Stephan  habe  bei  Pippin  um  Hilfe  gegen  die  Lango- 

barden nachgesucht,  ut  jier  ejun  niljulorhtm  eimtiti  ojßjircgnwiiilnui  rel  frau- 
dulentin  de  maiiibtui  rurum  libernret,  et  tribufti  t'el  niuiirra,  i/iwd  contra 
legig  urdiiie  ad  Romanog  reiiuirebanlj  f'aeere  desistereat , und  Pippin  habe 
demgemäss  den  Langob.irden-König  aufgefordert,  ut  jmijßler  rcrereßßtia 
beatiggißßßorußßi  aißijstißUßrußßi  I'etri  et  Ibmli  ißßirlibußß  /fomoc  liugliliter  «oii 
aßßßbularet  et  suißer«litiogag  bar  iiajßiag  ß'et  coßßtra  byig  ordiae  rautßag,  gtiod 
nuten  lioßßiaßii  nuntf/udm  feceraßßt,  jßß'ujdcr  rjug  jßetilioßie  faccre  twa  ßtebereßit 
(,.MO.  SS.  rer.  Merov.  II,  K<3i6.  an).  Es  ist  übrigens  nicht  beispiellos,  dass 
Pippin  für  die  kirchliche  Immunität  gegen  einen  weltlichen  Machthaber 


Digitized  by  Google 


Der  fräiikisclie  Königsschiitz,  um  welchen  Steplian  sich 
tewaib,  hätte  ilnn  auch  ohne  Gegenleistung  gewährt  werden 
können  da  aber  schon  Zacharias  nach  dem  wahrscheinlichen 
Grundvertrag  Pippin  einen  Dienst  erwiesen  hatte,  und  da  es 
vor  allem  daraul  unkain,  dem  widerstrebenden  fränkischen  Adel 
gegenüber  die  bewaffnete  Intervention  nicht  als  ein  dynastisches 
Privatvergnügen  des  Königs,  sondern  als  ein  auf  die  Ausbreitung 
fränkischer  Maclit  gerichtetes  Unternehmen  erscheinen  zu  lassen, 
so  wurde  es  Stephan  nicht  erspart,  sich  in  aller  Form  Rechtens 
der  fränkischen  Dienstbarkeit  zu  ergeben. 

Ob  auch  bisher  immer  übersehen,  es  kann  nicht  verkannt 
werden,  dass  Stephan  sich  und  die  Römische  Kirche  dem 
Karolingischen  Könige  und  dem  fränkischen  Staate  commendirt 
hat.  Er  sagt  nämlich  ausdrücklich  (Epp.  III,  490s):  ms  omnes 
(■(umis  smictiic  I)(‘i  ecch-siitc  in  rrstro  i/remio  commo7i(larimus, 
und  mit  klarer  Bestimmung  der  Zeit  uud  klarerer  der  sym- 
iKtlisclien  Handlung  (p.  491*4.  a):  dum  7i;stris  melU/luis  obfatibus 
}>rn>sstd(d\  sumiis,  mntics  caimts  principis  U])ostolo)'iiin  in  vestris 
mafribits  eofninendarimus,  was  abgekürzt  zu  otnnes  eansas 
beati  Petri  vobis  commendarijnus  (p.  493so}  wiederkehrt.  Der 
technische  Ausdruck  commendare  ist  durch  einen  andern  ersetzt 
p.  49t>9  (49941);  in  tnis  manibus  iiosfras  onmium  Komamrum 
commisimus  aniiiuis  und  p.  4975:  in  tuo  ijretnio  iiosfriis  com- 
misimus  animris;  ferner  heisst  es  unbestimmter  p.  497»  (öOOio): 
nostni  et  omnis  Rmmnorum  popidi  unimae  . . . in  tuam  . . . 
exceUentiam  et  e/entnn  Fruncorum  pendettt  und  p.  497»o  (500»»): 
robis  unimus  onmium  nostrorum  Romunorum  trudidimus. 


eintrilt:  derselbe  Fort.'etzer  des  Fredegar  berichtet  (p.  lS6i»),  dass  Pippin 
von  dem  Fürsten  Waifar  von  Aiiuitnnien  gefordert  habe,  «/  re»  erck»i(irum 
<le  reyiio  iij»ius,  ijui  in  Aquitania  rUn»  erniit,  reihleref,  et  suh  immunifntes 
»otniiie,  girut  ab  (inten  fuernnt,  fonserrntng  e»»e  ilebereni,  et  Judice»  hnc 
exartnrea  aujrrn  iiredirtna  rea  eivteatnrum,  ijionl  a tnnyu  tenijwre  fnctum  non 
/'uerat,  niitlere  non  deheret. 

.Commcndiition  und  Huldigung  nach  fränkischem  Kecht“  hat 
Victor  Ehrenberg  in  einer  treulichen  Monographie  .Weimar  1S77)  behandelt, 
welche  Sohin  in  der  Jenaer  Litteraturzeitnng  VI.  297— SOO  angezeigt  hat; 
ausserdem  vergleiche  man  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  II,  1’, 
330 — 33.Ö;  IV^,  234  ff.;  Hrunner,  Deutsche  Kcchtsgeschichte  II,  4S— .'>7 ; 
Dahn,  die  Könige  der  Germanen  VII,  1,  20C — 209;  .3,  407 — 414. 
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Die  ZiisicluTiino:  des  Köni^sscliufzcs,  an  einigen  Stellen 
angedeiuet  — so  sagt  Stephan  (j).  die  Franken-Könige 

sollen  bei  Uott  Wohlgefallen  erregen  j>ro  d cfi'tisioiie  .mminr 
sime  rcch'sitic : {p  4S‘.»st):  Gott  habe  Pippin  einen  glänzenden 
Sieg  geschenkt  itrotlefensioiiv  nmiefac  »uw  cwh'mte:  {\t.  49Iio.  n)  : 
der  Erlöser  sei  besonders  denen  gnädig,  qnoif  ovnihio  fofii  viciifig 
iviegrUate  fidclfs  H defevsorcti  miictae  tiiiai-  ecch-dni-  eogmrvr'd. 
lind  kein  Lohn  sei  dem  zu  vergleichen  (1.  12),  qune  pro 
defeiittionr  J)fi  etrleskte  ertheilt  werde:  Pippin  habe  (1.  28) 
pro  defenai om- 1)>\  eccleriar  eiligst  d«'u  Kainj)f  aufgenominen  — , 
wird  besonders  klar  in  den  schon  angenUirten  Weiten  des 
Papstes  (p.  49 Lg):  ros  Imdo  Petro  jHjlUe'di  estis  ejus  justitimn 
vjügere  et  defensionem  sanetne  Dei  ecclesitie  prociirare. 

Nun  könnte  man  ja  trotz  der  Kunstausdrücke  noch  immer 
annehmen,  dass  die  Coinmendation  8teidians  nicht  den  eigeu- 
thümlichen  Kechtsvorgaug  bedeute,  weil  nirgends  geradezu  über- 
liefert wird,  dass  durch  sie  der  Königsschutz  erworben  worden 
sei;  aber  jeder  Zweifel  muss  doch  schwinden  angesichts  solcher 
Stellen,  an  welchen  der  Anspruch  des  l’apstes  auf  Schutz  und 
Hüte  von  Seiten  der  Franken  durch  seine  Coinmendation  be- 
gründet wird:  Stejihan  fordert  von  Pippin,  Karl  und  Karlmann 
(p.  490s. »)  die  Erfüllung  ihres  urkundlichen  Versprechens, 
eteiiini  7ios  omnes  ciiusas  sunetae  Jh'i  reelesiiie  in  restro  greiiiio 
cviiiinend'irimus : er  verlangt  weiter  von  Pippin  (p.  4967):  siib 
nimid  fediirdione  et  m'iciiwt  ceU-ritate  nohis  sidirenias,  ne  per- 
eioiius,  qi/oninm  post  Dcnni  In  tnis  innnifins  nustnis  onininm 
Jionnmurinn  cononisinins  ftniinns,  und  beschwört  den  Franken- 
König  (p.  497, i).  ihn  aus  der  Langobarden-Noth  — Rom  wird 
belagert  — zu  befreien,  quin  ni>his  nninins  oniniuin  iwstrnm 
Ixmnnnornm  trndidimns:  ja  selbst  in  dem  ganz  theologisch  ge- 
fassten Brief,  welchen  Stephan  im  Namen  des  heiligen  Petrus 
an  die  Franken  schreibt,  lässt  er  den  Apostel  sagen  (p.  003,7): 
nrlesinin  . . . robis  /ler  nninns  rienrü  uni  eonunendnri  ad 
liberandani  de  vianibns  i n i in  Icorn 


Die  roimiuMidation  .Stpplians  wird  bestati)ft  durch  die  schon  an- 
gezogoiie  Mittheiliing  des  Papstes  an  Pippin  ini  .lahre  757  p.  .‘lOCn.  n): 
ipsi  Spntthui  ijHitttn/He  etiam  lieneeenimti  uttntfH  sr  eetmn  eu  t!  nee  per  neu 
(I  J>io  snraliie  rj-n-tlailiiif  lune  enpninl;  denn  da  Pippin  der  Olierherr  des 
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Der  Papst  hat  also  seine  gefalteten  Hände  von  den  Händen 
des  Franken-Königs  nnifangen  lassen  und  sich  ihm  dadurch 
allgemein  als  diensfi)flichtig  bekannt;  dafür  erhielt  er  als  Gegen- 
gabe-^'^) die  ürknnde,  in  welcher  der  König  zugleich  im  Namen 
seiner  Söhne  die  Gerechtsame  des  heiligen  Petrus  beizuschaffen 
und  die  Römische  Kirche  zu  schützen  versprach. 

Die  Conimendation,  mit  welcher  keine  Huldigung,  keine 
Eidesleistung  verbunden  war,'-^*^)  begründete  keine  Unterthänig- 
keit,  sondern  nur  Dienstbarkeit;  der  Papst  wurde  nach 
fränkischer  Rcchtsauffassung  dadurch  nicht  etwa  seinem  Souverän, 
dem  byzantinischen  Kaiser  entzogen  und  nicht  etwa  dem 
fränkischen  Unterthanenverbande  eingegliedert, sondern  nur 
für  sich  und  seine  Nachfolger  zu  Diensten  gegen  Pippin  und 
dessen  Nachfahren  verpflichtet,  wofern  und  wie  lauge  diese  ihre 
Vertragspflicht  erfüllten. 

Da  Stephan  nicht  bloss  owitics  lionumo.'',  also  sicher  auch 
das  Inimunitätsgebiet  des  ihiadus  JlonKuuta,  sondern  omiua 
hrnti  Petri,  alle  Rechte  der  Römischen  Kirche,  dem  Franken- 
König  commendirte,  so  waren  auch  alle  Patrimonien,  alle  Ver- 
mögensrechte überhaupt,  eingeschlossen,  welche  in  Pippins 
Urkunde  unter  dem  allgemeinen  Worte  jitafitiae  begrififen  werden. 
Der  Umfang  der  Revindicationen  wurde  aber  beschränkt  durch 
die  Verpflichtung  des  fränkischen  Königs,  nur  diejenigen  Ge- 
rechtsame wieder  beizuschaffen,  welche  von  dem  Langobarden- 
König  Aistulidi  dem  Papste  entzogen  waren;  die  Verpflichtung 
Pippins  erstreckte  sich  mithin  nicht  auf  die  von  dem  griechischen 
Kaiser  eingezogenen  Patrimonien. 


ganzen  langobardischeu  Reiches  war,  .so  hätte  Stephan,  wenn  er  nicht  selber 
dem  Franken  - KOnig  commendirt  gewesen  w.nre,  die  Herzogthümer  der 
fränkischen  Hoheit  zu  entfremden  gewünscht;  es  handelte  sich  aber  offenbar 
für  die  Herzogthümer  nur  um  eine  Aenderung  der  Zwischcnherrschat't:  sie 
wollten  fortan  nicht  mehr  unter  der  des  Langoharden-Konigs,  .sondern  unter 
der  des  Papstes  stehen. 

Waitz  IV-,  24S.  -21t»  und  Dalm  VII,  1,  200  heben  gegen  Ehrenberg 
hervor,  dass  die  (iahe  nicht  immer  gewährt  worden  ist. 

**)  Ehreuberg  S.  i;t2— tat,  vgl.  ,S.  7s. 

Ich  komme  darauf  weiter  unten  zurück,  wo  ich  das  Verhältniss 
des  Papstthums  zum  byzantinischen  Reich  bespreche. 
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Demgemäss  sind  die  Salbung  Pippins  und  seiner  Söhne**') 
und  die  durch  Androhung  der  Excommunicatiou  bewirkte 
Sicherung  seiner  Dynastie  seitens  des  Papstes'*"")  als  die  ei-sten 
Dienste  zu  erachten,  welche  Stephan  II.  seinem  Schutzherrn 
leistete;  und  der  Schutz,  zu  welchem  Pipjnn  verpflichtet  war, 
begann  verwirklicht  zu  werden  durch  die  beiden  Feldzüge  gegen 
den  Langobarden-König,  deren  Ergebnisse  in  den  zwei  Friedens- 
schlüssen von  Pavia  festgestellt  wurden:  durch  diese  und  die 
sich  daran  anschliessenden  Schenkungen  Pippins  ward  das  Ver- 
hältniss  des  Papstthunis  zu  den  Franken,  Langobarden  und 
Griechen  neu  gestaltet,  was  nunmehr  genauer  zu  erörtern  ist. 

Durch  die  Paveser  Friedensschlüsse  wurden  der  Exarchat 
und  die  Pentapolis  fränkisch:  die  durch  Eroberung  darüber  er* 
worbene  laugobardische  Souveränetät^-*-)  ging  nach  Kriegsrecht 
in  die  fränkische  über : und  die  fränkische  Souveränetät  darüber 
gab  Pippin  nicht  auf,  als  er  beide  Laude  dem  Papste  Stephan  II. 


Dass  die  Salbung  dem  Empfang  der  Köuigssdmtz- Urkunde  folgte, 
wird  ausdrücklii'li  in  den  Aimales  q.  d.  Einliardi  zu  754  (rec.  Kurze  p.  I3) 
berichtet ; Stephanus  papa,  posUpuim  a rege  Vippino  axlcsine,  Romanae 
defensiunis  firmitatem  (uvcpit,  ipsiim  snera  unetione  ad  rtgiae  dlgiiitntis 
honorem  conseeraeit. 

Eine  Gabe  von  wesentlichem  Werth  war  die  Verleihung  des  Titels 
l’atricius  Romanorum  nicht;  denn  auch  nachdem  zu  der  fränkischen  Schutz- 
horrschaft  über  die  Kömische  Kirche  die  fränkische  Souveränetät  erst  Uber 
einige,  dann  über  alle  päpstlichen  Eande  hinzugekommeu  war,  blieb  dafür 
die  Uezeichmitig  Eatriciat,  auf  welchen  ich  unten  noch  genauer  eingche. 

Wenn  der  Exarchat  und  die  Pentapolis  auch  nicht  durch  eiucn 
fdrmlichen  Friedensvertrag  vou  dem  Kaiser  an  den  Langobarden-König  ab- 
getreten waren,  so  dauerte  die  von  Byzanz  nicht  gestörte  laugobardische 
Herrschaft  darüber  im  .Jahre  756  schon  etwa  ein  halbes  .Jahrzehnt,  war 
also  völkerrechtlich  unantastbar:  das  war  unzweifelhaft  die  fränkische  An- 
schauung, welche  Pippin  in  seiner  Weigerung,  dem  Kaiser  die  eroberten 
Lande  heranszugeben.  (s.  oben  S.  41)  zum  Ausdruck  brachte.  Mochte  auch 
die  bj’zantinisclie  Rechtsauffassung  an  der  Uuverlierbarkeit  nicht  förmlich 
abgetretener  Gebiete  festhalten:  solange  sie  nicht  mit  Waffengewalt  gegen 
die  langobardisch-fränkische  in  Anerkennung  gesetzt  wurde,  that  sic  nichts 
zur  Sache;  sie  konnte  nur  dem  l'apste,  der  ja  für  den  Römischen  Ducat 
immer  noch  byzantinischer l'nterthau  blieb,  verhängnissvoll  wer<len,  weil  er 
nach  einseitiger  byzantinischer  Theorie  die  fremde  fränkische  Macht  in  das 
byzantinische  Reich  geführt  und  Uber  Reichsgebiete  die  fremde  träukischo 
Souveräuetät  anerkannt,  also  Hoch-  und  Laudesverrath  begangen  hatte. 
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schenkte;  denn  hätte  er  damit  zugleich  eine  i)äpstlichc 
Sonveränetät  geschaffen,  welche  schon  begiifflich  mit  der  in 
der  Commendation  angelobten  Dienstbarkeit  unvereinbar  ist.  so 
wäre  auch  der  fränkische  Königsschutz  aufgehoben  w’orden. 
Indem  der  Königsschutz  alle  Rechte  der  Römischen  Kirche 
gewährleistete,  schirmte  er  nicht  bloss  ihren  zeitweiligen  Be- 
sitzstand, sondern  auch  den  verlorenen:  aber  er  schloss  alle 
Neueroberungen  aus:  sein  Ziel  war  nur  die  Wiederherstellung 
des  frülieren  Rechtszustandes  im  Exarchat  und  in  der  Penta- 
polis,  d.  h.  die  Wiedereinrichtung  und  Erhaltung  der  päpstlichen 
Immunität,  welclie,  wie  gezeigt  worden  ist,  unter  byzantinischer 
Herrschaft  sich  herausgebildet  hatte,  nunmehr  unter  fränkischer 
Sonveränetät.  Pippin  wäre  ja  auch  mit  der  Gewährung  der 
päpstlichen  Sonveränetät  über  den  Antrag  Stephans  II.,  welcher 
nur  Restitution  wollte,'***)  w’eit  hinaus  gegangen;  er  hätte  über- 
dies auch  seine  Befugnisse  eigenmächtig  überschritten,  wenn  er 
selbstständig  mittels  einer  einfachen  durch  Königsurkunde  ver- 
brieften Schenkung,  d.  h.  mittels  eines  Verwaltungsactes,  dem 
Papst  die  Sonveränetät  im  Exarchat  und  in  der  Pentapolis 
eingeräumt  hätte,  wozu  als  zu  einer  Staatsaction  zweifellos  die 
Jlitwirkung  der  fränkischen  Reichsversammlung  erforderlich 
gewesen  wäre. 

Da  der  Römische  Ducat  niemals  dauernd  langobardisch 
gewesen  war,  so  konnte  er  aucii  nicht  von  Pij)pin  durch  einen 
Krieg  gegen  die  Langobarden  erobert  werden : er  blieb  rechtlich 
unter  byzantinischer  Sonveränetät  und  zugleich  unter  fränkischem 
Königsschutz,  welcher  alle,  auch  die  öffentlichen  Rechte  der 
Römischen  Kirche  d.  h.  den  päpstlichen  Selbstverwaltungskörper 
des  ducatu.'i  liomoiiiui  sicherte,-**)  bis  Karl  der  Grosse  im 
Jahre  7ftl,  als  ei-  die  Schenkungsurkunde  Pippins  bestätigte 
und  erweiterte,  für  die  schon  durch  den  Königssclmtz  begründete 
thatsächliche  fränkische  Herrschaft  über  den  römischen  Ducat 


'■*“)  S.  oben  Anm.  133. 

-■•i)  Senat  und  Volk  von  Rom  nennen  7.V7  jfanz  richtig  in  einem  Briefe, 
welcher  nach  Ausweis  seiner  Formeln  in  der  päpstlichen  Kanzlei  geschrieben 
ist.  den  Papst  Paul  ilmnnuin  iion/riiiH  (Epp.  Ilt.  äOOss.  610s).  d.  i.  unsern 
[Immunitäts-]  Herrn,  während  der  Franken-König  «oster  jjoul  f)eum  ile.fenmr 
(p.  SlOij.  24)  heisst. 
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die  Anerkennung  von  Seiten  des  byzantinischen  Hofes  als  eine 
aucli  zu  Recht  bestehende,  d.  h.  den  Veiziclil  aut  die  byzan- 
tinische Souveränetät  gewann'-''')  und  damit  auch  das  päiistliclie 
Inimunitätsgebiet  des  Kölnischen  Ducats  unter  fränkische 
Souveränetät  stellte.-'*') 

Als  privilegirt,  nach  formalem  Recht  ein  AusHuss  könig- 
licher Gnade,  musste  die  päpstliche  Inmninitätsherrschaft  einer- 
seits nicht,  wie  Karl  der  Grosse  iii  den  Jahren  nach  der  He- 
scitigung  des  Desiderius  gezeigt  hat,  von  jedem  neu  antretenden 
Franken-König  bestätigt  werden,  galt  sie  andererseits  fi'ir  die 
Lebenszeit  jedes  Königs  ohne  Rücksicht  darauf,  wie  oft  während 
der.selben  der  Inhaber  des  apostolischen  Stuhls  wechselte:  daher 
hat  Pipiiin  seine  Schenkung  den  Päi»sten  Paul  I.,  (’onstantin  11. 
und  Stephan  III.  nicht  erneuert,  ebenso  wenig  Karl  seine  Be- 
stätigung dem  Papste  Leo  III. 

Königsschutz  und  Immunität'-'*')  sind  nun  auch  die  General- 
nenner, unter  welchen  sich  alle  uns  überlieferten  einzelnen 
Rechtsbeziehungen  der  I’äpstc  zu  Pijipin  und  Karl  unterbringen 
lassen. 

Da  die  Päpste  bis  auf  Hadrian,  unter  welchem  die  fränkische 
Souveränetät  auch  über  den  Römischen  Dueat  ausgedehnt  wurde, 
Paul  I.,  Constantin  11.  und  Stephan  111.,  den  fortdauernden 


•e’)  Die  absomleriicliu  /witterst elluiii;  des  Papstes  im  Uiimischen  Dueat 
iu  der  Zeit  von  7.'>l  bis  7S1,  nur  mbtrlieli  bei  einem  so  verrotteten  .Stuats- 
wesen,  als  welches  das  o.ströiiiiscbe  Keicli  in  Italien  sich  erwies,  wird  erst 
völlig  klar  durch  die  .später  folgende  Erörterung  der  Beziehmigeu  des  Papst- 
Ihums  au  Byzanz  in  der  angesehenen  Zeit. 

Auf  die  l’atrimonieii  gehe  ich  weiter  iiiilen  ein. 

"*')  ^’sl-  'Vaitz,  Deutsche  V'erfassungsge.schichte  IV-,  •J.'Si — 32d;  von 
Bethmaun  - Ilollweg,  Der  C'ivilprocess  des  gemeinen  Hechts  V,  — .iO; 

I.oeniug,  Ueschichte  des  deutschen  Kircheiirechls  II,  721 — 747;  Sobui,  Die 
altdeutsche  Kcichs-  und  (ieriehtsverfassung  I,  31C  fl',  und  in  der  Deutschen 
Littcraturzeitung  III  (1SS2,,  7‘J3;  Uierke,  Das  deutsche  tienossenschafts- 
recht  I,  131 — 135;  Brunner,  Deutsche  Hechtsgeschichte  II.  2S7 — Dahn. 
Die  Könige  der  (iermanen  VH.  3.  .5:17— 57o  (,S.  ötil— 5«7  treft'ende  Wiiler- 
legung  Ijoenings,  der  alle  (ierichtsgewalt  der  Imniunitiitsherren  leugnet); 
Kichard  Schröder,  Lelirbuch  der  Deutschen  Kechtsgeschiclite  S.  113. 
lUl— l‘J7. 
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Köiiigsscliutz  l'iii  sicli  in  Anspruch  nehnien'-^)  — mit  Recht; 
ilenn  Stephan  hatte  sicli  ja  nicht  persönlich,  sondern  alle  enusat 
des  heiligen  Petrus  dem  Franken-König  und  seinen  Söhnen 
commendirt-^'*)  — , so  ergiebt  sieh  daraus,  dass  auch  das  Papst- 
thum fortdauernd  dem  fränkischen  Königthum  dienstbar  war, 
ein  Verliältniss,  welches  auch  darin  zur  Anerkennung  kommt, 
dass  mindestens  Paul  I.  und  Constantin  II.  dem  Franken-Könige 
ihre  Wahl  anzcigten,  und  zwar  Paul  nach  dem  früher  für  den 
Exarchen,  den  Regenten  der  Provinz  Italien,  verwandten  For- 
mular.'^''') Ein  Unterthaneneid,  allgemein  eist  seit  78'J  nach- 
weisbar,-'’') sollte  dem  Franken-König  iin  Exarchat  775  geleistet 
werden:  jedenfalls  berichtete  Hadrian  an  Karl,  dass  er  einen 
Bevollmächtigten  nach  Imola  und  Bologna  abgeordnet  habe, 
um  die  ganze  Bevölkerung  auch  ihm,  dem  Franken- Könige,  den 


Paul  nimmt  z.  U.  die  Vorsirlmrung  Pippius  an  (Kpp.  111. 
ruK  /iroin  iterneri'nitilin  ilnirfnliirnii  fore  ad  dcffiiHioiieitt  itanclae  Ih-i 
tnlegiae  et  uiiireriii  jioptili  Hnmaiii  alijuc  tut  hin  jarorim-ine;  Constantin  II 
bittet  (p  tit‘J.ß_s7)  den  Pranken-Künig:  mullo  amjillu«  r.ralfatioiiem  «aiiilac 
Ih'l  evilexiae,  sjiirilaliif  mutrin  restrae,  ithjue  oiilwdojar  /idci  defeiisi uii  ein, 
liujun  rnhin  ciiinminiiae  jirvrinciae  perfeftam  lihernliiiiiem  jirm  urare  di^ncmini 
und  ganz  älinlieh  .Steplian  III.  (p.  SüS^^-so):  aniptUsimaiu  lllieralinnem 
atipif  l•J■allll^i<lm’lll  eantlar  Iki  nrhxinv,  spirilalis  niiilrie  restrae,  et  ist  Ins 
a rotiis  redrniptar  prarineiite  defen  s i a nein  per/ir*re  Jatieatis.  lleinerkens- 
vvertli  ist,  dass  Constantiu  II.  vi-rsieheit  (p.  plus  etiain  quam 

praelati  naslri  praedeeessores  piintijii'es  in  veslra  a Heu  jiruterli  rriini  restri 
Franniruin  caritate  et  dileetiune  atque  sineera  f idelit  ate  cum  omni  nostrii 
popuUi  /inna  mnstantia  eriinm prnnansuri,  und  (iesandte  scLiekt  (]i. 
qui  ros  de  iwstra  fidelitate,  quam  enja  resham  reijalein  putentiam  ijiriinus, 
satisfacere  debeant;  denn  die  Uuterllianeiitreiie  wird  sonst  uielit  von  den 
Päpsten  bis  auf  Leo  111.  den  Frankeu-Küuigen  gegenüber  betont ; vgl. 
'Vaitz  IIP,  89  Anin,  1, 

Die  .Meinung  Ehrenbergs,  dass  die  Commendatiou  auf  die  Con- 
trabenten  beschränkt  war.  sieb  nicht  auf  ihre  Kecbtsnachfolger  erstreckte, 
hat  Dahu  VII.  3,  412  mit  vollem  Hecht  verworfen. 

*®;i  Ep.  12  (p.  607.  508),  98.  99  (p.  649 — 653);  vgl.  Ottokar  Lorenz, 
Papstwahl  und  Kaiserthum,  Berlin  1»74,  S.  32-40  und  Hermann  Dopll'el, 
Kaiserthum  und  Papstwechsel  unter  den  Karolingern,  Freiburg  1889, 
S.  11—43. 

“')  S.  Brunner  II.  59;  Waitz  UP,  292.  293  lässt  ihn  „wahrscheinlich“ 
786  eingefiihrt  sein. 

äundlacb,  batttebua,;  de»  KirchcutUüio».  0 
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Treueid  schwören  zu  lasseii.^'^)  Demnach  hat  Leo  III.  nicht 
etwa,  wie  man  gemeint  hat,  die  von  Hadrian  behauptete 
Unabhängigkeit  aufgegeben,  als  er  Ende  79«  seine  Wahl  dem 
Franken-Könige  anzeigte,  ihm  Treue  und  Gehorsam  gclobte'^'^’) 
und  um  Absendung  eines  Königsboten  bat,  welcher  der  Be- 
völkerung Korns  den  Huldigungseid  für  den  Franken-König  ab- 
nehmen sollte,^)  sondern  Leo  hat  einfach  gethan,  was  er  nach 
dem  längst  zwischen  Papstthum  und  fränkischem  Königthum 
bestehenden,  von  Stephan  II.  und  Hadrian  I.  nur  zeitweise 
unbefugt  zu  ihrem  Vortheil  verschobenen  Verhältniss  von  Rechts 
wegen  thun  musste."'^'“) 

Mit  der  allgemeinen  Unterthänigkeit,  welche  natürlich 
privatrechtliches  Eigenthum  der  Päpste  an  ehemals  öffentlichen 
Gebäuden  nicht  ausschliesst,-''^)  ist  ja  die  Unterordnung  unter 


Epp.  III,  öTOss—sj:  dir  igent  CH 'ibidem  itoxlrum  mimum  . .,  gtii  ... 
sacrameiita  iit  fiile  heati  1‘eJri  el  iiuntra  aiiiue  cxvetleuf iae  restrae  ii 
cuncto  ennim  jmjmlo  suei-ipcrel . „Auch  die  Vereidigung  nur  eines  TheiU 

[des  Iiumunitätsgebictes,  setze  ich  hinzu]  zeigt  die  pfliihtmiissige  Itcchtf- 
lage  an“,  bemerkt  treSfend  W.  Sickel  XI,  3tl.  345  gegen  Weiland. 

S.  oben  S.  70. 

Anuales  q.  d.  Einhardi  zu  79B  (rec.  Kurze  p.  U'J):  Unmne  Adriano 
defuru  to  Leo  pontifieatum  mmrepit  et  mo.v  per  Uyatoa  eunti  clnees  ivnfessionis 
Samti  Petri  ae  vexitlum  Hnmaiiae  uring  cum  nliig  niuneribtm  regi  misit 
rogaritque,  ut  aliguem  <le  guie  optimatibm  liomam  mitteret,  qui  populum 
Komanum  ad  gunm  fidein  atipie  guhjetdionem  per  xtuTamenla  firmaret. 
Missux  ext  ad  hoc  Aiigilbertm  abbax  manaxterii  xandi  Richarii.  Wenn 
Karl  nach  der  KaiserkriSnung  im  Jahre  SOI  die  Empörer  gegen  l;Co  Ilt. 
als  Uajestätsverbrecher  zum  Tode  verurtheilon  lässt  (habita  de  eix  qxuiexlione 
saundum  legem  Romanam  ut  majextalix  rei  capitix  damiiati  xunt:  Anuales 
regni  Francorum  p.  1 1 4),  so  wird  natürlich  hier  nicht  plötzlich  der  Papst 
zum  Nachfolger  der  Cäsaren,  sondern  Karl  fasst  das  Verbrechen  als  gegen 
sich  gerichtet  auf.  Anderer  Meinung  ist  W.  Sickel  XJ,  327. 

**)  Eine  von  Leo  herruhrende  (vgl.  E.  Friedberg,  Die  Grenzen  zwischen 
Staat  und  Kirche,  I [Tübingen  1872],  25  Anm.  l)  Anerkennung  der 
fränkischen  Souveränetät  hat  auch  im  Corpus  juris  canonici  Platz  gefunden; 
der  Papst  schreibt  an  den  Fraukon-König  (c.  41  C.  II  qu.  7):  .Yo»  si  in- 
conpetenter  aliquid  cgimux  et  in  xuhditis  justae  legis  tramitem  non  con- 
serraviinux,  rextro  ac  mixxorum  vextruram  cuncta  rolumux  cinendare  jwlicio, 
‘■“l  Hadrian  schenkte  — vielleicht  im  Jahre  7S7  — dem  Franken- 
König  auf  Verlangen  den  kunstvollen  Mosaik-  und  Marmorschmuck  des 
Fnssbodens  und  der  Wäude  der  Pfalz  zu  Kaveuna  (Epp.  ill,  6l4i4_2i);  die 
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die  von  den  fränkisclien  Königen  erlassenen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen scLleclitliin  gegeben:  sie  folgt  aber,  wenn  sie  itii 
Einzelfalle  besonders  von  dem  fränkisclien  Schutzlierrn  verlangt 
wurde,  auch  schon  aus  der  Dienstbarkeit. 

ln  den  fränkischen  Caiiitularien  begegnet  wiederholt  das 
Verbot  der  Veräussening  unfreier  christlicher  Knechte  in  das 
heidnische  Ausland;  schon  in  dem  Capitulare  Leptinense  des 
Jahres  743  formulirt,''^'’')  erscheint  der  Satz  abermals  in  den 
Capitularia  Haristallense  (779)  und  Jlautuanum  (781?).“’") 
Modi  ehe  die  beiden  zuletzt  genannten  erlassen  wurden,  forderte 
Karl  im  Jahre  77fi,-’"")  als  er  durch  die  sogenannte  Kotitia 
Italica-“0  während  seines  Krieges  gegen  Desiderius  unter 
dem  Zwange  einer  Hungersnoth  abgeschlossenen  Verkäufe 
regulirte,  insbesondere  auch  die  Verknechtung  freier  Menschen 
rüdegängig  machte,  von  Hadrian  die  Anerkennung  jenes  frän- 
kischen Rechtssatzes, '^)  indem  er  den  Papst  über  eine  an- 


Pfiilz  war  mithin  Eigeiithiim  des  Papstes  geworden.  tVenn  auch  nichts 
genaueres  darüber  bekannt  ist.  wie  weit  unter  byzantiiiiseher  Herrschaft 
Kigeiithuin  und  llesitz  der  Päpste  im  Exarchate  reichte,  so  gehörte  ihnen 
doch  auf  keinru  Full  die  l’falz,  in  welcher  der  Exarch  residirte.  Wie  diese 
so  sind  ihnen  vermuthlich  auch  alle  noch  vorhandenen  Staatsländereien  bei 
dem  Verschwinden  der  Exarchen  zugefallen  (s.  oben  S.  27)  und  von  Pippin 
belassen  worden,  der  — iui  Unterschied  von  seinem  .Sohn  Karl  — im 
einzelnen  nichl  danach  gefragt  zu  haben  scheiul,  was  .Stephan  im  Exarchat 
und  in  der  Peutapolis  von  Hechts  wegen  als  Eigenthum  hcanspruchen 
konnte. 

HimilUtr  jiraa  ijiimuK  . ■ . , ui  ihrinfiami  paganin  non 

Iradantur  (c.  3:  Uoretius,  Capitularia  regum  Francorum  I,  2«). 

Fori«  marca  nemo  mnneijiium  eeiulal  (c.  1‘J;  Horctius, 
tapp.  I,  .M). 

Ut  nullus  mnncipia  rhriulinna  vel  piiijana  . . . foria  reyiio  nuairo 
vendat  (c.  7;  Boretius,  Capp.  I,  Itioj. 

*")  Das  Jahr  ergiebt  sich  aus  meiner  IKarlegung  im  Neuen  Archiv 
XVU.  551  Anm.  1. 

'■*')  Boretius,  Capp,  I,  187;  vgl.  desselben  Schrift  „Die  Capitularien 
im  Langobarden-Reich“,  Halle  1864,  S.  tl'J  — 104. 

Boretius  hat  allerdings  (Capp.  I,  28  u.  4)  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  der  Satz  auf  eine  Anregung  Gregors  111.  zurückgeht  — 
dieser  Papst  schrieh  nämlich  c.  732  an  Bonitätius  (Epp.  III,  2K06-o):  -V«m 
et  hoc  inler  tdia  diacrimai  tnji  in  parlibna  iUia  disiati,  iptoii  quidnm  ex 
fiddibua  ad  iminolanduin  piujania  aua  eennndent  maneipia.  Hoc  nt  nuujnopere 

6* 


Digitized  by  Google 


84 


gebliclie  Verletzung  zur  Reclieiisclialt  zug.'-^’)  Und  Hadrian 
rechtfertigte  sich  niclit  nur  wegen  dieses  Voi  wurfs,  sondern 
versicherte  gleichzeitig:  er  habe  diejenigen  Griechen,  welche  die 
infolge  der  Hungersnoth  der  Knechtschaft  geneigten  fjangobarden 
fortschaffen  wollten,  soweit  es  in  seinen  Kräften  stand,  ein- 
kerkern und  ihre  Schiffe  verbrennen  lassen.-’*’^) 

Erscheint  also  ein  Satz  des  fränkischen  Capitnlarienrechts, 
noch  ehe  er  nachweisbar  eigens  für  Italien  in  Geltung  gesetzt 
war,  für  den  Papst  verbindlich,**^)  so  übte  Karl  auch  eine 
Disciplinargewalt  über  den  Papst  selbst  in  zwei  Fällen  (776 
und  784—7111),  in  welchen  der  lautere  Wandel  der  Römischen 
Geistlichkeit  angczwcifelt  wurde;**'*)  und  dass  er  dieses  Recht 
auch  in  Zukunft  sich  zn  wahren  entschlossen  war,  ist  daraus 
zu  entnehmen,  dass  er  dem  Papste  im  zweiten  Falle  die  Straf- 


corrigert.  debettn,  frater,  aMnmendemuH,  iiec  ghins  /ieri  ultra;  «fWii»  euim  ent 
et  'mpirtaH.  Kis  ergu,  gut  hur  jierpetrati  Himilem  humiriiUlt:  iudice» 

jiaeiiitentiam  — ; aber  abgesehen  davon,  dass  der  l'apst  nicht  sowohl  gegen 
den  Verkauf  der  mancijiia  an  sich,  als  vielmehr  gegen  ihren  rituellen  Mord 
bei  den  Heiden  sich  zn  wenden  scheint,  mindert  die  von  päpstlicher  Seite 
etwa  ansgegangene  Anregung  doch  nicht  den  l'rankischeii  Charakter  des 
Gesetzes.  Um  den  Franken-König  später  einer  .\usliefcrung  zweier  unge- 
treuer päpstlicher  Heamten,  welche  zn  ihm  getlohen  waren,  geneigt  zu 
machen,  erhob  Hadrian  gegen  sie  im  Jahre  Tsa,  also  nach  dem  Erlass  der 
Capitularieii  von  Meristal  und  Mantua,  unter  anderm  auch  den  Vorwurf, 
dass  sie  Menschen  zu  den  Heiden  verkauft  hätten  (in  renalitalc  lumiimim 
apud  pageiHox  renundaiilei,  geilte»:  p.  .‘»Oliat.  zs  '- 

Hadrian  schreibt  an  Kail  (p.  bS.öj.  loU  JtfjiperiiiiKs  euim  in  ipm» 
vestruK  mellifluas  apices  pro  reiiatitatr  iimiuipniriim,  ut  quasi  per  iiustris 
Romanis  remtndati  fuissent  in  gentem  iieedirciidiiiii  Saraeeiuirum, 

'^)  Epp.  III.  ÖSÖ17— 21.  Wenn  W.  Sickcl  XI,  ;Us  darüber  sagt: 
,Karl,  der  in  seinem  Keicho  solchen  Menschenhandel  verbot,  wandte  sich 
für  das  päpstliche  Gebiet,  dem  er  keine  Gesetze  hätte  geben  können,  mit 
Erfolg  an  den  I,andesherrn.  Aber  durfte  er  ihm  befehlen  und  im  Fall  des 
Ungehorsams  Rechtszwang  üben?  Eine  Rejahuug  der  Frage  ist  schwerlich 
zu  begründen“  — , so  gestaltet  sieb  hier  das  Rechtsverhältniss  doch  sehr 
einfach:  Karl  durfte  von  dem  Papst  auf  Grund  der  Uomraendation  einen 
Dienst  verlangen  — auch  für  den  Römischen  Ducat : Centumcellael  — und. 
wenn  er  versagt  wurde,  ihn  auf  byzantinischem  Grund  und  Boden  zwar 
nicht  erzwingen,  aber  dem  Papst  den  gegen  Dienstptlicht  cingetauschten 
Königsschutz  entziehen. 

“"I  Vgl.  Boretius,  Die  Capitularien  im  Langobardeu  Reich  S.  19. 

***)  Epp.  III,  ö.S524_34  und  62122—28. 
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lüsigkeit  des  Angebers,  eines  unter  päpstlielier  Gewalt  stehenden 
Mönchs,  ausdrücklich  und  mit  Erfolg  vorschrieb. 

Aber  durch  die  Commendation  wird  nicht  nur  eine  passive 
Ptlicht  zur  Fügsamkeit,  sondern  auch  eine  active  Pflicht  zur 
Dienstbarkeit  begründet,  welche  je  nach  der  Eigenthümlichkeit 
des  Commendirten  verschieden  ist;  und  so  sind  denn  auch  mancher- 
lei Dienste  dem  Papst  mit  Recht  zugemuthet  worden. 

Pippin  hat  die  geistige  und  geistliche  Leistungsfähigkeit 
eines  Bischofs  und  zweier  Priester,  Angehöriger  der  Römischen 
Kirchenproviuz,  in  ausgiebiger  Weise  für  sich  verwerthet.  Für 
den  Römischen  Priester  Marinus  verlangte  der  König  — offenbar 
als  Lohn  für  die  ihm  erwiesenen  Dienste  — die  üebertragung 
einer  Römischen  Pfründe,  und  Paul  I.  kam  der  Aufforderung 
nach,  indem  er  die  darüber  ausgestellte  Urkunde  an  den  Franken- 
König  zugleich  mit  einem  Briefe  sandte,  welcher  in  der  Zeit 
von  758  bis  Tö.'}  entstanden  ist.'-***)  Kachdem  Paul  noch 
wiederholt  des  Marinus  Erwähnung  gethan,  mit  welchem  er 
Anlass  zur  Unzufriedenheit  zu  haben  glaubte,  und  im  Jahre  764 
auch  seine  Rücksendung  beantragt  hatte,'**”)  ohne  damit  der 
Verfügungsgewalt  des  Königs  zu  nahe  treten  zu  wollen,“'^”) 
musste  noch  im  Jahre  767  Constantin  II.  — vermuthlich  eben- 
falls ohne  Erfolg  — die  Bitte  um  Heimseiidung  wiederholen.''^*) 
Da  Constantin  sein  Gesuch  auch  auf  einen  anderen  Priester 
Kameus  Petrus  und  den  Bischof  Georg  von  Ostia  erstreckte 
und  damit  begründete,  dass  das  Bisthum  Georgs  und  die  Kirchen 
der  beiden  Priester  unter  ihrer  lange  dauernden  Abwesenheit 
litten.''^'*)  so  folgt  daraus,  dass  Pippin  nicht  bloss  die  demüthige 
Bitte,  welche  Paul  schon  um  761  für  Georgs  und  Petrus’ 


'^)  Epp.  III.  025s8— si. 

Epp.  III. 

Epp,  III,  ö2'.>si_89.  ö;tO|_is. 

Er  schreibt  p la;  »rd  de  hm-,  iticul  per  anterhiree  umira» 

Ultera»  exrellentine  resirne  ilire-rimiis,  hi  rentrn  sil  iirhilrio  rel  poleslale, 
ipiirl  de  eodem  dhjmDcre  viduerili>i. 

*'')  Epp.  III,  SüSi}— I«. 

Kpim-ojuitum  eiiim  et  cecleaiitti,  i/iitts  teuere  ridehnntur,  innrdinate 
itaque  hiu  temui  iMiieialuut  (;>.  t-j. 
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Heimkehr  an  den  König  gerichtet  liatte,-'^')  — also  etwa  sechs 
Jahre  lang  — unerfüllt  gelassen,  sondern  auch  wohl  auf  eine 
spätere  Anfrage  Pauls  die  Verfügung  getroffen  hatte,  dass  ihnen 
ihre  Aemtcr  in  der  Römischen  Kirchenprovinz  offen  zu  halten 
seien.^'‘3 

Aber  die  Franken  - Könige  Hessen  sich  nicht  an  den 
Diensten  päpstlicher  Untergebener  genügen,  sie  setzten  auch 
den  Römischen  Oberbischof  selber  zu  ihrem  Vortheil  in  Be- 
wegung. 

Da  der  Papst  als  der  vorzüglichste  Mittelsmann  zwischen 
Gott  und  Menschen  galt,  so  emi)ting  Hadrian  bei  besonderen 
Anlässen  von  Karl  die  Weisung,  ausser  den  gewöhnlichen  Für- 
bitten, welche  auch  der  Papst  für  den  Franken-König  beim 
Gottesdienst  einlegen  musste,'-*^'’)  besondere  Bittgebete  anzu.stellen 


Epp.  III,  524-6-S9-  Auch  hier  der  Piipst:  Sed  line  in  irjitraf 
volutitnli»  arbilrio  rehixnmtiK,  ul,  qunlitfr  robin  jdni  uerit,  ila  ex  eiu  iiijaliti, 
sive  illic  npwl  ro«  eo»  detinendo  siee  etiam  tid  tios  iiliHideeiidn,  qumiiom 
omiiiti,  quae  robin  pUu-ita  nunt,  et  »»bin  omninn  coiiqnut  et  pronprra  enne 
videntur. 

^*)  Der  Papst  betonte  aucli  im  37.  Briefe,  welcher  zwischen  7C4  und 
7B6  geschrieben  ist  (p.  549u— ss)  so  beflissen  seine  Willf&hrigkeit  gegen 
den  König,  dass  er  bezüglich  der  beiden  Urlauber  wünschte:  uli/inm  ipni 
plncabHen  in  rentro  ponnint  enne  nerricio!  und  bat  schliesslich:  Pro  quo 

dirigite  nobin,  quid  de  rpineopato  jtraedirli  dcoryii  et  de  rtTirnia,  qunc 
prar.nominato  Petro  roinminm  ent,  qierngere  debenmus,  ne  innpliun.  illin 
utnotin,  in  niniiam  neglecltm  incuriitm  deeeninnt. 

Abgesehen  von  wiederholten  einschlSgigeu  Aeussemngen  der 
Päpste  — Hadrian  sagt  z B.  p.  hSU.« — .Bat»;:  Aus  quidem  die  noctuque 

numquam  dreist imun,  euni  siiecrdoirs  eunetoque  christiano  jiopulo  in  ron- 
fessione  beati  Petri  principis  tijmsloloruin  supptieiter  exorare,  nt  lom  cum 
excellent issima  fitin  iiostrn,  reginn,  et  prnereücntissiiiios  eestros  nobilissimus 
qiroles  victorem  le  super  onines  bnrbnras  nationes  fneiut,  quntemis  oiiines 
sub  tuo  brnchio  uniilinti  resligin  peduin  tui<rum  jironus  osrulentur  et  ecelesia 
l>ei  tun  n l>eo  iiistitutn  rrgnli  polenlin  niminnn  rxalleliir  — und  den 
Sehliisswünschen  der  päpstlichen  Briefe  tvgl.  Neues  Archiv  XVII,  r>40.  r>41 
Anui.  1),  spricht  dafür  auch  die  7s  1 wegen  Infldelitäl  erhobene  .Anklage 
gegen  den  Abt  Potho  des  beneveiilanischeu  Klosters  San  Vincenzo,  in 
welcher  Hadrian  mit  der  Untersuchung  betraut  wurde  (s.  unten);  einer  der 
Auklagepuukte  lautete  nämlich:  Ciwi  cursuin  burae  srxtne  explessemus  et 

serundum  eonsuetndinetn  pro  regis  inndomitnte  ejusqoe  protis  propbet ieum 
deemilitrrnius  jisnlntuni,  eideliiel:  „l>eus,  in  nomine  tuo  saleum  nie  /ac". 
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— das  geht  z.  B.  aus  dem  Brief  hervor,  mit  welchem  Hadrian 
die  Anzeige  Karls,  dass  er  in  Spanien  einzudringen  im  Begriflfe 
stehe,  im  Mai  778  beantwortet^**)  — ; so  erhielt  der  Papst  von 
Karl  78(5  auch  den  Auftrag,  ein  allgemeines  Dankfest  für  die 
Unterwerfung  und  Bekehrung  der  Sachsen  zu  veranstalten,  und 
kam  dem  Verlangen  gehorsam  nach;^)  und  da  er  die  höchste 
moralische  Instanz  auf  Erden  darstellte,  so  musste  er  durch 
Androhung  seines  Banns  den  aufsässigen  Bayern-Herzog  Tassilo 
zum  Gehorsam  zwingen.'^™) 


suhiio  mrrejrit  <thhn  et  psaUere  iioluit,  mid  der  Abt  gab  zu:  Semper  conyre- 
yatio  iiostra  pro  eju»  ejceelletitia  eimul  pro  ipsius  prole  proatl  dubio  in 
tnonaeterio  psaltit  (p.  5Sr.«_,5,  .«.,■»);  vgl,  Waitz  IIP.  181.  182.  2(14  und 
Wejl  S.  45.  4G.  Wenn  Weyl  an  dieser  Stelle  mit  Recht  .die  bereits  durch 
Hadrian  I.  erfolgte  Aufnahme  der  Fürbitte  für  Karl,  seine  Familie  und 
seine  Getreuen  in  das  Kirchengebet  zu  Rom“,  .als  Zeichen  der  Unterwerfung 
unter  das  fränkische  Regiment“  verwerthet.  so  ist  damit  doch  wohl  nicht 
zu  vereinen,  denselben  Papst  an  anderer  Stelle  S.  49  .als  Inhaber  der  Ro- 
präsentationshoheit  Souveränetätsrechte  im  Sinne  der  modernen  Staatsrechts- 
lehre üben“  zu  lassen.  Bei  dieser  Gelegenheit  möchte  ich  mich  gegen  eine 
mir  von  Weyl  unterstellte  Thorheit  auf  das  entschiedenste  verwahren:  Da 

ihm  an  der  Echtheit  einer  Urkunde  Hadrians  S.  181  — 18G  sehr  viel  gelegen 
ist,  so  sucht  er  die  auf  das  Gcgentbeil  abzielenden  Beweise  als  in  sich 
haltlos  hinzustellen;  er  sagt  unter  anderm  S.  133  Anm.  3 auch  bezüglich 
meiner  im  Neuen  Archiv  veröffentlichten  Studien  über  die  Vienner  Brief- 
und  Urkundensamiulung,  zu  welcher  auch  die  Urkunde  Hadrians  gebürt; 
.Gundlach  scheint  Band  XIV,  256  die  Echtheit  anzunehmen,  während  er 
Band  XV,  84  eine  Fälschung  annimmt“.  Es  ist  nun  aber  für  jeden,  der 
Augen  hat  zu  sehen,  klar,  dass  ich  an  der  ersten  Stelle  nur  eine  einleitende 
l.'ebersicht  über  den  Inhalt  der  Epistolae  Viennenses  gehe  und  an  zweiter 
Stelle  S.  11 — 102  nichts  annehme,  sondern  den  umfassenden  Nachweis  der 
Unechtheit  wie  der  ganzen  Sammlung  so  der  fraglichen  Urkunde  geliefert 
habe,  an  welchen  auch  von  meinen  bedeutendsten  Gegnern,  den  Angehörigen 
der  Pariser  Akademie  Chevalier  und  Duchesne,  nicht  gerührt  worden  ist 
(vgl.  meine  Entgegnung  im  Neuen  Archiv  XX.  201—287). 

^«)  Ep.  61  p.  588.  589. 

^)  Epp.  III,  608,_to. 

In  den  Annales  regni  Francorum  (rec.  Kurze  p.  74.  76)  heisst  es 
zu  787:  Jbtque  (in  Hoina)  venienlee  missi  Taeeiloni  dwde  ...  ei  petierunt 
apoitulicum,  ut  paceiii  terminarel  iiiler  domman  Carolum  reyem  et  TmtMouem 
ducem.  l'iide  et  domnue  apuetolicm  miittum  sc  inlerponent,  poetolando 
jamdiclo  domno  rege,  . . . ntatim  Hiipra  ducem  eorum  rel  Kuie  connentaneis 
anathema  posait,  ui  ipee  sacramenta,  quae  qiroiniHerat  domno  1‘ippino  regi 
et  domno  Carolo  itemque  regi,  non  adimpleeect. 


y 
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AVenn  Karl  selbst  die  geistlichen  Eigenschaften  des  Papstes 
sich  dienstbar  macht,  so  kann  nicht  überraschen,  dass  er  seine 
weltliche  Persönlichkeit  für  die  Rechtsprechung  und  Verwaltung 
ausnutzt. 

Der  Franken-König  hatte  den  Abt  Potho  des  Klosters 
San  Vincenzo  am  Volturno,  welcher  der  Infidelität  bezichtigt 
worden  war,  seines  Amtes  zu  entsetzen  befohlen,  als  ihm  Hadrian 
im  Mai  oder  Juni  781  anf  die  Bitte  der  Mönche  vorstellte,  dass 
die  Absetzung  zu  Unrecht  geschehen  sei.  Karl  ertheilte  daraufhin 
dem  Papste  die  Anweisung,  über  die  Angelegenheit  ein  regel- 
rechtes Verfahren  einzuleiten,  welches  die  Schuldlosigkeit  des 
Angeklagten  ergab.^^**)  Mochte  also  auch  sonst  der  Pajist  der 
zuständige  Richter  des  Abtes  sein,-^’)  die  von  Karl  verfügte 
Absetzung  zeigt  deutlich,  dass  der  Franken-König  die  geistliche 
Gerichtsgewalt  des  Papstes  nicht  achtete  und,  als  er  diesem  die 
Untersuchung  nachträglich  übertrug,  nach  freiem  Ermessen 
handelte;  ausserdem  lä.sst  auch  die  Einsendung  des  Unter- 
suchungsprotokolls darauf  schliessen,  dass  Karl  sich  die  Ent- 
scheidung vorbehielt. 

Wie  als  Untersuchungsrichter  diente  Hadrian  dem  Franken- 
König  auch  als  Polizeicommissar,  indem  er  (787  — 791)  den 
Befehl  Karls  fpravcipiendtim  emifit),  die  venetianischen  Kauf- 
leute aus  dem  Exarchat  und  der  Pentapolis  zu  vertreiben,  aus- 
führte 

Bemerkenswerth  ist  der  Streit,  welcher  sich  an  diese  211ass- 
regel  anknüpfte.  Hadri.an  hatte  den  Erzbischof  von  Ravenna 
ermächtigt,  das  Vermögen  der  vertriebenen  Kanfleute,  soweit 
es  im  Bereiche  der  Ravennatischen  Kirche  sich  befand,  zu 


S.  die  Itriefe  60.  07  p.  503—507. 

*“)  Die  Untersuchunj;scnmniis8ion,  welche  unter  dem  Vorsitz  des 
Papstes  zusaiumentrat.  war  keine  aussclilie.sslich  geistliche;  demi  auch  der 
Herzog  Hildebrand  von  .Spoleto  und  der  i/iu-  Theodor  werden  als  Beisitzer 
(p.  595,«.  so)  in  dem  rntersiichungsprotokoll  genannt,  als  welches  sich  der 
07.  Brief  darstellt. 

Kpp.  III.  02224_2-;  der  Brief  ist  in  der  Zeit  von  7«7  bis  791  ent- 
standen. Pie  Frage  \V.  Sickels  XI.  :U»;  .Krlullte  der  Papst  das  Begehren 
aus  Politik  oder  aus  Pflicht?“  ist  zu  beantworten:  .tus  Pflicht;  denn  er 
war  fUr  den  Kxarchat  der  IiuTuunitiitsherr  und  als  solcher  l'ntcrthan  des 
fränkischen  Souveriin.s. 
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ihren  Gunsten  einzuziehen.  Das  hatte  aber  der  in  diesem  Ge- 
biete schaltende  königliclie  Beamte,  der  dux  Garamann,  nicht 
geduldet,  sondern  die  herrenlos  gewordenen  Vermögensstücke 
der  vertriebenen  Venetianer  fiir  den  Fiscus  mit  Beschlag  be- 
legt. Darüber  führte  nun  Dadrian  bei  Karl  Beschwerde.  Der 
Pai)st  verdunkelte  dabei  diescui  klaren  Sachverhalt,  indem  er 
durch  königlichen  Befehl  den  in  seinen  Augen  anmasslichen  (hi.r 
zur  Herausgabe  der  eingezogenen  Liegenschaften  zu  dem  Ende 
angehalten  haben  möchte,  „dass“,  so  sagt  der  Papst,  „sowohl 
unsere  Territorien  vermittelst  Eures  Königsschutzes  unange- 
tastet bleiben,  als  auch  alle  kirchlichen  Anstalten  innerhalb 
dieser  Territorien  ihre  wohlerworbenen  Rechte  unverbrüchlich 
geniessen“  denn  genau  genommen  nicht  der  zunächst  per- 
sönlich wirkende  Königsschutz  verbürgt  einem  königlichen 
Beamten  gegenüber  die  Unantastbarkeit  eines  Territoriums  und 
den  ruhigen  Genuss  aller  wohlerworbenen  Rechte,  sondern  die 
dingliche  Immunität,  mit  welchei'  freilich  der  für  den  Exarchat 
und  die  Pentapolis  ursprünglichere  Königsschntz  verbunden 
war;-”*)  und  wohlerworben  können  die  hier  fraglichen  Rechte 
nur  unter  der  Voraussetzung  genannt  werden,  dass  mit  Immunität 
vereinbar  ist.  was  Hadrian  in  diesen  Begiiff  hineinlegt.  liässt 
man  aber  den  im  fränkischen  Recht  für  Immunität  üblichen 
Inhalt  massgebend  sein,  so  kann  das  Urtheil  nicht  schwanken. 
Dem  Immunitätsherrn  standen  nur  die  Causae  minores,  die 
niedere  civile  Gerichtsbarkeit  und  die  damit  verbundenen  Ge- 
richtsgefälle ZU;-’“)  hier  aber,  wo  Karl  die  venetianischeu  Kauf- 
leute, byzantinische  Cnterthanen,  durch  Entziehung  seines 
Schutzes  rechtlos  und  ihre  gesammtc  Habe  heirenlos  machte,*“') 
handelte  es  sich  gar  nicht  um  einen  Act  der  Gerichtsgewalt, 


Dag  bedeuten  doch  wohl  die  uncreleiiken  Worte  (p.  6285-7):  ut  et 
iioülrti  lerritoria  i>er  rexlrom  rei/nlem  fuitioiiein  inlnctn  iiermniirniit  et  i’yioc- 
qiuii  infrn  iima  lerritoria  exxe  aoxeuiit ur  iinrfhijiabilHer  a piurum  loeurum 
poeeeiixa  coruvt  Jura  fruantur, 

feber  das  Verhältnis.s  des  Köiiigsachutzes  zur  Iinnmnität  s. 
Urunner  II,  öl— f)6  und  Dahn  VII,  :l,  .h.öl.  .'■>52. 

Hruner  II.  298—302. 

*•'■)  I.'eber  die  Kechtlosigkeit  der  Fremden  s.  Dahn  VII,  1,  306;  3,  19 
und  Schröder  S.  225.  226. 
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sondern  um  eine  Polizeimassregel,  und  vollends  ungereimt  ist 
es,  den  Ertrag  dieser  Massregel  unter  Gericlitsgefiille  zu  be- 
greifen. Hadrian  kam  also  gar  kein  Verfiigungsrecht  über  die 
Güter  der  ausgewiesenen  Kaufleute  zu;  folglich  konnte  sie  der 
Ei-zbiscliof  von  Ravenna  auch  gar  nicht  durch  eine  Zuwendung 
des  Papstes  erwerben. 

Was  mm  den  Gerichtsstand  des  Papstes  anlangt,  so  beweist 
die  Untersuchung,  welche  Karl  anfangs  December  800  über  die 
gegen  Leo  III.  erhobenen  Anklagen  eröffnetc,***)  dass  der 
Franken-König  richterliche  Gewalt  in  Strafsachen  über  den  Papst 
in  Anspruch  nahm;  und  in  Civilsachen  wäre  es  ein  Hohn  auf 
den  Rechtsbegriff  gewesen,  wenn  dem  Papst  die  endgiltige  Ent- 
scheidung in  Streitigkeiten  überlassen  worden  wäre,  in  welchen 
er  selbst  Parthei  war.  Ein  solcher  Fall  wird  von  Leo  III.  in 
einem  an  Karl  gerichteten  Brief  erwähnt.  Es  handelte  sich 
um  Ländereien  mit  Gebäuden,  landwirthschaftlichen  Anlagen 
und  Vieh,  Zubehör  zur  Ravennatischen  Pfalz,  welche  ja  Eigen- 
thum des  Papstes  geworden  w'ar. ’*'*■)  Karl  hatte  zuerst  alles 
dem  Papste  zugesprochen,  dann  aber,  wahrscheinlich  auf  eine. 
Beschwerde  der  Gegenparthei,  das  ürtheil  aufgehoben  und 
durch  seine  müss/  eine  neue  Untersuchung  angeordnet,  welche 
dem  Papste  den  Verlust  aller  durch  das  erste  Urtheil  gewonnenen 
streitigen  Gegenstände  eintrug.*'*'*) 


In  (len  Annalen  regni  Frnncorum  (rec.  Kurze  p.  112)  wird  erzählt: 
Hex  coiitione  rocata,  cur  Hmiiam  reiiisnel,  omnibux  iialeferil  et  e rinde  cot idie 
ad  ea  </uae  reiieral  facienda  operam  dedit.  Inter  ipcae  ret  maxiniiim  rrl 
diffirHlinnim  erat,  quod  primnm  inchoatum  ent,  de  discutiendis,  </une  pontifiri 
objecta  sunt,  criniinibus;  vgl.  Miihlbaclier,  Deutsclie  Ge.sehiclite  S.  200.  201. 

‘■®’)  S.  oben  Aum.  2ti  und  256. 

“*)  Leo  verweist  di.ui  Kaiser  in  seinem  zwischen  SOI  und  814  ge- 
schriebenen Briefe  auf  den  genaueren  Bericht  seines  Gesandten  darüber, 
omnia,  quinpiid  per  rrslrum  pinnt  ac  teipile  Judicium  de  causa  ridelicet 
palatii  Itncennatis  recotlejimus  — iinile  et  jussistis,  ut  nulliis  quitibet  lionio 
in  postertim  conquassare  aut  in  Judicio  prnmorere  praestimeret  — tarn  de 
rtib/aria  quam  etiam  de  mansis,  qiias  per  rrstrum  dispositnm  Herminus 
fidelis  fester  nobis  reconsiynaril,  omnia  citin  ntsis,  rineis  seu  labori- 
bus  alque  peculiis  nbslulcrttnt , et  nihil  cxinde  nobis  rcntansü  (Jaffe, 
Bibi.  IV,  331). 
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Wenngleicli  die  der  Immunität  eigentümliche  Rechtsspliäre 
eine  beschränkte  war,  mir  so  weit  reichte,  als  die  öffentliche 
Gerichtsbarkeit  flnanziellon  Charakter  hatte,-***)  so  hatte  doch 
Geo  III.  auch  darin  noch  Eingriffe  fränkischer  mis>>i  zu  erdulden: 
er  klagte  Karl  einmal,  dass  die  von  ihm  entsandten  mmi  aus 
ihrer  Begleitung  in  mehreren  Städten  Richter  bestellt,  durch 
diese  in  verschiedenen  Rechtshändeln  eine  amtliche  Zwangs- 
gewalt geübt  und  an  Gerichtssporteln  eine  reiche  Ernte  gehalten 
hätten,  wodurch  die  päpstlichen  Einkünfte  erheblich  geschmälert 
worden  seien.-'**’)  Aber  der  Papst  bestritt  nicht  etwa  dem  Kaiser 
das  Recht  zu  einem  solchen  Vorgehen;  er  bezweifelte  lediglich, 
ob  die  vii^si  ihre  Gerichtsgewalt  au  Männer  ihres  Gefolges  zu 
delegiren  ermächtigt  waren.*®*) 

Im  Gegensatz  zu  dem  fügsameren  liCo  hat  sein  Vorgänger 
Hadrian  den  Versuch  gemacht,  erst  zusammen  mit  einem  aus- 
gedehnten Pai)ststaat  auch  eine  mit  der  fränkischen  gleichgestellte 
Gerichtsgewalt  zu  erlangen,  dann,  nachdem  er  daran  gescheitert 
war,  die  päpstliche  Macht  räumlich  und  inhaltlich  zu  steigern, 
wenigstens  die  richterliche  Befugniss  des  Papstthums  in  seinen 
Imnmnität.sgebieten  zu  erweitern;  indessen  hat  er  damit  ebenso 
wenig  Glück  gehabt  wie  mit  seinen  politischen  Bestrebungen. 

Schon  iin  Jahre  77ö  stellte  er  an  Karl  das  Ansinnen:  wie 
er  ihm  einen  gewissen  Paulinus,  welcher  feindselig  und  ver- 
leumderisch sich  über  den  Franken-König  geäussert,  gefesselt 
ausgeliefert  habe,  so  auch  die  der  Papstbeleidigung  schuldigen 
Paschalis  und  Sarracinus  entweder  zu  bestrafen  oder  zur  Be- 
strafung auszuliefern.*®*)  Aber  Karl  nahm  von  Anfang  an  so 


Brunner  II,  300. 

““)  Leo  schreibt  im  Jahre  SO.s  an  Karl:  Xmrimus  enim.  »i  reitra  fuit 
ikmaudatio,  qmd  mixsi  vfntri,  qui  reiierunt  ml Juxtitiam  facieiidam,  ddulerutil 
aecunt  hominea  pluriv  el  qter  sini/uUia  riritiites  nmatilufruiit.  Quin  omnia, 
aecundum  quod  aolebnl  du.v,  qui  u mdiia  er<il  roiislilutus,  per  dialrictiimem 
direraarum  enuanrum  lolleiv  et  imhia  more  aidilo  niiinie  trihuerr,  ipai  eornm 
htnuinea  pereyerunt ; et  multiii»  cutlrrtitiiiem  feirruiit  de  ipao  populo.  Vnde 
ipai  dwea  minime  poaaunt  aulfrnyium  ind/ia  plriiiaaime  prneaeiitare  (Jaffe, 
Bibi.  IV,  :I12). 

*"■)  S.  das  erste  Satzgefüge  der  in  der  vorigen  Auin.  ausge.scliriebenen 
Stelle. 

***)  Epp.  III.  Ü73  i—ia. 
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wenig  Rücksicht  auf  den  Pai>st,  dass  er,  was  Hadrian  sehr 
bitter  empfand,  den  beiden  „Verbrechern“  den  Anfentlialt  bei 
ilim  zu  einem  angenehmen  gestaltete und  Inlir  dem  Papste 
zum  Verdruss  aucli  damit  fort  — das  muss  man  anneliinen,  weil 
er  es  gerade  damals  darauf  anlegte,  den  Papst  schonungslos  seine 
Macht  fühlen  zu  lassen  und  ihn  dadurch  in  seine  Schranken 
znrückzuweisen.-“^) 

Durch  diese  Erfahrung  Hess  Hadrian  sich  aber  nicht  be- 
lehren; er  nahm,  nachdem  sein  VerhRltniss  zu  Kail  urkundlich 
geregelt  war,  seine  alten  Bestrebungen,  seine  Gerichtsheirlichkeit 
zu  erhöhen,  von  neuem  auf.  Im  Jahre  78:t  beantragte  er  bei 
Karl  auf  Grund  der  von  diesem  bestätigten  Schenkung  seines 
Vaters  die  Auslieferung  zweier  bei  ihm  weilender  Ravennatischer 
Beamten,  des  Eleutherius  und  Gregor,  welche  er  der  schwersten 
Amtsverbrechen,  sogar  der  Ermordung  eines  Diacons  während 
der  Messefeier,  beschuldigte,-“)  um  vor  fränkischen  mU-'i  ihre 
Verurtheilung  zu  erzielen.-”“) 

Im  Jahre  790  oder  7‘.U  bat  Hadrian  abermals  Karl  um 
die  Auslieferung  einiger  Ravennaten  und  Pentapolenser,  welche 
keine  Beamten,  sondern  lediglich  Insassen  des  päpstlichen  Im- 
munitätsgebietes gewesen  zu  sein  .scheinen,  nachdem  er  ein  Jahr  ' 
zuvor  bereits  die.selbe  Bitte  ohne  Erfolg  an  Karl  gerichtet  hatte.-“') 
Der  Beweggrund  ist  jetzt  der  nämliche  wie  im  Jahre  78;t-"“): 


Der  Aorger  Ha(lrinn.s  niarlit  sich  in  ilen  Worten  Luft  (p.  f>7.'ts. 

Kt  miror  rahlc,  tjuml  illi,  <j>ti  titllii  et  iiiauilitu  ile  »os  eiiriim  rentris  uhliili- 
huji  jtroferebunt  rrrhii,  in  iiiiii/iiiii  iMieiit  hahen  iliiii>.ieititi. 

a«)  S.  oben  S.  CJ  ft  . 

^*)  Epp.  111,  ÜÜGi9— 2;,. 

Er  verlangt:  wl  tion  ilehoiietiliiluii  jier  liMinxlmuH  rentro^ 

huniiUs  veiiiniil,  ut  omiiin.  nxiae  f'ati  xuniiis,  contm  eomprohemut  prae-ientiu, 
HXitUenwi  x^xii  ayxxnt  tulxxx  (»ö/n«  (xti/xte  jierrersa  per  ixos  exxxexxilexitxir 
(p.  fi06<s— GOTi  i.  Der  für  die  Immunität  geltenden  Kegel  gemäss  beansprucht 
also  Hadrian  nicht  einmal  Uber  seine  Beamten  die  Gerichtsbarkeit  in  Straf- 
.Sachen;  er  möchte  das  Strafgerichtsvertähreu  nur  in  seinem  Bereiche  angc- 
stellt  haben. 

Wie  schon  oben  ungezogen  ist,  sagt  er  ;p.  0a.">  i—a):  .liextl  prnelcritx) 
atxixxx  luxhln  ilii'exixxius,  pnx  li(iixxixiilixtix  h'xxrhxiaxxis  et  l‘enlixpotrixrxe>‘,  xle  qxios 
«erxpsixxxxts,  xit  eoK  xiobin  xUriiji. 

*•')  Hadrian  sagt  hier  von  seinen  beiden  Beamten  (p.  (iofiai.  ssl; 
Kxxpex’lm  xxrx’xxtpxntiiX  ehxti  enixtxli  sxxtxl  \iiie  oos//*o  srinxtlu  xi>I  ee'ttx'xx px'ixpt-eari 
rey flies  oltttidbus. 
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Hadilan  wollte  nicht  ziigrchcn,  dass  schlichte,  geschweige  denn 
heanitete  Insassen  seiner  Inmmnitätsgebiete  sich  ohne  seine  Ein- 
willigung seiner  von  l’ippin  und  Karl  gewährleisteten  Gerichts- 
gewalt entzögen  und  zu  dein  Franken  ■ König  ihre  Zuflucht 
nähmen:**®)  er  wünschte  darum  von  Kar!  den  Grundsatz  aner- 
kannt zu  sehen : wie  kein  Franke  ohne  königliche  Genehmigung 
nach  Rom  reisen  dürfe,  so  solle  auch  jeder  päpstliche  Unter- 
gebene erst  bei  dem  Papste  die  schriftliche  Erlaubniss  einholeu, 
ehe  er  sich  an  den  Franken-König  wenden  dürfe.*"“)  Da  Hadrian 
auch  den  Fall  der  Berufung  an  den  fränkischen  Oberrichter 
ausdrücklich  einbezogen  wissen  wollte*"’)  und  Gleichstellung 
seines  Bereiches  mit  dem  Herzogthum  Benevent  begehrte,  welches 
zwar  seine  volle  Souveränetät,  aber  nicht  den  .Staatscharakter 
eingebüsst  hatte,'"’)  so  ging  er  darauf  aus,  die  Zuständigkeit 
des  fränkischen  Konigsgerichtes  als  Berufungsinstanz  für  die 
Insassen  seines  Immunitätsgebietes  in  jedem  Falle  von  seiner 
Zustimmung  abhängig  zu  machen  d.  h.  nach  Belieben  auszu- 
schliesseu  und  damit  mittelbar  durch  Steigerung  seiner  Gerichts- 
gewalt die  staatliche  Stellung  für  seinen  Machtbereich  zu  gewinnen, 
welche  er  unmittelbar  durch  eine  Auftheilung  des  Langobarden- 
Keichs  nicht  hatte  erwerben  können.  Karl,  dessen  Entscheidung 
nicht  überliefert  ist,  wäre  blind  gewesen,  wenn  er  das  Ziel  dieses 
Strebens  verkannt  hätte,  und  mit  sich  selbst  in  Widerspruch 
geraten,  wenn  er  den  Papst  auf  Umwegen  dahin  hätte  gelangen 
lassen,  wohin  er  ihm  fiüher  den  geraden  Weg  verlegt  hatte. 


■®')  Im  Jrtlire  7UO  oder  701  simt  er:  Ips't  i-icu  Uiiniiiniii  it  Peiita- 

imUmux  niiriqiir  hiimiin«.  qui  niiiv  iiuslnt  iilixiihtfiiiiif  tiil  i'nx  vrniiwl,  f'imlu 
eliili,  tioxlri»  si;  ml  Jusliliiis  fmiaulam  cmiUmuiiiit  mnmUtliii  ct 
iiulUt  iliriuiif,  xu  iif  II  riiliix  henlu  l’vtru  ajioxtolo  et  iiohis  i'iiiicensa  ent,  habere 
ilii/naiilur  (p.  tia.'iio—jui. 

*"')  Hnilriaii  spricht  das  uiiumwiinden  aus:  simt  rexlris  homiiüliiui  sine 
renlra  iibsulntiune  ad  limimt  fiimshilwum  neque,  ml  uns  coniuH<iunt,  ita  et 
uosiri  hnminen,  qui  iijititl  ruis  reiiirc  eujiiunl,  euni  noslra  absntiiliime  et  episUda 
reiiiiiiil  (p.  uar>j7_aii\ 

**')  Der  Zweck  .1er  Keise  aii  den  triinki-sclieii  Hof  wird  (p.  t>:iÖ2j.  »e, 
i|i‘Utlich  aiigc^'ebeli:  qiuilisaimque  ej-  nustris  aul  pro  sulutalioniit  eiiiisa  aut 
qaacrend  i justilium  ad  ros  pnqiirareriiit. 

*“)  Hadrian  beantragt  bei  Karl,  die  Kavennateu  und  Pcnt.tp.deiiser 
ihm  aiiszaliefern,  sieat  H>iierenlano  diici  feeistis  (p.  liH.'.jj;  eine  andere  He- 
zuguubiue  auf  denselben  Herzog  wird  nueh  zu  erwiUmen  sein. 
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Dagegen  steht  ausser  allem  Zweifel,  dass  die  Päjiste  unter 
Pippin  und  Karl,  mit  Ausnahme  der  drei  Jahre  774—777,  die 
der  Immunität  eigenthömliche  Selbstvorw'altung  übten,  d.  h.  die 
Beamten  bestellten,  mit  Dienstanweisung  ausstatteten  und  unter 
Ausschluss  der  ordentlichen  königlichen  Beamten  ihre  Wirksam- 
keit entfalten  Hessen.*"®)  Weil  aber  die  Immunitätsbeamten  die 
öffentlichen  Beamten  vertraten,  so  ist  es  an  sich  wahrscheinlich, 
dass  mindestens  ein  auf  straffe  Unterthänigkeit  so  bedachter 
Herrscher  wie  Karl,  welcher  sich  von  den  Insassen  des  päpst- 
lichen Immunitätsgebietes  den  Huldigungseid  leisten  Hess,*’*) 
auch  den  Einfluss  auf  die  Ernennung  der  Immunitätsbeamteu 
nicht  völlig  aus  der  Hand  gegeben  hat:  wie  er  im  Jahre  702 
oder  786  allgemein  verordnete,  dass  die  Immunitätsbeamteu  dem 
König  Hulde  schwören  sollen  ,*"•'’)  so  hat  er  für  das  päpstliche 
Immunitätsgebiet  Beamte  geradezu  ernannt  und  dem  Immunitäts- 
herrn nur  ihre  Vertheilung  auf  die  einzelnen  Bezirke  überlassen. 
Das  folgt  aus  einem  Schreiben,  welches  Hadrian  in  der  Zeit 
von  784  bis  791  an  Karl  richtete;  er  nimmt  darin  zw'ei  seiner 
Beamten,  die  duces^)  Constautin  und  Paul,  w’elche  bei  dem 
Eranken-Köuige  verklagt  worden  waren,  iu  Schutz  und  emjiflehlt 
den  einen  von  ihnen,  Paul,  welchen  er  aus  freien  Stücken  au 


Das  wird  besonders  deutlich,  als  liadriau  dem  vou  Karl  mit  der 
Immunitätsherrsohat't  iui  Kxarchat  aiisgestattcten  Krshiscliof  Leo  von  Ka- 
veuna  die  Befugnisse  streitig  macht;  er  schreibt  (p.  f>HSse-2i):  ciiifa/c.v  . . . 
Emilitu;  ipitat  tief<triu>‘ nrchiei>iac<jinin  iit  sua  jiolenlnlt,  di  tiiK ii.i,  ilnilem  actores 
qw).i  ttAuU  ronnliluit  cl  iiimtron,  ihiitem  ontiimrimiis,  proUrrr  vinus  tv>7, 

sed  et  ctinctiig  adiom-ji  iiifra  cifiltiUm  Uitiriiiiuiiliitiii  ipsc  Dnlinuril  und  be- 
gründet seinen  Auspruch  mit  den  Worten  tp.  5i;Ui— 5);  ipac  nv^iler  praede- 
cestor  cuucUin  actione»  iJu»iUm  cranhnlus  ad  jterai/nidiim  distrihachat,  et 
omne»  aclore»  ah  hac  Humana  urtn:  pnuiepta  earuitdem  aetionam  accipiehant ; 
nam  ei  judice»  ad  faeiendus  jiistitias  omnihu»  vim  patientibm  in  eadem  Ha- 
vennantium  urhe  re»idendiiin  ab  hac  lluniana  nrhe  direarit,  1‘hilippumridelicel 
itto  in  temj/ore  pre»6yterum  simulque  et  Eicstiudiiam  tpiondam  ducem;  älmlich 
p.  .^7720  —34.  57SI3S— 3C.  40—44.  5S(li_4. 

S.  oben  S.  si.  se. 

**’)  Boretius,  Capp.  I,  67:  c.  4.  Ihmde  adcocati»  et  eiearii»  . . . ainnes 
jurent;  vgl.  v.  Betlimann-llollweg  V,  47 — 49. 

Die  Bezeichnung  ist  für  einen  päpstlichen  Immunitätsbeamten 
unbedenklich,  weil  Hadrian  p.  569s  einen  .solchen.  Eustach,  mit  diesem  Titel 
belegt  (oben  Aum.  303)  uud  auch  Leo  UI,  so  verfährt  (oben  Aum.  290). 
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den  fränkischen  Hof  behufs  Rechtfertigung  entsendet,  der  Ge- 
wogenheit Karls;  gleichzeitig  erinnert  er  den  König  daran 
(p.  6272i_w):  qmditer  in  nuhi  fmdork  irstri,  h ati  Petri  ajHjstoli, 
praefrdton  Cf/ustantinum  rdque  Btnmmum  nohix  eomnumdare  dujnati 
e^tin,  confirmatdes  proad  dnhio,  ut  nostri  restrique  esuent 
fideles  — das  kann  nichts  anderes  besagen  als:  Karl  hat  bei 
seiner  Anwesenheit  in  Rom  — die  der  Entstehung  des  Briefes 
nächst  vorhergehende  fällt  in  das  Jahr  781  — zwei  seiner  Ge- 
treuen dem  Papste  für  damals  gerade  im  Immunitätsgebiet  zu 
besetzende  Aemter  zngewiesen;  da  aber  diese  Erinnerung  nur 
dem  Constantin  zu  gute  kommt,  so  fügt  Hadrian  noch  hinzu 
(p.  t)2727):  et  ipsum  praefatum  Paulum  (jloriomm  dneem  reyalk 
tiiitmik  cireummlhdum  nmminicnh,  was  in  diesem  Zusammen- 
hänge kaum  anders  auszulegen  ist,  als  dass  auch  Paul  durch 
den  Franken-König,  wenn  auch  nicht  durch  ihn  persönlich  in 
Rom  selbst  wie  Constantin,  für  ein  Amt  designirt  worden  ist. 
Wenn  diese  Auffassung  richtig  ist,  dann  hat,  während  Pippin 
eine  solche  Einwirkung  auf  die  Ernennung  der  päpstlichen 
Immunitätsbeamten  nicht  ausgeübt  zu  haben  scheint,  Karl  schon 
von  Anfang  an  in  dieser  Art  seine  Souveränetät  zur  Geltung 
gebracht;  denn  um  gegen  den  mit  dem  Exarchat  be widmeten 
Erzbischof  Leo  von  Ravenna  aufzukonimen,  versuchte  Hadrian 
einen  ihm  von  Karl  designirten  Beamten  zu  Gabello  als  Grafen 
in  Thätigkeit  zu  setzen,  aber  er  klagte  Karl  (p.  .’SIüst-io); 
Sam  ei  Dominietim.  quem  nohis  in  ecelesia  heati  Petri 
tradidieti e atque  eommendaetis,  eomitem  constduimus  in 
qunndam  hrerksimain  vivitafem  GaMleimim,  praeeepfum  ejitsilem 
ciritatie  iUi  iribiamtes:  minime  illum  fH’rmkit  ipenm  aetam  agere, 
sed,  dirigens  ereredum,  rinctum  enm  liarennam  deduxit  et  ruh 
cuetodia  hainiit;  da  der  Brief  dem  Jahre  775  angehört,  so  ist 
der  darin  erwähnte  Aufenthalt  Karls  in  Rom  der  des  Jahres  774: 
mithin  hat  der  Franken  - König  eben  damals,  als  er  nach 
fälschender  pä])stlicher  Ueberlicferung  so  freigebig  mit  den  Be- 
standtheilen  des  Langobarden-Rcichos  umging,  es  zwischen  sich 
und  dem  Papste  förmlich  aufzutheilen  versin-ochen  haben  sollte, 
keinen  Zweifel  darüber  aufkommen  lassen,  dass  er  den  päpst- 
lichen Machtbereich  nur  als  Immunitätsgebiet  erachtete,  für 
welches  er  sich  noch  dazu  die  ausschlaggebende  Bestimmung 
der  päpstlichen  Beamten  vorbehielt. 


y 
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Was  das  Heerwesen  angeht,  so  war  ja  der  Papst  in  seiner 
geistliclien  Eigenschaft  nicht  fähig,  die  dem  Immunitätsherm 
sonst  zufallende  unmittelbare  Befehlsgewalt  über  die  Streitkräfte 
seines  Gebiets  persönlich  auszuüben,  und  gerade  durch  die  Un- 
zulänglichkeit seiner  Machtmittel  veranlasst  worden,  sich  dem 
heermächtigen  Franken-König  in  die  Arme  zu  werfen : os  ist 
also  in  dieser  Beziehung  am  natürlichsten,  dass  der  Papst  nur 
eine  untergeordnete  Einwirkung  behielt  und  sich  in  die  zu 
seinem  Schutze  fränkischerseits  vorgesehene  Organisatiou  ein- 
fügen  musste. 

Schon  der  Biograph  Stephans  II.  berichtet,  dass  der  Be- 
vollmächtigte Pi[)pins,  der  Abt  Fulrad,  als  er  mit  der  fränkischen 
Heerschaar,  die  er  bei  sich  hatte,  zur  Unterstützung  des  Desi- 
derius  aufbrach,  zugleich  mehrere  Römische  Heeresabtheilungen 
für  den  Fall  der  Noth  in  Hilfsbereitschaft  setzte.®*'*)  Nichts 
anderes  als  den  unbeschränkten  fränkischen  überbefehl  über  die 
Truppen  auch  des  Römischen  Ducats  kann  der  Papst  Paul  I. 
im  Sinne  gehabt  haben,  als  er  wiederholt  die  Bitte  an  Pippin 
richtete,  zwei  oder  einen  Königsboten  zu  senden,  welcher  in 
Rom  seinen  ständigen  Sitz  nehmen  und  von  hier  aus  die  Ver- 
theidiguug  gegen  die  Griechen  nachdrücklicher  lühreii  sollte.®'"'*) 
Und  wenn  auch  Hadrian  bei  der  eigenmächtigen  Unternehmung 
gegen  Terracina*"")  über  die  Streitmacht  seines  Bereiches  ver- 
fügte, so  lässt  selbst  er  bei  dieser  Gelegenheit  erkennen,  dass 
der  überbefehl  dem  Franken-König  zusteht:  denn  er  kündigt 
Karl  seinen  Plan  mit  den  Worten  an:  „Wir  haben  uns  ent- 

schlossen, mit  Gottes  Kraft  und  Hilfe  und  zugleich  unter 
Euerer  Übergewalt  unser  gesammtes  Heer  dahin  zn  ent- 
senden“;®"") und  dem  entspricht  es,  dass  der  Papst,  welcher 


Liber  puiit.  I,  t.>äiu— i:::  jirot>irun.s  cl  prtufatus  Fttlrailn.i  rcmruliilis 
ahhds  cum  ali'iuanlis  Francis  in  iiiuciliuin  ijisiiis  Jhsi<lcrii,  scil  d jrlurcs 
e.cercitHs  Homrinvmm,  si  na  essi/as  r,rii/crfit,  in  cjiis  disjinsuit  ncciiri  ii<ljulorium. 
Id  lioii  Aniialcs  ij.  d.  Eiuhimb  free.  Kurze  p.  IS)  wird  aus  der  Zeit  nach 
dem  crslun  Kriege  berichtet:  ( Fippinus)  tstcjihanum  jmpiim  cum  Fulrado 
prtshytero  cupcUanu  ct  nun  minima  Francuruin  manu  liomam  remisit. 

■**’)  Kpp.  III,  .TÜn.  n.  5:1(124-27,  53S27  — 30. 

S.  oben  S.  <>7. 

Kpp.  III,  .5s;i<_io:  disposuimus  cum  ilei  rirlulc  uhjiic  auxitiu  una 
cum  rcstru  puteutia  ycuiratcin  nuslrum  cJCcrcitum  illac  dirüjcrt. 
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seinen  Plan  (lein  Franken -König  niclit  eist  zur  Genehmigung 
vorgelegt,  sondern,  wie  es  scheint,  sofort  ausgeführl  hatte, 
hinterher,  nachdem  er  aus  Terracina  wieder  verdrängt  war, 
sieli  entscliuldigt,"')  um  Karl  zur  Aufbietung  aller  Truiipen  in 
Tuscien,  Spoleto  und  Beiievent  zu  seinen  Gunsten  zu  vermögen. 

Mit  dieser  Anregung  spielt  Hadrian  wahrscheinlich  auf 
eine  Organisation  der  italischen  Streitkrätle  an,  wie  sie  von  den 
Franken-Königen  zum  Schutze  des  Pai»stthums  wider  die  ge- 
fahrdrohenden Griechen  getroffen  worden  war.  Bereits  Paul  I. 
bittet  Pippin  in  einem  firiefe,  welcher  in  die  Zeit  von  Ttil  bis 
7(iii  gehört,  durch  einen  Boten  den  Langobarden-König  Desi- 
derius  anzu weisen,  dass  er  ihm  die  für  den  Fall  der  Noth  be- 
stimmte Hilfe  leiste  und  zu  seinem  Schutze  die  benachbarten 
Heneventaner,  Spoletiner  und  Toscaner  aufbiete.-^*'-)  Nachdem 
üesiderius  beseitigt  und  Karl  als  Langobardeu-König  an  seine 
Stelle  getreten  war,  scheint  die  frühere  Anordnung  betreffs  der 
Contingente,  welche  zunächst  den  Schutz  des  Papstes  wahrzu- 
nehmeu  hatten,  aufrecht  erhalten  zu  sein;  Hadrian  bittet 
nämlich  im  Jahre  7ss  den  Franken-König  um  den  Befehl  an 


Hailiiaii  stellt  es  so  dar  ;p.  .'>aii»),  als  ob  cs  ilmi  nicht  au  dem 
Willen  gefehlt  habe,  den  Rntli  und  die  GenebiniKunt;  Karls  eiuznholeii:  Au« 
ijHiihiii  «die  ri'nlrn  roii^ilh)  ii  i(/t«triiii«  ihninii  iliriijvrc  niluimut,  er 
mi'bt  also  dem  Könige  zn  ver.stehen,  dass  die  Kaiddagc,  die  uuerträgliclie 
Hosheit  seiner  Widersacher  — p.  5SUs:  />uiii  rcro  ivrum  iiet/uitiart  jiytiiralere. 
minime  iiotuunux,  liispumimiin  . . . iHiie  ilirii/ere  — ihn  zu  schleunigem 
Handeln  genöthigt  habe. 

Pani  bittet:  eon/ixlim  resirnm  iliijiieiiiiiii  iliriijere  llesiilerio  l.iiiyn- 
liiirilonim  retji  iiiinsum,  nt,  ui  neerHsihts  l'nrril,  s i<jni  fienhim  au.ciliuin  nnbia 
jii'o  imnminHe  mnoiilnn  inimiconim  imiuriirt  ileheni,  jiniirijiiens  Hinerrnliwin 
«ti/i«:  S/HtleliniM  seil  Tusrmiis  iioliis  e.  ririim  rniisislrnlihtis,  ul  ijisi  iiiisiro 
ui  nm-imt  sulaho  (p.  .'iStijo— 2S).  .Ialf6  hat  das  siijiiifienlnm  zu  /'wnt  gezogen, 
also  die  eigentiiclie  Bedeutung  des  .Satze.«  nicht  verstanden,  die  übrigens 
auch  von  Kehr  (Oöttingische  Nachrichten  isyc>  ,S.  lll)  anerkannt  wird. 
Klar  wird  die  VerpÜichtung  des  Desiderius  zu  einer  Jlilfaleistung,  obzwar  nicht 
zu  einer  be.stiiumten,  aus  den  Worten  eines  andern  Itriel'es.  welcher  in  der- 
selben Zeit  wie  der  oben  angezoyene  geschrieben  ist ; Paul  bittet  hier,  ul  iiimis 
eelurifer  ftirii/ere  jiihentis  eestram  j/yiierejitiiuiem  Ih’siitrriu  re^  Lititijo- 
hanUtrum,  uf,  si  iinesse  ejiijeril,  inuiliiim  /iriiesliire  ilrheiif  liiiii  Itnreuuue 
iluamque.  7Vii/«//o/ei«  mnritimis  riritatitms  itil  tliminnutum  einitru  niiiiiietieum 
iiijnujiiatioiicm  p.  .’iöTsr-si) 

OundlAeb,  Ki^utcbung  Ue»  KirebenAtMU««.  7 
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die  aufgebotenen  Heeresabtheilungen,  .sich  marsch  fertig  zu 
machen  und  ihm  schleunigst,  falls  es  nolhthiUe,  zu  Hilfe  zu 
kommen.^'-'*) 

Da  nun  Hadrian  seine  ganze  Rechtsstellung  zu  dem 
fränkischen  König  als  pntridatu^  des  heiligen  Petrus  bezeichnet 
und  zugleich  auf  die  Schenkung  Piiipins  und  die  erweiterte 
Bestätigung  Karls  gründet, .so  folgt,  dass  unter  Patriciat  des 
heiligen  Petrus  die  Inimunitätsherrlichkeit  zu  verstehen  ist. 
Damit  ist  zugleich  die  Bedeutung  des  an  derselben  Stelle  er- 
wähnten patrkiatiis  Karls-'*’)  gegeben:  es  kann  nur  die 

Souveränetät  des  Franken-Königs  sein,  welche  der  Pajtst  unver- 
brüchlich in  Ehren  zu  halten  versichert,  nachdem  er  schon  früher 
einmal  darüber  ganz  der  Auffassung  Karls  sich  anzubequenien, 
insonderheit  heilkräftige  Gebete  lür  das  fränkische  Königthum 
unablässig  zu  ven-ichten  verheissen  hat.'****)  Es  ist  also  dui  chaus 
nichts  neues,  wenn  Karl  dem  soeben  erwählten  Papst  Leo, 
welcher  ihm  Treue  und  Gehorsam  gelobt  hat,  als  Pflicht  gegen 


Karl  soll  befehlen,  ui  ejcerrita  a vohis  dem  ainhil  n . . . prue- 
jiariita  exiulant  ei,  uIji  itobiu  neecKne  fuerit,  cticritcr  tuvurrcre  sahujanl 
ip,  620n— 13'-  Eine  etwas  frühere  •■Veusscning  Hadrian»  oimrlet,  ut  /ir- 

miguima  ventra  srara  jxirlibuu  Beueventanis  emittere  nslni  jiraercha  rajalis 
exeellentia  iiileat,  td  uiidit/ue  jier  veultton  reyale  nrnminknlitm  i npcrturbal i 
pariter  maneamm  (p.  Bl-Jae— 2»’  enthält  jedenfalls  keine  ausdrückliche  An- 
jjabe  darüber,  dass  die  Heeresabtheilmig  im  voraus  bestimmt  war.  wie  das 
aber  bei  der.Iahrzehnte  hindurch  andauernden  Griechen-Üefahr  ohne  weiteres 
anzunehmen  i.st. 

■-"t)  Hadrian  wünscht  (p.  tiSöis—oi):  ipsum  palriciutum  beati  Petri 

l'autorig  renfri  tarn  a sniuiuc  reeordniiouis  doiitiii  Pippiiii,  iimi/ni  rryie, 
yeiiiluria  reulri,  in  uiTijifiH  in  iideyru  et  a robie  niiipliuu  coii- 

fmuatum  inrelrnyabHi  jui'e.  permanent. 

31, Der  I’apst  betheuert  (p.  OSuij— i»  ; hunor  pntrieintm  re,slri  a nobin 
inref'ruyabilitcr  eonaerentur  etiam  et  ptua  ampliui  lionnri/iiv  honoralur. 

Hadrian  schreibt  (p.  O-ZZi-s);  aieut  in  cominonitorium  itlud 
ref'erehiitur,  pro  hunnre.  realri  patriciati  niillua  hnmo  eaae  ridetur  in 
mundo,  rjui  plua  pro  reatra  reynb:  ejiellentia  deeerinri  nioli'tur  e.rnltntione 
ijuain  nuatrn  apoatolira  aasidne  depreratio.  Kt  aiciit  in  noalria  /nacrordÜK 
niaibua  totis  ubi'pie  super  omne.s  lionorarimus  et  honoramus,  ita  ninpliita 
ynam  nmplius  bonorem  reyni  restri  prneeetlere  omnihm,  yui  in  mundo  rase 
noaenntur,  optnmus.  Man  beacht«  auch  die  förmliche  ISerührung,  welche 
durch  den  Ausdruck  nmpHua  ipinm  nmplius  mit  der  in  der  vorigen  .\nni. 
angezogenen  Stelle  - etinm  et  plus  nmplius:  — zu  Staude  kommt. 
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(li-n  intfpiciaiiis  des  Franken-Königs  cinscliärft,  ihn  stets  mit 
Gebet  und  Segen  zu  geleiten."’) 

So  sielier  der  den  Franken-Königen  schon  von  Steplian  11. 
beigelegte  Titel  Patnaii.«  Jiomimonnn  von  dem  byzantinischen 
Exarchen  entlehnt  ist,"'*)  so  genau  entspricht  wenigstens  am 
Sehlusse  der  Entwickelnng  aueh  innerlich,  wie  ich  dargelegt 
zu  haben  glaube,  das  Heehtsverhältniss  zwischen  Papst  und 
Franken-König  dem  früheren  zwischen  Papst  und  byzantinischem 
Exarchen  bez.  Kaiser,  insofern  auch  damals  schon  der  Papst 
nur  die  Befugnisse  der  Immunitätsherrschaft,  der  Exarch  aber 
an  Stelle  des  Kaisers  die  Rechte  der  Souveränetät  ausgeiibt 
hat."")  Der  Römische  Patriciat  der  Franken-Könige,  anfangs 
(7.‘)4  — 75ß)  eine  Bezeichnung  nur  des  fränkischen  Königsschutzes 
über  das  ganze  päpstliche  Gebiet,  dann  (75ß — 781)  auch  der 
fränkischen  Souveränetät  über  den  Exarchat  und  die  Pentapolis 
und  sehliesslich  (seit  781)  aueh  der  fränkischen  Souveränetät 
über  alle  päpstlichen  Lande,  hat  keinen  ein  für  alle  Male  fest- 
stehenden reehtlichen  Werth,  sondern  bedeutet  die  in  ihrer 


Karl  verlangt : 'iHnIriiu.'),  njioKlurn  ae  gaiiclitiitiii  cetilrae  ilirina 
jniliii  iiihmnta  jiivclhuD,  iiic  uhiijHC  apuntulica  l/eiiediiiio  cuiiKequiilur ; 
3.  oben  .S.  il. 

Der  ja  auch  am  Karolingischen  Hofe  heimische  Paul,  Warnefrieds 
Siilin,  bezeichnet  in  seiner  Historia  Langobardorum  IV,  3S  (SS.  rer.  Lang 
p.  1.1235)  den  Exarchen  genau  so  wie  Pippin  hoiast  und  Karl  sich  nennt: 
als  l'filriciuii  Itomiimnuiii;  ausserdem  kommt  in  lletracht  die  Anwendung 
des  gleichen  (’eremoniels  bei  der  festlichen  Einholung  in  Rom  (s.  oben 
S.  51  j,  desselben  Formulars  bei  der  Anzeige  der  Papstwahl  wenigstens  von 
.Seiten  Pauls  I.  (s.  oben  >S.  Hl)  und  der  nämliihcn  Prädicate  seitens  der 
päpstlichen  Kanzlei  (vgl.  Diehl  p.  17;i.  174). 

Mag  immerhin  die  lmninnitätsgereehtigk(!it  auf  die  Schenkung 
Pippins  und  die  Bestätigung  Karls  zurückgefUhrt  werden,  sie  zugleich  — 
an  dieser  ersten  und  einzigen  Stelle  — jidtrkiatux  heali  Petri  zu  nennen, 
woran  schon  v.  Sybel  111.  107  schweren  Anstoss  genommen  hat.  sieht  fast 
wie  Collusion  aus ; und  ich  kann  mich  des  Verdachtes  nicht  erwehren,  dass 
Hadrian  hier  im  stillen  auf  das  Constitutum  Constantini  Ih'zug  nimmt,  in 
welchem  ja  dem  Nachfolger  des  heiligen  Petrus  die  Befugniss  zuerkannt 
wird,  imirkiwf  nlijue  vuiieules  (-//ici  (Zeuniers  Ausgabe  1.  iHl).  also  insgidieim 
die  Vorstellung  seines  höheren  Ranges  erregt,  womit  er  denn  auch  bei 
vielen  Lesern  seines  Briefes  bis  auf  den  heutigen  Tag  uberrascheude)i 
Erfolg  gehabt  hat. 

7’ 


1 1677Ö 
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Competenz  wccliseliule  l'raiikisrlie  Königsniaclit  in  der  elienials 
byzantinisclien  Provinz  Italien.’-'") 


**''  Wandelbar  ist  auch  die  l ebung  der  fräiiliisebon  Kanzlei.  J’ippin 
bat  den  Titel  sieb  zwar  von  den  Päpsten  gefallen  las.sen.  weil  er  den  naeli 
fränkischer  Keebtsauffassung  die  hvzantiniscbe  Süuveräiietäl  nicbt  mindern- 
den (s.  weiter  unten)  Kiinigsselmtz  nach  der  darin  enthaltenen  Hereelitignug  — 
der  Dienstlierrlicbkeit  — annähernd  und  nach  der  darin  enthaltenen  Ver- 
pHichtung  — der  .Schiriuvogtei  über  die  Kirche  ^vgl.  Düllinger  a.  a.  O.) 
— zureichend  zum  Auadnick  brachte,  den  Titel  aber  in  seinen  rrkundou 
nicht  geführt;  Karl  hat  ihn  774  in  seine  Titulatur  aufgenommen,  ihn  aber 
später,  nachdem  er  Kaiser  geworden  war,  nieder  daraus  entfernt,  nicht 
etwa  weil  der  Hümiscbo  l’atrieiat  sich  zum  römischen  Kaiserthmn  ausge- 
wachsen hätte,  sondern  weil  die  fränkische  tiewalt  über  Kom  schon  klar 
genug  in  dem  Kaisertitcl  ausgeilrückt  wurde.  Die  Wünsche,  welche  die 
Curie  an  diesen  von  ihr  ausgesuchten  Titel  knüpfte : von  dem  Frankeii- 
Künig  zwar  wirKsamcn  Schutz  gegen  jeden  äusseren  Feind,  aber  desto 
weniger  Eingrill'e  in  die  päpstlichen  Lande  zu  erfahren,  je  weiter  der  neue 
1‘atriiim  Homanomm  von  ihnen  entfernt  war  als  der  alte  von  dem  ur- 
sprünglichen Immueitätsgebiet  der  Kömi.sehen  Kirche  — die.se  Wün.scbe 
haben  alle  Versuche  beeinllusst,  den  Werth  der  Uechtsstellung  des  I’dlrii  iun 
Rttmniiurum,  welche  man  fast  stets  mit  der  7fc,s  jnihlii-n  linmniwrtim  in 
organische  Verbindung  brachte,  zu  ergründen.  So  sagt  Döllinger  8.  21: 
,In  dem  I’atriciat  lag  keine  Uebertragung  einer  regiretiden  oder  richter- 
lichen Uewalt;  sondern  es  hiess  einfach:  Sei  Du  Schild  und  Schwert  der 

römischen  Rex  jiuhlica,  insbesondere  Schirmvogt  der  Uömischeu  Kirche.“ 
Hegel  urtheilt  (I,  20tt.  210'  : .Unter  dem  I’atriciat  der  Körner  ist  nichts 

weiter  zu  verstehen  als  die  Statthalterschaft  im  Ducat  von  Kom,  welche 
früher  dem  Patrieiux  von  Kavenna  untergeordnet,  in  der  letzten  Zeit  nur 
allein  von  dem  l’apst  abhängig  war,  sodass  er  den  J’alririux  und  Dujc  dort 
einsetzte.  Wenn  daher  Papst  Stephan  11.  ebenso  die  fränkischen  Könige 
zu  l’atriciern  ernannte,  so  war  seine  Keinung  nicht,  die  Herrschaft  von 
Kom  au  sie  abzutreten;  er  hoffte  vielmehr,  nur  mächtige  BcschUtzi'r  au  ihnen 
zu  gewinnen,  die  sich  mit  der  Ehre  und  dem  Titel  von  jener  hegnugcn 
würden.“  Auf  ungefähr  dasselbe  kommt  Martens  hinaus,  wenn  er  (Die 
Kölnische  Frage  unter  Pippin  und  Karl  dem  Grossen  S.  «l|  .sagt:  ..Vuf  die 
Frage,  was  denn  der  Papst  mit  der  Erthcilung  der  Titulatur  bezweckt  habe, 
antworte  ich,  dass  der  Patriciat  im  engen  Zu-ammeuhang  steht  mit  der  Be- 
gründung der  neuen  Rex  jiuhlira  RoUHtnurmH.  Stcjihan  ging  darauf  aus, 
ein  von  Griechenland  unabhängiges  Staatswe.sen  zu  schalten : nachdem  er 
den  Franken-König  für  seinen  Plan  gewonnen  halte,  säumte  er  nicht,  Pippin 
und  dessen  zwei  Söhne  zum  Zeichen  seiner  Erkenntlichkeit  und  zugleich 
zur  Besiegelung  des  Freundschaft  sbundes  zu  PatricU  Roititiiivrum  zu  er- 
nennen, d.  h.  ihnen  die  Ehrenmilgliedscbaft  der  neuen  Ilex  jmlilii  ii  Rmnammo» 
zu  übertragen“.  Nach  11.  v.  .Sybel  ,111,  lu7)  „halten  die  fr.tnkischen  Könige 
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Bei  dem  breiinciidon  Verlanefen  Hadrians,  die  Inimunitäts- 
befnenis.'je  zu  staatlielien  Befugnissen  zu  erweitern,  und  der 
eil'ei-sücbtigen  Sorge  Karls,  kein  Recht  seiner  Krone  dem 


in  dom  Kiimisclion  Lntide  keinen  andern  Reclitstitel  polieii«cken  Einfliiseeä 
aU  ilen  eines  I'ulriciun  oder  kaiserlit dien  Alter- Ego“;  und  iilinlich  iinssert 
sich  Weiland  (XVII,  H7ii):  , Indem  der  Papst  die  Uegirnngsrechte  des 

Kaisers  in  dem  Uümisclien  Diicat  an  sich  nahm,  mochte  er  sieh  für  berechtigt 
halten,  nun  seinerseits  Patricier  für  die  /fes  puhllrii  Unrnnnorum  zu  er- 
nennen“; während  Waitz  (IIl^  S5)  sagt:  .Pippin  empting  mit  dieser  Würde, 
welche  sich  hier  insbesondere  auf  die  .Stadt  Rom  und  ihr  (iebiet,  den  soge- 
nannten Dncat,  bezog,  ein  Kocht,  das  an  sich  freilich  auf  den  llegriff  des 
Kaiserthums  zuriiekging.  bei  dem  aber  von  einer  Beziehung  zu  dem  ost- 
römischen  Kaiser  keine  Hede  war.  Der  Papst  übertrug  es  ihic.  indem  er 
als  Vertreter  des  in  der  Idee  fortlebenden  Römer- Reiches  handelte:  er  be- 
stellte den  fränkischen  König  als  den.  welcher  die  Rechte  desselben  wahr- 
nehmen, insonderheit  die  Kirche  und  ihren  Bischof  schützen  und  vertheidigen 
sollte.“  Brunner  lässt  sich  (II,  «ö.  tt“)  also  vernehmen:  „Um  König  Pippin 
als  .Schutzberrn  der  Römischen  Kirche  zu  gewinnen,  machte  ihn  .Stephan  II. 
75t  zum  l’itlrirhix  Uomuum-mn . Der  neue  Patriciat  . . . sollte  seinem  In- 
haber eine  Stellung  übertragen,  für  welche  die  des  früheren  E.xarchen  von 
Ravenna  als  Vorbild  gedacht  war Allerdings  scheint  Pippin  eigent- 

liche Regirungsrechte  im  Römischen  tiehiete  nicht  ausgeübt  zu  haben.“ 
Zuletzt  hat  über  den  Patricius  W.  Sickcl  XI,  öto — .'i.ölj  ausführlicli  ge- 
handelt, aus  dessen  Ausführung  ich  folgende  .Sätze  heraiishebe:  (S.  342) 
.Der  .\usdruck  hoh  hervor,  dass  die  Würde  lediglich  der  kirchlichen  ifc.s 
jiulilirit  HinHiwitrum  und  nicht  der  Römischen  Kirche  gelte“;  (S.  344) 
„.Schon  der  Titel  lehnte  die  Einverleibung  in  das  fränkische  Reich  ab  und 
schloss  die  Geltung  der  fränkischen  Königsgowalt  aus" ; „In  eigenem  Xamen 
übte  der  Patricius  seine  Herrschaft  aus  kraft  mientziehbaren  Rechtes,  für 
dessen  Gehrauch  er  den  Römern  und  dem  Papst  nicht  verantwortlich  war. 
Das  Land  der  Kirche  war  demnneh  auch  sein  Jjund  und  die  J.nndesange- 
hörigen  unter  seiner  Gewalt  ....  und  doch  sollten  die  Römer,  das  sagte 
ihnen  der  Titel  Patricius,  nicht  seine  Unterthanen  sein“;  (,S.  340)  „Das 
päpstliche  Regiment  sollte  das  ordentliche  und  primäre,  das  patriciale  das 
ausserordentliche  und  secundäre  sein“;  S.  34U)  „Der  Patriciat  sollte  die 
Herrschaft  des  Papstes  nicht  miudern,  sondern  bessern“ ; (.S,  350)  „Mit 
Leo  III..  der  die  Aiispriidie  aufgab.  in  denen  Hadrian  aufgewaebsen  war, 
traf  Karl  706  eine  Vereinbarung,  da  er  einseitig  ein  Recht,  dessen  Inhalt 
der  Wille  des  Verleihers  bestimmt  batte,  nicht  ändern  durfte“.  — Man  bat 
sich  scliwcre  und  erlolglose  Mülie  gemacht,  indem  man  die  vermeintlich 
immer  gleiche  Rechtsstellung  aus  dem  Titel  lierauslesen  wollte;  aber  nicht 
dieser  Titel  hat  die  Rechtsstellung  des  fränkischen  Königthums  zum  Papst- 
thum hestimmt.  sondern  umgekehrt  diese  hat  ihn  mit  wechselndem  Inhalt 
erfüllt,  sowie  sie  selber  mit  der  Zeit  sich  wandelte. 
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Imniunitätslierni  zu  oi)feni,  konnteu  Uebcrgriffe  auf  der  einen 
wie  auf  der  andern  Seite  nielit  ausbleiben.  Wie  der  Papst 
gerade  in  dem  Briefe,  in  welchem  er  den  Patriciat  des  heiligen 
Petrus  beanspruchte,  zum  dritten  Jlal  die  Auslieferung  einiger 
Immuuitätsinsassen  behufs  Aburtheilung  — zu  Unrecht,  wie 
oben  ausgeführt  ist  — verlangt,  so  scheint  auch  Karl  auf  Grund 
seines  Patriciats  das  Kecht  behauptet  zu  haben,  die  Wahl  des 
Erzbischofs  von  Ravenna  in  Gegenwart  seiner  m/ssi  vornehmen 
zu  lassen:  jedenlalls  hatte  Karl  seinen  Anspruch  in  einem 
Schriftstück  entwickelt,  in  welchem  er  zugleich  seine  von 
Hadrian  angenommene  Auffassung  über  den  königlichen  Patriciat 
dargelegt  hattc.-*^')  Da  der  König  aber  lediglich  auf  einen 
vermeintlichen  Präcedenzlall  sich  berief  — der  Erzbischof  Leo 
war  in  Anwesenheit  fränkischer  erwählt  worden  — , so 

klärte  ihn  der  Papst  darüber  auf,  dass  damals  kein  Kronrccht, 
sondern  nur  der  Zufall  zur  Geltung  kam ; denn  die  Königsboten 
seien  damals  aul  Betreiben  Stephans  III.  entsandt  worden,  um 
einen  Eindringling,  den  Michael,  welcher  mit  Hilfe  des  Desi- 
derius  einige  Zeit  sich  behaui>tet  hatte, zu  beseitigen,  und 
dann  auch  bei  der  Wahl  eines  neuen  Erzbischofs  zugegen  ge- 
wesen; sonst  habe  weder  Pijjpin  noch  Karl  auf  die  AV'^ahlcn 
in  Ravenna  cingewirkt  oder  den  rechtmässigen  Einfluss  der 
Päpste  darauf  bestritten,  welchen  auch  die  Befugniss,  die  er- 
wählten Erzbischöfe  zu  weihen,  zustehe.-^’)  Es  ist  nicht  aus 
drücklich  bezeugt,  dass  Karl  auf  die  Vorstellung  Hadrians 
seinen  Ansiiruch  aufgegeben  habe,  der  ja  erst  bei  der  nächsten 
Erledigung  des  erzbischöflichen  Stuhles  hätte  verwirklicht 
werden  können aber  es  ist  wahrscheinlich;  denn  selbst  aus 


■“B  Hadrian  schreibt  (p.  (CJln— is):  Knnoiheiiux  retiyioswi  prfjihtiter . . . 
obtulit  nubiM  cininiir morut or i nm , nt  iiascrebnl , rrnlrar  exiellmliiie 
exnriilum,  »cilkrt  de  electioiie  Uareiiiiadn  e.cileniae  und  pflichtet 

dann  der  von  Karl  bcstiuimten  Bedciituiij;  des  königlichen  l'atriciats  bei, 
dIi'hI  in  com  mini i t or  i um  iVud  referebulur  {p. 

S.  oben  Aniti.  1 ty. 

Vgl.  den  h5.  Brief  (p.  (>2l.  iVii),  welcher  7ss  oder  "Sit  ge- 
schrieben ist. 

■“*)  Ueber  den  Krzbischof  Martin  von  Knveiina,  welcher  unter  Leo  III. 
ins  Amt  gelangte,  berichtet  Agnellus  (c.  lOT:  p.  .'tsiij«)  nur,  dass  ihn  der 
l’apst  weihte. 


Digitized  by  Google 


lo:^ 


(len  Briefen  der  Päpste  an  die  Karolinger  ergiebt  sieb,  dass 
das  Ravennatisclie  Erzbisthum  mit  Ausnahme  der  letzten  drei 
Jahre  des  Erzbischofs  Leo,  dessen  Begünstigung  nur  eine 
Züchtigung  Hadrians  sein  sollte,  nicht  bloss  kirchlich,  sondern 
auch  politisch  von  Rom  abhängig  war ;•’*')  und  ferner  hat  Karl 
in  rein  kirchlichen  Angelegenheiten  den  Rath  des  Pajistes  doch 
nicht  immer  ausser  Acht  gelassen.'*“) 

Im  Gegensatz  zu  den  umfänglichen  und  geschlossenen  Ge- 
bieten, dem  Römischen  Ducat,  der  PentaiK>lis  und  dem  Exarchat, 
welche  für  die  Päpste  mit  der  Immunität  ausgestattet  waren, 
waren  die  Päpste  für  die  vereinzelt  liegenden  Patrimonien  nur 
unter  Königsschutz  gestellt,  d.  h.  während  den  Päpsten  für  jene 
Gebiete  öffentlichreclitliche  Befugnisse  eingeräumt  wareu,  mussten 
sie  sich,  immerhin  besonders  geschützt,  für  diese  mit  privat- 
rechtlichen begnügen. 

Das  zeigt  sich  zunächst  an  Capua.  Hadrian  berichtete  zwar 
an  Karl,  dass  er  eine  Abordnung  angesehener  Capuaner,  welche 
sich  gerade  in  Rom  befand,  im  Jahre  788  für  den  heiligen 
Petrus,  für  .sich  und  den  Franken-König  habe  huldigen  lassen  ;•'’*■) 
aber  ob  er  auch  den  Rath  fränkischer  Köuigsboteu  darüber  ein- 
geholt hatte,“*'*)  das  Verhältniss  der  Stadt  zum  Papste  wurde 

“■'J  Stephan  II.  hat  nach  llnilrianis  Angabe  (p.  5üS4i  -43)  über  Ravenna 
eine  solche  Macht  gehabt,  dass  er  den  nnbotniässigen  Krzbischof  .Sergius 
beseitigte;  I’aul  1.  bemühte  sich  daun  758  bei  Pippin  um  die  Wiederein- 
setzung des  Sergius  i,p.  öliie.  n),  welcher  durch  einen  an  den  Papst  ge- 
richteten Brief  seine  und  der  päpstlichen  Herrschaft  Gefährdung  meldete 
(vgl.  den  31.  Brief  p.  537).  Nachdem  der  .meineidige  Rebell“  Leo  {rebellix 
beato  Pelro  et  iiobiii  ejclitil  p.  568ii.  i»;  in  jierjurii  rentnn  incidit  p.  5773t) 
gestorben  war.  wurde  auch  Hadrian  als  Immuuitäwherr  wieder  die  Zwischen- 
iustauz  in  Verwaltungsangolegenheitcn  zwischen  dem  Franken-KSnig  und 
dem  Erzbisbhof  von  Ravenna;  denn  er  gab  die  ihm  von  Karl  ertheilte 
Weisung,  alle  veuetianischen  Kaufleutc  aus  dem  Esarchat  zu  vertreiben, 
als  Befehl  au  den  Erzbischof  weiter  (ad  archtepiscopuvi  praeciiiirndum  direri- 
iHUH  p.  ü22s7.  äs)  und  nannte  dabei  die  jiraedia  ei  iiusgeaitiom»  saiu-lae  J{a- 
vetiiiniae  ercleniur:  iio-lri»  terriloriie  sitae  (p.  t)22si.  Sä). 

Ich  erinnere  an  die  oben  Anm.  185  erwähnte  (.Irdming  der  Kirchen- 
provinz .tiiuileja;  Karl  hat  auch  seinem  Günstling,  dem  von  den  Griechen 
vertriebenen  Patriarebeu  Fortunat  von  Grado  die  Genehmigung  für  seine  vor- 
läufige Versetzung  nach  Pola  ausgewirkt  (Jaff5-Ewald,  Reg.  2521). 

Epp.  III,  til7äo-22,  vgl.  oben  .S.  «y.  7o. 

^)  Epp.  III.  (i.ä4.  055;  vgl.  oben  S.  dp.  70. 
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(loch  so  geregelt,  dass  in  Cai)ua  selbst  der  Herzog  Grinioald 
von  Benevent  sich  rUlinien  konnte:  ihm,  aber  nicht  dem  Papste 
dürfe  sich  auf  Befehl  des  Königs  jedermann  zu  Dienstbarkeit 
ergeben,  und  dass  daraufhin  Hadrian  an  Karl  die  Bitte  riclitete, 
den  heiligen  Petrus  doch  nicht  schlecliter  zu  stellen  als  Grinioald, 
den  Sühn  des  Arichis,®*“)  d.  h.  oft'enbar:  ungeachtet  der  Huldigung, 
welche  der  Papst  sich  hatte  leisten  lassen,  wurde  die  HeiTschaft 
des  Herzogs  von  Benevent  über  Capua  nicht  beseitigt  und 
Hadrian  hier  auf  Liegenschaften  beschränkt,  welche  in  das 
Eigenthum  des  heiligen  Petrus  übergingen. 

Die  Bitte  des  Papstes  ist  nämlich  nur  ein  Ausfluss  seiner 
Klage  über  das  Verfahren,  welches  die  Bevollmächtigten  Karls 
bezüglich  der  von  ihrem  König  geschenkten  beneventanischen 
Städte  überhaupt  — und  dazu  gehört  auch  Capua  — und  der 
tuscischen  Städte  Populonium  und  Roseilä  beobachtet  haben; 
sie  wollen  der  ihnen  von  Karl  erteilten  Anweisung,  wie  Hadrian 
sie  auffasst,  zuwider^"")  ihm  nichts  anderes  überantworten  als 
Bisthums-  und  Klostergebäude  und  Domänen  und  wohl  auch  die 
Schlüssel  der  Städte,  aber  nicht  ihre  Einwohner,^'”)  und  damit 
ist  die  Immunität,  welche  auch  die  freien  Insassen  des  Immunitäts- 
gebietes mit  begreift,  ausgeschlossen.*"-)  Allerdings  weist  Hadrian 


M'j  Hadriiiii  bittet  Karl  (p.  (>20>o-94b  »e  mi’tiornii  f'iiriatiH  (IriiiiuohUim 
/iliuiH  Arufjiiii  nitiiin  fuutori  rrntro,  hriitii  l’firo  iliiriticro  nyiii  irloritm,  eo 
ijiwtl  ijme  (IrimudUliiii  in  C<i]iiut,  iirestiiles  misui»  i Inu'liihiil  ne  ilireiite: 

‘((tuKi  itoiioim  rex  i>rereiiil,  ut,  <iui  voluerit  homu  tuen»  e»»e.  loiii  iiHKjmi» 
r/udifi  miiiur,  »ine  Hultio  e»»e  laut  meu»  'innm  rel  eujn»  rulnerll  . 

Der  Papst  glaubt  nu.s  einem  Schreiben  Karts  eiitiionmien  zu  haben. 
ijui't  ile  rieitiil ihtUH  partihu»  Ilenerenittnis,  ipiihus  henht  1‘elrii  (iiinnlolo  el 
nuhis  ileeola  Mnlinli»  mente,  de  Uuselln»,  ile  l'opuhnin  Ariiiini  diiri  jnHsinti», 
timditer  cum  celeri»  (iddihn»  reslfi»  ini»»t»  iht  mnnin  nimidere  ilehennt,  »irul 
Jieu  iilaeetil  et  bento  t'etru  ajimlulu  el  nobi»  p.  (>'.iO|  i— n) ; aber  wiederholte 
ähnliche  Krtährungeu,  dass  Hadrian  in  Zugcstiiinlnisse  Karls  weit  mehr 
liineinträgt,  als  in  Wirklichkeit  darin  enthalten  ist,  legen  auch  hier  die 
Auftässung  nahe,  dass  der  Papst  wieder  einmal  glaubte,  was  er  wünschte, 
zumal  den  fränkischen  Hevollmäehtigten  eine  lebertretnng  ihrer  Instruction 
nicht  zuzutraueu  ist. 

.S.  .\um.  ‘li-l. 

Die  Patrimonien  in  .Spoleto  werden  bei  dieser  Heschwerde  nicht 
erwähnt;  dass  Hadrian  in  diesem  Lande  aber  nicht  die  Immunität  innehatle, 
geht  auch  aus  seinen  in  der  Zeit  von  TTU  bis  Tso  an  Karl  gerichteten  lie- 
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darauf  liin,  dass  in  den  übrigen  tuscisclien  Städten  es  sicli  anders 
verhalte,  ihm  also  wohl  auch  die  HeiTSchal’l  über  die  Menschen 
zustehe:““)  aber  das  braucht  nicht  auf  Jmniunitätsverleihung 
zu  beruhen,  das  kann  sich  I hatsächlich  heraussteilen,  wofern 
die  Bevölkerung  wie  es  von  Ceecano  ini  Römischen  Ducat  aus- 
drücklich bezeugt  ist.""^)  aus  halbfreien  Colonen  bestand. 

Die  vereinzelt  liegenden  Patrimonien  wurden  dem  Papste 
zum  ei-sten  Mal  im  Jahre  "M  von  Karl  urkundlich  verbrielt 
und  nach  langwierigen  Auseinandeisetzungen  zum  Theil  über- 
geben.“’’) Pij)pin  scheint  lediglich  in  den  Friedensverträgen 
von  Pavia  den  Langobarden -König  verpflichtet  zu  haben,  die 
Patrimonien  dem  heiligen  Petrus  auszuliefern,  die  Auslieferung 
aber  in  jedeui  einzelnen  Falle  von  Verhandlungen  abhängig  ge- 
ma<  ht  zu  haben.  Lassen  nun  auch  die  Erklärungen  Stephans  JIL 
darauf  schliessen,  dass  die  Patrimonien  schon  unter  Pippin  alle 
an  ihren  rechtmässigen  Eigentümer  zurückgelangten,'**'')  so  dürften 
sie  ihm  doch  wieder  verloren  gegangen  sein,  als  Desiderius  vor 
dem  ersten  Zuge  Karls  nach  Italien  von  der  fränkischen  Hoheit 
sich  unabhängig  gemacht  halte.  — 

Für  die  Stellung  des  Papstthnms  zum  Langobarden-Reiche 
war  das  Verhältidss  massgebeml,  in  welchem  beide  sich  zu  dem 
Franken-Reiche  befanden. 

In  den  Paveser  Friedensschlüssen  halte  der  Langobarden- 
Staat  .seine  Sonveränetät  aufgeben  müssen,  aber  seine  .\utonomie 


suebon  hervor,  ihm  Itauholr.  zur  .\inl)essi  viiiig  der  l’eters-Kircho  aus  den 
Spo'.etinischfiu  Waldungen  zu  gewahren  (|i.  j.  Goyji— CiiOi»';.  Feher 
(’oraien  s.  oben  .S.  7o. 

•■'ää)  Kr  verlangt:  \os  quipiie.  in  furuin  — niimlieh  der  Stiidtehewulmer 
— liherfiitc  iieniDitii'iitet,  siiul  refi'riD  riritiilihiis  jinrtihun  Tiiiuine,  iltniin 
rr-s/ria  rojerf  et  ijuiteeiwrc  e»s  ettjiinntJi,  wiiuem  eonoii  hniientes  tetfem 
(p.  0’2('»o— 2'-  Diese  Stiidte  werden  p.  Gi:>42.  4S  genannt;  s.  oben  S.  60. 

■'®*  In  der  Kiograpliie  .Stephans  II.  : Liber  pont.  1.  tdti;)  wird  das 
('ItTiweiier  casicllum  durch  den  Uelalivsatz  bestimmt:  voluiiDriiiii  siiiittne 

J>ei  e<rlemae  e.iinleltitl;  von  dem  tuscincheu  I’atrimoniuui.  welches  nur  vier- 
zehn Meilen  von  Kom  entfernt  liegt,  ist  in  der  Ifiographie  des  Zaeharias 
J.iber  pont.  I,  43tja  die  Uede. 

,S.  oben  S.  liT  — T<>, 

S.  üben  .S.  ts. 
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behalten®*’):  die  durdi  die  Tributzahluiif^  sinnfällig  werdende 
Abhängigkeit  bedingte  offenbar  den  Verzicht  anf  eine  eigene 
auswärtige  Politik,  mindestens  insoweit,  als  sie  dem  Iränkischen 
Oberherrn  und  seinem  Schützling,  dem  Papst,  unbequem  oder 
gar  gefährlich  werden  konnte,  während  die  inneren  Angelegen- 
heiten keinerlei  Einmischung  von  Pippin  zu  befahren  hatten; 
das  ist  um  so  wahrscheinlicher,  als  ja  auch  Karl  nach  der  Be- 
seitigung des  Desiderius  die  Einrichtungen  des  Langobarden- 
Staates  zunächst  ungestört  weiter  wirken  Hess.  Die  günstige 
Lage,  in  welche  Pippin  nach  dem  Tode  Aistulphs  gerieth,  indem 
er  von  dem  Thronbewerber  De.siderius  um  die  Genehmigung  zur 
Thronfolge  angegangen  wurde,  scheint  der  Franken-König  be- 
nutzt zu  haben,  die  Abhängigkeit  dailurch  noch  strenger  zu  ge- 
stalten, dass  er  dem  neuen  Langobarden -König  — wenn  nicht 
etwa  schon  Aistuli)h  dazu  verpflichtet  war  — vor  allem  den 
militärischen  Schutz  des  Papstes  gegen  die  Griechen  übertrug.®®*") 
Aber  auch  unter  Umständen  diplomatisch  die  Rechte  des  Papstes 
zu  wahren,  dürfte  Desiderius  gehalten  gewesen  sein;  denn 
Paul  I.  dankt  Pippin  dafür,  dass  er  den  Langobarden- König 
aufgefordert  habe,  die  Bewohner  Xea|iels  und  Gaetas  zur  Aus- 
fülgnng  des  päpstlichen  Patrimoniums  und  zur  Achtung  der 
päpstlichen  Consecrationsgewalt  für  ihie  Bischöfe  zu  vermögen.®®") 
Wenngleich  die  Anerkennung  des  Desiderius  durch  die  Ver- 
mittelung des  Papstes  bei  Pippin  bewirkt  wurde,  so  geht  doch 
Stephan  II.  zu  weit,  wenn  er  den  neuen  Langobarden-König 
,.durch  die  Hand  des  Apostelfürsten,  des  heiligen  Petrus,  und 
zugleich  durch  den  tapferen  Arm  Piiipins"'  eingesetzt  nennt:*®") 
Stephan  erhielt  aus  seiner  Vermittelung  kein  Recht  an  Desiderius; 


feber  die  Be;;rifte  SoiivfrSmaät.  Scllistvcrwalfiin;;  und  Autonomie 
vgl.  Paul  l.aband.  Das  .Stiiatsreclit  dos  doiitsidien  Iteidies  1.  01 — 09. 
ys  — 100.  104. 

®")  Die  bezeidinendsteii  Sttdlen  dafür  sind  oben  S.  90  ft",  angcrülirt 
worden. 

Kpi>.  III.  .ä49<2  -ä.'«0  4.  Dor  Papst  brauilit  zwar  für  .vormögi'n“ 
das  Wort  roDslriiiifn-e;  bei  di-r  Znrin  klialtung  Pippins  .srlicint  mir  aber  ein 
kriegerischer  Zwang  schleclitbin  ausgeschlossen  zu  .sein. 

■9")  Kpp.  -'»004—7:  Ih‘i  jiyiirtili'iiltu  ini'  }niwtis  sui  priitrijttA  (ijtostotonnn 
hetili  Pt'li'i  stntitl  ft  jifr  fi(uiii  foftts^hinnii  tifiifhimu  . . . onltiuitt(x  f>^t  i'f.f 
HftjttT  tffnlfiit  /.io»»y*»/»fir»h>r»»i»»  iJf-it'lffhui. 
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er  musste  fiir  alle  mit  ihm  g:etrott'enen  Abmachungen  zu  ilirer 
Giltigkeit  die  Genehmigung  seines  Souveräns  und  SdiutzheiTii, 
des  Franken-Königs,  einliolen.  Scheint  nun  auch  Piiipin  die 
Städte,  welche  Stephan  sofort  als  Lohn  für  seine  Vermittelung 
von  Desideiius  erhielt,  dem  Papste  belassen  zu  haben,“")  so 
war  doch  er  wie  sein  Sohn  Karl  nicht  geneigt,  auf  Kosten  des 
der  fränkischen  Hoheit  unterworfenen  Langobarden-Reichs  eine 
ausgreifende  Vergrösserung  des  iiäpstliehen  Selbstverwaltungs- 
körpers insbesondere  um  das  Herzogthum  Sjioleto  zu  dulden, 
auf  welches  Stephan  II.  wie  Hadrian  bereits  ihre  Hand  gelegt 
hatten,  obschon  die,  darüber  zu  begründende  pä])stliche  Immuni- 
tätslierr.schaft  nicht  die  fränkische  Souveränetät,  sondern  nur 
die  ordentliche  staatliche  Verwaltung  ausgeschlossen  hätte. 
Dagegen  war  Pip]»in  bereit,  des  Papstes  billige  Ansprüche 
privatrechtlicher  Art  auf  die  in  langobardischer  Gewalt  befind- 
lichen Patrimonien  zu  befriedigen:  die  Grnndvercinbarung  mit 
Desiderius  hat  er  indessen  nicht  den  völkeiTechtlich  vertrags- 
untähigen  weil  unterthänigen  Papst,  sondern  lür  diesen  seine 
Königsboten  abschliessen  lassen“")  und  die  Ausfiihrung  un- 
partheiisch  überwacht,  indem  er  cinuial  auch  dem  Pap.stc  Paul  I. 
das  (^uernliren  gegen  den  Langobarden  - König  verwies.““*;  — 

Sehr  merkwürdig  ist  das  Rechtsverbältniss  des  Papstthunis 
zum  byzantinischen  Reich. 

Kachdem  man  in  Byzanz  bis  zum  Jahre  7.7(;,  bis  Pippin 
zum  zweiten  Male  mit  Heeresmacht  vor  Pavia  eintraf,  die 
Hottnung  festgehalten  hatte,  dass  die  durch  den  ersten  Frieden 
bestätigten  fränki.schen  Eroberungen , der  Exarchat  und  die 
Pentapolis,  an  das  byzantinische  Reich  herausgegeben  werden 
würden,“““)  konnte  man  am  Kaiserhofe  nicht  lange  mehr  darüber 
im  Zweifel  bleiben,  dass  die  beiden  Lande  wohl  päp.stlich,  aber 
nicht  unter  byzantinischer,  sondern  unter  fränkischer  Souveränetät 


**'•)  S.  oben  S.  41. 

■**“/  oben  S.  45. 

,S.  oben  S.  47.  Kine  uumitlelbare  Kinwirkunp  Pippins  auf  den 
I.aingobarden-Küni(;  erwiihnt  Paul  (p.  r>4y89_3<'.  indem  er  meldet,  dass  Desi- 
derius  ibm  auf  das  Gebot  des  Franken  ■ Königs  einen  entlaufenen  Diener 
zurücki;et;eben  liabe. 

S.  üben  S.  40.  41. 
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geworilen  waren  und  ihnen  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch 
thatsächlich  der  Rümisclie  Ducat  pleichstand.  Allerdings 
tauschte  noch  in  den  .Taliren  7ö7 — 7);o  der  Kaiser  Constantin  V. 
mit  Pippin  wiederholt  Gesandtschaften  und  Geschenke  aus;“*'*) 
er  versuchte  auch,  mit  ihm  in  ein  freundschaftliches  VefhSltniss 
zu  kommen,  indem  er  um  Pippins  Tochter  Gisela  für  seinen 
Sohn  Leo  warlr'^'’)  und  durch  eine  Disputation,  welche  zwischen 
byzantinischen  und  päpstlichen  Gesandten  am  Hofe  Pippins 
statt  fand,  in  der  Frage  der  Bilderverehrung  einen  Ausgleich 
zwischen  morgen-  und  abendländischer  Kirche  anstrebtc;’^D 
aber  der  Pai>st,  an  welchem  Pippin  unbeirrt  festhielt,-’*'*)  war 
nicht  gewillt,  den  fränkischen  Königsschutz  aufzugeben,  welchen 
der  Kaiser  Uber  einen  Bestandttheil  seines  Reiches  nicht  ge- 
statten konnte;  und  so  dauerte  der  Kriegszustand,  kaum  durch 
die  erwähnten  Gesandtschaften  unterbrochen,-'’*’')  weiter,  ohne 
freilich  in  otfene  Feindseligkeiten  nberzugehen.-"’-''“) 


Der  Fort.set/.iT  Krcilescars  lH>rii;htet  über  ciiie  (ipManiltsdiaft  im  .Iftlirf“ 
(.■>7:  harn  liiier  {ii/errtiir,  re^r  1‘ipiiinii^  leiiiiliiimm  ('ini.tliiiiHiiiiimliiii  ml  (’oii- 
utitiiliiiii  iDiperalore  prn  uuiiciliis  i iiiini  et  stiliileiii  jßiili  iiie  miiie  millnin,  nimiliter 
et  l'o)iHtuiiliiiu.i  le)/itlii>iiem  praefutu  ruje  etiiii  mulla  muiii'iii  mitten» 

et  amieitia»  et  liileui  iier  lei/iituti  eoruin  eieiiisim  inter  »r  i/enmilliiiit,  Xemio 
ijiio  fneieute  jiitsteii  nmieitlns  ijita-s  itiler  »e  inutHn  in'mniKseriiiit.  milhiteiin» 
snrtitii  est  ejfeetu;  vgl.  iliizn  die  Aeiis-erimg  Stepimiis  !!.:  Epp.  111. 

50tj«ä — .’)073.  l’aul  1.  erHiilint  griediisclic  (ifsiiiidtsdiafifn  an  Pippin  im 

•lalirc  758:  Kpp.  111.  bl-Jai.  51f)24.  25  und  in  der  Zeit  von  7i>a  bis  7ii0  in 

den  Briefen  i».  -JO.  3«.  37  (p.  533i_i.  53457 — 5353  51425-S'.i.  5l3i--«.  n-3o. 
5 4«  1.  2\ 

3"’)  .Stephan  III.  gedenkt  des  Antrags  Epp  111.  5G-gio-is. 

•**‘)  Annales  regni  E'rancoriim  zu  7C.7  ree.  Kurze  p.  24);  Paul  .spricht 
davon  Epp.  III.  545i.  2. 

Pippin  hat  mit  den  hjzantinisdien  (iesandten  nur  in  tiegenwart 
der  päpstlichen  verhandelt  (p.  54425—29).  seine  .\ntwort.  in  welcher  er  die 
Vorschläge  des  Kaisers  ablehnte,  ilein  Papste  mitgetheilt  ,p.  545s-6)  und 
ihn  wiederholt  (z.  B.  p.  545i;_so  seiner  unwandelbaren  Treue  versidn-rt. 

■“”)  Dass  auch  Pippin  dem  Kaiser  nicht  traute,  zeigt  sich  darin,  dass 
er  nach  der  Disputation  nur  das  eine  Haupt  der  griechischen  (iesandlsdiaft. 
den  Siiafhar  Anthi.  mit  .seinen  (iesi.ndten  nach  ( onstantinopel  entlies.s, 
während  er  das  andere,  den  Knnuchen  .Sinesius.  zurückbehielt,  oline  Zweifel 
als  Heisei  für  die  l'nvorletzlichkeit  seiner  (iesaiilton  (p.  5457.  s). 

Nicht  wenige  Papstbriefe  sprechen  von  ilndienden  Angriffen  der 
liriedien:  so  ep.  20.  30.  31.  32.  3s  ;von  Pani  I.)  und  57.  Gl  (vor  dem 
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l'iid  mag  auch  die  Begründung  der  Iränkisdien  Souveränetät 
über  den  Exarcliat  und  die  l’entapolis  völkerrechtlich  unan- 
tastbar sein,’’")  ist  denn  nicht  die  Erstreckung  des  Iränkisdien 
Königssclintzes  über  den  unter  byxantinischer  Souveränetät 
stehenden  Kölnischen  Ducat  eine  rechtswidrige  Beeinträclitigung 
des  byzantinischen  Keiches?  So  sali  man  ohne  Zweitel  in 
(’onstantinoiiel  die  Sachlage  an;  aber  nach  fränkischem  Rechte 
hielten  augenscheinlich  Pipiiin  und  die  Seinen  den  fränkischen 
Konigssclmtz  und  die  byzantinische  Souveränetät  für  wohl  mit 
einander  vereinbai-.  Ehrenberg'''-)  hat  vortrefflich  auseinanderge- 
setzt. dass  der  Königsschutz  die  damit  Bewidmeten  nicht  etwa 
aus  den  Rechtsverhältnissen,  in  welchen  sie  bi.sher  sich  befanden, 
löste  und  eine  ganz  neue  ausschliessliche  Rechtsstellung  für  sie 
begründete,  sondern  „lediglich  eine  thatsächliche  Ergänzung  der 
gegebenen  rechtlichen  Verhältnisse  bezweckte.“  Das  gilt  freilich 
zunächst  nur  für  das  fränkische  Staatsrecht;  aber  bei  der  leb- 
haften Wechselwirkung  zwischen  Privat-  und  Staatsrecht  im 
ganzen  Mittelalter  kann  es  kaum  überraschen,  dass  ein  fränkischer 
Recht.s.satz  auch  einmal  in  das  Völkerrecht  übergreift.  Jeden- 
falls ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  für  den  Römischen  Ducat,  für 
welchen,  wie  gezeigt  worden  ist,  754  der  fränkische  Königs- 
schutz durch  Commendation  erworben  war  und  in  Kraft 
blieb,”“)  die  byzantinische  Souveränetät  noch  Jahrzehnte  lang 
fortbestand. 

Als  nämlich  Hadrian  zu  Anfang  seines  I’ontificats  der 
langobardischen  Parthei  in  Rom  sich  entledigte  und  ihren 
Führer,  den  auf  einer  Reise  begriffenen  Paul  Afiarta,  welcher 
der  Ermordung  des  Sergius,  eines  Hauptes  der  fränkischen 
Parthei,  beschuldigt  wurde,  durch  den  Erzbischof  Leo  von 
Ravenna  festnehmen  liess,“‘)  befahl  er  diesem,  den  Gefangenen 
nach  Constantinopel  zu  .schicken,  und  bat  zugleich  die  Kaiser 
Constantin  und  Leo  unter  Darlegung  des  Sachverhalts  die 


Jahre  7s I von  Railriaii);  es  ist  indessen,  so  viel  wir  wi.ssen,  niem.vls  zu 
einem  Anfall  der  Ryzantiner  auf  das  päpstliche  Gebiet  gfekouimen. 

,S.  oben  .S.  iS.  7y. 

„(.'oiiimendiition  und  lluldiuun;;"  S.  71.  72. 

S.  oben  S.  "tl.  SO. 

S.  oben  S.  4'J. 
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Strafe  der  Verbannung  an  dem  Schuldigen  vollstreikcn  zu 
lassen  ;*'■*)  in  derselben  Weise  mussten  die  Mitschuldigen  Paul 
Afiartus  ihr  Verbrechen  biissen.“'*)  Aus  diesem  Verhalten 
Hadrians  ergiebt  sich  unzweideutig,  dass  er  in  dem  beregten 
Falle  für  den  Strafvollzug  nicht  sich,  sondern  den  Kaiser  als 
zuständig  erachtete,  aber  doch  auch  für  das  Sti  afurtheil,  da  der 
Kaiser  nur  der  Scherge  des  Papstes  gewesen  wäre,  wenn  er 
das  Erkenntniss  Hadrians  nicht  hätte  genehmigen,  abwandeln 
oder  verwerfen  dürfen;  es  bekundet  sich  also  hier  nicht  bloss 
die  Souveränetät  des  Kaisers,  sondern  zugleich  auch  in  dem 
Vorbehalt  der  Strafgerichtsbarkeit  für  denselben  die  unter 
byzantinischer  Hoheit  ausgeübte  Iinmunitätsherrschaft  des  Papstes 
über  den  Kömischen  Ducat. 

Die  byzantinische  Unterthänigkeit  des  Kömischen  Bereichs 
ist  weiter  bezeugt  in  den  Datirungen  der  Briefe  und  Urkunden 
der  Päpste:  noch  etwa  gleichzeitig  mit  der  eben  erwähnten 
Massrcgel  lässt  Hadrian  am  -20.  Februar  772  in  einer  dem 
Kloster  Farl'a  ertheilten  Urkunde  die  Kaiser  Constantin  und 
Leo  als  seine  Herrscher  bezeichnen.-’'")  Endlich  dürfen  hier 
auch  die  i)äiistlichen  Münzen,  welche  erst  seit  Hadrian  nach- 
weisbar sind,”''’)  angeführt  werden : wenn  sie  auch  der  Datirung 

Hadrians  Biograpli  berichtet  von  cIlmu  Papst:  atlHirihi  /m7  Hwp- 
ct  Lvoni  atufustiH  imiHrtthritm.'i, 

ilv  ipHtiM  Sertfii  nwii  iiujun  vmrU’  attjue  ilr^nYC(tn,s  vmutm  hn- 
jttrialnn  vlctHiiitinmy  nt  pro  aurnkatioue  tmUi  reatxm  ipsum  Paulum  suMvtpi 
tt  tu  ipsis  (jntrriac  partihus  iu  c^iiio  maurifuitum  retimri  prarrcphnfut. 
Ihrc^vittpo:  mtulcm  ti\upp')<Utuiem  ier  hmdtiuht  Leoni  arthnpitiropo,  ui 

ipsum  t^auhim  ('tuiHiantinopoUm  'w  tjtido  sive  per  VeuetiuK  sirt  per  ahumlc 
quuUtcr  potu'iHHet  tlir'aprei  vuui  pruefuta  apostoUra  swpjestioue  {IJb»*r  pohl. 
1.  4PM24— «t»), 

Helrpft's  der  ilitsclmldiuen  Iiei.sst  es  (Liber  pont.  I,  4yoi4  : mistti 
sunt  ipHt  Camjiauiui  f'ousimtfiuopoltm  iu  ej.siiium. 

Jaffe-Kwald,  *2:vjr» : //(//(*  X.  Kal.  Mart.  iiuprrautihu>i  tloinuu 

uostro  piitfsimo  axitjusto  (MUfittiuHata  a lh'<t  ritrouaio  luatpto  impcratorCf 
ttuuo  l.IUt  et  pust  vousuhituiu  ejus  auuo  XXXlll.y  ^ed  et  Ltoue  mayuo 
imperulore,  ejus  /iliOf  auuo  XXI.j  iiulirfioue  X.  Die  Datirung^  dieser  I.  r- 
kuude  entspricht  also  last  genau  den  übüclieu  ISriefdatirungeii,  wie  ich  sie 
l’ür  die  Zeit  Uregors  II.  und  III.  und  des  Zaeliarias  nachgewieson  habe 
in  meiner  Scliritt  Uber  Arles  und  Vienne  S.  Klil. 

Die  von  (yregor  III.  und  Zacharias  erhaltenen  viereckigen  Kupl'er- 
stucke  sind,  wie  Domeuico  l'romis  (.Moncte  dei  Komaui  poutetici  avanti  il 
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eMiiiiiigclu  und  erst  durdi  andere  Momente  zeitlich  genauer 
bestimmt  wei  den  mOssen.  so  zeigen  sie,  soweit  sie  ans  Hadrians 
Zeit  erhalten  sind,  in  ihrer  überwiegenden  Menge  die  Ab- 
liängigkeit  des  Papsttlmnis  von  Byzanz.'*^” t 

Darin  trat  nun  aber  im  Jahre  7Sl  ein  rmsehwnng  ein. 
Karl  erschien  zu  Ostern  mit  seiner  Gemahlin  und  seinen  jungen 
8ühuen  in  Koni  und  Hess  hier  beide  zu  Königen  salben:  den 
soeben  von  Hadrian  getauften  und  in  l’iiipin  umgenannten  Karl- 
inann  bestellte  er  dann  znin  König  Italiens.  Zugleich  gab  er 
dem  Wunsche  der  regirenden  Kaiserin  Irene  statt,  welche  von 
je  her  in  Sachen  der  Bilderverehruug  sich  der  abendländischen 
Auffassung  zuneigte  und  dem  Bajiste  sich  genähert  hatte,  und 
verlobte  seine  älteste  Tochter  Rotrud  mit  Constantin  VI.,  dem 
zehnjährigen  Sohne  Irenens.  Wenn  diese  unter  solchen  Umständen 
geschlossene  Familienverbindnng  mit  dem  Kaiserhaus*;  nicht  wohl 
denkbar  ist  ohne  die  vorgängige  Anerkennung  des  fränkischen  Be- 
sitzstandes in  Italien,'*^’)  dergestalt  dass  nunmehr  seitens  der  Kaiserin 
dieSouveränetät  Karl  auch  über  den  Römischen  Ducat  zugestanden 
wurde,  denjenigen  Bereich,  über  welchen  er  bisher  rechtlich  mit 
dem  Königsschntz  nur  seine  Schntzherrschaft  erstreckt  hatte, 
so  fand  die  Xeugestaltung  in  der  Schaffung  des  Königreichs 
Italien  sofort  einen  deutlichen  Ausdruck'*'):  der  Papst,  welcher. 


inillt*,  Torini)  us.ls,  p.  i:t— 22)  gezeigt  hat.  kiöiie  cigeutlicheii  Jtüiiziai, 
somlcm  Marken,  welche  walirschciiilich  hei  ileii  Gctrfidcvcrthciluni;eu  ilcr 
Päpste  Vcnveiidung  täiidcii. 

Die  Silberdenarc  Hadrians  (,vgl.  Promis  tav.  l,  ti — U tragen  auf 
der  ein*‘n  Seite  die  en-läce  Hiiste  des  Papstes  mit  der  Umschrift  DM 
.1 rr,  auf  der  aiulern  Stute  ein  Kreuz  zwischen  den  Buchstaben 
J{  und  M.  den  beiden  Cousonauten  des  Wortes  Huma,  und  die  Umschrift 
VlCTOHIA  D.V.V  und  auf  dem  Abschnitt  t’O.VO/j,  d.  h.  mit  der  Rückseite 
weisen  sie  sich  aus  als  in  Rom  ortsangehürige  byzantinische  Münzen,  da 
diese  durch  die  entsprecheiirle  Umschrift  VJcTOUlA  Al'(j(l  die  Kaiser- 
herrschaft und  durch  CUS',  CUM,  VOS()li  oiler  cuMuIi  die  Reichshaupt- 
-stadt  Constantinopcl  bezeichnen  (vgl.  Arthur  Kiigid  et  Reymond  Serrure, 
Traite  de  numismatii|ue  du  inoyen  age  I,  Paris  islM,  12.  U.  2f*4;  Ab- 
bildungen bei  Promis  tav.  Ij. 

*'’)  Vgl.  Abel-Simson,  Jahrbiiclier  1,  '>42. 

Karl,  wcleher  .seine  Titel  „König  der  f,angubarden“  und  .Patricius 
der  Römer“  nicht  ahlegte,  zog  sieh  damit  nicht  etwa  von  Italien  zurück; 
er  wollte  lediglich  durch  deu  ueu  eiugesetzten  König  oder  vielmehr  durch 
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wie  gezeigt  worden  ist,  ’*’-)  ini  Jahre  781  urkundlicli  die  Schenkung^ 
l’ipiiins  bestätigt  und  — um  den  Römischen  Diicat  — erweitei’t 
und  die  Patrimonien  der  Römischen  Kirche  geschenkt  erhielt 
trat  in  aller  Form  auch  mit  d<‘m  letzten  Gebiet  unter  fränkische 
Süuveränetät. 

Dieser  Umschwung  kam  unvcrweilt  darin  zn  Tage,  dass 
Hadrian  fortan  in  seinen  Urkunden  nicht  mehr  nach  den  Jaliren 
der  byzantinischen  Kaiser  datirte,  aber  befreindliclierweise  auch 
nicht  nach  den  Regirungsjahren  Karls,  seines  neuen  Souveräns, 
sondern  ihm  gewissermassen  ein  Schnippclien  schlug,  indem  er 
den  Herigott,  nnsern  Heiland  Jesus  Christus  und  den  lieiligen 
Geist  als  regirend  bezeichnete  und  daneben  das  Jahr  seines 
Pontiticats  nanute.-®'*'®)  Daraus  hat  mau  ohne  Rücksicht  auf  die 
oben  besprochenen  Reehtsbeziehungen  Hadrians  zn  Karl  den 


die  in  dessen  Nniiien  waltende  üehörde  enilastct  werden,  und  zwar  nicht 
bloss  für  das  ehcnmlige  Langobarden-Ueich,  sondern  auch  für  den  päpstlichen 
hereich.  Darauf  deutet  schon  die  Wahl  des  all  gemeineren  Wortes  Italien, 
dessen  engerer  hegriff  gerade  auf  den  päpstliehen  bis  zuletzt  byzantinisch 
gebliebenen  Theil  der  Apennin  llalbinsel  geht:  so  erscheint  denn  auch  der 
herangewachsene  Pippin  später  als  der  natürliche  Vertreter  seines  Vaters 
dem  Papste  Leo  gegenüber  (vgl.  .latle  Kwald,  Keg.  25I.Ö).  Wenn  Hadrian  von 
seinem  Pathen  (p.  tlOlhie)  als  von  dem  e.mdfeidis.söiw  f(V/c  l.ninjulnirdurum 
spricht,  so  scheint  diese  das  päpstliche  Gebiet  ausschliessende  liezeichnuug 
nicht  ohne  Absicht  gewählt  zu  sein,  hat  aber  angesichts  der  ständigen  Be- 
nennung der  fränkischen  Keichs- Annalen  ( Annales  regni  Prancoruiu,  ree. 
Kurze  p.  ,'i6.  K».  PJ7.  i:i2.  IdS.l  nichts  zu  besagen 
S.  oben  Anm,  2ltl. 

Die  am  1.  Dezember  7st  ausgestellte  Urkunde  Hadrians  für  den 
Krzpriester  Fulrad  und  den  .Vbt  Maginarius  von  ,St.  Denis  (.lati’^- Ewald, 
Heg.  *24:15)  bezeichnet  das  .Tahr  als  erste  in  der  neuen  Weise:  ve'/moi/e 

iloiiitito  llhuf  t:t  sn/co/o#'c  z/av/ro  Jcsh  iht'/sfof  rwit  ri  rnptut  «;ioh  Ifeij 

jiiitre  uiHiiiiHitriiU'  cl  njiinht  üitir  lo  yac  immurlnltti  /(»/öii/d/  ■smi  ulii,  aintu 
jmttfificnfu-'*  nonfl't  in  Mici'iitissiiwt  hittfi  iipnstoli  ilil  Ihn  jii'iijiiho 

fUrimo,  imiiitiime  ijiiiiilit.  Der  loyale  Leo  hat  auch  hier  wieder  die  Ab- 
hängigkeit des  J'apstthunis  von  dem  fränkischen  Königthuni  zum  .Vusdruck 
gebracht,  indem  er  vor  die  liidietionsangabe  fz.  li.  ,laffe- Ewald,  Heg.  -iiys) 
noch  einscliiebr:  iihjnc  iloiiiiin  Ki'inli  e.rielh'iili^nimi  rnjis  Friiiniirum  it 
Litiiijiihardornin  i:t  /jntririi  lioiiiiiitoniiitf  u zyioz  fi'jiil  Jtiiiiiiiii,  iiiiitn  A'AI., 
bis  nach  Karls  Kaiserkronung  die  alte  unter  den  byzantinischen  Kaisern 
geläufige  Datirung  wieder  gang  und  gäbe  wird. 
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Schluss  gezogen,’**^)  dass  Hadrian  seit  781  nur  Gott  als  Herrn 
über  sich  anerkannte,  also  souverän  geworden  sei.  Hier  lässt 
sich  jedoch  ein  numismatischer  Gegenbeweis  tühren. 

Es  sind  uns  Denare  erhalten,  welche  Karl  nur  als  Franken- 
König  bezeichnen  und  dabei  italienische  Prägestätten  angeben; 
unter  diesen  ist  auch  R-0~M-A  genannt,**-’)  und  zwar  in  der- 
selben AVeise  wie  Lucca  und  Parma/***)  sodass  augenscheinlich 
Rom  geradeso  wie  jede  der  beiden  anderen  Münzstätten  der 
fränkischen  Souveränetät  unterstellt  erscheint.***^)  AV'enn  man 
nur  diesen  Denar  gegen  das  oben  angezogene  Diplom  hält,  durch 
welches  Hadrian  Ansinuch  auf  die  Souveränetät  in  Rom  erhebt, 
so  wird  man  nicht  schwanken,  wem  man  sie  wirklich  zugestehen 
soll;  denn  nur  Karl  hatte  die  Macht,  seinen  Anspruch  durch- 
zusetzen. Es  giebt  nun  aber  noch  andere  Denare,  durch  welche 
Hadrian  selbst  sich  als  Unterthau  Karls  bekennen  dürfte.  Auf 
der  Vorderseite  haben  sie  um  das  Karolingische  Alonogramm 
die  Umschrift:  CAliLVH  REX  FR  und  auf  der  Rückseite 
die  Fortsetzung  des  Titels:  ET  LANG  AC  RAT  ROM,  also  den 
vollen  Titel,  welchen  Karl  im  Jahre  774  annahm:  rtx  Fmmvrum 
d Lunijohurdorum  iie  juitricius  Romnnuntm,  im  Felde  der  Rückseite 
aber  ausserdem  noch  ein  Monogramm,  über  dessen  Entzifferung 


So  sagt  J.  von  rHugk-lJarttiniu  in  seinem  Aufsatz  ^l'-apstpolitik 
in  L'iknnilen“  tllistorisclie  Zeilsclirift  LXXXV,  72):  .Xiielist  tiott  erkannte 
er  theoretisch  keinen  Herrn  iiher  sieh  an,  und  soviel  an  ihm  lag,  suchte  er 
auch  praktisch  sich  möglichst  selbstständig  zu  stellen.“ 

•'®’)  K (jariel,  Les  monnaies  royales  de  France  II  (Strassbourg  1HS4), 
plauche  IX  fig.  li:>. 

*"’)  Engel  et  Serrure,  Trait6  de  uumismatique  I,  212.  213. 

*')  Ich  kann  aber  nicht  dem  Urtheil  beipflichten  (Engel  et  Serrure 
a.  a.  ().),  nach  welchem  die  erwähnten  Denare  der  ersten  Periode  Karls, 
welche  von  768  bis  774/5  gerechnet  wird,  angehüreu  sollen;  ich  sehe  keinen 
durchschlagenden  Grund,  sie  von  denjenigen  der  zweiten  Periode,  welche 
von  775  bis  811  reichen  soll  (p.  214 — 216)  zu  unterscheiden;  vielmehr 
dürften  die  oben  angestellten  Erörterungen  eine  Handhabe  bieten,  jedenfalls 
den  KUmischen  Denar  erst  nach  781  und,  da  er  von  den  Münzen  Leos  III, 
grundverschieden  ist,  vor  795  anzusetzen,  Oder  sollte  die  Xichtneunung 
des  Papstes  auf  eine  persönliche  Anwesenheit  Karls  in  Kom  deuten,  während 
welcher  (kr  Franken-König  alle  Gerechtsame,  auch  die  .Vusübung  des 
MUnzrechts  wieder  an  sich  nahm?  Dann  würde  geradezu  das  Jahr  781 
oder  787  in  Betracht  kommem. 

UundlAch,  KnUtcbuup  de«  Kircheostaatvfl.  9 


/ 
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(He  Meinungen  allerdings  auseinandei gehen,  aber  (hjeh  nur  in 
zwei  zulässige  Deutungen:  entweder  h’oma  oder  -l/MH'd.  li. 
Adriioitiii  jtiqiK,  Alplui  Beaelitet  man  nun  einmal,  dass 

das  Monogramm  zur  Bezeichnung  des  l’rägeortes  nicht  die  Regel 
ist,  und  sodann,  dass  auf  den  .Münzen  Leos  TU.,  welcher  die 
Souveränctät  Karls  rückhaltlos  anerkannte,  die  eine  Seite  von 
dem  Xamen  und  Titel  Kurls,  die  andere  von  dem  .Monogramm 
Leos  eingenommen  wird,-^')  so  niöchte  nicht  zweifclhall  sein, 
für  welche  Deutung  man  sich  zu  entscheiden  hat.-*'") 

Danach  stellt  sich  heraus,  dass  >Iadriau  wohl  auf  den 
Münzen,  welche  leicht  eontrolirt  werden  konnten,  die  Souveränetät 
Karls,  wie  er  otfenbar  gehalten  war,-*’')  anerkannte,  auch  dabei 
vielleicht  mit  .Absicht  ein  schwer  zu  entzirterndes  Monogramm 
wählend,  aber  nicht  in  den  Urkunden,  welche  iu  den  Händen 
der  damit  Bedachten  blieben  und  kaum  an  das  Tageslicht  hervor- 
traten — ein  Verfahren,  das  übrigens  ganz  zu  seinem  oben  er- 
wähnten Verhalten  stimmt:  die  7irv  publica  liomanorum  zwar 
in  einer  dem  Kloster  Farfa  ertheilten  Urkunde  anzusin-echen,  aber 


**)  Vgl.  Eiigi'l  et  Serrurc  I.  213:  hier  ist  antli  die  Miiiize  abgebildct. 
Aiuiore  AbbiMangcii  bei  (iariel  II,  iil.  Xll  lig.  ISl  und  bei  Maurice  Prou, 
I.es  nionnaiea  Caroliiigiennes  (t'atalogue  dea  inounaiea  l'raii^aiaea  de  la 
bibliotlieque  uatiouale),  Paria  ISUS,  pl.  XX  fig.  .soO:  aucli  daa  Münzcabiiiet 
dea  Köuiglieben  Museums  zu  Jterliu  be.aitzt  einen  solchen  von  mir  besichtigten 
Denar,  deasen  Monogramm  nach  dem  aachveraländigen  rrtheil  dea  Herrn 
l’rol'easura  ^leuadier  die  Deutung  lluiiui  auaaclilieaat. 

**’)  Engel  et  Serrurc  I,  222.  2SI;  .Abbildungen  bei  Promis  tav.  I,  11. 
12;  II,  1 — :t. 

.Aneh  hier  muss  ich  der  von  Engel  und  Serrnre  gewählten  Datiruiig 
widersprechen,  dass  der  in  Hede  stehende  Denar  iu  das  Jahr  <74  gehöre, 
weil  Karl  in  diesem  Jahre  den  Patrizius-Titol  angenommen  habe;  es  bleibt 
meiue.s  Ernchtcua  dafür  die  Zeit  von  7si  bis  71)5  offen. 

“"U  Erchempert,  ein  tieschichtsschreiber,  welcher  allerdiuga  erst  dem 
zehnten  Jahrhundert  angchört,  berichtet  iu  seiner  llistoria  Langobardorum 
Ilcneventanorum  c.  4 (S.S.  rer.  Lang.  p.  23Ci5.  ic),  daas  der  Herzog  üriraoald 
von  Benevent  von  Karl  vcrptlichtet  worden  sei,  ihn  als  Oberherrn  in  Ur- 
kunden und  auf  Münzen  zu  nennen  (ul  <'(o7(u  iiuiiiiiioitipic  sui  iiuminiii 
carudtrihw  siijicriicribi  ncmjier jitherel/ : und  Hrimoalds  Urkunden  tvgU.Vbel- 
.Simson,  Jahrbücher  II,  4'JJ  und  Münzen  (vgl.  Engel  et  .Serrnre  I,  221.  222. 
2SS.  2s‘i^  bestätigen  cs, 
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nicht  oder  doch  nur  in  verstohlener  Weise  in  den  Briefen,  welclie 
an  Karl  gerichtet  waren.^'-) 

Die  781  geregelte  Kechtsstellung  des  Papstes  wurde  unter 
Karl  nicht  mehr  vei  ändert:  es  verschlug  nichts,  dass  der  Franken- 
König  wieder  mit  Byzanz  zeifiel  — im  Jahre  787  wurde  die 
Verlobung  der  fränkischen  Piinzessin  mit  dem  byzantinischen 
Kaiser  aufgehoben  und  die  rnterordnung  des  781  noch  unbe- 
helligt gebliebenen  Herzogs  von  Benevent  durchgesetzt  — : nach- 
dem 788  die  Griechen  in  Unteritalien  besiegt  waren,  kam  nach 
wiederholten  Verhandlungen  8T2  der  Friede  zwischen  dem  abend- 
und  morgenländischen  Kaiserthum  zu  Stande.  Wenn  berichtet 
wird,  dass  die  byzantinischen  Gesandten  auf  der  Heimreise  das 
Friedensinstrument  in  der  Peters-Kirche  zu  Koni  ans  den  Händen 
des  Papstes  Leo  von  neuem  empfingen,''  ')  so  hat  das  nicht  die 
Bedeutung,  dass  der  Papst  als  Contrahent  an  dem  Friedens- 
schluss mitbetheiligt  wurde,  sondern  nur,  dass  die  Heiligkeit  des 
schon  in  der  Aachener  Kirche  ausgefolgten  Vertrages  durch  die 
erneute  Aushändigung  an  der  heiligsten  Stätte  des  Abendlandes 
bekräftigt  und  gesteigert  werden  sollte. 

Die  Stadt  des  Paiistes  war  schon  781  ein  Bestandtheil  des 
fränkisch -italischen  Reiches,  der  Papst  ganz  und  gar  ein 
Unterthan  des  italisch -fränkischen  Herrschers  geworden,  iu 
die  Zahl  der  Grossen  dieses  Kelches  eingereiht  worden.  Als 
solcher  Unterzeichnete  er  wie  die  fränkischen  Grossen  die  Ver- 


S.  oben  S.  .SO. 

Annales  regiii  Franconim  (ree.  Kurze  p.  ISfi):  X(wi  AquiKurnni, 
uhi  ml  imi>eratorem  rciiffinit  /.sr.  Injnti  Xicifori  imprriiltiris],  scriptum  piirtl 
uh  ro  in  ecrli'sin  Kuscipiiiitts  tuure  suo.  iil  est  (Iruiru  Uiuihu,  lumh’s  ei  ili.rrrHiit, 
iinperaforem  cum  ct  himilemn  tipprlluiiles.  El  rcreilemio  Uomam  rrnirnles  in 
Imsilicn  suiirti  Petri  iipcslnli  euii'lem  purti  neu  fuederis  HMIum  a jA'one pupit 
(lenuo  stisceperunt.  Meine  .Vulfiissung  wird  auch  bestätigt  dnreb  den  tVuuseb. 
wcldien  Karl  dem  griecliisehen  Kaiser  zu  erkennen  gab : das  griechi.sche 
Exemplar  des  Friedensvertrages  cigeuhäiidig  vom  Altar  zu  iicbmen  und  den 
fränkischen  Gesandten  zu  übergeben  imemuruli  leiptli  imslri  fuederis  cun- 
scripliunem  tHum,  et  sncerduliim  pulricionwnjue  ite  prueerum  tuornm  siih- 
srriplioiiihns  rohorulum,  n siirrusuiietu  nlturi  tune  muniis  purreetiune  susci- 
piant:  .lafte,  lübl.  IV.  410).  I»io  von  .Simsou,  (.labrbiieher  II,  4S3 

Anm.  n gebilligte  Verniutlinng  Waitz'ens  Verfassurgsgeschielite  111,524  11'.), 
dass  auch  Leo  das  Fiieilen.siiistrnment  unterzeichnet  habe,  kann  ich  nicht 
als  zureichende  Erkliirnng  mischen. 
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fligung  Karls,  welche  die  Tlieiluiig  seines  Reiches  unter  seine 
Sühne,  nach  seinem  Tode  n'geltcr^'*)  nnd  Rom  erscheint  in  dem 
Testament  Karls  in  dem  Jahre  811  nur  als  ein,  wenn  anch  als 
der  vornehmste  Metroiiolitansitz  des  Reiches.^'’) 

(Obgleich  die  T’äpste  durch  ihren  Eintritt  in  den  t'rilnkischen 
Schutzverband  als  Unterthanen  in  ein  gespanntes  Verhältniss  zu 
ihrem  vSouveriin  geraten  waren,  wurden  sie  dadurch  doch  nicht 
in  ihrer  Eigensclial't  als  kirchliche  Oberhäupter  der  abend- 
ländischen Christenheit  Byzanz  gegenüber  mattgesetzt;  jedenfalls 
hören  wir  von  Paul  I.,  dass  er  wiederholt  Botschaften  nach 
Constantinoiiel  schickte,  um  die  Römische  Auffassung  über  die 
Bilderveiehrung  zur  Oeltung  zu  bringen.’-'*)  Kachdem  die 
fränkische  Unteithänigkcit  Roms  von  Seiten  des  Kaisers  aner- 
kannt war,  schwand  natürlich  jedes  Bedenken,  welches  man  in 
Byzanz  gegen  die  geistliche  Wirksamkeit  des  Papstes  aus  recht- 
lichen Gründen  hätte  erheben  können;  aber  nun  wurde  die  Be- 
wegungsfreiheit des  Statthalters  Christi  durch  den  sich  als 
Siimmus  ejiiscojmn  seines  Reiches  fühlenden  Fianken- König  in 
merkwürdiger  Weise  eingeengt.  Kachdem  Hadrian  auf  der 
Synode  zu  Xicaea,  welche  787  die  Bilderverehrung  im  Römischen 
Sinne  wiederherstellte,  der  Einladung  der  Kaiserin  Irene  ent- 
sprechend durch  Abgesandte  sich  hatte  vertreten  lassen,'*'^)  wurde 
er  auf  das  unangenehmste  dadurch  überrascht,  da.ss  Karl  die 
Beschlüsse  der  Synode  rundweg  verwarf  und  sogar  die  Banmmg 


Amiale»  rogni  Fratieortmi  zu  80f>  fi).  121):  7V  hac  partiiione  et 
texinmeiilum  fnrtum  et  jurejiirniiitit  ah  opt imat ihux  Ftyiiinintm  rmilinuatum 
et  eoii/ititutioiiex  pari»  roiixerraiiilae  cauxa  faitae  ati/ue  liaer  oiniiia  litterix 
vianilatii  mint  et  Leoni  papae,  nt  hin  mia  manu  mihxiriheret,  per  Kinliarilum 
miiixa.  t^uihiiH  jiontilex  leetix  et  ailxeiiiiuni  praehnit  et  propria  manu  mib- 
seripsit. 

*'•'’)  Es  lieisst  darin  (Einhardi  Vita  Karoii  Miigni  c.  33;  Ed.  (piarta 
p.  2U);  yoniina  inetropoleoruni,  ail  ijiiax  eailem  eleinwxina  sire  larffitio 
l’aeienila  ext,  haee  xunt : Hoina.  llaeenna,  Meiliolaauin  etc. 

I’aul  I.  erwälmt  (Epp.  III,  xwinextlonex  Utax,  e/uns  saepins  ei 

ilire.iiniux,  und  denigemSss  sagt  si'iii  Hiograpli  (Eibor  pont.  I,  4i)4i_2'; 
miejiiux  xno»  niis.xox  cum  ajiuxtolicix  ohxeeratoritx  atijiic  uinonitorÜH  lilttrix 
praefatix  (’onxtantino  et  Leoni  aii'pistix  ilire.eit  pro  rexliluenitis  eonfirinandix- 
ijue  in  jn'islino  renei'ationix  »talu  saeralixmmis  iinoipnihtix. 

Vgl.  V.  llnfple.  (.’oncilipngoscliiplite  III-',  4äs  ft'. 
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des  ketzerisclien  Kaisers  verlang:te.'^'*)  Gegen  den  scliarfen 
Wind,  der  vom  fränkiselien  Königsliole  her  wehte,  musste 
Hadrian  seine  diidomatisehe  Gescliickliehkeit  aufbieten,  um 
dnrcli  Laviren  die  geistUehe  Autorität  Roms  zu  wahren:  er 
machte  sieli  anheischig,  zwar  dem  König  zu  AV'illen  zu  sein 
und  den  Kaiser  zu  bannen,  aber  niclit  wegen  seiner  irrigen 
Meinung  über  die  Bilderverelirung,  sondern  wegen  der  einge- 
zogenen  und  nicht  zurürkgestellten  Patrimonien  der  Römisclien 
Kirche:''*')  und  Karl  bestand  nicht  auf  der  Bannung,  aber  er 
Hess  doch  durcli  die  Frankfurter  Reielissynode,  au  welcher  auch 
Gesandte  des  Papstes  theilnahmen,  71*4  die  Nicänischen  Be- 
schliis.se  vei'dammen."'*’)  — 

Das  Rechtsverhiiltniss  der  Päpste  zu  den  Karolingern  be-  \ 
stand  also  zunächst  7r)4  in  der  durch  Comniendation  angelobten 
Dienstpflicht  einerseits  und  dem  durch  Urkunde  zugesicherten 
König.sschutz  andererseits.  Ulme  dass  dieses  in  auswärtige 
Staaten  übergreitende  Kechtsverliältniss  — Stephan  II.  stand 
nämlich  7.')4  theils  unter  langobardischer,  theils  unter  byzan- 
tinischer Staatsgewalt  — aulgehoben  worden  wäre,  wurde  es 
daun,  in  dem  Maasse  wie  die  fränkische  Souveränetät  über  Italien 
sich  ausdehnte,  7.äf>  für  den  Exarchat  und  die  Pentapolis  und 
7S1  für  den  Römischen  Ducat  in  der  Weise  ausgestaltet,  dass 
der  Pait.st  durch  königliches  Privileg  die  fränkische  Immunität 
in  diesen  Ländern  erhielt,  wo  er  vor  der  langobardi.schen  Er- 
oberung die  byzantinische  Immunität  auf  Grund  wohl  nicht 


Vgl.  V.  Hefele  IIP.  712-715. 

Hiidrian  begütigt  Karl  aiieli  durcli  den  Hinweis.  da.«s  er  ja  die 
HeschlUsse  von  Nicnea  iiocli  nicht  in  aller  Form  bestätigt  habe  '.laffe.  Uibl. 
VI.  247.  24S):  Xoit  vero  ailhuc  jn-u  eailem  sijnnilo  tiullitiii  reniu/niium  hixiriiufi 
eiikm  imperntori  reihliiliimt.*;  weiter  heisst  es  hier:  ite,  jiatrimoiiiin  ilentm 
iiicrepanleg  uf,  si  nolueril  fa  sunriae  nontrnr  Uommmf  ealrjiiae 

reititunv,  Ixiertlicum  eiim  jiru  Imjiinmniti  errorin  pevtseremniia  esse  ilri  criifmu». 

Annnles  regni  Francoruin  zu  7‘.»4  (ree.  Kurze  p 04):  in  Frnncono- 
l'nrt  . . , congrajnta  ent  nymnlun  nniynu  episrt>iHirum  (itilliaruin,  (jennnnoruin, 
Itnhmini  in  praenentin  jnmfnii  prinripin  et  ininnm'um  ihnnni  aptmitilici  Ailri- 
ani,  tjutmtm  nomina  liaee  nunt : Tlienphilarim  et  Slephnnun  epimvpi;  vgl. 
Synodus  Francouofurtensis  c.  2 Horetius.  Capp.  I.  72.  74):  de  nwa  Grecontm 
nynodo,  quum  de  adurnndin  iwayinihun  CwintiintinopuUm  ferernnt  . . . nanc- 
linnimi  pntres  nnntri  omnimodin  adoriilionem  et  ncrrilnlein  minuenlen  cim- 
tenipscrunl  atqne  ivnnenfienlen  fondempiini’rniiil. 
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kaiserlidicr  Verlciliinig,  sondern  tliatsäcliliclier  Entwickelung' 
besessen  batte. 

Obgleich  Pippins  und  Karls  Urkunden,  durch  welche  das 
Keehtsverhältniss  begründet,  ausgestaltet,  bestätigt  und  erweitert 
wurde,  verloren  sind  — vermuthlich,  weil  sie  mit  ärgerlichci- 
Deutlichkeit  die  Dienstbarkeit  und  Unterthünigkeit  des  rajistes 
bezeugten,  von  der  Römischen  Onrie  selbst  aus  dem  AN’ege  ge- 
räumt sind,  um  nicht  die  spätere  Bildung  eines  Kirchenstaates 
zu  hindern  — , so  ist  eine  vergleichende  Betrachtung  der  uns 
erhaltenen  Schutz-  und  Imniunitätsurkunden  Pippins  doch  von 
Werth;  denn  dadurch  werden  noch  einige  nicht  unwesentliche 
Aeusserlichkeiten  des  erörterten  Rechtsverhältnisses  aufgehellt. 

Dass  der  König  in  Gemeinschaft  mit  seinen  Söhnen  Karl 
und  Karlmann  den  Künigsschutz  verleiht,  ist  gewiss  unge- 
wöhnlich, aber  doch  nicht  beispiellos:  wie  für  den  moralischen 
Hort  der  Karolingischen  Dynastie,  den  Papst,  ist  es  auch  für  das 
Karolingi-sche  Familienklostei'  Prüm  geschehen,  welchem  am 
13.  August  702  eine  umfassende  Ui  künde  ausgefertigt  wurde.'*''*') 
Der  König  verfügt  hier  unter  anderm,  dass  das  Kloster  samint 
allen  Besitzungen  in  seinem  und  seiner  Erben  Schutz  stehen 
solle,***''')  und  wie  die  dem  Papste  ei  t heilte  Urkunde  ist  auch 
diese  zugleich  von  den  Prinzen  Karl  und  Karlmann  unter- 
zeichnet.****') 

Es  ist  dargelegt  worden,  dass  Pii>pin,  um  seiner  Schutz- 
ptlicht  Genüge  zu  leisten,  den  von  ihm  abhängigen  Langobarden- 
Künig  Desiderius  angehalten  hat,  mit  einer  genau  bestimmten 
Truppenmacht  für  den  etwa  gefährdeten  Papst  gegen  die  Byzan- 
tiner sich  kampfbereit  zu  halten,  dass  er  also  seine  Schntzpflicht 
gewissermassen  auf  den  Langobarden- König  abgewälzt  hat.  So 
sehr  das  der  politischen  Klugheit  Pi[iiiins  entspricht,  welcher 
seine  Jlachtmittel  nicht  in  Italien  festlegen  wollte,  es  ist  doch 


ItiiLiiier-Mühlbaclier,  Reg.  Ca. 

llit  t<wirii  voliwiiia,  iil  ipsc  iiininisterium  xainli  Sulralorix  xru  rex, 
ijui  ml  ijixuiii  wuiinxlrriitui  tarn  ijmie  f.i'  iiurloriUiU'  iioxfm  miiit  confirmiik 
qutim  qiii  ii  Jleuiu  linieiitibm  imtiileu  f'ucriiil  vimlature.  ln  iioxlrii  xhil 
/mUxliile  nl  tief'enxliinc  neu  hrrciluni  noxlroritiii, 

X.ae!)  (1er  Untersclirift  Pippins  und  seiner  (P'inalilin  folgt : Slijnum 
hnrnlt  /tlti.  xnl  consi'nch'ns,  Snjniint  Kiiflonitinni  filil  xul  ronxemm-nx. 
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iu  seinen  Sdiutzverleiluingen  auch  sonst  niclit  ohne  Analogie. 
Der  König  gewülirte  am  10.  Juni  7tU)-^)  die  IMtte  des  Abtes 
Xectarius  von  St.  Calais  und  nahm  das  Kloster  in  seinen  und 
seines  Sohnes  Karl  Schulz,  indem  er  ott'enbar  Karl  zuvördei'st, 
als  den  Empfänger  der  Cominendation,  mit  der  Wahruehnuing 
des  Schutzes  betraute.''^’; 

Die  Päpste  Stephan  II.  und  Hadrian  I.  sind  nicht  frei- 
zusprechen von  dem  Vorwurf,  dass  sie  günstige  Conjuncturen 
zur  Erweiterung  ihres  Bereiches  ausgenutzt,  insbesondere  das 
Herzogthum  Spoleto  sieh  anzueignen  getrachtet  haben;  aber  die 
Billigkeit  erfordert  doch  darauf  hinzuweisen,  dass  in  den  ihnen 
ertheilten  Urkunden,  wie  iu  den  Schutz-  und  Immunitätsurkundeu 
Pippins  überhaupt,  ein  Anlass  zu  ihrer  Erwartung:  Königs- 
schutz und  Immunität,  einmal  gewährt,  erstrecke  sich  auch  über 
alle  ihre  Neuerwerbungen,  gegeben  und  somit  für  erwerbsfrohe 
Geniflther  gewissermassen  eine  Aufforderung  zuzulangen  ent- 
halten war.  Die  schon  angezogene  Bestimmung  in  der  für 
Prüm  ausgc'stellten  Urkunde,-’^)  dass  der  Schutz  sich  auch  be- 
ziehe „auf  diejenigen  Vermögensstücke,  welche  von  gottes- 
fürchtigen  Menschen  in  Zukunft  dem  Kloster  zugewendet  werden 
würden“  ist  typisch  auch  für  die  Immunitätsverleihungen  und 
-bestätigungen  und  darum  auch  als  Bestandtheil  der  für 


Böhiner-Mülilbai'licr,  Ucg.  so. 

*'’)  l'iir  ilie  Klostoriiisassen  winl  »<  hlii‘««lirli  verfustt,  ut  l'ueat  tix  suh 
xirmotie  luilioiiix  iioslrae  rel  liu»iaiiil(ilix  el  uimidi'liiirih  jinu'iliili  t'nroli 
ijuiidog  rii'tre  uc  remitiere  et  ilie  ium  Iwjiu:  xlitljilihite  nyiii  ul  ijixiux  Caruli, 

ijui  euruiH  ctiuxas  huhei  rcuejilux,  jiujitur  Jtei  nüuencoi'iUam  et 
sniiiliertim  ilepreruru.  Man  beachte,  dass  hier  und  »ehon  an  einer  früheren 
Stelle  (muiiihljiirilu  iltuglris  ciri  Cnruli /Hii  noxtri,  qui  causus  ipuitix  ahbatix 
rel  muunxturii  hithcl  reeeptus)  bei  der  Coimueudatiun  liasselbe  Wort  uau-nie 
eii-cheint,  wclehea  auch  von  der  Cuimuendatiun  Stephans  II.  überliefert  ist; 
s.  oben  S.  75.  7ti.  Die  Vertretung  ist  Übrigens  auch  von  Brunner  11,  60.  51 
hervorgehoben  worden. 

S.  oben  Anm.  3S2. 

Schon  iu  Marciilfs  Fornielbnch  I.  4.3  (Zentner,  Konnulae  p.  13) 
wird  die  Immunität  bezogen  in  rillnx  ubintmepiu  in  reijHo  nosiru  ipxiux 
eadexiiK  aut  rnji  mit  privntorum  Uiiyitatu  cunlatiiH  atit  qni  inuntca 
fucrinl  uon  Int  iimx;  ähnlich  heisst  es  für  die  lle.stätigung  der  Immunität 
(Zeumer  p.  II);  in  ritla.e  nntedietne  ccclexiue,  iptwt  tnodcnw  te.mpurc  nbiciim- 
que  in  nyno  noatro  jutaxeduru  noxuuntnr  rel  qui  iiutnlea  a Deutn 
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Stephan  II.  ausgel'eitigteii  Urkunden  Pippins  zu  erachten. 
Wenn  die  Päpste  daran  einen  Rückhalt  für  Neuerwerbungen 
zu  haben  glaubten,  so  übersahen  sie,  wie  schon  ausgeführt  ist,'*^) 
dass  diese  Neuerwerbungen  auf  Kosten  des  Langobarden-Reiches 
gingen,  welches  unter  fränkischer  Souveränetät  stand,  also  der 
Genehmigung  des  Franken-Königs  bedurften. 

Endlich  ist  benierkenswerth,  dass,  was  Karl  als  Recht  des 
von  Pii)i)in  begründeten,  von  ihm  bestätigten  Patriciats  den 
Päpsten  Hadrian  und  Leo  gegenüber  in  Anspruch  nimmt:  auf 
allen  seinen  Wegen  von  den  heilkräftigen  Gebeten  der  Päpste 
begleitet  zu  werden,''*')  genau  mit  der  Pflicht  übereinstimmt, 
welche  den  geistlichen  Anstalten  als  Entgelt  für  die  Gewährung 
des  Königsschutzes  auferlegt  zu  werden  itflegte.  Es  ist  schon 
angeführt  worden,  dass  im  Jahre  760  Pipiiin  für  sich  und 
seinen  Sohn  Karl  ausmachte,"®")  dass  die  Insassen  des  Klosters 
St.  Calais  „Tag  und  Nacht  für  die  Beständigkeit  seines  und 
Karls  Königthums  unaufhörlich  das  Erbarmen  Gottes  und  aller 
Heiligen  anrufen  sollten“;  dasselbe  ist  aber  auch  in  einer  Ur- 
kunde aufzuzeigen,  welche  am  25.  April  752  für  den  Abt 
Sigobald  und  das  Kloster  St.  Calais,  also  kurz  bevor  das  Schutz- 
verhältniss  zu  Stephan  II.  und  dein  Papstthuui  begründet  wurde, 
erlassen  w'orden  ist.*'^)  — 

Ich  glaube  sonach  erwiesen  zu  haben,  dass  das  Rechts- 
verhältniss  der  Päpste  zu  den  Karolingern  Pippin  und  Karl 
dem  Grossen  ganz  und  gar  nach  den  Rechtsregeln  des  Königs- 
schutzes und  der  Immunität  gerichtet  war  — nicht  nur  inner- 
lich, soweit  die  einzelnen  Rechtsbeziehungen  noch  erkennbar 
sind,  sondern  auch  äusserlich  nach  Massgabe  einiger  Anord- 


t imcutibu»  hvm  in  ihun  fucrnil  lonlnlua.  Xacb  der  Icizteii  Foinit-f 
ist  wortgetreu  z.  13.  Pippins  rrkuutie  für  ftreelit  ( Hiilmier-Jlühlbaeher. 
Keg.  (j'JJ  verfasst,  welche  etwa  derscllen  Zeit  wie  l’ippins  zweite  Urkunde 
für  Stephan  II.  augeliört. 

■**‘J  S.  oben  S.  107. 

S.  oben  S.  9S.  ‘J9.  71. 

*•')  >S.  oben  Anni.  Ssö. 

®')  flühnier  MUblbacfier,  Keg.  tU:  liirttl  eis  shI>  nustru  miiiideliurile 

vel  ile/eiisiiiiie  ijleniux  quielu  online,  rinre  ecl  residere  et  jrru  nubis  Domini 
inieerieoeUinin  nltcnlius  jiojilcr  dej/reeatc. 
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nungeu  in  don  einschlägigen  Urkunden  Pippins—,  dass  in  diesem 
Kechlsverhältniss  zwar  die  Grundlage  für  die  spätere  Entwickelung 
eines  Kirchenstaates,  aber  noch  nicht  das  Dasein  eines  solchen 
gegeben  war,  und  dass  der  durch  die  staatsrechtliche  Stellung 
des  Kömischen  Bisthunis  unter  byzantinischer  HciTschaft  geweckte 
und  durch  die  eigcnthüniliche  Kirchenverfassung  Italiens  ge- 
nährte Anspruch  der  Päpste  im  dritten  V'iertel  des  achten 
Jahrhunderts,  die  Äes  puhlicn  Itomanorum  inue  zu  haben,  nur 
als  Aeusserung  eines  Souveränetätskitzels  aufzufassen  ist, 
welchen  Pippin  als  sachlich  unerheblich  geduldet,  Karl  der 
Grosse  aber  der  Römischen  Curie  vertrieben  hat.*) 


•J  Der  Druck  der  vorliei^endDu,  schon  ira  Sommer  1S98  abgeschlossenen 
Arbeit  ist  durch  hussere  Umstände  verzütjert  worden.  Inzwischen  hat  die 
fort  und  fort  rege  Theilnabme  , welche  man  ihrem  Thema  entgegenhriugt 
mehr  als  ein  Huch  erscheinen  lassen,  welches  dafUr  in  Betracht  kommt.  In 
erster  Reihe  müsste  ich  nennen  den  von  Theodor  Mommsen  bearbeiteten 
Liber  pontiflcalis,  welcher  die  neue  Ahtheilung  der  Monumenta  (iermaniae 
historica;  Gesta  pontilicum  Humanorum  eröffnet,  wenn  nicht  der  Herausgeber 
meine  Hoffnung,  mich  mit  ihm  über  die  Kömi.sche  Frage  auseinandersetzeu 
zu  könuen,  getäuscht  und  seine  Arbeit  schon  vorzeitig  mit  dem  Jahre  715 
abgebrochen  hätte,  ini  wese  itlichen,  wie  er  p.  ('XXX  VI  sagt;  '/uuii/ani  rirum 
»atcvli  ot'tavi  traetntio  a mrin  Hluilii»  alitmi  Kgl.  Hemerkenswerth  ist  das 
Buch  von  Johann  Adam  Kelterer  .Karl  der  Grosse  und  die  Kirche“ 
(München  I89S),  weil  der  Verfasser  als  katholischer  Geistlicher  vorurtheils- 
los  genug  ist,  den  Bericht  der  Vita  Hadriaui  über  die  Schenkung  Karls 
S.  .fti  — 39  als  Fälschung  zu  bezeichnen,  und  ihn  ganz  so  erklärt,  wie  ieü 
es  gethan  habe;  wenn  aber  Ketterer  auch  .die  rechtliche  Unterlage 
lür  das  ausserordentliche  Verhältniss  Karls  zur  Kirche“  zu  linden  sich  be- 
müht, so  dürfte  eiu  Vergleich  mit  mein  er  .Vrbeit  ergeben,  dass  diese  Mühe 
von  keinem  aunehmbareu  Krfolg  gekrönt  worden  ist. 


f»ruck  von  Olto  HilMgcr  in  Allwai^^or. 
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*Nocli  niclit  befi'iediRciul  erklärt  sind  im  Sachsen  - Sjiiegrel 
diejenigen  Stellen,  in  welchen  Karl  der  Grosse  als  Gcwähi-smann 
sächsischer  Vorrechte  erscheint:  es  sind  das  ini  I.  Buch  die  drei 
l’aragraphen  des  IS.  Artikels,  durch  welche  eine  allgemeine 
Angabe  in  der  Vorrede')  genauer  bestimmt  wird.-’) 

In  den  Einleituiigsworten:  Dni:r  lumtlti  ircht  luhHihn  di 
Savlistii  irider  Kurltt:  iiilh-ii  kann  die  Bedeutung  des  irider 
zweilelhatt  sein,  weil  sinachlich  sowohl  „gemäss“  als  „gegen“ 
möglich  ist;  lässt  man  indessen  dem  hhdd>-n  den  eigentlichen 
Sinn  „behaupten“  — es  kann  freilich  auch  „erhalten“  heissen 
— daun  wird  man  sich  für  die  Bedeutung  „gegen“  entscheiden, 
ohne  sich  der  Einsicht  zu  ver.sch Hessen,  dass  hier  thatsächlich 
beide  Bedeutungen  zugleich  statthaben:  denn  ob  auch  die  Sachsen 
die  drei  Rechte  einmal  dem  Reichsoberhaupt  abgedningen,  gegen 


c-  ln  der  hier  immer  an  gezogenen  Ausgabe  von  tVeiske-lIiblebrand 
S.  11;  -Vii  ((•(>  nllt  Inkiiii  »in  iiinl  un»  <iol  triikr  ijelaih’»  hiil,  nii  halde  irir 
fiit  c und  sin  yihot,  du:  uns  sine  nissni/fn  i/cliirt  hahen,  und  ijnfe  neiistliche 
Inte,  und  erislene  h/in/e  msnrzl  hahn,  (vnstnnlin  unde  Karl,  an  den  t'achscn 
lind  noch  ires  rechtes  zeihen,  l'eber  die  riehtige  Lesart  im  letzten  Kelativ- 
satz  an  den  statt  des  gedruckten  ««  die  s.  O.  Stobbe,  tiescliichte  der 
deutschen  Itecbtscinellen  I,  -iöG. 

In  einer  jüngst  erschienenen  Abhandlung  „Die  deutschen  Uechts- 
bücher  und  die  Kaiser-Kurls-Snga“  (Sitzungsberichte  der  philosophisch- 
historischen  Klasse  der  kaiserlichen  Akademie  der  W'issenschaften  (’XL, 
Wien  1S99,  Abh.  IXl  bespricht  Iteinrich  Siegel  .S.  2 — 20  zwar  auch  den 
Sachsen-Spiegel,  fasst  ihn  aber  nur  als  (janzes  auf  und  legt  dar,  dass  er 
als  ein  von  Karl  den  Sachsen  verliehenes  I’rivileg  zunächst  fast  allein  von 
dem  Ritter  Johann  von  Ruch  und  allgemeiner  erst  am  Kode  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  angesehen  wurde.  Die  Vorfrage,  welche  die  vorliegende 
Arbeit  ergänzend  zu  beantworten  versucht:  wann  und  unter  welchen  rni- 
ständen  einzelne  Thoile,  die  drei  l’aragraphen  des  1«.  Artikels,  auf  Karls 
GcwUhrschaft  zurnckgcfiihrt  wurden,  hat  Siegel  gar  nicht  gestellt. 

Gundtsch,  Karl  der  Orouc  im  Sacbseo-S|iie^,'eI.  1 
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seinen  Willen  beliauptel  haben,  so  haben  sie  dieselben  anf  die 
Däner  doch  nur  seinem  Willen  gemäss  als  reiclisgesetzlich  ge- 
währleistete Vorrechte  behalten  können. 

Nicht  niisszuverstehen  ist  das  Wort  irhhr  in  den  Schluss- 
worten des  Artikels,  in  welchen  auch  htluihlcn  in  klarer  Be- 
deutung auf'tritt:  Dar  zii  Mühhu  gh:  da'  uldo  rvcht,  sirü  tz 
irider  dir  crisli'um  e und  ividrr  dvm  gcluidH-n  nicht  eu  wag. 

Da.s  erste  Vorrecht  ist  nun  mit  den  Worten  des  ersten 
Paragraidien:  JJaz  suvbegrJw  recht  durch  der  wibe  liaz  [Das 

schwäbische  Recht  infolge  des  verhassten  Verhaltens  der  Weiber] 
zu  kui'z  bezeichnet,  als  dass  ihm  ein  Sinn  abgewonnen  werden 
könnte;  erst  der  letzte  Paragraph  des  vorhergehenden  17.  Ar- 
tikels — Der  l^iräb  en  uiuy  auch  von  irdjcg  ludbcn  cheiu  erbe 
nemen,  trenne  die  trib  In  irmc  geglcchtc  <db:  erbclög  gint  (je- 
utachet  durch  irer  rorraren  miggetät  [Der  Schwabe  kann  auch 
von  Weiberseite  nicht  erben;  denn  alle  ihre  Frauen  sind  erb- 
uurähig  in  ihrer  Familie  gemacht  durch  die  Missethat  ihrer  Vor- 
fahren] — und  die  in  der  Glosse  des  Sachsen-Spiegels  über- 
lieferte Sage  — während  ein  Sachsen-lleer  England  bezwang, 
seien  Schwaben  in  das  Sachsen -fjand  eingedrungen  und  Ver- 
bindungen eingegangeu  mit  sächsischen  Frauen,  welche  bei 
der  Rückkehr  der  Sachsen  mit  ihren  schwäbischen  Männern 
davon  gezogen  seien  — klärt  den  Sachverhalt  auf.  Es  handelt 
sich  offenbar  um  Ehen  zwischen  schwäbischen  Männern  und 
sächsischen  Frauen:  und  die  gesetzliche  Enterbung  solcher 
Schwaben  (bez.  ihrer  iNachkümmeu)  ihren  sächsischen  Spindel- 
magen gegenüber  infolge  der  Unfähigkeit  ihrer  Frauen,  ihre 
sächsischen  Blutsverwandten  zu  beerben,  begründet  das  erste 
sächsische  Vorrecht,  welches  der  Sachsen-Spiegel  auf  Karls  des 
Ifrossen  Gewährleistung  zurückführt. 

Das  zweite  A'orrecht  besteht  nach  dem  Wortlaut  des  zweiten 
Paragraphen:  gicu'  licr  man  cor  tjcriclttc.  nicht  cn  füt,  tei  tci''en- 
Itch  cz  gie,  ilaz  her  iteg  mit  .duer  uimchult  enl;ict  und  man  cg 
in  nicht  ccrza'ujrn  mac  darin,  dass  ein  Sachse  von  jeglicher 
^’crpflichtung,  welche  ei-  nicht  vor  Gericht  übernommen  hat,  und 
wisse  man  auch  noch  darum,  mit  seinem  Eide  loskommt  und 
von  niemandem  mit  einem  Zeugniss  überführt  werden  kann. 

Und  ilas  dritte  Vorrecht,  welches  der  dritte  Paragraph  also 
fasst  da'  man  cloin  urleil  gö  rrcht  rönne  nche  binnen  Sachgen 


Digitized  by  Google 


3 


PH  fimü't,  iril  ez  ein  Sachse  schehlm  umie  znhet  trs  an  sine 
conh-ren  haut  und  an  die  mcisk-7i  nienie  nnde  iridervchet  er  dm 
urteil  selbe  sibende  irider  ander  sibene,  steü  die  meiste  menie 
i/esufet,  die  lud  daz  urteil  behahlen,  kann  etwa  so  wiederfj^epfoben 
werden:  Kein  im  Künigsgericlit  innerlialb  Sachsens  gefundenes 
Urteil  ist  so  reebtsbeständig,  dass  es  nicht  von  einem  Sachsen 
gescholten  werden  könnte;  zieht  er  es  an  seine  Schwerthand 
und  an  die  grössere  Menge  und  bekämpft  er  es  selbsiebent  gegen 
andere  sieben,  so  hat  die  Parthei  gewonnen,  von  welcher  die 
meisten  Kämpfer  gesiegt  haben. 

Betrachtet  man  diese  Vorrechtein  ihrem  Verhältniss  zu  dem 
Rechtsst'stein  des  Sachsen-Spiegels,  so  stellt  sich  heraus,  dass 
sie  au  sich  gar  nichts  absonderliches  enthalten. 

Denn  die  Urteilsschelte  und  ihre  Folge,  der  siebenfache 
Zweikampf,  wird  geradeso  wie  I,  18  § 3 auch  an  einer  anderen 
Stelle  des  Sachsen-Spiegels  II,  1 2 § 8,  wo  nicht  von  sächsischen 
Vorrechten  die  Rede  ist,  beschrieben : Schilt  ein  Sachse  ein  urteil 
und  zihet  ers  an  shie  vorderen  hont  und  an  di  meistm  men'w, 
her  müz  dar  umlje  rechten  selbe  sihinde  shurr  yenfizeti.  irider 
ander  sihme;  sirä  die  meiste  menie  siye  vichtit,  der  behddet  duz 
urteil.  Mich  versujet  man  ijeirettet  deine  richttre  und  gibt  deine 
bnze,  der  üf  in  geruchUn  hat;  iiiiibe  urteil  in  iiinz  man  nirgeii 
rechten  denne  vor  deine  rkher*) 

Ferner  gilt  ganz  allgemein  die  Regel,  dass  jedermann  von 
den  nicht  gerichtlich  begründeten  obligatorischen  Verhältnissen 
durch  seinen  Eid  loskommt,  da  es  I,  7 heisst:  Sirer  icht  borget 
oder  gelobt  . . . , iril  ers  rersuchen  dar  näch,  lur  entruuret  ez 
iine  mit  sime  ekle,  siraz  her  vor  gerichte  nicht  gelent  luit. 

Und  endlich  fehlt  cs  auch  für  die  Enterbung  der  nicht  mit 
Männern  gleichen  Stammes  verheirateten  Sächsinnen  ihrer 
sächsischen  Verwandtschaft  gegenüber  nicht  an  einer  Analogie, 
indem  die  schöffenbar-freien  Sächsinnen,  welche  sich  nicht  mit 
^lännern  gleichen  Standes  vermählt  haben,  entsprechend  be- 
handelt werden;  III,  73  § 1 wird  nämlich  bestimmt:  Nimt  ein 


^ Ein  Nachsatz  (§  12)  i)iuiint  ausdrücklich  auf  das  Zusammentreffen 
zwischen  Sachsen  und  Seliwaben  Kiicksicht:  ii-liUt  ein  .Sir«6  riiies  SmIisch 

urteil,  oder  ein  Siu-Ime  jinea,  du:  iniiozcii  ei  ror  dniic  kniujc  beecheidai,  ule 
hie  cor  ycrcilet  iel. 

1* 
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trt  sclnjilienbilrc  K ib-  einen  bierifeblen  oihr  einen  bintfiezen  nnde 
ifeirinnct  »ie  kindere  mit  ime,  die  in  i<i)tt  ir  nieht  ehenhnrtiij  an 
büze  und  an  were(/eldc:  iceiul  sic  haben  ire.<  eaters  recht,  und 
nicht  der  mfder;  dar  umhe  nemen  sie  der  mfder  erbe  nirJit,  noch 
nieiHunncs,  der  ir  mäc  ron  mähr  halben  ist. 

Es  ist  also  klar,  dass  diese  Rechte  erst  zu  Vorrechten 
werden  durch  die  Richtung,  welche  ihnen  gegen  das  Reichs- 
oberhaupt in  alter  Zeit  — nur  das  dürfte  Karl  der  Grosse  zu 
bedeuten  haben  — gegeben  und  zugleich  durch  dasselbe  gewähr- 
leistet worden  ist. 

Eine  tiefere  Einsicht  wird  vielleicht  eröffnet,  wenn  man  das 
erste  Vorrecht  etwas  schärfer  ins  Auge  fasst  und  zu  diesem 
Zwecke  zunächst  das  Erbrecht  der  Sächsin  sich  vergegenwärtigt. 

Die  noch  im  Elternhause  lebende  unausgestattete  Tochter 
hat  ein  ausschliessliches  Recht  auf  die  Gerade  ihrer  Mutter,  und 
zwar  schliesst  sie  davon  nicht  bloss  ihre  Brüder,  sondern  auch 
die  ausgeradeten  Schwestern  aus,  während  sie  die  ihr  etwa  zu- 
fallcnden  Liegenschaften  mit  den  letzteren  teilen  muss;-*')  mit 
der  ausgeradeten  Schwester  steht  gleich  der  in  den  geistlichen 
Stand  getretene  Bruder,  weicher  eine  kirchliche  Pfründe  hat.^) 

A\’enn  keine  Söhne  oder  Enkel,  als  Sprösslinge  vorver.storbener 
unabgesehichteter  Söhne,'*)  vorhanden  sind,  so  erben  an  ihrer 
Statt  die  Töchter  auch  die  Liegenschaften  der  Eltern.*) 


*'  I,  5 § '1:  ]ßlc  titehttr,  die  in  dane  hnse  Ist  nmttestntii ^ die  t;n  tvilit 
snn  nicht  irer  ntntcr  yvrdde  mit  der  ttnhfer,  die  nz>jnddd  ist;  stvnz  sic  attir 
erbtf*  (in  ersfirhit,  da:  >nnz  sie  mH  dtT  saester  teilen. 

•')  l,  5 ^ H:  Ihr  iHmf  tjUrhen  teil  dtr  sivesftr  in  der  inhter 

(jirdde.f  und  ylichni  tat  d*:mc  hrudere  an  eiyenc  und  an  erbe  . . . • Stvd  nber 
tliv  rrotre  keinen  ftrüder  hnt  iren  einen  nimt  tjUchen  teil  in  deine 

irhc  als  in  der  yirndc  ....  !he  niujcrddete  sicesttT  en  teitt  nicht  ir  mtitcr 
tjerdde,  mH  deme  jtfafjeny  dir  kirchen  odir  jdirnndc  hat, 

•’)  I.  n § 1 : Atmet  dir  snn  irib  bic  des  rahr  übe,  die  ime  ebenbürtig 

ist^  und  (jen  innet  her  stine  bi  ir  und  stirbit  her  dar  nd  c sinn:  ratere,  urnbe- 
tedit  von  dem  erbe,  sine  .ninc  nemen  erbeted  in  ires  cldcrrater  erbe,  ylichc 
iren  in  iiuis  nder  stfd;  alle  nemen  sie  aber  eines  manncs  feit.  DIhcs 

en  mtuj  ilen  tni  hterkindern  nn  ht  ycsrht'n,  duz  sie  (fliehen  teil  nemen  dertovJder 
in  des  elderrater  oder  in  der  eldenniiler  erbe. 

J,  W § I : Vater  und  mntn%  siveider  und  brüdei'  erbe  nimi 

der  sun,  unde  nicht  die  tochtcr,  ez  cn  st,  daz  da  ehein  snn  sie,  so  nimt  iz 
di  tochtcr. 
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Die  Scliwestern  beerben  aucli  Bruder  und  Schwester,  falls 
keine  anderen  Brüder  da  sind.^) 

Den  Tocliterkindern  ist  freilich  das  Reprilsentationsrecht 
der  Sohnessöhne  versagt,”)  aber  wenigstens  mit  den  Sohnes- 
kindern vor  des  Grossvaters  Vater  und  Äfutter,  Bruder  und 
Schwester  ein  Erbvorzug  eingeräuint.’') 

Wenn  sonach  die  Sächsin  in  ihrem  gegen  ihre  nächsten 
Blutsverwandten  geltend  zu  machenden  Eibrecht  hinter  ihre 
Brüder  schon  hart  genug  zurückgesetzt  war,  so  sollte  sie  nun, 
falls  sie  sich  mit  einem  Schwaben  vermählte,  auch  noch  dieses 
kärglichen  Erbrechts  verlustig  gehen  kraft  des  ersten,  angeblich 
von  Karl  dem  Grossen  gewährleisteten,  „schwäbischen“,  d.  h. 
gegen  Schwaben  wirksamen  Vorrechts  der  Sachsen:  wie  die 
schüffenbar-freie  Sächsin,  welche  mit  einem  Jfanne  niedrigeren 
Standes  sich  verheiratete,  im  Erbrecht  ihre  Standesangchöiigkeit 
cinbüsste,  so  wurde  jede  Sächsin,  welche  sich  von  einem  Manne 
eines  andern  — nach  sächsischer  Autlässung  augenscheinlich 
minderwertigen  — Stammes  heimführen  liess,  wenigstens  in 
ihren  Erbbefugnissen  thatsächlich  ihrer  Stainmesangehörigkeit 
beraubt. 

Wie  denn  aber  nun,  wenn  die  Schwaben,  welche  mit 
Sächsinnen  vermählt  waren,  den  Spiess  umdrehten:  ihre gewisser- 
niassen  aus  dem  Sachsen-Stamm  ansgestossenen  Frauen  als 
Schwäbinnen  anerkannt  wissen  wollten  und  für  sie  nicht  etwa 
nur  das  immer  noch  dürftige  Erbrecht  vollsächsischer  Frauen, 
sondeni  sogar  das  viel  weiter  reichende  der  schwäbischen  Frauen 
in  Anspruch  nahmen?  Denn  gegenüber  der  harten  im  deutschen 
Volke  längst  als  unbaruihei-zig  emi>fundenen'")  Rechtsanschauung 
des  Sachsen-Spiegels  bestimmt  der  Scliwaben-Spiegel,  dass  die 
Söhne  vor  den  Töchtern  nur  für  das  Stammgut  der  Familie 


S.  Amu.  ß am  Schlüsse. 

I.  17  § 1 : Doch  iiimi  xoiich  mul  tochter  kiiit  erltc  vor  rnter  uiiil 

mütcr  und  vor  brüder  und  mresfer. 

>“)  Schon  in  Jlarkulfs  Formolbuch  II.  12  MU.  Fonniilae  p.  S3)  heisst 
es:  Diulnrna,  sed  hnpin  inler  non  eonnurlmhi  Icncfur,  nt  ile  lernt  jmternu 
Hororen  cum  friitribun  porcionem  non  hahennt. 
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einen  Erbvorzug  geniessen,  ini  übrigen  aber  ilinen  gleich  be- 
handelt werden  sollten.”) 

Obschon  der  Sachsen-Spiegel  diesem  drohenden  Einbruch 
des  schwäbischen  Rechts,  das  noch  dazu  wie  das  Königsrecht 
nicht  die  dreissigjährige  Verschweigungsverjährung  an  Liegen- 
schaften kannte, '2)  vorzubeugen  scheint,  indem  er  verfügt,  dass 
jeder  Eilige wanderte  andern  Stammes  den  Rechtsstreit  um  Liegen- 
schaften nicht  nach  per.sönlichem,  .sondern  nach  sächsischem 
Landrecht  zu  führen  habe,' ')  so  ist  doch  so  viel  klar,  dass  hier 
Fragen  Vorlagen,  welche  nicht  einseitig  durch  das  sächsische 
Recht  entschieden  werden  konnten,  sondern  das  Einschreiten  des 
Königs  mindestens  in  dem  Falle  geradezu  herausforderten,  dass 
nach  dem  Tode  des  mit  einer  Sächsin  verheiratheteu  Schwaben 
seine  Wittwe  und  seine  Waisen,  welche  der  königlichen  Für- 
sorge besondei-s  anempfohleii  waren, '^)  gegen  die  sächsischen 
Verwandten  klagbar  wurden. 

Es  kam  also  alles  darauf  au,  ob  das  Vorrecht,  welches 
nach  sächsischer  Behauiitung  von  Karl  dem  Grossen  gewähr- 
leistet sein  sollte,  als  zu  Recht  bestehend  von  der  Reichsgewalt 
anerkannt  wurde;  und  darüber  wird  nur  Aufschluss  zu  gewinnen 
sein,  wenn  es  gelingt,  den  starren  Reclifssatz  in  dein  lebendigen 
Flusse  der  Entwickelung  zu  beobachten , seine  Entstehung  und 
seine  AVirksamkeit  in  der  sächsischen  Geschichte  zu  ermitteln. 


”)  C«p.  127  § 2 (in  Gongier»  Ausgabe):  f'mi  ist  mu-h,  duz  er  ein  nnse- 
ilel,  da  er  xife  saz,  liinder  im  lat,  and  lat  stin  und  to/der,  die  nilit  uzi/eMiuret 
siiit’.  der  ansede.l  ist  der  siiiie  r(nr  den  töhtern,  xind  stet  an  der  hruder 
tjenaden,  leaz  si  den  sirestern  gehen,  oh  anders  da  uilit  en  ist.  § .'1;  l'ud 
eint  diu  kiiit  uzgestiurel,  ez  sin  säne  und  th/der  da:  so  suln  doch  die.  süne. 
den  ansedel  han.  Vgl.  Kiidolf  von  Svilow,  Darstellung  des  Erbreelits  nach 
den  Grundsätzen  des  Sachsen-Spiegels  S.  S4  und  Heinrich  Siegel,  Da» 
deutsche  Erhiecht  nach  den  Itechtsiiuellen  S.  4.s- -51. 

I,  2U:  ,1«  eigene  und  an  hnren  mag  sieh  der  Siuhse  rersa-igen 

hinnen  drizig  Jären  und  jnre  und  tage,  und  (•  nieht.  l>az  riilie  und  der 
Hieähe  en  niugen  sieh  nuninier  eersieigen  an  irme  irhe,  die  ez  gezngen  miujen, 
*•')  1,  :I0:  Irlich  inkonieii  man  rnifit  rrhe  hinnen  deine  lande  zu  Sachsen 
mich  des  landes  rechte,  und  nicht  näh  des  mannrs  rechte,  he  si  jteirr,  Su-äh 
Oller  Franke,  unil  III,  S3  § .'i:  Der  kuag  so!  ouch  richten  umhe  eigen  nicht 
näh  des  niannes  rechte,  lern  näh  des  landes.  dar  e:  inni  ligl. 

Vgl.  Georg  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgoschiebto  Vf'*,  4GU. 
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Was  die  Glosse  darüber  anfjriebt,  kann  nur  als  ein  unvoll- 
kommener Versuch  betraclitet  werden ; das  sagenliafte,  was  ihrer 
Angabe  anhattet,  wird  aber  auch  durch  die  bisher  allgemein 
herrschende  Annahme*’’)  nicht  ganz  vermieden:  es  handele  sich 
allein  um  die  Nordschwaben,  die  Nachkommen  jener  Schwaben, 
welche  nach  Widukiiid"*)  in  Sachsen  eindrangen,  als  568  die 
Sachsen  mit  den  Langobarden  Italien  angriffeii:  denn  Widukind 
bezieht  sich  für  seine  immer  noch  sagenhafte  Fassung  auf  Paul 
WarnefriedsSohn,*')  und  dieser  ist  wieder. von  Gregor  von  Tours'**) 
abhängig;  dazu  kommt,  dass  bereits  König  Theodebert  I.  in 
einem  an  den  Kaiser  .Tustinian  gerichteten  Briefe,***)  welcher  in 
die  Zeit  von  534  bis  547  gehört,  sich  der  Unterwerfung  der 
fraglichen  Nordschwaben  rühmt.-”) 

Es  gilt  vielmehr  die  erste  einwandfreie  Erwähnung  des 
Vorrechts  in  der  sächsischen  Geschichte  aufzufinden  und  seine 
damalige  Bedeutung  zu  erklären : ist  zugleich  in  jener  Zeit  ein 
Einschreiten  des  Reichsoberhaupts  für  die  im  Sachsen -Lande 
hausenden  Schwaben  gegen  die  Sachsen  nachweisbar,  dann  wird 
der  Versuch  gewagt  werden  können,  von  diesem  Zeitpunkt  aus 
auch  die  Entstehung  des  ersten  sächsischen  Vorrechts  wie  der 
beiden  anderen  zu  erforschen. 

Nun  wird  in  den  Nienburger  Jahrbüchern-*)  erzählt:  Als 
in  dem  Kriege  Heinrichs  IV.  gegen  die  Sachsen  der  Bischof 


R.  V.  Syilows  („Darstellung  des  Erbrechts  nach  den  Grundsätzen 
des  Sachsen-Spiegels“  S.  ei— 29)  und  G.  Honieyers  (Ausgabe  des  Sachsen- 
Spiegels  S.  475  und  „Die  .Stellung  des  .Sachsen-Spiegels  zum  .Schwaben- 
Spiegel“  .S.  49), 

"’)  He.s  gestae  Saxonicae  I.  14:  Ed.  tertia  rec.  Georgius  Waitz  p.  15. 

”)  Uistoria  Latignbardorum  If,  li:  MG.  Scriptores  rerum  Langohardi- 
caruin  p.  70. 

'")  Historiji  Francorum  V,  15;  MG.  .Scriptores  rerum  .Meroviugicanuu 
I,  206.  207. 

“’)  MG.  Epistolae  III,  132. 

*')  Vgl.  Felix  Dahn,  ürgeschiehte  der  germanischen  und  romanischen 
Völker  111.  52S — 530. 

“*)  Die  dem  elften  .Tahrhundert  angehörenden  Xienburger  .Tahrbücher 
(s.  Oundlach.  lleldenlieder  der  deutschen  Kaiserzelt  111,  20 — 28)  sind 
nicht  mehr  vollständig,  soiuleni  nur  noch  in  Trümmern  erhalten,  welche 
in  Werken  des  zwölften  Jahrhunderts  durch  den  .\nnalista  .Saxo  (MG. 
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Udo  von  Hildesheini  los.')  sicli  dein  Königro  unterwarf,  „empfing 
er,  nni  als  vermittelnder  Hevollmärlitigter  die  Sachsen  zur  l’reis- 
gabe  des  Gegenkönigs  Hermann  anfwiegeln  zu  können,  von 
Heinricli  die  eidliche  Znsichernng:  falls  die  Sachsen  sieli  ihm 
zuwändten  und  ihn  sein  vöterliches  Königthum  ansüben  Hessen, 
niemals  ihnen  irgend  ein  Rocht  zu  beeinträchtigen,  das  sie 
seit  ihrer  Unterwerfung  durch  Karl  zu  ihrem  Vortheil 
und  zu  ihrer  PHire  gehabt  liätten,  mit  der  Massgabe,  dass 
er,  wenn  einer  von  den  Seinen  einem  Sachsen  gegenüber  das 
Gesetz  verletzte,  diese  Gesetzesverletznng  binnen  sechs  Wochen, 
nachdem  er  darum  angernfen,  durch  eine  angeme.ssene  Russe 
wieder  gut  mache.  Ausserdem  schworen  noch  andere,  Fürsten 
und  Rischöfe  seinei-  I’arthei,  dass,  wenn  Heinrich  jemals  über 
dies«'  Abmachnng  sich  hinwegsetzte,  sie  ihm  keine  Hilfe  gegen 
Saclisen  gewähren  würden.  Der  Rischof  kehrte  alsbald  in  seine 
Hcimath  zurück  und  gewann,  indem  er  seinen  Landsleuten  das 
ihm  zugeschwoiene  verhiess.  viele  für  die  Parthei,  welcher  er 
sich  selbst  angeschlossen  hatte  ....  Durch  viele  solche  Ver- 
sprechungen Heinrichs  verlockt,  kamen  sie  zu  dem  einstimmigen 
Urtheil,  dass  gar  keinem  von  ihnen  etwas  daran  liege, 
Heinrich  des  angestammten  Künigihums  zu  berauben, 
da  er  ihnen  für  die  Unantastbarkeit  ihrer  heimischen 
Gesetze  Sicherheit  stellen  wolle:  es  sei  auch  für  sie 
kein  Grund  zum  Kriege  mehr  vorhanden,  da  ja  erkämpft 
sei,  weshalb  sie  gekämjift.“'--) 


S.S.  VI,  r)42  — 777;  vgl.  Helileiilieiler  III,  24 — 14)  und  den  «'lironogrnplms 
.Siixo  (Annales  Jtagdehurgeiifes:  Mti.  .S.S,  XVI.  10."> — l'.u«;  vgl.  Heldenlieder 
III.  45 — .^>1)  überliefert  sind. 

II(i.  SS.  VI,  722:  ul  Sijoiici  .tvIliiiliiinV  nc  llcriiinimiiii  rfi/rm 

ilr'iaeiiili  jierornlitnuf  iiieilidlur  tnxi  /mwl,  soi-nnii  iiliim  uh  llt  im'iio  nririiil : 
*<  SujiiiKii  wl  tum  coiiririrrtiilur  fiwii/iti'  jmleni»  tili  luthrailur,  num- 

ijuilui  Jui  li  iij  UK  muil  i i/ttf  vis  iii/'i'iiii/arl,  ijiiuil  u Ivmiiuir 
iiutoris  eurum  Kuroli  u/it  Issi  m it  m h ti  uv  st  i ss  i m u m t/ ii  v h uh  nvr  u uU 
utf  si  ijuistjuuui  suurilui  rum  uVujuu  ilr  Su.vuuihus  ruuh'ii  h'ifvut  lujrn’l,  ijtsv 
u itir  turtv  sihi  jinu  liimuliuuis  iufm  si.c  sv/tliuiuuiis  tUuuu  lltiul  tmciulutiiuu 
cuiupouevf  t.  Jui'ttrvruul  t/iurjuv  ulii  vjits  /wiiuulvs  vt  t’iilsrujji,  uff  st  llnurirus 
hoc  stufutum  uuttjuum  ^tosl^nturrvl.  i^tst  uuUtttu  sihi  su^i^tlrmviihim  tsuilru 
Sti.rrtuittm  cssvut.  hijiiscti^un  mu.c  iu  suu  cvcO'sits  ruujuilciittis  t/itutl  sihi 
/ucutum  vst  ju'omitlviifht  muittrt  cuuritiucicul  jjuctl,  rtii  iiisc  uccessit  . . . , 
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Aus  diesem  Berichte  eines  Zeitgenossen  jreht  hervor, 

1)  dass  Heinrich  TV.  lOS.'i  die  Saelisen  dadurch  tiir 
sicli  gewann,  dass  er  ihnen  die  Reclite,  welclie  sie  auf 
ICaiT  den  (Trossen  zuiückfiihrten,  zugestand,  und 

2)  dass  um  eben  diese  Rechte  der  107.1  ausgebrochene 
Sachsen-Krieg  sicli  drehte,  weil  die  Sachsen  die  Aner- 
kennung dieser  IT  echte  als  den  Preis  bezeichnen,  für 
weichen  sie  von  .Anfang  an  gekänijd't  haben. 

Da  nun  jedem  Kenner  des  Sachsen- Spiegels  sofort  ein- 
lenchtet.  dass  die  von  den  Sachsen  in  Anspruch  genommenen 
Rechte  keine  andern  sein  können  als  die  im  18.  Artikel  des 
I.  Buches  enthaltenen,-^’)  so  stellt  sich  nunmehr  die  Aufgabe  so: 
für  die  hTrliuiteruug  des  Artikels  diejenigen  Nachrichten  heran- 
zuziehen, welche  uns  die  zeitgenössi.schen  (Teschichtsschreiber  und 
Berichtei-statter  über  die  l’rsachen  des  grossen  Saclisen-Krieges 
aufbewahrt  haben.--') 

Das  erste  sächsische  Vorrecht  hilft  nun  über  den  sonst 
nicht  zu  schlichtenden  Zwiespalt  in  unserer  Ueberlieferung  hin- 


Qiiilßtix  illecli'i  Ihinrici  prnminsiK,  hec  rotirortl at  aeiiietüia, 

uutliileiius  aliiujH»  eornm  in  I erexse,  ul  Ileinricun  per  eon 
ui'ilo  exU  ereile  t ur  reiiiiu,  eum  ijme  ....  eoe  relil  xectiros 
reihlere  ile  numqunm  iv f riijeti ilia  jialriis  eiiritm  leiiihus;  uee 
belliinili  euuxiDH  jiim  xiOi  xiipcrcsxe,  ejrpui/ii ato  propler  t/uod 
puijiiarere.  Diesi-lbe  Krzähluiig  limlct  sicli  iiiieh  bei  ileii  siicLsiscbeii  Chrouo- 
griipbeii  zum  .lalirc  1085. 

Der  Herausgeber  des  .Vunalista  Saxo,  Georg  Waitz.  bat  das  für 
so  selbstverständlich  gehalten,  dass  er  kurz  und  bündig  darauf  verweist 
(Xota  1:  J'f-  Spenihim  Sii.n>intm  I,  ln~),  aber  damit  doch  so  wenig  anzu- 
fangen gewusst,  dass  er  iu  seiner  «Deut. schon  Verfassungsgesebichte“  VIII, 
4-jy — 431,  wo  er  von  dem  Grund  des  Sachsen- Krieges  spricht,  nicht  mit 
einem  Worte  auf  die  wcrthvolle  lierühiung  znrückkommt.  Die  Angabe  der 
Nienburger  Jahrbücher  ist  somit  vollständig  für  die  Forschung  verloren  ge- 
gangen, da  sie  auch  von  .Stobbe  I,  sr.ii,  357  übersehen  w-ordon  ist. 

Die  Litteratur  verzeichnet  Gerold  Mejer  von  Knonau  in  den  .Jahr- 
büchern des  deutschen  Reichs  unter  Heinrich  IV.  und  Heinrich  V.“  Hand 
II  ,S.  8ü(i— 8«3.  lleicr  hat  auch  .über  die  Ursachen  des  sächsischen  Auf- 
standes" zuletzt  ausführlich  in  einem  eigenen  Excurse  (ebenda  S.  857 — 869) 
gehandelt  und  alle  Xachrichten  sorgsam  geprüft,  nur  leider,  wie  seine 
sämmtlicheii  Vorgänger,  die  allerw  icbtigstc  der  Xieubiirger  Jahrbücher  nicht 
gekannt  uud  nicht  gewürdigt. 
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wegf,  nach  welcher  die  Sachsen  behaupten;  Heinrich  IV.  habe 
Wittwen  und  Waisen  unter  Rechtsverdreliunff  leiden  lassen,  die 
Anhänger  des  Königs  aber  augenscheinlich  die  angebliche  Rechts- 
verdrohung  als  eine  Befriedigung  der  Erbansprüche  anderer 
Wittwen  und  Waisen  ausgeben.  In  den  Hersfelder  Jahrbüchern 
des  sogenannten  Lambert^^)  fordern  nämlich  die  Sachsen  als 
Vorbedingung  für  die  Xiederlegung  der  AV'affen  im  Januar  1074: 
der  König  solle  „den  Wittwen  und  Waisen  und  allen  übrigen, 
welche  unter  Rechtsverdrehung  zu  leiden  hätten,  Gerechtigkeit 
widerfahren  lassen;“*')  sie  klagen  nach  dem  „Saug  vom 
Sachsen-Krieg“''^)  genauer;  „Alle  Waisen  und  Stamm- 
fremden hindern  die  Eingeborenen,  die  Gemcinwälder  zu 
nutzen,  sie  nehmen  die  Triften  in  Beschlag,  treiben  Vieh  und 
Herden  von  dannen,  benachtheiligen  die  wahren  Erben  und 
reissen  die  Güter  mit  Gewalt  au  sich“  ;*')  während  der  Dichter 
des  „Sanges“  dieselben  Personen,  welche  von  den  Sachsen  als 
Bedrücker  der  einzig  berechtigten  Erben  unter  königlichen 
Schutz  hingestellt  werden,  nachdem  der  königliche  Schutz  auf- 
gehört und  Heinrich  das  Sachsen-Land  verlassen  hat,  von 
neuem  sächsischer  Vergewaltigung  verfallen  lässt,  indem  er 
sagt:  „Alle  Wittwen,  Waisen  und  Stammfrenidcn  haben 
nun  von  neuem  Gewalt  zu  erdulden,  welcher  sie  eret  kürzlich 
ledig  geworden  waren“.**)  Die  Herausgeber  haben  die  eigeu- 
thümliche  Zusammenstellung  „die  Waisen  und  Stammfremden“ 
nicht  verstanden  — Waitz-*^')  sagt;  „Was  neben  dem  udrena 


*■’')  Lampeni  nionacbi  HtrsfelJcu.sis  opera,  unter  den  Srriptorea  rerum 
(Terinanicarum  1894  vuii  Oswald  Holder-K^^'er  lierausjtogeben;  vgl.  Qundlach. 
Heldenlieder  II,  167  — 197. 

Lainperti  opern  p.  178:  riiluifi  et  or{iluiiiin  e,t  celeris,  qui  etilumiiinm 
piiliaiitur,  Jmln  fnciat. 

'^)  Carmen  de  bello  Saxonico,  miter  den  S.S.  rerum  Oerumnicarnm  1889 
VOM  Holder-Egger  herausgegeben. 

'*“)  Carmen  I,  12:  J'iijiillun  el  Hilreint  ijuirtii, 

Imti^nmn  prohttn’iit  nilris  comnnttiihufi  uli, 

IViscMii  jiriierij/iiwl,  abitjunt  (iniiiiitii  i/ci'i/rw/i« , 

Hereiles  ch'ciwm'iiiHiil,  ri  jirtinlia  lulluiit. 

Carmen  I,  .sg;  vidiint  jiujiilhiii  el  adroin  qtiieque, 

^uper  dexitt'lt,  riitt  sH>it  jtim  tlenuo  juitist. 

■'*’)  Das  .Carmen  de  bidlo  Saxunio-  S.  2.">,  Sondcrabdrnck  aus  dem 
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quiris  der  jnqriUus  hier  (I,  42)  und  nachher  noch  einmal  (I.  82) 
soll,  ist  mir  nicht  deutlich“,  und  Holder-Egger-^*)  brandmarkt 
die  Zusammenstellung  mit  dem  bei  ihm  beliebten  Ausdruck 
Ainiis  ineptv!  als  ausgemachten  Unsinn  — ; sic  ist  aber  als 
dichterisches  Hendiadioin  aufzufassen,  in  welchem  pupiUus  durch 
wlvcna  adjectivisch.  d.  h.  der  Verwaiste  als  stammfremd,  als  nicht- 
sächsisch oder  nicht-vollsächsisch  charakterisirt  wird,  und  durch 
den  Inhalt  des  ersten  sächsischen  Vorrechts  ausreichend  zu  er- 
klären.-*^) Danach  sind  die  nicht-sächsischen  oder  nicht-vollsäch- 
sischen  Waisen  offenbar  Sprösslinge  aus  Ehen  schwäbischer  Männer 
mit  .sächsischen  Erauen  und  ihren  sächsischen  Spindelmagen 
gegenüber  eibunfähig:  nach  sächsischer  Auffassung  waren  statt 
ihrer  nur  die  rein  sächsischen  Nachkommen  eines  sächsischen 
Erblassers  zu  Erben  berufen.  Diese  Auffassung  ward  jedoch 
von  Heinrich  IV.  bis  zum  Jahre  1085  nicht  als  rechtsverbindlich 
anerkannt;  darum  wurden  von  ihm  auch  die  nicht- vollsächsischen 
Nachkommen  als  erbberechtigt  angesehen  und  in  den  Besitz  der 
Erbschaft  gesetzt,  was  die  Sachsen  ihrerseits  als  Rechtsver- 
drehung (cahimnia)  hinnahmen  und  nur  gezwungen  geschehen 
Messen,  sodass  vor  dem  Jahr  1085  je  nach  der  wechselnden 
Macht  des  Königs  und  der  Sachsen  im  Lande  die  nicht-voll- 
sächsischen  Erben  bald  zum  Genuss  der  Erbschaften  gelangten, 
bald  aus  ihnen  verdrängt  wurden. 

Es  mag  sein,  dass  die  Sachsen  bei  dem  schroffen  Gegen- 
satz aller  deutschen  Stämme  gegeneinander  von  jeher  geneigt 
waren,  diese  Erbrechtsbeschränkung  gegen  die  in  ihrem  Gebiete 


XV.  Hand«  der  Abhandlungen  der  Kilniglicben  Gesellschaft  der  Wissen- 
schaften zu  Ghttingeu. 

ä‘)  Carmen  p.  2 n.  4. 

**)  Das  Carmen  ist  noch  im.Ialire  1SG9  von  Köpke  als  untergeschoben, 
als  ein  Krzeugnis.s  der  Hnmanisten-Zeit  verworfen  worden,  obgleich  es  schon 
1857  von  jedem  Verdacht  gereinigt  war  (vgl.  Onndlach,  Heldenlieder 
II,  227 — 231J.  Bedürfte  es  noch  eines  netten  Beweises  seiner  Echtheit,  so 

ist  cs  die  durch  den  Sachsen-.Spiegel  erläuterte  Zusammenstellung  impiUun 
rt  atlrena;  denn  keine  Fälscher  wäre  so  thöricht  gewesen,  etwas  aufzu- 
nehmen, was  selbst  so  gelehrten  Männern,  wio  beide  Herausgeber  es  sind, 
nnversthndlich  geblieben  ist. 
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liausenden  (Nord-)Schwaben  und  Stammesfremden  überhaupt-”) 
in  Anwendung  zu  bringen;  in  den  Tagen  Heinrichs  III.  und 
Heinriclis  IV.  aber  lagen  dazu  vielfältige  Veranlassungen  vor; 
denn  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  diese  beiden  Kaiser,  ge- 
drängt durch  die  zunehmende  Verarmung  der  Krone,  unilässende 
Revindicationen  der  verlorenen  Keichsgüter  und  -rechte  in  Sachsen 
Vornahmen  und  zur  Rewirthschaftung  der  alten  und  zurück- 
gewonnenen Domänen  schwäbische  Ministerialen  in  Sachsen  an- 
siedelten, welche  vermöge  ihrer  Stammesverschiedenheit  einige 
Gewähr  dafür  boten,  dass  sie  nicht  in  die  sächsische  Bevölkerung 
aufgingen  und  das  Reichsgut  der  Krone  entfremdeten  — 
Heini-ich  IV.  insbesondere  soll  das  so  massenhaft  gethan  haben, 
dass  das  Gerücht  anfkommen  konnte:  er  wolle  den  Sachsen- 
Stamm  gänzlich  austilgen  und  Schwaben  an  seine  Stelle 
setzen!-^*)  Wenn  also  Heinrich  IV.  für  die  Erbberechtigung 
schwäbischer  AVittwen  und  Waisen  an  der  Hinterlassenschaft 
sächsischer  Erblasser  eintrat,  so  erfüllte  er  damit  nicht  bloss 
seine  Königspflicht,  die  Schwachen  und  Unmündigen  zu  schützen, ■'*■’) 


Die  bisher  piltige  Auffnssung,  dass  es  »ich  lediglich  mn  die  Xord- 
schwaben  handele,  ist  durch  v.  Sydow  a.  a O.  S.  durch  die  Hindeutung 
gestützt  worden,  dass  die  Stnnimgüter  wenigstens  einiger  der  Adelsfamilien, 
welche  in  dem  Einleituugsabsebnitt  „ Von  der  herren  gehurt“  als  schwitbische 
bezeichnet  werden,  in  dem  sächsischen  Schwaben-Ciau  nachweisbar  sind. 
Diese  Auffassung,  welche  übrigens  durch  meine  nicht  ausgeschlossen  wird, 
sondern  mit  ihm  sehr  wohl  vereinbar  ist,  lasst  aber  ilie  Unwahrscheinlicbkeit 
bestehen,  dass  Heinrich  IV.  der  Erbberechtigung  dieser  wenigen  Geschlechter 
sich  so  entschieden  gegen  die  Sachsen  angenommen  haben  sollte,  dass  es 
darüber  zum  Kriege  kam.  Dass  die  gewiss  alte  Abneigung  der  Sachsen 
gegen  die  Schwaben  in  der  Zeit  Heinrichs  IH.  und  IV.  durch  die  Hesetznng 
der  ihnen  fortgeuommenen  Keichsgüter  mit  schwäbischen  Ministerialen 
(s.  oben)  in  offenen  Hass  ausartete,  lässt  »ich  auch  durch  ein  in  jenen 
Tagen  aufgekoiumeues  Sprichwort  belegen.  Als  nämlich  Heinrich  IV.  seine 
siebzig  in  der  Lünebnrg  belagerten  schwäbischen  Ritter  durch  die  Freigabe 
des  gefangenen  .Sachsen -Herzog»  Magnus  auslösen  musste,  ward  es,  wie 
Rruno  in  seinem  De  bello  Saxonico  über  c.  ‘,!1  (Sonderausgabe  p.  14)  mit- 
tbeilt,  zum  Sprichwort,  dass  ein  .Sachse  siebzig  .Schwaben  werth  sei  (umä 
umn  Sit.ro  »ritluiii/iiilii  Siierin  niialnr  rrl  .»cptimi/iHto  Siievi  uini  Stuotie  rnli- 
miiiilur). 

■'•*)  I.aiuperti  opera  p.  147:  volebat  . . . lUleli»  «s'yue  ml  inter- 

tieriiniem  Sa.rotiibux  lofo  corinn  tjriitriii  Suerorum  cotint  iturre. 

*'-)  S.  -Vlim.  14. 
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sondern  er  nahm  damit  aucli  den  Vortheil  seiner  eigenen,  der 
küniglichen  DienstmannschatV”)  walir. 

Ist  das  erste  säehsiclie  Vorrecht  des  Sachsen-Spiegels  nicht 
zu  begreifen,  wenn  man  nicht  das  Verhältniss  Heinrichs  III. 
und  Heinrichs  IV.  zu  den  Sachsen  beachtet,  so  ist  es  für  das 
Verstäudniss  des  zweiten  und  dritten  Vorrechts  unumgänglich,'^) 


*)  Ln  Erbrecht  stellt  der  Sachsen-. Spieffel  den  Dienstmann  mit  dem 
freien  Hann  gleich  tili.  81  § 2:  Dinfxtmanne  erben  umle  nemen  erbe  al» 
andere  rrie  lüte  näh  lantreehle,  wen  tilbine,  dtu  sie  lis  ires  herren  gewull 
nieht  en  erben  luxh  erbe  en  nemen)-,  ira  l’rocessri-clit  ist  indessen  die  Uleich- 
stellnug  des  Dienstmannes  wohl  mit  dem  Freien,  aber  noch  nicht  mit  dem 
Schöffenbar-Freien  völlig  durchgedrungeu  (111,  lä:  Vrie  lute  und  des  riches 
diustman  müzen  vornu;  riebe  wul  zug  sin  und  urteil  finden,  durrb  daz  sie 
deine  riebe  bultle  tiin,  ir  iklirber  luib  siiue  reehtc;  dorb  en  müz  iles  riches 
dinstman  über  den  sehrphenbdren  rrien  man  ebein  urteil  rinden  noch  ijezütj 
wesen,  dar  ez  ime  um  sin  lib  otier  an  sin  fre  uibr  an  sin  erbe  yit;  vgl. 
II,  S § 2;  tirnzel  man  einen  man  zu  kamjibe,  der  umjeirarnet  dar  kamen 
ist  . . . , her  snt  tag  babn  nach  siner  gebart,  ab  ers  bitet,  daz  her  sich 
dar  zü  warne  . , . ; der  irie  scheiihenbäre  man  über  sechs  wachen,  der  dinst- 
man über  rirzeehn  nacht,  und  andere  rrie  litte).  Wenn  das  nicht  schon  zur 
Zeit  Heinrichs  IV.  sich  so  verhielt,  dann  war  in  diesem  Standesunterschied 
ein  neuer  Anlass  zum  Streit  zwischen  den  freien  .Sachsen  und  den  in  Sachsen 
angesiedelteu  schwäbischen  Ministerialen  gegeben;  denn  in  der  zweiten 
Hälfte  des  elften  Jahrhunderts  war  in  dem  fortgeschrittenen  Schwaben- 
Lande  das  System  der  Ueburtsstämle  bereits  durch  den  Berufsstand  der 
Kitter  ganz  durchkreuzt,  wie  daraus  sich  ergiebt,  dass  die  staiidesbewussteu 
schwäbischen  Ritter  die  von  Heinrich  IV.  gegen  sie  aufgebotenen  schwäbischen 
Bauernschaften  nicht  als  gleichberechtigte  Gegner  anerkannten,  sondern  die 
bänerischen  Gefangenen  entmannen  und  laufen  Hessen,  während  zu  gleicher 
Zeit  in  Sachsen  der  freie  Bauer  in  Wehr  und  Waffen  das  Recht,  als  Mit- 
glied der  Kriegsmacht  zu  handeln  und  behandelt  zu  werden,  noch  nicht  eiu- 
gebiisst  hatte  (vgl.  Gundlach,  Heldenlieder  II,  206  Anm.  1 i. 

Wie  arg  das  zweite  Vorrecht  als  lex  Caruli  oder  tjarolina  zu 
Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  missverstanden  worden  ist,  zeigt  eine 
von  Jacob  Grimm  (,I.  (t.  Ch.  Thomas,  Der  Oberhof  zu  Frankfurt  am  Main, 
heransgegeben  von  L.  H.  Euler  und  bevorwortet  von  J.  Grimm  S.  VI 
Anm  §)  mitgetheilte  Stelle.  Sie  rindet  sich  in  den  Gesta  pontificum 
Leodiensium  lib.  II  c.  5 des  Johann  Hoesem  — bei  Chapcaville,  ()ui  gesta 
pontiricum  Leodiensium  scripserunt  auetores  praecipui  II  (Leodii  1603) 
p.  378  — und  besagt  nichts  anderes,  als  dass  im  Bisthum  Lüttich  selbst 
ein  Mörder,  der  den  Kopf  des  vor  den  Augen  der  Gorichtspersouon  Er- 
mordeten unter  seinem  Mantel  trug,  falls  nicht  der  Mord  gcrichtUch  in  aller 
Form  verlautbart  war,  durch  kein  Zeugniss  überführt  werden  konnte,  sondern 
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aucli  die  Beziehungen  der  friiheren  deutschen  Kaiser  zu  den 
Sachsen  zu  würdigen. 

Nachdem  für  den  minderjährigen  Otto  III.  über  ein  Jahr- 
zehnt eine  vormundschaftliche  Regirung  die  Gescliäfte  des 
Reichs  gelulirt  hatte,  nachdem  dann  Otto  selbst  vom  Juli  '.»95 
bis  zu  seinem  im  Januar  1002  erfolgten  Tode  überhaupt  nur 
etwa  zwei  und  ein  halbes  Jahr  zusammengenommen  diesseits 
der  Alpen  geweilt  und  davon  kaum  mehr  als  acht  Monate  im 
Sachsen-Lande  zugebracht  hatte,  traten  die  Sachsen,  welchen 
ohne  Zweifel  der  langandauernde  Mangel  eines  starken  Reichs- 
regiments und  darauf  die  fast  ständige  Abwesenheit  des  jungen 
Königs  eine  Mehrung  ihres  Vermögens  auf  Kosten  der  Reichsgüter 
und  -rechte  eingetragen  hatte,  einem  neuen  König  gegenüber, 
welcher  zwar  auch  aus  sächsischem  Stamme  entsprossen,  aber 
als  bayerischer  Herzog  auf  den  Thron  gelangt  war. 

Nach  einer  Berathung,  welche  sie  auf  die  Kunde  vom  Tode 
Ottos  in  Frosa  gei)flogeu  hatten,  empfingen  sie  Heinrich  II.  am 
24.  Juli  1002  zu  Merseburg,  worüber  der  Bischof  Thictmar  in 


sich  durch  seinen  Eid  frei  scliwiiren  durfte:  Kral  mtmque  lex  ijitnaletn  per 
ahusum  loiiyiii  lempoributi  ahiierrata,  qiute  lex  Varoli  dicHnr,  Inter  cclera 
contincHs,  i/uoil,  »i  qui«  hmnincm  inlerllceret  eliam  rnlcnfibiui  r'illieo  et 
KcahiHig,  nisi  rillirux  fachim  Ihm:  rrrbttliler  jjoiwrct  in  emtodia  grabinoruni, 
elitimsi  makf'artor  eapiä  inlerfecti  gab  regte  gtin  portnret,  ad  jwlieiuin 
accugatiig  nullig  probutiunibag  cunrinci  poleral,  ged  gim  se  jiirantento  pur- 
ijaiM  abgulnliig  rceedeljat  iinpunc,  Contra  quam  Ictjem  epigcopi  j Leodiengegj 
ex  allo  dmniniu  contra  maiclicog  introdurta  rationabili  romuetudine,  inqui- 
gitione  facta  per  tegteg  exceggug  gecunduni  facti  nierila  punie.bant;  ged  Itac 
golum  contra  migerug  utebaiifur;  nam  quotieng  jioteng  in  terra  deliipwrat, 
Carolinae  let/ig  auxilium  implurabat,  et  gic  delieta  plurima  frequenter  im- 
punila  nuwebant. 

Aber  ma?  auch,  wie  oben  gezeigt  ist,  das  zweite  Vorrecht  äusserlich 
mit  dem  .Cardinalgrundsatz*  übereinstimmen,  .dass  überall  da,  wo  das  zu 
bcweiseude  vor  Gericht  geschah,  derjenige  der  Interessenten  das  Recht  des 
Beweises  erlangt,  der  sich  auf  das  Zeugniss  dieses  Gerichts  beruft“.  Albert 
ilauel,  der  in  seiner  Schrift  .Das  Beweissystem  des  Sachsen-Spiegels“  S. 
so  urtheilt,  hätte  doch  nicht  von  dieser  Stelle  des  Sachsen-Spiegels  I,  I» 
§ 2,  sondern  von  der  entsprechenden  andern  I,  7 in  seiner  Ijchre  vom  Be- 
weisrecht ausgehen  sollen,  weil  er  die  eigenthümliehe  Richtung  des  Satzes 
gegen  das  Reichsoberhaupt,  welche  den  Satz  erst  zu  einem  Vorrecht  macht, 
ganz  übersieht  und  demgemäss  auch  nicht  zu  erklären  versucht. 
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seiner  Chronik  (V,  16.  17)  folgendes  erzählt:  „Am  nächsten 
Tage,  also  am  25.  Juli,  eröffnete  der  Herzog  Bernhard  [von 
Sachsen]  im  Einverständniss  mit  allen  Anwesenden  dem  König 
den  Willen  des  vereinten  Volkes,  setzte  ihm  im  einzelnen  die 
Nothdurft,  den  gesetzlichen  Vorbehalt  aller  (omniumque  necessi- 
tateni  ac  legem)'**)  auseinander  und  forschte  angelegentlich,  was 
er  ihnen  in  Gnaden  versprechen  und  gewähren  wolle.  Solches 
fragte  er,  und  der  König  erwiderte  darauf:  „ ■ . . Eueren  ge- 
setzlichen Vorbehalt  will  ich  in  keinem  Stücke  antasten,  sondern 
vielmehr,  solange  ich  lebe,  huldvoll  in  jeder  Beziehung  achten 
und  auf  Euren  vernünftigen  Willen  überall  nach  Kräften 
merken.“  . . . Danach  ergriff  Herzog  Bernhard  die  heilige 
Lanze  und  betraute  ihn  im  Namen  aller  mit  der  Landes- 
regierung.“'*') 

Wie  Heinrich  II.  nur  gegen  eine  AVahlcapitulation  von  den 
Sachsen  anerkannt  worden  ist,*')  so  w'urde  es  auch  von  ihnen 


Ea  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  lex  hier  nicht  Stammesreclit  be- 
deuten kann;  denn  es  hat  keinen  Sinn  anzunehmen,  dass  die  .Sachsen  sich 
als  eine  Vergünstigung  etwas  selbstverständliches  ausbedungen  haben 
sollten:  nach  ihrem  .Stammesrecht  zu  leben;  U.c  dürfte  hier  allgemein  den 
Inbegriff  derjenigen  üefugnisse  bezeichnen,  welche  durch  das  Künigsrecht 
gestört  werden  konnten.  Den  Ausdruck  nci-iKsittu  gewissermasseu  als  ad- 
jectivische  llestimmung  des  Wortes  lex  aufzufassen  — „gesetzlicher  Vor- 
behalt, welcher  den  Sachsen  noththut“  — , glaube  ich  mich  darum  berechtigt, 
weil  der  König  in  seiner  Antwort  garnicht  auf  die  necessitas  cingoht, 
sondern  nur  von  der  lex  spricht. 

*)  Thietinari  Jlcrseburgeusis  opiscopi  Chronicon,  rec.  Fridericus  Kurze, 
p.  110;  (Vd.stiiin  ilaqtie  itic,  id  eil  octavo  Kateedai  Autjuili,  Hendutrdui 
diix  ctoii  cviiieiisu  oiHiiiinn  tu/iiiile  ivritin  rtye  nduiilaleM  plebii  omvenientia 
ajicneiu)  omiiiuiiique  iieirniltdim  ae  leijcm  apccialitcr  exponem,  quid  eil 
miierimrdine  dietii  promittere  neu  faetii  veltet  iiuqteiulere,  diliyeider  inqttiril. 
Talia  quaerebut,  uc  contra  rex  refcrchal;  „ . . . Letjem  iijitur  ccitraia  hoh  in 
aliqm  corrumpere,  le.d  vita  comite  malo  dementer  in  oinnihm  adimplere  et 
reitrue  rationahili  eoluntati,  in  quantnm  raleu,  ubiqux  animum  ndhihered  . . . 
Bernhardtts  iyitur  ilux  accepta  m manibm  aacra  lancea  ex  parte  uniniuni 
reijiii  ctiram  Uli  fitieliler  cunimittit, 

*'J  W.  V.  Uiesebrecht  urtheilt  (tfeschichte  der  deutschen  Kaiserzcit  II, 
24.  io)  ganz  richtig;  „Nie  hatte  eine  ähnliche  Huldigung  in  Sachsen,  nie 
in  den  deutschen  Landen  stattgefunden;  lledingung  war  gegen  lledingung 
abgewogen.  Recht  gegen  Recht  gestellt;  in  förmlichster  Weise  batten  die 
Sachsen  die  Regirung  ihres  Lindes  dem  neuen  König  ans  freiem  Entschluss 
übergeben.“ 
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mit  Koiirad  11.,  dem  eisten  Salier,  gelialteii.  >»adi  dem  Tode 
Heinrichs  II.  vereinigten  sicli  die  Saclisen-Fürsten  in  Werla 
zu  einer  Besprechung  und  liuldigten  dann  dem  neuen  Könige 
ausgangs  1024  auf  einem  Tage  zu  blinden,  welclier,  wie  Bress- 
lau-")  ausfuhrt,  „für  Konrad  II.  dieselbe  Bedeutung  gewann, 
welche  die  Versammlung  zu  Iferseburg  ini  Juni  1002  für 
Heinrich  II.  gehabt  halte.“  Konrad  bestätigte  nach  Wipos 
kurzer  Angabe  „den  sehr  harten  gesetzlichen  Vorbehalt  der 
Sachsen  nach  ihrem  Willen“.^-') 

Damit  sind  aber  die  Wahlcapitulationen  zu  Ende,  und  das 
hängt  mit  dem  Erstarken  des  Salischen  Herrscherhauses,  ge- 
nauer mit  dem  Umstande  zusammen,  dass  l'ortau  kein  Herrscher 
mehr  um  die  Anerkennung  der  Sachsen  warb,  sondern  Konrad  II. 
wie  Heinrich  111.  durch  seine  Machtvollkommenheit  für  einen 
noch  unmündigen  Sohn  den  Fürsten  die  Huldigung  abuothigte. 
Konrad  II.  desiguirte  schon  102ß  den  achtiährigen  Heinrich  III. 
zu  seinem  Nachfolger  und  Hess  diese  Desiguation  von  den 
Ueichsfürsteu  bestätigen;  er  Hess  ihn  zwei  Jahre  darauf  förmlich 
erwählen  und  zum  König  salben  und  krönen.*’)  Heinrich  111. 
veriitlichtete  die  Fürsten  zu  Treue  und  Gehorsam  für  Heinrich  IV., 
noch  ehe  dieser  getauft  war,**)  und  Hess  dann  den  dreijährigen 


<')  Jahrbücher  des  deutschen  Kcichs  unter  Konrad  11.  Band  1.  S.  le. 

Wiponis  Gusla  Oliuouradi  II.  Ed.  altera,  rec.  Ik'nricuä  Bresslan. 
p.  iS:  liererniix  nx  de  liihiiuriin  ad  StLeuniaiii  niiil,  ihi  toiein  n udidixfimain 
Saxuiium  ni'cuiidiwi  rultwlalrm  eoram  mmtaidi  nut  taeitate  yolwrarit. 
Oicgobrecht  glauLt  unter  crwlcUmhaa  lejc Siuonitm  .da»  ge.saminte  Gewohnheits- 
rccht  der  Sachsen  und  insbesondere  dio  Bestimmungen  des  Landfriedens“ 
verstehen  zu  sollen  (II,  •>.»5.  Gsü);  Bresslan , Jahrbücher  I.  4iJ  spricht  zwar 
nur  von  .dem  alten  Recht  der  Sach.sen“,  bezieht  sich  aber  auf  Waitz, 
welcher  (Verfasaungsttescliichto  V-.  Hi4 j der  Wahrheit  nahe  huinuit.  iudem 
er  sagt:  .Dabei  handelt  es  »ich  offenbar  nicht  bloss  um  privat-  und  straf- 
rechtliche Hestimiuungeii.  sondern  auch  um  das  alte  llerkommeii  in  Be- 
ziehung auf  Landbesitz,  Abgaben  und  dergleicbeii.“  Mir  scheint  die  lc.c 
des  Adjectivum  i-rudetiasima  vornehmlich  wogen  der  erbrechtlichen  Be- 
.Stimmungen  zu  verdienen,  von  welchen  ich  oben  gesprochen  habe,  zumal  in 
den  Formeln  llarkulfs  (».  Anm.  10  .sclion  die  Zurücksetzung  der  Tochter 
hinter  die  Böhne  eine  iiajda  cuasurluilo  genannt  wird. 

<•')  S.  V.  Giesebrecht,  Gescliiclito  der  deutschen  Kaiserzeit  II. 
iö7.  •JS'S. 

Ebenda  B.  474— 470. 
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iiuleni  er  ihn  beschwor,  doch  seine  und  seiner  Ahnen  Stiftungen 
für  die  Römische  Kirdie  nicht  in  den  Händen  der  Langobarden 


wpgen  Besthinnung  der  /»fe«  m-Umloxa  ebenso  iiberschwänglii  b wie  Ibmicl- 
biift  gefeiert  wild,  zu  eiucr  Ciruppe  zu  ergänzen  und  die  ganze  Gruppe  in 
das  Ende  des  Jahres  7i>U  und  den  .\nfang  des  folgenden  zu  setzen  (S.  150. 
1.57),  da  der  11».  Brief,  worüber  kein  Zweifel  berrselit,  im  April  760  ent- 
standen ist.  Es  ist  nun  gar  nicht  einmal  sicher,  dass  die  Bedrohung  Ra- 
vennas durch  die  Griechen  sich  auf  einen  und  denselben  Zeitpunkt  bezieht; 
der  geängstigte  Papst,  welcher,  für  den  Römischen  Ducat  noch  immer  ein 
Unterthan  des  Kaisers,  ehemals  byzantinische  Gebiete  von  dem  Franken-Könige 
sich  hatte  übertragen  lassen,  musste  stets  auf  die  Rache  seines  verratheiien 
Souveräns  gefasst  sein  — diese  Jleinung,  welche  Paul  selber  ausspricht, 
als  er  sich  zu  einer  Zusamnicukunft  mit  Desidcrius  ansi;hickt,  iKitniclumlum 
pru  (inuforiim  miililia,  ipii  coliitie  immineiU  in  ipmm  liaramutein  ini/rcdi 
dritutim  (p.  551ioX  haben  nicht  nur  Jaffe  und  icli,  sondern  auch  JtUhlbacher 
(Deutsche  Geschiebto  unter  den  Karolingern  S.  71).  Weiter  ist  es  bare 
Willkür,  die  formelhaften  Stellen,  in  welchen  Pippin  als  Vertheidiger 
des  reiditcn  Glaubens  uud  — was  doch  wohl  dasselbe  ist  — der  heiligen 
Kiridie  Gottes  gefeiert  wird,  auf  den  vermeintlich  einzigen  Fall  der  Be- 
drohung Ravennas  zu  deuten;  denn  einmal  ist  davon  in  noch  mehr  Briefen, 
als  Kehr  auführt,  die  Rede  — ich  habe  schon  in  der  Au.sgabe  p.  53«  n.  5 
und  p.  50U  n.  3 noch  sechs  weitere  Briefe  angegeben  — , und  zum  amlern 
wird  meine  Auffassung,  dass  Pippin  seit  der  Neubegrüudung  der  päpst- 
lichen Imiutinität  im  Exarchat  und  in  der  Petitapolis  jederzeit  als  ihr  Er- 
halter uud  Beschützer  auch  ohne  besonderen  Anlass  gepriesen  werden 
konnte,  dadurch  be.stätigt,  dass  sogar  in  dreien  der  von  Kehr  als  Dankbriefe 
gekennzeichneten  Schreiben  Pauls  dem  Dank  die  ausdrückliche  Bitte  folgt, 
den  rechten  Glauben  zu  vertbeidigon  (p.  5399-u.  510i2-u.  55«9_io),  w'as 
ungereimt  wäre,  wenn  Schutz  der  /iifcs  uri/niduxu  = Rettung  des  bedrohten 
Ravenna  wäre. 

Es  kommt  nun  aber  noch  hinzu,  dass  Kehr  mit  der  von  ihm  beliebten 
chronologischen  Bestimmung  der  Briefe,  wie  er  selbst  erkannt  hat,  in  — 
unlösbaren  — Widerstreit  gerätli  zu  positiven  Angaben  der  fränkischen  Annalen. 

In  den  Briefen  32  und  43  iührt  der  Papst  alle  Kinder  Pippins 
namentlich  auf,  nennt  aber  nicht  des  Königs  gleichnamigen  Sohn,  obgleich 
dieser  ihm  als  Patheu  besonders  am  Herzen  liegen  musste  — doch  wohl 
ein  sicheres  Zeichen  dafür,  dass  der  kleine  ]*riuz,  welcher  verlässlicher 
Ueberlieferung  zufolge  (vgl.  Oelsner,  Jahrbücher  S.  324.  325)  759  geboren 
wurde  und  im  dritten  Jahre  starb,  zur  Entstehungszcit  der  beiden  fraglichen 
Briefe  entweder  noch  nicht  am  Leben  oder  schon  wieder  gestorben  war. 
Statt  danach  die  chronologische  Bestimmung  der  Briefe  zu  regeln,  mäkelt 
Kehr  (8.  121  Aum.  1)  an  der  Ueberlieferung  der  Annalen  herum,  lässt  sich 
aber  dadurch  nicht  abhalten,  an  anderer  Stelle  (S.  133)  dieselbe  Ueber- 
licferung  für  die  Bestimmung  eines  andern  Briefes  auszubeuten. 

Uuadlach,  lhaUt«buo^  de»  Kircben»tMte».  2 
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zu  lassen**')  und  das  Ravennatisdie  wie  das  Römische  Gebiet 
vor  ilinen  zu  retten.**')  Da  indessen  der  fränkisclie  Machthaber 
nicht  für  eine  Einmischung  in  die  italischen  Angelegenheiten  zu 
gewinnen  war,  so  musste  sich  der  Papst  mit  kleineren  Mitteln 
bescheiden.  Um  die  vier  Ortschaften  Ameria,  Ortae,  Polimartium 
und  Blcra,  welche  der  Langobarden-König  besetzt  liatte,  zurück- 
zuerlangen, half  Gregor  III.  dem  vertriebenen  Herzog  Trasimund 
von  Spoleto  mit  der  Römischen  ifiliz,  in  seinem  Herzogthum 
wieder  festen  Fuss  zu  fassen,  wurde  aber  um  die  vertrags- 
mässige  Gegenlei.stung  betrogen;  denn  Trasimund  weigerte  sich 
nun,  dem  Papste  zur  Wiedereroberung  der  vier  Ortschaften 
Unterstützung  zu  leisten.*'-) 


Ferner  ist  der  43.  Brief,  welcher  von  Kehr  in  da»  Jahr  760  gesetzt 
ist.  von  Jaff6  und  mir  dem  Jahre  767  zugewieseu  worden,  weil  als  minxun 
Pippins  in  dem  liriefe  ein  Abt  Ilaribert  genannt  und  nach  den  .Vnnales 
Nazariani  der  Abt  Haribert  von  Murbach  im  Jahre  767  nach  Korn  geschickt 
worden  ist.  Kehr  erwägt  demgegenüber  die  Milglicbkeiten,  welche  die  an- 
genommene Identität  ungewiss  machen  künnen,  um  schliesslich  zu  er- 
klären (S.  119):  „Ich  für  meine  Person  glaube,  dass  diesem  un- 

sichern  Indieium  das  sichere  .\rgunient  des D ictates  vorgezogen 
werden  müsse.“ 

Da  diese  ausgiebige  Probe  sattsam  die  .Methode  Kehrs  veranschaulicht, 
so  Werden  es  mir  hoffentlich  die  Benutzer  meiner  .\,usgabe  Itank  wissen, 
dass  ich  .das  Argument  des  Dictates“,  welches  nur  in  der  Einbildung 
Kehrs  ein  .sicheres“  ist,  nicht  dazu  verwandt  habe,  meine  Formel-  und 
Stiluntersuchungen  im  Sinne  Kehrs  zu  einer  .wissenschaftlichen“  Arbeit  zu 
erheben.  — 

Um  hier  auch  auf  eine  Ausstellung  Kehrs  einzugehen,  welche  er  an 
anderer  Stelle  (Historische  Zeitschritt  LXX.  406  Anm.  2)  ireraacht  bat,  so 
erledigt  sich  sein  Bedauern,  dass  ich  mich  Uber  den  Vorschlag  Martens’, 
die  Ep.  50  vor  die  49  zu  setzen,  nicht  im  Neuen  .Vrehiv  XVII,  562  ff., 
noch  in  der  Ausgabe  geäussert  habe,  damit,  dass  ich  schon  S.  553  Anm.  1 
beide  Briefe  als  gleichzeitig  bezeichnet  habe. 

*’}  Der  Papst  klagt:  Omnia  enim  luminarin  ad  ipsius  jirincipis  apontc- 
lorum  ct  f/uac  a veslris  parenlibus  rel  a robia  offerta  sunt  ipsi  absltäerunl 
(Epp.  III,  4772-«). 

'*’)  Die  Gewaltthaten  der  Langobarden  haben  sowohl  in  partibus 
Kavmnacium  wie  in  islis  partihwi  Jlonuwis  stattgefunden  (p.  477z».  so). 
Diese  Bestimmung  erläutert  den  Umfang  der  provinciti  Jiumaiuie  tlictonis 
subjecta  (oben  Anm.  5S). 

vtj  Liber  pout.  I,  426.  427. 
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Darum  wechselte  Zacharias,  der  Nachfolger  Gregors  III., 
die  Parthei,  als  der  Langobarden-König  abermals  mit  Heeres- 
macht heranzog:  er  liess  zur  Unterwerfung  Spoletos  die  Römische 
Streitmacht  zu  ihm  stossen  und  erhielt  dafür  nicht  nur  die  vier 
Ortschaften,  sondern  auch  eine  Anzahl  von  Patrimonien  zurück 
und  obenein  einen  zwanzigjährigen  W affenstillstand  für  den 
Römischen  Ducat  zugebilligt.**)  Der  Papst  war  aber  durchaus 
nicht  gesonnen,  sein  nördliches  Gebiet  den  Langobarden  preis- 
zugeben; wie  er  schon  in  dem  ersten  Abkommen  mit  Liudprand 
die  Preigabe  aller  Gefangenen  erwirkt  hatte,  welche  den  ver- 
schiedenen päpstlichen  Landen,  auch  dem  Ravennatischen,  an- 
gehörten,**)  so  versagte  er  sich  ein  Jahr  danach  nicht  dem 
Hilferuf  des  Exarchen  und  des  Erzbischofs  von  Ravenna  wie 
der  Bevölkerung  der  Pentapolis,  als  der  Langobarden-König  sic 
bedrängte;  er  machte  sich  nach  Pavia  auf  und  setzte  es  in  der 
That  durch,  dass  Liudprand  die  fortgenommenen  Ravennatischen 
Gebietstheile,  inbesondere  Cesena,  wieder  herausgab.*’)  Ebenso 
gut  kam  Zacharias  mit  Rachis,  dem  Nachfolger  Liudprands, 
aus ; er  schloss  gleich  bei  seiner  Thronbesteigung  einen  zwanzig- 
jährigen Waffenstillstand  mit  ihm;**)  und  als  der  König  dennoch 
Miene  machte,  Perugia  und  die  Städte  der  Pentapolis  sich  anzu- 
eignen, genügte  das  persönliche  Erscheinen  des  Papstes,  um 
Rachis  zum  Abzug  zu  bewegen:  der  König  trat  bald  darauf 
als  Mönch  in  ein  Kloster  ein.®') 


1‘rtietlicliis  IV  ciritattg  . . . eiiltm  »anclo  cum  toram  haOitahfriljus 
ralonarU  riro,  quim  et  ;>cr  (loimtiuiiem  fimmvit  ....  Nam  et  Surinenee 
jMitrimonium,  ijui  per  amioH  prope  XXX  fuemt  almlultum,  alipte  Xarnieu.san 
ttiam  et  Auximunum  utipie  Ancoiiitanuin  neciion  et  Ilumunufrm  et  Vullem  qui 
cucatur  Mwjna,  nitaiu  in  trrrituriu  Sutrirw,  pir  donulionix  titulo  ipso  beato 
Petro  tt/Kistolorum  priueijn  reeoncessU;  et  pucem  cum  ducuto  Jiomaiio  ipse  rcjc 
in  vüjinti  con/irmarit  atmos  (Liber  pont.  I.  42«i_7). 

Von  (lein  Könii;  wird  erzählt:  iit:d  et  taplivos  omnes  quits  detciiehut 
ex  dirersis  procineiis  llomuiiorum,  missU  litteris  suis  tum  in  Tusciam 
suitm  quarmpie  truus  Pmlo,  una  eum  Jtariii  ianos  capiints  Leotwm,  tiergium, 
Victurem  et  Agnellum  cuimdes  praedicto  beatissiiiuj  redonavit  ponti/ici  (Liber 
pont.  1, 

“■'■J  Liber  pont.  1,  42‘J — 4:41. 

**J  Liber  pont.  I,  431is. 

Liber  pont.  I,  433. 
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Es  fragt  sich  nun:  Welchen  reclitlichen  C’liarakter  hatte 
der  Papst  bei  seinen  Verträgen  mit  den  Langobaiden?  War 
er  Mandatar  seines  Souveräns,  des  Kaisers?  Nahm  er  das, 
was  die  Langobarden  ihm  gewährten,  im  Aufträge  des  Kaisers 
in  Empfang? 

üeber  die  sogenannten  Friedensverträge  ist  leiclit  Klarheit 
zn  gewinnen.  Da  der  Kaiser,  wie  erwähnt,*^)  eigentliche 
FriedensschlQsse  sich  selber  vorbehielt  und  laut  unserer  Ueber- 
lieferung  nirgends*^*)  bei  den  auf  Frieden  bezüglichen  Ab- 
machungen des  Zacharias  mitwirkte,  so  können  das  nur  Waffen- 
stillstände sein,  mögen  sie  nun  nur  den  Römischen  Ducat,  wie 
der  erste  Vertrag  mit  Liudprand,  oder  den  Exaichat  und 
die  Pentapolis,  wie  der  zweite,  oder  endlich  ganz  Italien,  d.  h. 
den  byzantinisch  gebliebenen  Amtsbezirk  des  Exarchen,  wie  der 
Vertrag  mit  Rachis,**')  betreffen.  Und  selbst  die  Bezeichnung 
Waffenstillstand  wäre  noch  zu  hoch  gegriffen,  da  diese  Vei  träge 
auf  eine  einseitige  Zusicherung  des  Langobarden-Königs:  das 
nicht  als  Süiat  organisirte  jjäpstliche  Gebiet  unbehelligt  zu 
lassen,  hinausliefen,  wenn  nicht  der  König  den  italischen 
Oberbischof,  welcher  durch  seine  bevorrechtete  Stellung  zur 
Förderung  des  Reichswcdds  vor  anderen  verptlichtel  war,  still- 
schweigend als  Vertreter  des  Kaisers  betrachtet  hätte. 

Schwieriger  ist  die  Frage,  wer  denn  der  eigentliche 
Empfänger  der  von  den  Langobarden  zuriiekgegebenen  Gebiete 
und  Ländereien  war.  Es  wäre  ja  denkbar,  dass  der  Papst 
überall  nur  das  private  Eigenthum  erhielt,  während  die  staat- 
liche Souveränetät  dem  Langobarden-König  verblieb.  Das  ist 
jedoch  nur  bei  den  Patrimouieu  anztiuehmeu:  wie  früher  bei 
dem  Patrimonium  der  äIjjüh  Cbttiac/'')  so  unter  Zacharias  bei 


*)  8.  oben  Anm.  .“»a. 

**•)  V'gl.  indessen  .Vmn.  7S, 

"*)  Der  Geltungsbereich  dieses  Waffenstillstandes  ergiebt  sich  ans  den 
Worten  der  Zacharias- Biographie:  iti  XS  amioniin  spahum  iuitn  imcc,  mti- 
versim  Italiae  quUril  populux  'Liber  pont.  I,  tSlis). 

^®)  Der  Biograph  .Tobannes' VH  (70f) — 7o7)  berichtet;  Ilujii.i  Itmimriliu« 
AriperUu  rex  Jj<iii<iuhiiril<irum  ihniaUomm  palriiiioiiii  Alpium  Culinrum,  qui 
tvnija  (irr  Umpvta  n Jim  ccc/iwdc  privatum  erat  ac  ah  riulrin  i/eiite  itetenebatur, 
in  lilterü)  auniii  exaratum  Juri  yrupriu  biati  apaatalorum  prim  ipis  l'ctri  rc- 
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den  Patrimonien  in  der  Sabina,'*)  in  Narni,'-)  in  Osimo,  Ancona 
und  llmana’'*)  und  in  der  Vallis  vmpm  unweit  Sutri,"*)  aber 
nicht  bei  ganzen  Ortschaften:  zwar  wird  bei  Sutri  ein  Unter- 
schied in  unserer  Ueberlieferung  nicht  klar,'^)  aber  schon  bei 
den  vier  au  Zacharias  zurückgegebenen  Ortschaften  heisst  es, 
dass  die  Einwohner  mit  übergeben  wurden,™)  und  vollends  bei 
Gallese  ausdrücklich,  dass  Gregor  III.  es  „in  das  Gefüge  des 
heiligen  Reiches  und  in  den  Verband  der  von  Christus  geliebten 
Komischen  Heeresgemeinschaft“  aufnehmen  liess;“)  und  auch 
bei  den  Ravennatischen  Gebietstheilen,  deren  Auslieferung 


/orimrit  (Liber  pont.  I,  385).  Da  das  Patrimonium  vereinzelt  im  lango- 
bardiscben  Debiet  — in  der  Gegend  von  Genna,  wie  Paul  Fahre  in  den 
Melange»  d'arcbeologie  et  d'histoire  IV  (1884),  383 — 408  gezeigt  bat,  — 
lag,  so  war  es  leicht  wiederholter  Beschlagnahme  ausgesetzt,  und  so  lesen 
wir  in  der  Biographie  Gregors  II.  (715—731):  Lo  tempore  Liutprandus  rex 
dunalionem  paliimoHÜ  Atpium  Vottiarum,  quam  Ariperlun  rex  fecerat  hieque 
rqieticrut,  ammmiitione  tauti  riri  rd  increpalioiic  redditam  cotifinnaril  (Liber 
pont.  I,  308). 

'')  Da»  Patrimonium,  wohl  ebenfalls  der  Römischen  Kirche  wieder 
entzogen,  liel  mit  dem  Langobardon-Keiche  774  an  Karl  den  Grossen  und 
gab  zu  langwierigen  Verhandlungen  Anlass;  s.  unten. 

7^)  Die  Stadt  Narni,  wohl  zu  unterscheiden  von  dem  hier  belcgenea 
Patrimonium,  wurde  erst  754  im  ersten  Frieden  zu  Pavia  von  .\istnlph  ab- 
getreten, dann  aber  wieder  in  Besitz  genommen  und  gelangt«  endgiltig 
erst  75(1  durch  den  zweiten  Paveser  Frieden  an  Stephan  II;  s.  unten. 

73)  Die  Städte  und  Stadtgebiete  Osimo,  Ancona  uud  Umaiia,  also  viel 
weiter  reichende  Ländereien  als  die  an  diesen  Orten  genannten  Patrimonien, 
liess  sich  Stephan  II.  757  von  Desiderius  versprechen,  erhielt  sie  aber  nicht; 
s.  unten. 

7*)  Das  Patrimonium  kommt  in  der  hier  behandelten  Folgezeit  nicht 
wieder  zur  Sprache. 

7^)  Bezüglich  des  Sutrieiwe  casteUum  berichtet  der  Biograph  Gregors  II : 
dunaliimem  hcatmuimiit  aiioxluliii  Petrum  et  Pauk)  (Hile/'atas  emitleim  Laiiyo- 
btirdonim  rex  reetitiiil  iilque  dimaril  (Liber  pont.  I,  407 ii'. 

7*)  Die  schon  oben  Anm.  03  gebrachte  Angabe,  dass  die  Rückgabe  der 
Ortschaften  cum  eorum  huliitutorihiiu  erfolgte,  wird  wiederholt  in  der 
Schilderung  der  Auflassung  Liber  pont.  I,  428i9 — 4294. 

77)  Der  Biograph  Gregor»  III.  erzählt  von  seinem  Paiistc:  GaUengium 
eagtrum  . , . in  coiipaye  gaiielue  rei  piihlieui  iitquc  curjmre  Chrigto  dilecti 
exercitug  Jiumani  i^iieeli  pmecepit  (Liber  pont,  I,  I-O.  421). 


y 
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Zacliarias  erzielte,  wird  als  eigentlicher  Empfönger  das  byzan- 
tinische Reich  ausser  Zweifel  gestellt.™) 

Der  Papst  Zacharias,  welcher  bis  752  den  Stuhl  Petri 
inne  hatte  und,  wie  cs  scheint,  gleich  zu  Anfang  seiner  Amts- 
zeit für  die  Römische  Kirche  von  kaiserlicher  Huld  zwei 
Domänen  zum  Geschenk  erhielt,™)  handelte  also,  schwerlich  im 
einzelnen  ermächtigt,  als  ständiger  Vertreter  des  Kaisers:  er 
war  unbestreitbar  noch  ein  Unterthau  des  byzantinischen  Reichs, 
in  dessen  Verwaltungsorganismus  es  nunmehr  Umfang  und 
Charakter  des  päpstlichen  Bereichs  genauer  zu  bestimmen  gilt. 

Nachdem  Valentinian  III.  im  Jahre  441  die  beschränkte 
gesetzliche  Immunität  der  Kirchen  aufgehoben  hatte  — die 
Freiheit  von  den  am  Grund  und  Boden  haftenden  Frohnden 
(minirm  sordida)  und  von  den  ausserordentlichen  Zuschlägen 
zur  Grundsteuer  fex/rnorrfinnrinm  xiijiprindirtieiumri'j^')  — , stellte 
sie  Justinian  wieder  her,  indem  er  die  Verfügung  des  Honorius 
aus  dem  .lahre  412  erneuerte.’*')  Aber  neben  dieser  allgemeinen 


Der  König  verstand  sich  zunächst  nur  dazu,  von  Cesena  zwei 
Drittel  an  das  byzantinische  Reich  herausziigeben,  das  letzte  Drittel  behielt 
er  als  Pfand  für  die  Unverletzlichkeit  seiner  nach  llyzanz  geschickten  Ire- 
sandten:  dmu  jxirtex  territorii  caalri  Cexiime  ad  ixtrlem  rvi  puhlicae  rtMiUnt; 
iertiam  rero  partim  de  eiiiidem  easlram  sah  uplcnlu  retenait  per  itiilo  coiinlitulo, 
iit  usijue  ad  Kal,  Jan.  ejus  missi  a rcyia  rererlerenlur  arhe,  eundem  caslrum 
et  tertiam  parlem,  iptem  pro  pujnoris  causam  iletiiielial,  jutrli  rei  puUicae 
restitueret  fLiber  pont.  I,  431s-e). 

t“)  Kl  juxla  quoll  beatissimus  pontifex  postularei-at,  donationem  in 
scriptis  de  duahm  mas.His  quae  Kimpltas  et  Nurmias  upjiellantar,  Juris 
existentes  putilici,  eidem  sanctissimo  ac  heatissinw  papae  sanctaique  Hmnanae 
ecclesiae  jure  pcrjietao  direxit  jtussidendas  (Liber  pont.  I.  4:t:t6-s).  Die  Zeit 
dieser  Schenkung  dürfte  durch  die  unmittelbar  vorhergehende  Angabe  be- 
stimmt werden,  dass  Zacharias  eine  Anzeige  seiner  Erhebung  simulque  et 
aliam  sugijestionem,  wohl  oben  den  Antrag  auf  Ueberlassung  der  beiden 
Domänen  an  den  Kaiser  richtete. 

*")  Loening  I,  228 — 23:t. 

‘‘■J  c.  5 C.  de  sacro.sanctis  cc.clesiis  I.  2:  Plaeet  rutionuhilis  consilii 

tenore  jierpenso  destricta  moileralioiie  praescrihere,  a quihus  specMiter  nceeisi- 
tatihus  eeclesiae  urhiunt  sini/ularam  haheanlur  immunr.s.  Prima  quipi>e  illiits 
usurpalionis  cimtumelia  de/iellenda  atl,  ne  jiraediu  usilats  caelestium  seeretiirum 
dedicata  sordidoram  muneriim  faeee  rexentur,  nihil  extraordinarium  ah  hac 
sujierindicticiumre  Itagitetur,  nidla  translatiunum  sollicitado  iji'jnalur,  qMjstremo 
nihil  praeter  canoniehm  illationem,  quam  adrcnticiue  necessitatis  sarcina  rejientina 
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Immunität  gab  es  ini  römischen  Recht  noch  eine  besondere, 
durch  Privilegium  verliehene,  welche  die  Freiheit  von  Boden- 
zins und  Kopfsteuer  bedeutete;*^)  und  eine  solche  ist  unter  den 
italischen  Bisthümern  nachweislich  dem  reichbegüterten**’)  Era- 
bisthum  Ravenna  von  Constantinns  Pogonatns  verliehen  worden.**^) 
Wenn  diese  Begünstigung  Ravennas  ihre  Spitze  gegen  das 
übermächtige  Rom  richtete,**’)  so  war  das  Papstthuui  stark 
genug,  für  sein  eigenstes  Gebiet,  den  Römischen  Ducat,  sich 
die  Immunität  zu  ertrotzen,  und  zwar  beruhte  seine  Stärke  im 
Grunde  darauf,  dass  es  der  Hort  des  rechten  Glaubens  gegen 
die  üebergriffo  ketzerischer  Kaiser  war. 

Schon  gegen  Ende  des  siebenten  Jahrhunderts  hatte  so  das 
Papstthmn  Gelegenheit  zu  einer  Kiaftprobe  gegen  das  Kaiser- 
thum gehabt.  Als  Justinian  II.  seinen  Protospathar  Zacharias 
nach  Rom  schickte,  um  den  Pai»st  Sergius,  welcher  sich  den 
ketzerischen  Beschlüssen  der  t^uinisexta  (6l*’2)***)  nicht  fügen 
wollte,  gefangen  nach  Constantinopel  bringen  zu  lassen,  lotteten 
sich  die  Milizen  des  Exarchats,  der  Pentapolis  und  anderer 


deiHtpoKcerU,  yus  fimcUu»Hms  (ulncrihatur.  Vgl.  Znchariä  von  Lingenthal, 
zweite  Aufl.  1877  S.  192—201  (in  ilie  dritte  ist  diese  Ausführung  nicht 
wieder  aufgeimmuien  worden)  und  Hrunner  II,  287 — 289. 

“)  Moniinsen,  Römisehe.s  Staatsreebt  III,  236 — 2:19.  807 — 810. 

Hartniann  handelt  ,S.  87 — 89  eingehend  von  dem  grossen  Grund- 
besitz der  Ravennatisc.ben  Kirche. 

f’*)  Der  Wortlaut  der  schon  oben  Anm.  12  erwähnten  Urkunde  ist, 
soweit  er  sich  erhalten  hat,  bekannt  gemacht  von  Angelo  Mai  (Classicontm 
auctorum  tomus  V [Romae  18:13],  362.  363);  der  Kaiser  wendet  sich  darin 
an  den  Erzbischof  Reparatus  (671 — 677)  mit  den  Worten;  Hacerdotes,  chrum, 
Ivnm»,  mnclimoiiialrx  feminun,  acltiren  ecclegiaslicos,  (hineslicos  aut  coinmeiidatoa 
eccUsiae  (Uverm  sexu,  stauruji/toroit,  cup/irca^,  atratoren  vtl  vunctam  familiam 
mneUte  Uareimalin  ecekmae,  tarn  in  civitale  Uarcnna  iiuum  ijtii  et  extra  eain 
per  lUrerm  lova  rei  Icrritoria  re.iidenleji,  nullus  praei<miuit  eos  a<l  publicum 
fuHctioncm  aut  districtionem  adducere  pro  qualibet  causa,  sed  suh  restra 
putestate  successuribusijue  vcsiris  constituimus  dirigaulum  et  judicutulum.  Die 
Deutung  Hartmaims  S.  170;  .Frtdheit  von  der  Grundsteuer  dürfte  schwerlich 
durch  diese  Worte  ausgedrückt  sein,  sondern  nur  Freiheit  von  der  I.(ei8tuug 
der  verschiedenen  munera“  trifft  aber  offenbar  nicht  zu,  weil  die  Refreiung 
von  den  munera  sordida  schon  durch  Gesetzesreebt  gegeben  war. 

*)  S.  oben  S.  5 und  Uartmami  S.  20.  21. 

“)  Ueber  diese  auch  die  Trullanische  genannte  Synode  vgl.  Carl  Joseph 
von  Hefele,  Conciliengeschicbte  IIP,  328 — 348. 
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Bezirke  zusanimen  und  zogen  nach  Rom,  die  Abfiihning  des 
Papstes  zu  vereiteln;'^)  und  sie  scheucliten  auch  den  er- 
schrockenen Protospathai'  aus  der  Stadt  hinaus.  Des  Rückhaltes 
an  dem  militärisch  organisirten  italischen  Volke  sicher,  konnte 
es  dann  Constantin  (708 — 715)  wagen,  das  Bild  des  ketzerischen 
Kaisers  Philippicus  nicht  in  die  Kirche  hineinzulassen,  seinen 
Namen  bei  der  Messe  nicht  zu  nennen  und  seinem  für  Rom 
bestellten  dux  Petrus  die  Ausübung  des  Amtes  zu  verwehren,  bis 
Philippicus  (713)  gestürzt  war  und  sein  Nachfolger  Anastasius  II. 
seine  Rechtgläubigkeit  dem  Papst  in  einem  Schreiben  dargclegt 
hatte.’^)  Noch  weiter  ging  Gregor  II.  Er  verweigerte  (727) 
Leo  III.,  dem  Isaurier,  welcher  entweder  Annahme  seiner 
gegen  die  Bilderverehrung  gerichteten  Lehrmeinung  oder  \’er- 
zicht  auf  den  apostolischen  Stuhl  von  dem  Papste  forderte,  die 
Steuern  der  Provinz  Italien,  indem  er  ohne  Zweifel  für  dieses 
Gebiet  die  Immunität,  wie  sie  dem  Erzbisthuni  Ravenna  ge- 
währt worden  war,  in  Ansinuch  nahm.'*')  Und  die  Massregel 
glückte;  denn  als  der  Exarch  Paulus  auf  Befehl  des  Kaisers 
gegen  den  Paj)st  einschreiten  wollte,  nahmen  diesen  die  Römer 
und  sogar  die  katholischen  Langobarden  wirksam  in  Schutz: 
dieses  Mal  blieben  jedoch  die  Italiener  nicht  bei  dem  bewaffneten 
Widerstande  gegen  den  Kaiser  stehen'"'):  sie  kündigten  dem 
Exarchen,  welcher  in  den  Wirren  zu  Ravenna  seinen  Tod  fand, 
den  Gehorsam,  wählten  sich  überall  in  Italien  dnees  „und 
strebten  damit  insgesammt  des  Papstes  und  ihre  Immunität 


Der  Iliograpli  des  Papstes  ; Kccitaliim  est  cor  Jitircmialix  mililim’, 
ducalun  etiam  Pciilaiiolitutii  et  circtimijuaiiue  partium,  non  pcrmiticre  pontificem 
ajtuntoUciie  sedis  in  repiam  ascendere  urbem  (Liber  poiit.  1.  ;i7:ii2). 

*)  Liber  pont.  I,  392. 

Der  lliograph  Gregors  II.  sagt:  cen.sum  in  prorincia  poncre  prae- 
pediehat  et  suis  ojiilni.i  ccclaian  dcnudarc  (Lilier  poiit.  I,  lOSie).  Die  Zu- 
sammenstellung lehrt,  dass  jodenl'nlls  die  Kirchen  bei  der  Steucr/.tthlung 
und  -verweigenuig  am  meisten  in  Hetraclit  kamen. 

*^)  Der  Kiograpb  Gregor  II.  maebt  omne.t  Ventupiilcnae.i  ntqueVenctiurum 
r.ctrcä« (Liber  pont.  I,  404n)  bicsonders  nfiinlmfl:  die  letzteren  zeugen  dafür, 
dass  der  päpstliche  Eintlnss  auch  noch  über  den  Kxarchat  hinaus  sich 
erstreckte. 
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an“.**‘)  Der  Kaiser  Hess  indessen  die  PHnpörer  niclit  unge- 
stratt:  er  entzog  der  Römisclien  Kirclie  die  calabrisclien  und 
sicilisclien  Patrimonien’'-)  und  ertheilte  auch  dem  neuen  Exarchen 
Entychius  den  Auftrag,  Rom  mit  AVaffengewalt  zu  unterwerfen; 
aber  obgleich  der  Exarch  ein  Bündniss  mit  dem  Langobarden- 
König  Liudprand  zu  Stande  braclite  und  mit  ihm  vereint  vor 
Rom  erscliien,  es  gelang  dem  Papste,  ei’st  den  König  für  sich 
zu  gewinnen  und  durch  diesen  auch  ein  Abkommen  mit  dem 
Exarchen  zu  treffen. “*) 

Es  lag  offenbar  Gregor  II.  gar  nichts  daran,  die  b}zan- 
tiuische  Herrschaft  überhaupt  abzuschütteln,  sondern  alles  nur 
daran,  sein  Gebiet  als  Selb.stverwaltungskörper  — das  ist  der 
Sinn  der  Immunität  — anerkannt  zu  sehen  darum  hatte  er 
die  in  der  ersten  Hitze  des  Aufruhrs  beabsichtigte  Wahl  eines 
neuen  Kaisers  hintertrieben darum  lieh  er  jetzt  auch  dem 


*')  So  heisst  es  ausilriieklicli  in  der  Hiogrsphin  Gregors  II:  gjiernetiUfi 
vrilindliiiHtm  eMirclii,  nibi  omms  uhique  in  Itaiia  ilncfn  elitjerunl  alque  sic  de 
puut  it  icis  (Icqae  sun  immu  nitatc  ciincli  stadebant  (Liber  pont.  I,  4ü4»s). 
Da  ilie  Steiiervcrweigeruiig  Gregors,  weiche  seiner  Fürsorge  für  die  Kirche 
zugcsciirieheii  wird  (s.  .Viim.  sü),  auf  dasselbe  hinauskommt  wie  die  Imuiuniliit, 
auf  welche  es  die  Italiener  abgesehen  haben,  so  dürfte  Duebesnes  Auffassung 
(Liber  pont.  1.  412  n.  27),  dass  es  sich  bei  der  Steuerverweigerung  noch 
nicht  um  den  Biiderstreit  handelte,  unbegründet  sein,  zumal  da  Theophanos, 
auf  weichen  er  für  seine  Auffassung  sich  beruft,  den  abgeleugneten  Zu- 
sammenhang klar  und  deutlich  augiebt;  er  sagt  1 (llounae  ladt)),  621: 
-z«i  iiaSt'uv  voüTO  — nämlich  Leos  Vorgeheu  gegen  die  Ililderverehrung  — 
1 pTifioto;  0 zdra;  l’n'jpr,;  to'j;  'p'Ipoo;  tt,;  ’Itz/.G;  zal  Piuur,;  ixtu/.ostv,  yoata; 
r.oi>;  .\fovra  iniiTO/.ijv  ioYpiattxtjv.  lar,  5tiv  )ia7().(a  ntpi  7:i3Te«>:  kdyov  rotsijbat 
xal  xaivoTopelv  tä  äpyaia  S'lyp-ata  vr,;  exx).T,3ta;  Ta  tcüv  äyuuv  Ttaxfptuv 

öaypaTijÜfvTa.  Zu  weit  geht  Armbrust,  welcher  meint  (S.  37.  3bi,  dass  der 
.tufruf  des  Papstes  die  übrigen  Italiener  „zum  Abfall  vom  Kaiser  bewegen 
sollte“. 

*■-)  ,S.  oben  S.  7. 

“’J  Liber  pont.  I,  407.  408. 

Der  Inhalt  des  Abkommens  ist  nicht  überliefert.  Da  aber  der  mit 
Gewalt  nicht  bezwungene  Papst  bald  darauf  besonderen  Eifer  für  den  Kaiser 
entfaltet  ^s.  oben),  so  ist  daraus  die  Erfüllung  seines  Verlangens  zu  er- 
schliessen.  Dass  damals  auch  den  Italienern  die  Wahl  ihrer  iluees  cinge- 
räumt  wurde,  ist  nicht  sicher,  aber  doch  bei  ihrem  engen  Verhältniss  zum 
Papste  wahrscheinlich. 

*■’)  Liber  pont.  I,  404.  405. 
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Exarchen  die  Waffenhilfe  der  Römischen  Miliz  znr  Beseitigung 
des  Tiberins  Petasius,  welcher  in  Tuscien  sich  zum  Kaiser  auf- 
geworfen hatte.**“)  Die  Souveränetät  des  Kaisers  wurde  auch 
von  Gregor  III.  anerkannt,  obgleich  der  Paiist  in  Sachen  der 
Bilderverehrung  den  abweichenden  Standpunkt  Gregors  II.  fest- 
hielt und  in  diesem  Sinne  die  Beschlüsse  einer  Synode  italischer 
Bischöfe  den  Kaisern  Leo  und  Constantin  unterbreitete;*’^)  denn 
die  fünfunddreissigtägige  Zwischenzeit  zwischen  seiner  Wahl 
und  Weihe  ist  augenscheinlich  so  zu  erklären,  dass  er  in  dieser 
Frist  die  Bestätigung  bei  dem  Exarchen  nachgesucht  und  er- 
halten hat,**)  und  die  Feste  Gallese  hat  er,  wie  erwähnt,***') 
ausdrücklich  zu  Gunsten  des  byzantinischen  Reichs  von  den 
Ansprüchen  des  langobardischen  Herzogs  von  Spoleto  befreit. 
Obgleich  dann  Zacharias  schon  vier  Tage  nach  Gregors  III. 
Tode  geweiht,  also  schwerlich  bestätigt  worden  ist,"*)  so  kann 
das  mit  der  damaligen  Xothlage  Roms  — der  Langobarden- 
König  rückte  auf  die  Stadt  heran  — gerechtfertigt  werden, 
da  im  übrigen,  wie  schon  dargelegt,  über  die  Unterthanenschaft 
auch  des  Zacharias  kein  Zweifel  obwaltet. 

Unter  byzantinischer  Souveränetät  dehnte  sich  nun  die 
päpstliche  Immunitätsherrschaft  auch  über  die  Peutapolis  und 
den  Exarchat  aus.  Ursprünglich  hier  auf  die  Patrimonien  der 
Römischen  Kirche  beschränkt,  aber  stets  gestützt  und  befördert 
durch  die  ausserordentliche  Mctropolitangewalt  des  Römischen 
Bischofs,  gewährte  sie  wohl  von  vorn  herein  auch  Einfluss  auf 
die  Wahl  der  djaes,"")  bis  dieser  Einfluss  sich  schliesslich  in 
ein  Ernennungsrecht  umsetzte,"*^)  je  häufiger  und  gründlicher 
die  Päpste  auch  dem  Exarchat  und  der  Peutapolis  ihren  Schutz 
angedeihen  Hessen;  denn  Schutz  und  Herrschatt  sind  von  jeher 


"“)  Liber  poat.  I.  408. 

’")  Liber  pout.  I,  4 IG. 

*)  llartniauii  S.  S4.  Leber  dag  Bestiitigungsrecht  des  Kiiisers  und 
Exarclien  s.  Hartmami  S.  31,  Colm  S.  90.  100. 

**)  S.  oben  S.  21. 

'*>)  Hartmann  S.  25.  26;  W.  Sickel  XI,  318  Auin.  4. 

S.  oben  S.  24;  die  Entwickelung  in  Koni  gelber  g.  oben  Anin.  49. 
Es  ist  recht  bezeichnend,  dass  noch  für  Immunitätsbeamte  Hadrians 
derselbe  Titel  (<lum)  gebräuctilich  ist;  s.  unten  Anm.  306. 
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unzertreniilicli  gewesen.  Da  die  Päpste  für  den  Exarchen  ein- 
traten zu  Zeiten,  in  welciien  er  bcliindert  — abwesend*'^*)  oder 
niattgesetzt'"^)  — war,  so  ist  es  begreitticli,  dass  ihnen  auch  die 
Peziige  desselben  zutielen,  nachdem  er  mit  dem  Jahr  751  gäuzlicli 
verscliwunden  war,  d.  h„  weil  die  byzantinischen  Oberbefehls- 
haber im  Abendlande  kein  Gehalt  aus  Constantinopel  bezogen, 
sondern  auf  die  Erträge  der  Domänen  ihrer  Provinz  angewiesen 
waren,’"'’)  zunächst  diese  Erträge  und  damit  endlich  auch  die 
kaiserlichen  Domänen  im  Exarclmt:  kaum  anders  dürfte  das 
Eigenthumsrecht  Hadrians  I.  und  Leos  III.  an  der  Raven- 
natischen Pfalz  und  ihrem  Zubehör"**)  entstanden  sein.  — 

Nachdem  Stephan  II.,  der  Nachfolger  des  Zacharias,  in 
seinem  753  an  die  fränkischen  Fiiisten  gerichteten  Briefe 
fEpj).  III,  488  s_n)  erklärt  hatte,  der  fränkischen  Hilfe  zu  be- 
nöthigen  „für  die  Verwirklichung  des  Nutzens“  {pro  perfie'imiUx 
x(tilitatc)  des  heiligen  Petrus,  gebraucht  er  755  nach  dem  ersten 
Frieden  von  Pavia  den  Ausdruck  (Epp.  III,  480^),  dass  die 
Abtretungen,  zu  welchen  der  Langobarden-König  Aistulph  ver- 
pflichtet w’urde,  „dem  seligen  Petrus  und  der  heiligen  Kirche 
Gottes,  dem  Staate  der  Römer“  (’lmito  Petro  mmetaeque  Bei 
ecrlesiae,  rei  puhlime  Pomaiioritoi)  zukommen;  er  bringt  damit 
einen  Begriff  auf,  welcher  einen  der  i)äpstlichen  Kanzlei  bisher 
geläufigen  Begriff  in  der  Form  nur  geringfügig  abwandelt,  aber 
im  Wesen  zweifellos  den  Anspruch  des  Papstthums  in  sich 


Gregor  II.  oder  III.  wandte  sich,  nlä  Kavenim  zwischen  72<i  nml  73.ö 
vorübergehend  in  die  Hände  der  I.a»ngoharden  gefallen  war,  an  den  Dogen  Urans 
von  Venedig  und  den  Patriarchen  .\ntonimis  von  Grado,  um  durch  beide 
den  in  Venedig  weilenden  Exarchen  zur  Vertreibung  der  I.,angobuTdeu 
inalmen  zu  lassen:  Epii.  III,  70-_>;  vgl.  dazu  iiieiue  Erörterung  im  Neuen 
Arcliiv  XVIII,  Cö:i— 6Ö1. 

KH'i  Vgl.  die  oben  S.  19  besprochenen  HemUhungen  des  Zacharias, 
als  der  Erzbi.schof  und  Exarch  vou  Kiiveniia  und  die  Pentapolenser  ihn  um 
Beistand  anriefen. 

Constantinus  Poiphyrogenitus  bemerkt  I (Bonnae  1829),  697: 
isTtov.  OTi  oi  zffi  z-'j'xrrfj'tX  vrA  toOfE-jovTO  ?i4  to  »ötoü;  ir.ö 

Tiüv  a\»T(üv  HEjixTiuv  vd;  iöi»;  »jTtüv  x7t'  tto;.  Hartmauu, 

welcher  S.  78  darauf  aufmerk.sam  gemacht  hat,  belegt  diesen  Brauch  auch 
noch  für  den  byzantinischen  nnnjinUr  mitilum  in  Istrien. 

"*)  S.  unten  Anm.  256. 
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schliesst,  den  Bereich  des  seligen  Petrus  und  der  heiligen  Kirche 
Gottes  als  Staat,  als  Staat  der  Körner  inne  zu  haben. 

In  den  Briefen  Gregors  des  Grossen  z.  B.  wird  das 
Römische  Reich  als  res  publica  schlechtliin'"“)  oder  durch  Zu- 
sätze erweitert  als  christiana,  pia,  sunctn  respublica  und  so  auch 
als  Komana  respublica  bezeichnet. Derselbe  Sprachgebrauch 

— das  schlichte  res  pniblica  odei'  erweiterte  respublica  Romana 

— ist  noch  zu  Ende  des  siebenten  und  Anfang  des  achten 
Jahrhunderts  in  den  Foimeln  des  Liber  (Humus  anzutreft'en.*’'*') 
Indem  nun  Stephan  II.  von  dem  römischen  Reich,  der  res  publica 
Romana.  den  Bereich  des  heiligen  Petrus  als  Res  publica 
Ronianorum  unterscheidet,  scheint  er  im  Gegensatz  zu  dem  von 
der  Stadt  Rom  ausgegangenen  Weltreiche,  welches  alle  unter- 
worfenen Länder  mit  seiner  Staatsgewalt  erfasst  hatte,  den 
Bereich  seiner  Kirche  als  ein  Gemeinwesen  bezeichnen  zu 
wollen,  welches  auf  die  Nationalität  seiner  Insassen,  der  Römer, 
gestellt  war  und  die  Herrschal't  der  volksfiemden  Griechen 
ausschloss. 

An  dem  einmal  geprägten  Begriff  haben  zwar  die  Päpste 
in  ihren  Schreiben  an  Pippin  und  Karl  den  Grossen  festgehalten; 
aber  sie  lassen  doch  merkwürdige  Schwankungen  erkennen  über 
die  Art,  den  Römer-Staat  mit  dem  heiligen  Petrus,  der  Römischen 
Kirche  und  dem  Papst  in  Beziehung  zu  bringen. 

Hatte  Stephan  II.  in  der  oben  angeführten  Stelle  als 
Empfänger  der  von  Aistulph  zu  erwartenden  Abtretungen  den 
seligen  Petrus  und  die  heilige  Kirche  Gottes  und  daneben  in 
schüchterner  Apposition  den  Staat  der  Römer  genannt,  so  er- 
wähnt er  noch  in  demselben  Briefe  an  späterer  Stelle  (Epp.  III, 
489as)  geradezu;  die  zu  restiluirenden  Städte  und  Ortschatteu 
„des  Staates  des  seligen  Petrus  und  der  heiligen  Kirche  Gottes“ 
(beati  Petri  sancUwque  Dei  ccclcsiae  rci  publicae  cicitabs  et  hea) 

— hier  fehlt  Romauorum  — und  im  Jalire  757  (Epp.  III,  öOlisi) 
die  dem  seligen  Petrus  gebührende  „Gerechtsame  des  Kömer- 


MG.  K[ip.  I,  9;^n  z.  Ft.,  imcii  .\rmbrnst  S.  (>I  die  hiiuligsto  Be- 
zeichnung. 

•*)  Epp,  T,  43(584.  32Ö1.  U4j.  31022  e.  g. 

’“•)  S.  Amn.  17.  IS.  Statt  des  eiufiiclicn  rem  publiaim  hat  die  F.  7C 
Jicmmmm  rem  piihlicam  in  der  Collectio  caiiomiin  des  Deusdedit  p.  &0ö ; 
miicta  res  publica  erscheint  noch  in  den  oben  .Vnin.  103  erwiihiiteu  Briefen. 
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Stac'Ues  der  lieiligen  Kirche  Gottes“  (justit-iam  sandae  Dei 
f(rlcsiae  m publicue  Eomanonim  beato  Pdro  . . . restitiiere):  er 
sagt  aucli  (p.  -1933*  und  497iä)  „unser  Volk  des  Römer-Staates“ 
(>jos<er  jwpitlus  rri  publicae  liomanorum  und  iiostrum  Romanorum 
rei  publicae  populum)P") 

Stephans  Nachfolger  Paul  I.  handelt  dann  wohl  im  April  760 
(p.  520a)  von  den  „Gerechtsamen  des  seligen  Petrus  in  unseren 
verschiedenen  Städten  des  Römer-Staates“  (justitias  . . . beuti 
I\iri  . . . (livi^r.tarum  cirilatum  iiostrannn  rei  publicue  Romanorum), 
aber  er  lässt  in  einem  anderen  Briefe  (p.  521*o)  gerade  den 
Staatsbegriff  fallen  und  dringt  nur  auf  „unsere  Römer-Gerecht- 
same“ (umlras  Romanorum  juditiae);  er  beschwert  sich  zugleich 
über  den  Langobarden- König  Desiderius,  welcher  Weiterungen 
mache  (p.  ö'iGs),  „damit  unser  Römer-Part  nicht  die  ihm  eigene 
Gerechtsame  erlange“  (7ie  ;»ars  nodra  Romanorum  proprium  conse- 
quatur  juditiam). 

Unter  Stephan  III.  taucht  allerdings  der  Staatsbegriff 
wieder  auf,  ist  aber  sonderbar  verschoben,  wenn  der  Papst  etwa 
769 — 770  die  Franken-Könige  Karl  und  Karlmann  gegen  die 
Langobarden  zu  entschiedenen  Massnahmen  anstiftet  (p.  .5604_j), 
„damit  sein  Eigenthum  der  AiwstelfÜrst  und  die  heilige  Römische 
Kirche  der  Re.<publica  wieder  erhalte“  (ut  »m  propria  isdmn 
prmeeps  ajwdolorum  alque  nancla  Romunn  rei  publicae  ecclesia 
recipiat),  und  wenn  er  in  einem  anderen  Briefe  fp.  563n)  die 
Langobarden  gezwungen  haben  möchte,  „dass  sie  das  Eigenthum 


Hat  iiiHD  in  der  päpstlichen  Kauzlei  den  Ausdrnck  bilden  küunen 
„unser  Volk  des  Ttönier-Stuates“,  dann  ist  auch  die  Möglichkeit  eines  so 
verzwickten  Begriffes  wie  „üerechtsuine“  oder  „.Städte  des  Kömer-.Staates 
des  seligen  Petrus“  oder  „der  Ijeiligeu  Kirche  Gottes“  zuzugeben.  Ich 
verkenne  nicht,  dass  m jiiihliiiie  JlmmiHorum  sich  Überall  als  erläuternde 
Apposition  fassen  lässt;  weuu  ich  das  aber  nur  an  der  ersten  Stelle  (p.  489is) 
gethan  habe,  so  ist  es  geschehen,  weil  mir  erst  in  der  zweiten  (p.  4H9ss) 
die  L'uterdrüoknug  des  Genitivs  liomannnim  den  übertüllten  Begriff  anzn- 
bahnen  schien.  Andererseits  ist  dieser  grammatisch  auch  schon  in  der 
ersten  .Stelle  nicht  ausgeschlossen,  wenn  man  übersetzt  „dem  seligen  Petrus 
und  dem  Römer-Staate  der  heiligen  Kirche  Gottes“  und  an  der  zweiten 
Stelle  den  Ausfall  des  Uiummora»,  auf  ein  Versehen  des  .Uischreibers  zurück- 
fUhrt;  daun  wäre  unter  Stephan  keine  Entwickelung  in  dem  Begriffe  an- 
zunebmen. 
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der  heiligen  Römischen  Gotteskirclie  der  üin  publka  herausgeben 
sollen“  (at  jiropria  aanctae  Dei  ecclesiae  Eomamie  rei  puUicae 
vtxMere  deheant)}'^) 

Hadrian  I.  hat  niemals  selbständig  Karl  dem  Grossen  gegen- 
über den  Kirchenstaat  betont:  die  einzige  Stelle,  au  welcher 
er  von  „unserem  Volk  des  Römer-Staates“  spricht  (j».  öäöa), 
findet  .sich  in  einer’  längeren  Ausführung,  welche  wortgetieu 
einem  Briefe  Stephans  II.  (p.  496 — 497)  entlehnt  ist. 

Die  Entwickelung  des  Begriffes  Rks  puhlim  Romnnorum  in 
den  Kundgebungen  der  Päpste  au  die  Karolingischen  Könige 
verräth,  dass  dem  Schilf  der  Kirche  erst  ein  günstiger  Wind 
die  Segel  schwellt,  es  in  den  Hafen  eines  eigenen  Staates  zu 
tragen,  dass  daun  aber  der  Wind  merklich  nachlässt  und 
schliesslich  ganz  aulliört:  unter  Stephan  II.  ist  offen  von  dem 
Staate  der  Kirche  die  Rede;  unter  Paul  I.  wird  bei  den  Gerecht- 
samen St.  Peters  zuletzt  nicht  mehr  der  Gegensatz  von  Staat 
zu  Staat,  sondern  nur  von  Volksthum  zu  Volksthum  dcu  Lango- 
barden gegenüber  hervorgehoben;  unter  Stephan  III.  ist  die 
Kirche  „des  Staates“  geworden;  und  unter  Hadrian  I.  tritt 
abgesehen  von  einem  verstohlenen  Hinweis  vielsagendes 
Schweigen  ein. 

Den  Aeusserungen  der  Päi>ste  vor  Pippin  und  Karl  ist 
nicht  gleich  zu  achten,  wenn  Hadrian  in  einer  Urkunde  vom 
20.  Februar  772*'-)  von  „Insassen  unseres  Römer  - Staates“ 
(liumiiws  imtrae  Ronumorum  n-i  puhluaej  und  von  Bewohnern 
„sei  es  der  Stadt  Rom,  sei  es  der  verschiedenen  anderen  Ort- 
schaften und  Städte  dieses  unseres  Römischen  Staates“  (sire  ex 
cintnti'  Romima  seu  de  direms  cderiti  locis  et  cirUatibus  idiits 
nostme  Rumanue  rei  pitbiicae)  siiricht;  und  die  Papstbiographieu 
können  hier  nur  in  dritter  Reihe  in  Betracht  kommen: 


*")  Für  sich  allein  wäre  diese  Stelle  natürlich  auch  zu  übersetzen : 
.dass  sie  das  Kigenthuin  dem  Staate  der  heiligen  römischen  Gotteskirche“ 
oder  ,dem  römischen  .Staate  der  heiligen  Gotteskirche  heransgoben  sollen“ ; 
da  sie  aber  nach  der  früheren  .Stelle  geformt  ist  — auch  die  einleitenden 
Worte  der  «t-Sätze  sintl  ganz  ähnlich  (p.  öötU  forlilcr  eux  . . . ilixlrhuii  iiUx 
und  p.  5ijS)6  dixlrinijciilex  cux  lirmiter)  — , so  muss  auch  jene  für  die  L'eher- 
setzung  massgebend  sein. 

"-j  JalTe-Ewald  R.  itUö. 
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In  der  Vita  Stephani  II.,  welche  erst  nach  dem  Tode  des 
Papstes  entstanden  ist  zu  einer  Zeit,  als  infolge  der  Thron- 
besteigung des  Desidcrius  das  Papstthum  neue  umfassende 
Ländereien  einzuheimsen  sich  anschickte,  ist  Stephan  geradezu 
als  ein  „Mehrer  des  Staates“  (rem  publiatm  dilatutis : Liber  pont. 
I,  455i8)  hingestellt,  und  durch  ein  echtes  Taschenspieler- 
kunststück das  Rechts- Subject  der  von  den  Langobarden  zu 
rcstituirenden  Gebiete  aus  dem  byzantinischen  Reich  in  den 
Papststaat  verwandelt;  p.  4427  berichtet  nämlich  der  Biograph, 
(lass  der  Kaiser  von  dem  I.angobarden-König  verlangt  habe: 
rei  puhlicae  — das  ist  doch  das  byzantinische  Reich!  — loca 
diabüUeo  ah  eo  murjmta  ingmi«  pruprio  resiitmret  dominlo,  und 
wenige  Seiten  weiter  p,  449t  erzählt  er:  Pippin  habe  denselben 
liungobarden- König  propter  . . . }rroprietat\s  sancUte  Dei  ecclefuw 
rei  puhlicae  — das  ist  der  Staat  St.  Peters ! — restituenda  jura 
aufgefordert:  propria  rentitueret  propriis  — also:  die  Heramsgabe 
derselben  Objecte  an  den  wahren  Eigenthümer  (jiroprio  restitueret 
dominio  und  propria  restitueret  propriis)  soll  das  erste  Mal  an 
das  byzantinische  Reich,  das  zweite  Mal  an  den  Kiichenstaat 
erfolgen!  Danach  ist  an  allen  anderen  Stellen,  wo  von  dem 
Papststaat  die  Rede  ist  (p.  448i  eattsam  beati  Petri  et  rei  publieae 
Jiomnuorum,  s rei  puhlicae  jura  seit  loca,  n ad  obiciendum  atque 
adrersandum  caiisae  redemptionis  sanctae  Dei  ecclesiae  rei  publieae 
Jtomanorum,  p.  4 49 19  propria  sanctae  Dei  ecclesiae  rei  puhlicae 
Romanorum,  p.  455$  rei  puhlicae  se  reddifurum  professus  est 
ciritates  tpuie  remanserunt),  offenbar  ein  souveränes  Staatsgebilde 
gemeint,  welches  an  die  Stelle  des  byzantinischen  Reiches  ge- 
treten ist. 

Der  Biograjih  Hadrians  I.  stimmt  gleich  zu  Anfang  auf 
denselben  Ton  ein,  indem  er  (p.  4864)  den  Papst  preist,  weil 
er  „mannhaft  in  Gottes  Kraft  den  Feinden  der  heiligen  Kirche 
Gottes  und  den  Aufechtem  [ihres]  Staates  widei’stehe“  (viriliter 
cum  Dei  virtutc  inimieis  sanctae  Dei  ecclesiae  ac  rei  puhlicae 
impugnatoribus  resistensj;  aber  wenn  es  auch  an  weiteren 
Belegen  mangelt,  so  wird  doch  die  Tendenz  des  Biographen 
genugsam  durch  die  Verfälschung  des  Versprechens,  welches 
Karl  im  Jahre  774  zu  Rom  abgegeben  haben  soll,"*)  gekenn- 


*“)  S.  unten  besonders  Aum.  170. 
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zeidinet,  und  bestätigt  durch  den  Versuch,  den  Papst  als  völker- 
rechtliche  Vertragsparthei  auszugeben. 

Während  nämlich  Stephan  II.  dem  Franken-Könige  gegenüber 
niemals  über  die  bescheidene  und  unzweifelhaft  wahrheitsgetreue 
Andeutung  hinausgeht,  dass  in  dem  naturgemäss  zwischen  den 
Franken  und  Langobarden  geschlossenen  Paveser  Frieden  der 
Langobarden- König  sich  verpflichtet  habe,  fortan  in  Frieden 
mit  der  Kirche  Gottes  und  den  Römern  zu  leben,”'*)  während 
von  einer  Verpflichtung,  die  herauszugebenden  Städte  unmittelbar 
an  den  Papst  abzutreten,  nirgends  in  den  an  die  Karolinger 
gerichteten  Pa])stbriefen  die  Rede  ist,  zeigt  sich  die  Römische 
Curie  um  so  beflissener  da,  wo  das  Auge  des  fränkischen  Ober- 
hemi  nicht  auf  ihr  ruhte,  die  Souveränetät  dem  Papste  indirect 
beizulegen,  indem  er  nicht  bloss  als  ein,  sondern  als  der  vor- 
nehmste Contrahent  des  Paveser  Friedens  hingestellt  wird. 
Von  dem  ersten  Paveser  Frieden  sagt  der  Biograph  Stephans 
(p.  451,);  Deo  d'deetam  paci'iii  hiivnte^  atquo  in  saijitu  fualere 
pmium  adfirmantes  inler  Romanos,  Fraueos  ei  Lamjidtardos  und 
bezieht  sich  für  den  zweiten  darauf  zurück  mit  den  allgemeiuen 
Worten  (p.  453,s):  denuo  conjirmato  paeto,  qni  p<;r  ehipsam  YIU. 
imlietionem  inkr  partes  prorenerai.  In  dei'selben  emphatischen 
Weise  hebt  auch  Ste])han  III.  in  seinem  Briefe  an  den 
Patriarchen  .Tohannes  von  Grado  (E|'p.  Ml.  Tlöjs)  die  Römer 
als  Vertragsparthei  der  Paveser  Friedensschlüsse  hervor,  indem 
er  sagt:  in  msiro  jsicto  (/ruerali,  qianl  iiiler  Romanos,  Francas 
et  LangoUirdos  duinoscitnr  proeenissv;  und  endlich  äussert  sich 
auch  wieder  Hadrians  Biograph  in  demselben  Sinne,  indem  er 
seinen  Helden  erklären  lässt  (p.  487,):  in  ea  foederis  jmee,  qiuie 
inter  Romanos,  Francos  et  Langolmrdos  confirmata  est,  stiuUtjo 
pernuniendam.'^-’)  — 


*U)  , in  intcis  rptö’ic  cum  ecctcsiu  Ih'i  ct  nostco  piipttlo,  sicut  in 

pnctilius  II  tun  honi/u/c  ciin/irmiili.i  cuntinc/iir,  )>crmHnscrit  cum  uuiccrsu  suu 
i/cnlf  Stcphiui  II.  /.u  Pippin  'p.  50Ü22_S4\ 

•’:>)  Ks  Ware  wichtig  zu  erfahren,  wie  die  Franken-Könige  l’ippiii  luul 
Karl  zu  dem  Begriff  lies  puhlicu  liomunorum  sich  verhalten  haheu;  leider 
versagt  aber  das  näehstliegeude  Auskunft suiittel : Karl  hat  im  .lahre  701 
nur  die  von  den  Päpsten  an  seinen  tirossvater,  .seinen  Vater  und  ihn  selbst 
gerichteten  Briefe  in  den  sogenannten  Codex  Caroliuus  abschreibeu  lassen. 
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nachdem  sie  im  Enddrittel  dos  elften  Jalirlinnderts  eine  wahr- 
haft entscheidende  Rolle  in  der  deutschen  Geschichte  gespielt 
hatten,  schon  unpraktisch  geworden  waren,  als  sie  zu  Anfang 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  im  Saclisen-Spiegel  anfgezeichnet 
wurden.  Dagegen  spricht  auch  die  allgemeine  Erwägung,  dass 
selbst  nach  dem  Erlöschen  des  Salischen  HeiTscherhauses  jeder 
neu  antretende  König  durch  Geldnoth  in  die  Versuchung  getührt 
werden  konnte,  die  von  Heinrich  III.  und  Heinricli  IV.  im 
Sachsen -liande  betriebenen  Revindicationeu  auch  seinerseits 
VM'/.ii'ichmen  und  dadurch  Vermögen  und  Freiheit  vieler  Sachsen 
zu 'gefiihrdipn ; und  es  ist  auch  gerade  ans  dem  Anfangsdrittel 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  eine  Nachricht  auf  uns  gekommen, 
welche  ausdrücklich  besagt,  dass  Otto  IV.  auf  dem  Reichstage 
zu  Frankfurt  im  Jahre  1208  die  von  Karl  dem  Grossen  her- 
rührenden  Rechte  zu  beobachten  und  zu  halten  geschworen  habe."'*) 
Wenn  diese  Darlegungen  richtig  sind,  dann  ist  durch  sic 
auch  ein  histori.sches  Problem  gelöst,  mit  welchem  man  sich 
bisher  ohne  genügenden  Erfolg  beschäftigt  hat;  die  Gründe  des 
Sachsen-Krieges  zu  ermitteln.^-')  So  sehr  die  Wichtigkeit  dieser 
Epoche  deutscher  Kaisergeschichte  zu  immer  neuen  Versuchen 
ansporute  — denn  das  stetig  mehr  verarmende  deutsche  König- 
thum wurde  durch  den  Sachsen- Krieg  endgiltig  von  seinem  besten 
Nährboden,  dem  Sachsen-Lande  und  dem  der  Hesiedeliing  harrenden. 


I.  S.  XVH):  <IiT  fränkischen  Zeit  geben  an  einer  Keihc  von 

Stellen  unmittelbar  den  ('omiuentar  zu  den  .Sätzen  des  .Saehsen-Sjiicgels.* 
In  der  von  Ueorg  Wiiilz  (Haunovur  ISSO)  licrHUtigegobenen  (.'lironiva 
regiu  (.^otuniunsis  (Annales  maximi  (k>Ionieuses)  Iieis.st  es  p.  •J'ii : Ihi  txj- 

primo,  dtiiiile  irferi  jo  twiprs  jiinwl  /ii  maiii  parnit  li'n'iii'  iiiiiriijui'  serrnmldm, 
omnf»  iniimliiH  ej-Hctiuiifn  mtiijnlhim  ilepuiiemlax,  iiiiiiiin  clinm  ./um  a 
Karolo  Mtnjiiu  iiiilituln  nliserrundu  H tciiewla, 

'^)  Kür  diesen  Zweck  habe  ieli  schon  in  dem  1.SU6  erschienenen  zweiten 
Bande  meines  Werkes  „Heldenlieder  der  deutschen  Kaiserzeit“  S.  ;i«U — fo7 
den  IS.  Artikel  im  I.  Buch  de.s  .Sachsen-.Spiegels  herangezagen,  aber  damals 
auch  noch  nicht  den  wichtigen  Bericht  der  Xienhurger  Jahrbücher  gekannt; 
nachdem  ich  ihn  wiederentJeckt  nnd  darin  eine  ei-freuliche  Be.stäligung 
meiner  .Vuffa8.sung  gefunden  hatte,  eracbieii  cs  mir  unumgänglich,  nun  noch 
einmal  die  ganze  Frage  im  Zusammenhänge  aU  Beitrag  zur  Kriäuterung  des 
Sachsen- Spiegels  zu  entwickeln,  zumal  ich  einige  Krgänzungen  und  Be- 
richtigungen zu  geben  in  der  Lage  war. 

üuuiil«ieb,  Kftrl  ti«r  Uroue  iot  SAch<eii«8picg«U  3 
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in  ungeniessene Ferne  sich  erstreckenden  Slaven- Lande,  abgedi  ängt 
und  damit  genöthigt,  die  eigentlicli  nationale  Aufgabe  jener  Zeit, 
die  segensreichste  That  des  deutsclien  Volkes  ini  Mittelalter, 
die  Erdeutschnng  des  slavischen  Ostens  dem  Fürstenthuni  zu 
überlassen:  — da  man  dem  Berichte  des  sogenannten  Lambert 
ausschlaggebenden  Werth  beimass,  so  ist  die  fast  ganz  auf  ihn 
gegründete  Darstellung  Wilhelm  von  Giesebrechts  recht  mangel- 
haft ausgefallen:**')  und  auch  Georg  Waitz,  mit  welchem  Gerold 
Meyer  von  Knonau  im  wesentlichen  übereinstimmt,  hat  nicht 
Klarheit  in  die  verworrenen  Angaben  des  Hersfelder  Annalisten 
zu  bringen  vermocht,’")  sodass  man  schliesslich  an  der  Lösung 

•*’)  tiuschiclitc  der  deutschen  Kaiserzeit  111.  272— 2<0. 

'*')  Waitz  iiussert  sich  in  der  „Deutschen  Verfaasungs^:e8chichte"  Vlll. 
429—431  also:  „In  Sachsen  verfolgte  ileinrich  IV.  Ansprüche,  die.  soviel 
erhellt,  wenigstens  zum  Theil  nicht  ohne  llorechtiguug  waren,  die  er  aber 
einseitig  übertrieb,  zu  deren  Geltendinacbnng  er  Jlassregclii  ergriff,  die 
eine  tiefe  und  allgemeine  Unzufriedenheit  nicht  bloss  bei  den  tirossen,  auch 
bei  dem  Volke  erregten.  Handelte  es  sich  diesem  gegenüber  um  Abgaben, 
die  von  dem  Grund  und  Hoden  verhängt  wurden  und  die  jedenfalls  iu  dem 
Umfange,  wie  sie  Heinrich  forderte,  bisher  nicht  gezahlt  waren,  dazu  um 
Dienste,  welche  die  Hesatzungeii  neu  errichteter  Hurgen  am  Harz  forderten, 
im  Fortgang  des  Streites  um  Behauptungen,  W'elche  die  Freiheit  einzelner 
Oller  gar  des  Volkes  überhaupt  in  Frage  stellten,  alle  Angehörige  des 
Stammes  als  abhängigen,  knechtischen  Standes  bezeichneten,  so  scheint  es, 
dass  gegen  die  Grossen  Hechte  des  Reichs  an  Besitzungeu,  die  sio  als 
Eigengnt  betrachteten,  geltend  gemacht  werden  sollten,  sei  es,  dass  diesulben 
aus  dem  \,iclilass  der  Ottoneu  an  die  einheimischen  Familien  gekommen, 
oder  dass  in  der  Zeit,  da  die  Könige  den  norddeutschen  Angelegenheiten 
leriier  gestanden,  auch  wirkliches  Reichsg,it  mit  den  Aemtern.  iu  deren 
Bezirk  es  lag,  in  Besitz  genommen,  auch  in  der  Zeit  der  Minderjährigkeit 
des  Königs  weitere  Uebergrilfe  begangen  waren.  Heinrich  mochte  alte, 
aber  zweifelhafte  Befugnisse  für  sich  haben;  die  Sachsen  glaubten,  für  den 
Besitz,  iu  dem  sie  waren,  eintreten  zu  sollen,  behaupteten  auch  für  ein  altes 
Hecht  zu  kämpfen.  Dass  einem  Herzog  sächsischer  Herkunft  Bayern  ge- 
nommen war.  dass  dem  letzten  Billunger.  der  sich  jenem  ange.schlosseu.  das 
väterliche  Herzogthuui  vorenthaltcn  ward,  dass  später  ßisthümer  und  Graf- 
schaften den  irihabcru  entzogen  und  auf  andere  übertragen  werden  sollten, 
gab  dem  Kampf  einen  mehr  persönlicheu,  aber  nur  um  so  leidenschaft- 
lichereu  Charakter“.  Wenn  auch  Waitz  manchen  Zug  iu  diesem  Hilde  richtig 
getroffen  hat,  so  hat  er  doch,  wie  ich  gezeigt  zu  haben  glaube,  zu  seinem 
•Schaden  verabsäumt,  das  Verhältniss  früherer  deutscher  llerischer  zu  den 
Sachsen  und  vor  allem  das  cigenthUmiiehe  sächsische  Erb-  und  i’rocessreclit 
zu  beachten. 
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der  ganzen  Aufgabe  verzweifelte*'-)  — und  so  hat  denn  auch  zur 
Bewältigung  des  Problems,  welches  mit  den  bisher  gebräuchlichen 
Mitteln  der  historisclien  Forschung  in  der  That  nicht  vollständig 
zu  erledigen  war,  die  juristische  Forschung  das  beste  beigetragen. 


eJ)  ilarry  Bresslau  sagt  in  dmi  «Jalircsbericliten  der  (ieschichts- 
wisseiischaff  IX.  Jahrgang  I «80  (Berlin  1889)  11,  40:  .Zu  voller  Sicher- 
heit Uber  diese  Dinge  wird  bei  der  Besehaffenbeit  unserer  (Quellen,  von 
denen  keine  lediglich  die  Wahrheit  sagt  oder  sagen  will,  und  deren  ein- 
gehendste. Lamberts  Ueschichtswerk.  abgesehen  von  der  tendenziösen  Art  der 
Darstellung,  namentlich  durch  den  phraseiihal't-rhetorischeu  (liarakter  der- 
selben, durch  falsches  Pragmatisiren  und  durch  die  Gewohnheit  des  Autors, 
seine  Combinationen  als  Thatsachen  vorzutragen,  in  ihrem  Werthe  beein- 
trächtigt wird,  kaum  jemals  zu  gelangen  sein.“ 
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Wildas  ^undlegendes  Werk:  „Das  Strafrecht  der 

Germanen“  hat  seine  Fortsetzung  für  das  deutsche  Mittelalter, 
die  es  zu  einer  umfassenden  Darstellung  der  Geschichte  des 
deutschen  Strafrechts  vervollständigen  sollte,  bis  zum  heutigen 
Tage  noch  nicht  erhalten.  Zwar  hat  eine  Reihe  verdienter 
Forscher  — ich  nenne  nur  üsenbrüggen,  Hälschner,  John, 
Frauenstädt,  Knapp  — in  Einzeldarstellungen,  die  bald 
geringere,  bald  umfangreichere  Rechtsgebiete  behandeln, 
eine  ansehnliche  Masse  schätzbaren  Materials  der  Wissenschaft 
erschlossen,  doch  nach  wie  vor  mangelt  die  kundige  Hand,  der 
es  gelänge,  den  vorhandenen  Baustoff  zum  einheitlichen  Werke 
zusammenzufügen. 

Einen  Stein  zu  diesem  Baue  und  gleichzeitig  einen  Beitrag 
zur  Geschichte  meiner  Vaterstadt  Speier  zu  liefern,  ist  der 
Zweck  der  vorliegenden  Arbeit. 

In  der  Art  der  Behandlung,  vor  allem  in  der  Anordnung 
des  Stoffes,  habe  ich  mich  dabei  im  allgemeinen  an  Knapi>s 
vortreffliche  Darstellung  des  alten  Nürnberger  Kriminalrechts 
angeschlossen,  ohne  mich  jedoch  mit  umständlichen  Vergleichen 
zu  befassen,  die  den  an  und  für  sich  recht  beträchtlichen  Umfang 
meiner  Abhandlung  noch  mehr  vergrössert  hätten.  Aus  dem 
gleichen  Grunde  musste  eine  ursprünglich  beabsichtigte  kurze 
Darstellung  des  Strafverfahrens,  wenigstens  des  vor  Einführung 
des  Inquisitionsprozesses  in  Geltung  gewesenen,  unterbleiben. 
Nur  gelegentlich  wurden  auf  interessante  Bestimmungen  alt- 
pfälzischer Weistümer  sowie  des  verwandten  Wormser  und 
Mainzer  Strafrechts  kurze  Streiflichter  geworfen. 

Im  Interesse  der  Klarheit  der  einzelnen  Abschnitte  und 
der  Uebersichtlichkeit  des  Ganzen  wurde  von  Verweisungen 
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naliezu  völlig  abgesehen:  \Viederbohingen  waren  daher  un- 
vermeidlich. Besondei-s  erschwerend  wirkte  bei  der  Bearbeitung 
der  nahezu  vollständige  Jlfangel  aller  in  das  Gebiet  der  Ab- 
handlung einschlägigen  Vorarbeiten.  Fenier  hatte  der  wechselnde 
Reichtum  der  (Quellen,  die  hier  Material  im  Ueberflusse  liefern, 
dort  spärlicher  fliessen  und  wieder  auf  andern  Gebieten  völlig 
zu  versiegen  drohen,  eine  gewisse  Ungleichmässigkeit  in  der 
Behandlung  der  einzelnen  Abschnitte  zur  notwendigen  Folge. 
Insbesondere  musste  die  allzu  geringe  Berücksichtigung  des  sub- 
jektiven Verbrechensthatbestandes  in  den  wortkargen  Achtbuch- 
einträgen der  älteren  Zeit  sich  in  der  Darstellung  gewisser 
Partien  des  allgemeinen  Teils  empfindlich  bemerkbar  machen, 
eine  Wirkung,  die  auch  die  gnlssere  Mannigfaltigkeit  des  späteren 
Eiiochen  entstammenden  Materials  nicht  völlig  zu  paral.vsieren 
vermochte. 

Trotzdem,  glaube  ich,  wird  es  dem  kundigen  Leser  nicht 
schwer  sein,  von  der  Strafge.setzgebung  und  Stratrechtspflege 
der  Stadt  Speier  in  der  reichsstädtischen  Zeit  aus  dem 
Gebotenen  ein  klares  Bild  zu  gewinnen. 

Zum  8chlus.se  sei  mir  verstauet,  meinem  hochverehrten 
Lehrer,  dem  o.  ö.  Profes,sor  der  Rechte  an  der  Universität  München, 
Herrn  Hofrat  Dr.  von  Amira,  sowie  Herrn  Kreis-  und  Stadt- 
archivar Dr.  J.  Mayer  hofer  in  Speier  für  so  manche  Anregung, 
Förderung  und  Belehrung,  ferner  der  Verwaltung  der  Stadt 
Speier,  insbesondere  Herrn  Bürgermeister  Ph.  Serr,  für 
Gestattung  der  Archivbenütznng  und  endlich  dem  Bibliothekar 
und  Konservator  am  germanischen  Nationalmuseum  zu  Nürn- 
berg, Herrn  Dr.  Th.  Hamj)e,  sowie  dem  Bibliothekar  des 
k.  humanistischen  Gymnasiums  Speier,  Herrn  Professor  A.  N lisch, 
für  gütige  Uebermittclung  der  benötigten  Literatur  an  dieser 
Stelle  wärmsten  Dank  zu  sagen. 

Fürth,  im  Frühjahr  luuo. 


Der  Verfasser. 
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, Inter  (Sermnnoa  i]uondani  ccleberrima  .Siiira“. 

Brani). 


Westgrenz  wart  des  Deutschtums  mochte  mit  Fug  die 
Siedeluiig  sich  nennen,  welche  die  Nemeter  an  der  Stelle  des 
keltischen  Novioniagus  im  Mediomatrikerlande  gegründet  hatten. 
Die  erste  Woge  der  gro.ssen  Vülkersturmtlut  hatte  sie  unter 
den  Scharen  des  Heerkönigs  Ariovist  auf  das  linke  Rheinufer 
geworfen,  ohne  sie  — ebensowenig  wie  die  stammverwandten 
Vangionen  und  Tribokker  — bei  ihrem  Zurückebben  wieder 
mitzuführen.  Dem  Genius  C'äsars  und  der  Kampferfahrenheit 
seiner  Legionen  war  iler  Gernianeu  toilveraehtende  Tapferkeit 
erlegen:  doch  benützte  der  grosse  Römer  seinen  Sieg  nicht  zu 
völliger  Vernichtung  der  drei  links  des  Rheines  bereits  sesshall 
gewordenen  Stämme:  ihre  frische  Volkskraft  sollte  ihm  gegen 
das  Andrängen  der  rechtsrheinischen  Germanen  ein  fe.steres 
Bollwerk  bilden,  als  es  bisher  die  wenig  zuverlässigen  Gallier 
gewesen  waren.  So  entstand  denn  inmitten  der  Nemetersiedelung 
ein.  römisches  Kastell  und,  beglückt  durch  die  Segnungen 
römischer  Kultur  und  Jahrhundertelanger  friedlicher  F.nt- 
wickelung,  gelaugte  die  junge  Stadt  zu  herrlicher  Blüte,  die 
erst  dann,  als  Stilico  die  römischen  Legionen  vom  Rheinesufer 
nach  Italien  abzuberufen  sich  veranlasst  sah,  durch  die  nun  * 
nicht  mehr  zurückgedämmte  Flut  der  germani.schen  Wanderung 
und  durch  die  Hunnenschwärme  Attilas  vernichtet  wurde. 

Erst  nachdem  der  f'rankenstainm  durch  König  Chlodovechs 
entscheidenden  Sieg  über  die  Alamannen  bei  Tolbiacum  die 
Hegemonie  errungen  hatte,  begannen  auch  für  die  vielumkämpfte 

Tk.  Uiir»t«r,  btrufr«cht  der  freitn  HeioU»»t:tdl  1 
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Nemeterstadt,  für  die  jetzt  aiicli  bereits  der  Name  Spira  in 
rrkundeu  vorkomint,  bessere  Zeiten;  in  vielen  Jahren  dauernden 
Friedens  vermochte  sie  sicli  von  all  den  erlittenen  Schlägen 
wieder  völlig  zu  erholen. 

Schon  mit  Beginn  dieser  Epoche  hatte  die  fränkische 
Staatsverfassung  und  -Verwaltung  ihren  Einzug  gehalten;  als 
Voi’ort  des  Speiergatis  war  Speier  Sitz  eines  Grafen,  der  im 
Namen  des  Königs  die  höchsten  militäi'ischen  und  administrativen 
Funktionen  übte  und  als  Verti-eter  seines  Herrn  des  Richter- 
amtes waltete. 

Seit  Beginn  des  siebenten  Jahrhunderts  ist  das  schon  längst 
christianisierte  Speier  zudem  nachweislich  Sitz  eines  Bischofs, 
weitn  wir  auch,  wozu  wir  wohl  genügenden  Grund  besitzen,  den 
Bischof  Jesse,  der  angeblich  schon  um  das  Jahr  348  zu  Speier 
residiert  haben  soll,  ins  Reich  der  Sage  verweisen.') 

In  der  sjrätererr  Zeit  nun  macht  sich  sehr  bald  und  in 
weitester  Ausdehnung  die  Tendenz  bemerkbar,  durch  Exemtionen 
urrd  Inrnrunitätsprivilegien  zugunsten  der  Kir'che  den  Macht- 
bereich der  Königsgrafen  einzuschränken. 

Warerr  schon  die  Merwirrgenkönige  bestrebt  gewesen,  durch 
Befreiung  der  Kir  che  von  allerr  öffentlichen  Tvasterr,  vorr  Friederrs- 
geld,  Steuer  und  Heerbanrr,  sich  Gott  und  derr  Heiligen  wohl- 
geiällig  zu  erweisert,-)  hatte  Karl  der  Grosse  wie  schon  seine 
Vor-fahren  derr  Erdrag  dieser  Abgabcrr,  der  früher  zur  Füllurrg 
der  königlichen  Kassen  bestimmt  war,  dem  Bischof  und  seiner 
Kirch(!  überwiesert,^)  so  verfolgte  vor  allem  die  rroch  kirchen- 


')  Anders  Kernling,  üescliichte  der  Kiscliöfe  zu  Sjieyer  Bd.  I.  S.63ff, 
■■*)  Privileg  König  Childericbs  11.  (c.  601 — 660)  für  die  Domkirche 
unter  Bischof  Dragobodo:  ,ut  nullus  iudex  publicus  ex  lisco  nostro  in 

curtis  ecclesic  sue,  ubicunque  habere  diguoscitur,  freda  nec  sthopha  nec 
herebanno  reeipere  nec  requircre  non  presumat,  (el),  sicut  diximus,  ipsi 
homines  ecclesie  sub  omni  eiuunitate  deboant  consistere  vel  residere*. 
(Hilgard,  Urkunden  zur  Geschichte  der  Stadt  Speyer  S.  2). 

^ Privileg  Karls  d.  Gr.  (7S2)  für  die  Domkirche  unter  Bischof 
Fraido:  „ . . ut  nullus  iudex  publicus  de  curtis  predicte  ecclesie  Neme- 
touse  nec  freda  nec  stopha  nec  herebanno  exigere  non  presumant,  sed 
quantumeumque  ad  partem  lisci  nostri  reddere  debuerunt,  ipse  pontifex 
suaque  eedesia  ex  nostra  muniticoncia  valeat  habere  concessum  et  indultiim* 
fliilgard  a.  a.  O.  S.  3). 
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freundlichere  Politik  der  Sachsenkaiser  das  Ziel,  den  geistlichen 
Grossen  die  Ausübung  weltlicher  Hoheitsrechte  auf  Kosten  der 
Königsgrafen  in  weitestem  Umfang  zu  übertragen. 

Ja  die  Grafen  selbst,  die  solche  Hoheitsrechte  offenbar 
schon  zur  Zeit  der  Ottoneu  zum  Teil  nicht  mehr  in  ilirer 
Eigenschaft  als  Königsbeamte,  sondern  aus  eigenem  Recht  be- 
sassen  und  daher  auch  wieder  andern  zu  verleihen  befugt  w'aien, 
beschenkten  in  jener  Zeit  mitunter  mit  verschwenderischster 
Freigebigkeit  die.  Kirchen  ihres  Territoriums,  um  durch  solche 
Gaben  „Gottes  Huld  zu  gewinnen  und  dereinst  hundertfältigen 
Lohn  zu  ernten“.') 

So  schenkte  Kaiser  Ottos  des  Grossen  Eidam,  der  sjiätere 
Lüthringerherzog  Konrad  der  Rote,  Graf  im  Wormsfeld,  im 
Kahe-  und  Siieiergau,  '.(4*1,  neun  Jahre  bevor  in  der  Lechfeld- 
schlacht ein  Ungarupfeil  seinem  Heldenleben  ein  Ziel  setzte, 
dem  Speierer  Bischof  Reginbald  I.  seine  sämtlichen  Hörigen, 
das  Ilünzrecht,  da.s,  wie  er  sagt,  ihm  ganz  zu  eigen  gehörte, 
verschiedene  Finanzhoheitsrechte  und  endlich  auch  einen  Teil 
der  Polizei-  und  Richtergewalt,  nämlich  das  Recht,  Hiebe  zu 
fangen  und,  was  bei  ihnen  an  gestohlenem  Gut  sich  laude,  für 
sich  zu  behalten,  ein  Recht,  das  seine  Vorfaliren  kraft  könig- 
licher Verleihung  geübt  hätten,  und  das  ihm  selbst  „in  pro|»rie- 
tatem  hereditatis“  zugefallen  sei.-) 

Noch  wichtiger  ist  ein  Freiheitsbrief,  durch  welchen  im 
Jahre  969  Kaiser  Otto  der  Grosse  selbst  dem  Bischof 
Üttkar  die  ausschliessliche  Gerichtsbarkeit  in  der  Stadt  und 
der  ^'orstadl  verlieh  und  verfügte,  dass  in  dem  genannten  Be- 
zirke kein  Graf  oder  sonstiger  Inhaber  der  öffentlichen  Ricliter- 
gew^alt  ausser  dem  Vogte  der  Kirche  der  Gottesgebärerin 
Maria  kraft  königlichen  Befehls  oder  Zugeständnisses  öffentlich 
Gericht  zu  halten  sich  mehr  aumassen  dürfe;  gleichzeitig  be- 


')  ,Unu3i|uisque  rteniin  nostrum  ex  reladone  tiüolimii  intelligenilo 
eognoücit,  .si  aliquid  de  re  propria  ad  Ima  saiicforuiii  tradere  i'upiffiU3,  eterua 
nobis  premia  den  reiounerante  nun  dee.33e,  qtii  dielt,  eentupliiui  uceipietit  et 
vitaiu  eteriiam  pusaidebitis“  fHilgard  S.  3j. 
liilgard  S.  3 fl'. 

1» 
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stätigte  und  erweiterte  der  Kaiser  die  Iinmunität  der  KirdieJ) 
Otto  III.  dehnte  die  ausscliliessliclie  Gerichtsbarkeit  des 
Bischofs  auch  auf  die  „marca,  (juae  eideni  urbi  adiacens 
est“  aus. 

Damit  war  der  Königsgraf  in  der  Stadt  jeder  Richtergewalt 
entsetzt;  der  Biscliof  war  alleiniger  Träger  der  Ge- 
richtsbarkeit im  Stadtbezirke,  er  war  selbst  Stadtgraf 
geworden. 

Von  nun  an  übt  also  die  Gerichtsbarkeit  der  Bischof, 
jedoch  ebensowenig  wie  vorher  der  Gaugraf  aus  eigener  Macht, 
sondern  als  Vertreter  des  Königs,  aus  dessen  Hand  sein  Vogt 
die  Bannleihe  empfing. 

Da  die  Kirche  kraft  kanonischer  Vorschrift  sich  mit  dem 
Blutbann  nicht  selbst  befassen  durfte  — „ecclesia  non  sitit 
sangninem“  — so  Hess  ihn  der  Bischof  durch  den  Vogt  als 
seinen  Stellvertreter  verwalten.  Dieser  präsidierte  selbst  im 
Hochgericht,  während  .sein  Unterbeamter,  der  Schultheiss,  im 
Niedergericht  den  Vorsitz  führte. 

In  älteren  Urkunden  kommt  für  den  Vogt  auch  die  Be- 
zeichnung praefectus  urbi  s (Burggraf)  vor,  so  dass  der  Ge- 
danke nahe  liegt,  dass  eine  Zeit  lang  die  Burgvogtei,  d.  h.  der 
militärische  Oberbefehl  in  der  Stadt,  die  Stadtvogtei  und  die 
Schirmvogtei  über  die  Kirche  in  einer  Hand  vereinigt  waren.'*') 


')  llili;aril  8.  ä t'.  .ut  imlliis  couies  vcl  iillu^  |iiil)liciis  iudex  ex  iiidi- 
eiiiria  |iute.statu  aut  aliqua  cuiuslibet  potestatij  igiiotii  pei'suua.  iii.si  solus 
ailvoeatu»  l'amilio  saiicte  ilei  Kenetrici:;  Marie,  in  eivitate  .Spira  vel  Nemeta 
vocuta,  aut  foris  mnruni  eiusdem  eivitati.s,  idest  in  villa  Spira.  ijue  eidein  urbi 
adiaeen»  est,  uullus  ex  iussioiie  et  concesäione  iiostra  deinceps  publicus 
plaeitua  presumat  habere“  etc.;  eine  Bestätii?ung  dieses  I’rivilejfs  durch 
Kaiser  Otto  It.  von  074  (Hilgard  S.  «)  hat  ,infra  aut  iu  cireuitu  extra 
civitatem  Spira  seu  Nemeta  nuiicupatam“;  iin  Privileg  Ottos  III.  von  OSO 
heisst  es:  „infra  civitatem  Spira  seu  Nemeta  vocataui  aut  in  cireuitu  extra 
civitatem,  idest  in  villa  Spira  et  in  marca,  quae  eidem  urbi  adiacens  est“ 
Hilgard  S.  7);  ebenso  die  Freiheitsbriefe  Heinrichs  II.  von  1003 
(Hilgard  8.  S)  undKonrads  II.  von  1027  (Hilgard  8.  0);  HeinrichlV. 
fügt  (1061)  noch  bei:  „sive  in  aliis  eius  pertiuentiis“  (Hilgard  8.  11). 

^ vgl.  Arnold,  Verfassungsgescliichte  der  deutschen  Freistiidte  Bd.  I, 
8.  «3  ff.,  120  ff.;  8chaube,  Zur  Entstehung  der  Stadtverfassnng  von 
Worms,  Speier  und  Mainz  8.  57. 
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\'oii  der  Mitte  des  1-2.  Jalirliunderts  an  verschwindet 
übrigens  dieser  auch  vorher  nur  spärlicli  erwähnte  praefcctus 
urbis  völlig  aus  den  Urkunden ; der  Gerichtshalter  im  Hoch- 
gericht erscheint  nun  immer  unter  dem  Namen  Vogt,  advocatus, 
während  der  Vorsitzende  des  N’iedergerichtes  als  Schultheiss, 
scultetus,  auch  tribunus  (episcopi)  bezeichnet  wird.') 

Im  Laufe  der  Zeit  erweiterten  sich  jedoch  die  richterlichen 
und  polizeilichen  Befugnisse  des  Schultheissen  auf  Kosten  des 
dem  Vogte  znstclienden  Machtbereiches  ganz  bedeutend;  1265 
finden  wir  ihn  neben  dem  Vogt,  ja  sogar  vor  diesem  genannt, 
als  Mitvorsitzenden  im  Hochgericht  im  Prozesse  gegen  die 
Hochverräter  Voltzo,  Hartmud  und  Cunrad;-)  ja  es  ist  nicht 
unwahischeinlich,  dass  er  den  Vogt  schliesslich  ganz  ans  seiner 
Stellung  als  erster  Stadtrichter  verdrängt  hat.') 

Die  Gerichtsbeamten  wählte  der  Bischof  aus  der  Zahl 
seiner  Ministerialen  und  später  aus  den  altfreien  Stadtbürgern; 
auch  die  Urteilsfinder  im  Stadtgerichte  waren  zum  Teil 
Ministerialen,  .später  aber  der  Mehrzahl  nach  vollfreie  Bürger. 

Bin  so  besetztes  Gericht  mochte  dem  Bischof  zu  einer 
Zeit,  wo  schon  das  Aufstreben  der  jungen  Stadtgemeinde  seiner 
Herrschalt  mit  den  ersten  Erschütterungen  drohte,  oft  nicht 
ganz  zuverlässig  erscheinen  und  ihn  veranlassen,  das  Verfahren 
gegen  einen  Stadtbürger  lieber  vor  einem  Gerichte  seines  Land- 
bezirkes anhängig  zu  machen.  Solchen  Bestrebungen  setzte 
aber  schon  1111  Speiers  grosser  Wohlthäter,  Kaiser  Heinrich  V., 
ein  Ziel,  indem  er  die  Verpflichtung  der  Bürger,  überall  inner- 
halb des  Gaus  vor  <lem  Vogtgerichte  zu  Kecht  zu  stehen. 


')  .\rnold  a.  a.  0.  Bit  1,  S.  83  ff.,  Schaube  a.  a.  O.  S.  58,  60. 
In  einem  Privileg  Heinrichs  IV.  von  1101  empfängt  der  tribunus,  der 
dort  neben  dem  piaefeefus  urbis  erwähnt  wird,  die  Frcvelbusse  bei  Kilrper- 
verletzungen  und  erscheint  berechtigt,  Verhaftungen  vornehmen  zu  lassen 
(Uilgard  S.  16  f.). 

")  „nostris  iudicibus.  videlicet  Elbewino  N'igro  sculteto  et  Marquardo 
dicto  Lamliesbuch  advoeafo  nostro  iudicio  presidentibus  et  aliis  nostris 
civibus  in  publico  consistorio  sentencias  proferentibus“  (Hiigard  S.  84). 

Arnold  n.  a.  ü.  I.  .S  Schaube  a.  a.  O.  S.  6o.  Rau.  Re- 

giiueutsverfassung  I,  .S.  13. 
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autliob  und  damit  einen  ansscldiessliclien  Gerichtsstand  der 
Stadtbürger  vor  dem  Stadtgericlite  l)egriindete.') 

Bald  krönte  ein  noch  bedentsamerer  Erfolg  das  Eingen 
der  Stadtgemeinde  nm  Unabhängigkeit  von  der  bischöflichen 
Gewalt:  der  Staufer  Heinrich  VI.  verlieh,  und  Philipi> 
von  Schwaben  bestätigte  1 Ui8  der  Bürgerschatt  das  Recht,  aus 
ihrer  Mitte  ein  städtisches  Kegiment,  einen  Rat,  zu  wählen: 
„Preterea“,  so  heisst  es  im  letzterwähnten  Freiheitsbriefe,  „se- 
cundum  ordinationeni  H.  felicis  nieinorie  imperatoris  augusti, 
civitati  tarn  auctoritate  domini  regis  (Friedrichs  II.)  quam 
nostra  indulsimus,  ut  libertatem  habeat,  XII  ex  civibus  suis 
eligendi,  qui  per  iuramentiim  ad  hoc  constringuntur,  nt  universi- 
tati  jirout  melius  possint  et  sciant  providcant  et  eorum  con- 
silio  civitas  gubernetur.“  Der  Bischof,  der  bisher  allein 
über  das  Wohl  und  Wehe  der  Stadt  entschieden  hatte,  war 
also  jetzt  verbunden,  bei  wichtigen  Regierungshandlungen  sich 
durch  die  neue  Verwaltungsbehörde  beraten  zu  lassen.*) 

Und  nun  traf  ein  vernichtender  Stoss  nach  dem  andern  die 
wankenden  Mauern  des  bischöflichen  Herrschaftsgebäudes;  ein 
Hoheitsrecht  nach  dem  andern  entwand  der  machtvoll  ent- 
wickelte städtische  Adel  <len  Händen  des  widerstrebenden 
Stadtherrn  und  gegen  Ende  des  i:j.  Jahrhunderts  sehen  wil- 
den Rat  bereits  im  unbestrittenen  Besitze  der  hohen  Ge- 
richtsbarkeit. 

1280  musste  sieh  Bischof  Friedrich  von  Bolandcn  zu 
der  Erklärung  bequemen:  „Contenti  etiam  esse  debemus  sen- 

tenciis,  quas  iidem  consules  et  cives  S])irenses  iiroferent  nobis  sub 
sui  debito  iuranienti“.*)  12'.>4  wurde  dem  Bischof  schliesslich 
sein  Aemterbesetzungsrecht  entrissen:  die  Stadtämter  werden 


■)  „Volnmus  udani,  m millus  civiimi  nostrorum  extra  urbis  ambituni 
ttdvocafi  sui  placitum  cogatiir  reqiiireie.  Causam  in  civitnte  iain  inceptam 
non  . . episcopus  aut  alia  potestii.s  extra  civitatciu  determinari  uompidlat“ 
,H  ilgard  S.  19). 

‘•t)  Dass  die  Einsetzung  des  Speierer  Kates  niclit  wie  dies  früher 
allgemein  angenommen  wurde,  auf  H e i n r ieb  V.,  sondern  auf  H einricli  VI. 
zurüekzufiibren  ist,  liat  Schaube  (l>ic  Entstehung  des  Speierer  .Stadtrates 
ZGO.  X.  F.  Bd.  I.  S.  -n-.l)  überzeugend  naebgewiesen;  vgl.  llilgard 

S.  •'(!. 

llilgard  S.  101. 
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von  nun  an  diircli  vom  Rate  gewählte  Beamte  verwaltet, 
während  dem  Bischof  lediglich  das  Recht  der  Investitur,  ein 
Schatten  seiner  früheren  Macht,  verbleibt.*)  Damit  hatte  die 
Gemeinde  dem  Bischof  die  Zügel  des  Stadtregiments  aus  der 
Hand  gerissen:  die  Stadt  war  zu  einem  freien  undunabhängigen 
Gemeinwesen  unter  eigener  Regierung  und  Verwaltung  empor- 
gebliiht. 

Die  Gerichtsbarkeit  in  Strafsachen  und  zwar  den 
Blutbann  wie  die  niedere  Gerichtsbai keit  übte  der  Rat  durch 
ein  aus  vier  Mitgliedern  des  sitzenden  Rates  in  monatlichem 
Wechsel  gebildetes  Richterkollegium,  die  „Monatsrichter.“ 
Zum  erstenmal  geschieht  dieses  Gerichtes  in  dem  1304 
zwischen  den  Hausgenossen  und  Zünften  abgeschlossenen  Vertrag 
über  die  Ratsbesetzung  Erwähnung,  wenn  es  heisst;  „Also 
auch  were  daz  dehein  getat  geschehe,  die  der  stete  ere  rurte, 
so  sollent  die  rihtere  des  mandes  daz  vestecliche  rillten 
nach  des  gerilltes  reht,  also  der  brief  des  gerilltes  seit“.*) 

Daraus  geht  hervor,  dass  schon  vor  1304  zu  Speier  be- 
schriebenes Recht  den  Erkenntnissen  der  Richter  zugrunde  ge- 
legen sein  muss;  denn  auch  die  Monatsrichterordnung  von  1314,*) 
die  erste  umfassende  strafrechtliche  Kodifikation,  die  wir  be- 
sitzen, spricht  hiervon  in  ihren  Eingangsworten: 

„Wir  die  rihtere,  der  rat  und  die  bürgere  gemeinliche  von 
Spire  haut  mit  gemeinem  rate  und  mit  guter  bedehtigheit  daz 
gerihte,  daz  unser  altvorderii  gesetzzet  und  gemäht  haut,  und 
den  brief,  der  dar  über  gemäht  ist,  geniiwert  und  ge- 
bessert au  deine  sunnentage  nach  den  phingesten  da  man 
zalte  von  gotes  gebürte  drftzehen  hundert  iar  in  deme  vierzehen- 
den iare,  also  hie  nach  geschriben  stat,  durch  daz  daz  fride 
und  zuht  under  uns  si.“ 

Die  Monatsrichterordiuing  von  1314  enthält,  wie  bereits 
angedeutet  wurde,  eine  ziemlich  umfassende  Kodifikation  des  um 
die  Wende  des  13.  Jahrhunderts  zu  Speier  geltenden  materiellen 
Strafrechts,  dessen  einzelne  Bestimmungen  manchmal  eine 


')  vgl.  Arnold  I,  S.  30.S  ft’.,  Schaube,  AVorm»,  Speier  und  Muiuz 
S.  G5  u.  Auiu.  291.  Rau  1,  S.  17  f. 

Hilgard  S.  17s. 

in  Zukunft  zitiert  als  MRU.;  Hilgard  S.  2lü — 226. 
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auffallende  Aehnlichkeit  mit  gleichzeitigen  Gesetzge^)ung^- 
werken  anderer  Territorien,  mit  der  Wormser  Einung  von  l-2s7, 
der  Frankfuiter  von  131S,  vor  allem  aber  mit  dem  in  seinen 
Anfängen  ebenfalls  noch  in  das  i:t.  Jahrhundert  zurückreichenden 
Mainzer  Friedensbuche  aufweisen. 

Es  ist  jedoch  vollständig  verfehlt,  wennJfone')  aus  diesen 
sachlichen  Berührungsiiunkten  und  der  annähernd  gleichzeitigen 
Entstehungszeit  der  genannten  Kechtsaufzeichnungeii  den  Schluss 
zieht,  dass  „das  patrizische  Regiment  durch  diese  Statute  die 
drohende  Gefahr  des  Umsturzes  abwenden  wollte,  und  das  nacli- 
herige  Zunltregiment  den  grössten  Teil  dieser  Statute  beibe- 
halten, erweitern  und  verschärfen  mu.sste,  um  die  Fortdauer 
und  Wiederholung  solcher  Revolutionen  zu  unterdrücken.“ 

A'ur  nebenbei  sei  darauf  aufmerksam  gemacht,  wie  unwahr- 
scheinlich es  ist,  dass  die  Zünfte  nach  ihrem  endlichen  Sieg 
über  die  Geschlechter  die  angeblich  odiosen  Bestimmungen,  die 
diese  letzteren  gerade  zum  Zwecke  ihrer  Unterdrückung  gegen 
sie  erlassen  hatten,  im  grossen  und  ganzen  anerkannt  und 
nach  Vornahme  einiger  sachdienlicher  Aenderungen  und  Ver- 
schärfungen-) nunmehr  zur  Xiederhaltung  etwaiger  anfrührerischer 
Bestrebungen  des  unterlegenen  aristokratischen  Elementes  ver- 
wendet haben  sollten!  Von  einer  solchen  politischen,  gegen  die 
Zünfte  gerichteten  Tendenz  des  Gesetzes  lässt  sich  aber  in  der 
Monatsrichterordnung  auch  nicht  die  entfernteste  Spur  wahr- 
nehnien.  Zwar  fehlen  nicht  Sammungs-  und  Einungsverbote, 
die  aber  ihre  Spitze  keineswegs  ausschliesslich  gegen  die  Zünfte 
richten,  .sondein  überhaupt  die  Wahrung  der  öffentlichen  Ord- 
nung und  Sicherheit  innerhalb  des  Mauerrings  bezwecken  und 
daher  in  einem  umfassenden  Strafgesetzgebungswerke  des  jungen 
Gemeinwesens  gar  nicht  fehlen  durften.  ’)  Uebrigens  sind  diese 


')  Das  Frieilcnsbncli  der  Stadt  jfainz,  ZtiO.  lid.  Vit.  S.  S — 2s. 
Solche  sind  übrigens  für  .Speier  überhaupt  nicht  uaclnveisbnrl 
Mehr  ats  diesen  Zwecksedanken  kann  ich  auch  aus  den  Einleituugs- 
worten  des  Mainzer  Friedensbuclies  nieht  entnehmen,  wenn  es  heisst,  dass 
die  Friedeuseinung  gemacht  sei:  ,got  dem  alniechtigen  zu  lobe  und  zu  eren 
und  unsern  bürgern,  die  dn  itzunt  zu  Mentze  wonent,  wlir  in  künftigen 
zijtcn  da  selbist  wollende  werdent,  und  .'äst  allen  und  iglicben  personeu,  in 
wass  Wesens,  wirden  odir  eren  die  sint.  die  dieses  friedens  begerende  weren 
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liestiniinungen  ciii  so  verscliwindeiul  gniiiger  Teil  des  ganzen 
Strafgesetzes,  dass  aus  Urnen  allein,  selbst  wenn  sie  deutlichere 
Spuren  des  Patrizierhasses  an  sich  trügen,  der  Schluss  noch 
nicht  gezogen  werden  kann,  tlass  die  Niederwerfung  der  enipor- 
strebenden  zünftigen  Elemente  l'rzweck  und  Entstehungsursache 
unserer  Gesetze  gewesen  sei.  Endlich  ist  auch  das  zeitliche 
Zusaumientreffen  der  besjuocheneu  Gesetzgebungswerke  mit  den 
von  den  Zünften  gegen  die  Geschlechterherrschaft  in  Szene 
gesetzten  Revolutionen  nicht  so  auffällig,  wie  es  Mone  vorkomuit, 
da  weder  für  Speier  noch  für  Mainz  ilie  Entstehungszeit  der 
ältesten  unter  den  henannten  Kodifikationen  mit  Sicherheit 
nachgewiesen  werden  kann.  In  Speier  aber  erfolgte  der  von 
Mone  mit  der  Entstehung  der  MRO.  in  Zusammenhang  gebrachte 
Sturz  der  Geschlechterherrschaft  erst  im  Jahre  während 

schon  zu  Ende  des  KJ.  Jahrhunderts,  also  zu  einer  Zeit,  wo  das 
pafrizische  Regiment  noch  keiner  besonderen  Sicheruugsmassregeln 
gegen  demokratische  Bestrebungen  bedurfte,  ein  beschriebenes 
Recht  existiert  hat,')  das  dann  in  den  siiäteren  Au-sgaben  der 
Moiiat.srichterordnung  von  l.'JU,  i:j-J8.  i:J4fi,  i;j54  jeweils  er- 
gänzt, ,.genüwert  und  gebessert“  wurde,  also  jedenfalls  nicht 
den  von  -Mone  ihm  zuge.schriebenen  Entstehungsgrund  gehabt 
haben  kann.-) 

That.sächlich  finden  die  mehrbenannten  Rechtsaufzeiehnungen 
ihre  Entstellungsursache  lediglich  in  dem  Bestreben  des  Btadt- 
regiments,  die  neu  errungene  Gerichtsbarkeit  nach  festen  Xormen 
und  Regeln  au.szuiiben  und  zu  diesem  Zwecke  die  be- 
stehenden Rechtsgewohnheiten  schriftlich  festzulegen  und  durch 
neue  Satzungen  zu  ergänzen,  um  so  eine  von  jeder  Willkür 
freie,  einheitliche  und  gerechte  Rechtsprechung  zu  erzielen. 
Es  war  dies  der  gleiche  Grund,  der  etwa  um  dieselbe  Zeit  in 


odir  in  diesem  frieden  sin  wollent.  zu  tröste,  friede  und  gemache,  und  aucli 
zu  vormiden  schaden,  jrrünge  und  zwevlracht,  der  und  die  in  künftigen 
jaren  und  zijten  offersteeu  nioclitent“  Otone  a.  a.  ().  S.  Sj. 

')  S.  oben  S.  7. 

*)  Hone  konnte  freilicli  eher  eine  tVcchselwirkung  zwischen  den  Zunft- 
revolutiuiien  und  den  tiericlitsordnungen  unneliuien,  da  ihm  die  vor  isds 
liegenden  Kedaktioneu  der  JIKO.,  auf  die  freilicli  auch  die  von  132s  in 
ihren  Eingangsworten  hinweist,  nicht  bekannt  waren. 
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so  vielen  anderen  Territorien  zur  Aufzeichnung  des  bestehenden 
Gewohnheitsrechtes  führte,  wo  von  solclien  politischen  Gegen- 
sätzen, wie  die  denen  Mone  die  Entstehung  unserer  Gesetze 
zuschreibt,  von  vornherein  gar  keine  Rede  sein  konnte. 

In  den  Monatsrichterordnungen  von  1314— l.‘J54  erscheint 
als  einziges,  für  alle  von  der  MRO.  mit  Strafe  bedrohten  l'n- 
gerichte  nnd  Frevel  ausschliesslich  zuständiges  Gericht  der 
schon  erwähnte  monatlich  wechselnde  Ausschnss  des  sitzenden 
Rates,  das  aus  vier  Pei-sonen  bestehende  Kollegium  der  Monats- 
richter. 

Die  in  den  Monatsrichtei  Ordnungen  angeführten  Verbrechen 
sind  zum  grössten  Teile  mit  Geldstrafen  oder  zeitiger  Ver- 
weisung gebüsste  Frevel : daneben  finden  sich  aber  auch  schwerere 
Verfehlungen.  Friedensbrüche,  ja  sogar  der  Mord,  und  als  Ver- 
geltung für  diese  Delikte  neben  ewiger  Verbannung  das  Ans- 
peitschen. Handabhauen  und  die  Strafe  der  Räderung.*) 

Dagegen  geschieht  einer  Anzahl  sehr  bedeutsamer  Ver- 
brechen, vor  allem  der  meisten  Ungerichte,  gar  keine  Er- 
wähnung. Abgesehen  von  den  Delikten,  die  als  Sünden  wider 
die  Gebote  Gottes  im  Komi)etenzbereiche  des  bischöflichen 
Sendgerichtes  lagen,  sind  es  vor  allem  diejenigen  strafl)arcn 
Handlungen,  die  durch  die  Reichsgesetze  und  besonders  die 
Jiandfrieden  eine  so  erschöpfende  Regelung  erfuhren,  dass  eine 
spezielle  Aufführung  dieser  Delikte  und  der  auf  ihre  Begehung 
ge.setzten  Strafen  in  den  Spcierer  Gerichtsbüchern  entbehrlich 
erscheinen  konnte. 

Diese  durch  ilie  Reichsgesetzgelmng  getroffenen  strafrecht- 
lichen Bestimmungen  haben  wohl  die  Monatsrichterordnungen 
im  Auge,  wenn  sie  im  Schlusspassus  noch  die  Bemerkung  an- 
fügen: „Diz  setzen  wir,  die  alten  reht  doch  allewege  behalten. 


')  I)arau8  ergibt  sieb  die  fnricliligkeit  der  von  Uooa  (rheinische 
StSdtokultur  I5d.  II,  S.  aufgestelUen  .\nsicbl,  dass  die  Jtonatsriehter 
nur  zur  Aburteilung  von  Pulizeivergebeu,  von  Itagatellsaelien,  mit  denen 
man  den  ganzen  Hat  nicht  mehr  behelligen  konnte,  zuständig  gewesen  seien. 
Kiehten  sie  doch  sogar  Uber  Leib  und  Leben  des  Mörders!  Erst  später 
änderten  sich,  wie  wir  .sehen  werden,  die  Verhältnisse  in  dem  von  Boos  an- 
gedeuteten Sinne.  Soweit  die  in  der  .tlKO.  behandelten  Delikte  in  Frage 
stehen,  die  keineswegs  lediglich  Bugntellsachen  sind,  ist  also  die  Zuständig- 
keit des  Hutes  sekundäres,  nicht,  wie  Boos  annimmt,  primäres  Hecht.sgebilde. 
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Dies  bestätigt  aucli  der  Chronist  Lehmann,  der  nach 
einer  W’iedei’gabe  der  MRO.  von  1.‘<2S  sagt:  „Der  Leser  hat 

aus  vorgcsatztem  beschriebenen  (7ericht  der  Stadt  Speyr  zu 
spüren,  dass  viel  Fäll  sich  zutrairen,  die  darinn  und  dei-selben 
Stratf  nit  vernieldt.  In  solchen  hat  man  den  Teutschen  Land- 
Rechten,  so  aus  den  Fräiickisehen  Gesetzen  mehrertheils  gezogen, 
im  Rath  und  Gericht  sich  gemäss  verhalten“.')  ,\ls  solche  iin 
S])cierer  Gerichtsgebranch  aneikannte,  den  alten  „Land- 
Rechten“  entstammende  Normen  zählt  Lehmann  nun  eine  Reihe 
von  Be.stimmungen  auf,  die,  wie  eine  nähere  Betrachtung  er- 
gibt, samt  und  soudei-s  — teilweise  freilich  mit  argen  V*er- 
slnniniehingen  — nahezu  wörtlich  dem  Schwabenspiegel 
entnommen  sind.-)  Ob  diese,  Sätze  wirklich  Spcierer  Gerichts- 
gebrauch waren,  lässt  sich  nicht  nach  weisen,  da  liehmann  die 
Quelle,  aus  der  er  seine  Behauptung  schöiifte,  nicht  nennt; 
jedenfalls  liefert  die  Praxis  der  Achtbücher  keinen  Beweis 
dafür,  dass  sie  sich  in  Spcier  langer  Geltung  erfreuten. 

Nach  der  MRO,  sitzen  die  Monatsrichter  zu  Gericht  über 
solche  Missethaten,  die  in  ihrem  oder  dem  diesem  vorangegangenen 
Monat  durch  Rüge  oder  Klage  zur  Kenntnis  des  Gerichtes  ge- 
langt sind.  Ueber  weiter  zurückliegende  Delikte  sollen  sie  in 
der  Regel  nicht  richten,  doch  bildet  der  von  amtswegen  zu 
verfolgende  Totschlag  von  diesem  Grumlsatze  eine  Ausnahme. ') 

Gerichtstage  sind  Montag  und  Donnerstag  jeder  Woche; 
auch  an  Feiertagen  wird  Gericht  gehalten.  Ein  Richter,  der 
am  Gerichtstag  ausbleibt,  wird  straffällig,  wenn  er  sich  nicht 
mit  Krankheit  oder  Stadtabwesenheit  zu  entschuldigen  vermag. 
Stirbt  ein  Monatsrichter  innerhalb  seines  Amtsmonats,  so  sollen 
seine  .‘t  Kollegen,  — seit  i:OK  jedoch  seine  14  Ratsgesellen  — 
an  seiner  Statt  einen  vierten  Richter  kooptieren.^) 


*)  li  eh  man  II,  Speicrer  Chronik  S 2ss^  2Sfl*. 

*'■  Es  handelt  sich  um  den  174.  Artikel  des  Schwnhen.'piegels  (Laasherg 
•S.  S3  f.):  .Wie  man  iegi-liche  .schulde  rillten  sol  mit  dem  tode.“  In  der 
Lehmaun'schen  Wiedergabe  fehlen  nur  die  lieatimmmigen  über  falsch  Jtass 
lind  Gewicht.  Notzucht,  t'eherhure  und  Kriedensbruch  sowie  der  .Schluss  des 
Artikels,  der  von  Zauberei  und  .Vergift“  handelt  und  den  Richter,  der  dein 
Klüger  sein  Recht  verweigert,  mit  Strafe  bedroht, 
äj  Hilgard  S.  224  f. 

*}  ebenda.  • 
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Das  Urteil  wird  mit  Stiniuienmelirheit  gefallt;  bei  Stimmcn- 
gleiclilieit  und,  wenn  die  Kicliter  „sieb  nit  verstündent  zii 
rilitenne“,  kommt  die  Sache  vor  das  Plenum  des  Rates.') 

Zweilelliatt  erscheint  es,  ob  die  in  der  Jfonatsrichterordnung 
nicht  aufgelührten  Delikte  überhauiit  jemals  deren  Zuständio:- 
keitssphäre  angehörten,  oder  ob  sie  zu  allen  Zeiten  von  dem 
ganzen  Rate  abgeurteilt  wurden.  Letzteres  ist  um  .so  wahr- 
scheinlicher, als  sich  schon  in  der  frühesten  Zeit  das  Be.^itreben 
des  Rates  bemerkbar  macht,  besonders  wichtige  Rachen,  vor 
allem  die  l'ngerichte  und  unter  diesen  wieder  in  erster  Tjinic 
die  gegen  das  Heil  der  Stadt  und  den  Bestand  der  Obrigkeit 
gerichteten  Verbrechen  vor  sein  eigenes  Forum  zu  ziehen.  So 
wird  das  Plenum  des  Rates  schliesslich  zum  alleinigen  Träger 
der  hohen  Gerichtsbarkeit,  während  die  immer  mehr  deiiosse- 
dierten  Monatsrichter  zu  einem  Niedergericht  in  Fievelsachen 
herabsinken. 

Schon  ein  Ratsstatiit  von  l.'Gö  bestimmt-); 

„Ist  der  antzig  oder  die  sache,  daz  ez  für  die  mantrihtere 
hoeret  nach  dez  mantgerihtes  buoches  sage,  so  sollen  ez  die 
mantrihtere,  die  daniic  sint,  rillten,  als  sie  darzuo  gesworn  haut; 
kst  der  antzig  aber  von  werte  oder  von  geselleschefto 
wogen  oder  von  andern  Sachen,  die  daz  manigerihtc  nit  an- 
treftent,  so  sol  der  rat,  der  danne  ist,  so  in  die  sache  lür- 
komniet,  den  oder  die,  wer  die  sint,  die  bezigen  werdent,  für 
sieh  heischen  und  besendeii  und  die  sache  in  furlegen  und  sich 
daruf  lazzen  verentwurten“.  Ist  dann  die  Sache  „swere  und 
treflich  gein  dem  rate  oder  gein  der  gemeinde“,  so  soll 
der  Rat  die  Sache  den  Zunftmeistern  vorlegen,  und  daun 
sowohl  diese  als  der  Rat  getrennt  darüber  beraten  und  be- 
schliessen,  dabei  aber  stets  bedacht  sein,  dass  den  Ange- 
schuldigten „kein  unreht,  ubergrif  oder  kein  nidig  uugeliniidi 
ge.schehe  und  der  stat  ir  ere  oueh  behalten  und  fursehen  werde“. 
Es  handelt  sieh  also  hier  oll’eusichtlich  um  politische  Delikte, 


')  tlilgiiril  S.  2a ),  Aimi.  4. 

- \V.  Hiu  ster.  rrkumltMi  zur  iiiitteliilterlidieii  Vcrfassungsgescliiclitc 
Sin-ier»  (Mitti'iliitu'cii  Uil.  XV,  S.  121^. 
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unter  denen  Beleidigung  der  Obrigkeit  und  stHatsgefäbrliche 
Verbindungen  besonderer  Hervorhebung  gewürdigt  werden. 

In  dem  gleiclien  Statut  wird  dem  sitzenden  Rate  gestattet, 
bei  besonders  sehwierigen,  reifliclister  Ueberlegung  bedürftigen 
Fragen  — wenn  die  geschworenen  Katsleute  „etz wanne  me 
rates  bedorften  in  unsere  stetde  Sachen“  — den  ausgegangenen 
und  den  vor  drei  Jahren  iin  Amte  gewesenen  Kat,  jeden  be- 
sonders oder  beide  zusammen,  zu  bescheiden  und  sich  durch  sie 
beraten  zu  lassen.')  Derartige  Entscheidungen  mit  zweien 
oder  mit  dreien  Räten  finden  sich  des  öfteren  in  den  Acht- 
büchern. 

Vom  Jahre  i:580  an  tritt  ein  regelmässiger  Wechsel  der 
Monatsrichter  nicht  mehr  ein;-)  seit  1429  sind  sie  thatsächlich,'') 
seit  1430  auch  verfassungsmässig  unter  dem  Xamen  „Vier- 
richter“ ständiges  Kollegium,  indem  ein  Ratsstatut  aus  dem 
letztgenannten  Jahre  verordnet: 

„Wir  setzen  ouch  vmb  die  vier  richtcr,  das  ein  iglicher 
rat  iars,  so  er  ingehet,  des  sitzenden  rates  vier  redelich,  erber, 
vernüufftige  manne  kiesen  vnd  welen  sol,  die  das  gantz  iare 
vss  richten  sollen  vber  alles  das,  das  yn  geclaget  vnd  gerügt 
Wirt,  vnd  dar  über  sie  zu  richtend  hand  nach  lut  des  richtbuchs, 
als  ferre  sie  die  lute  des  ersten  dauon  gütlich  nycht  gew'iseii 
mogen“.^) 

Bevor  wir  nun  tlie  weitere  Entwickelung  ins  Auge  fassen, 
ist  es  erforderlich,  auf  die  wichtigsten  der  mit  den  genannten 
Gerichten  konkurrierenden  Sondergerichte  einen  Blick'  zu 
werten.  Können  wir  dabei  über  die  Gerichtsbarkeit  des  Juden- 
rates, dem  für  gewi.sse  niedergerichtliche  Strafsachen  inner- 
halb der  Judensehaft  eine  unbedeutende  Strafkompetenz  zustand,'’) 
und  über  die  ebenfalls  nur  bei  Bagatellsachen  innerhalb  des 
Zunftverbandes  zuständigen  Zunftgerichte'’)  mit  ciuer  kurzen 


’)  ebenda  S.  liO. 

W.  Harstcr,  die  VeräudtTiingeii  de.s  Zunftrctfimonts  in  .Speier  bis 
zum  Aaagaiig  dea  .Mitt« lalfera  (ZCKI.  N.  F.  111.  .S.  4f>r. 
ebenda  S.  4'JU. 

•)  ebend.a  S.  404  und  \V.  llarster,  rrkunJeu  a.  a.  O .S.  m. 
Hilgard,  S.  371,  :49s,  4(m;  Anm.  1,  411,  4:i;i  f. 
vgl.  z.  B.  llilgard  S.  3ii4,  407. 
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Erwähnuug  hinweggehen,  so  niiissen  wir  bei  zwei  andern  Spezial- 
gerichten, dem  Münzergericlit  und  dem  bischöflichen  Laiensend, 
etwas  länger  verweilen. 

1)  Das  Münzergericht.  Nach  dem  grossen  Freiheits- 
briefe, den  Kaiser  Ludwig  der  Bayer  im  Jahre  1330  unter 
güldener  Bulle  der  ^Münzerhausgenossenschaft  zu  Speier  verlieh,') 
sollen  die  JlUnzer  — um  Schuld  und  Frevel  — vor  keinem 
andern  Kichter  zu  Recht  zu  stehen  verpflichtet  sein  ausser 
allein  vor  dem  jährlich  aus  ihrer  Mitte  von  ihnen  selbst  gewählten 
und  vom  Bischof  bestätigten  „magister  monete’*.'^)  Der  Miinz- 
meister  seinerseits  hat  seinen  ausschliesslichen  Gerichtsstand 
vor  dem  ältesten  Hausgenossen.  Feberfiihrung  eines  Münzers  in 
Frcvelsachen  ist  nur  durch  das  sofortige  Zeugnis  dreier  Haus- 
genossen möglich,  andernfalls  vermag  er  sich  durch  Einhandseid 
von  jeder  Anschuldigung  zu  reinigen;  nur  bei  der  Totschlags- 
bezw.  Mordklagc  ist  auch  das  Zeugnis  von  üntergenossen  zur 
Ucberlührung  geeignet.  AVie  später  noch  auszuführeu  sein 
wird,  stand  dem  Alünzineister  auch  der  Blutbann  über  die 
Fälscher  zu. 

In  den  Stürmen  der  Zunftrevolution  verlor  die  Hausge- 
nossenschaft  wie  fast  alle  ihre  Privilegien,  so  auch  ihren 
eximierten  Gerichtsstand  in  Strafsachen;  schon  am  Sylvestertage 


')  Jlilgard  S.  S12  ff;  vgl.  zum  folgeiiilen  auch  Khebcrg,  dio  Münzer- 
hauRgeiiossen  von  Speyer  (Z  G O.  Bd.  XXXII.  !S.  U4--47U,  uud  W.  Hiirster, 
Versuch  einer  Speierer  Münzgcschichte,  )litteilungen,  Bd.  X,  S.  22  ffj. 

*)  Behun  das  Zollweistuin  von  124«  (Hilgard  S.  4S0)  spricht  von  dem 
Jüiuzmeistor,  «curam  (luo  monetarii  ijui  dicuntur  hicsgenoz  dehent  et  uon  aliht 
conveniri.“  Das  Privileg  von  1310  gibt  dem  Münzer  das  Recht,  jede  Ladung 
vor  ein  anderes  als  das  JLUnzergericht  in  den  Wind  zu  schlagen,  es  sei  ilcnn, 
dass  es  sich  um  Ablegung  eines  Zeugnisses  handelt.  Wird  dann  doch  ein 
Anspruch  gegen  ihn  erhoben,  .so  kann  er  verlangen,  dass  die  Sache  vor  dem 
Münzmeister  zum  Austrag  komme,  „«pii  solus  et  nullus  alius  mouetariorum 
iudex  conpetens  est  et  Ordinarius.“  Weiter  heisst  es:  „Item  guod  monetarii 
coram  niagistro  nionelo  ...  et  non  coram  aliquo  alio  iudicc  seculari  tene- 
antur  vel  teuebuntur  de  sc  conquerentibus  de  iusticia  respotidere,  cui  eciam 
exercendi  ordinariam  iurisdictionem  concedimus  in  l■ü8d(•m.  (Ililgard 
S.  :!i:t  f, ) Trotz  iler  sehr  allgemeinen  Ausdrucksweise  der  (piellen  ist  hier 
doch  immer  nur  der  Gerichtsstand  für  Schuld-  und  Krevelklagen  gemeint; 
für  riigerichte  der  Münzer  gab  es  keinen  Soodergerichtsstand.  Vgl.  auch 
Kheher  a.  a.  O.  S.  44». 
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des  Jahres,  in  dem  ilineu  Ludwig  der  Bajer  den  erwähnten 
Freibrief  verliehen  liatte,  erkannte  das  nach  dem  Severinsauf- 
ruhr zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  und  Schlichtung  aller 
strittigen  Ansprüche  berufene  vierzehnköpfige  Schiedsgericht: 
„Werc  ez,  daz  ein  husgenosze  detde  deheiu  nnfiige  oder  gewalt 
iemanne,  von  dem  sol  man  rillten  als  von  eime  andern  burger, 
linde  mag  man  in  ouch  wol  bereden  umb  die  iinfiige  und  den 
gewalt  als  einen  andern  burger,  unde  als  daz  geriht  der  stetde 
von  Spire  bestellet  unde  beschriben  ist  unde  gesworn  zii  hnltenne, 
linde  sol  in  da  vor  nitznit  schirmen“.*) 

In  der  Verzichtserklärung  der  Hausgenossen  aut  den 
grössten  Teil  ihrer  Pi  ivilegien,  zu  der  sie  1341t  von  der  Ziinft- 
hen-schaft  gezwungen  wurden,  wird  zwar  das  Münzergericht 
ausdrücklich  aufrecht  erhalten,  jedoch  versagen  in  der  Folgezeit 
Kat  und  Richter  dem  Sondergerichtsstand  der  Münzer  in  Frevel- 
sachen in  allen  Fällen  ihre  Anerkennung.**) 

2)  Der  Laiensend.'*)  Es  ist  genugsam  bekannt,  dass  die 
mittelalterliche  Kirche  die  ausschliessliche  Jurisdiktion  über 
diejenigen  Verbrechen  beanspruchte,  die,  von  ihrem  Standpunkt 
aus  betrachtet,  in  erster  Linie  als  Sünden  wider  Gott  stralTiar 
ci-schienen. 

Diese  Gerichtsbarkeit  übten  die  bischöflichen  Sendgerichte, 
in  Speier  ein  aus  12  Ratsherrn,  den  Geschworenen  „zu  der 
gotz  e“{iurati  ad  legem  dei),  gebildetes,  unter  dem  Vorsitze 
des  Offizials  — früher  wohl  des  Bischofs  selbst  — seines  Amtes 
waltendes  Richterkollegium.  Als  Rügegeschworene  fungierten 
33  zünftige  Leute  je  für  den  Bereich  ihrer  Zunft  und  1 2 Plarrherrn, 
jeder  für  seine  PfaiTei.*)  Richter  und  Rügegeschworene  leisteten 
den  Eid  in  die  Hände  des  Domprobstes.  Das  Sendgericht  tagt 
am  Montag  nach  St.  Nikolaustag,  wozu  die  Richter  und  Küge- 


')  Hilgnrd  S.  332. 

’)  Vi{l.  W.  Har.ster,  L'rkuniiliclie  Nncliricliten  Uber  den  Ausgang  der 
Speierer  Hausgenossenschaft  (55  öO.  Bd.  XXIV,  S.  2‘J,  40  ß.). 

Urk.  N.  357,  U30.  Fasz.  309,  370,  495  Sp.  .St.  A.;  Rau  II,  S.  28  ff.; 
Arnold  II  S.  454;  \V.  Rarster.  Veränderungen  de.s Zuiiftregiments S.  485; 
Weis 8.  (iescliichtft  der  .Stadt  Speier  S.  39. 

*)  Weiss  a.  a.  O hält  ilie  l'farrlierrn  irrigerweise  für  Richter  iin 
Laiensend. 
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zeugen  vom  Erzpriester  im  Namen  des  Domprobstes  auf  ihren 
Eid  geladen  werden.  Naclidem  die  Identität  und  Vollzäliligkeit 
der  Beteiligten  in  der  Domprobstei  vom  Offizial  kontrolliert 
Worden,  geht  in  der  Domkirehe  die  feierliche  Eröffnung  des  hl. 
8ends  vor  sich.  Die  erste  Sitzung  findet  in  der  Domprobstei  statt. 

Der  Offizial  lässt  einen  Rügegeschworenen  nach  dem  andern 
gesondert  vorrufen  und  tragt  ihn,  ob  er  für  seinen  Bezirk  etwas 
zu  rügen  habe ; die  Rügen  sind  in  das  Sendregister  einzutragen. 
Am  Stephanstag  findet  in  der  Pfarrkirche  zu  St.  Moriz  die 
zweite  Sitzung  statt;  am  Tage  der  unschuldigen  Kiudlein  tagt 
der  Send  zum  drittenmale  und  zwar  wieder  in  der  Domprobstei. 
Gleichzeitig  wird  ein  weiterer  Termin  anberaumt,  zu  dem  die 
Gerügten  geladen  werden.  Sie  werden  verhört  und  dann  das 
Urteil  gefällt.  Von  den  der  Zuständigkeit  des  Laiensends 
unterliegenden  strafbaren  Handlungen  und  der  Strafkompetenz 
dieses  Gerichtes  wird  später  die  Rede  sein.  AV^ie  wir  ferner 
sehen  werden,  hatten  die  Geschworenen  zu  Gottes  Gesetz  noch 
eine  Anzahl  polizeilicher  Befugnisse,  so  z.  B.  die  Ueberwachung 
der  Einhaltung  der  für  die  Tuchläbrikation  zu  Speier  erlassenen 
Vomdiriften  u.  a.  m. 

Begreiflicherweise  vermochte  es  der  Rat  nicht  über  sich 
zu  gewinnen,  dem  Walten  dieses  seine  Gerichtsbarkeit  so  sehr 
einschnürenden  geistlichen  Gerichtes  lange  müssig  znzuschauen ; 
wie  er  dem  Bischof  seine  Hoheitsrechte  der  Reihe  nach  entrissen 
hatte,  so  gelang  es  ihm  auch  allmählich,  sämtliche  vor  den 
Laienseud  gehörigen  Delikte,  das  eine  früher,  das  andere  siiäter, 
vor  sein  Forum  zu  ziehen.  Die  Richter  und  Rügegeschworenen 
leisteten  fürderhin  nicht  mehr  dem  Domprobst,  sondern  dem 
Bürgermeister  bezw.  dem  ältesten  ISendherrn  den  Eid ; jahrzehnte- 
lang wurde  überhaupt  kein  Send  mein'  gehalten,  und  ein  Versuch 
des  Domprob.stes  Wolfgang  von  Dalberg,  im  Jahre  lööiJ 
sieh  die  Anerkennung  seiner  Sendgerichtsbarkeit  wieder  zu  er- 
kämpfen, scheiterte  an  dem  Widerstand  des  Rates  und  an  der 
Schläfrigkeit  des  Reichskammergerichts. 

Es  wurde  bereits  ausgeführt,  dass  die  hohe  Gerichts- 
barkeit im  l^aiife  der  Entwickelung  ausschliessliche  Domäne 
des  Rates  geworden  war;  die  Vierrichter  blieben  auf  das 
vorbereitende  Verfahren,  insbesondere  auf  die  Führung  der 
Voruntersuchung  be.scliränkl  und  waren  nebenbei  mit  der  Ein- 
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nähme  der  Frevelgelder  und  der  Oberaufsicht  über  die  Gefäng- 
nisse und  deren  Insassen  betraut;  als  erkennendes  Gericht 
wurden  sie  nur  noch  in  Frevelsachen  thätig.') 

Ausserdem  war  ein  gewisser  Kreis  von  Polizeivergelien 
und  andern  Bagatellsachen  der  Kompetenz  der  Bürgermeister, 
ein  anderer  der  der  Zunftmeister  Vorbehalten. 

Der  Strafvollzug  war,  wie  bereits  angedeutet,  Sache  der 
Monats-  bezw.  Vierrichter.  Sie  erhoben  die  Frevelbussen,  beauf- 
sichtigten das  Gefängniswesen  und  überwachten  in  peinlichen 
Sachen  die  Exekution.  Einen  städtischen  Scharfrichter  hat 
Speier  nie  beses.seu;  dieser  war  vielmehr  — ein  Ueberbleibsel 
der  alten  bischöflichen  Geiichtsherrlichkeit  — Dienstmann  des 
Bischofs  und  musste  im  Bedarfsfälle  jedesmal  durch  Vermittelung 
lies  Schultheissen,  in  späterer  Zeit  regelmässig  durch  ein  Schreiben 
des  Gerichtsältesten  au  das  bischöfliche  Oberamt  Bruchsal  re- 
•luiriert  weiden.  Leichtere  Strafen,  wie  Prangerstellen,  Aus- 
fuhren, vor  allem  auch  die  Brandmaikung,  vollzog  seit  dem 
16.  Jahrhundert  regelmäs.sig  der  städtische  Stockmeister,  der 
dabei  nicht  selten,  be.somlers  der  Gebührenfrage  wegen,  mit  dem 
bischöflichen  Xachrichter  in  heftigen  Kompetenzkonflikt  geriet.*'^) 

Ueber  die  Rechtsprechung  des  Rates  und  der  Mouatsrichter 
erhalten  wir  Aufschluss  aus  den  Achtbüchern,  in  welche 
jedes  in  peinlichen  Sachen  gefällte  Erkenntnis  eingetragen 
werden  musste. 

Solcher  Achtbücher  besitzen  wir  zwei.  Das  eine,  Akt 
N.  694  des  Speierer  Stadtarchivs,  das  bisher  zu  Unrecht  allein  den 
Namen  „Achtbnch“  führte  und  im  folgenden  als  „älteres 
Achtbuch  (AB.  1)“  bezeichnet  werden  soll,  enthält  Erkennt- 


*;  Nach  der  Vierrichferordnung  (VK(.).'  von  1016  sind  sie  zu 
ständig,  „alle  Injurien  und  Schmäh-Sachou.  so  weit  und  fern  dieselben  keine 
Leibes-  oder  Lebeu.sstrafeii , sondern  allein  gemeine  Geldstrafen  auf  sich 
tragen,  zu  thedigen  und  zu  richteu";  vgl.  Lehmann  S.  302*:  „Schinäh- 
sachen  haben  die  vier  Richter  verhürt  und  entschieden.  Dieweil  .aber  dem 
beschriebenen  Gericht  ein  Punkt  des  Inhalts  einverleibt:  Wäre  auch,  dass 
dieKichtere  oder  das  mehrertheil  unter  ihnen  auf  ihren  Eyd  sprechen,  dass 
sie  sich  umb  etliche  Stuck  und  Artickel  nit  verstünden  zu  richten,  so  sol 
der  Ilatli  darüber  urtheilen,  und  sol  das  Fürgang  haben:  .So  hat  sichs  oftt 
zugetrageu,  dass  lnjuri-.Sachen  vor  Rath  gelaugt." 

^ vgl.  N.  712. 

Tb.  Uürcter,  Sir.ifrecbt  der  freiea  UvicbMUidi  apciur.  2 
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nisse  der  beiden  genannten  Gericlite  ans  der  Zeit  von  1336  bis 
etwa  1367. 

Daran  schliesscn  sich  mit  kurzer  Unterbrechung  die  Gerichts- 
erkenntnisse des  jüngeren  Achtbuches  (AB.  II),  N.  704 
Sp.  St.  A.  an,  das  bislier  eine  wissenschaftliclie  Berücksichtigung 
überhaupt  noch  nicht  gefunden  hat.’)  Die  Einträge  erstrecken 
sich  auf  die  Zeit  von  etwa  1413 — 1510  und  zeichnen  sich  vor 
denen  des  älteren  Achtbuchs,  die  in  der  Regel  nur  den  nackten 
Urteilstenor  wiedergeben,  durch  grössere  Ausführlichkeit  iu 
der  Erzählung  jedes  einzelnen  Falles  und  schärfere  Betonung  der 
Thatbestandsnierkniale  der  bestraften  Verbrechen  vorteilhaft  aus. 

Ob  ähnliche  Urteilsbücher  auch  für  die  Folgezeit  noch  ge- 
führt wurden,  ob  sie  in  den  Flammen  von  1639  ihren  üntei’gang 
gefunden  haben  oder  in  einem  weltfernen  Winkel  irgend  eines 
Archivs  oder  einer  Bibliothek  verborgen  schlummern,  ist  nicht 
bekannt. 

Immerhin  ist  die  Thatsache  mit  Freude  zu  begrüssen,  dass 
uns  gerade  die  ältesten  Gerichtseikenntnisse  erhalten  sind,  die 
der  Zeit  der  gi'össten  Selbständigkeit  des  Speierer  Strafrechts 
entstammen,  in  der  seine  Eigenart  noch  unberührt  und  un- 
verfälscht durcli  fremde  Einflüsse  zu  Tage  tritt. 

Ausser  den  Achtbüchern  existiert  noch  eine  umfangreiche 
Sammlung  von  Protokollen  des  Vierrichteramtes. 

Unter  diesen  enthält  die  intere.ssantesten  Aufzeichnungen 
der  erste  Band  (VRAP.  I),  der  die  Zeit  von  1576  — 1610 
umfasst  und  mitunter  auch  ein  vom  Rate  iu  Ungerichts- 
sachen gelälltes  Erkenntnis  anführt.  Ein  weiterer  Band 
(VRAP.  II)  enthält  Urteile  der  Vierrichter  aus  dem 

17.  Jahrhundert,  während  die  Vierrichteramtsprotokolle  des 

18.  Säkulums  nahezu  unübersehbare  Paiiiermassen  beanspruchen. 
Von  der  ausserordentlich  umständlichen  Durcharbeitung 
dieser  Volumina,  in  denen  sich  die  ganze  Judikatur  des  Vier- 
richterkollegs in  Frevelsachen  aufgespeichert  findet,  konnte  um 
so  eher  Abstand  genommen  werden,  als  nur  eine  äusserst  ge- 
ringe Ausbeute  zu  erwarten  stand ; es  begegnen  uns  hier  immer 


')  Abge.sehoti  von  kurzen  (nicht  immer  richtigen)  Notizen:  so  hei  Weiss 
8.  SS  Aum. 
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wieder  dieselben  sattsam  bekannten  Busstaxen  und  die  gleichen, 
so  wenig  anziehenden  Deliktsthatbestände. 

Manches  schätzbare  Material  liefern  ferner  die  Chroniken, 
vor  allem  des  Christophorus  Lehmann  „Chronica  der 
Freyen  Reichs-Stadt  Speier“')  und  die  von  dem  gewesenen 
Stadt-  und  Katsschreiber  Johann  Melchior  Fuchs  hiezu 
gelieferten  Ergänzungen  und  Anmerkungen. 

Wenn  auch  das  Urteil  unserer  Zeit  über  Lehmanns 
historisches  V erständnis  keineswegs  in  den  Lobeshymnus  einstimmt, 
mit  dem  sein  Biograph,  der  Konsulent  Baur,  Lehmanns  Ver- 
dienste feiert,  so  vermag  doch  die  Nachwelt  seinem  Bienenfleiss 
ihre  Anerkennung  nicht  zu  versagen.  Seine  Forschungen  be- 
ruhen zumeist  auf  sehr  gründlichem  Aktenstudium;  es  kann 
daher,  soweit  sie  im  Beieiche  unserer  Aufgabe  liegen,  wo  die 
Subjektivität  des  Erzählers  nur  in  sehr  geringem  Masse  zur 
Entfaltung  gelangen  konnte,  die  Zuverlässigkeit  seiner  Mit- 
teilungen wohl  kaum  in  Zweifel  gezogen  werden. 

Au.sscrdem  besitzen  wir  eine  Anzahl  ausführlicher,  dem 
17.  und  18.  Jahrhundert  angehöriger  Strafakten,  die  uns  über 
die  Thätigkeit  des  Rates  in  die.ser  Epoche  manch  schätzens- 
werten Aufschluss  geben. 

Angenehm  fällt  uns,  wie  in  früheren  .Tahrhunderten,  so  selbst 
in  dieser  Zeit  noch  die  ausserordentliche  Humanität  der  Speierer 
Strafrechtspflege  auf;  nicht  selten  beantragt  ein  aufgeklärter 
Konsulent,  im  konkreten  Falle  die  allzu  hart  erfundenen  Vor- 
schriften der  Kaiolina  ausser  acht  zu  lassen,  und  häutig  gibt 
der  Rat  dem  Antrag  Folge.  Manchmal  verhallt  freilich  ein 
derartiger  wohlgemeinter  Ratschlag  ungeliört  im  Winde,  zumal 
wenn  die  um  ein  Gutachten  angegangene  Juristenfakultät  der 
strengeren  Ansicht  sich  zuzuneigeu  beliebte. 

Im  grossen  und  ganzen  aber  gewinnen  wir  aus  den  (Quellen 
ein  Bild  von  Speiers  Strafgesetzgebung  und  Strafrechtspflege, 
das  insbesondere  nach  Vergleichung  mit  andern  Territorien  für 


')  vollendet  1611,  zum  erstenmal  gedruckt  zu  Frankfurt  a.  JI.  1612; 
zweite,  dritte  und  vierte  Auflage  ebenda  1662.  16‘JS  und  1711.  Dia  beiden 
letzteren  enthalten  die  Fuchsscheii  Noten.  Zitiert  wird  nach  der  Auflage 
vou  1711.  Vgl.  Baur,  S.  4‘J  ff. 

•>  • 
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die  freie  Stadt  Speicr  nur  ehrenvoll  genannt  zn  werden  verdient, 
und  das  auch  durch  einzelne  unvermeidliche  Schatten  keine 
dauernde  Trübung  zu  erfahren  vermag. 

Bezeichnend  ist,  dass  im  Jahre  1792  der  „citoyen“ 
Petersen,  gewesener  Ratskonsnlent  und  nunmehriger  Maire 
von  Speier,  dem  Präsidenten  der  Administration  der  völker- 
beglückenden Frankenrepublik  auf  seine  Anfrage,  welche  Ver- 
besserungen in  der  Rechtspflege  zu  Speier  wünschenswert  er- 
schienen, antworten  konnte: 

„Die  hiesige  Justiz- Verfassung  ist  keineswegs  von  Mängeln 
frei,  — so  wie  überall,  wo  Menschen  regieren,  auch  Fehler  Vor- 
gehen. — allein  von  Bedrückungen  in  Justiz-Saclien,  weiss  man 
hier  Nichts.  Ohne  die  Consulenten  zu  Rathe  zu  ziehen,  welche 
die  Responsa  jedesmal  aufsetzen,  wird  kein  Urtheil  gesprochen. 
In  zweifelhaften  Fällen  werden  sogar  rechtliche  Gutachten  von 
auswärtigen,  unparteiischen  Rechtsgelehrten  eiugeholt.  Die 
Justiz  wird  hier  ganz  unentgeldlich  verwaltet,  und  bloss  die 
Expeditions-  oder  Copial-Gebühren  bezahlt.  Ueberhaupt  ist  auf 
die  Seltenheit  der  Processe  davon  zu  schliesseu,  dass  sich  hier 
kein  Advocat  ernähren  kann,  wie  dann  nur  ein  einziger  in 
Speyer  ist,  der  sich  nicht  ernähren  könnte,  wenn  er  nicht 
zugleich  Kaufhaus-Schreiber  wäre.  Gewiss  ein  seltener  Falll 
Wenn  also  zur  Verbesserung  der  Justiz  an  sich,  Aenderungen 
hier  gemacht  werden  wollten,  so  könnten  solche  unterbleiben“.') 

Ein  glänzenderes  Zeugnis  vermochte  wahrlich  der  für  fremde 
Einrichtungen  so  begeisterte  Franzoseusch wärmer  der  Justiz- 
pflege seiner  Vaterstadt  nicht  auszustellen! 


')  Kernling,  die  Rlieinpfulz  in  der  KeToIutiouszeit  von  1792  bi«  1798, 
üand  I,  S.  209  II.  II,  Beilage  23  (S.  467). 
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Erstes  Hauptstück: 

Das  Verbrechen. 

§ 1. 

Benennung. 

Die  roelitswidrige  Handlung  hat  in  der  Terminologie  des 
älteren  deutschen  Rechtes  eigentlich  nie  einen  einheitlichen, 
gleichmässigen  und  allgemein  anerkannten  Namen  getragen. 
Ja  nicht  einmal  den  einzelnen  Benennungen  gelang  es,  feste 
Formen  zu  gewinnen:  es  gibt  vielmehr  Begiitfe,  die  bald  die 
rechtswidrige  Handlung  überhaupt,  bald  speziell  die  dolose  oder 
die  mit  Vorbedacht  und  Ueberleguug  begangene  That  bedeuten, 
und  nur  wenigen  ist  eine  bestimmte,  gleichbleibende  Küaneierung 
eigen.  Auch  die  zu  allen  Zeiten  gemachte  Unterscheidung 
zwischen  leichteren  und  schwereren  Verbrechen  hat  in  der 
Terminologie  des  Speierer  Strafrechts  wenigstens  der  älteren 
Zeit  keinen  bleibenden  Ausdruck  gefunden,  vielmehr  erscheinen 
auch  die  Benennungen  dieser  beiden  Hauptverbrechensgruppen 
höchst  verschwommen  und  fortwährendem  Wechsel  unterworfen. 
Neben  dem  farblosen  crimen,')  deliclum,'*')  excessus,  *)  iniusticiaJ) 
bösheit,'»)  unrecht")  findet  sich  das  in  der  Regel  nur  bei 


*)  z.  B.  Hilgard  8.  17;  siehe  dagegen  S.  310. 

*)  z.  B.  ebenda  8.  30.  7S. 

•)  z.  B.  ebenda  S.  110,  10r>,  310.  S.oe. 

*)  z.  B ebenda  8.  10;  vgl.  Hofreebt  Bischof  Unrehards  von  Worms  §8. 
z.  B.  ebenda  8.  41*4. 
z.  B,  ebenda  8,  350,  384. 
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schwereren  Misselhatcii  pebrauclite  nialeficiuni.')  inalefactor, 
maleficator'-)  und  dann  wieder  enidieuiistisclie  Ausdrücke,  wie 
mala,-’)  error  u.  älnd.  Melir  scliwülstig  als  prägnant  sind  vor 
allem  die  Deliktsbenennungen  in  dem  arabeskeureiclien  liatein, 
wie  es  der  Protonotar  des  Bischofs  und  die  geistlichen  liichter 
schreiben,  wenn  sie  z.  B.  in  dem  Verbannungsdekret  von  1265 
über  die  Aufrührer  Voltzo,  Hartmud  und  Cunrad  deren 
Delikte  durch  Phrasen  wie  „nimii  furoris  agitati  stimulis  et 
nequicie  fomite  inflammati“,  oder  (nt)  „maligno  inflati  spiritu 
in  pravitatis  et  perversitatis  modo  modum  excederent  et  nien- 
surani“  u.  dgl.  zu  schildern  suchen."'} 

Ausdrücke,  wie  enormitates,'*)  scclera,")  dann  wieder  fore- 
factuui,^)  undete,*')  unlediger  man,'")  ubeltliat,  ybeltheter,")  un- 
gerechter,'-) unvertiger,")  misthediger  man'^)  haben  in  der 
Regel  be.sonders  schwere  Missetliaten  im  Auge,  während  vrevel. 


z.  li.  Hilgaril  S.  81,  110. 
z.  H.  ehenila  S.  81,  83,  s3,  UO. 
z.  li.  ebii.  8.  80. 

')  z.  B.  cbd.  8.  81. 

•■)  cbd.  8.  80  ff. 

“)  z.  B.  ebd.  8.  83. 

')  z.  B.  i bd.  S.  81. 

“)  z.  B.  cbd.  .S.  Ul.  173.  3l.->. 

'•'J  z.  B.  ebd.  8 41‘J;  Buos.  Urkiuidcnlmcb  der  .Stadt  Worms  Bd.  II, 
S.  330  a.  K. 

z.  B.  Statut  von  1373,  W.  Harster,  Urkunden  S.  113;  vgl. 
Boos  a.  a.  O.  II.  8 4.so  t',  (,boac,  argwendige.  obiltetigc.  uutetige  Icute“); 
Weistüiner  von  .'Soliiftci.stndt.  Erpolzheim,  tirossbockenbeim,  Kodeubaeb  u.  a.  w. 
.^tirimni,  Weistiinicr  Bd  V,  8.  üso,  r>s3,  003,  023,  03.ö}. 

vgl  z.  B.  Weistümer  von  l^ueicbhambacb,  Gleiswcilor,  Schiffer- 
sladt.  Bertzwcilcr,  Höchen,  Wcidcntbal,  Kanisen,  Burg.alben  u.  s.  w. 
(Urimm  a.  a.  O.  8.  503,  607,  5sl,  053,  038,  531,  021,  078J. 

'-)  vgl.  z.  B.  Weistiiiner  von  Kainaen,  Kbemburg,  Imsweiler,  Maun- 
weilcr  n.  a.  .(iriniin  8.  017,  021,  052,  004,  000). 

'-)  z.  I!.’  Hilgard  8.  385;  vgl.  Weiätniner  von  llassloeh,  Kallstadt, 
Kanisen.  (Tiossbockonhcira  u.  s.  w.  (Urimm  8.  580,  010,  010.  023). 

'•)  vgl.  Weistümer  von  llocb-stetten,  Mittelbexbacb,  Blie.sbrucken 
(Urimm  .8.  033,  703,  700,  709). 
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vcrevrle,')  coiitiiuiacia,  vhdeiicia,'-')  imbe.sdicidenheit,"“)  ubtr- 
^rief,^)  unfiige'’)  gewöhnlich  nur  auf  leichtere  Verfehlungen, 
insbesondere  Antastung  der  Ehre  oder  der  körperlichen  Unver- 
sehrtheit sich  beziehen.  Gerade  in  der  zuletzt  genannten  An- 
wendung umfasst  der  Begriff  Frevel  ein  weitreichendes  Gebiet 
und  findet  seine  (irenze  erst  bei  der  völligen  Vernichtung  der 
körperlichen  Integrität,  der  Tötung.'*) 

Gleiche  Bedeutung  wie  Frevel  hat  häufig,  wenn  auch 
keineswegs  immer,  der  Ausdruck  Misshandlung  oder  misse- 
tät.’)  iSo  denkt  die  ^IRO.  doch  wohl  nur  au  mit  Geldstrafe 
sühnbare,  leichtere  Delikte,  wenn  sie  die  Begehung  einer 
Missethat  oder  eines  Frevels  zur  Nachtzeit  mit  doppelter  Straffe 
bedroht.") 

Das  Substantiv  „Verbrechen“  ist  wenigstens  in  der 
älteren  Zeit  nicht  gebräuchlich;")  dagegen  kommt  das  Verbum 
im  Sinne  von  „verwirken“  (eine  pene)  sehr  häufig  vor. 


')  z.  B.  Tfilgaril  8.  222,  ae.’. ; vgl.  Weistümer  von  .Schifferstndt  (,un- 
geburlicli  Sachen",  dann  .ufnire",  ferner  überlast,  ufrur  und  frevel“),  Ost- 
hofen (.ubirtreduug,  die  man  nennet  frevel").  .Steinbach,  Ebernbnrg,  Schiers- 
feld, liertzweiler  u.  a.  Grimm  S.  587,  636,  ß52,  656,  658). 

*)  z.  li.  Uilgard  S.  39  (.contnmacia  sive  violencia  quae  frevele 
dicitur"),  8.  130. 

3)  z.  B.  ebd.  8.  361. 

‘)  z.  B.  ebd.  8.  219,  286,  356,  361. 
f')  z.  B.  ebd.  8.  222,  332. 

“)  ebd.  8.  130  in  einer  Ratsverordnung  von  1292:  „Et  si  qiiis  talis 

non  esse  debens  in  civitate,  in  ea  interim  ab  aliqno  lederetnr  excepto  homicidio, 
ille  ledens  enm  nullam  faciet  violacionem,  videlicet  eine  verevele, 
ipse  autem,  si  aliquem  hslcret,  violabit".  Das  Weistum  von  Kappeln  von 
13.53  rechnet  sogar  die  „dotslege“  zu  den  Freveln:  „und  was  onch  frebelc 
heschehent  in  offener  wirte  hueser  und  höbe,  als  von  reuefene,  slahene  und 
dotslegcn,  die  in  derselben  wirte  huescren  verrichtet  werdent"  etc. 
(Grimm  8.  650). 

’)  vgl.  Uilgard  8.  216,  222,  221  f..  329,  406,  481  f.,  484,  492  f. 

"j  Uilgard  8.  222. 

*)  vgl.  aber  Hochstetten  Grimm  8.  646);  1333  bestätigt  Johann  der 
Trippier,  Landrichter  zu  Neustadt : „daz  die  stat  und  hurcer  geineinlich  zu 
Spire  von  . . romschen  keysern  und  kunigen  sint  govriet,  daz  si  nnib  alle  sache, 
schult,  frevel,  braut,  heimsfich,  notzog  und  inort  an  cheinein  geriht  vor 
nieraan  zu  reht  sten  suln  daune  zu  geriht  in  irre  stete  zu  Spire*  (Uilgard 
8.  363).  .Statt  des  Begriffes  „Ungericht“  werden  also  hier  dessen  vor- 
nehmste Fälle  (4)  aufgezählt.  Äehnlich  Worms  1366  (Boos,  UB.  II,  8.394). 
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Auch  für  Verbrechen,  die  an  Hals  und  Hand  gehen,  fehlt  eine 
einheitliche  Benennung;  neben  „Ungericht“  findet  sich  ini  alten 
Speierer  Gerichtsgebrauch  im  Anschluss  an  die  Terminologie 
des  Schwahenspiegels  der  Ausdruck  „das  Mort“,  oder„Mordt“, 
der  nur  von  besonders  schweren  Verbrechen  gebraucht  wird. 
Auch  „Missetbat“  und  „Misshandlung“  erlangt  in  späterer  Zeit 
die  gleiche  Bedeutung  wie  Ungerieht,  während  leichtere  Vergehen 
als  Frevel,  unfog,  ubermut,  ui)i)igkeit  und  mit  ähnlichen  Aus- 
drücken bezeichnet  werden.') 


In  gleicher  Weiso  stellt  1255  Bischof  Uerhard  die  iniuriatores,  molestntores 
lind  debitores  einander  iregenüber.  (Hilgard  S 63). 

')  Die  Weistiimer  scheiden  häutig  zwischen  der  Krevelgerichtsbarkeit  und 
der  üericht.sbarkeit  über  Hals  und  ilalsbein,  Blut  und  Fleisch;  so  Hördt 
144S  („hals  und  haisband“,  Clrinim  S.  55ii);  Schifferstadt  1501  („bliit  und 
fleisz“,  Grimm  8.  6S5,  .590);  Ramsen.  Otter.sheim  und  Imme.'^heim,  Stein- 
bach, Xaiinstuhl,  Baumholder,  Kusel  (Grimm  8.  617,  621.  634,  636,  66«, 
674,  676);  Hurgalben  1484  (,hals  und  buch  und  hiilsgehein“.  Grimm 
8.  679);  Hochstetten  1513  („lial.s,  bein,  leib  unil  leben“,  Grimm  8.  639); 
Weilerhach,  Harnstein  und  Steinwenden  ,blut,  hals,  haUbein“  — „frevel  und 
busz“,  Grimm  8.  660);  Schiersfeld  (.ilieh  und  diebin,  hals  und  bein“, 
Grimm  8.  657);  ebenso  Erlenbach,  Imsweiler,  Maimweiler  (Grimm 
8.  663,  664,  666). 

Weiter  finden  sich  die  Bezeichnungen  .peinlich  oder  malefitzsachen“ 
(Hochstetten  1543,  Grimm  8.  64«),  „haisgerichtliche  hendel  und  nmlefilz- 
sachen“  ..„als  dotschlagk,  diebstal  und  dergleichen")  im  (iegensatze  zu  den 
„frevelhaftigen  sachen"  („schlagen,  drucken  oder  w und,  item  schelt,  einigung, 
der  Pfaltz  geb^t  übertreten,  und  was  dero  gleichen  .sein  mag“,  Bellheim 
1565,  Grimm  8.  555),  „üoehbieszige"  und  „frevelhaftige“  Sachen  (Hördt 
156.5,  Grimm  8.  652  ■. 

Die  Frevel  scheiden  sich  wieder  in  grosse  und  kleine,  Wald  und  Blut-, 
Blut-  und  „Straig‘'frevel ; vgl.  Kallstadt.  Burgalbeu,  Ramsen.  Schiersfeld, 
Bertzweiler,  Katzenbach,  Manuweiler.  Spesbach,  (Queichhambach,  Gleisweiler 
(Grimm  S.  611,  679,  617,  621,  657,  659,  666  f.,  674,  563,  571). 
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§ 2. 

Die  Zurechnungsfähigkeit. 

Die  Geistesgabeii  und  Gemütsanlagen  jedes  einzelnen  Delin- 
quenten eingehend  zu  studieren,  fehlte  es  dem  Mittelalter 
weniger  an  Lust  als  an  Fähigkeit;  gesunder  Vei'stand  und 
Billigkeitssinn  sagten  den  Richtern,  dass  das  Kind  oder  der 
NaiT  nicht  in  der  gleichen  Weise  für  eine  rechtswidrige  Hand- 
lung verantwortlich  gemacht  werden  könne,  wie  der  gereifte, 
iui  Vollbesitz  aller  Verstandeskräfte  sich  befindende  Mann,  ohne 
dass  man  jedoch  — was  bei  der  niedrigen  Stufe,  auf  der  die 
ärztliche  Wissenschalt  jener  Zeiten  stand,  nicht  wunder  nehmen 
kann  - in  der  Lage  war,  den  wirklich  Zurechnungsunfähigen 
vom  Simulanten  zu  scheiden. 

Kinder,  die  im  zartesten  Alter  ein  Delikt  verübten,  gingen 
an  sich  regelmässig  straffrei  aus;  .sobald  aber  die  Thatumstände 
den  Schluss  zuliessen,  dass  der  Thäter  doch  schon  selbständig 
zu  denken  und  zu  handeln  gelernt  hatte,  liefen  sie  wenigstens 
nach  si)äterem  Rechte  Gefahr,  nach  dem  Satze  „Malitia  supplet 
aetatem“  die  gleiche  Strafe,  wie  sie  den  F.rwachsenen  drohte, 
auch  über  ihr  jugendliches  Haujtt  verhängt  zu  sehen. 

Kam  schon  körperliche  Krankheit  und  Leibesblödig- 
keit bei  der  Urteilsfällung  strafmildernd  in  Betracht,  so  schloss 
auch  nur  teilweise  geistige  Umnachtung  des  Angeklagten 
jede  Bestrafung  aus,  wenn  die  Obrigkeit  auch  mitunter  recht 
einschneidende  Sicherungsmassregeln  gegen  ihn  zur  Anwendung 
brachte. 

1Ö77  entlässt  man  einen  Inqiiisiten  aus  dem  Lochgefängnis, 
weil  er  „ein  verwirter  köpf“  gewesen,  desgleichen  einen  andern 
im  nämlichen  Jahre  „seiner  jugent  und  an  ihm  habenden 
schweren  krauckheit  halber,  auch  weil  er  nicht  wol  bei  sich 
.selber;')  1578  geht  ein  Häftling  als  „ein  einfeltig  hörloser  dieb“ 
der  Tnrmhaft  ledig.'-')  1642  rät  der  Konsulent  Tisson,  einen 


•)  VKAP.  1,  1077. 
ebenda  157S. 
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jugendlichen  8ell»stniörder,  der  in  Alelancliolie  und  Blödigkeit 
sieh  das  Leben  genommen  hatte,  nicht  weiter  zu  bestrafen, 
sondern  still  und  ohne  Pomp  bestatten  zu  lassen.')  Dem  gleichen 
Grundsatz  huldigt  die  Gerichtsordnung  von  Hochstetten  1543 
§ 23:  „Ob  icmandt,  er  wer  dan  wanwitzig,  ime  den  tod  selbst 
anthet,  desselben  güter  verfallen  auch  der  hcrschaft“.-) 

Von  hohem  Interesse  ist  weiter  die  Behandlung  der  sub- 
jektiven Zurcchenbarkeitsfrage  bei  Hexen  und  Zauberern. 
Gelang  es  auch  nicht,  die  wahre  Wurzel  alles  Uebels  völlig 
blosszulegen,  weil  diese  eben  in  den  Wahnideen  der  Zeit  und 
der  religiösen  Verbohitheit  ihrer  Kinder  ruhte,  so  war  es  doch 
ein  nicht  zu  unterschätzender  Fortschritt,  wenn  man  nun 
wenigstens  den  Glauben  an  die  Wirklichkeit  und  reale  Mög- 
lichkeit der  Hexenfahrten  und  des  Hexensabbats  aufgab  und 
die  den  unglücklichen  Opfern  des  Hexenwahnes  abgefolterten 
Bekenntnisse  als  Ausfluss  schlimmer  Wahnvorstellungen,  Halluzi- 
nationen oder  gar  der  Einwirkung  des  bösen  Feindes  zu  erklären 
suchte.  Aus  diesem  Grunde,  nämlich  weil  sie  selbst  nicht  recht 
bei  Sinnen  und  all  ihr  Thun  und  Reden  eitel  Fantasey  und 
Teufelsblendwerk  sei,  empfiehlt  im  zweiten  Jahrzehnt  des 
17.  Jahrhunderts  ein  Konsulent  zwei  wegen  Hexerei  verfolgte 
Weiber  der  Gnade  des  Rates  und  legt  ihm  ans  Herz,  dafür  zu 
sorgen,  dass  man  die  beiden  aus  Gottes  Wort  besser  unter- 
richte und  wieder  zurecht  bringe.'') 

Kindsmörderinnen  berufen  sich  häufig  auf  krankhafte 
seelische  Zustände  und  Gemütsverwirrungen,  die  sich  als  Folgen 
des  Geburtsaktes  ihrer  bemächtigt,  und  wollen  in  einem  unwider- 
stehlichen Drange,  ja  oft  auf  direktes  Geheiss  des  bösen  Feindes 
gehandelt  haben.  So  «■scheint  der  Richterin  der  Gottseibeiuns 
in  Gestalt  eines  Müllerburschen  und  befiehlt  ihr,  ihr  neugeborenes 
Kind  mit  Füssen  zu  treten  und  in  den  Mühlbach  zu  werfen. 
Einem  dämonischen  Zwange  folgend  gehorcht  sie;  da  umfasst 
die  Gestalt  ihren  Leib,  willens  sie  ihrem  Kinde  nachzuwerfen, 


')  s.  unten  § 20  Hb. 

■'''  Orimin,  Weistiiiiicr  Hd.  V,  ,S.  i'.is. 
'■‘j  8.  unten  § 51. 
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sie  aber  schreit,  von  Todesangst  erfasst,  laut  auf:  , Herr  Jesus!“ 
und  alsobald  ist  die  Gestalt  verschwunden.  Wahrend  der  Ver- 
tieter  der  Anklage  dieser  märchenhaften  Erzählung  keinen 
Glauben  beimi.sst  und  die  Strafe  des  Sackes  für  verwirkt  er- 
achtet, warnt  der  defensor  der  Kindsmörderin  eindringlich  vor 
einer  Bestrafung  der  Unglücklichen,  die  für  ihre  grause  That 
nicht  verantwortlich  gemacht  werden  könne,  weil  sie  von  einer 
Illnsion  befangen  gewesen,  „die  aus  einer  melancholia  super- 
naturalis  und  excedens  entsteht,  so  da.ss  sie  in  Traurigkeit  uud 
privation  der  Sinnen  verfallen  und  kein  Bewusstsein  von  ihrer 
That  gehabt  habe.“  Der  Rat  aber  vermag  hietur  keine  ge- 
nügenden Anhaltspunkte  zu  gewinnen  und  verurteilt  die  arme 
Sttuderiu  zum  Tode  durchs  Schwert.’) 

Auch  die  Kindsmörderin  Dorothea  Xicolasin  beruft  sich 
1732  bei  ihrem  Verhör  auf  schwere  Gemütszerrüttung,  die  sie 
in  und  nach  der  Geburt  erlitten  habe ; auch  sie  glaubte  eine 
dämonische  Stimme  zu  vernehmen,  die  ihr  anbefahl,  ihr  Kind 
zu  erschlagen,  uud  der  sie  wider  Willen  folgen  musste.  Auf 
Antrag  der  Verteidigung  sendet  der  Rat  die  Akten  an  die 
Juristenfakultät  zu  Altdorf,  die  zu  dem  Schlüsse  kommt,  „cs 
sey  mit  der  Inquisitin  Gemüthsbeschalfenheit  so  gar  richtig  nicht“, 
und  empfiehlt,  zunächst  dieselbe  ärztlich  uutei-suchen  und  ihren 
Geisteszustand  beobachten  zu  lassen  und  sie,  wenn  die  Aerzte 
eine  Störung  der  Geisteskräfte  nicht  für  gegeben  erachten 
würden,  mit  der  peinlichen  Frage  anzugreifen,  andernfalls  aber, 
um  einen  Rückfall  in  das  frühere  unzüchtige  Leben  zu  ver- 
hindern, sie  in  einem  Toll-  oder  Spinnhaus  einziischliesseu  und 
bei  geringer  Kost  zur  Arbeit  auzuhalten.  Kachdem  die  erste 
ärztliche  Untersuchung  ein  positives  Ergebnis  nicht  geliefert 
hatte,  mehren  sich  später  die  Anzeichen  um  sich  greifender 
Geistesumnachtung,  so  dass  der  Rat  auch  die  Tortur  für  unan- 
wendbar hält  und  beschliesst,  die  Delinquentin  lediglich  ihres 
unzüchtigen  Lebenswandels  und  mehr  der  Unschädlichmachung 
halber  als  zur  Strafe  ewig  in  ein  Zuchthaus  zu  venschliessen, 
wo  sie  „unter  strenger  Zucht  uud  Anhaltung  zur  Arbeit  von 


’)  X.  708. 
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allen  Ausschweiffungcn  des  Gemüths  abgewöhnt  und  ihre  Seele 
vom  gentzlichen  Verderben  gerettet  werden  könnte“.') 


Die  Rechtswidrigkeit. 

An  sich  ist  es  allgemein  gütiger  Grundsatz,  dass  nur  die 
rechtswidrige  Handlung  unter  Strafe  fällt;  oft  aber  sieht 
sieh  der  Gesetzgeber  veranlasst,  den  Begriff  Rechtswidrigkeit 
in  irgend  einer  Richtung,  und  zwar  meist  restriktiv,  zu  inter- 
pretieren und  Fälle,  bei  denen  unter  allen  rmstäuden  die  Ver- 
letzung fremder  Rechtsgüter  der  Rechtswidrigkeit  ermangeln 
soll,  ausdrücklich  namhaft  zu  machen. 

.4.  Notwehr,  .4nlass  und  erlaubte  .Selbsthilfe.'') 

Die  .MRO.,  die  den  Ausdruck  „Notwehr“  nirgends  ge- 
braucht, scheint  auch  auf  den  ersten  Blick  die  Aufstellung  einer 
Notwehrtheorie,  wie  solche  sich  in  andern  Stadtrechten  des  Mittel- 
alters so  hantig  finden,  gänzlich  vermissen  zu  lassen  und  sich 
über  Wesenheit  und  Behandlung  dieses  strafrechtlichen  Begriffes 
in  undurchdringliches  Schweigen  zu  hüllen.  Dagegen  bespricht 
das  genannte  Gesetz  eine  vci  wandte  Art  der  erlaubten  Selbst- 
hilfe, das  Vergeltungsiecht  auf  Anlass,  eingehend  genug,  um 
uns  auch  zur  Konstruktion  des  Notwehrbegriffes  die  wichtigsten 
Bausteine  zu  liefern.  Diese  Bestimmungen  haben  folgenden 
Wortlaut: 

„AVer  ouch  etzliche  getät  dht  mit  w'orten  eder  mit  werken 
gegen  iemanne,  der  daz  ane  vahet,  der  sol  daz  bezzeren  und 
ginre  nit,  eb  ginre  wol  uf  der  selben  stat  ein  semelichez 
gime  hin  wider  düt,  der  daz  an  gevangen  hat,  ane  den  dotslag, 


')  N.  710. 

vgl.  O.senbrüggen,  al.  Sir.  K.  S.  lilO  f.,  John  S.  2«3  ff., 
Levita,  das  Kecht  der  Notwehr. 
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den  sol  men  rihten,  als  da  vor  gescliriben  stat“.  Die  Neure- 
daktion von  134ti  fügt  hinter  „der  daz  an  gevangen  hat''  ein: 
„ist  aber  daz  einre  an  dem  angehaben  wirt,  gime  ein  merres 
diit,  dcnne  inie  geschelien  ist,  unde  da  mite  in  peue  vellet,  so 
sol  doch  ginre,  der  da  angeliaben  hat,  bessern  darnacli  als  die 
gctat  danne  ist,  Worte  oder  werke,  damit  er  anhüb,  als  ob  ez 
vor  von  ime  geelaget  were,  unde  dez  niht  ledig  uzgan,  umbe 
daz  er  der  gedetde  ein  anheber  gewesen  ist“.') 

Solortige  Erwiderung  eines  Angriffes  mit  einem  gleich 
starken  Gegenangriff'  bleibt  also  straflos,  während  der  „Urheber“ 
natürlich  straffällig  wird;  Erwiderung  mit  einem  exzedierenden 
Gegenangriff  ist  stral’bar,  soweit  ein  Exzess  vorliegt,  aber  auch 
der  ursprüngliche  Angreifer  hat  seinen  Angriff'  zu  sühnen  und 
zu  be.ssern,  weil  er  „der  gedetde  ein  anheber  gewesen“. 
Das  hat  die  Wirkung,  dass  der  Urheber,  wenn  er  den  Gegen- 
angi-eifer  des  Exzesses  wegen  verklagt,  zuvor  selbst,  wie  wenn 
sein  Gegner  zuerst  geklagt  hätte,  den  Anlass  bessern  muss, 
ehe  er  ein  siegreiches  Urteil  erstreiten  kann.  Dagegen  soll 
dem  Angegriffenen  die  Berufung  auf  den  Urhab  nichts  nützen, 
wenn  er  .sich  zum  höchsten  Grade  des  Exzesses,  zur  Entleibung 
des  Angreifers,  hat  fortreissen  lassen. 

Wenn  nun  sogar  die  Erwiderung  eines  bereits  vollendeten 
Angiiffs,  sofeine  sie  sich  nur  innerhalb  der  von  der  Rechts- 
ordnung vorgezeichneten  Grenzen  hält,  vollständig  straflos  hin- 
geht, so  muss  dies  doch  in  noch  viel  höherem  Grade  dann 
gelten,  wenn  der  Angegriffene  sich  gegen  einen  noch  fort- 
dauernden, ihn  mit  einer  Schädigung  an  I^eib  oder  Leben  be- 
drohenden Angriff'  durch  Verletzung  des  Angieifers  verteidigt. 
Konnte  doch  die  Rechtsordnung,  die  dem  Rachedurst  des  Ver- 


')  Hilganl  .S.  320  iin<l  Aiim.  2;  über  die  prozessuale  HeliandluuK 
vgl.  ebenda  .S,  222,  Anni.  2:  „Ist  mich  daz  einre  claget  von  cime  andern, 
daz  er  im«  schaden  oder  unfnge  Worte  oder  werke  getan  habe,  unde  er  daz 
sich  vermisset  zu  bezügende,  unde  ginre  spricbet,  er  habe  in  vor  geschadiget 
unde  sich  dez  ouch  gezügnisse  vermisset,  daz  gezügnisse  sol  man  miten- 
auder  gemeinliehen  verhören,  unde  wer  under  den  zwein  daz  be.ste  gezügnisse 
unde  kunschaft  hat,  unde  sich  die  rihterc  erkennent,  daz  ez  daz  beste  si, 
darnach  sölleut  die  mantribtere  daz  rihten  unde  sol  niht  schaden  noch 
hindern,  obo  einre  vor  oder  nach  claget  hat.“ 


Digitized  by  Google 


32 


letzten  so  weit  Rechnung  trug,  dass  sie  ihm  verstattete,  den 
geschleuderten  Pfeil  auf  den  Schützen  zurückzuschnellcn  und 
dem  Urheber  Gleiches  mit  Gleichem  zu  vergelten,  den  nicht 
minder  günstig  stellen,  der  den  Angreifer  schlug  oder  wundete. 
weil  er  sich  in  seiner  Not  nicht  anders  zu  helfen  wusste.  Ja 
in  solchem  Falle  muss  sogar  der  Totschlag  straflos  sein, 
wenn  er  zur  Abwelir  eines  Leib  und  Leben  bedrohenden  An- 
griffes unbedingt  erforderlich  war:  denn  dann  kann  von  einem 
Exzesse  nicht  die  Rede  sein,  während  natürlich  bei  der  Ver- 
geltung nach  vollendetem  Angriff  die  Entleibung  des  Ur- 
hebers gerade  darum  strafbare  Missethat  ist  und  bleibt,  weil 
sich  hier  im  Verhältnis  zum  ursprünglichen  Angriff’  der  Totsclilag 
immer  als  Exzess,  als  „ein  merres“  darstellt.  Demnach 
werden  wir  mit  gutem  Rechte  behaupten  können,  dass  im 
älteren  Speierer  Recht  die  Notwehr  d.  h.  die  gegen  einen 
rechtswidrigen,  Leib  oder  Leben  bedrohenden  Angriff  ange- 
wandte, notwendige  Gegenwehr  die  Rechtswidrigkeit  der  Be- 
gehung ausschloss  und  daher  auch  die  Strafbarkeit  des  Thäters 
beseitigte.') 

Thut  der  Angegriffene  „ein  merres“,  als  zu  seiner  Ver- 
teidigung erforderlich  gewesen  wäre,  so  wird  er  strafbar. 
Ausserdem  mochte  der  Rat  mitunter,  selbst  wenn  die  Notwehr- 
handlung voll  erwiesen  war,  aus  sicherhcits]iolizeilichen  Gründen 
nicht  versäumen,  dem  Thäter  baldige  und  bleibende  Entfernung 
ans  Herz  zu  legen.  So  wird  1576  ein  Italiener,  der  Schorn- 
steinfeger Peter  von  Mailand,  der  in  rechter  Notwehr  einen 
andern  erstochen  hatte,'*)  für  alle  Zeiten  auf  zehn  Meilen  im 
Umkreis  der  Stadt  verwiesen:  er  schwört  die  Urfehde  in 
deutscher  Sprache,  worauf  ihm  dann  ihr  Inhalt  in  seine  Mutter- 
s{)rache  übersetzt  wird. 


■)  Dafür,  rt.ass  iler  Augriff  sich  gegen  Leib  oder  Leben  des  Ange- 
griffenen richten  musste,  ergieht  die  MRO.  keine  Anhaltspunkte,  doch  gilt 
dies  allgemein  als  Requisit  des  Xotwehrthathestandes  der  mittelalterlichen 
Rechte  (Osenbrilggeu,  al.  Str.  R.  ,S.  I.ö2  ff.,  Studien  S.  1U6;  üeyer, 
S.  09,  Aum.,  V.  Lisz  t,  Lehrb.  6.  Aufl.  S.  US;  John  S.  SOS;  Friese  S.  ß) 
und  bildet  gerade  den  wichtigsten  L’nterscbied  der  Notwehr  vom  Anlass, 
der  auch  mit  Worten  oder  schlechthin  mit  Werken  gethan  sein  konnte 
(MRO.  1.  c.,  Osenbrüggen,  al.  Str.  R.  S.  10ü\ 

-J  VRAF.  I,  157B;  Uber  die  Details  schweigt  sich  die  tiuellc  aus. 
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■\Ver  eiiieui  in  Notwehr  Befindlichen  beispringt,  riskiert 
keine  Strafe,  wolil  aber  wer  dem  Angreifer  Hilfe  leistet,  oder 
wer  den  Bedrängten  seinem  Schicksal  überlässt,  falls  eine 
Nothilfepflicht  bestand.  Die  ilRO.  verfügt:  „Ist  daz  ein  gast 
eder  ein  vremdes  eder  der  in  unserin  gerillte  niht  enist  krieget 
mit  einem  nnserm  bürgere  und  in  sieht  eder  seiet,  alle  die  dar 
zii  loufent  den  biirger  zii  schirmende  mit  wafen  eder  ane  wafen, 
die  verliesent  nitznit. 

Ist  daz  ein  iisuian  eder  ein  vrömedes  eder  der  in  nnserm 
gerillte  niht  enist  deheime  nnserm  bürgere  ubergrief  tiit  mit 
wollen  eder  mit  werken,  an  libe  eder  an  giite,  welher  unser 
bnrgere  hilfet  deine  nnserm  bürgere  mit  wafen,  wa  er  die 
niemet,  eder  ane  wafen,  der  verläset  nihtznit  gegen  der  stat 
und  deme  gerillte.  Und  ist  daz  dehein  unser  bnrgere  deme 
nbergrifer  gestet  eder  hilfet  mit  werken  und  deten.  der  git 
fumf  idiiint  spirscher  und  rämet  zehen  Wochen,  will  er  des 
beret,  also  da  vor  stat'*.') 

lui  Gegensatz  zur  Notwehr  genügt  zur  Straflosigkeit  einer 
Verletzung  aus  Anlass  Vergeltung  eines  durch  Worte  oder 
Werke  bethätigteii  .Angriffes;  neben  der  körperlichen  Integrität 
erscheinen  vor  allem  Ehre  und  Vermögensrechte  als  die  durch 
den  Urhab  geschädigten  Kechtsgüter.  Indes  bleibt  die  Kechts- 
ordnung  nicht  bei  dem  aiigefiihilen  Grundsätze  stehen,  der 
Gleichartigkeit  des  vergeltenden  Gegenangriffs  mit  dem  Urhab 
verlangt,  sondern  sie  statuiert  noch  eine  Reihe  weitergelieiider 
Selbstliilfereclitc. 

Ehrbaren  .Männern  und  Erauen  wird  nicht  zugeinutet,  wenn 
ein  „böse,  verworfen  eder  iinturc  man“  ihre  Ehre  besudelt,  sich 
auf  Vergeltung  durch  Widerschelte  zu  beschränken;  sie  diirfeu 
ungestraft  — aber  nur  „ut  der  selben  stuiit“  — das  Lästermaul 
schlagen  oder,  wenn  sie  dies  unter  ihrer  Würde  dünkt,  auch  — 
schlagen  lassen.-) 


‘)  Hilgaril  S.  2is  t. 

.MKO.,  Hilgaril  S.  Cls:  «Welch  böse,  verworfen  eitor  uiiti'ire  man 
einen  erbem  mau  eder  vrowcu  scbiltet,  den  sol  man  slahen  an  der  sulii  und 
sol  in  uz  der  ätat  tribeu  nimmer  wider  zekumende,  der  rat  heiz  ez  deiine. 
Und  ist  daz  der  erber,  der  also  gescholten  wirt,  oder  iemau  den  er  daz. 
beizet,  ul’  der  selben  stuut  den  untüreu  sieht,  der  verltiret  du  von  nitznit' 

Th.  Httrtler,  ScrAfrechc  d«r  fr«uo  lleichsätadt  äp«iiir. 
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Nicht  minder  ist  straflos,  wer  von  einem  andern  so 
schmählich  gereizt  wird,  dass  er  seiner  Ehre  lialber  nicht  anders 
kann,  als  den  Angreifer  zu  schlagen  oder  gar  zu  wunden.') 

So  hat  nach  der  VRO.  von  1hl ti  derjenige,  der  eine  In- 
jurie sofort  mit  Schmähworten  oder  Schlägen  erwidert,  nur  die 
halbe  Busse  zu  zahlen,  selbst  wenn  dabei  „die  rechtliche  Mass“ 
nicht  eingehalten  wurde.  AVenn  ihn  dagegen  der  Aiiheber 
freventlich  gereizt  oder  förmlich  zum  Schlage  herausgefordeit 
hat,  und  er  nuu  den  Angreifer  schmäht,  schlägt  oder  wundet, 
so  soll  er  darum  weder  Besserung  noch  Frevelbusse  schulden. 

Erlaubt  ist  endlich  die  durch  Personalpfäudung,  ja  selbst 
durch  euii)tindliche  Züchtigung  des  Frevlers  bethätigte  Selbst- 
hilfe des  Grundeigentümers  gegen  denjenigen,  der  auf 
seinem  Eigen  Schaden  stiftet,  aber  von  ihm  auf  liandhafter 
That  ertappt  wird.  So  gewährt  die  MRO.  dem  Geschädigten 
und  allen,  die  in  seinem  Namen  handeln,  das  Recht,  an  einem 
beim  Holzschlagen,  Gras-  oder  Fruchtschneiden  betroffenen 
Missethäter  in  ausgedehntem  Masse  ihr  Mütchen  zu  kühlen. 
Nicht  nur  das  Raufen,  sondern  auch  Faustschläge,  Fusstritte 
und  Stockhiebe  gelten  als  vollberechtigte  Aeusserungen  des 


Vgl.  hii’iii  (Ins  Krit'(leriül)iicli  der  Sradl  Main/.  § is  (Jloiie,  ZOO. 
Bd.  V'll,  S.  IS):  „Int  e.n»  Hlier,  da.n  ein  lieht  wip,  eyn  verliiimint  böse  wips 
nammen  an  eymni  man  odir  an  eyne  franwe  brenget  mit  Worten  odir 
mit  wercken.  und  der  man  slocht  odir  reutet  odir  züchtiget  das  böse 
wip  aue  doit  odir  lemde.  dariimb  ciisint  sie  keiu  besnerunge  schuldig.“ 
Hier  geheu  also  die  Zugeständnisse  an  den  berechtigten  Kacbodraug 
des  Angegrilieueu  ziemlich  weil;  vgl.  iibrigeus  das  Friedensbuch  der 
Stadt  Mainz  (Moue  a.  a.  O.  S.  15;  § 31:  „Item  i.st  ess,  das  eyn 
licht  man  odir  eyn  böse  persone  odir  eyn  verlummet  boscwicht,  als  ess  die 
burgermeistere  erfarent.  eynen  erberu  manne  mit  Worten  bosslicb  bandelt 
und  yme  an  syne  ere  odir  glympe  redet,  ist,  das  er  den  bosewicht  reuffet 
odir  siecht,  dar  umb  euist  er  kein  pene  schuldig." 

')  vgl.  z.  B.  Mainz  § 21  (Mono  S.  13);  „Item  wer  ess.  das  ymaut 
zu  dem  andern  spreche:  ..bistfi  eyn  bieder!)  man,  so  slag  mich",  wurde  der 
von  dem  selben  also  geslagen  ane  doit  odir  lemde,  und  des  mit  biederben 
mauuen  odir  Irauwen  zwein  odir  mee  bereu  wurde,  das  er  ine  bette  heisseu 
slageu,  an  dem  sali  mau  nit  get'revelt  hao". 
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Racliegefülils,  solange  nur  der  Frevler  sich  noch  auf  des  An- 
gcgrilfencn  Grund  und  Boden  befindet.') 

Auch  hier  also  wird  wieder  besonders  betont,  dass  die 
Selbsthilfe,  um  nicht  den  Charakter  der  Widerrechtlichkeit 
anzunehmen,  in  continenti  auf  den  Angritt’ gefolgt  sein  muss;  sie 
bleibt  erlaubt,  solange  es  dem  Frevler  noch  nicht  gelungen  ist, 
Grund  und  Boden  des  Angegritfeneu  zu  verlassen.  Verfolgung 
Aber  die  Grenze  hinaus  wäre  strafbar. 

1591  lesen  wir  von  einem  Schneider  von  Otterstadt,  der 
einen  fremden  Handwerksgenossen,  so  ihm  „etlieh  kleider  en- 
tragen“,  verfolgt,  ihn  beim  hl.  (jiabthor  niederwirft  und  seines 
Raubes  ledigt,  nicht  ohne  seinen  Rachedurst  an  dem  Ereilten 
naehdriicklichst  zu  dokumentieren.  Der  Rat  aber  erachtet 
solchen  Selbsthilfcakt  des  zorngemuten  Schueiderleins  für  rechts- 
widrig und  diktiert  ihm  eine  Frevelbusse  von  4 U.  Hellern, 
„dieweil  er  sich  selbst  gerechenet  und  dardnreh  in  eines 
Erb.  Raths  freuel  gefallen“.-) 

Endlich  ist  auch  jeder  Bürger  befugt,  einen  Eindringling, 
der  seines  Hauses  Frieden  durch  wideirechtliehes  Verweilen 
stört  und  dreimaliger  .■Vuftbrderung,  sich  zu  entfernen,  nicht 
Folge  leistet,  mit  Gewalt  hinauszuwerfen  oder  durch  sein  Ge- 
sinde austreiben  zu  lassen;  „und  sullent  dar  iimbe  nit  Verliesen, 
obe  sie  hant  au  in  legenl,  aiic  den  dotslag,  den  sol  man  rillten 


e Hilgard  S.  2IS:  „WVr  ouch  oime  sin  gras,  sin  frulit  oder  sin 

lioltz  uf  eckereii,  uf  wisen  oder  im  bnsclu;  abe  snidet  oder  honwet.  bi  tage 
eder  bi  nabt,  der  vellet  in  die  selben  jienen,  als  dicke  er  daz  diit,  wirt  er 
des  beret,  als  da  vor  stat.  fud  sieht  in  deiine  dar  zii,  roufet  eder  drittel 
mit  stecken  eder  mit  banden  ginre.  deine  der  schade  geschehen  ist,  eder 
iemau  von  sinen  wegen,  uf  sime  bodeme,  dar  uffe  der  schade  inie 
geschehen  ist,  der  vrevelt  dar  an  nit“.  Interessante  bestimmungen 
enthält  auch  das  (ianerben weistuni  von  Hanhofen  tbei  Speier'  j 10: 
„Item  wo  ein  erbe  ein  ttnerbe  of  den  ganerben  funde  zu  weiden  farn,  holz 
hanweu,  mewen,  hauwe  holn,  rore  scliniden,  oder  derselben  stuck  eins  holn 
mit  siner  fure,  dem  mag  der  erbe  nemen  was  er  bi  im  fint  6n  den  lip,  und 
moht  das  haben  vor  sin  eigen  gut.  Wer  auch  ein  unerbe  also  mutwillig 
und  wolt  sich  weren,  und  erschlüge  der  erbe  den  unerhen.  so  bessert  er  in 
gein  allen  herreu  mit  l 3hlr.  ‘ (Scheinbu.sse'J  (Hrimm,  Weistüraer  ISd.  V, 
S.  57&,  .Schandeiu  in  den  Mitteilungen  Bd.  II,  S.  2'Jj. 

2)  VRA.P.  I,  1591. 

S* 


Digitized  by  Google 


36 


allewege“.')  Hat  sieb  ein  Veibamiter.  der  wider  Recht  in  der 
Stadt  weilt,  in  ein  Haus  geflüchtet,  so  soll  dies  der  Wirt  oder 
die  Wirtin  bei  Tage  den  Bürgermeistern  künden,  bei  Nacht 
aber  die  Nachbarn  uni  Hilfe  gegen  den  Bann-  und  Hausfried- 
brecher bitten.  Die  Nachbarn  sind  bei  einer  Strafe  von  .'i  //. 
Hellern  verpflichtet,  dem  Rufe  Folge  zu  leisten  und  dürfen  sich 
auch  zu  diesem  besonderen  Zwecke  mit  W'att'en  versehen,  was 
sonst  streng  verboten  ist.  „Wer  ouch  einen  der  also  her  in 
körnet,  wirset  eder  erzürnet,  der  verliiret  dar  umbe  nitznit“.-) 
Dem  vornehmsten  Selbsthilferechte,  dem  Recht  zur  Fehde, 
versagte  die  .städtische  Gewalt  innerhalb  der  Angehörigen  des 
von  ihr  geleiteten  Gemeinwesens  mit  vollem  Rechte  jede  An- 
erkennung; war  sie  doch  selbst  stark  genug,  ihren  Unterthanen 
gegen  jedermann  Rechtsschutz  zu  gewähren  und  ihren  .\n- 
spiüchen  zum  Ziel  zu  verhelfen.  Während  aber  die  städtische 
Obrigkeit  im  Innern  auf  solche  Weise  der  imivaten  Racheübuug 
die  rechtliche  Sanktion  entzog,  entbehrt  sic  selbst  nach  aussen 
hin,  wo  sie  auf  anderen  Schutz  für  ihre  und  ihrer  Bürger 
Interessen  nicht  rechnen  konnte,  nur  ungern  des  Fehderechtes, 
und  Kaiser  und  Könige,  selbst  zu  schwach,  den  Rechtsfrieden 
im  Reiche  zu  wahren,  verleihen  den  Städten  oft  solche  Selbst- 
hilferechte in  weitestem  Umfang.  131.i  erwirbt  z.  B.  der  Rat 
von  König  Ludwig  dem  Bayern  ein  Privileg  des  Inhalts: 
„Wir  wollent  auch  uiide  erleibent  den  selben  bürgern,  ist 
daz  sie  iemau  angrifet  an  ir  libe  odir-  au  ir  güte,  unde  iiilit 
reht  in  ir  stat  heischen  odir  nemen  von  in  wolte,  daz  sie  an 
den  sich  rechen  mogent  an  ir  libe  unde  ir  gute,  weune  unde 
wie  in  daz  fiigit,  unde  sollent  darumbe  keine  vrevel  noch  heiii- 
suche  noch  keine  andir  pene  verwirket  hau  noch  schuldig  sin“. ’) 


')  ililgard  S.  eiS,  Anm.  2. 

Ebenda  S.  22;i;  vgl.  auch  die  Wormser  Sauuiig  von  1287  ;Hoo», 
Urkundenbuch  I,  S.  279  f.). 

’)  Uilgaril  ,S.  229;  einen  Freibrief  dieees  Inhalts  hatte  schon  .\dolf 
von  Nassau  1297  der  .Stadt  verliehen:  „Wer  ouch  das  si  sunder  oder 
samet  ieman  anegriffe  oder  hede  anegriffeu  an  libe  oder  an  gute,  vareu  eder 
ilent  si  deme  uach  in  des  riches  oder  in  andern  herreu  landen,  das  si  in  gerne 
begriffen,  unde  suchen  si  den  in  hüsern  unde  stieszeut  di'iren  nach  dem  uf, 
unde  was  si  der  zu  tunt,  der  ane  sollent  si  uiht  vereveln  an  dem  lantfrideu 
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Auch  die  Landfriedensbündnisse  statuieren  liäufig  weitgehende 
Selbsthilferechte.  So  soll  nach  dem  gi-ossen  Landfrieden  von 
1317')  jedermann  verpflichtet  sein,  zum  Schutze  der  Strassen 
das  Seine  beizutragen,  und  in  Ausübung  solcher  Thätigkeit 
selbst  den  Landfriedbrecher  ungestraft  verletzen  dürfen,  „ehe 
man  zu  der  dat  den  hobtman  oder  die  friden  rihtere  nit  hette 
oder  haben  mohte  so  geheliche“.-) 


B.  Andere  Fälle, 

bei  denen  in  concreto  die  Rechtswidrigkeit  als  ausgeschlossen 
erachtet  wird,  Hessen  sich  in  Menge  anführen.  Wer  seinen 
Gegner  im  Turnier  erstach  oder  wundete,  blieb  aller  Strafe 
ledig;  denn  wenn  sich  der  Bürger  des  Ritterspiels  befliss,  so 
sollte  ei'  auch  die  Folgen  tragen  müssen.  ') 

Auch  die  Erfüllung  gewisser  den  Imperativen  des  Rechtes 
widerstreitender  Pflichten  vermag  einer  an  sich  strafbaren  Hand- 
lung die  Rechtswidrigkeit  und  damit  auch  die  Strafbarkeit  zu 
nehmen.  Wehrt  das  Recht  z.  B.  jedermann,  den  Achter  zu 
hausen  oder  zu  hofen,  ihm  Speise  oder  Trank  zu  reichen,  so  soll 
doch  „eins  mannes  dich  wib“  nicht  in  Strafe  fallen,  wenn  es  dem 


noch  gegen  uns  noch  gegen  andern  lierren“  'Hilgard  S.  151);  vgl.  auch 
llilgard  S.  308,  Z.  22ff. ; 363:  .L'nd  were  auch,  daz  ienian  wider  die  stat 
und  burger  zu  Spire  iht  tede  oder  ir  stete  reht  versluge,  daz  mogeut  si 
rechen  zu  allen  zeitten  und  zu  welchen  zeitten  in  füget,  und  sint  dar  umb 
nieman  niht  schuldig.  Des  habetit  si  gut  briete  und  hautvesteu  von  romschen 
keysern  und  kunigen.  als  vor  geschrieben  stet,  mit  guldin  bullen  versigelt“ 
(1.333);  vgl.  noch  Uilgard  S.  449  (Bestätigung  durch  Karl  IV.  1347). 

')  geschlossen  von  Ludwig  dem  Bayern  mit  den  Städten  Köln,  Mainz, 
Womts,  Speier.  Aachen,  Oppenheim.  Frankfurt,  Oeluhausen  und  Wetzlar; 
Hilgard  ,S.  244. 

^)  ,1'ndo  ist  daz  in  disen  ziln  ieman  den  koufman  oder  ieman  der  in 
disem  friden  ist,  gewalt  diit  an  libe  oder  a:i  gute,  dar  zu  sol  mengelirh 
helfen  unde  vriinieclichen  dun,  daz  ze  wernde  unde  zcboschftttene  iinde  waz 
man  dar  zu  tut,  daran  sol  nieman  freveln-. 

^)  „Wer  euch  da.s  zwene  unser  burger  mittenander  stechent  gewapent 
niit  spern  ane  geverde,  wirt  der  einre  ge.seret  daz  er  stirbet,  da  sol  ginre 
der  daz  getan  hat  nit  vreveleu  an  deine  gerichte“.  MRO.  v.  1314, 
Hilgard  S.  217. 
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verbannten  Elielienen  der<rleidien  Liebesdienste  leistet.  Diese 
Ausnahme  findet  sich  übrigens  erst  in  der  Neuredaktion  der 
MRO.  von  wälirend  die  früheren  Texte  sogar  ausdrücklich 
des  Achters  Hausfrau  jedem  beliebigen  andern  receptator  in  der 
rechtlichen  Behandlung  ihrer  That  gleichstellen.') 


§ i- 

Das  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit. 

Unkenntnis  einer  Rechtsnonn,  die  eine  Handlung  verbietet 
und  mit  Strafe  bedroht,  schloss  in  der  Regel  weder  Schuld  noch 
Strafe  aus;  pflegte  ja  doch  der  Rat  jeglichen  Gesetzgebungsakt 
der  durch  den  Klang  der  Stadtgloeke  zur  Versammlung  ent- 
botenen Bürgerschaft  auf  dem  Rathofe  in  feierlicher  Weise 
bekannt  zu  geben.  Des  Gastes  Pflicht  aber  war  es,  bei  seinem 
Wirte  sich  Auskunft  zu  verschaffen,  was  er  nach  dem  Rechte 
der  Stadt,  deren  Gastfreundschaft  er  in  Anspruch  nahm,  zu  thun 
oder  zu  unterlassen  hatte;  mitunter  wird  auch  dem  Wirte  die 
Pflicht  auferlegt,  derartige  Verordnungen  aucli  ungefragt  seinem 
Gaste  kund  zu  thun.  So  bestimmt  ein  Ratsstatut  über  die 
Nachtgänger  vom  Jahre  1347,  dass  niemand  bei  Meidung 
beträchtlicher  Strafen  bei  Nacht  ohne  Licht  gehen  solle:  kommt 
aber  ein  Gast  oder  fremder  Mann,  der  von  diesem  Gebote  nichts 
weiss,  in  die  Stadt,  so  soll  es  ihm  der  Wirt  mitteilen,  des  Gast 
er  ist.  Unterlässt  dies  der  Wirt,  so  muss  er  an  des’  Ga.stes 
Stelle  die  von  diesem  verwirkte  Strafe  zahlen.-') 

Nicht  selten  machen  Angeschuldigte  geltend,  dass  ihnen 
bei  Begehung  eines  Deliktes  das  Bewus.stsein  von  der  Existenz 
des  durch  ihre  That  verletzten  rechtlichen  Imperativs  gemangelt 
habe;  insbesondere  berufen  sich  gerne  Diebe,  freilich  erfolglos 
darauf,  dass  sie  das  Entwenden  von  Lebensmitteln  in  geringer 
Menge  nicht  für  strafbar  gehalten  hätten;  1723  erklärt  z.  B. 


')  Hilgard  .S,  223  u Anm.  s.  übrigens  unten  TD). 
llilgurU  S.  443. 
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eine  Diebin,  dass  sie  „Salz,  Schmalz,  Brot,  Fleisch,  Kraut  u.  a. 
mitgehen  heissen  und  dergleichen  zu  stehlen  für  kein  Sünd 
erachtet“.*) 

Irrtum  über  das  Vorhandensein  wesentlicher  Merkmale  des 
Deliktsthatbestandes  entschuldigt;  Irrtum  über  nebensächliche  Mo- 
mente bleibt  ohne  Belang.  Wer  beispielsweise  einen  Achter 
haust  oder  hoft,  ist  nur  dann  straffällig,  wenn  ihm  diese  Eigen- 
schaft des  Beherbergten  bekannt  gewesen.  — Eine  Ratsver- 
ordnnng  von  gebietet,  dass  jedermann  Treu  und  Frieden, 
die  der  Rat  einem  Fremden  gegeben,  achte  und  ehre  bei  Strafe 
der  Stadt  verweisung  auf  Jahr  undTag;  nur  dann  soll  der  Friedens- 
brecher straflos  ausgehen,  wenn  er  vor  den  Bürgermeistern  diuch 
Einhandseid  beweist,  dass  ihm  Friedensvertrag  und  Treugelobnis 
nicht  bekannt  geworden.'-) 

1477  büsst  ein  Weib,  das  mit  ihresgleichen  widernatürliche 
Unzucht  getrieben,  ihre  Schandthat  mit  dem  Tod  im  Rheine. 
Von  den  Frauensper.sonen,  die  sie  zur  Wollust  missbrauchte, 
behauptet  eine  beim  Verhör,  „daz  sie  nit  anders  gewist  dan  daz 
sie  eyn  man  gewest.“  Der  Rat  lässt  sie  bis  nach  der  Richtung 
auf  dem  Turme  liegen  und  dann  zehn  Jleilen  von  der  Stadt 
schwören;  das  mangelnde  Bewusstsein  der  Rechts  Widrigkeit  fällt 
also  wenigstens  strafmildernd  ins  Gewicht.  ‘) 

Nach  dem  durch  den  Konsulenten  von  der  Mühle  1713 
ausgearbeiteten  Gesetzentwurf  über  die  rechtliche  Qualifikation 
und  Ahndung  der  Sittlichkeitsverbrechen  soll  bei  Blutschande 
Bestrafung  ausgeschlossen  sein,  wenn  das  Verwandtschaflsver- 
hältnis,  bei  Bigamie,  wenn  das  Vorhandensein  der  ersten  Ehe 
dem  Thäter  nicht  bekannt  war;  bei  Ehebruch  dagegen  .soll  der 
IiTtum  über  das  Bestehen  der  Ehe  lediglich  als  Strafmilderungs- 
grund Relevanz  besitzen.^) 


■)  X.  70»,  Akt  Meyerin. 

*)  Hil^ard  S.  75;  ,Si  vero  per  hoc  alicui  nostroruni  coiicivium  aliquod 
insurget  periculum,  reaarcire  tenebitur  antedirtiia,  niai  accedens  ad  magistros 
civium  unum  vel  uinbna  probet  iiirainonto.  »e  de  paee  ot  freiigi»  antepositis 
igiiornsKe“. 

=>)  AH.  II.  1177. 

*)  X.  r.ai. 
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Vorsatz  und  Fahrlässigkeit 

Wie  schon  aus  dem  voraiigepangenen  Absclmitt  ersichtlicli, 
vermögen  sieli  im  ganzen  mittelalterlichen  Speierer  Kochte  weder 
Theorie  noch  Praxis  einer  besonders  klaren  Auft’assung  oder 
präzisen  Ausgestaltung  des  subjektiven  Verbrechensthatbestandes 
zu  rühmen.')  Essentiale  ist  last  bei  allen  Delikten  der  Vorsatz 
im  Sinne  der  modernen  Terminologie,  ohne  dass  jedoch  der 
Gesetzgeber  sich  veranlasst  sieht,  dies  Kequisit  immer  wieder 
ausdrücklich  zu  verlangen,  und  ebensowenig  der  erkennende  Richter 
im  einzelnen  Falle  sieh  bemüssigt  tühlt,  das  Vorliegen  dieses 
Momentes  im  Urteil  besonders  zu  konstatieren.  Auch  ist  es 
ausserordentlich  schwierig,  ja  mitunter  geradezu  unmöglich,  bei 
der  fortwährend  schwankenden  Terminologie  scharf  zu  unter- 
scheiden, in  welchen  Fällen  der  (fesetzgeber  sich  mit  dem  Vor- 
handensein des  dolus  begnügte,  wann  er  Vorbedacht  und  Ueber- 
legung,  oder  endlich,  wann  er  eine  bestimmte  rechtswidrige 
Absicht  als  Handlungsmotiv  verlangte.  Ausdrücke,  wie  „temere“, 
,ausu  temerario“,  „willeclichen“,  „freveliche“  u.  dgl.  bedeuten 
oft  den  Vorsatz,  oft  wollen  sie  nur  die  Frechheit  der  Begehung 
schildern,  oft  bezeichnen  sie  endlich  den  rechtswidrigen  End- 
zweck der  Verbrechenshandlung. 

Ziemlich  scharf  ist  dagegen  im  allgemeinen  — sogar  in 
der  Terminologie  — zwischen  Vorbedacht  und  blossem  Vorsatz 
die  Grenze  gezogen.  Nach  der  MRO.  zahlt  derjenige,  der  bei 
einem  „geschreige“  hinzuläuft,  eine  Watte  ergreift  und  in  der 
Absicht,  einem  der  Beteiligten  beizuspringen,  in  den  Tumult 
selbstthätig  eingreift,  40  Schillinge  Frevelbusse : wer  aber,  einem 
andern  zn  helfen,  gewaftiiet  aus  seinem  Hause  geht,  wird  mit 
100  Schillingen  gebüsst.  Während  also  iler  erstere  sich  durch 
das  Geschrei  angezogen  fühlte  und  dann  erst  zur  Watte  grilf, 


’l  vs:l.  ubri^i'n»  auch  I.öfflor  S.  l'.'l;  .lohn  S,  So  t'.;  Wilila 
•S.  f)44,  üSi. 
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als  es  "alt,  einem  der  Streitenden  beizustehen,  wird  darin,  dass 
der  andere  sieh  zuliausc  waft'nelc  nnd  dann  mit  gezückter  Wehr, 
seinem  Freund  zu  hellen,  auf  die  Strasse  eilte,  eine  von  vorn- 
herein geplante  und  wohlüberlegte  Handlung  erblickt  und  die 
praemeditatio  vermutet.' ) 

Aus  versteckteni,  heimlichem  Gebahrcn  schlos.s  man 
mit  besonderer  Vorliebe  auf  das  Vorhandensein  einer  ver- 
breclierisclien  Absicht.  So  straft  die  MRO.  von  1314  den- 
jenigen, der  „ein  spitz,  argwenig  eder  ungewonlich  mezzer  treit 
oftenliche  iiz  wendig  aller  sinre  kleider“  nur  mit  10  Schillingen, 
während  sie  demjenigen,  der  ein  (Jewatl’en  der  beschriebenen 
Art  „verholn  eder  verborgenlich  dreit  under  eime  eder  me  sinen 
klederen“  mit  Rücksicht  auf  den  aus  solcher  Heimlichkeit  zu 
folgernden  bösen  Willen  das  Fünffache  dieser  Frevelbusse  aufer- 
legt.-) Gleicherweise  gestattet  sic  nach  der  ersten  Weinglocke 
das  Tragen  eines  Kolbens  oder  Steckens,  wenn  der  so  Be- 
watfnete  ein  Licht  mit  sich  führt;  andernfalls  soll  der  Träger 
solcher  Waffen  40  Schillinge,  die  .Strafe  des  Schwerttragens, 
zu  erlegen  schuldig  sein.-') 

Insbe.sondere  bei  Leibesverletzungen  spielt  der  Vor- 
bedacht eine  grosse  Rolle.^)  Wer  nach  einem  andern  schlägt 
oder  wirft,  zahlt  ein  Pfund,  wenn  es  in  der  Erregung,  im  Affekt 
geschah;  thut  er  es  aber  „mit  beratem  rate  und  vorbe- 
dahtem  mute“;  so  erhöht  sich  die  Strafe  auf  das  Fünffache. 
Wer  „beretenlich“  einen  andern  schlägt,  tritt,  stösst  oder 
rauft,  zahlt  10  //.  hlr.,  schlägt  er  ihm  eine  „vridebreche  wunde“, 


')  llügard  ,S.  2Iß  f.;  das  gloicho  Prinzip  z.  B.  auch  im  Freiburger 
Stadtrecht  § 12;  s.  unten  § .jß. 

Kilgard  S.  210. 

ebenda  S.  222;  vgl.  auch  die  Satzung  de»  Bischofs  Simon  von 
Worms  und  des  Wormser  Rates  vom  .Jahre  t2S7  (Boos,  Urkundeu- 
buch  Bd.  I,  S.  279):  „So  setzen  wir  auch,  swer  nachdes  nach  der  dritden 
winclocken  get  mit  werlicher  hant.  davon  man  argen  wan  haben  mac, 
er  si  burger  oder  ein  uznian.  der  sal  ein  manth  riimen  dio  siat  nnde  den 
Imrgfriden  unde  en  punt  Wormescher  geiben.  Get  er  aber  finsterlingeu 
alle  werliche  hant,  so  aal  er  riimen  die  stat  nnd  den  burgfriden  zwo  wochen 
uude  cehen  silleoge  peunenge  geiben,  er  enswer  danne.  daz  erz  ane  arge- 
liste  gethan  habe“. 

vgl.  auch  Löffler  S.  l.'U;  Wilda  S 561  f. 
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20  //.,  währt  nd  er  liei  Hegeliunp:  oliiie  Vorbedadit  nur  2 bezw. 
10  //.  zu  ziilileu  hätte.  „Und  wellier  mit  denie  der  also  sieht, 
seiet  eder  wiindet,  dar  zii  gent  eder  koment  eder  bi  inistetin 
deme  niiite  und  daz  vor  weiz  und  des  beraten  ist,  ehe 
ienian  ginie  der  da  geseret  wirt.  wil  hellen  eder  beschirmen,  daz 
er  denne  raten  und  hellen  welle  deine  der  die  tat  diit,  der  git 
iegelieher  die  selben  penen  als  ginre  der  die  tat  diit.  wirt  er  des 
beret  als  da  vor  stat“.') 

Auch  der  Ausdruck  „böslich“  bezeichnet  in  der  Kegel 
die  schlimme  Absicht  oder  den  Vorbedacht,  Bisweilen  zeigt  sich 
übrigens  sogar  in  der  Terminologie  eine  ei  freulichere  Klarheit; 
1454  wird  z.  B.  berichtet,  dass  ein  Weber  einem  andern  ein 
Messer  „hinderverticlich  und  beratens  niutes“  in  den 
Rücken  .stiess,  „in  der  meynungc  daz  er  yn  erstochen 
hettc“;  der  mordliche  Vorbedacht  und  der  einfache  Tötungsdolus 
sind  hier  scharf  auscinandergehalten.-’) 

Die  grösste  Wandelung  erfuhr  in  der  Kechtsentwickelung 
der  Begritf  des  „Fürsatzes“.  Schwankte  er  früher  zwischen 
Vorbedacht  und  rechtswidriger  Absicht,  sjiäter  mehr  der  letzteren 
sich  zuneigend,  unstet  hin  und  her,  .so  tritt  er  zu  Ausgang  des 
Mittelalters  als  Bezeichnung  des  A’erbrechensdolus  in  scharlen 
Gegensatz  zur  „ungerährlichen“  Begehung,  zur  Fahrlässigkeit; 
so  z.  B.  wenn  man  einen  Bäcker  bestraft,  der  sein  Brot  aus 
„Fürsatz“  zu  gering  gebacken."!  In  der  gelehrten  Sjirache, 
der  sich  die  Konsulenten  des  17.  und  IS.  Jahrhunderts  be- 
fleissigen,  wird  der  Füi-satz  dann  wieder  mit  allen  möglichen 
Verbrechensbegriffen  lustig  durcheinandergeworfen,  so  z.  B.  von 
Dr.  Gabler  der  „erhärtete  gefährliche  Vor.satz“  dem  einmaligen 
Fehltritt  aus  Unbedachtsamkeit  oder  verzeihlicher  Verirrung 
gegenübe  rgestellt.'*! 

Der  Fahrlässigkeit  geschieht  in  den  (Quellen  nur  äusserst 
selten  Erwähnung;  insbesondere  sichert  ihr  keine  Gesetzesnorui 
lirinzipiell  mildere  Bestrafung  zu:  vielmehr  hilft  sich  der  Rat, 


')  II  i 1 ga  ril  .S.  ili)  t. 

AB.  II.  14.-.4. 

■H  VKn.  von  liilC:  Bc.'Uiiiiinungen  Uhor  ilns  Brotbacken. 
N.  707,  Akt  Meyu  und  Kuniuiel. 
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wenn  für  das  Vorliegen  des  Verbrecliensdolus  nicht  genügsame 
Beweise  spreelien.  in  der  Regel  durch  Ausübung  seines  ins 
aggratiandi  leicht  über  alle  Schwierigkeiten  hinweg.  Ausdrücklich 
emiifiehlt  1740  der  Konsulent  von  Stükken  in  einem  von  ihm 
verlangten  Gutachten  über  das  Begnadigungsrecht  der  Obrigkeit, 
in  solchen  Füllen,  wo  eineThat  aus„Ohnvorsichtigkeit“  ge.schehen, 
Gnade  vor  Recht  ergehen  zu  lassen.*) 

Gegen  Gottschalk  Schefelin,  der  im  Raulhandel  seinen 
Freund  mit  einem  Messer  auf  den  Tod  verwundet  hatte,  beschlie.sst 
der  Rat  1.3.’i4  deswegen  nicht  einzuschreiten,  weil  der  Verletzte 
auf  dem  Totenbett  versichert,  dass  der  Thäter  sein  guter  Gesell, 
und  ihm  die  Wunde  ungern  zugetügt  worden  sei.**) 

l.')7»)  erklärt  man  einem,  der  durch  einen  „ungefährlichen“ 
Schuss  einen  Benderknecht  entleibt  hatte,  dass  ein  Rat  ihn, 
trotzdem  er  sich  mit  der  Freundschaft  des  Getöteten  vertragen, 
wohl  an  Leib  und  Leben  strafen  könne,  lässt  ihn  aber  auf 
geschehene  Fürbitte  nach  längerer  Turmhaft  unbehelligt.  *) 

Einen  Arzt,  der  17-2:S  einen  Schuhknecht  angeblich  mit 
falschen  .Mitteln  kurierte,  so  dass  der  Arme  starb,  muss  man, 
da  ihm  pflichtwidrige  Fahrlässigkeit  nicht  nachgewiesen  werden 
kann,  ausser  Verfolgung  setzen.*) 


Der  Versuch. 

Nur  wenn  der  Begritf  des  Versuchs  im  Sinne  unserer 
modernen  Terminologie  gefa.sst  wird,  kann  man  überhauitt  davon 
sprechen,  dass  diese  Verbrechensform  im  mittelalterlichen  Rechte 
der  Vollendung  gleich  oder  milderer  Strafe  als  diese  würdig 
erachtet  wurde. 


')  703. 

-)  Lehmann  S.  290*. 
VK.VP.  I.  1576. 

X.  708,  Akt  Kühler. 
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Nun  kannte  aber  das  Jlittelalter  eine  Unzalil  von  Ver- 
breehensliandluiiffen,  in  denen  wir  lieute  einen  gegen  ein  bestimmtes 
Keelitsgut  gericliteten,  abei’  nicht  zur  Volinihrung  gediehenen 
Angriff  erblicken,  gar  nicht  in  dieser  Erscheinungsform  und 
belegte  sie,  falls  sie  iiberhaniff  strafbai’  erachtet  werden  konnten, 
nicht  als  Gefährdung  des  nach  unserer  Meinung  bedrohten 
rechtlich  geschützten  Interesses,  sondern  als  vollendete  Ver- 
letzung ganz  anderer  Kechtsgüter  mit  Strafe.')  Insbesondere 
qualifizierte  sich  eine  Menge  solcher  Thätigkeiten,  die  uns  als 
Vorbercitung.s-  oder  Versuchshandlungcn  gegen  ein  Kechtsgut 
deseinzelnen  erscheinen,  als  strafbai'c  Störung  der  Rechtssicherheit, 
als  Verletzung  des  dem  Schutze  der  Gesamtheit  anvertrauteu 
Rechtsfriedens. 

Darum  verfiel  derjenige,  der  cs  sich  einfallen  Hess,  ein 
Jfesser  gegen  seinen  Nächsten  zu  zücken  oder  andere  mordliche 
Wehr  über  seinem  Haupte  zu  schwingen,  wenn  wir  von  der 
in  solchem  Thun  liegenden  Ehrenkränkung  absehen,  lediglich 
deshalb  in  Strafe,  weil  sein  Unterfangen  dem  Rechtsfrieden  eine 
schwere  Wunde  schlug,  nicht  aber  deswegen,  weil  des  Bedrohten 
persönliche  Freiheit  oder  köriterliche  Integrität  für  gefährdet 
erachtet  worden  wäre.'-)  Selbst  wer  nach  einem  andern  schlägt 


’)  vgl.  Wilda  S.  602;  Johu  § 13;  OsenbrUggen,  al.  Str.  R. 
S.  14!';  Friese  S.  7.3  f.  Die  obigen  .Vusfübningen  gelten  natürlich  mir 
vom  mittelalterlich  deutschen  Rechte,  solange  nicht,  was  freilich  sehr  früh- 
zeitig geschah,  die  Versuchslehrc  der  Italiener  darin  Eingang  gefunden 
hatte, 

*)  Die  JIRO.  bestimmt  ohne  jede  iterUeksichtigung  des  Verbrechens- 
willens des  Thiiters,  wie  des  Endzwecks  seiner  That:  „Wer  über  ieman  ein 
lUfzzer,  swert,  spiez  eder  ander  wafen  eder  gesebirre  iiz  zocket  eder  erznhet 
und  nit  seret,  der  git  fumfzig  Schillinge  spirscher'dl  i Igard  S.  216).  Ebenso  das 
Mainzer  Friodensbuch  ^ II  Mone.  EtiO.  ltd.  VIII,  S.  17':  .Wer  ein 
messer,  degen,  swerte  odir  andir  wafteti,  gross  odir  klein,  über  den  andern 
sust  zullet  odir  frevelich  gein  yme  budet.  «ler  sali  ein  vierteil  jars  die  stat 
verbrochen  lian,  der  biirger  uss  zu  faren  und  der  fissman  hie  inne  zu  bliben." 
•\ber  auch  dann,  wenn,  wie  z.  H.  im  Hofrecht  liischof  Hurchards  von 
Worms,  das  .gladiuin  evaginare.  arcurn  tendere  et  sagiflam  nervo  imponere“ 
und  das  „lanceam  ad  feriendum  protenderc“,  falls  es  „a  d a 1 i q u e ra  oe  c i d e n d u m‘‘ 
geschah,  mit  Strafe  bedroht  wird,  richtet  sich  das  Strafgesetz  nicht  gegen 
die  vcrsui  hte  Tötung,  sondern  gegen  den  vollendeten  liruch  des  Rechtsfriedens 
und  die  Verletzung  der  Verkehrssicherheit.  Die  Worte:  „ad  aliquem  occi- 
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oder  wirft,  ohne  ihn  zu  treffen,  wird  nicht  wegen  versuchter 
Körperverletzuner,  sondern  wegen  Missachtung  des  obrigkeitlichen 
Friedensgebotes  und  eventuell  dazu  wegen  vollendeter  Ehren- 
kränkung des  Verletzten  zur  Verantwortung  gezogen.') 

Wer,  die  Mordwaffe  in  der  Faust,  seines  Feindes  am  Wege 
wartet,  verletzt  schon  ilainit  freventlich  den  Rechtsfrieden 
und  wird  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihm  sein  Gegner  wirklich 
erschienen,  und  ob  sich  .sein  Vorsatz  darauf  erstreckte,  ihn  zu 
morden  oder  bloss  an  .seiner  Gesundheit  zu  schädigen,  in  Strafe 
genommen.-) 

Dabei  ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Bestrafung 
eines  Verbrechers,  dessen  Thätigkeit  mit  dem  Friedensbruche 
oder  der  Verletzung  eines  Rechtsgutes  noch  nicht  erschöpft 
war,  sondern  noch  ein  weiteres  Rechtsgut  gefährdete  und  nach 
seinem  Willen  auch  auf  dessen  Verletzung  hinzielte,  der  Ahndung 
ziemlich  gleich  kam,  die  er  erfahren  hätte,  wenn  dieser  Erfolg 
wirklich  eiugetreteu  wäre. 


ilemliiui“  stellen  keineswegs  ini  tiegoiisatz  zur  blesseii  Kürpeiverlclzungs- 
absielit,  suiiilcru  sie  wulleii  leiliglieli  besagen,  dass  die  liedruhung  wirklich 
enist  gemeint  sein  mu.sste.  Es  konnte  doch  siuherlich  nicht  in  der  Absicht 
des  tiesetzgeher«  liegen,  den  Tötungsversiich  mit  der  gleichen  Strafe  wie 
die  vollendete  Körperverletzung  (tlo  Solidi)  zu  belegen,  die  nämliclie  Begehung 
aber  daun,  wenn  nur  beabsichtigt  war,  dem  Ciegiier  eine  nicht  tütliclic 
Wunde  zu  schlagen,  vollständig  strallos  zu  lassen! 

So  straft  auch  das  31ainzer  FriedensbiicU  § t'd  (a.  a.  ().  S.  17  f.) 
die  Leute,  .,dic  sieh  zu  Mentze  geiierent  und  wereut.  die  mit  spiosseu, 
helmbarteu,  beslageu  kolheii  odir  uuderu  watfen,  welicherlev  die  von  yseu 
gemaclit  odir  da  mit  beslageu  siiit,  da  nit  scheiden  zu  gehoreut,  erglicb 
odir  freveiieh  vor  ire  husere  laufent  iu  der  meyuuuge,  ymaiit  damit  zu 

leidigen  odir  zu  letzen,  odir  helfen  zu  Icidigeu  odir  zu  letzen iu  glicher 

wise,  alsub  dieselben  swerle  odir  messet  mit  zwein  suyden  usser 
iren  scheiileu  gezogen  hetleii."  also  nicht  aufgrund  ihrer  Absicht,  „zu 
leidigen  odir  zu  letzen"  wegen  versuchter  Körperverletzung,  sondern  wegeu 
vollendeten  Vorhrecheiis.  das  mir  der  tiefährlichkeit  der  augewendeteu  eiserueu 
uud  eisoiibeschlageuen  Werkzeuge  halber  dem  Zucken  zweischneidiger  .Schw'erter 
oder  3Iesser  in  der  Bestrafung  gleichgestellt  wird. 

')  3IUO.,  Uilgard  S.  'Jlti:  „Wer  iiaeh  einem  slelit  mit  der  haut 

eder  fuhst,  stecken,  kolben,  steine  eder  anderem  gesehirre,  eder  nach  im 
wirfet  eder  sthnzet  und  docli  nit  driftet,  der  git  ein  phuut  spirscher".  Vgl. 
auch  Weistum  von  Höchen  l.äo'J,  § •-Ci  (^(irimm,  Weistümer  Bd.  V,  .S.  701). 

ä;  VRO.  v.  lülti. 
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Der  Weber,  vou  dem  im  vorigen  Paragrajdien  boriditet 
wurde,  dass  er  einem  Zmiftgenossen  ein  Brotmesser  meuchlings 
in  den  Rücken  rannte,  hat  einen  Xebenmenschen  scliwer  am 
Leibe  verletzt  und  dazu,  da  die  Deliktshandlung  auf  der  Zunlt- 
stube  geschah,  den  erhöhten  Brieden  gebrochen.  Da  er  aber 
die  That  verübte,  „in  der  meynunge,  daz  er  yn  erstochen  hette,“ 
was  er  selbst  prahlerisch  erzählte,  so  wird  er  mit  Verlust  iles 
Augenlichtes.  Imstraft. ') 

Ein  gewisser  Bernhard  Koch,  ein  Raufbold  schlimmster 
Sorte,  der  wider  des  Rates  Verbot  und,  trotzdem  er  schon  früher 
auf  die  Gebeine  der  Heiligen  hatte  schwören  müssen,  fürder 
kein  Gewehr  zu  tragen,  seinen  Widersacher  Wiprecht  in  der  ^ 
-Mehlgasse  mit  gewatl'neter  Hand  und  rachegierigem  Sinn  böslich 
verwegwartet,  bricht  durch  solch  ruchlose  That  schmählich  den 
Rechtsfrieden.  Nun  gesteht  er  aber  obendrein,  er  habe  auf 
seinen  Gegner  gelauert,  „in  der  meynung,  wo  er  Wiprechten 
betretten,  das  er  ine  umbbringen  aber  zum  wenigsten  ein  Ilugell 
abgehauwen  hett.“  Berner  erklärt  er,  dass  er  noch  immer  die 
Absieht  nicht  aufgegeben  habe,  den  Wiprecht  in  Stücke  zu 
hauen,  wenn  er  ihm  begegne,  und  dass  er  stets  ein  Beil  mit 
sich  zu  führen  ptlege,  um  damit,  falls  er  gelangen  werde,  noch 
einen  durch  den  Koj)f  zu  hauen.  Aach  solchem  Schuldbekenntnis 
zögert  der  Rat  nicht  lange,  ihn  zum  Tod  durchs  Schwert  zu 
verdammen.  Bei  diesem  hatten  Urteil  mögen  wohl  auch  nicht 
unbegründete  sicherheitsptdizeiliche  Erwägungen  mitgesprochen 
haben;  zudem  hatte  der  Rat  wenig  Veranlassung,  diesem  hart- 
gesottenen Sünder  besonderes  Wohlwollen  entgegenznbringen: 
hatte  doch  ilieser  den  dämonischen  Hass,  mit  dem  er  seinen 
persönlichen  Beind  verfolgte,  auf  alle  Landsleute  des  letzteren 
übertragen  und  ehedem  zu  Bingen  <las  Gelübde  gethan,  „wo 
ime  Wiprecht  oder  sonst  einer,  er  sy  wer  er  well,  von  Spyer 
werd.  so  woll  er  ime  den  corpor  entzwey  hauwen.“-') 


'I  .Mi.  II.  1 1Ö4.  Kr  bekannte  übrigen»  nebenbei  uuclniocli  „duppsUds“ ! 

-)  AU.  II.  I.i0y.  Er  wurde  dann  zu  lebenslänglicher  Einkerkerung 
begnadige. 
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Gruuilsätzlidi  wird  die  Versuchshaiidluiig,  wo  wiiklicli  von 
einer  solchen  gesprochen  werden  kann,  milder  gestraft  als  die 
Vollendung,  was  häufig  im  Urteil  ausdrücklich  ausgesprochen  wird. 

1471  paktiert  z.  B.  ein  Knecht  des  Abtes  von  Limburg 
mit  einem  Juden,  dass  er  ihm  ein  Kind  verkaufen  wolle;  doch 
kommt  es  glücklicherweise  nicht  zur  Ausführung  des  schmählichen 
Handels.  Der  Rat  erlässt  dem  armen  Sünder  im  Hinblick  auf 
„siu  jungent,  ouch  duz  kint  nit  alsus  undergethon  worden,“  die 
verwirkte  Todesstrafe  und  jagt  ihn,  nachdem  er  am  Pranger 
gestanden  war  und  das  Brenneisen  auf  Backen  und  Stirne 
gefühlt  hatte,  mit  Schimpf  und  Schande  aus  der  Stadt.') 

In  dem  bereits  erwähnten  Gesetzentwurf  von  der  Mühles 
über  die  Verbrechen  wider  die  Sittlichkeit  findet  die  mildere 
Strafbarkeit  des  V’ersuchs  weitgehende  Anerkennung.-') 

Manchmal  freilich  .sieht  sich  dann  wieder  der  Rat,  besonders 
bei  augenfälliger  Un Verbesserlichkeit,  bei  Räubern  und  Wege- 
lagerern, bei  Mördern  und  vermehrten  Dieben,  überhaui>t  bei 
schädlichen  Leuten,  nicht  bemüssigt,  auf  eine  gelindere  Strafe 
deswegen  zu  erkennen,  weil  die  Verbrecheushandlung  ohne 
Schuld  des  Thäters,  ja  wider  seinen  Willen  nicht  über  das 
Stadium  des  Versuches  hinausgelangt  war. 


§ 7. 

Die  Teilnahme. 

.i.  .Mittliätersi-Iiaff  und  Beihilfe. 

Bei  der  Beteiligung  mehrerer  an  der  gleichen  V'erbrechensthat 
pflegte  sich  im  allgemeinen  Theorie  und  Praxis  im  früheren 
Speierer  Rechte  nicht  mit  subtiler  Unterscheidung  der  Straf- 
würdigkeit der  Teilnehmer  nach  Massgabe  ihrer  Mitwirkung 


AB.  U,  1471. 
*)  N.  631. 
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bei  der  Vcrbrechensliandlung  zu  plagen:  wer  nur  irgendwie  an  der 
Herbeilulirnng  des  Deliktserfolges  mitgearbeitet  hatte,  riskierte 
im  Gegensatz  zur  altgermaniselien  Kechtsanscliauung  in  der 
Regel  gleiche  Strafe  und  kaum  gelindere  Behandlung  als  der 
Thäter  selbst.  Dagegen  erwartet  — ein  Überbleibsel  der  alten 
Gefolgschaft  — den  Hauptmann,  Prinzijial,  Ursacher  oder 
Rädleinsführer  besonders  hohe  Strafe;  bei  Raufhämleln  trägt 
er  nach  der  VRO.  von  Itllt;  allein  die  volle  Frevelbusse,  während 
die  andern,  die  weniger  hervortretender  Wirksamkeit  sich  zu 
rühmen  vermögen,  mit  der  halben  Summe  davon  kommen. 

In  den  Fällen  notwendiger  Teilnahme  tritt  in  der  Regel 
gleichartige  Bestrafung  ein,  falls  nicht  bei  einem  der  Beteiligten 
besondere  Strafsehärfungs-  oder  -milderungsgründc  vorwalten. 

War  der  Tliäter  nur  ein  Werkzeug  in  der  Hand  eines  andern, 
so  wird  der  letztere  oft  nicht  als  Anstifter,  sondern  selbst  als 
mittelbarer  Thäter  erachtet  und  dementsprechend  behandelt. 
1345  wird  einer  als  Thäter  bestraft,  der  zwar  nicht  selbst  mit 
der  Hand  die  That  verübt,  aber  seinen  Knecht  dazu  geliehen 
hatte,  sie  zu  vollbringen. ') 

Der  Mann  teilt  nach  der  Regel:  „Jlitgefangen,  niitgehangen'‘ 
meist  das  Schicksal  seines  Herrn  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er 
das  Abrollen  der  Kausalkette  in  höherem  oder  geringerem  Masse 
oder  gar  nicht  beeinflusst  hatte.  Mit  den  Aufrührern  Voltzo, 
Hartmud  und  Cunrad  wird  1205  ihre  ganze  Gefolgschaft,  die 
in  dem  bischöHichen  Urteil  unter  den  allerverschiedensten  Be- 
zeichnungen figuriert,  — bald  heissen  sie  „tributarii“,  bald  „nequam 
et  scelerate  pei-sone  voto  ii)sorum  congrue  et  eonsone“,  bald 
„complices  vel  potius  servi“  u.  s.  w.  — verbannt,  und  ihnen  für 
alle  Zeiten  die  Rückkehr  in  die  Stadt  verboten.-’) 

Besonders  thatkräftige  Mitwirkung  zur  Herbeiführung  des 
verbrecherischen  Erfolges  ist  im  allgemeinen  nicht  ei'forderlieh, 
um  die  Helfer  in  der  Bestrafung  dem  Hauptthäter  gleiehzu- 
stellen:  Verhindeiung  der  Entdeckung,  Wachehalten  und  der- 
gleichen untergeordnete  Thätigkeiten  werden  bisweilen  schon 
für  ausreichend  hiezu  erachtet.  Ist  der  Thäter  wegen  einer 


')  All.  I,  i;i45. 
llilifaril  S.  so  ff. 
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vöi-sÄtzlichen  nnd  mit  Vorbedacht  begangenen  Körperverletzung 
strafbar,  so  trifft  nacli  der  MRO.  von  1314  den  Helfer  das 
gleiche  Los,  wenn  er  mit  dem  Thäter  dazu  geht  oder  kommt 
oder  bei  ihm  steht  in  „deme  mute,  und  daz  vor  weiz  und  des 
beraten  ist,  ebe  ieman  gime,  der  da  geseret  wirt,  wil  helfen 
eder  beschinnen,  daz  er  demie  raten  und  helfen  welle  deme, 
der  die  tat  d(it“.') 

Auch  sonst  wird  die  Gleichstellung  der  Teilnehmer  mit 
dem  Thäter  häufig  im  Gesetze  selbst  ausdrücklich  ausgesprochen ; 

Der  nach  dem  Severinsnulruhr  von  1330  vereinbarte 
Sülmebrief  dioht  jedem,  der  es  fürderhin  wagen  würde,  den 
Kat  zu  (juetschen  oder  zu  stören,  ewige  Verweisung  und  gleiche 
Strafe  allen  denen,  die  dem  Thäter  „dar  zu  helfent  oder 
radent  oder  geholfen  oder  geraden  hant“.-) 

1483  beruft  sich  ein  wegen  Münzfälschung  unter  Anklage 
stehender  Wormser  Arzt  darauf,  dass  er  „der  montz  mit  der 
hant  nye  nützet  gemacht“,  sondern  nur  das  „pulfer“  verfertigt 
habe,  mit  denen  die  Pfennige  bestrichen  wurden;  trotz  alledem 
aber  wird  er  samt  dem  falschen  Gelde  andern  zum  Exempel 
öffentlich  mit  dem  Feuer  gerichtet.’) 

Doch  gilt  das  drakonische  Prinzip,  das  jeden  Teilnehmer, 
mochte  er  nun  auctoris  oder  adiutoris  animo  gehandelt  haben, 
gleicher  Strafe  wie  den  Thäter  selbst  für  würdig  erklärte, 
nicht  ausnahmslos.  Schon  ein  Kapitulare  Ludwigs  des 
Frommen  straft  bei  der  Münzfälschung  den  Gehilfen  milder 
als  den  Thäter:  er  zahlt  60  Solidi,  wenn  er  ein  Freier,  und 
erleidet  60  Rutenhiebe,  wenn  er  unfrei  ist,  während  der  Thäter 
die  Hand  verliert.*) 

1484  lässt  man  einen  Knecht,  der  nur  die  zur  Münzfälschung 
bestimmten  Farben  gerieben  und  nicht  weiter  gefragt,  ob  solches 


‘J  ebd.  ,S.  217. 

ebd.  8.  327. 

3)  AB.  II,  US3. 

*)  Capitulare  IV^,  :13:  „De  falsa  inoueta  iubemus,  ut  (jui  eam 

purciississe  comprubatus  fuerit,  manus  ei  amputetur,  et  ijui  hoc  coDseusit,  si 
Uber  est,  LX.  solidos  compouat,  gi  »ervus  est.  LX.  ictus  accipiaf,  vgl. 
Leliiuauu  S.  i:i6*. 

Th.  Hiirtter,  Str*fr»cbt  dar  freien  Heichfl«t»dt  öp«i«r.  4 
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Thun  gut  oder  böse  sei,  durch  Stirn  und  Backen  brennen  und 
über  die  Mosel  schwören.')  Des  Münzfälschers  Kümmel  An- 
gehörige werden  mit  Ruten  auf  dem  Rücken  ans  Halseisen  gestellt 
und  dann  aus  der  Stadt  gejagt.'-) 

Zu  Ausgang  des  Mittelalters  erkennen  Theorie  und  Pra.vis 
nahezu  in  allen  Fällen  die  mildere  Strafbarkeit  des  Helfers 
an.  Einer,  der  auf  der  Hut  steht,  wie  ein  anderer  stiehlt, 
kommt  1577  ohne  alle  Strafe  davon,  wobei  freilich  auch  seine 
Jugend  gebührende  Würdigung  findet.*)  Ab  und  zu  freilich 
machen  sich  immer  noch  Anklänge  an  das  schroffe  ältere  Prinziii 
bemerkbar.  Noch  1713  will  von  der  Mühle  denjenigen,  der 
dem  Entführer  die  Wege  ebnet,  geradeso  gestraft  wissen,  wie 
diesen  selbst,  während  er  sonst  im  allgemeinen  die  geringere 
Beteiligung  als  strafmildernd  gelten  lässt.^) 


B.  Bunde. 

War  die  Teilnahme  mehrerer  bei  Begehung  eines  Deliktes 
von  vornherein  verabredet,  oder  ergaben  sich  Beweise  für  die 
Zugehörigkeit  eines  Angeklagten  zu  einer  der  keineswegs  selten 
auflretenden  Verbrecherbanden,  so  pflegte  der  Rat  der  Ab- 
schreckung wegen  besonders  straAFe  Saiten  aufzuziehen,  üncr- 
träglich  war  ja  das  freche  Treiben  der  wilden  Gesellen,  die 
Stadt  und  Landschaft  ununterbiochen  in  Atem  hielten.  Gelang 
es  auch  manchmal  den  städtischen  Söldnern,  bei  einer  Razzia 
in  den  Wäldern  und  Dörfern  der  Umgebung  eine  solche  Bande 
in  ihren  geheimsten  Schlupfwinkeln  aufzuspüren,  das  Nestlein 
auszuheben  und  die  Placker  und  Gauner  scharenweise  ins  Loch 
zu  liefern,  so  war  damit  doch  in  der  Regel  mir  wenig  geholfen; 
verecliaffte  ja  doch  der  Rat  selbst  durch  die  damals  allgemein 
übliche  Politik,  alle  schädlichen  Elemente,  die  man  nicht  härter 
strafen  konnte,  aus  dem  Lande  zu  weisen,  den  Verbrecher- 


I 

')  AB.  II,  14S4. 

N.  707. 

»J  VKAP.  I,  1577. 
*)  S.  6H1. 
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banden  immer  neuen  Zuzug.  Bald  überfiel  solch  ruchlose  Schar 
(len  friedlichen  Bauern,  zwang  ihn,  seine  Habe  herauszugeben 
und  hing  ihn  dann  zum  Dank  hieffir  an  den  nächsten  Ast  oder 
setzte  ihm  den  roten  Hahn  aufs  Dach,  bald  brachten  sie  in 
der  Stadt  selbst  bei  Blessen  und  Märkten  mit  falschen  Karlen 
oder  gctiillten  Würfeln  die  Leute  um  ihr  Geld,  bald  wieder 
versammelten  sie  sich  in  der  Stille  des  Waldes,  in  einsamen 
Häuseni  oder  abgelegenen  Gehöften  zu  geheimnisvoller  Münz- 
verfertignng  oder  beraubten  auf  olfener  Heerstrasse  den  einzelnen 
Wanderer  seiner  Barschaft,  ja  scheuten  sich  mitunter  nicht 
einmal,  starke,  wohlbewehrte  Handelszüge  anzugreifen,  wenn 
solch  kühnes  rnternehmen  nur  cntsi»rechenden  Lohn  verhiess. 

Die  erste  Sorge,  wenn  ein  Mitglied  solcher  Banden  endlich 
doch  einmal  in  die  Falle  gegangen  war,  bildete  stets  die  Er- 
mittelung seiner  Helfei-shelfer,  des  Hauptmanns  und  der  wich- 
tigsten Schlupfwinkel  der  Bande.  Oft  nennt  der  Gefangene 
freiwillig  seine  Mitschuldigen,  in  der  Regel  jedoch  öftiien  ihm 
erst  die  (Qualen  der  Tortur  die  widerstrebenden  Lij)pen,  daun 
aber  scheint  mitunter  die  Zahl  der  Personen,  die  der  Inquisit 
zu  „besagen“  weiss,  gar  kein  Ende  nehmen  zu  wollen.*) 


')  Kecht  wunderlich  lauten  mei^a  die  Namen  dieser  Gauner  oder  die 
steekbriefliehen  Schilderungen,  mit  denen  ihr  Kclsugcuer  Genosse  sie  zu 
beschreiben  sucht.  Einige  Beispiele  durften  nicht  uninteressant  erscheinen : 
So  lindeu  sich  in  den  beiden  .tchtbüchern  z.  B.  folgende  Namen  und  Be- 
zeichnungen; der  swartz  Contz.  wageuhalss  von  Laudeuberg,  C'onrat  hasen- 
kopp,  Walther  botzl}',  der  lauge  mUnchen  vom  Odenwalde,  dein  mertlin,  der 
wüste  helffeughe,  bryssschucli.  kuppheruagcl,  kappussheupt,  bureii  esel, 
Hans  lertasch,  Henehen  regzagel,  der  lang  Endriss,  dei  dein  tliyss.  kortz 
Johan,  Heuebin  der  dornig,  Henchiu  houlitzel,  komys,  kistenschcdel.  Jeckein 
uncke,  Paulus  mulwolpf,  Bederbenchin,  laiuclis  Grede,  .Sehünheunichiu,  der 
junge  gruppentretter,  daz  kolarlin,  der  holtzlin  vom  Odenwalde,  der  knore 
vou  heyuigen,  Jacob  nieckegcbure,  Peter  lederhosc,  snyderlin,  der  harrigel, 
Hans  mit  der  kumpfen,  schoppfeil,  Haus  berukopf,  katzeuwedel,  der  schon- 
leben, dunnesnabell.  Paffenhaus,  Hans  sprengindendec,  Jorig  hoiwesebober, 
dapperdran,  der  strigel,  Hans  herregott,  Peter  zegelboek,  ,\ndriss  klapperzan, 
Peter  onbirn,  Heintz  boltschuw,  Hans  obsskern,  hcbedenesel,  honwezhöltzel, 
Hans  sprenckenriugk,  Melitild  sehönnase,  aditeznit,  Kucksdiyt  ein  binekeu- 
der  scherrer,  Jorg  zu  der  krönen  der  wirt  zu  nydderbaden  mit  dem  stoltz 
fuss,  uzdrunckel,  der  eyneugt  Utz,  meienblut  der  woher,  lumperliu 
von  .Strazburg,  Nicolaus  von  der  Nyess,  den  mau  nennet  morolle,  Herinan 
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In  (len  vierziger  Jahren  des  15.  Jahrliunderts  machte  dem 
Rate  eine  Mörder-,  Diebs-  und  Räuberbande,  die  sich  die 
„Stirnestosser“')  nannten,  viel  zu  schaffen,  bis  es  endlich 
gelang,  einige  der  vornehmsten  Mitglieder  aufzuheben,  die  unter 
den  Qualen  der  Tortur  auch  ihrer  Genossen  nicht  schonten  und 
durch  ihre  Angaben  die  Obrigkeit  zu  immer  energischerem 
Vorgehen  veranlassten.  Zwei  der  schlimmsten  werden  1446 
ertiänkt,  später  noch  einige  andere  verbrannt  oder  gerädert. 

Trotzdem  aber  tauchen  immer  neue  Verbrecherbanden  in 
der  Landschaft  auf,  die  sich  durch  hoho  Eide  verbinden,  „uff 
der  Strassen  zu  rauben  und  zu  morden  und  teyle  und 
gemeyn  mit  eynand  zu  han“*  oder  ähnlichen  edeln  Be- 
strebungen obzuliegen.^)  Die  grausamsten  Strafen  nützten  nur 
wenig,  solange  man  für  diese  Hydra  den  Feuerbraud  nicht  fand, 
der  das  Xachwachsen  der  abgetrennten  Häupter  zu  hindern  im- 
stande war.  Die  blutigen  Gauner-  und  Zigeuuermandate  des 


plntzkueclit  mit  dem  lameii  fiugur,  Saiit  Keiner  mit  ilcr  krumeii  haut.  . . 

hat  eine  haut ist  ein  l'rauweu  wirt,  . . clesehin  von  metze  kan  tUtscli 

und  welsch,  . . . Hans  artzit  treit  ein  cremelin,  . . . furet  ein  hure,  . . . hat 
eynen  zwylichin  schantz  an,  . . . hat  einen  grau  wen  rogk  an  und  ein  hutde 

uff, wandelt  da  oben  im  lande  und  hat  einen  biisen  sehenekel,  . . . 

ist  ein  korz  kneeht  mit  strubem  hare,  ....  hat  eiu  schräm  in  dem  backen 

und  sint  im  die  dume  abe der  lang  Endriss,  der  kau  siegel  grabii 

und  schryben  und  ist  der  meister  under  iu  und  Imt  ein  schräm  an  eym 
backen,  . . . dem  ist  ein  linger  abe  by  dem  dumen  an  der  rechten  haut, . . . 

Albertos  ist  gelert  und  heldet  sich  im  uberlande,  . . . hat  eyu  swartzeu 

hart,  eyn  gelben  bat  mit  eyner  bynde  dardurch,  eyn  roten  und  swartzeu  rock 

au ist  ein  klein  swartz  knechtel,  wonet  zum  pfliig  zu  Hagenaiiwe,  der 

hat  ein  wiss  wulliu  röckel  über  eim  schantz  uugegürtet  an  und  singet  alles  er 
für  ein  deines  waltfogelin,  . . . Ruprecht  Wisemans  sone  von  Kirckel,  der 
macht  falsch  wurffei  von  im  selbs,  ...  ist  ein  armbroster,  ist  am  lyncken 
fuss  lam,  über  30  iar  alt  und  dreyt  ein  kruck  under  sin  arm,  ist  eyn  dein 
dorr  meuichin  und  zucht  im  obern  laude  umb  spier  mit  einer  dierne  u.  s.  w. 

')  AH.  II,  1446;  über  diesen  Namen  s.  Osenbrüggeu,  Studien 
S.  400  f. 

*)  „Item  der  obgnt.  leuhart  gesagt,  daz  er  von  hans  marggraue  von 
nyederbiiden  der  basthart,  henckin  von  Ingelnheym,  der  yen  besagt  hat,  und 
iren  mytgesellen  teyle  genomcn  habe,  waz  sie  mit  falschem  spiele  gewonnen 
haben,  und  er  habe  auch  wole  gewist  daz  sie  mit  dem  falschen  spiele  umb- 
gangen  sint  und  auch  von  den  metzblancken  in  die  tieln  zu  werffen  und  er 
habe  yen  verlobt  daz  nit  zu  sagen  noch  zu  meldeu“. 
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18.  Säkulums  siud  das  beredteste  Zeugnis  für  das  jahrhunderte- 
lange fruchtlose  Ringen  der  Ordnungsgewalten  mit  diesen  be- 
rufsmässigen Autoritätsveräehtern,  das  erst  nach  dem  Zu- 
sammenbruch der  alten  Reichsverfassung  zu  völligem  Siege  der 
ersteren  führen  konnte. 


C.  Aiistiftuiiit. 

Auch  der  Anstifter  teilt  grundsätzlich  das  Los  des  Thäters. 
Nach  der  MRO.  soll,  wer  einen  andern  seinen  Nächsten 
schlagen,  verwunden  oder  ihm  sein  Gut  nehmen  heisst,  die 
gleiche  Strafe  erleiden,  wie  wenn  er  mit  eigener  Hand  die  That 
vollführt  hätte.')  Es  ist  also  zur  Strafbarkeit  des  Anstifters 
nicht  erforderlich,  dass  der  Thäter  sich  wirklich  durch  die  An- 
stiftung zur  Begehung  des  Deliktes  bestimmen  Hess,  ja  nicht 
einmal,  dass  dieses  überhaupt  begangen  wurde. 

Eine  prozessuale  Besonderheit  gilt  von  der  Anstiftung  zum 
Totschlag.  Während  bei  allen  anderen  Delikten,  von  denen  die 
M RO.  spricht,  Ueberführung  durch  Erfahrungszeugnis  „mit  zweien 
eder  drien  erberen  gezugen“  möglich  ist  und  nur  subsidiäi’  dem 
Bezichtigten  der  Reinigungseid  verstattet  wird,  gibt  das  Gesetz 
dem  wegen  Anstiftung  zum  Totschlag  Angeschuldigten  das 
Recht,  primär  durch  Einhandseid  seine  Unschuld  zu  beweisen.-) 
Schalt  der  Kläger  diesen  Eid,  so  ruhte  nicht  mehr  wie  im 


')  Hilganl  S.  220.  Dem  gleichen  Grumlaatze  huldigt  das  Friedens- 
buch der  Stadt  Mainz,  das  in  den  §§  11*  u.  20  bestimmt:  „Welich  burger 
zu  Mentze  eyn  man  zu  .Mentze  heisset  »lagen,  stechen  odir  rei'ifen,  der  sali 

bessern  den  frevel,  als  er  das  bette  getan  mit  der  hant Item 

welich  burger  zu  Mentze  rad  dar  zu  gibt,  das  eynich  Imrger  zu  Mentze  in 
der  statt  odir  usswendig  der  statt  geslageu,  gestossen,  getreden,  geraufet, 
blutrustig  odir  säst  an  synem  libe,  an  synem  güde  odir  au  syner  gesuntheit 
geleidiget,  beswert  odir  geletzet  wirdet,  wanne  man  yine  des  schult  gibt, 
er  sali  sieh  des  entslagen  mit  siueui  eyde,  das  er  das  nit  getan'odir  geraden 
liabe;  düt  er  des  nit  odir  mochte  man  yne  des  besagen,  er  sali  bessern  als 
hievor  in  dem  viertzebesten  artickel  geschrieben  ist,  glicher  wise  als  er 
dass  bette  getan  mit  der  haut“.  fMone  a.  a.  O.  S.  13). 

Hilgard  S.  220;  vgl.  Luening,  Reinigungseid  S.  U)4. 
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fräheren  Rechte  die  Entscheidung  des  Prozesses  auf  der  Schneide 
des  Schwertes  oder  dem  Ausgang  eines  andern  Gottesurteils, 
sondern  der  Kläger  w’urde,  wenigstens  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen, zur  Führung  des  Gegenbeweises  zugelassen. 

1355  schwört  Henneckin  Ysenbis,  der  Weber,  des 
Totschlags  beleumundet,  den  Reinigungseid;  der  Kläger  aber 
ttberfllhrt  ihn  durch  Zeugenbeweis,  dass  er  zwar  nicht  selbst 
die  That  vollbracht,  wohl  aber  dem  Thäter  zur  Vollführung 
des  Totschlags  ein  Messer  geliehen  und  7 //.  Heller  gegeben 
habe,  damit  er  seinen  Anteil  an  der  Mordthat  nicht  veirate. 
Man  verweist  ihn  aus  der  Stadt  und  teilt  ihm  mit,  falls  er  sich 
wieder  innerhalb  der  Bannzäune  blicken  lasse,  w'erde  man  ihn 
auf  ein  Rad  setzen.') 

S])äter  erinnert  nichts  mehr  an  diese  prozessuale  Be- 
sonderheit. Dass  der  Anstifter  für  die  von  ihm  gewollte 
und  auf  seine  Veranlassung  durch  einen  andern  ins  Werk 
gesetzte  That  nicht  nur  wie  der  Thäter,  sondern  selbst 
als  Thäter  zur  Verantwortung  zu  ziehen  sei.  wird,  da  dies 
zudem  auch  mit  der  communis  opinio  der  italienischen  .Turisi)rudonz 
sich  deckt,-)  in  Theorie  und  Praxis  der  späteren  Jahrhunderte 
allgemein  anerkannt. 


n.  Begilnstigniig. 

Wie  die  Anstiftung  zur  That  und  die  Hilfeleistung  während 
der  Begehung,  so  galt  auch  der  lävor,  die  Gewährung  von  Vorschub 
und  Förderung  nach  v ollendetem  Verbrechen,  als  strafbare 
Teilnahme;  wer  den  Verbrecher  schützte  oder  auf  andere  Weise 
begünstigte,  machte  sich  seine  That  selbst  zu  eigen  und  galt, 
wenigstens  im  späteren  Recht,  nicht  geringerer  Strafe  für  würdig 
als  der  Thäter  .selbst. 

In  den  älteren  Speierer  Strafgesetzen  darf  übrigens  dieser 
Folgesatz  noch  keineswegs  als  Reehtsregel  Geltung  beanspruchen ; 

'}  AH.  I,  IS5.-J. 

'■'J  vgl.  Hoiiifaciu!)  de  Vitalinis,  Kub.  de  insultii  n.  24. 
Augustinus  ad  Angelum  .Vretinum,  Gl.  et  Sempronium  Kodulphi 
n.  37.  Glarus,  Senteut.  recept.  lib.  V,  nu.  8S,89  (Bruiinenmeister  S.  127). 
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vielmehr  wird  im  Gegenteil  hier  die  Begünstigung  noch  mit  ge- 
ringeren Strafen  als  die  Hauptthat  geahndet. 

So  verordnet  ein  Ratsstatut  von  1299  demjenigen,  der 
einen  wegen  Ausheischung  eines  Mitbürgers  vor  ein  fremdes 
Gericht  ans  der  Stadt  gebannten  Bürger  bei  Tage  oder  bei 
Nacht  gastlich  anfnimmt,  selbst  wenn  es  des  Verwiesenen  Ehe- 
wirtin wäre,  für  jeden  Begehungsfall , eine  Strafe  von  5 tt. 
Hellern,  die  bei  der  Erneuerung  des  Statuts  im  Jahre  1315 
eine  Herabminderung  auf  1 //.  Holler  erfährt.  Auch  die  früher 
gestattete  Erleichterung  des  Ueberführungsbeweises  „i>er  unum 
testen!,  niarem  vel  feminam“,  weicht  1315  wieder  der  allge- 
meinen Regel,  die  „duos  vel  tres  testes  ydoneos“  zur  Ueber- 
führung  verlangt.') 

In  ähnlicher  Weise  droht  die  MRO.:  „Wer  ouch  in  etz- 
liclie  pene  vellet  und  die  verschuldet,  oder  einen  dotslag  dut, 
und  die  stat  dar  umbe  rfimen  sol  und  pheninge  geben  sol,  und 
e dar  in  komet,  denne  er  die  pene  giltet  und  volle  vüret,  wer 
den  zfi  tissche  eder  zu  herbergen  heltet  bi  tage  eder  bi  naht, 
ez  si  vrowe  eder  man  eder  si  iocli  eins  niannes  eliche  vrowe, 
der  git  iegelicliez  fumf  phunt  spirscher  und  rfimet  nit  die  stat, 
und  sollent  die  niant  rilitere  den  eder  die  umbe  die  fumf  phunt 
spiischer  an  allem  sime  güte  ligende  eder  varnde  phenden  uf 
den  eit  in  den  ahtagen,  so  daz  uberwunden  wirt“  etc.-)  Be- 
merkenswert ist  hier  noch,  dass  die  Nenredaktion  von  134fi 
statt:  „eder  si  iocli  eins  mannes  eliche  vrowe“  setzt:  „ane 

eins  mannes  elich  wib“,  womit  also  der  Hausfrau  des  Ver- 
bannten das  Recht  zugestanden  wird,  dem  flüchtigen  Eheherrn 
straflos  Gastfreundschaft  zu  gewähren.*) 

10  //.  Heller  hat  derjenige  zu  erlegen,  der  einen  Bürger 
haust  oder  holt,  von  dem  der  Rat  auf  dem  Rathofe  hatte  ver- 
künden lassen,  „das  men  in  vahen  sol  unde  nieman  in  halten 


•)  Hilgard  8.  181  u.  233  f.  Der  Satz  des  Statuts  von  1299: 
„Verum  etiam  si  quis  ex  nobis  talem,  qui  ob  dictam  causam  a iure  civili  et 
consorcio  excluderetur,  fovere  et  anxiliari  vellet  iu  premissis.  i»  pena  eadem 
sicut  ipse  exclnsn.s  incidet  ipso  facto“  ist  1315  ganz  weggefallen. 

*)  Hilgard  S.  22.3. 

*1  ebenda  Anm.  3. 
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sol  bi  dage  eder  bi  naht“,  weil  er  einem  Gast  etwas  schuldete 
und  ihm  vor  dem  Bürf^ermeister  Recht  zu  thun  sich  weigerte.') 

Die  gleiche  Strafe  droht  der  Rat  laii  jedem,  der  einen 
wegen  gefährlicher  Umtriebe  wider  die  Obrigkeit  Verbannten 
bei  Tage  oder  bei  Nacht  gastlich  aufnimmt.'-) 

Allmählich  aber  führte  die  grundsätzliche  Betonung  der 
Getährlichkeit  der  Begehung  und  das  Prinziji  der  Abschreckung 
zur  uneinge.schränkten  Anerkennung  des  Satzes,  dass  der  Be- 
günstiger gleicher  Strafe  wie  der  Thäter  würdig  zu  erachten 
sei.  Der  hervorragendste  Anteil  an  der  Erkämpfung  dieses 
Sieges  gebührt  der  Landfriedensgesetzgebnng,  die  jenen 
Rechtsgrundsatz  mit  ganz  be.sonderer  Beharrlichkeit  verfocht. 

Der  Provinziallandfriede  Friedrichs  des  Rotbarts  von  117n 
(§  f),  die  Treuga  Henrici  von  122.")  (§§  0,  17),  Friedrichs  II. 
grosser  Reichslandfriede  von  {§  2.j  f.)  u.  a.  stellen  den 

receptator  dem  Thäter  gleich,  und  fast  in  jedem  sjiäteren  Land- 
friedensgesetz oder  -büudnis  findet  sich  eine  Bestimmung  wie 
die  ftdgende,  die  dem  i:i22  zwischen  Erzbischof  Matthias  von 
Mainz  und  den  Städten  Mainz.  Strassburg,  Worms,  Speier  und 
Oppenheim  geschlossenen  Landfriedensbunde  entnommen  ist: 
,.Es  ist  ouch  geret,  wer  disen  friden  blichet,  er  si  wer  er 
si,  oder  .schaden  tiit  den,  die  zi'i  disem  friden  gehörent,  wei- 
den haltet,  huset  oder  hovet  oder  ieman  ratet  oder  hilfet  mit 
Worten  oder  mit  wercken,  den  oder  die,  wer  si  sint.  sol  men 
anegrifen  gelicher  wis  also  den,  der  den  schaden  getan 
hat“.^)  Auch  wer  dem  Tiandfriedbrecher  nur  ,,einen  feilen 


')  lUlgard  S.  2;m  f. 

ä)  pbt'nda  S.  ‘its;  ebi-nso  ein  Statut  von  1S73  (\V.  Harster,  Urkunden 
S.  119):  „AVer  ez  aber,  daz  ir  etzliclier  her  über  dar  naeli  wider  in  unser 
stat  qnenie,  wer  den  liüset  oder  hovet  uoher  nabt,  der  (fit  alle  naht  zii 
l>ene  zehen  phünt  heller  an  unserre  stetde  büwe“. 

Hilgard  S.  27ii  f;  Landfriede  zwischen  Mainz.  Strasshurg.  AVorins. 
Speier  und  Uppenheiiu  13-j.ä  (Hilgard  S.  -MM);  zwiaehen  Ludwig  dem 
Hajern  und  den  genannten  Städten  K)ö-J  ( H il  gard  S.  341);  Bündnis  zwischen 
Mainz,  Strassburg,  AVorms  und  Speier  1;-140  (Hilgard  S.  4 IG);  zwischen 
Karl  lA'..  den  Pfalzgraf'en  Rudolf  und  Uupreiht  und  den  gen.  4 .Städten 
1351  Boos,  Urkundenbueh  Bd.  II.  S.  -391);  Bündnis  der  vier  Städte  mit 
Frankfurt,  Hagenau  und  AVeissenburg  13»l  (ebenda  S.  510);  u,  s.  f. 
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Kauf“  gibt,  gilt  als  Genosse  seiner  That  und  wird  in  der  Regel 
mit  gleicher  Strafe  belegt. 

Schon  das  Urteil  gegen  die  aufrührerischen  Brüder  Voltzo, 
Hartniud  und  Cunrad  von  1265  erklärt  jede  Begünstigung 
der  Geächteten  für  gleich  strafbar  wie  deren  ruchlose  Thaten 
selbst;’)  i;{46  wird  Jedem,  der  dem  verbannten  Exbürgermeister 
Knöpfelmann  wieder  zur  Rückkehr  in  die  Stadt  verhelfen 
würde,  gleiche  Behandlung  gedroht,  wie  sie  der  treulose  Rats- 
herr hatte  erfahren  müssen.-) 

Das  Friedensbuch  der  Stadt  Mainz  belegt  das  Hausen 
und  Hofen  eines  der  Stadt  verwiesenen  Frevlers  mit  der  gleichen 
Strafe,  wie  sie  dieser  selber  erlitten.'*)  Streng  verboten  ist  es, 
dem  Totschläger  behufs  Taidigung  mit  der  Siitjie  des  Entleibten 
irgend  ein  „volleyst  odir  stüer“  zu  geben.  Im  Uebertretungs- 
falle  soll  der  Begünstiger  die  do|)])elte  Summe  der  Stadt  zu 
zahlen  und  ohne  Gnade  Stadt  und  Burgbann  auf  ein  Jahr  zu 
räumen  verurtinlt  werden.^) 


')  Hilgavil  S.  S2;  _Kos  iuilioes.  consules  et  nniversi  cives  Spiretiaes 
ad  observaiidum  ea.  que  premissa  .«uiit  de  receptatoribu.i«  aiitedictorum  iiialoruiii 
noa  oateiing  oblignmus.  quod  siquia  nni<trnm  transgresaor  fuerit  deprebeiisus 
et  dnorum  fidedignorum coiivictus testimonio,  Ule  peiiain  quam  et  damp- 
natns  ac  proscriptus  reputnbit“. 

ebenda  S.  4;W:  „T'iid  were  otich  daz  imo  darzu  ienian  beholfen  oder 
bistendig  were.  wer  der  were,  ir  wereiit  lützel  oder  vil.  wer  sie  werent,  die 
imi-  her  in  zu  kumende  beholfen  werent.  die  sol  der  rat  zu  Spire  der  dannc 
ist  uf  ir  eide  angriffen,  vahen  unde  von  in  rillten  glicher  wise  als  von  dem 
vorgenauten  Heinrich  Knöphelmanne,  ane  alle  geverde.“ 

§§  57  und  5S  (,Uoue,  ZüU.  Hd.  VH,  S.  21'. 

<)  § 11  (ebenda  S.  11):  ,'Welich  bnrger  den  andern  doitsleht  odir 

iibelois  machet,  den  morder  sali  nrmant  vor  allen  dingen  kein  volleyst  odir 
stüer  geben,  das  er  den  doitslag  damit  gebesser;  und  wer  yme  darüber 
dheine  voileist,  sfuer  odir  helfe  tede  odir  gebe  heimlich  odir  offenbare,  mit 
welicherley  (saehe^  da.s  were,  odir  aber  ane  dass  darlechte,  das  er  ess  selber 
odir  ymant  von  sinent  wegen  neintne;  wie  vile  ymant  dem  morder  zu  stuer 
gebe,  wo  das  für  die  burgermeistere  odir  vor  den  rad  queme  heimlich  odir 
offenbare,  der  sali  der  .statt  zu  Mentze  zwirnet  also  vil  geben  und  sali  dartzu 
die  statt  und  den  burgbaune  ane  alle  gnade  eyn  jare  riimen“.  Vor  der 
Besserung  muss  der  Totschläger  vor  den  Bürgermeistern  einen  gestabten 
Eid  zu  den  Heiligen  schworen,  dass  er  alle  Personen  benennen  werde,  ,die 
yme  zu  der  besserünge  des  doitslags  odir  darnach  dheine  gäbe,  helfe  odir 
stüer  gegeben  odir  getan  haben.“ 
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Ab  und  zu  erachtet  es  der  Rat  für  nötig,  seine  Unter 
tlianen  durch  besondere  Bekanntmachungen  an  ihre  Bürger- 
pflichten zu  erinnern  und  sie  vor  jeder  Ueberfahrung  ein- 
dringlichst zu  warnen.  So  droht  nach  dem  Ausbruche  des 
Münzfälschers  Rummel  aus  der  Turmstube  des  Altpörtels  ein 
öffentlicher  Ratserlass  jedem,  der  dem  entronnenen  Jlalefikanten 
Unterschlupf  gewähren,  ihn  verbergen  oder  ihm  die  Flucht  er- 
leichtern werde,  schwere  Ijeibesstrafe.’) 

' ) N.  707. 
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Zweites  Hauptstück. 

Die  Strafe. 


Ktstcr  Ab.schnitt. 

Wesen  und  Zweck  der  Strafe. 

§ s. 

Nach  deutscher  Anscliauung  ist  die  Strafe  eine  durch 
Eingriff  in  die  Rechtsgütersphäre  des  Verbrechers  für  den  von 
dieseu)  herbeigeführteu  Bruch  des  Rechtsfriedens  geübte  Wieder- 
vergeltuiig:  „Pena  in  suuni  debet  auctorem  nierito  redundare“.*) 
Der  Verbrecher  liat  durcli  seine  That  gewisse  Rechtsgüter 
verletzt;  durch  die  Str.ife  übt  die  Gesamtheit  hiefür  au  ihm 
Vergeltung,  ihm  wird  „sein  Recht“.  Dabei  verweigert  die 
Zentralgewalt  in  den  Städten  schon  sehr  frühe  dem  Verletzten 
jede  Anerkennung  irgend  welcher  privater  Racherechte; 
wo  der  einzelne  nur  ein  Glied  eines  grossen,  machtvoll  regierten 
Ganzen  ist,  da  übernimmt  die  öffentliche  Gewalt  als  berufene 
Schützerin  des  Rechtsfriedens  allein  die  Aufgabe,  jeden  Bruch 
desselben  zu  ahnden  und  dadurcli  auch  dem  Verletzten  oder 
dessen  Sippe  die  gebührende  Sühne  zu  verschaffen. 

Im  engsten  Zusammenhang  mit  dieser  Verdrängung  des 
Privatracherechtes  des  einzelnen  durch  die  öffentliche  Rechts- 
pflege steht  die  immer  gi-össere  Anwendung  des  früher  nur  in 
beschränktem  Umfange  anerkannten,  nun  aber  immer  weitere 
Ausdehnung  findenden  Systems  der  öffentlichen  Strafen. 

Um  die  Vergeltungsidee  am  besten  verwirklichen  zu  können, 
bestrebte  man  sich  nun,  für  jedes  Verbrechen,  soweit  dies  über- 


Hilgard  S.  78. 
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haupt  (lenkbar  war,  in  einer  kürresirnndierenden  Stralgrösse  ein 
möglichst  getreues  Sidegelbild  zu  finden.  Zwar  lassen  sicli 
S|iuren  des  mosaischeii  Talionsiirinzips.  das  Ja  wohl  als  die 
vollkommenste  Verwirklichung  dieses  Gedankens  erscheinen 
musste,  im  Si»eierer  Stratrccht  wohl  kaum  mit  Sicherheit  nach- 
weisen,  doch  fand  das  Bestreben,  Art  und  Höhe  der  Strafe 
möglichst  genau  den  einzelnen  Xüancen  des  Verbreehenswillens 
anzupassen,  im  System  der  spiegelnden  Strafen,  wie  wir 
noch  sehen  werden,  weitgehende  Anerkennung. 

Aber  nicht  nur  die  Vergeltungsidee  Hess  die  Aufstellung 
des  Satzes  „Poenarum  est  pro  qualitate  nocentium  inventa 
diversitas“’)  als  gerechtfertigt  erscheinen,  sondern  vor  allem 
mu.sste  auch  das  schon  seit  dem  Beginne  der  ganzen  Entwickelung 
immer  melir  sich  geltend  machende  Ueberhandnehmen  des 
Zweckgedankens  in  der  Strafreclitsiiflege  zu  immer  eingehenderer 
Ergründung  der  einzelnen  Pliasen  des  Verbreehenswillens  und 
zu  immer  sich  steigernder  Difierenzierung  wie  der  Deliktsarten 
so  auch  der  Strafen  führen. 

Die  Strafe  stellt  sicli  nun  nicht  mehr  lediglich  als  die  not- 
wendige, unwillkürliche  Reaktion  der  Rechtsordnung  gegen  den 
geschehenen  Bruch  des  Rcchtsfriedens  dar,  sie  verfolgt  vielmehr 
ausserdem  noch  einen  bestimmten  Zweck,  den  der  Sicherung 
der  Gesellschaft  wie  des  einzelnen  vor  dem  Verbrecher  und 
den  der  Abschreckung  und  Besserung  des  Bestraften  selbst 
und  seiner  Nebenmenschen. 

Diese  drei  Zwecke  der  Strafe  finden  sich  nebeneinander 
und  werden  sehr  häufig  bei  der  Wahl  und  Ausmessung  der  Strafe 
eingehender  Berücksichtigung  gewürdigt;  nur  tritt  im  allgemeinen 
der  Besserungszweck  später  auf  als  der  der  Sicherung  und 
Abschreckung. 

Die  Verhütung  ternerer  Angrille  des  Verbrechers  auf  die 
Rechtsordnung  ist  eine  Aufgabe,  welche  die  Gesamtheit  in 
ihrem  wie  des  einzelnen  Interesse  mit  grösstem  Nachdruck 
durchzufüliren  b(.'strebt  sein  muss.  Rat  und  Richter  erkannten 
sehr  wohl  ihre  Pflicht,  gerade  in  der  Strafrechtspflege  auf  die 
Wohlfahrt  des  Gemeinwesens  Bedacht  zu  nehmen,  und  daraus 
erklärt  sich  auch,  warum  die  Gerichte,  deren  selbstlose,  gerechte 

K«icL»laiidfiif(le  Kaiser  Frieiiriclia  II.  vou  1235,  § 22. 
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und  unparteiische  Rechtspflege  uns  sonst  so  bewundernswert 
erscheint,  bei  Verräteni  und  Empörern  sich  jeder  milderen 
Regung  verschliessen  und  drakonisch  strenge,  manchmal  allzu- 
harte Strafurteile  lallen;  denn  lieber  sollte  der  Verbrecher  mehr, 
als  er  verdiente,  leiden,  als  dass  die  Gesamtheit  neuer  Gefährdung 
ausgesetzt  werden  durfte.  OfiFenen  Ausdruck  verleiht  diesem 
Gedanken  der  Konsulent  von  Stoekken,  wenn  er  bei  Besprechung 
des  Gnadenrechtes  der  Obrigkeit  äussert:  „Salus  reipublicae 
suprema  lex  esto!  Wir  Konsulenten  haben  keine  Freude  am 
Verderben  eines  Menschen,  aber  wir  müssen  den  Schaden  besser 
einsehen  und  sagen,  es  ist  besser,  dass  ein  Mensch  sterbe,  als 
dass  das  ganze  Volk  verderbe!'*') 

Auch  dem  nicht  mit  Unrecht  so  verrufenen  fahrenden 
Gesindel  gegenüber,  das  fortwährend  für  Beschäftigung  der 
Gerichte  sorgte  und  besonders  bei  Messen  und  Mäikten  einer 
Heuschreckenplage  gleich  die  Stadt  belästigte,  hütete  man  sich 
vor  unzeitgemässer  Milde  und  pflegte  vielmehr  dergleichen  Leute 
entweder  solort  unschädlich  zu  machen  oder  sie  auf  weite  Ent- 
fernung die  Stadt  verschwören  zu  lassen.  Mochten  sie  draussen 
andere  Territorien  mit  ihrer  Gegenwart  beglücken,  wenn  nur 
die  Stadt  des  weiteren  von  ihnen  verschont  blieb.  Um  aber 
nicht  allzu  selbstsüchtig  zu  erscheinen,  suchte  mau  wenigstens 
durch  Kenntlichmachung  des  Verbrechei's  andere  vor  ihm  zu 
warnen,  indem  man  ihn  der  Ohren  beraubte  oder  ihn  durch 
Autbrenneu  des  Stadtwai»pens  zum  Zeichen,  dass  er  in  Speier 
einmal  unter  Henkershand  gelegen,  auch  anderwärts  ganz 
besonderer  Fürsorge  empfahl.  Bisweilen  veranlasste,  vornelimlich 
bei  gemeingefährlichen  Verbrechern,  die  den  befreuudeten 
Xachbarstädteu  stets  bewahrte  Bündnistreue  sogar  Ergreifung 
von  Sicherungsmassregeln  zu  gunsten  der  letzteren ; so  muss 
z.  B.  einmal  ein  Weib,  das  beschnittene  Münzen  in  den  Verkehr 
brachte  und  daher  der  Stadt  verwiesen  wird,  gleichzeitig  auch 


')  N.  703.  Den  gleichen  (ie-laiiken  spricht  schon  Bi.schol'  11  eiiiric  li  11. 
von  Leiningen,  der  )2i)5  als  (ierichtsherr  da.s  Urteil  über  die  Aufrührer 
Voltzo,  Hartinud  und  Cunrad  verkündet,  aus:  .Nisi  oh  erranciuin 
iniquitatem  correctinnis  linia  subduccretur,  cetcrorum  posset  innocencia 
inquinari,  undc  est  illud  Ovidii,  immcdicabilc  en.se  rccindendum  est,  ne  pars 
sincera  tr.ahatur.“  Uilgard  S.  S2. 
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die  Städte  Worms,  Mainz  und  Strassbnrg  verschwören.’)  Im 
18.  Jalirhnndert  pflegte  man  vor  gerährliclien  Veibrechern,  die 
der  Stadt  verwiesen  worden  w'aren,  durch  Inserat  in  der  Frank- 
lurter  Rcichszeitung  zu  warnen. 

Ein  anderer  Zweck,  den  die  Strafe  verfolgen  kann,  ist  der, 
den  Verbrecher  selbst  und  seine  Nebenmenscheu  von  der  Be- 
gehung ähnlicher  Missethaten  abzuschrecken.  Damit  wäre  aber 
ein  nicht  vor  voller  Ött'entlichkeit  sich  abspielender  Strafvollzug 
unvereinbar.  Nur  selten  wird  daher  ein  Verbrecher,  um  seine 
Schande  zu  verdecken,  heimlich  im  Dunkel  der  Nacht  vom  Leben 
zum  Tode  gebracht ; in  der  Regel  spielt  sich  die  Strafvollstreckung 
bei  lichter  Sonne,  auf  freiem,  erhöhtem  Platze,  vor  einer  viel- 
köpfigen .Alenschenmengc  ab,  wo  jeder  einzelne  mit  gespannter 
Aufmerksamkeit  dem  Vorgang  folgen  konnte  und  sollte.  Im 
17.  und  18.  Jahrhundert  pflegte  man  den  ^'erurteilten  in  feier- 
lichem Aufzuge  unter  Aufgebot  der  ganzen  Biirgerwehr  zum 
Rabenstein  zu  führen,  wobei  die  Thore  bis  zur  Beendigung  der 
Richtung  geschlossen  blieben  und  der  Wachtdieust  auf  den 
Mauern  der  von  Verteidigeni  fast  völlig  entblössten  Stadt  mit 
doppelter  Umsicht  gehandhabt  werden  musste.-) 

Eine  wissenschaftliche  Begründung  der  Abschreckungstheorie 
wird  nicht  selten  vei-sucht;  *)  gewöhnlich  aber  wird  nur  vermerkt, 
dass  die  Strafvollstreckung  öfifentlich  geschehen  solle,  „allen  zum 
Abscheu  und  Exempel“,  „ut  magis  ceteri  timeant“.  Besonderen 
Eindruck  mochte  es  auf  das  eisschütterlo  Gemüt  des  Zuschauers 
ausüben,  wenn  der  Verurteilte  in  reuigem  Gebete  laut  um 
Vergebung  seiner  Sünden  flehte  oder,  wie  die  Diebin  Anna 
Sophia  Meyerin,  die  1728  mit  dem  Schwert  gerichtet  wurde, 
zuvor  mit  weithintöneiider  Stimme  alle  Auwesendeu  ermahnte, 
sich  ihr  Beisjiiel  zur  Warnung  dienen  zu  lassen  und  sich  vor 
ähnlichen  Verbrechen  zu  hüten.^) 

')  All  1,  1356. 

'■')  X.  713. 

*)  z.  Ü.  1263  in  (Inr  oben  iingelubrten  Urteilsnrkumie:  „Inter  omnia 
qiie  fidelium  etas  perhetini  scripture  commeudat  nieniorie,  illa  ut  credimus 
potisaioie  futuroruin  transmittuntur  noticie,  que  magis  ab  umnibus  »unt 
miranda  et  mirabilius  detestauda.  ut  dum  taliuiu  liabetur  memoria,  ab  biis 
et  .similibus  caveatur.“  Hilgard  .S.  so. 

*)  N.  708. 
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Der  Zweck  der  Strafe,  auf  deu  Verbrecher  selbst  bessernden 
Einfluss  zu  üben,  ward  im  älteren  Strafrecht  völlig  ausser  acht 
gelassen;  man  bängte  den  Jungen,  der  vielleicht  nur  durch  böses 
Beispiel  verführt  und  noch  nicht  ganz  dem  Laster  verfallen  war, 
geradeso  wie  den  in  Sünden  ergrauten  Gewohnheitsverbrecher, 
liiess  man  ja  einmal  mildere  Strafe  eiutreten,  so  geschah  dies 
immer  mehr  aus  einem  allgemeinen,  vagen  Mitleidsgefühl,  als 
in  der  bewussten  Absicht,  den  noch  nicht  ganz  verdorbenen 
Jlissethäter  durch  die  Strafe  zu  bessern  und  ein  brauchbares 
Mitglied  der  Gesellschaft  aus  ihm  zu  machen. 

Später  suchte  man  bei  besserungslähigen  Verbrechern  diesen 
Zweck  entweder  dadurch  zu  erreichen,  dass  man  dem  Armen 
das  Todesurteil  sprach  und  ihn  häufig  erst  auf  der  Richtstätte 
begnadigte,  um  ihn  durch  die  heilsame  Erinnerung  an  die  aus- 
gestandene  Todesangst  vor  weiteren  Verbrechen  zu  bewahren, 
oder  indem  man  mit  Staupbesen  oder  Farreuschwanz  ein  ähnlich 
lebhaftes  Andenken  zu  hinterlassen  bestrebt  war.  Im  18.  Jahr- 
hundert wurden  häufig  jugendliche  Verbrecher  .zwecks  Besserung 
ihrer  Sitten  in  die  „Zucht“hänscr  gesperrt,  womit  freilich  in 
der  Regel  das  Gegenteil  erreicht  wurde;  auch  bei  erwachsenen 
Delinquenten  wird  fast  immer  die  Frage  aufgeworfen,  ob  man 
es  mit  einem  hartgesottenen  Sünder  zu  thuu  hat,  oder  ob  noch 
eine  „spes  emendationis“  gegeben  erscheinen  könnte.*) 

>)  Als  ini  Jahre  I729  das  Hochgericht  erneuert  werden  sollte,  aber 
alle  Handwerker  sich  weigerten,  Hand  auziilegeu,  aus  Furcht,  dadurch  un- 
ehrlich zu  werden,  veranstaltete  der  Kat  einen  Auszug  des  gesamten 
Handwerks  nach  dem  Hochgericht  und  liess  dann  die  Erneuerung  in  der 
Weise  in  Angriff  nehmen,  dass  jeder,  Jleister  und  Geselle,  Hand  anlegen 
musste,  damit  keiner  ein  Recht  habe,  den  andern  dieser  Arbeit  wegen  scheel 
anzusehen.  Vorher  aber  erörterte  der  Ratsschreiber  J.  K Um  mich  in  längerer 
Rede  die  Notwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  des  peiulicheu  Verfahrens 
und  die  Barmherzigkeit,  die  die  Obrigkeit  durch  dieses  fortwährend  übe,  da 
durch  die  Strafe  entweder  die  Emeudation  des  Delinquenten  selbst  oder  doch 
wenigstens  anderer  zu  dergleichen  Laster  geneigten  Menschen  intendiret 
werde.  „Heisst  dann  dies  nicht,  indem  der  Richter  zu  emendiren  getlissen 
ist,  ein  Werck  der  Liebe  und  Barmhertzigkeil  exerciren?  Der  Henker  ist 
auch  ein  barmhortziger  Prediger,  siutemahleu  bösen  Buben  sonst  weder  zu 
raten  noch  zu  helfen  wäre,  sie  verderbten  sich  und  andere  Leute  mit  ihnen, 
wo  man  die  Barmbertzigkeit  an  ihnen  nicht  übte  und  mit  dem  Schwert  nicht 
wehrete.  Also  ist  das  Köpfen  und  Henken,  obgleich  es  schröcklich  siebet 
und  wehe  thut,  ein  Werck  der  Barmherzigkeit;  denn  wo  es  nicht  wäre, 
würdest  du  keinen  gantzeii  Fleck  an  der  Haut  behalten  können.*  ;.N.  714;. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  einzelnen  Strafarten. 


§ 

Die  Todesstrafe. 

\.  .illsremeiiios. 

Vielgestaltig  ist  der  Tliatbestaiid  der  Verbreelieu,  für  die 
es  nach  altelii  würdigcm  Herkommen  oder  ueuerstandener  Satzung 
nur  eine  Sühue  gibt,  die  völlige  Austilgung  aus  der  menscli- 
liclien  Gesell-schaft,  den  Tod.  Mannigfaltig  aber,  wie  die 
Verbrechen  selbst,  sind  die  Vollzugsformen  der  Strafe,  die  mau 
anwandte,  den  überfülirten  Sünder  vom  Lebenslicht  zu  scheiden, 
und  unheimlich  erfinderisch  erwies  sich  der  Geist  des  Mittel- 
alters und  noch  mehr  der  der  neueren  Zeit  im  Ersinnen  immer 
neuer  Hiurichtungsmethoden.  Zweifellos  wurde  deren  Auffindung 
durch  das  System  der  spiegelnden  Strafen  wesentlich  erleichtert: 
denn  der  Zweck  der  Strafe,  Wiedervergeltung  zu  üben  für  den 
gebrochenen  Rechtsfrieden,  verlangte  für  gewisse  todeswürdige 
Verbrechen  gewis.se,  genau  bestimmte  Spielarten  der  Todesstrafe. 
So  war  der  Feuertod  die  natürliche  Mordbrandsühue;  so  ist  es 
verständlich,  dass  man  den  Falschmünzer  den  Scheiterhaufen 
besteigen  liess,  um  ihm  durch  das  gleiche  Element,  das  ihm  bei 
Begehung  seiner  .Missethat  gedient  hatte,  das  schuldverwirkte 
Leben  zu  rauben. 

üraltgermanische  Satzung  ferner,  von  Tacitus  schon  erwähnt, 
in  der  lex  Ribuaria  kodifiziert,  in  der  Treuga  Jlenrici  und 
unzähligen  Reich.s-  und  Provinziallandfrieden  wiederholt,  erkor 
für  den  Dieb,  dessen  schleichendes,  lichtscheues  Tieiben  dem 
offenen  (Termanensinn  als  das  schimpflichste  aller  Verbrechen 
erschien,  den  Strang  als  die  schimpflichste  aller  Todesarten, 
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während  der  Räuber,  der  mit  brutaler  Gewalt,  aber  mit  otfener 
Stirn  nnd  ohne  Hinterlist  den  Rechtsfrieden  brach,  des  ehrlichen 
Schwertes  gewürdigt  wurde. 

Dazu  kam  später  noch  eine  Reihe  anderer  — nicht  immer 
neuer  — Hinrichtungsarten.  Hier  feierte  der  Vergeltungs- 
gedanke blutige  Triumidie,  wenn  es  galt,  einem  Delinquenten, 
dem  man  für  viele  Uebelthaten  doch  immer  nur  ein  Leben 
nehmen  konnte,  den  Verlust  dieses  einen  so  schmerzhaft  als 
möglich  zu  gestalten.  Dank  den  humanen  Grundsätzen,  die  in 
der  Blütezeit  des  jungen  Freistaats  Rat  und  Richter  beseelten, 
und  für  die  noch  in  der  Zeit,  wo  der  Stadt  mählich  erblassender 
Stern  schon  seinem  allzu  raschen  Untergänge  sich  zuneigte, 
die  Konsulenten  tajjf'er  manche  Lanze  brachen,  begegnen  wir 
in  Speier  nicht  jenen  entsetzlichen  Vollzugsarten  der  Todesstrafe, 
von  denen  wir  in  den  Achtbücheru  anderer  Territorien  mit 
Schauder  lesen.  Die  beliebtesten  dieser  raffinierten  Hinrichtungs- 
methoden, das  Sieden  in  heissem  ()1  oder  Wasser  u.  a.,  sind  in 
Speier  nahezu  völlig  unbekannt;  ausser  den  oben  genannten 
Hinrichtungsarten  findet  sich  hier  nur  noch  das  allerdings  un- 
menschlich grausame  Radebrechen  und  der  Tod  durch  Ertränken 
im  Flutengrab  des  Rheins,  der  dem  Armen  wohl  am  raschesten 
und  schmerzlosesten  von  aller  Erdeupein  Erlösung  bringen  mochte. 

Ausserordentlicher  Milde  und  Humanität  darf  sich  überhaupt 
die  Strafrechtspflege  der  ersten  Zeit  nach  dem  Uebergang  des 
Blutbanns  auf  den  Rat  mit  vollem  Rechte  rühmen;  die  Monats- 
richtcrordnnngen  geben  hiefür  beredtes  Zeugnis,  und  noch  im 
älteren  Achtbuch  findet  sich  nur  selten  Verhängung  der  Todes- 
strafe und  zwar  meist  bei  Strassenraub,  während  andere  Ver- 
brechen, insbesondere  der  erschreckend  oft  aufti'eteude  Totschlag 
durch  Verweisung  oder  freiwillige  Selbstverbannung  ihre  Sühne 
finden. 

Später  freilich  änderten  .sich  rasch  die  Verhältnisse.  Je 
weitere  Fortschritte  der  Zerbröckelungsprozess  des  Reiches 
machte,  je  schemenhafter  die  Reichsgewalt  selber  wurde,  um 
so  zahlreichere  und  unver.söhnlichere  Feinde  ei-standen  der  Stadt 
ringsumher,  in  grimmem  Hass  auf  ihr  Verderben  sinnend,  und 
gewiss  nicht  den  harmlosesten  unter  ihnen,  den  Bischof  und 
die  Klerisei,  hegte  .sie  ja  selbst  in  ihren  Mauern.  Immer  un- 
sicherer wurden  die  Strassen,  auf  denen  des  jungen  Freistaats 

Th.  Hart» t er,  Strafrecht  der  fraieo  HaiohaaUdt  hpaiar.  5 
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handelsgewandter  Sohn  mit  seinen  Waren  zur  feraen  Messe 
reiste;  immer  frecher  streifte  der  adelige  Stegreifritter  wie 
der  gemeine  Strauchdieb  bis  dicht  vor  die  Bannzäune ; zn  immer 
grösseren  und  gefährlicheren  Banden  sammelte  sich  in  den 
Wäldern  das  Gesindel,  der  Auswurf  aller  umliegenden  Tenitorien, 
bald  draussen  mit  Brand  und  Nähme  die  Landschaft  ängstigend, 
bald  im  Schutz  der  Mauern  selbst  die  Bürger  schädigend  durch 
betrügliche  Reden,  falsches  Spiel  oder  unerlaubten  Zugriff. 

Jetzt  sieht  sich  der  Rat  begreiflicherweise  veranlasst,  mit 
grösster  Strenge  und  exemplarischen  Strafen  gegen  solche  Misse- 
handlungen eiuzuschreiten,  und  so  hält  im  15.  Jahrhundert  die 
Todesstrafe  eine  reiche  Ernte;  besonders  gegen  Diebe  — das 
jüngere  Achtbuch  zählt  42  Bestrafungen  dieses  Delikts  — wird 
mit  aller  Schärfe  verfahren.  In  der  Zeit  von  1430  bis  1510 
verzeichnet  der  eben  erwähnte  Kodex  48  Hinrichtungen.  Richt- 
schwert und  Rad  feiern  nicht  (ersteres  kommt  viermal,  letzteres 
zweimal  zur  Anwendung);  auch  der  Scheiterhaufen  fordert  seine 
Beute  (fünfmal).  Die  meisten  Missthätigen  aber  wandern  vors 
Stadtthor  zum  Hochgericht  (18),  um  als  weithin  sichtbare  Galgen- 
zierde ihren  Mitmenschen  zum  abschreckenden  Exempel  zu 
dienen,  oder  zum  Rheinesufer  (10),  um  in  den  Wogen  des 
Stromes  ihrer  Thaten  Lohn  zu  finden. 


B.  Die  einzelnen  llinrichtiingsarteii. 

1.  Enthaupten.  Die  Richtung  durchs  Schwert  er- 
scheint, soweit  nicht  eine  härtere  Strafe  — das  Rad  — ver- 
wirkt war,  als  die  poena  ordinaria  des  Mörders,  der  often 
Menschenblut  vergoss,  des  Wegelagerers,  der  den  Reisenden 
auf  der  Heerstrasse  niederwarf,  ihm  seine  Habe  nahm  und  oft 
auch  sein  Leben  zu  vertilgen  sich  nicht  scheute,  des  Empörers, 
der  wider  Rat  und  Bürgerschaft  Aufruhr  eiregte  oder  Zweiung 
und  Unfrieden  in  der  Stadt  säte,  endlich  im  17.  Jahrhundert 
der  Kindsmörderinnen  und  überhaupt  der  Frauen,  seitdem  das 
Ertränken  als  reguläre  Todesart  für  diese  mit  dem  Ausgang 
des  Ui.  .Jahrhunderts  aus  der  Uebung  gekommen  war. 

In  verschlossener,  mit  schweren  Ketten  angeschmiedeter 
Kiste  ruhten  auf  dem  Altcnburgthor  in  lederner,  mit  Gurten 
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geschmückter  Scheide  zwei  breite  Richtschwerter,  bis  ihnen 
wieder  ein  schuldiges  Haupt  verfallen  war  und  der  Nachrichter 
kam,  sie  zum  Blutfest  auf  dem  Rabenstein  zu  holen.') 

1358  trennte  das  Schwert  zweien  Gesellen,  die  auf  der 
Heerstrasse  einem  Reisenden  sein  Pferd  raublich  genommen, 
den  Kopf  vom  Rumpfe ;=)  1375  fallen  die  Häupter  mehrerer 
Anhänger  des  Empörers  Heinrich  von  Landan,  die  mit  ihm 
der  Stadt  Verderben  geplant,  während  er  selbst  der  strafenden 
Gerechtigkeit  und  dem  Rachedurst  des  Rates  durch  die  Flucht 
entrinnt;-*)  145u  kommt  ein  Gefolgsmann  adeliger  Stegreifritter 
in  die  Gewalt  der  Stadt  und  verliert  sein  Haupt;*)  das  gleiche 
Schicksal  erfährt  einer,  der  einen  Pfaffen  seines  Geldes  wegen 
erschlagen.  150'.1  wird  Bernhard  Koch,  der,  nachdem  er 
allen  Speierern  Tod  und  Verdorben  geschworen,  sich  heimlich 
in  die  Stadt  schleicht  niid  mit  mordlicher  Wehr  seines  Tod- 
feinds am  Wege  wartet,  da  er  den  Jlord Vorsatz  eingesteht, 
zum  Tod  durchs  Schwert  verdammt,-’’)  1577  sogar-  ein  Dieb,  für 
den  doch  nach  alter  Satzung  das  ehrliche  Schwert  viel  zu  gut 
war,  zum  Tode  durch  Enthaupten  begnadigt;  „ist  gar  christlich 
gestorbenn“,  fügt  das  Achtbuch  bei.**) 

Später  kam  überhaupt  der  Grundsatz,  der  dem  Schwert  als 
ehrlichem  Richtungsmittel  vor  anderen,  besonders  dem  Strang,  den 
Voi-zug  gab,  ganz  aus  der  Uebung.  In  der  oberrheinischen 
Pöualsanktion  von  17-26  wird  den  Zigeunern,  Jaunern  und 
Vagabunden,  die,  nachdem  sie  mit  dem  Brandmal  des  Kreises  — 
0.  C.  — auf  dem  Rücken  verwiesen  worden,  wieder  im  Kreisgebiet 
erscheinen  und  irgend  ein  Delikt  verüben,  der  Tod  durch  Schwert 
oder  Rad,  verschärll  durch  vorhergehende  Zwickung  mit 
glühenden  Zangen,  angedroht.’)  Im  18.  Jahrhundert  wird  eine 


')  N.  715. 

AB.  I,  1368. 

Lull  m H n n S.  72t>  f. 

<)  .VB,  II.  U.'>0. 

'■)  .VH.  II.  löoy, 

“)  VKAP.  I.  1677. 

N.  „Ntme  und  mehr  gi-schärfftc  Poenal  Sanction  und  Ver- 
ordnung des  Lübl,  Ober-Rheinisedum  Creyses  wider  das  schädliche  Diebs- 
Raub-  und  Zigeuner-  sodann  Herreu-lose  Jauner- Wildschützen  - auch  inüssig 
und  liederliche  Bettel-Gesind-;  in  Zukunft  zitiert:  P.SOC".  17-20. 
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Reibe  von  Kiiidsmörderiniien,  172.J  eine  Diebin,  1730  ein 
Sodoniit  mit  dem  Schwert  gerichtet.*) 

Die  Hinrichtung  geschah  anl'  der  Kichtstätte  am  Ross- 
sprung vor  dem  Wormser  Thor,  nur  selten,  und  dann  aus  be- 
sonderen Gründen,  wie  z.  B.  bei  dem  Ratsherrn  Michael  Keller, 
der  auf  dem  Fischmarkt  enthauptet  wurde,  innerhalb  der  Mauern. 
Zu  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  beschloss  der  Rat,  nachdem 
früher  die  Hinrichtungen  „uff  dem  boden“,  d.  h.  auf  ebenem 
Plan  stattgefunden  hatten,  „einen  besundern  rabenstein  in  die 
hohe  uff  zu  baweu“.-) 

Die  Exekution  war,  wie  schon  einleitungsweise  erwähnt 
wurde,  Sache  des  bischöflichen  Kachrichters,  der  zu  diesem 
Zweck  ei^st  von  Bruchsal  bestellt  werden  musste.  Meist  wurde 
der  Delinquent  mit  verbundenen  Augen  auf  einen  Stuhl  geschnallt 
und  in  sitzender  Stellung  enthau{)tet.  Kicht  immer  aber  gelang 
es  dem  Meister,  „feliciter“  zu  richten,  und  gar  manchmal  war 
ein  zweiter  Streich  vonnöten.^) 

2.  Das  Hängen  findet  sich  als  Todesart  für  den  Dieb 
schon  im  sakralen  Strafrecht  der  germanischen  Vorzeit:  am 
laublosen  Baum,  der  Winde  Spiel,  der  Raben  Sjieise,  wird  er 
den  Göttern  geopfert.  Auch  in  Speier  gilt  seit  alter  Zeit  der 
Satz:  „Den  Dieb  soll  mau  henken,  dass  die  Luft  ober  und  unter 


')  N.  707  ff.  712. 

*)  N.  712. 

Hini‘11  merkw üriligeii  Fall  bericlitot  Heiiiliag,  (.lescli.  li.  B.  II, 
S.  532:  165G  sollt«*  eine  Kindsiuiirderiu  durchs  Schwert  sterben.  In  iler 

Hoffming,  dadurch  Gnade  zu  i-rlangeu,  gab  sie  den  Predigeru  der  Stadt 
Gehör  und  nahm  den  evaiigeli.schen  Glauben  an.  Der  Pfarrer  von  St.  Johann, 
zu  dessen  Gemeinde  die  Schuldige  gehörte,  erstattete  Anzeige  und  erhielt 
vom  Bischof  den  Befehl,  bei  ilcr  Richtung  Gelegenheit  zu  suchen,  sein 
Pfarrkind  an  seinen  katholischen  Glauben  zu  erinnern.  Als  nun  iler  Scharf- 
richter auf  dem  H.'tben.stein  das  .Schwert  zum  tütlichen  Streiche  schwang, 
rief  der  Pfarrer  laut,  er  solle  einhalteu.  Der  Denker  aber  hieb  zu  und 
traf,  da  er  trunken  war,  — vielleicht  aber  eben  weil  ihn  der  Pfarrer 
störte  — sein  Opfer  nicht  zu  Tode,  so  dass  die  Arme  jammernd  aufschrie: 
„Jesus  Maria!“  und  der  Scharfrichter  den  Streich  wiederholen  musste. 
Der  Rat  aber  liess  den  Pfarrer,  „weil  er  die  öffentliche  Gerechtigkeit  ge- 
stört und  die  grause  Metzelei  veranlasst  habe,"  ins  BackofengefSugnis 
setzen,  au.s  dem  er  erst  nach  einiger  Zeit  gegen  Urfehde  wieder  luskam. 
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ihm  2usammenschlage‘‘.')  War  dieser  Tod  am  Galgen  nufl 
auch  nicht  die  einzige  Hinrichtungsart  für  den  Dieb  — fast 
noch  häufiger  findet  sich  wenigstens  im  älteren  Aehtbuch  die 
Strafe  des  Wassers  — so  war  es  doch  jedenfalls  diejenige 
Todesart,  auf  die  er  nahezu  ausschliesslich  Anspruch  erheben 
konnte.  Fälle,  in  denen  andere  Verbrecher  mit  Meister  Hänfling 
Bekanntschaft  schliessen,  sind  äusserst  selten:  1577  wurde  einer 
wegen  Ehebruchs  und  blutschänderischen  Geschlechtsverkehrs 
„an  liechten  Galgen  gehenckt“,  und  auch  er  erwies  sich  nebenbei 
des  Diebstahls  schuldig.-)  1736  wurde  der  Mörder  eines  Dra- 
goners vom  Regiment  Normandie  auf  Antrag  des  französischen 
Stadtkommandanten,  Generals  de  Quadt,  da  man  seiner  nicht 
habhaft  werden  konnte,  in  contumaciam  verurteilt  und  in  effigie 
an  den  Galgen  gehängt.-*) 

Im  17.  Jahrhundert  scheint  der  Galgen  lange  Zeit  seines 
Schmuckes  entbehrt  zu  haben:  denn  als  1677  der  Dieb  Peter 
Pirroii  denselben  zieren  sollte,  erwies  sich  das  ganze  Hoch- 
gericht als  so  baufällig,  dass  der  Rat  dessen  Renovierung  und 
insbesondere  Errichtung  eines  ganz  neuen,  durch  Blechbeschlag 
gegen  die  schädigenden  Witterungscinflüsse  geschützten  Galgens 
beschloss.-*) 

Die  Mandate  des  18.  Jahrhunderts  gegen  die  Gauner, 
Zigeuner  n.  s.  w.,  die  sich  überhaupt  in  drakonischen  Straf- 
drohungen gefallen,  enthalten  natürlich  in  verechwenderischer 
Weise  Ankündigungen  der  hänfenen  Schlinge.  Zigeuner  u.  s.  w., 
die  sich  zu  dreien  oder  mehr  zeigen  und  eingefangen  werden, 
soll  man  hängen:  wer  dem  Gesindel  auf  irgend  welche  Weise 
Voi-schub  leistet,  besteigt  ebenfalls  die  Leiter;  fremde  Bettler, 
die,  ausgewiesen  und  beim  ersten  Bannbriich  gebrandmarkt, 
sich  wieder  ergreifen  lassen,  erwartet  das  gleiche  Los;  auch  dem 
rückfälligen  Wilderer  blüht  der  Galgen.-’) 

3.  Rädern.  In  der  Praxis  thun  dieser  Todesart  nur  die 
beiden  Achtbücher  Erwähnung;  das  Radbreehen  erscheint  dort 


')  Lehmann  S.  201 
VH.\P.  I.  1577. 

’)  N.  710  (Akt  Hauer). 
*)  X.  711, 

X,  6-2«. 
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als  die  gewöhnliche  Hinrichtungsform  für  den  gemeinen  Mörder 
und  Strassenräuber,  den  Mordbrenner  und  Veiräter.  Die  MRO. 
gebietet:  „Wer  einen  dotslag  dut  an  mannen,  vrowen  ederkinden, 
wirt  er  des  beret  mit  zweien  eder  mit  drien  erberen  gezügen, 
den  sollent  die  rihtere  des  mandes  vahen  und  radebrechen“.’) 

Der  Vollzug  der  Strafe  geschah  dadurch,  dass  man  dem 
Delinquenten  ein  Glied  nach  dem  andern  mit  einem  Rade  zcrstiess 
und  dann  den  zuckenden,  immer  noch  lebeneiTüllten  Körper  auf 
die  Speichen  eines  aufrecht  stehenden  Rades  flocht,  wo  der 
Arme  erst  nach  langer,  fürchterlicher  Marter  durch  den  Tod 
Erlösung  fand.  Man  unterschied  dabei  die  grausamere  Art  des 
„Richtens  von  unten“,  wo  mit  dem  Zei-schlagen  der  Beine 
begonnen  wurde,  uud  das  „Richten  von  oben“,  wo  relativ 
bald  der  „Gnadenstoss“  auf  die  Brust  den  Qualen  des  Gemarterten 
ein  Ziel  setzte. 

Dass  diese  schrecklichste  aller  Strafen  insbesondere  der 
Verräter  und  Empörer  wartete,  lässt  der  berechtigte  Selbst- 
erhaltungstrieb der  von  mächtigen  Feinden  rings  umdrängten 
Republik  nur  allzu  begreiflich  erscheinen.  So  wurden  1370,  als 
Bischof  Adolf  von  Nassau  die  Stadt  belagerte,  und  „sich 
etliche  durch  Henrichs  von  Landau  Anhang  in  die  Stadt  geschleicht, 
die  inwendig  Verräthrey  und  üfruhr  sollen  erwecken“,  nachdem 
ihr  Anschlag  „gar  zeitlich  herfdrgebrochen“,  gefangen  und  ohne 
viel  Federlesens  zum  Tod  verurteilt,  drei  geschleift,  etliche 
gerädert,  etliche  enthauptet.  „Und  steht  in  einer  Verzeichnuss, 
da.ss  umb  Räder,  Seil,  Sträng  und  Gordeln  fünft'  Pfund  Heller 
bezahlt  worden“.'-) 

13.55  schwört  sich  Henneckin  Ysenbis  ewig  aus  dei- 
Stadt,  weil  er  sich  durch  Eid  vom  Mordverdacht  gereinigt  und 
es  dann  an  den  Tag  kam,  dass  er  der  That  als  Anstiftei' 
verwandt  gewesen;  ergreift  man  ihn  wieder  innerhalb  der 
Bannzäune,  so  soll  man  ihn  auf  ein  Rad  setzen.’’)  1448  wird 
Heintz  von  Ruwenfels,  Mitglied  der  Räuber-  und  Mörder- 
bande der  „Stirnestosser“,  der  mit  andern  Mordbraudgesellen 


')  llilgard  S.  219  f. 

Loh  manu  S.  727“. 
“)  AB.  I.  I30r.. 
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die  Stadt  an  vier  Enden  anzünden  wollte  und  schon  die  Brandfackeln 
angelegt  hatte,  aufs  Rad  geflochten,*)  1470  Andriss Klapper- 
zan,  ein  käuflicher  Mordbube  und  berufsmässiger  Strassen- 
räuber  und  Falschspieler,  ausgeschleift  und  geradebrecht.-)  Noch 
in  den  mehrfach  berührten  Gaunermandaten  des  18.  Jahrhunderts 
spielt  das  Rädern  — aber  wohl  nur  theoretisch  — eine  grosse  Rolle. 

4.  Das  Yiertcilen,  jene  grässliche  Verirrung,  zu  der  die 
Abschreckungstheorie  die  Strafrechtspflege  verleitete,  ist  akten- 
mässig  nicht  verbürgt,  kam  aber  jedenfalls  vor;  denn  unter  dem 
auf  dem  Altinirtel  aufbewahrten  Richtzeug  finden  sich  ein  grosses, 
breites  Beil  und  zwei  Messer  in  einer  Scheide,  „so  man  zum 
vierthcilen  der  missthetig  braucht“.“)  Die  Strafe  wurde  anderwärts 
meist  derart  vollstreckt,  dass  der  des  Hauptes  beraubte  Leichnam 
in  vier  Teile  zerhauen  und  die  Stücke  an  den  nach  den  vier 
Himmelsrichtungen  tührenden  Strassen  allen  zum  Abscheu  und 
Exempel  am  Stadtthor  angenagelt  wurden. 

5.  Ertränken.  Aus  Rücksichten  der  Sittlichkeit 
wurde  die  Strafe  des  Räderns  und  Hängens  nie  an  Frauen 
vollstreckt,  vielmehr  trat  anstelle  dieser  Hinrichtungsformen 
stets  der  Tod  durch  das  Wjusser.^)  „Den  Dieb  soll  man  henken 
und  die  Hur  ertränken“,  sagte  ein  altes  Sprichwort.'')  Meist 
nähte  man  die  Schuldige  in  einen  Sack  und  stiess  sie  in  den 
Rhein,  dessen  Fluten  rasch  die  Todgeweihte  mit  fortrissen.**) 
Aber  auch  Männer  fanden  oft  dies  feuchte  Grab,  insbesondere 
wegen  falschen  Spiels,  Betrugs,  Diebstahls  und  grober  Sittlichkeits- 
Verbrechen.  So  hat  der  Rat  1450  einen  gewissen  Paffenhans 
grober  Schwüre  und  gotteslästerlicher  Worte  wegen  „in  den 


’J  AH.  II.  144.S:  ..trnio  1448  uff  mittwoch  nach  Judica  ist  Heintz 
von  RuttfiifeU  hurtig  von  W'issloch  gesalzt  uff  ein  rat  uff  der  langen 
hraclieu,  der  hatte  ge»trasseuraubt  und  soll  auch  Spire  geiiiortbrennet  han 
und  hatde  wiechen  ongeleit  von  Contz  Pillen  wegen“, 
s)  AH.  II,  1470. 

®)  N.  71.5. 

Die  Hebaiiptung  Urnn n enmeiste rs  (S.  90),  dass  nach  allen 
süddeutscheu  Rechten  die  dem  Krhängen  eiitsprecliende  Strafe  der  Weiber 
das  Ijebendigbegraben  sei,  ist  daher  in  dieser  .Mlgemeinheit  nicht  richtig. 
'')  Vgl.  Orimin,  deutsche  Rechtsaltertümer  S.  ü87. 

“)  AB.  II.  1487:  eine  Uattenmürderiii,  die  sich  ihres  Gemahls  durch 
Gilt  entledigte  , . . .iudicatta  est  ad  Renum  zu  sacke“. 
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Ryne  tun  werft'en“;')  1477  erleidet  eine  Tribade  das  gleiche 
Scliicksal.2) 

Ferner  war  das  Ertränken  vornehmlich  Strafe  des  Verwie- 
senen, der  wider  seinen  Urfehdschwur  in  die  Stadt  zurückkehrte. 
Meist  musste  sich  der  zu  Verweisende  schon  in  der  Urfehde 
selbst  dieser  Bannbruchstrale  durch  das  Gelöbnis  unterwerfen, 
nie  w'iederzukommen  „oder  man  sol  in  werfFen  in  den  Rin“. 

Bei  besonders  schweren  Begehnngsfällen  vollstreckte  man 
die  Strafe  öffentlich  bei  lichter  Sonne,-*)  oft  aber  verhüllte  das 
Dunkel  der  Nacht  die  schaurigi“  Szene,  und  nur  das  Geräusch 
des  Palls  und  das  Aufspritzen  der  Wogen  verkündete,  dass  die 
strafende  Gerechtigkeit  wieder  ein  Oiifer  gefordert.-*)  Seit 
Ausgang  des  l.i.  Jahrhunderts  kam,  wie  erwähnt,  diese  Hin- 
richt uiigsart  völlig  aus  der  Uebung  und  wurde  durch  Strang 
oder  Schwert  (bei  Frauen)  ersetzt,  wo  nicht  Begnadigung  zu 
einer  Leibesstrafe  eintreten  konnte. 

6.  Verbrennen.  Es  ist  eine  psychologisch  wohl  begründete 
Thatsache,  dass  wir  im  Strafrecht  fast  aller  Völker  von  den 
gewöhnlichen  Verbrechen  solche  besonders  schimpfliche  geschieden 
linden,  durch  deren  Begehung  sich  nicht  nur  der  Thäter  selbst 
entehrt,  sondern  gewissermassen  am  ganzen  Volk  ein  Makel 
haften  bleibt.  In  solchen  Fällen  zeigt  sich  dann  immer  das 
ängstliche  Bestreben,  mit  dem  Verbrecher  selbst  jede 
Spur  seiner  That,  jede  Erinnerung  daran  mit  allen 
Mitteln  auszutilgen.  So  begräbt  bei  den  Germanen  des  Tacitus 
des  stillen  Sumpfes  schlammige  Tiefe  den  Feigling,  den  verwor- 
fensten aller  Volksgenossen.-’) 


*)  AB.  II,  1456. 

*)  et)d.  1477. 

®)  So  z.  B.  wurde  ,AB.  II)  146S  «in  Falschspieler  und  Münzfälscher 
„by  tag  offenlich  erdronckf. 

*)  1494:  .iudicatus  est  ad  ai|ua»  et  dehet  ci  uiinistrari  iustitiu  in 
nocte“. 

“)  Tac.  Germania  (’sp.  1-2;  vgl.  Gulathingslög  23:  .Das  ist  nun 

das  Nächste,  dass  man  jeden  Menschen  zur  Kirche  fahren  soll,  der  todt  wird, 
und  begraben  in  heilige  Erde,  ansgeuommen  die  Wollüstlinge,  die  Verräter 
ihres  Herrn  und  die  Murdwülfe  und  die  Treubrechcr  uud  die  Diebe  und 
diejenigen,  die  sich  selber  das  Leben  uebmen ; die  Leute  aber,  die  ich  nun 
aufzählte,  soll  man  begraben  iu  der  Flutgrenze,  wo  sich  begegnen  See  und 
grüner  Boden“,  v.  Ämira,  das  altnorwegische Vollstreckungsverfahren  S.  101. 


Digitized  by  Google 


73 


Ini  mittolalterliclicn  Strafrecht  finden  wir  als  das  geeignetste 
Mittel  znr  völligen  Teniiclitung  des  Verbrechers  und  jeder 
Erinnerung  an  seine  Missethat  die  Verbrennung,  die  im  An- 
schlüsse an  das  durch  die  Kirche  bewahrte  und  verbreitete 
mosaische  Strafrecht  vor  allem  bei  schwerer  Sünde,  Ketzerei 
und  Zauberei,  Kirchendiebstahl  und  argen  Fleischesverbrechen 
(Blutschande  und  Sodomie)  zur  Anwendung  gelangte,  l^m  jede 
Sjmr  des  Verbrechens  auszutilgen,  wurde  beispielsweise  mit  dem 
Sodomiten  das  missbrauchte  Tier  den  Flammen  übergeben.*) 

I4',t7  wird  ein  Kirchenschänder,  der  zu  Worms  in  einer 
Klosterkirche  das  Bild  der  Gottesgebärerin  eines  reich  mit  Sillxu- 
besclilagenen  Gürtels  entledigte  und  dann  zu  Speier  in  der 
Klarenkirche  „daz  sacrament  husel  daselbst  uff'gebrochen  mit 
einer  zwangen  unnd  daz  heilig  sacrament  ussgeschut  usser  dem 
sielher  in  die  hultzenbuchsse“,-)  zum  Feuertod  verurteilt:  gleiches 
Los  ereilt  einen  jüdischen  Renegaten,  einen  äusserst  gewandten 
Pretiosendieb,  der  mit  einem  Strick  um  den  Hals  den  Scheiter- 
haufen besteigen  muss.*) 

Einem  andern  Gedanken,  dem  System  der  spiegelnden 
Strafen  entspricht  es,  wenn  der  Münzfälscher  oder  der  Mord- 
brenner in  den  Flammen  ihrer  Thaten  Tjohn  empfangen. 
1448  wird  der  Mordbrenner  Cristman  von  Oppenheim,  der 
die  Stadt  mit  Feuer  zu  verbrennen  gedachte,  selbst  mit  dem 
Feuer  gerichtet,^)  1483  Cosmas,  „der  schnidartzet“,  der  falsche 
Pfennige  gemacht,  samt  seinem  falschen  Gelde  verbrannt;'’) 
1C8«  machen  sich  Meyn  und  Rummel  gleichen  Verbrechens 
schuldig.  Sie  hätten,  so  meint  der  Konsulent  Gabler,  zwar 
nach  dem  cornelischen  tfesetz  wie  nach  Kaiser  Karls  V.  pein- 
licher Halsgerichtsordnung  den  Feuertod  verdient,  doch  sei 
es  verschiedener  Milderungsgründe  halber  wohl  angebracht,  sie 


■_)  z.  H.  AH.  II,  14S2;  vgl.  aiicli  3.  Mo».  20,  14:  „Wenn  jemand  ein 
Weib  nimmt  und  ihre  Mutter  dazu,  der  hat  ein  Laster  verwirkt ; man  »oll 
ihn  mit  Feuer  verbrennen  und  »ie  beide  auch,  dass  kein  Laster  »ei 
unter  euch“. 

*0  AB.  II,  1497. 

*b  AB.  II;  .Judicatus  ad  ignim  unacum  laquei  sui  colli  alligatione." 
AB.  II,  144S. 

ebd.  1483:  .combustus  mit  der  montz“. 
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zum  Tode  durchs  Schwert  zu  begnadigen.  Anderer  Ansicht  ist 
der  Ratsschreiber  Fuchs:  Das  Schwert  sei,  so  sagt  er,  doch 
eine  allzu  geringe  Gnade,  da  der  Gedanke,  dass  es  ein  ehr- 
licheres Richtungsmittel  sei  als  das  Feuer,  zumal  bei  Leuten 
niederen  Standes  dermalen  doch  kein  Verständnis  mehr  finde. 
Ferner  sei  auch  zwischen  den  Leibesschmerzen,  die  der  Delin- 
quent in  beiden  Fällen  zu  erdulden  habe,  nur  sehr  wenig 
Unterschied,  da  man  ja  auch  beim  ^■crbrennen  den  Missethäter 
nicht  mehr,  wie  früher,  viele  Qualen  leiden  la.sse,  sondern  ihn 
zuerst  enthau]ttc  und  dann  erst  verbrenne,  oder  ihn  mit  einem 
Pulversack  um  den  Hals  den  Flammen  iireisgebe.  Daher  sei 
mit  den  wenigen  Augenblicken,  um  die  bei  der  Hinrichtung 
durchs  Scliwert  der  Tod  früher  eintrete  als  beim  Verbrennen, 
dem  armen  Sünder  wenig  geholfen,  zumal  die  Todesangst,  die 
meist  noch  mehr  Schmerzen  vermsache  als  dei'  Tod  selbst,  in 
beiden  Fällen  die  gleiche  sei  und  ferner  erfahrungsgemäss  der 
Scharfrichter  auch  nicht  immer  mit  einem  glücklichen  Streich 
das  Haupt  vom  Rumpfe  zu  trennen  vermöge  und  dadurch  sein 
Opfer  oft  unnötigerweise  ([Uäle.  Er  empfiehlt  daher  Begnadigung 
zu  Leibesstrafen  und  ewiger  Verweisung,  und  es  wird  seinem 
Ratschlag  gemäss  entschieden.') 

Von  dem  Vorwurf  des  Hexen wahiis  hat  sich  der  Rat,  der 
sich  für  abergläubische  Ideen  niemals  sonderlich  eingenommen 
zeigte,  erfreulicherweise  fast  vollkommen  freigehalten:  nur  ein 
einziger  Hexenbrand,  die  Einäscherung  der  als  Unholdin  ver- 
dächtigten Barbara  Külerin  im  Jahre  1581-)  wirft  einen 
düsteren  Widerschein  auf  seine  sonst  so  vonirteilsfieie  Recht- 
sprechung. Auch  die  Inquisition  konnte  sich  nur  weniger 
blutiger  Triumphe  rühmen,  und  nur  selten  loderte  in  Speier 
ad  niaiorem  dei  gloriam  ein  Ketzerbraird  zum  Himmel. 
1360  starb  ein  Apostel  der  Arrfklärtrng,  der  Begharde  Berthold 
von  Rohrbach,  1426  der  Waldenser-  Peter  Turnau  zu 
Speier-  den  Flamrnetrtud  als  Blutzeugerr  für  ihren  Glaubert.') 


')  N.  707. 

VRAl*.  1.  t5Hl. 
»■  § 60. 
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('.  Milderuiis:  und  SehSrfiiii^  der  Todesstrafe. 

Milderungen  der  Todesstrafe  finden  sich  nur  selten  und 
bestanden  meist  in  der  Begnadigung  zu  einer  weniger  grau- 
samen Hinrichtungsart  oder  in  Verkürzung  der  Qualen  durch 
raschere  Herbeiführung  des  Endes,  indem  man  z.  B.,  wie  im 
vorigen  Abschnitt  erwähnt,  den  zum  Feuertod  Bestimmten 
vorher  enthauptete  oder  ihm  einen  Pnlversack  an  den  Hals  band. 
Endlich  wäre  noch  des  Richtens  zur  Nachtzeit  zu  gedenken, 
das,  wie  gleichfalls  bereits  ausgefUhrt  wurde,  besondere  beim 
Ertränken  häufig  in  Frage  kam. 

Auch  Verschärfungen  der  Todesstrafe  zählen  eigentlich 
zu  den  Seltenheiten. 

Das  Ausschleifen  wird  bei  der  Hinrichtung  der  Spiess- 
gesellen  Heinrichs  von  Landau  erwähnt,  von  denen  nach 
Lehmanns  Bericht')  1.37fi  drei  geschleift,  etliche  gerädert, 
etliche  enthaui)tet  wurden,  ausserdem  1470  bei  der  Hinrichtung 
Klaiiperzans,  der  „uft  eym  bort  für  die  stat  geschlcifft“ 
und  gerädert  wurde.-) 

Auch  dasZwicken  mit  glühenden  Zangen  scheint  nicht 
allzu  häufig  vorgekomnien  zu  sein,  da  es  auch  bei  den  schwersten 
\'erbrechen  keine  Erwähnung  findet.  Die  bramarbasierenden 
Strafdrohungen  der  P SOG.  von  172(i  gegen  Diebe,  Räuber, 
Gaunei',  Zigeuner  und  dgl.  Gesindel  erfreuten  sich  nur  sehr 
selten  einer  Anwendung,  und  die  ,zwo  grossen  i)fetzzangen“, 
die  in  der  schon  öfter  erwähnten  Richtzeugkiste  auf  dem  Alt- 
pürtel  ruhten,  werden  auch  ilie  meiste  Zeit  gefeiert  haben. 
Interessant  ist  übrigens,  dass  diese  beiden  „maiefitzischen  In- 
strumente“ erst  1C24  erwähnt  werden,  während  sie  bei  der 
ersten  Inspektion  besagter  Kiste  durch  die  Herrn  des  Vier- 
richteramts im  Jahre  1.582  noch  nicht  vorhanden  waren,  — ein 
Zeichen  der  immer  zunehmenden  Grausamkeit  und  Verrohung 
in  der  Strafrechtspflege. •') 


*)  Lehmann  .S.  727*. 

2)  .VB.  II,  1470. 

3)  N.  715. 
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Die  Leibesstrafen. 


1.  Haiulabhiiuen.  Ein  ultehrwiiriliges  Gesetz,  das 

Privileg  Kaiser  Heinrichs  IV.  t'iir  die  Judenschallt  zu  Speier 
vom  in.  Februar  UUH),  bestraft  Verwuudung  eines  Juden  mit 
einer  Frevelbuss»’  von  einem  Pfund  Goldes,  Ist  der 

Thäter  unfrei,  .so  bleibt  dem  Herrn  die  Wahl;  „aut 
supra  taxatam  composicionein  impleat,  aut  servuni  ad 
l)cnas  tradat“.  Weiter  bestimmt  der  Kaiser:  „Siipiis  autem 

inopia  deitre.ssus  preseriptum  persolvere  ne»iuiverit,  eadem 
plec’tatur  peua,  qua  ille  punitus  »'st  tempore  Heinric.i  imperatoris, 
patris  luei,  »lui  iudeum  nomine  vivum  interfecit,  scilieet  ut  ei 
oculi  eruantur  et  dextra  manus  ainputetur“.') 

Die  MRO.  droht  Verlust  der  Hand  als  Bannbiuchsstrafe : 
Wer  den  Frieden  bricht,  der  ihm  „von  der  stete  wegen  wirt 
geheischen“,  zahlt  10  Mark  Silbers  und  räumt  zwei  Jahre  die 
Stadt;  kommt  er  zurück,  ehe  er  dieStral'e  erlegt  hat,  — „men 
sol  ime  sin  hant  abe  slahen“.  Auch  hier  also  wieder  eine 
spiegelnde  Strafe;  der  meineidig  Gewordene  büsst  mit  der 
Schwurhand  den  Bruch  seiner  Urfehde.-) 

Die  PSOC.  von  172i;  büsst  den  Wilderer  mit  ewiger 
Zwangsarbeit  oder  Abhauen  der  rechten  Hand. 

■2.  Augenausstechen.  13:16  wird  Merkein  Kafe,  der 
nächtlicherweile  mit  gewaffueter  Hand  der  Stadt  Scharwächter 
jagte,  verwiesen  und  ihm  bedeutet,  dass  man  ihn  blenden  werde, 
wenn  er  je  wieder  gegen  Rat  oder  Gericht  sich  eine  Missethat 
zu  schulden  kommen  lasse.'O  — werden  einem  Gärtner, 

der  bei  Nacht  den  Leuten  zu  Si»eier  ihr  „rode“  (Färberröte) 
ausgegraben  und  verkauft  hatte,  die  Augen  ausgestochen, V)  wie 


')  HilgarJ  S.  vgl.  die  Bestätigung  des  Wormser  Judenprivilegs 
Heinrichs  IV.  durch  Friedrich  den  Kotbart  1157  (Boos.  l'B.  S.  741). 
-)  Uilgard  .S.  221. 

=)  AB.  1,  i;«6. 

\ AB.  II.  1444. 
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überhaupt  die  Gerichte  bei  Beurteilung  von  Gartendiebstählen 
eine  befremdliche  Härte  an  den  Tag  legen.  — 1454  wird  ein 
Weber,  der  auf  der  Zunftstube  einem  Handwerksgenossen 
„hinderverticlich  und  beratens  mutes“  in  Tötungsabsicht  ein 
Brotmesser  in  den  Rücken  stiess  und  sich  dieser  That  berühmte, 
des  Augenlichts  beraubt.')  — Eine  undatierte  Verordnung  aus 
dem  14.  Jahrhundert  bestraft  den,  der  da  „leheuet“  (Wucherer?), 
den  „vierdetder“  (Falschspieler)  und  den  „riffian“  (Hurenwirt)  mit 
vier  wöchentlicher  Turmhaft  und  ewigem  Exil.  „Unde  fi'inde 
man  den  da  nach  in  der  statd,  man  sol  in  blenden  oder  durch 
die  backen  brennen“.-) 

Die  Richtzengkiste  auf  dem  Altpörtel  birgt  unter  anderem 
Werkzeug  auch  „ein  eyssen  instrumeut,  daran  das  Speyrisch 
Stattwappen  oder  muuster,  damit  mau  einem  die  äugen  aus- 
sticht“.") 

3.  Das  Abschneiden  der  Ohren  war  im  Mittelalter  die 
gewöhnliche  Strafe  des  ersten  „kleinen“  Diebstahls,  ihr  Verlust 
das  internationale  Erkennungszeichen  des  Diebes,  der  die  erste 
Weihe  zum  Galgen  empfangen  hatte.  Die  ausserordentliche 
Beliebtheit,  der  sich  gerade  diese  Strafart  erfreute,  erklärt  sich 
daraus,  dass  sie  sich  als  probates  Mittel  zur  Entscheidung  über 
die  Frage  der  Rückfalligkeit  des  Delinquenten  erwies  und  bei 
Fahndung  nach  einem  entronnenen  Missethäter  dessen  steck- 
briefliche Beschreibung  wesentlich  erleichterte. 

2s’icht  selten  stehen  Verbrecher,  die  der  Ohren  ermangeln, 
vor  dem  Tribunal  des  Rates.  So  linden  wir  im  jüngeren  Acht- 
buch bei  der  Richtung  der  „frauwe  von  Js’urnberg“,  einer 
fahrenden  Dirne  und  vermehrten  Diebin,  den  Vermerk:  „Item 
die  trau  hat  keyn  oren  gehapt“.  Ein  andermal  gesteht  ein 
Dieb,  dass  er  zu  Urach  dem  Hofmeister  seinen  Mantel  ge- 
stohlen, darum  er  sich  seine  Ohren  selbst  habe  abschneiden 
müssen  ;•*)  1456  verliert  einer  beide  Ohren,  weil  er  einem  Wirte 


')  -\f5.  II,  1454. 

IUI garil  S.  4s4. 
5)  N.  715. 

•)  AB.  II,  um  1490. 
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ein  Wams  und  an  die  zwei  Malter  Zwiebelsamens  entwendet 
hatte.*) 

Nicht  immer  eistreekte  sich  übrigens  die  Verstümmelung 
auf  beide  Ohren,  manchmal  verfiel  nur  eines  der  Henkerschere.-) 

4.  Das  Ausschneiden  der  Zunge  findet  sich  — wieder 
ein  Austtuss  des  Si)iegelungsprinzii)s  — nur  bei  Gotteslästerung, 
z.  B.  13tjl.  Zum  Urfehdeschwur  soll  der  Gottesverächter  zum 
letztenmal  die  Lästerzunge  brauchen,  dann  soll  man  sie  ihm 
ansschneiden  bei  dem  Napfe  und  ihn  selbst  mit  Ruten  ans  der 
8tadt  hauen.')  Dass  die  Vollstreckung  dieser  Strafe  ebenso 
wie  das  Auspeitschen  am  Napfe,  dem  Grenzhoheitszeichen  der 
bischöflichen  Immunität,  geschah,  ist  wohl  die  letzte  Reminiszenz 
an  die  alte  Gerichtsherrlichkeit  des  Bischofs.'*) 

5.  Ruten-  und  Prügelstrafe.  Das  Auspeitschen  mit 
Ruten  oder  Staujjbesen,  die  Leibesstrafe  a'x-'  ivf/J,'/,  wurde  in 
der  Regel  nur  bei  Freveln,  oft  aber  auch  bei  schlimmeren 
Missethaten  daun  angewendet,  wenn  besonderer  Milderuugs- 
gründe  halber  von  einer  an  Hals  oder  Hand  gehenden  Strafe 
abgesehen  und  nur  auf  eine  solche,  die  au  Haut  oder  Haar 
ging,  erkannt  wurde.  Landstreicherei,  Diebstahl,  Hehlerei, 
falsches  Spiel,  Hurerei,  Betrug,  falsche  Anschuldigung,  aber 
auch  Entführung,  mehrfache  Ehe,  Münzfälschung,  einmal  sogar 
Teilnahme  an  einem  Totschlag,  Zauberei  und  Ketzerei  werden 
mit  dem  Staupbesen  geahndet.  Ausserdem  ist  dies  Instrument 
insonderheit  dazu  bestimmt,  den  jugendlichen  Verbrecher  auf 
die  Bahn  der  Tugend  zurückzuluhren.  Manchmal  überlässt  der 
Rat  sogar  die.se  dankenswerte  Aufgabe  den  Angehörigen  des 
Irregeleiteten;  so  gibt  er  z.  B.  l.iT'.i  einen  wegen  unerlaubten 
Zugrift's  in  Haft  gelegten  Jungen  aus  Worms  seinem  nach 


')  AB.  II,  1456. 

=0  2.  B.  AB.  II,  1431:  „Als  Haus  Kuppliernagel,  eiu  benJer  und 
Martin  Kapp ussli eup t hio  yn  gefengnisse  von  dupstals  wegen  gelegen 
sint,  yst  ortel  und  recht  über  sie  ergangen,  da.s  inan  Kuppbernagel  beide 
oren  und  Kappu.sshcupt  eyn  or  ahesnyden  solle,  das  oueb  also  bescheen  ist-, 
AB.  I,  1361. 

Die  inebrerwäbnte  Hiebtzeugkiste  cntbielt  auch  „zwey  grosse  inesser 
iun  einer  seboiden,  so  man  znin  vicrtheileii  und  Zungen  absehueiden  gebraucht* 
(N.  71ÖJ. 
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Speier  gereisten  Vater  heraus  mit  dem  Bescheid,  er  solle  ihn 
des  Diebstahls  halber  selber  züchtigen.') 

Die  Exekution  geschah  im  14.  Jahrhundert  durch  Anbinden 
au  einen  Pfahl  oder  eine  Säule  und  Anspeitschen,  meist  in 
Verbindung  mit  Austreibung  aus  der  Stadt;  „man  sol  in  slahen 
an  der  suln  und  sol  in  liz  der  stat  triben  nimmer  wider  ze- 
komende,  der  rat  heiz  ez  denne“,  sagt  die  MßO.'-)  In 
späterer  Zeit  gestaltete  sich  die  Vollstreckung  l'olgendermassen : 
Der  Verurteilte  wurde  im  Salzturm,  nachdem  ihm  als  Henkers- 
mahl ein  WeinsUpplein  vorgesetzt  worden,  „das  er  nun  hat 
essen  oder  stehen  lassen  mögen,“  von  den  Vierrichteru  dem 
Henker  übeigeben,  der  ihn  gebunden  durch  die  Spitalgasse  am 
Hathofe  vorbei  zum  Napfe  führte;  um  diesen  wurde  der  Delin- 
quent dreimal  herumgeführt,  dann  an  der  grossen  Sperrkette 
beim  „Trutzpfaflfeu“  entblosst  und  die  Hauptstrasse  hinunter 
zum  Kreuzthor  hinaus  — also  durch  die  belebtesten  Teile  der 
Stadt  — bis  zum  ersten  Bildstock  mit  Ruten  gehauen;  dort 
ward  er  losgebnnden  und  ihm  Vs  A-  »l"'o  viatico“  gegeben.*) 

Dabei  unterschied  man  drei  Abstufungen  der  Züchtigung, 
die  gelinde,  mittlere  und  scharfe  Streichung;  der  jeweilig  an- 
zuwendende Grad  wurde  im  Urteil  bezeichnet,  jedoch  erachtete 
sich  der  Nachrichter  dadurch  nicht  immer  für  gebunden.  So 
wird  1725  bei  der  Auspeitschung  eines  Gotteslästerei's  berichtet: 
„Obwohl  dem  ScharfFrichter  nach  der  Schärffe  zu  streichen  an- 
befohlen war,  so  ist  es  doch  dem  Ansehen  nach  ziemlich  gelinde 
hergegangen“.'')  — 172ö  lie.ss  der  Rat  der  Entscheidung  der 
Rückfälligkeitsfragc  wegen  eine  Diebin  nach  Spuren  einer  etwa 
schon  früher  mit  dem  Staupbesen  geschlossenen  Bekanntschaft 
untersuchen  und  erkannte  darnach  auf  Rutenstrafe,  da  die 


■)  VRAP.  1,  1579. 

V Hilgaril  S.  '218. 

7i;l;  vgl.  auch  X.  707:  ,.Vnuol7I2.  .Tolia  iin  Scliniiilt  ist  ilem 
scharpfrichter  vor  dem  spittalil  Uliergebeu  worden,  welcher  ihn  die  spittelgass 
hinauf  dreymahl  nm  den  iiapf  gefiiliret,  nachmals  bloss  gemacht  und  ihn 
zum  C'reiitzthor  hinauss  bi.s  an  den  ersten  bildstuck  mit  rutheii  aussgebauen 
hat  und  sind  dem  inaleßcanten  bey  jeder  Creutzgassen  3 streiche  gegeben 
worden“. 

V X.  708  (Akt  llerberichj. 
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Aerztc  erklärten,  dass  die  den  Rücken  der  Delinquentin 
zierenden  Male  wohl  aucli  von  etwas  anderem  als  einer  früher 
erlittenen  Ausstäupung  herrühren  könnten.  Der  A'achrichter 
aber  scheint  sich  hierauf  besser  verstandeu  zu  haben;  denn  er 
liess  nach  geschehener  Exekution  wissen,  „dass  die  Diebin  schon 
nielirmalen  ausgehauen  worden,  und  ihm  Leid  sein  sollte,  wenn 
er  seinen  Buckel  so  oft  hätte  hergeben  sollen,  inmassen  sie 
dann  auch  mit  dem  Springen  treftlich  umbzugehen  gewusst 
habe“.') 

Im  16.  Jahrhundert  entspann  sich  zwischen  dem  biscliüf- 
lichen  Nachrichter  und  dem  städtischen  Stockmeister  ein  Zu- 
ständigkeitsstreit insbesondere  deshalb,  weil  der  Nachrichter 
manchmal  nicht  zur  bestimmten  Zeit  ziu'  Vornahme  der  Exe- 
kution erschien  und  dann  der  Kat  dieselbe  durcli  den  Stöcker 
vollziehen  Hess.-)  Die  Frage  wurde  schliesslich  dahin  ent- 
schieden, dass  die  Vollstreckung  der  Lebens-  und  I>eibesstrafeu 
dem  Scharfrichter,  die  der  Ehrenstrafen  — und  hiezu  zählte 
neben  dem  Stellen  ans  Halscisen  auch  die  Braudmarkuug  — 
dem  Stockmeister  znstchen  solle.') 

Im  18.  Jahrhundert  findet  sich  neben  der  Züchtigung  durch 
Ruten  oder  Staupbesen  insbesondere  bei  jugendlichen  Verbrechern, 
Taugenichtsen,  Landstreichern,  Bettlern  u.  s.  w.  die  Fusti- 
gation,  die  Prügelstrafe  mit  dem  Farrenschwanz,  die  in  der 
Kegel  durcli  den  Bettelvogt  vor  der  Hauptwache  vollzogen 
wurde. 


§ >1- 

Die  Ehrenstrafen. 

An  und  tür  sich  äussern  auch  alle  Leibe.sslrafen  be- 
schimpfende Wirkung;  hier  sollen  aber  unter  Ehrenstrafen  nur 


*)  X.  70S  (Akt  Reissiu). 

^ So  wuihIk  z.  II.  I57‘J  ein  jugendlicher  Dieb  seiner  Haft  entlassen, 
durch  den  .Stöcker  „privatim“  gezüchtigt  und  ausgewiesen  (VRAP.  I,  lö79j 
X.  712;  vgl.  auch  X.  020. 
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die  verstanden  werden,  die  sich  in  erster  Linie  die  Ehre  des 
Schuldigen  als  Angriffsziel  erwählen.  Dies  ist  insbe.sondere  der 
Fall  bei  der 

1.  Brandmarkung.  Hier  ist  Gegenstand  und  Zweck  der 
Strafe  weniger  die  Erregung  eines  vorübergehenden  köriierlichen 
Schmerzgefühls,  als  vielmehr  die  Verächtlichmachung  des  Ver- 
brechers in  aller  Welt:  ein  Kainszeichen  soll  er  tragen,  das 
ihn  für  alle  Zeiten  von  jedem  ehrlichen  Men.schen  unterscheiden 
und  Jedermann  zur  AV'arnung  dienen  soll,  sich  vor  dem  also 
kenntlich  Gemachten  zu  hüten.  Daher  wurde  auch  ehedem 
diese  Strafe  nicht  gegen  den  offenen  Verbrecher  verhängt, 
sondern  nur  gegen  den,  der  heimlicherweise  sein  Wesen  treibt : 
gegen  den  Dieb,  der  im  Dunkeln  schleicht,  den  Betrüger,  der 
ohne  Scheu  seiner  I^Iitmenschen  argloses  Veidraucn  missbraucht, 
den  Fälscher,  der  Treue  und  Glauben  frech  zur  Seite  setzt. 
So  werden  1 4.i8  drei  Betrüger,  die  Vorgaben,  an  der  fallenden 
Sucht  zu  leiden,  um  dadurch  von  der  Gutherzigkeit  der  Leute 
Almosen  zu  erschwindeln,  duich  die  Backen  gebrannt  und  mit 
Ruten  ausgehauen;  *)  1 4s;i  erleidet  der  Knecht  des  Münzfälschers 
Cosmas  die  gleiche  Strafe,  wiewohl  er  nur  die  Farben  ge- 
rieben und  die  Pfennige  bestrichen  und  nicht  gewusst,  ob  sein 
Thun  gut  oder  böse  sei;-)  1471  wird  ein  Knecht  des  Abtes 
von  Limburg,  der  seinem  Herrn  zwei  Pferde  stahl  und  einem 
.luden  ein  Kind  verkaufen  wollte,  durch  Backen  und  Stirne 
gebrannt;^)  einen  falscher  Anschuldigung  überführten  .Juden 
streift  schon  das  Brandeisen,  da  begnadigt  ihn  der  Rat  zur 
Rutenstrafe.^) 

Das  Brennen  geschah  durch  Backen  oder  Stirne,  später 
meistens  auf  den  Rücken.  Zu  diesem  Zwecke  dienten  zwei  in 
der  bekannten  Richtzengkiste  aufbewahrte  Instrumente,  nämlich 
ein  Brenneisen  mit  dem  Zeichen  des  Kreuzes  und  ein  solches 


Ali.  11.  145s. 

AH.  II,  I4«;4. 

5)  AH.  II,  1471. 

')  .Sein  Urteil  lautet:  „An  ilaz  Imlssyssti  stellen  und  in  durch  die  hacken 
brennen".  Letzterer  Passus  ist  durch^jestriclicn,  und  statt  de.saen  heisst  es : 
„mit  rüden  us»  geschlagen".  Vgl.  auch  S>.  10.‘>  über  die  .Strafe  des  liflian, 
des  vierd.'tder  u.  ».  w, 

Tb.  H«rK(er,  dtrafrecht  «l«r  freipu  Ueicbkiudt  aptier.  t) 
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mit  dem  Stadtwappen,  „da  mit  man  einem  das  münster  an  die  stiin 
brennet“  als  ewiges  Kennzciclien  dafür,  dass  er  einmal  zu  Speier 
in  des  Henkers  Hände  gefallen.*)  Im  17.  und  18.  Jahrhundert 
wird  meist  mit  O.  C.,  dem  Zeichen  des  oberrheinischen  Kreises, 
gebrandmarkt,  und  zwar  durch  Aufbrennung  auf  den  Rücken. 

i.  Lasterstein.  Das  Tragen  des  Lastei’stcins,  das  ur- 
sprünglich offenbar  die  eigentlich  verwirkte  Steinigung  sym- 
bolisieren sollte,  — so  finden  wir  sonst  das  Tragen  einer  Rute, 
eines  Strickes  oder  blossen  Schwertes  um  den  Hals  als  An- 
deutung der  verdienten,  aber  gnadenweise  erlassenen  Todes- 
strafe-) — war  in  Speier  eine  seit  alter  Zeit  äusserst  beliebte 
und  besonders  bei  Weibern  häufig  angewandte  Ehrenstrafe. 
Schon  die  MRO.*)  droht  der  Frau,  die  durch  Worte  oder 
Werke  in  Strafe  verfallen,  wenn  sie  diese  nicht  zahlen 
kann  oder  will;  „so  sol  sie  den  stein  der  darzii  gemäht  ist, 
vom  napphe  biz  an  daz  altdebnrgetor  tragen  ane  mautel  und 
unverhenket  zwischen  prime  und  sexte“  und  den  Richterknechten 
einen  Schilling  zahlen;  trägt  sie  aber  zum  drittenmal  den  Stein, 
so  soll  sich  die  Strafe  auf  das  Vierfache  erhöhen.*)  Am  lichten 
Tage  also  wurde  die  Arme  im  Untergewand  und  ohne  Schleier  — 
den  Stadtknechten  war  streng  verboten,  ihr  durch  Verhüllung 
die  Strafe  zu  erleichtern'’)  — der  Roheit  der  Richterknechte 
preisgegeben  und  von  diesen,  fast  zusamnienbrechend  unter  der 
schweren  Bürde  der  schmachvollen  Halszier,  durch  die  belebteste 
Strasse  der  Stadt  getrieben,  der  Gassenjugend  zum  Gespött, 
dem  zungengewandten  schönen  Geschlechte  zu  heilsamer 
Spiegelung. 

In  späterer  Zeit  kam  das  Steintragen  völlig  aus  der  Uebung, 
und  im  17.  Jahrhundert  bezeichnet  der  Marne  Lasterstein  etwas 


')  N.  715. 

*)  Uri  mm,  Kechtsaltortiimer  S.  713  ff. 

“J  Hilgard  S.  316,  319. 
llilgard  S.  316. 

'■)  ebd.  Note  3.  Die  Neuredaktion  von  1316  fügt  bei:  „Weiher  kneht 
aber  yerhenget  einre  vroiiwcii,  die  den  stein  dreit,  so  er  mit  ir  gat,  daz  sie 
einen  mantel  dreit  uf  dem  halse  oder  an  dem  libe,  oder  einen  sleier  für  die 
ougcu  henket,  also  daz  sic  niht  zu  male  uurerhenket  gat,  so  sol  die  rorge- 
nante  pciie  vallon  in  den  nuweu  spital  hie  zu  .Spire  zu  dem  male  nnde  niht 
den  kuehten". 
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ganz  anderes,  wie  ehedem,  nämlich  den  Stein,  auf  dem  die  Ver- 
brecher öffentlich  zur  Schau  gestellt  zu  werden  pflegten,  den 
Pranger. 

3.  Halseiseii.  Die  häutigste  aller  Ehrenstrafen  war  wohl 
die  Ausstellung  an  öffentlicher  Schandsäule,  die  meist  hei 
leichteren  Vergehen,  wie  beim  kleinen  Diebstahl,  bei  Unzucht. 
Betrug,  lalseher  Anschuldigung  und  dgl.  allein,  oder  bei 
schwereren  in  Verbindung  mit  Leibesstralen  oder  Stadtverweisung 
zur  .Anwendung  gelangte.  Die  Vollstreckung  geschah  durch 
Einspannung  des  Halses  in  das  sogenannte  Halseisen;  oft  wurden 
auch  .Arme  und  Beine  in  ähnlicher  AVeise  eiiigezwängt.  Dies 
Halseisen  stand  auf  dem  .Markte  bis  gegen  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts;  am  11.  März  1793  wurden  auf  A’erfügung  der 
von  Custine  eingesetzten  „allgemeinen  .Administration  der 

Fraukenrepublik“  zu  Mainz  Lastei'stelu  uud  Halseisen  als 
„Hoheitszeichen  des  alten  Feudalstaats“  ausgegraben  und  weg- 
geschafft, im  gleichen  Jahre  aber  auf  Befehl  des  Grafen  Wurmser 
wieder  aufgerichtet.*) 

Nicht  immer,  am  wenigsten  beiden  minder  tief  veranlagten 
Gaunern  und  Dirnen  der  Heerstrasse,  erreichte  diese  aus 
ethischen  Gesichtspunkten  überhaupt  sehr  anfechtbare  Strafe 
die  beabsichtigte  M’irkung,  sondern  artete  recht  häufig  in  eine 
solenne  Volksbelustigung  aus,  wenn  beisjiielsweise  die  für  solche 
Schauspiele  stets  äusserst  dankbare  Strassenjugend  eine  ausge- 
stellte Dirne  mit  Hohnworten  begrüssie  und  diese  mit  sjiitziger 
Zunge  und  oft  nicht  geringem  Erfolg  den  Redekampf  aufnahin. 

Die  Dauer  der  Prangerstrafe  war  sehr  vei'schieden;  in 
älterer  Zeit  machte  man  sieh  kein  Gewissen  daraus,  die  Ver- 


' X.  147  o;  Kcniling,  ilio  RbeinpfaU  in  der  Uevolutionszeit  von 
17U4 — 171*8  Bd.  1,  S.  C47  u.  313:  „Die  Lctztvii,  welche  hieran)  10.  Uktoher  1793 
standen,  waren  der  Speyoer  Bürger  Joh.iim  Fischer  und  lier  Schiffer- 
knecht tieorg  Baldauf  von  Gemmiugeu.  Sie  waren  wegen  diebischer  Ent- 
wendung anvertrauter  Kaufinauusgiitcr  verurteilt,  au  drei  Markttagen  mit 
angehet'tetem  l’lueate  ihres  Namens  und  Vergehens,  jeilesnial  eine  halbe 
Stunde  an  das  Halsciscn  gestellt  zu  werden  Der  Erstgenannte  erhielt 
dabei  jedesmal  i.'i  Prügel,  der  zweite  aber  10  zur  Warnung  für  .\ndere. 
Nach  vollzogener  Strafe  wurden  beide  aus  der  Stadt  verwiesen.“ 

Die  ersten,  die  das  wiederaufgerichtete  Halsei.sen  zierten,  waren 
16  Speierer  Cluhisten. 
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Hiteilten  halbe  Tage  laug  iii  der  engen  Halskrause  stecken  zu 
lassen;  später  ist  die  Nornialdauer  1 — -2  Stunden.  Im  Jahre  1347 
wird  in  einem  Ratsschluss  „über  die  spiler*'  verordnet,  dass 
Leute,  die  auf  geweihten  Kirchhöfen  beim  Spielen  betroft’en 
werden,  im  Halseisen  stehen  .sollen  von  „prime  bis  zur  uone“  ;*) 
1723  werden  einige  liederliche  Frauenspersonen  schon  nach 
Ablauf  einer  Viertelstunde  wieder  freigegeben.-') 

Nicht  selten  wurde  dem  Delinquenten  eine  Rute  auf  den 
RUckeu  gebunden  zum  Zeichen,  da.ss  er  mit  knapper  Not  dem 
Staujibesen  entronnen,  oder  esw’urdeeine  Tafel  mit  Beschreibung 
seiner  Misset  hat  an  der  Schandsäule  befestigt.*)  Auch  befand 
sich  unter  den  „malefitzischen  Instrumenten'*  der  Richtzengkiste 
„ein  papieren  hut,  daran  ein  paffen  und  huren  gelach  gemahlet, 
so  man  den  unzüchtigen  pegken  unml  knplerin  am  pranger 
pflegt  ufzusetzen“.'*)  Bei  Frauenzimmern  mit  nicht  unanfechtbarer 
Vergangenheit,  die  sieh  als  ehrbare  Frauen  gerierten  oder  gar 
im  jungfräulichen  Brautschniuck  zur  Kirche  gingen,  finden  wir 
endlich  das  Aufsetzen  eines  Strohkrauzes  als  besondere 
Ehrenstrafe;  auch  des  Bew'erfens  mit  Kot  wird  öfters  Er- 
wähnung gethau;'’)  nur  bleibt  es  unklar,  ob  dies  beabsichtigte 
Strafschärfung  war  oder  lediglich  in  der  Empörung  des  Publikums 
seine  Ursache  fand.  Eine  eigenartige  sjiiegelnde  Ehrenstrafe 
ist  das  Aufsetzen  von  Hirschgeweihen,  das  in  der  PSOC. 
von  172«  dem  Jagdfrevler  angedroht  wird.**) 

4.  Abbitte,  Widerruf  und  Ehrenerklärung  wurden 
im  Injurienprozess  als  Nebenstrafen  oder  neben  Zueikennung 
einer  Busse  als  Hauptstrafen  verhängt.  Nach  Lehmann  muss 
beispielsweise  ein  Bürger,  der  die  Metzgerzunit  beleidigt  hatte, 
öffentlich  Abbitte  thun  und  erklären:  „Solche  Wort,  als  ich 
geredt  und  damit  ich  die  Zimfi't  erzürnt,  habe  ich  im  Zorn 


')  Hilgard  !S.  415. 

»J  N.  708. 

’J  Dirne  2 Stunden  au»  Ualseisen  „mit  umbhauguug  einer 
tabcll  cum  in»criptione:  „wegen  leichtfertiger  Imrerey“". 

*)  N.  715. 
s.  § 32. 

")  vgl.  Griniin.  Reclitsaltertiimer,  Huch  V,  S.  086. 
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gethan  mul  ist  niii  leyd  und  wolle,  dass  die  iinterwegen  bliben 
wären“.’) 

Auch  Widerruf  in  der  Kirche  wird  manchmal  dem 
Beleidiger  zur  Pflicht  gemacht;-’)  1576  muss  einer,  der  seiner 
Meisterin  nachsagte,  sie  habe  sich  ihm  hold  gezeigt,  wie  sie 
überhaupt  jedem  Gesellen  ihre  Gunst  zu  schenken  pflege,  öffentlich 
erklären,  dass  er  von  seinem  Meister  und  dessen  Hausfrau  nur 
Ijiebes  und  Gutes  wisse:  I6ü8  verfügen  die  Vierrichter:  ^Beklagter 
soll  die  Klägerin  vor  eine  ehrliche  Frau  erkennen“.-’) 

5.  Acmterverlust  und  Aufkündigung  des  Bürger- 
rechts. Eine  Abspaltung  der  alten  Friedlosigkeit,  wenn  auch 
in  harmloserem  Gewände,  ist  die  Aufsagung  des  Burgrechts, 
die  Entziehung  des  besonderen  Rechtsschutzes,  den  die  Stadt 
ihren  Bürgern  gewährte.  Sie  konnte  auf  Zeit  oder  für  ewig 
ausgesprochen  werden.  Freiwillige  Aufgabe  des  Burgrechts 
erachteten  Rat  und  Richter  stets  als  persönliches  Misstrauens- 
votum und  verhängten  daher  in  solchen  Fällen  in  der  Regel 
Verlust  des  Burgrechts  auf  10  Jahre  als  Strafe.-')  Empörern 
oder  anderen  schweren  Verbrechern  wird  gewöhnlich  für  alle 
Zeiten  das  Burgrecht  aufgesagt  und  diese  Strafe  nicht  selten 
auf  die  ganze  Deszendenz  des  Verurteilten  ausgedehnt : „er,  sin 
wip,  sine  kint  unde  sines  kindes  kint  (sollen)  niemer  unser 
burger  werden  noch  sedelhaft  sin  in  unserre  stat,  ane  alle 
geverde“.-’) 

Da  in  älterer  Zeit  alle  öfl'entlicheu  Aemter  und  Würden, 
auch  das  Rats-  und  Richteramt,  im  Ehrenamte  verwaltet  wurden. 


')  Lehmann  S.  :i0i. 

‘^)  z.  B.  ebenda. 

=*)  VKAP.  I,  157Ö  11.  II,  16Ü8. 

Lies  verordnete  ein  Statut  von  I3i:d  (Hilgard  S.  428):  „Wir 
der  rat  zu  Spire  liant  überkoinen  eininütecliclien  unde  einhelleclichen,  welich 
unser  burger  sin  burgreht  uf  git  hie  zu  Spire,  daz  der  in  zehen  iaren  dar 
nach  unser  burger  zu  Spire  niemer  werden  sol.  Weite  aber  einre  in  den 
selben  zehen  iaren  her  zu  Spiro  wandeln  oder  hie  wonen,  so  sol  man  niht 
an  üne  freveln  in  unser  stut,  unde  sol  er  freveln  an  unsern  bürgern“.  Siehe 
z.  B.  AB.  I,  1344:  ...\nmj  doniini  1344,  t'rbani  pape,  gab  Meier  von  Rfltelingen 
der  iude  sin  burgreht  uf.  dar  umbo  sol  er  in  diseu  nchesten  zehen  iaren 
niemer  burger  zu  Spire  werden“. 

■■>)  H ilgard  S.  3-22;  vgl.  ferner  z.  B,  ebd.  S.  234,  Z.  3 ff..  S.  3a-2,  Z.  3 ff. 
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so  gestaltete  sicli  die  Eiitzieliung  oder  Absiireeliung  der  Fähigkeit 
zur  Bekleidung  solcher  Würden  zu  einer  emi)findlichen  Ehren- 
strafe. Auch  hier  findet  sich  oft  ewige  Unlähigerklärung  und 
Ausdehnung  der  Strafe  auf  die  gesamte  Xachkominenschaft. 
Manchmal  zeigen  sich  Rat  und  Richter  mit  Verhängung  solcher 
Strafen  etwas  voreilig.  So  Hess  man  1670  den  Bürgermei.stcr 
Mühlberger,  weil  er  im  Verdacht  stand,  er  habe  die  Stadt  an 
den  Bischof  venaten  wollen,  ohne  weiteres  sämtlicher  Aemter 
und  Ehren.stellen  entsetzen  und  Urfehde  schworen,  er  werde  so 
lange  sein  Haus  nicht  verlassen  und  insbesondere  des  Ratgangs 
sich  enthalten,  bis  es  ihm  gelungen  sein  werde,  sich  von  allem 
Verdachte  völlig  rein  zu  wa.schen.  Wegen  dieses  allzu  summa- 
rischen Verfahrens  wandte  sich  Mülilberger  klagend  an  das 
Reicluskammergericht,  das  sich  .v  Jahre  lang  den  Fall  sehr 
reiflich  überlegte  und  dann  die  Stadt  schuldig  .‘sprach,  den 
Kläger  zu  entschädigen  und  in  alle  Ehren  feierlich  wieder 
einzusetzen.*) 

Auch  den  Ehehrecher  erwartet  neben  Gcldbusse  oder  Turm- 
verliess  schimpfliche  Ehrenstrafe.  Er  muss  bei  der  Zunft  unten- 
an sitzen,  darf  zu  keiner  Kirchenmusik  admittiert  werden,  keine 
Vormund-  oder  Gevatterschaft  bekleiden,  und  wird  nicht  selten 
sogar  aus  dem  Bürgerreibande  ausgestossen.-) 


§ l-*- 

Die  Freiheitsstrafen. 

A.  Eiiisperriiiia:. 

l.  Turmstrafe.  Nur  ganz  ausserordentlich  selten  finden 
wir  im  Mittelalter  Verhängung  von  Gefängnisstrafen;  die  Häft- 
linge, die  oft  in  grosser  Zahl  die  Türme  und  Mauerprisannen 
bevölkern,  sind  in  der  Regel  Untersuchungsgefangene.  Der 
Hauptgrund  für  diese  geringe  Beliebtheit  der  Gefängnisstrafe 


')  N.  707. 
■■'J  ».  § ai. 


Digitized  by  Google 


87 


lag  in  der  Kücksichtnahme  auf  die  dadurch  entstellenden,  oft 
sehr  beträchtlichen  Kosten;  denn,  wenn  man  auch  dem  Ein- 
getlirmten  die  Verpflichtung  auferlegte,  seine  Atzung  selbst  zu 
bezahlen,  so  war  damit  im  Regelfall  wenig  geholfen,  da  die 
meisten  Insassen  der  Stadttiirme  mit  Glücksgiitern  nicht  gerade 
überreich  gesegnet  waren.  Da  war  es  allerdings  ein  wesentlich 
bequemeres  und  billigeres  Mittel,  mit  dem  Verbrecher  fertig  zu 
werden,  wenn  man  ihm  die  Stadtthore  verschloss,  nachdem  er 
zuvor  Urfehde  geschworen,  „der  Stadt  Speier  hinfliro  müssig  zu 
gehen“.  Allerdings  war  diese  sehr  wenig  selbstlose  Massregel 
mit  Vorsicht  anziiwenden.  Riskierte  man  schon  bei  Verweisung 
des  „landschädlichen  Mannes“,  dass  er  sich  dranssen  den  Stadt 
und  Landschaft  stets  in  Atem  haltenden  Diebs-  nnd  Mörder- 
banden  zugesellte,  so  bestand  bei  angesehenen  und  mächtigen 
Delinquenten  die  noch  viel  grössere  Gefahr,  dass  sie  im  Auslande 
allen  Einfluss  aufbieten  könnten,  der  ohnehin  zu  steter  Waflfen- 
bereitschaft  gezwungenen  Stadt  neue  Feinde  zu  werben.  In 
solchen  Fällen  ging  man  allerdings  sicherer,  wenn  man  den 
Verbrecher  in  der  Stadt  selbst  durch  Verwahrung  im  festen 
Mauerturm  unschädlich  machte.  Als  z.  B.  137fi  Johann  von 
Köln,  ein  Spross  eines  altangesehenen  Si)eierer  Patrizier - 
geschlechtes,  es  unternimmt,  „den  Rat  zu  quetschen  und  zu 
widertreiben“,  wird  in  gemeinsamer  Tagung  des  sitzenden  und 
des  ausgehenden  Rates  beschlossen,  dass  man  „den  von  Colne 
sol  legen  in  einen  torn  gevangen  unde  sol  im  geben  wasser  und 
brot  biz  an  sinen  dot,  als  lange  als  er  geleget,  unde  her  wider 
sol  unsse  keime  von  den  reten  werben  heimlichen  oder  offen- 
lichen  ulf  misse  eide,  daz  er  der  gefengnisse  ledig  werde  ane 
alle  geverde“.') 

Ebenso  wandert  15u‘J  ein  sehr  gefährliches  Subjekt,  der 
zum  Tod  verurteilte  Bernhard  Koch,  von  dem  noch  weiter 
unten  zu  sprechen  sein  wird,  zu  ewigem  Gefängnis  in  den  Turm.-) 
Vor  dem  weniger  einflussreichen  Verbrecher  schützte  mau  sich, 
falls  man  ihm  nicht  gleich  den  Kopf  vor  die  Füsse  legen  konnte, 
durch  Veiweismig  in  möglichst  ferne  Regionen,  in  der  stillen 


')  AB.  I,  137G. 

AB.  II,  l&OO;  Kaser  S.  ü‘,i.  Siehe  anch  oben  ,S.  4r>. 
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Hoffnung,  ihn  so  entweder  völlig  los  zu  werden  oder  bei  baldigem 
Wiedersehen  als  Bannbriichigen  endgiltig  unscliädlich  machen 
zu  können. 

Aus  diesen  Gründen  ist  die  Zahl  wirklicher  Strafgefangener 
meistens  sehr  gering;  das  Han]>tkontingent  stellen  die  Einwohnei- 
und  die  ehrsame  Bürgerschaft.  In  der  Regel  sind  e.s  auch 
leichtere  Delikte,  die  durch  Turinhaft  ihre  Ahndung  finden: 
kleiner  Diebstahl,  Betrug,  Ehebruch,  leichtfertiger  Ijcbenswandel 
und  dgl.  Zur  Aufnahme  liederlicher  Dirnen  sind  sogar  besondere 
Appartements,  das  „Betzenloch“  des  Altpörtels  und  die  „Huren- 
stube“ im  Spital  vorhanden.  Der  MRO.  ist  die  Gefängnisstrafe 
als  primäre  Pön  noch  fast  vollkommen  unbekannt,  vielmehr  trägt 
in  ihrem  Sinne  die  Einsiierning  im  Turmgelass  eher  den 
Charakter  einer  Schuldhaft,  die  einzutreten  hat,  falls  der 
Verurteilte  seine  Geldstrafe  nicht  erlegen  kann  oder  will.  In 
diesem  Falle  und  ebenso,  wenn  ein  der  Stadt  Verwiesener 
nicht  ausfährt  oder  bannbrüchig  wird,  soll  „man  in  legen  ein 
halp  iar  in  die  prisune“.’) 

Als  Gefängnisse  dienten  in  erster  Linie  die  Stadttüruie, 
besonders  der  weisse  und  der  rote  Turm,  das  Alt-  und  Neiiiwrtel, 
der  Juden-  und  der  Salzturm.  Aus.serdeni  wurden  die  neue 
Stube,  die  Elendherberge  und  einige  Gelasse  im  Spital  sowie 
unter  dem  Rathaus  zur  Verwahning  von  Slaletikanten  benutzt. 
Diese  „Behälter“  waren  freilich  fast  niemals  alle  bezogen,  einige 
standen  oft  viele  Jahre  lang  nicht  im  Gebrauch  und  befanden 
sich  infolgedessen  nicht  selten  in  desolatem  Zustand,  worin 
auch  die  ausserordentlich  häufigen  Berichte  über  Ausbrüche  von 
Gefangenen  Grund  und  Erklärung  finden. 

Bei  einer  IC2i;  von  den  Vierrichtern  im  Auftrag  des  Rates 
vorgenommeneu  Visitation  erweisen  sich  nur  das  Stübchen  im 
Spital,  Blockhaus  und  ,, Backofen“  in  der  Elendherbergc,  der 
weisse  und  der  Salzturm,  das  Alt-  und  Neuportel  wohl  verwahrt 
und  in  leidlich  gutem  Zustand,  während  die  übrigen  Haftlokalc 
sehr  verwahrlost  erscheinen.  In  einigen  ist  das  Getäfel  oder 
die  eiserne  Fenstervergitteruug  nicht  mehr  intakt:  die  Oefen, 
sowie  ein  in  sanitärer  Hinsicht  noch  wichtigerer  Mobiliargegen- 


Hilgard  S.  S23;  vgl.  z,  B.  auch  ebd.  S.  -1S4  u.  s.  w. 
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stand  feilten  fast  dincligängifi;  am  roten  Turm  mangelt  sogar 
die  Tliür,  „woli  man  ins  Gefängnus  liincin  gehet“.') 

Die  Persönliciikeit  des  Gefangenen  fand  natürlich  jederzeit 
ausgedehnte  Berücksichtigung:  Vornelime  und  Bürger  genossen 
bessere  Beliandlung,  Land.streichei'  und  gemeine  Dirnen  setzte 
man  ins  Betzenloch,  in  die  Hurenstube  oder  ins  Blockhaus  auf 
dem  Altpörtel,  so  „vornehmlich  vor  Handwerksburschen  zu 
gebrauchen“;  schwere  Verbrecher  wurden,  besondei-s  nach  miss- 
lungenem Ausbiuchsversuch,  oft  in  sehr  wenig  wohnlichen 
Gelassen  detiniert. 

Kill  gelinderes  Gefängnis  war  der  weisse  Turm.  1512 
verlangen  die  aufrührerischen  Zünfte,  dass  in  Zukunft  Bürger 
wegen  kleinerer  Vorgehen  nicht  mehr  mit  dem  Turm  der 
rcbelthäter,  sondern  mit  dem  weissen  Turm  bestraft  werden 
sollen,  was  auch  zugesagt  wird.-)  Auf  dem  Altpörtel  gab  es 
Gefängnisse  fiii'  alle  Verbrecherklassen.  Da  war  das  kaum  ein 
Gefängnis  zu  nennende  Bürgerstübcheii  für  den  missratenen 
Sohn  der  Stadt.  das,,f^)ndHite-8tnbgen“  für  leichte  Strafgefangene; 
Handwerksburschen  hausten  im  Blockhaus  oder  im  Betzenloch, 
besonders  gelährliehe  Verbrecher  aber  eniiifing  das  schaurige 
„Lochgewülb“,  welches  „au  sich  sehr  finster  und  dem  An.sehen 
nach  ein  sehr  hartes  Gefängnus“. 

Die  Kost  be.staud  in  der  Regel  in  Wasser  und  Brot;  1732 
verordnet  man  einigen  Ehebrechern  vier  Wochen  Turm  „bey 
ungesaltzenem  und  ungeschmaltzenem  Haberbrey  und  Wasser“.') 
Die  Atzung  musste  der  Gefangene  bezahlen,  soweit  er  hiezu 
imstande  war.'*) 

Die  Abgeschlossenheit  von  der  Aussenwelt  wird  nicht 
immer  streng  durchgeführt;  so  konnten  z.  B.  die  Gefangenen 
im  Gewölbe  des  Spitals  sich  durch  das  Loch,  durch  das  ihnen 


')  X.  G2a. 

“)  Kaser  S.  102.  IIS. 

•■')  X.  "O'.t  (Akt  Hel  mini. 

*)  Anno  H75  linilet  sich  z.  H.  im  Aclitbucb  ein  Rechnuugsausweis  über 
die  Verwendung  des  bei  einer  Diebin  gefundenen  Geldes.  Davon  wurden 
2 Albus  den  Annen  gegeben,  2 zur  Beschaffung  von  Säcken  — offenbar 
behufs  Vollstreckung  der  poena  culei  — ausgegeben,  0 ß .5)  für  Kost  ver- 
wendet. „der  thorn  fraue  si  damit  zu  spisen“. 
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Speise  und  Trank  gereicht  wurde,  mit  den  auf  dem  Gang  vor- 
übergehenden Leuten  unterlialten,  weshalb  ]72t>  die  ..stets- 
währende Verselilossenhaltung“  dieses  liOches  verfügt  wurde.*) 

lu  gesundlieitliclier  Beziehung  war  das  Los  der  luhaftierten 
oft  ein  recht  trauriges.  So  lie.ss  man  1774  einen  Gefangenen 
lange  Zeit  in  dem  Behälter  unter  der  Rathausstiege,  einem 
finsteren,  feuchtkalteu  liOche,  liegen  trotz  lebhaften  Protestes 
seines  Verteidigei-s,  der  unter  Hinweis  auf  die  Karoliiia,  auf 
Aussprüche  Carpzovs  und  anderer  Rechtsgelehrter  betonte,  dass 
die  Gefängnisse  ihren  Insassen  Genuss  der  freien  Luit  und  des 
Tageslichtes  bieten  müssten.-)  Kranke  erhielten  — aber  oft 
war  es  dann  bereits  zu  sjiät  — bessere  Behausung,  Kost  und 
Pflege,  sowie  ärztliehe  Behandlung. 

Die  Oberaufsicht  über  das  Gefängniswesen  führte  das  Vier- 
richterkollegimn.  Wartung  und  Pflege  besorgten  die  Stadt - 
knechte,  die  in  ihrem  Amtseid  geloben  mussten:  „Ich  will  die 
Gefangenen,  dass  die  recht  verwahrt  und  mit  gebührender  Xot- 
durfft  besorgt  sein,  fleissig  wahrnehmen  und  wo  ich  hierin 
Einiges  Mangel  weiss  oder  erfahre,  solches  jederzeit  den  Vier- 
richtein  anzeigen  und  darüber  ihres  Bescheids  erwarten“.'') 

Ausbrüche  und  ^■ersuche  hiezu  waren  an  der  Tagesordnung, 
was  bei  der  fragwürdigen  Verlä.ssung  mancher  GetÜnguisse  nicht 
zu  verwundern  ist,  Lie.ss  sich  freilich  der  hüfichtige  wieder  er- 
tappen, was  ebenfalls  nicht  selten  vorkam,  so  wartete  seiner  in 
der  Regel  Uebertührung  in  ein  festeres  Gelass  oder  Anschmieduug 
an  die  Wand  seiner  Zelle.  Letztere  Behandlung  erfährt  z.  B. 
li'.Sf)  der  aus  seinem  Getangnis  aut  der  neuen  Stube  durch  den 
Ofen  entronnene  Fal.schmünzer  Rninmel  nach  seiner  Wieder- 
ergreifnng:  auf  die  Frage,  wai  nni  er  ausgebroclien  sei,  entgegnet 


')  620  : „als  woran  i-s  dennalileii  befehlet,  in  dem  die  luquisitin  an 

diesem  offen  ("estandenen  liOeli  .sitzend,  iimt)  mit  jedermann  schwatzen  zu 
können  angetroffen,  auch  eine  s(dohe  Hitze  in  dem  Ciefängnns  verspuhret 
worden,  dass  auch  sogar  das  Feilster  deswegen  geöfnet  gewesen  und  Inquisit- 
in  ohne  angehabte  Kleider  barfus.sig  sich  presentiret  bat“. 

X.  TU  (.\kt  Hertter  u Xörgner). 


X.  12. 
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er  ebenso  naiv  als  treft’cnd:  „Weilen  er  unschuldig,  habe  er 

gedacht,  es  sey  besser  weit  davon  als  nah  dabey“.') 

Ein  anderer  löst  seine  Fussschellen.  überrennt  den  Stadt- 
knecht, als  dieser,  um  uach  ihm  zu  sehen,  die  Thüre  öffnet, 
und  macht  sich  ans  dem  Staube,  wird  aber  gleichfalls  wieder 
eingefangen.-)  Besondere  Bewunderung  erregt  der  1724  von 
dem  Dieb  Matthäus  Berg  mit  ausserordentlicher  Verwegenheit, 
List  und  Körpergewandtheit  in  Szene  gesetzte  Amsbrnch  aus 
der  Hurenstube  des  Spitals:  Er  zwängte  sich  zuerst  „durch 
die  am  Schornstein  ohndauerhatft  befundene  Gelegenheit  mit 
liOsbrechung  dei  vorderen  Ofen-Blatte  und  Einbrechung  des 
Gemäuers  über  dem  Ofenloch,  entrunn  hiernach  ausserhalb  aus 
dem  ohnvergremssten  Fenster:  mit  Anmaelmng  eines  Stroh- 
Seils  und  drey  Stockwerk  hoher  Herunterla.ssung,  nachmals 
unternommener  Febersteigung  der  Hofmauer  flüchtigen  Fuss 
gefasst“.'’) 

2.  In  Helden  werfen.  Nicht  selten  kam  das  weltliche 
Gericht,  seitdem  im  Jahre  14:50  die  vier  Stifter  der  Augustiner, 
Dominikaner,  Karmeliter  und  Franziskaner  sich  der  Jurisdiktion 
des  Rates  vertragsmässig  unterstellt  hatten,'*)  in  die  Lage, 
gegen  Kleriker  Freiheits.strafen  zu  verhängen.  Dabei  wurde 
die  konstante  Pra.\i.s  beobachtet,  zuchtlose  Ordensbrüder  „in 
Helden  zu  werfen“,  d.  h.  ihnen  durch  Anschmiedung  an  die  Wand 
ihrer  Zelle  oder  der  Klosterstube  Gelegenheit  zu  beschaulichem 
Nachdenken  über  ihre  Missethaten  zu  gewähren. 

So  lässt  man  z.  B.  1580  einen  Konventualen  der  Augustiner, 
der  sich  gegen  seinen  Prior  empört,  diesen  auf  die  Strasse 
gesetzt  und  au.sgesperrt,  „ihn  dann  auch  geschmissen“  hatte, 
an  die  Wand  ketten,  ebenso  1()02  einen  Karmeliter  wegen  ähn- 
lichen Reates.-’’)  158‘J  wird  ein  Barfüssermönch,  der  ein  AVaisen- 


')  X.  707. 

VRAP.  it.  leyy. 

X.  6.>3, 

*)  Lehmann  S.  Sä2‘';  „Jasä  nicht  nur  die  gemeine  Brüdere,  sondern 
aucli  die  Prlorou  und  Unardianc,  wann  sie  in  einem  und  andern  Übergriffen, 
nach  Gestalt  dos  Verbrechens  umb  Geld  oder  mit  gefänglicher  llafft  und 
mit  Helden  oder  eisernen  Banden  belegt  und  bestrafft  worden“. 

X.  710  (Akt  Nicolasin,  Ratsprotokolle  tüso). 
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kind  durch  zwei  Jesuitenschüler  ins  Kloster  schleppen,  dort  auf 
eine  Bank  binden  und  mit  Domen  streichen  Hess,  in  seinem 
Kloster  in  Helden  gfeworfen  und  durch  zwei  Bürgei'  Tag  und 
Nacht  bewacht:  die  Jesuitenknaben  - wandern  ins  Betzcnloch. 
Nach  einiger  Zeit  lässt  der  Rat  die  Wachen,  da  dieselben  zu 
viel  Kosten  verursachen,  einziehen  und  nach  acht  Tagen  auch 
den  Mönch  der  Fesseln  ledigen.') 

3.  Das  Zucht-,  Raspel-  oder  Spinnhaus  als  Ver- 
wahrungs-  und  Besserungsanstalt  für  Strafgefangene  ist  eine 
Errungenschaft  des  18.  Jahrhunderts.  Die  Mandate  gegen  die 
Bettler,  Jauner  und  Zigeuner  lassen  sich  die  Befürwortung 
dieser  Strafe  für  solche  Mitglieder  des  landschädlichen  Gesindels, 
die  der  Umstände  halber  nicht  mit  Ijcibe.s-  oder  liebensstrafen 
gebüsst  werden  können,  sehr  angelegen  sein;  auch  die  Weibei’ 
und  Kinder  solcher  Leute  soll  man  in  derartigen  Korrektions- 
austalteu  unterbriugen.-)  Leider  aber  trug  diese  Einsperrung 
insbe.sondere  Mindeijähriger  und  leichter  Vcrbiecher  keineswegs 
die  erwarteten  guten  Früchte,  vielmehr  entwickelten  sicli  diese 
Anstalten  immer  mehr  zu  wahren  Treibhäusern  des  Verbrecher- 
tums, in  denen  Zuchtlosigkeit  und  Entsittlichung  ihre  giftigen 
Blüten  zu  üppigster  Entfaltung  lirachten. 

Für  Wilderer  empfehlen  die  ebenerwähnten  Mandate 
lebenslängliche  Zwangsarbeit  in  Eisen  und  Banden ; auch  liand- 
streicher  könnten  eine  Zeit  lang  ad  lalwres  publicos  angehalten 
werden. 

Erwähnt  sei  schliesslich  noch  eines  Falls:  Die  Kinds- 

niörderin  Nicolasin,  der  an  anderer  Stelle  schon  gedacht 
wurde,  konnte  trotz  ihres  minmwundenen  Geständnisses  nicht 
verurteilt  werden,  weil  ausser  ihier  Aussage  kein  dieselbe  er- 
gänzendes Beweismaterial  vorlag  und  auch  die  Zurechnungs- 
fähigkeit der  an  merkwürdig  wechselnden  Gemütsbewegungen 
leidenden  Infjuisitin  nicht  über  jeden  Zweifel  erhaben  war. 
Die  Angeklagte  wurde  daher  nur  wegen  unzüchtigen  Lebens- 
wandels verurteilt,  und  zwar  emiitähl  die  um  ein  Rechtsgut- 
achten angegangene  Juristenfakultät  zu  Altdorf,  sie  in  ein 


')  ehrt.  l.'iSS. 
P.SOC.  1726. 
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Toll-  oder  Spinnlians  einzuschliessen  uud  bei  geringer  Kost  zur 
Arbeit  aiizulialten,  um  sie  auf  diesem  Wege  von  ihrem  gott- 
losen Leben  abzubringen.  Der  Rat  entschloss  sich  auch,  diesem 
V orschlage  entsin  echend  zu  verfahren.  Da  aber  bei  V erwahrung 
in  einem  der  Turmgelanguisse  zu  befürchten  war,  dass  die 
Delimiueutin  demnächst  in  völligen  Wahnsinn  verfallen  könnte, 
so  beschloss  man,  sie  in  ein  ordentliches  Zuchthaus  zu  ver- 
bringen, „da  sie  dann  zwar  die  obbemelte  Strafe  ausstehen, 
jedoch,  wenn  sie  in  menschlicher  Gesellschaft  lebet,  zur  Arbeit 
an-  und  unter  beständiger  Zucht  gehalten  würde,  von  allen 
Ausschweiffungen  des  Gemüthes  abgewöhnt  und  ihre  Seele  vom 
gentzlichen  Verderben  gerettet  werden  könnte.“  Weil  aber  die 
Stadt  über  eine  derartige  Straf-  und  Besserungsanstalt  nicht 
verfügte,  so  wurde  die  Verbrecherin  gegen  eine  Pauschalsumme 
ins  Zuchthaus  zu  Pforzheim  „eiugekauft“  und  von  zwei  Bürgern 
unter  dem  Geleite  kurpfälzischer  uud  später  durlachischer  Reiter 
dorthin  abgeführt.') 

4.  Galeerenstrafe  wird  in  den  mehrfach  erwähnten 
Vagabundenmandaten  des  lä.  Jahrhunderts  bei  einer  Reihe  von 
Deliktsfälleu  angedroht,  doch  ist  es  mehr  als  fraglich,  ob  dieselbe 
in  Speier  jemals  zur  Verhängung  gelangte.-) 


It.  Stadtverweisiing. 

Entsprachen  schon  die  Leibes-  und  Ehrenstrafen  der  An- 
forderung der  Gleichmässigkeit  in  der  Wirkung  gegen  die  be- 
troffenen Individuen,  wie  sie  der  moderne  Strafrechtstheoretiker 
an  die  Idealstrafe  stellt,  in  sehr  geringem  Masse,  so  gilt  dies 
fast  noch  mehr  von  der  8trafe  der  Stadtverweisung.  Anders 
wirkte  das  Verbaunungsurteil  gegenüber  dem  landschädlichen 
Mann,  der  fahrenden  Dirne,  die  die  Heerstrasse  ihre  Heimat 
nannten,  und  die  mau  mehr  aus  Gründen  der  öffentlichen  Sicher- 
heit, als  um  sie  zu  strafen,  aus  Stadt  und  Gemarkung  jagte. 


*)  X.  710. 

wie  dies  für  amlere  BiiineiistAdte  verbürgt  ist;  s.  z.  13.  Kriegk 
S.  2til  tFr.aiikfurt),  Knapp  S.  70  f.  (Nürnberg). 
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anders  gegenüber  dem  Bürger,  der  sich  im  Scliutze  der  Ring- 
mauern, vielleicht  erst  nach  harten  Kämpfen,  eine  sichere  Existenz  • 
gegründet  hatte  und  nun  Haus  und  Hof  für  lange  Zeit,  vielleicht 
für  immer  meiden  musste. 

Freilich  waren  die  Richter  stets  eifrig  be.'-.trebt,  diese  Ver- 
schiedenheit in  der  Wirkling  der  Strafe  dadurch  auszugleichen, 
dass  sie  gegen  den  Bürger  nur  bei  schwereren  Uebertährungen 
das  Exil  verhängten,  während  sie  bei  landfremdem  Gesindel  mit 
Verweisungsdekreten  nicht  zu  kargen  pflegten. 

Unter  den  Strafen  der  MRO.  sjiielt  neben  der  Geldstrafe 
die  Stadtverweisung  die  Hauptrolle.  Da  sich  dies  Gesetz  mit 
den  Fremden  überhauiit  nur  in  sehr  untergeordnetem  Masse 
befasst,  vielmehr  in  patriarchalischer  Weise  sich  nur  um  die 
Glieder  der  eigenen  grossen  Familie  kümmert,  inus.ste  ja  die 
Verbannung,  die  bei  der  Schwierigkeit,  als  Fremder  draussen 
eine  angesehene  Stellung  zu  erwerben,  in  vielen  Fällen  die 
Vernichtung  der  ganzen  Existenz  des  davon  betroftenen  Bürgers 
bedeutete,  als  eine  der  härtesten  Strafen  erscheinen.  War  auch, 
falls  er  seine  Urfehde  hielt,  das  Leben  des  Geächteten  und  in 
der  Regel  auch  sein  Hab  und  Gut  nicht  dem  Angritt'  des 
nächsten  besten  schutzlos  in-eisgegeben,  so  entbehrte  er  doch 
in  der  Fremde  alles  Rechtsschutzes,  und  in  seiner  Vaterstadt 
selbst  war  er  völlig  friedlos  gelegt.  Niemand,  nur  seine  eheliche 
Hausfrau  ausgenommen,  durfte  ihn  hausen  oder  hofen,  atzen 
oder  tränken,  und  wollte  er  trotzdem  des  Hauses  Schwelle  be- 
treten, so  sollte  der  Nachbarn  Aufgebot  ihn  mit  Gewalt  hinaus- 
treibcu  und  jedermann  bei  Meidung  harter  Strafe  hiezu  zu  helfen 
schuldig  sein:  „Wer  ouch  einen,  der  also  her  in  körnet,  wirset 
(‘der  erzürnet,  der  verlöret  dar  umbe  nitznit“*)  — in  etwas 
gemilderter  Erscheinungsform  die  altgei manische  Friedloslegung! 

Nach  der  MRO.  sind  zwei  Tyiien  der  Stadtverweisuug 
auseinanderzuhalteu,  nämlich 

1.  die  Verbannung  ohne  Lösungsmöglichkeit, 

■>.  die  Verbannung,  bei  der  dem  Betrofl’enen  die 
-Möglichkeit  gegeben  ist,  durch  Erlegung  einer  Geldsumme, 
sei  es  als  Strafe,  oder  als  wergeidartige  Busse  an  den 
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Verletzten  oder  dessen  Sippe,  sich  die  Rückkehr  an  den 
heimischen  Herd  zn  erkaufen. 

1.  Die  Verweisung  oline  Mögliclikeit  der  Lösung 
ist  im  Regelfälle  eine  ewige.  So  droht  ein  Ratsgebot  vou 
1299  dem  Bürger,  der  seinen  Mitbürger  vor  ein  fremdes  Gericht 
evoziert,  ewige  Verbannung;  „extra  civitatein  Spirenseni  mitti 
debet  non  moraturus  plus  in  ea  et  nunquani  reversurus“.  Gleiche 
Strafe  erwartet  den,  der  in  fraudem  legis  einem  „Ausmann“ 
eine  Forderung  an  einen  Bürger  zediert,  wenn  dieser  dann  den 
letzteren  vor  ein  auswärtiges  Gericht  heischt.  Weigert  sich 
der  Verbannte  auszufahren,  so  zahlt  er  für  jeden  Tag,  den  er 
wider  Recht  in  der  Stadt  bleibt,  1 Pfund  Heller,  und  wenn 
diese  Strafe  zum  zehnten  Mal  verfallen  ist,  so  sollen  die  Bürger- 
meister, von  Ratsherrn,  Richtern  und  Bürgern  begleitet,  den 
Frevler  aufsuchen,  in  seinem  Hause  oder,  wo  es  auch  sei, 
ergreifen  und  auf  ein  halbes  Jahr  in  die  Prisaune  legen,  aber 
auch  nach  Ablauf  dieser  Haft  nicht  eher  freilassen,  bis  er  die 
verwirkte  Geldstrafe  erlegt  und  versprochen  hat,  der  Stadt  nun 
wirklich  den  Rücken  zu  kehren.  Für  die  Strafsnmme  und  die 
Schadensersatzforderung  des  mit  fremdem  Gericht  Behelligten 
haftet  das  ganze  liegende  und  fahrende  Vermögen  des  Evokators.') 
Spätere  Statuten  (z.  B.  1315)  lassen  gegen  Zahlung  der  Stral- 
und  Entschädigungssumme  Lösung  eintreten.'-) 

Bei  Empörung  gegen  das  Stadtregiment  kennen  Rat  und 
Richter  begreiflicherweise  keine  Schonung;  hier  wartet  der 
Schuldigen  im  allergünstigsten  Falle  ewige  Verweisung.  So 
bestimmt  z.  B.  der  Spruch  der  1330  nach  dem  berühmten 
Severinsaufruhr  als  Schiedsrichter  angerufenen  Schwesterstädte 
Strassburg,  Worms.  Mainz,  Frankfurt  und  Oppenheim:  „Wereez 
onch,  daz  ieman  in  der  stat  zu  Spire,  er  si  wer  er  si,  under- 
stunde  den  rat  zu  brechenne,  zii  minrenne  oder  zii  nierrenne 
oder  anders  zii  quetschenne,  oder  sich  wider  den  rat  setzen 
wolte  unde  setzte,  also  daz  der  rat  oder  daz  merreteil  des  rates, 
der  danne  ist,  sich  erkennent  uf  den  eyt  als  sie  billich  söllent, 
daz  in  kihitlich  si  daz  sie  ez  getan  hetdent,  den  unde  alle  die. 


')  Hilganl  M.  Itiül’.;  vgl.  auch  S.  74  1'. 
'^)  ebd.  S.  232;  vgl.  auch  S.  237  obeu. 
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die  ime  dar  zii  hell’eut  oder  radeiit  oder  geliolfen  oder  geraden 
hant,  die  der  nierreteil  des  rates  küntlich  ervarent,  als  da  vor 
geschi’ieben  stet,  daz  sie  an  der  getede  schuldig  sin,  der  und 
die  sol  der  rat  unde  alle  burgeie  zu  Spire  nt  den  cyt  verwisen 
von  der  stat,  daz  sie  niemer  me  bnrger  nodi  sedelhaft  werden 
zu  Spire“.')  Dies  alles  aber,  härtere  Bestrafung  doch  allewege 
Vorbehalten.  — 1340  wird  derExbürgenneisterHeinrich  Knöpfei  - 
mann,  weil  er  Gut  und  Miete  nahm  gegen  Stadt  und  Bürger- 
schaft und  dadurch  meineidig  und  ehrlos  geworden,  ewig  aus 
der  Stadt  und  dem  Burgbann  verwiesen,  nie  wieder  näher  als 
eine  Meile  heranzukommen. 

Kicht  selten  finden  wir  im  14.  Jahrhundert,  besonders  bei 
Totschlag  und  Körperverletzung,  eine  Taidignng  des  Thäters 
mit  dem  Verletzten  oder  seiner  Sippe,  wodurch  den  letzteren 
ein  bestimmtes  Worgeld  zuerkanut  und  dem  Thäter  die  Ver- 
pflichtung auferlegt  wird,  bis  zur  Zahlung  dieser  Summe  die 
Stadt  zu  räumen.  Oft  auch  entzieht  sich  ein  schwerer  Verbrecher 
der  sühnenden  Gerechtigkeit  durch  die  Flucht;  (fann  wird  er, 
falls  er  der  laidung  vor  das  Vierergericlit  nicht  Folge  leistet 
und  sich  dadurch  stillschweigend  schuldig  bekennt,  verurteilt  und 
ihm  angesagt,  dass  er  sich  nie  wieder  innerhalb  der  Bannzäune 
blicken  lassen  solle,  oder  — „man  sol  in  werfi'en  in  den  Bin“. 
Wurde  von  den  Monatsrichtern  eine  andere  Strafe  bei  der  Verur- 
teilung in  contumaciam,  z.  B.  Galgen  oder  Kad,  ausgesprochen, 
so  gelangt  bei  Ergreifung  des  Missethäters  diese  ohne  weiteres 
Urteil  zur  Vollstreckung. 

Hier  liegt  also  weder  eine  Stadtverweisung,  noch  ein 
Bannbruch  vor,  selbst  wenn  eine  Grenze  fe.stgesetzt  ist,  bis  zu 
dei-  der  Verbrecher  an  die  Stadt  herankommen  darf;  es  ist  damit 
vielmehr  nur  das  Gebiet  bezeichnet,  über  das  hinaus  nicht  auf 
den  Flüchtigen  gefahndet  werden  soll.  U eberschreitet  er 
•liese  Grenze,  so  tritt  die  in  seiner  Abwesenheit  durch 
Urteil  über  ihn  verhängte  Strafe  in  Wirksamkeit.-)  — Nicht 


’)  Hilgard  .S.  327. 

So  räumt  beispielsweise  13öö  ^AH.  I;  einer,  der  der  Stadl  „ihr  Geid 
verstolif  ewig  eine  Meile  von  der  .Stadt;  greift  mau  ihn  innerimlb  der  Ziele, 
MO  eull  mau  ihn  hängen,  leidigt  er  einen  HUrger,  au  .suil  er  aueh  ausaerhalb 
der  Ziele  ergriffen  und  gehängt  werden. 
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immer  sieht  sich  das  Richterkollegium  veranlasst,  den  Verbrecher 
vor  der  Annäherung  an  die  Stadt  zu  warnen,  sondern  lässt  ihn 
unter  Umständen  auch  an  ferngelegencn  Orten  ergreifen,  ein- 
bringen  und  ihm  ohne  weiteres  Urteil  sein  Recht  zuteil  wei-den. 
So  liess  der  Rat  z.  B.  nach  dem  flüchtigen  Empörer  Heinrich 
von  Landau  ausgedehnte  und  kostspielige  Streifzüge  unter- 
nehmen, ohne  dass  es  ihm  gelang,  dieses  Todfeindes  der  Stadt 
habhaft  zu  werden.*) 

Die  Verweisung  brauchte  übrigens,  selbst  wenn  eine 
Lüsungsmöglichkeit  ausgeschlossen  war,  keine  ewige  zu  sein. 
Häufig  wird  dem  Verurteilten  die  Stadt  nur  auf  einige  Wochen 
oder  Honate  verboten  und  ihm  gleichzeitig  Zahlung  einer  Geld- 
strafe auferlegt.  In  diesem  Falle  verwandelt  sich  mit  Ablauf 
jener  Frist  die  unbedingte  Verbannung  in  eine  durch  Zahlung 
der  Strafsumme  resolutiv  bedingte.  Fehlen  dem  V(‘iwiesenen 
die  Mittel,  diese  Summe  aufzubringen,  so  bleiben  ihm  auch  nach 
Ablauf  der  eigentlichen  Verbannungsfrist  die  Stadtthore  ver- 
schlossen. 

2.  Von  der  unbedingten  Verweisung  unterscheidet  sich 
eine  andere  Art  des  Exils,  die  durch  Lösung  beseitigt 
werden  kann,  sei  es,  dass  dem  Schuldigen  gestattet  wird, 
sich  der  primär  angedrohten  Verbannung  durch  Erlegung  einer 
Geldsumme  zu  entziehen,  oder  dass  die  Verweisung  überhaupt 
nur  als  subsidiäre  Strafe  für  den  Fall  in  Kraft  tritt.  da.ss  eine 
primär  verwirkte  Geldstrafe  nicht  bezahlt  wird.  Sobald  in 
letzterem  Fall  der  Verwie.sene  oder  seine  Sipjie  für  ihn 
Zahlung  anbietet,  wird  ihm  die  Rückkehr  an  den  heimischen 
Herd  verstattet. 

Zur  Räumung  waid  dem  Schuldigen  in  der  Regel  eine 
achttägige  Frist  behufs  Ordnung  seiner  Angelegenheiten  ge- 
setzt; später  mus.ste  der  Verwie.sene  oft  sofort  „bei  Sonnen- 
schein“ der  Stadt  den  Rücken  kehren,  insbesondere  dann,  wenn 
der  Henker  seine  Ohren  für  sich  beanspruchte  oder  mit  dem 
Staupbesen  die  Ausfahrt  bescdileunigte.  Weigert  sich  der 


')  Ijchmauii  b.  iCU*,  .Mannscriptum  l:i7S;  „L'f  Haiirich  von  Landau 
mit  12  Kuechteu  und  Pfordeii  iu  :i  Kitten  gehalten  und  als  er  gen 
Aach  ritt“. 

Th.  Uarster,  Stritfr«obt  der  freien  Reioheeudi  speier.  7 
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Verurteilte,  die  Stadt  zu  verlassen,  so  wandert  er  ein  halbes 
Jahr  in  die  Prisaune  und  räumt  dann  für  jeden  Tap  widerreeht- 
lichen  Verweilens  einen  Monat  die  Stadt;  ebenso  geschieht  ihm, 
wenn  er  bei  lösbarer  Verbaunung  vor  Ablauf  der  Frist  oder 
ZahlnuK  der  Strafsumme  sich  innerhalb  der  Ziele  sehen  lässt.') 
Bei  schwereren  Delikten  treten  natiirlicli  aucli  weit  härtere 
Bannbruchstrafen  ein:  oft  muss  sich  der  Verwiesene,  wenn  er 
die  Stadt  verschwört,  in  der  Urfehde  damit  einverstanden  er- 
klären, dass  man  ihn  iin  Falle  des  Bannbruchs  ohne  Urteil  in 
den  Khein  werfen  solle,  oder  es  tritt  ohne  weiteres  die  früher 
verwirkte,  aber  wegen  Flucht  des  Verbrechers  nicht  vollstreckte 
oder  gnadenweise  erlassene  Strafe  in  ihr  Kocht. 

Weib  und  Kind  teilen  in  älterer  Zeit  das  Exil  ihres 
Hauswirts;'-)  später  dürfen  sie  in  der  Stadt  Zurückbleiben,  und 
nur  ausnahmsweise  tritt  ihre  Mitverbanmuig  als  Strafschärfung 
ein,  z.  B.  löst)  bei  drei  Zunftgenossen,  die  Aufruhr  und  Tumult 
gegen  ihren  Zunftmeister  gepüogeu:  — „sind  doch  hernacher 
begnadigt  worden“.-') 

Die  Banngrenze,  jenseits  welcher  sich  der  Verwiesene 
zu  halten  hatte,  ist  in  der 31  KO.  genan  bezeichnet;  „Ein  iege- 
licher,  der  rfimen  sol,  der  sol  varu  uzer  disen  zilu,  daz  ist  üz- 
wendig  den  zi'inen  und  den  umbegengen  sante  Jlarkes,  sante 
üerman,  sante  Egidien,  des  heilegen  grabes,  des  schelmengiczes 
und  des  zigelofens  Sifrit  K eit  Scheins“;  — die  A'euredaktion  von 
i:)4ti  fügt  bei:  „als  dieselben  banzüne,  uzwendig  der  er  sin  sol, 
ietzant  understeinet  sint“.-*)  Später  zieht  man  aus  Sicherheits- 


')  MUO.,  Jlilgard  .S.  f.;  vyl. frieden sliucli  der  Stadt  ilaiiiz 

§§  ;tl,  5t:  (Mone,  ZGO.  Vll,  S.  lü  u.  -.MJ. 

■-)  z.  B.  bei  den  Aufrührern  Voltzo,  IJnrtmud  und  (,'unrad  l-JCö 
(Itilyard  S.  S2,  lliij.  1305  gelübt  der  Kat,  er  wolle  alle  Bürger,  welelio 
die  von  der.Stadl  mit  den  Brüdern  von  Ettendorf  gestbloi-seue  .Sühne  nicht 
halten,  „uäser  unser  .statt  selnken  alite  tage  vor  dem  zil  also  der  fride  us 
gat,  mit  wihen  unde  mit  kiiiden“.  llilgiiril  S.  t.s3.  Oft  tindet  sich  die 
rrfehdcformel : ,fch  schwöre,  dass  ich  . . . (meine  Gefangenhaltung  etc.)  . . . 
nicht  ahnden  odi'r  rächen,  auch  mich  mit  .samt  meiner  Frauen  von  Stund  au 
aus  der  .Stadl  .Spei,  r begehen  uml  .solche  .samt  dem  Gebiet  zeitlebens  nicht 
mehr  betreten,  vielmehr  solchem  allem  gehorsam  nachk.minien  und  darauf 
steif  und  fest  halten  wolle  und  solle,  so  wahr  mir  Gott  helfe.“ 

VKAB.  1,  I5SO. 

*)  llilgard  S.  221  u.  Aimi.  i. 
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l ücksichten  die  Grenzen  immer  weiter,  versagt  dem  Verwiesenen 
das  Bistum  oder  lässt  ilin  über  Rhein,  über  die  Mosel  oder  die 
Donau  schwören.*)  1448  wird  „Stanisslaus,  ein  i>olender'‘,  zum 
Strang  verurteilt,  aber  abgebeten  und  schwört  Urfehde,  „in  sin 
lande  und  nymer  in  diess  lande  zu  kumeu“.'-) 

Bei  gemeiugefähilichen  Verbrechern  wird  manchmal  die 
Verweisung  auch  auf  die  befreundeten  rheinischen  Xachbar- 
städte  ausgedehnt,  so  z.  B.  ein  Weib,  das  beschnittene  Turnoso 
in  den  Verkehr  brachte,  veranlasst,  ausser  Speier  auch  noch 
die  Städte  Worms,  Mainz  und  Strassburg  zu  verschwören.*) 
Seit  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  entwickelt  sich  die  Stadt- 
verweisung zur  beliebtesten  aller  Strafen  und  wird  bei  einer 
Unmenge  von  Verbrechen,  insbesondere  bei  leichteren,  bald  in 
Verbindung  mit  Leibes-  oder  Ehrenstrafen,  bald  ohne  solche 
verhängt  und  vor  allem  beim  Richten  nach  Gnade  gerne  ange- 
wendet. Bei  schwereren  Delikten  ist  die  Veibaunung  meist 
eine  ewige;  harte  Bannbruchstral'en  sorgen  dafür,  dass  der  Ver- 
wiesene dem  Stadtgebiete  fernbleibt.  So  ergeht  gegen  einen 
Ratsverwandten,  der  auf  der  Münze  einen  Silberbarren  und  eine 
Handvoll  gemünztes  Geld  unterschlug,  Urteil,  er  solle  „rumen 
die  stat  ewicliche  einen  dag  und  hundert  iar  ano  gnade,  und 
kuniet  er  da  zwischen  in  die  stat  oder  die  banzuue,  so  sol  mau 
von  ime  rihten  alse  von  einem  diebe“."*) 

Sehr  häutig  ist  die  Beendigung  des  Exils  von  der  Gnade 
des  Rates  abhängig;  die  Verweisung  erfolgt  für  eine  bestimmte 
Zeit  „ane  genade“  und  darüber  hinaus  „uf  des  rates  genade“. 
Manchmal  wird  daneben  dem  Verurteilten  noch  eine  besondere 


')  vgl.  z.  B.  das  Urteil  Uber  die  Empörer  vou  1375  (W.  llarster, 
l'rkuiideu  S.  125);  „zum  ersten  Engelinan  und  Wernher  von  Kirwilre,  die 
solleut  ruomen  uober  Rin  sclis  milc  Weges  von  der  stat  von  Spire,  Dietmar 
Bernboch  unde  Eberhart  zuum  loube,  die  sollent  ruomen  daz  lant  uf  uff 
disssit  Riiics  oueb  sehs  milc  weges  von  der  stat  von  Spire,  Ulrich  Bern- 
hoch  sol  ruomen  daz  lant  abe  sebs  mile  weges  von  der  stat  vou  Spire,  Heile 
Ulrich,  der  sol  ruomen  in  daz  westerrich  drie  mUe  weges  hinder  der  Nuwen- 
»tat,  Ulan»  Zutdel  und  Brehtcl  Wergmeistcr  die  sollent  euch  ruomen  ueber 
Rin  sehs  mile  weges  von  der  stat  von  Spire“. 

AB.  II,  144S. 
ä)  AB.  I,  1356. 

*}  AB.  1,  1348.  2 48G24 
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Verpflichtung  auferlegt:  er  muss  z.  B.,  wie  die  Falschmünzer 
Meyn  und  Rummel,  zwei  Jahre  lang  gegen  den  Türken  dienen,*) 
oder  es  wird  ihm  — besonders  bei  Religionsdelikten  — Ver- 
zeihung und  Rückkehr  nur  gegen  einen  pübstlichen  Ablassbrief, 
der  durch  eine  Wallfahrt  erwirkt  werden  muss,  in  Aussicht 
gestellt.  So  verfügen  z.  B.  die  Richter  1351:  „Wernher 

Kurtze  phisters  dohterman  sol  laufifcn  gen  Avion  zum  babeste 
und  einen  besigelten  brief  danne  bringen,  e er  in  die  stat 
kome,  daz  er  der  grossen  nnzimelichen  swüre  ledig  si,  die  er 
getan  hat“.'^) 


C.  Vcrstrifkaiig. 

Wenn  auch  in  ihren  Wirkungen  das  gerade  Gegenteil  der 
Stadtverweisung,  hat  die  Verstrickung  doch  die  nämliche  recht- 
liche und  geschichtliche  Grundlage;  der  Verurteilte  darf  einen 
bestimmten  Bannkreis  nicht  überschreiten,  ehe  er  nicht  durch 
Friedens-  und  Bussgeld  seine  That  gesühnt  hat.  Daher  dient 
die  Vei-strickung  auch  vorzugsweise  als  Zwangsmittel,  um  den 
Verbrecher  zur  Taidigung  mit  dem  Verletzten  oder  dessen 
Sippe  zu  nötigen.  Bald  beschränken  die  Wände  der  eigenen 
Behausung,  bald  die  Ringmauern  der  Stadt  oder  die  Banuzäune 
die  Bewegungsfreiheit;  auch  Verstrickung  in  die  Vorstädte  ist 
nicht  selten.'*)  1577  muss  einer,  der  im  Wirtshaus  „zur  Kanten“ 
einen  andern  schwer  verwundete,  eidlich  geloben,  dass  er  nicht 
eher  die  Stadt  verlassen  werde,  bis  er  sich  mit  dem  Geschädigten 
auseinandergesetzt  haben  würde;  1486  schwürt  ein  Weber  „in 
die  Stadt“,  „uit  daruss  zu  körnen  on  erlaubnuss  dez  ratz  und 
daz  er  keine  fogcl  oder  hasen  me  fangen  soll“."*) 


')  lliSÜ  (N.  7(»7J. 

0 AB.  1,  IS.’il. 

Weiber,  die  uiuii  auch  in  .Speier,  wenn  sie  angeKessen  waren,  nicht 
auszuweisen  p(le;(le,  liatteu  nach  dum  Mainzer  Friedensbuch  die  Wahl 
zwischen  Ausfahrt  und  VerstrickuDp;;  z.  B.  § 4ii:  „der  man  sali  ussfaren 
und  die  fraiiwe  sull  inncligen  »dir  usfarun,  obe  sie  will“,  j7ti:  „dermanuss 
zu  faren.  uud  die  frauwe  inno  sitzen  odir  ussfaren“  (Mone  ZGÜ.  8.  is,  2.5). 

AB.  11,  14s»i. 
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Da  eine  sacligeuiässe  Durchführung  des  Strafzwecks  eine 
scharfe  Beaufsichtigung  des  Konflnierten  erforderte,  machte 
man  von  dieser  Strafart  nur  relativ  selten  Gebrauch  und  griff 
lieber  gleich  zu  der  wirkungsvolleren  Stadtverweisung. 


§ 13. 

Die  Vermögensstrafen. 

A.  Die  Einziehnng  des  Vermögens. 

Mit  der  Pereon  des  Verbrechensthäters  wurde  nach  altem 
Recht  auch  seine  ganze  liegende  und  fiihrende  Habe  friedlos,  und 
dem  Verletzten  war  Gelegenheit  zum  schönsten  lukrativen 
Eigentumserwerb  gegeben.')  Mit  der  Erlegung  des  Buss-  und 
Friedensgeldes  wird  dann  später,  wie  die  Person  des  Thäters, 
so  auch  sein  Hab  und  Gut  in  den  Rechtsschutz  wieder  auf- 
genommen; vorher  aber  haftet  das  ganze  Vermögen  bis  zur 
Höhe  der  Straf-  und  Bussgeldsumme  der  öffentlichen  Gewalt 
wie  dem  Verletzten.  Wenn  ein  Mörder  sich  der  Strafe  durch  die 
Flucht  entzieht,  — so  bestimmt  die  MRO.  — so  sollen  die  Richter 
50  Pfund  Heller  von  seinem  Gute  nehmen;  gelingt  es  aber 
dann,  den  Entronnenen  zu  ergreifen  und  aufs  Rad  zu  setzen, 
so  soll  diese  Summe  an  die  Erben  hinausgegeben  werden  — „mit 
dem  Halse  bezahlt  man  alles!“  Dolose  Entäusserung  ist  wirkungs- 
los: „und  sei  an  allem  disem  artikele  nit  schirmen  eder  helfen, 
eb  ieman  vormals  sin  gut  hat  geben  iemanne  und  daz  doch 


')  vgl.  z.  B.  du.s  Hofreclit  Bischof  Biirchard.'i  von  Worms 
§§  7 u.  :n);  ferner  Hügnrd  S.  86,  Z.  5 ff.,  S.  70,  Z.  SO.  Die  Bürgers- 
tochter,  die  ohne  Uenehiuigniig  ihre»  Muntwalts  den  Schleier  nimmt,  wird 
für  alle  Zeiten  aus  der  Bürgergemeinde  au»geschlo.»seii  und  hei  lehendigem 
Leibe  beerbt  (1201).  Di«  Friedlosigkeitsfunneln  des  Mittelalters  beziehen 
sich  in  der  Kegel  ausdrücklich  auf  Hub  und  Gut  des  Geächteten,  z.  B. : 
«...  der  sal  sin  truwcloiz,  erloiz  und  meinedig  nud  in  des  babestes  hau 
und  in  des  riches  ahte,  und  wer  sin  guht  angriefet,  der  ensal  nit  gefrevelt 
han  weder  wider  den  lantfriden  oder  wider  kein  geriehtte  oder  wider 
iemanuen“  i:täs  ;iIilgardS.  .S06). 


Digitized  by  Google 


102 


nuzet“.  Also  auch  bei  Mord  sollen  die  Güter  des  Verbrechers 
nur  bis  zur  Höhe  der  Stral-  und  Hussgeldsunime  haften.') 

Weit  weniger  glimi)flich  verfuhr  man  dagegen  mit  den 
Verrätern  und  Empörern,  die  sich  gegen  die  bestehende 
Verfassung  auflehnten,  in  der  Stadt  Aufruhr  und  Zweiung 
erregten  oder  sie  an  ihren  verbrieften  Kechten  und  Privilegien 
zu  schädigen  suchten;  hier  ist  Konfiskation  aller  liegenden  und 
fahrenden  Habe  die  Regel.  So  wird  t;f:t.5  dem  Juden,  der  sich 
bei  jemand  ausserhalb  der  Stadt  um  eine  Stelle  im  .ludenrat 
zu  Speier  bewirbt,  gedroht,  er  .solle  „lib  unde  gilt  zii  pene 
verworcht  hant“.^)  Ebenso  soll  der,  welcher  sich  unterstände, 
bei  Kaiser  und  Reich  oder  dem  Bischof  die  Niederlegung  des 
Speierer  Judenrats  zu  betreiben,  licib  und  Gut  an  die  Stadt 
verlieren,  ^also  daz  wir  den  an  libe  nnde  an  güte  angriffen 
sollent  unde  daz  wenden  unde  keren  an  unserre  stetde  bu  ane 
alle  Widerrede  eins  ieglichen  ane  alle  geverde“.'')  120.'}  fallen 
die  sämtlichen  Güter  der  aufrührerischen  Gebrüder  Voltzo, 
Hartmud  und  C nur  ad  an  den  Bischof;  137»;  werden  Heinrichs 
von  Landau  Güter  konfisziert;  sein  Haus  lässt  der  Rat 
öffentlich  auf  dem  Markte  versteigern  und  den  Erlös  zu  Nutzen 
der  Stadt  verwenden.  Bei  den  Parteigenossen  Rudolfs  von 
Offenburg  und  Heinrichs  von  Landau,  Eugelmaun  unter 
den  Gademen,  Eberhard  zum  Laube,  Werrrher  von  Kirrweiler-, 
Dietmar  und  Ulrich  Berrihoeh,  Claus  Zutdel,  Heile  Ulrich  und 
Brechtei  Wergmeister,  wird  von  einer  Konfiskation  abgesehen, 
jedoch  müssen  sich  die  Genanirtcn  veriiflichten,  die  Hälfte  des 
Gesamtwerts  ihrer  Güter  als  Strafgeld  zu  bi'zahleir.') 


B.  Die  (ieldstralen. 

Das  Strafrecht  des  13.  und  14.  .lahrhunderts  steht  noch 
ganz  auf  dem  Boden  altgennarrischer  Rechtsairschauungerr;  die 


')  Hilgard  S.  220;  vcl,  z.  1!.  auch  ebenda  S.  lOr,  233  f„  236  f.  u.  *.  w. 
ä)  Hilgard  S.  372. 
ebd.  S.  434. 

W.  Harster,  Urkunden  S.  123;  Lehmann  S.  726'’. 
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Hauiitrollo  im  Strafeiis3stem  spielen  Stadtvei  wcisung  und  Geld- 
strafen — die  alte  Friedlosigkeit  und  ihre  Lösung  durch  Zahlung 
des  Friedensgeldes.  Durch  das  Verbrechen  — so  war  der  alte 
Gedanke — entsteht  ein  doppelter  Anspruch  gegen  den  Thäter: 
I.  ein  solcher  der  Gesellschaft  wegen  des  durch  Ueberhebung  des 
Tndividualwillens  gebrochenen  Rechtsfriedens  — er  findet  seine 
Sühne  in  der  Friedloslegung  — und  2.  ein  solcher  des  Verletzten, 
dein  dadurch  Genüge  geschieht,  dass  der  Geschädigte,  ohne 
selbst  den  Rechtsfrieden  zu  brechen,  an  dem  Verbrechensthäter 
seinen  Rachedurst  zu  kühlen  berechtigt  ist.  Der  Verbrecher 
wird,  weil  er  seinen  Willen  über  den  der  Gesamtheit  zu  setzen 
sich  unterstand,  aus  der  Gesellschaft  ausgestossen,  des  Rechts- 
schutzes beraubt;  friedlos  und  vogelfrei  irrt  er  im  Lande,  der 
Willkür  eines  jeden  schutzlos  preisgegeben.  Nicht  immer  aber 
ist  er  für  ewig  friedlos  gelegt:  es  gibt  auch  eine  zeitlich 

beschränkte  Friedlosigkeit,  wobei  dem  Verbrecher  gestattet 
wird,  sich  den  entzogenen  Frieden  wieder  zu  erkaufen,  indem 
er  sich  erbietet,  den  beiden  gegen  ihn  bestehenden  Ansprüchen 
in  Geld  Genüge  zu  leisten:  dein  Verletzten  wird  durch  Zahlung 
der  Busse  sein  Racherecht  abgekauft,  und  die  Gesellschaft  nimmt 
nach  Erlegung  des  Friedensgeldes  den  Geächteten  wieder  in  den 
Rechtsfrieden  auf. 

Jlit  dem  Erstarken  der  ötfentlichen  Gewalt  wächst  ihre 
Abneigung  gegen  Blutrache  und  Fehdegang;  sie  unterstützt 
vielmehr  den  Friedlosen  in  seinem  Bestreben,  den  Frieden  wieder 
zu  erringen,  indem  sie  für  bestimmte  Verbrechen  bestimmte 
Busstaxen  aufstellt  und  den  Verletzten  zwingt,  sich  durch  das 
Angebot  der  gt'setzlichen  Bussgeldsuuiine  ablinden  zu  lassen. 

Dies  führt  allmählich  geradezu  zur  Umdrehung  des  früheren 
Verhältnisses:  die  Befriedigung  der  durch  das  Verbrechen  ent- 
standenen Ansiirüche  wird  i)rimärcs,  die  Friedloslegung  subsidiäres 
Element;  nur  wenn  der  Verbrecher  nicht  imstande  ist,  sich  durch 
Erlegung  des  Buss-  und  Friedensgeldes  den  Rechtsfrieden  zu 
erhalten,  wird  er  wie  früher  vom  heimischen  Herde  verjagt, 
mit  Habe  und  Leib  friedlos  und  vogelfrei;  aber  dieser  Zustand 
der  Rechtlosigkeit  dauert  wiederum  nur  so  lange,  bis  dem 
Geächteten  durch  Aulbringung  der  erforderlichen  Summe  die 
Lösung  gelingt. 
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S]>Hter  vcrwisclit  sich  der  Charakter  dieser  Geldzahlung  als 
Friedbrnchsiihne  und  Kaufjireis  für  den  neugewonnenen  Rechts- 
frieden immer  mehr;  war  die  Leistung  früher  ein  Recht  des 
Verurteilten  gewesen,  so  wurde  sie  ihm  jetzt  zur  Pflicht,  über 
deren  Erfüllung  die  Gesamtheit  wachte.  Von  Friedlosigkeit  des 
Delinquenten  ist  jetzt  überhaupt  keine  Rede  mehr;  die  öffent- 
liche Gewalt  erwirbt  lediglich  durch  Begehung  des  Deliktes 
einen  Strafanspruch  auf  Erlegung  der  durch  die  That  verwirkten 
Geldsumme,  und  wie  der  Privatmann  das  Recht  hat,  seinen 
zahlungssäumigen  Schuldner  durch  Schuldhaft  zur  Zahlung  zu 
zwingen,  so  legt  auch  der  Staat  den  Delinquenten,  der  eine 
verwirkte  Geldstrafe  nicht  aufbringen  will  oder  kann,  in  Turm- 
verwahr, um  ihn  zur  Zahlung  zu  nötigen  und  ihn,  sobald  er 
oder  seine  Sippe  für  ihn  die  Summe  erlegt  hat,  wieder  freizugeben. 

Die  Verwendung  der  Strafgelder  ist  eine  sehr  ver- 
schiedene. Noch  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts,  zu  einer 
Zeit,  wo  der  Rat  schon  längst  des  Blutbanns  waltete,  bezog 
der  jeder  Jurisdiktion  in  der  Stadt  beraubte  Bischof  fortwährend 
noch  die  Hälfte  aller  Strafgefälle  — so  lange  also  erhielt  sich 
der  Nimbus  seiner  alten  Gerichtsherrlichkeit!  Die  andere  Hälfte 
der  Ponalgelder  verfiel  der  Stadt,  soferne  nicht  Gesetz  oder 
Recht  sie  anderen,  z.  B.  den  Bürgermeistern,  Richtern,  Heim- 
burgen oder  .sonst  wem  zuweisen.  Auch  die  Richterknechte 
empfangen  aus  den  Strafgeldern  ihre  Besoldung:  von  jedem 
Pfunde  speierischer  Währung  soll  den  vier  Knechten  des  Ge- 
richtes ein  Schilling  — .seit  1 ;i 4 G deren  zwei  — zuteil  werden.') 
Was  an  Strafgefällen  übrig  blieb,  verwendete  man  zur  (Unter- 
haltung lind  Erneuerung  der  Stadtbefestigungen,  „an  der  stetde 
bii“,  oder  zur  Instandhaltung  der  öffentlichen  Strassen  und 
Wege,  „an  den  bü  der  strasse“,  „zu  machene  die  straze“,  oder 
auch  „ad  pios  usus“,  zum  Besten  der  Armen  in  der  Stadt  oder 
,,in  nütz  der  siechen  in  deme  spitale“*. 

Bei  der  Reform  der  ganzen  Gerichtsverfassung  im  Jahre 
1 4Ö0  wurde  bestimmt,  dass  die  Vierrichter  alle  vStrafgelder  in 


L Hi  lg  Kfd  S.  225  u.  Anm.  2;  „.Vlle  die  vorgenanteii  penen  sollent 
fallen  ballier  unserui  lierreii  deme  bischove  von  .Spire.  und  daz  ander  halbe 
der  stat,  und  sol  man  den  knebten  des  geribteä  geben  ie  von  deme  pbunde 
Kpirseber  einen  Schilling  .«pirseber*. 
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eine  Büchse  legen,  alle  Pfänder  rechtzeitig  vertreiben  und  zu 
Geld  machen  sollen;  jedes  Halb-  oder  Vierteljahr  sollen  sie  die 
„buhsse  uff  tun“  und  den  Hchreibern  und  Stadtknechten  ihren 
Sold  daraus  geben;  was  dann  übrig  bleibt,  dürfen  sie  zu  * ^ für 
sich  behalten,  den  Rest  aber  sollen  sie  den  Rechenmeistern  ab- 
liefern und  weiter  keinen  Lohn  bekommen.')  Erst  seit  dein  Zunft- 
aufruhr  von  1512  wurde  den  Richtern  aus  den  Strafgeldern  und 
Gerichtskosten  eine  ständige  Besoldung  ausgeworfen.'-) 

Zwecklose  Mühe  wäre  es,  auch  nur  eine  Aufzählung 
schlagender  Beispiele  der  mit  Geldstrafen  geahndeten  Delikte 
zu  versuchen;  findet  ja  doch  nicht  nur  die  ganze  unei-schöpfliche 
Menge  der  Uebertretungen,  sondern  auch  eine  Reihe  heutzutage 
nicht  mehr  so  milde  behandelter  Vergehen  durch  Geldleistung 
ihre  Sühne. 

Dabei  übte  ein  Wachsen  der  Finanznot  stets  auch  eine 
nicht  unbedeutende  Wirkung  auf  die  Strafrechtsptlege ; im 
17.  und  IS.  Jahrhundert,  wo  der  Stadt.säckel  am  leersten  war, 
ist  die  Zahl  der  mit  Geldstrafen  bedrohten  Delikte  am  grössten. 
Ein  „Manual  über  die  voiiE.  E.  Rath  dictirten  Geld-Straffen“ ')  aus 
dem  IS.  Jahrhundert  überliefert  uns  eine  Anzahl  der  am 
häufigsten  vorkommenden  Ueberfahrungen  und  die  hiefür  ange- 
setzten Straftaxen.  So  wird  vorehelicher  Beischlaf  zwischen 
Verlobten  mit  je  lü— 1.')  fl.,  Hurerei  mit  10— 20  fl.,  kleiner  Dieb- 
stahl, Holzfrevel,  Traubendiebstahl  u.  dgl.  mit  .5 — lu  fl.  bestraft. 
Die  Taxe  für  den  Ehebruch  variiert  zwischen  45  und  2oofl.;  es 
wurden  also  die  Verniögensverhältnis.se  des  von  der  Strafe  Be- 
troffenen keineswegs  unberücksichtigt  gelassen. 

Fast  immer  vermochte  in  späterer  Zeit  der  Verurteilte 
durch  inständige  Bitten  Herabsetzung  .seiner  Strafe  zu  erwirken; 


')  W.  Harster,  Urkiimten  S.  Ut. 

Rau  II.  S.  2S;  Kaser  S.  loa,  iu>,  i:u,  .Vussenlom  bezogen  die 
Uichtcr  kleine  Ncbeneinkihifte.  Wenn  z.  H.  ein  Bäcker  „ans  Fursatz  uml 
zum  Torteilhaften  Gewinn“  sein  Brot  zu  klein  gebacken  hatte,  .sollten  sie 
„clo  sie  den  Betrug  offenbarlich  verspüren,  die  Strafe  darnacli  setzen  . . . . 
alle  Strafen  aber  mit  Krnst  und  Fleiss  einbtiugeu  und  niemand  hierin  etwas 
übersehen,  unser  die  empfangenen  Geldstrafen  alle  Fronfasteu  in  die  Recben- 
kammer  liefern  und  nach  Refludung  ihres  angewandten  Fleisses  hievon  einer 
ergötzlichen  Belohnung  von  den  Recheiiherrn  gewärtig  .sein*. 

’j  N.  (Ofl. 
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anfangs  plagten  sicli  die  Vierrichter  noch  mit  der  Würdigung 
der  zur  Unterstützung  des  (Tiesuches  angeführten  Gründe,  wie 
Armut,  Kindersegen  u.  dgl.;  später  aber  machte  man  sicli  kein 
Gewissen  mehr  daraus,  die  Strafe  gleich  zwei-  und  mehrfach  zu 
moderieren,  wenn  man  sich  dadurch  nur  den  aufdringlichen 
Bittsteller  vom  Halse  schaffen  konnte. 

Im  Vorübergeheii  sei  noch  einiger  Nebenstrafen  am 
Vermögen  Erwähnung  gethan,  z.  B.  der  Niederlegung  des 
Weinschanks  bei  Wirten,  die  unversteuerten  oder  Pfattenwein 
vom  Zapfen  schenkten,  der  Einziehung,  Vernichtung  und  Un- 
brauchbarmachung der  zum  Verbrechen  benützten  Werkzeuge 
und  der  producta  sceleris  z.  B.  des  falschen  Geldes,  der  ver- 
fälschten Waren  u.  s.  w. 


§ u. 

Einige  Strafarten  insbesondere. 

A.  Das  Waffen  verbot. 

Es  ist  meines  Erachtens  — wenigstens  für  das  Speierer 
Strafrecht  — nicht  unbedingt  richtig,  das  Waffenverbot  den 
Ehrenstrafen  zuzurechnen.  Zwar  lässt  sich  nicht  bezweifeln, 
dass  eine  solche  Massregel,  die  dem  deutschen  Jlanne  das  Recht 
absprach,  das  Kennzeichen  seiner  Manneswürde  zu  tragen,  in 
ihren  Wirkungen  oft  einer  Ehrenstrafe  sehr  nahe  kam;  Straf- 
zweck aber  war  es  sicherlich  nicht,  diesen  Mann  in  den  Augen 
seiner  entmenschen  verächtlich  zu  machen,  und  nicht  selten 
mochte  der  Messerheld,  dem  man  das  Waffenrecht  entzogen 
hatte,  weil  ihm  das  eiesser  gar  zu  locker  in  der  Scheide  sass, 
eben  dadurch  erst  recht  sich  seiner  friedsanieren  Mitbürger  ganz 
be.sondere  Bewunderung  erwerben.  Erwägt  mau  weiter,  dass 
schon  die  MRO.  allgemein  jedermann,  mit  Ausnahme  der  Bürger- 
meister, des  Rats  und  der  geschworenen  Diener  der  Stadt,  das 
Tragen  von  Schwertern  und  langen  Messern  bei  Strafe  unter- 
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sagte,')  so  erscheint  es  unzweifellialt,  dass  das  Waffenverbot 
nicht  als  Ehrenstrafe,  sondern  lediglicli  als  polizeiliche  Sicherungs- 
massregel  aufgefasst  werden  muss.  Eine  Ehrenkriinkung  konnte 
darin  nicht  liegen,  dass  man  dem  Kaufbold  das  untersagte,  was 
allen  andern  gleicherweise  verboten  war;  wohl  aber  durfte 
man  hoffen,  sich  vor  dem  Verbrecher  zu  schützen  und  diesen 
von  weiteren  Ueberfahrungen  abzuhalten,  wenn  man  ihm 
speziell  das  Watfentragen  verbot  und  ihm  für  den  Ueber- 
tretungsfall  weit  schärfere  Bestrafung  zusicherte,  als  den  andern. 

Das  Waffen  verbot  erstreckt  sich  in  der  Kegel  auf  Schwerter 
jeder  Art:  bei  den  Messern  finden  wir  dagegen  sehr  subtile 
Unterschiede:  da  gibt  es  lange  und  kurze,  mit  und  ohne 
Lamellen,  zwei-  und  einschneidige  („houwende  meszer,  die  durch 
und  durch  rucken  haben“),-)  Seite-  und  Scheidemesser.  Oft 
findet  sich  das  Verbot,  ein  Jfesser  zu  tragen  „ane  ein  stnrni)!' 
brotmesser“. 

13G4  wird  geurteilt,  dass  .Teckel,  Stephans  des  Scherers 
Sohn,  4 .Jahre  lang  keine  Waffen,  ja  nicht  einmal  ein  Messer 
tragen  soll,  ein  stumpfes  Brotmesser  einzig  au.sgenommen.  Auch 
soll  er  nach  dem  Aveläuten  niemals  allein  — weder  mit  noch 
ohne  Licht  — sondern  nur  mit  seinem  Vater  oder  anderen 
biderben  Leuten  gehen  und,  wenn  er  sich  mit  diesen  auf  der 
Strasse  zeigt,  kein  ander  Licht  als  einen  brennenden  „schoup“ 
tragen.  Beginge  er  wieder  irgend  welche  kundliche  Bosheit, 
so  niüssle  man  ihn  in  den  Rhein  werfen;  entkäme  er  aber,  so 
werde  mau  seinen  Vater  und  Meister  Heinrich,  den  Münzmeister, 
um  100  Pfund  Heller  in  Anspruch  nehmen.  Hier  zeigt  sich 
das  Waffenverbot  im  Zusammenhänge  mit  den  übrigen  dem 
Missethäter  für  sein  künftiges  Verhalten  erteilten  Vorschriften 
ganz  unverkennbar  als  polizeiliche  Sicherung-smassregel.') 

1383  wird  einem  untersagt,  je  wieder  ein  „sitmesser“  zu 
führen ; ein  „ungeverlich  Scheidemesser“  soll  er  aber  wohl  tragen 
dürfen.^)  Freilich  leisten  auch  diese  Brot-  und  Scheidemesser 
beim  „inesserreufeu“  manchmal  nicht  zu  unterschätzende  Dienste. 


*)  Hilgaril  S.  217  Anm.  2. 

ebd.  S.  2iy. 

3)  AB.  I,  13G4. 

U AB.  I,  1383. 
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137S  verbietet  man  einem  Metzger,  jemals  wieder  ein 
Messer  irgendwelclier  Art,  lang  oder  kurz,  „sitdemesser  oder 
Scheidemesser,“  zu  tragen;  würde  er  dies  Verbot  übertreten  und 
je  wieder  in  Stadt  oder  Burgfrieden  Unbescheidenheit  treiben, 
Messer,  Schwert  oder  andere  Waffen  über  jemand  halten  oder 
auch  nur  bei  sich  tragen,  so  soll  man  ihn  ohne  alle  Wider- 
rede — „in  den  heilgen  rjn  werffen“.*) 

It.  Die  Kirelieiibiisseii  und  die  Strafkompetenz 
des  liHiensends. 

Verhängung  von  Kirchenbussen  durch  die  weltlichen  Ge- 
richte kam  nur  äusserst  selten  vor;  bei  Injurien  verlangten 
manchmal  die  Frevelrichter  öffentliche  Abbitte  und  Ehrener- 
klärung in  der  Kirche  vor  versammelter  Gemeinde;  bei  Delikten 
wider  die  Religion  wurde  ab  und  zu  dem  Verwiesenen  eine 
Wallfahrt  zur  Rückkehrbedingung  gemacht.  Dagegen  spielen 
natürlicherweise  in  der  Jurisdiktion  des  Laiensends  die  Kircheii- 
strafen  eine  grosse  Rolle.-) 

Vor  allem  waren  leichtere  K irchenbussen,  insbesondere 
das  — in  der  Regel  dreimalige  — Umgehen  um  den  Altar  im 
härenen  Bü.ssergewande  sehr  beliebt : aber  auch  härtere  Bus.sen 
kamen  vor:  bei  der  feierlichen  Eröffnung  des  Sendgerichts  in 
der  Domkirclie  stand  vor  dem  Sitze  des  Domimobstes  neben  dem 
Altar  der  hl.  Anna  ein  Pultbrett  mit  der  Rute,  „die  büssigeii 
Männei'  damit  zu  hauen,“  und  einer  Schere,  „den  biissigen  Frauen 
damit  das  Haar  zu  .scheren“. 

Als  schwer.stc  aller  Kirclienstrafen  erscheint  die  Exkommu- 
nikation, zu  der  aber  nur  dann  gegriffen  wurde,  wenn  alle 
milderen  Strafmittel  sich  wirkungslos  erwiesen.  Am  häufigsten 
sind  Vermögensstrafen,  die  in  der  Zahlung  einer  Geldsumme 
oder  eines  bestimmten  Quantums  Wachs  bestanden.  Von  den 
Erträgnissen  dieser  Strafgefälle  erhielt  der  Archipresbyter 
2 Pfund  Heller  und  2 //.  Wachs,  der  Notar  1 Pfund  Heller, 
•1er  Domprobst  'h)  fi.,  die  Stadtknechte  1 Pfund  Heller. 


')  olpii.  laiH. 

siehe  zum  folyeuileii  N.  N.  S69,  370,  496. 
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Der  Rest  fällt  zur  Hälfte  an  die  Sendherni,  die  Gc- 
scliworenen  „zu  der  gotz  e“,  zur  andern  an  den  Düini)robst 
zwecks  Verwendung  ad  Opera  pietatis. 

Bei  Widerspenstigkeit  gegen  die  Verniahmingen  und 
Warnungen  des  Sendgerichts  tritt  für  Männer  Gefängnisstrafe 
ein,  der  Frauen  wartet  die  Harfe  (ein  halseisen  artiges  In- 
strument); jedoch  wurde  auch  von  diesen  Strafen  nur  ein  ausser- 
ordentlich milder  Gebrauch  gemaclit.  So  wird  einer,  der  dem 
Gebot,  seine  Konkubine  zu  entlassen,  nicht  naclikomnit,  zur 
poena  carceris  verurteilt  „et  fuit  captus  et  inclusns  in  carcerem 
et  niansit  ibi  — unam  uoctem“. 

Solcher  Gefängnisse  gab  es  drei,  eines  in  der  Don)probstei, 
eines  unter  der  Sakristei  zu  St.  Moriz  und  ein  drittes,  der 
sogenannte  „Stock“  mit  der  Harfe  auf  dem  St.  Moriz- 
kirchhofe. 

Einmal  erkennt  das  Sendgericht  sogar  auf  Stadtver- 
weisung.') 


')  1521:  .Kyrssheiisels  l'raw  adultcratur  cum  persouis  spiritualibus  ot 
secularibus;  est  Tcnetica  tri  debet  ezpelli  u civitate.* 
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Drittes  Hauptstück. 

Die  Strafanwendung. 

§ 1 j. 

Die  Strafzumessung  im  allgemeinen. 

Die  ältere  Zeit  kannte  nur  absolut  bestininite  iStratgeselze. 
Trotzdem  aber  war  das  Ermessen  des  Kieliters  keineswegs  in 
Fesseln  gesdilagen;  es  blieb  vielmehr  der  ricliterlidien  Straf- 
festsetzung tler  denkbar  weiteste  Sjiielraum. 

Vor  allem  stand  ja  der  Übrigkeit  das  Kecht  zu,  selbst 
wenn  die  strafende  Gerechtigkeit  ein  Verdamimingsurteil  heischte, 
dem  Schuldigen  Gnade  vor  Kecht  widerfahren  zu  lassen,  wobei 
sic  sich  naturgemäss  durch  die  gleichen  Kücksichten  und  Er- 
wägungen leiten  Hess,  die  in  der  Herrschaftsei»oche  relativ  be- 
stimmter Strafgesetze  den  Kichter  veranlassen,  innerhalb  des 
unabänderlich  vorgezeichneten  Strafrahmens  eine  höhere  oder 
geringere  Strafgrösse  zu  wählen. 

Ebenso  hatte  der  Rat  die  Möglichkeit,  in  Fällen,  wo  sich 
ein  Deliktsthatbestand  gar  nicht  oder  nur  mühsam  unter  eines 
der  vorhandenen  Strafgesetze  subsumieren  Hess  und  die  Monats- 
richter daher  um  eine  Entscheidung  verlegen  waren,  in  eigener 
Zuständigkeit  über  Erötfnung  oder  Nichterötfnung  des  Verfahrens 
zu  beschliesseu  und  bei  der  Würdigung  aller  für  und  wider 
sprechenden  Gründe  das  eigene  Ermessen  in  schrankenloser 
Freiheit  walten  zu  lassen.*) 


')  Vgl.  beispielsweise  deu  bei  Lebiuauu  S.  •iüo* 


erwähnten  Fall. 
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Aussenleni  regelt  ja  das  „bcscliricbene  Reelit“,  die  Moiiats- 
rieliteiordnuiigeii  und  die  Katsstatuteii,  nur  einen  Teil  der  den 
StralViditer  bescliäfligcnden  Verbrecliensarten ; gerade  die 
scbwersten,  den  Totschlag  ausgenommen,  finden  die  (Qualifikation 
ihrer  Strafwürdigkeit  lediglich  im  alten,  aber  keineswegs  durch 
ewig  gleiches  Herkommen  bestimmten,  sondein  manchmal  be- 
denklich fluktuierenden  Gerichtsgebrauch,  so  dass  der  Richter, 
der  im  Einzeltalle  gewisse  strafschärfende  oder  -mildernde 
Momente  bei  seiner  Entscheidung  in  Betracht  zu  ziehen  geneigt 
war,  um  ein  Präjudiz  hiefiir  in  der  Regel  nicht  verlegen  zu 
sein  brauchte. 

Auch  die  Strafarten  selbst,  wenngleich  des  Lobes  grosser 
Dehnbarkeit  und  Anschmiegungsfäbigkeit  nicht  würdig,  verdienen 
doch  auch  nicht  immer  den  Vorwurf  allzu  starrer  Härte.  Die 
Ereiheits-,  Vermögens-  und  Ehren-Strafen  besitzen  immerhin 
eine  gewisse  Aniiassungstahigkeit  an  den  Grad  des  Verschuldens 
und  sogar  bei  der  Prügelstrafe  wurden,  wie  wir  sahen,  drei 
Grade  unterschieden,  wobei  mitunter  freilich  das  Exekutionsorgan 
die  Absichten,  die  den  Richter  bei  Festsetzung  eines  bestimmten 
(irades  geleitet  hatten,  leicht  zu  durchkreuzen  imstande  war.') 
Dass  eine  Verschärfung  der  Todesstrafe  durch  Kumulation  mit 
anderen  Strafen,  z.  B.  vorhergehende  Verstümmelung  u.  dgl.,  der 
Speierer  Gerichtspraxis,  wenige  Ausnahmen  abgerechnet,  fremd 
geblieben  ist,  dürfte  derselben  wohl  nur  zum  Ruhme  gereichen. 

In  späteren  Zeiten  gab  es  aber  noch  ein  besonders  iirobates 
Mittel,  die  Schranken,  in  welche  absolut  bestimmte  Strafgesetze 
die  richterliche  Ermessensfreiheit  eiuengten,  zu  beseitigen,  indem 
man  dieselben  aus  den  verschiedensten  Gründen  im  konkreten 
Fall  für  unanwendbar  erklärte.  Insbesondere  wu.sste  auf  diese 
Art  die  humane  Denkungsweise  späterer  Juristen  über  gewisse 
drakonische  Strafdrohungen  der  Karolina,  gegen  die  sich  ihr 
Rechtsgefühl  empörte,  ohne  Mühe  sich  hinwegzusetzen,  wie 
überhaupt  in  den  letzten  Jahrhunderten  der  reichsstädtischen 
Zeit  nur  die  Gerichtspraxis,  sein  Billigkeitsgefühl  und  sein 
gesunder  Meuscheuvejstand  den  erkennenden  Richter  bei  der 
Strafbestimmung  leiteten.  Neben  vielen  Momenten,  die  auch 


*)  Vgl.  z.  B.  N.  70S  (Akt  Berlerichj. 
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nach  moderner  Ansclianung  strafmildernd  oder  -scliärfend  ins 
(iewioht  fallen,  zeigt  sich  hei  der  Urteilsfindung  mitunter  weit- 
gehende Kücksichtnahme  auf  persönliche  Verhältnisse;  „Für- 
neinlieh  in  Bestraft’ung  der  Missthätigen  fiihren  sie  (sc.  die 
Richter)  nicht  allein  die  That  zu  Geniüth,  sondern  daneben  die 
Umstände  der  Zeit,  Gelegenheit,  Ort,  Verführung,  der  Personen 
Intent,  Fürhaben,  Jugend,  Alter,  derselben  Tugend  und  Laster, 
hohen  fürnehinen  Stand  und  dergleichen,  denn  wie  in  solchem 
die  Personen  gleich  oder  ungleich,  also  muss  die  Gleich-  und 
Ungleichheit  der  Straffen  von  einer  weisen  vei-ständigeu  Obrigkeit 
reguliret,  gemildert  und  geschärffet  werden“.') 


§ 10. 

Strafschärfungsgründe. 

1.  Standesunterschiede.  Wenn  Rat  und  Richter  bei 
Anwendung  iler  Strafgesetze  Stand  uml  Beruf  der  Delinquenten 
oft  ganz  besonderer  Rücksiclitnahme,  würdigten  und  weit  entfernt 
waien,  den  Ratsverwandten  und  den  schlichten  Bürger,  den 
zugewanderten  Gast  und  den  verfehmten  landschädlichen  Manu 
mit  dem  gleichen  Ma.sse  zu  messen,  so  findet  ein  solches  Ver- 
fahren seinen  guten  Grund  in  iler  mittelalterlichen  Gesellschafts- 
ordnung, der  die  rechts]ircchende  Obrigkeit,  die  .selbst  aus  ihr 
hervorgewachsen  war,  die  rechtliche  Anerkennung  nicht  versagen 
konnte.  Schwor  entschloss  man  sich,  den  eingese.ssenen  Bürger 
begangener  ^lissethat  wegen  für  immer  vom  heimi.schen  Herde, 
von  Haus  und  Hof  zu  jagen,  während  man  dem  Ausmann  ohne 
Skrupel  Stadt  und  Burgfrieden  untersagte;  lag  ja  doch  — das  ver- 
kannte man  nie  — des  Gemeinwesens  Tiebensuerv  im  Bürgerstande. 

Noch  ra.scher  als  dem  unverlenmundeten  LamUi  emden  schloss 
mau  dem  schädlichen  Mann  das  Stadtthor  und  suchte,  falls  man 
ihn  nicht  gleich  für  immer  unschädlich  machen  konnte,  ihm 
wenigstens  durch  Mitgabe  eines  langnachwirkenden  Denkzettels 


' Le  hm  an  11  S.  S'ii*. 
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ein  Wiederbetreten  der  Bannmeile  gründlich  zu  verleiden.  Dem 
Ratsverwandten  endlich,  der  einem  Geschlechte  entsinossen,  dem 
die  Stadt  manch  guten  Rat,  manch  herzhafte  That  verdankte,  der 
sich  vielleicht  auch  selber  einigen  Verdienstes  nm  das  gemeine 
Wohl  zu  rühmen  ein  Recht  hatte,  wurde  leicht  ein  Fehltritt 
nachgesehen,  der  einem  andern  teuer  zu  stehen  gekommen  wäre. 
Otl  auch  freilich  leiht  der  Rat  der  andern  Stimme  willig  sein 
<)hr,  die  ihn  mahnend  auf  das  böse  Beispiel  hinweist,  das  durch 
des  angesehenen  Mannes  ungesühnte  Frevelthat  der  grossen 
Menge  gegeben  werde,  und  ihm  gebietet,  nm  des  gemeinen  Besten 
willen  auch  des  Mächtigsten  aus  seiner  Mitte  nicht  zu  schonen. 

Wie  die  Ehre  des  Verletzten  je  nach  dem  Stande,  dem  er 
angehörte,  verschieden  war,  so  war  es  auch  die  Strafe,  die  ihre 
Kränkung  nach  sich  zog;  anders  als  die  Beleidigung  des  Gastes 
fiel  die  des  Bürgers,  anders  die  des  Ritters  oder  Ratsmanns  in 
die  Wagschale.  Die  MRO.  lässt  den  „Ehrbaren“,  der  einen 
andern  beleidigt,  mit  einer  Geldbusse  seinen  Frevel  sühnen; 
wenn  aber  ein  „böse  verworfen  eder  untiire  man“  einen  Ehr- 
baren scliilt,  so  soll  man  ihn  darum  an  der  Säule  schlagen  und 
ihn  aus  der  Stadt  verweisen  auf  Niminerwiederkehr.’)  Kach 
derVRO.  von  lülG  mu.ss,  w'er  einen  andern,  so  ihm  an  Stand, 
Wesen  und  Wandel  gleich,  beleidigt,  5 Pfund,  wer  aber  einen 
liöheren  Standes  „als  Ratlis-  oder  graduierte  Personen“  mit 
ehrenverletzliohen  Wollen  angreift,  7 Pfund  Heller  zahlen. 

i.  Gefreite  Orte.  Ueber  der  Malstatt  waltete  — ein 
Abglanz  altgermanischer  Auffassung  — ein  besonderer  Friede, 
dessen  Verletzung  schwere  Sühne  heischte. 

Die  MRO.  straft  Delikte,  die  vor  Gericht  unter  Missachtung 
der  Heiligkeit  des  Dingfriedens  verübt  werden,  mit  hohen  Geld- 
bussen und  zeitlich  besclnänkter  Stadtverweisung;-)  die  VRO. 
von  16 IG  erachtet  wörtliche  oder  thätliche  Beleidigung,  wenn 
sie  vor  Gericht  oder  vor  Rat  oder  an  andern  gelreiten  Orten, 
z.  B.  auf  der  Zunft-  oder  Steuerstubo  begangen  wurden,  be- 
sonders holier  Bussgeldsätze  würdig. 


Hilgard  S.  210  u.  21S. 

Uilgard  S.  220. 

Xht  liari(«r,  ätrafreebt  d«r  Crel«n  RtiebMtoüt 
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Auch  die  „Münze“  konnte  sich,  wenigstens  seit  Ludwigs 
des  Bayern  gnadenvollem  Freibrief  für  die  Münzerhausgenossen 
zu  Speier  vom  Jahre  1330,  besondern  Friedens  rühmen;  denn 
wer  in  der  Münze  oder  unter  deren  Vordach,  das  man  ge- 
wöhnlich „unter  der  nninsze“  nennt,  einen  andern,  mag  dieser 
Münzer  sein  oder  nicht,  zu  schlagen,  zu  raufen,  zu  wunden 
oder  sonst  zu  verletzen  wagt,  soll  nach  besagtem  Privileg 
10  Pfund  Speierer  Denare  dem  Bischof  und  drei  jedem  Münzer 
zur  Strafe  zu  entrichten  unweigerlich  gehalten  sein.  Als 
19  Jahre  später  die  Hausgenossen  den  siegreichen  Zünften  ihre 
Freiheitsbriefe  ausliefern  mussten,  ging  ihnen  neben  manch 
andorm  wertvollen  Sonderrecht  auch  dieses  Privileg  verloren. 

Bruch  des  Kirchenfriedens  war  mit  besonders  schweren 
Strafen  bedroht.  An  Stelle  des  Stranges  tiat  beim  Kirchen- 
dicbstahl  der  Gotteshausschändung  wegen  häufig  der  Ifeuertod; 
wird  der  Kuchlose  im  Heiligtum  selbst  auf  handhafter  That  er- 
tappt, so  soll  ihm  keine  Freistatt  Schutz  gewähren,  sondern 
man  soll  ihn  in  der  Kirche  selbst  oder  auf  dem  Kirchhofe 
ergreifen  dürfen.  „Das  ist  davon  gesetzet,  dass  er  Gottes  nicht 
gescheut  hat  an  der  H.  Kirchen  noch  an  dem  Kirchboff.“^) 
Auch  Mühle  und  Pflug  soll  nach  der  Landfriedensgesetzgebung 
ein  besonderer  Friede  schirmen.^) 

3.  Nachtzeit.  Ein  besonders  geheiligter  Friede  waltete 
zur  Nachtzeit  über  der  ruhenden  Stadt,  geschirmt  durch  den 
Wachdienst  der  Bürger  und  die  schweren  Strafdrohungen,  mit 
denen  der  Rat  seiner  Verletzung  vorzubeugen  bestrebt  war. 
Trotzdem  blieb  dieser  Friede  nicht  immer  unversehrt;  über 
manch  schleichenden  Nachtschächers  feiges  Thun  deckte  willig 
die  Dunkelheit  ihre  schützenden  Fittiche;  manch  üi)piges  AVort, 
manch  lautes  Geschell,  manch  blutige  That  störte  bisweilen  die 
Ruhe  der  Bürgei-;  aber  wehe  dem,  der  auf  solch  freventliche 
Weise  der  Nacht  geheiligten  Frieden  brach:  er  büsste  schwer, 


*)  Hilgard  S.  314;  s.  auch  ü.  332. 

Lehmuuu  S.  289. 

*)  vgl.  z.  li.  llilgard  S.  4:42:  „Wir  wellen  auch  vor  allen  dingen, 

so  der  lantfrid  auz  zogt,  daz  chlöster,  kirchen,  nihl  und  pttiig  sunderlichen 
Irid  hallen  und  daz  die  nienian  angreiffe,  leidig  noch  schädig,  nne  all  ge- 
Tcrde"  (1344). 
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ward  seine  Missliandlung  dem  Rate  nicbbai',  oder  fiel  er  selbst 
bei  handhafter  That  der  Scliarwaclie  in  die  Hände. 

„Wer“,  so  sagt  die  MRO.  „nach  der  ersten  winglocken, 
die  sol  die  vrideglocke  sin  der  naht,  da  nach  biz  an  den  tag 

deheine  missetat  oder  vrevele  diit der  sol  von  der  getat 

dnn  und  dragen  zwivaltige  jiene  an  gebene  phenninge  und  an 
rnmene”.*)  Nichts  hasste  ja  der  deutsche  Volkscharakter  mehr 


')  llilffÄi'il  S.  iin. 

L'nter  den  interessanten  Poüzeiverorduungcn  des  Jalires  1347  seien 
zwei,  die  den  Schutz  des  Nachtfriedens  betreffen,  hier  wiedcrgegeben ; 

23.  .Juli  1347;  „Ueher  die  nahtgendur.  Wir  der  rat  zu  Spiro  be- 
kennen uns  üffenlichen  an  diesem  briefe,  daz  wir  gemerket  liabeut  grozen 
bresten  in  unserr«  statd  daran  daz  etliche  uahtes  gent  ano  lieht,  unde  euch 
etliche  gent  mit  liebten  verborgen  under  iren  meutein  mit  swerten.  langen 
messeru,  bantziereu,  kesseihhten  unde  andern  Waffen,  unde  die  lute  gewaltigent 
unde  Übergriff'  dnnt.  Darumbe  wanue  daz  wider  unserre  stetde  gesetzede 
uude  gebot  ist,  die  ouch  vonnales  darüber  gemäht  sint  unde  wir  onch  sulicben 
ubergrif  billich  weren  söllent,  als  ferre  tvir  kunnent  unde  mögent,  unde 
unserre  stetde  ere  unde  nutz  türwenden,  als  wir  daz  gar  türe  geswom  hant, 
SU  setzen  unde  gebieten  wir:  Wer  nach  der  winglocken  get  ane  lieht  unde 
niht  offenlicheu  lieht  dreit,  er  si  unser  bnrger  oder  uiht  oder  wer  er  ist, 
den  sol  man  vaheli  unile  anegriffen  unde  imo  ein  phaut  uemen  für  zehen 
Schillinge  heller,  als  dicke  man  in  vindet  ane  lieht.  Weiher  aber  des  phandes 
uiht  engebe  oder  niht  geben  wülte.  «len  sol  mau  uf  den  turn  füren,  er  si 
wer  er  si,  unser  burger  oder  niht.  Unde  darzu  welher  die  vorgenanten 
Waffen  treit,  der  sol  darumbe  valleu  in  pene,  als  vormales  in  unserme 
rihtbuche  darüber  b«;nant  utnle  lieschriben  ist.  W«»ro  onch  daz  deheiii  gast 
oder  frümedo  man  her  keine  unde  niht  wiste  umho  «iiz  vorgeiiante  gebot, 
dem  sol  ez  sin  wirt,  bi  «leni  er  zu  herberge  ist,  sagen.  Detde  der  wirt  dez 
niht,  unde  gienge  der  gast  nahtes  ane  lieht  unde  viele  unwi.ssenile  in  die 
vorgenante  pene,  so  sol  der  wirt  die  selbe  pene  geben  unde  niht  ilor  gast, 
ane  geverdo*. 

6.  .September  1347:  „lieber  die  phiffer.  Wir  der  rat  zu  Spire 
haut  gemorket,  daz  grosse  unriige  unile  ungemacli  uf  stet  in  unserre  .statd 
von  disen  nahtgengern,  die  nahtes  gent  mit  phift'en,  lirumbeu,  orgeln  unde 
seiten  spil.  Darumbe  hau  wir  gebotdeti  umle  überkomen,  daz  zwüsebent 
wiugloken  uude  so  man  inünsternietili'n  zu  saineii  lütet  zu  dem  «lüine  nyemau 
in  unsern-  statd  zu  .Spire  o«l«<r  in  der  vorstat  niht  gen  oder  varen  sol  mit 
deheiure  phift'en,  drumen,  orgeln,  «juiiiteruen,  rotden,  videln  oder  ander 
seiten  spiel,  wie  daz  heisset.  Wer  daz  blichet,  er  si  wer  er  si,  der  hie  zu 
Spire  wollet,  der  git  mit  iiamun  «ier  da  phiffet,  drnmnn^t,  orgelt  oder  seiten 
spil  dribet  zehen  Schillinge  heller,  nnde  der  da  mite  get,  wie  vil  ir  ist,  ir 

a* 
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als  Heimliclikeit  und  Feiglieit;  dieser  Zug  zeigt  sicli  im  Kleinen 
beispielsweise  darin,  dass  man  den,  der  ohne  liiclit  ziu'  Nacht- 
zeit mit  Stecken  oder  Kolben  seines  Weges  wandelte,  in  Strafe 
nahm,  während  derjenige,  der  ein  Licht  trug,  derartige  Waflen 
ungestraft  mit  sich  führen  durfte.  Die  Neuredaktion  von  134ö 
verbot  dann  das  Waifentragen  bei  Nacht  überhaupt. 

Noch  in  der  VRO.  von  ItilG  steht  auf  Verletzung  des  Nacht- 
friedens die  poena  dupli;  so  bei  Realinjurien  und  Hausfriedens- 
bruch: wer  einem  andern  zur  Nachtzeit  seine  Thüre  auftritt, 
soll  100  Pfund  Heller  entrichten,  während  das  gleiche  Delikt, 
bei  Tage  begangen,  nur  mit  50  Pfund  gebüsst  wird. 

4.  Leugnen  der  Missethat  vor  Gericht  verdopjielte  nach 
der  MRO.  die  Strafe,  wenn  nachher  doch  der  Ueberführuugs- 
beweis  gelang:  „Wer  ouch  angesprochen  wirt  von  den  rihtereu 
umbe  etzliche  dine  missetete,  daz  er  die  getan  sol  han,  loukent 
er  daz  den  rihteren,  wirt  er  in  da  nach  des  beret.  der  sol  da 
nach  zwirnunt  also  vil  dun  an  geben  phenninge  und  au  rnmene 
nach  der  missetete“.') 

5.  Rückfall.  Eine  systematische  Ausbildung  und  Durch- 
führung der  Rückfallstrafe  wai-  dem  älteren  Recht  vollständig 
fremd;  die  wiederholte  Begehung  des  gleichen  Deliktes  kam 
lediglich  als  Strafschärfungsgrund  in  Betracht  (wie  ja  auch 
auf  der  andern  Seite  ein  tadelfreies  Vorleben  strafmildernd  in 
die  Wagschale  fiel)  und  gab  höchstens  dazu  Anlass,  an  Stelle 
einer  gelinderen  Strafart  eine  härtere,  treten  zu  lassen  oder 
die  Gnadenbitte  des  Uebelthäters,  der  man  bei  erstmaliger  Be- 
gehung vielleicht  Gehör  geschenkt  hätte,  abschlägig  zu  be- 
scheiden. Liess  sich  ja  doch  aus  öfterer  Wiederholung  eines 


iegelicher  uin  pliuut  heller  als  dicke  sie  daz  dtiut,  an  unser  stelde  bu,  uude 
sni  den  ein  iegelieh  unser  hurger  sin  schuldig  zu  rngeude  den  mantribtern,  unde 
sollent  die  die  pene  iieiueii  uf  den  eit  unde  niht  varen  lazeu,  obe  iler  der 
die  pene  verbrochen  bat,  dez  beretd  wirt,  oder  er  eulslabe  sich  dez  mit  siinc 
eide.  Unde  wer  die  pene  nibt  zu  gebende  bat,  der  sol  die  statd  rumen  als 
lange,  biz  er  die  pene  vergütet.  Diz  wollen  wir  halten  als  lange,  biz  daz 
ein  rat  zu  .Spire  daz  abe  dut  mit  geli'lteter  glocken  uf  dem  bove.  Actum 
anuo  dumiui  .Mrib'XIA'll  feria  ijuinta  ante  nativitatis  virginis“. 
llilgaril  .S.  411  ff. 

')  llilgard  S.  "iaa. 
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Deliktes  leicht  die  Schlussfolgerung  ziehen,  dass  der  Sünder 
nicht  durch  übereilte  Affekte,  Schwachheit  oder  schlimme  Ver- 
führung sich  hatte  bewegen  lassen,  vom  Pfade  der  Tugend  zu 
weichen,  sondern  dass  er  „aus  einem  erhärteten  gefährlichen 
Vorsatz  gesfindiget  und  das  Laster  schon  ganz  gewohnt  ge- 
wesen“. 

Bei  zanksüchtigen  Weibeni  äussert  der  Rückfall  nach  der 
JfRO.  lediglich  die  Wirkung,  dass  die  Steinträgerin  den  Stadt - 
knechten  nicht  wie  in  den  fi-üheren  Begehungsfallen  nur  einen, 
sondeiTi  vier  Schillinge  zur  Strafe  zahlen  muss.')  Die  Wein- 
leute, die  zu  wenig  messen,  verfallen  in  eine  Geldbusse,  die 
bei  drittmaliger  Bestrafung  wegen  des  gleichen  Reates  durch 
Niederlegung  des  Weinschanks  auf  ein  Jahr  verschärfl;  wird.'-') 
Einen  Gotteslästerer  schickt  mau  1351  nach  Avignon,  sich 
einen  Ablassbrief  vom  Fabsto  zu  holen,  und  droht  ihm,  falls  er 
wieder  böse  Schwüre  thue,  so  werde  man  ihn  in  den  Rhein 
werfen.*)  Die  gleiche  Aussicht  eröffnet  mau  1371  Hennelu 
Huben,  wenn  er  sich  wieder  erlaube.  Bürgermeister  oder 
Ratsleute  mit  schlimmen  Worten  zu  kränken.^) 

Weder  geschriebenes  Recht  noch  Gerichtsgebrauch  gaben 
für  die  Berücksichtigung  des  Rückfalls  irgend  welche  Regeln 
an  die  Hand,  es  bleibt  vielmehr  dem  erkennenden  Richter  in 
dieser  Frage  die  ausgedehnteste  Ermessensfreiheit. 

Nur  beim  Diebstahl  erfahrt  das  Rückfallsmoraent  in 
Theorie  und  Praxis  gleichmässige  und  eingehende  Beachtung. 
Der  Reichslaudfriede  Heinrichs  IV.  von  1103'’)  bestrafte  den 
kleinen  Dieb,  der  weniger  als  5 Solidi  Wertes  stahl,  wesentlich 
milder  als  den  grossen:  er  soll  lediglich  das  langwallende  Haar, 
des  freien  Mannes  stolze  Zier,  verlieren  und  mit  Ruten  ge- 
schlagen werden:  begeht  er  aber  solche  That  zum  drittenmal, 
so  soll  er  — wie  der  grosse  Dieb  im  ersten  Begehungsfalle  — 
der  Augen  oder  der  Hand  verlustig  gehen.  Später  winkte  dem 


')  Hilgard  ,S.  •Jlß. 

•■i)  ebd.  S.  482. 
ä)  ,VIi.  I.  13.il. 

*J  tV.  Harster,  Veränderungen  de»  Zunftregimeuts  8.  47a. 
'')  Moll.  (Term.  hist.  I,L.  Seet.  IV.  Bd.  I,  .S,  125. 
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rückfälligen  Diebe  der  Strang,  während  er  bei  erstmaliger  Be- 
gehung mit  Verlust  der  Ohren,  Brandmarkung  oder  Staupen- 
schlag davon  kommen  konnte.  Die  Praxis  gestattete  sich 
freilich  auch  hier  die  äusserste  Freiheit.  1493  wird  beispiels- 
weise eine  fahrende  Dirne,  die  auf  der  Folter  33  Diebstähle 
eingestand,  zur  Auspeitschung  begnadigt  und  schwört  über  die 
Donau.*) 

Nach  Firiass  der  Karolina  dringen  besonders  die  Kon- 
sulenten auf  schärfere  Beachtung  der  reichsgesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Rückfallstrafe  beim  Diebstahl,  wenngleich 
die  Auslegung  und  Anwendung  dieser  Vorschriften  oft  zu  sehr 
unerquicklichen  Kontroversen  Anlass  gibt. 

In  einem  I7‘2ö  sich  abspielenden  Prozesse  liegen  einem 
Weibe  vier  Diebstähle  zur  Last.  Nach  der  Karolina  wäre 
auf  Todesstrafe  zu  erkennen ; trotzdem  aber  beantragte  der 
Konsulent  Baur  nur  Prangerstellung  und  ewiges  Exil,  da  die 
Angeklagte  Uber  dom  ersten  Diebstahl  nicht  ergriffen  oder  be- 
schrien  wurde,  sondern  ihn  erst  später  gütlich  eingestand,  da 
ferner  der  geringe  Wert  des  gestohlenen  Gutes  den  Diebstahl  nicht 
als  furtum  maguum  erscheinen  lasse  und  der  letzte  Diebstahl 
wieder  in  die  Gewalt  des  Eigentümers  zurückgekommen  sei,  so 
dass  diese  Entwendung  pro  primo  furto  manifesto  erachtet 
werden  könne.  Ausserdem  kamen  das  sofortige  Geständnis 
und  die  Schwangerschaft  der  Angeklagten  strafmildernd  in 
Betracht.  Später  freilich  bekennt  die  Inqiiisitin  auf  der  Folter 
noch  eine  Reihe  weiterer  Diebstähle;  trotzdeui  aber  bittet  der 
Konsulent,  von  Verhängung  der  Todesstrafe  abzusehen,  „weilen 
die  meisten  Rechtsgelehrten  von  der  C'on.stitutione  criminali  als 
in  diesem  Punkto  gar  zu  scharff  abgehen  und  verlangen,  dass 
die  Diebstähle  conjunctim  20  ff.  Werts  betragen“,  was  hier 
nicht  der  Fall  sei.  Der  Rat  schliesst  sich  diesen  Ausführungen 
an  und  befiehlt,  die  Delinquentin  mit  Ruten  wohlempfindlich  aus- 
znhauen.-) 

0.  Andere  Strafschärfungsgründe.  Eine  Aufzählung 
aller  sonstigen  gravierenden  Momente,  die  das  richterliche  Er- 


‘)  Ab.  II, 

K.  70«  fAkt  Reis.iiin). 
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messen  beeinflussen  und  die  Vcrbrechensthat  höherer  Strafe 
würdig  eischeinen  lassen  können,  ist  selbstverständlich  nicht 
angängig ; nur  einige  weitere  Beispiele  dürften  noch  Erwähnung 
verdienen.  Vor  allem  fallen  zahlreiche  und  hohe  Vorstrafen, 
Gewohnheitsmässigkeit  der  Begehung,  hoher  Betrag  des  ange- 
richteten Schadens,  besondere  Gesinnungsroheit,  schwerer  Erfolg, 
hartnäckiges  Leugnen  und  voniehmlich  jeder  Versuch,  sich  der 
sühnenden  Gerechtigkeit  zu  entziehen,  z.  B.  Ausbruch  aus  dem 
Gefängnisse,  sehr  erschwerend  ins  Gewicht.  Bei  Kaufhändeln, 
bei  einem  „criege“,  bei  Aufruhr  und  Empörung  haben  vor  allem 
die  Rädelsführer  wenig  Grund,  auf  die  Mildherzigkeit  des  Rates 
Häuser  zu  bauen;  vielmehr  eignet  sich  gerade  ihre  Person  vor- 
züglich dazu,  ein  Exempel  zu  statuieren,  um  dadurch  andere 
vor  dergleichen  .Missethaten  desto  besser  zu  bewahren. 


§ !"• 

Strafmilderungsgründe. 

1.  Weibliches  Geschlecht.  Jeder  anderen  Tugend 
Preis  erkannte  das  deutsche  Mittelalter  bereitwilligerden  Frauen 
zu,  als  den  besonderer  Willensstärke  und  Widerstandsfähigkeit 
gegen  die  jedem  Menschen  angeborene  Lust  zum  Bösen;  war 
ja  doch  schon  im  Paradiese  zuei-st  das  Weib  den  Verführungs- 
künsten der  Schlange  erlegen.  Darum  mindert  in  der  Regel 
die  Zugehörigkeit  zum  schwachen  Geschlechte  an  sich  schon 
die  Strafwürdigkeit  der  Begehung,  und  nicht  mit  Unrecht  wohl 
stellt  es  Lehmann  als  allgemeinen  Grundsatz  hin,  dass  „die 
Weibsbilder  milder  gestraftt  werden,  als  die  Jlanns-Personen“.') 

In  seinem  Rechtsgutachten  über  die  Diebin  Schererin  be- 
merkt 17.}i)  der  Konsulent  von  Stökken,  an  und  für  sich  zwar 
habe  die  Angescliuldigte  den  Tod  verdient,  und  wäre  nach  den 
Rechten  die  äusserste  Strafe  an  ihr  zu  vollziehen,  da  einem 
Acker  nichts  besser  sei,  als  dass  man  das  Unkraut  ausreisse. 


M Lehmann  S. 
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Da  aber  das  Weib  mit  RQcksicht  auf  seines  Geschlechtes 
Schwachheit  der  Nachsicht  eher  als  der  Mann  bedürfe,  so  möge 
man  die  Schuldige  für  dieses  Mal  noch  mit  Brandmarkung  und 
Staupenschlag  davonkommen  lassen.') 

Gewisse  Strafarten  fanden  lun  Weibern  grundsätzlich  nie- 
mals Anwendung,  vor  allem  nicht  das  Hängen  und  das  Rad- 
brechen, wiewohl  die  MRO.  in  Bestrafung  des  Mordes  das 
Weib  dem  Manne  ausdrücklich  gleichstellt.  Selbstverständlich 
hütete  man  sich  auch,  eine  Bürgerin,  falls  von  derselben  noch 
die  geringste  Besserung  zu  erhoffen  stand,  durch  Stadtverweisnng 
völligem  Elend  preiszugeben.'^)  Dass  jedoch  eine  Bürgersfrau 
ihrem  Ehegespons  ins  Exil  folgen  musste,  ist,  wie  erwähut, 
nichts  Seltenes. 

2.  Jugend.  Erwirkte  sein  hohes  Alter  dem  Verbrecher 
nur  in  den  wenigsten  Fällen  mildere  Bestrafung,  so  konnte  auch 
der  jugendliche  Missethäter  keineswegs  immer  mit  Sicherheit 
auf  des  Rates  Erbarmen  rechnen.  1478  muss  beispielsweise 
ein  „Knabe  von  18  Jahren“  trotz  seiner  rühn'uden  Bitten 
Diebstahls  halber  die  Tjeiter  besteigen.  0 In  der  grossen  Mehr- 
zahl der  Fälle  freilich  erkannte  der  Rat  bei  jugendlichen  Ver- 
brechern, falls  ihre  Un Verbesserlichkeit  nicht  klar  am  Tage  lag, 
auf  mildere  Bestrafung.  Ab  und  zu  werden  junge  Delinquenten 
durch  den  Stöcker  „i)rivatim“  ausgepeitscht  oder  den  Eltern  zu 
häuslicher  Züchtigung  hinausgegeben.  Der  Begriff  Jugend  er- 
weist sich  dabei  ausserordentlich  dehnbar.  Eine  2(1—22  Jahre 
zählende  Diebin  gilt  174(’.  dem  Konsulenten  noch  als  jugendlich, 
trotzdem,  wie  er  selbst  beifügt,  nach  der  Karolina  das  jugend- 


')  N.  710. 

•)  .Feininn  utlagari  nou  potMt“.  — Vgl.  aber  auch  AIS.  I,  13.19,  1354, 

137(1  u.  a.  Das  Mainzer  Frieilenslnich  läs.st  dem  Weibe  tlie  Wahl 

zwischen  Verstrickung  und  Ausfahrt;  s.  oben  S.  100,  Anni.  3. 

*)  AB.  II,  1478:  „Er  sagt  auch,  daz  er  eynn  bruder  habe,  der  im  dio 

ursach  zu  disn  dingn  geben  habe,  dan  sin  vater  wolt  inn  schuwe  leren 

machen,  habe  sin  bruder  dem  vater  daz  gewert  und  gesagt,  lere  er  inn  die 
hanttieruug,  so  wolt  er  von  im  gen,  wau  er  also  von  im  gangen  wer, 
so  must  sin  vater  verderbn.  Daruf  bab  in  sin  vater  von  ime  geschlagen 
uud  hab  in  die  dorbeit  und  jugent  übergangen.“ 
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liehe  Alter  nur  bis  zum  14.  Lebensjahre  Berücksichtigung  finden 
sollte.*) 

Auch  den  Münzfälschern  Meyn  und  Rummel  dem  Jüngeren 
wird,  wiewohl  dieser  -20,  Jener  noch  nicht  2.i  Jahre  zählt,  ihre 
„Jugend“  zu  gute  gerechnet.-') 

Die  PSOC.  von  1720  empfiehlt  für  Minderjährige  ihrer 
Besserungsfähigkeit  halber  mildere  Strafe,  Anhaltung  zur  Arbeit 
lind  Unterbringung  in  Hospitälern  und  Waisenhäusern.  „Man 
w'ird  bedacht  sein,  zur  Auferziehung  solcher  Kinder,  Coercirung 
und  Ausrottung  des  erwachsenen,  liederlichen,  im  Lande  herum- 
vagierenden  Gesindels  . . . ein  gemeines  Zucht-,  Raspel-  oder 
Siiinn-Hanss  zu  errichten.“  Ob  solch  enger  Verkehr  mit  dem 
„erwachsenen,  liederlichen  Gesindel“  auf  die  der  Besserung  be- 
dürftige Jugend  sehr  veredelnde  Wirkungen  äusserte,  dürfte 
freilich  gerechtem  Zweifel  unterliegen. 

.‘1.  Krankheit.  In  der  Regel  kam  Krankheit  des  An- 
gesehuldigten  nur  straläufschiebend  in  Betracht,  mitunter  abei- 
erregt  sie  auch  das  Jlitleid  des  erkimnenden  Gerichtes  und  fällt 
dann  strafmindernd  in  die  Wagschale,  so  z.  B.  IfiTT,  wo  einem 
AVeibe  ihre  Schwangerschaft  und  Leibesblödigkeit  zu  gute 
kommt.')  1.Ö78  wird  eine  Rabenmutter,  die  ihr  Kind  durch 
Aussetzung  dem  Tode  weihte,  lediglich  mit  zweijährigei'  A'er- 
bannung  bestraft,  weil  sie  „mit  der  schweren  Krankheit“  behaftet 
gewesen.  Iin  gleichen  Jahr  entlässt  man  einen  Delinquenten 
aus  dem  Turmgeniach  „seiner  Jugent  und  an  ihm  habenden 
schweren  Krankheit  halber,  auch  weil  er  nicht  wohl  bei  sich 
selber“.'*) 

4.  A’erführung,  Trunkenheit,  Gemütserregung,  Pro- 
vokation werden  allgemein  als  Strafmilderungsgründe  erachtet. 
Den  Angegriflfenen  schützt  das  Gesetz  in  vielen  Fällen  sogar 
dann,  wenn  er  in  begreiflichem  Rachediange  selbst  zum  Gegen- 
angriff  übergeht.  Mangelt  bei  solcher  Retorsion  die  Rcchts- 
widrigkeit  der  Begehung  nicht  völlig,  so  dass  diese  überhaupt 


')  Er  verwech.selt  .iber  dabei  .Schuldausschliessuiigs-  und  Straf, 
milderungagrund ! 

2}  X.  707. 

VHAP.  r.  1577. 
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nicht  unter  Strafe  föllt,  so  wirkt  sie  docl»  in  der  Regel  zum 
mindesten  teilweise  (ntschuldigcnd  und  strafverringernd. 

Nach  der  VRO.  von  lCir>  ist  sofortige  Erwiderung  von 
Injui'icn  mit  Scheltworten  oder  Schlägen,  seihst  wenn  dabei  „die 
rechtliche  Mass“  überschritten  wird,  nur  mit  Zahlung  der  halben 
Bussgeldtaxe  bedroht:  wer  aber  von  einem  andern  freventlich 
gereizt  und  herausgefordert  wird  und  darauf  diesen  schmäht, 
schlägt  oder  wundet,  soll  darum  weder  Besserung  noch  Frevel- 
busse schulden. 

Bisweilen  wird  die  Provokation  geradezu  ])iä.sumiert,  ins- 
besondere bei  Bürgern,  die  sich  zanksüchtiger  Hauswirtinnen 
erfreuen.  l.')78  lässt  man  z.  B.  einen  Bürgei-,  „so  uf  seiner  fiawen 
ein  Kncbelspies  entzwey  ge.schliigen“,  des  Gefängnisses  ledig, 
„weil  sie,  die  Frau,  aucli  ein  böss  Maul  haben  sol“;  doch  emptichlt 
man  beiden,  fürderhin  einig  miteinander  zu  leben,  widrigenfalls 
man  sie  aus  der-  Stadt  jagen  werde.*) 

Ebenso  wird  bei  Raufhändeln  — ausser  bei  den  Rädels- 
führern — die  Kompensation  der  empfangenen  und  ausgetcilten 
Hiebe  in  der  Regel  vermutet  und  darum  der  einzelne  Beteiligte 
lindst  mit  geringerer  Strafe  angesehen.  Drei  Bürger,  die  einander 
„zumlicher  massen  mit  truckenen  feilsten  vorm  Pfrundtkeller 
abgeschmiret“,  zahlen  l.öS.J  jo  ein  Pfund  Heller.-) 

Die  VRO  bestraft  bei  Kanfhändeln  nur  den  Prinzipat  und 
Ursacher  mit  der  vollen  Frevclsumme,  während  alle  in  weniger 
hervorragendem  Ma.s.se  Beteiligten  nur  „ums  Halb“  gebüs.st 
werden. 

5.  Die  Notlage,  die  für  den  Verbrecher  einen  Impuls  — 
vielleicht  den  stärksten  — zu  seiner  strafbaren  Handlung  bildete, 
lässt  ebenfalls  seine  That  in  milderem  T,ichte  erscheinen.  Dem 
Münzfälscher  Meyn  wird  zu  gute  gerechnet,  dass  er  das  ge- 
fälschte Geld  nur  „zur  äussersten  Notdurft  vor  Brot  und  Käs 
verwendet,  zur  Ueppigkeit  aber  nichts  gebraucht“  habe;-*)  157s 
wird  ein  Dieb  „seiner  kleinen  zehen  Kinder  wegen“  aus  der 


V Vlt.VP.  I,  l.’iTS. 
ebil.  li>s;t. 

X.  707. 
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Haft  entlassen;’)  auch  die  Diebin  Schererin  kommt  mit  ge- 
ringerer Strafe  davon,  weil  sie  nichts  hatte,  ihre  drei  armseligen 
Kinder  zu  ernähren.-) 

R.  Dazu  gesellen  sich  noch  andere  Strafmilderungs- 
gründe in  grosser  Anzahl.  Restitution  beim  Diebstahl,  unbe- 
deutende Schädigung,  Verzeihung  des  Verletzten,  Unkenntnis 
der  Strafgesetze,  vor  allem  aber  Reue  und  offenes  Geständnis 
vermögen  in  der  Regel  den  Rat  zu  milderem  Urteil  zu  bewegen. 

Ebenso  wird  tadelfreies  Vorleben  weitgehender  Rücksicht- 
nahme gewürdigt,  wie  überhaupt  der  Rat  sich  sehr  selten  unerbittlich 
erweist,  wenn  er  gewahrt,  dass  ein  Verbrecher  noch  nicht  allen 
sittlichen  Halt  verloren  hat,  sondern  verspricht,  sich  seine  Be- 
strafung zur  Warnung  dienen  zu  las.sen.  So  begnadigt  er  1577 
ein  Weib,  das  zwei  Ehemänner  nahm  und  mit  dem  zweiten  im 
Brautschmuck  zur  Kirche  ging,  um  ihrer  Treue  willen,  die  sie 
im  Waisenhause  bei  den  armen  Kindern  im  Sterben  bewiesen, 
zu  Staupenschlag  und  ewiger  Verweisung,  i 


§ 18. 

Strafausschliessungsgründe. 

A.  Tod  und  Verjährung. 

Durch  den  Tod  des  Missethätcrs  wurden  weder  Urteils- 
fällung noch  Strafvollstreckung  ausgeschlossen;  die  vergeltende 
Gerechtigkeit  Hess  sich  in  ihrem  Rachewerke  duich  das  Natur- 
ge.setz  nicht  hemmen.  Wenngleich  der  eigentliche  Wesensinhalt 
der  Strafe,  die  Zufügung  eines  Leidgefülds,  nicht  mehr  ver- 
wirklicht werden  konnte,  wenn  die  Seele  einmal  ans  ihrer 
sterblichen  Hülle  geschieden  war,  so  blieb  doch  der  Zweck 
der  Sti  ale,  andere  zu  bessern  und  vomUbelthun  zurückzu.schreckeii. 
durch  unerbittliche,  selbst  an  dem  entseelten  Leichnam  geübte 
Veigeltung  immerhin  noch  erreichbai'. 

')  VKAl’,  I,  ir.Ts, 

*)  N.  <10. 

VKAP.  I,  1577. 
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Erachtete  sich  derRat,  der  dem  Weltrechtsgruudsatz  huldigend 
jedes  Verbrechen  oline  Rücksiclit  auf  den  Begehuiigsort  bestrafte, 
wenn  er  nur  des  ThRters  habliaft  wurde,  an  keine  örtliche  Zu- 
ständigkeitsgrenze gebunden,  so  Hess  er  sicii  aucli  durch 
den  Zeitablauf  in  seiner  Vergeltungspflege  nicht  beirren. 
Zwar  kennt  die  MRO.  eine  zeitliche  Begrenzung  des  Straf- 
anspruches, indem  sie  dem  Verletzten  nur  innerhalb  des  Monats, 
in  dem  die  That  geschah,  und  des  Monats  darnach  verstattet, 
von  den  Monatsrichtei n Bestrafung  des  Frevlers  zu  heischen; 
doch  gilt  dieser  Grundsatz  nur  für  die  Zeit  des  Anklageprozesses 
und  auch  da  ohne  Zweifel  nicht  beim  Verfahren  um  Ungericht, 
da  hier,  wie  dies  beim  Totschlag  ausdrücklich  ausgesprochen 
ist,  eine  Klage  des  Veiietzten  gar  nicht  abgewartet  wird.'j 
Der  Inquisitionsiuozess  vollends  kannte  keine  Verjährung 
des  obrigkeitlichen  Htrafanspruches. 


y 

B.  Freistätten. 

Wenn  das  Asylreclit  auch  mit  allgermanischen  Kult-  und 
Rechtsgewohnheiten  einige  BerQliriingspmikte  aufweist,  so  dankt 
es  doch  seine  eigentliche  .Ausgestaltung  hauptsächlich  der  christ- 


'1  Ililgiirit  S.  2it.  .\imi.  C.  nnd  2äf>:  .Igelich  oiicli  nmiitrilitorc  \va/. 
in  «ernget  wirt  in  irni  mntnle  eiliT  in  deine  aiiilern  mnndc,  der  dar  nach 
kütnet,  daz  aollent  si  rillten.  Waz  in  mich  nach  den  zweien  ninnden  gemget 
Wirt,  daz  in  vor  uit  gernget  wart,  daz  sollent  ai  ouch  nit  rihten. 

Kin  iegelicb  ratnian  nnd  rihter  sol  vermelden  und  ragen  heimliche  den 
inant  rihteren  waz  niiaaetat  er  ervert.  di  geschehen  ist  in  irin  inande,  bi 
tage  eder  bi  naht,  nf  sinen  eit.“ 

„Wem  onch  .schade  oder  ungeinach  geschiht,  wenne  der  claget.  so  sol 
man  iine  rihten,  ane  den  dotslag,  den  sol  man  rihten.  man  clago  oder  nit. 
Der  ouch,  dem  schade  geschehen  ist,  ,soI  in  dem  seihen  mande,  so  ime 
di  getat  geschehen  ist,  clagcn  obe  er  wil  den  mant  rihteren  dez  mandez. 
oder  den  andern  inant  rihtern  in  dem  andern  ncheaten  mande  dar  nach. 
Waz  der  ouch  nit  endaget  in  den  seihen  zwein  nehestnn  manden,  so  sol  er 
dar  nach  nit  me  clagen,  und  sol  man  ime  daz  ouch  dar  nach  uit  rihten“. 

Fast  genau  der  gleiche  Recht.ssatz  galt  in  Mainz;  vgl.  Friedensbuch 
S r.s  (.Mone.  ZGO.  Bd.  VII,  .S,  21;. 

V 


Digitized  by  Google 


125 


liehen  Kirche.  Gelang  es  dem  Verbrecher  nach  begangener 
Thal,  einen  Altar  zu  umfassen,  einer  Kirche  schützende  Schwelle 
zu  beschreiten  oder  nur  den  Thürring  zu  erreichen,  so  schirmte 
ihn  des  Heiligtumes  Friede  wenigstens  eine  Zeit  lang  vor 
jeglicher  Verfolgung. 

Aber  nicht  allein  die  Heiligkeit  des  Tempelfriedens  war 
es,  die  der  strafenden  Gerechtigkeit  das  ihr  bereits  verfallene 
Opfer  entriss,  vielmehr  sprach  häufig  ein  noch  wirksamerer 
Faktor  für  Gewährung  die.ses  Schutzes,  nämlich  die  eifersüchtige 
Acngstlichkeit,  mit  der  die  Kirche  ihre  Immunitätsrechte  vor 
Jedem  Eingriff  weltlicher  Gewalten  zu  wahren  bestrebt  war. 
Gerade  diese  Rücksicht  vcranlasste  die  Kirche  nicht  selten, 
auch  die  verworfensten  Individuen  ihres  Schutzes  würdig  zu 
erachten. 

So  erklärt  sich  auch  sehr  einfach,  warum  der  steinerne 
Nai)f,  das  bischöfliche  Herrschaftssymbol,  das  vor  dem  Münster 
stehend  die  Grenze  der  Domfreiheit  bezeichuete,  uralte  Freistatt 
war;  hatte  ihn  der  fliehende  Verbrecher  erreicht,  so  konnte  ihm 
die  verfolgende  Obrigkeit,  die  im  Immunitätsbezirke  keine  Amts- 
handlungen vorzunehmen  befugt  war,  vorläufig  nichts  mehr 
anhabeu.') 

Doch  nicht  unbedingten  oder  dauei  nden  Schutz  vermochte 
dem  Verbrecher  die  kirchliche  Freistatt  zu  gewähren.  Schon 
die  Kapitularien'*)  gaben  dem  Königsgrafeu  das  Recht,  vom 


■)  Dieser  runde,  auf  einer  .Säule  von  Steini|uadeni  ruliendu  Napf  ist 
noch  heute  im  Donigarten  hinter  der  Ostfront  des  Domes  zu  sehen ; er  trägt 
das  Speierer  Wappen  und  du.s  Wappentier  Bischof  Kabans  von  Helnistädt, 
den  Raben.  Früher  lief  ein  ifessingreif  um  die  äus.sere  Kante,  der 
nach  Tjehniann  die  Inscbrifl  trug: 

.tpiid  velil  (baec  relegas),  ut  lanx  cavus  iate  cathinus? 

Dum  novus  Antistes  Proccriim  comitanto  caterva 
I rbein  liaiic  intrat  eijues.  liuc  Hauclii  niiinera  fundit 
Virginis  a templo,  cleri  simnl  Kcclesiarum 
Terminus  et  limes,  stat  libertatis  asylum 
Kt  fit  confugium,  portus  et  ara  reis."  (Lehmann  S. 

.Nach  seinem  Kinritt  pHegte  der  Bischof  männiglicb  zur  Freude  und 
Ergötzung  den  Napf  mit  Wein  füllen  zu  lassen. 

Lebmauu  S.  sC». 
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Risi  liof  oder  Abte  Ausliefennig  des  in  die  Freiung  entronnenen 
Missetliäters  zu  lieischen.  Weigerte  derselbe  die  Herausgabe 
ohne  Grund,  so  verwirkte  er  l.")  Solidi  und,  wenn  er  eine 
zweite  Auft'orderuiig  ebenfalls  abschlägig  beschied,  die  doppelte 
Summe ; uacli  abermaliger  vergeblicher  Wiederholung  des  gleichen 
Regehrens  jedoch  soll  er  für  allen  Schaden  haften,  den  der 
Kutwichene  angerichtet;  dem  Grafen  aber  soll  das  Recht  zusteheu, 
in  das  Immunitätsgebiet  einzudringen  und  den  Verbrecher  zu 
greifen,  wo  er  ihn  finden  würde.  Erklärt  aber  der  Rischof  oder 
Abt  ini  vornherein,  dass  sich  der  Schuldige  nicht  mehr  in  der 
Freistatt  befinde,  so  soll  er  beschwören,  dass  ihm  niemand  zur 
Flucht  verholten  habe,  „damit  der  Graf  gesättigt  seyn  müssen.’^ 
Dieses  Recht  des  Künigsgiafen,  die  Auslieferung  der  in 
das  Immunitätsgebiet  entronnenen  Verbrecher  zu  fordern  und 
nötigenlälls  zu  erzwingen,  glaubte  der  Rat  nach  Erlangung  des 
Rlutbanns  tür  sich  in  Anspruch  nehmen  zu  müssen  und  hat 
dasselbe,  wie  der  Chronist  zu  berichten  weiss,  „stäts  in  steifi'er 
Observantz  und  Übung  erhalten“.*)  Und  nicht  mit  Unrecht 


')  Fuchs  bei  Lehmann  S.  »7*  berichtet:  „Dieses  Recht  wegen  der 
Maleliz-l’ersonen  Imt  ein  Rath  der  Stadt  Speyer,  nachdem  ilim  der  Obrig- 
keitliche (iewalt  in  der  St,adt  von  den  Kaynern  zu  des  Reichs  Nutzen  völlig 
überlassen,  zngestellt  und  be.stättigt  worden,  stäts  in  steiffer  Observantz  und 
L'ebung  erhalten,  also  dass  wann  eine  solche  Person  iu  eine  Rirch,  Kloster 
oder  Geistliche  Behausung  geHobeii,  hat  der  Rath  oder  Bürgermeister  alsobalden 
den  Ort  mit  bewehrter  )[aiinscliafl't  umsetzen  und  die  Aussliefferung  des 
irebelthäters  begehren  lassen.  Wann  nun  sulche  verweigert,  anffgcschoben 
oder  auch  vorgegeben  worden,  als  wann  der  Thäter  entweder  nicht  hinein- 
gekommen,  oder  bereits  wieder . darauss  entsprungen  oder  eiitruuncn  wäre, 
und  dieses  letztere  nicht  klar  am  Tage  gewesen,  hat  man.  wann  die  Thor 
und  Thüren  in  der  Güte  nicht  eröffnet  und  die  Visitation  verstauet  werden 
wollen,  solche  mit  Gewalt  auffgebrocheii,  an  allen  Orten  gesuchet,  auch  zu 
solchem  Finde  stäts  ,Schlosser,  Zimioerleut  etc.  mit  ihren  Instrumenten  und 
Werkzeugen  an  Hand  gehabt,  damit  wann  auch  in  den  Klöstern,  Kirchen 
etc.  ein  oder  ander  ttemach  in  der  tiiite  nicht  auffgemacht  worden,  solches 
durch  diese  verrichtiü  werden  können;  darauff  man  dann  den  get'undenen 
weggefnhrt,  auch  wann  man  erfahren,  dass  er  durch  Hülff  der  Geistlichen 
entkommen,  es  gegen  dieselbige  nach  bescdiaffenen  Umständen  und  deren 
Qualität  oder  Condition  scliarff  und  realiter  geaudet,  welches  mit  vielen 
Kxempeln,  da  auch  etliche  iu  subterraneis  locis  gefunden  worden,  bewieseu 
werden  könte.  Dieses  bat  auch  der  Rath  in  denen  F'ällen  exercirt,  wann 
ilie  Geistliche  in  ihren  lläif^ern  oder  Klöstern  etc.  gleichsam  Gelängnüsso 
auffrichten  und  jemand  straffen  wollen. 
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erachtete  er  es  dann  und  wann  für  zweckmässig,  selbst  Gewalt- 
massregeln  zur  Habhaftwerduug  eines  in  der  Freiung  geboi  genen 
Missethäters  anzuwenden:  liel  er  doch  fast  Gefahr,  bei  der  immer 
wachsenden  Zahl  solcher  Freistätten  seine  Strafrechtspflege 
völlig  lahmgelegt  zu  sehen. 

Neben  den  Kirchen  beanspruchten  auch  die  Klöster,  das 
deutsche  Haus,  ja  die  Privatwohnuugen  der  Kleriker  das  Recht, 
flüchtigen  Missethätern  Schutz  zu  gewähren.  Einige  vermochten 
solch  Vorrecht  mit  kaiserlichem  Freibrief  zu  belegen,  wie  die 
Brüder  vom  hl.  Grabe,  denen  1228  Kaiser  Friedrich  II.  das 
Asylrecht  gewährte;  öffentliche  Räuber  und  Mörder  jedoch  waren 
von  diesem  Schutze  ausdrücklich  ausgenommen.*) 

Auch  das  Kajiuzinerkloster  galt  als  Freistatt;  Itlsti 
wendet  sich  der  Münzfälscher  Rummel  nach  seinem  Ausbruch 
aus  dem  Gefängnisse  flüchtigen  Fusses  dorthin,  w'ird  aber  ab- 
gewieseu;-')  1772  öffnete  sich  einem  aus  dem  Malefizturm  zu 
Germci-sheim  entwichenen  Dieb  das  Klosterpförtlein.  Der  Rat 
aber  Hess  sofort  alle  Ausgänge  umstellen  und  durch  den  Rats- 


*)  Lehiiiunn  8.  504.  Der  Donikirche  zu  Speier  gewährte  schon 
Kaiser  Ueinricli  IV.  uuter  Bischof  Johannes  I.  am  to.  April  ll'U  ein 
derart  weitreichendes  Privileg ; „Sanciiuus  eciain.  ut  ciirtes  fratruin,  in  quihus 
habitant,  ita  sub  firanissima  consistant  imniunitate.  ut  si  forte  vel  urbis 
prefectus  vel  tribuuus  vel  alins  aliguis  edes  vel  curtem  alieuius  fratris,  in 
quihus  habitat,  vel  violenter  irruperit  vel  aliquem  ibi  ceperit  vel  in  aliqno 
leserit,  secunduin  legem  immunitatis  episcopu  sescentis  solidis  cum  epis- 
copali  banno  tripliei,  et  ei  qui  lesus  est  triplici  ipsius  coroposieioue  eniendct“ 
(Uilgard  S.  16J. 

Mitunter  scheint  es  der  Kat  für  gut  erachtet  zu  haben,  sich  über  solche 
.Schranken  seiner  Strafrechtspliege  hinwegzusetzen.  l'.’lUi  wirft  z.  li.  die 
Geistlichkeit  dem  Kate  und  der  Bürgerschaft  vor:  ,quod  iidem  collecta 
multitiidinc  plebis  armata  manu  tumultuose  temeritate  propria  curiam  hono- 
rabilis  viri  domini  Petri,  prepositi  ccclesie  Spirensis,  claustralem  et  infra 
emunitatem  predicte  ecclesie  constilutani  circumvallantes  invaserunt,  ipso 
domino  preposito  presente,  et  in  ipsa  curia  existente,  contra  ins,  privilegia 
et  libertates  is:clcsio  .Spiren.sis  predicte,  extori|ucntes  ab  ipso  per  invasionein 
hninsmodi  cautionein  indebitam  pro  presentandis  ipsis  quibusdam  famulis 
cantoris  ecclesie  predicte.  quos  contra  .suos  quosdain  concives  dixerant  de- 
liquissc"  (Uilgard  S.  144);  vgl.  Keniling,  Geschichte  der  Bischüfe  zu 
Spe>er,  Bd.  I,  .S.  515  f 

•*J  X.  707. 
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Schreiber  Auslieferung  des  Frevlere  verlangen.  Da  der  Guardian 
nicht  zugegen,  so  erklärte  der  Vikar  an  seiner  Statt,  dass  er  von 
dem  Flüchtling  nichts  wisse;  die  hierauf  begehrte  Zulassung  der 
Visitation  wurde  mit  Hinweis  auf  die  Immunitätsrechte  des 
Klü.sters  abgelehnt.  Der  Rat,  der  das  Kloster  nicht  „forciren“ 
Wüllte,  sah  zunächst  von  weiteren  Schritten  ab,  hielt  aber  mit 
.'Ul  Mann  auch  die  Nacht  über  alle  Ausgänge  besetzt.  Andern 
Tags  versicherte  der  Guardian  auf  seine  Priesterpflicht,  dass  der 
Dieb  im  Kloster  nicht  beherbergt  werde,  womit  sich  der  Kat 
zufrieden  gab,  wiewohl  mau  von  der  List,  mit  der  der  Pater 
Guardian  und  die  Mönche  den  Missethäter  durch  die  Posten- 
kette geschmuggelt,  manch  Stücklein  zu  erzählen  wusste.*) 

Ein  wichtiges  Privileg  gewährte  den  Münzerhaus- 
genossen zu  Speier  der  öfter  erwähnte,  ihnen  l.‘J30  von 
Kaiser  Ludwig  dem  Bayern  unter  goldener  Bulle  verliehene 
Freiheitsbrief,  nämlich  das  Recht,  nicht  nur  in  ihrem  Ver- 
sammlungshans,  der  Münze,  oder  unter  deren  Vordach,  sondern 
auch  in  ihren  eigenen  oder  gemieteten  Privathäusern  Verbrecher 
jeder  Art  aufzunehinen  und  vor  Verlolgiiug  zu  schützen.^) 
Freilich  war  es  den  Münzern  nicht  beschieden,  dieses  und 
der  andern  Vorengsrechte,  mit  denen  Kaiser  Taidwigs  Dankbarkeit 
sie  überhäufte,  sich  lange  zu  erfreuen. 

Ein  Vorrecht  sehr  merkwürdiger  Art,  das  in  dem  Frieden, 
den  des  Königs  geheiligte  F*crson  auf  seine  Schutzbefohlenen 


')  X «2U. 

■■*)  llilgard  .Inprimi.s  »iqiiulem  stuluiimis,  volumus  et  oniinamus 

ct  sic  ab  Omnibus  inipcrii  ü'lelibus  firiniter  servari  precipimus,  ut  millus  ile 
domo  cniimuiii  ipsorum  nionetariorum,  ijue  viil^rariter  die  munszen  appellatur, 
vel  de  ipsius  douiiis  supertectu,  quod  vulgaritcr  uiider  der  nninsze  dicitur, 
Tel  dl!  domo  siii;rul»ri  alieuius  ex  nionclariis  propria  vel  conducticin  i|uain 
idem  nionetariiis  inlmbilat.  aliqueiii  illiic  l'uj'iiMitem  ob  malefic.itim  quodcuinquc 
vel  ib'bitum  vel  ob  nliam  causam  qiiamcumque  violenter  iiivito  fiigiente  vel 
monetario  cuius  domus  est  extrabal  vel  extrabere  volenti  praestet  coiisilium, 
auxilium  vel  l'avorcm  aut  aiiimo  extrabemli  predicta  loca  temere  intfrediatur 
aut  aliquem  in  ipsi.s  ledat  temere  ct  violenter,  yui  contra  premissa  aut  aliquod 
premissorum  fecerint,  qiiicuinque  aut  quotcuiuque  fuerint  et  tociens  quocieua 
feceriut,  quilibei  teuebitur  dare  venerahili  principi  nostro  episcopo  .Spirensi 
qiii  pro  tempore  tueiir  decem  libras  denariorum  Spireusium  et  unicuiqiie  ex 
luonetariis  tres  libras  eiusdeiu  iiionete  nomine  peuu“  etc. 
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ausstrahlte,  wahrsclieinlicli  seinen  Gruml  und  jedenfalls  ein 
Analogon  findet,  ist  die  Befugnis  des  neugekürten  Bischofs,  bei 
seinem  feierlichen  Einritt  in  die  Stadt  den  A echtem  und  Landes- 
verwiesenen,  denen  es  gelingt,  sich  an  die  Zügel  seines  Rosses 
zu  hängen,  die  Rückkehr  in  die  Stadt  zu  erwirken.  So  lässt 
147!*  der  Rat  den  Bischof  Ludwig  von  Helmstädt  vor  seinem 
flinritt  fragen,  ob  es  wahr  sei,  dass  er  mehrere  Aechter  mit  in 
die  Stadt  zu  bringen  gedenke  und  einiger  i’belthäter  und  Mörder, 
die  sich  an  ihn  zu  hängen  beabsichtigten,  sich  annehnien  wolle. 
Darauf  entgegnet  der  Bischof:  „Was  die  au,ss  der  Stadt  wegen 
verübter  groben  Thaten  verbannte  betretfe,  so  könte  er  wohl 
leyden.  wann  sulche  mit  ihm  kämen,  dass  sie  um  ihrer  Bosheit 
gesti  alft  würden,  und  begehrte  er  nicht,  dass  sie  sein  geiiiesscn 
Suiten;  welche  aber  etwan  wegen  schlechter  Dinge  der  Stadt 
verwiesen  wären,  da  getrauete  er,  dass  der  Rat  selbige  seiner 
geniessen  lassen  würde’*,  mit  welcher  Erklärung  dann  der  Rat 
zufrieden  gewesen.*} 


('.  Betfiiadisiiiig. 

Das  Gnadenrecht  des  Rates  äusserte  sich  in  den  aller- 
verschiedensten Formen;  manchmal,  aber  Ireilich  sehr  selten, 
erscheint  es  als  vülligei'  Straferlass,  wie  z.  B.  1577,  wo  man 
einen  Dieb  seiner  oft'enbaren  Geistesgestüi’theit  wegen  aus  der 
Haft  entläs.st;  dann  wieder  als  Xichteröfi'uung  des  Strafverfahrens, 
wie  bei  dem  mehrerwähnten  Raufhandel,  in  dem  Contze,  der 
Else  Weltzen  Sohn  eine  tötliche  Wunde  davontrug:  in  der 
Regel  aber  als  einfache  Stratanderung,  indem  man  an  Stelle 
der  verwirkten  höheren  Strafe  eine  mildere  setzte. 

Zur  Zeit  des  rnquisitionsprozesses  musste  überhaupt  dem 
Deliniiuenten,  wenn  seine  Schuld  als  fe.stgestellt  erachtet  werden 


‘)  l.climaun  S.  y4.">;  vgl.  Kernling,  tttcsch.  d.  H.  Bd.  II.  S.  IS3 
und  weiter  S.  öS,  10:t,  242,  ;4iJö  u.  s.  w.  i:447  verpflichtet  sich  König 
Karl  IV  in  einem  der  Stadt  erteilten  Freiheitsbriefe:  ,daz  wir  noch  keiner 
unser  nachkomen  keinen,  der  von  irs  gerichte.s  wegen  verwiset  ist  von  irre 
stat,  niemer  wider  in  ir  stat  sotzeiit  noch  frirent-*  fllilgard  .S.  llsy 

Th.  Uarateff  äirafreobt  d«r  fr«ittQ  UaiehMUdl  ^ 
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konnte,  die  Frage  vorgelegt  werden,  ob  er  Recht  oder  Gnade 
wolle.  AVälilte  er  das  letztere,  so  hatte  der  Rat  hierüber  von 
amtswegen  zu  entscheiden.') 

In  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  Hessen  sich  Richter 
und  Rat  von  den  mannigfachsten  Erwägungen  leiten;  8traf- 
mildcrungsgründe  aller  Art  fanden  eingehende  Würdigting.  Die 
persönlichen  Verhältnisse  des  Beschuldigten,  insonderheit  der 
Einfluss  seiner  Freundschaft,  blieben  nicht  immer  unbeachtet; 
auch  der  Fürbitte  mächtiger  Personen  schenkte  man  mitunter 
williges  Gehör.  Oft  freilich  w'ird  schon  im  Urteilstenor  dem 
Verbrecher  jede  Hoffnung  auf  etwaige  sj)ätere  Begnadigung 
geraubt.  Bei  der  Verbannung  der  ofterwähnten  Empörer  Voltzo, 
Hartmnd  und  Cunrad  (1265)  verbinden  sich  der  Bischof,  die 
Geistlichkeit,  Richter,  Rat  und  Bürgerschaft  mit  heiligen  Eidcu, 
die  Verbannten  oder  ihre  Nachkommen  niemals  wieder  in  die 
Stadt  zu  lassen,  und  wenn  selbst  Kaiser  und  Könige  um 
Wiederaufnahme  der  Geächteten  bitten  würden.*’)  Aber  kaum 
ein  Menschenalter  später  nahen  die  Söhne  der  Verbannten 
flehend  dem  Königshofe,  und  König  Richard  erwirkt  ihnen  die 
Erlaubnis  zur  Rückkehr,  nachdem  Pabst  Honorius  IV.  den 
Klerus  und  die  Stadt  ihres  allzu  raschen  Eides  entbunden  hatte.") 

Auch  die  Gesetzesnorm  verbietet  nicht  selten  ganz  kategorisch 
von  vornherein  Jede  Begnadigung  durch  Zusätze,  wie  z.  B.:  „ane 
genade“,  oder:  „promittimus,  (|Uod  nulli  ante  vel  post  penani 
quam  incidit  remittamus  vel  reddamus“,^)  oder  „und  haut  unser 
burgermeister  uf  ir  eide  gelopt  daz  sie  die  pene  von  aller- 
mengelichem,  der  in  gerüget  will,  wellen  neinen  und  nieraan 
wider  geben  noch  übersehen  in  keine  wise/  ')  u.  ähnl. 

1314  erlässt  der  Rat  eine  allgemeine  Verordnung  folgenden 
Inhalts;  „Wir  der  rat  von  Spire  gelobent  sunder  und  sament 
uf  unsern  eit,  den  wir  alle  und  unser  iegelicher  zu  dem  rate 
getan  hant,  dass  unser  deheinre  bitten  sol  in  deheine  wis  vur 


')  N.  713;  Oseiibrüj'^cii,  Hlaniamiiaches  Strafrecht  S.  ISI. 

'■*)  Uügitril  S.  Si. 

“)  Hi I garil  S.  1 IO. 

*)  I31:'i;  Kriiciienuig  eiu«*«  Hatsätaiut«  von  12S9  (Jlügard  S.  234). 
'■)  Rat«ver«nlnimg  über  ileii  I’l'affenweiiischaiik  von  132:1 
S.  2SO;. 
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nieman  unibe  deheinc  penen  die  man  von  unser  einunge  nnde 
satzunge  verbrichet  und  schuldig  wirt  den  burgermeistern,  den 
heymburgen  eder  unser  stette  knehten,  wie  und  weme  die  gesetzet 
und  gemachet  werden!.“  *)  Trotzdem  aber  fand  der  Rat  bisweilen 
begründete  Ursache,  noch  einmal  jedem  seiner  Mitglieder  unter 
Erinnerung  an  seinen  Amtseid  einzuschärfen,  dass  er  es  sich  ja 
nicht  beikommen  lassen  möge,  zu  gunsten  eines  verurteilten 
Missethäters  Fürbitte  einzulegen.  So  nimmt  man  13t>9  in  das 
Urteil  über  den  angesehenen  Geschlechter  Johann  von  Köln 
den  bedeutsamen  Zusatz  auf;  „unde  sol  unsse  keinre  von  den 
reten  werben  heimelichen  oder  offenlichen  nlf  unsse  eide,  daz 
er  der  gefengnisse  ledig  werde  ane  alle  geverde“.®) 

Nicht  selten  dankte  ein  Verbrecher  der  Rücksicht,  die  der 
Rat  dem  guten  Klange  seines  Namens  oder  den  Verdiensten 
seiner  Familie  widerfahren  Hess,  seine  Begnadigung;  auch  die 
Fürbitte  mächtiger  Anverwandter  halte  gar  manchmal  den 
gleichen  Erfolg.  1471  wird  der  Wegelagerer  Claus  Meister 
von  Gommersheim  auf  die  Fürsprache  anderer  Edellcute  hin 
freigegeben,*)  1427  Frau  Bärbel  von  Kropsberg,  die  den  Rat 
zu  schmähen  gewagt,  „umb  erber  lute  flissiger  beide  willn“  aus 
der  Turm  halt  erlöst.^)  Dem  kaiserlichen  Feldobristen  Lazarus 
von  Schwendi  aber,  der  für  den  um  begangenen  Totschlag 
verwiesenen  Geschlechtersobn  Philipp  Meurer  um  Wieder- 
aufnahme bat,  eröflfnete  der  Rat  1508,  dass  er  dem  Verbannten 
zwar  wider  Gewalt  aber  nicht  wider  Recht  Geleit  zu  gewähren 
vermöge;  wenn  aber  die  Witwe  oder  die  Freundschaft  des 
Erschlagenen  des  Mörders  Bestrafung  verlange,  so  könne  er 
nicht  anders  als  thun,  was  seines  Amtes  sei.*) 

Zu  manchen  Zeiten  legt  der  Rat  eine  nicht  immer  recht 
zweckentsprechende  und  darum  um  so  anerkennenswertere  Milde 
an  den  Tag;  so,  wenn  er  1493  eine  fahrende  Dirne,  die  über 
dreissig  Diebstähle  eingestellt,  zum  Rntenschlag  begnadigt  und 


')  llilganl  .S.  21  r. 

'■‘j  All.  1,  IHliO. 

AH.  11,  1471. 

^ ebd.  1427. 

Lehmann  .S.  290. 
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über  die  Donau  schwören  lässt.')  In  andern  Fällen  wieder, 
zumal  wo  das  Moment  der  Gemeingefährlichkeit  in  Frage  kommt, 
findet  jedes  Gnadengesuch  nur  taube  Ohren. 

So  rettet  1483  einen  wegen  Münzfälschung  angeklagten 
Wormser  Chirurgen  weder  die  bewiesene  thätige  Rene,  noch  sein 
geringer  Anteil  an  der  Fälschung,  seine  flehentliche  Bitte  um 
Gnade  oder  sein  rührendes  Be.sserungsgelöbnis  vom  F’lammentode.'-) 

Dass  im  17.  und  18.  Jahrhundeit  das  göttliche  Gnadenrecht 
der  Obrigkeit  nicht  nur  bei  schweren  Delikten  geübt  wurde, 
wo  die  drakonischen  Pönalbestimmungen  häufige  Ausübung  not- 
wendig machten,  sondern  auch  in  Bagatellsachen  und  hier  öfter, 
als  mit  der  Würde  dieses  Rechtsinstituts  in  Einklang  stand, 
wurde  bereits  in  einem  früheren  Abschnitt  erwähnt. 

Nicht  ohne  Interesse  ist  ein  Ratschlag,  in  dem  1740  der 
Konsulent  von  Stökken  seine  Ansicht  über  das  Begnadigungs- 
recht der  Obrigkeit  und  die  Fälle  darlegt,  in  denen  es  sich 
empfiehlt,  dasselbe  anszuübcn.  Er  führt  zunächst  aus,  dass  dem 
Rat,  wie  alle  Territorialhoheitsrechte,  so  auch  das  ins  aggratiandi 
ohne  Zweifel  zustehe;  doch  müsse  er  stets  bedacht  sein,  dasselbe 
mit  Mass  und  Gewicht,  mit  einer  genauen  Behutsamkeit  zu 
verwalten.  In.sbesondere  sei  dann  vom  Begnadigungsrechte  kein 
Gebrauch  zu  machen,  wenn  ein  Verbrechen  von  Gott  verboten 
sei,  wie  der  Totschlag,  wenn  es  öfter  kommt,  o<ler  wenn  die 
Obrigkeit  sieht,  dass  bei  ihrem  ohnehin  schwachen  Ansehen  die 
Gesetze  ohne  strenge  Exekution  ihre  Kraft  verlieren.  „Die 
Gesetze“,  so  fährt  er  fort,  „sind  gegeben  zu  der  Bürger  Wohlfahrt, 
und  ohne  Exekution  ist  ein  Gesetz  wie  eine  Glocke  ohne  Schwengel. 
In  Fnrstentüniein  und  Königreichen  ist  die  Herrschaft  strenge 
und  da  schadet  zuweilen  eine  gelinde  Nachlassung  derer 
Strafl'en  nichts,  .sondern  sie  verbindet  sich  die  Gemüter  der 
ITnterthanen;  in  Reichsstädten  aber  ist  die  Herrschaft  gelind 
und  da  muss  die  Strenge  die  autoritas  der  Gesetze  unterhalten, 
denn  es  ist  jiolitice  zu  reden  gewiss,  dass  der  gemeine  Mann 
sich  moquieren  wird  über  die  statuta  und  Herrengebott,  wenn 


*)  AH.  II,  i4»:t 
AB.  II,  14S3. 
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er  sieht,  dass  man  diese  nicht  zu  ihrer  Würcklichkeit  zu  bringen 
sich  getrau“. 

Vor  allem  in  folgenden  Fällen  empfiehlt  er  Ausübung  des 
Gnadenrechtes : 

„1.  wann  fürnehme  Personen  oder  sonderbahre  Künstler,  an 
deren  Erhaltung  dem  gemeinen  Wesen  gross  gelegen,  gefehlet; 

■2.  wann  ein  Verbrechen  alt  und  lang  geschehen; 

3.  wann  es  im  Zorn,  im  Trunck  odei-  aus  Ohnvorsichtigkeit 
geschehen; 

4.  wann  sonst  frommeLeuthe  ausüebereilung  gefehlet,  u.s.  w. 
Daiui,  wenn  dergleichen  grosse  Ursach  nicht  vorhanden,  so 
muss  eine  Obrigkeit,  welche  die  Sünden  und  Verbrechen  ohn- 
gestraft  erlässt,  .selbsten  davor  stehen  und  angesehen  werden, 
als  wenn  sie  selbsten  die  Verbrechen  gethan  und  begangen 
hätte,  und  ist  daher  nicht  genug,  was  von  der  Barmhertzigkeit 
beigebracdit  werden  mag.  Sie  ist  eine  edle  Tugend;  gleichwie 
man  aber  im  Sprüch wort  saget:  Gelinde  Barbierer  machen  faule 
AVunden,  .so  ist  eine  Obrigkeit  schuld  an  dem  Verderben  ihrer 
rnterthanen,  wann  sie  nicht  durch  das  ihnen  von  Gott  anver- 
traute Schwert  die  Bösen  strafft  und  den  faulen  Ast,  der  dem 
Baum  schadet,  heitzhalt  abschneidet:  Salus  lei  publicae  suprema 
lex  esto!“  *) 


§ l!t. 

Die  Bestrafung  bei  der  Verbrechenskonkurrenz. 

Galt  die  Verletzung  verschiedener  Gesetzesnornien  durch 
eine  und  dieselbe  strafbare  Handlung,  wenn  sie  überhaupt 
Berücksichtigung  fand,  lediglich  als  Strafschärfungsgrund,'*)  so 


>)  N.  703. 

*)  So.  wenn  z.  H.  mit  der  Uebertretung  eines  Reebtsgobotes  noch  eine 
Verletzung  der  Kidospflicht  (Troubruch,  Rruch  de»  Amtseids,  des  Urfebde- 
Schwurs)  begrifflich  konkurrierte.  Ausnahmsweise  wird  auch  bei  idealer 
Konkurrenz  kumuliert.  Wer  trotz  erfolgten  obrigkeitlichen  Kriedeusgebotes 
bei  einem  „kriege  oder  gereiszede“  sich  weigert,  Frieden  zu  halten,  soll  so 
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führt  der  sachliclie  Zusammenflnss  mehrerer  Verbrechen  in  der 
Regel  zur  Kumulation  der  verwirkten  Strafen,  soweit  eine 
solche  überhaupt  ausführbar  erschien : — quot  delicta,  tot  poenae  I 
In  hervorragendem  Masse  gilt  dies  von  Geld-  und  Freiheitsstrafen. 

Die  MRO.  gebraucht  bei  den  meisten  Strafbestimmungen 
nach  Schilderung  des  Verbreehensthatbestandes  die  Formel:  „als 
dicke  er  daz  dfit,  also  dicke  git  er“  eine  Geldsumme  von 
bestimmter  Höhe ; es  werden  also  die  durch  die  einzelnen  sachlich 
zusammenfliessendeu  Deliktshandlungen  verwirkten  Strafen 
kumuliert. 

Entsteht  durch  Uebei'schreitung  eines  rechtlichen  Imperativs 
ein  verbrecherischer  Zustand,  so  wird  in  der  Regel  für  eine 
bestimmte  Zeiteinheit,  während  welcher  dieser  besteht,  eine 
bestimmte  Strafe  verwirkt:  die  Höhe  der  Gesamtstrafe  ergibt 
sich  durch  Addition.  Wer  z.  B.  die  baupolizeilichen  Vorschritlen 
des  Rates  über  die  Erbauung  von  Ueberhängen,  Gewölben  und 
Kellerhälsen  Übertritt  und  auf  Geheiss  der  Bürgermeister  nicht 
sofort  sich  diesen  Regeln  fügt,  zahlt  für  jede  Woche  des  Be- 
stehens dieses  ordnungswidrigen  Zustandes  ein  Pfund  Heller. 
Nach  Ablauf  eines  Vierteljahres  werden  jedoch  gegen  den 
ungehorsamen  Bürgei-  schärfere  Massregeln  (Stadtverweisung) 
angewendet.*)  — Wer,  aus  der  Stadt  verwiesen,  länger  als  ihm 
gestattet  wurde,  in  den  Mauern  verweilt  oder  vor  der  Zeit 
zurückkehrt,  .soll  nach  der  MRO.  Dir  jeden  Tag  solch  rechts- 
widrigen Aufenthalts  einen  Monat  räumen,  nachdem  er  zuvor 
für  seinen  Bannbruch  ein  halbes  Jahr  in  derPrisanne  gelegen.-) 

Nach  der  VRO.  von  1(1  IR  soll,  wer  einen  andern  nicht 
allein  mit  ehrenverletzlichen  Scheit-  und  Schmähworteu,  sondern 
auch  zugleich  mit  thätlichen  Insulten  („verbalis  et  realis  ininria 


oft  50  Schillinge  zur  Strafe  erlegen,  als  die  .\nzalil  der  den  Frieden 
heischenden  Ratspersouen  beträgt.  Die  Versagung  des  Friedens  stellt  sich 
also  als  Verletzung  des  in  jeder  friedenheischenden  obrigkeitlichen  Person 
sich  wieder  ueu  verkörpernden  Friedensgebotes,  also  unter  Umstäuden  als 
zwei-,  drei-,  fünf-,  zehnfache  Uebertretung  dar.  MRO.;  Hilgard  S.  221). 

■ Hilgard  S.  234  (1315). 

D ebd.  ,S.  222  f. 
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coniunctim“)  anzugreifen  wagt,  die  doppelte  Strafe  den  Richtern 
obnnachlässig  zu  bezahlen  verfallen  sein. 

Kumulation  der  Todesstrafe  mit  Leibesstrafen  kam,  wie 
öfter  erwähnt,  in  Speier  nicht  vor,  dagegen  pflegten  sich 
Freiheits-,  Ehren-  und  Leibesstrafen  sehr  oft  einander  zu  gesellen. 

Eine  Exasperation  dagegen  war  auch  bei  der  Todesstrafe 
zwar  selten,  aber  immerhin  möglich,  indem  man  z.  B.  den 
Kirchendieb  mit  dem  Strang  um  den  Hals  aul’  die  Scheiter 
stellte  oder  den  zur  Rädcrungs.strafe  verdammten  vielfachen 
Mörder  und  Räuber  auf  einem  Brett  zum  Rabensteine  schleifte. 
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II. 

Besonderer  Teil. 


Viertes  Hauptstück: 

Die  Verbrechen  wider  Leib  und  Leben. 

§ -20. 

Die  Tötungsdelikte. 

A.  Mord  und  Totscbla?. 

Die  Bestimmungen  der  MRO.  von  l.‘D4,  dei‘  früliesten 
Rechtsquelle,  die  uns  über  die  Behandlung  der  Tötungsdelikte 
im  alten  Speierer  Strafrecht  ausführlichere  Kunde  bringt,  tragen 
ein  .sehr  eigenartiges  und  im  Vergleich  mit  den  Kormen  anderer 
Rechtsgebiete  teilweise  geradezu  befremdendes  Gepräge. 

„Mord“  und  „Totschlag“  bedeuten  in  der  Terminologie  nicht 
bestimmte,  scharf  umrissene  Verbrechen.sbegriffe,  sondern  werden 
vollständig  synonym,  ja  oft  im  nämlichen  Satze  der  Abwechselung 
oder  des  Wohllauts  wegen  zur  Bezeichnung  des  gleichen  Be- 
griffes neben  einander  gebraucht.  Ferner  spricht  die  MRO.  nur 
von  einer  Strafe,  dem  Radbrechen,  worauf  bei  Tötungsdelikteu 
zu  erkennen  wäre. 

Diese  beiden  Umstände  lassen  den  freilich  nicht  zutreffenden 
Schluss  sehr  naheliegend  erscheinen,  das  ältere  Speierer 
Recht  habe  Mord  und  Totschlag  gar  nicht  unter.schieden, 
sondern  jede  Art  von  Tötung  schlechthin  mit  der  vStrafe  des 
Rades  geahndet.  Daran  i.st  aber  nur  so  viel  richtig,  als  eine 
derartige  Unterscheidung  in  der  Benennung,  wie  erwähnt, 
nicht  gemacht  wurde;  in  praxi  aber  haben  Richter  und  Rat 
zu  Speier  die  Begriffe,  welche  die  genauere  Terminologie 
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anderer  Rechte  Mord  bezw.  Totschlag  benannte,  sehr  wohl 
auseinanderznhalten  gewusst.') 

Das  ältere  deutsche  Recht  kennt  zwei  Hanidgruppen  von 
Delikten  wider  das  Leben  eines  anderen: 

1.  den  Mord,  das  heimliche,  teige  Ei-schlagen  eines 
Menschen,  das  Neidingswerk  s-o/v.  gekennzeichnet  durch 
Verheimlichung  der  That,  besonders  durch  Verbergen  des 
Leichnams.  Gleichgestellt  ist  die  Tötung  aus  gemeinen 

Motiven  und  niederträchtiger  Gesinnung,  insbesondere  der 
Raubmoi'd,  die  Tötung  unter  Bruch  der  gelobten  Treue  oder 
das  Erschlagen  Wehrloser,  das  dem  deutschen  Volkscharakter 
von  jeher  als  ganz  besonders  elende  und  erbärmliche  That 
erschien ; 

‘2.  den  Totschlag,  das  Erlegen  des  Gegners  iin 
ehrlichen  Kampfe,  mit  freier  Stirn,  in  offener,  wenn  auch  noch 
so  brutaler  Gewaltthat,  falls  nur  der  Thäter  ohne  gemeine 
Nebengedanken  gehandelt  hat  und  es  verachtet,  die  Spuren  der 
blutigen  That  zu  verwischen. 

Vollkommen  belanglos  bleibt  es  für  diese  Unterscheidung, 
ob  die  That  das  Produkt  langen  Erwägens  und  reitlicher 
Ueberlcgung  'war  oder  in  überschäumendem  Zorn,  in  auf- 
lodemdeni  Hass,  überhaupt  in  hoher  i)S3chischer  Erregung 
kaum  gedacht  und  rasch  vollendet  wurde. 

Eine  Definition  von  Mord  oder  Totschlag  suchen  wir  in 
der  MRO.  vergebens;  wohl  aber  finden  wir  eine  solche  im 
alten  Speierer  Gerichtsgebrauch,  wo  es  nach  Lehmanns 
AViedergabe-)  heisst:  „Mörder  heissent  die,  die  ein  Mensch 
tödtent  und  das  laugent.  AVürd  er  dess  überwunden  mit  Ge- 
zeugnuss  oder  mit  dem  Kampffe,  man  sol  in  radtbrechen.  AV^ir 
heissen  auch  das  Mörder,  Aver  mit  dem  andern  isset  und 
trincket  und  gütlichen  grüsset,  .schlägt  er  ihn  ohne  Schuld,  das 
ist  ein  Mörder  und  mau  sol  ihn  darumb  radtbrechen“.  Auch 


*)  AclinlicliM  iin  alten  Bamberger  Rtstht,  s.  Zoepf'I  S.  112;  in  Nürn- 
berg;, Knapp  S.  178.  Auch  das  Friede nsb ucli  der  .Stadt  Mainz,  da« 
im  Gegensatz  zur  .MK<l.  nur  den  Totscb  a;j  beliandelt,  f^ebrauebt  hiefür 
ganz  gleicbbedeurend  die  Ausdrücke  Mord  und  Totschlag  (§  0 ff.,  Z ü O. 
Hd.  Vit.  S.  10  f.j. 

'■‘j  Lehmann  S.  2ss‘‘. 
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diese,  dem  Schwabenspiegel  entnoniinenc  Reditsnüim  atmet 
wieder  den  alten  ehrlichen  Germanenhass  gegen  alle  Heim- 
tücke und  Hinterlist:  von  jedem  wackeren  Jlaniie  erwartet 
mau,  dass  er  seine  That  bekennt  und  Ihr  sie  einsteht;  schon 
feiges  Leugnen  macht  die  That  zum  Jlord.*) 

Die  Strafe  des  Mörders  ist  das  entehrende  Rad. 

Wird  jemand  eines  Mordes  „beliimet  oder  vermert“,  .so 
sollen  nach  der  MRO.  die  Monatsrichter  sich  zuvörderst  seiner 
Person  und  des  Friedensgeldes  versicheiii,  zu  diesem  Zwecke 
den  Thäter  greifen,  wo  sie  ihn  finden,  und  ihm  Haus  und  Hof 
beschliessen,  es  sei  denn,  dass  er  für  Zahlung  des  Friedens- 
geldcs  (50  //.)  hiiireiehende  Sicherheit  leistet  für  den  Fall, 
dass  seine  Schuld  erwiesen  werden  sollte.  Wird  dann  wirklich 
ein  Bluturteil  gelallt,  so  ist  den  Erben  das  Friedensgeld  wieder 
zu  erstatten  „von  dem  slahegelte“.  Falls  aber  der  Thäter  aus 
der  Stadt  entrinnt,  „eder  .sich  uuder  dnt“  (sich  verbirgt),  so 
sollen  die  Monatsrichter  in  sein  Haus  gehen  und  ihn  dort 
heischen  und  berufen.  Leistet  der  Entwichene  dem  Ruf  nicht 
Folge,  so  gibt  er  sich  der  That  schuldig  und  wird  verurteilt, 
bei  Strafe  des  Rades  nie  wieder  in  die  Stadt  zu  kommen  oder 
die  Bannmeile  zu  betreten ; sein  Gut  aber,  Eigen  und  Fahrnis, 
gegenwärtiges  und  noch  zu  erwartendes,  haftet  den  Richtern 
bis  zur  Höhe  des  Friedensgeldes.-) 

Daraus,  dass  die  MRO.  nur  von  einer  Strafe  für  Tötungs- 
delikte, dem  Radbrechen,  spricht,  geht  unzweifelhaft  hervor,  dass 
sie  überhaupt  einzig  den  Mord,  die  heimliche,  feige  Entleibung 
im  Auge  haben  kann;  dt;nn  nur  ehrlose  That  lohnte  entehrende 
Strafe.  Selbstverständlich  lä.sst  sich  daraus,  dass  der  Totschlag 
im  Zusammenhang  mit  dem  Morde  keine  besondere  Erwähnung 
findet,  nicht  etwa  der  Schluss  ziehen,  das  ältere  Si)eierei-  Straf- 
recht habe  diesen  Deliktsbegrift'  gar  nicht  gekannt  oder  ihn 
dem  Mord  in  der  Bestrafung  völlig  gleichgestellt ; erachtete  es 
ja  die  MRO.  überall  da,  wo  andere  (R'setze,  die  Landfriedens- 
ordnungen oder  ein  feststellender,  einheitlicher  Gerichtsgebrauch 


')  Aebnlit:li  auch  in  andern  Reclitoii;  s.  .V  Ute  Id,  die  Kntwiikluns  des 
IJegriffe»  .Mord  hi.s  zur  Carolina  S.  c,i,  Jil,  7s, 

Hilgard  .S.  i2<i. 
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die  Bestrafung  eines  Verbrechens  regelte,  für  überflüssig,  hierüber 
des  weiteren  gesonderte  Normen  aufzustellen. 

Nun  finden  sich  in  dem  Friedensbuche  der  Stadt 
Mainz,  das  — ganz  abgesehen  von  den  sonstigen  engen  Verwandt- 
schaftsbeziehungeii  in  der  Strafrechtspflege  der  mittelrheinischen 
Städtetrias  — mit  der  MRO.  in  uuleugbareni  Zusammenhänge, 
weiiii  nicht  gar  in  ureächlicher  Verbindung  steht,  eingehende 
Bestimmungen  über  die  Bestrafung  des  Totschlägers,  so  dass 
schon  deswegen  der  Schluss  nicht  allzu  kühn  zu  nennen  sein 
dürfte,  dass  die  gleichen  oder  zum  mindesten  ähnliche  Normen 
auch  in  S|Hjier  Anwendung  gefunden  haben;  ja  wir  können  sogar 
auf  Ornnd  von  Quellenzeugnissen  ähnliche  Rechtszustände  mit 
Fug  und  Recht  für  Speier  behaupten. 

Dem  Mörder  droht  die  MRO.  das  Rad.  Todestrafe  winkt 
auch  dem  Totschläger,  der  .sich  der  sühnenden  Gerechtigkeit 
durch  die  Flucht  entzieht.  Es  bleibt  zweifelhaft,  ob  auch  in 
diesem  Falle  die  Strafe  des  Rades  verhängt  wurde,  doch  ist 
dies  zum  mindesten  sehr  wahrscheinlich,  da  nach  dem  Sciiwaben- 
spiegel  das  Leugnen  die  Tötung  zum  Morde  qualifiziert')  und 
demnach  der  flüchtige  Verbrecher,  der  trotz  dreimaliger  Ladung 
nicht  vor  Gericht  erschien,  damit  des  schwersten  Tötungsdelikts, 
des  Mordes,  sich  schuldig  bekannte.-)  Das  Achtbuch  droht 


•j  .Monier  beizten  wir  die  swer  ein  luensebe  toelel  vud  er  dei  lovgeiiot“. 
Scliw.  Sp.  Art.  174  fLiisäberg  S.  83‘j;  .Speierer  Uerichtsgebraucli  nach 
Lelimann  S.  ess'’;  vgl.  Osenbriiggen,  al.  Str.  K .S.  316. 

OsenbrUggen,  alainanniae.he.s  Slmfrecht  !S.  331:  „Wo  der  .tiige- 
sehuldigte  .sich  nicht  »teilte,  war  die  daranl  (ob  Mord  oder  Totschlag  vorliego) 
gorichlete  Prüfung  nicht  genau,  »ondern  wurde  die  auf  Mord  lautende 
t^ualitikation  der  Tötung  in  der  Anklage  angenoinnien“. 

DenProze.SK  de.s  „Kliffen»  der  aus.sgetrettenenTodt.schlüger,  au  von  uralten 
Zeiten  etlich  hundert  .labr  ini  Hmieh  gewesen,  Anno  1.764  aber  abgestellt  und 
gefallen“,  schildert  Lehmann  angeblich  nach  i.aut  eine»  alten  .Speierer  Richl- 
briefs  etwa  folgendernias.sen : Wenn  in  der  Stadt  oder  der  Gemarknng  ein  Tot- 
schlag geschehen  und  derTliäter  entkommen  war,  so  haben  zunächst  die  Munats- 
richter  genügende  Kundschaft  cinzuziehen,  darüber  an  den  Kat  zu  referieren 
und  »eines  Kescheide»  zu  warttui.  Verfügt  der  Rat,  .dass  gegen  den  Thäter 
nach  dem  beschriebenen  Uericht  procediert  werden  solle“,  so  begeben  sich 
die  Richter  etwa  einen  .Monat  nach  begangener  Tliat  samt  dem  Heiinhurgen 
und  dem  .Stailtknecht  vor  das  Haus  .zur  Werdenaw“,  vor  welchem  sich  ein 
■Stein  bclimlet.  Dort  werden  unter  einem  .Schuppen  die  Ränke  ge.stollt  und 
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zwar  dem  entronnenen  Missethäter  nicht  immer  für  den  Fall 
der  Ergreifung  die  Strafe  des  Rades  ausdrücklich  an,  eröffnet 
ihm  aber  doch  diese  Aussicht  meist  in  nicht  misszuverstchender 
Weise,  wenn  es  z.  B.  heisst:  „Joh.  Phrumbaum  der  alte. 
Ebelin  vor  dem  munster,  Ulrich  Daniel  und  Voitze  zu  dem 
Rysen  die  mantriechter  hant  vorgcischet  .loh.  Mollen  unde 
Naldeln  umbe  den  dotslag,  der  geschehen  ist  an  Rudegere, 
Melwer  siin,  und  sint  nit  vorkumen,  und  hant  sich  darumbe  der 
getede  schuldic  geben,  unde  hant  sie  die  riehter  darumbe  verteilt 
vor  die  stat,  also  dez  geriechtes  recht  lit  und  daz  gesworn  buch 
besaget“.')  Mit  diesem  Zusatz  ist  natürlich  nichts  anderes 
gemeint  als  die  Drohung  der  MRO.;  „Wirt  der  geheisehet 
oder  berufet  in  sime  hüs  von  des  selben  mandes  rihteren  und 
kämet  nit  vür  si,  so  git  er  sich  der  getät  schuldig,  und  sol 
niemer  in  die  stat  körnen  wider.  Kämet  er  aber  da  nach  wider 
in  die  stat,  men  sol  in  setzzen  uf  ein  rat  als  vor  und  sollent 
die  rihtere  uemen  zu  einre  penen  von  sime  giite  ligende  und 
varnde  fumfzig  i)hunt  hellere,  ob  er  so  vil  hat“  etc.-) 

Der  Totschlag,  der  in  siiäteren  Jahrhunderten  mit  dem 
Schwerte  eebüsst  wird,  ist  in  der  MRO.  noch  nicht  mit 

dag  Ding  gehegt.  Um  U Uhr  sitzen  die  Kicliter  zu  Gerichte  iiiid  der 
Ueimburge  ruft  mit  heller  Stimme:  ,Hür  zu,  hur  zu,  die  vier  Kichter  von 

wegen  Bürgermeister  und  Raths  der  Stadt  Speyr  heischen  dich,  N.  des 
Todtschlags  halben,  den  Du  freventlicher  Weiss  an  N.  hegangen,  zu  er- 
scheinen und  Dich  dessen  zu  verantworten  zum  erstenmal“,  Krscheint 
binnen  einer  Stunde  niemand,  so  wiederholt  sich  der  gleiche  Vorgang  etwa 
14  Tage  später  und  ebenso  ein  dritte.smal.  Erscheint  der  Thäter  oder  ein 
anderer  in  seinem  Namen,  so  setzt  er  sich  auf  den  Stein  und  wartet  den 
Umfluss  der  Stunde  ab;  dann  wird  er  von  den  Richtern  öffentlich  verhört 
und  auf  den  nächsten  Ratstag  vor  Rat  beschieden.  Krscheint  auch  auf  das 
dritte  Rufen  nach  Ablauf  einer  .Stunde  niemand,  so  sprechen  die  Uichter 
über  den  Thäter  das  Todesiiiteil,  und  der  Ueimburge  verkündet  ötfenifich: 
„Dieweil  N.  auff  der  vier  Richter  Buffen  nicht  fürkoinmeii  und  sich  des 
freventlichen  Totschlags  nicht  öft'entlie.h  verantwort,  so  Du  dann  in  der 
Stadt  Speyr  Zwingen  Bannen  und  öebiethen  betretten,  alsdann  solt  Da  um 
begangenen  Totschlag  gericht  werden“.  Das  Urteil  wird  ins  Achtbuch  ein- 
getragen (Lehmann  S.  ä‘JO).  Interessante  Analogien  zu  diesem  .Prozess 
gegen  einen  abwesenilen  Totschläger“  bei  Usenbrüggeu,  •Studien,  XIV 
•S.  311— :«6. 

')  A.  St.  B.  fol.  OO’,  anno  I.S.’IS.  Dort  noch  eine  Beihe  ähnlicher 
Einträge;  s.  auch  Lehmann  S.  '.lau  f. 

*)  Uilgard  S.  220. 
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öffentliclier,  au  den  Hals  gehender  Strafe  bedroht.  Die.s  ist 
zwar  nicht  ausdrücklich  gesagt,  geht  aber  aus  der  Bestimmung: 
,Wer  ouch  in  etzliche  pene  vellct  und  die  verschuldet,  eder 
einen  dotslag  düt,  und  die  stat  dar  umbe  lümeu  sol  und 
plieninge  geben  sol  etc.“')  unzweifelhaft  hervor. 

Stellte  sich  also  der  Totschläger  dem  Gerichte  und  ward 
er  nicht  dos  Mordes,  sondern  Totschlags  schuldig  befunden,  so 
hatte  er  den  Richtern  das  Friedensgeld,  den  Freunden  des 
Entleibten  aber  eine  vom  Gerichte  zu  bestimmende  Busse  zu 
zahlen  und  bis  zur  Erfüllung  dieser  Yer))flichtungen  oder, 
wenn  es  den  Richtern  so  billig  dünkte,  auf  immer  die  Stadt 
zu  räumen.  Die  Verwandten  des  Getöteten  waien  verjdlichtet, 
sich  mit  der  vom  Gerichte  festgesetzten  Wergeldsunime  un- 
weigerlich zu  begnügen  und  dem  zahlnngsbereiten  Totschläger 
Frieden  zu  gewähren.-) 

Die  zahlreichen  Einträge  im  älteren  Achtbuch,  die  alle  dem 
gleichen  lakonischen  Schema:  „Nibelung  ist  verteilt  der  stat 
ewekliche  umbe  einen  dötslag  den  er  getan  hat  an  einem 
bender  der  burger  was“,  oder  „Rürich  von  Frankenfort  sol 
ruinen  ewiclichen  umbe  den  dotslag  den  er  detd  an  Liesche  dein 
dücher“  u.  ähnl.  nachgebildet  sind,  beziehen  sich  ganz 
zweifellos  nicht  auf  flüchtige  dem  Rade  veifallene  Mörder, 
ilenn  sonst  würde  das  Achtbucli  sicher  nicht  versäumen,  ilen 
Entwichenen  diese  Strafe  für  den  Wiederergreifungsfall,  ähnlich 
wie  dies  oben  beschrieben  wurde,  in  Aussicht  zu  stellen,  sondern 
auf  Totschläger,  die  ihre  That  nrteilsgemäss  mit  ewiger  Ver- 
weisung sühnen. ')  Man  wird  daher  mit  gutem  Grunde  behaupten 
dürfen,  dass  neben  dem  geschriebenen  Recht  vor  allem  die 


• liiluarü,  ,s. 

ebd.  .S  dil:  „Die  hezzcniime  solleiit  die  riliterc  ul  ini  cit  ane  "o- 
verde  micli  der  geiat,  als  die  "eselicben  ist,  iiiazen  inide  liosehripi'bcn,  und 
wellier  under  den,  der  da  >;ewirsei  ist  (also  hier  die  Freundschaft  des  (ie- 
löteten)  eder  die  (;elul  diit,  nit  swereii  wil  die  bezzerüiige  zu  dunde  eder 
zu  neineiie.  der  eit  fumfzii;  schillim;e  spirscher  und  sol  viirn  uz  der  .stat  in 
den  uhta^eii.  .so  er  duz  versprichet.  und  ,sol  uze  sin  dritteiihalhcn  luunt  und 
da  naeh  niemer  wider  zu  körnen,  er  hahe  dennc  e yeben  die  fumfzig  Schillinge 
»pirscher  und  er  ensivere  ilenne  e zU  dnnde  und  zu  genamenen,  als  die  niant 
rilitere  die  bezzernnge  beslellent." 

vgl.  Ali.  I u.  lUlgurd  .S.  10:!  tf. 
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Praxis  der  Achtbiiclier  einen  genügenden  Beweis  dafür  erbringt, 
dass  Mord  und  Totschlag  im  Speierer  Eecht  trotz  des 
Schwankens  dieser  Benennungen  begritflicli  stets  unterschieden 
wurden,  und  dass  der  Mord  mit  dem  Rade,  der  Totschlag 
aber  mit  — und  zwar  höchst  wahrscheinlich  ewiger  — Stadt- 
verweisnng  bedroht  war.  Hietur  dürfte  auch  eine  Ver- 
gleichung mit  den,  wie  erwähnt,  dem  ältesten  Speierer  Rechte 
nahe  verwandten  Bestimmungen  des  Mai  nzer  Friedensbuches 
beweiskräftig  sein,  das  den  Totschläger  nur  mit  fünf-,  bei  fahr- 
lässiger Tötung  mit  zweijährigem  Exil  bedroht  und  ihm  nach 
,\blauf  dieses  Zeitraums  die  Rückkehr  verstattet,  wenn  er 
40  //.  hälftig  der  Stadt  und  hälftig  dem  Gerichte  bezahlt  und 
mit  des  Toten  Freundschaft  sich  vergleicht.') 

Trotzdem  in  Speier  die  Bestrafung  des  Totschlags  eine 
weniger  gelinde  gewesen  zu  sein  sclieint,  als  im  benaclibarten 
Mainz,  enthält  das  älteie  Achtbuch  eine  geradezu  staunen- 
erregende, selbst  für  jene  uuruhvolle  Zeit  schwerer  sozialer 
Umwälzungen  reclit  beträchtliche  Anzahl  Namen  von  tot- 
schlagshalber der  Stadt  verwiesenen  Missethäteru.'*') 

’)  Mouo,  ZtiO.  VII,  S.  10  1.:  „Item  welicli  burger  zu  Moutzo,  oder 

die  hij  uns  in  dem  tricdeii  siut.  mit  vorgo.satztcm  rndo  eyiieii  burger  odir 
nijwoiiner  doirslehet,  mag  mau  viie  des  berodeu  mit  zwcyii  biederbcii  mauncii, 
unsere  bürgere,  der  sali  uss  Meiitze  t'aren  füiil'  jare,  und  ousall  nit 
Widder  in  Mentze  kommen,  er  enliabo  von  ersten  geben  drijssig  iibuul 
befler,  tünfzuben  pbunt  der  statt  und  funtzeben  pbunt  dem  gcrieebte,  und 
zum  ersten  des  doden  fründe  abegefaebt.  Und  wer'  ess  sacbe,  das  er  und 
des  doden  fründe  nit  mochten  nlier  ein  kommen,  dass  sali  der  rad  besehen, 
und  wass  das  mertnile  des  raits  überkommet,  das  sollen  die  beidersijte  folgen 
und  stede  halten. 

Ist  CSS  aber  suche,  das  ein  bürger  den  andern  von  geschiechte  ane 
Vorsätze  doitsluge,  mag  mau  yne  bereden  mit  zwein  biederben  mannen,  unsere 
bürgere,  er  sali  fare  uss  Mentze  zwey  jare  und  sali  geben  drijssig  pbunt 
heller,  halb  der  statt  und  halb  dem  gerieebte,  ee  er  Widder  komme  in  die 
st.att.  und  von  erste  des  doden  fründe  abelegeti.  Und  mochte  er  mit  den 
selben  nit  überkommen,  so  sali  ess  damit  auch  gehalten  werden,  in  maissen 
hie  nebst  geludet  ist.“ 

■'j  Acbnliche  Zustände  treffen  wir  übrigens  auch  in  andern  Territorien ; 
vgl.  z,  B.  das  Hofrecht  Bischof  Bnrehards  von  Worms  30;  ,1'ropter 
homicidia  antem,  que  quasi  cottidie  fiebant  infra  faniiliam  sancti  Petri  more 
beluiiio“  etc.;  Preiburg  i/Br,,  tlseiibrüggeii,  al.  Str.  K.  S.  32'tf.;  I'r.ink- 
furt  a'.\U,  Kricgk  S.  •.")2. 

Tk.  liarvter,  str«(r«cbt  der  freien  Heiokeatmdi  apeier»  10 
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1564  entleibt  Philipp  Meuror,  ein  junger  Soldat,  „der 
auch  wohl  studiert  gehabt“,  ein  Sprössling  eines  der  angesehensten 
Speierer  Patriziergesehlechter,  im  Weiurausch  einen  Scharwäehter 
und  entrinnt  aus  der  Stadt.  Mit  Rücksicht  auf  die  von  kaiser- 
licher Majestät  Fcldobristen  Lazarus  von  Schwendi  ein- 
gelegten Fürbitten  und  die  hohen  Verdienste,  deren  sieh  die 
Familie  und  vor  allem  der  Vater  des  Thäters  um  das  gemeine 
Wohl  zu  rühmen  vermochten,  unterlässt  es  der  Rat,  ihn,  wie 
sonst  in  solchem  Falle  üblich,  vor  die  Richter  heischen  zu  lassen. 
Nach  vier  Jahren  bittet  besagter  Feldobrist  abermals,  man 
möge  doch  dem  Verbannten  die  heiss  orsehute  Rückkehr  in 
die  Vaterstadt  erlauben,  was  aber  der  Rat  rundweg  ablehnt, 
falls  Meiner  sich  nicht  zu  rechtfertigen  vermöge.  Wolle  der 
Entflohene  mit  den  Hinterbliebenen  sieh  in  Güte  vergleichen 
oder  seine  Unschuld  darthun,  so  sei  man  gerne  bereit,  ihm  wieder 
das  Thor  zu  öffnen.  „Dieweilen  aber“,  fügt  der  Chronist  bei. 
„die  Wittib  ohngeachtet  alles  Zusprechens  und  Anerbietens  keinen 
Vergleich  eingehen  wollen  und  der  Meurer  wohl  gewust,  dass 
der  Rath  streng  nach  den  Rechten  zu  verfahren  pflegte,  habe 
er  nicht  mehr  nach  Speyr  gewollt,  sondern  sich  anderwerts 
niedergelas.sen“.') 

In  vielen  Beziehungen  geniessen  in  Theorie  und  Praxis 
die  Tötungsdelikte  eine  Sonderstellung.  Während  sonst 
in  der  MRO.  das  Anklageprinzip  die  au.sschliessliche  Herrschaft 
führt,  gilt  von  den  Verbrechen  wider  das  Leben  ein  anderes; 
„Wem  ouch  schade  oder  ungemach  geschiht,  wenne  der  claget, 
so  .sol  man  ime  rillten,  ane  den  dotslag,  den  sol  man  rillten,  man 
clage  oder  nit“.'-)  Bei  der  schwankenden  Terminologie  der 


’)  Leliiuanii-Fuchs  S.  iiio. 

ililgard  S.  224,  Anni.  ü.  Dies«  Ik-stimmuiuc  wio"  seit  J32S  gelten- 
des Recht.  Ks  ist  daher  unrichtig,  wenn  Mone,  der  dies  völlig  übersieht, 
behauptet  (52  (iO.  M.  21  1'.),  die  .Speierer  Monaurichter  hätten  bei  Tütungs- 
delikten  nicht  von  ainlswegen  einschrciten  dürfen,  nud  dies  aus  der  weiter 
unten  anzuinhrenden  Krzüliliing  des  alten  Speierer  Statuteubuches  von  der 
töllichen  Verwundung  des  Donlze,  .Sohnes  der  Else  Wcitzen,  durch 
seinen  Freund  lintt.schalk  .Schefelin  iiu  Jahre  12.^4  (!)  zu  deduzieren  ver- 
■sucht.  Der  Rat  war  hier  keineswegs  durch  eine  Reehl.suorm  am  Ein- 
schreiten gehindert,  sondern  er  uuterliess  dies  nach  rciflielier  Uoberlegung 
deshalb,  weil  (knilze  auf  dem  .Sterbebette  seinem  Freunde  verziehen  und 
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Monatsrichteroi'dnmig  bleibt  es  allerdings  fraglich,  ob  damit 
jede  Art  von  Tötung  oder  nur  der  Mord  gemeint  sein  sollte; 
doL’h  scheint  erstere  Möglichkeit,  trotzdem  die  MRO.,  wie 
eiwähut.  nur  den  Mord  behandelt,  aus  allgemeinen  Gründen 
und  vielleicht  auch  deshalb,  weil  der  angelührte  Kechtssatz  erst 
in  der  Xeuredaktion  von  i:52s  eiugefügt  wurde,  den  Vorzug 
zu  verdienen.  Mit  dieser  Bestimmung  beseitigt  die  MRO.  ferner 
jede  zeitliche  Schranke  der  Geltendmachung  des  Strafansin  uches 
bei  den  Tütungsdelikteu,  da  dieselben  von  den  Richtern  ex  officio 
zu  verfolgen  sind,  während  sonst  der  Verletzte  nach  Ablauf  von 
zwei  Monaten  seit  der  Begehung  der  That  mit  seinem  Klage- 
rechte [näkludiert  wird.')  Auch  von  einem  weiteren  Prinzip 
der  .MRO.,  das  nur  den  Mitgliedern  der  grossen  Familie,  die 
der  Mauerring  umschloss,  Rechtsschutz  vor  jedem  Angrifi  gewährte, 
bilden  dieTötung.sdelikte  eine  Ausnahme:  sie  sollen  ohne  Rücksicht 
auf  die  Person  des  Erschlagenen  gmichtet  werden.-) 

Xach  dem  grossen  Freiheitsbrief  von  1330,  den  die  Münzer- 
hausgenossen zu  Speicr  Ludwigs  des  Bayern  königlicher  Huld 
verdankten,  sollten  nur  .Münzer  gegen  einen  ihrer  Standesgenossen 
als  Ueberführungszeugen  auftreten  dürfen  „preter(|uam  super 
reatu  homicidii,  super  quo  eciam  per  alios  poterunt  convinci“.-') 
Begreiflich  ist,  dass  dieses  Privileg,  das  den  Münzern  ihre 
alte,  schon  bedenklich  erschütterte  Uebergenossenstellung  wieder 
neu  zu  befestigen  bestimmt  schien,  den  aufstrebenden,  nach 
Gleichberechtigung  mit  den  Geschlechtern  ringenden  Zünften 
ein  Dorn  im  Auge  war.  Nicht  lange  freuten  sich  die  Münzer  in 
ungetrübtem  Genüsse  des  königlichen  Gunstbeweises;  denn  noch 
im  gleichen  Jahre  verweigerten  die  14  Ratsleute  von  .Mainz, 


erklärt  liatte,  die  Wunde  sei  ibiu  ungern  zugi-iiigt  worden,  und  weil  ausser- 
dem die  Verwandten  dos  Kntleibten  nicht  auf  weiterer  Verfolgung  dos 
Tliiiters  bo.stunden.  Hätte  die  Sippe  des  ('milze  nielit  auf  (ieltendmachuug 
ihres  Strafanspruclies  stillschweigend  verzichtet,  so  hätte  der  Kat  unter 
allen  riiiständeii  das  Verfuhren  eröffnen  müssen;  so  aber  war  die  Frage, 
ob  gegen  .Schefelin  einzuschreiten  sei  oder  nicht,  lediglich  seiner  eigenen 
Würdigung  anheimgegehen. 

llilgard  S.  Z2I,  Aum.  li. 

'•'i  ehd.  !S.  22;>,  Anui.  .4. 

M ehd.  .S.  41Ö;  s.  auch  Einleitung  ij.  11  f. 

10* 
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Worms,  Strassburg,  Frankfurt  um!  Opjienhoim  als  Schiedsgericht 
über  die  durch  deuSeverinsaufrulir  hervorgerufene  „missehellunge, 
uliötfe  und  criege’'')  dieser  strafprozessualen  Sonderstellung  der 
Hausgenossen  ihre  Anerkennung. 

Das  Weib  steht  — was  bei  andern  Verbrechen  nicht  in 
gleicher  Weise  der  Fall  ist  — bei  Tötungsdelikten  dem  Maune 
gleich.'-)  Xach  dem  alten  Zollweistuin  von  1246  soll  jedoch 
die  Frau  bei  Mord,  Jleineid  und  Ehebruch  nicht  das  Recht 
besitzen,  durch  Einhandseid  sich  von  allem  Verdacht  zu  reinigen, 
vielmehr  ist  lediglich  die  Probe  des  heissen  Eisens  ihre  Unschuld 
darzuthuu  imstande.'’) 

Im  Gegensatz  zum  früheren  Rechte  beginnt  man  im  Spät- 
mittelalter römischen  Recht.sgrundsätzen  folgend  den  subjek- 
tiven Thatbestandsinomenten  bei  den  Tötungsverbrechen 
höhere  Beachtung  zu  schenken.  Der  Begriff  „Mord“  erlangt 
allmählich  die  Bedeutung  der  Tötung  mit  Vorbedacht  und 
Ueberlegung,  während  Totschlag  dann  gebraucht  wird,  wenn 
die  That  in  der  Erregung,  im  Affekt  begangen  wurde:  dazwischen 
spielt  aber  immer  noch  die  alte  Unterscheidung  herein.  So 
bleibt  die  Strafe  des  Mördei-s  nach  wie  vor  das  entehrende 
Rad,  der  Totschläger  büsst  durch  das  ehrliche  Schwert. 

Mitunter  kommt  sogar  ein  Mörder  oder  Mordhelfer,  falls 
seine  That  nicht  ganz  verwerflich  ist  und  bedeutsame  Straf- 
milderungsgründe zu  seinen  Gunsten  sprechen,  mit  ewiger  Ver- 
weisung davon,  wie  i;i.öö  Henchin  Ysenbis,  der  einem 
Mordgesellen  ein  Messer  lieh,  seinen  ruchlosen  Plan  zu  voll- 
föhren  und  ihm  Geld  gab,  damit  er  seine  Mitwirkung  nicht 
verrate.  Man  eniiiflehlt  ihm,  sich  nicht  wieder  innerhalb  der 


')  Uilgaril  S.  H32. 

'•')  iiilgard  S.  ilO;  vgl.  auch  das  Weistum  vou  Hasslocli  U9S 
(Grimm  V,  S.  57«);  „Wer  einen  ermordet  hie.  es  »eie  ein  l'rauw  oder  ein 
manu,  dasz  weiszet  dasz  gerichte  dass  gut  den  herreu  und  den  leib  den 
kräuweu.“ 

*)  liilgard  .S.  t«9;  ,,.Si  femiiiu  in  causam  tracta  fuerit  causa  debiti 
vel  causa  conmi.ssi,  tantum  sola  manu  siiam  innncentiam  expurgabil,  nisi  in 
homicidio  vcl  adulterio  vel  periurio  accusata  a iurato,  in  iiuihus  casibn» 
iudicio  candenti.s  l'erri  so  expurgabil". 


Digitized  by  Google 


149 


ßannzHiine  blicken  zu  lassen,  falls  er  nicht  gewärtigen  wolle, 
auf  ein  Rad  gesetzt  zu  werden.  Im  gleichen  Jalire  jagt  man 
einen  Knecht  aus  der  Stadt  und  droht,  ihn  im  Falle  eines 
Wiedersehens  in  den  Rhein  zu  werfen,  weil  er  ,,ein  phert  nain 
und  daruf  saz  und  eiine  ein  messer  nani  und  in  durch  den  kaph 
sing  mit  gewalt  und  wider  reht  in  der  stat“. 

Gegen  gewohnheitsmässige  Mörder  und  Strassenräuber 
pflegte  man  in  der  Regel  wenig  glimpflich  zu  verfahren ; nur 
selten  entgingen  sie  dem  Rade ; sprach  doch  bei  ihnen  die  Ver- 
mutung dafür,  dass  ihre  That  mit  Vorbedacht  begangen  worden. 
1470  wird  Andriss  Klapperzan,  ein  berüchtigter  Mordbube, 
nach  kurzem  Verfahren  vor  die  Stadt  geschleift  und  aufs  Rad 
geflochten.*) 

Der  Versuch  erfährt  im  allgemeinen  mildere  Bestrafung. 
1454  kommt  ein  Weber,  der  einen  andern  „hinderverticlich 
und  beratenes  mutes“  in  den  Rücken  stach  in  der  eingestandenen 
Absicht,  ihn  zu  entleiben,  mit  dem  Verluste  des  Augenlichtes 
davon,  weil  seine  Mordthat  nicht  zur  Vollendung  gediehen ;-) 
1509  dagegen  ward  Bernhard  Koch,  der  seinem  Feind  mit  be- 
waffneter Hand  am  Wege  aufgelauert  hatte,  willens  ihn  zu 
erschlagen,  zum  Tod  durchs  Schwert  verurteilt,  dann  aber 
zu  ewigem  Gefängnis  begnadigt.  Er  hafte  freilich  daneben 
auch  gegen  Rat  und  Bürgerschaft  sich  höclist  bedrohlicher 
Aeusserungen  bedient,  unter  anderem  auch  dem  Wunsche,  „das 
der  donner  und  der  steyn  alle  die  von  Spyer  veibrennte“,  Aus- 
druck verliehen  und  dadurch  den  Richtern  begreiflicherweise 
wenig  Anlass  zu  schonender  Behandlung  gegeben.') 

Notwehr  ist  im  allgemeinen  Schuldaus-schliessungsgrund, 
doch  ledigt  sie  nicht  unter  allen  Umständen  den  Thäter  von 
jeder  Strafe;  der  Schornsteinfeger  Peter  von  Mailand  bei- 
spielsweise, der  einen  andern  in  echter  Notwehr  erstach,  muss 
ewig  die  Stadt  auf  zehn  Meilen  im  Umkreise  räumen.  Aus  dem 
Achtbuch  ist  keinerlei  Begründung  dieser  Strafe  ersichtlich. ■*) 


')  AB.  II,  1470. 
ebtl.  1454. 

*)  ehrt.  I50y.  Beim  Zniiftaufruhr  yon  l.'ili  wurJe  w «liirrli  die  Rebellen 
befreit  und  zu  milderer  Hilft  be;;midig;t  (Kaser  S.  Oi.). 

V VKA1>  1.  l.üii;. 
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Bisweilen  sielit  der  Bat  in  Wür(li<rnng  strafmildernder  oder 
-aussehliesscndei’  Momente*  von  vornherein  von  der  Eröffnung 
des  Verfahrens  ab;  so  z,  B.  I.'!.j4,  als  „Gotschalck  Schcfelin, 
Fridericlis  Fuchselins  dochter  sun  mit  Contzen  Else  Weltzcn 
Sohn  schimpfete  mit  eime  Scheidemesserlin,  dass  deiselbe  Contzc 
wundt  ward  und  darnach  über  etwa  lang  starb“.  Auf  Anfrage 
der  Monatsrichter,  ob  sie  der  Sache  weiter  nachzugehen  hätten, 
erwidert  der  Rat  nach  verhörter  Kundschaft,  „da  der  vor- 
genannte Contzc  an  seinem  Todt  verjahe,  dass  er  es  ihme 
ungern  gethan  hätte  und  sein  gute  Geselle  werc,  und  auch  sie 
bc3'de  Schüler  warent  und  niemandt  die  Getadt  klagte  in  den 
Zielen  als  ein  Recht  was,  dass  die  vorgenannte  Richter  das 
nicht  zu  richten  haben  und  dass  kein  i'revel  oder  Bene  da 
verwürckt  si,  und  dass  der  vorgenannte  Gotschalck  umbe  die 
Getedte  ane  Ansprache  sin  solle“.’) 

Regelmässig  wird  die  fahrlässige  Tötung  mit  gelinderer 
Strafe  gebüsst.  Zwar  eröffnet  der  Rat  I-öTC»  einem,  der  einen 
Benderknecht  durch  einen  „ungelährlichen“  Schuss  entleibte, 
er  hätte  ihn  wohl,  wenngleich  ei’  sich  mit  des  Getöteten 
Freundschaft  vertragen,  an  Leib  und  T<eben  ernstlich  strafen 
können,  entlässt  ihn  aber  auf  geschehene  Fürbitte  hin  ohne 
weitere  Bestrafung  aus  dei'  Haft.-) 

17’2:{  ward  der  (,'hirurg  und  Barbier  Martin  Wilhelm 
Kühler  unter  Anklage  gestellt,  weil  er  einen  Schuhknecht, 
der  an  den  Fianzosen  litt,  in  sein  Haus  aufgenommen  und 
durch  Anwendung  falscher  Jlittel  zu  Tode  kuriert  habe. 
Nachdem  jedoch  eine  Aerztckommis.sion  festgestellt  hatte,  dass 
der  Kranke  am  Schlaglluss  verstorben  sei,  musste  man  den 
Heilkünstler  ausser  Verfolgung  setzen.b 


B.  Besondere  Fälle. 

1.  Gattenmord.  Tötung  des  Ehegatten  ist  unter  allen  Uin- 
ständen  als  Mord  zu  erachten  und  am  Leben  zu  strafen.  Einen 
Fall  überliefert  uns  ein  Eintrag  im  jüngeren  Achtbuch  unter  dem 


')  Tii'limanii  S.  'Jlto*. 
-I  VK.\I>  1.  If>7i!. 

■0  K.  70.S. 
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Jahre  1487.  Hin  Weib  bekennt  hier  „mit  und  on  die  voller“, 
dass  sie  ihrem  Eheherrn  zerquetschte  Würmer  in  einem  Ge- 
müse gegeben,  „und  sy  docli  ir  entlicli  meynung  gewest,  daz 
sie  im  damit  veigeben  wolt,  daz  er  sterben  soll,  dan  er  verzert 
ir  daz  ire,  damit  sie  sin  ledig  wurde  und  sy  ir  leit  daz  ez  ir 
nit  geraden  sy“.  Nachdem  ein  wiederholter  Versuch  miss- 
lungen. gab  sie  ihrem  Gatten  abermals  drei  Würmer  in  einem 
Eratenfiillsel  zu  essen  „mit  eym  jmlver  daz  wer  gelprnn 
appriment  genant“,  das  sie  zu  Mainz  in  der  Apotheke  käuflich 
erstanden  hatte.  Diesmal  gelang  der  An.sc.hlag;  der  Mörderin 
aber  ward  die  Strafe  des  Sackes  zum  wohlverdienten  Lohne.') 

Besser  ergeht  es  1548  zwei  Frauen,  Mutter  und  Tochter, 
die  ihren  Herrn  und  Hauswirt,  den  Bader  zum  Nussbaum,  ent- 
leibt oder  wenigstens  Ursach  zu  seinem  Tode  gegeben 
haben  sollten ; offenbar  traten  — genauere  Mitteilungen 
fehlen  — keine  recht  schlagenden  Beweise  für  ihre  Schuld  zu 
Tage;  denn  die  Tochter  kam  mit  Staupenschlag,  die  Mutter 
sogar  mit  blosser  Prangerstellung  davon.-i 

2.  Selbstmord.  Dass  der  Verbrecher  durch  den  Tod 
nur  der  Schnierzemptindung,  nicht  aber  aueb  der  Strafvoll- 
streckung entging,  wurde  bereits  früher  angedeutet.“)  So  wird 
auch  an  der  Leiche  des  Selb.stmörders  noch  die  Strafe  voll- 
zogen, die  er  verwiikt  hat.  weil  er  eine  nach  Gottes  Ebenbilde 
geschaffene  Kreatur  zu  vernichten  sich  anmasste.  Freilich 
gibt  der  Rat  auch  bei  Beurteilung  dieser  Fälle,  wie  so  oll,  ver- 
nünftigen Erwägungen  willig  Gehör  und  lässt  sich  dadurch  zu 
milderer  Auffassung  bekehren.  1588  beschliesst  er  sogar,  eines 
Klosterschülers,  der  sich  erhängt  hatte,  seiner  Eltern  wegen  zu 
schonen,  von  Bestrafung  gänzlich  abzustehen  und  den  Leichnam 
durch  den  Stockmeister  begraben  zu  lassen.'')  In  einem  ähnlichen 


')  .\B.  IT.  14S" ; ...Iiiditata  est  ml  Uenmu  zu  sacke." 

*)  N.  XIX,  Uut.slicsclieide  und  l'rteile  1,')4S. 

“)  Vgl.  Weistum  von  Gleisweiler  II  (■Grimm  V,  S.  571).  § ir>;  „Item, 
welcher  mit  urtlieil  und  recht  zum  tod  erkant  wurd  oder  sich  selbs  leihlosz 
mhchte.  desselben  hab  und  giieter  ,seien  den  liern  verl'allcii".  Ebenso  Hoeb- 
stotteu,  III  j!  -iS  (Grimm  S,  04s),  das  aber  den  Walmwitzigeii  ausnimmt; 
vgl,  Clsenbrüggen,  Btudien  XVII,  ,S.  :i3(! — :>45, 
q Katsprotokolle  15ss  (Akt  Xieolasin). 
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Falle  empfiehlt  1G42  der  Konsulent  Tisson,  obzwar  ja  gött- 
liche und  menschliche  Kc'chte  und  vor  allem  Kaiser  Karls  V. 
peinliche  Halsgerichtsordming  den  Selbstmord  hei  hoher  Strafe 
verbieten,  dennoch  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Junge  stadt- 
kundig melancholisch  und  gebrechlichen  Sinnes  gewesen  und  in 
solcher  Blödigkeit  die  That  begangen  habe,  ihn  nicht  zu  strafen 
und  ohne  gross  Gepränge  gewöhnlichem  Herkommen  gemäss 
zur  Erde  bestatten  zu  lassen.') 

3.  Abtreibung  und  Kindstötuug.  Während  im  Jfittel- 
alter  die  Kindstötung  noch  nicht  als  (lualifiziertes  Delikt  erachtet 
wurde  und  darum  auch  nicht  selbständig  unter  Strafe  gestellt 
war,  häufen  sich  im  17.  und  18.  Jahrhundert  trotz  der  drako- 
nischen Strafen,  mit  denen  die  Karolina  dieses  Verbrechen 
bedrohte,  ja  vielleicht  gerade  deswegen,  die  Kindstötungsprozesse 
in  erschreckender  Weise.  Da  in  Sjieier  „die  Gelegenheit  des 
Wassers“  überreich  vorhanden,  so  verhängt  der  Rat  in  der 
Regel  die  mildere  Strafe  des  Ertränkens.  oft  im  Widerspruche 
mit  den  Prokuratoren,  die  meist  einen  schärferen  Standpunkt 
vertreten  und  Ptählung  mit  oder  ohne  Zangenrei.sseu  Vorschlägen. 
Später  trat  dann,  wie  allgemein,  so  auch  bei  der  Kindstötung 
an  Stelle  des  Wassertodes  die  Richtung  mit  dem  Schwert. 

Tötung  der  Frucht  im  Mutter.schosse  wird  als  selbständiges 
Delikt  nicht  erwähnt,  doch  gesteht  manchmal  eine  Kindsmörderin, 
abtreibende  Jlittel  ohne  Erfolg  angewandt  zu  haben;  zwang 
ja  doch  die  Fbucht  vor  Schande,  vor  all  den  drohenden  ethischen 
und  sozialen  Nachteilen  tlie  Gefallene  oft  zum  Aeussersten. 
liorbeerhlätter  und  Sebeiibaum  werden  in  der  Regel  als  Ab- 
treibungsmittel verwendet;  die  Nicolasin  lä.sst  sich  von  einem 
Dominikanerpater,  dem  sie  ihre  Schwangerschaft  zuschreibt,  ein 
Tränklein  von  Sebenbaum,  Weinraut  und  Liebstöckel  eingeben, 
das  zwar  der  Armen  grosse  Schmerzen  bereitet,  die  gewünschte 
Wirkung  jedoch  nicht  zu  äussern  imstande  ist.-) 

Die  seelischen  Erregungen,  denen  die  Gebärende  in  und 
nach  dem  Geburtsakt  ausgesetzt  ist,  erfahren  in  der  Regel  keine 
Berücksichtigung,  wiewohl  die  Defensoren  manchmal  mit  Nach- 


')  X.  712. 
X.  710. 
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druck  darauf  liinweiseii.  Oft  s>i>ielt  aucli  der  böse  Feind  in  den 
Bekenntnissen  der  Kindsinörderinnen  eine  grosse  Rolle,  erscheint 
bald  in  dieser,  bald  in  jener  Gestalt  und  fordert  die  Tötung  des 
Neugeborenen  von  der  Mutter,  bis  diese,  von  unwiderstehlichem 
Drange  überwältigt,  den  Tod  der  Schande  vorziehend,  der  furcht- 
baren Mahnung  Folge  leistet. 

Der  Rat  aber  beobachtet  in  der  Würdigung  der  Schuld  und 
der  Strafbarkeit  solcher  Delinquentinnen  stets  die  äusserete 
Vorsicht.  So  gibt  er  1720  dem  Rate  zu  Worms  auf  dessen 
Anfrage  die  Antwort,  dass  in  allen  Inquisitions-  und  peinlichen 
Sachen  dem  inquisito  ein  defensor  gestattet,  auch  wohl  ex  officio 
zugegeben  werden  müsse-,  so  habe  ej-  es  stets  gehalten  und  auch 
in  wichtigen  Sachen  auswärtige  consilia  und  responsa  iuris  ein- 
geholt und  sich  darnach  reguliret,  „gestalt  wir  dann  zu  stund 
eine  Kindsmönlerin  in  Haften  liegen  haben,  mit  welcher  wir  es 
auf  erstgemeldte  weiss,  um  uns  aus  aller  Verantwortung  und 
Gefahr  zu  setzen,  zu  halten  gesinnet  seind“.') 

So  entschliesst  sich  auch  der  Rat  nicht,  über  die  Nicolasin, 
trotzdem  sie  gesteht,  ihr  lieben  lang  der  Hurerei  gefröhnt,  sieben 
Kinder  geboren  und  sechs  davon  wieder  ums  Geben  gebracht 
zu  haben,  so  ra.sch  den  Stab  zu  brechen,  wie  der  Fiskal  Genien, 
dem  für  solch  schenssliche  Missethaten  keine  Strafe  hoch  genug 
erscheinen  will,  es  beantragt.  Die  Akten  weiden  zunächst 
an  die  Juristenfakultät  zu  Altdorf  vei-sendet,  und  diese  gewinnt 
daraus  das  Endergebnis,  dass  die  Zurechnungsfähigkeit  der  An- 
geklagten sehr  zweifelhalt  erscheine.  Der  Erfolg  gibt  dieser 
Ansicht  Recht;  denn  einige  Zeit  darauf  verfällt  die  Missethäterin 
vollständiger  Geisteszerrüttung.  Noch  in  anderer  Beziehung 
aber  erweckt  das  Rechtsgutachten  der  genannten  Fakultät 
Interesse,  indem  es  die  .Angeklagte  noch  nicht  für  völlig  überführt 
erachtet,  da  ihr  eigenes  Geständnis  hiezu  nicht  ausreiche  und 
Corpora  delicti  nicht  vorhanden  seien.  Zur  Ausfindigmachung 
der  letzteren  wäre,  falls  sich  der  Gemütszustand  der  Inquisitin 
als  normal  erweisen  würde,  die  peinliche  Frage  in  .Anwendung 
zu  bringen.  Der  Rat  steht  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die 
GemUtsverwirrung  der  .Angeklagten  auch  davon  ab  und  verurteilt 


')  X.  703. 
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sie  lediglich  ihres  unzüchtigen  Lebenswandels  wegen  zu  lebens- 
länglichci’  Einsiierrung.') 

4.  Verwahrlosung  und  Kindesaiissetzung  ei-scheint 
milderer  Stiafe  würdig,  selbst  wenn  infolge  solcher  Begehung 
der  Tod  wirklich  eingetreten  ist.  1578  wird  die  ISchenckin,  „so 
ein  Kind  im  Stall  gewannen,  mit  Strohe  zugedeckt,  welches 
gefunden,  geseubert.  den  dritten  Tag  gestorben“,  aus  der  Haft 
entlassen,  weil  sie  „mit  der  schweren  Krankheit“  behaltet  gewesen, 
und  verschwört  die  Stadt  auf  zwei  Jahre.-') 


§ il- 

Die  Körperverletzung. 

Die  Abgrenzung  des  Deliktsbegriffes  der  Körperverletzung 
von  den  Tötungsverbrechen  auf  der  einen  und  den  Real- 
injurien auf  der  anderen  Seite  hat  der  juri.stischen  Auffassung 
zu  allen  Zeiten  die  grössten  Schwierigkeiten  bereitet. 

Entgegen  unserer  modernen  Anschauung  legt  das  ältere 
deutsche  Strafrecht  bei  Bestimmung  der  Grenzlinie  zwischen 
Tötung  und  Körperverletzung  nicht  dem  verbrecherischen  Willen, 
sondern  einzig  und  allein  dem  Erfolg  massgebende  Bedeutung 
bei.  Auch  zur  Begründung  einer  Realinjurie  war  der  animus 
iniuriandi  nicht  erforderlich:  es  genügte  eine  Handlung,  die 
objektiv  als  Ehrenkränkung  erschien,  wobei  auf  die  Auffas.sung 
dos  Angegriffenen  mehr  Gewicht  gelegt  winde,  als  auf  die 
Willensrichtung  des  Verbrechenstliäters.  Bedenkt  man  noch, 
dass  die  Handlungen,  die  als  Körperverletzung  oder  Realinjurie 
konstruiert  werden  konnten,  im  Regelfälle  auch  eine  Verletzung 
des  Rechtsfriedens  involvierten,  so  erscheint  es  begreitlich,  dass 
Theorie  und  Praxis  nicht  selten  im  Zweifel  waren,  welches 
Rechtsgut  als  angegriffen  zu  erachten,  bezw.  welches  Strafgesetz 
auf  die  in  Frage  stehende  Timt  anzu wenden  sei.  Nur  dadurch. 


')  F.  710. 
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dass  diese  Krfolgstlieui  ie  die  riibekanntlieil  eines  Verstichs- 
bep;riffes  im  modernen  Sinne  zur  notwendigen  Folge  hatte,  wurde 
die  völlige  Hegritfsverwiiruug  liintangehalten.  Daraus  ergibt 
sich,  dass  für  das  ältere,  den  Verbrechenswillen  hei  der  Abgrenzung 
der  Deliktsarten  so  wenig  würdigende  Strafrecht  die  Frage,  in 
welchen  Fällen  die  vollendete  Körperverletzung  oder  eine  auf 
den  gleichen  Erfolg  abzielende  Versuchs-  oder  Vorbereitungs- 
handlung als  Realinjurie  strafbar  erscheinen  konnte,  überhaupt 
nicht  einheitlich  beantwortet  zu  werden  vermag.') 

Ei-st  mit  dem  Eindringen  römischrechtlicher  Grundsätze 
gelang  es,  eine,  wenn  auch  nicht  sehr  scharfe  Abgrenzung  der 
Körperverletzung  von  der  Tötung  bezw.  dem  Tötungs versuch 
auf  der  einen,  und  der  Realinjurie  auf  der  anderen  Seite  zu 


•)  Vgl.  zum  eben  (ie»agten  Willi«  S.  <74  ff.;  .lohn  8.  101;  Günther 
,8.  44,  74.  Sehr  häufig  wiril.  ähnlich  wie  das  pulsare,  verberare,  domum 
vi  introire  in  der  lex  (.'ornelia  de  ininriis,  iii  den  (Quellen  das  Haarraufen. 
das  Scblagen  und  das  .\ufstoasen  fremder  Tbüren  neben  einander  genannt 
und  mitunter  ausdrücklich  als  Injurie  bezeichnet.  (Capitulare  terlium  Karls 
d.  Gr.  von  S03,  Tit.  XVI  — XIX.  bei  Giintber  S 7ä,  Anm.  130;  Weistum 
von  Schiersfeld  13i>a  (Grimm  Bd.  V,  S.  057);  .MRO.  'Hilgard  S.  210); 
F'riedensbuch  der  Stadt  M-ainz  10  If.  (Moiie,  Z G O.  Bd.  VII, 
.S.  12  f.).  Das  Stadtfriedensprivileg  Friedrichs  des  Rotbarts  für  Worms  von 
it.’iO,  dessen  Echtheit  freilich  nicht  über  Jeden  Zweifel  erhaben  ist.  droht  ; 
,Si  quis  autem  aliqnem  depilaverit  vel  verheribus  afnixerit  ant  rulneribus 
jdagaverit.  reus  pacis  habeatur  et  maiinin  proscriptam  trnncetur“  (Boos, 
r B.  1,  ,S.  GO  , Vgl.  auch  das  Weistum  von  Hochstetten  von  l.'iqs 
§ 12 : .Wan  zwen  oder  mehr  mit  bludender  wunden  oder  zurisseu  kleidern 
sich  beleidigen,  soll  ieder  zu  frevel  M U.  und  1 hir.  verfallen  sein,  ist’s 
aber  tödtlich  oder  hoclischedlich  streicli  oder  wunden,  oder  der  maszi'n  ge- 
aebt.  soll  des  frevels  halben  nach  der  herscliaft  gefallen  abtrag  bescheben. 
§ 13.  Vertbeiln  aber  zwen  oder  mehr  maulstreich  mit  einander,  sol  ieder 
dem  schultheiszen  5 3 hlr.  zu  busz  geben,  wie  von  altera  herkomen“ 
(Grimm  Hd.  V,  S.  044'.  Blutende  Wunden  und  zerrissene  Wat  werden 
in  den  Weistümern  häufig  einander  gegenübergestelü  ; s.  z.  B.  Scliift'erstndt, 
Herxheim  am  Berg,  Grossbockenlieim,  .Steinbaeli,  Katzenbacli  (Grimm 
Bd,  V,  S.  ö«9,  00,\  024,  0.37,  000). 

Unter  dem  Einfluss  des  vordringeiiden  röniisclien  Keclitea  wurde  die 
Verwirrung  immer  grösser.  Die  an  die  lex  Cornelia  sich  ansebiiessende 
Bestimmung  des  Klagspiegels:  „X’im  geschieht  sclmüibe  in  drey  wege,  mit 
den  wercken,  als  offt  du  freiiel  bandt  aiilegest  mit  fensten,  priigol,  Waffen, 
oder  gast  mit  gewalt  oder  über  meinen  willen  in  mein  bauss"  findet,  wie 
wir  unten  sehen  werden,  auch  in  der  VRO.  von  1010  getreue  Wiedergabe. 
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bewirken.  Jetzt  erst,  wo  der  Verbrecheiiswille  ein^fehendere 
BerQcksichtigung  findet,  entstellt  der  Deliktsbegrift'  der  Körper- 
verletzung mit  verursachtem  Tode,  der  früher  im  Thatbestand 
des  Totschlags  aufgegangen  war;  jetzt  erst  erfordert  man  bei 
der  Realinjurie  neben  dem  Bewusstsein  des  objektiv  beleidigenden 
Charakters  der  Deliktshandlung  noch  die  Absicht,  zu  beleidigen, 
den  animns  iniuriandi,  und  gelangt  infolgedessen  auch  dazu,  den 
Versuch  der  Körperverletzung,  der,  solange  das  Willensmoment 
unberücksichtigt  blieb,  durch  den  vollendeten  Rechtsfriedensbruch 
bezw.  die  vollendete  Realinjurie  verdeckt  war,  von  diesen 
Begriflfen  loszulösen. 

Dennoch  hält  man  in  der  Praxis  auch  später  noch  recht  zähe  an 
dem  etwas  gröberen,  aber  wesentlich  einfacheren  alten  Brauche  fest, 
da  eben  solche  subtilen  Unterscheidungen  der  einzelnen  Phasen 
des  Verbrechenswillens  dem  Laien,  der  zwar  nach  Anhörung 
der  Rechtsverständigen,  im  letzten  Grunde  alter  doch  immer 
mehr  nach  seinem  schlichten,  gesunden  Menschenvei-stand  als 
nach  scharfsinnigen  juristischen  Distinktionen  sein  Urteil  fällte, 
oft  allzu  fein  und  gekünstelt  erscheinen  mochten. 

Eine  einheitliche  Auffassung  und  Behandlung  der  in  Rede 
stehenden  Deliktsbegriffe  bleibt  daher  noch  immer  zu  vermissen ; 
ist  ja  doch  eine  abschliessende  und  allgemein  befriedigende  Lösung 
dieser  Fragen  bis  zum  heutigen  Tage  nicht  gelungen. 

Soviel  über  die  Abgrenzung  des  Deliktsbegritt'es  der  Körper- 
verletzung nach  aussen. 

Innerhalb  dieser  Grenzen  spielt  der  verbrecherische 
Wille  des  Thäters  eine  bedeutsame  Rolle. 

Vor  allem  schieden  schon  die  ältesten  Quellen,  an  der  Spitze 
die  MRO.  von  löU,  die  Körperverletzung  mit  Vorbedacht  und 
Ueberlegung  von  der  in  der  Erregung,  im  Affekt,  im  Rausche 
verübten.  Innerhalb  der  letzteren  lässt  die  Trennung  der  fahr- 
lässigen von  der  vorsätzlichen  Körperverletzung  scharfe  Grenzen 
vermissen;  die  zahlreichen  gesetzlich  statuierten  Retorsionsrechte, 
die  eine  Leibesverletzung  wegen  mangelnder  Kechtswidrigkeit 
für  straffrei  erklären,  tragen  natürlich  auch  nicht  gerade  zur 
Klärung  der  ganzen  Materie  bei. 

Der  Vorbedacht  des  Thäters  bewirkt  also  die  erste  Zerlegung 
des  Deliktsbegriffes.  Innerhalb  der  beiden  so  entstandenen  Teile 
wird  wieder  unterschieden,  ob  die  Tliat  mit  oder  ohne  Waffen  be- 
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gangen  wunJe,  und  dann  nach  dem  objektiven  Erfolg, 
nämlich  nach  der  Schwere  der  Verletzung,  die  Strafbarkeit  des 
Thäters  bestimmt.*) 

DieilRO.  hat,  wenn  die  Fälle  reiner  Realinjurie,  die  auch 
die  meisten  Versuchs-  und  Vorbereitungshandlungeu  zur  Körper- 
verletzung umgreift,  ausgeschieden  bleiben,  im  wesentlichen 
folgendes  Strafensystem : 

1.  Kön>erverletzung  ohne  Vorbedacht; 

a.  Wer  einen  andern  rauft,  stösst,  mit  der 

Hand  oder  Faust  schlägt,  zahlt  ...  1 //.  hlr. 

b.  Wer  einen  andern  mit  Stecken,  Kolben, 

Waffen,  Steinen  oder  anderem  „Geschirr“ 
schlägt,  ohne  ihn  zu  verwimden,  zahlt  . 2 U.  hlr. 

c.  Wer  einem  andern  mit  Messer,  Schwert, 

Sj)iess,  Steinen,  Kugeln,  Geschossen  oder 
andern  Geschirren  eine  „vridebreche 
wunde“  zufiigt,  zahlt lo  /f.  hlr. 

2.  Körperverletzung  mit  Vorbedacht: 

a.  Wer  „mit  beratem  rate  und  vorbedahtem 

mäte“  einen  andern  schlägt,  tritt,  stösst 

oder  raull  „ane  wunt  seren“,  zahlt  . . 10  //.  hlr. 

b.  Wer  aber  „also  beretenlich“  eine  vridebreche 

wunde  schlägt,  zahlt 20  //.  hlr. 

Für  den  Charakter  einer  Verletzung  als  „vridebreche 
wunde“  ist,  wie  Günther  mit  Beziehung  auf  die  Normen  der 
MRO.  zutrelfend  hervorhebt,'-*;  lediglich  die  Schwere  der  Wunde, 
die  Gefährlichkeit  des  Werkzeugs,  mit  dem  sie  geschlagen 
wurde,  und  der  Schaden,  den  sie  dem  Verletzten  zurückliess, 
massgebend.') 

Die  „vridebreche  wunde“  wird  daher  wohl  einerseits  die 
fliessende  Wunde  im  Gegensatz  zur  Blutrunst,  andererseits  die 

*)  Uilgarcl  S.  210  f. 

*)  (jUnther  S.  S4.  Note  S5. 

Dass  der  Bruch  des  Kechtsfriedens  lediglich  iu  dieaenHomenten  erblickt 
wird,  geht  achon  daraus  hervor,  dass  auch  bei  Begehung  vor  Crericht,  wo  doch 
sonst  des  Dingfriedena  wegen  jede  Wunde  vridebrech  sein  müsste,  die 
leichte  VerleUuug  von  der  vridebreche  wunde  unterschieden  wird;  s.  Hilgard 
S.  222. 
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„Lerne“,  selbst  wenn  diese  mit  einem  stumpfen  Instrument  und 
oline  Blutveigiessen  begangen  war,  umfasst  liabcn. 

Involvierte  das  Delikt  noeh  den  Brueli  eines  besonderen 
Friedens,  wurde  die  Körperverletzung  z.  B.  bei  ^jaelit,’)  vor 
Rat  oder  Oerielif-)  oder  an  anderen  gefreiten  Orten  begangen, 
so  erhöhte  sieh  die  Strafe  wesentlich:  eventuell  gesellte  sieh  zur 
Geldbusse  noeh  zeitige  \'erweisung.  ) 

Es  dürfte  von  Interesse  sein,  gleich  an  dieser  Stelle  die 
Bestimmungen  der  VKO.  von  lölti  einer  näheren  Betrachtung 
zu  unterwerfen  und  dieselben  den  Normen  der  51 RO.  gegen- 
nberzustellen. 

Das  genannte  Gesetz  behandelt  die  vor  das  Forum  der 
Vierherrn  als  Frevelrichter  gehörigen  leichteren  Vergehen,  die 
es  generell  Injurien  nennt.  Von  den  Verbalinjurien  werden  die 
Injurien,  „so  mit  der  That  geschehen“,  unterschieden,  unter 
welcher  Benennung  nicht  nur  die  eigentlichen  Realinjurien, 
sondern  auch  Hausfriedensbruch,  Verwegwartung  und  alle  Arten 
der  Körperverletzung  tigurieren.  Neben  den  alten  Prinzipien 
finden  sich  Anklänge  an  neuaufkonnnende  Rechtsideen:  Die  Be- 
drohung mit  Schlägen  bei.spielsweise  ist  wie  früher  als  Realin- 
jurie stralbar;  hatte  es  der  Thäter  jedoch  erwiesenermassen  aut 
Leib  oder  Leben  oder  „Beschädigung  der  Nahrung“  abgesehen, 
.so  Süll  er,  nachdem  die  Vierrichter  ihn  zur  Strafe  verurteilt, 
noch  dem  Rate  zu  eventueller  weiterer  Ahndung  überwiesen 
werden:  es  ist  also  nicht  mehr  wie  früher  gleiehgiltig,  ob  der 
verbi  echerische  Wille  des  Thäters  sich  lediglich  auf  eine  Ehren- 
kränkung, oder  auf  eine  wirkliche  Körperverletzung  oder  noch 
weiter  hinaus  erstreckte.  Die  Behandlung  des  5Ie.sserzuckens 
wie  des  fehlgegangenen  Streiches  oder  Wurfes  hat  sich  begriftiieh 
nicht  verändert. 


•)  liilgurd  S •lii. 

*)  obenda. 

Auch  die  Münze  geuo.s»  erhöhten  Kriedeii  seit  dem  bekannten  Frei- 
briefe Ludwigs  des  Bajern  von  ISitit:  „Item  vuluinu»,  ((iiod  iinienmijue 

niunetariu.s  ve|  alias  alii|ueni  monelarimn  vel  nlinni  in  dicta  dunio  nione- 
tariuruni  eonmnni  vel  .snb  arehit«eti.s  einsdisn  dnmiis  verberaverit,  eappilla- 
verit,  vulneraverit  vel  alias  leserit,  is  ni>inine  pene  teneatur  epi8ea)po 
Spireiisi  decem  libras  denariornui  .Spireii.siiim  et  ouilibet  ex  inonetariis  tr*-s 
liliras  iiioneie  snpia<iiete."  liilgard  S.  ;J11. 
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Im  einzelnen  wird  unterschieden; 

1.  Köriierverletzung  ohne  Waffen: 

a.  Wer  einem  andern  eine  Maulschelle  gibt 
oder  ihn  sonst  mit  der  Faust  ins  Gesicht 
oder  an  den  Kopf  schlägt,  „nnd  doch  kein 

Hlut  hernach  geht“,  zahlt .1  //.  hlr. 

trifft  der  Schlag  weniger  edle  Körperteile,  2 H.  hlr. 
l).  Schlägt  er  ihn  aber  blutrünstig,  so  zahlt  ei'  :>  //.  hlr. 

2.  Körperverletzung  mit  Waffen  oder  anderen 
gefährlichen  Werkzeugen : 

Wer  einen  andern  mit  Stecken,  Kolben,  Spiessen, 

Steinen  und  dergleichen  Wehr  und  Waffen 
schlägt,  stösst  oder  wirft  und  ihn  dadurch 

verwundet,  zahlt in  //.  hlr. 

und  hat  dem  Verletzten  seinen  durch  richterliches  Ermessen 
festzusetzenden  Schaden  zu  vergüten. 

ln  allen  Fällen  wächst  die  Strafe  aufs  Doppelte,  wenn  das 
Delikt  bei  Nacht,  auf  freier  Strasse,  auf  der  Rats-  oder  Steuer- 
stube, in  den  Zunfthäusern  oder  ini  Schiessgi  aben  begangen  wurde. 

Soweit  die  VRO.  Im  allgetneineu  müssen  wohl  gegenüber 
dem  durchsichtig  klaren  System  der  MRO.,  das  auch  den 
verbrecherischen  Willen  nicht  unberücksichtigt  lässt,  diese  ver- 
schwommenen Bestimmungen  des  neueren  Rechtes  fast  mehr  als 
Rückschritt  denn  als  Fortentwickelung,  und  mehr  als  Verflachung 
denn  als  Vertiefung  der  juristischen  Auflassung  des  Delikts- 
begriffes der  Körperverletzung  erachtet  werden. 

Die  Praxis  war,  wie  überall,  .so  auch  bei  der  Bestrafung 
der  lieibesverletzungen  wenig  geneigt,  sich  an  die  absolut 
bestimmten  Strafen  der  Gerichtsordnungen  mehr  als  nötig  zu 
hinden.  Nicht  selten  werden  viel  höhere  Geldbussen  verhängt, 
oll  auch  erkennt  man  auf  Turnistüblein  oder  Stadtverweisung. 
Die  Achtbücher  halten  sich  im  allgemeinen  noch  an  die  Buss- 
taxeii  der  .M  K ( ). ; ')  daneben  finden  sich  aber  auch  weit 

i;CSii  riiuint  lieiipiei.sweirte  ein  Jläeker,  „unili  «laz  er  Hitleii  hat 
gealageii“,  die  Stadt  vom  Katharinenabend  bi.s  zum  Wiussen  .Sonntai;  ohne 
Gnade  und  darüber  hinaus  auf  des  Hates  Ciimde.  13f2  liudet  sieh  der 
Kintiag:  „Item  .Heiger  Moiase  kneht  von  Ciartai  h der  iude  a»l  runieu  vier 
woehon  and  gehen  zwei  plinnt  heller,  umbe  daz  er  .loseph  Koel  tleii  iudeii 
älug  und  raufte  mit  beralem  mute";  dann  wieder;  „Item  Johans  Kheliu 
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schärfere  Strafurteile;  i:J39  heisst  es  z.  B.:  „Item  Culuian  smid 
sol  rumen  ahtzig  wochen  und  40  lib.  geben  umb  eine  fridebreche 
wunde“;*)  14’21  schwört  sich  Hensel  Meiutzer,  der  seine 
Schwester,  des  Pfalfen  Cronen  Kellerin,  geschlagen  und  übel 
gewnndet  hatte,  aus  der  Stadt,  „und  dar  zu  sundeiiichen  by  sehs 
mile  Weges  by  die  stett  Spire  nit  me  zu  körnen  und  ouch  die 
vorgenante  sine  swester  und  den  egenanten  Cronen  fuibass 
ungeleidiget  und  ungesmehet  zu  lassen“;-)  1577  wandert  ein 
Raufbold,  der  vor  den  Bürgermeistern  einen  andern  in  den 
Hals  geschlagen,  auf  den  Turm  und  zahlt  obendrein  10  fl. 
Frevelbnsse;-*)  1581  wird  eine  Gasseudirne,  die  einen  Jlüller- 
knecht  vor  des  Weihbischofs  Hause  gestochen,  zehn  Tage  laug 
auf  dem  Altpörtel  mit  Wasser  und  Brot  gespeist  und  dann 
verwiesen;*»  ein  Bürger,  der  einem  Gürtlergeselleu  vor  dem 
Münster  „ein  gute  mauldasch  gebeun“,  kommt  1584  mit  Zahlung 
von  3 ä.  sehr  glimpflich  durch.^)  Merkwürdig  mild  erweist 
sich  der  Rat  1594  einem  Frevler  gegenüber,  der  einem  andern 
die  Hand  abgehauen;  er  lässt  ihn  mit  4 fl.  Frevelbusse  durch- 
schlüpfen.**) 

Auch  Ordensgeistliche  erscheinen  nicht  selten  frevels- 
halber vor  dem  Forum  des  Rates.  1573  zahlt  der  Prior  der 
Karmeliter  10  fl.,  weil  er  eine  kranke,  unbesonnene  Magd  au 
allen  Vieren  gebunden  und  mit  Ruten  ungebührlich  gestrichen 
hatte.')  1589  lässt  ein  Konventual  der  Barfüsser  ein  Waisenkind 
durcli  zwei  Jesuitenschüler  ins  Kloster  schleppen,  auf  eine  Bank 
schnüren  und  mit  Uornen  streichen,  worauf  ihn  der  Rat  in  sein 
Kloster  führen  und  dort  behufs  beschaulicher  Betrachtung  seiner 
Uebelthat  und  ihrer  Folgen  acht  Tage  lang  an  die  Wand 
schmieden  und  von  zwei  Bürgern  bewachen  lässt.*^) 

beders  suD  vor  dem  riiiburgetor  ist  verwisel  der  xtat,  er  uud  Koller  der 
bederkneht,  ir  ieglicher  für  X lib.  hell,  umbe  mosser  ronffen“;  „Item 
Maggrelle  der  betler  ist  iir,  gevarti  für  ein  phuiit  umb  ein  messer  reiifen“  u.  s.w. 
’j  All.  I,  i:i:i9;  die  Taxe  der  .MltO.  hiefiir  war  10  — 20  s.  >S.  157. 
“)  AB.  II.  U21. 

VKAP.  1,  1577. 

«)  ebd.  1581. 

•'■)  ebd.  15S4. 

'■)  ebd.  15D4. 

’»  Katsprotokolle  1573  (Akt  Nicolaain). 
ebenda  1589. 
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Bekannten  Raufl)olden  verbot  man,  trotzdem  das  Tragen 
gefährlicher  Waffen  in  der  Stadt  allgemein  veri>önt  war,  noch 
besonders,  solche  zu  führen,  und  drohte  ihnen  für  jeden  Ball 
der  Zuwiderhandlung  die  härtesten  Strafen;  mitunter  stellte  man 
einem  sogar,  wie  137s  einem  Metzger  lur  diesen  Fall  den  Tod 
im  Rhein  in  angenehme  Aussicht.') 

Nicht  selten  macht  der  Rat  die  Wiederaufnahme  eines 
begangener  Leibesverletzung  w'egen  Verbannten  von  der  Tai- 
digung  mit  dem  Verletzten  abhängig,  wobei  der  Thäter  ausser 
der  Busse  in  der  Regel  noch  Schmerzensgeld  und  Arztlohn  zu 
bezahlen  hat.  1377  wird  Kaspar  Emerich,  der  im  Wirtshaus 
„zur  Kauten“  einen  andern  schwer  verwundete,  konlinierl  und 
schwört,  nicht  eher  aus  der  Stadt  zu  weichen,  bis  er  sich  mit 
jenem  gütlich  auseiuandergesetzt  haben  wurde.*)  löHi  verlässt 
ein  Benderknecht,  der  einen  andern  mit  dem  Messer  auf  den 
Tod  verwundet  hatte,  das  Turmstüblein,  nachdem  er  Treue 
gegeben,  „dem  Beschädigten  für  seine  Schmerzen  (>  fl.  zu  ent- 
richten und  den  medienm,  Ajiotecker  und  die  Scherer  so  dem 
Beschädigten  Rath  unnd  Hulft’  gethan,  zu  befriedigenn“.") 

Bei  Vergeltung  einer  erlittenen  Körperverletzung  durch 
Gleiches  oder  empfangener  Beleidigungen  durch  Köriierverlelzung 
liess  der  Rat,  falls  nicht  festgestellt  w erden  konnte,  wer  des  Streits 
„ein  Urheber  gewesen“,  fast  regelmässig  wenigstens  teilweuseK  om  - 
pensation  eintreten  und  strafte  dann  beide  Teile,  aber  gelinder, 
da  er  auf  die  verfallene  Frcvclbusse  doch  nicht  ganz  verzichten 
wollte.  Ausdrücklich  spricht  dies  Prinzip  die  VRO.  von  Itilii 
aus,  wenn  sie  den,  der  zu  Widerstreichen  veranlasst  wurde, 
nur  um  die  Hälfte  straft,  während  dem  Anheber  so  glimpfliche 
Behandlung  nicht  widerfährt. 

Bei  Raufhändeln,  wobei  in  der  Regel  nicht  festgf'stellt 
werden  kann,  wer  zuerst  durch  Wort  oder  That  des  (legenpaits 
Blut  in  Wallung  versetzte,  nimmt  die  VRO.  an,  da.ss  im  all- 
gemeinen wohl  die  ausgeteilten  und  emitfangenen  Schläge  und 
andern  Unbilden  sich  die  Wage  halten,  und  straft  daher  alle 


AB.  I,  l.?78. 

Xj  VRAP.  I,  1577. 

3)  ebd.  15S1. 

Tk»  S(riifr«oht  Uer  fr«l«n  lUiekitlAdi  s»p«ler.  ü 


r 
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Teilnehmer  nur  mit  der  halben  Busstaxe,  während  die  Rädels- 
führer die  volle  Summe  zu  entrichten  haben. 

Den  gleichen  Anschauungen  huldigt  auch  die  Praxis;  1581 
lässt  mau  einen  Bürger  und  den  Domvikar  Johann  Henle,  die 
sich  auf  dem  Rossmarkt  weidlich  durchgeprügelt,  mit  2 //.  pro 
Mauu  weiterer  Verfolgung  ledig,')  ebenso  zwei  Jahre  später 
drei  Bürger,  die  sich  „zumlichermassen  mit  truckeueu  feusten 
abgeschmiret“  mit  1 //.'-)  und  1584  mehrere  bei  einer  Balgerei 
Beteiligte  ebenfalls  mit  einem  Pfund,  während  die  Rädelsführer 
die  ,die  vornembst  ursach  geben“,  deren  zwei  erlegen  müssen.^) 

Ein  hübsches  Geschichtchen  erzählt  Lehmann^)  aus  dem 
Jahre  1471»;  An  Fastnacht  genannten  Jahres  gaben  die  Speierer 
Schneiderknechte  eine  „Gesellschaft  und  Dantz  mit  Jungfern“ 
und  schmückten  bei  dieser  Gelegenheit,  um  der  Holden  Wohl- 
gefallen in  desto  höherem  Masse  zu  erregen,  ihre  Füsse  mit 
einem  weissen  und  einem  schwarzen  Schuh.  Die  Bäcker-  und 
Müllerknechte  aber  erachteten  sich  durch  .solche  Anmassung  des 
ihnen  einzig  und  allein  zustehenden  Rechts,  sich  so  zu  tragen, 
schwer  geschädigt  und  gelobten  feierlich,  „wann  ihnen  ein 
Schneiderknecht  dergestalt  angethau  begegnete,  solchen  nieder- 
zuwerffen,  die  Schuh  abzunehmen  und  zu  verhauen“.  Es  währte 
nicht  lange,  so  bot  sich  den  in  ihrem  Rechte  Gekränkten  Gele- 
genheit, be.sagte  Absicht  in  die  That  umzusetzen,  und  so  ent- 
standen mehrfach  ausgedehnte  Prügeleien  unter  den  Gesellen 
der  genannten  Zünfte.  Dei  Rat  aber  wusste  durch  ebenso 
raschen  als  erfolgreichen  Prozess  sein(!  Autorität  zu  wahren, 
indem  er  alle  Gesellen,  48  an  der  Zahl,  aus  den  Häusern  ihrer 
Meister  holen  und  nach  dem  Grundsatz;  „mitgefangen,  mit- 
gehangen“, ohne  Rücksicht  auf  Schuld  oder  Unschuld  fünf  Tage 
laug  auf  die  Türme  legen  Hess,  um  zunächst  die  erregten  Gemüter 
wiedei-  zu  beruhigen.  Darnach  Hess  man  zunächst  diejenigen 
laufen,  die  den  Schneidern  nichts  gethan  hatten;  als  diese  aber  er- 
klärten, nicht  eher  die  Arbeit  wieder  aufnehmen  zu  wollen,  bis  man 
auch  die  übrigen  losgela.sscn,  und  auch  die  Meister  es  au  fleissiger 


>J  VKAP.  I,  15S1. 
ä)  ebd.  1D»3. 

’t  cbd.  16S4, 

*)  Lebmauu  S.  SU7. 


Digitized  by  Google 


163 


Fürbitte  nicht  fehlen  Hessen,  wurden  nachträglich  alle  freigegeben 
mit  der  Verpflichtung,  wegen  der  erlittenen  Haft  Urfehde  zu 
leisten.  Da  sich  aber  die  Gesellen  solcher  Auflage  durch  Flucht 
in  die  Klöster  zu  entziehen  gedachten,  riss  dem  Rate  die  lang- 
bewahrte Geduld,  und  zornig  drohte  er,  „die  Widerspänstigen, 
wo  man  sie  trefle,  dermassen  an  Leib  und  Gut  zu  straffen,  dass 
ihre  Nachkommen  zu  ewigen  Tagen  dessen  ein  Gedächtnuss 
haben  sollen“.  Xuu  merkten  die  Uebermiitigen,  dass  es  ernst 
werde,  und  krochen  zu  Kreuze.  Der  Kat  aber  gebot,  dass 
fürderhin  ohne  besondere  Erlaubnis  die  Schneiderknechte  keine 
weissen,  die  Bäcker-  und  Müllerknechte  aber  nicht  zweierlei 
Schuhe,  sondern  nur  zwei  schwarze  oder  zwei  weisse  tragen 
dürften.  „Und  hat  damit  dieser  Schuh-Krieg  ein  ohnbliitiges 
Loch  und  Ende  bekommen“. 


u* 
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Fünftes  Hauptstück: 

Die  Verbrechen  wider  die  Ehre. 


§ 2-2. 

Die  Beleidi({ung. 

Während  die  Ehre  des  Kölners  anl'ging  in  dein  vom  Staate 
anerkannten  und  gewälirleisteten  „N’ollgonnss  der  Bürgerrechte“, 
suclite  die  dentsclie  Ehre  zu  allen  Zeiten  ihren  Grund  nicht  ini 
Schutze  durch  die  Staatsgewalt,  sondern  in  der  eigenen  Würde,  die 
von  den  Rechtsgenossen  Achtung  und  Anerkenming  heischte, 
l.eicht  trübte  ein  Makel  dieses  Rechtsgutes  leuchtenden  Glanz, 
und  nichtswUrdig  eiachteto  inan  das  Volk,  die  Siiipe,  den  ein- 
zelnen, die  nicht  ihr  Alles  freudig  an  ihre  Ehre  setzten.  Xttr 
das  Blut  des  Beleidigers  vermochte  in  ältester  Zeit  den  Flecken 
voll  dos  Bescholtenen  Ehreiischild  zu  tilgen;  rasch  entflog  gar 
oft  das  Schwert  der  Scheide,  um  mit  breiten,  tiefen  Wunden 
die  Nadelstiche  einer  bösen  Zunge  zu  vergelten,  und  häuflg 
entflammte  ein  unüberlegtes  Wort  ganze  Geschlechter  zu  loderndem 
Hass  und  nimmer  enden  wollender  Fehde. 

Schon  in  frühester  Zeit  aber  trat  auch  hier  die  Staatsgewalt 
in  ihre  Rechte,  beseitigte  Racherecht  und  Fehdegaiig  und  nahm 
es  auf  sich,  dem  Verletzten  zur  Wiederher-stellung  seiner 
gekränkten  Ehre  zu  verhelfen.  Die  wirksamste  (Jenngthuung 
bot  die  Verurteilung  des  Beleidigers  zu  demütigender  Abbitte 
und  Ehronerklarung  oder  gar  zu  .schimpflicher  Khrenstrafe  an 
Haut  und  Haar;  meist  aber  wird  der  Anspruch  des  Verletzten 
durch  eine  an  iliesen  zu  entrichtende  Geldbusse  absjefiinden,  während 
der  Strafansioiich  der  Gesamtheit  durch  das  verwirkte  Frevel- 
geld Befriedigung  erlangt. 
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Diu  mittelalterlichen  Standesunterschiede  schufen  eine 
genaue  Abstillung  der  Beleidigungsstrafe  je  nach  dem  Stande 
des  Verletzten,  wobei  aber  auch  die  Lebensstellung  des  Belei- 
digers von  Einfluss  war.  Beleidigung  des  Untergenossen  wurde 
milder  gebüsst,  die  eines  Uebergenossen  war  qualifiziertes  Delikt. 
Leichter  wog  die  Ehre  des  Landfremden  als  die  des  Eingesessenen, 
anders  wertete  sich  die  Ehre  des  einfachen  „ehrbaren“  Bürgers, 
anders  die  des  Adels,  der  Doctores  und  der  Katsverwandten. 

Der  juristische  Begriff  des  Beleidigungsdeliktes  ist  im 
älteren  Rechte  ein  viel  iimlassenderer  als  heutzutage;  vor  allem 
ist  dem  Gebiet  der  Realinjurien  eine  ganz  gewaltige  Ausdehnung 
eigen.  Was  wir  heute  als  vollendetes  oder  vei-suchtes  Delikt 
gegen  ganz  andere  Rechtsgiiter  strafen,  galt  ehedem,  wenn  nur 
die  geringste  Spur  einer  beabsichtigten  Verächtlichmachung  des 
Verletzten  entdeckt  werden  konnte,  als  strafbarer  Angriff  auf 
dessen  Ehre:  Verletzung  der  körperlichen  Integrität,  der 

Geschlechtsehre  des  Weibes,  der  persönlichen  Freiheit,  des  Haus- 
friedens, involvierten  fast  immer  auch  den  Thatbestand  der 
Realinjurie. 

Die  MRO.  belegt  die  einfache,  durch  Scheltworte  und 
Schmähreden,  besondei-s  aber  durch  aus  dem  Tierreich  geschöidte 
Vergleiche  verübte  Beleidigung  mit  einer  Geldstrafe  von  5 
Schillingen:  wagt  aber  ein  böser,  verworfener  oder  unwerter 
Mensch,  ehrbare  Männer  oder  Frauen  zu  beleidigen,  so  soll  man 
ihn  an  der  Säule  peitschen  lassen  und  auf  des  Rates  Gnade  der 
Stadt  verweisen.  Augenblickliche  Züchtigung  des  Lästermauls 
macht  den  „Ehrbaren“  nicht  straffällig.')  Frauen,  die  ihre  spitze 


■'  Hügard  S.  216:  „Wer  einen  niensche  wiiler  seiner  cristenlieit 
svhiltet  nnd  in  nennet  eins  pherdes  sun  eiier  eins  hundes  oder  eins  andern 
vilies.  der  git  e Schillinge  spirscher  deme  burgcriuesteren  also  dicke  er  daz 
dut,  Wirt  er  des  uberwunden,  oder  er  enslabe  sich  des,  als  da  vor  geschribeii 
stat,  ez  sie  vrowe  oder  man";  vgl.  biezu  Osenbrüggen,  das  Strafrecht 
in  Kaiser  f.udwigs  I.,audrecbt8bucb  von  1H46,  Studien  IX,  .S.  2U;  ferner 
Hilgard  S.  218:  „Welch  böse,  verworfen  oder  unti’ire  inan  einen  erberen 
inan  eder  vrowen  scliiltet,  den  sol  man  slalicn  an  der  suln  und  sol  in  äz 
der  stat  triben  nimmer  wider  zekomende,  der  rat  heiz  ez  deuue.  Und  ist 
daz  der  erber,  der  also  gescholten  wirt,  eder  ieniaii,  den  er  daz  beizet,  uf 
der  selben  stuiit  den  untüren  siebt,  der  verluret  da  von  iiitznit.“ 
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Zunge  iiiclit  zu  zähmen  wissen,  trifft  eine  ganz  besondere  Strafe; 
Kann  die  Frevleriu  die  auferlegte  hnsse  nicht  bezahlen,  so 
trägt  sie  den  Stein,  „der  dazu  gemaclit  ist“,  vom  Xapfe  bis  ans 
Alteburgthor  ohne  ,Mante!  und  unverschleiert  und  gibt  den 
Richterknechten  einen  Schilling:  trägt  sie  bereits  zum  dritten- 
mal den  Stein,  so  erhöht  sich  diese  Summe  auf  das  Vierfache.') 

Bruch  des  Dingfriedens  oder  Begehung  an  anderen  gefreiten 
Orten  verschärtt  natürlich  die  Strafe  erheblich;  Wer  vor  Gericht 
einem  Monat.sriehter  darum,  dass  er  richtet,  oder  dem  Kläger 
seiner  Klage  wegen,  oder  einem  andern,  weil  er  ihn  rügt  oder 
wider  ihn  Zeugnis  ablegt,  droht,  ihn  schmäht,  meineidig  nennt 
oder  für  seinen  Schaden  gut  heis.st  oder  andere  zu  dergleichen 
Beleidigungen  anstiftet,  zahlt  1 Pfund  den  Bürgermeistern  und 
räumt  einen  Monat  die  Stadt.-) 

Wer  es  wagt,  des  Rates  Hoheit  durch  üble  Reden  zu 
beschimpfen,  soll  nach  einem  Ratsschlusse  von  1317  augezeigt 
und  nach  Gebühr  gerichtet  und  bestraft  werden.  Wäre  er  aber 
zu  stolz,  aus  der  Stadt  zu  fahren,  oder  kehrte  er  vor  dem  Ziel 
wider  seine  Urfehde  in  die  SUult  zurück,  so  soll  er  mit  Hab 
und  Leib  dem  Rate  verfallen  .sein.')  1336  räumt  so  Hans 


')  llilgar.l  .S.  aiG. 

“)  pbd.  S.  ‘222;  die  Neuredaktion  von  i;U(>  zählt  eine  Reihe  besonders 
schwer  zu  ahndender  SchimpfrtMlen  auf,  deren  Gebrauch  die  gewöhnliche 
Taxe  auf  das  Doppelte  erhöht  ^Hilgard  .S.  224,  .■Vnin.  2;:  .Wer  einen 

schiltet  mit  disen  Worten:  gang,  gefrihe  dine  iniitcr  oder  dinen  vatder,  oder 
wer  da  sprichet : du  bist  ein  diep,  oder  ein  diebescher  bösewiht,  oder  du 
lugest  als  ein  diepseher  bösewiht,  der  git  zehen  Schillinge  heller  als  dicke 
als.  er  daz  dnt,  die  vallent  halbe  den  burgermeistern  unde  halbe  an  der 
stetde  bu*.  Nach  dem  von  Dolimann  ,S  2s6*  wiedergegobeneii  Gcselzes- 
texte  veriallt  gleicher  Strafe,  wer  zu  einem  andern  sagt:  .Du  bi.st  ein 

JudeuliUtcr,  oder  zu  einer  frommen  Krauen  .spricht:  Hure,  oder  ilursack, 

l’cckiii,  Hutinc“  u.  dgl.  Vgl.  auch  ('Isenbriiggen.  al.  Str.  H.  S.  249,  2fil ; 
Friedeiisbuch  der  Stadt  .Uaiuz  §79  (M  onc  a.  a.  O.  S.  24" . Weistum  von  Hoch- 
stetten, von  Altheim  (Grimm  V.  S.  «44,  tl92).  Der  Wormser  Stadtfriede 
von  115G  droht  dem  zahlungsunfähigen  Ihdeidiger  .Schere,  Ruten  und  ewige 
Verweisung  Boos,  l'U.  I.  ,S.  f>9). 

Hilgard  S.  24K:  „Rette  icman  dem  rate  ubele,  höret  ilaz  unser 
deheinie.  der  sol  in  straffen,  wie  nahe  er  ime  sippe  ist.  Und  wil  er  sich 
daz  uit  erlazscn.  er  sol  den  deine  rate  künden  und  nennen,  und  sol  der  rat 
gegen  dem  tun,  daz  er  oder  daz  niereteil  denne  zu  rate  werdent,  ane  ge- 
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Stozilns  siiii  nuf  ein  Jahr  „uuib  die  rede  die  er  an  den  rat 
getan  liat“.',i  1371  bekundet  der  Rat,  „daz  wir  Hennein  Huben 
lian  ufgesetzet  von  solicher  snielier  werte  wegen,  al.s  er  dem 
rate  gesprochen  und  getan  hat:  waere  es  dass  er  dem  rate,  den 
burgermeistern  und  ratleuten  iemer  mere  soliche  smehe  wort 
taete  hier  oder  anderswo,  also  dass  sieh  der  rat  erkennet,  der 
dann  sitzet,  dass  er  missetan  hat,  so  soll  man  ihn  ohne  alle 
Widerrede  in  den  Rhein  werfen.“  Mancher  schloss  mutwilliger 
Worte  halber  mit  dem  Turmstflblein  eingehende  Bekanntschaft, 
wie  1427  Frau  Bärbel  von  Kropsberg,  die  üppige 
Frevelworte  vor  dem  Rate  hatte  verlauten  lassen  und  erst  auf 
ihrer  vornehmen  Sippe  fleissig  Bitten  dei‘  Gefangenschaft  erledigt 
wurde.  ')  Massenhaft  sind  die  Achtbucheinträge  über  Geld-  und 
Freiheitsstrafen,  die  „mutwilliger  truuworthalp“  verhängt  wurden.^) 
l.'iPi  wirft  der  Rat  Eckys,  den  Scharwächter,  weil  er  seinen 
Amtsgenossen  Reiss  einen  Verräter  gescholten,  in  den  Turm, 
aus  dem  er  jedoch  tags  darauf  durch  die  rebellischen  Zünfte 
wieder  befreit  wird.’’) 

Noch  im  14.  Jahrhundert  findet  sich  manchmal  als  Strafe 
der  Rhrenkränkung  förmliche  Friedloslegung;  so  wird  i;i7H 
eines  Metzgers  be.ssere  Ehehälfte  geächtet,  .so  dass  niemand  an 
ihr  freveln  soll,  den  Tot.schlag  ausgenommen,  um  ihrer  l'n- 
bescheidenheit  willen,  ilie  sie  an  dni  Leuten  mit  bösen  Schelt- 
worten begangen:  gleiches  Los  tiifft  irtt'.i;  Hilde  in  der  Münze 
und  Lis.ö  die„Sycken“  „umb  solichen  mutwillen.  ungefug  und 
unfridelichkeit,  als  sie  mit  yren  naeligebnrn  in  der  visehergassen 
begangen  hat“.'*)  1424  schlüpft  Hans  Lertasch  gegen  Uifehd- 


vi>rtie.  l'nii  wcre  Jrr  ileheiiir«  also  stolfz.  «laz  er  nit  sweren  weite  zü 
runiene,  . . oder  nit  nsvarnile  weite,  oder  vor  dem  zil  nnd  ane  dez  ratez 
urlob  e lier  in  quemc,  an  dez  lip  und  gut  sollent  die  Imrgernieisterc,  weihe 
danne  sint.  unde  wir  alle  mit  in  cinmöteclirhen  grifleti  und  mit  im  tun, 
also  der  rat  oder  daz  mereteil  dez  ratez  danne  zu  rate  werdent,  och  ane 
alle  geverde.“ 

>)  .\B.  I,  133«. 

-)  W.  H erster,  Veriimleruiiiten  des  Zunflregiments  .S.  4T‘J. 

.Ui.  11,  liii. 

‘)  s.  z.  11.  X.  704.  .Ul.  II.  1419,  144s  u,  s.  w. 

■■■)  Kaser  S.  .‘>7,  «2. 

'•)  .Ul.  T,  130«,  137il.  13SÖ. 
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leistuiig  aus  dem  (lefängnis,  darein  ihn  der  Rat  hatte  setzen 
lassen  „unib  unziclitige  unordenliclie  schamperworte,  die  er 
Irevelichen  wider  wipliche  geslehte,  für  die  soliche  werte  sunder- 
lichen nit  gehörende  sint  zu  sagen,  geretd  hat“.') 

Wie  bereits  in  der  Einleitung  des  näheren  erörtert  wurde, 
zeigt  sich  schon  in  früher  Zeit  die  Tendenz  des  Rates,  in 
wichtigen  Fällen  nicht  den  Monatsrichtern  bezw.  später  dem 
Tierrichterkolleg  die  Aburteilung  zu  überlassen,  sondern  selbst 
in  eigener  Zuständigkeit  im  Plenum  die  Entscheidung  zu  fällen. 
In  den  späteren  Jahrhunderten  der  reichsstädtischen  Zeit  wurden 
daher  die  Vierrichter  als  ürteilsfinder  nur  noch  in  Schmäh- 
und  Injnrieniirozessen  thätig,  und  auch  hier  hatte  der  Rat 
jederzeit  die  Macht,  falls  er  die  Sache  für  besonders  wichtig 
erachtete,  sie  vor  sein  eigenes  Forum  zu  ziehen. 

Die  Strafen  bestehen  meist  in  (leldbiisse  und  Turmver- 
wahrung: auch  Abbitte,  Widerruf  und  Ehrenerklärung  werden 
regelmässig  verhängt;  denn  ebenso  rasch  wie  ein  leichter  Hauch 
den  blanken  Schild  zu  trüben  vermochte,  verschwand  er  auch 
wieder,  wenn  der  Beleidigte  gezwungen  wurde,  sich  zu  demütigen 
und  dem  Verletzten  seine  Ehre  wieder  zu  geben. 

Iö7f)  muss  ein  Knecht,  der  sich  intimen  Verkehrs  mit 
seiner  Meisterin  berühmt  hatte,  öffentlich  erklären,  dass  er  von 
seinem  Meister  und  dessen  Hauswirtin  nur  Liebes  und  Gutes 
wisse.  Gleiches  empfiehlt  der  Rat  denen  von  Gelingen,  die  in 
Speier  zu  Haupte  gehen,  weil  sich  dort  einer  mit  der  Gunst 
der  Hausfrau  seines  Nächsten  gebrüstet  hatte  und  die  Ge- 
kränkte nun  vor  Gericht  kam  und  öffentlichen  Widerruf  nebst 
100  Pfund  Entschädigung  „vor  ihren  I>eumund“  verlangte.  Man 
soll,  so  lautet  der  Entscheid,  den  Ehrabschneider  an  ein  Hals- 
eisen stellen,  wenn  die  Messe  anfängt,  und  ihn  stehen  lassen, 
bis  sie  zu  Ende  ist:  dann  aber  soll  er  in  die  Kirche  .gehen  und 
dort  öffentlich  erklären,  dass  die  Schmähredeu,  deren  er  sich 
bediente,  vollständig  grundlos  und  aige  Lügen  seien.-) 

Häufig  ergaben  sich  in  der  Freveljurisdiktion  Kompetenz- 
konflikte zwischen  dem  weltlichen  Gerichte  und  dem  Bischof, 


0 AB.  II,  14>4. 
Lehmann  S.  30S''. 
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der  eifei-süclitig  sich  seines  Reclites  wehrte,  Frevel,  die  inner- 
halb der  Immunitatsgrcnzcn  oder  ausserhalb  der  Stadt  in  seinem 
Herrschaftsbereich  begangen  waren,  in  eigener  Zuständigkeit 
zu  richten  und  zu  strafen.  Massgebend  war  nach  altem,  durch 
eine  zwischen  der  Stadt  und  Bischof  Reinhard  von  Helm- 
städt  1440  geschlossene  Rachtung  neu  bekräftigtem  Herkommen 
das  forum  delicti  commissi,  woran  sich  freilich  beide  Teile  nicht 
immer  ftir  gebunden  erachteten.  So  sah  sich  beisiuelsweise  der 
Rat  1480  zum  Einschreiten  gegen  den  Amtmann  des  Speierer 
Domkapitels  zu  Edesheim,  Gerhard  Steinhäusser,  früheren 
Ratsherrn  zu  Speier,  veranlasst,  weil  er  die  Ratsherren  Böse- 
wichter  genannt,  einen  Bürgermeister  des  Diebstahls  beschuldigt 
und  andere  „schmitzliche“  Worte  geredet  hatte.  Das  Dom- 
kapitel  verlangte  Freigabe  des  Frevlere  und  Auslieferung  an 
das  Kapitel,  den  Bischof  oder  an  Kurpfalz;  doch  fühlte  sich 
der  Rat  hiezu  nicht  bewogen,  da  das  Delikt  in  der  Stadt  be- 
gangen war  und  ausserdem  so  schwer  sei  „dass  die  Beschuldigung 
eine  Leib-  und  Lebensstrafe  auf  ihr  trüge“,  in  solchen  Fällen 
aber  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der  genannten  Rachtung 
das  forum  dei)rehensionis,  also  wiederum  der  Rat,  zuständig 
sei.  Auch  der  Bischof,  „dem  die  Steinhäusser  sunderbar  lieb 
gewesen“,  wurde  mit  seinem  Verlangen  abgewiesen,  und  dem 
Kurfürsten  von  der  Pfalz  erteilte  der  Rat  höflich  aber  fest  die 
Antwort,  „dass  diese  Sach  der  Stadt  Freyheit,  gute  Gewohnheit 
und  alt  Herkommen  raercklich  berühre,  die  der  Rat  zu  hand- 
haben hoch  verbunden;  man  hätte  demnach  denen  Partheyen 
einen  Rechtstag  gesetzet  und  würde  geschehen,  was  billich  ist.“ 
Der  Frevler  lag  indes  im  sichern  Turmverhaft,  da  er  auf  den 
Vorschlag  des  Rats  nicht  einging,  der  ihn  freigeben  wollte, 
wenn  er  ihn  als  Richter  anerkannt  und  geschworen  hätte,  bis 
zu  endgiltiger  Erledigung  der  Sache  sein  Haus  nicht  zu  ver- 
lassen; endlich,  „als  ihm  die  Kurtzweil  des  Thurns  bedäuchte 
zu  lang  zu  werden“,  fügte  er  sich  dem  Begehren  des  Rates. 
Schliesslich  wurde  er  doch  auf  dem  Vergleichswege  dem  Kur- 
fürsten ausgeliefert,  der  als  Schiedsrichter  ihn  dem  Bischof 
übergeben  Hess,  wodurch  sich  der  Rat  dermassen  beschwert  er- 
achtete, dass  er  an  den  Kaiser  eine  Appellationsschrift  ver- 
fasste. Als  sich  dann  später  die  Stadt  mit  dem  Bischof  wieder 
vertrug,  wurde  das  kurfürstliche  Urteil  für  tot  und  kraftlos  er- 
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klärt,  der  vom  Biscliol  aiusgelieferte  Urteilsbrief  „zerstochen 
und  vernichtigt  und  die  Appellation  abgetlian“.') 

Ini  Jahre  wurde  das  lür  Injurien-  und  Scbmähsaclien 
geltende  formelle  und  materielle  Recht  kodifiziert,  und  zwar 
führt  das  Gesetz  bezeichnenderweise  den  Namen  „Vierrichter- 
ordnung*. 

Darnach  sollen  die  Vierrichter  urteilen  in  allen  Injnrien- 
sachen,  soweit  nicht  Leibes-  oder  liebensstrafe,  sondern  allein 
gemeine  Geldstrafen  auf  dem  Spiele  stehen.  Injurien  aber 
können  auf  dreierlei  weise  begangen  werden; 

„1.  mit  chrcnverletzlichen,  verkleinerlichen  Schmach-  und 
Scheit  Worten,  auch  Nachreden. 

2.  mit  ehrenrührigen  Schmäh-Schrifften. 

3.  mit  thätlichen  Vergewaltigungen  und  Verwundungen“. 

Durch  die  That  entsteht  ein  Stral'anspruch  des  Staates. 

dessen  Befriedigung  durch  Zahlung  der  Frevelbusse  die  Richter 
von  amtswegen  zu  betreiben  haben,  und  neben  diesem  ein  An- 
spruch des  Verletzten,  der  sowohl  civiliter  vor  dem  Rate,  als 
auch  crirainalitcr  im  AnsGiluss  an  das  Verfahren  vor  den  Vier- 
richtem  geltend  gemacht  werden  kann.-) 

„Demnach  aber  bisshero“  — so  erklärt  das  Gesetz  selbst 
die  Notwendigkeit  der  Kodifikation  — „unsere  Richter  die  Strafen 
der  begangenen  frevelbaren  Handlungen  nach  Ermässigung 
(arbitrarie)  anzusehen  in  Brauch  gehabt,  und  aber  hierin  zu 
mehrern  Afaleii  den  Sachen  zu  wenig  oder  zu  viel  geschehen 
sein  mag,  beneben  auch  in  dieser  argen  Welt  und  letzten  Zeiten 
die  Bosheit  bei  Jungen  und  .‘\lten  sich  nudiret  und  zunimmt, 
und  die  beschriebenen  Recht  sagen;  So  die  Bo.-iheit  und  Misse- 
thäter  sich  mehreti,  auch  dieselben  Strafen  sollen  geschärft  und 


')  LchinHiiu  S.  t»47  ff.;  ein  Ulinliehrr  Kompetennkoiiflikt  im  Full 
Liclitenbergcr  l4St>.  (Lelimitnn  S.  yr>2). 

-)  Dieser  römisclireditliclic  Satz  10  I.  de  iniuriia  4.  4)  ist  durcli 
die  italienisclrc  .Jurispnuletiz  in  Deutschland  eingebürgert  worden,  in  den 
Klag-  u.  fjaienspiegel  eingedrungen  und  schlie.sslich  ancli  in  unsere  VKO. 
Ubergegangen.  Interessant  ist  liier,  dass,  selbst  wenn  die  Zivilklage  vor 
dem  Rate  erboben  und  «lurchgeführt  wird,  doch  die  Richter  schuldig  sein 
sollen,  den  .Frevel“,  auch  wenn  dieser  in  der  Klagbitte  nicht  verlangt 
Wurde,  von  amtswegen  einzuzieben. 
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erhöhet  werden“,  so  erachtet  es  der  Rat  für  nötig,  den  Buss- 
sätzen „mit  Fürschreibung  einer  gewissen  Tax  ...  ihr  richtig 
Äfass  und  Ordnung  zu  geben“  und  zwar  in  folgender  Weise; 

1.  2 Pfund  Heller  zahlt,  wer  ohne  gegebene  Ursache  einen 
andern  mit  gemein  verkleinei  liehen,  aber  doch  nicht  ehren- 
rührigen (!)  Worten  reizt,  als  da  sind;  faule  Lumpen,  Stümpler, 
Hudler,  Bärnheuter  u.  dgl., 

•2.  :$  Pfund,  wer  einen  andern  freventlich  Lügen  straft, 

a.  5 Pfund,  wer  einen  andern  ohne  Ursach  einen  Schelmen, 
Dieb,  Mörder,  Ehebrecher,  Hurenkind,  Betrüger,  Hurer  u.  dgl. 
nennt,  oder  eine  ehrliche  Frau  oder  Jungfrau  Hure,  Hexe, 
ünhuldt  oder  ähnlich  tituliert.  Steht  aber  diese  Person  an 
Stand  über  dem  Beleidiger  als  Rats-  oder  graduierte  Person, 
.so  .soll  er  7 Pfund  zu  zahlen  schuldig  sein  oder  mit  Turmhaft 
oder  andern  Strafen  büssen. 

Fiel  die  Beleidigung  an  gefreiten  Orten,  z.  B.  vor  Rat 
oder  Gericht,  auf  der  Rats-  oder  Steuerstube,  so  ist  der  Misse- 
thäter,  nachdem  ihm  von  den  Vierriehtern  die  Frevelbusse 
auferlegt  worden,  auch  noch  dem  Rate  zu  besonderer  Bestrafung 
zu  überweisen.  Wer  sich  vor  den  Richtern  unbescheidentlich, 
trutzig  oder  halsstarrig  zeigt,  oder  einen  andern  schmäht,  oder 
gar  von  den  Richtern  sich  nicht  „theidigen“  lassen  will,  soll 
die  dop[ielte  Frevelbu.sse  zahlen  und  ausserdem  ebenfalls  dem 
Rate  überwiesen  werden.  Wurde  die  Beleidigung,  weil  auf  der 
Zunftstube,  auf  dem  Schiessbei  g oder  im  Sehiessgraben  begangen, 
bereits  von  dem  Zunft-  oder  Schützenmeister  gerichtet  und  ge- 
frevelt,  so  .soll  der  Tliäter  gleichwohl  nochmals  von  den  Viei- 
richtern  zur  Frevelbusse  verurteilt  werden. 

Sofortige  Vergeltung  der  Beleidigung  mit  ^'erbal-  oder 
Realinjurien  ist  straflos,  doch  zahlt  der  Beleidigte  die  halbe 
Freveltaxe,  wenn  ei  bei  der  Erwiderung  „die  rechte  Mass“ 
überschreitet. 

Zu  den  oben  aufgezählten  Verbalinjurien  gesellt  sich  nun 
die  grosse  Zahl  der  „Injurien,  so  mit  derThat  begangen 
werden“,  nämlich: 

1.  Wer  wider  den  bürgerlichen  Frieden  einen  andern  zu 
beleidigen  oder  zu  schlagen  mit  Worten  oder  Werken  droht, 
zahlt  5 Pfund  Heller  und  ist  ausserdem,  wenn  die  Bedrohung 
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Leib,  Lel>en  oder  „Besohädiguns  der  NHhruiig“  betiaf,  dem 
Rate  zu  überweisen. 

•2.  Wer  gegen  einen  andern  Wehr  oder  AVartbn  zuckt,  erlegt 
2 Pfund  Heller  Frevelbnsse. 

3.  Werfen  mit  einem  Stein.  Beil,  Hammer  u.  dgl.  ohne  zu 
treffen,  kostet  (i,  bei  Nacht  in  Pfund  Heller. 

4.  Wer  einem  andern  eine  Maulschelle  gibt  oder  ihn  mit 
der  Faust  ins  Antlitz  oder  an  den  Kopf  schlügt,  „und  doch 
kein  Blut  hernach  geht“,  verwirkt  3,  wenn  die  Schläge  andere 
Körperteile  trafen,  2 Pfund  Heller;  wenn  Blut  floss,  so  erhöht 
sich  die  Strafe  auf  ö Pfund. 

,ö.  Wer  einen  andern  mit  Schelmenschelten  oder  andern 
schmählichen  Worten  aus  seinem  Hause  ausfoidert,  soll  der 
Gemeingcfährliehkeit  solchen  Deliktes  halber  zuerst  von  den 
Vierrichtern,  wenn  er  ein  Handwerksgesell  ist,  mit  lö,  so  er 
aber  das  Biirgrecht  bi’sitzt.  mit  2o  Pfund  Heller  gefrevelt  und 
dann  noch  vom  Rate  mit  einer  ansehnlichen  Geld-  oder  Turm- 
strafe oder  mit  Verweisung  der  Stadt,  selbst  wenn  kein  Schaile 
entstanden  war,  ernstlich  gestraft  werden.  Der  Pi'ovozierte, 
der  den  Ausforderer  schlägt  oder  veiwundet,  geht  straflos  aus. 

t».  Wer  einen  andern  böslich  vei  wegwartet  in  der  Absicht, 
ihn  zu  überfallen  oder  Rache  an  ihm  zu  nehmen,  und  dabei 
den  Arglosen  verwundet  oder  schädigt,  zahlt  30  Pfund  Heller 
und  soll  ausserdem  vom  Rate  zum  Abtrag  des  Schadens  auge- 
halten werden.  v 

7.  Jagen  oder  Verfolgen  mit  nackter  Wehr,  aber  ohne  schäd- 
liche Folgen  kostet  r>,  Jagen  ohne  Warte  3 Pfund  Heller. 

8.  Schlagen  mit  Stecken,  Kolben,  spitzen  Steinen  zieht  eine 
Busse  von  7,  Wundschlagen  eine  solche  von  10  Pfund  und 
Schadensersatzpflicht  nach  sich.  Geschah  die  That  unter  Bruch 
eines  besonderen  Friedens,  an  gefreiten  Orten  oder  bei  nächt- 
licher Weile,  so  verdoppeln  sich  die  aufgelührten  Bnsstaxen. 

tt.  Die  schlimmste  Injurie  beg(‘ht,  wer  einen  andern  in 
seinem  Hause  überläuft,  ihn  schlägt,  verwundet  oder  vergewaltigt. 
Er  zahlt,  wenn  die  That  bei  Tage  verübt  ward,  .öo  Pfund  und 
vergilt  den  entstandenen  Schaden;  wenn  er  aber  zui  Nachtzeit 
eines  andern  Haus  „auftritt“,  hat  er  loO  Pfund  Heller  zu  er- 
legen. Bei  Zahlungsunfähigkeit,  oder  wenn  der  Handel  so 
frevel,  mutwillig,  gross,  oder  der  Inwohner  des  Hauses  „schwer- 
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lieh“  vorletzt  ist,  so  soll  »1er  Thäter  dem  Rate  aiiRczeigt  und 
entspreeliend  gestraft  werden.  Geschah  die  That  iin  Garten, 
auf  dem  Acker  oder  der  Wie.se  »les  Angegriftenen,  so  mildert 
sich  die  Busse  auf  2,'>  Pfund. 

Vergeltung  einer  Realinjurie  durch  „Widerstreiche“  wird 
mit  der  halben  Summe  geblisst.  Bei  Realkonkurrenz  von  Verbal- 
und Realinjurien  tritt  K umulation  der  verwirkten  Strafen  ein. 

Bei  Raufhändeln  wird  die  Komtiensation  der  ausgeteilteii 
wörtlichen  und  thätlichen  Beleidigungen  mit  den  eiugesteckteu 
prasumiert  und  daher  der  einzelne  Teilnehmer  nur  mit  der 
halben  Strafe  belegt;  die  Rädelsführer  dürfen  freilich  auf  solch 
mildes  Verfahren  keinen  Anspruch  machen. 

Aus  diesen  detaillierten  Strall)estimmungen  ist  ersichtlich, 
dass  die  persönliche  Ehre  früher  weit  grösseren  Schutz  genoss 
als  heutzutage,  und  dass  Delikte,  worin  die  moderne  Juris])rudcnz 
eine  Verletzung  ganz  anderer  Kechtsgüter  erblickt,  als  vorzugs- 
weise gegen  die  Ehre  des  Augegriö'eneu  gerichtet  angesehen 
wurden. 

Von  der  Reichhaltigkeit  der  auf  uns  gekommenen  Auf- 
zeichnungen über  die  Recht-sprechung  des  Vierergerichls  in 
Erevelsacheu  wurde  bereits  einleitungsweise  gesprochen. 

Die  (leschiehtserzählungen  dieser  Vierrichteramtsprotokolle 
entbehren  mitunter  nicht  einer  recht  derben  oder  gemütlichen 
Komik,  wie  z.  B die  Verurteilung  eines  Sjjeierer  Bürgers  IfibS  zur 
Zahlung  von  1 Pfund  Heller,  weil  er  zu  einem  Mitbürger,  als 
ilessen  Floss  auf  dem  Rheine  durchging,  gesagt  hatte:  „Was 
au  Galgen  gehöret,  das  ersäuffet  im  Wa.sser  nicht“.') 

Ein  besonderer  Fall  besclWiftigte  die  Frevelrichter  im  Jahre 
172',i.-)  Da  sich  in  diesem  Jahre  das  Hochgericht  äusserst 
schadhaft  gezeigt  hatte,  so  be.schlo.ss  der  Rat,  dasselbe  neu 
aufbaueii  zu  lassen.  Wie  in  solchen  Fällen  üblich,  musste 
dabei  das  ganze  Hainlwerk  in  feierlichem  Zuge  ausrücken  und 
jedermann,  Kleister  wie  Geselle,  mit  Hand  aulegen,  damit  keiner 
ein  Recht  habe,  den  andern,  weil  er  bei  solch  unehrlichem 
Welke  mitgearbeitet,  über  die  Achsel  anzusehen.  Da  es  nun 


VUAP.  II,  16!I8. 
N.  TU. 
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bei  ei  wälinter  Gelegenheit  an  Nägeln  gebrach  und  einer  der 
Arbeitenden  in  die  8tadt  lief,  um  solche  zu  kaufen,  erklärte 
der  Nagelschuiiedsgeselle,  an  den  er  sich  wandte,  er  werde  die 
Nägel  nicht  abgeben,  da  er  um  ihretwillen  nicht  zum 
Schelmen  werden  möge.  Diese  freche  Rede  wurde  als  Ehren- 
kränkung aller  am  Aufbau  dos  Hochgciichtes  Arbeitenden  auf- 
gefasst, und  Bestrafung  verlangt,  worauf  sich  der  Konsulent 
Baur  gutachtlich  dahin  äussertc,  man  solle  den  Gesellen  ein 
l»aar  Tage  bei  Wasser  und  Brot  aufs  Altpörtel  setzen  und  ihn 
nachher  anhalten,  die  Nägel  zu  maclien. 


Verleumdung  und  falsche  Anschuldigung. 

Verbreitung  von  Schmähschriften  und  besonders  von  Schuiäh- 
gedichten,  schon  im  uralten  römischen  Recht  bedroht')  und  in 
Karls  V.  peinlicher  Halsgerichtsordnung  besonderer  Bestrafung 
empfohlen,  wurd»;  mit  sehr  beträchtliclien  Geldstrafen  geahndet, 
die  meist  weit  höher  waren  als  die  gewöhnlichen  Bnsstaxen 
für  Verbalinjurien.  So  musste  1772  Anna  Maria  Hoyerin  wegen 
„evulgirter  Schmäli-Schrifft^  50  fl.  zahlen;  ein  anderer,  der  1777 
weg^en  „di  vulgirten  basqiiills“  angezeigt  wurde,  kam  mit  8 fl.  davon.'-) 

Weit  schwerer  als  die  offene  Beschimiifung  wog  eben  die 
heimliche,  feige  Ehrabschneidung,  die  sich  unter  der  Maske  der 
Anonymität  vor  der  Rache  des  Beleidigten  zu  bergen  suchte. 
Noch  im  18.  Jahrhundert  ämssert  sich  dieser  Ab.scheu  der 
gemeinen  Meinung  vor  der  Feigheit  des  Verleumders,  der  nicht 
wagt,  mit  offener  Stirn  dem  Beleidigten  gegenüberzutreten,  so 
lebhaft,  dass  durch  diffaniatio  oft  fünfmal  höhere  Buss.sätze  ver- 
wirkt werden  als  durch  gewöhnliche,  offene  Ehrenkränkung. 

Ihle  Wurzel  Huden  diese  tfrumlsätze  in  den  Bestimmungen 
des  Schwabenspiegels,  die  nach  Lehmann  im  Speierer 


’J  Schon  ilus  ZwiilftÄl'olgcHetz  drohte  kajdtÄle  Strafe,  ,si  quis  occenta«set 
sive  ciirmen  condidia.set,  qiiod  iiifamiHin  fiiceret  angitiumve  alteri“. 

JlariDal  über  die  von  E.B.  Rath  dictirton  ((ield-jStraffen,  1772,  1777  . 
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Gcrichtsgebrauch  Anerkennung  fanden  und  von  dem  Chronisten 
folgendermassen  wiedergegeben  werden : 

„V erräther  heissen  wir  die,  die  mit  Rede  einen  verbalmuudent, 
dass  sie  jn  sagent  von  der  Christenheit,  also  dass  sie  sagent, 
er  sy  ein  Sodomit,  oder  er  habe  das  Vieh  ungereiniget,  oder  er 
sy  ein  Ketzer.  Miigen  sie  das  autf  ihn  nicht  erzeugen,  so  sol 
mau  sie  radtbrechen,  und  die  es  nicht  türen  reden,  die  scliribeut 
Brieff  oder  heissent  andere  l.eut  scliribeu  und  setzent  einen 
mit  Namen  darinnen,  und  werffent  die  Brieö'  an  die  Strass,  diiss 
sie  die  Leut  uffheben  und  sie  lesen,  und  geht  jenem  an  syn 
Lyb  und  an  syn  Ehr,  das  ist  ein  giosses  Mordt,  und  wäre  ihm 
ein  Tod  würscher  dann  radtbrechen,  den  soll  man  ihm  anthun“.i) 
Ein  Beweis  für  die  Geltung  dieser  Sätze  im  Sjieierer  Recht 
ist  mit  der  durch  kein  Quellenzeugnis  gestützten  Behauptung 
Lehmanns  freilich  nicht  erbracht,  und  jedenfalls  zeigt  die 
Praxis,  dass  diese  Normen,  wenn  sie  überhaupt  je  zur  Anwendung 
gelangten,  nur  eines  ephemeren  Daseins  sich  erfreuten. 

Um  1480  wird  beispielsweise  ein  Jude  von  Landau,  der 
einer  Frau  nachsagte,  sie  habe  ihr  Kind  gelähmt,  keineswegs 
zum  Rade,  nicht  einmal  zur  Talionsstrafe,  sondern  lediglich  zu 
Halseisen  und  Staupenschlag  verdammt;-)  1577  lässt  man  Anna 
Hempelin,  eine  gemeine  Dirne,  die  wider  besseres  Wissen 
vorgegeben  hatte,  von  dem  Organisten  zu  St.  Wido,  einem 
verheirateten  Manne,  genotzüchtigt  worden  zu  sein,  weshalb 
dieser  in  üntersuchuugshaft  genommen  wurde,  mit  Ruten  vor 
das  Stadtthor  schlagen  nnd  verbietet  ihr  auf  ewig  Stadt  und 
Bannmeile.') 


')  l,elitn»nn  S.  vgl.  wieder  deu  .Vrlikel  174  des  SeliWiibeii- 

spiegel.s  fLiitsdberg  .S.  S4‘)! 

•4)  AO.  II. 

4)  VKAl’.  1,  1577. 
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Sechstes  Hauptstück: 


Die  Verbrechen  wider  die  persönliche 

Freiheit. 

Diese  Delikte  bildeten  iiii  früheren  Reelit  niemals  abgesonderte, 
seharf  begrenzte  Verbrechensbegriffe;  denn  entweder  wurde 
die  That  als  Bruch  des  Kechtsfriedens  aufgel'asst  und  dement- 
sprechend gestraft,  oder  sie  galt  als  Verletzung  der  Ehre  des 
Angegriffenen  und  verschwand  in  dem  ausgedehnten  Thatbestand 
der  Realinjurie.') 

ilit  den  Räubern  der  Heerstrasse,  die  den  friedlich  seines 
Weges  ziehenden  Bürger  niederwarfen,  ausraubten  und  mit 
fortschlejipten,  nni  von  seiner  Sipjie  ein  Lösegeld  zu  erpressen, 
pflegte  man  natürlicherweise  nicht  sehr  glimi)flich  zu  verfahren, 
wenn  endlich  einmal  ein  glücklicher  Zufall  sie  in  die  Hände 
der  Stadtsülduer  lieferte;  Schwert  oder  Rad,  die  Strafe  der 
Landfriedbrecher,  stand  ihnen  als  sicherer  Lohn  in  Aussicht. 
Ab  und  zu  wird  freilich  solch  ein  Stegreifritter,  zumal  wenn  er 
adeligen  Geblüts  sich  rühmen  kann,  durch  mächtige  Verwandte 
oder  Freunde  abgebeten. 

Ueber  einen  Fall  versuchten  Menschen  Verkaufs  urteilt 
der  Rat  1471.'^)  Der  Knecht  des  Abtes  von  Limpurg  gestand 


•}  vgl.  auch  W'ilila  t>.  7!U,  Osenbrüggen,  al.  Str.  R.  S.  ‘^73. 
‘^)  AH.  II,  U71. 
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vor  Gericht,  mit  einem  .luden  paktiert  zu  haben,  da^ss  er  ihm 
um  30  fl.  ein  Kind  verkaufen  wolle.  Der  Handel  zerschlug 
sich,  da  die  Mutter  ihr  Kind  nicht  hergeben  wollte  und  der 
Jude  nachher  selbst  bei  den  Bürgermeistern  Anzeige  erstattete. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  frevle  That  nicht  zur  Vollendung 
gereift  war,  und  in  Ansehung  .seiner  .Tugend  wurde  der  Schuldige 
vom  verdienten  Tode  gelöst,  nachdem  er  im  Halseisen  gestanden, 
durch  Backen  und  Stirne  gebrannt  und  fortgejagt. 


Tk.  ÜArtter,  9trafr«c1it  4er  freien  ReiebMC»üi  Speier. 


Digitized  by  Google 


Siebentes  Hauptstück: 

Die  Verbrechen  wider  die  Sittlichkeit. 


Krster  Abschnitt: 

AUgemeiiies. 

§ -iö. 

Es  ist  geiiugsam  bekannt,  dass  das  sittliche  Niveau,  auf 
dem  unsere  mittelalteriiclien  V'orfahren  standen,  keineswegs  ein 
liöheres  war  als  dasjenige,  worauf  sich  unsere  vielgeschniähte 
moderne  Gesellschaft  bewegt,  und  zwar  bestätigt  sieh  diese 
Erfahrung  nicht  zum  mindesU'u  bei  der  Bevölktsrung  der  Städte. 

An  der  wichtigsten  Verkehrsader  Deutschlands  gelegen, 
von  Kaisern  und  Königen  umworben  und  mit  Privilegien 
überreich  begabt,  mit  festem  Mauerring  umgiirtet,  aber  auch 
— ein  besserer  Schutz  — „mit  lebendigen  steynen.  das  ist  mit 
erbern  wisen  luten  geiilanzet  und  gezieret“  gelangte  der  alten 
Kaiser  ehrwürdige  Totenstadt  gleicli  ihren  Schwestern  am  Rhein 
zu  rasch  und  mächtig  wachsender  Entfaltung,  der  nach  schöner, 
aber  allzu  kurzer  Blütezeit  ein  langsames,  jahrhundertelanges 
Dahinwelken  folgte. 

Em.siger  Gewerbtieiss  und  günstige  Handelsbedingungen 
brachten  Reichtnm  und  Wohlstaml  in  die  Mauern,  aber  bald 
hielt  auch  deren  sittenverdeibendes  Gefolge,  Hoffart  und  Luxus, 
Ueppigkeit  und  ungezügelte  Sinnenlust,  ihren  Einzug,  und 
schleichend  drang  das  Gift  der  Verweichlichung  ins  Mark  des 
Volkes.  Besonderer  Veil'eincvung  erfreuten  sich  die  geschlecht- 
lichen Bedürfnisse:  immer  lleissigcren  Besuches  konnten  sich 
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die  „schönen  Frauen“  rühmen,  immer  mehr  wuchs  die  Zahl  der 
Frauenhänser  wie  der  fahrenden  Priesteriunen  der  Aiihroditc 
Pandemos,  die  besonders  auf  .Messen  und  Märkten  ihr  einträg- 
liches Gewerbe  trieben;  und  doch  gab  sich  die  entzügelte 
Wollust  damit  nicht  zufrieden.  Die  Zahl  der  geschlechtlichen 
Verirrungen  mehrt  sich  in  erschreckender  Weise,  und  der 
bischürtiche  Laiensend,  früher  kompetent  für  alle  Sünden  gegen 
Gottes  Gebote,  verwandelt  sich  im  Spätmittelalter  in  ein  reines 
Sondergericht  für  Fleischesdelikte.  Besonders  der  Klerus  hat 
seine  Aufgabe,  das  Salz  der  Erde  zu  sein  und  durch  Einfachheit 
und  Sittenstrenge  der  Gemeinde  Christi  vorauzuleuchteu,  völlig 
vergessen,  und  vor  allem  in  den  Klöstern  herrscht  eine  bodenlose 
Korruption.  Alles  Eifern  der  kirchlicheBi  Oberen,  alle  Flimah- 
nungeu  der  Synoden,  die  jahrhundertelang  immi-r  wieder  die 
ewige  Klage  über  den  lästerlichen  liCbenswandel  des  Klerus 
wiederholen,*}  die  schärfsten  Drohungen,  ja  selbst  der  Hinweis 
auf  Amtsverlust  und  Bannstrahl  erweisen  sich  als  völlig 
wirkungslos.  Die  Besseniug  der  Sittenzustäude,  die  infolge  der 
Reformation  eingetrtden  war,  erfreute  sich  nur  allzu  kurzer 
Dauer,  und  in  den  Wii  ren  des  dreissigjährigen  Krieges  erreichte 
die  allgemeine  Entsittlichung  und  Verrohung  ihren  Gipfelpunkt. 
Das  Volk  hatte  im  Laul'e  der  Zeit  jedes  Geltihl  für  die  moralische 
und  rechtliche  Verwerflichkeit  geschlechtlicher  Vcririungen  ver- 
loren, und  nicht  den  geiingsten  Teil  der  Schuld  hieran  trägt 
die  Rechtsordnung  .selbst,  die  sich  stets  in  der  strafrechtlichen 
Verfolgung  der  Fleischesverbrechen  äusserst  lässig  zeigte. 

Seit  alter  Zeit  gehörten  ilie  V^ubrecheii  wider  tlie  Sittlich- 
keit als  Sünden  wider  die  Gebote  Gottes  vor  das  Forum  des 
geistlichen  Gerichts,  der  Geschworenen  „zu  der  gotz  e“,  deren 
Stralliefiignisse  jedoch  sehr  gering  waren  und  sich  eigentlich 
nur  auf  V('rhängung  von  Kirchenbussen  und  Geldstrafen  er- 
streckten; nur  selten  kommt  Gefängnisstrafe  oder  die  „harptfen“ 


')  Mail  wird  unter  den  Hunderten  von  Synodal proicsseu  des  11.  bis 
IS.  Jahrhunderts  wenige  linden,  in  denen  nicht  diese  Klage  wiederkehrt. 
Vgl.  Collectio  processuuin  synodalinin  et  cnn.stitutiomnn  eeclesiasticoruni 
dioeecsis  Sjiirensis  1:107— I7-Jo,  a.  15.  S.  :iy,  öo,  dt.  lii.  i:>i^  jy;, 

Jü7  u.  s.  f. 

la* 


Digitized  by  Google 


180 


zur  Anwendung.  Später  verblasst  die  Bedeutung  dieses  Gerichts 
immer  mehr;  lauge  Jahre  wird  überhaupt  kein  Send  mehr 
gehalten,  und  nachdem  die  Stadt  einmütig  das  Augsburgische 
Bekenntnis  angenommen  hatte,  ward  auch  tür  die  früher  der 
Kompetenz  des  Laiensends  unterworfenen  Delikte  die  Zustän- 
digkeit der  weltlichen  Gerichte  hergestellt. 
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Zweiter  Abschnitt: 

Die  einzelnen  Delikte. 

§ 

Notzucht  und  sonstige  Nötigung  zur  Unzucht. 

Ueber  die  Beurteilung  und  Bestrafung  dieses  Verbrechens 
sind  mir  Quellenuachriehteii  aus  der  Zeit  vor  der  Karoliua  nicht 
bekannt  geworden.  Dieses  Gesetz  spricht  den,  der  einer  unver- 
leumdeten  Eliefrau,  Witwe  oder  Jungfrau  wider  ihren  Willen 
mit  brutaler  Gewalt  die  Ehre  raubt,  des  Todes  schuldig,  weil 
er  seine  physische  Ueberlegenheit  über  ein  schwaches  Weib 
missbrauchte.  Aber  auch  dieser  Hatz  wird,  wie  fast  alle  die 
drakonischen  Strafbestimmungen  der  Karoliua,  daun  nicht  an- 
geweudet,  wenn  seine  Durchführung  nach  der  Tjage  des  Palls 
eine  allzu  grausame  Strafe  bedeuten  würde.  So  wird  157ti 
ein  allerdings  nur  des  Xotzuchtsversuchs  Beschuldigter  lediglich 
ein  paar  Tage  im  Turmstüblein  verwahit,  daun  lässt  man  ihn 
gegen  Urfehde  wieder  laufen : ' ) 1712  wird  in  bewusstem  Gegensatz 
zur  Karoliua  der  Bettelvogt  Johann  Schmidt,  ein  verheirateter 
Mann,  wegen  Xotzwangs  gegenüber  einem  zwölfjährigen  Kinde 
nur  zu  einer  Leibesstrafe  verurteilt  und  mit  dem  Staupbesen 
zum  Stadtthor  hinausgehaueii.-) 

Im  gleichen  Jahre  beantragte  der  Konsulent  von  der 
Mühle  Aunaiime  eines  von  ihm  ausgearbeiteten  Gesetzentwurfs,-^) 


VK.\H.  I.  ir.7(5. 
X.  707. 

X.  631. 
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in  dem  er  dem  Rate  grössere  .Schärfe  und  Strenge  in  der  Er- 
mittelung, Reurteilung  und  Bestrafung  der  Sittliclikeitsdelikte 
empfahl  und  ihn  vor  allem  auf  die  bedeutende  Abweichung  seiner 
übertrieben  humanen  Rechtsprechung  von  den  Bestimmungen 
der  peinlichen  Halsgerichtsordnung  hinwies.  Die  Notzucht  ist 
nach  seinem  Vorschlag  stets,  selbst  „wenn  die  Gezwungene 
endlich  konsentieret“,  mit  dem  Schwert  zu  strafen.  Schon  das 
blosse  Eindringen  in  das  Sclilafgeniach  eines  Weibes  ist  strafbar; 
der  Thäter  soll  als  ein  „schlechter  Hurer“  zum  Schadenersatz 
und  achttägiger  Gefängnisstrafe  verurteilt  werden.  Diibei  handelt 
es  sich  jedoch  um  ein  selbständiges  Delikt  und  keineswegs  um 
Bestrafung  einer  Vorbereitungshandlung;  wie  die  altgermanischen 
Volksreclite,  so  erblickte  der  .lurist  des  18.  Jahrhunderts  in 
solcher  Tliat  eine  Trübung  des  lichten  Kleinods  weiblicher  Ehre, 
die  deswegen,  nicht  als  Sittlichkeitsdelikt  .Strafe  verdient. 

Nötigung  von  Kindern  unter  12  .Tahren,  von  taubstummen 
und  wahnsinnigen  Personen  zum  Beischlafe  ist  dei'  Notzucht 
gleich  mit  dem  Schwerte  zu  ahnden. 


Entführung. 

. Das  alte  Recht  stellt  den  Frauenranb,  d.  i.  die  Entführung 
wider  Willen  der  Entführten,  der  Notzucht  gleich,  während  die 
Entführung  einer  Ein  willigenden  lediglich  als  Eingriff  in 
die  Munt  der  Sippe  strafbar  erschien.')  Schon  im  sächsischen 
Landfrieden  von  122.1  nnd  der  auf  diesem  luasierenden  Treuga 
Henrici.  die  auf  raptus  sive  oppre.ssio  virginis  schlechthin 
Schwert.strafe  setzen,  und  noch  mehr  in  den  späteren  Reichsgesetzen 
bis  zur  Karolina  wird  dieser  wohl  begründete  Unterschied  immer 
mehr  verwischt,  gelangt  aber  später  im  Gegensatz  zu  den  ganz 
vagen  Bestimmungen  der  letzteren  wenigstens  teilweise  wieder 
zur  Anerkeimung. 


•j  s.  Wilila  .S.  SSO,  SU,  s^.^;  V.  Liszt,  T.eliib  C>.  Aufl.  S.  anc. 
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1 R!)9  erklären  die  Konsulenten  in  einem  Fall,  wo  die  Ent- 
fiilirte  nnd  Deflorierte  eingewilligt  hatte,  Staupbesen  und  ewige 
Verweisung  für  die  ordentliche,  Strafe  dieses  Verbrechens:  da 
aber  die  Elteni  selbst  intervenierten,  so  sei  es  empfehlenswert, 
den  Entführer  einzusetzen,  ihm  -20  fl.  Geldstrafe  aufzubürden 
und  ihn  sitzen  zu  lassen  bis  zur  Bezahlung,  dann  aber  den 
Schuldigen  — jedoch  absque  infamia  — aus  der  Stadt  zu  ver- 
weisen allen  zum  Exempel  und  Abscheu,  sich  vor  dergleichen 
Frevelthaten  zu  hüten. 

Von  der  Stühle  schlägt  folgende  gesetzliche  Regelung  vor: 
Entführung  einer  un  verleumdeten  ledigen  Person,  auch  der 
eigenen  Verlobten,  mit  Gewalt,  aus  Leichtfertigkeit,  oder  um  sie 
zu  ehelichen,  wird,  sobald  that.sächlich  Geschlechtsverkehr 
stattfand,  .selbst  bei  Einwilligung  der  Entführten  mit  dem  Schwerte 
bestraft,  — also  hier  wieder  neuerliche  Verkennung  der  Unter- 
scheidungsmerkmale der  beiden  Deliktsarten!  Au.sgenomnien 
von  dem  aufgestellten  allgemeinen  Grund.satze  sollen  nur  die 
Fälle  sein,  wo  der  weibliche  Teil  selbst  den  Anstoss  zur  Ent- 
führung gegeben  hatte  oder  die  mit  ihrer  Einwilligung  Entführte 
in  keinem  Gcwaltverhältnisse  mehr  stand.  Wer  dem  Entführer 
Hilfe  oder  Vorschub  leistet,  bü.sst  nach  von  der  Bühles  Vorschlag 
wie  der  Thätei  selbst.  Gelindere  Strafen  — Stadtverweisung 
mit  oder  ohne  vorgängigen  Staupenschlag  — treten  ein,  wenn  es 
nach  der  Entführung  nicht  zu  einem  Geschlechtsverkehr  kam, 
ferner  wenn  der  Knttührer  noch  nicht  18  Jahre  alt  oder  die 
Entführte  eine  gemeine  Dirne  war,  und  endlich,  „wenn  ein 
Weibsmensch  eine  Mannsperson  entführte“.  In  allen  Fällen 
soll  dem  Entführer,  selb.st  bei  vorausgegangenem  giltigtmi  Ver- 
löbnis. die  Ehe  mit  der  Enttührten  verboten  sein.') 


' t N.  6;tl.  Das»  die  Kiitfiihrte  .unverleiimdet“  »ein  inilsse,  um  für 
den  Entfiilirer  Strafbarkeit  wegen  eines  crimen  rupiiis  zu  begründen,  wurde 
vor  allem  von  der  italienisclien  .Turisprudenz  betont  und  ging  dann  auch  in 
das  deutsche  Recht,  den  Klagspiegel,  die  liamhergensia  und  Karolina  über. 
Während  aber  die  herrschende  Meinung  den  in  I.  uuica  §2  0.  de  raptu  virg. 
ausgesprochenen  Grund.satz,  das»  cs  völlig  gleicbgiltig  sei,  ob  die  Entführte 
mit  der  Entführung  einverstanden  w'ar  oder  nicht,  für  geltendes  Recht  er- 
klärte (OCB.  art.  143,  (,'CC.  art.  Ils),  zeigte  »ich  doch  schon  unter  den 
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§ -28. 

Widernatürliche  Unzucht. 

Von  altt'i-ü  lier  wunioii  unnatürliche  Verirrungen  des 
Geschleclitstriebs  mit  völliger  Vertilgung  jedes  Andenken  a n die 
monströse  That  geahndet;  die  Germanen  des  Tacitus  begruben 
die  corpore  infames  im  Sumpfe  und  warfen  Reisig  darauf,  um 
die  Stelle  zu  verdecken,  wo  sie  versunken  waren.  Die  fränkischen 
Kapitularien  bedrohen  im  Anschluss  an  das  römische  Recht  die 
Sodomie  mit  dem  Feuertode,  und  Rat  und  Richter  zu  S])eier 
sehen  wir  von  ähnlichen  Anschauungen  geleitet;  jedoch  findet 
auch  bisweilen  die  von  den  italienischen  .luristen  befürwortete 
Schwertstrafe  Anwendung. 

1477  wird  eine  Dirne  aus  Nürnberg  wegen  mehrfach  ver- 
übter lesbischer  Unzucht  im  Rhein  ertränkt;  die  Frauen,  mit 
denen  sie  zu  thun  hatte,  und  von  denen  eine  behaui)tet,  „daz 
sie  nit  andei-s  gewist  dan  daz  sie  eyn  man  gewest“,  lässt  man 
bis  zur  Richtung  sitzen  und  dann  Urfehde  schwören,  die  Stadt 
und  ein  Gebiet  von  10  IReilen  im  Umkreis  nie  wieder  zu 


Italieiiprn  diesen  (irnndsatz  eine  schiicliterne  Opposition  '0-uido  de 

Snz.arin,  Albertus  Uandinus).  der  sich  von  der  Mühle  wenigstens 
für  den  Fall  anschliesst,  dass  der  .Vnstoss  zurlJegehung  des  Deliktes  von 
der  Entführten  ausging.  Die  Entführung  einer  unabhängigen,  in  die  Ent- 
führung einwilligenden  Frauensperson  erachteten  schon  Angelus  de 
Übaldis,  Panlus  de  Castro  umi  später  Ludovicus  Carcrius  für 
straflos,  während  nach  der  CCÜ.  der  Hat  der  Rechtsverständigen  entscheidet ; 
die  CCÜ.  behandelt  den  Fall  überhaupt  nicht  (art.  118;.  Wenn  von  der 
Mühle  auf  die  Frage  Uewicht  legt,  ob  es  zwischen  dem  Entführer  und  der 
Entfiihrten  zum  stupruni  gekotnmen  ist,  so  vermag  er  hiefür  das  kanonische 
Recht  (c.  ti  X.  de  raptu  n.  17)  und  die  gemeine  Meinung  der  italienischen 
Jurisprudenz  (ilouifacius  de  Vitalinis.  Julius  Clarus)  ins  Feld  zu 
führen. 

Die  itn  römischen  und  kanonischen  Recht  verpönte  Ehe  zwischen  dem 
Entführer  und  der  Entführten  galt  schon  in  früher  Zeit  für  unzulässig; 
vgl.  Wilda  S.  .H4b  u.  Anm.  1;  Hofrecht  ISischof  lJurchards  von  Worms 
§ 23;  „et  quiB  legitime  eam  secundum  c.vnonica  precepta  habere  nequi- 
verit“  etc.  Ausserdem  vgl.  zu  vorstehenden  .Vusführungen  Urunnen- 
meister  ü.  107  fl.,  2Ö9  f. 
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betreten.’)  14« 2 wird  Elias  Kofel,  ein  mehrfacher  Sodomit, 
mosaischem  Rechtssatz  entsprechend  mit  dem  missbrauchten 
Tiere  verbrannt,-)  IT.’H»  ein  anderer  mit  dem  Schwert  gerichtet. 
Der  Vertreter  der  Anklage,  der  Stadt-  und  Ratsschreiber 
(«enlen.  hatte  auch  im  letzteren  Fall  den  Bestimmungen  der 
Karolina  gemäss  Verbrennung  des  Thäters  und  des  Viehes 
beantragt;  ein  Gutachten  der  .Turistenfakultät  zu  Giessen 
entschied  sich  jedoch  für  die  mildere  Sehwertstrafe.  Die  Kuh 
wurde  durch  den  Schinder  getötet  und  verscharrt.-’) 

Von  der  Mühle  will  bei  Bestialität  Thätcr  und  Vieh, 
nachdem  beide  mit  dem  Schwerte  getötet  worden,  verbrennen 
lassen;  bei  wiilernatUriicher  Unzucht  unter  Personen  gleichen 
Ge.schlechts  soll,  ausser  wenn  Gewalt  verübt  wurde,  das  Schwert, 
bei  Vei-such  Stauiibe.sen  und  ewige  Verweisung  zur  Anwendung 
kommen.  J4as  Gleiche  gilt  bei  Schändung  einer  Leiche.  Onanie 
srdl  mit  Stanpenschlag  und  zeitlichem  Exil  gebüsst  werden.^) 


§ 20. 

Blutschande.') 

s 

Jlissachtung  der  Bande  des  Blutes  scheint  in  Anlehnung 
an  das  mo.saischc  Strafrecht  und  ilie  Bestimmungen  der  Bam- 
bergensis  — die  Karolina  verweist  auf  den  Rat  der  Rechts- 
verständigen — in  der  Regel  mit  Lebensstrafe  geahndet  worden 
zu  sein.  1577  wenigstens  wurde  einer,  der  unter  Bruch  seiner 


')  AB.  II,  U77:  .Darumli  hat  man  sie  la.ssii  ligii  biss  die  genielt 

Katherina  gericht,  ob  Katherina  sie  wolt  entschuldigen  das  sie  nit  genust 
anders  denn  dass  sie  sie  für  eyn  man  erkeut  bab.  so  sol  sie  X milu  von  der 
stat  swern.  Dez  glichen  ist  Elss  Wendel  inutters  fran  auch  verliebn  liegen, 
mit  der  sie  eyn  mal  zu  thun  grdiapt  und  uf  samsstag  dar  naeh  habn  sie  beyde 
X iniln  für  die  stat  gesworn". 

2)  AB.  II,  14S2. 

^ X.  7011  (Akt  Kofel). 

*)  X.  631. 

Auch  hier  gewSbreii  die  (Quellen  nur  eine  sehr  spärliche  Ausbeute. 
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Elie  mit  der  eigenen  Schwiegermutter  sich  vergangen  hatte, 
an  den  licliten  Galgen  gehängt“  und  das  unkensche  Weib  mit 
dem  Wasser  vom  T-eben  zum  Tode  gerichtet.') 

Nach  von  der  Mühle  ist  Blutschande  in  aul-  und  ab- 
steigender Linie  sowie  mit  Stiel-  und  Schwiegereltern  bezw. 
-kindern  mit  dem  Schwert  zu  bestrafen;  Zwang  und  Unkenntnis 
der  Verwandtschaft  entschuldigt.  Bei  Blutschande  zwischen 
Geschwistern  soll  Staupenschlag.  Pranger  und  ewige  Verweisung 
eintreten,  desgleichen  bei  Verschwägerten  auf-  und  absteigender 
Linie;  bei  weiter  entfernter  Schwägerschaft  greift  zwei-  bis 
dreijährige  Verweisung  Platz. 


§ .‘io. 

Mehrfache  Ehe  und  mehrfaches  Verlöbnis. 

Diese  Delikte  ziehen  Tiebens-  oder  schwere  Leibesstrafe 
nach  sieh.  l.'>77  wird  Agatha  Behniiu,  die  zwei  Ehemänner 
genommen  und  mit  dem  zweiten  in  einem  Sehapel  der  jung- 
fräulichen Brautzierde  — zur  Kirche  zu  gehen  sich  nicht 
gescheut  hatte,  um  ihrer  Treue  willen,  die  sie  im  Waisenhause 
den  armen  Kindern  im  Sterben  bewiesen,  zn  Butenslrafe  und 
ewiger  Verweisung  begnadigt;  ihr  Kind  wird  zuiückbehalten 
und  bevormundet.-) 

Nach  von  der  Mühle  ist  das  einfache  crimen  binoruni 
sponsalioriim,  wenn  den  Verlobten  das  schon  bestehende  Verlöbnis 
bekannt  war,  mit  ewiger  Verweisung  zu  be.strafen.  Hat  copula 
carnalis  stattgelünden,  „so  werden  sie  pillich  auch  gestrichen“; 
die  Ehe  ist,  selbst  wenn  durch  Priesterhand  gesegnet,  ungiltig, 
und  das  frühere  Verlöbnis  ehelich  zu  vollziehen.  Bigamie  soll 
mit  dem  Schwert  gestraft  werden,  ebenso  der  Ehegatte,  der 
sich  anderweitig  verlobt,  ehe  der  bestehende  Eliebund  gelöst 


' VltAl'.  I.  lf.77. 
Vlt.vr.  1.  1577. 
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ist.*)  Betraf  aber  der  ^'ersllrllch  nur  eine  künftige,  nach  Lösung 
der  liestchenden  einzugtdiendc  Elie,  so  tritt  nur  etlichwöchige 
Gefängni.sstrafe  ein.  Die  beabsichtigte  Elie  ist  verboten. 


Ehebruch. 

^lord,  51 eineid  und  Ehebruch  galten  nacli  altem  Speierer 
Recht-)  liir  die  allerschwcrsten  Verbrechen,  die  ein  Weib  begehen 
konnte;  war  sie  eines  dieser  Delikte  bezichtigt,  so  wurde  ihr 
nicht  wie  sonst  der  Rcinigungseid  ver.stattel,  sondern  sie  mus.ste 
duich  die  Probe  des  heissen  Eisens  den  Beweis  ihrer  Unschuld 
erbringen ; wie  die  schuldig  'Befundene  zu  strafen  war,  wird 
nicht  gesagt.  Weit  glimpflicher  als  die  unkeusche  Gattin  wurde 
Jederzeit  der  untreue  Ehemann  behandelt. 

Als  Sünde  wider  (lott  gehörte  auch  nach  dem  l'ebeigang 
der  Strafgerichtsbarkeit  auf  den  Rat  der  Ehebiuch  vor  das 
Forum  des  Laiensends,  dei-,  wie  bemeikt,  sich  keiner  sehr 
ausgedelniten  Stialkompetenz  rühmen  konnte  und  sich  meist  mit 
autiallig  milden  Strafen  begnügte,  h Die  gewöhnliche  Sühne  des 
offenen,  stadtbekannten  Ehebruchs  ist  nach  den  Sendregistern 
die  Erlegung  von  )>  //.  Wachs  und  2 Gulden.  Ehebruch  des 
Mannes  mit  dei'  Jfagd  wird  altem  Herkommen  gemäss  mir  durch 
Zahlung  von  '2  //.  Wachs  und  einem  Gulden  oder  bloss  mit 
•2  //.  Wachs  geahndet,  einer  Strafe,  die  in  der  gleichen  Höhe 
denjenigen  traf,  dei'  ein  ganzes  .fahr  lang  nicht  gebeichtet  hatte! 
Ein  Eheweib,  des  Ehebruchs  mit  mehreren  überfiihrt,  kauft  sich 
mit  einem  Strafgeld  von  4 //.  Wachs  und  einem  Guhlen  von 
jeglicher  weiteren  Verfolgung  frei.  Person  und  Vermögens- 


•)  von  der  }tU)ile  .siclil  liieriii  also  ein  aitulteriuin,  niclit  lilosse» 
.Htnprum.  l'eliiT  die  Hehamllung  dieser  Kontroverse  liei  den  Italienern 
8.  Brunnenmeister  S.  aßt  f.  ’ 

'■'j  Zolhveistum  von  leto  tllilufard  S.  ISO). 
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Verhältnisse  der  Deliii(]uenteii  fanden  bei  Verhängung  dieser 
Strafen  gebührende  Würdigung:  ir).‘{5  wird  z.  B.  ein  Metzger 
wegen  Ehebruchs  mit  seiner  Magd  zur  Zahlung  von  10  //.  Wachs 
verurteilt. 

Auch  nach  Beseitigung  des  Sendgerichtes  und  Uebergang 
seiner  Zuständigkeit  auf  die  Vierrichter  bezw.  den  Rat  erfreut 
sich  der  Ehebrecher  ziemlich  glimptlicher  Behandlung,  wenn 
auch  in  einzelnen  Fällen  härtere  Strafen  verhängt  werden. 
1577  wird  beispielsweise  einem  Ehebrecber  das  Burgrecht  auf- 
gesagt,') 1.580  ein  anderer  zur  Zahlung  von  100  H.  verurteilt, 
während  einer,  der  mit  der  gleichen  Dirne  wie  dieser  Ehebruch 
getrieben,  mit  .10  fl.  davonkommt;-)  auch  Stadtverweisung  ist  nicht 
selten. ')  Die  Regel  freilich  bleiben  die  früheren,  auttallig  gelinden 
Geldbussen.  Eine  Klarissennonne,  die  von  einem  Bürger  im 
Ehebruch  ein  Kind  empfing,  wird  auf  gewöhnliche  Urfehde  der 
Haft  entlassen  und  ihr  auferlegt,  sich  aus  der  Stadt  zu  machen : 
ihr  Buhle  wandert  in  den  Turm  und  muss  das  Kind  versorgen. 
1025  wird  ein  Karmelitermönch  wegen  sträflichen  Verhältnisses 
mit  einer  Ehefrau  in  seinem  Kloster  in  Helden  geworfen.'*) 

Der  Konsulent  von  der  illühle  will  bei  Ehebruch  zweier 
verheirateter  Personen  beide,  nachdem  sie  je  nach  der  Jahreszeit 
1 - 2 Stundeii  am  Pranger  gestanden,  mit  Ruten  aus  der  Stadt 
peitschen  lassen;  Gleiches  geschieht  nach  seinem  Vorschlag  dem 
Tjedigen,  der  mit  einer  Verheirateten  Geschlechtsverkehr  gepflogen, 
während  das  ehebrecherische  Weib  mit  einfacher  Stadtverweisung 
davonkommt.  Ein  Ehemann  hingegen,  der  mit  einer  Ledigen,  sie 
sei  selbst  eine  allgemeine  Dirne,  Unzucht  treibt,  ist  ewig,  seine 
Mitschuldige  auf  ein  ))aar  Jahre  zu  verweisen;  war  dei'  ledige 
Teil  verlobt,  so  geht  noch  Prangeistellung  der  .Ausfahrt  voraus. 
Unwissenheit  bezüglich  des  Vorhandenseins  einer  Ehe  entschuldigt 


')  VK.\I*.  t.  1577. 

“)  ebil.  15S<'. 

"J  ebJ.  1570;  »Haus  Wagciicr  von  Xicdi  aus  der  Wedoraw,  pin  bender 
ge.sell,  ist  den  10.  .lamiarij  der  liafft,  dar  oin  er  von  dpswegpu,  das  er  mit 
Seyfridt  Uej'ersBberirers  eboweib,  wellicbo  ausnierissen,  dt-iscblicbe  nnnzuebt 
gi-triben,  uff  ;;ewonnlicbpu  urpbeden  erlassen  unnd  iinc  dabey  auagesagt 
worden,  dar  st.'Ut  Spoir  liinfiiro  iniicsgic  zu  gelien“. 

*,  Katspiotokollu  ^025  ,.Vkt  Xlcolasin). 
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selbstveisläiidliili  iuiuier;  Veisucli  wird  mit  einjähriger  Ver- 
weisung bedroht. 

Wie  zu  erwarten  war,  fielen  diese  Vorschläge  des  gegen 
die  bisherige  Lässigkeit  in  der  Verfolgung  und  Bestrafung  des 
Ehebruchs  aus  vollster  Ueberzeugiing  eifernden  Konsulenten 
auf  sehr  unfruchtbaren  Boden:  denn  fünf  Jahre  spater  klagt  er 
wieder,  dass  es  „zwar  eine  alte,  aber  grundböse  Gewohnheit 
sei,  den  zumal  zwiefachen  Ehebruch  mit  Geld  zu  strafen“.') 

Später  ist  die  reguläre  Ehebrnchstrafe  nach  Wahl  Zahlung 
von  120  fl.  oder  vierwöchiger  Turmsitz  „bey  ungesaltzenem  und 
ungeschmaltzenem  Haberbrey  und  Wasser“.  Dazu  darf  der 
V'erurteilte  zu  keiner  Kircheunuisik  mehr  admittiert,  zu  keiner 
Vormund-  und  Gevatterschaft  mehr  zugelasseu  werden  und  sitzt 
zu  unterst  auf  der  Bierbauk  wie  bei  sonstigen  Versammlungen 
seiner  Zunltgeuossen.'-) 


§ 32. 

Httrerei  und  Konkubinat 

Auch  das  ärgerliche  Zusammenleben  zweier  unverehelichter 
Personen  gehörte  zu  den  riigbaren  Delikten  und  wurde  seitens 
der  Seudherrn  ebenfalls  ausserordentlich  milde  beurteilt.  Dabei 
weist  die  Verbrechensstatistik  — in  älterer  Zeit  ist  diese  noch 
eine  sehr  genaue  — ganz  eigentümliche  Resultate  auf.  Während 
in  einzelnen  Rügebezirken  solche  Delikte  sich  sehr  häufig  er- 
eignen, ist  in  andern  manchmal  jahivlang  kein  einziger  Eall  zu 
verzeichnen;  später  stellt  sich  wohl  bisweilen  heraus,  dass  den 
würdigen  Pfarrherrn  odei-  ehrbaren  Zunftmeister  recht  tiiftige 
Gründcabgehalten  hatten,  seiner  Rügepflicht  in  allzu  ausgedehntem 
Masse  nachzukommen. 

Die  Bestrafung  besteht  in  <ler  Regel  in  der  Auflage  sofortiger 
dimissio  cum  effectu;  manchmal  werden  ausserdem  2 ii  Wachs 


')  N.  031. 
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und  piu  Gulden  oder  aucli  weniger  als  Strafe  gezahlt.  Wenn 
dem  Entlassungsbefehl  nicht  Folge  geleistet  wird,  so  wiid  der 
Mann  in  das  Gefängnis  gesetzt,  das  Weib  in  die  Harfe  gestellt. 
Einer  Nonne  gibt  man  1Ö80  den  Kat,  dafür  zu  sorgen,  dass 
sie  Wiederaufnahme  in  ihr  Kloster  erlange.’) 

Ein  frischerer  Zug  macht  sich  nach  dem  rebergang  der 
Zuständigkeit  auf  das  Vierrichtcrkolleg  bemerkbar.  Die  Geld- 
und  Haftstrafen  werden  verschärtl,  Pranger,  Rute  und  \'er- 
weisung  sind  — besonders  bei  fahrenden  Dirnen  — an  der 
Tagesordnung.  Hier  nur  wenige  Beispiele: 

Schon  werden  nach  Laut  des  Achtbuches  Cläre,  buckel, 
kecherlin  und  schönuase,  vier  Freundinnen  Speierer  Bürger, 
ewig  bei  Strafe  des  Rheins  aus  der  Stadt  gewiesen,  weil  sie 
„zwusschent  den  obegenanten  mannen  und  iren  elichen  wiben 
zweiunge  . . . und  gro.ssen  unfriden  gemachet  haut“. 

1576  wird  ein  Aussätziger,  der  mit  einer  ledigen,  reinen 
Frauensperson  im  Gutleuthause  fleischlicher  Verniischung  ge- 
pflogen, ewig  verwiesen,*)  1577  eine  Dirne  aus  Frankfurt  wegen 
Unzucht,  Diebstahls  und  anderer  Missethaten  mit  einem  Stroh- 
kranz im  Haar  eine  Stunde  lang  an  den  Pianger  gestellt  nnd 
dann  hinausgejagt.*)  Häutig  werden  auch  gemeine  Dirnen  be- 
sonders solche,  die  trotz  geschehener  Verweisung  von  der  Stadt 
nicht  la.ssen  konnten,  mit  Kot  beworfen  und  neuerdings  aus- 
getrieben. 1579  ist  .\)ina  Steinbergerin,  Hans  Harders  von 
Würzburg  Hausfrau,  „so  von  dem  .Mann  gelofteii  und  ins  Buben- 
leben gerathenn,“  auf  Antrag  des  betrogenen  Ehemanns  in  Haft  ge- 
setzt, dann  aber  nach  abgeschworener  Urfehde  ihrem  .Manne  wieder 
„geuolgt  worden“.  Ihre  Gespielin  wird  ins  Halseisen  gestellt 
und  beim  Staupbesen  ewig  der  Gemarkung  verwiesen.'*)  Die 
Hurenstube  im  Spital  uml  das  Betzenloch  des  Altpörtels  be- 
herbergten fortwährend  eine  Menge  .solch  fahrender  Schönen,  die 
dort  einige  Tage  mit  Wasser  und  Brot  gespeist  und  dann  aus 
der  Stadt  gejagt  wurden,  um  häutig  nach  kurzer  Frist  wieder 


Vl!.\f  1.  U.so, 

VU.\1-  1. 

•'i  cljil.  vgl.  auch  Kernling,  Hiscböle  Kd.  II,  8.  640. 
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den  Stadtknediteii  in  die  Hände  zu  fallen.  Dann  aber  entgingen 
sie  sehr  selten  dem  Staupbesen  und  durften  sich  glücklich  preisen, 
wenn  ihnen  nicht  das  Eisen  des  Stockei-s  ein  ewiges  Angedenken 
an  die  von  ihnen  so  bevorzugte  Stadt  auf  den  Rücken  brannte. 
Die  leichteste  Strafe  war  in  diesem  Falle  die  Einzwängung  ins 
Halscisen,  deren  Grnud  mau  dem  neugierigen  Publikum  durch 
Umhäugung  einer  Schandtafel  mit  der  Aufschrift  „wegen  leicht- 
fertiger Hurerey“*)  uiitzuteilen  pflegte. 

Verführung  unbescholtener  Mädchen  wird  mit  Geld-  oder 
Tunnstrafe  geahndet;  oft,  besonders  wenn  ein  Eheversprechen 
vorher  gegeben  worden  war,  muss  der  Verführer  die  Geschwächte 
heiraten  und  wird  in  der  Regel  vor  den  Vierrichtern  durch 
einen  rasch  herbeigeholten  Pfarrer  mit  ihr  kopuliert.'-) 

2s ach  von  der  Mühle’)  soll  Hurerei  mit  halbjähriger  Ver- 
weisung oder  einer  Geldstrafe  von  20  fl.  gestraft  werden;  „ist 
aber  die  Weibsperson  mit  mehreren  sich  zu  vermischen  gewohnt“, 
so  ist  die  Strafe  des  Mannes  zu  mildern,  die  des  Weibes  auf 
2 Jahre  zu  erhüben.  Unzucht  mit  Ungläubigen  oder  .Tuden  zieht 
ewige  Verweisung  nach  sich;  bei  Missbrauch  eines  Autoritäts- 
Verhältnisses  kommt  Pranger  und  ewiges  Exil  zur  Anwendung. 
Vorehelicher  Btischlaf  der  Veniobten  wird  mit  10  fl.  von  jedem 
Teil  gebüsst;  eine  beseholtene  Dirne,  die  im  Brautkranz  der 
Jungfrauen  sich  kopulieren  lässt,  ist  mit  dem  Strohkranz  zu 
schmücken  und  aus  der  Stadt  zu  fuhren. 


§ :i:i. 

Kuppelei. 

Auch  dies  Delikt  )iflegte  der  Laieiiseiid  mit  arbiträrer  (Teld- 
strale  abzuthun.  So  zalilt  z.  B.  Wendel  Wafeiischinidt.  „der 


')  ».  z.  H.  1732  fX,  iOU). 
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N.  031. 


Digitized  by  Google 


192 


hellt  bubcrey  mit  iiameii  eyii  geistlich  tiaw  und  ein  phalfen'“,  — 
1 //.  Wachs.') 

Schon  ini  14.  Jahrlmmlert  droht  übrigens  eine  Polizeiver- 
ordnung dem  „ril'fian“  (Huremvirt)  vierwöchige  Tnrmhaft 
und  ewige  Verweisung.  Wird  er  bannbrüchig,  so  .soll  man  ihn 
blenden  und  durch  die  Backen  brennen.-)  141h  wird  vom  welt- 
lichen (ierichte  .Margarete.  Haus  Hey  men,  des  Schuhmachers, 
Frau,  weil  sie  ihren  Sohn  und  Heintzmann  Heidens  Töchterlein 
„eins,  als  dieselben  kinde  laste  jung  und  uuder  iren  tagen 
gew'est  sind,  understanden  hatde,  mit  geverlichen  Worten  zu 
der  e zu  hauff  zu  verstricken“,  was  aber  weder  Kraft  noch 
Macht  hatte,  in  Haft  gelegt,  dann  aber  gegen  Urfehde  wieder 
freigelassen.’')  Ein  originelles  Ansinnen  stellte  14h(1  ein  Bender- 
knecht an  die  Wirtin  eines  Frauenhauses;  da  er  Geldes  sehr 
bedürftig  war,  beschloss  er,  sich  solches  zu  verschaffen,  indem 
er  die  Dirne,  die  ihn  auf  seinen  Fahrten  begleitete,  auf  einige 
Tage  ins  Frauenhaus  zu  bringen  gedachte.  Als  Mietschilling 
begehrte  er  anfänglich  4 fl.,  gab  sich  dann  aber  auch  mit  2 
zufriedeu,  bis  der  Wirt  hinzukani  und  das  Zustandekommen  des 
sauberen  Handels  vereitelte.  Ueber  die  Bestrafung  des  Gesellen 
gibt  das  Achtbuch  leider  keinen  Aufschluss.*)  Itj25  wird 
eine  Ehefrau,  die  mit  einem  Karmelitermöuch  zugehalteu, 
samt  ihrem  Mann,  der  wissentlich  und  des  Gewinnes  wegen 
dies  sti'äniche  Verhältnis  unter.stützte,  ewig  verwiesen.^) 

Mach  dem  Ge.setzentwurf  von  der  M ühles  soll  V'erkuppelung 
aus  Gewinnsucht  und  unter  .Missbrauch  eines  Autoritäts Ver- 
hältnisses mit  Uebe.iisstrafe,  solche,  die  aus  Leichtsinn  und  ohne 
gewinnsüchtige  Nebengedanken  verübt  wird,  mit  Staupenschlag 
und  ewiger  Vet Weisung  bestraft  werden,  blosse  Gestattung, 
Beihilfe  oder  Vorschubleistung  mit  Halseisen  und  ewiger  Ver- 


')  N.  40Ö. 

-)  llil(;ar(l  S.  Isl. 
4)  Ait.  II,  141S. 

L AB.  n,  14M6. 
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Weisung.  Verkuppelung  fremder  Personen  aus  Gewinnsucht 
wird  mit  ewiger,  bei  Wegfall  solcher  Absichten  mit  vierjähriger 
Verweisung  geahndet.  Bei  Versuch  und  grosser  Armnt  tritt 
Strafmilderung  ein.') 


')  N.  «31.  Tcber  die  Bcdiaiidlung  dieser  Delikte  bei  den  Italienern, 
in  der  CCB.  u.  CCC.  s.  Brunnonmeisier  S.  etiU  ff. 
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Achtes  Hauptstück: 


Die  Verbrechen  wider  Vermögens- 
rechte. 

§ 34. 

Diebstahl. 

A.  Kinfaeher  Diebstahl. 

Der  Deliktsbegriff  des  Diebstahls  ist  in  den  germanischen 
Volksrechten  mit  solcher  Klarheit  umschrieben  und  förmlich 
plastisch  entwickelt  worden,  dass  wir  hier  sogar  das  Bestreben 
der  italienischen  .luristen,  den  scharfsinnigen  Detinitionen  des 
römischen  Rechtes  zum  Siege  über  das  weniger  zum  Abstrahieren 
geneigte  deutsche  Recht  zu  verhelfen,  völlig  scheitern  sehen. 
Ihre  bei  andern  Delikten  so  bedeutende  schöpferische  Thätigkeit 
sah  sich  hier  auf  blosse  ^Mitwirkung  zur  Fortentwickelung 
urgermanischer  Rechtsauschauungen  beschränkt.') 

Der  Diebstahl  des  deutschen  Rechtes  charakterisiert  sich 
als  die  heimliche  und  widerrechtliche  Wegnahme  einer  nicht  in 
der  Gewere  des  Wegnehmenden  beflndlichen,  fremden,  beweg- 
lichen Sache  von  gewissem  Vermögenswert.  Geringwertige 
Objekte  waren  — im  Gegensatz  zur  späteren  Rechtsentwickeluug 
— nicht  Gegenstand  eines  eigentlichen  Diebstahls,  vielmehr  war 
ihre  Wegnahme  lediglich  als  Sachentwenduug  strafbar  und 
erfuhr  wesentlich  geringere  Ahndung.-) 

Cliaraktei  istischaber  ist  für  den  deutschrechtlichen  Diebstahls- 
begriff'vor  allein  das  Thatbestandsmerkmal  der  Heimlichkeit. 

')  vt;l.  BruniiPiimeister  S.  273  ff;  v.  Liszt  S.  3*n;  KiLitlin  S.  UUff. 
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Die  bei  Begehung  dieses  Deliktes  sich  kuiidgebeiule  Xieder- 
träelitigkeit  und  Geiiieiiiheit  lier  Gesinnung  dos  Verbrecliens- 
thäters,  verbunden  mit  der  grösseren  Scliwierigkeit,  vor  dem  im 
Verborgenen  schleichenden  Neiding  Hab  und  Gut  zu  wahren, 
sicherte  dem  Diebe  vor  allem  gegenüber  dem  offenen  Räuber 
schwerere  und  zudem  bi'schimplende  Strafe:  Während  der 

Räuber  durch  das  ehrliche  Schwert  das  Leben  verliert,  sühnt 
des  Diebes  feige  That  der  Strang.') 

In  den  [tfälzischen  Weistümern  erscheint  allgemein  der  Dieb 
als  Typus  des  nichtswiirdigen,  landschädlicheii  Mannes,  und  kein 
Scheltwort  wird  härter  geahndet,  als  Dieb,  Diebin,  diebischer 
Büsewicht. 

Die  erwähnte  Bestimmtheit  des  deutschen  Rechtes  in  der 
Hervorhebung  der  charakteristischen  Diebstahlsmomente  erleidet 
auch  dadurch  kaum  einen  wesentlichen  Eintrag,  dass  mau  eine 
Reihe  dem  Diebstahl  ähnlicher  Handlungen  mit  diesem  Namen 
bezeichnete  oder  wenigstens  gleicher  rechtlicher  Behandlung 
und  Beurteilung  unterstellte.  So  wird  dem  dieblichen  Nehmen 
das  diebliche  Behalten  gleichgestellt,  das  furtum  usus  und 
possessionis  als  Diebstahl  (lualifiziert  und  schliesslich  auch  der 
Fälscher,  der  Betrüger,  der  Fallit  dem  Diebe  gleichgeachtet. 

Aus  uraltem  Herkommen  schöpften  die  fränkischen  8tammes- 
rechte,  die  Kajiitularieii  der  Karolinger,  wie  die  Landfriedens- 
gesetzc  der  späteren  Kaiser  den  Rechtssatz,  dass  dem  Diebe 
der, Tod  durch  den  Strang  gebühre;  doch  wird  schon  sehr  früh 
ein  Untemhied  zwischen  grossem  und  kleinem  Diebstahl 
gemacht,  der  auch  auf  die  Bestrafung  seinen  Einfluss  äu.ssert. 

Für  die  Rechtsprechung  der  Speierer  Richter  war  ohne 
Zweifel  der  Reichslandfriede  vorbildlich,  den  Friedrich  der 
Rotbart  1152  erlassen  hatte,  und  worin  dem  Dieb,  der  .5  Solidi 
oder  mehr  entwendete,  der  Strang  angedroht  wird,  während  der 
kleine  Dieb  Hals  und  Hand  rettet  und  lediglich  an  Haut  und 
Haar  gestraft  wird;  „scopis  et  forcipe  exeorietur  et  tondeatur“.-) 
Auch  der  Pruvinziallandfriede  von  117!»  und  die  Treuga  Henrici 
enthalten  Bestimmungen  über  den  Diebstahl  und  dessen  Ver- 


’)  vgl.  Wilila  .S.  -siiO  fl';  O seii br iiggon,  «1.  Str.  R.  .S.  UU5,  300; 
Knapp  S.  235. 
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geltung,  sodass  nach  solch  eingehender  rcichsrechtlicner  Regelung 
das  Schweigen  der  MRO.,  die  sich  lediglich  mit  mehr  als  Feld- 
und  Forstfrevel  charakterisierten  Entwendungen  befasst,')  wohl 
kaum  befremdlich  erscheinen  kann. 

Dass  beim  schweren  Diebstahl  das  Reichsrecht  Platz  griff, 
wird  durch  Lehmanns  Ueberlieferung  des  Speierer  Gcrichts- 
gebrauchs  bestätigt.  Danach  verdient,  wer  über  .')  Schillinge 
Wertes  stiehlt,  den  Strang;  wer  sich  mit  weniger  begnügt,  setzt 
lediglich  Haut  und  Haar  aufs  Spiel.  Diese  mag  er  ledigen 
durch  Zahlung  von  ö Schillingen  und  Ersatzleistung  an  den 
Geschädigten.  Erfüllt  er  diese  Verpflichtung  nicht,  so  soll  ihn 
der  Richter  heissen  schlagen.  Die  Zahl  der  Schläge  richtet 
sich  nach  dem  Werte  des  Gestohlenen,  doch  soll  der  Dieb  nicht 
mehr  bekommen  als  3i)  Schläge.^)  Diese  Bestimmung  findet 
ihren  Grund  im  mosaischen  Strafrecht,  das  40  Schläge  als 
Maximalzahl  aufstellt. ')  Da  nun  zu  befürchten  war,  dass  infolge 
des  bei  der  Exekution  entstehenden  Getoses  das  Volhstreckungs- 
organ  sich  leicht  vei-zählen  und  des  Guten  zu  viel  thun  könnte, 
so  ward  bestimmt,  dass  mehr  als  39  Schläge  keinesfalls  ver- 
abreicht werden  sollten.^) 

Die  Strafe  des  grossen  Diebstahls  war,  wie  erwähnt,  der 
Strang  oder  — bei  Frauen  ausnahmslos  — der  Tod  im  Rhein. 
Gewöhnlich  geschah  im  letzteren  Falle  die  Exekution  bei  Nacht, 
nur  bei  besotiderer  Ruchlosigkeit  des  Thäters  winde  die  Strafe 
öffentlich  bei  scheinender  Sonne  vollstreckt.  Was  als  grosser, 
was  als  kleiner  Diebstahl  zu  erachten  sei,  bestimmten  die 
Richter  nach  eigenem,  freiem  Ermessen;  die  alte  Wertgrenze 
von  ö Schillingen  verschwand  allmählich  im  Dunkel  der  Ver- 
gessenheit und  ward  nur  von  Zeit  zu  Zeit  wieder  einmal  durch 
den  Spürsinn  eines  spitzfindigen  Juristen  ans  Tageslicht  gezogen. 

In  leichteren  Fällen  finden  wir  statt  des  ultimum  supplicium 
Ausstechen  der  Augen,  Abschneiden  der  Ohren,  Halseiseu, 


')  Uilgard  S.  ■-’l»  uml  217.  Auch  das  Fried en sb ueb  der  Stadt 
Mainz,  das  andere  Verbrechen  mit  so  grosser  Ausfiihrlichkeit  behandelt, 
erwähnt  des  Diebstahls  mit  keiner  Silbe. 

-')  Lehmann  S.  2SS“’. 

5.  Mus.  2ü.  3;  vgl.  auch  2.  Kor.  11,  24. 

Fuchs  zu  Lehmann  S.  28s''. 
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Lasterstein,  Htaupensdilag  und  Biandniarkung,  bisweilen  sogar 
lediglicli  ewige  Stadtverweisung. 

An  Stelle  der  Hinriehtung  durch  Ertränken  tritt  mit  Ab- 
schaffung dieser  Art  der  Todesstrafe  für  Weiber  der  Tod  durchs 
Schwert,  bei  Jlännern  wird  der  Strang  ausschliessliches  Exe- 
kutionsmittel. 

Die  Begehungsarten  des  Diebstahls  sind  von  einer  so 
ausserordentlichen  Vielseitigkeit,  dass  auch  nur  der  Versuch 
einer  Aufzählung  der  häufigsten  Fälle  ermüden  müsste;  als 
Objekt  kam  alles  in  Betracht,  was  nur  den  geringsten  Wert 
beanspruchen  konnte,  und  wofür  man  von  den  Juden  einiges 
Bargeld  zu  erlangen  hoffen  durfte.  Besonders  dem  fahrenden 
Volk  und  den  Gaunerbanden  draussen  in  der  Landschaft  war 
nichts  heilig:  Der  klingende  Inhalt  der  Opferstöcke,  der  Gold- 
schmuck der  Heiligen,  Altartücher  und  Jlessgewänder,  silberne 
und  goldene  Geräte,  Pei  len  und  edles  Gestein  waren  willkommene 
Beute;  fehlten  sie,  so  nahm  man  auch  mit  Geringerem  vorlieb, 
Messingkanuen  und  -Schüsseln.  Tücher,  Kleider,  Badhemden, 
Leinwand,  Teppiche,  Schleier,  Werkzeuge  und  Nahruugsmittel 
sind  die  gewöhnlichsten  Diebstahlsobjekte.  Der  Wert  war 
gleichgiltig;  so  stahl  z.  B.  einer  u.  a.  ein  Gewicht,  einen  Wein- 
hahn, eine  Sackpfeife,  drei  Xadeln,  einen  Zuckerhut,  ein  paar 
„zuckerledlin“  und  „3  //.  zuckerkandit,  galt  12  alb.  zu  meintz“ 
und  büsste  diese  Thaten  mit  dem  Strang.*) 

Die  ergiebigste  Ausbeute,  falls  der  Dieb  damit  umzngehen 
wusste,  verhiess  des  Säckelschneidens  edle  Kunst,  in  der  es 
mancher  durch  fortgesetzte  Uebung  zu  staunenswerterGewandtheit 
brachte,  wie  beispielsweise  einer,  dem  ein  Inquisit  das  rühmende 
Zeugnis  ausstellte,  er  sei  „ein  nieister  under  den  scckelsnydern“.'-) 


')  AH.  II,  HS7. 

*)  Hanck  komische  Probe  solcher  Kunstfertigkeit  überliefern  die  Acht- 
bücher; z.  B.  M4S:  „Item  verkenfft  er  ein  ringk  zu  metze  und  stnle  di 

wyle  dem  kreetner  ein  andern“;  1457:  ,1  H.  genonien  uss  einer  teschen,  da 
dett  ime  ein  schuchster  II  schiiean“;  14S4:  „Item  IV  ß .5,  eyin  zum  heiligen 
grabe  uss  eim  seckel  im  garthen  als  derselbe  arbeit.  Item  nf  2 gld.  geltz 
zu  franckfurt  eim  meister,  dem  er  iliennet;  als  da  er  im  urhiup  gebe,  nem 
er  im  die  II  gld.  uss  der  daschn*  ; I4S7:  „Item,  do  er  kain  X jar  alt  wa.ss. 
do  niim  er  zu  wissenloeh  iin  bade  eime  ein  imw  pur  schu  und  liess  im  .sin 
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Vielidiebstalil,  besonders  das  Wegreiteii  von  Pferden,  aucli 
der  Gartcndiobstalil  werden  mit  aussergewiiliiilicli  harten  Strafen 
belegt.  I45(i  wird  ein  Dieb,  der  einem  Wirt  ein  Wams  und 
zwei  Malter  Zwiebelsamens  gestohlen,  beider  Ohren  entledigt: 
ein  Gärtner,  der  den  Leuten  zu  Sjteier  ihre  „rode“  ausgrub, 
wird  des  Augenlichtes  beraubt.') 

Die  Zahl  früher  begangener  Diebstähle,  die  der  Tminisit 
bald  ans  eigenem  Antrieb,  bald  durch  die  Foltei'  zum  Reden 
gezwungen,  den  Richtern  angibt,  ist  nicht  selten  eine  ganz 
ungeheuere:  so  zählt  eine  14tU  zu  Speier  ertränkte  fahrende 
Dirne,  „die  ffauwe  von  Nürnberg,  gnt.  Sybilla“,  mehr  als  70 
Yordelikte  auf,  die  sie  im  Lauf  der  Jahre  an  den  verschiedensten 
Orten  des  römischen  Reiches,  zn  Heilbronn,  .Mainz,  Ringen, 
I.,andan,  Nördlingen,  Straubing,  Deggendorf,  Ingolstadt,  Tübingen, 
Heidelberg  und  anderen  Plätzen  begangen  hatte,  bis  sie  endlich 
zu  Speier  ihr  Schicksal  erreichte.  Dass  sie  auch  früher  bereits 


bopsen  sten“;  „Zu  Wirtzbiirg  kamen  wir  in  ein  batstoli,  lagen  G wirlzbiirger 
aobilling,  nameii  wir“:  ,Hio  uf  dem  margt  bat  ein  buwe  gelt  gezelt,  da 
liab  icli  vm  4 alb.  genomen.  Item  »int  wir  uf  den  inargt  gangen  und 
baben  ein»  wollen  einen  «eckel  absebnideu,  do  band  sie  kein  me»,ser  gehabt. 
Zn  Nürnberg  einer  frauwe  ein  »eckel  abgesebnytten . do  was»  nichtz  in. 
Item  uf  sant  Peters  berg  uf  einer  kirwy  hing  eime  buwerii  ein  »eckel  iif  dem 
rick,  in  der  kirch  immend  »ie  ym  4 nornberger  lib,“ ; 14ua;  „Tiem  zu  Hretten 
habe  er  ein  in  »in  descb  griefen,  der  gab  im  eins  an  »in  baltz,  dar.  er 
hinweg  ging.  Item  zu  mombaeb  nam  er  einem  gynss  dryber  H H.  dez 

nachts  ym  stro,  ist  ym  wider  genomen  und  geschlagen“;  1404:  .VIII  oder 
IX  gl.  eim  zu  Strassburg  in  der  kirciien  us»  der  teacben  als  er  neben  iin 
knyet,  aber  er  wurds  gewnr  zu  »tuud  und  geb.»  im  wider*. 

')  Die  Färberröte  (KrapiO  wurde  im  S|ieiergau  viel  gebaut  und  bildete 
einen  »ebr  einträglichen  Handelszweig.  Vgl.  Z 0 O.  IX,  S.  ISO  f.  Die 
barte  Hestrafung  erklärt  sich  wohl  auch  daraus,  das»  der  Bau  der  Färberröte 
nicht  unbeschränkt  zugelassen  war.  Hin  Hat  »st  nt  nt  von  IS&G  batte 
sogar  das  Legen  und  PHanzen  der  Hüte  in  und  um  .Speier  im  Umkreis  von 
G Meilen  völlig  verboten,  was  IS'.'O  dabin  abgeändert  wurde,  „quod  eon- 
cessum  est  ortuianis  et  agricolis  de  Alt.spir,  cuilibet  in  diinidio  iugero 
proprii  sui  agri  die  rote  zu  legende,  et  quilibet  hoc  excederit,  X tiorenos  de 
quolibet  diinidio  iugero  dabit  in  pena  et  sub  eadem  berbas  deinde  ad  nlium 
locum  non  vendant  portionem  nec  sorti'iu  bic  vel  alibi  contra  bec  n.s»umendo. 
donec  consilium  hoc  eliam  alteret“  (,\.  ,St  li.  N.  0;  Z (i  O.  IX,  S,  18G  f.) 
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einmal  mit  dem  Henker  zin^ammeiigeti  offen,  beweist  der  Vermerk 
im  Aditlmch:  „Item  die  frau  hat  keyn  oren  gehapt“.') 

Im  allgemeinen  zwar  wirkte  der  Rückfall  strafschärfend, 
doch  wurde  dies  nie  zum  System;  vieluiehr  waltete  stets  freies 
richterliches  Ermessen.  1493  z.  B.  empfindet  der  Rat  mit 
einer  fahrendeu  Frau  so  gro.sses  Mitleid,  dass  er  ihr,  trotzdem 
sie  „ungetzogen“,  d.  h.  vor  Anwendung  der  peinlichen  Frage, 
hartnäckig  geleugnet  hatte,  dann  aber  33  Diebstähle  eingestaud, 
mit  erdrückender  Stimmenmehrheit  Gnade  vor  Recht  gewährt; 
sie  schwört  über  die  Donau  und  wird  mit  Ruten  vor  die  Stadt 
gehauen. 

Auch  aus  älterer  Zeit  haben  wir  Beisjiiele  solch  besouderer 
Milde.  1355  z.  B.  wird  einer,  der  „der  Stadt  ihr  Geld  verstoln“, 
lediglich  auf  eine  Meile  von  der  Stadt  verwiesen ; zeigt  er  sich 
wieder  innerhalb  der  Bannzäune,  so  soll  er  des  Stranges 
sicher  sein.-) 

Seit  Ausgang  des  Mittelalters  finden  wir  überhaupt  einen 
Umschwung  in  Volksmeinung  und  Anschauungsweise;  die  Be- 
stimmungen des  alten  Rechts,  namentlich  aber  auch  die  neueren 
Strafdrohungen  der  Karolina  werden  vielfach  als  zu  hart  und 
drückend  empfunden  und  an  ihrer  Stelle  gelindere  Strafen  an- 
gewendet.  1577  wird  eine  Teppiehdiebin  ewig  verwiesen;  1578 


')  AH.  tl,  1191.  Eiu  iiitcressantcij  Bild  von  dom  Leben  einer  solchen 
abenteuernden  Tochter  der  Heeraträsse  entwerfen  die  Achtbucheinträge; 
z.  B. : ,oin  Sattel  eym  ritter,  ist  by  iiii  gelegen  und  haben  den  verdruncken 
sie  und  die  geineynen  frauwen  zu  Btrubingeu  und  batt  in  wider  gelüsst; 
1 bett  usstragen  und  versetzt;  eyiu  pfaft'eu  ein  gross  pfaffen  kapp,  hat  sie 
veikaufft  für  1 gldn;  demselben  gcstoln  XX  blaplmrt,  ist  by  im  gelegen 
XIV  tag;  hie  eym  pfaffen  genant  her  Jorig  by  allen  heyligen  1 schwartzen 
rock  mit  wyssen  tiich  gefuttert,  und  ist  ergriffen  worden  by  dem  siechenhuss, 
hatt  in  wider;  1 H.  XVHI  albs.  eym  suwtryber  zu  heyligeu  steyu,  ist  by 
im  gelegen ; eym  pfaffen  by  dem  mouster  ein  wamschhembdt,  das  hett  ir 
buw  genant  Peter,  dartzu  XVIII  albs.  an  gelt  auch  dem  pfaffen,  ist  by  im 
gelegen;  zu  heylpron  eynem  VI  gldii,  der  soll  ir  die  Ec  "lobt  und  darnach 
lur  sie  geschworu  han  (?)  genant  Michel  Schussler,  ist  IV  jar  by  iin  gewest 
und  II  kiiid  gemacht;  zu  Tuwingen  eyu  rock  ist  des  Rectors  gewest,  hatt 
sie  uude  ander  frauwen  im  geineynen  huss  verdruncken  für  ä fl.,  hatt  in 
wider"  u.  s.  w. 

0 AB.  I,  t;J5r.. 
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sogar  einer,  der  dem  Keicliskanimergericlitspräsidenten,  Grafen 
von  Eberstein,  einen  silbernen  Löffel  und  einen  vergoldeten 
Pokal  gestohlen  hatte,  auf  gewöhnliche  Urfehde  der  Haft  ent- 
lassen in  Ansehung  „seiner  kleinen  zehen  Kinder  unnd  in 
Betrachtung  der  graft'  woll  zufrieden,  weil  er  solche  beiden 
gestohlenen  Stuck  wider  bekommen“.  Iö79  lässt  man  einen 
jugendlichen  Dieb  durch  den  Stöcker  „privatim“  aushauen  und 
einen  andern  seinem  Vater  zu  gebührender  häuslicher  Züchtigung 
überantworten.*) 

Ein  Bürger,  der  Drohworte  hatte  veniehmen  lassen, 
,.darzu  sich  ein  wenig  Diebstahls  beflissen“,  kommt  mit  Verlust 
des  Burgrechtes  davon.  1619  stiehlt  ein  Pfan-schüler  zwei 
silberne  Becher  und  wird  durch  den  Bettelvogt  mit  Ruten 
gestrichen;  einem  Studiosus,  der  einen  Schreiner,  bei  dem  er 
übernachtete,  bestahl,  rät  man  im  gleichen  Jahre,  fortzuziehen 
und  sich  nicht  mehr  treffen  zu  lassen.-) 

Als  1677  eiu  gewisser  Peter  Pirron  wegen  Diebstahls 
gehängt  werden  sollte,  erwies  sich  das  Hochgericht,  das  seit 
langer  Zeit  nicht  mehr  benutzt  worden  war,  so  schadhaft,  dass 
es  vollständig  neu  aufgebaut  werden  musste.^)  Seit  dieser  Zeit 
hat  es  nur  wenige  Opfer  mehr  gefordert.  1699  wurde  sogar 
ein  Pferdedieb,  der  lange  geleugnet  und  die  Richter  genasführt 
hatte  und  schliesslich  sogar  aus  dem  Gefängnis  ausgebrocheu 
war,  zu  Staupenschlag  und  ewigem  Exil  begnadigt.'*)  üeberhaupt 
entschloss  sich  der  Rat  im  18.  Jahrhundert  nur  noch  schwer, 
eiu  Todesurteil  zu  fällen. 

1746  schlägt  man  eine  Diebin  mit  Ruten  aus  der  Stadt 
und  verweist  sie  beim  Strang  aus  dem  Gebiete  des  oberrheinischen 
Krebses,  was  ihrem  Defensor  Kuhlmann  immer  noch  als  zu 
harte  Strafe  erscheint,  da  durch  solche  Auspeitschung  „bei  den 
mehristen  anstad  einer  Besserung  ein  noch  grösser  desperation. 
Böses  zu  begehen,  eft'cctuiret  wird“.  Der  Konsulent  Baur 
stimmt,  obzwar  ein  furtum  magnum,  manifestum,  tertia  vice 


')  VH.VP.  1,  1577,  ir.7S,  157<». 
■-’>  VHAP.  II,  101!». 
a)  N.  711, 

VRAP.  II,  KUiii. 
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conimissuni  vorlicgo,  ehenlalls  ledi^^licli  lür  Auspeitscliung,  da 
der  Fiskal  keine  liöliero  Strafe  beantragt  habe,  und  sein  Anits- 
genosse  von  Stoekken  sebliesst  sieh  diesem  Katsehlag  an,  da 
„die  schärfsten  Kriminalisten  dar  vor  lialten,  dass  die  Lebens- 
strafe in  dem  Diebstalil  gar  zu  liart,  wo  möglich  ein  Ricliter 
solclie  mildern  und  alle  mildernden  Umstände  hervorsuchen  solle“.') 


IL  <^uallHzlerte  Fälle. 

Da  Verschärfungen  der  Todesstrafe  in  der  Speierer  Straf- 
rechtspflege nahezu  unbekannt  sind,  so  äu.sseni  die  straf- 
schärfenden Momente  beim  Diebstahl  lediglich  die  Wirkung, 
dass  bei  ihrem  Vorliegen  sehr  selten  auf  mildere  Ahndung, 
sondern  in  der  Hegel  auf  Verwirkung  des  Lebens  erkannt  wird, 
oder  dass  au  Stelle  einer  gelinderen  Hinrichtungsart  eine  ge- 
meiniglich für  härter  erachtete  eintritt,  z.  B.  an  Stelle  des 
Wassertodes  im  Dunkel  der  Nacht  das  Ertränken  vor  allem 
Volk  und  bei  scheinender  Sonne.  Kirchendiebstahl  wird  in  der 
Kegel  nicht  mit  dem  Strang,  sondern  — des  hinzutretenden 
religiösen  Momentes  wegen  — meistens  mit  dem  Feuertode 
gebusst. 

Bandendiebe  dürfen  gewöhnlich  wenig  Anspruch  auf 
schonende  Behandlung  erheben;  selbst  bei  ganz  geringfügigen 
Entwendungen  riskieren  sie  den  Strang  oder  sind  zum  mindesten 
der  Ohren  nicht  mehr  sicher.  Eine  Verschäifung  erfährt  die 
an  und  für  sich  schon  recht  schneidige  Praxis  durch  die  Gauner- 
mandate des  18.  Jahrhunderts,  die  noch  kürzeren  Prozess  mit 
derlei  Gesindel  empfehlen. 

Das  Erbrechen  von  Behältnissen,  wenngleich  es  bei 
der  Strafausuiessung  erschwerend  ins  Gewicht  fällt,  trägt  nicht 
den  Charakter  eines  ()ualiflkationsmomentes.  wohl  aber  das 
Einbrechen  oder  Einsteigen  in  ein  Haus  oder  in  das  um- 
friedete Eigen  eines  andern,  weil  dadurch  der  über  dem  Be- 
sitztum waltende  Hausfriede  eine  Kränkung  eifährt.'-) 

')  X.  711. 

Scharfe  Polizciverordunngen  suchten  dem  Diphsimwesen  zu  steuern: 
153S  wurde  bestimmt,  dass  kein  Schlossermeister  einen  Schlüssel  in  Wachs, 


/■ 
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Nocli  liärteicr  Stiale  windig:  al’cr  ei.scliieu  die  Htörung 
des  Kult-  und  Gottesliiedens  beim  Kirclieiidiebstalil,  den 
schon  das  altgermanisclie  Sakralrecht  mit  den  schwersten  Strafen 
helegte.')  Das  fein  entwickelte  religiöse  Gefiilil  des  Mittelalters 
wurde  durch  die  in  solcher  Tem|ielschändung  sich  bethätigende 
Frivolität  und  Gesiimnngsroheit  anfs  emiiiindliehste  getrott'en 
lind  heischte  blutige  Sühne,  so  dass  kaum  eine  Tode.sart  grausam 
genug  zur  Bestrafung  des  Mis.sethäters  erscheinen  mochte,  und 
trotz  alledem  änsserten  diese  schrecklichen  Strafen  doch  keines- 
wegs eine  tiefgehende  Wirkung,  da  die  Reranbnng  der  durch 
gabenreiche  Frömmigkeit  oft  verschwenderisch  ansgestatteten 
Kirchen,  falls  sie  ohne  Störung  durchgeführt  wmden  konnte, 
die  reichste  Ernte  verhiess.  So  findet  sich  in  der  Veibrecher- 
liste  der  Achtbücher  manch  gewerbsmässiger  Opierstockdieb, 
wie  z.  B.  ein  gewisser  Heinrich  von  Baden,  der,  trotzdem 
er  12  Oiiferstockdiebstähle  eingestand,  nur  mit  dem  Strang 
bestraft  ward.'-)  1424  fängt  man  sogar  einen  Kleriker,  der 
mit  einem  Priester  zu  St.  Georg  einen  Opferstock  beraubte 
und  zwei  Altartncher  den  selbst  lür  solche  Artikel  recht 
dankbaren  Juden  versetzte:  ')  14(;i  gesteht  einer,  der  hl.  Barbara 
zu  Landau  ihre  Krone  genommen  zu  haben,  und  besteigt  zum 
Lohn  hiefür  die  ljeiter;^j  selbst  die  Mon.stranz  auf  dem  Altar 
wird  mitunter  entwendet  und  verkauft  oder  vei-setzt. 


I.cLni,  Tuig.  lilci  oder  einen  nndern  .Stoff  abdrücken  dtirfe  ohne  Beisein 
de.säcn,  dem  der  Scbliis?el  gehöre.  Ferner  darf  kein  Jleister  einen  „Haeken- 
sehliissel,  ge.-tpalten  Kohr,  l)ielriclisfhlU».<Rl  oder  ander  gefährliche  Arbeit" 
für  jeinnnd  anlertigen  auj.ser  für  .sich  selbst  znin  Gebrauclie  seine.s  Hand- 
werk». Diese  Schlüssel  innss  er  aber  .selbst  wohl  verwahren  und  darf  sie 
niedit  seinem  Gesinde  zur  Benützung  überlassen.  .Soll  ein  .Schloss  damit 
geöffnet  werden,  so  hat  er  dies  selbst  im  Beisein  des  Eigentümers  vorzu- 
nebmen.  Endlich  darf  kein  Meister  ein  gefährlich  Brechzeug.  Steigzeug, 
Küdenband,  .Stechschloss  noch  deigleichen  machen  (aler  machen  la.ssen  bei 
schwerer  .Strafe  Olone,  Z G U.  XVI,  ,S.  lOO;;  vgl.  auch  Zöpfl  S.  ItiG*.  — 
1123  werden  llemiichiu  .Stemmphel  und  llermau  Kesseler  gefangen  gelegt 
„uinb  des  willn  da.»  sie  etwas  argwenigen  gezuges  nemelichn  ein  dumel.vsen 
und  meissei  bj-  yn  gehabt  Imbent"  (.\1!.  II.  U23}. 

')  Wilda  .S.  N.S1. 

- AU.  II.  1113. 

'I  AU  II.  U21. 

*)  AU.  II,  MC.i. 
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14*.t7  endet  ein  gewisser  , M iclialiell “ auf  dem  Sclieiter- 
liaiifen,  nachdem  er  zugegeben  liatte,  er  sei  „zu  sanl  Claien 
kirche  allliie  gangen,  liaz  sacranieiit  liusel  daselbst  utt'gebroclien 
mit  eyner  zwangen  nnnd  daz  heilig  sacrainent  ussgeschut  iisser 
dem  sielbei-  in  die  hulfzenbuchsse“:  ausserdem  hatte  er  im 
Nonnenkloster  zu  Worms  „Unser  üben  frawen  billde  iif  eyn 
altere*"  einen  reich  mit  Silbers]iangen  beschlagenen  Gürtel  ent- 
rissen.') Ein  Oplerstoekmarder  schlimmster  Sorte  wurde  1487 
dingfest  gemacht;  die  Nikolauskapelle  und  die  Kirchen  zu 
St.  Peter.  St.  Gilgen,  zu  den  Frauenbrüdern,  zum  hl.  Grab 
und  zu  St.  Martin  hatte  er  bereits  geplündert,  vom  Altar  des 
hl.  .Antonius  auf  dem  AV’'eidenberge  das  Altartuch  entwendet, 
und  schickte  sich  eben  an,  auch  die  übrigen  Kirchen  zu  be- 
suchen, als  ihn  die  Häscher  ergritfen;  der  Strang  machte  seinem 
thatenreicben  Tjeben  ein  rasches  Ende.-) 


§ 3f). 

Entwendungen. ) 

Nicht  als  Diebstahl  galt  die  AVegnahnie  geringwertiger 
Vermögensobjekte  an  der  Strasse,  auf  dem  Felde  und  im  Garten. 


')  Ali.  II,  1497;  im  gleichen  J:ibr  findet  sicli  der  Kintrag:  ..Item 
sagt,  das  pr  liy  naclil  iimb  zuscldiessrii.s  zyt  in  die  kireb  zu  sant  Olareu 
gangen  mit  ejiiem  secb,  das  er  by  iine  bett,  und  ungevcrlicbe  umb  XI 
iiwern  des  naebts  mit  genudtem  aeebe  daz  Sacrainent  Huscll  ufgebroeben, 
daz  heilig  .Sacranient  daz  in  cynem  eielbern  bucbssell  gewest,  uaser  dem 
ussersten  bultzen  gefess  genommen,  den  fronlicbimm  unsers  hem  in  das 
bultzen  gesebirr  oder  monatrantien  us.ser  dem  sielber  gesebutt  und  ein 
guldin  crutzell  so  uf  der  ussersten  Munstrantzen  stunde,  abegebroclieu“.  — 
“)  .Vli.  II.  14S7. 

“)  vgl.  zum  folgenden:  Wiida  S.  870  ff.;  Köstlin  S.  lö'>  ft'.;  Osen- 
briiggen,  al.  Str.  R.  S.  297  (die  Oefl'nung  von  Weitifeldeu  von  1474.  er- 
achtet wie  die  MRO.  die  Wegnabinc  fremder  Hühner  oder  (iänse  neben  dem 
Feldfrevel  nicht  als  Dicb.stabl,  .sondern  als  busswürdigcii  Frevelj;  Friese 
S.  242  f„  248  1. 
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l)ies  ergibt  sicli  daraus.  das.s  Handlungen  solcher  Art  nur  mit 
Ersatz  des  Doppelten  und  einer  Frevelbusse  von  5 Schillingen 
bedroht  sind,  und  dass  sogar  nächtliche  Begehung  lediglich  die 
bei  allen  Delikten  der  M R O.  für  diesen  Fall  statuierte  Ver- 
doi)pelung  des  Busssatzes  nach  sich  zieht. 

Die  MRO.  bestimmt;  „Wer  einem  vrevenliche  etzlich 
fihe,  gense,  hunre,  enten  nimet  eder  sieht,  eder  ime  sins  gfites 
ihtsit  nimet  an  der  strazen,  uf  derne  velde  eder  in  garten,  der 
git  ime  zwirnfint  also  vil  wider,  und  git  fumf  Schillinge  spirscher 
zum  biiwe  der  stette  straze,  als  dicke  er  daz  düt.  wirt  er  des 
Überwunden,  als  da  vor  stät“.') 

Gleicher  Behandlung  würdigt  man  die  mehr  den  Charakter 
eines  Feld-  oder  Forstfrevels  tragende  Entwendung  noch  nicht 
gemähten  Grases  oder  Getreides  und  noch  nicht  gefällten  Holzes 
von  fremdem  Boden : „Wer  ouch  eime  sin  gras,  sin  frnht  eder  sin 
holtz  uf  eckeren,  uf  wisen  eder  in  husche  abe  snidet  eder  houwet, 
bi  tage  eder  bi  naht,  (!)  der  vellet  in  die  selben  penen  (10  ?hlr.), 
als  dicke  er  daz  düt,  wirt  er  des  beret,  als  da  vor  stat.  Und 
sieht  in  denne  dar  zu,  roufet  eder  drittel  mit  stecken  oder  mit 
handen  ginre  deme  der  schade  geschehen  ist,  eder  ieman  von 
sinen  wegen,  uf  sime  bodeme,  dar  uffe  der  schade  ime  geschehen 
ist,  der  vrevelt  dar  an  nit“.-) 

Hier  kann  Diebstahl  deswegen  nicht  angenommen  werden, 
weil  die  entwendeten  Gegenstände  nach  deutschrechtlicher  An- 
schauung noch  nicht  als  selbständige  Sachen,  also  auch  nicht 
als  res  possessae  erachtet  werden.  Der  geringe  Wert  des  Ent- 
wendeten wäre  hier  wohl  kaum  von  entscheidender  Bedeutung 
gewesen;  denn  der  Gartendieb  erfährt  sonst,  wie  wir  sahen, 
ganz  besonders  rigorose  Behandlung.’) 


')  Hilgard  S.  217.  Offene  Kntwendniig  aus  fremdem  Hause  wurde 
mit  b ff.  und  do|)pelteni  Ersätze  geliiisst  (iiilgard  S.  2IS^;  f.  Uaus- 
frieden.sbruch  (§  .'>3\ 

Hilgard  S.  21S. 

.S,  ins. 
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§ 36. 

Verbotenes  Fischen  und  Jagen. 

Fischen  in  fremden  Gewässern  ist,  wenn  nielit  als  Dieb- 
stahl, so  doch  als  Vermogensdelikt,  als  Verletzung  fremder 
Okkupationsrechte,  strafbar.  Standen  die  Fische  jedoch  scho 
in  der  Gewere  eines  andern,  so  tritt  natürlich  die  Diebstahls 
strafe  in  ihre  Rechte.  1483  wird  Debolt  Woher  von  Winziugen, 
der,  obgleich  er  wusste,  „daz  die  bach  verbottcn  wer,  dariim 
zu  fischen“,  etliche  „schnetz,  bubel,  eschen  und  schlyhen“  ge- 
fangen, dazu  aber  auch  auf  dem  Markte  Fische  aus  Körben 
gestohlen  und  noch  verschiedene  andere  Diebereien  begangen 
hatte,  zum  Galgen  verurteilt,*)  1487  ein  anderer  w'cgen  unbe- 
rechtigten Fischfangs,  sowie  Fisch-  und  Krebsdiebstahls  bei 
Kacht  ertränkt.'-*) 

Nicht  minder  strafwürdig  erschien,  wer  sich  zum  Schaden 
eines  andern  unbefugterweise  des  Weidwerks  befliss. 

Friedrichs  des  Rotbarts  Landfriede  von  1171»,  der  auch 
für  den  Siieiergau  Geltung  hatte,  bestrafte  die  Sehlingenjäger 
und  Fallensteller  mit  Entziehung  des  Friedens,  und  im  späten 
Mittelalter  noch  war  Stadtverweisung  die  regelmässige  Strafe 
des  Wildciers.**) 

1356  verordnet  der  Kat:  „Wer  ein  slahevenster  hat 

duben  zu  vahende,  der  sol  daz  abe  dun,  dut  er  dez  niht,  der 
git  zwei  phunt  hlr.  zu  pene  an  unsere  stetdo  bn  mit  sollent  die 
10  sh.  vallen  dem  der  daz  rüget;  unt  wer  mit  gainen  deheinc 
dube  vahet,  der  git  euch  2 ä.  hlr.  an  unser  stetde  bu;  wer  ouch 
junge  vogel  vahet,  der  git  ouch  2 U.  hlr.  zu  pene  an  unser 
stetde  bu,  unt  wer  daz  rüget,  dem  werdent  10  sh.  hlr.  Die 


\ All.  II,  1483. 

')  ebd.  1487. 

Audcrwärts  gclteu  mildere  Auachauungeu;  z.  B.  Weistum  von 
Uleiswoiler  lä08  (Grimmßd.V,  S.  570),  §11;  „Item  es  soll  auch  niemand 
iagcu  oder  sich  ainigs  weidwerks,  es  sei  gleicli  mit  schiesieu  oder  sonsten, 
gobraucbeu  ohne  erluabuus  der  beru  oder  ihrer  amptleut  bei  straf  3 U.  hlr., 
deren  2 U.  lür.  der  oberkait  und  1 il.  hlr.  der  gemeind  gefallen  soll.“ 


Digitized  by  Google 


|tt‘ne  sulleiit  die  niaiitrihtere  iiemeii  ul'  den  eit“.’)  1484  kommt 
einer  iiocli  sehr  glimpflieli  durch;  er  wird  iu  sein  Haus  verstrickt 
und  scliwört,  es  ohne  Urlaub  des  Rates  uiclit  zu  verlassen  ,,mui 
daz  er  keine  fogel  oder  haseii  me  faiigreu  sol;-)  l.'iTH  jagt  man 
einen  Wildschützen  nach  Aursagung  des  Burgrechts  aus  der 
Stadt;  ein  anderer,  „der  sich  des  Wiltpretschiessens  gebraucht 
ungeacht  er  vor  eim  Jar  die  Buchsen  unnd  dem  Wildt  nach- 
zugehen verschworen'*,  wird  nach  längerer  Haft  mit  gleicher 
Strafe  angesehen.'') 

Die  PSOC.  von  IT’iu  belegt  „die  Wildprätsdiebe,  die  durch 
Hinwegschiess-  Unter.schlag-  und  Verkautfung  des  ihnen  nicht 
zugehörigen  Wjldes  nicht  allein  förmlich  Diebstahl  begehen, 
.sondern  zugleich  auch  grosser  Heiren  Wildfuhrcii  verdeiben, 
deren  regalia  und  Hoheiten  gröblich  und  geliissentlich  violiren 
und  örtters  ilie  Porstbediente  mörderischer  weiss  auf  Leib  und 
I.eben  angehen,  ja  endlich  rechte  Strassenraub-  und  Jlörder  ab 
geben",  mit  emi)findlichen  Strafen.  Dem  Ermessen  der  Laniles- 
herrschaft  soll  es  überlassen  bleiben,  ob  man  den  Wilderern 
„zu  Vorkommung  weiteren  dergleichen  Schiessens“  die  rechte 
Hand  abhauen  lassen  wolle  oder  vorziehe.  ihnen  ,.die  Straff 
lebens-würiger  Arbeit  in  herrschaftlichen  Gebäuen  in  Eissen  und 
Banden  geschlossen  und  mit  Auffsetzuug  Hirschgewichter  au- 
zusetzen  und  bey  mehrmahliger  Keiterirung  auch  sogar  das 
Jjeben  durch  den  Strang  am  Galgen“  nehmen  zu  lassen.  Die 
Güter  der  Wilderer  weiden  konfisziert.'*) 


Unterschlaj(ung. 

Zwar  wurde  im  allgemeinen  wenigstens  in  der  Theorie  das 
diebliche  Nehmen  vom  dieblichen  Behalten  getrennt,  doch  ver- 


')  .4.  St.  B.  toi.  5S. 

-Ul.  II,  14S4. 
s VK.VK  I.  157i:. 
‘J  N.  02'J. 
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mochte  dies  an  der  Natur  des  Deliktes  und  den  iiraktischeu 
Konsequenzen  seiner  Begeliung  wenig  zu  ändern;  die  Unter- 
schlagung hinterliess  dem  Thäter  das  gleiche  Stigma,  wie  der 
Diebstahl.  Vor  allem  wurde  sie  nicht,  wie  heutzutage,  grund- 
sätzlich milder  beurte'ilt  als  jener,  sondein  im  Gegenteil  bis- 
weilen noch  härter  gestraft,  wenn  nämlich  durch  die  Aneignung 
einer  anvertraiiten  Sache  ein  bestehendes  Treueverhältnis 
schmählich  gebrochen  wurde. 

Cm  1480  begnadigt  der  Rat  einen  „vermehrten“  Dieb,  der 
u.  a.  auch  ein  Pferd,  das  ihm  geliehen  war,  eine  Botschaft  zu 
w'erben,  für  sich  behielt  und  verkaufte,  vom  Galgen  zum  Staupen- 
schlag  und  lässt  ihn  über  die  Donau  schwören;')  ein  1484  bei 
hellem  Tage  öffentlich  ertränkter  Dieb  bekennt  vor  seinem  Ende 
neben  einer  Reihe  von  Diebstählen,  auch  einige  Werkzeuge 
unterschlagen  zu  haben;  ein  anderer  gesteht,  „siner  muter  habe 
er  ein  sielbern  becher  hiuder  ir  iiigefordert  und  den  on  ir  wisse 
nmb  3 gld.  verkauft“.'-)  — 1577  kehrt  einer,  der  Briefe  er- 
brochen, Geld  daraus  genommen  und  dieses  verthau  hatte,  nach 
empfangenem  Staupenschlag  der  Stadt  den  Rücken.'^)  — 17112 
wild  ein  Bürger  mit  seinem  Knecht  wegen  Unterschlagung 
anvertrauter  Kaufmaniisgüter  au  drei  Markttagen  je  eine  halbe 
Stunde  ans  Halseisen  gestellt,  dabei  jedesmal  mit  25  bezw. 
10  Prügeln  bedacht  und  endlich  aus  der  Stadt  gejagt.^) 

Schlimm  erging  es  solchen,  die,  als  öffentliche  Beamte  der 
Verwaltung  des  Stadtguts  gewürdigt,  auf  unredliche  Weise  des 
eigenen  Säckels  möglichste  Füllung  erstrebten;  sie  rettete  selten 
das  Mitleid  des  Rats  oder  die  Rücksicht  auf  ihre  früheren  Ver- 
dienste, ihre  einflussreiche  Stellung  oder  ihre  mächtige  Sippe 
vor  sicherem  Verderben. 

1348  ertappte  mau  Wernher  Kurtz,  den  Bäcker,  wie  er 
auf  der  Münze  eine  Handvoll  neu  geprägter  Heller  in  seiner 
Tasche  verschwinden  Hess  und  einen  Silberbarren  von  recht 
beträchtlichem  Gewichte  unter  die  Bank  praktizierte,  um  ihn 


'j  AB.  II. 

AH.  II,  14.S4. 
ä)  VRAP.  I,  I.'>77, 

Kernling,  die  Klieinpt'alz  i.  d.  Hevolutionüzeif,  Bd.  I,  S.C47,  ,\nm.  310. 
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dort  bei  günstigerer  Gelegenheit  abzuholen.  Trotzdem  er 
Ratsherr  war  und  zur  Münze  geschworen  hatte,  beschloss  der 
Rat,  ihm  Gnade  vor  Recht  widerlaliren  zu  lassen,  ,, wanne  daz 
reht  ime  zu  swer  wer  gewesen“,  aber  er  „sol  runien  die  stat 
ewicliche  einen  dag  und  hundert  iar  ane  gnade  und  kumet  er 
da  zwusehen  in  die  stat  oder  die  banzune,  so  sol  man  von  ime 
rillten  alse  von  einem  diebe“'.') 

liU4  wandert  Michael  Keller  aufs  Turmstüblein,  der 
jahrelang  in  Aemtern  und  Würden  sich  brüstend  des  Rats  und 
der  Bürgerschaft  blindes  Vertrauen  schnöde  getäuscht  und  der 
Stadt  w'ie  einzelnen  Bürgern  durch  fortgesetzte  Unterschlagungen 
schweren  Vermügensentgang  bereitet  hatte.  Die  Untersuchung 
ergab  schwere  Belastung,  und  ohne  Zögern  fällte  der  Kat  über 
eines  seiner  ange.sehensten  ^litglieder  das  Todesurteil.  Die 
Exekution  wurde,  um  Aufsehen  zu  vermeiden,  nicht  au  der 
gewöhnlichen  Riclitstätte  vollzogen;  auf  dem  Fischmarkt  wurde 
ein  Gerüst  gezimmert  und  der  ehrvergessene  Ratsheir  iu  der 
Dämmerung  eines  Julimorgens  enthauptet.-) 


§ 3S. 

Hehlerei. 

Eine  uralte  Kcchtsregel  stellte  den  Hehler  als  Diebshelfer 
dem  Stehler  gleich;  als  Diebe  strafte  Friedrichs  II.  berühmtes 
Reichslandlricdcnsgesetz  von  I2:tö  diejenigen,  „qui  per  iiartici- 
patiouem  depositi  vel  empti  siuum  furantibus  iirebuerunt“,  und 
iliin  folgt  die  ganze  mittelalterliche  Theorie  und  Praxis.  ') 

Erst  in  später  Zeit  finden  sich  die  ersten  wissenschaftlichen 
Versuche,  die  Helilerei  vom  Diebstahl  loszulösen  und  zu  einem 
selbständigen  Verbrechemsbegritf  zu  gestalten.  Selbstverständlich 
muss  dann  der  Hehler,  vorausgesetzt,  dass  er  am  Diebstahl 


')  AU.  1.  IS4«. 

Xo.  7oT. 

§ C';  Moll.  Genii.  hist.  Seot.  IV.  lid.  II.  S.  •ill — 47. 
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nicht  beteiligt  war,  milder  beurteilt  und  bestraft  werden  als 
der  Dieb. 

173.T  wird  ein  gewisser  Johannes  Braunbeis,  weil  er  an- 
geblich mit  mehreren  französischen  Soldaten  Waren  gestohlen 
hatte,  unter  Anklage  gestellt.  Die  Soldaten  besagen  ihn  als 
Mitdieb,  doch  rcchtlertigt  solches  Zeugnis  Mitschuldiger  nicht 
die  Verurteilung,  sondern  lediglich  die  Anwendung  der  peinlichen 
Frage.  Der  Angeklagte,  der  sofort  gesteht,  als  Hehler  das 
Gestohlene  an  sich  gebracht  zu  haben,  beteuert  seine  Unschuld 
an  dem  Diebstahl;  er  wird  zuerst  50  Minuten  lang  mit  dem 
Danmenstock,  dann  eine  Stunde  laug  mit  dem  spanischen  Stiefel 
gemartert  und  schliesslich  aufgezogen  und  gestreckt,  bis  seine 
Schmerzensrufe  in  leises  Wimmern  aushallen  und  langsame 
Betäubung  den  schinerzgeciuälten,  zerf'olterten  Körper  gegen 
weitere  Leiden  unempfindlich  macht;  und  trotz  alledem  vermag 
man  dem  Armen  kein  Wort  des  Geständnisses  zu  erpressen. 
Der  Rat  aber,  der  manchesmal  in  früherer  Zeit  eine  Versammlung 
von  Königen  genannt  zu  werden  verdiente,  vergass  in  der  Er- 
innerung an  die  Flammen  von  1689  und  manch  andere  von  den 
Franzosen  erfahrene  Unbill  aller  Manneswürde  und  erniedrigte 
sich  so  tief,  den  Konsulenten  von  Stoekken  zu  dem  franzö- 
sischen Stadtkommandanten,  General  de  Quadt,  zu  schicken  mit 
der  Botschalt:  Nachdem  der  Inqnisit  die  ordentliche  wie  die 
ausserordentliche  Tortur  standhalt  und  ohne  Geständnis  erduldet, 
könne  man  ihn  nach  deutschen  Rechten  nur  als  Hehler  strafen; 
da  man  aber  erfahren  habe,  dass  das  französische  Recht  den 
Hehler  dem  Stehler  gleich  erachte  und  mit  dem  Strange  bestrafe, 
so  wolle  man  in  schuldiger  Behutsamkeit  nicht  ermangeln,  Se. 
Exzellenz  zu  befragen,  ob  mau  auf  den  Delinciuenten  das  fran- 
zösische Recht  anwendeu,  oder  ihn  dem  Herrn  General  selbst 
zur  Bestrafung  ausliefern  .solle;  zu  beidem  sei  der  Rat  gleich 
willig  und  bereit.  Der  General  aber,  der  mehr  Rechtsgeftthl 
besass  als  diese  pllichtvergessenen  AVardeinc  der  Gerechtigkeit, 
gab  dem  Gesandten  die  hochsinnige  Antwort:  „Da  sei  Gott  vor, 
dass  ich  einem  armen  Sünder  sein  Gericht  schwerer  und  die 
Gerechtigkeit  dieser  Stadt  dadurch  strenger  machen  wollte;  ich 
will  das  Recht  nicht  beugen  noch  ändern.  Richtet  ihr  fenierhin 
nach  Euren  gewohnten  (Jesetzen,  handhabt  das  Recht  und 
beobachtet  Euer  Gewissen!“  Voll  Freude  teilt  der  Konsulent 

Tk.  ll*rtter,  Strafrecht  der  freiea  RoiohuUdt  Speiar.  14 
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dem  Kate  diese  Botschaft  mit,  ohne  sich  die  Bemerkung  zu 
versagen,  dass  er  für  seine  Person  auch  bei  anders  lautendem 
Bescheid  sich  durcli  keine  Macht  der  Welt  hätte  bewegen 
lassen,  den  Angeklagten  zum  Tode  zu  verdammen.') 


§ 39. 

Sachbeschädigung. 

Wohl  kein  anderer  Deliktsbegriff  hat  von  der  mittelalter- 
lichen Jurisprudenz  so  stiefmütterliche  Behandlung  erfahren 
müssen  als  der  der  Sachbeschädigung.  In  der  Regel  war  eine 
zivilrechtliche  Deliktsobligation  die  einzige  Rechtsfolge  dieses 
Vergehens,  und  nur  in  besonders  schweren  Fällen  sah  sich, die 
Staatsgewalt  veranlasst,  eine  üngebühi'strafe  über  den  Schuldigen 
zu  verhängen,  was  aber  nur  bei  Feld-  und  Forstfieveln  regel- 
mässig geschah. 

Die  MRO.  erwähnt  nur  das  Toten  fremder  Gänse,  Hühner, 
Enten  u.  s.  w.  und  legt  hiefür  dem  Thäter  die  Verpflichtung 
zum  doppelten  Schadensersätze  und  zur  Zahlung  einer  Frevelbusse 
von  5 Schillingen  auf.-)  In  der  Praxis  finden  arbiträre  Geld- 
strafen, im  Uneinbringlichkeitsfalle  auch  massige  Freiheitsstrafen 
Anwendung.  Weiter  verfügt  die  MRO.: 

„Wer  euch  willeklichen  mit  etzlichem  viehe  ane  phert  den 
üz  geworfen  ist  nüwelingen  vert  Ulfe  iemannes  gut,  cckcre  eder 
wisen,  bi  tage  eder  bi  naht,  der  des  daz  viehe  ist,  der  git  zehen 
Schillinge  hellere  und  n'imet  nit  die  stat  also  dicke  daz  geschiht 
von  ime  eder  sime  gesinde“.-') 

Zweifellos  hat  diese  entweder  von  dem  gesetzgebenden 
Organ  selbst  missverständlich  aus  einer  anderen  Kodifikation 
herübergenommene  oder  vom  Abschreiber  nicht  richtig  erfasste 
und  daher  offenbar  korrumpierte  Stelle  den  Fall  im  Auge,  dass 

*)  N.  710, 

Hilgiinl  .S.  217. 

•’j  liilgaril  .S.  217;  ilioselbo  Lesart  hat  Lohnianii  .S.  2.Sä*. 
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jemand  einem  andern  Scliaden  znfligt,  indem  er  mit  Zugvieh 
über  seine  Ländereien  fährt  oder  Vieli  über  dieselben  treibt. 
Der  Satz  „den  (?)  üz  geworfen  ist  nnwelingen“  scheint  anzu- 
deuten, dass  erst  vor  kurzem  der  Acker  bepllügt  oder  besät, 
die  Wiese  bestellt  wuide,  so  dass  vor  der  Bebauung  und  nach 
der  Ernte,  sowie  auf  Brachland  ein  Frevel  der  bezeichneten 
Art  nicht  begangen  werden  kann.  Die  Lesart  „ane  phert“  gibt 
keinen  Sinn;  denn  warum  sollen  unter  den  schädigenden  Tieren 
gerade  die  Pferde  eine  Ausnahme  bilden?  Vielleicht  ist  es  an- 
gebracht. „ane  i)hat“  zu  lesen,  so  dass  damit  derjenige  für  strafbar 
erklärt  wäre,  der  ohne  gebahnten  Weg  über  fremde,  angebaute 
Grundstücke  mit  seinem  Vieh  fährt  oder  dieses  abseits  vom 
Wege  über  fremde,  frisch  bestellte  Ländereien  treibt.’) 

Schlimm  ergeht  es  158-1  einem  Gesellen,  der  „in  voller 
weiss  nf  der  Leimgruben  ein  fuhrknecht  von  der  Neuen  Statt 
uberrennet,  uf  denselben  losgeschossen,  gotteslesterlich  geflucht, 
den  feustling  widernmb  geladen,  nf  des  Thumbstiftsptisters 
mühlknecht  gereimt,  uf  denselben  auch  lossgedrückt,  den  gaul 
vornen  zum  Bug  hineingeschossen“.  Er  wird  zunächst  gefänglich 
eingezogen  und  muss  ausser  Atz  und  Zehrung  noch  2ti  Thaler 
für  das  getötete  Ross  und  20  Thaler  Frevelbusse  bezahlen.'-^) 

Groben  Unfug  verübte  15‘.*5  ein  Kleriker  namens  Fabricius. 
Er  warf  seinem  Bruder,  dem  W eihbischof  zu  Speier,  ilie  Fenster 
ein  und  benahm  sich  auch  ausserdem  höchst  ungebührlich,  so 
dass  sich  der  Kat  genötigt  sah,  ihn  auf  den  weissen  Turm  setzen 
zu  lassen.  Dort  gelang  es  dem  Gefangenen,  auszubrechen, 
jedoch  wurde  er  bald  wieder  erwischt  und  zuerst  aufs  Neupörtel, 
dann  in  den  Backofen  in  der  Elendherberge  verbracht  und  dort 


')  Aelmlivliti  Hestiimiiuiigcii  linden  sich  bäntig  in  den  Volksrediten 
(8.  die  bei  Wilda  S.  uai  l'.  zitierten);  be.suiiders  interessant  ist  lex  .Salica 
ein.  XXXVI,  'J:  ,Si  qiiis  per  inesseni  alienain,  postqnani  gramina  pro- 
duxerit  (I)  bcrpicem  traxerit  aut  cuui  carro  sine  via  (an«  pbat!)  transierit, . . . 
sol.  III  culpabilis  iudicetur.  § 2.  Si  quis  per  niessum  alicnaiu,  postquam  in 
eulmen  erigitur  (!)  sine  via  enm  carro  transierit,  sol.  XV  c.  i.";  vgl.  aucli 
V.  Auiira,  Xordg.  O.Il.  I,  S.  727  f. 

2)  VRAP.  I,  15S4. 
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in  Helden  geworfen.  Einige  Zeit  darauf  wurde  er  losgelassen 
und  dem  biscliönicheu  Zollsehreiber  zu  Udenheim  hinausgegeben.') 


§ 40. 

Bankbruch  und  Wucher. 

Fiel  die  Zahlungseinstellung,  bei  der  unsaubere  Maui- 
pulationen  mit  im  Spiele  waren,  unter  den  Delikt-sthatbestand 
des  Betruges,  so  konnte  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch 
der  vollständig  ohne  jede  Arglist  erfolgte  Zusammenbruch  eines 
Schuldners  als  Verletzung  der  Vermögensrechte  der  Gläubiger 
strafbar  erscheinen. 

Ein  1752  erlassenes  „Herreiigebott  wegen  derer 
Falliten“*)  bestimmt,  um  dem  Ueberhandnehmeu  der  Konkurse 
vorzubeugen,  dass  dem  Kridar  das  beneficium  cessionis  bonorum 
nicht  zusteheu  solle,  ausser  wenn  er  durch  Unglücksfälle,  die 
menschliche  Weisheit  nicht  abwenden  konnte,  ins  Verderben 
geraten  war.  „Soferne  aber  Nachlässigkeit  im  Berutf,  Ver- 
schwendung, zumahlen  Föllerey,  fressen  oder  sauffen,  spielen 
oder  gar  Verbrechen  wieder  das  sechste  Gebott  darzu  Ursach 
oder  Anlass  wären,  so  soll  die  bissherige  Nachsicht  bey  seit 
gesetzt  und  der  verfallene  Schuldner  nächst  andern  dem  Befinden 
nach  erforderlichen  Ahndungen  des  Bürgerrechts  und  bürgerlichen 
Ehren  beraubt,  auch  die  Schulden,  so  er  nicht  zu  bezahlen 
vermag,  in  dem  Schuld -Thurn  abzusitzen,  wie  anderwärts 
bräuchlich,  angehalteu  werden“. 

Da  die  Kirche  jede  Uebertretung  des  Zinsverbotes  als 
Sünde  erachtete,  so  war  auch  anfangs  das  geistliche  Gericht 
zur  Aburteilung  des  strafbaren  Wuchers  ausschliesslich  zu- 
ständig und  belegte  die  usurarii  mit  den  in  seiner  Kompetenz 
liegenden  Strafen,  Geld-  und  Kirchenbusse,  in  schwereien 
Fällen  auch  mit  Freiheitsstrafen.  1432  z.  B.  be.straftc  der 


Katsproiukolle,  (Akt  Nicolasiii  N.  Tio,. 
V .\.  710. 


Digitized  by  Google 


213 


Laienseml  Landscliadt,  den  Maulbrünner  Knecht,  der  einem 
Heiligensteiner  Bauern  „ Korn  und  Hafer  geliehen  hatte 
und  dafür  1 Malter  bezw.  sich  zurückerstatten  Hess.’) 

Fuchs  berichtet  in  seinen  Anmerkungen  zu  Lehmanns 
Speierer  Chiünik  unter  dem  Jahre  14ni-);  „In  diesem  Jahr 
hat  eine  Theurung  entstehen  und  die  Korn-Wucherer  sich  mit 
des  armen  Manns  Nachtheil  reich  machen  wollen;  solchem  nun 
vorzukommen,  haben  Chur-Pfaltz,  die  Bischoffe  zu  Worms  und 
Speyr  und  diese  beede  Reichs-Städt  eine  Zusammenkunft’t  ge- 
halten und  zu  allerseits  Unterthanen  Wohlfahrt  folgende  Ord- 
nungen gemacht  und  in  ihren  Landen  und  Gebieten  öffentlich 
verkündigen  lassen:  1)  dass  ein  Wormbser  Malter  Korn  nit 
höher  dann  umb  24  Albus  und  die  Speltz  umb  12  Speyrer 
Mess,  aber  jenes  23  und  die  Speltz  13  Albus  gelten;  2)  keinem 
einige  Frucht  auf  Wieder- Verkauften,  sondern  nur,  was  er 
ungefährlich  auf  ein  Jahr  in  seine  Hausshaltung  braucht,  zu 
kauften  verstauet;  3)  derjenige  welcher  vor  dieser  Ordnung 
Frucht  auf  Wieder-Verkauffen  innerhalb  Jahres-Frist  aufge- 
schüttet,  auf  Begehren  deren,  die  mit  ihme  in  einem  Gebiethe 
sitzen,  den  Kasten  aufthun  und  in  obgedachtem  Preiss  woggeben 
und  über  einen  Schilling  Pfenning  Gewinn  vom  Malter  Korn 
und  halb  so  viel  von  der  Speltz  nicht  nehmen,  noch  4)  jemand 
einige  Frucht  aus  dem  Land  wegführeu,  wofern  aber  5)  ein 
Frembder  andere  Esswaaren  in  die  Lande  bringet,  derselbige 
mit  der  Obrigkeit  Erlaubnuss  und  Ermässigung  für  das  Geld, 
welches  er  aus  seinen  Waaren  erlöset,  Wein  und  Frucht  ein- 
zukauffen  und  wegznführen  bemächtiget  seyn  solle,  alles  bey 
angehenckten  scharpffen  Straffen.  Welche  Verordnungen  billich 
zu  allen  Zeiten  wider  die  Korn-Juden  in  acht  genommen  und 
vollzogen  \verden  sollten“. 


')  X.  4'.).^,  .lalir  U.'ti. 
*)  lifliniiliill  S.  !Ki4". 
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Neuntes  Hauptstück: 

Die  Fälsehungsverbreehen. 

§ 41. 

Betrug. 

Der  Betrugsbegriff  ini  Sinne  des  modernen  Strafreclits  war 
dein  Juristen  des  Mittelalters  völlig  unbekannt;  er  ging  ihm  aut 
in  dem  aii.sgedeUnten,  vagen,  allzeit  schwankenden  Sammel- 
begriff des  falsum.  Während  sich  aber  aus  dieser  Urzelle 
später  eine  ganze  Reihe  bestimmt  begrenzter  Dcliktsbegriffe, 
die  Waren-,  Münz-  und  Urkundeutälschung,  lösten,  gelang  es 
der  Jurisprudenz  nicht,  den  schlüpfrigen  Betrugsbegriff  zu  fassen 
und  der  kritischen  Sonde  zu  unterwerfen.  Daher  wird  der 
Betrug  dann,  wenn  eine  greifbare  Bereicherung  des  Betrügers 
auf  Kosten  des  Betrogenen  eintrat,  mit  dem  Diebstahl  zu- 
samniengeworfen,  die  blosse  Täuschung  dagegen  — insbesondere 
unser  heutiger  Betrugsvei’such  — als  „valsch“  bezeichnet  und 
mit  arbiträrer  Strafe  geahndet. 

Eine  schon  in  den  frühesten  Quellen  mit  Strafe  bedrohte 
Unterart  des  Betrugsbegriffs  ist  die  Zechprellerei,  mit  der 
der  Rat  schon  134.Ö  eingehend  sich  zu  befassen  Veranlassung 
erhält.  Um  weiteres  Ueberhandnehmen  solchen  Unfugs  zu  ver- 
hüten, wird  verfügt:  „Weiher  unser  burger  zii  eime  veilen 

wine  drinket  unde  dannen  unbezalt  get,  der  sol  runien  aht  dage 
die  stat  unde  dar  nach  niemer  in  die  stat  kumen  er  enhabe 
danne  vor  gyme  bezalt,  dem  er  unbezalt  enweg  ist  gangen“.') 

Hilganl  S.  435. 
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Gegen  die  fahrenden  Leute,  die  ihren  angeborenen  Mutter- 
witz, verbunden  mit  einer  gewöhnlicli  nicht  geringen  Dosis 
Menschenkenntnis  und  Lebenserfahrung,  dazu  benutzen,  um 
andern  mehr  mit  Glücksgütern  als  solclien  Vorzügen  gesegneten 
Sterblichen  Vermögensvorteile  abzuschwindeln,  wird  äussei'st 
rigoros  verfahren:  Staupbesen,  Pranger,  ewige  Verweisung  sind 
an  der  Tagesordnung;  bei  schwerer  Vermögensschädigung  droht 
dem  Betrüger  die  Diebstahlsstrafe  — der  Strang  oder  der  Tod 
in  den  Wellen  des  Rheins.  So  ertränkt  man  einen,  der  ein 
Büblein  um  IT)  fl.  „beschalkt“  und  im  Odenwalde  einem  um 
seiner  Kinder  Wohl  besorgten  Vater  8 fl.  durch  das  Vei-sprechen 
entlockte,  er  werde  ihm  einen  Schatz  zeigen,  „dar  durch  sin 
zwei!  son,  die  er  zu  schule  gesetzt  hett,  einer  ein  babst  und 
der  ander  ein  bischotf  werden  solt“.  Kiner  zweimal  verwitweten 
Frau  im  Westrich  wusste  er  durch  die  betrübende  Mitteilung, 
ihren  beiden  im  Fegefeuer  sitzenden  Eheliebsteii  könne  nicht 
anders  geholfen  werden,  „sic  gebe  dan  gelt,  daz  er  ine  messen 
lasse  lesen“,  so  zu  rühren,  dass  sie  ihm  zweimal  je  8 fl.  zur 
Ausführung  seines  frommen  Vorhabens  behändigte.  Einer  andern, 
weniger  liebevollen  Gattin  syHegelte  er  vor,  „er  konte  geschaffen, 
daz  ir  man  stürbe“,  wodurch  er  sie  zu  reichlichen  Geldspenden 
veranlasste.i) 

Eines  sehr  sinnreichen  Veifahrens  befliss  sich  die  mehr- 
erwähnte, 1443  aufgehobene  Sfirnestosserbande.  Sie  überzogen 
nicht  mehr  kursierende  Münzen  fremden  Gepräges  mit  einem 
leichten  Gold-  oder  Silberschaum,  boten  das  so  gewonnene  Stück 
als  der  Silberlinge  einen,  um  welche  Judas  den  Heiland  verriet, 
zum  Kaufe  an  und  trieben  mit  solch  seltener  Ware  besonders 
bei  der  abergläubischen  Landbevölkerung  einen  schwungvollen 
Handel;  auch  Jlessen  und  Märkte  erwiesen  sich  als  besonders 
günstige  Absatzgelegenheiten.-) 

Ein  sehr  beliebter  Kniff  des  fahrenden  Völkleins  war  ferner 
das  Simulieren  irgend  einer  Krankheit,  wodurch  sich  das  Mit- 
leid gutherziger  liente  zu  einei'  äiisserst  ergiebigen  Einkommens- 
quelle gestalten  Hess.  1443  hängt  man  z.  B.  einen  Dieb,  der 


')  Ali.  II,  um  14ao. 
»)  ebU.  1413. 
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unter  anderem  auch  gesteht,  ^er  sye  mit  eime  kleiiperlin  als 
ein  nssetziger  gangen  heischen“.')  Ein  anderer,  der  unter  dem 
Vergeben,  mit  „St.  Veltens  Plage“  (der  fallenden  Sucht), 
behaftet  zu  sein,  Almosen  sammelte,  wird  mit  zwei  Genossen 
ans  Halseisen  gestellt,  durch  die  Backen  gebrannt  und  mit 
Ruten  aus  der  Stadt  gehauen.  Zuvor  aber  offenbart  er  das 
Geheimnis  der  gut  gespielten  epilei)tischen  Anfälle,  indem  er 
zwar  leugnet,  selbst  .solche  simuliert  zu  haben,  aber  mitteilt, 
ein  gewisser  Peter  Zegelbock,  den  er  kenne,  „habe  die  ge- 
nant plage  nit  und  falle  nyder  und  neme  senff  in  den  mont 
und  stelle  sich  gruselich  alse  bette  er  die  plage“.-) 

Auch  gegen  die  Zigeuner,  die,  seitdem  sie  1440  sich  zum 
erstenmal  im  Speiergau  gezeigt  hatten,  nun  fortwährend  scharen- 
weise Stadt  und  Landschaft  heimsuchten,  wurde  mit  aller 
Strenge  verfahren.  Seit  Kaiser  Karls  V.  geharnischtem 
Mandat,'*)  das  ihnen  Ausweisung  und  harte  Strafen  drohte 
Avegen  ihrer  „diebery,  bösslistiger  betruglichait,  vyl  kundtschaft, 
verretery  und  böse  prackticken“,  welche  vermuten  lassen,  da.ss 
der  heiligen  Christenheit  Erbfeind,  der  Türke,  oder  sein  Ver- 
bündeter, der  König  von  Frankreich,  den  Deutschen  diese  Plage 
auf  den  Kacken  gehetzt  habe,  ergehen  fortwährend  drakonische 


•)  AB.  II,  144.A. 

4)  ebd.  14.A8.  Die  ganze  Sfelle  lautet  folgenderniasscn : Stephan 

Hertel  von  llotenbnrg  an  der  Duber  hat  gesagt  daz  Lorentz  gigers  son 
ine  underwiset  habe,  daz  er  sagen  solle  er  sy  mit  sant  Veltins  plage  be- 
halft und  daz  er  globt  habe  sant  Velten  ein  silbern  ereutz  zu  bringen,  daz 
muss  er  also  sanien:  er  solle  XXX  pffunt)  und  XXX  stucke  Heisch  von 
seligen  luentschen  haben  und  messe  darüber  lassen  lessen  und  sol  daz 
fleisch  den  veitsiechen  halb  gehen  und  halb  hussarinefn]  kinderleite[n]  (=  mit 
Kinderreichtum  gesegneten),  so  wurde  er  der  plage  ledig  und  er  habe  der 
plage  nit.  So  habe  er  ouch  nit  gefallen  oder  sich  gestalt  alse  bette  er  die 
plage  und  gesagt,  er  habe  die  plage.  Er  hat  auch  gesagt,  er  habe  einen 
hut  rot  und  wiss  und  einen  degen  gestoln  und  etwie  ein  messer  fuudeu. 
Item  er  hat  auch  gesagt  und  genant  peter  zegelbock  habe  die  etc.“  Diese  Stelle, 
deren  Enträtselung  ich  der  Güte  des  Herrn  Kreisarchivars  Dr.  J.  Jlayer- 
hofer  in  Speier  verdanke,  ist  ein  beredtes  Zeugnis  dafür,  mit  welch  wahn- 
witzigen Ausgeburten  der  menschlichen  Phantasie  im  Mittelalter  ein  Gauner 
arbeiten  konnte,  um  aus  der  Borniertheit  seiner  Mitmenschen  Kapital  zu 
schlagen.  Vgl.  übrigens  auch  Kriegk  a.  a.  O.  S.  111. 

Mandat  Kaiser  Karls  V.  von  1544  (X. 
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Herrengebote  gegen  die  Zigeuner.  Auch  die  Praxis  macht  mit 
diesen  Leuten,  denen  das  Stehlen  und  Betrügen  zur  zweiten 
Natur  geworden,  wenig  Federlesens,  und  rascher  als  sonst 
schliesst  sich  der  Schuldbeweis  über  dem  Sohne  dieses  nimmer- 
müden, braunen  Wandervolkes. 

Falsche  Namens-  und  Berufsangabe  wurde,  selbst  wenn 
eine  Vermögensschädigung  auf  Seite  des  Betrogenen  nicht  statt- 
gefunden hatte,  als  Täuschung  mit  harter  Strafe  belegt.') 


*)  Ei«  hervorrajrfudeä  Verdieust  erwarben  sich  172S  Kat  und  Richter 
durch  die  Entlarruiia  und  ijebübrendc  JJestrafimg  einer  abcjefeiniteii  Be- 
trügerin und  .Spitzbübin,  Maria  Clara  Cnrquin  mit  Namen,  die  sich  überall 
für  eine  Imchadlige  Dame  ansgab  und  durch  alle  möglichen  Schwindeleien 
jahrelang  ausschliesslich  von  der  Dummheit  ihrer  Nebenuienschen  lebte. 
In  .Speier  erschien  sie  als  eine  örätin  von  Dhun  oder  Dohna,  bezog 
Wohnung  ini  „König  von  Preussen“  und  bewog  durch  die  Erzählung,  ihr 
tieliebler,  der  Giaf  della  Cerda  habe  sie  ihren  Eltern  entführt,  nun  aber 
unter  Mitnahme  ihrer  sämtliche«  Barmittel  und  Pretiosen  schnöde  sitzen 
lassen,  sowie  durch  Hinweis  auf  ihre  reichen  und  mächtigen  Verwandten 
den  Wirt,  ihr  eine  Zeit  lang  zu  kreditieren.  Bald  aber  kam  dieser  unver- 
schämte Schwindel  au  den  Tag,  und  der  Rat  sah  sich  veranlasst,  die  hohe 
Frau  gefänglich  cinzuziehen.  Diese  geberdete  sich  sehr  entrüstet,  berief 
sich  auf  ihre  adeligen  Verwandten  und  Bek.annten,  die  österreichischen 
Grafen  Sarrassin,  Paradis  u.  a.;  doch  ergaben  die  Recherchen,  die  der  Rat 
trotz  ihrer  Mühseligkeit  zu  pflegen  sich  nicht  scheute,  dass  diese  Herren 
ebensowenig  existierten  als  der  Inquisitin  angebliche  grosse  Güter  in 
Mähren.  Dagegen  stellte  sich  heraus,  ilass  sie  früher  in  Ludwigsburg  unter 
dem  Namen  einer  Comtesse  Thonne  de  Podiehra  aufgetreten  war,  wo  cs  ihr 
gelang,  dnreh  die  rührende  Geschichte  von  dem  treulosen  Conte  della  Gerda 
sogar  dem  Herzog  von  Würtemberg  eine  Geldunterstützung  zu  entlocken. 
In  Aschaffenburg  erschien  sie  dann  als  Baronesse  Boyueburg,  in  Fulda  als 
Gräfin  Mansfeld,  und  auch  in  Bamberg,  Prag  und  Nürnberg  führte  sie 
falsche  Namen.  Im  Verhör  gab  sie  an,  sie  heisse  Carolina  Josepha  Cwrqnin 
de  Is)syrosse,  und  ihr  Oheim  sei  der  Pater  Zinck,  Rektor  des  Collegium 
Jesuitarum  zu  Fulda.  Diese  Aussagen  entsprachen  auch  zum  teil  der  Wahrheit; 
denn  der  Genannte  erklärte  auf  .\nfragc,  er  habe  allerdings  eine  Nichte. 
Maria  Clara  Carqnin;  diese  .sei  aber  ein  ganz  verkommenes,  leichtfertiges 
Weibsbild,  das  als  abgefeimte  Betrügerin  bekannt  und  ihrer  Liederlichkeit 
wegen  von  ihrer  Familie  längst  verstossen  sei.  — Wegen  dieses  crimen 


/■ 
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§ 42. 

Steuer-  und  Ungeldhinterziehung. 

Vor  allen  andern  Territorien  zeichnet  die  mittelalterlichen 
Reichsstädte  und  nicht  znm  mindesten  Speier  ihre  wohl  ge- 
ordnete lind  fein  gegliederte  innere  Verwaltung  aus.  Ein 
ganze.s  Heer  von  Beamten  widmet,  ohne  ein  anderes  Entgelt 
zu  verlangen,  als  die  Anerkennung  ihrer  Mithürger,  dem 
öffentlichen  Wohl  voll  freudigen  Eifers  seine  Arbeitskraft,  und 
erst  später,  als  drückende  Zelten  die  Zahl  der  wohlhabenden 
Bürger  sehr  gemindert  hatten,  entschliesseu  sich  Rat  und 
Bürgerschaft,  den  städtischen  Beamten  für  ihre  Idühewaltung 
eine  geringe  Vergütung  zu  gewähren. 

Nicht  geringe  Anforderungen  stellte  vor  allem  die  Ver- 
waltung des  Stadtsäckels  an  den  Diensteifer,  die  Arbeitskraft 
und  Treue  der  Beamten.  Da  galt  es,  die  zahllosen  städtischen 
Einnahmequellen  zu  überwachen  und  in  stetem  Fluss  zu  er- 
halten, keinem  zu  viel  oder  zu  wenig  zu  thun.  aber  auch  ein 
scharfes  Auge  darauf  zu  haben,  dass  nicht  ein  Abgabepflichtiger 
durch  arge  Falschheit  und  trügerisches  Gckahren  die  städtischen 
Finanzen  zum  Vorteil  des  eigenen  Beutels  zu  beeinträclitigen 
suchte.  Vor  allem  war  bei  der  Erhebung  der  Steuern  und 
Verbrauchsabgaben,  besonders  des  Wein-  und  Mahlungeldes, 
äiisserste  Vorsicht  geboten,  und  hohe  Geldstrafen  bedrohten 
daher  den,  der  es  wagte,  die  städtischen  Beamten  um  Steuer 
und  Ungeld  zu  betrügen. 


fiilsi  iteratum  beantragte  der  Prokurator  Ku  Ulm  nun,  da  bei  diesem  ,iii 
aller  Hosbeit  ersoffenen  Weibsbild“  nicht  die  geringste  s|)es  emendationis 
vorliege,  Verhängung  der  Tode.sstrafe ; nach  einem  Ontachten  der  Juristen- 
fakultät  zu  Giessen  wurde  jedoch  anf  Pranger,  Itrandmarknng,  Staupenschlag 
und  ewige  Verweisung  erkannt.  Bei  Verkündigung  des  l'rteils  erklärte 
die  Angeklagte,  die  sich  nunmehr  eine  Maniuise  von  Bredau  nannte,  der 
Kaiser  ,Iuaeph  sei  ihr  Vater,  worauf  sie  leben  und  sterben  wolle;  ihr  lieber 
.Baba“  könne  solche  .Schmach  nicht  dulden.  — Nach  geächehener  Exekution 
wurde  das  Urteil,  „damit  sich  männiglich  vor  dieser  Tjand-  und  LeutebetrU- 
gcrin  hüten  könne“,  in  der  Frankfurter  lieichszeitung  bekannt  gemaebt 
30.  Nov.  1T3S  (N.  70'.';. 
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Der  Wein  wurde  durch  die  Organe  der  Stadtverwaltung 
bei  den  Wirten  ini  Keller  versiegelt  und  bei  dieser  Gelegenheit 
für  jedes  Fass  das  Ungeld  entrichtet;  wer  arglistig  ein  Fässlein 
zuriickbehielt  und  aus  unversiegeltem  Fass  vom  Zapfen  schenkte, 
hatte  empfindliche  Bussen  zu  erlegen.  1347  droht  ein  Ratsstatut 
eine  Strafe  von  2 Pfund  Heller  für  jeden  Begehungsfall  an,') 
1355  aber  soll,  wer  seine  Fässer  über  den  Balken  wirft,  ohne 
den  Ungeldknechten  Zahlung  zu  leisten,  so  dass  seine  Fässer 
ungeaicht  bleiben,  mit  einer  Geldbusse  von  10  Pfund  für  jedes 
Fass  und  zwanzig  Wochen  währender  Verbannung  bestraft 
werden.'*)  1576  vertauscht  ein  Wirt,  weil  er  unvei’siegelten  Wein 
verschenkte,  seine  Wirtsstube  mit  dem  Turmkämmerlein  und  wird, 
nachdem  er  einige  Zeit  gesessen,  losgelassen  und  ihm  der  Wein- 
schank niedergelegt. ’)  Ein  anderer,  der  „über  verwarnen  das 
zeichenn  unnd  weggelt  vorsetzlich  und  frevenlicher  weiss  ver- 
fahren“, zahlt  4 fl.  Strafe  und  wandert  zu  fünftägigem  Aufenthalt 
auf  den  Turm.^)  Noch  im  18.  .Jahrhundert  wird  Hinterziehung 
des  Wein-  und  Mahlungeldes  mit  beträchtlichen  Geldstrafen 
gebüsst. 

1426  wird  Martin  zum  Home,  den  der  Rat  gefangen 
hatte,  weil  er  Geschoss  und  Wochengeld  zu  zahlen  sich  weigerte, 
der  Rat  erteilt,  „die  stat  Spire  und  die  banzune  daselbes  dannoch 
by  sonnenscliin  zu  runien  und  nit  wider  dar-  yn  zu  körnen, 
er  habe  danne  furhin  dem  rate  umb  geschoss  und  wochengelt 
genug  getan“.'') 

Eine  ergötzliche  Historie  berichtet  Fuchs  in  Lehmanns 
Chronik  aus  dem  Jahre  1463");  Jeder  Si>eierer  Bürger  war 
verpflichtet,  an  die  Stadt  eine  Vermögenssteuer  zu  entrichten 
und  musste  daher  unter  Handireue  an  Eidesstatt  den  Schoss- 
herrn sein  Vermögen  fatieren.  Diese  waren  durch  ihren 
Amtseid  verbunden,  hierüber  Stillschweigen  zu  bewahren;  hielten 


Hi  I gard  .S.  4 ja. 

«’i  St.  15.  fol.  ;5(5, 

VU.VP.  I,  löTü;  Das  Delikt  i.<t  dnrcli  einen  itanilvernirrk  al.i 
.falsch“  bezeichnet. 

‘)  VH.4I*.  I,  I5S1. 

=•)  .\|5.  II.  1420. 

L eil  mann  .S.  S08t>. 
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sie  aber  eine  Fassion  für  zu  niedrig,  so  Hessen  sie  sieh  vom 
Rate  ihres  Gelübdes  entbinden  und  erstatteten  Anzeige.  Im 
genannten  Jahre  nun  wurde  der  Bürger  Heinrich  von  Wein- 
garten, vulgo  „Schwarzheinzei“,  der  im  Verdacht  stand, 
falsch  fatiert  zu  haben,  samt  seiner  Ehehälfte  vorgeladen  und 
veranlasst,  „entweder  sein  Vermögen  den  Schoss-Herren  redlich 
anzusagen  und  eigentlich  zu  benennen,  oder  gewärtig  zu  seyn, 
dass  der  Kat  ihnen  inventiren  lassen  würde.“  Er  gab  zu,  schon 
seit  Jahren  immer  2400  fl.  zu  wenig  versteuert  zu  haben.  Als 
man  ihn  fragte,  ob  er  Recht  oder  Gnade  wolle,  zog  er  Gnade 
vor  und  wurde  um  1200  fl.  gestraft.  Die  Schossherni  be- 

gleiteten ihn  dann  nach  Hause,  veranstalteten  eine  Haussuchung 
und  fanden  „ein  Fässlein  unter  einer  Dotterbettladen,  darinn 
lagen  bey  die  40  Säcklein  mit  Pfenningen  und  etzliche  Brief 
mit  ganz  güldenen  Klickern  oder  Schussern,  damit  die  Knaben 
zu  spielen  pflegen,  und  wurden  aus  einem  Sack,  den  die  Frau 
brachte,  allein  sechshalbhundert  Gulden  gezehlet“,  so  dass  sich 
herausstellte,  dass  auch  die  neue  Fassion  immer  noch  zu  niedrig 
gewesen  war;  doch  Hess  es  der  Kat  bei  dem  gefällten  Urteil 
bewenden.  „Den  Geizhals  aber  mag“,  so  meint  der  Chronist, 
„der  Verlust  solches  seines  Heben  Mammons  zwar  sehr  ge- 
schmertzet  haben,  es  ist  aber  nicht  zu  zweitl'eln,  dass  seiner 
Frauen  spitzige  Reden  ihme  höchst  empfindlich  werden  gewesen 
seyn,  als  die  zu  ihm  in  Anwesenheit  der  Schossbeainten  also 
gesagt:  „Siche  zu,  du  hast  keinen  Feyertag  gcehret,  sondern 
dich  eingeschlossen  und  Geld  gewogen,  jetzo  nimme  wahr,  dass 
die  Schossherrn  auch  wiegen  können!““ 


§ 4.-!. 

Führung  von  falsch  Mass  und  Gewicht. 

Eine  seiner  Hauptaufgaben  erblickte  das  Stadtregiment 
jederzeit  darin,  durch  weise  Massregeln  und  Verordnungen 
Handel  und  Wandel  der  Bürgc'rschaft  zu  überwachen  und  Treue 
imd  Glauben  im  Verkehr  zu  gewährleisten. 
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Mit  ängstlicher  Fürsorge  sind  schon  die  ältesten  Rats- 
statnten  bestrebt,  den  Unerfahrenen  vor  Uebcrvortciluug  durch 
seinen  verkehrsgewandtcreu  Vertragsgegner  zu  schützen,  und 
drohen  empfindliche  Strafe  dem,  der  seine  Ueberlcgenheit  auf 
Kosten  von  Treue  und  Glauben  im  Rechtsverkehr  auszubeuten 
versucht,  insbesondere  aber  dem,  der  durch  Führung  falscher 
Masse  und  Gewichte  auf  Erlangung  unerlaubter  Vermögens- 
Vorteile  ausgeht. 

Darum  hat  der  Münzmeister  das  Recht  und  die  Pflicht, 
alle  Wagen  und  Gewichte  in  der  Stadt  — auch  die  der  Fremden 
— zu  aichen  und  zu  prüfen,  wann  cs  ihm  beliebt;  ausserdem 
werden  alle  Fi'onlästen  die  Aiiotheker,  Goldschmiede,  Krämer, 
Kannengiesser,  Salzgässer,  Metzger  und  Wollenwieger  mit  ihren 
Wagen  zur  jährlichen  ordentlichen  Aichung  fürgeboten  und  von 
jedem  ungerecht  erfundenen  Gewichte  C Pfund  und  ein  Heller 
zur  Strafe  gefordert,  „umb  dass  es  eine  Xothduröt  ist  Armen 
und  Reichen  auf  dem  Land  und  in  der  Stadt“.') 

Vornehmlich  im  Genuss  des  edlen  Rebensaftes,  der  im 
^Mittelalter  auch  dem  Aermsten  ein  Lebensbedürfnis  war,  verbot 
der  Rat  jede  ungei  echte  Beeinträchtigung,  und  in  der  F'rage 
des  schlechten  Einschenkens  hatten  die  Konsumenten  die  Obrig- 
keit entschieden  auf  ihrer  Seite:  „Weiher  die  masse  des  winos 
nit  vol  misset,  der  git  fünf  Schilling  Spirscher  . . . unde  sol 
gemmc,  dem  er  übel  gemessen  hat,  zwirneut  als  vil  wines  geben 
als  er  da  geholt  hat  zu  einre  merren  penen.  Unde  welher 
driwarbe  also  missetut,  der  sol  darnach  in  eime  iare  niemer  win 
gemessen“.-) 

Auch  die  Bäcker  konnten  sich  besonderer  Aufmerksamkeit 
des  Rats  auf  ihr  Gewerbe  rühmen.  Alle  Jahre  wurden  vier 
ihrer  Zunft  als  Rügegeschworeno  aufgestellt,  die  jeden,  der  „au 
wisse  oder  an  deine  missebecket“  den  Bürgermeistern  anzuzeigen 
hatten.  Fanden  diese  bei  dem  Bäcker  (i  also  missgebaekene 


')  Lelimanii  S.  eisb;  vgl.  auch  Eheburg,  die  Jlüiizerhiiusgeiiossen 
von  Speier,  ZUO.  lid.  XXXll,  S.  t7t  ff;  iUlgard,  S.  4SI:  , Welch  oley- 

messe  oder  wiiimaii  oder  der  ander  ding  luiszet,  nit  zu  ieclichcr  niinet  sin 
Zeichen,  daz  man  brennet  an  sine  inasze,  der  git  einen  Schilling  Spirscher" 
(.Stadtpolizeiverordnungen  des  14.  Jahrhunderts). 

‘)  ililgard  S.  ixd. 
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Brote,  so  sollten  sie  iliese  um  billigeren  Preis  verkaufen  lassen, 
(1er  Häcker  aber  eine  beträclitliche  Geldslrafe  zahlen.  Jeder 
Bäcker  soll  „gross  und  recht“  backen  an  Weiss-  und  Roggen- 
brot, und  die  Bürgermeister  sollen  Tag  für  Tag  das  Brot  besehen, 
spät  oder  früh,  „wan  ez  in  fuget“.*) 

Ganz  ähnliche  Bestimmungen  enthält  noch  die  VRO.  von 
U516.  Wenn  nach  dieser  bei  einem  Bäcker  ;t  oder  4 Wecken 
gefunden  werden,  die  um  2 Lot  zu  gering  sind,  so  soll  der 
Bäcker  immer  für  2 Lot  2 Pfund  Heller  zahlen;  sind  sie  um 
3 Lot  zu  leicht,  so  ist  er  5 tl.  zur  Strafe  schuldig,  und  soll  der 
„Back“  von  den  Richtern  verschnitten  werden,  „alsdann  mag 
es  der  Bäcker,  so  gut  er  kann,  wieder  verkneten“;  beträgt  aber 
das  Jlindergewicht  noch  mehr  als  3 Lot,  so  sollen  die  Richter 
alle  missb;ukenen  Brote  eiuzielien  und  den  Armen  geben. 


§ 44. 

Warenfälschung. 

Wie  die  Führung  falscher  Masse  und  Gewichte,  so  wurde 
auch  die  arglistige  Täuschung  fremden  Vertrauens  durch  Fälschung 
oder  nicht  sofort  wahrnehmbare  Verschlechterung  käuflicher 
Waren  als  „Sünde“  erachtet  und  vor  dem  bischöflichen  Laie  Il- 
sen d abgeurteilt;  bald  aber  wusste  der  Rat  diese  Delikte  als 
Ueberlährungen  der  von  der  weltlichen  Obrigkeit  erlassenen 
Polizeiverordnungen  vor  seinen  Richterstuhl  zu  ziehen.  In  dem 
schon  erwähnten  Prozess,  den  der  Domiirobst  wider  die  Stadt 
vor  dem  Rcichskammergericht  über  die  Sendgerichtsbarkeit 
führte,  wird  von  geistlicher  Seite  geltend  gemacht,  dass  vor  dem 


')  Ililganl  S.  4s:i;  „Die Inirgcrmeistor  sulleiir  oucli  in  lieii  husern  daz 
brot  lifstilii'u  also,  iinde  wcllies  si«  viiub'nt  z\i  deine  oder  anders  mi.sscbacken 
indewendi;r,  daz  sollcnt  sie  heissen  geben  zwei  uinb  drie  h(!ller  oder  eins 
nmb  einen  heller,  ie  als  sie  daz  brot  danne  buswirdig  vindent,  unde  sollent 
von  dem  bechere,  dez  daz  brot  ist,  die  pene  nemen,  Unde  welich  becker 
dartiinbe  nit  backen  wolte  iinde  aht  dage  ungebacken  were,  der  sol  in  ebne 
iare  kein  brot  me  backen  in  der  stat  oder  ir  vorburge“. 
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Laienseiul  „die  nietzger,  becker,  wuert,  sclinclimaclier,  scliuster, 
lower  und  in  gemein  alle  liandthierer  und  handtwercksleutli  und 
kurtz  ongereclit  eleu,  mass,  gewicht,  verf'elste  und  böse  wahr, 
es  sey  an  fruchten,  wein,  brodt,  flaisch,  duch  und  was  mau 
dergleichen  erdencken  mag,  wan  sie  stratl'bar  befunden,  gerügt 
und  gestrafft  worden  seicndt“.') 

Ausserordentlich  interessant  sind  die  Bestimmungen  über 
die  Tnchfabrikation  zu  Spoier,  die  1298  vom  Domprobst 
erlassen  wurden,  „ne  decipiat  luiusquisque  proximum  suum  in 
vestitii  pannorum  laneorum“,  und  Quantität  und  Qualität  der  zum 
Verkauf  zugelassenen  Tücher  genau  beschreiben.-)  Jedes  Tuch 
muss,  bevor  es  zur  Walkmühle  wandert,  zwei  Geschworenen 
und  4 sachverständigen  Handwerksmeistern  vorgezeigt  und,  wenn 
es  für  gut  befunden  wird,  von  diesen  gesiegelt  werden;  der 
gleiche  Prozess  wiederholt  sich,  wenn  das  Tuch  die  Walkmühle 
wieder  verlässt.  Wird  ein  Tuch  vorschriftswidrig  befunden,  so 
treten  beträchtliche  Geldstrafen  ein;  „falsch“  befundenes  Tuch 
wird  auf  dem  ifarkte  öffentlich  verbrannt.  xUlc  Geldbussen 
.<ind  bei  Strafe  der  Exkommunikation  binnen  8 Tagen  zu  ent- 
richten und  fallen  zu  '/„  an  den  Domprobst,  zu  einem  an  die 
Geschworenen  zu  Gottes  Gesetz  und  zum  dritten  an  die  zur 
Prüfung  des  Tuches  aufgcstellte  Kommission.-^) 

Die  Marktpolizeiverordnungen  des  Rates  bedrohen  ferner 
jede  Art  der  Kahrungsmittelfälschung,  vor  allem  die  Schändung 
des  Weines  mit  strengen  Strafen.  Ein  nietzger,  der  „ful,  vinnet 
oder  suwen“  Fleisch  verkauft,  zahlt  2 Schillinge  den  Metzger- 
meistern; ähnliche  Bestimmungen  finden  sich  in  grosser  Menge.-*) 


')  N.  369,370. 

Hilgard  S.  155  tf. 

^ «Ümiies  peiie  ilabuiitur  infra  VIII  dies  ab  hiis  qui  cas  inciderint, 
nec  remittuntur.  Quicumque  uon  dederit,  e.\eommauisabitur,  douec  peiuun 
det,  et  peuarum  pars  tercia  cedet  dumino  nostro  prepositu  Spirensi,  alia 
tercia  pars  cedet  iuratis  ipsius  domini  prepusiti,  et  tercia  pars  iuratis  et 
magistris  tunu  paiinum  cxamiiiantibus,  qui  iurati  ct  magistri  bas  peuas 
recipieut  ad  dividendum  eas  ut  est  dictum“. 

Ililgard  ,S.  4.s-2  ff;  ,Di'keiii  iiiislitmultzu  sol  von  hundea  .salbe 
unde  beringsmaltze  wider  maelieii  iiucb  sieden  inuewendig  der  stat.  Wer 
daz  diit  der  git  fünf  schilliug  Spirseber*. 
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Besonders  das  Fälschen  der  teueren  Gewürze  war  sehr  im 
Schwange,')  wurde  aber  streng  bestraft. 

Das  jüngere  Aclitbucli  enthält  unter  dem  Jahre  1437  den 
Eintrag:  „Item  Konigsheintz  von  Swechenheim  hat  uff  hüte 
niitwoch  vor  laurency  anno  1437  globt  daz  er  kein  rode  me 
her  zu  gein  Spire  geben  oder  furen  solle  zu  verkeuffen,  sie  sye 
dan  vorhin  von  den  meistern  der  gerthener  zunfft  und  den 
geswornen  die  darzu  gesworn  hand,  besehen,  daz  die  gut  werunge 
und  kauffmans  gut  sy  und  daruft’  hat  man  ym  euch  sinen  sack 
mit  der  rode  die  nit  kauffmans  gut  gewest  ist  zu  disem  male 
folgen  lassen  und  wider  geben“. 

1484  wird  einer,  der  falsche  Würfel  verfertigte  und  selbst 
damit  spielte,  öffentlich  bei  lichtem  Tage  im  Rhein  ertränkt,'^) 
1577  einer,  der  falsche  Becher  und  Ringe  für  echt  verkaufte, 
ewig  verwiesen.'^) 


§ 4,5. 

Die  Nünzverbrechen. 

Unter  den  vielen  ausserordentlichen  Vorrechten,  mit  denen 
die  Münzerhausgenossen,  da  sie  noch  als  einziges  Oberhaupt 
eines  blühenden,  kraftgeschwellten  Gemeinwesens  in  den  Strahlen 
kaiserlicher  und  königlicher  Gunst  sich  sonnten,  mit  ver- 
schwenderischer Freigebigkeit  bedacht  worden  waren,  erregt 
eines  hier  unser  ganz  besonderes  Interesse,  — die  dem  Münz- 
meister und  dem  Müiizgerichte  verliehene  Blutgerichtsbarkeit 
über  die  Fälscher.  In  dem  vielerwähnten  grossen  Freibriefe 
Kaiser  Ludwigs  des  Bayern  von  1330  wird  dem  Münzmeister 
das  Recht  zuerkannt,  alle  Falschmünzer,  die  sich  im  Stadt- 
gebiete blicken  lassen,  wenn  sie  irgend  eines  Münzdelikts  über- 


')  AB.  II,  um  U90:  .Itcro  lliius  der  mt'äsersmyl  der  machet  falsch 
wiirtz,  satfraii  und  ander“.  . , 

')  Ali.  II.  11H4. 
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fuhrt  oder  beleumundet  sind,  mit  bcwaft'iieter  Hand  zu  greifen, 
nach  dem  Sjiruch  des  Münzergerichtes  über  sie  zu  richten  und 
sie  nach  Gebülir  selbst  mit  dem  Tode  zu  bestrafen.')  Leider 
sind  uns  über  die  Kechtsjuechung  dieses  Gerichtes  keine  Auf- 
zeichnungen überliefert;  die  ersten  >«’achriehten  über  Hestrafung 
von  Münzverbrechen,  die  wir  besitzen,  stammen  aus  der  Zeit 
nach  134'.),  wo  die  Münzerhausgenossen  bereits  ihre  Freiheits- 
briefe und  Handvesten  an  die  Zünfte  ausgeliefert  hatten  und 
der  Rat  auch  über  Münzfälscher  des  Blutbanns  w'altete. 

Dass  man  für  den  Münzverbrecher  die  härtesten  Stiafen 
ersann,  die  raffiniertesten  Hinrichtungsmethoden  ihm  vorbehielt, 
kann  kaum  verwunderlich  erscheinen,  wenn  man  erwägt,  dass 
bei  der  skandalösen  Münzverwirrung  des  Mittelalters  und  der 
gewissenlosen  Münzversehlechterungsiwlitik  der  Fürsten,  bei 
der  geringen  Sorgfalt,  die  man  der  Münzprägung  zuwandte, 
und  der  dadurch  hervorgerufenen  Schwierigkeit,  selbst  die 
plumpste  Fälschung  zu  entdecken,  durch  einen  einzigen  solchen 
falsarius  der  Verkehr  die  allerschwerste,  in  ihren  Folgen  oft 
ganz  unabsehbare  Schädigung  erfahren  konnte.  Zwar  ist  die 
alte  spiegelnde  Strafe  der  Fälschung,  das  Sieden  in  heissem 
Oel  oder  Wasser,  für  Speier  nicht  verbürgt,  doch  war  diese 
Todesart  jedenfalls  nicht  völlig  unbekannt;  denn  in  den  üOei' 
Jahren  des  14.  Jahrhunderts  führt  ein  ungenannter  ,‘^i)eierer 
Münzer  in  einem  Bericht  über  die  Ereignisse  des  Jahres  134Ü-) 
bittere  Klage  über  den  Verrat,  den  die  Zünfte  an  den  Haus- 
genossen übten,  indem  sie  diese  zuerst  „mit  ihren  süssen  Worten 
und  mit  ihren  falschen  hertzen“  bethörteti  und  ihnen  dann,  als 
sie  „die  mauss  in  der  fallen“  hatten,  die  Wahl  zwischen  dem 
Tode  und  der  Aufgabe  aller  ihrer  Freiheiten  stellten.  Hätte 


’)  HilgBnl  S.  310:  „ItPiii  volumus  et  conceilimus,  ijuoil  iiminster 
monete  iälsarios,  qui  ad  civitatein  Spirensem  declinaverint,  qui  circa 
qualumcunique  monetam  crimen  falai  quodcumqnu  conmisisse  vel  de  hoc 
diffamati  reperti  fucrint,  capere  manu  araiata  et  depreliendere  possit  et 
debeat  et  eos  iiixta  pronunciacionem  et  difTiniciunem  aliortim  monctanorum 
putiirc  possit  et  debeat  eciam  ultimo  supplicio  ved  alias  sucundum  quod 
facti  qualitas  exegerit  et  exccssus  meruerit  dilin<iueutis,  circa  que  dicto 
iiiagistm  et  inonetariis  ordiiiariam  iudkandi  tribiiimus  potestatem  [et]  pre- 
seiitibus  cuiicedimus  faciiltatem". 

Uilgard  S.  407  ff. 

T k.  UArttdr,  Strafreobt  der  fr«lvn  KetobsatiuU  bpeitr.  15 
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man  wirklich,  so  fährt  er  fort,  die  Münzer  der  Fälscliung  be- 
zichtigen wollen,  so  durfte  man  ihnen  auch  das  Wechselrecht 
— das  ihnen  auch  nach  1349  noch  blieb  — nicht  lassen,  sondern 
musste  sie  als  Fälscher  beurteilen  und  bestrafen  nach  der  Strenge 
des  Rechts,  „also  das  sich  ein  ieglicher  daran  gestossen  hette, 
wan  ein  felscher  hört  in  einen  kesse  1“.*) 

An  Stelle  dieser  alten,  grausamen  Hiurichtungsmethode 
tritt  in  Speier  als  gewöhnliche  Strafe  des  Münzverbrechers  die 
Verbrennung.  Bei  leichteren  Begehungen  pflegt  gelindere 
Strafe,  Handabhauen,  Halseisen,  Brandmarkung,  Rutenschlag 
und  ewige  Verweisung  einzutreten.  14üu  wird  in-  einer 
Münzeinung  zwischen  Pfalz,  Baden  und  dem  Bischof  von  Speier 
bestimmt;  „Item  wo  der  munczmeister  unreht  funden  worde, 
den  sal  der  herre  under  dem  das  geschee,  darumb  straften  und 
zu  sinem  libe  richten  lassen  als  recht  ist.  Und  welchen  under 
uns  das  angingc  und  den  munczmeister  nit  stieffte,  als  vorge- 
schriben  sted,  des  mfincze  solte  mau  fürbass  nit  me  nemen“.'*) 


')  Vgl.  hiezu  Uoos,  UB.  Uil.  III,  .S.  347:  „Una  iironuuciacio  super 
stegam  Paff  Peters.  Xach  dem  ubcrsageii  als  pfaff  Peter  Kochs  sou,  den 
mim  nennet  Oystenricher,  woll  besaget  i.st,  sulliehe  falsche  munczo,  als  geslagcn 
ist  uff  unscrs  herren  des  herczugcu  mi'incze  der  Pfennige,  d.as  er  dar  an  ein 
rechter  anheber  und  ein  houpt  gewesen  ist.  und  hat  auch  den  stemppel  zu 
Pederszheim  dun  graben,  darum  die  ez weite  gesodon  siut,  davon  so 
verteyleu  wir  yn  zum  keszell  und  verbieten  yme  die  slat  und  den  burg- 
frieden  ummer  eweclich  und  entphelhen  yn  unserm  herren  von  Wonnsze  forter 
darczu  zu  dun  nach  uszwysunge  bischoft'  Julians  simbrieffs.  Anno  doiniui 
14‘30“,  Ferner  ebenda  S.  373,  Tagebuch  des  Keinhart  Xoltz:  «Anno  141>3. 
Der  junius  begunde  auch  schon  und  wann,  ziemlich  aber  in  siner  mitt 
quamen  etliche  kalte  frust  dageu.  doch  one  sonderlichen  schaden,  und  wart 
uff  denselben  ptlngstdieustag  ein  junger  gesell,  ein  frischer  und  freyer  knecht, 
des  nachts  vor  St.  Martins  pforten  zur  linden  gegriffen  um  mutwill  und 
frevel,  dasz  er  nit  friden  haben  wolt,  und  alsz  man  ime  sinen  gurtel  und 
taseben  abnam,  fände  man  bi  im  falsche  müntz  gegoszen  und  alles  gezeuch, 
damit  er  solche  ding  handelte ; und  darnach  nach  gesprochen  urtel  [ward  er] 
usgefiirt  vor  S.  Andrespforten  uff  montag  nach  unsers  herren  liebnambsz 
tag  und  in  einen  kessel  gesetzt  und  mit  holtz  und  pulver  belegt 
verbrannt,  und  nannt  sich  der  selb  arme  ilausz  Gröning  von  Erffurdt 
und  starb  so  christlich  und  tröstlich,  alsz  von  ie  keinem  geschehen  war. 
dem  der  allmechtig  gott  gnedig  sey“.  Vgl. auch  Osenbrüggen,  Schweizerische 
Hochgerichtsordnungen  (.Studien  XII,  S.  399). 

Mone.  ZUU.  Bd.  11,  S.  435. 
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Insonderheit  seit  dem  14.  Jahrhundert  war  die  Falsch- 
münzerei, zu  der  das  allgemeine  Münzelend  findige  Köpfe,  die 
nichts  zu  verlieren,  aber  alles  zu  gewinnen  hatten,  geradezu 
herausfordeni  musste,  ganz  ausserordentlich  im  Schwange;  häufig 
sammelten  sich  vielköpfige  Banden  zu  solchem  Geschäfte  und  trieben 
in  den  Wäldern  der  Landschaft  ihr  lichtscheues  Wesen. 

Im  Jahre  1443*)  macht  dein  Rate  eine  aus  über  60  Köpfen 
bestehende  Räuber-,  Mörder-,  Diebs-  und  Falschmünzerbande  — 
die  „Stirnestosscr“  — viel  zu  schaffen,  eine  „bruderschafft 
aller  bossheit  mit  falschen  wurtteln,  mit  falschen  karten,  mit 
den  kncheu  und  mit  den  metzblancken  in  die  tieln  zu  werfleu 
und  sunst  kein  bossheit  ussgenommeu.“  Einem  rühmt  sein 
Steckbrief  besondere  Fertigkeit  im  Fälschen  nach;  . . . „ist 
ein  reysig  geselle  und  kan  die  falschen  gnlden  gemachen  und 
nympt  ein  baseier  blajdiart  und  macht  den  stap  — das  Baseler 
Stadtwappen  — abe  und  macht  ein  ander  Zeichen  dar  und  ver- 
gult  den.“  Andere  beschäftigen  sich  mit  der  äusserst  gewinn- 
bringenden Herstellung  der  schon  besjirochenen  Judassilberlinge.*) 

1483  setzt  man  „Cosmas,  den  schnidartzet“,  falscher 
Münze  wegen  gefangen.’»  Er  hatte  mit  einem  gewissen  Wygel 
und  Hans  Koch  von  Worms,  der  sich  von  einem  Wormser 
Schmied  die  nötigen  Bonzen  und  Stempel  hatte  fertigen  lassen, 
gemeinsame  Sache  gemacht  und  eine  Anzahl  Pfennige  gefälscht, 


')  AB.  n.  1113. 

■i)  ebenda;  . und  maclieiit  kuclien  und  ntmeiit  und  reddeut  esclieii 

so  viel  nach  dem  sie  den  kuclieu  gross  machen  nollent,  und  schuddeut  die 
eschen  über  ein  hiift'en  und  machent  ein  Synnewel  grübe  nach  dem  alss 
der  kuclien  gro.ss  sol  werden,  und  nemeut  dan  einen  uuwen  schurtzbloUe 
in  die  grübe  und  das  liarc  lieruss  und  haut  dan  lutern  gudea  zien;  den 
rerlat  er  in  ejmo  guten  nuwen  haffen  und  gosset  den  zien  uss  off  den 

schurtzbletze.  so  wirt  es  nnden  goltfare  und  oben  sjiberfare,  das  es  golt 

und  sylber  glich  stet,  und  hat  dan  einen  fromden  pfennig  von  l'romder 
montzen,  den  mau  uit  enkennet,  und  leg  den  oben  mitte  uff  den  kucheu,  das 

ra.an  dannoeh  den  pfennig  vvole  gesehen  mag;  und  wo  sic  dan  hin  koment, 

und  einfaltige  lute  sin  und  die  sie  wissent,  das  sie  gelt  hant,  und  sprcchent 
dan.  es  sy  der  drissig  pfennige  einer,  damit  nnssc  herrc  got  verkeufft  wart; 
damit  beschissent  sic  die  lute  biss  das  sie  umb  ire  gelt  koment,  und  also 
begeut  sie  sich  mit  aller  bossheit“. 

AB.  II,  US3. 

lö* 
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die  „er  (Wygeh  iu  sin  huss  predit,  alda  wurden  sie  durdi  ein 
aqua  forte  mit  eyin  zusatz  gewist  und  gefei'i»t“.  Sjäter  er- 
weiterte sicli  der  Bund  durch  Beitritt  „Dopolts  uf  dem  wiel“, 
und  bald  erwies  sich  der  Neuling  als  ein  so  gelehriger  und 
eifriger  Schüler,  „dass  sie  sich  dez  verwoiiderten“.  Nachher 
verlegte  man  das  Laboratorium  auf  den  „Wiel“  bei  Otterstadt, 
wo  dann  „für  4 oder  5 fl.  uugeverlich  j)fennig  gearbeit  und 
ussgehauen“  wurden,  die  Koch  zu  Worms  iu  seiner  Werkstatt 
stempelte  und  Wygel,  „der  golt  in  sins  meisters  hus  gemalu“, 
mit  Gold  überzog.  Da  dies  Verfahren  nicht  recht  glückte  und 
sie  merkten,  dass  das  Vergolden  „nit  bestant  wolt  haben“, 
Hessen  sie  dies  fürdei'  unterwegs. 

Zu  seiner  Verteidigung  beruft  sich  der  Angeklagte  darauf, 
dass  er  thätige  Reue  gezeigt,  einen  Teil  der  falschen  Münzen 
wieder  an  sich  gebracht  und  samt  Bonzen  und  Stempeln  in  den 
Rhein  geworfen  habe,  auch  habe  er  „der  montz  mit  der  hand 
nye  nützet  gemacht  anders,  dan  das  pulfer  und  das  wasser  als 
sie  in  underiecht  heten,  und  die  i)feunig  helf'n  wissen“.  Allein 
weder  diese  Aussagen,  noch  die  rührende  Bitte  des  Angeklagten, 
man  möge  ihm,  da  er  verführt  worden  sei  und  tiefe  Reue  über 
seine  That  empfinde,  Gnade  vor  Recht  widerfahren  lassen,  „er 
wol  im  zu  einer  bnss  sich  uss  der  weit  in  eyn  cloister  und  hin 
furo  fil  guts  tun“,  vermögen  das  starre  Rechtsgefühl  der  Richter 
zu  bewegen.  Das  Urteil  erklärt  den  Fälscher  des  Todes 
schuldig,  und  kurze  Zeit  darnach  verzehrt  des  Scheiterhaufens 
lodernde  Flamme  den  Verbrecher  samt  dem  gefälschten  Gelde; 
sein  Knecht  aber,  der  nur  die  Farben  gerieben  und  beim 
„Schmieren“  der  Pfennige  mitgeholfen  hatte,  auch  nicht  weiter 
fragte,  ob  seine  Handlung  gut  oder  böse  sei,  wird  durch  beide 
Backen  gebrannt  und  muss  über  die  Mosel  schwören.  — Zehn 
Jahre  später  wirft  man  einen,  der  Münzen,  „blaphart  und  albus“, 
gefälscht  hatte,  bei  hellem  Tage  in  den  Rhein.’) 

li;s(l  wird  zwei  Falschmünzern,  Meyn  und  Rummel,  der 
Prozess  gemacht,  weil  sic  „allerhandt  gattung  falscher  müntzen 
gemachet  und  solche  allhicr  undt  auf  dem  Land  ausgegeben 
habtm“.  Unter  den  Gründen,  die  den  Konsulenten  Dr.  Gabler 


')  Ab.  II,  14'J3. 
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veranlassen,  die  Hescliuldigten  an  Stelle  des  eigentlich  ver- 
wirkten „snpidiciiini  vivicomburii“  der  Begnadigung  zum  Tode 
durchs  Schwert  zu  empfehlen,  sind  zwei  von  besonderem 
Inteiesse,  nämlich  dass  die  Stral'bestimmung  der  Karolina, 
wonach  dem  Falschmünzer  der  Feuertod  gebührt,  von  den 
meisten  Gelehrten  für  allzu  hart  erachtet  werde,  und  dass  ferner 
die  beiden  nur  Strassburger  Dreibätzner  nachgemacht  hätten, 
weshalb  sie  nur  als  ^'erfälscher  mit  dem  Schwert,  nicht 
aber  als  Beleidiger  der  weltlichen  Majestät  ex  lege 
Cornelia  nummaria  mit  dem  Feuer  gerichtet  werden  könnten. 
Dagegen  würdigt  sein  Kollege  in  seinem  Katschlag  die  Be- 
strafung des  Münzverbrechens  als  crimen  laesae  majestatis, 
diese  arge  Verirrung  juristischen  Scharfsinns,  gar  keiner  Er- 
wähnung und  beauflagt,  den  Fälschern  gelindere  Strafen  wider- 
fahren zu  lassen.  Das  Urteil  lautet  auf  Staupenschlag  und 
ewige  Verweisung:  ausserdem  müssen  sich  beide  verpflichten, 
zwei  Jahre  gegen  den  Türken  zu  dienen:  Rummels  Weib  und 
Sohn,  die  der  That  verwandt  gewesen,  werden  mit  Ruten  auf 
dem  Kücken  ins  Halseisen  gestellt  und  schwören  sich  aus  der 
Stadt.') 

Neben  der  Falschmünzerei  und  der  Jlünzverfälschung  ist 
auch  die  Beschneidung  oder  sonstige  ^’erringerung  echter 
Münzen,  das  „Kipi»en  und  Wijipen“,  eine  sehr  beliebte  Art, 
aus  der  herrschenden  Müuzverwirrung  Gewinn  zu  ziehen. 
13ÖC)  verurteilt  mau  ein  Weib,  das  ,.besn)'tilen  dornosc  verdreip 
und  verkaufte  und  Ion  dar  umbe  nam  von  dem,  der  sie  besneit“, 
sich  aus  der  Stadt  zu  fertigen,  und  lässt  sie  schwören,  auch 
die  Städte  Mainz,  Worms  und  Strassburg  nie  wieder  zu  betreten. 
Wie  man  überhaupt  iu  der  Bestrafung  selbst  in  fremdem  Lande 
begangener  Münzverbrechen  eine  Art  Weltrechtsprinzip  befolgte, 
so  suchte  man  auch  im  Urteil  nicht  nur  das  eigene,  sondern 
auch  fremde  Gemeinwesen,  wenigstens  die  rheinischen  Schwester- 
städte, vor  weiteren  gemeingeiährlichen  Umtrieben  des  wieder 
auf  freien  Fuss  gesetzten  Verbrechers  zu  bewahren.-) 


')  N.  70;. 

“)  .Ul.  I,  ia.'iü. 
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Das  blosse  Verbreiten  falscher  Münzen,  der  sogenannte 
Münzbetrug,  wird  in  der  Kegel  mit  Lcibesstrafe  und  Stadt- 
verweisung geahndet,  wobei  — wie  im  eben  erwähnten  Falle  — 
dem  Verbrecher  meist  eine  sehr  weite  Banngrenze  gesteckt 
wird:'i  auch  Geldstrafen  kommen  vor. 

175t)  wird  Matthäus  Dennhard  der  Falschmünzerei  be- 
schuldigt, aber  nur  des  Münzbetruges  überführt  und  zur  Zahlung 
einer  Geldstrafe  von  100  H.,  die  dann  später  auf  50  fl.  herab- 
gesetzt wird,  verurteilt.^)  Im  gleichen  Jahre  erleidet  der  Kronen- 
wirt  zu  Speier  „puncto  implicitatis  mit  falscher  geldmUntzerey“ 
die  Prügelstrafe. ') 


§ Ifi. 

Urkundenfälschung. 

Zu  einer  Zeit,  wo  des  Lesens  und  Schreibens  edle  Kunst 
noch  für  ein  Voirecht  des  Klerus  und  einer  beschränkten  Anzahl 
gelehrter  Leute  galt,  ist  von  Urkundenverbreclien  begreiflicher- 
weise sehr  wenig  die  Rede;  war  ja  doch  auch  die  Zahl  der 
Kechtsgüter,  für  welche  im  Rechtsverkehr  Urkunden  eine  beson- 
dere Bedeutung  beanspruchen  konnten,  wenigstens  soweit  es 
sich  um  Privatpersonen  handelt,  eine  verhältnismässig  sehr 
geringe. 

Später  ist  es  insbesondere  das  fahrende  Volk,  das  die 
Falschanfertigung  und  Verfälschung  von  Legitimationsjjapieren 
in  grossem  Stile  betreibt.  Im  Sündenregister  des  ini  .Tahre 
1485  mit  dem  Strang  gerichteten  Frzdiebs  Debolt  Woeber 
findet  sich  unter  vielem  andern  auch  das  Bekenntnis,  dass  er 
sich  von  einem  Armbrustei  knecht  zu  Mainz  einen  Bettelbrief 


‘)  AH.  I,  1307:  ..Teuber  der  phiffer  isr  von  der  stat  verwisel  X lujien 
wi>){ca.  uinbe  daz  er  falsch  gelt  gekoufft  halte";  . . . timt,  er  wieder  irgend 
etwas  Ilüsea,  so  soll  man  ihn  ohne  l'rteil  an  l./eib  und  Leben  strafen. 

•'  X.  711. 

»I  X.  712. 
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habe  tnaclien  lassen,  der  den  Anschein  erweckte,  als  sei  er  voll 
einer  Obrigkeit  ausgestellt;  später  habe  er  dann  auf  das  Zureden 
zweier  Mönche  hin  „von  dem  brief  gestanden  und  uit  nie  geprucht“.') 

Für  die  Bestrafung  der  ürkundenverbrechen  ist  die  dadurch 
hervorgerufene  Schädigung  des  Rcchtsverkehi-s  von  massgebender 
Bedeutung;  wo  solch  schlimme  Folgen  ausblieben  oder  nur 
geringen  Umfang  annahmen,  erfreute  sich  der  Fälscher  meist 
recht  glimpflicher  Behandlung.  1580  w'ird  beispielsweise  ein 
Metzgerkneeht  von  Neustadt,  der  sich  falsche  Briefe  hatte 
machen  lassen,  ohne  weitere  Strafe  als  die  bisher  erlittene  Haft 
auf  gewöhnliche  Urfehde  freigelassen.-)  Mit  Staupenschlag  und 
ewiger  Verweisung  verfährt  man  1688  gegen  einen  aus  dem 
Bambergischcn,  der  mit  einem  falschen  Saminelbuch  im  Lande 
herumzog  und  damit  „diebischer  Wcisse“  Geldsammlungen 
veranstaltete.'^) 

Auf  ähnlich  mildem  Standpunkt  stehen  sogar  die  Gauner- 
und  Zigeunermandate  des  18.  JahrhunderLs,  denen  doch  sonst 
übertriebene  Humanität  gewisslich , nicht  zum  Vorwurf  gemacht 
werden  kann.  Sie  bedrohen  solche  Personen,  die  sich  den 
Anschein  geben,  irgend  welche  erlaubte  Kollekten  zu  veran- 
stalten, „wöbe}’  das  crimen  falsi  viel  mit  unterlauflfet“  und  unter 
solchem  Deckmantel  unverdiente  Almosen  guten  christlichen 
Herzen  absteblen,  sowie  .solche  „falsche  Brieff-Träger“,  „so 
sich  entweder  vor  adelich  Persohnen  oder  abgedanckte  Officiers 
auch  vor  deren  Weiber“  ausgeben,  mit  Pranger  und  Prügelstrafe, 
je  nach  den  Umständen  auch  mit  Brandmarkung  und  ewiger 
Verweisung.'*) 


§ -f". 

Falsches  Spiel. 

Seit  den  Tagen  des  Tacitus  zeigt  sich  beim  deutschen 
Volke,  wenigstens  in  ge  wissen  Gesellschaftsschichten,  der  Spieltrieb, 


>)  AH.  II.  llss. 

-)  VH.Al’.  1.  15S0. 
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die  unbezwingbare  Ijust,  beim  wecliselvollen  Rollen  der  Würfel 
nach  des  Glückes  schwankender  Gunst  zu  haschen,  besonders 
lebhaft  entwickelt.  Xie  aber  hat  es  auch  an  solchen  gefehlt, 
die  diese  Leidenschaft  für  ihre  Zwecke  auszubenten  wussten, 
wozu  auf  Messen  und  Märkten  besonders  günstige  Gelegenheit 
sieh  darbot.  Wenn  das  Bäuerlein  aus  der  Umgegend  seiner 
Hände  Fleiss  in  klingende  Münze  umgesetzt  hatte  und  wohl- 
befriedigt  sich  zum  Stadtthor  wandte,  fand  sich  gar  bald  ein 
wandernder  Handwerksgesell, ein  fahrender  Schüler  oder  ein  frischer 
Reiterknabe,  der  den  Zögernden  zum  kühlen  Trünke  lud  und 
bald  auch  den  schlummernden  Spieldämon  zu  wecken  wusste, 
bis  des  Beutels  strotzende  Fülle  in  schlaffe  Leere  sich  gewandelt 
hatte.  Dabei  gab  es  eine  Menge  der  verschiedensten  Mittel, 
auf  die  Gunst  des  Glücks  bestimmend  einzuwirken;  besonders 
die  Verwendung  geschliffener  oder  mit  Blei  gefüllter  Würfel 
und  ähnliche  Kunstgriffe  waren  sehr  im  Schwange.  1448 
z.  B.  bekennt  „Bederhenichin“,  mit  „gefulten  wurffein“  gespielt 
zu  haben;  ein  Spiessgeselle  brachte  ihm  Leute  zu,  die  Geld 
hatten;*)  ein  anderer  lässt  sich  unterweisen,  „wie  man  gerade 
oder  ungerade  uff'  wurffein  spilen  sol“;  1487  nimmt  man  zweien 
Spitzbuben  Würfel  ab  „mit  zweien  sehsen,  II  dryen  und  zweyn 
dusen“;'-»  1491  wird  ein  gewerbsmässiger  Falschspieler  gerichtet, 
der  „mit  siegelmetzen,  mit  karien,  mit  den  bogeln,  mit  den 
geschliffen  worff'len“  zu  spielen  vei'stand.') 

Auch  das  Kartenspiel  erfreute  sich  schon  im  ^littelalter 
nicht  geiinger  Beliebtheit,  wobei  es  natürlich  ebenfalls  eine 
Menge  nur  dem  Eingeweihten  bekannter  Kniffe  gab,  die  einen 
günstigen  Erfolg  verbürgten.  So  nötigt  man  einem  das  Bekenntnis 


')  AB.  II.  U4H. 

■■')  AB.  II.  US*. 

AB.  II.  1401.  Scliou  eine  I’olizcivernrduung  aus  dem  14.  .lalir- 
Imiiilert  lirolit:  „Wo  man  mit  zwein  personell  umbesprocheure  lute,  fronen 
oder  man.  bezniret  uf  einen,  daz  er  lelieuet  (wuchert?)  oder  ein  vierdetder 
( Kal.sclispieler,  s.  Osenbrilgjren,  al.  Str.  K.  S.  345)  oder  ein  riffian 
(Hurenwirt)  ist.  den  sol  man  vahen.  nnde  sol  der  vier  woeben  ligen  ufdem 
turne  umle  darnach  die  stat  iemer  rumeu.  L'nde  fände  man  den  da  nach 
in  der  statd.  mau  sol  in  blenden  oder  durcli  die  hacken  brennen“  (Hi I gar d 
t>.  4»4). 
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ab,  (lass  er  karten,  wie  er  genujclit  liat,  gewonnen  habe“,') 
ein  anderer  gestellt,  er  liabe  „iif  der  karten  gewust,  was  inie 
nutze  gewest  sy,  und  habe  solichs  gewust  am  griff  der  lengde 
der  karten“,  auch  habe  er  mit  mehreren  andern  Teil  und  gemein 
geliabt,  „uff  der  karten  gesidelet,  die  karten  geselinitzet  und 
yr  eyner  dem  andern  abegehaben  und  also  mit  den  trembden 
buwern  gespielt“.-)  Oft  treten  diese  sauberen  Vögel  banden  weise 
auf  und  arbeiten  sich  gegeiuseitig  in  die  Hilnde;  der  Ei  lös  wird 
dann  geteilt.  So  beziffert  sich  einmal  der  .-Vibeitsertrag  von 
vier  Gesellen  auf  14,  der  einer  zehnköptigen  Bande  auf  (>o  fl. 

Die  gewöhnliche  Strafe  des  Falschspielers  ist  das  Ertränken 
ini  Rhein;  bei  Konkurrenz  mit  andern  Delikten,  Rückfall  oder 
Zugehörigkeit  zu  einer  Falschspielerbande  tritt  unter  Umständen 
Vei'schärfung  durch  Vollstreckung  der  Strafe  am  lichten  Tage 
eih.  S[)äter  sehen  wir  an  Stelle  des  Todes  im  Wasser  den 
Galgen;  häufig  findet  sich  Begnadigung  zu  Staupenschlag  und 
ewiger  Verweisung.  14s3  wird  ein  frommer  Laudskneebt  aus 
Schwaben,  der  Totschlags  halber  „lantriniiyg  gewoiden“,  dann 
den  niederläiidisclieii  Krieg  niitgeinacbt  hatte  und  nun  mit 
falschem  Si>iel  sein  Brot  verdiente,  ins  Halseiseii  gestellt,  mit 
Ruten  aus  der  Stadt  gehauen  und  muss  übei-  die  Donau  schwören. ') 

')  .U).  II,  I44i:. 

•i)  .■bil,  uo.t. 
elnl.  usa. 
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Zehntes  Hauptstück: 


Die  Verbrechen  wider  die  Religion. 

§ 4S. 

4iottesIästerung. 

Wie  alle  Keligionsdelikte,  so  gehörte  auch  die  Blasidieniie 
ursprünglich  vor  das  Forum  des  Laiensends;  später  aber  erwies 
sich  dessen  Strafenkompetenz  als  viel  zu  enge,  und  ausserdem 
erachtete  es  der  Kat  als  von  Gott  gesetzte  ( Ibrigkeit  für  sein 
Recht  und  seine  Pflicht,  die  Keligionsvcrächter  und  Lästerer 
des  göttlichen  Namens  mit  scharfer,  weltlicher  Sti'afe  zu  belegen. 

Anfänglich  geht  man  mit  den  Gotteslästerern  nicht  allzu 
hart  ins  Gericht:  Die  MRO.  bedroht  den,  der  „wider  got  und 
sin  helegen  unzimeliche  und  unzelliche  an  spiele,  bi  deme  wine 
eder  anderswo,  wo  daz  ist,  übel  ret  eder  schiltet“,  mit  halb- 
jähriger Verwahrung  in  der  Prisaune  oder  einer  Geldstrafe  von 
!)  Pfund  Heller  zu  Nutz  der  Siechen  im  Spitale;  die  Neu- 
redaktion von  i:p28  setzt  Schillinge  als  Strafsumme  fest;  wer 
so  viel  Geld  nicht  aufbringen  kann,  „den  sol  man  an  der  sülc 
dar  umbe  slahen“.') 

Die  wenig  zum  Abstrahieren  geneigte  Anschauungsweise 
des  Mittelalters  dachte  sich  nicht  nur  die  Heiligen  und  den 
menschgewordenen  Erlöser,  sondern  auch  Gott  .selbst  als  Wessen 
von  Fleisch  und  Blut,  dessen  Kränkung  die  Obrigkeit  um  so 
weniger  ungeahndet  lassen  konnte,  als  hievon  ein  schädigender 


U ilgarj  S.  iiy. 
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Einfluss  auf  die  Gottcsfurclit  der  Ifürger  zu  besorgen  stand,  in 
der  allein  inan  aller  Staaten  Wohl  begründet  glaubte. 

Eine  merkwürdige  Ergänzung  der  angerülirteu  älteren 
Bestimmungen  liefert  die  MRO.  von  1328:  „Wer  wider  got 
und  sine  lieiligen  unzymeliclien  swert  oder  übel  retde,  und  mit 
namen  wer  da  swert  bi  gotes  Stirnen,  liirne,  sweiz,  sineisclie, 
ougen,  nasen,  barte,  darm,  gedermede,  lungel,  leber,  gotez 
scliedel,  gotez  ars  oder  lus,  oder  anders  seliemelich  bi  gotes 
gelidern,  der  git,  als  dicke  er  daz  tut,  fünf  scliillinge  spirscher, 
Wirt  er  dez  berctd  mit  zwcin  personell,  oder  er  sol  sich  dez 
entsiahen  mit  sime  eide,  und  sol  die  pene  vallen  den  siechen  in 
dem  nuwen  spital.  Wer  ouch  die  pene  verblichet,  der  sol  sie 
dez  selben  tages  geben  oder  dez  andern  tages  zwimunt  als  vil. 
AVer  ouch  die  pene  nit  ze  gebenne  hat,  den  sol  man  an  der 
Sille  dar  umbe  slahen  — 1346;  in  daz  halsisen  stellen — . Ez 
söllent  ouch  alle  die  die  in  den  rat  gent,  schuldig  sin  zu 
rügenne  die  oder  den,  von  den  sie  der  vorgenanten  nnzimelichen 
Worte  etzlichez  verhöret  baut“.') 

Kicht  selten  sahen  sich  die  A’ierrichter  in  der  Lage,  diese 
Bestimmungen  zur  Anwendung  zu  bringen;  manch  lästerlicher 
Fluch,  in  der  Hitze  des  AVeinrauschs,  im  Gewirr  des  Wortstreits, 
beim  Rollen  der  AA'ürfel  unbedachtem  Mund  entflohen,  zog  harte 
Ahndung  nach  sich.  Auch  sah  sich  der  Rat  1347  veranlasst, 
das  AVürfelspielen  zu  verbieten,  weil  dabei  oft  Gott  mit  Übeln 


i)  Hilgard  S.  219,  Anin.  1.  Interessante  Analogien  liiezii  s.  bei  Alwin 
Scliiiltz,  .Deutsches Leben  ini  14.  und  1 ö.  .Jahrhundert“  I,  S.59:  „In  Frank  - 
furt  a.M.wird  um  clie  Mitte  des  14.,lahrhunderts  mitdem  einmaligen  Stehen  am 
Halseisen  oder  einem  Groschen  Busse  bedroht,  wer  schwört:  „eynen  eng- 

lischen, hockis  (Gottes)  wondin,  bockis  hertzo,  bockis  sele,  bockis  bard, 
bockis  nase,  bockis  schwei.schs.  bockis  blud,  bockis  lichaym.  und  wer  eyme 
andirn  sine  mudir  hcyszit  geknygen,  und  die  eyde,  die  den  gleich  sin.“ 
„Wer  aber  swerit  bockis  schedil  adir  bockis  corpir,  bockis  kuyst,  bockis 
knodeloch,  bockis  kneyrs,  bockis  knoden.  bockis  grynd,  bockis  knun,  bockis 
geknygeloch,  bockis  mere“.  der  soll  dio  doppelte  Strafe  leiden  (Sencken- 
berg:  Selecta  inris  1.  40).  Ferner  Geiler  von  Kaisersberg.  Navicula 
fatuorum  vij  •;  ..gotz  hirn,  gotz  schedel,  gotz  hals,  gotz  hertz,  gotz  schweyss, 
gotz  blut  und  gotz  fleysch“;  Murner,  Narrenheschwörung  XCV,  74;  „Wie 
man  Schwert  am  Kochersperg:  „Götz  lus!  götz  dreck!  götz  darm'  gütz 

schweiss!“" 
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Worten  mul  unziemliclien  Sdiwüren  „groeziieli  gesmehet“  werde.*) 
1345  legte  man  „AVallieiniers  snn  des  beckers  nf  der  bach“, 
weil  er  , wider  got  unde  sine  liebe  niiiter  übel  geret  liatde,  mit 
namen  daz  er  sprach,  soltc  got  sine  niiiter  getrien  unde  ander 
schenielicb  wort“,  in  sichern  Turmverwahr  und  verbot  ihm 
.später  die  Stadt  beim  Stauiibesen  so  lange,  bis  er  einen  Brief 
vom  Pabste  bringen  würde,  dass  er  seine  Lästerwortc  gebeichtet 
und  gebessert  und  Vergebung  erhalten  habe.-) 

Schon  sehr  frühe  aber  beginnen  die  humanen  Strafbestim- 
mungen des  älteren  Rechts  allmählich  einer  schärferen  Theorie 
und  Praxis  zu  weichen:  im  Anschlu.ss  an  die  Worte  des  alten 
Testaments:  „Welcher  des  Herren  Namen  lästert,  der  soll  des 
Todes  sterben“,’)  fasste  man  die  Blasphemie  als  crimen  laesae 
majestatis  divinae  auf,  das  die  weltliche  übiigkeit,  wollte  sie 
nicht  den  Zoin  der  gekränkten  Gottheit  auf  sich  selber  laden, 
— und  gar  zu  gerne  war  man  ja  bereit,  die  schrecklichen  Seuchen 
und  die  nimmer  endenden  Kinegswirren  des  Mittelalters  als 
Racheakte  Gottes  zu  bezeichnen  — mit  den  härtesten  Strafen  zu 
ahnden  verpflichtet  war.  Die  Gotteslästerung  wird  im  Laufe 
der  Zeit  zum  todeswürdigen  Verbrechen,  und  lange  bevor  der 
Reichsabschied  von  Worms  14'.i5  diese  Tendenz  zum  allgemein 
gütigen  Reichsrecht  erhob,  forderte  sie  bereits  in  vielen  Terri- 
torien zahlreiche  blutige  Opfer. 

Schon  13fil  wird  geurteilt,  dass  man  Heilman  Meffrid, 
den  „ufstösser“,  fangen  soll,  wo  man  ihn  greifen  kann;  dann  soll 
er  schwören  eine  Aleile  von  der  Stadt  und,  wenn  dies  geschehen, 
soll  man  ihm  beim  Napfe  die  Zunge  ansschneiden  und  ihn  aus 
der  Stadt  peitschen  der  unerhörten  Lästerworte  wegen,  deren 
er  vor  den  Monatslichtern  überführt  worden. 

145f.  kämpft  ein  „Blatzknecht“,  Paffenhans  mit  Namen, 
den  Todeskampf  in  den  Wellen  des  Rheines,  weil  er  grobe 
Schwüre  gethan.  allen  Heiligen  im  Himmelreich  und  sonderlich 
dem  hinkenden  St.  Peter  von  Mailand  getlucht  und  gesagt  hatte. 


■)  li  iign  rd  8.  445. 

AH.  I.  1.S45;  ähnliche  Fälle  1351,  1354,  1:455,  1301. 
■>j  3.  Jlos.  34,  14  u.  10. 
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er  sei  aucli  ein  Huren wirt  gewesen.')  Weniger  hart  verfuhr 
man  mit  solclieu,  die  uielit  unmittelbar  mit  schmäliliehen  Iteden 
die  Gottheit  oder  die  Heiligen  beschiui]ifteu,  sondern  durch 
.Missbrauch  des  göttlichen  Namens  durch  unziemlichen  Schwur, 
offenes  Bekenntnis  atheistischer  Anschauungen  und  dgl.  Strafe 
verwirkten.  Meist  kommen  Missethäter  solcher  Art  mit  Hals- 
eisen, Stauijenschlag  und  ewiger  oder  zeitlich  beschränkter 
Verweisung  davon.^) 

Später  zeigen  sich  wieder  die  Vorboten  einer  allgemeinen 
Reaktion;  mit  der  Abschaffung  der  Hinrichtungsart  des  Er- 
tränkens,  der  ordentlichen  Strafe  des  Gotteslästerers,  schwindet 
immer  mehr  und  mehr  die  Erinnerung  an  die  Todeswurdigkeit 
der  Blasphemie,  und  auch  hier  befolgt  der  Rat  wie  das  Vier- 
richterkolleg die  schon  so  oft  an  ihnen  gerühmte  Tendenz 
weiser  Milde,  worin  sie  sich  auch  durch  die  schärferen  Be- 
stimmungen der  Karolina  nicht  beirren  lassen.  Zwei  Fälle  aus 
späterer  Zeit  mögen  dies  beleuchten: 

1718  stand  Stephan  Knojif,  ein  frivoler  Gotteslästerer, 
vor  dem  Tribunal  des  Rates.  Er  hatte  sich  des  öfteren  ver- 
nehmen lassen,  mit  Gott  sei  es  jetzt  nichts  Rechtes  mehr,  der 
Teufel  sei  jetzt  Meister,  und  gab  schliesslich  noch  dem  frommen 
Wunsche  Ausdruck,  dass  doch  der  Donner  in  den  Himmel 
schlagen  und  der  Teufel  ihn  zu  tausend  Stücken  zerreissen 
möchte.  Er  wurde  auf  Grund  eines  Gutachtens  der  Juristen- 
fakultät zu  Heidelberg  primär  nur  zu  einer  Geldstrafe, 


’l  AB.  II.  U56. 

*)  Die  Hcrrengebole  der  Keformationszeit  eifern  be.sonders  gegen  das 
uninässige  Saufen  und  Spielen  und  geben  die.scn  Untugenden  allein  Seliiild 
iiu  der  immer  mehr  zunehmenden  Frivolität.  Daher  bedrohen  «io  den,  der 
solchen  Lastern  fröhnt,  Uott,  den  .•Mlmächtigcn,  lästert  oder  bei  des  Heilands 
Hlut  und  Wunden,  seinem  Martertod  oder  seinen  Sakramenten  schwört, 
mit  harter  .Strafe.  Zur  Vollstreckung  die.^er  Verordnungen  wird  löfo  ein 
Ausschuss  aus  zwei  Mitgliedern  des  sitzenden  sowie  zweien  des  ausgehenden 
Rats  und  einem  der  Bürgermeister  als  Obmann  gebildet,  der  Leute,  die 
solch  gottlosen  I.ebenswamlels  sich  befleissigten,  in  (iiite  warnen,  bei  Ver- 
stocktheit aber  mit  Ueld-  oder  Haft  strafen  belegen  sollte.  Erwiesen  sich 
auch  diese  als  erfolglos,  so  hatte  der  Ausschuss  die  Frevler  dem  sitzenden 
Rate  zu  gebührender  Bestrafung  auzuzeigen  (X.  031), 
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nämlich  zur  Erlegung  einer  Mark  lötigen  Goldes  verurteilt;  da 
man  aber  voraussali,  dass  er  zur  Zahlung  dieser  Tön  wohl 
kaum  imstande  sein  werde,  so  wurde  als  subsidiäre  Strafe  drei- 
jährige Verweisung  ausgesprochen.') 

7 Jahre  später  gefiel  sich  der  Kuhhirt  auf  der  Rheinhäuser 
Weide,  Hans  Kaspar  Berberich,  in  lauten  Aeusserungeu  höchst 
freigeistiger  Ansichten  über  religiöse  Fragen;  er  versicherte 
beispielsweise,  es  könne  kein  Pfarrer  in  den  Himmel  kommen 
und  daher  auch  selbst  keine  Sünden  vergeben,  es  gebe  keinen 
Gott  und  noch  viel  weniger  einen  Teufel;  denn  sonst  würde 
der  letztere  gewiss  schon  längst  alle  Pfatfen  geholt  haben,  und 
wünschte  sich  schliesslich,  dass  ihn  der  Teufel  davonfiihren  oder 
der  Donner  1»  Klafter  tief  zu  Sägeinehl  in  den  Boden  hinein- 
schlagen möchte.  Voll  sittlicher  Entrüstung  beantragt  der 
Prokurator  Sch  wengsfeuer,  den  Kuhhirten,  der  sich  „als 
einen  veritablen  atheum  theoreticum  et  practicum  presentiret"*, 
zum  Tod  durchs  Schwert  zu  verdammen,  der  Rat  aber  begnügt 
sich  damit,  den  gottlosen  Malefikanten  mit  Rutenhieben  zum 
Stadtthor  hinausbefördern  zu  lassen.'') 


§ 4(t. 

Die  Eidesverbreehen. 

Ehedem  zählten  auch  „valsch  und  meyn  aidt“  unter  die 
Verbrechen,  über  welche  die  Geschworenen  des  Sendgerichts 
das  Urteil  fällten;  denn  man  erblickte  in  solcher  Missethat  ein 
Delikt  gegen  die  Religion,  eine  Beleidigung  der  göttlichen 
Majestät,  deren  Namen  der  Verbrecher  zu  lalschem  Eidschwur 
zu  mis.sbrauchen  wagte:  „Wer  war  swert,  der  bevestent  daz 

reht,  wer  aber  meyneydig  wirt,  der  versmahet  got  undc  zer- 
störet sich  selber  unde  verderbet  lib  unde  sele“.’) 


’J  X.  70i. 

X.  TOS. 

Eid  der  iicugewähltcn  Hatolierru  1333;  s.  fiilgard  S.  375. 
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Mord,  Meineid  und  Ehebruch  waren  nacli  einer  der  ältesten 
Aufzeichnungen  spezifisch  Speierer  Rechts,  dem  Zollweistum 
von  124(),  die  schwersten  Verbrechen,  die  eines  Weibes  Ehre 
schänden  konnten;  denn,  während  ihr  sonst  in  allen  Fällen  die 
Reinigung  durch  Einhandseid  verstattet  war,  vermochte  bei 
solch  schwerer  Begehung  allein  die  Probe  des  heissen  Eisens 
ihre  Unschuld  über  allen  Zweifel  zu  eiheben.') 

Während  aber  falscher  Eidschwur  beim  Namen  Gottes 
oder  auf  den  Reliqnienschrein,  der  die  Gebeine  eines  Heiligen 
umschloss,  als  Religionsdelikt  erachtet  wurde,  begegnete  der 
Bruch  des  ohne  allen  Falsch  geschworenen  Eides,  die  Verletzung 
einer  eidlich  übernommenen  Verpflichtung,  einer  ganz  anderen 
Auffassung:  durch  solche  That  brach  der  Verbrecher  die  in 
besonders  feierlicher  Weise  gelobte  Treue,  deren  Verletzung  — 
schon  nach  Tacitüs  der  schimpflichsten  Verbrechen  eines  — 
den  Eid-  und  Ehrvergessenen  der  Gemeinschaft  mit  den  Rechts- 
genossen  tür  immer  unwürdig  erscheinen  Hess.  Hier  traf  keine 
Kränkung  die  göttliche  ifajestät,  weshalb  auch  für  die  geist- 
lichen Gerichte  keinerlei  Zuständigkeit  begründet  erscheinen 
konnte;  dagegen  ward  die  Gesamtheit  der  Volksgenossen  durch 
immateriellen  Schaden,  nämlich  die  durch  den  Eidbruch  hervor- 
gerufene Minderung  im  ideellen  Wert  der  feierlich  gelobten 
Treue  im  Rechtsverkehr,  schwer  getroffen,  weshalb  auch  die 
Gesamtheit  und  deren  Organ,  die  weltliche  Obrigkeit,  den 
Bruch  des  beides  zu  rächen  und  zu  strafen  berufen  war. 

Eigentlich  hat  also  der  Eidbruch  keine  Stelle  unter  den 
Rcligionsdelikten,  doch  mag  er  trotzdem  hier  Berücksichtigung 
finden,  um  den  inneren  Zusammenhang  der  Eidesverbrechen  nicht 
zu  zerreisseu,  zumal  da  ja  später  auch  die  Beurteilung  des 
Meineids  von  den  Geschworenen  zu  Gottes  Gesetz  auf  die 
weltliche  tfbrigkeit  überging  und  somit  ein  wesentlicher  Unter- 
schied, der  die  genannten  Dcliktsarten  getrennt  hatte,  in 
Wegfall  kam. 

Die  Strafe  des  Eidbrechers  ist  nirgends  gesetzlich  festgelegt, 
sie  erscheint  je  nach  dem  konkreten  Thatbestand  und  vor  allem 
dem  Wert  der  geschädigten  Rechtsgüler  in  vei’schiedenstem 


Uily;ar(l  S.  4s!'. 
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Gewände,  aber  doch  birj^t  sich  unter  jeder  Hiille  die  gleiche, 
bekannte  Gestalt,  die  altgerinanische  Friedlosigkeit.  Bald 
tritt  sie  uns  gegenüber  in  ihrer  ganzen  alten  Furchtbarkeit  als 
völlige  Vernichtung  der  bürgerlichen  Existenz  des  Betroftenen, 
bald  nur  von  abgeschwächter  ^\■irkung  gefolgt,  als  ewige,  oder 
zeitlich  beschränkte  Verbannung  oder  gar  nur  als  Verlust  der 
Aeinter  und  Würden,  die  der  Scliwurvergesseue  durch  seine  ehr- 
lose That  geschändet. 

Für  immer  und  ewig  tilgt  der  l.ido  nach  dem  Severins- 
aul'ruhr  von  Bat  und  Bürgerschaft  beschworene  Sühnebrief  alle, 
die  diese  Sühne  brechen  würden,  aus  der  Gemeinschaft  der 
Hechtsgenossen;  sie  sollen  „meinedig,  truwelos  und  erlös  sin, 
und  sollent  niemer  burger  noch  sedelhaft  werden  in  der  stat  zu 
Spire,  und  sol  mich  der  rat  zu  Sjtire,  der  danne  ist,  uf  den  eid, 
den  sic  zum  rate  gesworn  haut,  wa  sie  sie  ergril'ent  in  der 
stat  oder  den  banzuuen  der  stetde  zu  Spire,  sie  angrifen  unde 
gevangeu  legen  unde  von  in  rihten  als  von  meinedigen  erlösen 
und  truwelosen  mannen,  die  ein  rehte  gesworne  sune  unde  einen 
ewigen  vriden  gebrochen  hant“.'» 

\'erletznng  des  Bürgereides  zieht,  falls  nicht  härtere 
Strafe  verwirkt  ist.  Verlust  des  Burgrechts  und  Verweisung, 
Bruch  des  .\nitseides  im  allermildesten  Falle  die  Unwürdig- 
erklärung zu  künftiger  Erlangung  irgend  welcher  Aemter  und 
Ehren  in  der  Stadt  nach  sich. 

Ein  rasch  und  nie  ganz  freiwillig  gegebenes  und  darum 
auch  leicht  gebrochenes  Eidgelübde  war  die  Urfehde,  die  jeder 
schwören  musste,  den  die  Stadt  des  Burgbauns  verwies,  oder 
dem  sic  erlittener  Turmhaft  oder  andern  Leides  halber  in  nicht 
sonderlich  angenehmer  Erinnerung  zu  bleiben  fürchten  musste. 
Darum  liess  man  solche  Leute  nie  von  dannen  ziehen,  ehe  sie 
nicht  mit  heiligen  Eiden  gelobt  hatten,  Unbill  und  Leid,  das 
sie  von  Bat  oder  Bürgerschaft  der  Stadt  erlitten,  nie  und  nimmer 
zu  rächen,  noch  andere  zur  Bache  zu  treiben,  sondern  stets 


' Hili-iuil  S.  ;t;fO.  Dass  ilor  Kidvenjesseiii'  tiir  unläliis  erailitet 
wiiiile,  je  wiediT  /.um  Zuus'nis  odi-r  Kid  zHsfalasseii  zu  werde»,  ist  nirgeuds 
besonders  i;csiigi,  ergibt  sieh  aber  aus  allgemeine»  Kecblsgrundsätien  wie 
auch  daraus,  dass  als  Zeuire»  imim-r  nur  uiibesproclionc,  ehrbare  Leute 
luiigieren  dürlen.  Vgl.  auch  Clseubrüggeii,  al.  Str.  It.  .S.  390. 
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»1er  Stadt  getreu  und  hold  zu  sein  und  sie  vor  Schaden  zu 
warnen,  Jlauerring  und  Bannzäune  aber  so  lange  zu  meiden,  als 
der  Richter  Urteilsspruch  für  billig  erachten  würde.')  Ward  ein 
iibcrführter  Verbrecher  zur  Stadtverweisung  begnadigt,  so  war 
ihm,  wenn  er  die  Urfehde  brach,  die  früher  verwirkte  Strafe 
sicher,  zu  der  sich  aber  dann  noch  die  Eidbruchstrafe  gesellte. 
Auch  sonst  machte  die  geringste  Ueberfahrung  des  geschworenen 
Eides  den  Thäter,  selbst  wenn  er  nur  geringfügiger  Geldbusse 
wegen  aus  den  Zielen  gefahren  war,  zum  verachtungswürdigen, 
meineidigen  Bösewicht,  der  als  „untediger“  Mann,  wenn  er  in 
des  Rates  Hände  fiel,  auf  kein  Erbarmen  hotfeu  konnte;  ge- 
wöhnlich war  ihm  schon  bei  der  Eidesleistung  der  Tod  im 
Flutengrab  des  Rheins  für  den  Fall  des  Urfehdbruches  in 
Aussicht  gestellt  worden. 

In  leichteren  Fällen  finden  sich  auch  mildere  Baunbrnch- 
strafeu:  oft  wandelt  sich  die  zeitliche  Verweisung  durch  Ur- 
fehdbruch  in  ewiges  Exil,  oder  es  treten  Leibesstrafen  au  Stelle 
des  Welleutüdes.  137»;  z.  B.  überkommt  der  Rat  mit  dreien 


')  Eine  .•»olcho  l rt'i'lid('fonuel  liiutot  beispielsweise:  (leb  schwöre'). 

„Iteui  ila.s  ich  vonii  stunt  und  so  schierst  ich  kan.  mich  über  die  ilonauwe 
fertige  und  da  ihesyt  wir  und  hin  nach  uiyn  lebn  lang  alwegn  verlyhe  und 
her  über  an  erlaubung  biirgcrmcistor  und  rata  zu  Spire  nyemer  niee  kome 
UDgevcrlich;  und  wer  it.az  ich  hin  nach  hie  dissyt  ergriefn  wurde  oder 
widiier  disse  tnyn  eytzpflicht  ytzit  thet  furneme  oder  schaffe  gescheen,  soll 
man  zu  myr  an  myine  lyhe  und  lebn  als  eyuie  ubeltctigen  den  dot  ver- 
worgteu  straffbain  meuschn  richten  und  gericht  werden  und  dar  zu  waz 
mir  in  und  uss  solicher  gefengniss  begegenet  und  widderfarti  hat  an  denn 
sellin  burgermeisteru  rat  oder  stat  Spire,  ire  burger,  inwouner,  dyeuner, 
noch  die  im  nyemer  mit  Worten,  werckun,  reden,  gededen,  gerichtcti  oder 
one  gcrichteu,  heiuilichu  oder  offenliehu  nit  zu  rechn  oder  schaffn  gerochu 
werden,  noch  ytzit  gegen  innen  für  zu  nemen  in  dehi'iu  wisse,  sunder  zu 
alln  und  ygliclin  zytten  irn  froinen  und  bestz  zu  werben,  und  schaden  alleut- 
halbn  zu  wenden  und  zu  warnen,  wo  ich  denn  vernyetne,  uuil  als  ferr  ich 
kann  und  mag  ungeverlichn,  und  wers  daz  ich  mee  oder  hinfnr  mit  den 
obgenanten  burgermeistern,  rat  oder  Stat  Spire,  irn  bürgern,  iuwouueru 
oder  den  irn  ytzit  zu  thuiide  oder  gegen  inne  zti  sprechn  gewynne  oder  sie 
wyder  timb  au  mich,  umb  w.az  sachn  daz  wer,  nutzit  ussgenomen.  daz  alls 
solle  und  will  ich  für  rat  oder  werntlichm  gericht  zu  Spire  oder  wo  der  rat 
daz  bin  wisn  wurde,  usstrageii  und  für  inne  gehn  und  nemen,  nemen  und 
gehn,  waz  sie  zum  rechten  usswysut,  und  daz  nyrgut  audersswo  hin  zu  zychn 
oder  zu  versuchn  in  deheynneu  weg,  ouch  ungeverlicb.“ 

Tk.  HArit«r,  Strafrecht  J«r  freiea  Spaier,  Ui 
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Räten,  C'leuseln  Brechteln  Stadt  und  Burgfrieden  auf  ewig  zu 
verbieten  wegen  der  Ungehorsamkeit,  die  er  an  dem  Rate 
beging,  indem  er  deu  Burgbann  betrat,  aus  dem  ihn  der  Rat 
mannigfacher  Uebelthaten  halber  verwiesen  hatte.') 


§ 50. 

Ketzerei. 

Wälirend  anderwärts  in  deutschen  Gauen  die  Iiniuisition 
manch  grauenvolles  Blutfest  feierte,  rötete  .sich  über  Speier 
der  Himmel  nur  selten  durch  die  Flammen  eines  Ketzerbrandes, 
und  erfreulicherweise  nur  in  einer  verschwindend  kleinen  Zahl 
von  Fällen  sah  sich  der  Rat  gezwungen,  dem  Fanatismus 
religiöser  Eiferer  weichend  über  Sektierer  und  Häretiker  ein 
Blntnrteil  zu  sprechen. 

Daraus  lässt  sich  aber  nicht  etwa  folgern,  da.ss  die  Stadt, 
die  später  so  rasch  und  willig  den  Lehren  Luthei-s  Thore  und 
Herzen  öffnete,  den  zahlreichen  vor  der  Reformation  in  den  Rhein- 
landeu  auttretenden  Sekten  gegenüber  sich  völlig  ablehnend  ver- 
halten hätte;  war  ja  doch  dem  ganzen  Mittelalter  der  merkwürdige 
Zug  eigen,  alles  Keue  auf  religiösem  Gebiete  mit  .sehnsüchtiger 
Begierde  zu  ergreifen,  der  Drang,  durch  be.sondere  Frömmig- 
keit und  gottgefälligen  Lebenswandel  der  himmlischen  Gnade 
würdig  zu  werden,  jener  Drang,  der  die  Kirche  mit  unermess- 
lichen Schenkungen  überhäufte,  der  mit  allem  Zauber  religiöser 
Romantik  die  Gemüter  bestrickte  und  die  junge  Kraft  Europas 
immer  wieder  unter  das  Kreuz  rief  zu  vergeblichem  Glaubens- 
kampfe, jener  Drang,  dem  wir  neben  vielem  reichem  Segen 
auch  die  Inciuisitiou,  die  Ketzerinozesse  und  die  Hexenbrände 
verdanken. 

Im  Jahre  LJ.")»)  war  zu  Speier  ein  Bcgharde  erschienen, 
der  Bruder  Berthold  von  Rorbach,  ein  .\nhänger  der  „Sekte 
vom  freien  Geiste“,  die  an  Stelle  des  jüdisch-christlichen 


AB.  1,  1376, 
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Deismus  einen  pantlieistischen  Gottesbegriff  Iclirte  und 
predigte'):  Gott  ist  alles,  was  ist,  die  ganze  Welt  um  den 
Menschen  und  in  ihm  selber,  der  ^lensch  selbst  ist  Gott.  Das 
völlige  Sichversenken  in  diesen  Gottesbegriff,  so  lehrte  auch 
Berthold  von  Rorbach,  ist  des  Menschen  göttlicher  Beruf  auf 
Erden;  jeder,  auch  der  ärmste  Bettler,  vermag  zur  Gottes- 
crkenutnis  zu  gelangen,  ohne  dazu  der  Vermittelung  der  Priester 
zu  bedürfen;  auch  Fasten  und  Beten,  ja  sogar  die  Gnadenmittel 
kann  er  entbehren,  und,  wenn  er  nur  selber  völlig  von  Gott 
durchdrungen  ist,  so  vermag  der  Einfältigste  andere  besser  zu 
unterweisen  als  selbst  das  Evangelium  und  die  Schriftgelehrten.-) 
Derartige  kühne  I.ehren  mussten  natnrgemäss  bald  die 
Aufmerksamkeit  der  Inqui.'iitoren  erregen,  und  nicht  lange,  so 
sass  dem  unerschrockenen  Verbreiter  solch  arger  Irrtümer  der 
Ketzerrichter  auf  den  Fersen.  Aber  kein  Zureden,  keine 
Drohung  vermochte  den  Mutigen  dazu  zu  bringen,  die  zwei 
Worte  auszusprechen,  die  ihn  vom  Tode  gelüst  hätten;  freudig 
bestieg  er  den  Scheiterhaufen  und  starb  den  Flammentod  für 
seinen  Glauben,  viel  geschmäht  und  noch  mehr  bedauert,  wenig 
bewundert  und  noch  weniger  verstanden.'') 


')  s.  Iiiezu  uiitl  ztim  t'ul;;<'n<l('ii  Iluiiiit:  „Die  religiösen  Sekten  in 

Frniikeii  vor  der  Uelorniation“  S.  5— S;  Boos,  Städtekuluir  II,  S.  laö. 

'*)  Vgl.  iilier  diese  Lelireii  niich  Boos  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  'Jl'J. 

beliinann  bericlitet  .S.  TIS:  „Anno  BWO  Bruder  Berclitold  von 

Horba  eil  vcrbrent,  8 Sehilliiig  I Heller  um  Holt  z,  Schilling  zu  begraben. 

Derselbe  hat  gelehrt,  wie  die  Historici  melden,  wie  hernach  folgt, 
und  ist  darum  zu  AVürtzburg  gelangen  gelegen,  daselbst  er  auf  Kiinahiien 
die  .\rtieul  wiederruffen.  Hernach  als  er  gen  .Speyr  kommen  und  solche 
ofl'eutlich  gelehrt  und  aussgebrcit,  auch  darauf  beständig  beharret,  ist  er 
zum  Feuer  verdaintnt  und  verbrennt  worden. 

Ijiiod  homo  tiiueiis  deiim  et  gratias  agens  illi  ex  pia  mente  tantam 
gratiam  possit  percipere  ex  cibo  coinmuni  ac  si  frucretnr  Kuebaristiae 
Sacrameuto. 

Quod  laicus  illitoratus  et  sacris  ordinibus  non  iuiliatus,  illustratiis 
vero  lumiue  divini  Spiritus,  cum  luaiori  friictu  possit  alios  docere  quam 
Evangelium  aut  sacraruiu  literariiin  Doctores. 

ljuod  homo  in  hac  vita  tautiim  proticere  possit,  ut  noc  ieiuiiiis  ticc 
oratiouibus  opus  sit. 

Christum  iu  cruce  de  sua  salutu  dubitasse. 

Matri  siib  cruce  maledixisse". 

lü* 
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Auch  das  Waldenser  tum  erfreute  sieh  in  der  Stadt  wie 
im  Speiergau  vieler  offener  und  versteckter  Anhänger,  die  voll 
Sympathie,  ja  oft  mit  wahrer  Begeisterung  den  Glaubenskainpf 
eines  Volkes  verfolgten,  das  alle  Kreuzheere,  die  die  recht- 
gläubige Kirche  zu  seiner  Niederwerfung  anl'bot,  auf  den  blutigen 
Schlachtfeldern  Böhmens  zu  Paaren  trieb.  Zu  Anfang  des 
15.  Jahrhunderts  wirkten  zu  Speier  zwei  führende  Geister, 
Johannes  Drändorf  und  Peter  Turn'au,  Schulrektor  zu 
Speier,  beide  Waideuser,  aber  mit  beträchtlich  taboritischem 
Anstrich.  Beide  ereilte  rasch  ihr  Schicksal:  1425  w'iirde 

Drändorf  zu  Worms  als  Ketzer  verbrannt,  und  ein  Jahr  s]»äter 
bestieg  sein  Freund  Peter  Turnau  zu  Speier  den  Scheiter- 
haufen.') 


§ 51. 

Zauberei  und  Hexerei. 

Auch  die  düstere  Wetterwolke  des  Hexen wahns,  die  jahr- 
hundertelang mit  schwerem  Drucke  über  ganz  Europa,  vor 
allem  aber  über  Deutschland  lastete  und  mit  ihren  Schatten  die 
Einsicht  unseres  Volkes  in  tiefe  Finsternis  hüllte,  vermochte 
über  Speier  nie  auf  lange  Zeit  hinaus  den  Himmel  zu  triiben, 
und  wenn  sie  auch  bisweilen  unter  Blitz  und  Donnei’schlag  zu 


lü  das  Dunkel  dieser  letzteu  These,  wie  auch  der  uudern,  dass  ('hristus 
am  Kreuze  der  Krde  geflucht  habe,  die  sein  heiliges  Blut  trank,  ist  auch 
durch  Haupts  Krkläruugsversuch  (a.  a.  O.  B.  8 a.  B.)  noch  kein  Lichtstrahl 
gefallen;  s.  auch  Simonis  129;  Kernling  I,  8.  622;  Reimer,  Zur  Ge- 
schichte des  Bischofs  Gerliart  von  Speier,  ZGU.  Bd.  26,  S.  98. 

')  Haupt  S.33— 35;  Flacius  Illjricus,  Catalogus  testium  veritatis, 
1666,  S.  732;  „Habuit  et  in  Gennania  Hus  etiam  post  mortem  multos 
sectatores.  (fuod  inde  ((uoque  probari  potest,  quia  ejus  dogmatis  causa  non 
pauci  exusti  sunt,  ut  Joannes  Draendorff,  Xobilis  ac  sacerdos  Misnensis, 
Vuormaciae  anno  H24,  Pctru.s  Tornuau  (!)  Spirae,  anno  1426, 

Henricus  Grunfelder  sacerdos  Ratisbonae  anno  1420  Unde  apparet 

plurimos  Hussitas  passim  in  Germania  fuisse“. 
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vernichtonder  Entladuii':;  kam,  sü  reinigte  solches  nur  die  Luft 
von  drückender  Hchwüle;  der  Irische  Eauch  gesunder  Einsicht 
zerstreute  jedes  neu  sich  sauinielnde  Gewölk,  und  mitunter 
erglänzte  hell  die  Sonne  der  Erkenntnis  und  sandte  warme 
Strahlen  in  ein  stilles  Gelehrtenstübchen,  in  dem  des  hohen 
Rats  zu  Speier  weiser  Konsulent  in  lein  ausgearbeitetem  Rat- 
schlag seine  Heim  von  der  Grund-  und  Zwecklosigkeit  grau- 
samer Hexenverfolgung  zu  überzeugen  suchte. 

Zwar  hat  nie  die  ganz  reine  und  ungetrübte  Erkenntnis 
von  dei  Irrealität  aller  Zauberei,  von  der  Haltlosigkeit  der 
gegen  Hexen  und  Zauberer  geschleuderten  Beschuldigungen, 
der  Unzuverlässigkeit  ihrer  durch  Folterqual  erjiressten  Ge- 
ständnisse wie  der  gemeinen  Zwecke,  welche  die  Hexensucher 
mit  ihren  Denunziationen  in  der  Regel  verfolgten,  den  Richtern 
zu  Speier  in  vollem  Glanze  auf  ihrer  Bahn  vorangeleuchtet,  — 
solch  allzu  raschem  Wachsen  der  Geistesschwingen  wusste  schon 
die  Kirche  durch  entsprechende  Beschneidung  vorzubeugen  — 
aber  trotzdem  zeichnete  weise  Jlässigung  und  unerschrockenes 
Festhalten  des  für  recht  Erkannten  gegen  Jeden  Angriff  eifernder 
Fanatiker  auch  in  der  Frage  der  Hexcnverfolgung  die  Obrig- 
keit aus  und  bewahrte  Rat  und  Richter  vor  jenem  schrecken- 
vollen Missbrauch  ihrer  Strafgewalt,  den  andere  Gemeinwesen 
zu  den  dunkelsten  Blättern  ihrer  Geschichte  zählen  müssen. 

Im  Jahre  1362,  also  allerdings  zu  einer  Zeit,  wo  auch 
anderwärts  in  Deutschland  noch  nicht  alle  gesunde  Vernunft 
ertötet  war,  begnügte  sich  der  Rat  damit,  ein  altes  Weib,  das 
viel  Zauberei  und  Ketzerei  getrieben  und  gelehrt  hatte,  mit 
Ruten  vor  das  Stadtthor  schlagen  zu  lassen  und  ihr  Stadt  und 
Bannmeile  auf  ewig  zu  verbieten.')  Wie  glücklich  konnte  sich 
die  Alte  preisen,  dass  sie  nicht  zwei  oder  drei  Jahrhunderte 
später  und  nicht  in  der  Diözese  Würzburg  oder  im  Fürstbistum 
Bamberg  lebte! 


')  .AH.  I.  1.SÜ2;  .Ein  alte  wip  die  da  lieisaut  die  Driitwiiiin  . . . eins 
kercherg  vrowe,  die  man  zu  der  atat  uzglug  umbe  ir  zouberj  unde  ketzery, 
die  sie  getan  mul  gelert  lictde,  sei  die  stat  ewiclich  rnmen  und  ein  myle 
von  der  stat  ane  gnade'“. 
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lii  (Ucseni  Falle  liegt  iibiigens  bereits  eine  Durchbrechung 
der  nach  der  Gerichtsverrassung  dein  bischiil liehen  Laiensend 
zustehenden  Kompetenz,  ^Zauberei,  warsagung,  beschwörungen, 
schwartzkunstlerei,  verluerung  und  \va.s  dergleichen  wider 
geistigen  Glauben  und  Ordnung  geschehen  mag“,')  zu  beurteilen 
und  zu  bestrafen. 

Im  Jahre  1400  eiferte  Kourad  von  Fraunberg,  Bischof 
Rabans  von  Helmstädt  Generalvikar  in  siiiritualibus.  mit 
scharfer  Rede  gegen  solche  Ijcute  in  Stadt  und  Bistum,  die  an 
Zauberkünsten  und  Sortilegien  Gefallen  finden  oder  mit  Wort- 
oder  Buchstabenformeln  Fehler,  Wunden  und  Krankheiten  der 
Tiere  frechen  Mutes  zu  beschwören  wagen  und  durch  solches 
Thun  die  göttliche  Majestät  schwer  zu  beleidigen  sich  nicht 
scheuen.-)  Doch  handelt  es  sich  dabei  nur  um  bösen  Aber- 
glauben, der  mit  Kirchenstrafen  gesühnt  wird  und  zum  Ein- 
schreiten der  weltlichen  Gewalt  keinen  Anlass  gibt. 

Später  freilich  gesellen  sich  zum  Loswerfen  und  zu  den 
Beschwörungsformeln  noch  viele  schlimmere  Zauberkünste, 
deren  Verbreitung  ilem  fahrenden  Volk  zu  besonderem  Ver- 
dienste gereicht.  Vor  allem  erfreuen  sich  die  Liebeselixire, 
von  kundiger  Hand  gebraut,  die  der  verlassenen  Gattin  des 
treulosen  Eheherrn  Neigung  wieder  zuwenden,  den  kalten  Ge- 
liebten, die  spröde  Schöne  zu  heisser  Sehnsucht  entflammen 
.sollen,  grosser  Beliebtheit,  aber  auch  solche  Tränklein,  die  dem 
lästigen  Ehgemahl,  dem  verhassten  Nebenbuhler  zu  Sorge  und 
Unglück,  Blindheit  und  Lähmung,  schwerem  Siechtum  oder 
baldiger  Grabesruhe  zu  verhelfen  angeblich  geeignet  sind,  werden 
heimlich  dann  und  wann  um  teueren  Preis  erworben.  147(’>  besagt 
z.  B.  ein  Dieb  zwei  Schererknechte,  sic  hätten  behauptet,  ,.sie  kunten 
mancherley  künste,  die  wiber  zu  bezwingen,  sie  lieb  zu  habn“.'')  — 
Die  fahrende  Dirne  von  Nürnberg,  die  1403  zahlloser  Diebstähle 


')  X. 

Colloctio  S.  IS  a.  K. : .('omperimus,  iionimiloa  ntriiuque  sexus 
liuiniiic.s  in  Civitatc  et  Diopcpsi  Spirpiisi  incantaeionilius  ac  sortilegicis 
artibiis  reprobafis  insudare,  certisque  vprborum  cpl  caracli'rum  forniia 
ilefpctibiis,  vulneribus  pt  intirniitatibu,^  anitnaliuin  tpniprario  anau  in  non 

iiioilicam  Üiviiip  inajo.stalia  offcnsaiii  niti  nbviaro- 

AB.  II.  1170. 
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wegen  den  Tud  im  Rliein  erleiden  musste,  gestand  u.  a.,  sie 
habe  von  vielen  Frauen  gehört,  wenn  eine  ungeliebte  Gattin 
ihres  Mannes  Hemd  nehme,  es  in  einer  Kirche  unter  den  Altar 
lege,  drei  Messen  darüber  lesen  lasse  und  es  dann  in  einem 
Weidenbaum  verberge,  so  könne  der  Treulose  von  Stund  an 
nimmer  von  ihr  lassen  noch  eine  andere  lieb  haben.  Aber  auch 
kleine  Mittelehen,  einem  andern  eine  Krankheit  anzuhexen,  sind 
ihr  nicht  unbekannt.  Gelingt  es,  dem  Verhassten  die  Haare 
abzuschneiden,  sie  unter  den  Altar  zu  versteekeu  und  drei  Messen 
darüber  lesen  zu  lassen,  so  braucht  man  nur  noch  einer  Kröte 
die  Augen  auszusteehen  und  dieselbe  in  einem  Hafen  unter  der 
Schwelle  zu  vergraben,  über  die  das  Opfer  aus-  und  eingeht, 
„so  müssen  im  die  äugen  wee  thun  und  zuletzt  vielleicht  gar 
blind  werden“.*) 

Dem  1470  geräderten  Mörder  Klapperz  an  lag  u.  a.  auch 
zur  Last,  mit  einem  Totenkoiif  Zauberei  getrieben  zu  haben.-) 

I.i21  findet  sich  in  den  Sendregistern  der  Eintrag: 
„Kyrsshensels  fraw  adulteratur  cum  personis  spiritualibus  et 
secularibiis.  Est  venefica  et  debet  expelli  a civitate“.-*) 

Der  Reformationszeit  blieb  es  Vorbehalten,  den  ersten  und 
meines  Wissens  einzigen  Hexenbrand,  den  die  alte  Kaiserstadt 
gesehen,  iu  Szene  zu  setzen.  Das  Vierrichteramtsprotokollbuch 
weist  unter  der  Jahreszahl  l.iSl  den  lakonischen  Eintrag  auf: 
„Barbara,  Hans  Kölers  burgers  weib,  eine  Zauberin,  ist  den 
25.  Januarij  verbrendt  wordenn.“^) 


')  .Vil.  II.  U‘.*3;  8.  auch  Itiezler,  Hexenprozesse  S.  75:  ,Von  den 

zwei  H75  auf  der  Zent  bei  dem  Tilsberg  verbrannten  Krduen  bekannte  die 
eine,  dass  sie  ihren  Xachbarn  dadurch  krank  gemacht  habe,  dass  sie  ihm 
die  Haare  genommen  und  in  einen  Itauni  geschlagen.  So  lang  das  Haar 
dort  war,  hatte  der  Arme  keine  Kühe  in  seinem  Kopf,  „und  das  Haar  fand 
man  in  dem  liaum“, 

^ AB  II,  1470. 

X.  495.  Venefica  war  oft  gleiehbcdeutend  mit  Hexe;  a.  Wilda 
S.  965,  Soldau-IIeppe  u.  a. 

*)  1509  berichtet  der  Wormser  Reinhart  Xoltz  in  seinem  Tagebuche: 
.Item  uf  niontag  dnniach  verbrante  man  drei  hüser  wiber  zauberi.sche  zu 
ITeddersheim  sesshaft,  batten  viel  bös  Zauberei  uuil  Wetter  gemacht  und 
vollnpracht,  lut  irer  erkantnusz'  ;Uo08,  L' li.  Bd,  III,  S.  542). 
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W«kli  klassier  Aberg:laul)e  nocli  in  der  sogenannten  , Auf- 
klärungszeit die  Geistei-  in  Bann  liielt,  beweist  der  1724  gegen 
Joseph  Pfeiffenberger  ]mncto  niagiae  geführte  Prozess:') 

Ein  Pfarrer  in  Eussei-sthal  fahndete  schon  gerannie  Zeit 
nach  einem  kleinen  Dämon,  der  imstande  wäre,  einige  Ordnung 
in  seine  otfenbar  etwas  zerrütteten  Vermügensverhältnisse  zu 
bringen,  und,  da  das  Gerücht  ging,  dass  solch  gern  gesehene 
Geister  sich  mitunter  besonders  bevorzugten  Sterblichen  ergäben 
und  bei  diesen  dann  käunich  zu  haben  seien,  so  erkor  er  den 
Angeklagten  unter  ^'erheissung  eines  Anteils  an  dem  von  dem 
Geiste  zu  erwartenden  Goldiegen  zu  seinem  Bevollmächtigten, 
lieh  ihm  einen  Franziskusgüi  tel  und  das  C'orporale,  auf  welchem 
die  Monstranz  steht,  und  worin  der  Dämon  fein  säuberlich  ver- 
packt und  dem  geldbedürftigen  Pfarrherrn  übermittelt  werden 
sollte.  Dieser  beabsichtigte,  dann  den  Geist  an  einen  in  der 
Schwarzkunst  wohlerfahrenen  Aintsbruder  zu  Siegelsbach  bei 
Wimpfen  zu  schicken,  damit  dieser  ^sothanen  spiritum“  in 
einen  Kelch  sperre  und  durch  furchtbare  Beschwörungen  dessen 
Mitgeister  veranlasse,  so  viele  Millionen  Gulden  als  Lösegeld 
herbeizusehleppen,  bis  der  Pfarrherr  für  gut  finden  würde,  den 
Gefangenen  wdeder  loszulassen.-)  Bedauerlicherweise  hatte 
aber  der  würdige  Pfarrherr  in  der  Eile  vergessen,  seinen  Ab- 
gesandten auch  mit  den  nötigen  Barmitteln  zur  Ei-stehung  des 
kostbaren  Gegenstandes  auszurüsten,  so  dass  der  biedere  Joseplius 
Pfeififenberger,  nachdem  er  endlich  einen  Dämonenbesitzer  ge- 
funden hatte,  aber  die  100  Thaler,  welche  dieser  für  ein 
Exemplar  verlangte,  nicht  erlegen  konnte,  mit  seinen  Gerät- 
schaften unverrichteter  Dinge  zu  seinem  Auftraggeber  zurQck- 
kehren  musste. 

Uebrigens  rühmte  sich  auch  der  Angeklagte  selbst  nicht  un- 
bedeutender magischer  Kenntnisse:  Zwei  Glücksruten  liegen  bei 
den  .Vkten,  die  jeden  verborgenen  Schatz  durch  lebhaftes  Zucken 
verrieten;  einmaliges  Zucken  bedeutete  immer  lüOO  fl.  Auch 
die  Kunst  der  Geisterbeschwörung  war  ihm  nicht  fremd;  einmal 
lesen  wir  von  einem  grossen  sidritistischen  Abend,  den  er  ver- 


')  X. 

- Die.s  uriiim-rt  an  (U>n  Hüllcnzwang  ile.s  Dr.  Fanstus. 
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anstaltete,  und  wobei  er  durcli  Neniuing  der  drei  heiligen  Xamen 
und  dureh  Keten  des  Vaterunser,  des  Ave  und  des  Glaubens 
einen  Geist  zum  Ei-seiieineu  nötigte.  Derselbe  war  schwara 
und  weiss  und  ging  langsamen  Schrittes  im  Garten  spazieren:  ' 
als  aber  der  Geisterbaun(*r  ihn  auch  den  andern  zeigen  wollte, 
(was  dadurch  zu  geschehen  hatte,  dass  einer  nach  dem  andern 
sich  auf  den  rechten  Fuss  des  Beschwörers  stellen  und  ihm 
über  die  rechte  Achsel  schauen  sollte)  blieb  die  erforderliche 
Ruhe  nicht  gewahrt,  so  dass  der  Geist  verschwand. 

Das  Urteil  lautet  dahin,  dass  der  Angeklagte,  der,  obwohl 
erden  Satan  beschworen  und  den  Namen  Gottes  dazu  missbraucht 
habe,  sich  doch  nicht  dem  Teufel  ergeben,  sondern  diesen 
vielmehr  fangen  und  binden  wollte.')  weil  er  niemand  Schaden 
zngefügt  habe,')  auch  ein  abeigläubischer  und  im  Christentum 
schlecht  informierte)'  Mensch  sei,  „wegen  verübter  Tenffels- 
bännerey“  auf  ewig  verwiesen  werden  solle. 

Zu  Anfang  des  17.  .Tahi'hunderts  wurden  zwei  Weibe)-, 
Mutter  und  Tochte)-.  der  Hexerei  beschuldigt  und  den  Richtern 
üboantwortet.  was  dem  Konsulenten  Dr.  Johan))  Peter  Schon 
Anlass  gab,  in  einem  ausfülDlichen  Gutachten  die  Möglichkeit 
und  Strafwfn  digkeit  der  den  beiden  zur  Last  gelegten  Begehungen 
zu  beleuchten.-') 

Zwar  ist  der  Verfasser  weit  entfernt,  die  Möglichkeit  der 
Existenz  von  Zauboern  und  Hexen  rundweg  abzuleugnen:  das 
verboten  ja  dem  gläubigen  Christo)  schon  die  Wo)-te  der  Schrift: 
„Die  Zauberinnen  sollst  du  nicht  leben  lassen“,  u))d  don 
graduierten  Juristen  die  Ehrfurcht  vor  den  Aussprüchen  so 


Es  mangelte  also  das  Hanpterfordernis  der  Hexerei,  der  Abfall  von 
(.iott  und  der  Hund  mit  dem  Bösen;  vgl.  Wächter  S.  S9. 

’)  Hierauf  legen  die  CCB.  art.  )3)  uud  CCC.  .art.  H)9  he.sonderes 
Uowicht. 

^ N,  707.  Der  Ratschlag  ist  nicht  datiert,  fSllt  aber  in  die  Zeit  zwischen 
)6)0  und  )624;  denn  so  lange  war  Dr.  Schön  Kon.«ulent  zu  SpeierfHaur 
S.  H.ö).  Interessant  ist  übrigens  der  Anklang  seiner  Argumente  an  die 
Ausführungen  des  meuklenhurgischeii  Juristen  Johann  (ieorg  Qodelmann 
in  seinem  .Tractatus  de  magis  veneficis  et  lamiis.  deque  lös  recte  cogno- 
sceudis  et  pnniendis  ().ö90  u.  )ß01,  deutsch  von  Georg  Xigrinus  t59ä),  bcs. 
in  lib.  Iir,  oap.  ));  vgl.  Wächter  S.  29t  f. 
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inanelicr  angesehener  Keelitsgelelirten.  Den  Tculclslmncl  aber 
und  die  Ausfalirt  zum  Hexensabbat  veiniag  sein  klarer  Verstand 
niclit  für  etwas  Keales  zu  halten.  Zwar  legt  die  Tochter,  die 
'freilich  sonst  in  iliren  Keden  und  Aussagen  sehr  wankelmütig 
und  unbeständig  sieh  erweist,  ein  unumwundenes  Geständnis 
ihrer  Luftfahrten  ab,  behau]>tet,  sie  sei  mitgefaliren,  als  das 
Garn  auf  dem  Fischmarkt  zerrissen  wurde,  habe  mitgegessen 
und  niitgetrunken  beim  Hexensabbat  nnd  sei  auch,  wie  ihr  zur 
Last  lag,  einmal  im  Waisenhause  im  Gelass  gesessen  und  ihre 
Mutter  im  Löffelkoi-b;  diese  letztere  habe  überhaupt  Macht,  sich 
in  eine  Katze  oder  eine  Haselnuss  nach  Belieben  zu  verwandeln. 

Eigentlich  wäre  nun,  so  reflektiert  Dr.  Schön,  nach  so 
umfassendem  Geständnisse  gar  keiner  fernei'en  Beweisung, von- 
nöten, und  müssten  also  die  beiden  Hexen  nach  Art.  lO'J  der 
Karolina  mit  dem  Feuer  vom  Leben  zu  Tode  gerichtet  werden. 
Aber  wer  bürgt  dafür,  dass  dies  Geständnis  auch  der  Wahrheit 
entspricht;  denn  „ein  anderes  ist  die  Bekandtnuss,  ein  anderes 
die  That“.  Es  fragt  sieh  zuvörderst,  ob  denn  das,  was  den 
Angeklagten  zur  Last  liegt  und  durch  das  Geständnis  erwiesen 
scheint,  mit  menschlichen  Kläffen  überhaupt  erreicht  werden 
kann.  Solches  halten  nun  einige  Gelehrte  für  wohl  möglich, 
da  schon  oft  Zauberer  auf  ihren  Mänteln  durch  die  Luft  an 
weit  gelegene  Orte  gefahren  seien,  „wie  man  von  Johanne 
Fausto,  (jui  tempore  liUtheri  vixit  und  Andern  lieset“.  T.a.ssen 
wir  Dr.  Schön  selbst  weiterreden: 

„Andere  aber,  et  recte  (luidem  meo  calculo  halten  gerade 
das  Widerspiel  auch  von  solcher  leiblichen  Hexenfuhrt  und 
ihren  Mahlzeiten  und  Nachttänzen  mehr  nicht  als  von  den 
fabulis  Virgilianis  de  iis  qnae  in  campo  Elysio  geruntur,  und 
schlies.sen  einhelliglich,  sowohl  theologi  als  Bechtsgelährte, 
dass  es  ein  imr  lauter  teutllische  imagination  und  Einbildung 
sei,  indem  die  armen  verblendeten  Ijeute  vermeinen,  nachdem 
sie  sich  mit  dei'  von  dem  Tcutt'el  zugestellten  oder  angegebenen 
Salbe  geschmiert,  sie  fahren  oben  hinaus  und  nirgend  an,  wie 
ihr  Wortlaut,  essen  und  trinken,  tanzen  und  treibni  andere 
AVollust,  da  sie  doch  nicht  von  Statt  kommen,  wie  mit  vielen 
bewehrten  exemplis  zu  belegen,  in  massen  es  auch  an  sich 
selbst  contra  naturam  corporis  physici,  welche  zu  ändern  nicht 
in  Teuffels  Macht  stehet,  also  durch  einen  engen  Ritz  o<ier 
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Lorli,  da  aucli  bis.sweileii  iiidil  wolil  ein  Katz  diirchkrieclicn 
maf?,  zu  falin'ii”.  — Die  pieidie  „Faiitasey  und  Teutt'elsgeidärr“ 
ist  aucli,  was  sie  von  ilirer  Mutter  aussagt,  und  zwar  schon 
deswegen,  weil  der  Böse  nidit  Macht  haben  kann,  das,  was  der 
Sdiöjifer  der  Welt  entstehen  Hess,  in  irgend  einer  Weise  zu 
verändern  oder  lunzugestalten,  wie  schon  Luther  sagt;  „Der 
mechtig  Fürst  dieser  Welt  ist  nicht  so  mechtig,  dass  er  kann 
ein  Jjauss  machen“. 

Kurz  zusanimengefasst  ist  also  Dr.  Schön  der  höchst 
vernünftigen  Ansicht,  dass  alle  den  Thatbestand  des  Verbrechens 
bildenden  Hexen-  und  TeufelskUnste  nicht  einer  wirklichen 
übernatürlichen  Fähigkeit  entsiiringen,  die  der  Teufel  denen 
verleiht,  die  ihm  Leib  und  Seele  hingegeben  haben,  sondern 
dass  sie  weiter  nichts  sind  als  „Fantaseyen“  und  Teufelsblendwcrk, 
und  dass  die  Leute,  die  .sich  einbilden,  hexen  zu  können,  gar 
nicht  zu  zaubern  fähig,  sondern  selbst  vom  Teufel  bezaubert 
sind.  Aus  diesem  Grunde  ist  das  Geständnis  des  Mägdleins, 
zumal  es  ja  auch  sonst  in  seinen  Keden  sehr  wankelmütig, 
kein  genügender  Beweis  dafür,  „dass  sich  die  That  auch  in  der 
Wahrheit  befünde“.  Man  möge  also,  da  es  weit  besser  ist, 
einen  Schuldigen  loszulassen,  als  einen  Unschuldigen  zu  ver- 
dammen, die  Angeklagten  nicht  strafen,  sondern  aus  Gottes 
Wort  besser  unterrichten  und  wieder  zurecht  bringen. 

Wie  wohlthuend  berühren  doch  den  denkenden  Menschen 
diese  Vcrnuntlgründe  eines  Aufgeklärten  nach  all  den  wüsten 
Verirrungen  der  vorausgegangenen  Jahrhunderte,  in  denen 
blinder  Fanatismus  die  richtige,  gottgefällige  Hethätigung  der 
Frömmigkeit  eines  Volkes  und  seiner  von  Gott  gesetzten  und 
Gott  dienenden  Obrigkeit  erblickte! 
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Elftes  Hauptstück: 


Die  Verbrechen  wider  den  Reehts- 
frieden. 

§ .V2. 

Fehde,  Ausforderung  und  Bedrohung. 

Eine  der  ersten  mul  wichtigsten  Aufgaben,  die  der  ötlent- 
lichen  Gewalt  in  den  deutschen  Htädten  entgegentrat,  ist  die 
Herstellung  völliger  Kechtssicherheit  wenigstens  innerhalb  des 
Mauerrings  und  der  Bannmeile.  Die  ini  Kampt'  mit  ilu.sseren 
lind  inneren  Feinden  mächtig  entwickelte  städtische  Kegierungs- 
gewalt  fühlte  sich  sehr  bald  stark  genug,  ihre  l’nterthanen  vor 
jedem  widerrechtlichen  Angriff  zu  schützen  und  ihre  Kcchts- 
ansprüche  gegen  jeden,  wer  immer  sie  zu  schädigen  wagte,  er- 
folgreich durchzufechten.  Begreiflicherweise  durfte  sie  aber 
dann  nicht  dulden,  dass  ein  keckes  Wort,  eine  unüberlegte 
That  am  eigenen  Herde  Zwist  und  Enfrieden  erregte  und  zu 
einer  durch  Generationen  sich  fortjiflanzenden.  ganze  Geschlechter 
verzehrenden  Fehde  Anlass  gab:  denn  nur  ans  der  Eintracht 
der  Bürgei-,  in  der  ihre  Wnrzelfasern  nihten.  vermochte  die 
Blüte  des  städtischen  Gemeinwesens  Kraft  und  Leben  zu  saugen. 

Das  Recht  zur  Fehde  setzte  im  Mittelalter  das  Bestehen 
eines  Rechtsans|iruches  voraus,  dessen  Befriedigung  mit  Hilfe 
der  Gerichte  nicht  zu  erlangen  war.  Die  Fehde  war  „lediglich 
eine  erlaubte  Selbsthilfe  in  allen  Fällen,  in  welchen  dem  ans 
irgend  einem  Grunde  Berechtigten  der  Staat  zu  seinem  Rechte 
nicht  verhelfen  konnte“.')  Kein  Wunder  also,  dass  die  städtische 

')  Wächter  S.  l'.i. 
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Zeutralgewalt  ein  Misstraueiisvotuui,  ja  eine  Verneinung  ihrer 
Existenzbereclitigiuig  darin  erblickte,  wenn  ilire  LInterthanen 
zwecks  Dnichfiihrnng  ihrer  Ansprüche  unter  Umgehung  der 
Stadtgerichte  zur  Widersage  gritfen,  und  dass  sie  mit  grösster 
Strenge  gegen  dergleichen  Friedensstörer  eiuzuschreiteu  sich 
zum  Grundsatz  machte. 

Ebensowenig  aber,  als  es  dem  Bürger  gestattet  war,  selbst 
gegen  seinen  Mitbürger  Fehde  zu  erheben,  durfte  er  — ein 
beliebtes  Aushill'smittel  — seinen  Rechtsanspruch  einem  Ausmann 
zedieren,  um  .so  indirekt  das  gleiche  Ergebnis  zu  erreichen. 
Streng  verjiönt  war  es  ferner,  sich  der  Fehde  eines  Ausmanns 
gegen  einen  Bürger  anzuschliessen. 

Schon  ein  Ratsstatnt  von  12ü3*)  verordnet,  dass  der 
Bürger,  der  zu  Fuss  oder  zu  Ross  einem  Fremden  wider  einen 
andern  Bürger  leibliche  Hilfe  leistet  und  dem  letzteren  dadurch 
Schaden  zufügt,  zu  völligem,  innerhalb  8 Tagen  zu  leistendem 
Ersätze  verbunden  sein  und  im  Unvermögensfalle  ohne  Hoffnung 
auf  Rückkehr  für  immer  und  ewig  aus  der  Stadtgemeinde  aus- 
geschlossen werden  solle:  „Si  vcro  ad  solvendum  illius  roi  vel 
reorum  non  suppetunt  facultates,  de  concivilitatis  nostre  collegio 
immo  de  civitatis  consorcio  sine  spe  reverteudi  penitus 
excludantui"“.  1292  wurden  diese  Bestimmungen  dahin  verschärft, 
dass  der  besagten  Frevels  Ueberführtc  für  Jeden  Tag,  an  dem 
er  dem  Ausmann  Hilfe  geleistet  hatte,  1 //.  hlr.  erlegen  und 
einen  .Monat  die  Stadt  meiden  solle,  ,iu  penam  maiorem“. 
Weigert  er  sich,  auszufahreu,  oder  kehrt  er  vor  völliger  Erfüllung 
seiner  Verptlichtungen  in  die  Stadt  zurück,  so  soll  er  für  jeden 
Tag  solch  widerrechtlichen  Verweilens  abermals  1 //.  hlr.  zahlen 
und  einen  Monat  räumen;  ja  jedermann  darf  ihn  während  dieser 
Zeit  busslos  leidigen  und  verletzen,  den  Totschlag  ausgenommen.-) 

Ein  Jahr  später  bestimmt  ein  Büudnisbricf  der  Städte 
Mainz,  Worms  und  Speier:  „Welch  burger  aber,  er  si  ratherrc 
oder  u.sser  deme  rate,  eime  der  stette  viende  lipliche  helfe  dete 
nach  der  zit  also  das  künt  wirt,  und  das  der  rat  oder  das 


')  iiil^aril  S.  74. 

Hilgard  S.  i:iO.  Dic.se  liestiinmungen  galten  noch  unverändert 
im  14.  Jahrhundert;  vgl.  llilgard  S.  4SO  f. 
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mem'teil  des  lates  der  selben  stat,  da  er  burger  inne  ist,  sprccbe, 
das  es  in  kuntlicli  were,  den  sol  men  ewekliclie  da  nach  in  den 
abte  tagen  schicken  us  der  stat,  den  selben  sol  oucli  kein  stat 
der  vorgenanten  zwein  andern  stetten  niemer  enidiahen  noch 
halten  in  guten  druwen“.*) 

Ein  Bürger,  der  aus  der  Stadt  zieht  und  anderwärts  sich 
niederlässt,  um  so  unter  Umgehung  der  Speiercr  Gerichte  einen 
andern  Bürger  ungestralt  anzugreifen,  zu  leidigen  oder  zu 
schädigen,  soll  nach  einem  Ratsstatut  von  137:j  nebst  allen 
denen,  „die  im  herzuo  geraten  unde  beholffen  siuf',  ewig  aus 
der  Stadt  verbannt  werden.  Greift  man  dennoch  einen  solelien 
innerhalb  der  Mauern,  . . . „man  sol  in  haben  unde  anegrid'en 
unde  von  yiiie  richten  als  von  einem  untedigem  manne  ane  alle 
Widerrede'*.“) 

Alle  Rechtsansprüche  des  einzelnen  gelangen  also  nur 
durch  die  öftentlichc  Gewalt  zur  Verwirklichung,  und  wer  unter 
Umgehung  der  Gerichte  auf  eigene  Faust  zur  Selbsthilfe  greift, 
dem  nützt  kein  Pochen  auf  ein  angebliches  Fehdorecht;  er  bricht 
den  Rechtsfrieden  und  verfällt  dafür  gcbühi'ender  Strafe. 

Die  MRO.  bestimmt:  „Wer  otich  das  under  den  bürgern 
und  der  stette  inwonunger  ieman  widerseit  in  der  stat  eder 
iizwendig,  der  git  ein  phunt  sjurscher  also  dicke  er  daz  diit, 
und  also  meniger  under  den  meisteren  und  deme  rate  vriden 
heischent,  und  den  vride  der  da  widerseit  hat  eder  deme  widerseit 
ist,  verseit  und  niht  geben  wil,  der  git  also  manig  phunt  spirscher, 
Wirt  er  des  uberwunden,  als  da  vür  staf*.'*)  War  also  schon 
die  einfache  Widersage  als  Bruch  des  Rechtsfriedens  strafbar, 
— die  niedrigen  Busstaxen  der  JIRO.  sind  der  beste  Beweis 
dafür,  dass  die  öllentliche  Gewalt  des  Fehdeunweseus  bereits 
Herr  geworden  war  — so  wurde  die  Versagung  des  Friedens 
der  bei  einem  „kriege  oder  gereis'/ede“  vermittelnd  und  friede- 
heischend auftretenden  Obrigkeit  gegenüber  mir  durch  hohe 
Busse  gebessert.  Für  jede  obrigkeitliche  Person,  die  ihm  Frieden 


' IlilKiO')!  S.  vgl.  übrigens  auch  tla.s  Kriedensbiicli  der 

Sladt  Mainz  §5  23,  3ä,  3(i,  3S,  ö5  (Mono,  ZüU.  VII,  S.  14  IT.'. 

■')  W.  llarster,  frkundon  S.  ll‘J. 

•‘j  llilgard  S.  220. 
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gebot,  hatte,  wer  trotzdem  den  l'riedeu  versagte,  50  Scliillinge 
zu  erlegen;  bradi  er  aber  den  von  ihm  selbst  gewährten  Frieden 
neuerlich  durch  Wort  oder  That,  so  sollte  er  10  Mark  Silbers 
bezahlen  und  zwei  Jahre  lang  den  heimischen  Herd  zu  meiden 
verdammt  sein;  veranlasst  ihn  aber  dann  das  Heimweh  oder 
andere  Ursache  zu  vorzeitiger  Ilückkehr,  so  „sol  man  ime  sin 
hant  abe  slahen“.') 

Der  offenen  Widersage  gleich  steht  die  Herauslord erung 
„in  krieges  wis“,  da  man  dem  Ausgeforderten,  au  dessen 
persönliches  Ehrgefühl  sich  der  Friedbrecher  wandte,  es  nicht 
verübeln  konnte,  wenn  er  die  Forderung  anuahm  und  den  An- 
greifer mit  scharfer  Schelte  oder  kräftigem  Schwertschlag  zu 
züchtigen  sich  veranlasst  sah.  Leicht  konnte  so  schwer  aus- 
zurottender Unfriede,  Hass  und  Uebermut  entstehen,  zumal  wenn 
daun  auch  noch  die  beiderseitigen  Sippen  sich  am  Hader  betei- 
ligten; daher  erachtete  es  der  Rat  für  gut,  die  Axt  an  die 
Wurzel  zu  setzen:  Die  iMRO.  enthält  den  Satz:  „Wer  in 

krieges  wis  sjirichet  zii  ieman,  du  arnest  (büssest)  ez,  eder 
ich  gelaze  nimmer  da  von,  du  m uzest  ez  amen,  eder  sprichet 
z(i  ieman,  der  an  einem  hiis  ist,  ga  her  iiz  so  helfe  mir  göt 
dii  gearncst  ez,  eder  ime  widerseit,  den  sollent  die  rihtere  des 
mandes  besenden  und  in  vragen,  eb  er  daz  getan  habe  und  ouch 
daz  stette  welle  haben.  Loukent  er  des  oder  wil  ez  nit  stete 
haben,  so  sol  er  sweren  ein  luter  sune,  gilit  er  aber  des  eder 
wil  ez  ouch  stete  haben,  daz  sol  men  hanvnrein  widersagen 
lind  git  den  bnrgermeisteren  ein  phunt  spiischer,  und  sollent  doch 
die  rihtere  zwisschen  in  machen  eine  gesworne  süne“.'-^) 


')  Hilgani  S.  •-'•Jl;  vgl.  Fricduiisliiich  (ler.Stailt  .M.vinz  10— .nO 
t-Müiii‘.  ZliO,  VII,  S.  I.''  1'.^;  Osciiliriiggcu,  al.  Sir.  K.  S.  äi  ff.  [lass  liie 
Höbe  der  .Strale  sivli  iiadi  der  Zahl  der  l'riedeiibietendeii  l’erdüiieu  riehtete, 
ist  auffällig,  aber  nicht  ungerecht;  denu  je  .stärker  die  friedeiiheischende 
Obrigkeit  vertreten  war,  desto  frecher  musste  die  h'riedensvcrsaguiig  er- 
scbeiniMi,  da  sich  dem  Frevler  gegenüber  in  Jeder  friedenbieteudeii  Person 
der  rechtliche  Imperativ  wieder  neu  verkörperte. 

^1  Hilgard  S,  JdO  f.;  vgl.  Friedensbueb  der  Stadt  Mainz 
§§  21,  2P(Mone,  ZOO.  Hd.  VII.  S.  13,  15);  „Item  welich  mau  odir  frauwe, 
bnrger  XU  .Meiitze.  geet  vor  eyn  hnss  eins  andern  biirgers  odir  bijwoners 
zu  Mentze  und  den  t rglich  dann  nss  beyscliet,  der  odir  die  suUent  faren  uss 
Meutze  ein  vierteil  jars”. 
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Doili  nicht  iumier  genügen  den  Kichteni  die  gelinden 
StiHtbestimmungen  der  MRO.;  1417  wird  ein  Landauer,  der 
seiner  Vaterstadt  Felide  aiigekündigt  liatte,  weil  inan  ,ym  das 
sine  in  Landanwe  versperret  und  hinderstellig  gemacht“  hatte, 
getürmt,  1418  ein  Spengler,  der  der  Stadt  Speier  einen  Absage- 
brief geschickt  hatte,  gleicher  Behandlung  gewürdigt.’) 

Bricht  einer  den  Frieden,  welchen  der  Rat  einem  Gaste 
gegeben,  so  soll  man  ihn  Jahr  und  Tag  vor  die  Stadt  schicken, 
und,  so  ein  Schade  daraus  erwächst,  so  soll  er  diesen  zu  ver- 
güten angehalten  werden,  er  schwöre  denn  vor  den  Bürger- 
meistern, „daz  er  nit  wiste,  daz  der  den  friden  geben  hetde“.-) 

Die  VRO.  von  IGIG  fasst  die  Ausforderniig  mehr  als 
Ehrcnkränknng  denn  als  Friedensbrnch  auf,  wiewohl  natürlich 
die  Gelährdnng  der  Rechtssicherheit  gerade  diese  Art  der 
Realinjurie  besonders  hoher  Strafe  wdirdig  erscheinen  lässt.  Die 
Busstaxen  sind  je  nach  dem  Stande  des  Frevlers  15  — 20  //.:  in 
besondei's  schweren  Fällen  tritt,  selbst  wenn  ein  Schaden  nicht 
entstanden  ist,  Turmhaft  oder  Stadtverweisung  ein.  „Es  soll 
auch  der,  so  also  durch  ehrenverletzliche  Worte  zum  Schlagen 
oder  Balgen  ausgefordert  worden  und  demselben  erschienen 
wäre,  auch  den  Ansforderer  verwundet  hätte,  dero  wegen  einig 
Frevel  zu  verbüssen  noch  Abtrag  zu  thuii  nicht  schuldig  sein“. 

Ein  Friedensbrnch  schlimmster  Art  ist  die  büsliche  „\'er- 
w eg  Wartung“  eines  Gegners  schon  deswegen,  weil  der  Arg- 
lose vor  solch  feigem  l' eberfall  aus  dem  Hinterhalte  sich  schwer 
zu  wahren  vermochte.  Während  aber  früher  der  Rat  dem 
Thätcr,  wie  1430  einem,  der  „beratens  mutes  irsser  der  stat 
mit  gewaffenter  haut  gegangen  und  uff  N.  N.  gewartet  hetde“, 
das  Turmkämmerlein  anzuweisen  pflegte,  begnügt  er  sich  später 
merkwürdigerweise  mit  der  Verhängung  allerdings  beträchtlicher 
Geldstrafen.  Die  VRO.  straft  den,  der  einen  andern  böslieh 
verw'egwartet,  überfällt,  schlägt  oder  verwundet,  mit  einer  Busse 


')  .413.  11.  lUS.  Ki  ist  niiäits  Sc-Ileiics,  dass  Leute,  die  das  Wafteii- 
rcclit  nicht  bcsa.sseii,  zur  Fehde  grifl'en  (vgl.  Wächter  8.  .47,  2.4Ö;  tlscn- 
britggen.  al.  Str  K.  S.  301'.;  ISoos,  V13.  I3d.  II,  S.  öölt'.}. 
llilgiird  8.  75,  l.si. 
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von  30  //.  Heller,  wozu  sich  noch  die  Verpflichtung  zur  Besserung 
des  Schadens  gesellt. 

Auch  die  einfache  Bedrohung  ei-scheint  strafwürdig,  weil 
sie  den  Rechtsfrieden  gefährdet,  daneben  aber  auch,  weil  sie 
die  persönliche  Ehre  des  Angegriffenen  zu  verletzen  wenigstens 
in  vielen  Fällen  leicht  geeignet  ist. 

Schon  das  „Messer zucken“  wider  einen  andern  ist  strafbar; 
die  MRO.  heischt  von  dem,  der  Schwert,  Spiess  oder  ein  ander 
Handgewaflen  über  seinen  Nächsten  schwingt,  50  Schillinge 
(=  2'  //.)  Frevelbusse.')  Die  Neuredaktion  von  1346  will  dies 

freilich  nur  gelten  lassen,  w’enn  der  Verletzte  Klage  erhebt; 
kommt  aber  das  Gericht  trotzdem  in  die  Lage,  sich  von  amts- 
wegen  mit  der  Sache  zu  befassen,  so  soll  der  Schuldige  des 
Schwert-  oder  Messerraufens  wegen  nur  zu  einem  Pfund  (20 Schill.) 
verurteilt  werden.  Im  letzteren  Falle  wird  eben  nur  der  Bruch 
des  Rechtsfriedens  gesühnt;  erachtet  der  Bedrohte  aber  auch 
seine  persönliche  Ehre  für  geschädigt  und  klagt  deswegen,  so 
sollen  die  Richter  ihm  zu  seinem  Rechte  verhelfen  und 
den  Frevler  auch  der  begangenen  Ehrverletzung  wegen  in 
Strafe  nehmen.'^) 

Wer  vorsätzlich  nach  seinem  Nächsten  schlägt  mit  der 
Hand  oder  Faust,  mit  Stecken  oder  mit  Kolben,  oder  nach  ihm 
wirft  oder  schiesst,  ohne  ihn  zu  trefl'eu,  zahlt  ein  Pfund;  geschieht 


’)  Hilgard  8,  eiö:  „Wer  über  ieman  ein  mezier,  »wert,  spiez  eder 
ander  wafen  edor  geachirru  uz  zücket  eder  erzübet  und  nit  seret,  der  git 
fumfzig  Schillinge  spirscher,  wirt  er  des  uberwunden,  als  da  vor  stat“. 
1346  fügt  bei:  „obe  daz  von  imc  cluget  wirt;  wirt  ez  aber  nibt  von  ime 
claget,  wie  ez  danne  für  küinet  umbo  daz  racsser  oder  swert  rouffen,  der 
git  ein  phnnt  heller“  (ebd.  Anna.  3).  Vgl.  Friedensbuch  der  Stadt 
Mainz  § 41  Olone.  ZGü.  IW.  VII,  S.  17):  „Item  wer  ein  messet,  degen, 
swerte  odir  andir  Waffen,  gross  odir  klein,  über  den  andern  sust  znhet  odir 
frevelich  gein  yme  budet,  der  sali  ein  vierteil  jars  die  statt  verbrochen  han, 
der  bürget  nss  zu  faren  und  der  üssman  hie  inne  zu  bliben“. 

'■*)  Eine  ähnliche  liestimmung  enthielt  schon  das  alte,  bei  Hilgard 
S.  478  abgedruckte  .Speierer  Weistum : „Wer  auch  ein  messet  zukt,  der  solt 
fumf  pfund  geben.  Daz  ist  verendert  also:  clagt  man  es.  so  gibt  man  fumf 
pfund,  die  valleut  halb  einem  bischof  und  halb  an  die  stat ; clagt  man  aber 
nibt,  so  ist  gemäht,  daz  mau  ein  pfund  heller  gibt,  daz  uimet  die  stat  an 
die  mur“. 

Th.  8lrafr«cbc  der  freien  ReiohMUdt  Speier.  17 
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es  aber  mit  Vorbedacht  un<l  Ueberlegung,  so  wird  er  das 
Fünffache  schuldig.') 

Audi  dann,  weuu  einer  den  andern  nötigt,  vor  ihm  die 
Flucht  zu  ergreilen,  nimmt  des  Gehetzten  Mauneswürde  schweren 
.Schaden.  Die  MRO.  bestraft  solch  unberechtigte  .lagd  mit 
10,  und  wenn  der  Verfolger  eine  Waffe  trug,  mit  40  Schillingen 
Frevelbusse.  Die  VRO.  erhöht  diese  Taxen  auf  3 bezw. 
(>  l’fund  Heller.-) 

Erschwerend  kam  unter  Umständen  der  Begehungsort  in 
Betracht.  Wer  sich  an  gefreiten  Orten  einer  Bedrohung  schuldig 
machte,  durfte  hoher  Strafe  gewiss  sein;  brach  er  den  Dingfrieden 
durch  Bedrohung  vor  dem  Gerichte,  so  sollte  er  ein  Pfund  zahlen 
und  einen  Monat  aus  der  Stadt  fahren.'')  Wer  städtische  Beamte 
oder,  was  besonders  gerne  geschah,  die  Organe  der  Sicherheits- 
pflege  bedrohte,  vermochte  sich  in  der  Regel  nicht  durch  Aufthuu 
des  .Säckels  von  empfindlicherer  Strafe  zu  ledigen.  1348  verbietet 
man  z.  B.  Merkein  Rafen,  der  mit  gewaftneter  Hand  der  Stadt 
Scharwächter  jagte,  das  Waffentragen  und  droht  ihm  für  jeden 
Uebertretungsfall  eine  Busse  von  ö Pfund  Hellern;  sollte  er  es 
aber  wagen,  gegen  Rat  oder  Gericht  fürderhin  Ungebühr  zu 
treiben,  so  soll  er  des  Augenlichtes  verlustig  gehen.'*)  — 1355 


')  llilganl  S.  ilC, 

-)  ebenda  S.  216,  217.  — I486  bringt  ein  liürger  klagend  vor  Rat, 
Loreuz  Liclitenherger,  I’rokur.'iior  am  geistlicben  tteriehic  zu  Speier, 
habe  Um  „mit  blossem  Uewelir  ’ in  sein  liaus  verfolgt  und  wäre  ihm  sicher 
„hässlich  begegnet,"  wären  die  Nachbarn  nicht  gi'wesen.  Der  Beschuldigte 
erklärt,  er  für  seine  Person  wolle  zwar  ganz  gern  vor  dem  Rate  zu  Rechte 
steheu.  doch  habe  ihm  sein  Herr,  der  Bischof,  solches  ausdrücklich  verboten. 
Da  der  Frevel  in  der  Stadt  begangen  worden,  erachtete  sich  der  Rat  mit 
Recht  für  zu.ständig  und  Hess  daher  dem  Bischof  sagen,  dass  man  den 
Liclitenherger  nicht  mehr  in  der  Stadt  gedulden  werde.  Der  Delinquent 
cutscbloss  sich  auch  zur  Ausfahrt,  kehrte  später  dann  und  wann  heimlich 
zurück,  lebte  aber  beständig  „in  Forchten  er  dörffte  ergriffen  und  zu  Thurn 
geführet  werden".  Fndlich  hat  der  um  das  gemeine  Wohl  sehr  verdiente 
Vater  des  Liclitenherger  und  dessen  ganze  Sippe  für  den  Frevler  und  be- 
wegten den  Rat,  trotzdem  ein  dergleich  grosser  Frevel  kaum  je  in  Speier 
gesehen  worden,  dem  Reuigen  weitere  .Strafe  zu  erlassen.  Lebmaun 
S Ö52. 

llilgard  S.  221  f, 

AB.  I.  1348. 
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verordnet  der  Rat,  man  solle  Knorren  und  Surewin,  die 
Kürschner,  langen  und  auf  den  Turm  legen,  weil  sie  des 
Dechanten  Schüler  ohne  Stiche  „mit  gerouften  inessern  iageten“, 
willens,  ihn  zu  erstechen,  und  weil  sie  ausserdem  als  Hurer  und 
arge  Bösewichte  übel  beleumundet  waren.  Ein  Jahr  später 
wird  Surewin  gefangen  und  in  den  Rhein  geworfen.') 

Generelle  Waftenverbote  verfolgen  den  Zweck,  die  Verkehrs- 
sicherheit in  der  Stadt  zu  erhöhen.  Niemand  soll  „ein  spitz 
argwenig  eder  ungewonlich  mezzer“  tragen;  den  Ackerknechten 
und  „karricheren''  aber  soll  erlaubt  sein,  Messer,  die  durch  und 
durch  Rücken  haben,  zu  tragen,  ausser  an  der  riäften  Fastnacht 
und  dem  Montage  darnach.*)  Seit  i:54G  sollen  jedoch  die 
Bürgermeister,  die  Ratsherrn  und  der  Stadt  geschworene  Diener 
Messer,  Schwert  und  andere  Waffen  tragen  dürfen.')  Nach  der 
ersten  Weinglocke,  „die  sol  die  vrideglocke  sin  der  naht“,  soll 
jedermann,  falls  er  ein  Licht  trägt,  das  Recht  haben,  einen 
Stecken,  Kolben  oder  anderes  Gewaften  mit  sich  zu  führen.^) 

Besonders  gerährlichen  Individuen  wird  häufig  jedes 
Waftenrecht  unter  Androhung  der  höchsten  Strafen  endgiltig 
abgesi)rochen. 

Autfällig  spärlich  sind  die  Strafbestimmungen  über  N ötigung 
und  Erpressung. 

Als  einen  Fall  des  letzteren  Deliktes  fasse  ich  folgende 
Bestimmungen  der  MRO.  auf:  „Wer  euch  umbe  solchen  schaden 
heischet  gut,  eder  nimet,  wirt  er  des  beret,  der  git  gime  der 
ime  daz  git  zwirnunt  also  vil  widere,  als  er  von  ieme  genoineu 
bat,  und  git  dar  zfi  ein  ptünt  spirscher  und  rümet  einen  maut, 
als  da  vor  geschriben  stat“.-'’) 

Voraus  geht  nämlich  eine  Strafdrohung  gegen  den,  der  vor 
Gericht  einem  Richter,  dem  Kläger,  einer  Rügepersoii  oder 
einem  Zeugen  droht,  ihn  schmäht,  meineidig  nennt,  „eder  für 
sinen  schaden  gut  heizet“.  Zwingt  er  durch  solch  übermütiges 


'j  .\H.  1.  i:<5.=). 

'^)  llilgai'il  S.  il'.i;  vgl  K rie'len.sbucli  der  Stadl  Mainz  §§  40  ff. 
(.Mtme,  ZGO.  13d.  VII,  S.  17  f., ; Knapp  S.  UU. 

^ llilgard  S.  217,  Aimi  2. 

*)  cbd.  S.  222. 

*')  llilgard  S.  222. 
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Gebalireu  den  Angegriftcnen,  ihm  zur  Vcrliiitung  dieses  Schadens 
Geld  oder  Gut  zu  gehen,  so  tritt  die  angeführte  Strafsatzung 
in  Wirksamkeit.') 

Unter  den  stadtpolizeilicheu  Verordnungen  des  14.  Jahr- 
hunderts findet  sich  ferner  die  Bestimmung:  „Wer  onch  mit 
beide  oder  mit  drouwen  machet,  daz  ein  anderre  sinen  win 
ligen  let,  biz  er  sinen  verkonffe,  der  daz  det  unde  der  daz 
volget,  der  git  ieglicher  fünf  Schillinge  Spirscher,  also  dicke 
er  daz  dut“-)  — eine  bei  der  damaligen  grossen  Konkurrenz 
der  Weinverkäufer  sehr  gerechtfertigte  Ahndung  unlauteren 
Wettbewerbes! 


§ 5.1. 

Hausfriedensbruch. 

Mit  berechtigtem  Stolze  durfte  der  deutsche  Mann  sein 
Haus  seine  Burg  nennen:  hier  war  er  sicher  vor  der  Wut  .seiner 
Feinde,  die  blutrachegierig  ihm  nach  dem  Leben  stellten ; unter 
seinem  Dache  waltete  durch  Sitte  und  Recht  geheiligt  der  Fri  ede 
des  Hauses,  und  Hals  und  Hand  verwettete  der  Neiding,  der 
seinem  Nächsten  frechen  Sinns  die  Thürc  aufzustossen  wagte. 

Zwar  hatten  die  milden  strafrechtlichen  Anschauungen, 
wie  sie  im  Frühmittelalter  in  Speier  lierrschten,  im  Laufe  der 
Zeit  den  Bruch  des  Hausfriedens  wie  so  manchen  andern 
nationalen,  scharf  umrissenen  Deliktsbegriff  aus  einem  Ungericht 
zum  blossen  durch  Geldbusse  sülinbaren  Frevel  abgeflacht;  aber 
trotzdem  beliebten  Rat  und  Richter  nicht  selten,  die  allzu 
humanen  Strafbestimmungen  der  MRO.  im  konkreten  Falle  für 
unverbindlich  zu  erachten  und  durch  schärfere  Strafen  von 
weiteren  Verletzungen  des  Hausfriedens  abzuschrecken. 

Schon  die  MRO.  unterscheidet  zwei  Hauptarten  der  Be- 
gehung, ein  leichteres  und  ein  schwereres  Delikt,  nämlich: 


*)  vgl.  auch  Worms  I2S7  (Boos  UB.  I,  S.  279  Z.  20  ff.\ 
“J  Rilgard  S.  4S2. 
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1.  den  einfachen  Hausfriedensbruch,  lediglich  be- 
stehend in  dem  widerrechtliclien  Verweilen  in  eines  andern 
Hause  gegen  dessen  Willen  und  ungeachtet  der  Aufforderung 
der  Bürgermeister,  sich  zu  entfernen.  Mit  jedem  Tage  solch 
unberechtigten  Verbleibens  verfällt  eine  Geldstrafe  von  einem 
Pfund  Heller.’)  Ist  ein  Bürgermeister  nicht  zur  Stelle,  so  kann 
auch  der  Hausbesitzer  selbst  oder  sein  Gesinde  dem  Frevler 
das  Haus  verbieten  und  nach  dreimaliger  vergeblicher  Auf- 
forderung zum  Verlassen  des  Hauses  straflos  Hand  an  ihn  legen, 
„ane  den  dotslag“.^) 

Heischt  ein  Geächteter  oder  Verbannter  Gastfreundschaft 
vor  eines  Bürgers  Schwelle,  so  soll  ihu  der  Hausherr  fortweisen 
und,  wenn  er  dennoch  hereinkommt,  dies  bei  Meidung  hoher 
Strafe  bei  Tage  den  Bürgermeistern,  bei  Nacht  aber  den 
Nachbarn  künden  und  sie  um  Hilfe  zur  Austreibung  des  Frevlers 
bitten.  „Und  welch  nachgebür,  demc  daz  verkündet  und  geseit 
Wirt,  den  der  also  her  in  körnen  ist,  nit  hilfet  üz  triben,  der  git 
fümf  Schillinge  spirscher,  wirt  er  des  überwunden  als  da  vor  stat. 
Wer  ouch  einen,  der  also  her  in  körnet,  wirset  eder  eraümet, 
der  verlüret  dar  umbe  nitznit“.^) 

Freventliches  Eindringen  in  ein  Haus  und  Wegnahme 
fremden  Gutes  aus  demselben  zieht  doppelte  Ersatzpflicht  und 
eine  Strafe  von  5 ü.  nach  sich.^) 


')  „Wer  vrevenliche  in  eins  andern  hüs  wider  des  willen  get  und  da 
iune  sitzen  wil  und  dar  üz  nit  enget  des  selben  tages,  so  er  von  eirae 
burgermeister  eder  beden  dez  geheizen  wirt,  ez  si  kint,  niage  eder  andere, 
der  git  von  ie  deme  tage  als  dicke  er  daz  dut,  ein  pliiint  spirscher“ 
(Uilgard  S.  aiS). 

*)  Dieses  Selbsthilferecbt  findet  sich  erst  in  den  Redaktionen  von  1328 
an  (Hilgard  S.  218,  Anni.  2). 

ebd.  S.  223;  vgl.  Worms  1287  (Boos  UB.  I,  S.  27‘J  f.):  „Dar  nach 
setzen  wir,  swo  keine  heime  siiche  in  der  stat  oder  in  den  burgfriden  ge- 
schit,  do  sollent  die  nachgebure,  die  drumiue  gesezzen  sint,  dttr  zu  gen,  ez 
euueimc  in  dan  eliche  not,  oder  ichlicher  der  da  geruget  des  wirt,  er  en 
wolle  swereu,  daz  er  des  nith  enbortbe  noch  wizoudo  were,  der  sal  di  stat 
unde  den  burgfriden  rumen  ein  manth  unde  ein  puut  Wormescher  der 
stat  geiben“. 

„Wer  güt  in  eins  hus  eder  hof  vrevenliche  (get)  und  utsit  dinne 
niinet  gins  gutes  eder  dinges,  weiherlege  daz  ist,  der  git  ime  wider  zwirnunt  al.so 
tfil  und  git  dar  zu  fumf  phunt  spirscher.  . Offene  Kntwendnng  in  fremdem 


y 
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2.  Den  qualifizierten  Hausfriedensbruch,  die  „Heim- 
suche“, d.  i.  das  voi’sätzliche  und  rechtswidrige  Eindringen  in 
die  Behausung  eines  andern,  verbunden  mit  Verletzung  der 
Insassen  au  Leib  oder  Gut;  auch  die  vorsätzliche  rechtswidrige 
Beschädigung  des  Hauses  von  aussen  gilt  als  Heimsuche. 
„Wer  heimsiiche  tut,  daz  heizet  hin.<sfiche,  da  man  vrevenliche 
iemannes  ture,  want,  porte  eder  venster  stieze  oder  drin  hiewe 
eder  in  iemannes  hof  eder  hus  ginge  und  ieman  dinne  verserte, 
der  git  zehen  phunt  spirscher“.')  Zur  Begehung  dieses  erschwerten 
Deliktes  genügt  also  schon  Verübung  einer  Gewaltthat  am 
Hause,  sogar  ausserhalb  desselben,*)  oder  Eindringen  in  Haus 
und  Hof  und  Verletzung  oder  Beschädigung  von  Personen  oder 
Sachen.'^  Vorbedacht,  gesammeltes  Gefolge,  bewatfnete  Hand 
sind  zur  Erfüllung  des  Tliatbestandes  nicht  vonnöten.^) 

Ein  heikler  Fall  machte  im  .Jahre  1324  dem  Rate  zu  schaffen: 
Etliche  Bürger  und  Domherrndiener  gerieten  eines  Nachts 
in  heftigen  Streit,  in  den  auch  die  Ratsherrn  Berthold  Fuchs, 
der  Ritter,  und  Fritz  Eppe,  verwickelt  wurden.  Die  Dom- 
herrlichen zogen  den  Kürzeren  und  flüchteten  sich  in  das  Haus 
des  kaiserlichen  Kanzlers  Hermann  von  Lichtenberg,  wo 
gerade  die  Domherrn  ein  „conviviuin“  hielten.  Die  erzürnten 
Ratsherrn  und  etliches  Volk  drängten  nach  und  verletzten 
schmählich  den  Frieden  des  Hauses.  Es  entstand  ein  Gedränge, 
die  Tiichter  verloschen,  in  der  Finsternis  bekamen  der  Kanzler 
und  der  Domherr  Gerlach  Schenk  zu  Erbach  etliche  „ziemlich 


Hause  wird  also  schwerer  als  einfacher  Bruch  des  Hausfriedens  durch  wider- 
rechtliches Verweilen  gestraft,  aber  dennoch  nicht  für  eigentliche  Heimsnehe 
erachtet. 

■)  Hilgard  S.  220;  vgl.  Worms  lI.')6(Boos  l'B.  Bd.  I.  S.  GO,  Z.  5 f ). 
vgl.  auch  das  Meinniinger  Stadtrecht:  „Werdern  andern  louffet, 
gaut  oder  dringt  über  den  hustürschwellen , da  er  ze  hus  ist.  oder  in  die  tUr 
ald  dar  in  sticht  oder  schlecht  oder  in  die  wänd  ald  venster  frävenlichen, 
der  ver.sehult  ain  hainsuchen“.  Osenbrüggeu,  al.  Str.  R.  S.  3G0.  Anch 
in  )[ainz  galt  schon  das  Stossen  oder  Werfen  an  das  Haus  als  Heim- 
Buche.  Kriedenshuch  § 27  (Hone  S.  17  f.\ 

Dies  ist  zwar  nicht  ausdrücklich  gesagt,  geht  aber  daraus  hervor, 
dass  ja  schon  eine  an  der  Aussen  Seite  des  Hauses  verübte  SachbeschSdigung 
als  Heinisuehe  strafbar  ist. 

*)  vgl.  Wilda  S.  Uö2  ff.;  Osenbrüggeu  a.  a.  O.  S.  357  ff., 
Studien  .S.  211  f. 
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trnckeae  Stusse“,  auch  einiger  Hausrat  kam  abhanden  oder  wurde 
beschädigt,  bis  endlich  die  Bürgermeister  mit  der  Scliarwache 
die  Streitenden  trennten  und  Frieden  geboten.  Der  Rat  legte 
den  Friedensbrechern  eine  Busse  von  1 50  Pfund  auf  und  bezahlte 
diesen  Betrag  einstweilen  aus  eigener  Tasche  an  die  Verletzten; 
für  die  Schuldigen  mussten  sich  Hennel  Eppe  und  Heinrich 
von  Köln  verbürgen.’) 

1336  jagt  der  Rat  sieben  Leute  aus  der  Stadt,  „die  daten 
die  heinsuche  in  Wilhelms  hus  an  der  winbrncken  in  disem 
selbin  iare“.’’) 

Die  VRO.  von  1616  bestraft  den  Uebelthäter,  der  einen 
andern  in  seinem  Hause,  Kram  oder  Laden  bei  Tage  überläuft, 
schlägt,  wundet  oder  vergewaltigt,  mit  50  Pfund  und  der  Ver- 
l)flichtung  zur  Widerkehr  des  Schadens;  wer  aber  nächtlicher 
Weile  einem  andern  „sein  Haus  auftritt“  und  ähnliche  Ueber- 
griffe  sich  erlaubt,  soll  den  Richtern  100  Pfund  unnachlässlich 
zu  bezahlen  gehalten  sein.  Hat  er  kein  Geld,  oder  wäre  der 
Handel  so  frevel,  mutwillig  und  gross  oder  der  Inwohner  des 
Hauses  schwerlich  verletzt,  so  soll  der  Thäter  dem  Rate  angezeigt 
und  nach  Gebühr  bestraft  werden.  Auch  Garten,  Weinberg, 
Wiese  und  Acker  stehen  unter  gleichem  Frieden,  nur  mindert 
sich  dann  die  Busse  auf  25  Pfund. 

Grossen  Wert  konnten  diese  Busstaxen  für  die  Praxis 
nicht  beanspruchen;  denn  in  der  Regel  vermochte  der  Schuldige 
so  hohe  Summen  nicht  zu  erschwingen,  und  dann  konnten  ja 
auch  auf  dem  Gnadenwege  recht  beträchtliche  Milderungen 
erwirkt  werden.  1644  z.  B.  muss  einer,  der  einem  andern  „die 
Thüre  auö'getretten“,  statt  der  nach  dem  Gesetze  verwirkten 
100  ü.  nur  8 bezahlen,  und  auf  sein  inständiges  Bitten  wird 
ihm  sogar  diese  Strafe  noch  auf  6 Pfund  ermässigt.-’) 


*)  Fiiclis  zu  Lcliiuann  S.  673  f. 
»)  .\H.  I,  1336. 

3;  VRAl*.  II,  16U. 
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§ Ü4. 

Landfriedensbruch,  Raub  und  Wegelagerung. 

Des  öfteren  sclion  bot  sich  Gelegenheit,  zu  erwähnen,  dass 
die  That  desjenigen,  der  einem  andern  sein  Gut  „raublich“ 
nahm  in  offenem  Ueberfall  und  durch  brutale  Gewaltthat,  dem 
urwüchsig  geraden  Sinn  unserer  Altvordern  nicht  als  ehrlos 
erschien  und  darum  auch  nicht  mit  entehrender  Strafe  belegt 
wurde,  während  man  den  Dieb  zum  Lohne  für  seine  Feigheit 
und  Hinterlist  zum  schimpflichen  Tod  durch  den  Strang  ver- 
dammte, oder  ihn  bei  Nacht  und  Nebel  im  Rhein  versenkte. 
Nur  die  Vergewaltigung  Wehrloser  war  mit  Ehre  und  Mannes- 
würde völlig  unvereinbar  und  zog  daher  entehrende  Strafe 
nach  sich. 

Der  Angriflf  auf  fremde  Vermögensrechte  verpflichtete 
natürlich  den  Räuber  zur  Wiedererstattung  und  Schadenskehrung, 
der  schmähliche  Bruch  des  Rechtsfriedens  aber,  der  des  Reiches 
Strassen  schirmte  und  jedem  Reisenden  Schutz  vor  Kränkung 
und  Unbill  verhiess,  forderte  als  blutiges  Sühnopfer  die  völlige 
Austilgung  des  landschädlichen  Mannes;  darum  war  ihm  der 
Tod  nicht  minder  sicher  als  dem  Diebe,  aber  er  endete  nicht 
durch  den  beschimpfenden  Strang,  sondern  durch  das  ehrliche 
Schwert,  und  nur  bei  besonders  gemeiner  und  ruchloser  Be- 
gehung oder  allzu  häufiger  Wiederholung  wird  die  Strafe  des 
Radbrechens  verhängt. 

Klar  erhellt  diese  Scheidung  des  Vermögensdeliktes  im 
Thatbestand  des  Raubes  vom  Rechts-  und  Landfriedensbruche 
aus  der  Treuga  Henrici,  welche  das  „predam  facere“  mit 
Rückgabepflicht  und  einer  nach  richterlichem  Ermessen  festzu- 
setzenden Geldbussc  bedroht,  während  auf  reraup,  strazauraup 
und  scach  die  Todesstrafe  steht.*) 


')  § 13.  Zeitschrift  der  Savignystiftnng  für  Rechtsgeschiclite,  gcriii. 
Abt.  bd.  VIII,  S.  tlü — 120.  Fr  vciitliches  Eindringen  in  ein  Raus  und 
Wegnahme  fremden  (iutes  erzeugte  nach  der  MUO.  doppelte  Ersatzpflicht 
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Auch  der  alte  Gerichtsgebrauch  zu  Speier  verdiente,  wenn 
man  dem  Chronisten  Lehmann  Glauben  schenken  darf,  jeden 
anderen  Vorwurf  eher  als  den  zu  grosser  Lässigkeit  in  der 
Unterdrückung  der  Räuber  und  Landfriedbrecher:  die  von 
Lehmann  wiedergegebenen  Strafbestimmungen  reden  wenigstens 
eine  recht  scharfe  Sprache:  „Die  den  pflüg  beraubent,  so  er 

des  morgends  von  dem  hauss  fahrt  auf  den  acker  und  so  er 
wieder  heim  fährt,  und  den  gebauren  und  ir  gesindt  icht  tut 
oder  nimmet,  das  dr)’er  pfenning  werth  ist,  man  soll  ihn  radt- 
brechen.  Der  in  den  mühlen  icht  stiehlt,  das  fdnfi'  Schilling 
werth  ist,  den  soll  man  radtbrechen.  Stiehlt  er  das  dryer 
pfenning  werth  ist,  man  soll  ihn  zu  haut  uud  zu  haar  schlahen 
bi  dem  höchsten  das  sind  40  streich“  ....  Kirchen-  und 
Kirchhofdiebe  sollen  gleicher  Strafe  verfallen.’) 

In  der  Praxis  spielten  die  ^fodalitäten  der  Begehung,  die 
Grösse  des  angerichtefen  Schadens,  aber  auch  mitunter  Geburt 
und  Stand  des  Thäters  eine  grosse  Rolle.  Waren  es  ja  doch 
nicht  immer  gemeine  Placker,  die  den  Reisenden  auf  der  Heer- 
strasse überfielen,  auch  der  landsässige  Adel,  ja  bisweilen  sogar 
gefürstete  Häupter  erachteten  ihr  Gewissen  nicht  im  mindesten 
beschwert,  wenn  sie  ab  und  zn  einen  Kaufmann  niederwarfen 
und  so  gleichzeitig  mit  einem  raschen  Schlage  den  eigenen, 
allzeit  geldbedürfligen  Beutel  füllen  und  den  verhassten  Städtern 
eins  versetzen  konnten,  wozu  gar  häufig  eine  vom  Zaun  ge- 
brochene Fehde  nichtssagenden  Vorwand  liefern  musste.  Aber 
auch  die  Städter  Hessen  in  der  Regel  nicht  gar  lange  mit  sich 
spassen:  von  den  Schwesterstädten  Worms  und  Mainz  war  mau 


nnil  wurde  ausserdem  mit  5 1t.  geahndet  (Hilgard  S.  21S);  s.  oben 
S.  261. 

Lehmann  S.  288  f.  Auch  diese  Strafbestimmungen  sind  eine  fast 
wörtliche  Wiedergabe  des  Artikels  174  des  Schwabenspiegels  (Lassberg 
S.  83  •>):  „Dar  vmbo  die  den  phlüg  rovbent.  so  er  dez  morgens  von  huso  vert. 
vnde  vf  den  aker  kvmet.  vnd  so  er  wider  hein  vert.  vnd  den  gebvren  iht  tut. 
oder  nement  daz  drier  phenniuge  wert  ist.  die  sol  mau  rudebrechou  alle. 
Swer  vf  invlen  iht  stilt.  daz  fivnf  Schillinge  wert  ist.  den  sol  man  radebrechen, 
oder  stilt  er  drier  phenninge  wert,  wen  (man)  sol  im  hvt  vnde  har  ab 
slahen.  bi  dem  huhsteu  daz  sint  vierzeg  siege“. 
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zu  Speier  allezeit  getreuer  Bundesliilfe  sicher,')  und  so  folgte  dem 
flatternden  Stadtbanner  gar  oft  eine  reisige  Schar  von  achtung- 
gebietender Stärke,  legte  bald  da,  bald  dort  eine  stolze  Burg  in 
rauchende  Trümmer  oder  griff  auf  andere  Art  den  adeligen 
Heckenreitern  und  Buschklopfern  gar  unsanft  „auf  die  Haube“.-) 
Manchmal  gelingt  es  dann  wieder  den  Bemühungen  mächtiger 
Sippen,  eine  „liebliche  Sühne“  zwischen  den  Parteien  herbei- 
zuführen, die  dann  mit  einem  „lutem  verzig“  beider  Teile  auf 
weitere  Verfolgung  der  erlittenen  Unbill  zu  enden  pflegt. 

1317  überfällt  Johann  von  Bernhausen  einen  Kauf- 
mannszug, der  von  städtischen  Söldnern  geleitet  auf  dem  Wege 
nach  Speier  sich  befindet,  gerät  aber  später  selbst  in  die  Hände 
der  erbitterten  Bürger  und  wäre  sicherlich  schlinimcm  Schicksal 
entgegengegangen,  hätte  nicht  Hermann  von  IJchtenberg,  König 
liUdwigs  des  Ba)ern  Cancellarius,  sich  für  ihn  verwendet  und 
eine  friedliche  Beilegung  des  Haders  herbeigeführt.'*)  — 1328 
müssen  die  Herrn  vom  Rh  ein  grafen  st  ei  ne  ihre  Burg  als 
offenes  Haus  dem  Jlainzer  Erzbischof,  dem  Grafen  von  Siwn- 
heim  und  den  Stlidten  Mainz,  Worms,  Strassburg,  Speier  und 
Oppenheim  übergeben  und  geloben:  „daz  wir  nummer  keinen 
kaufman  uf  keiner  straze  ledigen  oder  schädigen  stillen“.')  — 

Mit  gemeinen  Strassenräubern  und  andern  Friedensbrechern 
machte  der  Rat  nicht  so  viel  Federlesens.  1355  verschworen 
zwei  Gesellen  ewig  die  Stadt  mit  der  Aussicht  auf  den  Tod  im 
Rheine  im  Falle  der  Wiederergreifung,  weil  sie  einem  Knechte 
sein  Gut  raublich  nahmen  in  einem  Weinhause.'’)  1358  schlägt 


')  In  allen  Lamll'riedensbümlnissen  der  drei  Städte  findet  »ich  ein 
Pas.sus  äliuliclien  Inhalts  wie  folgender:  „Ouch  ist  geret  und  überkommen 
daz  man  uf  wassere  und  uffe  lande  schirmen  iinde  weren  sol  in  den  vor- 
genanten  zilen  allen  roup,  allen  brant.  alle  gevencnüssc  und  allen  gewalt, 
die  den  widervarent  wider  denime  rehten,  die  zu  diseme  lantfriden  gehorent 
linde  allen  kouflnten  und  allen  guten  Ifiten,  die  in  disen  ziln  rifent  odir  varent 
nngeargwenet  ane  alle  geverde“.  (Landfriede  zwischen  Erzbischof  Matthias 
von  Mainz  nnd  den  Städten  Mainz,  Stra.ssburg,  Worms,  Speier  und  Oppen- 
heim V.  ,1.  1322;  Hilgard  S.  274  ff  ). 

Lehmann  S.  67S,  CSö;  vgl.  auch  Doos  I’B.  Hd.  II.  S.  289. 

Hilgard  S.  24(>  f. 

*)  ebd.  S.  ;Pi4  f. 
f'J  .Mi.  I,  135,'-.. 
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der  Nachrichter  zweien  Strassenräubern,  die  einem  auf  der  Heer- 
strasse ein  Pferd  geraubt  hatten,  das  Haujtt  vom  Rumpfe,  nicht 
ohne  dass  sie  sicli  vorlier  genötigt  sahen,  ihre  Mitscliuldigen  zu 
benennen,  worunter  sich  auch  ein  Berlicliingen  und  manch 
anderer  Name  von  recht  gutem  Klange  befindet.*)  — 14+;t  fällt 
ein  Mitglied  einer  über  30  Köpfe  starken  Räuber-  und  Mörder- 
bande in  die  Hände  des  Rates;  er  bekennt,  er  habe  mit  diesen 
„zusame  gelobt  uff  der  Strassen  zu  nemen  zu  rauben  und  zu 
morden  und  teyle  und  gemeyn  myt  eynander  zu  han“,  und  „Itel 
Rotz  der  sy  eyn  heuptman  under  yen“.-)  — 1448  lässt  der  Rat 
einen  mehrfachen  Räuber  und  Ifordbrenner,  für  den  das  Schwert 
zu  gut  gewesen  wäre,  radebrechen;  einem  andern  legt  man  1 4,)0 
den  Kopf  vor  die  Füsse,  weil  er  mit  einem  Zuge  von  50  Reisigen 
und  ‘21  Fussgängern  — unter  den  Führern  leuchten  die  Namen 
derer  von  Dahn,  vom  Drachenfels,  von  Falkenstein 
u.  a.  hervor  — auf  die  von  Speier  gehalten  hatte.  — Claus 
Meister  von  Gommersheim,  der  Speierer  Bürger  beraubt, 
gefangen  und  I.ösegeld  für  sie  erpresst  hatte,  wird  1471  von 
andern  Edelleuten  losgebeten.'*) 

Bei  geringem  Schaden  wird  besonders  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten der  reichsstädtischen  Zeit  in  der  Regel  von  einem 
Bluturteile  abgesehen,  1.577  z.  B.  einer,  der  einen  Fremden  vor 
dem  Stadtthor  angritf  und  ihm  seine  Barschaft  nahm,  auf  ge- 
wöhnliche Urfehde  entlassen,  1570  ein  anderer,  der  beim  Gut- 
leuthaus eine  gemeine  Dirne  beraubte,  auf  ewig  verwiesen. ■*) 


Brand. 

Die  „Teutschen  Ijand-Recht“,  die  Rat  nnii  Richter  zu 
Speier  in  ältester  Zeit  beobachtet  haben  sollen,  drohen  dem 


>)  AH,  I.  I-HÜS. 

2)  AB.  II,  U4;<. 

2)  ebd,  141S,  1450,  1471. 
•;  VRAH.  I.  1577,  1579. 
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Mordbrenner  das  Rad,  wie  sich  aus  Art.  174  des  Schwaben- 
spiegels ersehen  lässt.  Es  heisst  dort: 

„Swer  tages  oder  nahtes  heinlichen  brennet,  er  lovgene 
oder  nit,  daz  heizzet  niort  brant,  den  sol  man  radebrechen“.') 

Darnach  ist  die  Lehmann  sehe  Wiedergabe,  die  mit  ihren 
Fehlern  in  alle  späteren  Auflagen  der  Chionik,  ja  sogar  in 
die  Fuchssche  Neubearbeitung  gedankenlos  herübergenommen 
wurde,  entsprechend  zu  verbessern.-) 

Interessant  ist,  dass  hier  das  Ableugnen  der  That  einen 
Beweis  fiir  die  Heimlichkeit  der  Begehung  nicht  begi-Qndet, 
während  es,  wie  wir  sahen,  bei  der  Qualilikatiun  einer  Ent- 
leibung  als  Totschlag  oder  Mord  keineswegs  gleichgiltig  ist, 
ob  der  Thäter  gesteht  oder  leugnet.-') 

Trotzdem  aber  die  vom  Schwabenspiegel  auf  Mordbrand 
gesetzte  Strafe  des  Rades  schon  durch  die  Treuga  Henrici 
zum  Reichsgesetz  erhoben  war,  geriet  doch  in  Speier  ebensowenig 
wie  in  anderen  Territorien  die  ältere  Rechtsregel,  die  den  Brenner 
mit  der  spiegelnden  Strafe  des  Feuertodes  belegte,  auch  bevor 
sie  in  der  Bambergensis  und  Karolina  ihre  Aufei-stehung  feierte, 
völlig  in  Vergessenheit;  bei  mehrfachen  Strassenräuberu  und 
Mordbrennern  scheint  mau  jedoch  dem  Rade  den  Vorzug  ge- 
geben zu  haben.'') 

1448  beispielsweise  wurde  Cristman  von  Oppenheim 
als  Mordbrenner  mit  dem  Feuer  gerichtet  und  ein  Genosse  von 
ihm  des  gleichen  Deliktes  wegen  gerädert,  worüber  das  Achtbuch 
sagt:  „Anno  1448  uflF  mittwoch  nach  .ludica  ist  Heintz  von 

Ru  wen  fei  s hurtig  von  wissloch  ge.satzt  utF  ein  rat  uff  der 
langen  brachen,  der  hatte  gestrassenraubt  und  solt  auch  Spire 
gemortbrennet  hau  und  hatte  wiechen  ongeleit  von  Contz  Pfilen 
wegen“.  Das  Achtbuch  gibt  eine  langatmige  Erzählung,  wie 


’)  Scliw.  Sp,  Art.  174  (Lassberg  S.  »4»). 

Sie  lautet:  .Der  llordlbramlt  ist,  Scliwertages  oder  Naebtes  heim- 
lichen brcunon,  erlangen  oder  nicht,  das  heist  Mordtbrand,  den  sol  inan 
radtbrechen“  (Leliniann  S.  i»y;. 

s.  oben  S.  141  ft'. 

Vgl.  auch  Weistum  von  Hassloch  14‘J->  (Grimm  Bd.  V,  S.  578): 
,lle  haben  unser  herren  recht  hie  wo  einer  einen  verbrent  oder  ein  brant 
nuhienge  unwedersantes  dinges  und  man  den  fümle  mit  waren  schulden,  den 
soll  man  verbrennen  und  soll  da.sz  gut  der  hei  reu  sin“. 
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der  Hauptuiann  der  Stirnestosser,  CoutzPfile,  seinen  Getreuen 
den  Auftrag  erteilt,  die  Stadt  Speier  niederzubrennen,  vor  allem 
aber  Engelmanns  Haus,  dem  er  offenbar  nicht  sehr  wohl  wollte, 
nicht  zu  verschonen ; wie  dann  die  Mordbrenner,  nachdem  ihnen 
ein  Angeld  von  ein  paar  Gulden  gezahlt  und  reicher  Lohn  für 
don  Fall  des  Gelingens  versprochen  worden,  sich  nach  Speier 
begeben  und  an  vier  Ecken  ilire  Brandfackeln  anlegcn,  wie 
Hans  HoÖmanns  Haus  über  Hasenpfuhl  in  Flammen  aufgeht, 
weiterer  Schade  aber  zum  Heile  der  Stadt  verhindert  wird, 
was  freilich  der  Mordbrenner  verfallene  Häupter  nicht  zu  lösen 
vermag.*) 


')  Ab.  II,  144S:  Cristmau  bekenut,  dass  „(Jontz  I’file  mit  ime  uberkomen 
sy  (daz  er)  in  der  stat  zu  Spire  über  hasenpl'ule  niortbrene  und  fuire  aniegen 
sulle,  imo  darumb  12  guldn  gehn,  des  habe  er  2 gülden,  und  sy  auch  iu  der 
meyunugo  also  ussgangen,  und  Contz  Piilo  habe  don  anslag  mit  ime  getan 
zu  Kycrn  in  Regenbogen  des  wirts  buss  umb  diese  halpfaste  und  gebe  ime 
4 wicchen.  Er  hat  auch  gesagot,  daz  I’file  zu  der  selben  zyt  uberkeme  mit 
Pettern  von  Düren,  Haussen  Odenweldern  und  Hanns  Osterriclier,  und  er 
und  sie  sind  alle  gesellen  gewest  und  mit  einander  gewandelt  als  stiern- 
stosser  und  sich  beholffen  mit  spielen  und  buberien,  und  die  obgn.  sint 
nssgeschickt  uff  die  zu  Spire  spehen  und  ieclicher  neme  auch  2 gülden  daruff 
zum  zeren.  Sie  selten  auch  besehen  und  wairneraen,  wie  man  sich  zu  Spire 
hielte  mit  anslegen  und  andern  gegen  Contz  Pfileu  Sie  sollen  oncli  besehen, 
wie  zum  hasenptüle  und  by  omiesshcimer  (?)  tote  hir  in  zu  stygen  wer 
by  naicht  und  daz  wole  uberslagen;  und  er  und  Hans  Odenwelder  wem  von 
Pfilen  bescheiden  zum  hascnplule  und  Peter  von  Duiren  und  Osterricher 
sultent  vor  dem  iiuweubürtel  an  legen  und  soltent  dann  körnen  gen  Otterburg 
uff  itzt  sontag  Jubilate,  dar  kenio  Contz  Pfile  und  ieclicher  solle  ime  sagen, 
wie  er  sin  Sachen  bestalt  hette.  Doch  so  hettc  er  nit  willen  die  sacho  zu 
tun  und  hette  sich  gerne  dar  von  gezogen“  u.  s.  w. 
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Zwölftes  Hauptstück: 

Die  Verbrechen  wider  Gemeinwesen 
und  Obrigkeit. 

§ rx;. 

Aufruhr,  Empörung  und  Verrat  der  Stadt,  Auflauf 
und  Sammung. 

Mit  eifriger  Sorge  waren  Kat  und  Bürgerschaft  zu  jeder 
Zeit  darauf  bedaelit,  die  Siclierheit  der  vielbedrängten  Stadt 
nacli  aussen  hin  zu  wahren;  was  AVunder  also,  wenn  der  auf 
seiner  Richter  Mitleid  kaum  zu  rechnen  wagte,  der  innerhalb 
des  Mauerringes  bald  da,  bald  dort  Verdruss  und  Unfrieden  zn 
nähren  oder  gar  zn  hell  aullodernder  Flamme  anznfacheu 
sieh  unterstand!  Kein  Gemeinwesen  aber  ist  so  woblgeordnct 
und  so  glückgesegnet,  dass  nicht  die  Unzufriedenheit  doch 
immer  noch  ein  Plätzchen  darinnen  finden  könnte.  Selten  war 
ja  das  Stadtregiment  in  der  I-age,  der  Pfaffheit  rückhaltloses 
Vertrauen  entgogenzubringen ; nie  konnte  es  als  völlig  ausge- 
schlossen gelten,  dass  nicht  des  Bischofs  langgenährter  Groll 
über  die  entrissene  Macht  zu  einem  Bündnis  des  Krummstabs 
mit  dem  allzeit  scharfen  Schwert  der  draussen  lauernden  Feinde 
führen  konnte;  nie  aber  vermochte  vor  allem  der  zünftige  Rat 
mit  gutem  Grund  des  Zweifels  sich  entschlagen,  ob  wohl  die 
.Münzer  und  Hausgenossen,  die  er  zur  „freiwilligen“  Auf- 
gabe ihrer  Rechte  und  Privilegien  gezwungen  hatte,  so  völlig 
der  verlorenen  Herrschermacht  vergessen  hätten,  dass  sie  im 
neuen  Zunftverbande  sich  wohlzufrieden  fühlten. 
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Trotz  alledem  haben  aber  nie  Feindschaft,  Hass  oder 
kleinliche  Zweckniässigkeitsrücksichten  das  strafende  Schwert 
der  Obrigkeit  geführt,  und  niemals,  selbst  bei  oftener  Emi)örung 
nicht,  erwies  der  Rat  mitleidigen  Regungen  sich  völlig  unzu- 
gänglich. 

Die  gewöhnliche  Strafe  der  Verräter  und  Empörer  war 
der  Tod  durchs  Schwert;  in  besonders  .schweren  Begehuugs- 
fällen  fand  in  älterer  Zeit  auch  die  grausamere  Hinrichtung 
durch  das  Rad  nicht  selten  Anwendung. 

Im  Jahre  1265  spricht  noch  der  Bischof  Heinrich  II. 
von  Lciningen  als  Stadtgraf  und  Träger  des  Konigsbanns 
das  Urteil  über  die  aufrührerischen  Brüder  Volt zo,  Hartmnd 
und  Cunrad.  Diese,  vornehmem  Geschlecht  entsprossen,  hatten 
eine  Schar  katilinarischer  E.xistenzeu  um  sich  sammelnd  Un- 
frieden und  offenen  Aufruhr  in  der  Stadt  erregt,  Bürger  ihrem 
ordentlichen  Richter  entzogen  oder  als  Verräter  ans  der  Stadt 
gejagt,  die  Juden  beraubt,  die  Pfaffheit  beleidigt,  die  Immunität 
schmählich  verletzt  und,  um  ihren  Missethaten  die  Krone  auf- 
zusetzen, schliesslich  sogar  geplant,  die  Stadt  an  einen  fremden 
Herrn,  dessen  Person  nicht  näher  bezeichnet  wird,  zu  verraten. 
Rasche  Flucht  rettete  die  Uobelthäter  vor  sicherem  Verderben; 
das  Urteil  des  bischöflichen  Gerichts  aber  erklärte  sie  für  eeht- 
und  rechtlos  und  ihrer  Güter  verlustig  und  bannte  sie  mit 
Weib  und  Kind  sowie  ihrer  ganzen  Nachkommenschaft  auf 
ewig  aus  der  Stadt;  Bischof,  Klerus,  Richter,  Kat  und 
Bürgei'schaft  verpflichteten  sich  einander  durch  feierliches  Ge- 
löbnis, in  der  Vollstreckung  dieses  Urteils  sich  durch  keine 
Macht  der  Erde,  auch  nicht  durch  Fürbitte  von  Königen  oder 
Kaisein,  jemals  w^ankeud  machen  zu  lassen.') 


')  Mit  wohl  etwas  übertrieben  düsteren  Farben  malt  Biscliof  Heinrich 
in  don  Urteilagriiiideu  die  Missethaten  der  .Aufrührer:  ....  „(iuapropter 
ad  uniTersurnm  tarn  preseucinm  ijuam  fuinrurum  tranamittimua  nuticiain.  i|Uod 
cum  Voltzo,  Hartmiidus  et  ('uiiradus  fratres  in  civitate  nostra  Spirensi, 
maliguo  inflati  «piritu,  in  pravitatis  et  perversitatis  modo  modum  excederent 
et  mensuram,  non  soluin  inter  luuros  Spirenaes  verum  eciam  per  omnes 
Ticinos  et  remotos  terminos  ipsi  et  eomm  complices,  nimii  furoria  agitati 
stimulis  et  nequicie  fomite  intlammati  uomeu  civitatia  Spirenaia  ijuondam 
glorioaum  ct  laudabile,  (juod  probatur  ex  hoc.  ijuod  multorum  dive  memorie 
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Auch  der  Severinsaufruhr  und  seine  Folgen  verdienen 
an  dieser  Stolle  einige  Worte  der  Erwähnung.  Am  Tage 
Severini  1327  versuchten  nämlich  zahlreiche  Hausgenossen  unter 
Führung  des  Ritters  Berthold  Fuchs  ihre  Machtstellung,  die 
durch  den  Kampf  mit  den  aufstrebenden  Zünften  schon  damals 
manche  recht  empfindliche  Einbusse  erlitten  hatte,  mit  einem 
kühnen  Schlag  in  ihrem  vollen  alten  Glanze  wiederherzustellen, 
und  sammelten  zu  diesem  Zweck  ein  Heer  von  ungefähr  1500 
Mann,  um  durch  einen  kecken  Handstreich  sich  in  den  Besitz 
der  Stadt  zu  setzen  und  dann  den  verhassten  Handwerkern 
eine  neue  Stadtverfiissung  vorzuschreiben.  Der  Anschlag  ward 
jedoch  bekannt,  und  als  das  Heer  vor  die  Vorstadt  Altspeier 
rückte,  fand  es  die  Thore  wohl  verwahrt  und  die  Bürger  auf 
den  Mauern,  so  dass  es  unverrichteter  Dinge  wieder  abziehen 
musste.  Am  nächsten  Tage  aber  versammelte  der  Schall  der 
Stadtglocke  die  Bürgei’schaft  auf  dem  Rathofe  zur  Beratung 
und  Beschlussfassung,  die  mit  der  Aechtung  aller  an  dem 
„Utfsatz“  Beteiligten  und  ihrer  Nachkommenschaft  bis  ins  vierte 
Glied  ihr  Ende  nahm;  das  Urteil  wurde  durch  feierlichen 
Schw'ur  bekräftigt.  Nun  legten  sich  die  befreundeten  Nachbar- 
städte Strassburg,  Worms,  Mainz,  Oppenheim  und  Frankfurt 
ins  Mittel,  und  ein  von  ihnen  abgeschlossener  Stthnevergleich 
erwirkte  den  „Aeusseren“  die  Rückkehr  in  die  Stadt,  falls  sie 
eine  Busse  von  1000  Pfund  erlegen  und  die  Stadt  päb.stlichc 
Lösung  von  ihrem  voi'schnellen  Eide  erlangen  würde.  Doch 
über  diesen  Sühneversuchen  waltete  kein  guter  Stern;  denn,  als 
sich  vor  erzielter  Erfüllung  der  Bedingungen  des  Sühnebriefes 
einige  der  Verbannten  innerhalb  der  Bannzäune  blicken  Hessen, 
erklärte  sie  des  Rates  rasch  gefälltes  Urteil  für  eidbrüchige 
Verräter,  und  ihrer  1«  wurden  definitiv  mit  AVeib  und  Kind 
und  ihrer  ganzen  Deszendenz  geächtet.*) 


imperatonini  et  re;;um  ibidem  eorpora  reqiiiescunt,  feceruiit  abhorrendum 
et  cuneti:«.  qiii  a fama,  iniiuo  iiifamia  ipsius  civitatis  illiquid  aiidieraut.  ex- 
spuendum“  (liilgard  S.  SO);  vgl.  Lehmann  S.  ff.;  \V.  llarster, 
Kampf  der  Zünfte  und  Patrizier,  ZUO.  Hd.  XXXVlll,  S.  7 ff. 

')  8.  \V.  Harster  a.  a.  0.  S.  31 — 07;  dort  auch  die  einscblftgigo 
Literatur. 
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Kaum  40  Jahre  später  warf  fanatischer  Parteihass  von 
neuem  die  Brandfackel  der  Empörung  in  die  kaum  beruhigte 
Stadt.  Der  Altbürgermeister  Rudolf  von  Offenburg,  der 
wegen  hochverräterisclier  Umtriebe  mit  der  Versicherung,  man 
werde  ihn  im  Falle  der  Wiederergreifung  als  „untedigen  man“ 
zu  richten  wissen,  ewig  aus  der  Stadt  verwiesen  worden  war,') 
zälilte  trotzdem  innerhalb  der  Mauern  besonders  unter  den 
Geschlechtern  noch  manchen  eifrigen  Anhänger.  Vor  allen 
ergriff  Heinrich  von  Land  au,  den  sein  ungezügelter  Adelsstolz 
den  Niedergang  der  Patrizierherrschaft  und  die  Machtentfaltung 
der  Zünfte  nicht  verschmerzen  Hess,  denen  er  nichts  entgegen- 
brachte als  glülienden  Ha.ss  und  masslose  Verachtung,  offen  und 
mit  Feuereifer  die  Partei  des  Geächteten.  Es  gelang  den 
Verschworenen,  sich  der  Stadttliore  zu  bemächtigen,  die  Aus- 
lieferung der  Schlüssel  zur  Rechenkammer  und  den  Urkunden 
zu  erzwingen,  die  Ratshenn  gefangen  zu  setzen  und  Rudolf 
von  Offenburg  zurttckzurufen.  Da  aber  greift  die  ganze  Bürgerschaft 
zu  den  Waffen  und  erhebt  sich  einmütig  gegen  die  Empörer; 
die  Häu{)ter  des  Aufruins  entrinnen  aus  der  Stadt,  ihre  Anhänger 
aber  gehen  schwerer  Bestrafung  entgegen;  vier  von  ihnen 
werden  nach  Lehmanns  Bericht  zum  Tod  durchs  Schwert 
verurteilt,  Heinrichs  von  Landau  Güter  werden  eingezogen  und 
öffentlich  verkauft. 

Aber  noch  war  die  Hassesglut  des  Vertriebenen  nicht 
völlig  ausgebrannt  und  immer  neuer  Flammen  fähig:  lieber  noch 
als  den  Zünften  gönnte  er  dem  Bischof,  dem  seine  eigenen 
Vorfahren  einst  die  Stadtherrnrechte  hatten  entwinden  helfen, 
den  Besitz  der  Stadt,  und  Adolf  von  Nassau,  der  damals 
die  Mitra  trug,  wäre  der  letzte  gewesen,  der  nicht  sein  ver- 
lockendes Anerbieten,  ihm  die  Stadt  in  die  Hände  zn  spielen, 
mit  Freuden  ergr  iffen  hätte.  Von  Trier  und  Köln  durch  Zuzug 
verstärkt  zog  er  vor  die  Stadt;  aber  der  Heldenmut  der 
Bürgerschaft,  die  von  den  Bundesslädten  Mainz  und  Worms 
kräftig  unterstützt  einer  lebendigen  Mauer  gleich  die  Stadt 


')  AB.  I,  1S69;  (las  Viiliniiis  der  geistlichen  Kichti'r  Uber  die  Rats- 
entsetzung und  Verbannung  Rudolfs  von  Offenburgs  i;t70  bei  W.  Rarster, 
Urkunden  S.  115  ff. 

Tk.  U«r»ter,  titr«freob(  der  freien  UniobMUdI  dpeter. 
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bcscliirmto,  sclilug  jeden  Angrift  siegreich  ab;  auch  Heinriclis 
von  Landau  Flau,  durch  heimlich  hineingeschickte  Verräter 
die  Stadt  zu  Fall  zu  bringen,  misslang,  und  Rad  und  Richtschwert 
hielten  grause  Ernte.  Zuletzt  entschloss  sich  der  Bischof  voll 
Unmuts  über  die  erlittenen  Misserfolge  zum  Abzug;  der  Rat 
aber  setzte  einen  Preis  anf  den  Kopf  des  von  liUndau  und  Hess 
mehrmals  in  ausgedehnten  Streifzügen  nach  dem  Verräter 
fahnden.  Endlich  wurde  er  auch  eingebracht,  doch  errettete 
ihn  abermals  ein  gütiges  Geschick  aus  den  nicht  allzu  sanften 
Händen  seiner  Feinde;  denn  Lehmann  berichtet:  „er  muss 
nachgehends  wieder  losskommen  seyn,  wie  aber  und  ob  es  durch 
einen  Verglich  geschehen,  davon  findet  sich  gar  nichts,  wol 
aber  dass  er  sich  im  Jahr  1382  zu  Wormbs  autfgehalten  und 
im  Jahr  1385  mit  seinem  Anhang  abermals  auf  die  Burger 
von  Speyr  gestreiflft,  gesengt  und  gebrennt  habe“.') 

Gelinde  Strafe  erleiden  138i>  einige  zwanzig  Bürger,  unter 
ihnen  auch  die  Bürgermei.ster  des  Jahres  1384,  Brechtei  und 
Contzel  Fri spedier,  die  den  Rat  zu  verändern  und  die  Ver- 
fassung zu  stürzen  versucht  hatten;  sie  werden  nur  auf  1 — 2 Jahre 
aus  der  Stadt  gewiesen.'-’) 

In  späterer  Zeit  erregt  vor  allem  der  bereits  erwähnte  Fall 
Mühlbergcr  unser  Interesse,  in  dem  sich  der  Rat  etwas  allzu 
rasch  in  seinen  Entschlüssen  und  zu  vorschnell  in  der  Ver- 
urteilung eines  Mitbürgers  erwies.  Auf  das  vage  Gerücht  hin, 
Mühlberger  konsiiiriere  mit  dem  Bischof  und  wolle  die  Stadt 
an  ihn  verraten,  wurde  der  Bezichtigte  des  Bürgermeisteramtes, 
des  Sitzes  im  Rate  und  aller  öffentlichen  Aemter  und  Ehren 
verlustig  erklärt  und  durch  Eidschwur  so  lange  in  sein  Haus 
verstrickt,  bis  es  ihm  gelingen  würde,  sich  von  den  gegen  ihn 
erhobenen  Beschuldigungen  völlig  zu  reinigen.  Wegen  solcher 
Rechtsverletzung  erhob  der  Gekränkte  Klage  beim  Reichs- 
kammcrgericht  und  erzielte  nach  einigen  Jahren  endlich  eine 
definitive  Sentenz,  welche  die  Stadt  zur  Schadensersatzleistung 


')  Lehmann  .S.  ff.;  s.  auch  W.  Har.stcr,  Veränderungen  des 
Ziint'tregiincnta  S.  4.’>6— 473;  derselbe,  Urkunden  S.  122 — 134. 

AH.  1,  Ulsti;  s.  Lehmann  8.  753>>;  \V.  Har  st  er,  Veränderungen 
.8.  473— 47ö;  Urk.  ,S.  135—140. 
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und  zu  Vülli(?er  Wiedureiiisetzung  des  Klägers  in  alle  früheren 
Killen  und  Würden  verurteilte.') 

Auch  Auflauf  und  „Samen ung“  in  der  Stadt,  oft  die 
Vorboten  gefährlicher  Empörung,  sind  durch  nicht  allzu  milde 
Strafen  ausgezeichnet.  Ijaut  Ratsverordnung  von  1332 
sollten  die  neu  eingesetzten  Bürgermeister  schwören:  „daz  sie 
in  allen  uflouflfen  unde  geschellen,  die  in  der  statd  geschehent, 
alle  ir  sinne  unde  ir  witze  keren  söllent  uffe  vriden  unde  ufife 
bescheidenheit,  unde  wie  sie  daz  volg,  daz  in  gehorsam  ist,  uf 
halten  unde  wisen  von  umbescheidenheite,  durch  daz  kein  ubergiif 
an  iemanne  wider  reht  geschehe,  unde  daz  sie  dar  an  durch 
deheinerleye  sache  willen  nit  beholfen  sin  uöe  eine  parte  me 
danne  uf  die  andere“.-) 

Wer,  jemandem  zu  helfen,  mit  gewatTneter  Hand  aus  seinem 
oder  eines  andern  Hause  geht,  zahlt  nach  der  ilRO.  schon 
deswegen  allein  die  exorbitante  Strafe  von  lOÜ  Schillingen,  „wie 
er  doch  nieman  wirset“:  wer  aber  auf  der  Strasse,  wenn  ein 
„geschreige“  entsteht,  hinzuläuft  und  sich  eine  Waffe  oder  ein 
anderes  taugliches  „Geschirr“  holt,  soll  mit  der  Erlegung  von 
40  Schillingen  davonkommen.'*)  Schwere  Strafe  vei-schuldet, 
wer  einem  Bürgermeister  oder  Ratsmann,  wenn  sie  zu  einem 
„kriege  eder  gereiszede“  kommen  und  Frieden  heischen,  „von  der 


>)  N.  707. 

llilgard  S.  SOI;  vgl.  auch  Friedeiisbuch  der  Stadt  llaiuz 
§ 1 (.Moiip.  ZGO.  VII,  S.  S f.'. 

Hilgard  S.  2lii  1'.  Vgl.  auch  das  Freiburger  Stadtrecht  vou 
1120  § 12:  ,<)rta  .«ditione,  si  ijuis  aniiatiis  l'orte  illac  venerit,  satis- 

täctinneiu  non  aubibit.  .Si  aulcm  douiiim  redicrit  et  nrma  apportaverit  et 
de  hoc  convictus  fuerit,  gratiain  ducis  aini.sit“ ; Hamberger  Stadtreebt 
§ 201:  ,Vnnd  welcher  vnndter  den  (die  krieg  beten)  beym  lauffet  vnd  sich 
wappeut  auf  den  krieg,  do  ,‘icin  recht  nit  für  stet  oder  stunde,  er  lauff 
wider  auas  dem  hauaa  oder  nicht,  der  gibt  ala  oft  er  ca  bricht  X tt.  d. 
Wer  aber  sunat  von  annderu  leuten  zu  dem  krieg  gewappent  lauft'et,  daa 
sein  recht  aber  nit  für  stet  oder  stunde,  der  gibt  als  offt  er  es  bricht 
V tt.  d.“  (Zöpfl,  Anhang  S.  5C  f.):  Friedenshuch  der  Stadt  Mainz 
§ 4t  (Mone  a.  a.  0.  S.  1h);  ,Item  ist  esa.  daa  yniant,  eas  sij  tag  ndir 
nacht,  leufet  gewappent  zu  eynem  gereälTe  odir  zu  eynem  gestüher,  dar 
um!)  ist  er  kein  beasorunge  schuldig;  ist  e.as  aber,  das  man  yne  dariimb 
nusprichet,  er  aall  sich  des  entalageu  mit  ayme  eyde,  daa  er  sy  darkomen 
durch  cre  der  stede  odir  durch  des  besten  willcu*. 
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stete  wegen“,  den  Frieden  versagt:  er  muss  so  vielmal 

50  Schillinge  zahlen,  als  der  Leute  sind,  die  Frieden  gebieten. 
Hat  er  aber  den  Frieden  gegeben  und  bricht  ihn  dann  in  neu 
aufflammendem  Zorn,  so  ist  er  10  Mark  Silbers  zu  zahlen  schuldig 
und  fährt  ans  der  Stadt  mit  dem  Gelöbnis,  sie  zwei  Jahre  lang 
nicht  wieder  zu  betreten;  bricht  er  den  Eid,  — „men  sol  ime 
sin  hant  abeslahen“.‘) 

1376  erkürt  der  Rat  Johann  von  Köln,  dem  Sprossen 
einer  alten  Geschlechterfamilie,  weil  er  den  Rat  zu  iiuetschen 
und  zu  widertreiben  wagte,  den  Stadtturm  zu  ewiger  Behausung, 
und  beide  Räte  verpflichten  sich  auf  ihren  Eid,  niemals  mit 
Worten  oder  Werken  für  die  Befreiung  des  Frevlers  einzutreten.'^) 
Im  gleichen  Jahre  wird  geurteilt,  dass  Wernher  Fritze, 
ebenfalls  ein  Patrizier,  nie  wieder  Ratsherr  noch  Zunftmeister 
werden  oder  sonst  ein  Amt  erlangen  solle,  mannigfaltiger 
Missethat  wegen,  die  er  beging  „zu  der  zeyt,  do  der  uflauff  waz  von 
der  woher  wegen,  under  der  banyr  er  geloufteu  ist  gewaffent 
zu  der  selben  zyt  in  zu  helfen  wider  den  rat  zu  Spire,  damitdc 
er  meineidig  und  crloss  worden  ist  ane  unserm  rate,  dom  er 
gesworn  hat  als  ander  unsser  buiger,  unde  ouch  umbe  ander 
missetede  und  schieltigckeit,  die  er  vorhin  zu  andern  zyten  ouch 
in  unssere  stat  begangen  hat“.  Wernher  Fritze  war  nämlich 
auch  der  Teilnahme  an  der  Empörung  Heinrichs  von  Landau 
verdächtig  und  wurde  noch  anderer  Missethaten,  durch  die  er 
bewies,  dass  er  seines  Eides  und  seiner  Ehren  völlig  vergessen, 
beschuldigt;  den  Rat  und  die  Bürgermeister  sollte  er  „gehiende 
bosewihte“  genannt  haben.-’) 


')  Hilgard  S.  221. 

2)  AB.  I,  1376. 

*)  AB.  1,  1376.  — 1344  nimmt  der  Rat  einen  verb.'ninten  Bürger,  Voitze 
Bunteckin,  gnadenweise  wieder  in  die  Btadt  auf  unter  Auferlegung  der 
V'erpflichtuug,  .frideber“  zu  sein  und  keinen  „krieg,  werre,  zweiunge  oder 
uflauf"  zu  machen,  widrigenfalls  man  ihn  ewig  aus  der  .Stadt  schicken  müsste 
(AB.  I,  1344J.  Eigentümlich  wird  1339  gegen  Peter  Geifer at  verfahren: 
Dieser  soll,  so  verfügt  der  Rat,  „umb  sine  ungefoge“  der  llonatsrichter 
Gerichtes  warten  und  nach  Verbüssuug  der  durch  ihren  .Spruch  ihm  aufer- 
legten Strafe  noch  4 Jahre  ohne  Gnade  und  darnach  .auf  des  Rates  Gn.ade 
ausserhalb  der  Hauern  bleiben;  sollte  er  sich  aber  zu  früh  wieder  in  der 
Stadt  betreten  lassen  oJer  „uCfeneu  ungefoge  oder  untat“  sich  neuerdings 
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In  der  ^^'abruug  seiner  Herrscliaftsrechte  gegen  unbefugte 
Eingriffe  verstand  der  Rat  nicht  den  geringsten  Spass,  was 
besonders  die  Geistliclikeit  und  mitunter  auch  die  Brüder  vom 
deutschen  Hause  in  recht  empfindlicher  Weise  zu  fühlen 
bekamen.  So  liess  beispielsweise  14BO  der  Deutschmeister 
Jost  von  Venningen  zwei  Knechte  verhaften  und  brach  durch 
solche  That  den  Stadtfrieden.  Da  die  vom  Rat  verlangte 
augenblickliche  Freilassung  der  Gefangenen  nicht  erfolgte  und 
die  Forderung,  den  Friedensbruch  durch  Zahlung  einer  Geld- 
summe zu  bOssen,  keine  Anerkennung  fand,  stürmten  die  Stadt- 
knechte und  Söldner  das  deutsche  Haus,  belagerten  den  Deutsch- 
meister, befreiten  die  Gefangenen  und  legten  sie  auf  die  Türme, 
Schliesslich  musste  der  Deutschmeister  noch  die  Söldner  „auf 
Unrechten  Kosten“  speisen  lassen;  der  Abtrag  des  Frevels  wurde 
ihm  auf  Intervention  von  Kurpfalz  erlassen.*)  — 1470  stellte 
der  Orden  das  .\nsinnen  an  den  Rat,  er  möge  den  „Doctor  des 
Artzney“,  Antonius  Mittellang,  einen  früheren  Ordensbruder, 
der  aber  dann  mit  Weibern  Gemeinschaft  getrieben,  falsche 


zu  schulden  kommen  lassen,  so  soll  man  ihn  in  den  Rhein  werfen.  Der 
Kat,  der  ja  alle  Delikte  wider  Obrigkeit  und  Gemeinwesen  selbst  in  eigener 
Zuständigkeit  abzuurteileu  gewohnt  war,  verweist  hier  einen  leichteren  Fall 
vor  die  Monatsrichter,  bestimmt  aber  von  vornherein  eine  der  ordentlichen 
Strafe  anwachsende  Zusatzbusse  (AB.  I,  1339).  — 1395  werden  Hans  und 
Contz,  C'ontzeu  vonZabern  über  Uasenpfuhl  Söhne,  geächtet,  dass  niemand 
an  ihnen  freveln  soll,  selbst  den  Totschlag  nicht  ausgenommen,  sie  selbst 
aber  au  jedermann,  weil  sie  viel  Mutwillens  an  Ratsleuten  und  andern 
Personen  begingen;  bei  der  nächsten  Uebelthat  soll  man  sie  ohne  Urteil  in 
den  Rhein  werfen  (AB.  I,  1395).  — 1580  weist  ein  Urteil  3 Bürger  wegen 
gepflogenen  Unfugs  und  Tumults  gegen  den  Zunftmeister  mit  Weib  und 
Kind  für  immer  aus  der  Stadt ; .sind  doch  hernacber  begnadigt  worden* 
(VR.VP.  1,  1580).  — Das  Passieren  der  Stadtmauer  auf  anderem  als  dem 
üblichen  Wege  galt  als  hochverräterisches  Untemehmeu;  1370  ward  der 
.Obrist“  Sturm,  weil  er  lederne  Leitern  gemacht  hatte  und  mit  andern 
Gesellen  des  öftern  bei  Nacht  und  Nebel  über  die  Stadtmauern  aus-  und 
eingestiegen  war,  auf  10  Jahre  verwiesen  und,  da  er  sich  draussen  nicht 
zu  des  Rates  Vergnügen  benahm,  1379  unwiderruflich  auf  ewig  verbannt 
(AB.  I,  1370;'79  und  Lehmann  S.  721'*).  Dies  Delikt  wird  schon  im 
Schwa  beuspiegel  mit  Todesstrafe  (!)  bedroht;  vgl.  auch  das  Memm  inger 
und  Freiburger  St  adtrecht  sowie  das  Schaffhausencr  Ratsdekret 
von  1492  (üsonbrüggen,  al.  Str.  K.  S.  404). 

')  Le  hm  nun  S.  850. 
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Gulden  geschlagen  und  sich  so  sehr  vergangen  haben  sollte, 
dass  er  erhängt,  verbrannt  oder  ertränkt  zu  werden  verdiene, 
ergreifen  und  dein  Orden  ausliefern  lassen.  Da  der  Rat  mit 
Hinweis  auf  das  dem  Genannten  gewälirte  freie  Geleit  sich 
des.sen  weigerte,  wurde  der  Heilkiinstler,  als  er  kurze  Zeit 
darauf  arglos  am  deutschen  Hause  vorbeiging,  von  den  Ordens- 
brüdern mit  bewaffneter  Hand  überfallen,  wund  geschlagen  und 
gefangen  gelegt.  „AVider  diesen  Frevel,  Muthwill,  durstigen 
Gewalt  und  der  Stadt  Freyhoiten  üeberfahrung“  verlangte  der 
Rat  nachdrücklichst  sofortige  Genugthuung  und  würde,  wie  der 
Chronist  schreibt,  den  A'erhafteten  sicher  mit  Gewalt  losgemacht 
und  die  andern  in  Arrest  genommen  haben,  wäre  nicht  dem 
Doktor  bei  Nacht  die  Flucht  gelungen.  Zudem  legte,  sich  auch 
diesmal  Kurfürst  Friedrich  der  Siegreiche  ins  Mittel,  und  ihm 
zu  liebe  beschloss  dei'  Rat,  der  alten  AVati'enbrüderschaft  von 
Seckenheim  gedenkend,  sein  Recht  nicht  weiter  zu  verfolgen.') 

A'erletzung  der  von  Kaisern,  Königen,  Päbsten  und  Fürsten 
der  Stadt  verliehenen  Privilegien  ist  mit  schwerer  Strafe 
bedroht;  100,  oft  auch  -200  //.  lötigen  Goldes  sind  die  gewöhn- 
lichen Sätze.  Daneben  findet  sich  A’ei  weisung,  da  die  primäre 
Strafe  doch  jedenfalls  nur  selten  hätte  erlegt  werden  können. 

Beleidigung  und  Schmähung  der  Obrigkeit,  besonders  aber 
des  Rates,  zog  meist  Verweisung  nach  sich.-)  Auch  die  freiwillige 
Aufgabe  des  Bürgerrechts  ward  als  Missachtung  der  Obrigkeit 
und  daher  als  strafbare  Handlung  aufgefasst  und  gewöhnlich 
mit  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  der  Fähigkeit,  innerhalb  der 
nächsten  10  Jahre  wieder  Bürger  zu  werden,  bestraft.') 


Die  Amtsverbrechen. 

Kein  klingender  Lohn,  kein  glänzender  Sold,  nur  Mühe 
und  Plage,  Sorge  und  Arbeit,  aber  auch  hoher  Ruhm  und  reiche 


')  Lelimuiui  S.  .s7S  ff. 
-)  ,s.  oben  S.  IGü  f. 
s.  oben  S.  Sü. 
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Einen  waren  dem  Manne  bescliicden,  den  seiner  Mitbürger 
Achtung  und  Vertrauen  zur  Verwaltung  eines  städtischen  Amts 
berufen  hatte.  Wehe  aber  dem,  der  schnöde  solch  Vertrauen 
täuschte  und  zum  Schaden  der  Stadt,  zu  der  Bürger  Verderben 
die  ihm  verliehene  Amtsgewalt  missbrauchte!  Nicht  nur  er 
selbst  verfiel  der  härtesten  Bestrafung,  gar  oft  vei-schlossen  sich 
auch  seinem  Eheweib,  ja  seinem  ganzen  Stamme  für  alle  Zukunft 
die  Thore,  so  dass  niemals  wieder  ein  Träger  des  geschändeten 
Namens  in  der  Stadt  Bürger  oder  sesshaft  werden  sollte. 

Mit  besonderer  Schärfe  wurde  zu  allen  Zeiten  gegen  die 
verfahren,  die  ihr  Katsherrnamt  zu  schlimmer  That  missbrauchten, 
die  beschworene  Verfas.sung  verletzten,  der  Stadt  Ehre  schän- 
deten, des  Rates  Heimlichkeit  nicht  zu  bewahren  wussten  oder 
gar  wider  Stadt  und  Bürgeischaft  Sold  und  .Miete  nahmen. 
Erschwerend  kam  dabei  stets  für  die  Strafwürdigung  der  schnöde 
Bruch  des  Amtseides  in  Betracht,  und  gar  oft  wird  der  Ver- 
brecher als  periurus,  als  treulos  und  meineidig  bezeichnet.*) 

bedroht  ein  Ratsstatut  den  Bürgermeister  oder 
Ratsmann,  welcher  in  der  Verfolgung  des  Frevlei-s,  der  einem 
Bürger  oder  Gast  gegen  einen  Mitbürger  mit  Rat  oder  That 
geholfen  hatte,  lässig  oder  gar  dolos  sich  zeigen  würde,  mit 
der  Strafe  des  eidbrüchigen  Verräters,  und  1317'*)  geloben  sich 
die  Sechzehn  des  alten  Gesehlechterrates  bei  ihrem  auf  St.  Georgs 
Altar  geschworenen  Eid,  „zu  der  stette  ere  und  dez  ratez 
vestenunge“  stets  treulich  einander  beholfen  zu  sein  und  mit 
liCib  und  Gut  Jedem,  der  dem  Rate  widerwärtig  wollte  sein, 
zu  widenstehen : „L'nd  were  daz  ienian  under  uns  sehszehen 
in  dem  rate  würbe  oder  dete  mit  Worten,  Vermeidungen  oder 
werken  wider  deine  rate  und  den  rat  zii  quctschene  und  zü 
störende  ,....,  der  sol  meineidig  sin  und  sinen  rat  und  sin 
burgreht  verloren  haben  und  niemer  unser  burger  noch  ratmann 
noch  rihtcr  werden  in  unser  stat“. 


z 15.  Hilpanl  S.  70.  24h.  -isu.  171  u.  s.  w. 
»)  elxl.  S.  70. 
ebil.  8.  24S. 
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Aus  dem  vorhergehenden  Abschnitte  war  die  Bestrafung 
solclier  eid-  und  ehrvergessenen  Ratspersonen,  die  wider  Stadt 
und  Bürgerschaft  zu  konspirieren  oder  nach  eigener  AVillkür 
das  Ruder  zu  lenken  wagten,  ersichtlich;  auch  Bruch  des 
Amtsgeheimnisses  erfuhr  strenge  Ahndung;')  für  das  schlimmste 
aller  Amtsverbrechen  galt  Bestechlichkeit. 

Schlimmer  Uebergriffe  machte  sich  1.341)  der  Goldschmied 
Heinrich  Knopfelmann,  da  er  Bürgermeister  und  Ratsherr 
war,  wider  die  Stadt  und  die  Bürger  schuldig,  ,. daran  daz  er 
gut  unde  myete  genomen  hat  wider  den  rat,  wider  unser  stat 
unde  wider  unser  bürgere,  damit  er  meineidig  unde  erlös  worden“. 
Dieser  Missethaten  wegen,  und  weil  er  der  Stadt  beschworenen 
Sühnebrief  gebrochen,  spricht  der  Rat  mit  Recht  Urteil  auf 
seinen  Eid  einmütig,  eintielliglich  und  ungezweiet,  dass  Heinrich 
Knopfelmann  ewig  Stadt  und  Burgbann  räumen  und  bis  auf 
eine  Meile  Weges  sich  nie  wieder  den  Mauern  nähern  solle.'-’) 
13ÜÜ  wurde  ein  Ratsherr  für  unfähig  erklärt,  je  wieder 
das  Richter-  oder  Ratshemiamt  zu  bekleiden,  weil  er  — einem 
Bürger  gegen  ein  Geschenk  von  ö 11.  die  Erlaubnis  erwirkt 
hatte,  gebackene  Steine  den  Rhein  hinabzufiihren!-') 

Auch  unehrliche  Finanzoperationen,  Unterschlagung  an- 
vertrauten Gutes  und  andere  ähnliche  Verbrechen  machten  den 
Trägern  des  Richteramtes  mitunter  viel  zu  schaffen.  14(54 
sahen  sie  sich  genötigt,  den  städtischen  Grabenmiicher  Claus 
von  Dannstadt  auf  ewig  aus  der  Stadt  zu  Jagen,  wi'il  er  dem 
Rate  10  Pfund  Pfennige  und  zweier  Knechte  Taglohn  mehr  als 


')  1359  wird  Joliann  lieber,  der  des  Itates Heimlichkeit  verriet,  ewig 
vom  Katsess  imd  Ricliteramto  ausgesclilossen  (Ali.  1,  1359). 

“)  Hilgard  8.  439.  Noch  anderer  Uebergriffe  beschuldigt  die  bereits 
erwähnte  Erzählung  des  ungenannten  Miinzi'r.s  über  die  Ereignisse  des 
.Tahres  1349  den  Knopfelmann:  „Per  war  ein  goltschmidt  unnd  war  von  der 
gemeinde  und  ging  uff  nnndt  wardt  gewaltig,  unnd  der  treib  also  grossen 
gewalt  unndt  ubermutb  in  dom  ratb  an  der  statt  und  sonderlich  an  den 
baiissgenossen  unnd  auch  an  gar  viel  erbaren  leutteu,  die  alle  in  grossem 
schrecken  unndt  forchten  sassendt  bey  seinen  gezeiten“  (Hilgard  S.  499); 
W.  Harster,  Kampf  der  Zünfte  u.  Patrizier  S.  105  ff. 

’)  AB.  I,  1360;  vgl.  übrigens  .\Stll.  fol.  31;  Mone,  ZUU.  Bd.  IX, 
S.  411. 


Digilized  by  Google 


281 


ihm  gebührte,  „an  die  kei-ffen  gesnitten“  und  das  zuviel  ver- 
rechnete  Geld  mit  seinen  Knechten  vertranken  hatte.') 

1641  kamen  die  Sünden  Michael  Kellers  ans  Licht,  der 
als  Ratsmann  mit  der  Verwaltung  der  Wochengelder  betraut 
die  Kiste  auf  der  neuen  Stube,  in  der  diese  hinterlegt  waren, 
mit  einem  „Diebsschlüssel“  geöffnet  und  bestohlen  und  auch 
im  Kaufhaus,  im  Schosshenu-  und  Fleischmarktmeisteramte 
mannigfache  Unterschlagungen  zum  schweren  Schaden  der  Stadt 
begangen  hatte.  Nach  langem,  hartnäckigem  Leugnen  bekennt 
er  endlich  reumütig  alle  seine  Verbrechen  und  wird  auf  dem 
Fischmarkt  bei  anbrechendem  Tage  mit  dem  Schwerte  vom 
Leben  zum  Tode  gerichtet.-)  Dass  sich  in  diesem  Falle  der 
Rat  scheute,  seinen  ehemaligen  Amtsfreund  und  Genossen  wie 
einen  gemeinen  Dieb  an  den  Galgen  zu  hängen,  bat  keineswegs 
in  unangebrachtem  Mitleid  oder  etwa  in  der  Furcht  vor  der 
Sippe  des  Gerichteten,  sondern  lediglich  in  dem  sehr  berechtigten 
Gedanken  seinen  Grund,  dass  sich  die  Strafe  nicht  nur  der 
Verbrechensthat , sondern  auch  der  Person  des  Verbrechers 
möglichst  ani)assen  muss,  und  dass  für  den  ehemaligen  Rats- 
herrn und  vordem  hochangeseheneu  Bürger  die  mildere  und 
ehrlichere  Richtung  durchs  Schwert  eine  ebenso  schwere, 
vielleicht  noch  viel  härtere  Strafe  bedeutete,  als  für  den  heimat- 
losen Sohn  der  Heerstrasse  der  schimpfliche  Tod  am  Galgen. 
Mit  Recht  sagt  darum  der  biedere  Christophorus  Ijehmann;'') 
„Wie  und  welcher  Gestalt  in  der  Belohnung  nach  eines  jeden 
Stand  und  Dienst  Gleichheit  wird  gehalten,  also  soll  in  Be- 
strafifung  der  Personen  Stand,  Gaben,  Tugend,  zuvor  beflissener 
ehrlicher  Wandel,  getreue  Dienste  und  andere  Umstände,  dess- 
gleichen  eines  jeden  Untugend,  bosshaftes  ärgerliches  Leben 
reifflich  und  bedächtlich  erwogen  und  die  Straff  darnach  gericht 
werden,  das  erfordert  die  rechte  Gerechtigkeit,  denn  derjenige, 
so  bey  ehrlichem  aufi'rechtcm  Wandel,  füraehmen  Eltern  und 
Freiuidschatft  hei  kommen  .sich  Ehren,  Lobes  und  guten  Namens 


V)  .\B.  II.  i4r,4. 

2)  N.  -07. 

a.  a.  0.  S.  207». 
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beflissen  und  wird  hernach  durch  menschlich  Irrtum  und  Ueber- 
fahrung  seines  Ehren-Standes,  guten  Namens  und  Lobes  ver- 
lustigt,  der  ist  nach  angeregter  Gleichheit  strenger  und  ernster 
beschwert  (sintemal  sein  gantzes  Leben  nichts  anders  als  eine 
tägliche  Straff  zu  achten)  als  ein  Anderer,  der  wenig  oder  kein 
Ehre  zu  verlieren,  an  I^eib  und  Leben  gestrafft  wird“. 
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K.  71ä:  Verzeichnis  der  Exekutions  Instrumente. 

K.  71G:  Herrengebott  wegen  derer  Falliten. 
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Stadtarchiv  an  und  sind  unter  der  Nummer  und  Aufschrift  der  Kepertorien 
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1.  Einleitung. 


1.  Aehnlkli  wie  das  mittelalterlielie  Lelmrcclit  die  allgemeine 
Form  der  abgestufteii  (iliedeiung  staallicliei'  und  privater  Ab- 
bängigkeit  für  das  deutscbe  Reich  bildete,  eine  Gliedeiuiig,  die 
mit  dem  Kaiser  als  obersten  Lehnsherrn  begann  und  sich  bis 
in  die  uubedeutensten  privatrechtlichen  Verhältnisse  verästelte,') 
ist  auch  die  mittelalterliche  Vogtei  (advocatia)  eine  allgemeine 
Bezeichnung  für  jede  Art  von  Obrigkeit,  der  eine  Zwangs-  und 
Schutzgewalt,  insbesondere  eine  Gerichtsgcwalt  zustand,  vom 
Kaiser  als  advocatus  eeclesiae  Romauae  beginnend  bis  herab 
zur  kleinsten  Ijokalpolizei,  den  Bettel-  oder  Prachervögten. 

2.  In  dem  Kampf  der  deutschen  Städte  um  die  Befreiung 
von  kaiserlicher  oder  landesherrlicher  Gewalt  bildet  die  Befreiung 
von  der  Vogtei  einen  wesentlichen  Bestandtheil,  ein  Kampf, 
bald  in  kriegerischen,  bald  in  friedlichen  Formen  geführt,  hier 
mit  günstigen,  dort  mit  ungünstigen  Erfolgen  endend. 

ln  Lübeck  — nachdem  es  122i)  zu  einer  reichs- 
unmittelbareii  Stadt  geworden  — hatte  der  Kaiser  einen 
Reichsvogt  zur  Wahrnehmung  seiner  Rechte  eingesetzt.  Aber 
sehr  bald  kam  dessen  Gerichtsbarkeit  gegen  eine  jährlich  dem 
Reiche  zu  entrichtende  Geldabgabe,  die  bis  zum  Aufhöreu  des 
Deutschen  Reichs  bezahlt  worden  ist,  an  die  Stadt  (etwa  um 
1250),  ohne  dass  sich  der  Vorgang  urkundlich  uachweisen  lässt. 


*)  lu  Oremeu  wurden  kleine  an  der  Glockenstrasso  und  am  Glockcn- 
pinge  belegene  Häuser  Leuten  als  Wohnung  zu  Lehn  gegeben,  gegen  die 
Verpflichtung  bei  Gewittern  die  TImruiglocken  zu  läuten,  (sog.  Glockeu- 
leheu). (l’ratje.  Altos  und  Neues.  111,  p.  32s). 

Dr.  A«  KQhtm*nn,  Qosebiebtu  der  bromUoboa  SudUogtai.  I 
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Die  frühere  Bedeutung  der  Vogtei  als  einer  dem  Rathe 
übergeordneten  Gewalt  war  damit  verschwunden.  Aus  einem 
Reichsamt  zur  Wahrnehmung  kaiserlicher  Rechte  war  sie  zu 
einer  vom  Rathe  eingesetzten  Gerichtshalterei  geworden.') 

In  Hamburg  hatte  der  Erzbischof  schon  um  1248  seiue 
Regierungsrechte  an  die  holsteinischen  Grafen  verloren,  welche 
sie  zum  grossen  Theil  durch  ihren  Vogt  ausübeu  Hessen.  1392 
gelangte  der  Rath  durch  V^erpfändung  in  den  Besitz  der  Vogtei, 
wodurch  die  volle  Gerichtsbarkeit  au  den  Rath  kam  und  der 
Vogt  zu  einem  städtischen  Beamten,  zu  einem  Mitgliede  des 
Niedergerichts  wurde.  Er  eröttnete  das  Gericht  mit  den 
Hegungsformeln.  Seiue  wichtigste  Obliegenheit  war  die  Voll- 
streckung der  Civilerkenntuisse  und  der  auf  Gcldsti  afe  lautenden 
Criminalerkenutnisse  mittelst  Pfändung. 

Ausserdem  vertrat  er  den  Gerichtsaktuar  bei  der  Protokoll- 
fUhrung,  verlas  die  Verwarnung  vor  dem  Meineide  bei  Zeugeu- 
verhören  und  nahm  die  Zeugeneide  ab. 

Bis  1689  wurde  er  vom  Rath  besoldet;  von  da  an  verkaufte 
dieser  die  Stelle  (der  erste  Käufer  zahlte  den  übermässig  hohen 
Preis  von  34,050  Mark  Banco). 

Seit  1779  wurde  das  Amt  interimistisch  von  Gerichts- 
procuratoren  wahrgenommen  und  bis  1811  im  Staatskalender, 
aber  als  ein  otfenstehendes,  aufgefilhrt.  Die  Einverleibnug 
Hamburgs  in  das  französische  Kaiserreich  machte  dem  Vogtei- 
amte für  immer  ein  Ende.-) 

3.  In  Bremen,  der  bischöflichen  Stadt,  hat  die  Vogtei 
von  965  bis  1802  bestanden,  und  zwar  stets  als  eine  vom 
Stadtregiment  gesonderte,  zuei-st  uuverwüuschte,  später  feind- 
selige Nebengewalt. 

Zn  unbedeutend,  um  in  der  allgemeinen  politischen  Geschichte 
der  Stadt  mehr  als  hin  und  wieder  gestreift  zu  werden,  bildet 
sie  dagegen  ein  nicht  unwichtiges  Kapitel  in  der  Geschichte 
des  öffentlichen  und  privaten  Rechts  Bremens.  Die  Kämpfe 
der  Stadt  um  Minderung  der  erzbischöflichen  Rechte  und  später 


Freuadorff,  die  Stadt-  und  tiericlitsvorl'aaaung  Lübecka  im  12.  und 
13.  Jalirhnndert.  S.  ‘J2. 

Jacoby,  tieachielite  des  Hamburger  Niedergcriehts  isuti. 
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um  ihre  Reichsunmittelbarkeit  sind  eng  mit  der  Geschichte  der 
Vogteigerechtsame  verbunden.  Aber  doch  nicht  so,  dass  deren 
Beseitigung  dabei  in  erster  Linie  gestanden  hätte.  Denn  schon 
um  1300  ist  der  Stadtvogt  von  der  Mitwirkung  in  allen  öffent- 
lichen Angelegenheiten  der  Stadt  ausgeschlossen.  Er  ist  nichts 
weiter  als  der  richtcvaget,  dem  eine  selbständige  Gerichts- 
gewalt neben  der  Gerichtsgcwalt  des  Käthes  zusteht.  Ausserdem 
übt  er  eine  Reihe  von  Rechten  aus,  grösstentheils  finanzieller 
Natur,  die  dem  Rath  hin  und  wieder  unbequem  waren,  ihn  aber 
an  der  vollen  und  alleinigen  Führung  des  Stadtregimentes  nicht 
hinderlich  sein  konnten. 

Jener  lange  Bestand  dieser  mittelalterlichen  Rechtsinstitution 
hat  vor  Allem  darin  seinen  historischen  Grund,  dass  nach  dem 
Untergange  der  erzbischöflichen  Gewalt  sich  deren  Bestandtheile 
nicht  mit  der  Rathsgewalt  vereinigten,  sondern  an  Schweden 
und  später  an  Chur-Hannover  fielen,  und  keiner  der  Rechts- 
nachfolger von  den  schon  stark  dahingeschwuudenen  Rechten 
der  erzbischöflichen  Zeit  noch  weitere,  und  seien  es  auch  nur 
geringwerthige,  zu  verlieren  wünschte.  Die  Rechte  würden 
vielleicht  auch  in  der  Folgezeit  noch  schneller  geschwunden 
sein,  wenn  nicht  ein  grosser  Besitz  von  kirchlichen  sowie  nicht 
kirchlichen  Gebäuden  innerhalb  der  Stadtmauern,  vor  allem 
der  Dom  und  die  Domscurien,  ihnen  eine  sichere  privatrechtliche 
Grundlage  gegeben  hätte,  die  nicht  angezweifelt  werden  konnte. 

Nicht  unrichtig,  wenn  auch  in  recht  ungefügem  Stil 
characterisirt  Duntze  den  Stadtvogt: 

„Im  Weichbilde  der  Stadt  war  nebst  dem  fremden 
Kirchenbesitz  und  dessen  Würdenträgern  insbesondere 
der  Stadtvogt  widerwärtig,  dem  Schuldherrn  gleich,  der, 
alte  Briefe  in  der  Hand,  sagt  er  auch  nicht  viel,  schon 
in  seiner  Stellung  verdriesslich  ist,  besonders  dass  er  an 
Verjährung  nicht  glaubt,  nach  welcher  ganz  nach  dem 
Spruch:  „Recht  muss  doch  Recht  bleiben!''  die  Rechts- 
praxis aus  bleibt  und  Recht  nicht  Recht  bleibt,  Unrecht 
aber  eine  Berechtigung  enthält.“') 


')  Duntze,  Creschichto  der  freien  tJUdt  Uremen.  4.  Band.  S 35. 
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5.  Eine  zusanimenliängciide  Darstellung  der  Stadtvogtei  ist 
noch  nicht  gegeben  worden.  Leider  tliessen  für  die  ältere  Zeit, 
in  der  ihre  Wurzeln  und  ihre  Kraft  liegen,  die  Quellen  sein- 
dürftig.  Ich  musste  mich  auf  eine  möglichst  vollständige 
Zusammenstellung  alles  darüber  vorhandenen  beschränken,  ohne 
etwas  aus  eigener  Foi-schung  hinzufügen  zu  können.  Die  Zeit 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts,  wofür  die  von  Üelrichs  heraus- 
gegebencu  Kechtsbüchcr  und  das  Schedcbuch  reichhaltigen  Stoff 
bieten,  ist  von  Donandt  in  seinem  im  2.  Abschnitt  zu  nennenden 
Werke  so  trefflich  behandelt  worden,  dass  dafür  eine  concentrirte 
Darstellung  seiner  rechtsgeschichtlichen  Entwickelungen  genügt, 
von  denen  ich  nur  in  wenigen  Punkten  abweiche. 

Neues  bringt  mein  viertes  Kapitel.  Auf  dem  Bremischen 
Staatsarchiv  liegen  Aufzeichnungen  und  Protokolle  der  Stadt- 
vögte vom  Jahre  158»>  an,  bald  mehr,  bald  minder  ausführlich 
gehalten,  die  noch  keine  Bearbeitung  in  der  Bremischen  localen 
Rechtsgeschichte  gefunden  haben.  Das  interessanteste  Ergebniss 
ihres  Studiums  ist,  dass  noch  Ende  des  Iti.  Jahrhunderts  und 
bis  in  das  17.  Jahrhundert  hinein  der  Vogt  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  auf  offenem  Markte  Gericht  gehalten  hat, 
das  Urtheil  von  Urtheilsfinderu  aus  dem  Umstande  nach  alt- 
germanischer Sitte  gefunden  worden  ist.  Ja,  auch  in  peinlichen 
Sachen,  bei  Totschlägen,  wird  noch  wenige  Jahre  vor  der 
Carolina  in  den  Formen  des  altgermanischeu  Anklageprocesses 
vor  dem  Vogt  processirt.  Aber  dies  sind  nur  singuläre  Fälle, 
rechtliche  Curiositäten,  wähi-end  die  bürgerlichen  Rechtsfalle  in 
regelmässigen  wöchentlichen  Gerichtssitzungen  verhandelt  werden. 

Freilich  tritt  das  rechtshistorische  Interesse  seit  dem 
17.  Jahrhundert  weit  hinter  das  kulturhistorische  zurück.  Die 
lebendige  Fortbildung  des  Rechts  ist  im  Rathsgericht  zu  suchen. 
Auch  für  Bremen  gilt,  was  Koppmann  vom  Vogteigericht  in 
Hamburg  sagt:  „AVas  die  Thätigkeit  des  Raths  von  der  des 
V ogtsgerichts  unterscheidet,  ist  vor  allem,  dass  auf  dem  letzteren 
nur  Urtheile  für  den  betreffenden  Fall  gefunden  wurden,  während 
der  Rath  Rechtssätze  kor,  die  durch  Fixirung  in  dem  Rechts- 
buchc  eine  dauernde  Geltung  erhielten.  Den  Schwankungen 
gegenüber,  denen  notwendig  die  Urteilsfindung  des  Vogtsgerichts 
ausgesetzt  war,  gab  das  Buch,  das  der  Rath  auf  dem  Hause  in 
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Gewahrsam  hielt,  einen  festen  Halt,  und  dadurch  erklärt  es 
sich,  wie  man  von  dem  Urtheil,  das  auf  dem  Vogtsgericht 
gefunden  war,  an  das  Buch,  auf  das  Haus  zu  recurriren  begann.“') 

Als  die  Vogte  mit  ihren  Aufzeichnungen  beginnen,  Protokolle 
führen  und  Vertheidigungsschriften  ihrer  Gerechtsame  publiciren, 
ist  ihr  Amt,  ein  Rechtsgebäude  des  Mittelalters,  schon  zur 
Ruine  geworden,  die,  je  näher  wir  der  modernen  Zeit  kommen, 
um  so  mehr  zerfällt,  um  endlich  als  ein  zusammengesunkener 
Steinhaufen  ohne  Widerspruch  aus  der  Stadt  entfernt  zu  werden. 

Aber  auch  der  Rechtshistoriker  wandert  wie  der  Architekt 
wohl  nicht  ungern  einmal  durch  eine  Ruine,  die  früher  ein 
starker,  zweckmässiger  Bau  gewesen  ist,  und  betrachtet  sich 
die  allmähligc  Zerstörung,  welche  keine  gewaltsame  Katastrophe, 
sondern  langsam  wirkende  geschichtliche  Kräfte  verursacht 
haben. 


')  K.  Korpinarin  Kleine  Beitrüge  zur  Oesehichte  der  Stadt  Uamburg. 
1.  Heft.  S.  42. 
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II.  Literatur. 

1.  Der  verdiente  bremische  Forscher  Joh.  Phil.  Cassel 
hat  ein  auf  der  Bremer  Stadtbibliothek  vorhandenes  Manuscript 
„Nachrichten  von  den  Stadtvögtcn  in  Bremen“  (1765)  hinter- 
lasseii,  das  sie  der  Reihenfolge  nach  bis  zu  Caspar  Friedr. 
Renner  (1738>  aufführt  und  von  jedem  kurze  Notizen  über 
Leben  und  Amtsthätigkeit  giebt. 

2.  Die  4 Bände  des  Bremischen  Urkundenbuchs  bieten, 
abgesehen  davon  dass  in  ihnen  viele  Vögte  beiläufig  erwähnt 
oder  als  Zeugen  unter  den  Urkunden  genannt  werden,  nur 
kärgliches  Material.  Die  beiden  wichtigsten  Urkunden  sind: 

Die  sog.  Gerhardischen  Reversälen  von  1246  (Bremisches 
Urkundenbuch,  Bd.  I.  Nr.  234)  und  der  Vertrag  des  Erz- 
bischofs Hillebold  mit  der  Stadt  Bremen  von  1259.  (Brem. 
Urkundenbnch  Bd.  I.  Nr.  2U9). 

3.  Der  Hilleboldische  Vertrag  ist  unzweifelhaft  unecht. 
Der  bremische  Bürgermeister  Heinrich  Meier  nennt  ihn  schon 
in  der  Assertio  libert.  reipubl.  Bremens,  eine  alte  Scharteke  und 
legt  die  diplomatischen  Gründe  für  seine  Unechtheit  dar.  Ebenso 
stark  sprechen  aber  auch  die  historischen  Gründe  dafür,  wenn 
man  ihn  mit  den  13  Jahre  vorher  verfassten,  unzw'eifelhaft  echten 
Gerhardischen  Reversälen  vergleicht.  Der  angebliche  Hille- 
boldische Vertrag  ist  uns  erhalten  in  einer  Handschrift  aus  dem 
Ende  des  XVI.  Jahrhunderts,  die  bezeichnet  wird  als  „des 
vagedes  Gerd  Speckmanns  instructio,  so  ihme  von  reverendissimo 
gegeben.“  Speckmann  hatte  von  1587  — 1603  die  Vogtei- 
gewalt inne. 

Die  Herausgeber  des  Bremischen  Urkundenbuchs  meinen, 
die  instructio  sei  auf  ein  aus  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
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stammendes  nicht  mehr  vorhandenes  Dokument  zurückzuflihren, 
dem  noch  ältere  Dokumente  und  Verträge  zu  Grunde  lägen. 
Ich  glaube  dies  nicht.  Der  Inhalt  der  instructio  setzt  sich  zu- 
sammen einmal  aus  Bestimmungen  der  Statuten  von  1433  über 
die  Vogteigerichtsbarkeit,  die  mitunter  zu  Gunsten  des  Vogts 
abgeändert  sind,  sodann  aus  verschiedenen  Befugnissen,  die  ihm 
schon  in  den  Gerhardischen  Reversalen  (1246)  beigelegt  sind, 
endlich  aus  Gerichtshoheit-  und  Finanzhoheits-Rechten,  die  in 
den  vom  Kaiser  Otto  dem  Erzbischof  ertheilten  Privilegien  ihre 
Quelle  haben.  ' 

Ich  halte  Gerd  Speckmann  selbst  für  den  Verfasser  der 
instructio.  Die  Vogteirechte  des  Erzbischofs  waren  von  den 
Ei-schütteruiigen  der  Reformation  nicht  unberührt  geblieben. 
Der  Rath  hätte  gern,  als  er  den  Erzbischof  nicht  mehr  als 
geistliches  Oberhaupt  anerkannte,  ihm  auch  den  Rest  seiner 
weltlichen  Gerechtsame  entzogen.  Ein  weiterblickender  Vogt 
konnte  recht  wohl  um  die  Aufreclithaltung  seiner  und  damit  der 
erzbischöflichen  Rechte  besorgt  werden  und  sie  nach  mittel- 
alterlicher Gewohnheit  durch  ein  erdichtetes  Dokument,  dessen 
Inhalt  aber  grösstentheils  den  wirklichen  Verhältnissen  entsprach, 
zu  kräftigen  suchen.  Bestätigt  wird  diese  Ansicht  durch  die 
von  Speekmann  gemachten  Aufzeichnungen  und  geführten  Pro- 
tokolle von  1587  bis  1594,  die  ihn  uns  als  einen  sehr  klar- 
blickenden und  um  urkundliche  Feststellung  seiner  Rechte  be- 
mühten Mann  kennen  lehren.  — Hätten  ältere  Verträge  über 
die  vogteilichen  Rechte  existirt,  Speckmann  und  seine  Amts- 
vorgänger wie  Nachfolger  würden  nicht  unterlassen  haben,  sich 
auf  sie  zu  berufen.  Aber  in  keiner  der  vielfachen  Beschwerde- 
schriften der  Stadtvögte  wird  auf  Verträge  aus  dem  15.  Jahr- 
hundert, oder  noch  weiter  zurückliegende,  hingedeutet. 

4.  Dagegen  bietet  uns  das  Gesetzbuch  von  1303  (Oelrichs, 
Vollständige  Sammlung  alter  und  neuer  Gesetzbücher  der  Stadt 
Bremen)  eine  ganze  Reihe  von  Artikeln,  welche  uns  über  die 
Verwaltung  der  Gerichtsbarkeit  durch  den  Vogt  guten  Auf- 
schluss geben.')  Sie  war  bereits  1303  seine  hauptsächlichste 
Amtsbefugniss  geworden. 

Statut  t UU.1  Ordel;  6,  6,  14,  20,  21,  22,  24,  25,  2G,  31,  32,  34, 
35,  44,  47,  4»,  52,  66,  60,  66,  67,  73,  <J2,  101,  107,  UH,  126. 
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5.  Besonders  ausfülirlicli  werden  die  Yogteirechte  in  den 
Streitschriften  behandelt,  welche  Erzbischof  und  Rath  über  die 
Reichsunmittelbarkeit  der  Stadt  miteinander  gewechselt  haben. 
So  im  Prodromus  oder  Yortrab  (1641),  einer  im  Aufträge  des 
Raths  herausgegebenen  Yertheidigungsschrift:  ferner  im  Fürstl. 
Erzbischöfl.  Nachtrab  (1642),  eine  im  Auftrag  des  Erzbischofs 
verfasste  Erwiderung.  Der  Bremische  Bürgermeister  Heinrich 
Meier  hat  dann  1646  den  \ ortrab  und  den  Nachtrab  in  der 
Assertio  libertatis  reipublicae  Bremensis  einander  gegenüber- 
gestellt und  den  Nachtrab  mit  unheimlicher  AusnUirlichkeit  und 
Gelehrsamkeit  kritisch  und  polemisch  zu  vernichten  gesucht. 

Als  Partheischriften  sind  alle  drei  mit  Vorsicht  zu  benutzen. 
Ebenso  der  von  Hermann  Conring  1652  veröffentlichte  „Gründ- 
liche Bericht  von  der  landesfürstl.  Erzbischöfl.  Hoch  und  Ge- 
rechtigkeit“ einer  zu  Gunsten  der  schwedischen  Regierung  ver- 
fassten, übrigens  vortrefflichen  Tendenzschrifl  dieses  berühmten 
und  weitblickenden  Juristen,  hinter  der  die  Meiersche  Arbeit 
im  Stil  und  in  der  Disposition  des  Stoffs  weit  zurücksteht. 

6.  Aus  dem  18.  Jahrhundert,  wo  die  Yogteirechte  ihrem 
vollständigen  Verfall  entgegen  gingen  und  es  sich  nur  noch  um 
Aufrechthaltung  von  Rechtsformen  und  einigen  finanziellen  Er- 
trägnissen handelte,  besitzen  wir  eine  interessante  Arbeit  des 
Stadtvogts  Johann  Georg  Zierenberg  „Bericht  von  der  Kgl. 
Stadtvogte)’  in  Bremen  und  denen  dahin  gehörigen  juribus  et 
functionibus.“  (1726).  — 

Hierin  werden  alle  Rechte,  welche  der  Stadtvogt  jemals 
besessen  hatte,  dem  fieser  vorgefnhrt  und  daran  einmal  weh- 
müthige  Betrachtungen  geknüpft,  wie  wenig  davon  noch  übrig 
geblieben,  anderseits  der  hannovenschen  Regierung  Vorschläge 
gemacht,  wie  die  wenigen,  noch  bestehenden  erhalten,  die  be- 
strittenen vertheidiget,  die  verlorenen  wieder  gewonnen  werden 
können. 

Der  Abhandlung,  die,  abgesehen  von  ihrer  im  Geiste  der 
Zeit  liegenden  Weitschweifigkeit,  gut  geschrieben  ist,  konnte 
ich  viel  Material  für  die  meinige  entnehmen.  Der  Verfasser 
ist  ein  juristisch  durchgebildeter  Kopf,  der  sich  vor  Ueber- 
treibungen  hütet,  um  die  Gerechtigkeit  seiner  Sache  nicht  ab- 
zuschwächen. 
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7.  Ton  der  Stadtvogtei  und  ihrer  Entwicklungsgcscliiclite 
wird  wiederliolt  in  den  geschiclitlichon  und  rechtsgeschiclitlicheu 
VVei  ken  über  Bremen  geliandelt.  Am  eingeliendsten  bei  Donandt, 
„Versuch  einer  Geschichte  des  bremischen  Stadtreclits“  und  in 
seiner  Abliandlung  „Der  breniisclie  Civilprocess  im  XIV.  Jahr- 
hundert“ (Brem.  Jahrbuch  5.  Band)  aber  auch  bei  Duntze, 
Gescliichte  der  freien  Stadt  Bremen  und  bei  Kolil,  Denkmale 
der  Geschichte  und  Kunst  der  freien  Hansestadt  Bremen 
2.  Abtheilung. 

Dünzelmann  kommt  in  verschiedenen  seiner  Aufsätze  im 
Bremischen  Jahrbuch  insbes.  in  dem  im  13.  Bande  enthaltenen 
„Bremische  Verfassungsgeschichte  bis  zum  Jahre  130ü“  auf 
Kirchenvogtei  und  Stadtvogtei  zu  sprechen  und  entwickelt  dabei 
höchst  beachtenswerthe  selbständige  Ansichten  über  iliie  Be- 
deutung und  ihren  Umfang  in  Stadt-  und  Landgebiet. 

Endlich  hat  W.  Varges  in  den  letzten  Jahren  3 Aufsätze 
in  der  Zeitschrift  des  historischen  Vereins  für  Xicdersachsen 
publicirt  (1893.  1895.  1897),*)  worin  sich  längere  Ausführungen 
über  Schirnivogtei  und  Stadtvogtei  befinden.  Man  wird  einem 
Kichtbremer  sehr  dankbar  sein  müssen,  dass  er  sich  in  so  ein- 
gehenden, an  das  Brem.  Urkundenbuch  anschliessenden  Studien 
mit  der  Verfassungsgescliichte  der  Stadt  beschäftigt  bat,  wobei 
der  Werth  der  Arbeit  dadurch  nicht  gemindert  wird,  dass  gegen 
manche  seiner  Forschungsergebnisse,  sowie  gegen  seine  Kritik 
der  bisherigen  „Rechtsconstructionen“  die  Bremer  Uokalhistoriker 
Widei-spruch  erheben  werden. 


Zur  Ent8tehmigsj5escliiclite  Broniens  189.1  Verfassntigsjfesdiiclito  iler 
Stadt  üremcH  im  Mittelalter  1 1895.  II.  1897. 
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111.  Geschichte  der  Stadtvogtei. 


I.  Von  965  1246. 


1.  Das  aus  Mei’sebiirg  vom  10.  August  '.tG.'i  datiite  Privileg 
Ottos  I.,  (Bremer  Urkuiidenbucli  Bd.  I.  No.  11)  welches  dem 
Ort  Bremen  das  Marktprivileg  gegeben  und  ihn  dadurch  zu 
einer  Stadt  erhoben  hat,  befreite  zugleich  die  Einwohner  von 
der  Gewalt  des  Gaugrafen,  die  dem  Erzbischöfe  übertragen  wurde. 

,Nemo(iue  inibi  aliquam  sibi  vendicet  putestatem  nisi  praefati 
pontificatus  archiepiscopus  et  quam  ipse  ad  hoc  delegerit.“ 

Das  aus  Verona  vom  *27.  October  9(>7  datirte  Piivileg 
Ottos  I.  (Brem.  Urk.  B.  Bd.  I.  No.  12)  spricht  dieselbe  Befreiung 
für  das  in  der  Diöcese  Hamburg- Bremen  liegende,  sich  um 
Bremen,  Bücken,  Bassum,  Rameslo  gruppirende  Kirchengut  aus. 

....  „nt  nullus  dux  neque  inarchio  vel  comes  ant  alia 
quaedam  judiciaria  potestas  ullam  sibi  in  praedictis  umnibus 
usurpent  potestatem,  nisi  praedictae  sedis  episcopus,  et  advocati 
quos  ipse  elegerit.“ 

2.  Die  Vögte  waren  in  dieser  ersten  Entwicklungsperiode 
der  landesherrlichen  Gewalt  der  Erzbischöfe  Beamte,  die  sie 
aus  dem  Kreise  ihrer  Ministerialen  wählten.  Man  darf  wohl 
mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  annehmen,  dass  9(>5  Adaldag 
für  die  Stadt  Bremen  einen  besonderen  Vogt  eingesetzt,  also 
einen  bestimmten  Stadtvogteibezirk  geschaffen  hat,  wobei  aber 
nicht  au.sgeschlo.ssen  ist,  da.ss  dieser  Vogt  auch  anfangs  deu  ein 
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oder  anderen  Vogteibezirk  der  Diücese  mitverwaltet  hat.*) 
Sicher  ist,  dass,  als  die  Mauern  der  Stadt  sich  immer  mehr  und 
mehr  ausdehnten,  insbesondere  der  Markt  darin  eingeschlosseu 
wurde,  als  die  Bevölkerung  wuchs  und  zugleich  wirtschaftlich 
kräftiger  wurde,^)  hier  ein  besonderer  Stadtvogt  die  Recht- 
sprechung Übte  und  der  Verwaltung  Vorstand.  Eine  Jahreszahl 
lässt  sich  dafür  nicht  angeben. 

Wenn  man  nun  jenes  Privileg  von  t*ö5  nicht  nur  als 
Geburtsurkunde  der  Stadt,  sondern  auch  ihres  Vogts  annimmt, 
so  hat  dies  Amt  bis  1.  Dez.  1802  bestanden.^) 


')  .'Vilalda^  setzte  z.  B.  einen  Vojft  für  Bücken  ein;  eigene  Vögte 
weiden  in  Kipesliolt,  Häslingen  und  Stade  genannt;  auch  einer  in  Hamburg. 
(DeUio,  Geschichte  des  Erzbisthums  Hamburg— Bremen  Seite  116.) 

*)  Siehe  darüber  Buchenau,  die  Entwicklung  der  Stadt  Bremen  bis 
1305.  (Bremisches  Jahrbuch  Bd.  IS.) 

V.  Bippen  nimmt  in  seiner  Geschichte  der  Stadt  Bremen  Bd.  I. 
8.  24)  au,  dass  durch  das  Privileg  von  aiJS  das  Vogtsgericht  nur  über  die 
Reclitsstreitigkeiten,  die  sich  unmittelbar  aus  dem  Marktverkehr  ergaben, 
zu  richten  hatte  und  dass  erst  büT  das  Bremische  Landgericht  überhaupt 
au  den  Vogt  übergegaugen  sei.  Ich  verstehe  das  Privileg  von  »t>5  dahin, 
dass  dadurch  die  städtische  Gerichtsbarkeit  in  vollem  rmfange  auf  den 
Vogt  übertragen  ist.  Eine  scharfe  Grenzziehung  zwischen  Handelsstreitig- 
keiten  und  audereu  bürgerlichen  Kechtssachen  scheint  mir  der  Kechts- 
auffassung  des  früheren  Mittelalters  fremd  zu  sein.  Doch  ist  dieser  Punkt, 
da  es  sich  nur  um  einen  Interimsznstand  von  zwei  Jahren  handelt,  von  ganz 
untergeordneter  Bedeutung. 

Dagegen  verlegt  Varges  (Zur  Entstehungsgeschichte  Bremens  S.  2(1. 
27  und  Verfassnngsgeschichte  der  Stadt  Bremen  im  Mittelalter  S.  212)  die 
Bildung  eines  Stadtgerichtsbezirks  in  eine  viel  spätere  Zeit.  Die  Exemtion 
der  Stadt  vom  Gau  soll  erst  im  .\nfang  des  13.  Jahrhunderts  geschehen 
sein.  Urkundliche  Stützen  für  seine  Hypothese  hat  er  nicht.  Die  Datirung 
der  Exemtion  entuimmt  er  eiuer  Urkunde  von  120(1  (Brem.  Urk.  Buch  No.  103) 
worin  von  einem  .Stadtrecht“  jus  civile  quod  wicbeleth  vocatur,  die  Kedo 
ist,  woraus  er  den  Schluss  zieht,  dass  erst  von  dieser  Zeit  an  vou  einer 
Geschichte  der  Stadt  Bremen  geredet  wurden  könne,  weil  ein  .Stadtreebt 
eine  Stadt  als  ausgesouderteu  Verwaltungsbezirk  voraussetzt.  Die  Ottoniseben 
Privilegien  sollen  dem  Erzbischof  nur  das  Recht  ertheilt  haben  einen  Schirm- 
vogt für  den  gauzen  Immuuiiätsbezirk  (Stadt  und  Land)  zu  setzen  (Ver- 
fassungsgeschichte  der  Stadt  Bremen  S.  2(>ü}. 

Mir  scheint  das  Charakteristische  des  ersten  Privilegs  (9(15)  zu  sein, 
dass  Bremen  dadurch  als  umfriedeter  Ort  aus  dem  grätlichuu  Gau  heraus- 
gehoben,  zu  einem  besonderen  Gerichtsbezirk  und  «Ininit  zn  einer  bischöf- 
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Der  Vogt  war  der  erste  Beamte  des  gefreiten  Bezirks 
(Imnninität);  vor  allein  Richter  über  dessen  sämmtlichc  Ein- 
wohner, sofern  sie  niclit  wie  die  Lelmspflichtigen  der  lehns- 
herrlichen, oder  wie  die  Hörigen  der  gutsherrlichen  Gerichts- 
barkeit des  Erzbischofs,  oder  endlich  wie  die  Geistlichen  der 
Gerichtsbarkeit  ihrer  Oberen  unterworfen  waren.  Vielleicht 
war  er  auch  unter  Otto  I.  und  seinen  nächsten  Nachfolgern 
niilitärischer  Stadtoberster  und  Heerbannführer.  Urkundlich  ist 
darüber  nichts  bekannt.  Im  13.  Jahrhundert  hatte  die  Führung 
des  Heerbanns  für  die  Bürger,  die  keine  Ministerialen  waren, 
schon  jede  Bedeutung  verloren.') 

Der  ursprüngliche  Kreis  der  Amtsbefugnissc  des  erz- 
bischöflichen  Vogts  ist  ebenso  in  Dunkel  gehüllt  wie  die 
Befreiung  der  Bürger  von  seiner  Regierung,  die  allmähliche 
Entwicklung  der  Selbstverwaltung  der  Stadt,  die  Entstehung 
des  Stadtraths. 

Allgemein  wird  angenommen,  dass  der  Vogt  den  Vorsitz 
in  der  Bursprake  der  Gemeindeversammlung  geführt  hat,  und 
die  Leitung  der  Gemeindeangelegenheiten,  sowie  die  Polizei- 
gewalt in  seiner  Hand  gelegen  haben.  Diese  Annahme  beruht 
aber  nur  auf  einem  Rückschluss  aus  dem,  was  wir  über  die 
Amtsverwaltung  des  Vogts  in  anderen  deutschen  Städten  wissen. 
Wo  wir  auf  dem  Boden  der  urkundlichen  Thatsachen  stehen, 
finden  wir  entweder  den  Rath  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit 


liehen  Stadt  gemacht  wird.  Das  Charakteri.stische  des  zweiten  Privilegs 
(9(17)  dagegen,  dass  es  siimmtliche  Kirchengilter  der  Diöcese  aus  dem  gräf- 
lichen üauverbandc  nimmt  und  den  königlichen  Keamten  wehrt,  das  Im- 
munitätsgebiet  in  amtlicher  Eigenschaft  zn  betreten. 

Die  Immunität  Bremens  würde  freilich  schon  lange  vor  der  Ottonischen 
Zeit  bestanden  haben,  wenn  man  das  Privileg  Arnulfs  von  888  (Brom. 
Ih'k.  Buch  No.  7)  für  echt  halt,  oder  wie  Varges  darin  eine  echte,  später 
umgearbeitote  Urkunde  erblickt. 

(vergl.  V.  Bippen,  Gesch.  d.  Stadt  Bremen.  Bd.  I.  S.  20). 

’)  Douandt,  Versuch  einer  Geschichte  des  Bremischen  Stadtrechts. 

Bd.  I.  S.  35.  Bd.  I.  S.  22G. 

Ebenso  in  Lübeck  (Erensdorff,  Stadt-  und  Gerichtsverfassung  Lübecks 
S.  92)  und  in  Hamburg  (Koppmann,  Kleine  Beitrage  zur  Geschichte  d»r 
Stadt  Hamburg.  1.  Heft  S.  28). 
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dem  Vogt  iii  der  Stadtiegiemng:  gemeinschaftlich  ertlieilen  sie 
Privilegien,  scliliessen  Staats-  und  Handelsverträge  ab. 

Eine  Urkunde,  wüiin  der  Vogt  allein  als  Delegirter  des 
Erzbischofs  in  Ausübung  von  Kegierungsbefugnissen  auftritt,  ist 
mir  nicht  bekannt. 

Seit  etwa  125!»  verschwindet  er  unter  den  Ausstellern 
öffentlicher  Urkunden,  die  von  jetzt  an  nur  von  den  cousules 
oder  von  ihnen  und  der  Gemeinde  unterzeichnet  werden.  „Ver- 
schiedentlich findet  sich  in  den  Urkunden  vor  den  Worten 
consules  oder  consules  et  commune  eine  Lücke,  die  in  dem 

Urkundenbuch  durch  die  üblichen  Punkte  ( ) bezeichnet 

wird.  Aussteller  und  Schreiber  haben  bei  der  Abfassung  erwartet, 
dass  in  dieselben  eventuell  das  Wort  advocatus  eingesetzt  werden 
könnte.  Zum  letzten  Mal  findet  sich  eine  solche  Ijücke  in  einer 
Urkunde  des  Jahres  I33ü,  in  welcher  der  Rath  ein  Rechts- 
geschäft bezeugt.') 

3.  Der  Vogt  empfing  seine  Amtsbefugnisse  in  der  Form  der 
Bannleihe  (Bann  = Recht  bei  Strafe  zu  gebieten  und  zu  verbieten) 
vom  Erzbischof,  den  Blutbann  jedoch,  wahrscheinlich  im  kaiser- 
lichen Auftrag,  vom  sächsischen  Herzog  bis  zum  Ende  des 
13.  Jahrhunderts,  wo  eine  Bulle  von  Bonifaz  VIH  auch  den 
geistlichen  Landesherrn  die  Beleihung  mit  dem  Blutbann  gestattete. 

Wie  nach  mittelalterlicher  Anschauung  alle  Gerichts-  und 
Regierungsgcwalt  theoretisch  in  der  lehnsrechtlichen  Verleihung 
durch  den  Kaiser  ruhte,  so  hatte  indirekt  auch  die  Vogtsgewalt 
in  der  „koniucliken  wolt“  ihre  Quelle  und  es  ist  merkwürdig, 
mit  welcher  Zähigkeit  bis  in  das  18.  Jahrhundert  hinein  sich 
dieser  Gedanke  erhalten  hat. 

So  fordert  dos  Rathes  Diener  den  Vogt  auf,  das  Halsgericht 
zu  hegen:  „dewyle  gy  Macht  und  Gewald  hebben  wegen  Kays. 
Majestät.“  — 

Die  gleiche  Form  wird  bei  der  Hegung  des  Echtedings 
gebraucht : 

„Herr  Vaget  gy  schalen  stcdcn  Kays.  Majest.  tho  synem 
Rechte.“ 


'1  V’arges,  Verfassungsgescliidite 
(Tlieil  II.  Die  Rathsverfassung  8.  4S.) 


der  Stadt.  Brcmeii  im  Uitiolalter. 
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Verlorenes,  sowie  geraubtes  und  gestohlenes,  dem  Dieb  und 
Uänber  genommenes  Gut,  wenn  sich  kein  Eigenthflmer  dazu 
lindet.  ,sclial  an  des  Koninges  Hoheit  verfallen  syn.“ 

Endlich  gilt  die  Weser  als  die  freie  Königsstrasse  (strata 
regia)  und  mit  besonderem  Nachdruck  macht  der  Vogt  sein 
Recht  geltend: 

„to  hindern  und  to  toven  u))  des  koninges')  IVyen  straten 
von  Bremen  wento  in  de  selten  sec.“ 

Ja.  sogar  nach  1723  weist  Vogt  Zierenberg  darauf  hin, 
„dass  die  stadtvogteilichen  jura  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht 
allein  Namens  ihrer  Kgl.  ilajestät  als  Herzog  zu  Bremen, 
sondern  auch  zugleich  von  wegen  Ihrer  Rom.  Kayserl.  Majestät 
excrciret  werden.“'^)  — 

4.  Das  Recht,  das  im  Vogtsgericht  vor  1303,  dem  Jahre 
der  ersten  bekannten  Niederschrift  des  Stadtreclits,  angewendet 
worden  ist,  wird  einmal  die  lex  Saxunum  gewesen  sein,  die  in 
ihren  tlß  Artikeln  eine  Fülle  criminal-  und  privatrechtlicher 
Bestimmungen  über  eheliches  Güterrecht,  Erbrecht,  Sachenrecht, 
civilrechtliche  Sehadensersatzansprüche  u.  s.  w.  enthält;  anderer- 
seits ein  sich  daran  schliessendes,  durch  die  Gerichtspraxis  sich 
fortbihlendos  Gewohnheitsrecht.  Dazu  kommen  die  Capitularien 
der  Könige,  insbesondere  das  capitulare  de  partibus  Saxoniae, 
worin  die  Pflichten  und  Rechte  der  in  Sachsen  neu  ernannten 
Grafen  bestimmt  werden,  das  capitulare  Saxonum,  wodurch  die 
Bannfällc  und  Baunbussen  des  sächsischen  Rechts  mit  dem 
fränkischen  ausgeglichen  werden  sollen. 

5.  Diese  Rechtsqnellen  und  das  ungeschriebene  Gewohnheits- 
recht, das  durch  mündliche  Tradition  sich  fortpflanzte,  mussten 
Vogt  und  Urtheilsfinder  kennen.  Ersterer  hatte  nur  das  Gericht 
zu  leiten,  über  die  Innehaltung  der  processualischen  Formen 


*)  hiiiilern  = anhalten,  arrestiron. 
toven  = anhalten,  in  Haft  nehmen. 

Frensilorff,  die  Stadt-  und  Uerichtsverfassung  Lübecks  S S1  hebt 
bei  der  Schilderung  der  Vogteigewalt  in  Lübeck  diesen  Qesiebtapunkt  eben- 
falls hervor: 

„Bei  den  vom  König  selbst  eingesetzten  Richtern  und  V'bgten  der 
Keichsatädte  trat  dieser  unmittelbare  Zusammenhang  aller  Qericlitsgewalt 
schon  in  ihrer  .Stellung  selbst  aufs  deutlichste  hervor“. 
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zu  wachen  und  den  Gerichtsfrieden  zu  wahren.  Ob  in  älterer 
Zeit  Schöffen,  d.  h.  ständige  Urtcilsfinder,  die  Kraft  ihres 
Amtes  sich  zu  den  Gerichtssitzungen  einzutinden  hatten,  vor- 
handen gewesen  sind,  kann  weder  bejaht  noch  verneint  werden. 
Sie  müssen,  wenn  sie  überhaupt  vorhanden  gewesen  sind,  schon 
früh  als  rechtsprechender  Gemeindeausschuss  verschwunden  sein. 
In  den  Statuten  von  1303  heisst  es; 

The  voghet  is  weldich  enes  ordeles  to  vraghende  so  weme 
he  wil.  (Ord.  25.) 

Auch  die  sächsische  Gerichtsverfassung  vor  Karl  dem 
Grossen  scheint  keine  Schöffen  gekannt  zu  haben.  Aber  so 
einfach  war  weder  das  materielle  Recht,  noch  das  Processrecht 
mit  seinem  Formalismus,  dass  seine  Keuntniss  bei  jedem  er- 
wachsenen Volksgenossen  vorausgesetzt  werden  konnte.  In 
jeder  Gerichtsversamnilung  werden  sich  — wenn  wir  dem 
Heliand,  der  den  Proeess  Christi  vor  Pontius  Pilatus  in  alt- 
sächsischen Gerichtsformen  verführt,  vertrauen  dürfen  — .Männer 
von  anerkannter  Rechtskunde  befunden  haben,  die  auf  Verlangen 
der  Gericlitsgemeinde  Rechtsbelehrung  ertheilten:  die  eosagon, 
wie  sie  das  altdeutsche  Volksepos  nennt.*)  So  wird  es  auch 
im  sächsischen  Gau  Wigmodi  gewesen  sein,  und  vielleicht  sind 
unsere  bremischen  Geschworenen  (jurati)  die  Nachfolger  dieser 
altsächsischen  eosagon.  In  der  Urkunde  von  1237  (Vertrag 
Bremens  mit  dem  Harlingerlande,  Breiii.  Urk.  Buch  I.  203) 
finde  ich  die  Geschworenen  zuerst  erwähnt.  Man  darf  aber 
wohl  ein  w’eit  früheres  Bestehen  annehraen. 

Es  waren  Männer,  bei  denen  eine  gewisse  Rechtskenntniss 
vorausgesetzt  wurde,  ohne  von  ihnen  gesetzlich  verlangt  zu 
werden. 

Denn  das  Gesetz  von  1340  über  die  Geschworenen  bestimmt 
nur:  sie  müssen  erbgesessene  Bürger,  über  24  Jahr  alt  sein  und 
Deutsch  lesen  können. 

Dies  letztere  war  in  den  damaligen  Zeiten  schon  etwas. 
AVer  lesen  kann,  kann  auch  ab.stract  denken,  und  bei  dem  geringen 
Stoff,  den  das  Gedächtniss  damals  in  sich  aufzunehmen  hatte, 
kann  eine  Erwerbung  von  Rechtskeuntuisseii  ohne  eigentliches 


*)  Lagenpuscb,  das  gcrnianiaelie  Kecht  im  Heliand.  S.  50. 
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Stiulium,  (lurcl)  ücbeiiieferung  von  Alten  zn  Alten,  durch 
Zuliören  bei  den  Verhandlungen  auf  dem  Markte,  durch  Gespräch 
mit  älteren  Kechtsvei-ständigen  u.  s.  w.  wohl  möglich  erscheinen. 

Die  Geschworenen  waren  ausserdem  eine  privilegirte  Klasse 
von  Zeugen.  Jedes  Rechtsgeschäft,  das  einen  Gegenstand  von 
einer  Bremer  Mark  (50— tU)  Mark  heutigen  Geldes)  betraf, 
konnte  nur  durch  ihr  Zengniss  oder  durch  vou  ihnen  ausgestellte 
ürkunden,  sog.  Gesch woreneubriefe,  bewiesen  werden.  Die 
F'ürsprecher  der  l’artheien  wurden  aus  ihrer  Mitte  entuommen. 
Sie  tändeii  sich  an  den  Tagen,  wo  der  Vogt  auf  dem  Markt 
Gericht  hielt,  unter  dem  Rathausbogeu  ein,  um  Verträge  zn 
bezeugen,  Rath  zu  erlheilen,  der  Partheien  Wort  zu  führen  und 
aus  ihnen  wird  der  Vogt  auch  wahrscheinlich  seine 
Urtheilsfimler  genommen  haben.  Dass  hier  alles  bunt 
durcheinander  geht:  Eigenschaft  vou  Zeugen,  Xotaren,  Anwälten, 
Richtern  wird  uns  für  die  damaligen  Verhältnisse,  in  die  man 
sich  ja  häufig  erst  gewaltsam  hineindenken  muss,  um  so  weniger 
wundern,  wenn  wir  erfahren,  dass  sogar  Rathspei’sonen  das 
Gesch wornenamt  bekleideten,  was  erst  1433  für  unstatthaft 
eiklärt  worden  ist. 

Die  Jdentificirung  der  Geschwornen  mit  den  Urtheilsfinderu 
kann  aber  nur  für  die  ältere  Zeit  Gültigkeit  haben.  Ende  des 
Iti.  Jahrhnnderts  waren  die  Geschworenen  schon  verschwunden. 
Denn  im  glossirten  Codex  der  Statuten  heisst  es:  hentigeu  Tages 
und  bei  Menschengedenken  hat  man  sie  nicht  mehr. 

Da  muss  man  denn  annehmen,  dass  im  17.  Jahrhundert 
die  Urtheilsfinder  theils  studirte  Anwälte  gewesen  sind,  theils 
nnstndiite  oder  halbstndirte  Fürsprecher,  die  sich  ihre  Rechts- 
kenntniss  durch  die  Praxis  erworben  hatten. 

Dass  es  solche  nnstudirte  Fürsprecher  auch  noch  im  16. 
und  17.  Jahrhundert  gab,  ersieht  man  aus  verschicdeueii,  vor 
dem  Rath  gewechselten  Processschriften.  Da  wirft  der  eine 
dem  andern  vor:  er  sei  in  neuer  hogeu  scholc  in  sacris  legum 
studiis  erzogen;  ein  ander  Mal  wird  dem  Gegner  der  Rath 
gegeben  : er  hätte  lieber  bei  seinem  Kaufhandel  und  Weinschenken 
bleiben  sollen,  als  sich  in  die  Jurisprudenz  zu  mischen  (1555). 

Jedenfalls  war  immer  eine  Anzahl  Männer,  deren  Ver- 
trautheit mit  dem  städtischen  Recht  dem  Yogt  bekannt  war, 
an  den  Gerichtstagen  anwesend. 
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Den  Namen  Dirk  von  Minden  habe  ich  30  Mal  als  Urtheils- 
finder  gezählt;  Christoffer  Steftens  11  Mal,  Herrn.  Horstmann 
lü  Mal;  andere  kommen  wieder  nur  3,  2 oder  1 Mal  vor; 
letzteres  stimmt  dann  freilich  nicht  recht  mit  der  Annahme 
einer  berufsmässigen  Ausübung  des  TJrtheilsfindens. 

In  früherer  Zeit  (1466)  findet  sich  einmal  ein  Knochenhauer 
als  Urtheilsfinder  genannt  (Schedebuch  Fol.  26b),  auch  Gerd 
Kop,  der  1467  ein  für  das  Handfestenrecht  sehr  wichtiges 
Urtheil  gesprochen  hat,  (Schedebuch  Fol.  30  a),  worauf  noch 
später  zurückzukommen  sein  wird,  scheint  kein  Berufsjurist 
gewesen  zu  sein. 

Vogt  Zierenberg  berichtet  1617,  er  habe  beim  Erzbischof 
beantragt,  den  Urtheilsfindern  und  den  Personen,  die  das  Urtheil 
beim  Math  zur  Execution  einzeugten,  ein  jährliches  Salarium 
von  insgcsammt  20  Thalern  zuznbilligen,  was  nur  dann  ver- 
ständlich ist,  wenn  man  ständige  Urtheilsfinder  im  Anfänge  des 
17.  Jahrhunderts  voraussetzt. 

6.  Für  den  Umfang  des  Sprengcls  des  Vogtsgerkhts  lassen 
sich  für  die  ältere  und  ebensowenig  für  die  spätere  Zeit  be- 
stimmte Grenzen  angeben. 

Ord.  0 (Gesetzbuch  von  1303)  sagt: 

„wat  binnen  wicbelcthe  gheschen  is,  thar  the  vrone 
gheyt.“ 

Aber  wie  weit  das  Weichbild  gegangen  ist,  darüber  gehen 
eben  die  Meinungen  sehr  auseinander. 

Jedenfalls  beschränkte  es  sich  auf  das  rechte  Weserufer, 
ging  aber  über  die  Stadtmauer  hinaus  und  umfasste  auch  einen 
Theil  dei'  später  gebildeten,  bei  der  Stadt  eingeptärrten  Vor- 
städte. 

Mit  dieser  Annahme  stimmt  auch  die  Angabe  im  Hille- 
boldscheu  Vertrage,  dass  der  Vogt  richte: 

„binnen  Bremen,  buten  Bremen  binnen  de  Boeme“,  worunter 
ich  die  Schlagbäume  der  Pallisaden  innerhalb  der  alten  Land- 
wehren (Dobben,  Kumpgrabeu)  verstehe.') 

Sicher  ist,  dass  der  Vogt  auch  ausserhalb  der  Stadtmauern 
z.  B.  auf  dem  Brink,  dem  Lüskenbrink  (auf  der  Contrescarpe 


')  Buchenau,  Die  freie  Hansastadt  Bremen  und  ihr  Gebiet.  S.  598.  77. 

Dr.  As  KüthmanD,  Qcäuhicbta  der  bremitohea  SUdtvogiai 
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am  Beginn  der  Kohlhökerstrasse),  auf  dem  Jodutenberge  das 
Notli-  and  Blutgericht  gehegt  d.  h.  Verschreiungen  über  die 
Leichen  Erschlagener  vorgenommen  hat. 

7.  Nach  Erbauung  des  neuen  Rathhauses  (1407)  war  der 
zweite  Rathhausbogen  von  der  Oberstrasse  aus  die  Gerichts- 
stätte des  Vogts,  der  das  Palatium  (an  der  Stelle  des  jetzigen 
Stadthauses)  als  Amtswohnung  innehatte,  seitdem  die  Erz- 
bischöfe nicht  mehr  in  Bremen  residiiten.*)  1691  mussten  die 
Vögte  es  den  schwedischen  Etatsräthen  überlassen.  In  hannover- 
scher Zeit  wohnten  die  Oberhau ptmänncr  darin,  und  der  Vogt 
erhielt  eine  Miethsentschädigung  von  40  Thalern. 

8.  Bis  zum  Jahre  1089  erfahren  wir  aus  geschichtlichen 
Quellen  und  Urkunden  nichts  über  die  Bremische  Vogtei. 

Die  Annalen  des  Albert  vom  Stade  berichten:  (Brem.  Urk. 
Buch  Bd.  I No.  23)  in  der  Erzählung  der  Ereignisse  dieses 
Jahres,  dass  Graf  Lothai’  von  Suplinburg  den  Erzbischof  Liemar 
gefangen  genommen  hat:  „qui  dedit  pro  redemtione  sua  ad- 
vocatiam  Bremae  et  300  marcas  argenti;  et  ita  rcstitutus  est 
episcopatui  suo.“ 

In  den  Kriegen  Heinrichs  IV.  mit  den  Sachsen  hatte  sich 
Erzbischof  Liemar  auf  die  Seite  des  Königs  gestellt  und  war 
in  dessen  Feldlager  auf  der  Burg  Gleichen  dem  Lothar,  einem 
der  reichsten  sächsischen  Grundbesitzer,  als  Kriegsgefangener  in 
die  Hände  gefallen. 

Aus  dem  Bericht  des  Albert  von  Stade  ist  nicht  zu  er- 
kennen, ob  die  Abtretung  sich  nur  auf  die  Stadtvogtei  oder  auf 
die  Vogtei  über  sämmtliche  Kirchengüter  erstreckt  hat;  eben- 
sowenig ob  die  Abtretung  auf  den  Erwerber  Lothar  beschränkt 
sein  und  dem  Erzbischof  die  Wiedereinlösung  Vorbehalten  bleiben 
solle.  Als  1106  die  herzogliche  Gewalt  in  Sachsen  auf  Lothar 
übertragen  wurde,  fassen  er  und  jedenfalls  seine  Nachfolger 
darauf,  dass  ihnen  eine  Vogtei  im  allgemeineren  Sinne  über  das 
Bisthum  — eine  sogenannte  Schirmvogtei  zustehc. 


*)  lieber  den  früheren  Sitz  der  vier  Bünke  s.  Donaiidt,  Der  Bremiselie 
Civilprocess  iin  14,  Jahrhundert. 

(Bremieches  Jahrbuch  Bd.  V.  S.  8.) 
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0.  Die  ältere  Tlieorie  nahm  an,  dass  die  Billunger  eine 
allgemeine  Scliirmvogtei  über  das  Erzstift  ausgeübt  hätten,  ins- 
besondere unter  Bezugnahme  auf  Adam  v.  Bremen  II,  S.  4 
und  die  Chronik  von  Renner  „und  befohl  sine  Kerkenguder 
Hermanno  Billung.“  Auch  Waitz,  Verfassiingsgeschichte  Bd.  VII 
S.  141  ist  dieser  Ansicht. 

Schon  Donandt  (Bd.  I.  S.  37)  weist  auf  das  Unwahr- 
.schcinliche  einer  Bestellung  der  Billunger  hin.  Und  Dehio 
„Geschichte  des  Erzbisthunis  Hamburg- Bremen“  S.  315  folgt 
ihm  darin,  dass,  bei  den  Bestrebungen  der  Herzöge  aus  dem 
Hause  der  Billunger  ihre  gräflichen  Rechte  in  der  Diöcesc  zu 
erweitern,  es  ein  unbegreiflicher  Mis.sgriff  gewesen  wäre,  ihnen 
die  Ausübung  der  Schirmvogtei  zu  gestatten. 

Wir  haben  vor  1091  nur  eine  einzige  urkundliche  Nach- 
richt über  einen  Schirmvogt  der  bremischen  Kirche  (ülfrcdus) 
in  einem  bei  Lindenbrog  Script,  rer.  septentr.  S.  abgedruekten 
Diplom  Heinrichs  I.  aus  dem  Jahre  935.  Abgesehen  von  der 
zweifelhaften  Echtheit  ist  die  Urkunde  für  die  Frage  wenig 
wichtig,  weil  sie  vor  die  Ertheilung  der  Ottonischen  Privi- 
legien fällt. 

Der  nächste  Schirm  vogt  kommt  in  einer  unzweifelhaft 
echten  Urkunde  aus  dem  Jahre  1091  vor  (Ijindenbrog  Script, 
rer.  .sept.  Nr.  33.  34.  S.  14G,  147.  Hamb.  Urk.  Buch  118.) 
iiiemar  nennt  den  Friedlich  v.  Stade,  der  als  Vieegraf  die 
stadischen  Lande  verwaltete,  „tune  advocatus  ecclesiae  nostrae. 

Die  Urkunde  ist  also  nach  Verpfändung  der  Vogtei  von 
Licmar  ausgestellt.  Man  kann  nun  daraus  schliessen,  dass  um- 
die  Stadtvogtei  abgetreten,  die  V'ogtei  über  das  Erzstifl  aber 
beim  Erzbischof  verblieben  ist,  oder,  dass  Friedrich  eben  der 
von  Lothar  kraft  der  Cession  zum  Schirmvogt  Bestellte  ist. 
Denn  advocatus  nostrae  ecclesiae  kann  er  iu  beiden  Fällen 
genannt  werden. 

Eine  sichere  Antwort  lässt  sich  nicht  geben.  Auch  Dehio 
(Seite  II.  49)  kommt  zu  keiner  Entscheidung. 

Varges  (Zur  Entstehungsgeschichte  Bremens  S.  •2G.  27. 
Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Bremen  im  Mittelalter  S.  212. 
2GG)  legt  die  Privilegien  von  9G5  und  9G7  dahin  aus,  dass 
dadurch  dem  Erzbischof  das  Recht  zur  Ei  nennung  eines  Schirin- 
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vogts  für  den  ganzen  Immunitätsbezirk  ertlieilt  ist.  Dieser  er- 
nannte dann  als  Unterbeamten  für  die  Stadt  den  Stadtvogt.  So 
soll  als  erster  minor  advocatus  ein  Neffe  Liemars  in  Nr.  27 
und  29  des  Urk.  Buchs  erwähnt  sein.  Der  dort  genannte 
Gerungus  nennt  sich  aber  nicht  minor  advocatus,  sondern  ad- 
vocatus. Ebensowenig  bezeichnen  sich  die  ferner  von  Varges 
genannten:  Ericus,  Adalbero,  Hermanns  als  minores  advocati 
(S.  270). 

Ich  habe  nur  einmal  in  der  Urk.  Nr.  49  aus  dem  Jahre 
1159  einen  minor  advocatus  gefunden,  Bernardus  minor  advo- 
catus, dem  in  derselben  Urkunde  Adolfus  de  Nienkerken  als 
advocatus  civitatis  gegenübersteht.  Und  dies  erklären  die 
Herausgeber  des  Urkundenbuchs  ganz  einfach  und  natürlich: 

1169  war  Heinrich  der  Löwe  Herr  im  Erzbisthum.  Erz- 
bischof Hartwich  war  verjagt,  und  die  Bürger  Bremens  hatten 
dem  wölfischen  Herzoge  wahrscheinlich  huldigen  müssen.  Adolf 
von  Nienkerken,  aus  einem  edlen  reichbegüterten  Geschlecht 
im  Hildesheimischen  stammend,  war  von  Heinrich  dem  Löwen 
als  Schirmvogt  der  Diöcese  eingesetzt  und  ihm  die  Ausübung 
der  herzoglichen  Rechte  übertragen  worden.  Der  auf  Grund 
dieser  Machtvollkommenheit  vom  Schiriuvogt  eingesetzte  Stadt- 
vogt war  Bernardus,  der  sich  als  letzter  unter  den  Urkunden- 
zeichnern minor  advocatus  nennt,  um  sich  von  seinem  hohen 
Herrn  zu  unterscheiden. 

Dünzelmann,  (Bremische  Verfassungsgeschichte  bis  zum 
Jahre  1300.  Bremisches  Jahrbuch  Bd.  XIII)  unterscheidet 
ähnlich  wie  Varges  den  Schirmvogt  (advocatus  ecclesiae),  der 
aus  einem  edlen  Geschlecht  genommen  wird,  von  dem  aus  den 
Ministerialen  gewählten  Stadtvogt.  Diesem  Kirchenvogt  sollen 
bis  ins  12.  Jahrhundert,  wo  sein  Amt  aufhört,  immer  mehr 
und  mehr  Befugnisse  genommen  sein,  die  theilweise  auf  den 
Hänsegrafen  übergingen.  Alardus  (1207)  soll  der  letzte 
Schirmvogt  gewesen  sein.  Der  Stadtvogt,  (der  erste  ist  der 
1106  genannte  Gerungus)  der  Häusegraf  und  der  Rath  treten 
an  die  Stelle  des  Schirmvogts. 

Ich  gebe  zu,  dass  die  Erzbischöfe  hin  und  wieder  Schirm- 
vögte über  ihre  Diöcese  gesetzt  oder  .sie  vom  Kaiser  gesetzt 
bekommen  haben,  obschon  mir  urkundlich  nur  der  eine,  früher 
erwähnte  Fridericus  comes  (1091)  bekannt  ist.  Aber  das  be- 
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streite  ich,  dass  die  Scbirmvogtei  ein  ständiges  Amt  gleichwie 
die  Stadtvogtei  gewesen  ist.  Wenn  wir  den  Stadtvogt  auch 
erst  1100  zuerst  genannt  linden,  so  dürfen  wir  doch  wohl  mit 
einiger  Sicherheit  behaupten,  dass  Bremen  schon  bald  nach  Er- 
theilung  der  Ottonischen  Privilegien  an  Einwohnerzahl  und 
Handelsbedeutung  so  zugenommen  hat,  dass  die  Einsetzung  eines 
Vogts  für  den  Stadtbezirk  erforderlich  wurde  (siehe  insbes.  die 
Schilderung  bei  Dünzelmann,  Beiträge  zur  Bremischen  Ver- 
fassungsgeschichte, Bremisches  Jahrbuch  Bd.  XVII.) 

Nur,  wenn  politische  Gefahren  drohten,  dachten  die  geist- 
lichen Herren  daran,  ans  mächtigen  Grundbesitzern  Schirmvögte 
zu  bestellen ; sie  zu  einer  ständigen  Einrichtung  des  öffentlichen 
Rechts  zu  machen,  lag  für  die  Erzbischöfe  der  Diöcese  Hamburg- 
Bremen  kein  zureichender  Grund  vor. 

Zur  Vornahme  von  Rechtsgeschäften  für  die  Kirche,  ins- 
besondere Schenkungen,  genügten  die  Einzelvögte  in  der  Diöcese, 
eventuell  Specialbevollmächtigte. 

Die  Theorie  Dünzelmanns  hängt  an  drei  sehr  dünnen 
Fäden:  einmal  daran,  dass  1091  ein  Schirmvogt  in  der  Person 
des  Stader  Grafen  Friedrich  vorhanden  gewesen  ist,  ferner,  dass 
Alardus  advocatns  immer  an  erster  Stelle  unter  den  Zeugen 
genannt  wird,  also  ein  vornehmer  Herr  gewesen  sein  müsse; 
endlich,  dass  in  der  Urk.  Nr.  49  aus  dem  Jahre  1159  Adolf 
v.  Nienkerken  als  advocatus  civitatis  (Schirm vogt),  Bernardus 
als  advocatus  minor  (Stadtvogt)  auftiitt.  Aber  die  Zeit,  wo 
Heinrich  der  Löwe  das  Erzstift  in  seiner  Gewalt  hatte,  darf 
doch  zu  einer  Charakteristik  der  regulären  kirchen-  und  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Diöcese  nicht  herangezogen  werden. 
Adolf  von  Nienkerken  w'ar  Beamter  des  sächsischen  Herzogs 
und  Schirmvogt  der  Diöcese,  letzteres  wahrscheinlich  sehr  wider 
Willen  des  Erzbischofs,  jedenfalls  nicht  von  ihm  dazu  bestellt. 

10.  Nachdem  1137  Lothar  als  deutscher  Kaiser  gestorben, 
erhielt  Herzog  Heinrich  der  Stolze  von  Baiern  das  Herzogthum 
Sachsen.  Er,  wie  sein  Sohn  Heinrich  der  Löwe  und  dessen 
Gegner  Albrecht  der  Bär,  welche  um  die  Herzogsrechte  kämpften, 
besetzten  abwechselnd  die  Stadt  und  gaben  natürlich  keins  der 
von  Lothar  besessenen  Rechte  auf.  Heinrich  der  Löwe  als 
Sieger  im  Kampfe,  oder  richtiger  seine  Mutter  und  seine  Räthe, 
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denn  er  selbst  zählte  erst  13  Jahre,  als  er  1142  nach  Bremen 
kam,  beschränkten  die  Gewalt  des  Erzbischofs  ganz  auf  die 
geistlichen  Amtsbefugnisse  und  begründeten  eine  wahre  Laudes- 
heri’schaft  über  Bremen.  Ohne  nach  dem  historischen  Rechtstitcl 
der  Vogtei  zu  fragen,  galt  sie  für  Heinrich  nur  als  nothwendigcr 
Bestandtheil  seiner  herzoglichen  Gewalt.  Vergeblich  versuchte 
Erzbischof  Hartwich  I.  Widerstand.  Erst  seinem  Nachfolger 
Siegfried  gelang  es,  sich  von  der  herzoglichen  Gewalt  zu  be- 
freien, als  der  stolze  Welfe  von  seiner  Machthöbe  herabgestürzt 
worden  war.  Am  13.  April  1180  wurde  zu  Gelnhausen  das 
sächsische  Herzogthum  des  geächteten  Reichsfürsten  getheilt, 
und  Siegfried  erhielt  die  vollen  Regierungsrechte  Uber  sein  Stift 
durch  die  kaiserliche  Belehnung  wieder  zurück  und  damit  auch 
die  Vogtei.  Freilich  nahm  der  Weifenfürst,  1189  aus  der  Ver- 
bannung zurückgekehrt,  die  alten  Pläne  noch  einmal  wieder 
auf,  und  der  damalige  Erzbischof  Hart  wich  II.,  der  wegen  über- 
triebener Steuerauflagen,  womit  er  die  Kosten  eines  Krieges 
in  Dithmarschen  decken  wollte,  mit  den  Bürgern  und  dem 
Kapitel  in  heftige  Streitigkeiten  gerathen  war,  stellte  sich  auf 
seine  Seite.  Aber  er  hatte  damit  kein  Glück.  Die  Bürger,  und 
mit  ihnen  ihr  eigener  Stadtvogt  Alardus,  setzten  sich  der  ge- 
fahrvollen erzbischöflichen  Politik  entgegen.  Hartwich  musste 
die  Stadt  räumen  und  erst  gegen  eine  zu  zahlende  Busse  von 
(100  Mark  durfte  er  1195  die  Stadt  wieder  betreten  und  die 
erzbischöflichen  Rechte  ausüben.  Aber  der  unruhige  Mann 
konnte  nicht  lange  Frieden  halten.  1198,  von  einem  Kreuzzuge 
zurückgekehrt,  mischte  er  sich  in  den  Kampf  Philipps  v.  Schwaben 
und  Ottos  IV.  um  die  deutsche  Königskrone,  wobei  er  seine 
V'ogteirechte  wiedereinbiisste,  die  er  dem  Pfalzgrafen  Heinrich, 
dem  Sohne  Heinrichs  des  Löwen,  der  sich  auf  die  Seite  seines 
Brudei-s  gestellt  hatte,  abtreten  musste. 

Nun  folgt  von  1202  — 1219  die  Stadtgeschichte  der  Reiehs- 
geschichte  in  ihren  beständigen  Paitheiwirren.  Hartwich  stirbt 
1207,  und  dem  Erzbischof  Gerhard  II.  gelingt  es  endlich  1219 
durch  einen  Vertrag  mit  dem  Pfalzgrafen  Heinrich  die  Vogtei - 
rechte  zurückzuerwerben;')  seitdem  haben  die  Erzbischöfe 
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und  ihre  Rechtsnachfolger  sie  nicht  wieder  ans  den  Händen 
gegeben. 

11.  Aus  dieser  Zeit  der  politischen  Wirren  sind  uns  nun 
die  ersten  urkundlich  bezeugten  Namen  der  Vögte  erhalten. 
Als  ersten  habe  ich  Gerungus  110t>  gefunden  (Brem.  Urk. 
Buch  I.  Nr.  27).  Sie  erscheinen  meistens  als  Urkundspersonen, 
üeber  ihre  Persönlichkeit  und  ihre  Thätigkeit  ist  nichts  bekannt. 
Ich  lasse  ihre  Namen  bis  139U  hier  folgen: 

Ericus  1110  (Brem.  Urk.  Buch  I.  29.  87.) 

Liudgerus  11.19  (Brem.  Urk.  Buch  I.  32.) 

Adalbero  1345  (Br.  Urk.  Buch  I.  32.) 

Hermanus  1150  (Br.  Urk.  Buch  1.  43.) 

Beniardus  1159  (Br.  Urk.  Buch  I.  49.) 

Alardus  1180  (Br.  Urk.  Buch  I.  05.) 

Theodoricus  1234  (Br.  Urk.  Bucli,  I.  187.) 

Heyno  1249  (Br.  Urk.  Buch  Bd.  I.  216.) 

Wernerus  1243  (Br.  Urk.  Buch  I.  221.) 

Otto  quondain  advocatus  1244  (Br.  Urk.  Buch  Bd.  I.  229.) 

.Johannes  de  Monestede  1257  (Br.  Urk.  Buch  Bd.  I.  252.) 

Gerardus  Scolo  1260  (Br.  Urk.  Buch  I.  302.) 

Johannes  de  Mertzele  1252  (Brem.  Urk.  Buch  Bd.  I. 

Nr.  252.) 

Volquinus,  de  Degenflete  1303  (Br.  Urk.  Buch  Bd.  II. 

Nr.  29.) 

Gerhardus  de  Dalhusen  (Br.  Urk.  Buch  Bd.  II.  Nr.  528.) 

W eiche  von  ihnen  bis  1219  vom  sächsischen  Herzog,  welche 
vom  Erabischof  eraannt  und  eingesetzt  sind,  lässt  sich  nicht  bei 
allen  ermitteln.  Mit  Recht  sagt  eine  Anmerkung  des  Urkunden- 
buchs Bd.  I.  Nr.  118  (1219); 

„Im  factischen  Besitz  der  Stadtvogtei  befanden  sich  die 
bremiseheu  Erzbischöfe  gewiss  schon  in  den  letzten  Zeiten 
Heinrichs  des  Löwen  wieder,  wobei  es  denkbar  bleibt,  dass 
gewisse  Einkünlte  davon  noch  an  den  Herzog  v.  Sachsen  zu  ent- 
richten waren.  Auch  war  vermuthlich  der  Krieg,  den  Heinrich  II. 
mit  dem  Pfalzgrafen  führte,  der  Erneuerung  der  herzoglichen 
Ansprüche  auf  Hoheitsrechte  in  Bremen  günstig.“ 
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111.  Gesehiehte  der  Stadtvogtei. 

2.  Von  1246—1586. 


1.  Die  erste  Urkunde,  worin  uns  in  festeren  Umrissen  die 
Amtsbefngnisse  des  Vo^ts  entfegentreten,  dutirt  vom  31.  Juli  1'24C) 
und  entliiilt  die  sog.  Gerliardisclien  Reversalen  (Br.  Urkunden- 
buch Bd.  I.  No.  234).  Rath  und  Gemeinde  hatten  ilir  städtisches 
Recht,  die  sog.  AVillküren,  im  Anfänge  des  13.  Jahrliunderts 
aufzeichnen  lassen,  aber  der  Erzbischof  Gerhard  II.  — es  ist 
derselbe,  der  den  Kreuzzug  gegen  die  Stedinger  anführte  — 
erzwang  deren  Wiederabschaffung  und  das  Versprechen,  in 
Zukunft  keine  neuen  ohne  Genehmigung  des  Erzbischofs  an- 
zunehmen. Alle  Versuche,  eine  Gerichtsbarkeit  des  Rathes 
neben  der  Vogtsgerichtsbarkeit  einzuführen,  werden  entschieden 
zurückgewie.sen.  Nur  die  Cognition  in  den  Sachen,  wo  es  sich 
um  Betrug  bei  Mass  und  Gewicht  handelt,  soll  den  Rathsherren 
in  Gemeinschaft  mit  dem  Vogt  zustehen  (cum  consulibus  judicent), 
und  die  Wetten  und  Brüche,  welche  diese  Fälle  abwerfen, 
sollen  sie  unter  sich  theilen.  Im  Uebrigen  müssen  Rath  und 
Gemeinde  geloben,  das  judiciuiii  praetorii  in  Ansehen  zu  erhalten. 
Alle  Rechtssachen  sind  hier  zu  verhandeln:  „univei-sa  facta, 
quae  per  juris  ordinem  debent  discuti  vel  inoveri  in  civitate 
nostra, in  praetorio  tantum  coram  advocato  vel  judice  domini 
nostri  archiepiscopi  per  justas  seutentias  terminentur.“ 

Das  Verfahren  ist  kurz  folgendes:  der  Vogt  fordert  einen 
aus  dem  Umstand  zur  Urthcilsfindung  auf.  Hält  dieser  sich 
dazu  nicht  für  fähig,  so  muss  er  dies  beschwören,  und  ferner, 
dass  Niemand  unter  den  Anwesenden  ist,  der  ihm  Rechtsbelehrung 
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ertheilen  kann.  In  diesem  Fall  darf  er  sicli  diese  innerhalb  einer 
achttägigen  Frist  von  den  Ratsherren  oder  anderen  Rechts- 
veretändigen  erbitten.  Hier  also  doch  das  erzbischöfliche  Zu- 
geständniss,  dass  nach  der  Stadt  Gesetzen  und  Gewohnheiten 
gerichtet  werden  soll  und  dass  die  Rathsherren  die  besten 
Rechtsbewahrer  sind!  Eine  Berufung  vom  Vogtsgericht  wird 
aber  nur  an  den  Erzbischof,  nicht  an  den  Rath  zugelassen. 

Die  Strafgerichtsbarkeit  liegt  ebenfalls  ganz  in  den  Händen 
des  erzbischöflichen  Richters.  Der  altgermanische  Anklago- 
process  ist  die  Regel;  wo  kein  Kläger,  kein  Richter.  Aber, 
wenn  bei  Körperverletzungen  und  Gewaltthätigkeiten  der  Ver- 
letzte nicht  klagen  will  — vielleicht  aus  Furcht  vor  dem  mäcli- 
tigen  Gegner  — so  kann  ihn  der  Vogt  zur  Klaganstellung 
zwingen,  und  wenn  der  Kläger  abwesend,  den  Beklagten  bei 
handhafter  Tliat  durch  Zeugen  überführen  lassen. 

Zwei  Jahre  später  wird  in  einem  Vertrage  (Br.  Urkunden- 
buch I.  No.  240),  der  Bestrafungen  von  Körperverletzungen 
und  Beleidigungen  und  die  Theilung  der  Geldbussen  zwischen 
dem  Erzbischof  und  der  Stadt  festsetzt,  noch  einmal  nachdrücklich 
hervorgehoben,  dass  dies  Statut  in  keiner  Weise  die  Gerichts- 
gewalt des  Vogts  mindern  und  nur  vor  ihm  gegen  die  Ueber- 
treter  procedirt  werden  solle. 

2.  In  der  Aufzeichnung  des  Stadtrechts  von  1303,  die 
Erzbischof  Giselbert  dem  Rath  gestattete,  ist  der  V^ogt  schon 
ganz  auf  die  richterliche  Thätigkeit  beschränkt:  er  ist  zum 
richtevaghet  geworden.  Aus  dem  Gesetzbuch  von  1303  lässt 
sich  ein  einigermassen  deutliches  Bild  gewinnen. 

Der  Vogt  hält  das  Gericht  in  bürgerlichen  Rechtssachen 
in  Gegenwart  von  zwei  Rathsherren  ab,  die  darauf  Acht  geben, 
dass  alles  mit  „rechten  Dingen“  zugeht,  dass  nach  der  Stadt 
Gesetzen  und  Gebräuchen  gerichtet  werde  und  ihr  der  Antheil 
an  Wetten  und  Brüchen  nicht  entgehe. 

Drei  Mal  im  Jahre  wurden  echte,  ungebotene  Dinge  abge- 
halten; am  zweiten  Montag  nach  Pfingsten,  am  er.sten  Montag  nach 
St.  Michaelis,  am  ei-sten  Montag  nach  h.  Dreikönig.  Hier  fanden 
vor  Allem  die  üebertraguugen  von  Grundeigenthum  statt,  die 
vor  dem  Rath  eingezeugt  und  seit  1434  in  ein  Lassungsbuch 
eingetragen  wurden.  Ferner  hielt  der  Vogt  alle  sechs  Wochen 
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ein  regelmässiges,  gebotenes  Ding  ab.  Die  darauf  nicht  beendeten 
Sachen  wurden  in  Gerichtssitzungen  von  14  Tagen  zu  14  Tagen 
zu  Ende  geführt. 

Der  Kläger  konnte  den  Beklagten  entweder  selbst  oder 
durch  den  Fronboten  des  Vogts  zur  Ladung  bringen. 

Ordel  101  fixirt  die  richterlichen  Befugnisse  des  Vogts: 
„Dhe  voghet  scal  hören  vor  richte  twier  manne  wort 
unde  enen  man  twisscen  erer  twier  rechte  vraghen  en 
rechte  ordel.  He  ne  scal  oc  nemende  scaden  ofte  helpen 
tho  siner  claghe  ofte  tho  siner  antworde.“ 

Der  auf  die  amtliche  Ladung  ausbleibende  Beklagte  wird 
in  eine  Wette  genommen  und  zum  zweiten  Male  geladen. 
Bleibt  er  wieder  aus,  zum  dritten  Mal  mit  zwei  Bürgern  als 
Ladungszeugen.  Gehorcht  er  auch  der  dritten  Ladung  nicht, 
wird  er  auf  Antrag  des  Klägeis  gepfändet.  Der  Vogt  wirkt 
bei  der  Pfändung  der  Fahrhabe  nicht  mit;  die  beisitzeuden 
beiden  Rathmänner  ertheilen  den  Vollstreckungsbefehl  (Ord.  21). 
Die  Zahlungsfrist  war  regelmässig  sechs  Wochen,  in  einer  Reihe 
von  Ausnahmefällen  eine  kürzere:  bei  Miethsachen  z.  B.  binnen 
der  Dweernacht. 

3.  Für  die  Häuser  und  Grundstücke  war  das  Vollstreckungs- 
verfahren ein  sehr  umständliches. 

Der  Gläubiger  bietet  das  Eibe  vor  dem  Vogtsgericht  zu 
drei  Gerichtstagen  von  14  zu  14  Tagen  auf  und  wird  dann  von 
dem  Vogt  durch  ein  vor  dem  Erbe  selbst  abgehaltenes  Verfahren 
in  das  Grundstück  eingewiesen,  der  Schuldner  ausgewiesen. 
Dadurch  kommt  der  Gläubiger  in  den  Besitz  des  Erbes,  er 
besitzt  es  zu  Kistenpfandesrecht.  Nach  Ablauf  der  sechs  Wochen 
wendet  der  Gläubiger  sich  wieder  an  den  Rath  und  bittet  uni 
Einweisung  zu  Eigenthum.  Er  hat  sodann  das  Erbe  in  vier 
echten  Dingen  zum  Aufgebot  zu  bringen  und  wird  nach  Ablauf 
eines  Jahres  Eigenlhiimer  nach  Friedewirkung  durch  denV'ogt.V) 
Die  Ueberweisung  des  zahlungsuiifähigen  Schuldners  an  den 
Gläubiger  „das  richten  mit  dem  manne“,  iiberliess  der  Rath 
dem  Vogt;  in  der  Verhängung  von  Arresten  concurrirlen  sie. 


')  T'rkumle  ß ii.  7 im  Brem.  Jahrbucli  Bd.  I.  S.  2:13;  „unde  wrachte 
eiue  des  erves  vord  (fortan)  eneu  eehten  reebten  vrede.“  — (1407). 
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Die  Statuten  trennen  das  Verfahren  in  bürgerlichen  Sachen 
und  Strafsachen  nicht.  Audi  bei  letzteren  finden  Männer  aus 
dem  Umstande  das  ürtheil. 

4.  Es  bedarf  nun  noch  im  Anschluss  an  Donandt  eines 
kurzen  Hinweises  darauf,  wie  die  Gerichtsgewalt  des  Käthes 
sich  herausgebildet  hat. 

Den  Anknüpfungspunkt  giebt  einmal  die  Bestimmung  in 
den  Gerhardischen  Reversalen,  dass  der  Urtheilfiuder  sich  vom 
Rath  das  ürtheil  erbitten  kann.  In  schwierigen  Fällen  wird 
nicht  selten  der  Rath  direkt  vom  Vogt  zur  Fällung  des  Urtheils 
aufgefordert;  dann  heisst  es:  „dat  ordel  quam  up  de  ratmann.“ 

Oder  die  Partheien  vereinigten  sich  ihre  Sache  vom  Rath 
entscheiden  zu  lassen  und  schufen  damit  eine  Compromissinstanz. 
Eine  eigentliche  Gerichtsgewalt,  die  den  Beklagten  zwingen 
konnte,  vor  ihm  zu  erscheinen,  hatte  der  Rath  auch  in  den 
neuen  Statuten  von  1433  noch  nicht  erworben.  Erst  das  Privileg 
von  1.541,  wodurch  Karl  V.  dem  Rath  die  Einsetzung  eines 
Niedergerichts  bewilligte,  hat  eine  solche  geschaffen.  Zur  Zeit 
der  Gerhardischen  Reversalen  scheint  die  Executionsgewalt  noch 
allein  in  den  Händen  des  Vogts  gelegen  zu  haben;  aber  schon 
1303  war  sie  auf  den  Rath  übergegaugen,  abgesehen  von  der 
Zwangsvollstreckung  in  liegende  Güter,  wo  dem  Vogt,  wie  wir 
gesehen,  eine  formale  Mitwirkung  zustand.  Schon  1330  hatte 
sich  aus  der  rathsherrlichen  Executionsgewalt  eine  Berufungs- 
instanz entwickelt.  Donandt  vermuthet  dabei  folgenden  Gang: 
wahrscheinlich  wurde  die  Zwangsvollstreckung  vom  Erzbiscliof 
wie  vom  Vogt  mehr  als  Last  denn  als  Recht  angesehen,  und 
es  war  ihnen  ganz  lieb,  wenn  sie  ihnen  der  Rath  durch  seinen 
Fronboten  abnalim.  Jener,  weiterblickend,  unterzog  sich  gern 
dieser  neuen  Pflicht,  aus  der  er  mit  einiger  Geschicklichkeit 
bald  Beschränkungen  der  vogteilichen  Gerichtsbarkeit  abzuleiten 
vermochte.  Bei  dem  mündlichen  Verfahren  vor  dem  Vogt.sgericlit 
war  es  nichts  seltenes,  dass  der  Besiegte  behauptete,  das  vom 
Sieger  zur  Vollstreckung  gebrachte  ürtheil  habe  einen  anderen 
Sinn,  als  wie  der  Gegner  meine,  um  hierdurch  den  Rath  indircct 
zur  Nachprüfung  des  Reelitsstreites  zu  veranlassen.  Kam  dieser 
zu  der  üeberzeugung,  dem  unterliegenden  Theile  sei  Unrecht 
geschehen,  so  weigerte  er  die  erbetene  Vollstreckung.  Von 
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solcher  Weigerung  war  es  kein  weiter  Weg  zur  Reformation 
des  gesprochenen  Urtlieils.  So  bildete  sich  allmählig  das  Her- 
kommen ein  Vogtsgerichtsurtheil  „auf  das  Haus“  zu  schelten.’) 

In  die  Statuten  von  1433  ist  dieser  Rechtszustand  im 
wesentlichen  übergegaugen.  Nur  die  beiden  Rathsherren  sind 
nicht  mehr  in  den  gewöhnlichen  Gerichtssitzungen  als  Beisitzer 
anwesend,  sondern  nur  noch  in  den  drei  jährlichen  Gerichtstagen 
des  Echtedings.  Nicht  mehr  an  sie  richtet  der  Vogt  das  An- 
suchen, die  Execution  zu  verfügen.  Er  geht  vielmehr  mit  zwei 
Bürgern  als  Zeugen  für  das  verurtheilende  Erkenntniss  aufs 
Rathhaus  und  bittet  den  Rath  um  den  Vollstreckungsbefehl. 

Aber  wenn  wir  nicht  aus  den  Schedungen,  die  den  Statuten 
von  1303 — 1363  von  der  Hand  der  Rathsherren  beigeschrieben 
sind,  und  ferner  aus  den  Urtheilen  des  Schedebuchs,  das  zwei  Jahre 
nach  den  neuen  Statuten  von  1433  angelegt  worden  ist,  über 
die  concurrirende  Gerichtsbarkeit  des  Raths  unterrichtet  wären, 
aus  den  wenigen  Worten  der  Statuten:  „so  welic  borghere 

wil  clagen  ....  tliat  scal  he  don  vor  miues  heren 

voghede  etlier  vor  then  ratmannen  undc  anders  nerghen,“  und 
aus  einigen  anderen  Stellen  würden  wir  sie  nur  sehr  unvollkommen 
erkennen  können.  Denn  sowohl  1303  wie  1433  gilt  als  ordent- 
liches Gericht  immer  das  Vogtsgericht,  und  alle  Processregcln 
beziehen  sich  auf  das  Verfahren  vor  den  vier  Bänken. 

5.  In  Wirklichkeit  aber  übertraf  jedenfalls  um  1433,  wahr- 
scheinlich schon  früher,  die  richterliche  Thätigkeit  des  Rathes 
die  des  Vogts  an  Bedeutung  und  Umfang  ganz  erheblich. 
Theils  wirkten  dabei  politische  Momente  mit:  die  Abneigung 
der  Bürger  gegen  die  fremde  Autorität  innerhalb  der  Stadt- 
mauern, theils  veranlassten  sachliche  Gründe  die  Bürger,  ihre 
Rechtssaclieu  vor  den  Rath  zu  ziehen.  Sie  schenkten  den 
Bewahrern  des  Stadtbuchs  grösseres  Vertrauen  als  den  für  den 
Einzelläll  bestellten  Urtheilsfindern  des  Vogts.  Und  noch  schneller 
wäre  es  mit  dessen  Gericht  abwärts  gegangen,  wenn  man  nicht 
von  seinem  Urtlieil  hätte  an  den  Rath  appelliren  können. 


’)  Doimiidf,  Versuch  einer  Gosehielite  il  Urem.  St.-oltrechts.  IW.  I. 
8.  l.M  u.  loli,'. 
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Diesen  Vortheil  hatte  der  Kläger  bis  1541  — dem  Jahre  der 
Einsetzung  des  Niedergerichts  — noch  immer,  wenn  er  das 
Gericht  der  vier  Bänke  ansprach.  Wandte  er  sich  dagegen 
sogleich  an  den  Rath,  so  erhielt  er  eben  nur  eineu  Schiedssi)ruch, 
dem  er  sich,  ohne  Berufung  einlcgen  zu  können,  unterwerfen 
musste.  Etwaige  Versuche,  von  seinem  Schiedsspruch  an  den 
Erzbischof  zu  appelliren,  nahm  der  Rath  sehr  ungnädig  auf. 

t).  Die  älteren  ürtheile  des  Vogtgericlits  sind  uns  leider 
niclit  wie  diejenigen  des  Raths  erhalten.  Wir  kennen  sie  nur 
aus  den  Eintragungen  von  1330—1365  im  Stadtbuch  von  1303, 
und  aus  denen  im  Schedebuch,  wenn  der  Rath  als  Berufungs- 
instanz angerufen  worden  ist.  In  den  älteren  Schedungen 
bestätigt  er  fast  durchweg  die  gescholtenen  ürtheile,  z.  B.  1335 
„In  deser  sake  heft  heymeke  de  scildere  en  recht  ordel  vunden.“*) 

Das  bekannteste  Urtheil  w'urde  1467  von  Gerd  Kop  am 
Vogtsgericht  gefunden: 

„Wer  den  anderen  um  Rente  mit  einer  Handfeste  beklagt, 
die  heil  und  unzerbrochen  ist,  dem  soll  nach  Inhalt  der  Hand- 
feste gezahlt  werden,  es  sei  denn,  dass  man  die  Handfeste  als 
gestohlen  oder  geraubt  anspreche“.  Dies  Urtheil  ist  auf  Jahr- 
hunderte hinaus  Grundlage  für  die  Sicherung  des  Handfesten- 
inhabera  Ansprüchen  Dritter  gegenüber  geworden.  Jeder  Inhaber 
der  Handfeste  ist  zur  Einklagung  berechtigt  nach  der  Rechts- 
regel: gegen  Handfesten  gilt  keine  Exception  als  von  Duf 
und  Rof.  — ■-) 

7.  Aehnlich  wie  in  den  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
gelangte  auch  die  Aburtheilung  der  Strafsachen  in  die  Hände 
des  Rathes.  Ja,  es  fielen  hier  alle  diejenigen  Gründe,  welche 
für  die  Rechtsprechung  in  bürgerlichen  Sachen  durch  ein  stän- 
diges, richterliches  Colleg  für  eine  Abänderung  des  altger- 
manischen Verfahrens  sprachen,  doppelt  ins  Gewicht.  Klage, 
Untersuchung,  Urtheil  auf  offenem  Markte,  ohne  Vorbereitung 
ohne  Akten,  der  Reinigungseid  als  Hauptbeweismittel,  diese 


‘)  siehe  Donanilt,  Gesch.  d.  hrein.  .Stadtreehtä  Bd.  1.  S.  157. 

Siche  Hüpkeu.  Das  brem.  l'faiidrecht  am  liegendeu  Gute.  (Br.  Jahr- 
buch VII.  Bd.  S -45,  Xo.  15). 
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processuale  Gestaltung  konnte  bei  dem  Anwachsen  der  Stadt- 
bevölkcruug  nicht  bestehen  bleiben,  und  so  ist  uns  denn  auch 
schon  aus  dein  Jahre  1330  eine  Schedung  aufbewahrt,  in  der 
eine  Crirainalsache  vollständig  vor  dem  Rath  verhandelt  wird. 
Sie  betrifft  eine  Doppelehe.  Die  Sachlage  ist  sehr  verwickelt, 
wesshalb  der  Vogt  die  Partheien  alsbald  vor  den  Rath  weist: 
„dat  ordel  nuam  up  de  ratmanu.“  Das  Verfahren  endigt  mit 
einem  durch  die  Rathsherren  gesprochenen  Todesurtheil;  „dat 
scipher  gerhard  tho  rechte  sin  lif  verhöret  hebbe.“  (Oelrichs 
S.  16G  No.  7.)i) 

Im  Einzelnen  den  Uebergaug  des  Strafprocesses  vom  ^larkt 
in  das  Rathhaus  zu  verfolgen  sind  wir  nicht  im  Stande.  Neben 
dem  Verfahren  vor  dem  Rath  läuft  das  alte  Accusationsverfahreu 
vor  dem  Vogtsgericht,  und  noch  aus  den  Jahren  1526  und  1527 
linden  sich  zwei  Eintragungen  im  Schedebuch  (S.  107  b u.  110  a), 
wo  es  als  erkennendes  Gericht  thätig  wird.  Die  Blutsfreundo 
des  Todten  kommen  zum  Vogt  und  erheben  Klage  wegen 
Todtschlags.  Der  Angeschuldigte  Hermann  Vöge  verantwortet 
sich,  und  der  Vogt  fordert  zur  Urtheiltindung  auf.  Da  an  dem 
vor  Gericht  gebrachten  Körper  keinerlei  Spuren  äusserer 
Gewaltthat  aufgezeigt  werden  können,  so  fällt  ein  Mann  aus 
dem  Umstande  das  Urtheil;  „.so  sy  dat  eyne  lichte  (Bezichtigung) 
uniie  das  möge  Hermann  Vöge  sick  eutleggeii  myt  synes  sulves 
ede  linde  dar  notlos  von  bliven.“  — Die  Blutsfreunde  sind  mit 
dem  Urtheil  nicht  zufrieden  und  legen  Berufung  an  den  Rath 
ein.  Dieser  nimmt  die  Sache  ganz  von  der  ernsthaften  Seite  und 
bestätigt  das  Urtheil;  „uude  dat  ordcl  erkunde  de  rad  by  macht.“ 
(1527).  Johann  Grüner  soll  von  zwei  Schmiedcgesellen  getödtet 
worden  sein.  Nachdem  die  Blutsfreiinde  Anklage  erhoben,  fällt 
Johann  Norden  nacli  .\ufforderiing  des  V'ogts  das  Urtheil: 

naclidem  der  todte  Körper,  bevor  er  beerdigt,  zu  ver- 
schiedenen Malen  tleissig  untersucht  und  dabei  keine 
Wunde,  auch  nichts  Verdächtiges  oder  Argwöhnisches 
gefunden,  so  wäre  das  nur.  eine  Tichte  und  die  Au- 
geschnldigten  möchten  es  sich  mit  ihrem  Eide  cntleggen 
und  davon  notlos  bleiben,  solange  ihnen  nicht  der  Beweis 


')  AuJerc  Todcsurthcilu  bei  Oelrichs.  Xo,  42  u.  l‘Jl, 
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erbiaclit,  wo  es  daun  weiter  gehen  solle,  wie  es  sich  von 

Rechtsw’egcn  gebührt. 

Auch  dies  Urtheil  wird  vom  Rath  bestätigt. 

8.  Bei  der  Strafgerichtsbarkeit  blieb  der  Gedanke  des 
Mittelalters  länger  als  bei  der  Civiljurisdiction  lebendig,  dass 
alle  Gerichtsbarkeit  im  Kaiser  ihre  Quelle  habe.  Jede  peinliche 
Gerichtshegung  setzte  den  Erwerb  des  Blutbanns  voraus,  welchen 
der  Vogt  sich  nicht  aus  den  Händen  nehmen  lassen  wollte. 
Nachdem  der  Rath  inquirirt  und  der  Sache  nach  über  Schuld 
und  Unschuld,  sowie  über  die  Strafe  entschieden,  musste  der 
letzte  Akt  der  Tragödie  doch  am  Vogtsgericht  spielen.  Der 
Rathsdiener  erhebt  hier  die  Klage,  der  Vogt  fordert  einen  aus 
dem  Umstand  zur  Urtheilsfindung  auf.  Es  ist  der  Scharfrichter, 
durch  dessen  Mund  der  Rath  sein  Urtheil  abgiebt. 

Mit  der  Peinlichen  Halsgerichtsordnung  Carls  V.  (1532) 
wurde  nun  dem  Vogtsgericht  als  erkennendem  Gericht  der 
rechtliche  Boden  entzogen.  Der  Rath  scheint  sich  nur  langsam 
und  keineswegs  in  allen  Punkten  ihren  Vorschriften  anbeciuemt 
zu  haben.  An  der  feierlichen  Hegung  des  Blutgerichts  durch 
den  Vogt  wurde  nichts  geändert;  sie  entsprach  gewissermassen 
dem  sog.  „endlichen  Rechtstag“  der  Carolina,  wodurch  der 
Schein  des  alten  öffentlichen  und  mündlichen  Gerichtsverfahrens 
gerettet  werden  sollte.  Die  von  ihr  „als  böse  und  unvernünftig“ 
bezeichnete  Gewohnheit,  dass  „die  urtcyl  durch  den  Nachrichter“ 
und  „nit  durch  den  richter  oder  urteyler“  ausgesprochen  und 
eröffnet  werden,  haben  aber  Rath  und  V^ogt  bis  zum  Ende  der 
Vogteigerichtsbarkeit  bestehen  lassen. 

Ebenso  wie  das  Halsgericht  hat  das  vom  Vogt  zu  hegende 
Noth-  oder  Blutgericht,  die  Verschreiung,  in  der  Leihe  des 
Blutbanns  seinen  Ursprung.  Es  fand  bei  Mord,  Todtschlag  und 
schweren  Verwundungen  statt,  wenn  der  Thäter  unbekannt  oder 
flüchtig  geworden  war.  Wenn  bei  der  Verschreiung  ein  Bluts- 
freund des  Verschrienen  sich  für  dessen  Erscheinen  verbürgte, 
so  gewährte  der  Vogt  ein  Goding,  einen  Rechstag,  wo  dem 
Angeschuldigten  Gelegenheit  zur  Vertheidigung  gegeben  war. 
Erschien  dieser,  so  gelangte  die  Sache  zur  Untersuchung  an  den 
Rath,  der  freisprach  oder  verurtheilte;  der  Verurtheilung  schloss 
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sich  daun  die  Hegung  des  hochnothpeinlichen  Halsgericbts  durch 
den  Vogt  an. 

3.  Der  Erwerb  der  jurisdictionellen  Gewalten  durch  den 
Kath  und  die  dadurch  bedingte  Beschränkung  der  vogteilichen 
Beeilte  ging  bis  in  das  Reforniationszeitalter  ohne  bedeutendere 
ConHicte  vor  sich,*)  weil  Intelligenz  und  Macht  im  Vogtsgericht 
für  eine  ordentliche  Rechtspflege  immer  weniger  ausreichten 
und  nothwendig  auf  eine  Ergänzung  hindrängten.  Doch  liess 
der  Rath  die  Gefahr  nie  aus  den  Augen,  welche  der  Stadt 
durch  ein  mögliches  Erstarken  der  Amtsgewalt  des  erzbischöflichen 
Beamten  vielleicht  entstehen  könne.  13U8  erliess  er  ein  sehr 
weitschauendes  Gesetz,  das  auch  in  das  Gesetzbuch  von  1433 
wiederaufgenommen  worden  ist.  Wer  zum  Vogt  bestellt  wird, 
verliert  sein  Bürgerrecht.  Wenn  er  aber  die  Vogtei  durch 
Kauf  oder  Pfandbestellung  an  sich  gebracht  hat,  kann  er  auch 
nach  Kiederlegung  seines  Amtes  niemals  wieder  Bürger  w’erden.*) 

Donandt  führt  diese  Bestimmung  gewiss  richtig  auf  das 
politische  Motiv  zurück,  den  Bischof  dadurch  zu  zwingen,  im 
Fall  der  Geldnoth  die  Vogtei  an  die  Stadt  zu  verpfänden. 
Das  ist  in  bischöflichen  Städten  durchaus  kein  seltener  Fall 
gewesen.  Und  ebensowenig  selten  war  es,  dass  die  Wieder- 
eiulüsung  schliesslich  vergessen  w'urde  und  die  Rathsgewalt 
sich  mit  der  Vogtsgewalt  vereinigte. 

Diese  Berechnung  hat  freilich  für  Bremen  .sich  als  irrig 
erwiesen.  Der  Erzbischof  ist  niemals  in  die  Lage  gekommen, 
dem  Rath  die  Vogtei  zum  Kauf  oder  zum  Pfände  anzubieten. 
Er  fanil  unter  den  Nichtbürgern  Leute  genug,  denen  er  sie 
verpfänden  konnte.  Darüber  giebt  uns  die  erste  vorhandene 
Bestallungsurkiinde  Aufschluss,  schon  von  Coming  im  „Grüud- 


')  Doch  hnden  wir  scliun  llio  (llr.  UrkuiKionhuch  V.  1 70)  Beschwerden 
des  Krzbi.schofs  Johannes  gegen  Bremen,  dass  die  Stadt  sich  anina.sse: 
,iin.se,s  geeichtes  hynnen  Bremen,  herwede  uude  broko  de  dar  in  unsem  ge- 
richte  vallei,  also  dat  linse  voghet  unde  richter  to  Bremen  nicht  mach 
mechtig  wesen  uptuhorende  wes  ein  niyt  rechte  valt.“  — 

2)  1S4U  wurde  sogar  Jedem,  der  einmal  Vogt  gewesen,  die  Wieder- 
gewinnung des  Bürgerrechts  untersagt.  Siehe  Donandt,  Versuch  einer 
Geschichte  des  brem.  Stadtrechts,  Bd.  I.  S.  13ti.  In  die  Statuten  von  1433 
hat  aber  das  Gesetz  von  130S  wieder  Aufnahme  gefunden. 
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liehen  Bericht“  theilweise,  vollständig  im  Urknndenbuch  (Bd.  IV. 
Nr.  233)  abgedruckt. 

1399  überträgt  Erzbischof  Otto  II.  dem  Knappen  Otto 
Huchterike  die  Vogtei,  der  sie  von  seinem  Vorgänger  Hermann 
Doringh,  dem  sie  verpfändet  war,  für  dreissig  Mark  eingelost 
hat.  Er  giebt  das  Versprechen,  die  dreissig  Mark  bei  seinem 
Ableben  der  bremischen  Kirche  zu  seiner  Seelen  Seligkeit  zu 
erlassen.  Trotzdem  macht  Otto  Huchterike  mit  seinem  Vogtei- 
amte ein  gutes  Geschäft.  Nach  zwei  Jahren  überträgt  er  sie 
für  sechzig  Mark  an  den  Koch  des  Domkapitels  Giseke  floninges, 
der  ebenfalls  die  Einlösungssumme  auf  seinen  Todesfall  der 
bremischen  Kirche  vermacht. 

10.  Sowohl  die  Persönlichkeiten  der  Inhaber  der  Vogtei, 
als  die  Summen,  wodurch  sie  erworben  wurde,  zeigen,  dass  man 
ihre  amtliche  wie  finanzielle  Bedeutung  nicht  allzu  hoch  eiu- 
schätzen darf.  Und  dies  wird  bestätigt  durch  eine  Reihe  von 
späteren  Bestallungsurkundeu  (1417  - 1578),  die  bei  Coming, 
Gründlicher  Bericht  etc.  (Capitel  XX)  abgedruckt  sind.') 

Aus  der  letzten  Bestallung  von  1578,  wodurch  die  Vogtei 
von  Heinrich  III.,  dem  ersten  protestantischen  Erzbischöfe,  an 
Claus  Hipstede  übertragen  wird,  sei  eine  Stelle  hervorgehoben, 
die  andeutet,  dass  wir  jetzt  in  die  Periode  eintreten,  wo  der 
Rath  den  Vogt  als  eine  feindliche  Gewalt  innerhalb  der  Stadt 
betrachtet  und  auf  seine  Verdrängung  hiuarbcitet. 


•)  Couring  giebt  die  Bestallungen  folgender  Vögte  wieder; 

Otto  Huchterike  13'jy. 

Uermanu  v.  Walle  1417. 

Jlartin  llemeling  14(52. 

Jubann  Dauuow  1471). 

Martin  llemeling  150)5. 

Heinrich  Lampe  1.5ti2. 

Nicolaus  Hipstede  1578. 

Bei  Cassel,  „Nachrichten  von  den  Stadtvögten  in  Bremen“  werden  aus 
dieser  Zeit  noch  folgende  aufgeführt: 

Hermann  v.  Walle  1500. 

Hugo  Bremer  1620. 

Hermann  Havemann  1525. 

Dirich  Groning  1535. 

Hermann  Esich  15(55. 

Dr.  KQblmftnn,  Uetohictit«  der  bremisobeo  3 


Digitized  by  Google 


34 


Dem  Claus  Hipstede  wird  anbefohleii; 

„unsere  Vogtei  mit  aller  Gerichtsgerechtigkeit,  Henlichkeit, 
Freiheit,  Ordnungen  und  Gebräuchen,  wie  von  Alters  her- 
kommen  und  ob  auch  einigerlei  Weise  etwas  durch  Ver- 
säumniss  bishero  davon  abgegangen  oder  sonst  entzogen, 
dass  uns  an  unser  Gerechtigkeit  schädlich  sein  möchte, 
dasselbige  alles  nach  seinem  höchsten  und  besten  Vermögen 
getreulich  und  beständiglichen  verwesen,  hegen  und  aus- 
richten,  damit  uns  an  unserer  fürstl.  Obrigkeit,  Hoheiten, 
Freiheiten  und  Regalien  keine  Verkleinerung  oder  Abbruch 
geschehe.“ 
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111.  Geschichte  der  Stadtvogtei. 


3.  Von  1586—1802. 


1.  Die  ci’steii  entschiedenen  Versuche  des  Rathes  der  erz- 
bischöflichen  Vogtei  ein  Ende  zu  machen,  fallen  in  die  Zeit 
der  Reformation.  Es  lag  so  nahe  die  Streitigkeiten  mit  dem 
Erzbischof  Christoph  (1511  — 1558),  die  ja  einen  kirchlichen 
Ausgangspunkt  hatten,  sich  aber  sehr  bald  auf  seine  weltlichen 
Rechtsansprüche  erstreckten,  auch  auf  das  Gebiet  der  vogtei- 
lichen  Gerechtsame  hinüberzuspielen. 

Als  Erzbischof  Christoph  ein  Ponalmandat  des  Reichs- 
kaminergerichts  erwirkt  hatte,  stellte  der  Rath  in  seiner  Er- 
widerung und  Gegenklage  (15‘2'.t)  den  Antrag:  „Das  Reichs- 

kammergericht wolle,  weil  der  Erzbischof  die  Stadt  vielfältig 
beschädigt  und  sich  täglich  untersteht,  zu  schliesslichem  V^er- 
derben  zu  bringen,  dass  der  Erzbischof  alle  Obrigkeit  und  Ge- 
rechtigkeit, sowie  seine  fürstl.  Gnaden  vermeint  an  der  Stadt 
Bremen  zu  haben,  verwirkt  habe,  dass  auch  die  Stadt  Bremen 
mit  ihren  angehörigen  Gerichten  und  Gebieten  von  des  Erz- 
bischofs Gewalt  zu  eximiren  und  zu  entledigen  und  für  eine 
Stadt  des  heiligen  Reiches  zu  halten  sei“.’) 

Dem  Anträge  wurde  vom  Reichskammergericht  nicht  statt- 
gegeben;  er  war  auch  wohl  nicht  ganz  ernstlich  gemeint. 

Dagegen  gelang  es  dem  Rath  1541  vom  Kaiser  zwei 
Privilegien  zu  erhalten,  welche  seine  Gericlitsgewalt  erheblich 


')  Bremisches  Jahrbuch  II.  Serie  1.  Bd.  S.  7S». 
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verstärkten  und  erweiterten.  Im  ersten  wurde  gewährt;  „in 
gerichtlichen  Sachen  und  Fällen,  dabei  ein  Vogt  von  wegen  des 
Erzbischofs  zu  Bremen  zu  sitzen  hat  und  durch  Frivirung  der 
Administration  desselben  Erzbischofs  nicht  sitzen  mochte  .... 
oder  sich  des  Gerichts  cntäussere  ....  dass  Bürgermeister 
und  Rath  der  Stadt  Bremen  alsdann  unverhindert  zu  wirklicher 
Execution  gesprochener  Urtheile  für  sich  selbst  schreiten  mögen“.') 
Hierdurch  hatte  der  Rath  eine  dem  Blutbann  berechtigte  gleiche 
Gewalt  erworben.  Im  zweiten  wurde  ihm  das  schon  früher 
besprochene  Niedergericht  bewilligt,  das  fortan  statt  des  ganzen 
sitzenden  Raths  über  alle  Sachen  unter  200  Goldgulden  in 
erster  Instanz  richten  sollte.  — 

Aber  bei  dem  raschen  Wechsel  der  kaiserlichen  Politik 
wurde  dem  ersten  Privileg  durch  eine  auf  Betreiben  Christophs, 
der  cs  für  erschlichen  erklärte,  erlassene  Deklaration  (lö44) 
sehr  bald  sein  Werth  genommen.  Danach  sollten  die  Privilegien 
keineswegs  zum  Nachtheil  des  Erzbischofs  und  des  Erzstifts 
gemeint  sein  und  angewendet  werden;  eine  Verkürzung  seiner 
Rechte  sei  durch  sie  nicht  beabsichtigt. 

Der  weitere  Kampf  wurde  je  nach  Gunst  und  Ungunst  der 
politischen  Verhältnisse  mit  grösserer  oder  geringerer  Energie 
und  mit  grösserem  oder  geringerem  Ei  folgc  geführt.  Ein  Recht 
nach  dem  anderen  wurde  dem  Vogt  bestritten,  beschnitten  oder 
aus  den  Händen  gewunden,  bis  schliesslich  um  die  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  wenig  mehr  als  der  Titel,  einige  Einkünfte 
und  die  Hegung  des  Hals-  und  Nothgerichts  übrig  waren. 
Formell  war  in  diesen  Streitigkeiten  der  Rath  häutig  im  Un- 
recht, ja  er  zeigt  sich  nicht  selten  chicanös  und  rabulistisch. 
Aber  von  vornherein  war  die  Partie  des  Vogts  oder  richtiger 
die  seiner  Regierung  dem  Rath  gegenüber  verloren,  weil  er 
seine  Vertheidigimg  nicht  anders  führen  konnte,  als  durch  Be- 
rufung auf  altes  Herkommen  und  alte  Verträge,  die  immer  be- 


*)  Assertio  libert.  r.  p.  ISrem.  .S.  327. 

Es  kam  ilrm  llath  aohr  zu  statten,  dass  der  verschwenderische,  sitten- 
lose und  ungerechte  Erzbischof  Christoph  bei  seinem  Kapitel  wie  beim 
kaiserl.  Hofe  sehr  schlecht  angescliriebcn  war  und  in  der  That  bei  ihm  der 
im  ersten  Privileg  vorgesehene  Fall  eintrat:  die  Suspension  von  dor  Ver- 
waltung seines  Stifts. 
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stehen  bleiben,  woran  aller  Wechsel  des  Rechts,  der  Sitte,  der 
üconomischen  Verhältnisse  nichts  ändern  sollte.  So  schwand 
alliuählig  aller  Inhalt  der  vogteilichen  Rechte  und  die  leere 
Form  blieb  als  Rest! 

Eine  Entwicklung  der  Vogteigewalt,  eine  Fort-  und  Um- 
bildung je  nach  den  Anforderungen,  die  Kultur  und  Recht  der 
späteren  Jahrhunderte  stellten,  wäre  wohl  möglich  gewesen. 
Aber  keine  Regierung  hat  dazu  auch  nur  den  geringsten  Ver- 
such gemacht.  Dieser  Versuch  hätte  Aufwendung  von  Geld- 
mitteln erfordert  und  vor  Nichts  hatte  man  einen  grösseren 
Abscheu,  einerlei  ob  die  Regierung  in  Händen  des  Erzbischofs, 
der  Krone  Schweden,  oder  des  Kurfürsten  von  Hannover  tag. 
Papierne  Proteste  war  alles,  was  man  den  Verkleinerungen 
der  Vogteirechte  und  der  oft  unwürdigen  Behandlung  ihrer  In- 
haber entgegensetzte.  So  musste  die  Stadtvogtei  in  sich  zu- 
sauimenfallen  trotz  der  eifrigen  Bemühungen  ihrer  Vertheidiger. 

‘2.  Johann  Bolte  ist  der  erste  Vogt,  der  schriftliche  Auf- 
zeichnungen hinterlassen  hat,  freilich  nur  wenige,  da  seine 
Amtszeit  eine  sehr  kurze  gewesen  ist (158G — 1587).  Erscheint 
ein  recht  verständiger  Mann  gewesen  zu  sein.  In  einem 
Memorial  an  den  Erzbischof  beschwert  er  sich  über  die  sich 
mehrenden  Eingriffe  des  Raths  in  seine  Gerechtsame.  Mit 
blossen  Klagen  begnügte  er  sich  aber  nicht.  Er  sah  sehr  wohl, 
dass  die  schwachen  mittelalterlichen  Stützen,  worauf  die  Vogtei- 
gerichtsbarkeit ruhte,  nicht  lange  mehr  halten  konnten  und  ver- 
langte einmal  selbstständige  Zwangsvollstrecknngsbefugniss  für 
den  Vogt,  andererseits  Anstellung  von  zwei  selbstständigen  Ur- 
theilsfindern,  also  eigentlichen  Richtern,  die  nach  geschehener 
Verhandlung  mit  dem  Vogt  nach  Haus  gehen  und  über  die  ge- 
richtlichen Vorgänge  ein  Protokoll  aufnehmen  sollten. 

3.  Einen  andern  Weg  der  Befestigung  der  Vogteirechte 
schlug  Boltes  Nachfolger  Gerd  Speckmann  ein  (1587 — 1603), 
indem  ersieh  auf  den  angeblich  1259  geschlossenen  Vertrag  des 
Erzbischofs  Hillebold  mit  der  Stadt  Bremen  berief,  worüber  in 
dem  Abschnitt  über  die  Literatur  näheres  gesagt  ist. 

Die  Datirung  dieser  Urkunde  ist  zweifellos  falsch.  Aus 
viel  späterer  Zeit  stammend,  hat  sie  aber  den  grossen  Werth 
uns  genau  über  den  Kreis  der  Amtsbefugnisse  der  Vögte  zu 
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unterrichten,  wie  dieser  am  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  von 
ihrem  Paitheistandpunkte  umsclirieben  worden  ist.  Es  werden 
in  dem  sogen.  Vertrage  folgende  Ansprüche  erhoben: 

1.  Das  Recht,  das  peinliche  Halsgericht  zu  hegen,  sobald 
der  Rath  auf  Todesstrafe  erkannt  hat.  Dem  Vogt  gebühren 
dafür  10  Schillinge.') 

2.  Das  Recht,  das  Blut-  oder  Nothgericht  im  Beisein 
zweier  Rathsherrn  zu  hegen,  wenn  Jemand  getödtet  und  der 
Uebelthäter  flüchtig  geworden  ist.  Finden  diese  Verschreiungen 
innerhalb  der  Stadt  statt,  so  erhält  der  V ogt  1 0,  ausserhalb  der 
Stadt  20  Schillinge.^) 

3.  Das  Recht,  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  das 
Gericht  auf  offenem  Markte  zu  hegen.  Das  Vogtsgerichtsurtheil 
soll  mit  zwei  Geschworenen  vor  dem  Rathe  bezeugt  werden, 
der  die  Vollstreckung  anzuordnen  hat.  Die  Berufung,  wofür 
dem  Vogt  ein  Stübchen  Wein  und  seinem  Frohn  ein  Schwären") 
zu  geben  ist,  kann  beim  Rath  oder  dem  erzbischöfl.  Hofgericht 
eingelegt  werden. 

4.  Das  Recht,  Arreste  auzulegen  „to  hindern  unde  to  toven“ 
(toven  anhalten,  in  Haft  nehmen)  wozu  auch  das  Recht  gehört 
den  Schuldner  dem  Gläubiger  als  Schuldknecht  zn  übergeben. 

Ebenso  ein  Weichbild  oder  Erbe  „to  schluten“  worunter 
ich  vei-stehe,  weitere  Verfügungen  über  ein  Grundstück  zum 
Nachtheil  der  Gläubiger  zu  untersagen,  z.  B.  weitere  Renten- 
käufe daraus  zu  verbieten.^) 

5.  Das  Recht,  in  jedem  Jahre  im  Beisein  zweier  Rathsherrn 
die  drei  echten  Dinge  zu  hegen,  auf  denen  die  Zwangsvoll- 
streckungen in  Immobilien,  die  sog.  Verfolgungen,  in  der  frülier 
beschriebenen  Weise  nachzusucheu  und  anzuordnen  sind. 


‘)  Schilling  = 1',  ürote.  l Br.  Groten  = 4jg^jcUt.  Reichspfennig. 
*J  Die  Hegungsforuiulare  siehe  Assettio  libert.  r.  p.  Br.  S.  097  u.  f. 
’)  .Schwären  = V»  Groten. 

*1  In  Lübeck  hat  sich  das  Recht  des  Fronen,  der  hier  zugleich  des 
Raths  und  des  Vogtes  Diener  war,  zuiu  Arrestiren  sogar  zu  einer  richter- 
lichen Gewalt  über  geringfügige  bis  zum  Werth  von  sechs  Pfennigen  sich 
belaufende  Gegenstände  zu  richten,  erweitert  (Freusdorff  1.  c.  S.  173). 
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Ausser  dem  Fronboten  des  Vogtes  war  hier  auch  derjenige 
des  ßathes  anwesend,  der  im  Aufträge  des  Letzteren  dem  Vogt 
allerlei  Gerechtigkeiten  zusprach,  die  in  des  „Koninges  Hoheit“ 
wie  der  Hilleboldsche  Vertrag  sagt,  ihre  Quelle  haben.  Das 
Formular  des  Echtedings  findet  sich  in  Aufzeichnungen  des 
Vogtes  Polemann  aus  dem  J.  1604. 

Rathsfron;  Herr  Vaget,  will  gy  ein  Echteding  hegen? 

Vogt:  Is  idt  Echteding  tyd  dages? 

Nachdem  der  Fron  die  Frage  bejaht,  fährt  er  fort: 

Herr  Vaget  gy  schalen  steden  (bestätigen)  kays.  Majestät 
tho  synem  Rechte,  Unse  gnäd.  Landesherrn  to  synem  Lehne, 
also  juw  tho  recht  fnnden  wert; 

Vogt:  Wat  is  dar  mehr? 

Rathsfron:  Fundt  Gudt,  verbalen  gudt  verfingen  gndt, 
vcrlaren  gudt,  stalen  gudt,  und  wat  Deven  edder  Roveren 
abgejaget  wert,  der  binnen  Jahr  und  Dag  nemannt  naebkumpt 
und  Herwede  sunder  Schwertmagen,  dat  höret  unserem  gn. 
Landesfürsten  und  synem  Vagede  tho. 

Vogt:  Wat  is  dar  mehr? 

Rathsfron:  Herr  Vaget  gy  willen  juwen  Fronen  Joh. 
Flügger  und  my  also  eines  Erb.  Rathes  Frohnen  verlöven  tho 
hindern  und  thotoven  up  ein  recht. 

Vogt:  Idt  gy  juw  verlovet. 

„Darauf  hat  der  Vogt  die  vor  dem  Gericht  stehenden  zwei 
Rathsmänner  gebeten,  dass  sie  desselbigen  wollten  eingedenk 
sein  und  Zeugniss  darüber  abgeben.  AVorauf  die  Herren  Rath- 
luänner  geantwortet  Ja.“ 

6.  Das  Recht,  die  Lassungen  der  verkauften  Immobilien 
vorzunehmen.') 

Einige  Vögte  haben  die  vor  ihnen  vorgenommenen  Lassungen 
protocollirt.  Die  Beurkundung  ist  eine  sehr  einfache. 


Sehr  auffallend  ist  es,  dass  diese  sehr  wichtige  Amtsthätigkeit  des  Vogts 
nur  in  der  im  Urkundenbuch  wiedergegebenen  Handschrift  des  Uillebold'schen 
Vertrages  entlialten  ist,  nicht  in  den  Drucken,  insbes.  nicht  in  der  Assertio, 
trotzdem  stiion  gegen  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  der  Rath  versucht 
hat,  auch  die  vor  ihm  vorgenommeneu  Lassungeu  für  gültig  zu  erklären. 
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Zunächst  das  Datum.  Sodann; 

„Verliess  Hermann  Gröning  an  Claus  Gröuing  sein  an  der 
Neuenstrasse  belegenes  Haus.  Ego  conlirmavi.“  Oder  in  weit- 
läufiger Fassung:  „ego  nomine  majestatis  sacrae  Regiae  et  regni 
Sueci  confirmavi.  Dieweil  solchen  Cessioncn  (Lassnngen)  nicht 
beigesprochen,  also  thäte  ich  dieselben  an  Statt  und  im  Namen 
der  Ijandesfürstl.  Obrigkeit  bestätigen,  die  Partheien  an  die 
Kanzlei  in  das  Erbebuch  einzuschrciben  und  vor  dem  Rath 
einzuzeugen,  verweisen.“  (c.  Kl  Ui.) 

Nachdem  schon  1434  ein  Lassuugs-  oder  Erbebuch  angelegt, 
war  jede  Eigenthumsübertragung  darin  einzutragen. 

Ein  Beispiel  aus  dem  Jahre  1430; 

An  dem  hilgen  aveude  sunte  Mattheus  bekaude  Hinrick 
von  Myndei!  vor  deme  rade,  dat  he  hebbe  verkofft  AVj'chmanne 
Mylliughuseii  siu  Hus,  gelegen  by  sunte  Merten  by  Berendts 
Feylou  Hus  int  suden  vry  unde  quyd.  Unde  he  hebbe  enie 
dat  upgelaten  vor  unses  heren  von  Bremen  voghede  to  rechter 
diiigtyd  dages  unde  de  vorben.  Hinrik  von  Mynden  lovede  eme 
vor  de  warschup  nach  unser  stadrechte. 

Nachdem  die  Lassung  im  Vogtsgericht  erfolgt  und  in  das 
Buch  des  Rathes  eingetragen  war,  verflossen  noch  ein  Jahr 
6 Wochen,  drei  Tage  bevor  der  Käufer  das  Haus  als  sein 
Eigenthum  frei  von  allen  Ansprüchen  Dritter  betrachten  konnte 
(Ord.  53.) 

7.  Das  Recht,  dem  Faustpfandgläubiger  das  Pfand,  wenn 
es  an  drei  Dingtagen  anfgeboten  und  nicht  eingelöst  war,  dem 
Gläubiger  zu  überweisen,  der  es  dann  verkaufen  und  sich  aus 
dem  Erlöse  bezahlt  machen  durfte.') 

Neben  diesen  die  Gericht.sgewalt  des  Vogts  ausmachenden 
Rechten  kommen  dann  in  zweiter  Linie  diejenigen  in  Frage, 
die  den  Character  blosser  Einnahmequellen  haben  und  deren 
Entstehung  theilweise  dunkel  ist. 

a)  Zunächst  die  in  der  Eclitedingsformel  enthaltenen  Rechte 
am  verlorenen,  gestohlenen  und  geraubten  Gute.  Wenn  es 
innerhalb  eines  Jahres  nicht  in  Anspruch  genommen  wird,  soll 


•)  Schumsclier,  tiaa  Hrpin  Kistenpfaidrecht  am  lirgenden  Oute.  (Brem. 
Jalirbuch  Bd.  I S.  33s. 
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es  an  des  „Königs  Hoheit“  verfallen,  was  wohl  nur  ein 
euphemistischer  Ausdruck  dafür  ist,  dass  es  dem  Vogte  verfällt.’) 

Wird  es  innerhalb  dieser  Zeit  von  einem  Fremden  ein- 
gefordert, erhält  der  Vogt  den  dritten  Theil.  Gehört  es  einem 
Bürger,  darf  er  nichts  davon  für  sich  behalten. 

b)  Wenn  ein  Hergew'ette,  d.  h.  die  ritterlichen  Theile  eines 
Nachlasses,  nicht  binnen  Jahr  und  Tag  von  den  Erben  ein- 
gefordert wird,  gehört  es  dem  Vogte.'^) 

c)  Der  Vogt  erhebt  den  Königszins,  eine  allerdings  nur 
kleine  Abgabe  von  Häusern,  jährlich  zu  St.  Martini  zu  entrichten 
aber  wegen  Häufigkeit  der  La-st  für  ihn  doch  von  Bedeutung. 

d)  Der  Rath  hat  dem  Vogt  halbjährlich  32  Schilling  zu 
zahlen,  der  Bischof  ihm  Kleidung  zu  gewähren. 

e)  Von  jedem  fremden  Krämer  hat  er  4 Schillinge  oder 
4 Loth  Pfeffer  zu  beanspruchen  (vielleicht  Ueberbleibsel  eines 
Zolles.) 

f)  Von  jedem  bremischen  Kleinbäcker  12  Pfennig  (schon 
in  den  Gerhardischen  Reversalen  enthalten). 

g)  Der  auswärtige  Verkäufer  von  hölzernen  Krauiwaren 
hat  von  100  Stück  davon  vier  dem  Vogt  zu  geben. 

Endlich  nahm  der  Vogt  als  erzbischöflicher  Beamter,  was 
aber  der  Hillebold'sche  Vertrag  nicht  erwähnt,  für  sich  und 
seine  Amtswohnung,  das  Palatium,  das  Recht  der  Befreiung 
von  der  Jurisdiction  des  Raths  in  Anspruch  und  behauptete  die 
ausschliessliche  Civiljuri.sdiciton  über  die  Bewohner  der  kirch- 
lichen Curien. 

Zur  Veranschaulichung  des  gerichtlichen  Verfahrens  will 
ich  hier  einige  Civilprocesse,  die  später  von  den  Vögten  proto- 
collirt  sind,  ans  der  Zeit  Speckmanns  und  seiner  Nachfolger 
einfügen. 

Es  ist  eine  bcachtcnswertho  Singularität,  dass  die  alten 
Volksgerichte  der  karolingischen  Zeit  sich  gewohnheitsrechtlich 


')  Dies  ist  eine  der  tendeuzios  abgeäuderten  Bestimmungen  des  Sladt- 
rechts  v.  1433.  Nach  stat  90  und  Ord.  83  gebiilirt  auch  dem  Rath  der  dritte 
Theil  an  dom  gefundenen  Out,  dessen  Kigenthiimer  sich  nicht  gemeldet  hat. 

»)  Basirt  auf  der  Urkunde  von  1186,  worin  Kaiser  Friedrich  I die 
Rechtsgewühnheiten  der  .Stadt  bestätigt.  Durch  Rathsbeschlnas  ist  aber 
schon  1591  dies  Recht  des  Vogtes  aufgehoben  worden. 
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der  rastlosen  Umwandlung  wirtlischaftlicher  und  politischer 
Verhältnisse  doch  in  soweit  anzuschmiegen  vermochten,  um  bis 
ins  17.  Jahrhundert  ein  schwaches  Dasein  zu  behaupten.  Von 
der  Umbildung  des  Privat-  und  Processrechts  durch  römisch- 
kanonische  Lehren  sind  die  Urtheile  der  Urtheilsfinder  zwar 
nicht  unbeeinflusst  geblieben,  insoweit  diese  dem  gesunden 
Menschenverstände  einlenchten  mussten.  Aber  sie  sind  frei  von 
aller  juristischen  Gelehrsamkeit,  von  Citaten  und  weitläufigen, 
dem  Gedankenkreise  der  fremden  Rechte  entnommenen  Be- 
gründungen, und  troffen  meist, den  Kern  der  Sache  in  den 
Beweisbeschlüssen  und  Entscheidungen,  in  die  sich  allerdings 
hin  und  wieder  lateinische  Ausdrücke  wie  Reconvcntion,  peremp- 
torisch, prosequiren  u.  s.  w.  einmischen. 

Die  meisten  Sachen  sind  einfacher  Natur.  Wenn  der 
Beklagte  nicht  erscheint,  erfolgt  ein  Versäumnissurtheil,  voraus- 
gesetzt, dass  er  mit  2 Zeugen  bei  Verlust  der  Sache  geladen 
ist.  Wird  der  Anspruch  anerkannt,  geschieht  Verurtheilung  zur 
Zahlung  innerhalb  14  Tagen.  Häufig  hat  der  Beklagte  den 
im  Gericht  anwesenden  Fronen  des  Vogts  beauftragt,  den 
Klagans|iruch  anzuei kennen. 

158().  Christofter  Meier  klagt  gegen  Alke  von  Grane  um 
4 Gulden  12  Grote,  und  da  sic  bekannte,  diese  schuldig  zu 
.sein,  so  ward  ihr  darauf  Bezahlung  geboten  in  14  Tagen, 
wozu  Kläger  die  Zeugen  herbeigerufen. 

In  14  Tagen  gehen  dann  Vogt  und  Zeugen  aufs  Rathhaus 
und  zeugen  hier  die  Verurtheilung  ein,  worauf  der  Rath  den 
Kirchspielbotcn  mit  der  Execution  beauftragt. 

Wohl  zu  beachten  ist,  weil  es  die  allmähligc  Schwächung 
dei-  Vogtsgewalt  wesentlich  mitbedingt,  dass  eine  eigentliche 
Zwangsvollstreckungsgewalt  (abgesehen  von  seiner  Mitwirkung 
bei  der  Imniobiliarexecution)  dem  Vogt  nicht  znstand.  Jedes 
von  ihm  gesiuochene  Urtheil  musste  durch  zwei  Zeugen  anf 
dem  Rathhause  eingezeugt  werden  und  der  Rath  verfügte  dann 
durch  seinen  Fron  die  Execution. 

löSC).  Wilken  Linden  klagt  gegen  Johann  Draden  um 
17'  Rthlr.  Beklagter  erwiedert,  er  habe  4 dicke  und  8 alte 
Thaler  auf  die  Schuld  bezahlt.  Darauf  wird  ihm  Bezahlung 
der  zugestandeneii  Rthlr.  ü grotc  geboten  und  wegen  des 
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Kestes  auferlegt  sich  mit  seinem  Eide  zu  purgiren.  Hierauf 
Beklagter  spöttisch  dem  Vogt  1 Schwareu  gegeben  und  appellirt. 

Aber  auch  grössere  und  schwierigere  Sachen  kommen  vor. 

a)  1529.  Noch  klagte  die  Strotmann'sche  gegen  Wuni- 
meken  v.  Essen  auf  20  Rthlr.  auf  Grund  einer  vorgezeigten 
Handschrift.  Wummeken  legte  dagegen  ihr  Rechnungsbuch 
(Gegenrechnung)  vor  und  nach  beider  Theile  schriftlich  und 
mündlich  Bericht  hat  Dirk  v.  Minden  und  Albert  Mertens  zu 
Recht  eingebracht,  Wummeken  sei  schuldig,  ihrer  Handschrift 
gemäss  zu  bezahlen,  es  sei  denn,  dass  sie  besser  Beweis  als 
bisher  vorzubringen,  dass  sie  die  in  der  Handschrift  genannte 
Summe  bezahlt  habe. 

b)  1592.  Johann  Follers  gegen  Cord  Limprecht  um 

57  Rthlr.  aus  einem  Gesellschaftsverhältniss.  Follers  beschwört 
die  Forderung  und  wird  dem  Beklagten  Bezahlung  binnen 
14  Tagen  geboten  mit  dem  Beding,  kann  Cord  Limprecht  mit 
guter  Rechnung  beweisen,  dass  er  von  der  Forderung  etwas 
zu  kürzen  berechtigt  ist,  so  soll  er  dieses  Rechtes  nioht 
verlustig  gehen.  ' 

c)  1588.  Anna  Brandes  behauptet  wider  Hinrich  Fallen- 
kamp und  Cord  Wähinann,  dass  die  beiden  ihr  verkauft  hätten 
1 Last  Hering.  Als  sie  nun  mit  den  Heringen  nach  Hannover 
gekommen,  stellte  sich  heraus,  dass  der  Hering  kein  Kaufmauns- 
gut  gewesen. 

Dirk  von  Minden  erkennt:  Die  Frau  soll  Beweis  bringen, 
dass  der  Hering  kein  Kaufmannsgut  gewesen  und  dass  durch 
ihre  Verschuldung  der  Hering  keinen  Schaden  genommen,  wenn 
dieser  Beweis  geführt,  sollen  Beklagten  den  Hering  wieder  an 
sich  nehmen.  Beklagte  appelliren  und  geben  1 Stübchen  Wein. 

d)  1590.  Casten  Bake  klagt  gegen  Berend  Roloff  und 
Hinr.  Langen,  beide  Bürger  zu  Münster,  dass  er  ihnen  für 
240  Thaler  Ijeinwand  abgekauft,  Jacobi  zu  bezahlen  — zu  meiner 
Sicherheit  hat  Casten  Bake  eine  Parthie  Rundfisch  versetzt. 
Es  solle  den  Beklagten  freist  eben,  den  Fisch  für  die  Kaufsumme 
zu  übernehmen  oder  zu  Münster  zu  einem  festgesetzten  Satz  zu 
verkaufen. 

Wenn  den  Beklagten  aber  beides  nicht  passe,  so  sollten 
sie  den  Fisch  für  Klägers  Rechnung  nach  Cöln  schicken  und 
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ihn  bis  zu  Jacobi  hier  stehen  lassen.  Kläger  werde  dann  selbst 
nach  Cciln  kommen  und  dort  Zahlung  leisten.  Nun  hätten  aber 
Beklagte  den  Fisch  vor  dem  Termin  in  Cöln  verkauft,  wodurch 
dem  Kläger  ein  Schaden  von  90  Rthlr.  erwachsen  sei. 

Beklagte  behaupten,  Kläger  habe  sie  schriftlich  zu  dem  von 
ihnen  bewirkten  Verkant  des  Fisches  autorisirL  Baten  Frist 
von  4 Wochen. 

Am  12.  Decembris  up  einem  gehegeden  Gastgericht  ist 
Kläger  abermals  erschienen.  Beklagte  sind  ausgeblieben  und 
„hebben  so  ehren  echten  Dag  verfleten  laten“.  Dirk  v.  Minden 
erkennt:  dat  de  Bekl.  nunmehr  mit  öhrem  Bewyse  nicht  tho 
hören,  sondern  dem  Kläger  sinen  erledenen  bewisliken  Schaden 
to  erleggen  schuldig  sin. 

e)  1614.  15.  Dez.  Zn  rechter  Dingzeit  Tages  klagte 

Hermann  Giseke  über  Ratkcn  Meiger  und  Johann  Borckmann, 
dass  Verklagter  Borckmann  ihm  12  Reichsthaler  von  einem 
Ochsen,  so  Kläger  an  Ratken  Meyger,  den  Mitbeklagten, 
verkauft  und  Beklagter  Borckmann  denselben  empfangen  und 
dagegen  dem  Kläger  versprochen,  die  12  Rthlr.  zu  Freimarkt 
(Oktober)  zu  bezahlen,  vermöge  des  Beklagten  Boi-ckmanns 
Handschrift,  welche  er  prodneirte.  Und  nachdem  Ratke  Mej'ger 
dasselbe  als  sich  so  begeben  gestehen  und  bezeugen  musste: 
bat  Kläger,  dem  Beklagten  Borckmann  die  Zahlung  zu  injungiren. 

Beklagter  Borckmann  sagte,  er  wäre  nicht  geständig,  dass 
er  Bürge  geworden,  es  könnte  auch  aus  seiner  Handschrift 
nicht  verstanden  werden. 

Der  mitbeklagte  Ratke  Meyger  sagte,  Borckmann  wäre 
wohl  nicht  Bürge  geworden,  sondern  wäre  ihm  noch  von  dem- 
selben Ochsen  8'/s  Rthlr.  schuldig,  welche  er  dem  Kläger  hiennit 
wolle  überwiesen  haben,  bat  den  Beklagten  Borckmann  dem 
Kläger  dieselben  zu  bezahlen  zu  gebieten,  er  wäre  erbietig  die 
3'/,  Rthlr.  dazu  zulegen  und  dem  Kläger  zu  entrichten. 

Borckmann  erwiderte,  er  wäre  7'  Rthlr.  geständig  und 
erbietig  dieselben  dem  Kläger  zu  bezahlen. 

Kläger  bat  darauf  zu  erkennen,  ob  Borckmann  ihm  der 
Bürgschaft  und  Bezahlung  der  12  Rthlr.  entgehen  könne. 

Dies  ist  au  Heinrich  Cappelmann  zum  Urtheil  verwiesen, 
der  darauf  bis  auf  den  Nachmittag  Bedenkzeit  genommen. 
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Folgendes  nach  1 Uhr  nach  gehegtem  Gerichte  braclite 
selbiger  zu  Rechte  ein: 

Weil  Borckmann  der  Bürgschaft  nicht  geständig  und  die 
Handschrift  also  zuhöret,  darin  alle  Worte  nicht  zu  lesen,  aber 
Beklagter  Borckmann  7’  , Rthlr.  zu  bezahlen  sich  erboten  (im 
Protokoll  steht  offenbar  unrichtig  s'',  Rthlr.)  also  thäte  er: 
davon  (d.  h.  d.  T';,  Rthlr.)  demselben  und  die  übrigen  4'/a  Rthlr. 
dem  Mitbeklagten  Meiger  als  priucipali  debitori  die  Bezahlung 
zu  finden. 

Darauf  ich  beiden  Beklagten  die  Bezahlung  in  der  Dewer- 
uacht  zu  thun  geboten. 

Zeuge:  Johann  Flügger  und  Wilken  Lindemann. 

Nicht  selten  sind  es  fremde  Kaufleute,  oder  Schiffer,  die 
beim  Vogt  Recht  suchen  oder  dort  verklagt  werden,  sicherlich 
wegen  des  summarischen  Verfahrens  und  rascherer  Erledigung 
des  Streitfalls. 

f)  151>2.  2.  März  klagte  Frerich  Lefers  über  Lnttmann 
Swarting,  dass  er  ihn  als  Steuermann  geheuert  habe  mit  ihm 
nach  Amsterdam  und  wieder  zurück  nach  der  Weser  zu  segeln, 
da  sie  nun  da  (Amsterdam)  angekommen,  sei  Swarting  ihm 
entlaufen,  er  habe  einen  anderen  Steuermann  annehmen  und 
diesem  eine  höhere  Heuer  bezahlen  müssen.  Nachdem  nun 
beide  Partheien  einen  Mann  zum  Urtheil  begehrt  haben,  ist  auf 
beider  Theile  Klag  und  Antwort  Dirk  von  Minden  und  Christoffer 
Steffens  zu  Recht  eingebracht;  was  Lefers  dem  andern  Steuer- 
mann mehr  gegeben,  das  müsse  der  Beklagte  dem  Kläger  er- 
statten nach  Inhalt  des  Seerechts. 

Mit  Gerd  Speckmann  beginnt  die  Zeit,  wo  die  Zerstörung 
der  vogteilichen  Gewalt  einen  bleibenden  Regierungsgnindsatz 
des  Rathes  bildet.  Der  Beginn  seines  Amtes  scheint  freilich 
eine  Stärkung  seiner  richterlichen  Amtsbefugnisse  zu  bringen. 
Sogar  der  Bürgermeister  Schomacher,  sein  Schwager,  hat  durch 
ihn  Arreste  auf  Mindenfahrer  legen  lassen  und  in  einer  Sache 
Diedr.  Rhaden  gegen  Bürgermeister  Schomacher  vor  ihm  plfidirt. 
Aber  diese  Gerichtsherrlichkeit  fing  bald  an  zu  verbleichen. 
Speckmann  hatte  sich  wegen  einer  Erbschaftsangelegenheit  mit 
seinem  Schwager  erzürnt  und  seitdem  war  dieser  nicht  nur  so 
unhöflich  ihn  testis  inhabilis,  falsarius  öffentlich  zu  nennen, 
sondern  auch  so  „rachsüchtig“  die  Advokatie  in  allem,  worin 
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er  gekoinit,  zu  schmälern  und  statuta  dagegen  zu  verordnen“. 
Und  so  muss  sich  Si)cckmann  1601  beim  Erzbischof  darüber 
hescliwercn,  dass  ihm  auf  Befelil  des  Raths  die  eisernen  Ketten 
zur  Arrestiruug  der  Schiffe  weggenommen  seien,  und  des  Rathes 
Diener  sicli  des  verlorenen  und  verlaufenen  Gutes  anmasse  und 
dass  man  beginne  ihm  den  Königszins  nicht  mehr  regelmässig 
zu  bezahlen.  — 

4.  Dem  Sj)eckmann  folgte  in  der  Vogtei  der  erzbischöfliche  . 
Rath  Jacob  Polemann  von  160.1 — 1612.  „Soll  ein  wunder- 

licher Kauz  gewesen  sein“  sagt  Cassel.  Seine  unaufhörlichen 
Streitigkeiten  mit  dein  Rath  wurden  sogar  dem  Erzbischof  zu 
viel,  so  dass  er  ihn  seines  Amtes  entsetzte  trotz  eifriger  Für- 
sprache des  Domcapitels.  Polemann  beschwert  sich  in  seinen 
zahlreichen  Eingaben  zunächst  darüber,  dass  seit  1604  die  zwei 
Rathsherrn  beim  Echteding  ausbleiben,  was  der  Rath  dem  Erz- 
bischof dahin  erklärt; 

Wenn  keine  Partei  vorhanden  und  kein  Verfolg  der  Häuser 
gesucht  oder  die  Beiwohnung  der  beiden  Herren  nicht  von  den 
Parteien  gewünscht  werde,  so  seien  auch  die  Rathsherrn  nicht 
schuldig  vergeblich  aufzuwarten  in  Betrachtung: 

quod  nullis  existentibus  partibus  nullaiu  etiam  possit  esse 
vel  constitui  Judicium. 

Wogegen  Polemann  excipirt:  Zur  allmähligen  Vernichtung 
des  Eclitedings  habe  der  Rath  neue  Pinten  erdacht. 

Wenn  ein  Gläubiger  ein  Haus  vor  dem  Vogtsgericht  zum 
öffentlichen  Verkauf  bringen  wollte,  so  musste  dies  vorher  der 
Kanzlei  des  Raths  zur  Anzeige  gebracht  werden.  Nun  Hess 
der  Rath  um  dadurch  das  Echteding  in  Vergessenheit  zubriugen 
und  seine  Bürger  von  dem  Besuch  abzuhalten  in  den  4 Kirch- 
spielkirchen die  Häuser,  wenn  ein  Verkaufsantrag  gestellt  war, 
alle  14  Tage  3 Mal  von  den  Kanzeln  abkündigen  und  Anschläge 
an  die  Hausthüren  machen. 

Damit  waren  also  die  Renten-  und  Handfestengläubiger 
benachrichtigt,  dass  es  Zeit  sei  ihre  Rechte  wahrzunehmen. 
Diese  meldeten  sich  an  der  Kanzlei,  und  der  Rath  wies  dann 
entweder  den  einzelnen  Grundstücksgläubiger,  wenn  dieser  sich 
mit  den  vorhergehenden  Grundstücksgläubigeru  abgefuudeu  hatte, 
oder  die  Gesammtheit  der  Gläubiger,  wenn  keine  Abfindung 
erfolgt  war,  eiufach  per  dccretum  in  Besitz  und  Eigenthum  ein. 
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Wenn  die  Gesaranitlieit  der  Gläubiger  das  Haus  au  einen 
dritten  verkauft  hatte,  so  musste  dieser  Privatverkauf  allerdings 
wie  jeder  andere  vor  dem  Vogtsgericht  geschehen.  Diese 
Formalität  war  nicht  zu  vermeiden. 

„So  haben  2U.  Mai  KU»  Julius  Brandt  Creditoren  das  auf 
dem  Jacobikirchliof  belegene  Haus  des  Schuldners  an  Heinrich 
Bredelow  vor  dem  Vogtsgericht  verlassen,  das  die  Creditoren 
vor  dem  Rath  in  Verfolg  genommen  und  worin  sie  per  decretuin 
immissiouis  vom  Rath  immittirt  seien.“ 

Sodann  beschwert  sich  Poleraann,  dass  der  Rath  ihn  in 
seinen  Arresten  störe,  wobei  der  Fronbote  des  Raths  gegen  den 
Fronboten  des  Vogts  gewaltthätig  werde,  dass  der  Rath  das 
gefundene  Gut  an  sich  zu  reissen  suche,  das  Hergewette  abge- 
schafft habe  und  seinen  Frohnen  nicht  mehr  zum  Echteding 
senden  wolle.  Vor  Allem  fühlt  sich  der  Vogt  aber  dadurch 
gekränkt,  dass  der  Rath  in  seine  Gerichtsbarkeit  innerhalb  des 
Palatiums  eingreife,  ja  ihn  selbst  in  Haft  genommen  habe. 

„Als  der  Vogt  auf  Anfordern  eines  Bürgers  Berendt  Krullen 
in  liquidis  debitis  einen  Eingesessenen  zu  Lesum  ein  Pferd  aus- 
spanuen  und  in  Ihre  Fürstl.  Gnaden  Haus  bringen  lassen,  hat 
der  Richter  durch  seinen  Diener  Jobst  Bengel  dieses  Pferd 
aus  dem  Palatium  nehmen  und  dem  Mann  wiederum  geben  lassen 
und  den  Airest  losgesprochen,  noch  da  zu  den  Krullen  gedroht, 
darum,  dass  er  den  Arrest  bei  dem  Vogte  und  nicht  bei  ihm 
gesucht,  enistlich  zu  strafen.“ 

Ein  ander  Mal  erzählt  er: 

er  habe  einem  Miether,  der  ihm  den  Miethzins  nicht  be- 
zahlt seine  Sachen  zurückgehalten. 

Der  Miether  habe  sich  an  das  Niedergericht  gewandt.  Er 
habe  sich  geweigert  hier  zu  erscheinen,  weil  er  der  Jurisdiction 
des  Rathes  nicht  unterstehe.  Da  habe  man  ihn  aufs  Hopfen- 
haus geschleppt  und  von  lü — l Uhr  dort  gefangen  gehalten. 
Dann  sei  er  aufs  Rathhaus  befohlen  und  ihm  angedeutet,  wegen 
seiner  Widerspenstigkeit  werde  er  solange  in  Haft  bleiben  bis 
er  dem  Miether  seine  Sachen  herausgegeben  und  5 Mark  Strafe 
dem  Kämmerer  bezahlt  habe,  was  er  gezwungener  Weise 
gethan  habe. 

Diese  keineswegs  sehr  rcspcctvolle  Behandlung  Polemanns, 
die  aber  wohl  zum  Thoil  durch  dessen  persönliche  Eigenart  ver- 
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aulasst  wurde,  musste  begreiflicherweise  in  den  Augen  der 
Bürger  das  Amt  selbst  erheblioh  herabsetzen.  Es  einzuschränken 
oder  gar  aufzuheben,  wagte  der  Rath  freilich,  wo  er  als  Ge- 
setzgeber auftrat,  noch  nicht.  In  den  1606  geschriebenen 
„statuta  reformata“  von  Kreiling  wiederholt  dieser  die  wich- 
tigsten Bestimmungen  der  Odele  von  1433  über  die  Vogts- 
gericlitsbarkeit;  und  sogar  zur  Anerkennung  des  echten  Dings 
entschliesst  er  sich  im  Statut  45:  „Würde  auch  ein  echtes  Ding 
darüber  erfordert,  so  geht  es  darum,  wo  ein  Recht  ist. — Und 
ebensowenig  wagen  die  Glossatoren  des  Gesetzbuchs  von  1433, 
Krefting,  Almers  und  Wachmann,  die  Odele,  in  denen  vom  Vogt 
geredet  wird,  als  absoleta  et  irratiouabilia  zu  bezeichnen;  die 
Glossen  schweigen,  wenn  die  Statuten  und  Odele  von  „uuses 
herren  vaged  reden.“ 

Viel  zerstörender  als  jene  offene  Bekämpfung  der  fremden 
Gerichtsgewalt  unter  dem  Rathhausbogen  und  die  literarische 
B’elide  der  Assertio  wirkte  die  ohne  Polemik  vor  sich  gehende 
Ausbildung  und  Stärkung  der  Gerichtsverwaltuug  des  Raths, 
welche  im  17.  und  18.  Jahrhundert  ohne  Kampf,  ja,  wie  wir 
gesehen  haben,  geradezu  im  Einverständniss  mit  dem  Vogt  die 
Geiichtsbarkeit  des  Raths  als  Schiedsinstanz,  Berufungsinstanz, 
Vollstreckungsinstauz  herausgebildet  hatte.  — 

1570  erliess  der  Rath  die  erste  Kanzleiordnung,  wodurch  eine 
förmliche  Kanzlei  geschaffen  wurde,  in  der  sowohl  gemeiner  Stadt 
und  obliegende  Sachen  als  auch  andere  Privat-  und  Bürgerhändel 
nach  Nüthdurft  ordentlich  und  fleissig  expedirt  worden  sollen. 

Kurz  darauf  (1596)  erscheint  die  erste  Procuratoreuordnung, 
1608,  1613  und  1614  neue  verbesserte  Ordnungen  der  Kanzlei 
und  1604  des  Procuratorenwesens. 

Die  Schaffung  einer  täglich  den  Rechtsuchenden  geöffneten 
Stelle,  in  deren  Hand  die  äussere  geschäftliche  Leitung  des 
Rechtsverkehrs  gelegt  war,  musste  den  Bürgern  als  eine  grosse 
Erleichterung  und  Verbesserung  erscheinen.  Das  Gericht  des 
Vogts  vermochte  die  alte  Form  des  mittelalterlichen  Processes 
nicht  zu  sprengen.  Er  hat  es  nie  zu  einer  Schreibstube  und 
einem  Gerichtsschreiber  gebracht,  Hülfsmittel,  welche  sobald  die 
wirthscliatUichen  Verhältnisse  ausgedehnter  uud  complicirter 
wurden,  für  die  Vorbereitung  der  Processe  und  die  Zwangs- 
vollstreckung der  Urtheile  nicht  zu  entbehren  waren. 
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5.  Die  Beschwerden  häufen  sicli  unter  seinem  Nachfolger 
Hermann  Zierenberg  (U»12— 1«41),  der  ihrer  65  dem  Erz- 
bischof unterbreitet  hat,  die  zum  kleinen  Theil  in  dem  ersten 
Stader  Vergleich  (1639)  ihre  Erledigung  gefunden  haben,  znm 
grössten  Theil  aber  sich  weiter  fortschleppen. 

Von  der  Zeit  der  beiden  letzten  Erzbischöfe  an  bis  zur 
Befroinng  der  Stadt  von  allen  fremden  Souveränitätsrechten  im 
Jahre  1803  sind  alle  Streitigkeiten  mit  dem  Stadtvogt  nichts 
weiter  als  Staffage  in  dem  historischen  Gemälde  des  Kampfes 
um  ihre  Reichsunmittelbarkeit,  der  mit  den  wechselnden  dynas- 
tischen Geschicken  der  HerzogthOmer  Bremen  und  Verden  im 
engen  Zusammenhänge  steht.  Die  politische  Geschichte  und  die 
staatsrechtlichen  Controversen  muss  man  immer  im  Auge  be- 
halten, sonst  erscheinen  die  Zierenbcrgschen  und  alle  folgenden 
Vogtsgravamina  als  lächerliche  Nichtigkeiten  der  bremischen 
Rechtsgeschichte.  Man  denke  an  den  schwachen  Erzbischof 
Johann  Friedrich  (1597  bis  1634),  der  von  Christian  IV.  von 
Dänemark  besiegt  das  ErzstiCt  räumen  muss  und  später  vom 
Kaiser  bedrängt,  der  ihn  zur  Resignation  zu  Gunsten  des  Erz- 
herzogs Leopold  Wilhelm  zwingen  will,  bei  den  Schweden  Hülfe 
sucht.  Nach  seinem  Tode  (1635)  wird  der  dänische  Prinz 
Friedrich,  der  später  als  dänischer  König  durch  die  lex  regia 
die  absolutistische  Regierungsform  in  Dänemark  durchsetzt,  in 
einem  mit  Schweden  geschlossenen  Neutralitätsvertrage  als 
Erzbischof  anerkannt.  Gegen  die  Stadt  tritt  er  gleich  sehr 
feindselig  auf,  erzwingt  die  Oeffnung  der  Domkirche  und  eine 
ziemlich  weitgehende  Anerkennung  seiner  Regierungsrechte  im 
Stader  Vergleich  1639. 

Artikel  X lautet: 

Zum  Zehenden,  die  von  Ihro  Fürstl.  Gnaden  Stadt- Vogt, 
Hermanno  Zierenberg  übergebene  Gravamina  anreichend,  ist 
verglichen  und  verabredet,  dass  Hürgermeister  und  Rath  in  dem 
Ertz-Bischöfilichen  Palatio  zu  Bremen  sich  alles  arrestirens, 
captivirens,  und  anderer  Thätlichkeiten  gäntzlichen  enthalten, 
sich  über  den  Stadt-Vogt  durchaus  keiner  Jurisdiction  anmassen, 
denselben  auch,  wann  die  Hegung  des  peinlichen  Nothgerichts, 
Beschreyungen  und  Friedlosslegungen  der  ausgetietenen  Todt- 
schläger  geschehen,  in  solchen  Actibns  hinführo  nicht  turbiren, 
ihm  Stadt-Vogten,  auch  in  casnm  verfallender  Ehehälften  in 

Dr.  A.  KühtUHUu,  üesebiebie  tior  bremuchsn  äladtTug t«t  4 
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substitutione  einer  qualificirtcii  Person  liinfüro  nicbt  hindern 
Süllen;  die  übrigen  des  Stadt- Vogts  Besch werungs-Pnncten,  weiln 
die  von  Bremen  dieselbe  widersprechen,  auch  contrariam  imme- 
morialis  et  longissimi  teniporis  possessionem  dawider  anziehen, 
die  Ertz-Bischüflfliche  aber  solchem  Eiuwenden  contradiciren, 
werden  zu  anderwärtigen  Tractaten  verschoben. 

Die  Beschwerden  Zierenbergs  decken  sich  zum  grossen 
Theil  mit  denen  Polemanns.  Er  erinnert  an  die  zur  Heguug 
des  Echtediugs  erforderlichen  2 Kathsherrn,  worauf  die  Antwort 
erfolgt : weil  keine  Partheien,  so  durch  Formular  des  Echtedings 
sich  immittiren  zu  lassen,  sich  angegeben,  w'ären  die  sulennia 
zu  begehren  uunöthig.*) 

Er  wiederholt  die  Beschwerden,  dass  der  Rath  die  Ver- 
folgschaft der  Grundstücke  an  sich  ziehe,  ja  sogar  die  Lassungeu 
der  Häuser  bei  Privatverkänfen  an  sich  zu  ziehen  suche,  jedeu- 
lälls  bei  denen  in  der  Vorstadt  und  Neustadt,  dass  er  in  die 
Arrcstanlagen  störend  eingreife  und  die  Execution  veraogere.-) 
Diesen  Klagen  über  Säumnis  machte  der  Rath  nun  ein  füi-  alle 
Mal  damit  ein  Ende,  dass  er  1(>41  eine  Executionsordnung  erlicss. 

Ausdrücklich  wurde  darin  das  vogtsgerichtliche  Verfahren 
allerdings  nicht  aufgehoben.  Aber  der  Rath  nahm  die  ganze 
Procednr  sow'ohl  bei  der  Zwangsvollstreckung  in  Mobilien,  wie 
in  Immobilien  allein  in  die  Hand,  über  eine  etwaige  Mitwirkung 
des  Vogts  wird  sich  ausgeschwiegen,  so  dass  wohl  anzunehmen 
ist,  dass  sie  allmählig  bei  den  Bürgern  ganz  in  Vergessenheit 
gerieth. 

Es  wird  eine  öffentliche  Bekantmachung  erlassen,  dass  das 
Grundstück  verkauft  werden  soll;  sie  ist  im  Rathhause  anzu- 
heften und  von  den  Kanzeln  der  Pfairkirchen  dreimal  in  vicr- 


>)  Später  werden  die  Antworten  immer  grübor.  So  erwidert  Bürger- 
meister Herde  1622.  er  wisse  nicht,  was  ein  Echteding  sei. 

ä)  Wenn  den  Kirclispielsboten  des  Käthes  wegen  ihrer  Verzögerung 
Vorwürfe  gemaclit  wurden,  erwiderten  sie  wohl,  die  Parthoieu  hätten  vor 
den  Itath  gehen  sollen,  ihre  Herren  wollten  der  Vogtsgerichte  nicht  mehr 
geständig  sein.  Und  als  sich  eine  Parthei  einmal  beim  Bürgermeister  Hoyer 
beschwert,  erwiderte  dieser:  sie  hätten  jetzt  mit  dem  Braunschweigischen 
Kriege  zn  thun,  er  hätte  nur  den  Kathsherren  klagen  sollen,  dann  wäre  er 
schleuniger  zum  Ziel  gekommen,  er  müsse  Geduld  haben. 
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zehntägigen  Zwischenräumen  zu  verlesen.  Dann  erfolgt  der 
Verkauf  bei  brennender  Kerze. 

Zierenbergs  Gerichtspraxis  war  nicht  ganz  unbedeutend. 
Zwei  bis  drei  Mal  die  Woche  hat  er  in  streitigen  Civilsachen 
Gericht  gehalten.  Die  Sitzungen  für  die  Häuserlassungen  fanden 
wohl  je  nach  den  bei  der  Rathskanzlei  eingegangenen  An- 
meldungen in  unregelmässigen  Zwischenräumen  statt. 

Nach  einem  seiner  Protokolle  leitete  er  das  gebotene  Ding 
folgendermassen  ein : 

Ifilü  Dez.  Zu  rechter  Ding  Zeit  Tages  habe  ich 
Hermann  Zicrenberg  auf  gewöhnlicher  Gerichtsstätte  die  4 Bänke 
oder  das  Vogtsgericht  genannt  gehalten  und  durch  meinen 
Frohneu  überlaut  ausschreieu  lassen:  so  Jemand  zu  klagen  und 
vor  Richte  zu  werven  hoffe,  selbiger  solle  vor  unseres  gnäd. 
Fürst  und  Herren  Gerichte  und  Stadt- Richtevogt  kommen  und 
seine  Klage  und  Werbung  Vorbringen,  darauf  soll  ihm  nach 
dieser  Stadt  Rechte  verholfen  werden. 

Die  Proteste,  die  er,  sowie  seine  Vorgänger  und  Nach- 
folger gegen  jeden  einzelnen  Eingriff  des  Raths  in  seine  Ge- 
rechtsame, für  nöthig  erachtete,  wurden  jedes  Mal  durch  Notare 
mit  höchst  weitschweifigen  Formalien  vorgenommen,  wogegen 
der  Rathe  dann  in  gleicher  Weise  reprotestirt.*) 

t).  In  die  Amtszeit  des  folgenden  Stadtvogts,  des  Elter- 
manus  Hermann  von  Barth,  der  li;42  vom  Erzbischof 
Friedrich  ernannt  wird,  fallen  nun  jene  für  Bremen  so  be- 
deutungsvollen Ereignisse  in  der  letzten  Periode  des  dreissig- 
jährigen  Krieges:  die  Kämpfe  um  den  Sitz  auf  dem  Regens- 
burger Reichstag  und  das  Diplom  von  Linz,  woran  sich  die 
staatsrechtlichen  literarischen  Streitigkeiten  im  Vortrab,  Nach- 
trab und  der  A.ssertio  schliessen,  in  denen  weitläufig  alle  Vogtei- 
rechte und  ihre  Schmälerungen  durch  den  Rath  behandelt 
werden. 


Unter  den  Gfi  UesehwerJeu  findet  sich  manche  komische  Einzelheit, 
z.  B.;  derKath  lasse  zn,  dass  der  Pöbel  das  Palatium  und  seine  Umgebung 
verunreinige,  und  dass  vor  dom  Palatium  ein  Schwoinemarkt  abgehaltcn 
werde;  fernur  „hat  ein  Ehrh.  Hath  an  dos  Erzhisuhöfi.  Hauses  Hofmauer  bei 
Nacht  eine  Kuhle  grabeu  lassen  und  salva  rovoreutia  des  Herrn  byudicus 
Sccret  darin  anbriugeu  lassen.“ 

4* 
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1643  hatte  die  Königin  Christine  dem  König  Christian  IV. 
V.  Dänemark  den  Krieg  erklärt,  und  Geneial  Königsmark  1645 
den  Erzbischof  Friedrich  für  immer  ans  seinem  Erzstift  verjagt, 
das  als  Reichslehen  Schweden  im  westfälischen  Frieden  zu 
dauerndem  Besitz  zufiel. 

Schon  1646  war  v.  Barth  von  der  schwedischen  Regierung 
seines  Amtes  entsetzt,  weil  er  Amtshandlungen  im  Kamen  des 
vertriebenen  Erzbischofs  Friedrich  vorgenommen  habe. 

7.  An  seiner  Stelle  präsentirte  sie  den  Kanonikus  zu 
St.  Ansgarii,  Henrich  Wesclow,  den  der  Rath  aber  nicht 
anerkennen  wollte.  Er  nahm  den  rechtlichen  Standpunkt  ein, 
nachdem  der  Erzbischof  aus  seinem  Territorium  verjagt  und 
seiner  Regierungsgewalt  verlustig  gegangen  sei,  habe  auch  das 
Vügteiamt  sein  Ende  gefunden.  Von  1646  bis  1654  hat  die 
Stadt  Bremen  keine  vogteilichen  Amtshandlungen  mehr  geduldet 
oder  doch  dagegen  protestirt,  wo  solche  von  dem  1651  nach 
Bremen  als  Vogt  geschickten  .schwedischen  Generalauditeur 
Henrich  Langemann  vorgenommen  wurden. 

Durch  den  westfälischen  Frieden  w’ar  nach  Ansicht  des 
Raths  Schweden  in  die  Vogteigewalt  des  Erzbischofs  nicht  ein- 
gerückt. Art.  X,  wonach  der  Stadt  Bremen  ihr  gegenwärtiger 
Stand  (.Status  prasens),  ihre  Freiheiten,  Rechte  und  Privilegien 
ohne  Anfechtung  verbleiben  sollte,  legte  er  dahin  aus,  dass  das 
officium  des  Vogts  mit  den  bischöflichen  Zeiten  aufgehört  habe. 
164S  bei  Abschluss  des  Friedens  sei  weder  Bischof  noch  Vogt 
vorhanden  gewesen,  und  dieser  status  müsse  der  Stadt  erhalten 
bleiben.  Während  dieses  6 Jahre  dauernden  Streites  nahm  der 
Rath  die  gerichtlichen  Handlungen  des  Vogts  vor:  die  etwaigen 
Verschreiungen,  die  Verfolgschaften  der  Häuser,  die  Lassuugen, 
und  zeigte  so  den  Bürgern,  dass  die  Rechtsordnung  nicht  gestört 
werde,  wenn  mau  den  Vogt  nicht  mehr  unter  dem  Rathhaus- 
bogen Gericht  halten  sehe.  1651  nahm  er  die  3 Balken  von 
der  Gerichtsstätte  fort  und  vermiethete  sie  an  Cord  Frese  zu 
einem  kleinen  Buchladen. 

Der  Aeltermann  Burchard  Lösekanue  ist  1654  als  Stadt- 
verräther  hingerichtet  worden,  ohne  dass  vom  Vogt  vorher  ein 
peinliches  Hal.sgericht  gehegt  wurde. 
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Aber  der  Kath  vernioclite  seine  Interpretation  nicht  dnrcli- 
zusetzen  und  musste  in  Art.  B des  zweiten  Stader  Vergleichs 
(1654)  erklären: 

„Ferner  ist  ausdrücklich  verabredet,  dass  Bürgermeister  und 
Rath  in  dem  Ertzbischöfflichen  Palatio  zu  Bremen,  sich  alles 
aiTestirens,  Captivirens  und  anderer  Thätlichk'eiten  gäntzlich 
enthalten,  über  den  Stadt-Vogt  durchaus  keine  Jurisdiction  sich 
anmassen,  demselben  aucb,  wenn  die  Regung  des  peinlichen  Noth- 
Gerichts,  Beschreiungen  und  Friedelosslegungen  der  aussge- 
trettenen  Todtschläger,  Imgleichen  die  Auflassungen  der  Inner- 
halb Weichbildes  belegenen  Häuser,  vormahligen  Gebrauch  und 
Herkommen  nach  geschehen,  in  solchen  actibus  hinfilhro  nicht 
turbiren,  ihn,  den  Stadtvogt,  auch  in  Casum  vorfallender  Ehe- 
hafften,  in  Substitutiono  einer  qualiflcirten  Person  hinführo  nicht 
hindern  sollen“.  Langemann  wurde  demnach  seit  1654  in  seinen 
Amtshandlungen  nicht  weiter  turbirt;  das  Echteding  scheint 
aber  nach  seinen  Protokollen  zu  urtheilen  von  den  Bürgern 
kaum  noch  in  Anspruch  genomnicu  zu  sein. 

1655.  8.  Jan.  des  Morgens  früh  die  Bänke  spannen  lassen, 

circa  octavain  durch  den  Frohneu  das  Wikbild’)  aufgesetzt  und 
das  Kissen  gelegt,  c.  nonam  das  Gericht  Echteding  gehegt. 
Als  solches  geschehen  bin  ich  beinah  ' ^ Stunde  gesessen  und 
da  sich  Niemand  als  nur  Zuschauer  eingefunden,  aufgestandon 
und  den  Frohnen  vor  Gericht  aufwarten  lassen.  Den  Vormittag 
bin  ich  auf  dem  Markt  zuweilen  spaziren  gegangen,  nachmittags 
habe  ich  den  Frohnen  allda  aufwarten  lassen.  Um  4 Uhr 
zu  Abends  ist  das  Gericht  gehoben  und  das  Wikbild  und  Kissen 
mir  durch  den  Frohnen  wieder  zu  Haus  gebracht.  — 

In  das  Ende  .seiner  Amtszeit  fällt  die  interessante  Episode 
der  kurzen  dänischen  Herrschaft  im  Erzstift.  Der  König 
Friedrich  IV.  hoffte  bei  der  Abwesenheit  des  Schwedenkönigs 
Karls  X.  in  Polen,  die  verlorenen  Stifter  Bremen  und  Verden 
wiederzugewinnen  und  rückte  1657  in  das  Herzogthuni  Bremen 
ein.  Der  Kiiegszug  schien  Erfolg  zu  haben.  Bremervörde 


■)  Wikbilil  wiir  ein  liölzernc.t  Häiiaclieti,  eine  Art  Helii|uienücliein,  der 
friilier  das  Heilige  barg,  auf  welches  vor  Hericht  die  Kide  geleistet  wurden 
Auf  der  einen  .Seite  war  der  Itisclio!'  Willehard  abgebildet,  auf  der  andern 
das  jüngste  (iericht. 
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wurde  genommen,  und  wenn  es  gelang,  in  die  Festung  Bremen 
einzuriicken,  so  war  damit  eine  vortreffliclie  Oi)erationsbasis 
gewonnen.  Licentiat  Helm  wurde  von  den  Dänen  als  Gesandter 
nach  Bremen  geschickt,  um  den  Kath  zur  Theilnahme  am  Kriege 
zu  bewegen.  Man  nahm  ihn  hier  mit  grossen  Ehren  auf  und  der 
Rath  scheint  sich  bedenklich  tief  mit  ihm  eingelassen  zu  haben. 

Aber  mit  der  dänischen  Herrschaft  hatte  es  schon  im 
folgenden  Jahre  ein  Ende.  Die  Dänen,  von  dem  aus  Polen 
zurückgekehrten  Carl  Gustav  zum  Frieden  zu  Röskild  gezwungen, 
wurden  1658  aus  dem  besetzten  Gebiet  verjagt,  und  der  Rath 
musste  dem  schwedischen  König  zum  Friedensschluss  in  Oldesloe 
giatulieren.  Seine  Deputirten  erhielten  aber  wegen  ihrer  dem 
dänischen  Gesandten  bezeigten  Freundlichkeiten  scharfe  Vorwürfe. 

Sehr  wahrscheinlich  ist,  dass  der  1654  aus  dem  Bremer 
Rath  getretene  Bürgermeister  Speckhahn  den  Angeber  gespielt 
oder  dem  Vogt  Langemann  allerlei  zugetragen  hat.  Sicher  ist, 
dass  der  Fron  des  Vogts,  Gerd  Niemann,  1657,  an  einen  schwe- 
dischen Rittmeister  geschrieben  hatte,  der  Rath  behandle  die 
Dänen  sehr  freundlich,  alle  Herzen,  alle  Steine,  alle  Grasspine 
seien  in  Bremen  nicht  anders  als  dänisch. 

Dem  Rath  wurde  dieser  Briefwechsel  bekannt  und  er  leitete 
eine  Untersuchung  gegen  den  Fronen  ein.  Den  Brief  konnte 
er  nicht  in  Abrede  stellen,  er  half  sich  aber  mit  einigen  all- 
gemeinen Redensarten  aus  der  Affaire  heraus,  und  der  Rath 
Hess  die  Sache  im  Sande  verlaufen. 

8.  Unter  Langemanns  Nachfolger  Elard  Ellenbrecht 
(1658 — 167U)  erreichten  die  Conflicte  mit  Schweden  ihren 
Höhepunkt. 

Er  war  licentiatus  Juris  und  wollte,  weil  er  einen  gradus 
besitze,  Rang  und  Gang  vor  den  Elterleuten  haben;  der 
Rath  belehrt  ihn  aber,  dass  er  keine  höhere  Stelle  und 
Ehre  als  andere  Stadtvögte  affectiren  könne,  da  er  aus  freiem 
Willen  mit  einem  solchen  niedrigen,  von  keinem  Graduirten 
vorher  verwalteten  Amte  sich  habe  belegen  lassen,  indem  seine 
Antecessores  alle  Zeit  ihren  Rang  hinter  des  Kaufmanns 
Elterleuten  gehabt. 

Nach  der  Thronbesteigung  Carls  XI.  in  Schweden  1660 
weigerte  sich  Bremen,  zu  huldigen,  wenn  nicht  vorher  gewissen 


Digitized  by  Google 


Beschwerden  abgeholfen  sei.  Der  Rath  hatte  ihrer  G6  in  einem 
weitläufigen  Memorial  znsammengestellt. 

Nachdem  Schweden  das  Domcapitel  schon  1654  secularisirt 
hatte,  richtete  es  jetzt  seine  Augen  auf  die  Unterstifter  St. 
Ansgarii  und  St.  Stephani.  Der  Rath  kam  aber  der  schwe- 
dischen Saecularisation  zuvor  und  setzte  sich  in  den  Besitz 
sämtl.  Curien  und  Wohnungen.  Ellenbrecht  protestirte  und  be- 
hauptete deren  Immunität. 

Einen  Rückhalt  und  Anstifter  zu  seinen  Protesten  fand 
Ellenbrecht  an  dem  ehemaligen  stadtverrätherischen  Bürger- 
meister Speckhahn,  der  als  schwedischer  Staatsrath  der  nordischen 
Grossmacht  Spiondienste  leistete. 

1658  schreibt  er  an  die  schwedische  Regierung: 

„Und  weilen  der  Rath  zu  Bremen  in  puncto  des  gebrauchten 
reichsstädtischen  praedicati  bei  ihrem  inigen  Wahn  alles  Re- 
monstrirendes  ohngeachtet  beharret,  so  habe  davon  dem  Herrn 
Stadtvogt  Ai)crtur  gethan  und  ihn  ermahnet  auch  animiret,  dass 
er  allemal,  wenn  von  Seiten  des  Raths  zu  Bremen  das  reichs- 
städtische Praedikat  will  gebrauchet  werden  contradiciren,  da- 
wider soleninissime  protestiren  und  Ihrer  K.  Majestät  und  dero 
Krön  Schweden  Jura  reserviren,  auch  sich  dabei  mächtig  und 
unerschrocken  zeigen,  auch  wenn  er  Raths  nöthig,  es  mir  an- 
zeigen  solle.  Und  werde  ich  nicht  unterlassen,  demselben  bei 
diesen  und  allen  occurentien,  wenn  er  nur  spricht,  nach  Ver- 
mögen zu  assistiron.“ 

Eine  Verständigung  über  die  Huldigung  erfolgte  nicht,  und 
General  Wrangel  suchte  vergeblich  1666  die  Stadt  durch  eine 
Belagerung  den  schwedischen  Forderungen  geneigt  zu  machen. 

Der  in  demselben  Jahre  abgeschlossene  Frieden  zu  Haben- 
hausen Hess  die  Befugnisse  des  Stadtvogts  in  derselben  Un- 
bestimmtheit wie  der  zweite  Stader  Vergleich. 

Die  Stadt  solle  dem  westi)hälischen  Frieden  gemäss  ihre 
hergebrachten  Rechte,  Freiheiten  und  Gewohnheiten  im  kirch- 
lichen und  Weltlichen  ruhig  geniessen  und  w'as  im  jetzigen 
Vergleich  nicht  geändert  und  aufgehoben,  bleibt,  wie  im  stadischen 
Vergleich  beschlossen  worden,  und  was  man  damals  auf  künftige 
Tractate  ausgesetzt,  soll  friedsamst  in  gütliche  Verhandlung 
genommen  werden. 
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Die  Proteste  neLineii  bei  der  Unklarlieit  der  rechtlichen 
Ordnung  wieder  ihien  Anfang. 

Der  Rath  w eigert  nach  wie  vor  2 Rathsherren  zum  Echte- 
ding  zu  senden,  und  als  Ellenbrecht  bei  den  Lassungen  die 
Sporteln  erhöht,  will  der  Rath  diese  Beschwerung  der  Bürger 
nicht  dulden  und  giebt  ihnen  anheim,  die  Lassungen  auf  seiner 
Kanzlei  vorzuuehmen.  Es  solle  ihnen  dann  ein  Schein  gegeben 
w'erdeu,  wodurch  sie  genugsam  versichert  seien  und  wodurch 
er  für  künftige  Ansprüche  und  Einreden  einstehe. 

Seit  1(575  lässt  Bremen  den  Ellebrecht  zu  weiteren  Rechts- 
handlungen nicht  zu.  Die  Schlacht  bei  Eehrbellin  w’ar  geschlagen, 
Schweden  als  Reichsfeind  erklärt  und  vom  kaiserl.  General- 
lieutnant  Baron  von  Wedcll  aus  dem  Herzogthum  Bremen  ver- 
trieben worden,  das  zum  grössten  Theil  von  Braunschw'eig-Lüne- 
burg  und  Celle,  zum  kleineren  Theil  vom  Bischof  v.  Münster  in 
Sequester  genommen  wurde. 

Das  römische  Reich  entwickelte  eine  sehr  selten  bei  ihm 
wahrzunehmende  Energie. 

Der  kaiserl.  Kommissar  Lichtenstein  Hess  verschiedene 
schwedische  Beamte  verhaften;  der  kaiserl.  Gesandte  Graf 
Windisch-Grätz  kam  nach  Bremen  und  verlangte  eine  starke 
Contribntion  für  den  Reichskrieg,  sicherte  dagegen  in  des 
Reiches  und  Dänemarks  Namen  zu,  dass  die  Stadt  ein  freier  und 
iramediater  Reichsstand  sei,  woran  .sich  aber  wieder  eine  zweite 
Bestimmung  schliesst,  welche  die  Befreiung  illusorisch  macht: 

„dass  die  von  der  Krön  Schweden  prätendirten  jura  bis 
zum  Friedensschluss  oder  anderweitigem  Vergleich  in  suspenso 
bleiben  sollen.“ 

Nach  3 Jahren  w'aren  aber  die  Schweden  schon  wieder  im 
Besitz  der  Herzogthümer.  Der  Friede  zu  Nymwegen  (1678) 
zwang  nicht  allein  den  grossen  Kurfürsten  zur  Herausgabe  seiner 
Eroberungen  in  Pommern  an  Sclnvedeu,  sondern  auch  das  deutsche 
Reich  in  dem  an  den  Friedensschluss  sich  anschliessenden  Ver- 
handlungen zu  Celle  Schw'eden  seine  Reichslehen  wieder  ein- 
zuräumeu. 

Nach  Ellenbrechts  Tode  ernannte  Schweden  1(57'.)  den 
Alard  Hüsing  und  1(581  Gustav  Hempel,  dei'  16‘.I7  .starb, 
zum  Stadtvügt. 
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Aus  der  kurzen  Amtszeit  des  Vogts  Hüsing  existiren 
einige  interessante  Protokolle  über  von  ihm  verrichtete  gerichtl. 
Handlungen ; nicht  auf  dem  Markte,  sondern  in  seinem  Hause 
vorgenommen,  in  denen  der  Kläger  wahrscheinlich  ein  schwe- 
discher Staatsangehöriger  ist  und  Beklagter  auf  schwedischem 
Grund  und  Boden  wohnt. 

Prot.  V.  3.  Oktober  IßSO. 

In  Sachen  Baron  Erskin  contra  die  Schw'erdtfegersche  wegen 
des  Buchs:  cum  decreto,  dass  Beklagte  binnen  6 Wochen 
Kläger  klaglos  zu  stellen,  oder  mit  Beschlag  und  Inventirung 
ihrer  Mobilien  in  der  Buchlade  verfahren  werden  solle. 

Memorial  des  Herrn  Rath  Michaelsen  v.  18.  Oktober  1G80 
contra  die  Fresesche  in  der  kl.  Bude  am  Dom  wohnend,  in  puncto 
einer  vermietheten  Magd,  so  aber  ihren  Mann  zu  haben  befunden, 
um  Restituirung  des  Mieth-,  Lohn  und  Gottesgeldes. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  noch  hervorgehoben,  dass  der 
Vogt  als  erzbischüfl.  bezw.  schwed.  Gerichtsbeamter  der  Kanzlei 
und  des  Hofgerichts  allerlei  officia  zu  erfüllen  hatte,  die  von 
seiner  Genchtsgewalt  in  der  Stadt  ganz  unabhängig  waren. 

Bremen  war  nicht  geneigt,  die  schwedischen  Vögte  so 
leicht  wieder  in  die  verlorenen  Stellungen  einrücken  zu  lassen. 

Der  Rath  protestirte  gegen  die  Ernennung  von  Hüsing 
und  Hempel  einmal,  weil  sie  keine  Bürger  seien;  zweitens 
wiederholte  er  die  Argumente  seiner  Vorfahren;  durch  die 
Friedensschlüsse  von  Nymwegen  und  Celle  sei  alles  wieder 
auf  den  Fuss  und  ad  terminos  pacis  Westphalicae  gesetzt,  weil 
damals  kein  Vogt  vorhanden  gewesen,  so  brauche  er  ihn  auch 
jetzt  nicht  zu  dulden. 

Während  dieser  Streitigkeiten,  wobei  cs  dem  Rath  zu  statten 
kam,  dass  die  schwedischen  Beamten  in  Stade  zur  Zeit  schwerere 
Sorgen  hatten,  als  sich  um  die  Beängstigungen  der  bremischen 
Vögte  viel  zu  kümmern,  nahm  der  Rath  nun  zum  zweiten 
Mal  die  vogteilichen  Befugnisse  wahr:  die  Verschreiungen,  das 
Halsgericht,  die  Verfolgschaft  der  Häuser,  die  Lassungen. 
In  den  Bürgern  verstärkte  sich  während  dieser  Vacanzzeit  die 
Ueberzeugung,  dass  des  Vogts  Gerechtsame  geschwunden  und 
die  alte  Gerichtsstätte  unter  dem  zweiten  Rathhausbogen  ent- 
behilich  gewordem  sei. 
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10.  Aber  Scliweden  war  zu  einem  dauernden  Verzicht 
nicht  gewillt,  und  so  musste  der  Rath  nach  dem  Tode  Hempels 
1091  Joh.  Friedrich  Zierenberg  als  Vogt  widerstrebend 
annehmen,  der  bis  171 G im  Amte  geblieben  ist. 

Die  alten  gravamii»  wurden  wieder  im  neuen  Gewände 
vorgetragen. 

Notar  Christiani  protestirt  nomine  des  Vogts  1692,  weit 
der  Rath  das  echte  Ding  nicht  beschickt,  vor  2 Rathsdeputirten 
und  will  dabei  den  Hut  nicht  annehmen,  weil  es  ihm  sein 
Mandant  verboten  habe.  Der  Senat  beschliesst,  dass  Notar 
Christiani  vor  den  Deputirten  nicht  zu  hören  sei. 

Die  Hauptbeschwerde  richtete  sich  auf  die  vor  dem  Vogts- 
gericht in  Abgang  gekommenen  Lassungen,  worüber  1693  auf 
einer  Conferenz  in  Zeven,  aus  schwed.  Abgesandten  und  Raths- 
deputirten bestehend,  verhandelt  wurde.  Die  letzteren  benahmen 
sich  sehr  kühl  und  reservirt  und  bemerkten:  es  stände  in  arbitrio 
emtorum  zum  Stadtvogt  oder  ad  senatum  zu  gehen,  iiem,  wer 
Geld  verspilden  wolle,  könne  es  thun. 

1712  streckten  die  Dänen  zum  dritten  Mal  die  Hände  nach 
den  beiden  Herzogthümcni  aus.  Der  Schwedenkönig  Karl  XII. 
war  fern  in  der  Türkei;  als  er  aber  1714  wieder  auf  dem  Kriegs- 
schauplatz ei-schien,  zogen  die  Dänen  vor,  sich  durch  ein  gutes 
Geschäft  aus  der  Affaire  zu  ziehen.  Sie  schlossen  mit  Georg  I. 
von  Grossbrittanien,  dem  Kurfürsten  von  Hannover,  einen 
Vertrag,  wonach  sie  gegen  GUOüOO  Rthlr.  1715  diesem  die 
Heraogthümer  Bremen  und  Verden  übertrugen. 

Karl  XII.  wollte  davon  nichts  wissen;  nachdem  er  aber 
1718  in  Friedrichsliall  gefallen,  schloss  seine  Nachfolgerin  Ulrike 
Eleonore  1719  gegen  Zahlung  einer  höheren  Kaufsumme  von 
einer  Million  Reichsthaler  mit  Dänemark  ab. 

1 1.  Während  der  dänischen  Zwischenherrschaft  suirb 
Zierenberg,  und  der  dänische  im  Palatium  residirende  Gouverneur 
V.  Wellingk  ernannte  dessen  Sohn  Johann  Georg  Zierenberg 
1716  zum  Nachfolger  in  der  Vogtei,  die  er  bis  1 736  verwaltet  hat. 

Sein  1723  geschriebener  „Bericht  von  der  Kgl.  Stadtvogtei 
in  Bremen“  bezeichnet  das  letzte  Aufflackern  des  vogteilichen 
Widerstandes,  wofür  die  Zeit  nicht  übel  gewählt  war. 
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Wenn  Zierenberg  auch  die  kurliannovcrsclie  Regierung  dadurch 
niclit  zu  einer  Wiederherstellung  der  längst  verlorenen  Rechte 
zu  bewegen  hoffte,  so  doch  zn  einer  energischen  Behauptung 
der  noch  bestehenden  und  der  erst  in  den  letzten  Jahren  in 
V ergessenheit  gerathenen.  Aber  vergebens ! Die  neue  Regierung 
hatte  noch  weniger  Interesse  als  die  schw'edische  für  die  Be- 
drängnisse ihres  Vogtes;  sie  Hess  seine  Aufforderungen,  ihm 
beizustehen,  unbeachtet.  Aber  vielleicht  hat  er  durch  seinen 
Bericht  doch  das  erreicht,  dass  auch  in  dem  Richmonder  Edict 
Georgs  n vom  Jahre  1731,  das  die  Reichunraittelbarkeit  der 
Stadt  klar  und  ohne  Beschränkung  anerkannte,  die  alten  Vogtei- 
rechte noch  fest  in  der  Hand  behalten  wurden. 

„Was  aber  die  Praetensionen  der  Stadt  gegen  S.  Kgl. 
Majestät  als  Herzog  zu  Bremen  anlanget,  welche,  weder  voran- 
gezogenen Articulo  X § 8 Instr.  pacis  noch  der  Stadt  Bremen 
Immedietät  entzogen  sein,  so  reserviren  S.  Kgl.  Majestät  desfalls 
Ihre  durch  die  geschehene  schwedische  Cession  des  Herzogthnms 
Bremen  erlangte  Gerechtsame  ausdrücklich;  seien  jedoch  geneigt 
und  erklären  sieh  hiermit  darüber,  mit  der  Stadt  Bremen  sich 
gütlich  zusammenzusetzen  und  der  Stadt  alles  angedeihen  lassen 
zu  wollen,  was  sie  mit  Billigkeit  wird  begehren  können.  Falls 
sie  aber  deshalben  nicht  sollten  gütlich  Übereinkommen  können, 
so  sollten  gedachte  Praetensionen  durch  das  Recht  erörtert  und 
ausgemachet  werden,  so  wie  es  in  dem  Instr.  pacis  vorgeschrieben, 
vorgesehen  und  verordnet  ist.“ 

Aus  dem  Bericht  sehen  wir,  dass  Zierenberg  eigentlich  nur 
noch  in  der  Hand  hat:  das  peinliche  Halsgericht,  wobei  aber 
die  beiden  Rathsherrn  mit  ihrem  Erscheinen  Schwierigkeiten 
machen,  das  Noth-  und  Blutgericht,  die  Erhebung  der  kleinen 
Abgabe  von  den  Bäckern  für  die  Freiheit  in  offenen  Fenstern 
das  Brot  feilhalteu  zu  dürfen  und  die  Einziehung  des  Königszinses. 

Aber  auch  diese  finanziellen  Rechte  fangen  an  brüchig  zu 
werden. 

Von  den  33  Kleinbäckcrn  weigern  9 die  Zahlung,  während 
unter  den  Königszinspflichtigen  immer  mehr  Debitores  morosi 
Vorkommen. 

Gerd  Si)eckmann  hatte  unter  Bezugnahme  auf  den  Hillc- 
bold'schen  Vertrag  behauittet,  dass  der  Königszins  bei  Sonnen- 
schein am  St.  Martinstage  bezahlt  werden  müsse  und  bei  un- 
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pünktlicher  Zahlung  sich  verdopple:  so  vaken  de  klocke  sleyt 
de  hane  kreyt,  de  wind  weit,  sunne  und  mand,  ebbe  und  flot 
up  und  dale  geyt. 

Das  sind  nun  freilich  recht  ungenaue  Zeitbestimmungen, 
welche  die  Strafe  für  die  Säumigen  festsetzen,  aber  insofern 
hat  Speckmann  doch  Recht,  dass  diese  sich  mit  nicht  ganz  un- 
erheblichen Beträgen  mit  dem  Vogt  abzufinden  hatten.  So  heisst 
es  1571  im  Konihausrcchnungsbuch : 

am  4.  Mäi’z  dem  Stadtvogt  gegeben  wegen  Ungehorsams, 
dass  wir  den  Königszins  aus  dem  Konihaus  bei  der  Nadel 
zu  rechter  Zeit  nicht  gegeben  haben:  12  Grote.  — 

Aber  die  spätere  Zeit  wollte  von  solchen  „Ammenmärchen“ 
nichts  mehr  wissen,  und  Zierenberg  hatte  bei  der  Empfangnahme 
allerlei  spöttische  oder  grobe  Redensarten  mit  in  den  Kauf  zu 
nehmen  oder  sah  sich  ganz  unerwarteten  Einreden  gegenüber, 
wie  der  des  Syndicus  Clamp:  der  Königszins  stamme  aus 
schwedischer  Zeit,  Schweden  rechne  noch  nach  den  dem  alten 
julianischen  Kalender,  er  brauche  daher  erst  zwölf  Tage  nach 
Martini  zu  bezahlen. 

Garnicht  übel  vertheidigt  Zierenberg  aber  die  rechtssym- 
bolischen Zeitbestimmungen  den  aufgeklärten  Schuldnern  gegen- 
über, die  mit  der  Assertio  meinten  „Gewiss  hat  kein  unter 
klugen  Leuten  errichteter  Vertrag  solch  Ding  begreifen  können.“ 
Er  crwidei  t: 

„Der  exprimirte  Modus  des  Aufschlagens  aber  ist  zwar 
ziemlich  hart  und  scharf,  jedoch  nicht  abentheuerlich,  zumahl, 
wenn  man  auf  das  Jahr  zurncksiehet,  worinnen  der  Vertrag 
errichtet  worden:  Denn  Sonne  und  Mond  sind  von  Gott  dazu 
erschaffen,  da.ss  sie  scheiden  Tag  und  Nacht,  und  geben  Zeichen, 
Zeiten,  Tage  und  Jahre.“ 

Genes:  c.  1 vs.  14.  P.s.  I04  vs.  l'.i. 

„Und  dieser  göttlichen  Ordnung  zufolge  hat  man  darnach, 
wie  imgleichen  nach  dem  llanen-Geschrey,  viel  tausend  Jahre, 
ja  von  Anfang  der  Welt  bereits  die  Zeiten  eingetheilet,  und 
geschieliet  solches  auch  noch,  und  zu  eben  demselbigen  Ende 
werden  auch  die  Glocken  gebraucht:  Ebbe  und  Pluth  sind  in 

diesen  Ländern  bekannt  genug,  und  haben  ordentlicher  Weise 
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ihre  gewisse  Zeit,  darnach  man  die  Zeit  gar  wohl  rechnen 
kau:  Was  aber  durch  das  Wehen  des  Wiudes  für  eine  Arth 
die  Zeit  eiuzutheilen  gewesen  sey,  möchte  auch  noch  woll  ex 
Antiquitate  zu  eruiren  sein,  und  ist  etwa  jedesmalige  Ver- 
änderung und  Wechsel  des  Windes  dadurch  zu  verstehen,  als 
worauf  man  in  schilfreichen,  und  an  der  See  gräntzenden  Oertern 
fleissig  Acht  giebt;  wie  ich  denn  in  Holland  angemerkt  habe, 
dass  in  Tessel  alle  und  jede  Veränderungen  des  Windes  durch 
besonders  dazu  bestellte  Leute  aufs  genaueste  müssen  observiret 
und  annotiret,  und  davon  nach  Amsterdam  Bericht  gegeben 
werden,  woselbst  diese  Observationes  täglich  zu  Jedermann’s 
Notice  öfiFentlich  affigirt  werden.  — 

Es  ist  diese  vetus  Traditio  alliier  noch  zu  bekannt,  dass 
man  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  vielen  Königs-Zinss-ptliclitigen 
Häusern  allerhandt  Arten  von  Gedenk-  und  Erinnerungs-Zeichen, 
als  theils  auf  besonders  gemahlte  Taffein,  theils  in  denen  Fenster- 
Scheiben  mit  Farben  gebrandt,  theils  an  die  Thüren  und 
anderswo  findet,  wobey  mehrentheils  ein  kleiner  Erinuemngs- 
Reim  stehet.  Welches  ja  von  Alters  her  um  keiner  anderen 
Ursachen  willen  geschehen,  als  um  der  Ssraffe  der  Versäumnis 
zu  entgehen,  welches  gewiss  von  klugen  Bürgern  und  Ein- 
wohnern nicht  geschehen  seyn,  auch  nicht  annoch  geschehen 
würde,  wenn  ihnen  ex  inveterata  Sententia  nicht  bekannt,  dass 
die  Straffe  nicht  eben  so  gering  sey.  Dass  dieses  inveterata 
a nuiltis  Seculis  Sententia  oder  vetus  Traditio  sey,  ist  auch 
daher  erweisslich,  dass,  wie  mir  bekannt,  wenn  Häuser  ver- 
kauft, und  das  Onus  vom  Königs-Zinss  in  denen  Kauf-Con- 
ditionen  verschwiegen  worden,  20.  30.  40  bis  50  Rthlr.  in  der 
Kauf-Summa  haben  müssen  nachgelassen  werden.  Den  llodum 
des  gedoppelten  Aufschlagens’ will  zwar  Senatns  dt.  pag.  753 
auf  täglich  restriugiren : Allein  es  ist  gewis,  dass  unter  1000 
Einwohner  zu  Bremen  keiner  von  einer  solchen  Tradition  des 
täglichen  Aufschlagens,  sondern  vielmehr  von  einem  solchem 
gedoppelten  Aufschlagen,  wie  in  dem  Hilleboldisclien  Vertrag 
exprimiret  ist,  gehöret  haben  und  zu  sagen  wissen  wird.“ 

Eines  der  längsten  Kapitel  seiner  Schrift  enthält  Klagen 
über  die  jetzt  ganz  in  die  Hämle  des  Raths  gelangten  Lassungen, 
die  mit  der  Hoffnung  schliessen,  die  Kgl.  Regierung  werde  durch 
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nacluirückliche  Vorstellungen  bei  Bürgermeister  und  Rath  es  in 
die  Wege  richten,  dass  dieselben  die  einige  Zeit  her  abge- 
stellten Lassungen  vor  dem  Stadtvogt  wieder  heretellen.  Die 
Hüfl’nung  erwies  sich  als  trügerisch! 

Auch  die  Civilgerichte  waren  gewiss  thatsächlich  längst 
ausser  Uebung  gekommen,  aber  sein  Recht,  sie  nach  wie  vor 
zu  hegen,  wollte  Zierenberg  sich  nicht  rauben  lassen,  was  für 
den  Kläger  freilich  einmal  mit  recht  schlimmen  Erfahrungen 
begleitet  war. 

Es  war  im  Jahre  1732.  Der  Vogt  Joh.  Georg  Zierenberg  hatte 
sich  am  Sfontag  nach  dem  heiligen  Dreikönigstage  unter  dem  Rath- 
hausbogen eingefunden,  um  einmal  wieder  vergeblich  das  Echte- 
ding  abzuhalten.  Lüder  Goldschmidt,  eines  Bürgers  Sohn,  bald 
ein  Goldschmicdgesell,  bald  ein  Tabaksspinner  in  den  Akten 
genannt,  wollte  Klage  erheben  und  zwar  gegen  keinen  Ge- 
ringeren als  gegen  den  ganzen  Senat.  Goldschmidt  hatte  einen 
Proce.ss  beim  Niedergericht  geführt;  es  war  ihm  hier  ein  un- 
günstiges Urtheil  gesprochen  und  er  gedachte  nun  gegen  dies 
Urtheil  zu  appelliren  oder  eine  Beschwerde  wegen  verweigerter 
Justiz  gegen  den  Rath  beim  Vogt  anzubringeu.  Was  von  beiden 
gemeint  war,  lässt  sich  leider  aus  den  Akten  nicht  genau  er- 
kennen, da  die  „Supplik'“  die  Goldschmidt  dem  Vogte  cin- 
gereicht  hat,  darin  nicht  mehr  vorhanden  ist.  Diese  Supplik 
hatte  ihm  sein  Anwalt,  Notar  Dröge  aus  Hastedt,  verfasst  und 
ihm  aufgegeben,  sie  dem  Vogt  eiuzurcichen.  Dieser  nahm  sie 
ganz  freundlich  entgegen,  meinte  nur,  Goldschmidt  müsse  vorerst 
den  ganzen  Rath  vor  das  Vogtsgcricht  zur  gerichtlichen  Ver- 
handlung citiren  lassen,  früher  könne  nicht  verhandelt  werden. 

Von  diesem  Vorgänge  bekam  der  Rath  alsbald  Kenutniss 
und  gerieth  in  grossen  Zorn. 

Zwei  Herren  werden  zur  Untersuchung  committirt  und  auf 
deren  Bericht  beschliesst  der  Rath;  Goldschmidt  müsse  ins 
Zuchthaus. 

„In  uralten  Zeiten  — heisst  es  im  Protokoll  der  Deputirteu 
— hätte  man  wohl  eine  Klagesache  allda  (vor  dem  Vogtsgericht) 
Vorbringen  können,  darüber  ein  l’aar  Bürger  eine  Findung 
gemacht,  dabei  es  geblieben,  wenn  nicht  ad  senatum  appellirt 
worden.  Aber  senatum  sei  nie  vor  dem  Vogt  verklagt 
worden.  Dies  delictum  sei  zu  enorm.  Goldschmid  beruft 
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sich  auf  den  ihm  von  seinem  Anwalt  ertheilten  Rath  und  meint, 
wenn  Einer  ins  Zuchthaus  müsse,  so  sei  es  Notar  Dröge  in 
Hastedt.  Darauf  lässt  der  Rath  sich  aber  niclit  ein  und  setzt 
den  Goldsclimid  auf  unbestimmte  Zeit  gefangen. 

Goldschmid  richtet  nun  eine  Reihe  von  Bittschriften  an 
den  Rath,  ihn  doch  frei  zu  geben. 

Endlich,  nachdem  er  einige  Monate  im  Zuchthaus  verblieben, 
lässt  ihn  der  Rath  frei;  aber  noch  so  sehr  von  der  Frechheit 
des  Bürgers  erregt,  dass  er  Goldschmidt,  wie  man  es  von  den 
gefangenen  und  wieder  freigelassenen  kriegerischen  Feinden  im 
Mittelalter  verlangte,  Urfehde  schw'ören  lässt,  sich  wegen  der 
erlittenen  Strafe  nicht  an  dem  Rath  und  der  Stadt  zu  rächen. 

Seitdem  hört  man  nichts  mehr  davon,  dass  ein  Bürger  vor 
den  Vogt  eine  Civilsache  gebracht  hat,  und  mit  diesem  köst- 
lichen Characterznge,  der  zugleich  typisch  ist  für  den  Kampf 
des  Richters  auf  offenem  Markt  mit  dem  Richter  im  Rath  haus- 
zimmer, endet  unsere  Kunde  von  der  Civilgerichtsbarkeit  des 
Stadtvogts. 

12.  Zierenbergs  Nachfolger,  Dr.  juris  utriusque  Lüder 
Christoph  Kannengiesser,  bekleidete  sein  Amt  nur  l Jahr 
bis  1738.  Duntze  berichtet  von  ihm,  dass  er  aus  Verdruss  ge- 
storben sei,  weil  seine  Collegen  — die  Doctores  juris  — ihm  bei 
einer  Processiou  den  Rang  streitig  machten,  andere  ganz  zurück- 
blieben  und  ihn  allein  gehen  Hessen. ') 

Er  hat  nicht  einen  einzigen  vogteilicheu  Actus  verrichtet, 
sagt  Cassel. 

13.  Als  die  Stelle  neu  zu  besetzen  war,  vereinigte  sie  die  chur- 
hannoversche  Regierung  sehr  verständig  mit  der  des  Structuarius, 
dem  die  Verwaltung  der  Domsgüter  oblag.  Structuarius  Caspar 
Friedr.  Renner  erhielt  die  Vogtei  1738,  blieb  bis  1772  im 
Amte  und  lebte  mit  Rath  und  Bürgerschaft  in  Frieden.  Der 
Hauptnerv  der  Streitigkeiten  um  die  vogteilicheu  Gerechtsame, 
um  die  dem  Vogt  unentbehrlichen  Einkünfte,  wurde  durch  diese 
Vereinigung  getüdtet.  Renners  Function  beschränkte  sich  auf 
die  Hegung  des  peinlichen  Gerichts  uud  die  Einziehung  des 
Königszinses,  wobei  er  den  Wind  wehen  uud  den  Hahn  krähen 


■)  Duntze  Geschichte  der  freien  llauscsudt  Bremen,  Bd.  IV,  S.  33. 
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Hess,  ohne  daraus  Folgen  des  Zahlungsverzuges  ableiten  zu 
wollen.  In  seiner  Bestellungsurkunde  winl  ihm  freilich  noch 
ernstlich  anbefohlen,  das  Echteding  im  Namen  Kgl.  Majestät 
V.  Hannover  regelmässig  nach  wie  vor  zu  hegen. 

Renner  war  Mitarbeiter  am  niederdeutschen  Wörterbuch, 
gab  das  Gedicht  „Henning  de  Hahn“  heraus,  war  Mitglied  der 
bremischen  deutschen  Gesellschaft,  ein  beliebter  Gelegcnheits- 
dichter  und  beschäftigte  sich  in  seinen  Musestunden  mit  Musik, 
Zeichnen  und  Drechseln. 

Unter  ihm  wird  es  Sitte,  der  Hegung  des  peinlichen  Hals- 
gerichts eine  akademische  Rede  vor  dem  Rathsstuhl  vorangehen 
zu  lassen.  Beispielsweise  über  folgende  interessante  Themata; 
„Greif  zu,  ehe  Dir  die  Hände  gebunden  werden.“—  „Turdus 
ipse  sibi  malum  cacat“.  „Die  Drossel  kommt  in  ihrem  eigenen 
Unflath  um.“  Diese  zoologische  Merkwürdigkeit  hielt  Renner 
für  geeignet,  nach  der  Verurtheilung  einer  armen  Kindesmörderin 
vorzutragen.  Die  Rede  beginnt  mit  dem  Raube  der  Helena  und 
der  darauf  folgenden  Verwüstung  des  trojanischen  Reichs,  geht 
auf  die  Malzeiten  des  Tliyestes  über,  berührt  die  Kindesmorde 
der  Jledea,  um  dann  in  den  vorliegenden  criminalrechtlichen 
Thatbesiand  überzuleiten.  Eine  kleine  Malice  gegen  den  Rath 
vorzubringen,  konnte  aber  auch  der  friedfertige  Renner  in  Er- 
innerung an  schönere  Zeiten  nicht  unterlassen.  Bei  Gelegen- 
heit einer  Verurtheilung  von  zwei  Diebinnen  zum  Strange, 
wählte  er  als  Thema  seiner  Rede  „Wer  stehlen  will  und 
nicht  hangen,  der  gehe  nach  Bremen  und  lasse  sich  fangen.“ 

H.  Unter  seinem  Sohn  .loh.  Christ.  Georg  Renner  von 
1772  — 17118  Structuarius  und  Vogt  ist  das  letzte  Halsgericht 
1788  gehegt  worden,  dessen  Beschreibung  sich  im  Bremischen 
Magazin  S.  18  findet.  Das  Mittelalter  steigt  zum  letzten  Mal 
als  ein  Ge.spenst  in  die  Zeit  der  Autklärung  hinein,  und  der 
arme  Sünder  mag  Angst  genug  bei  dem  rechtlichen  Hokuspokus 
ausgestauden  haben,  der  mit  ihm  vorgenommen  wurde,  ehe  es 
zum  eigentlichen  Köpfen  kam.  Es  ist  vielleicht  nicht  un- 
interessant, einiges  aus  den  Protokollen  dieser  Sterbescene  im 
düiipelten  Sinne  mitzutlieilen. 

Xieolaus  .Funge  hatte  seiner  Schwägerin  schwere  Körper- 
verletzungen zugenigt,  die  den  Tod  zur  Folge  hatten.  Der 
Rath  vcrurtheilte  ihn  zur  Enthauptung  mit  dem  Schwert. 
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Zur  Vollstreckung  des  Urtheils  wird  der  Vogt  aut  den 
28.  Sept.  1787  Morgens  gegen  halb  9 Uhr  auf  das  Rathhaus 
geladen  um  „nach  Anhörung  dessen,  was  ihm  vorher  von 
E.  H.  H.  Rath  vorgetragen  werden  würde,  sein  stadtvogteiliches 
Amt  in  Hegung  eines  peinlichen  Halsgerichts,  dem  Herkommen 
gemäss,  zu  bekleiden.“  — 

Er  ej'scheint  zu  bestimmter  Zeit  in  schwarzer  Kleidung 
mit  einem  Mantel  vor  dem  Rathsstuhle  und  hört  mit  entblösstem 
Haupte  eine  längere  Rede  des  Bürgermeisters  an,  die  er  weit- 
läufig beantwortet. 

Dann  entfernt  er  sich,  und  der  Scharfrichter  Johann  Georg 
Goepel  wird  vorgerufen.  Er  vernimmt  das  ürtheil  und  ver- 
spricht die  ihm  aufgetrageue  Execution  nach  bestem  Vermögen 
zu  bewirken. 

Bald  meldet  der  Rathsdiener  Caspar  Bischoff,  dass  sich 
der  Delinquent  dem  Rathhause  nähere.  Der  Vogt  mit  seinem 
Erohnen,  der  Rathsactuar,  der  Rathsdiener  begeben  sich  an  die 
GerichLsstätte  unter  dem  zweiten  Rathhausbogen.  Hier  treffen 
sie  den  Verurtheilten  mit  einem  Prediger  und  zwei  Candidaten. 
Nachdem  ein  Commando  Soldaten  einen  Kreis  formirt  hat,  wird 
das  peinliche  Halsgericht  gehegt. 

Ego  Actuarius. 

Herr  Vagt,  hier  steit  Casper  Bischof  von  wegen  Enes 
Edlen  Hoch  und  Wolwiesen  Raths  düsser  Stadt  un  is  begüren, 
dat  ji  Öhme  ene  Güdiuge  heget. 

Vagt. 

Is  idt  Güdinge  tyd  dages? 

Ego  Actuarius. 

Dewielen  ji  Macht  un  Gewalt  hebbet  von  wegen  Römisch 
Keyserl.  Majestät,  Ihro  Königl.  Grotbrittannische  Majestät,  ock 
Churforstl.  Braunschweig-Uüneburgische  Durchlauchten  alsHer- 
togen  tho  Bremen,  so  is  idt  Güdinge  tyd  dages. 

Vagt. 

So  hege  ick  ene  Güdinge  thon  ersten,  andern  un  derden 
mahl,  thon  verden,  voften  un  söslen  mahl,  thon  sövden,  achten 
und  uegenden  mahl,  wat  ji  wieder  im  Namen  Enes  Edlen  Hoch- 
wiesen  Raths  antobringen  hebbet,  dat  schal  juw  fry  stahn. 

Or.  A.  KUbtmann,  Goftchlcbte  der  brouisiheR  StAütvogtoi.  5 
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Ego  Actuarius. 

Herr  Vagt,  hyr  steit  Casper  Bischof  von  wegen  E.  E.  H. 
Raths  dösser  Stadt  nn  is  begören,  dat  ick  düssen  armen  Sunner 
siene  Missedat  entdecken  möge. 

Vagt. 

Dat  schal  juw  verlövet  syn. 

Ego  Actuarius. 

Herr  Vagt  gegenwardigo  armo  Sunner  Niclaus  Junge  is 
dör  zyne  egene  beckendniss  awerwiset,  dat  he  zynes  versturwe- 
nen  Broders  Johan  Hinrich  Jungen  Wedew'e  vormiddelst  levens- 
geverlycker  Verwundung  berovet  heft. 

Ego  porro. 

Herr  Vagt  liier  steit  Casper  Bischof  un  is  begören,  dat  ji 
düssen  armen  Sunner  woldet  fragen,  wat  he  dartho  segget. 

Vagt. 

Niclaus  Junge  wat  segst  Du  dartho? 

Derselbe  antwortete:  Ja! 

Ego  Actuarius. 

Herr  Vagt  dewilen  düsse  arme  Sunner  dat  avermahls  ge- 
ständig is,  so  steit  hier  Casper  Bischof  un  klaget  sulkes  Römisch 
Keyserl.  Majestät  ock  Königl.  Grotbrittanischer  Majestät  un 
Churforstl.  Braunschweig  - Lüneburgischen  Durchlauchten  als 
Hertogen  tho  Bremen,  ock  juw  Herr  Vagt  un  allen  denjenigen 
so  recht  leef  un  unrecht  leid  is,  un  begeret  ferners,  dat  ji 
Öhme  willen  enen  Mann  wiesen,  de  öhme  ene  ordeel  Anne  dat 
recht  is,  of  nicht  düsse  Niclaus  Junge  Keyserl.  Majestät  eene 
Wedde  schuldig  sy  un  wat  de  Wedde  syn  schall. 

Vagt. 

Dat  schall  Johan  Georg  Goepel  dohn. 

Scharfrichter. 

Herr  Vagt,  dewyl  dat  lezteOrdel  my  anbefohlen  ward  von 
wegen  Keyserl.  Majestät,  so  ock  Enes  Edlen  Hochwiesen  Rahdes 
düsser  Stadt  Bremen,  so  will  ick  düssen  armen  Sunner  nehmen 
un  henuth  führen  an  de  Gerichtsstäde  un  denselben  mit  den 
Schwerd  vom  leven  thoin  dode  bringen,  öhme  thor  wollver- 
deenten  Strafe  un  annern  thom  Exempel  damit  Ihro  Keyserl. 
Majestät  ock  Ihro  Königl.  Grotbrittannische  Majestät,  so  ock 
Enes  Edlen  Hocli  un  Wollwiesen  Rahdes  düsser  Stadt  Öhre 
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.lofiflike  Hoheit  gestärket  un  nicht  geswäcket  werden  möge,  von 
rechtswegen. 

Nach  beendigtem  Halsgericht  fahren  3 Rathsherren  in  dem 
mit  4 Pferden  bespannten  Rathswagen  unter  Vorreitung  der 
12  reitenden  Diener  zum  Gerichtsplatz  (einem  Hügel  im  Dorfe 
Walle  in  der  Nähe  Bremens). 

Hier  wird  abermals  von  Soldaten  ein  Kreis  gebildet  und 
der  Herr  Camerarius  (ein  Rathsherr)  hält  eine  längere  Ansjjrache. 

„Dreizig  Jahre  sind  jetzt  bereits  verflossen,  dass  E.  H.  H. 
Rath  der  keyserl.  freien  Reichsstadt  Bremen  nach  Seiner  eben 
so  grossen  Menschen-  als  Gereclitigkeitsliebe  der  so  höchst  un- 
angenehmen Noth Wendigkeit  überhoben  gewesen  ist,  an  diesem 
schauderhaften  Orte  Todesstrafen  an  Missethätern  vollziehen  zu 
lassen,  — und  o!  wie  erfreulich  würde  es  seyn,  wenn  eine 
würklich  immer  mehr  unter  uns  zunelimende  Sittenverbesserung 
künftig  dergleichen  traurige  Straf- Exempel  noch  seltener  machen 
sollte  u.  s.  w. 

Nach  Beendigung  der  Rede  spricht  der  Prediger  ein  Gebet 
und  die  Execiition  wird  vom  Nachrichter  „auf  das  glücklichste 
mit  einem  Hieb  vollzogen.“ 

15.  Der  letzte  Stadtvogt  war  der  Justizrath  v.  Spilker 
von  1799 — 1802.  Dieser  schien  nicht  übel  Lust  zu  haben,  den 
Kampf  mit  dem  Rath  wieder  aufzunehmen. 

Er  überraschte  Rath  und  Bürger  damit,  dass  er  den  Doms- 
thurm mit  einem  möglichst  grossen  vergoldeten  Wappen  seines 
Königs  und  dessen  Namenschitfre  über  dem  Zifferblatt  ver- 
zieren liess. 

Aber  als  1801  in  Regensburg  die  Verhandlungen  über  die 
Territorialveränderungen  begannen,  die  mit  dem  Reichsdeputations- 
hauptschluss  (1803)  endigten,  war  es  mit  den  Restaurationsplänen 
vorbei. 

Es  war  der  diplomatischen  Geschicklichkeit  des  Senator 
Georg  Gröning  gelungen,  die  sogen,  Acquirendensache,  d.  h.  die 
Abtretung  der  hannöverschen  Rechte  und  Besitzungen  in  Stadt 
und  Gebiet,  glücklich  zu  erledigen  und  die  förml.  Uebergabe 
auf  den  1.  Dez.  1803  zu  erreichen. 

An  die  Regelung  im  Einzelnen,  die  der  Justizrath  Spilker 
im  Aufträge  Hannovers  leitete  knüpften  sich  noch  allerlei 
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Schwierigkeiten  und  Weiterungen  — nur  die  Aufhebung  der 
Vogteigereclitsame  ging  sehr  glatt  von  Statten. 

Koch  bevor  der  Reichsdeputationshauptschluss  in  Kraft  ge- 
treten, konnte  Spilker  am  2a.  November  1802  dem  Senat  ein 
Schreiben  übeiTeichon,  worin  er  ihm  das  Aufhören  der  Stadtvogtei 
anzeigte.  Es  heisst  nach  einigen  einleitenden  Worten  darin: 

Dass  es  mit  den  Gesinnungen  seiner  Kgl.  Majestät  und 
Kurfürstl.  Durchlauchten  meines  allcrgnädigsten  Landes- 
herrn übereinstimmen  wird,  dass  die  allerhöchst  demselben 
zustehende  Vogtei  über  die  Stadt  mit  dem  davon  depeu- 
direnden  Rechten  und  Verhältnissen  den  1.  Dez.  dieses 
Jahres  1802  aufliören  könne. 

So  starb  die  Stadtvogtei  im  Alter  von  837  Jahren  an 
völliger  Entkräftung.  Wappen  und  Namenschiflre  des  Kurfürsten 
V.  Hannoverblieben  als  einzige  Erinnerung  zurück:  „ein  Gemälde, 
das  — wie  Bürgermeister  Heineken  erzählt,  — bis  zu  seinem 
baldigen  Verlöschen,  von  den  Bürgern  des  Stadtvogts  Spilker 
Abschiedskarte  genannt  wurde.“  — >) 


*)  Christ.  Abraham  lieineken,  Ueschiclite  der  fr.  llansest.  Bremen  von 
der  Mitte  des  18.  Jahrh.  bis  zu  deren  Unterwerfung  unter  dem  franz, 
Scepter.  Mauuscript  auf  der  Bremer  Btadtbibliothek. 
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Vorwort. 


Wie  das  Wasserrecht  Überhaupt,  so  ist  insbesondere  das 
Deichrecht  in  dog;niatischer  und  historischer  Hinsicht  von  der 
Wissenschaft  bisher  recht  stiefmütterlich  behandelt  worden. 
Das  deutsche  Deichrecht  hat  in  dogmatischer  Beziehung  über- 
haupt erst  einmal  eine  umfassende  Bearbeitung  gefunden.  Im 
Jahre  IfiitO  veröflFentlichte  Jodocus  Hackmann  zu  Stade  eine 
Darstellung  des  zu  seinen  Zeiten  in  Deutschland  geltenden 
Deichrechts,  der  er  nur  einzelne  und  zum  Teil  völlig  wertlose 
historische  Erörterungen  einflocht.  Seit  diesen  Tagen  sind  schon 
Ober  2U0  Jahre  ins  Land  gegangen,  ohne  dass  ein  Schriftsteller 
sich  an  die  Schilderung  des  geltenden  gemeinen  deutschen  Deich- 
rechts auf  grösserer  t4rundlago  gemacht  hätte.  Die  Ursache 
hiervon  ist  nur  zum  Teil  darin  zu  suchen,  dass  einer  frucht- 
baren Lösung  der  Aufgabe  die  partikuläre  Zersplitterung  des 
Deichrechts  erhebliche  Schwierigkeiten  bereitet.  Zum  grössten 
Teil  trägt  vielmehr  ander  Vernachlässigung  der  Umstand  Schuld, 
dass  es  an  einer  grundlegenden  Arbeit  über  die  Geschichte  des 
deutschen  Deichrechts  fehlt.  Denn  gerade  beim  Deichrecht 
zeigt  sich  die  Unentbehrlichkeit  historischer  Forschung  im 
hellsten  Licht  Sind  doch  die  geltenden  Deichordnungeu  von 
der  modernen  Gesetzgebung  nicht  als  neugeartete  Wesen  in  die 
Welt  gesetzt  sondern  Kinder  einer  mehr  als  tausendjährigen 
Entwicklung.  Hat  doch  jede  Deichordnung  eine  mehr  oder 
minder  grosse  Zahl  von  V orstufen,  auf  denen  sie  sich  aufbaut,  ohne 
deren  Kenntnis  sie  nicht  gründlich  verstanden  werden  kann. 
Zudem  reicht  manches  geltende  Deichrecht  unmittelbar  in  eine 
längst  entschwundene  Zeit  zurück  und  kann  so  nur  durch  ein 
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Znrückgehen  auf  die  jene  Zeit  beherrschenden  Rechtsanschannngen 
richtig  gewQrdigt  werden.  Kann  so  eine  Darstellung  der 
Geschichte  des  deutschen  Deichrechts  eine  Bearbeitung  des 
geltenden  Deichrechts  überhaupt  erst  ennöglichen,  so  trägt 
sie,  abgesehen  von  dieser  praktischen  Bedeutung,  wie  jede 
historische  Forschung,  ihren  Zweck  und  ihren  Wert  in  sich 
selbst.  Auch  wenn  es  heute  keine  Deiche  mehr  gäbe,  würde 
eine  historische  Schilderung  des  Deichrechts  nicht  unangebracht 
sein.  Den  Germanisten  aber  muss  der  Stoff  ganz  besonders 
reizen,  da  das  Deichrecht,  eine  Fülle  deutscher  Rechtsgedanken 
bergend,  sich  gegen  den  Einfluss  der  Reception  mannhaft  gewehrt 
und  eine  grosse  Anzahl  deutscher  Rechtsinstitute  und  Rechts- 
begriffe eigenartig  beleuchtet  oder  zur  kraftvollen  Ausgestaltung 
gebracht  hat. 

Der  Darstellung  der  Geschichte  des  deutschen  Deichrechts 
stehen  freilich  die  erheblichsten  Schwierigkeiten  entgegen.  Es 
fehlt  zwar  nicht  an  kleineren  Ausführungen,  die  gute  Finger- 
zeige geben;  doch  betrachten  sie  mehr  oder  weniger  die  Ge- 
schichte des  Deichrechts  von  einem  ganz  bestimmten  Gesichts- 
punkt aus;  auch  entbehren  sie  einer  vollständigen  Berücksichtigung 
des  umfassenden  Quellenmaterials.  Solche  Abhandlungen  aber, 
die  sich  genauer  mit  der  Geschichte  des  Deichrechts  eines  be- 
stimmten kleineren  Landgebiets  beschäftigen,  sind  nur  sehr 
spärlich  vorhanden.  Dies  macht  sich  um  so  fühlbarer,  als  es 
auch  an  einer  grös.seren  Anzahl  brauchbarer  dogmatischer  Dar- 
stellungen dieses  oder  jenes  partikulären  Deichrechts  gebricht. 

Zu  diesen  Schwierigkeiten  gesellen  sich  andere  Momente, 
welche  einer  historischen  Schilderung  des  Deichrechts  wenigstens 
zur  Zeit  grosse  Hindernisse  bereiten.  Zu  ihnen  gehört  namentlich 
der  Umstand,  dass  das  deichrechtliche  Qnellenmaterial  so  sehr 
zerstreut  ist.  Wennschon  es  in  dieser  Hinsicht  mit  den 
holländischen  Quellen  besser  steht,  so  ist  es  doch  mit  dem 
speziflsch  deutschen  recht  Übel  bestellt.  Dazu  kommt,  dass  an  sich 
zu  einer  genauen  Interpretation  aller  Quellen  die  weitgehendsten 
geographischen  und  topographischen  Studien  nötig  sind. 
Man  bedürfte  eigentlich  zu  jedem  Quellenkreis  eines  ganz 
detaillierten  Plans  der  betreffenden  Gebiete,  ein  Wunsch,  der 
freilich  für  viele  Gebietsteile  wegen  der  vielfachen  Veränderung 
durch  Meereseinbruch  und  Wasserflut  als  unerfüllbar  bezeichnet 
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werden  muss.  In  den  umfangreicheren  Deichländem  steht  ferner 
die  Entwicklung  des  Deichrechts  mit  der  Entwicklung  der 
Staatsverfassnng  im  engsten  Zusammenhang  und  kann  ohne  eine 
genaue  Kenntnis  der  letzteren  nicht  richtig  gewürdigt  werden. 
Andrerseits  basiert  das  Deichrecht  auf  den  Siedlnngs-  und 
Agrarverhältnissen,  ein  Umstand,  der  von  juristischer  Seite 
teils  ganz  übersehen,  teils  nicht  ausgiebig  genug  verwertet  ist. 
Schliesslich  ist  eine  gewisse  Vertrautheit  mit  der  Deichtechnik 
unentbehrlich,  wennschon  sie  lange  nicht  die  Rolle  spielt,  die 
man  ihr  zuzuschreiben  anfangs  sehr  leicht  geneigt  ist. 

Je  weiter  ich  mich  mit  den  Vorarbeiten  für  eine  solche 
Darstellung  beschäftigte,  um  so  mehr  erschien  mir  eine  Zu- 
sammenstellung des  zerstreuten  Quellenmaterials  als  eine  un- 
bedingte Notwendigkeit.  Da  es  sich  bei  der  Qeschichte  des 
deutschen  Deichrechts  um  die  Entwicklung  eines  durch  Ab- 
straktiongefundenen gemeinen  deutschen  Sonderrechts  handolt,so 
war  einmal  ohne  solche  Zusammenstellung  eine  Lösung  der  Aufgabe 
überhaupt  unmöglich ; sodann  aber  musste  dem  partikulären  Forscher 
eine  Handhabe  zur  Verfolgung  der  Sonderrichtungen  im  Deichrecht 
gewährt  werden,  da  ja  die  Darstellung  nur  das  gemeine  Deich- 
recht enthält.  Nur  gedruckte  und,  wenn  ich  nicht  besonders 
darauf  hingewiesen  habe,  von  mir  durchgerarbeitete  Quellen 
sind  zusammengestellt  worden;  manche  Quellen  sind  in  Zeit- 
schriften so  verborgen,  dass  ich  kaum  hoffen  kann,  aller 
habhaft  geworden  zu  sein.  Nicht  vollständig  ist  jedenfalls  die 
Zusammenstellung  der  holländischen  Quellen,  da  mir  verschiedene 
nicht  zugänglich  waren.  Sie  ist  auch  nur  für  Deutsche  zur 
Orientierung  und  Weiterforschung  bestimmt.  Dem  Holländer 
stehen  holländische  Quellen  in  reichlicherem  Masse  zur  Ver- 
fügung, und  er  bedarf  keiner  Orientierung.  Die  Wichtigkeit, 
die  ich  so  der  Quellenzusammenstellnng  zuschreiben  muss,  hat 
mich  auch  veranlasst,  sie  dem  Werke  nicht  als  Anhang  beizu- 
geben, sondern  sie  in  die  Einleitung  zu  stellen,  selbst  auf  die 
Gefahr  hin,  das  dies  den  Leser  als  trocken  und  langweilig 
anmutet. 

Der  vorliegende  Teil  enthält  ausser  der  Einleitung  die 
beiden  ersten  Abschnitte  der  ersten  Periode,  welche  „Die  Anlage 
von  Deichen“  und  „Die  Deichverbände“  behandeln.  Ein  zweiter 
Teil  wird  die  Darstellung  der  ersten  Periode  beendigen  und 
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„Die  Deichlast“  (Abschnitt  III),  „Die  sonstigen  Rechtsverhältnisse 
an  den  Deichen“  (Abschnitt  IV)  und  „Die  Deich  Verwaltung“ 
(Abschnitt  V)  erörtern;  mit  der  Schilderung  der  zweiten  Periode 
wird  er  schliessen.  Der  zweite  Teil  wird  den  ersten  an 
Umfang  nicht  wesentlich  Qbersteigen. 

In  dem  Abschnitt  über  „Die  Anlage  von  Deichen“  musste 
vieles  erörtert  werden,  was  auf  den  ersten  Blick  nur  lose,  in 
Wahrheit  aber  sehr  eng  mit  dem  Thema  in  Zusammenhang 
steht.  Manches  wird  erst  der  zweite  Teil  bestätigen  können. 


Göttingen,  im  Mai  1901. 


Julius  @ierke. 
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X.  Deichanlagen,  die  für  aridere  schädlich  sind  (178)  — Mangel 
an  besonderen  Rechtssätzen;  aber  als  widerrechtlich  galten 
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2.  Genossenschaftliche  Freiheit  — Herrschaft . . 183 

§ 1.  IMe  Entstehung  der  Delchrerbinde. 

I Die  ältesten  Deichverbände  (184)  — Die  freien  Deiehverbände 
sind  älter  als  die  herrschaftlichen  Deichverbände.  Die  Ge- 
moindodeichverbände  sind  älter  als  die  Deichverbände  im 
engeren  Sinn  — Dies  beweisen:  1.  (Quellen  Friedlauds, 
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welche  vor  der  Zeit  liegen,  in  welcher  znm  ersten  Haie  ein 
besonderer  Deichbeamter  erwähnt  wird,  indem  nach  ihnen 
a)  jeder  Schnlze  mit  seinen  Asegen  die  Deichverwaltung 
ansttbte  (186)  — b)  die  Gemeinde  für  den  nnvermägenden 
Deichhalter  eintrat  (186)  — 2.  Spätere  Quellen  (187)  — 
Frieslands  (188)  — Wurstens  (190)  — Flanderns  (191)  — 
Hollands  (191)  — Ditmarschens  (193)  — Schleswigs  (194) 

— Hadelns  (194)  — Aitendorfs,  des  Billwärders,  des 

Hammerbroks,  Sandhofens  (196) 184 

II.  Die  Entstekuny  der  freien  Gemeindedeichverbände  (196)  — 

1.  Die  ältesten  fallen  mit  der  ersten  Anlage  von  Deichen 
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Gemeindedeichverbände  innerhalb  grösserer  durch  eine  Ver- 
teilung des  Deichs  nach  Schlägen  (196)  — 3.  Durch  neue 
Ansiedlungen  (197)  — 4.  Durch  Einweisungen  (198;  — 

6.  Durch  andere  Umstände  (198)  — 6.  Entstehung  von 
SamtgemeindedeichTerbänden  (198) 196 

Ul.  Die  herrachafllichen  Deichverbände  (200)  — Herrschaftliche 
Deichrerbände  im  engsten  Sinn  (201)  — Herrschaftliche 
Gemeindedeichrerbände  entstanden:  1.  Durch  Vergabungen 
(201)  — Vergabungen  znr  Wiederbedeichnng  ^202)  — 

2.  Dadnrch,  dass  ein  Herr  über  einen  Gemeindedeichverband 
trat  (202)  — 3.  Herrschaftliche  SamtgemeindedeicbTerbände 


(208) 200 

IV.  Entstehung  der  Deichrerbände  im  engeren  Sinn  (203)  — 

1.  Auf  Grund  nener  Ansiedlungen  (203)  — Samtdeichver- 


bände  im  engeren  Sinn  (206)  — 2.  Innerhalb  eines  Ge- 
meindererbandes  durch  Einweisung  einzelner  Dörfer  oder 
einzelner  Bauern  in  den  Deich  (207)  — 3.  Innerhalb  eines 
Gemeindedeicbverbandes  durch  Verschiebungen  der  Voraus- 
setzungen für  die  Mitgliedschaft  (209)  — 4.  Durch  das 
Eingreifen  von  Scbleusenverbänden  (209)  — 5.  Infolge  der 
Rechtsanschanung,  dass  alles  durch  einen  Deich  geschützte 
Gebiet  deichpflichtig  sei  (211)  — a)  Einweisung  Dritter 
(213)  — b)  Gegenseitige  Beihiilfe'(2l6)  — 6.  Bei  späteren 
Aussenlandsbedeichungen  (217)  — 7.  Entstehung  von  Samt- 
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zahl der  Schriftsteller  erblickt  in  der  freien  Einung  nach- 


barlicher Grundbesitzer  die  älteste  oder  einzige  Quelle  der 
Deichverbände  — Unhaltbarkeit  dieser  Ansichten  (227)  — 
Auch  später  spielte  die  freie  Einung  von  Interessenten 
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keine  bedeutendere  Rolle  (23KJ  — Nicht  zu  venvecbaeln  ist 
die  freie  Kinung  vou  Interessenten  mit  der  freien  Einung 
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der  Basis  der  Dtichlaal  und  der  Teilnahme  an  der  Deich- 
cencaUany  (238)  — Hinsichtlich  der  Dckhlast  entweder 
Hofbesitzer  oder  Ijandbositzer  pflichtig  (238)  — Itegelmässig 
AckergrundstUcke  belastet  - Anfangs  keine  bestimmte 
Grösse;  Grundbesitzlose  ausgeschlossen  — Später  Ab- 
weichungen (239)  — Deicblast  untrennbar  vom  Grundstück 
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mit  derjenigen  der  Gemeindelast  (240)  — Erfordernis  eines 
schutzbedUrftigeu  Grundstücks  — Aufnahme  von  Grund- 
stücken (240)  — Hinsichtlich  der  Teilnahme  au  der  Deich- 
rerwaltuiiy  ühereiustimmeude  Basis  mit  Geiueinderecht  und 
Deichlast  oder  Disharmonie  — Höfe  — Ackergrundstücke 
(bestimmte  Grösse)  (240)  — 8)  Heranziehung  Dritter 

dinglich  Berechtigter,  die  nicht  im  Besitz  des  Grundstücks 

(^41)  

ti)  Verlust  der  Mitgliedschaft  (241)  — Veräusserung  (241) 
o)  Austritt  (242)  — ß)  Ausschluss  (243)  — Verlust  des 
mittelbaren  Genossenrechts  (245) 

2.  Inhalt  der  Mitgliedschaft  (24.5)  — a)  Rechte  des  Voll- 

genosseu,  des  Nichtvollgenossen  (24U)  — b)  Pflichten  des 
V'ollgeuosseu,  des  Nichtvollgenosson  (247) 

3.  L'inlany  der  Mitgliedschaft  (247)  — Ursprüngliche  Gleich- 
heit, spätere  Verschiedenheit  — a)  Verhältnis  der  Vollgo- 


.i‘J7 

‘230 

‘231 


237 

231 

245 


Digitized  by  Google 


xvn 
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nosseo  zn  einander  (247)  — Verschiedenheit  der  Deichpflicht 
infolge  dinglicher  und  persdnlicher  Momente  (248)  — Ver- 
schiedenheit in  Bezug  auf  sonstige  Pflichten  (249)  — Unter- 
schiede hinsichtlich  der  Rechte  auf  dinglicher  Basis  oder 
aus  persönlichen  (Gründen  (250)  — Besondere  Qenossen- 
klassen  als  Gliederrerbäude  (250)  — b)  Unterschiede  zwischen 
Vollgenossen  und  Scbutzgenossen  (251)  — Ursprünglich 
war  der  Unterschied  ein  qualitativer;  er  näherte  sich  aber 
einem  quantitativen  (251) 247 

III.  Herrscha/tlk-lie  Deirhvtrbände  im  engsten  Sinn  (261)  — Zu- 

gehörigkeit bestimmt  durch  ein  persönliches  Verhältnis  zum 
Herrn;  dabei  oft  dingliche  Basis;  Pflichten  und  Rechte  des 
Untorthanen,  Umfang,  Anstritt  und  Ausschluss  (252)  . . 251 

IV.  GliedsteUung  vonVerhäntleii  (252)  — 1.  Herrschaftliche  Ver- 
bände im  engsten  Sinn  (252)  — 2.  Genossenschaften  (253) 

— Allmähliche  Entwicklung  von  Gliedsteliungcn  auf  Grund 
von  Verteilungen  des  Deiches,  von  Eintrittspflichten,  Ein- 
weisungen in  den  Deich  (253)  — Besondere  Rechte  und 
Pflichten  von  Genossenschaften  (254)  — Gliedstellung  von 
Deichverbänden  in  Samtdeichverbänden  (255)  — 3,  Ge- 
mischte Verbände  (255)  , . . 252 

§ 3.  Die  Organe  der  Deiehverbände. 

I.  Die  Mitgliederversummliiny  (256)  — Anfangs  nur  die  sicht- 
bare Erscheinung  des  Verbandes  — Allmähliche  Entwicklung 
zum  Organ  — 1.  Willensakt  der  Gesamtheit  ursprünglich 
nur  durch  Einstimmigkeit  aller;  später  die  Nichterschieneuen 
ausgeschlossen;  Einführung  des  Majoritätsprinzips  (256)  — 

Zur  Teilnahme  oft  bestimmte  Grundstücksgrösse  oder  ver- 
hältnismässig grosser  Grundbesitz  erforderlich;  sogar  Mehr- 
heit der  am  meisten  Begüterten  ausschlaggebend  (257)  — 

2.  Einstimmiger  Beschluss  bei  Sonderrechten  und  Sonder- 
pflichtou;  Beispiele  für  Sonderrechte  und  Sonderpfliebteu 
(258)  — 3.  Zusammentritt  und  Thätigkeit;  Anlässe  zur 
Versammlung;  Zeit;  Ort;  Thätigkeitsbereich ; Veränderungen 
infolge  des  Einflusses  von  öll'uutlicheu  Gewalten  und  anderen 
V'erbandsorganeu  (258)  256 

II.  Die  Deic/ibeitmlen  (261)  — Allgemeines:  Ursprünglich 

waren  alle  Beamte  gewöhnliche  Gemciudebeamtc;  später 
kamen  besondere  Deichbeamte  auf.  — Diese  Deichbeamteu 
waren  nur  Gemeindebeamte  oder  nur  Beamte  des  Spezial- 
verbaudes  oder  beides  zugleich.  Der  älteste  besondere 
Deichbeamte  war  nur  Gcmeindebeamter.  In  Deichverbänden 
im  engeren  Sinn  auch  gewöhnliche  Gemeindebeamto ; regel- 
mässig besondere  Deichbeamte;  diese  sind  zuerst  zugleich 
Gemeindebeamto,  später  nur  Spezialbeamte  (261).  — Recht- 
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liehe  Stellanj;  bestiinmt  durch  den  Gegensatz  zwischen  Ge- 
noäsensthaft  und  Herrschaft,  herrschaftliche  Deichverbände 
im  engsten  Sinn;  herrschaftlicher  Einfluss  auch  bei  be- 
sonderen Deichbeamten;  herrschaftliche  und  genossenschaft- 
liche Ewischciistufen;  nicht  immer  herrschaftlicher  Eingriff, 
sondern  von  voruheroin  bei  der  Eutstebuiig  Uerrscbaftsinaclit 
vorhanden  (gd'i)  — Allmäliliclie  Entwicklung  der  bosuiideren 
Deichbeamten;  zuerst  untergeordnetes,  dann  höheres,  schliess- 
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wickelten Deichbeamteutums  auf  neu  entstellende  Deich- 
verbände.  Von  dum  ausgepragteii  Deiebbeamtentum  des 
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rufung zum  Amt  (265)  — Verschiedenheiten,  vermittelnde 
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fordernisse (269)  — b,  l’flichtou  und  Rechte  (271)  - 
c)  Verhiilluis  zu  anderen  Deichbeamten  (271)  - Ueber- 
orduung,  Nubenorduung,  Unterordnung  (271).  — d)  Ver- 
hältnis zu  der  gew'ühnlicheu  Eaudesverwaltuug  — Ueber-, 
Neben-,  Unterordnung  (273) 

2.  Die  liliritjcit  Deichrirhter  and  Deiihijemhieorencn  (275)  — 

Aehnlichkeitvu  mit  den  Deichgrafeu  — Allmähliche  Ent- 
wicklung des  Deichrichter-  und  Deichgeschworeuenamts  — 
a)  Deichrichter-  und  Deichgeschworeueiikollegien  niederer 
Ordnung  (276)  — a)  Anstellung  (276)  — Verschieden- 
heiten U-^77)  — Herrschaftlicher  Einfluss  in  Holland:  Ent- 
ziehung der  von  dun  Verbänden  ausgeübten  Austeilung  (278) 
— Vermittelnde  Systeme  (279)  — Eidesleistung  (280)  — 
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3.  Subalterubeamte  (289)  — Boton  — Schütter,  Wallge- 

schworeue  — Schleusengeschworene  — Deich-,  Hoeft-,  Siel- 
meister — Deichgerichtsschreiber  (289) 

§ 4.  Die  DeieliTerbUiide  als  Uesamthetten. 

I.  Die  nlU'nUn  Deiuhverbände  waren  (ieiwsseiwhnfUn  den  alien 
J'lrrUln;  später  bildeten  »ich  viele  zu  Kt/rpervcha/tt'n  oder 
OcmvtnMhaßsra’hullnissen  .iur  gammlcu  Hand  aus  — 

Heiüt  keiue  »charfe  Aubgeätaltung  — Verhaituis  zu 
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Zu  S.  9,  A.  27.  Z.  9 V.  0.:  1.  , Auhagen“  statt  .Auhagen“. 

Zu  S.  12  Text  Z.  4 V.  0.:  Der  Grund  für  das  Schweigen  der  Urkunden 
scheint  doch  nicht  in  den  angegebenen  Umständen  zu  liegen.  Vielmehr  ist 
die  Ursache  dafür  wohl  die,  dass  man  den  Deichbau  längst  kannte  und  an- 
waudte,  ihn  daher  als  selbstverständlich  voraussetzte,  während  der  Schlousen- 
bau  noch  weniger  bekannt  und  ausgebildet  war. 

Zu  S.  23:  Der  agrargeschichtlichen  Litteratur  ist  namentlich  binzuzu- 
filgen  Meitzen,  Siedlung  und  Agrarwesen  der  Wcstgermanen  und  der 
Ostgermancn,  der  Kelten,  Römer,  Finnen  und  Slawen  1895,  3.  Bd.  und 
Altlas. 

Zu  S.  29  Text  lotete  Z.:  1.  „49b“  statt  ,49". 

Zu  S.  31  Text  Z.  2 V.  u.:  1.  ,1692“  statt  1892. 

Zu  S.  49:  Für  Westpreussen  ist  nachzutragon : Die  Urkunde 

Winrichs  von  Kniprode  betreffend  das  Kloster  Oliva  von  1.376  (bei  Voigt 
„Codex  Diplomaticus  Prnssicus“  I,  S.  166),  die  Regulierung  des  Domkapitels 
zu  Marienwerder  für  das  Stiftdorf  Rosenau  von  1381  (a.  a.  O.  S.  196), 
.Littera  de  aggere  et  capitibus  servandis  in  villa  Walcz  von  Konrad  von 
Jungungen  a.  1394  (a.  a.  0.  V,  66).  Das  Privileg  von  1378  (Anni.  214) 
findet  sich  vollständig  in  der  .Preussischen  Sammlung“  III,  S.  95.  — 
Schliesslich  sind  in  der  Abliamllung  von  M.  Toppen  ,Historisch-choro 
graphische  Bemerkungen  über  die  frische  Nehrung  und  den  grossen  Werder“ 
(„Preussisebe  Provinzialblätler“,  Neue  Folge  I.  1852)  wertvolle  Kxcerpte 
ungedruckter  Quellen  eingestreut 

Zu  S.  53:  Für  Schlesien  ist  nachzutrageu  der  Vertrag  des  Bischofs 

Thomas’  I.  von  Breslau  mitdem  Domkapitel  von  Glogau  von  1253  (Tz  schoppe 
und  Stenzei  „Urkundenbuch“  S.  331). 

Zu  S.  53  Text;  I,  statt  .0.  Die  Rheiuprovinz“  ,U.  Die  Rheinproviuz.“ 

Zu  S.  54  Text:  1.  „1“  statt  H. 

Zu  S 55:  Für  Bremen  sind  die  Kolonisatiuusurkunden  heranzuzieben. 
Siehe  die  Angaben  auf  S.  124  ff. 

Zu  S.  56  Text:  Für  Hamburg  sind  die  Austhuungsurkuudeu  für  die 
Marschinseln  heranzuziehen.  Siehe  die  Angaben  auf  S.  124  ff. 

Zu  S.  57  Text  Z.  8 V.  o.:  zu  streichen  ist  „die  spätere  von  1772“. 
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Zu  S.  57.  A.  225:  1.  ..diese  gilt  noch  heute“  statt  .Dreyer  S.  5“. 

Zu  S.  68:  einzutragen  ist  A.  29:ta;  diese  lautet:  .Betreffs  der  neueren 
Deichordnungen  Hamburgs  siehe  Wulff  .Hamburgische  (jesetze  und  Ver- 
ordnungen" .S.  210  ff. 

Zn  S.  59  Text  Z.  3 v.  u.:  I.  .Instruktion“  statt  .Instmktien“. 

Zn  S.  62  A.  .337:  1.  .Verhandelingen“  statt  .Verbandelingen“. 

Zu  S.  79:  fUr  Kenuemerland  kommt  auch  in  Betracht  das  Landrecht 
von  1292  (Bergh  II,  816J. 

Zu  S.  82:  Für  Seeland  siehe  ancli  die  Keure  von  1258(Bergh  II,  40). 

Zu  S.  122  A.  59  Z,  8 V.  o.;  1.  .IV.  Auflage“  statt  ,11.  Auflage“. 

Zu  S.  186  Z.  7 V.  u. ; 1.  .liude“  statt  .linde“. 

Zu  S.  222  A.  178:  1,  .Schwarzenberg  II*  statt  .Schwartzen- 

berg I“. 

Zu  S,  223  A.  181:  1.  .Schwarzenberg  II“  statt  .Schwartzen- 
berg I“. 

Zu  .S.  288  Z.  3 V,  0.:  1.  .tiuchga“  statt  .tinchga“. 
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§ 1. 

Die  Deiche. 

I.  Deich  [(nieilerd.  dik;  iiierdcrl.  dijk,  angcls.  die,  engl, 
dike,  rnittelhoi  lid.  tich,  teich  ')  lat.  agger-)]  hängt  seinem  Ursprung 
nach  mit  Teich  =pisciua  zusammen.  Beides  bedeutet  etwas 
Aulgegrabenes,  beides  hat  mit  dikan,  diean,  dyken  = graben  die- 
selbe Wurzel.  ) Der  gleiche  Klang  und  die  gleiche  Schreibweise'*) 
von  Deich  und  Teich  sollen  zu  manchen  Verwechslungen  Veran- 
lassung gegeben  haben.-’)  Das  Hochdeutsche  hat  unter  nieder- 
deutschem Einfluss  sich  bei  dem  Deich  für  das  D entschieden, 


■■  Anden-  Schrcibartcu  sind  folgende:  dyc,  dyk,  dyck.  dieck. 

Andere  lateinische  liezeicbuungeu  bei  Hackmauu  , De  jure  aggerum“ 
K.  1.  S.  13— IC.,  denen  hinzurutügcu  i.st  dicus  u.  obstructio. 

Teber  ältere  Versuche  es  von  Tci/c.;  oder  dem  hebräischen  Daajeck 
herzulciten  (!)  vergl.  Freese,  .Ostfriesland  und  Harlingerland*  S.  -235. 

*)  Vgl.  .Ssp.  2,  2S. 

Die  Fama  erzählt,  dass  in  einem  .Streit  über  Deiche  ein  Deriebtshof 
Recht  sprach  hinsichtlich  von  Fischteichen  (Feit mann  .Dissertatio  de 
accessionibus  memarabilibns-  Amstelodiuni  Ii.Ul,  S.  M)\  dass  in  einem 
Prozess,  in  welchem  um  das  Eigentum  an  einem  Deich  gestritten  wurde,  die 
Prozesspartei,  welche  sieh  energisch  gegen  die  rebernabme  des  Deiches 
sträubte,  von  dem  Richter,  der  meinte,  ilass  es  sieh  um  einen  Teich  handelte, 
darauf  aufmerksam  gemacht  wurde,  sie  solle  doch  nicht  so  sehr  gegen  ihren 
eigenen  Vorteil  verfahren.  (Hackmann  S 'Jbj.  Die  .Sage  berichtet  sogar, 
dass  der  Herzog  von  Würfemberg,  wie  ihm  sein  Schwager  König  (ieorg 
Christian  klagte,  was  für  ungeheure  Ausgaben  ihm  die  Deiche  seines  l.Andes 
verursachten,  ihm  geantwortet  haben  soll:  Er  wundere  .sieh  gewaltig 

darüber,  denn  sonst  püegteu  doch  Teiche  ihren  Eigentümern  einen  recht 
beträchtlichen  Nutzen  zu  bringen  (Feltmann  a.  a.  O.J 
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während  es  bei  dem  Teicli  an  dem  mittelhochdentschen  T fest- 
gehalten hat.*) 

Der  Deich,  welcher  dem  Deichrecht  unterliegt, 
ist  eine  aufgeworfene  Erderhöhung,  welche  Länder- 
strecken gegen  Ueberschwemmuug  schützen  soll.') 
Es  giebt  Erderhöhungen,  die  auch  mit  Deich  bezeichnet  werden, 
aber  einen  ganz  anderen  Zweck  verfolgen.  Sie  werden  z.  B. 
errichtet,  um  das  Wasser  zu  einer  JlOhle  abzuleiten*)  oder  um 
Fische  zu  fangen.**)  Diese  Deiche  unterliegen  dem  Deichrecht 
nicht.  Oft  wird  auch  der  Ausdruck  „Damm“  (Tamm)  für 
Deich  gebraucht.'")  Streng  genommen  bezeichnet  man  mit  Damm 
eine  Erderhöhung,  welche  einem  anderen  Zweck  dient,  die  das 
Wasser  ableiten,  „Reisenden  eine  bequeme  Fahrt  verschaöen, 
den  hinderlichen  Zufluss  des  Wa.ssers  bei  Gnindbauten  verhüten 
oder  dazu  dienen  soll,  das  Wasser  bequemer  ausznschöpfen“.") 


Gegen  (iieee  KiitscLuiduiig  wehrte  sich  gegen  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  kraiupfhal't  ein  gewisses  Hiinert.  „Er  konnte  nicht  begreifen, 
warum  man  Deich  nicht  Teich  schreiben  soll,  nicht  eiusehen.  warum  mau 
den  Fischbehältern  ein  T.  gönnet,  die  Deiche  aber  mit  D abfertigt“.  Vgl. 
Freese  a.  a.  O.  A. 

’)  Diese  kurze  Definition  begreift  alles  Nötige  in  sich,  .\ndere  bei 
llackmauu  S.  17  und  Heineken  „Teiitamina  juris  aggeralis  liei  publicae 
Dremeusis  § 1.  — Jietreffs  de.s  Unterschiedes  zwischen  Deich  und  Wurth 
vergl.  unten  A.  20. 

0 Vergl.  Grimm  .WeistUmer“  I.  S.  327  (Dörrach)  14;  Lateinisch 
heisst  der  Miihlendeich  agger;  vergl.  Leges  terrae  Scaniae  a Woldemaro  I. 
a.  1163  sauciiac  ijb.  XII.  cap.  1 bei  Westphalen  „Mouuin.  iued.“  IV 
S.  2076,  lemer  siche  die  Urkunde  Uber  den  Kauf  einer  Muhle  nebst  so  viel 
Landes  als  zur  Unterhaltung  des  Miihlcndeiches  nötig,  bei  Westphalen 
a.  a.  ü.  II.  S.  46. 

®)  Vergl.  Bremer  Bursprake  (ll'JS)  bei  l’ufendorf  .übservationcs* 
11.  S.  117.  art.  U3.  „Ock  un  schal  me  neue  Staken  schlan  ofte  Dike  in 
de  Wesser  dikeu,  Negen  ogen  edder  ander  Fische  to  fangen“.  Diese 
Fischdeiche  wurden  also  iu  das  Wasser  gesetzt  und  behinderten  den 
Stroniiauf.  Vergl.  Urkunde  von  l.')03  bei  Michclseu  „Altditmarsche 
Rechtsijuclleu“  S.  264:  „Nemaiit  schal  den  auwstruiu  thoedyken  elfte  tho- 
weren  uppe  twyntich  Voten  na,  so  dat  dat  wather  schol  hebben  syuen 
fryeu  gank“  . . . Auch  diese  Deiche  heissen  lateinisch  aggeres,  siehe  die 
Gesetze  Woldemars  (1163)  a.  a.  0.  (A.  8).  Vergl.  auch  unten  A.  14. 

*'’)  z.  B.  tssp.  II,  56,  Bergh.  II.  Anhang  No.  63  (a.  1280). 

")  Vergl.  Silberschlag  „Hydrotechnik“  I.  § 345.  — Ein  Beispiel, 
wo  Damm  nur  einen  Weg  darstellt,  bei  Riedel  „Codex  Diplomaticus 
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Ebenso  wie  niaii  sieb  hüten  muss,  diese  verschiedeneu  Arten 
von  Dämmen  zu  verwechseln,'-')  muss  man  auch  die  „^\'ehren“, 
welclie  Deiche  sind,")  von  den  Weinen,  die  nicht  dieselben 
Zw'ecke  verfolgen,'^)  genau  unterscheiden.'’’) 

II.  Der  Deichbau  war  den  antiken  Kulturvölkern  bekannt. 
Einer  sehr  alten  Zeit  gehören  die  Nildeiche  in  Aegypten  an, 
deren  Schutz  später  die  Körner  sich  angedeihen  Hessen."*)  Iin 


Uramlenbnrgensia“  V.  S.  14t  fa.  14s3);  pin  Heispiel  für  einen  Mühlendanim 
im  .TUtaclicu  Low  I c.  57.  $ 1:  ,Jdr  mach  nemant  van  nyca  up  Möhlen 
buwen,  be  hebbc  den  den  Dam  undo  da  Damstede.“ 

'^1  Sie  verweehselt  mitunter  Uackmann.  — Vergl.  auch  das  (iut- 
acbten  der  Kieler-, luristenfakultät  vom  .labre  I752  (Schleswig- 
llobteiniscbe  Anzeigen  1752  Stück  20.  sub  III).  Hier  wird  jeder  I'nter- 
schied  zwischen  Deichen  nml  Dämmen  verworfen.  Jlan  .sage  zwar  „Teich 
und  Damm“  (z.  II.  »Mit  Dvken  undc  Damen  moet  mene  Friesland  er- 
holden“);  aber  dies  sei  ein  Pleonasmus.  Dies  Outachten  wurde  sogleich' in 
denselben  .\nzeigou  Stück  3S  bekämpft.  Ks  sei  ein  Unterschied,  man 
schliesse  nicht  unnütig  beide  in  Kirchengebete  und  Eide  ein.  Dämme 
stauten  das  Hiunenwasser  oder  dienten  zu  Wogen  durch  tiefe  Oerter.  (Die 
Schleswig- Holsteinische  Latidgerichtsordnung  behandle  sie  bei  den  Wegen). 
Beide  Erörternngcii  schiessen  über  das  Ziel  hinaus,  es  besteht  manchmal 
ein  Unterschied,  manchmal  keiner.  Der  Ausdruck  .Deich  und  Damm“  ist 
häutig  pleonastisch  zu  nehmen. 

z.  B.  Oesterrcichische  WeistUmer  I,  S.  326. 

“)  Vergl.  a.  a.  O.  VI,  147  (Fischfang);  I,  14  (31ühlenwehre,  wöhr 
aius  schliffstains).  Siehe  ferner  Hamburger  Landrecht  (1003)  art.  7ti. 
.Dowiele  oek  dorch  vele  Wehre  un  Bühnen  de  in  der  Elvo  un  Billen  hüpig 
gesettet,  der  Dupe  des  Elvestromes  un  der  Billen  graten  Schaden  werd 
tbogefüget,  so  schülen  ock  alle  solche  Wehre  un  Bühnen  gaiitz  afgeschaffet 
und  nemand  desülven  tho  gebrucken  hernamals  thogelaten  werden.“  Vergl. 
auch  oben  A.  ü.  Urkunde  von  1503,  ferner  Riedel  I.  ,S.  3»0  (Fischwohr). — 
Vor  einer  Verwechslung  der  Wehren,  welche  gegen  Ueberschwemmung 
schützen  sollen,  mit  den  Wehren,  welche  als  Befestigungswerke  gegen 
menschliche  Feinde  dienen,  braucht  wohl  nicht  gewarnt  zu  werden. 

Selten  findet  sich  für  Deich  der  Ansdruck  Wall.  In  dieser  Be- 
deutung stellt  das  Wort  bei  Driossen  „Monumenta  Oroningana“  II 

5.  264  (in  dem  lateinisciien  Text  der  Urkunde  heisst  es  agger;  den  enl- 
sprechenden  lateinischen  Ausdruck  gebraucht  Saxo,  vergl.  unten  A.  33. 

"’)  Vergl.  1.  10  I).  de  extr.  criro.  47,  11;  1.  un.  U.  de  Nili  agger. 

6,  38.  — Wer  Lust  hat,  die  langweiligen  Erörterungen  Hackmanns  über 
Deiche  vor  oder  nach  der  Sündtlut,  über  die  Deiche  der  Semiramis,  der 
Babylonier,  Phönicier  unil  üriecheu  zu  lesen,  der  findet  sie  in  seinem  Deich- 
recht am  Anfang  des  dritten  Kapitels. 
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übrigen  sind  die  Nacliricliten  der  roniisclicn  Schriftsteller '0  und 
die  Bestimmungen  des  römischen  Rechts  rncksichtlich  der  Deiche*'*) 
so  spärlich,  dass  von  einem  entwickelten  römischen  Deichwesen 
nicht  die  Rede  gewesen  sein  kann.  Den  Deutschen  blieb  es 
Vorbehalten,  das  Deichwesen  seiner  Blüte  zuzuführen.  Dass  es 
freilich  eine  Zeit  gegeben  hat,  in  welcher  keine  Deiche  in 
Deutschland  existierten,  obwohl  seine  Bewohner  in  Sitte,  Recht 
und  Knltnr  schon  auf  einer  höheren  Stufe  standen,  ist  sicher. 
Plinius,  Cäsar  und  Tacitus  wissen  von  Deichen  in  Deutschland 
nichts  zu  berichten.  Die  Schilderung  bei  Plinius  über  die 
Chauken  an  der  Nordseeküste  giebt  uns  ein  stimmungsvolles 
Bild,  wie  man  sich  teilweise  gegen  das  Ungestüm  des  Meeres 
in  der  ältesten  Zeit  sicherte.  Eine  armselige  Bevölkerung 
wohnt  auf  Hügeln  oder  Erhöhungen,  die  sie  sich  selbst  auf- 
geworfen hat,  und  die  bei  Wassersnot,  von  den  Fluten  unbedeckt, 
einen  sicheren  Aufenthalt  gewähren."*)  Eine  Uebertreibung  ist 
es  nun  zwar,  wenn  man  die  ganzen  Marschlande  mit  solchen 
Wortheu  bedeckt  sein  lässt,  wenn  man  meint,  dass  grosse 
Dörfer  sgn.  Worthgenos-senschaften  längs  der  ganzen  Nordsee 
auf  Hügeln  angelegt  waren.'-'’)  Plinius  redet  nur  von  einem 


t'iccro  (1p  off.  It.  1.  Virgil  .\pii,  II.  tOß,  4t>7. 

'")  l’cber  ii«s  riimisclie  Ueclit  rergl.  unten  Buch  II. 

Plinius  .Histor.  nat."  lil>.  10  c.  1 : ,Smit  vero  in  spptemtriono 

visiip  nobi.s  Cliaucorum.  qui  majorea  niinnipaquc  npiipllantur.  Vasto  ibi 
inpatu  bis  (lierum  noctiiimqiie  aingularnm  interrnllis  effusus  in  imniemium 
ngitur  Oiennu.-i,  neternain  üppriens  rpriiin  nntnrrtp  pontrovorsiam.  ilubiumqiie 
tprrae  »it  an  parte  in  mari.»  Illic  inispra  gpn»  tnimilos  obtinot  altos  aut 
trihunalia  »triicta  nianihus  mt  pxpprinipnta  altissiini  apstn»  lasis  ita  iiii- 
]K).<iiti»,  navigantibusqiip  ainiile».  quuin  integant  aquaa  cirenmdata,  naufragi» 
Veto,  quuin  iieccesserint,  fugientesqiie  cmn  inari  pisce»  circa  tuguria  venan- 
tur.“  Vergl.  aucli  die  Auslcgnug  Auhagen»  .(inmdlagpn  der  Marsch- 
Wirtschaft“  § S.  u.  unten  -\.  21. 

*’)  Jl.  Auhagen  a.  a.  O.  — reher  diese  Worthen,  Wurtben, 
Warfen.  Worpen  tholl.  terpen.  wieren'  vergl.  Acker  Strathing  .Alonde 
Staat  en  üeächiedenes  des  Vaterlands"  I.  ,S.  lOü — 237.  — Der  Unter- 
schied zwischen  Deich  und  Wurth  besteht  darin,  das»  ersterer  Landstrecken 
schützt;  die  Wurth  erfüllt  diesen  Zweck  nicht,  sic  dient  selbst  al« 
Schutzort.  — Es  sei  heraerkt.  dass  man  öfters  diese  Wurthen  (daher  übrigen.»  der 
Name  de»  laindes  Wursten;  vergl.  Pralje  ..Vite»  und  Neues  aus  den 


Digitized  by  Google 


Teil  der  Nordsecküstc  und  übertreibt  siclicrlich  in  seiner  Schil- 
derung.-')  Immerhin  kann  man  für  einen  gewissen  Teil  der 
Marsclilande  den  erwähnten  Zustand  annehmen.  Im  übrigen 
aber  ist  zu  sagen,  da.ss  sich  die  Bewohner  der  Nordsee  vor 
Errichtung  von  Deichen  in  respektvoller  Entfernung  von  dem 
Meer  gehalten  haben.  Man  Hess  sich  auf  der  hohen  Geest 
nieder,  errichtete  wohl  auch  künstliche  Erhöhnngen,  um  beim 
Herannahen  des  Meeres  sich  auf  sie  zu  flüchten,  ohne  dass  man 
beständig  auf  ihnen  gewohnt  hätte.  Während  nun  auch  die 
Schilderungen  Cäsars  keine  Anhaltspunkte  lür  das  Vorhanden- 
sein von  Deichen  in  Deutschland  ergeben  können,  glaubt  man 
bei  Ta  eit  US  die  Existenz  eines  — allerdings  von  Römern  an- 
gelegten — Deiches  in  Deutschlands  entdeckt  zu  haben.  Auf 
taciteischen  Bericht  gestützt  behauptet  man,  dass  Drusus  begonnen 
habe  einen  Deich  längs  des  Rheines  im  Tjande  der  Bataver  zu 
errichteu;  Paulinus  Pompejus  ihn  vollendet,  Claudius  Oivilis  ihn 
aber  durchstochen  habe.'--) 


Herzogtümern  Hremeii  und  Verden'“  IV,  S.  atl")  mit  Deichen  verwechselt 
Xnr  so  ist  es  ver.stiindlich,  wenn  mau  für  König  Adgill  die  Anlage  von 
Deichen  in  Anspruch  nimmt  (wie  Uittermann  in  der  „Allgem.  Encj'klop. 
von  Ersch  u.  Oruber“  I.eipzig  18:!2.  I.  2.S.  S.  3-JS}.  Er  habe,  heisst  es. 
„veel  hoechten  in  \'rie.slant  laten  maecken,  dieiueii  terpen  tot  dien  tyt 
nomde  om  in  thyt  van  noedt  die  beesten  ende  oock  luenschcn  daer  op  te 
verbergen.“  Vergl.  Auhagen  S.  C47  A.  7 u.  S.  7-11  A.,  der  aber  von 
seinem  Standpunkt  aus  mit  l'nrecht  diese  .Stelle  als  Psendoindizie  für  das 
Vorhandensein  von  Deichen  hezeiclinet.  Da  dieser  Schtiftsteller  nümlich 
ein  ständiges  sicheres  Wohnen  auf  Terpen  vor  .\nlage  von  Deichen  au- 
nimmt.  und  die  tiefahr  des  Wassers  für  die  Marsclileute  erst  nach  Verlassen 
der  Worthen  und  der  .\nlage  der  Deiche  eintreten  lasst,  würden  allerdings 
die  genannten  Worthen  für  das  Voitiamieusein  von  Deichen  sprechen. 
Denn  nur  für  die  Zeit  der  Kot  werden  die  Worthen  gebaut,  man  wohnte 
.schon  ohne  sulche  Erhöhnngen.  — Von  meinem  Standpunkt  aus  ist  die  Stelle 
freilich  als  Indizie  für  das  Vorhandensein  von  Deichen  nicht  verwertbar. 
Vergl.  unten  Buch  I. 

Dies  giebt  in  gewisser  Beziehung  Auhagen  zu.  V'ergl.  H alsem  a 
iu  den  , Verhandelingen“  der  Öroninger  Genossenschaft  „pro  excolcndo  jure 
patrio“  II.  S.  4«7 : „Deze  afbeelding  van’t  Land  gelijkt  eenigzins  naar  eene 
schoone  opgesmukte  rede,  en  inoet  in  geenen  deele  na  de  letter  opgevat 
Worden.“ 

Tacitus  aiinal.  lib.  33  c.  53.  „Paulinus  Pompejus  et  L.  Vetus 
ca  leinpeslate  exercilui  praeerant.  Xe  taiiiun  segneni  inilitem  aitiuerent, 
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Allein  der  von  Tacitus  erwäliiile  aggor  war  kein  Deich, 
der  gegen  Ueberschwemmung  sichern  sollte,  sondern  ein  Qiier- 
damni,  der  dem  Rhein  seinen  ganzen  Ausfluss  durch  den  Waal 
nahm,  ihn  trocken  legte  und  damit  die  Verbindung  zur  Bata- 
vischen  Insel  von  gallischer  Seite  herstellte  Civilis  durchstach 
später  bei  seiner  Flucht  diesen  Damm,  und  der  Rhein  stürzte 
wieder  nach  der  gallischen  Seite  hinüber  und  zwar  so  heftig, 
dass  sein  Flussbett  zwischen  der  Insel  der  Bataver  und  Germa- 
nien, welches  sich  infolge  des  Querdamines  stark  erweitert 
hatte,  ein  sehr  schmales  wurde.'^) 


ille  ineboatum  ante  tres  et  sexaginta  aniios  a Druso  aggerem  coercendo 
Kbeno  abaolvit.“ 

Hist.  V.  19. 

(Civilis)  . . diruit  molem  a Druso  öemianico  factam,  Rbenumqne  prono 
alveo  in  Oalliam  ruentem  disjectis  quae  morabantur,  cITudit.  Sic  velut 
abacto  amne,  tenuis  alreus  insulam  inter  Germanosqne  continentium 
terrarum  speciem  fecerat.“ 

“)  .coercendo  Rbeno“  ist  zu  übersetzen  mit  .zur  Zwängnng  des 
Rbeins.“  (Aubagen). 

“)  Die  Stellen  des' Tacitus  werden  richtig  interpretiert  von  Acker 
Stratingb  und  Aubagen  S.  642.  A.  1).  — Allerdings  bleibt  bei  dieser 
Interpretation  immer  auffällig,  dass  es  beisst  .sic  velut  abacto  amne“,  da 
doch  der  Fluss  sein  altes  Bett  wieder  zurUckerbielt.  Allein  es  müssen 
sacblicbe  Gründe  den  Ausschlag  geben.  Als  einen  solchen  kann  man  aber  doch 
nicht  gelten  lassen,  wenn  Auhagen  sagt:  .Dass  es  sich  hier  aber  nur  um 
.einen  (iuerdamm)  handeln  kann,  ergiebt  schon  die  sachliche  Ueberlegung, 
dass  zur  Erbauung  eines  Längsdeichs,  der  sich  viele  Meilen  weit  erstrecken 
musste,  die  Kräfte  des  Drusus  mit  denen  des  Paulinus  nicht  entfernt  aus- 
gereicht hätten.“  Mir  scheint  vielmehr  folgendes  unbedingt  für  die  Inter- 
pretation Auhagens  zu  .sprechen;  Die  Römer  befinden  sich  in  einem  Lande, 
das  sich  erst  vor  kurzem  unterworfen  hatte;  ein  so  umfassendes  Werk  der 
Kultur,  wie  einen  Längsdeich  zum  .Schutz  gegen  Ueberschwemmungen  an- 
zulegen, konnte  ihnen  nicht  in  den  Sinn  kommen.  Es  handelt  sich  vielmehr 
um  ein  Kriegswerk,  einen  ()uerdamm.  der  die  Bataver  unter  Botmässigkeit 
zu  halten  bestimmt  war,  indem  er  das  trennende  Flnssbelt  entfernte  und 
die  batavische  Insel  mit  Gallien  verband.  — Die  Ansichten  sind  freilich 
sehr  geteilt.  Für  einen  Deich  sprechen  sich  aus:  Hackinauu,  Heiueken, 
Wilda,  ÄnschUtz,  Snoiick  Hurgrouje,  .Speciuieii  hist,  jurid.  inaugur.  de 
iure  circa  aggerum  aquarumque  curam  in  insula  Walacria  constituto“. 
Utrecht  1837.  S.  10.  .Schayes  „Les  Pays-Bas  avant  et  durant  la  domination 
romaine“.  Brüssel  1837,38  II.  S.  348. 
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Genau  das  Alter  der  Deiche  im  allen  Deutschland  zu 
bestimmen,  ist  unmöglich^’)  Die  ältesten  Deiche,  auf  deren 
Vorhandensein  einigermassen  sicher  geschlossen  werden  kann, 
sind  an  den  Ufern  der  Linge  und  unteren  Maas,  und  im  Hama- 
land  zu  suchen.  Sie  bestanden  jedenfalls  im  8.  Jahrhundert.'-“) 
Die  ersten  Nachrichten  über  Anlegung  von  Deichen  stammen 
ans  dem  Anfang  des  9.  Jahrhunderts.'-^) 

III.  Nichts  ist  thörichter,  als  einem  Volk  die  „Er- 
findung“ von  Deichanlagen  zuschreiben  zu  wollen,  das  dann 
den  anderen  Völkern  die  Deichbaukunde,  w’ie  Prometheus  den 
Menschen  das  Feuer,  gebracht  habe.  Das  Deichen  haben 
weder  die  Römer  von  den  Aegyptern,'“)  noch  Bataver  und 


“)  Ueber  Deiche  in  Brittannien  siebe  Drejer  „Miscellaueeu“  1 A,  1. 
— lieber  Deiche  in  Frankreich:  Capitulare  von  821  (M.  G.  L.  L.  I.  S.280) 
„De  aggeribus  juxta  Ligerim  faciendis,  nt  bonus  niissus  eidem  operi  prae- 
ponatur- ; und  Block,  dict.  de  l'adm.  fran<;aiee“  s.  v.  Syndicats  de  travaux 
n.  3 u.  8.  V.  endignement. 

“)  Aus  Heda  ..Hist.  Episcop.  Ultraj.“  I'ltraj.  16-12.  S.  S.*!  ergicbt 
sich,  dass  im  9.  Jahrhundert  die  Utrechter  wegen  Ueberschwemmungen  des 
Rheins,  der  infolge  von  MeerstUrmen  zuriickgetrieben  wurde,  den  Strom 
durch  Deiche  südlich  von  der  Stadt  {bei  Wich)  in  den  Deck  geleitet  haben. 
Hieraus  wird  mit  Recht  von  Acker  Stratingk  a.  a.  O.  S.  160  ff.  und 
Auhagen  a.  a.  O.  S.  646  ff.  geschlossen,  dass  die  Linge  und  auch  die 
Maas  in  dortiger  Gegend  bereits  mit  Deichen  versehen  waren.  Betreffs  des 
Hamalandes  vergl.  unten  § 4 A.  326. 

■itj  Vergl.  A.  26  und  die  Urkunde  von  1165  bei  van  den  Hergh  I. 
No.  14.6;  (unten  J A.  392).  Betreffs  der  frühsten  Spuren  von  Deichen 
in  Flandern.  Holland  und  den  Marschen  des  heutigen  Norddeutschlands, 
vergl.  Anhagen  a.  a.  0.  und  die  dort  Uitierten.  Auf  manche  von  ihm  an- 
geführte Quelle  ist  später  — namentlich  bei  Darstellung  des  alten  Deich- 
rechts — zurückzukommen.  Nach  ihm  (S.  65.6)  waren  die  erwähnten  Ge- 
biete im  11.  Jahrhundert  bedeicht.  Vergl.  hinsichtlich  der  niederländischen 
Kolonien  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  unten  suh  lU.  Siehe  ferner  § 4 
und  von  holländischen  Schriftstellern  auch  Nibbelink  „Handvesten  en 
Oorkonden  betrekkelyk  de  Regtsgeschiedenis  von  den  Zwyndrecht-schen 
Waard“  (de  Wal),  Leiden  1860  S.  VllI  u.  die  dort  Citierten.  Wenn 
Nibbelink  sagt  ,.dat  onder  de  plaatsnamen,  die  oiis  uit  de  XTl  eenw  be- 
kend  sijn,  naauwelijks  e6n  enkel  met  zekerhoid  kan  aaiigewezen,  die  op  den 
uitgang  dyk  eindigde",  so  ist  dies  nicht  richtig.  Schon  1147  wird  Wol- 
faartsdyk  in  einer  durchaus  zuverlässigen  Urkunde  erwähnt  (Bergh  I, 
127).  — Die  uns  überlieferten  Nachrichten  legen  die  V’ermutung  nahe,  dass 
die  Flussdeicho  älter  sind  als  die  Meerdeiche. 

“*)  .So  llackmann  K.  III. 
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Priesf'ii  von  den  Römern  ^relernt.'*')  Weder  verdanken  die 
Friesen  die  Kenntnis  des  Deichbaus  den  Normannen, ■*')  noch 
haben  die  Niederländer'*)  den  nordöstlich  von  ihn  woh- 
nenden Völkern  die  ersten  Deichanlagen  gelehrt.  Die  nieder- 
ländischen Kolonisten  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  haben  in 
den  Kolonisationsgebicten  keineswegs  den  Deichbau  neu  ein- 
geführt.''-) 

1.  Von  dem  Geschichtsschreiber  der  Dänen,  Saxo  Gram- 
niaticus,  (f  120t;)  ist  in  Bezug  auf  Nordfriesland  das  Vor- 
handensein einer  grossen  längs  dem  Meere  hinlanfenden  Deich- 
linie für  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  bezeugt.“)  Die 
Entstehnngszeit  dieses  starken  Meerdeiches  liegt  jedenfalls  vor 
dem  12.  Jahrhundert,  also  vor  der  Zeit  des  ersten  nieder- 


2”)  lliickinann  a.  a.  O.  Heinekeii  $ ?.  Vim  Neueren  Thiinen 
„(leacliielil liehe  und  reehlliche  Ilegiilmluiitf  der  deiehreelitlirlien  Zn.Htäiide 
in  der  Herraeliaff  .levcr“  S.  u. 

“"l  .So  V.  W'iclit  „Ostfriesische*  Landreeht“  1 beim  T)eichrecht. 

^')  I).  h.  Flamen,  Holländer.  Friesen. 

■“)  l'eher  diese  niederländischen  Kolonien  vergl.  die  Citate  in 
Schroeder.s  .Deutscher  Rechtsgeschiehte“  jf  38.  A.  12.  Hinzugelügt 
kann  werden  Auhagen  .Anhang*,  und  .Schumacher  Ilremisch.  .Tahrb. 

III.  19Ö.  Den  ersten  An*to*s  zu  der  jetzt  überreiclieu  Litteratiir  gab 
Felkiug  durch  seine  Göttinger  Dissertation  .De  lielgi«,  sec.  XII.  in 
Oemiauiain  iidvenis.  vRriist)ue  institutis  atiiiie  jnribus  ex  eoriim  ndventu 
ortis.“  1770.  — Es  kann  hier  auf  die  im  einzelnen  bestrittenen  Fragen 
hinsichtlich  Veranlassung,  Grösse.  Wirkungen  der  Kolonisation  nicht  ein- 
gegangen werden.  Je  nach  der  verschiedenen  Grundauffassnng  müssen  die 
.Schriftsteller  auch  hinsichtlich  der  Anlage  von  Deichen  zu  verschitnlenen 
Re.sultaten  gelangen.  Teilweise  benutzt  man  wunderbare  lieweismittel. 
z.  R Pratje,  (Käsezubereitung  nach  holländischer  .\rt  im  Lande  Wursten 

IV,  370)  oder  Borchgrave  (vergl.  .\.  35). 

■■®)  Saio  Granimaticus  „Gesta  Danorum“  (.\usgabe  von  Holder, 
.Strasshurg  1880.  .S.  464)  lib.  14.  .Ceterum  confinis  Oceano  patet  humilis, 
ita  nt  ejus  interdum  estibus  eluatur.  (jui  ne  irrumpant,  vallo  littua 
omne  percingitur;  quod  si  forte  perfregerint,  inundant  ciimpes,  vicos  et  sata 
demergunt*.  — Es  ist  das  Verdienst  Auhagens  S.  651  ff.  auf  diese 
wichtige  Stelle  zum  ersten  Male  und  mit  Nachdruck  hingewiesen  zu  haben. 
Wenn  er  aber  S.  651  A.  2.  meint,  dass  die  10.  friesische  Küre  hinsichtlich 
des  l'rspiungs  der  Deiche  bisher  keine  lieiücksichtigung  erfahren  habe, 
so  ist  das  ein  Irrtum.  V'ergl.  z.  B.  Thiinen  .S,  13.  T’cbrigens  übersieht 
Auhagen  die  12.  Küre,  die  vom  •Deichfrieden  bandelt,  also  das  Vorhanden- 
sein von  Deichen  direkt  bestätigt. 
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läiidischfn  Koloiiisationsvertrag;ps,  den  der  Erzbiscliof  Friedricli 
von  Bremen  im  Jalire  1 Um;  mit  Holländern  schloss.  War 
aber  vor  dieser  Zeit  das  entlegene  Nordfriesland  mit  Deichen 
umgeben,  so  wird  man  das  Gleiche  für  die  südlich  gelegeneren 
Gebiete  der  niederländischen  Kolonisation  an  den  Mündungen 
der  Weser  und  Elbe,  also  für  die  Umgegend  von  Bremen, 
Wursten,  Hadeln,  Kehdingeu  und  das  alte  Band  annehmen 
müssen,  insbesondere  auch  deshalb  weil  alle  Anzeichen  dafür 
sprechen,  dass  die  erwähnten  Landslrecken  bereits  in  früherer 
Zeit  kultivirt  waien.'^)  Die  Ansicht,  dass  die  Weser-  und 
Elbmai'schen  erst  durch  die  Niederländer  der  Kultur  gewonnen 
sind  und  vorher  daselbst  von  Eindeichungen  und  Entwässerungen 
nicht  die  Rede  war,  ist  keineswegs  begründet.^'’) 

•2.  Dass  insbesondere  in  der  Gegend  bei  Bremen,  wo 
Holländer  angesiedelt  wurden,  Deiche  vorhanden  gewesen  sind, 
ergiebt  eine  unbefangene  Würdigung  der  Kolonisationsverträge. 
Während  den  Ansiedlern  gestattet  wird,  Wege  und  Wasser- 
gänge nach  Gutbetinden  der  Geschworenen  auzulegen,  thun  die 
Urkunden  der  Errichtung  von  Deichen  keine  Erwähnung.''’’) 

Man  vergl  die  Xachweisc  bei  Aubageii  T4i  ft'. 

®)  A.  M.  Vor  allem  Horchgrave  „Histoire  des  r/üloniea  Belgea  en 
Allemagne"  isof*.  S.  73«.  Dieser  Schriftsteller  ist  nicht  frei  von  starken 
Vebertreihungen,  wei.st  auch  z.  T.  eine  geringe  S.ichkenntuis  auf  (Kehdingen 
sei  ein  Deichgerielit  in  Holstein!)  und  operiert  mit  Heweismitleln.  die  mit- 
unter auch  nicht  den  Schatten  eines  Iteweises  für  .»eine  Behauptungen  ab- 
gehen, Da.»  Huch  hat  trotzdem  grosse  Verdienste.  [Vergl.  Schumacher 
a.  a O.,  der  es  kriti.seb  beleuchtet,  sich  den  Itesultateu  aber  anschliesst ; 
ferner  .Schroeder  „Dio  niederUfmlisehen  Kolonien  in  Norddentschland  z.  Z. 
de»  Mittelalters-  Ihso.  Amu.  ..Das  beste,  wenn  auch  nicht  immer  ganz 
kritische  Werk  über  die  n.  K.");  ahspreehend  Uudolph  „Die  nieder- 
ländischou  Kolonien  der  Altmark  im  12.  .lahrh  " 18S9  S.  5 („ein  Panegyrikus 
überschwenglicher  Art“)  und  Auhagen  S.  T.'lö  IT.]  — Auch  Schroeder 
geht  in  »einer  angclUhrten  Abhandlung  und  in  seiner  Kechtsgeschichte  hin- 
sichtlich der  Kultivierung  der  Elb-  und  Wesermarschen  durch  diese  Kolonien 
zu  weit. 

Die  Verse  in  der  Chronic  Renners  S.  13; 

„Der  Elve  und  der  Weser  lloth 
Sind  dusser  Ticdt  geworden  grot, 
l'nd  hebben  grodten  Schaden  dahn. 

Darup  man  is  thu  Kbade  gähn, 

Det  man  den  Wesser  diek  gelecht.“ 

in  Verbindung  mit  den  Worten  .seiner  ungedrucklen  Bremischen  Chronik: 


Digitized  by  Google 


12 


Mit  Cni  •echt  siiclit  mail  den  (iiiiiid  für  dieses  Sclnveigen  darin, 
dass  man  „das  ganze  rnteriieiimeii  der  Bedeichung  für  so  ge- 
wagt und  schwer“  angesehen  liabe,  „dass  man  es  durcli  keine 
Vorschriften  eiiischränkeii  wollte.“’”)  Die  Ursache  ist  viel- 
mehr die,  dass  thatsächlich  die  erforderlichen  Deichanlageu 
schon  vorhanden  waren,  und  es  sich  nicht  so  sehr  um  Ein- 
deichung von  Mai-schland  als  um  Entwässerung  von  Bruch- 
gegenden zwischen  Moor-  und  Marschland  handelte,  ein  Unter- 
nehmen, das  nur  dann  glücken  konnte,  wenn  Deiche  bereits 
existierten.*“) 

:i.  Der  sicherste  Beweis  in  der  angeregten  Frage  kann 
für  die  Altmark  geführt  werden.  Helmold  berichtet  nämlich 
bei  seiner  Schilderung  der  niederländischen  Kolonien  in  der 
Altmark  von  einem  Teil  des  Kolonisationsgebietes,  dass  es  einst 
zur  Zeit  der  Ottoueu  die  Sachsen  bewohnt  haben  sollen,  „wie 
mau  das  an  den  alten  Deichen  sehen  kann,  welche  an 
den  Elbufern  im  Sumpflande  der  Balsemer  aufgeführt 
waren.*”)  Helmold  lebte  zur  Zeit  dieser  Ansiedlungen  in 
der  Altmark.  Seine  Darstellung  mag  im  übrigen  vielfach  über- 
trieben und  tendenziös  gefärbt  sein,  hinsichtlich  des  Vorhanden- 
seins der  Elbdeiche  vor  Ankunft  der  Niederländer  verdient  sie 
vollen  Glauben. 

Mit  den  vorstehenden  Ausführungen  soll  keineswegs  ge- 
leugnet werden,  dass  in  vielen  Kolonisationsgebieten  auch  von 


.An.  1020  sdiiencdo,  (iat  de  Elve  undc  Wesser  indt  Norden  branden 

3 Da^o  lanjjk In  der  Tiedt  festede  man  den  Dieck  tbo  Bremen 

umme  der  Eiende  Anlop  willen“. 

hat  man  (z.  H.  Pratje  IV.  S.  3üs.  Heiiiokcn  $ 3.)  auf  den  Woser- 
dekh  bezogen  und  damit  Deiche  gefunden,  die  vor  Ankunft  der  Holländer 
vorhanden  waren.  Renner  hat  auch  sicherlich  den  Weserdeich  im  Auge 
(die  Feinde  sind  die  Uewässer),  aber  .Adam  vou  Bremen,  auf  den  er  sich  stützt 
missverstanden,  da  dieser  von  dem  städli.schen  Kingwall  redet.  Vcrgl.  A. 
V.  Wersebe  „Ueber  niederländische  Kolonien  im  nördlichen  Deutschland“, 
Hannover  1mi.^,  Auhagen  8.  «öf.  I.  Die  abweichende  Ansicht  von 
Bore  hg  rave  S.  317  ist  nicht  zu  vi-rsfehen. 

■'')  8o  von  Ende  „Vermischte  .luiistische  .Abhandlungen“  1.  § 3.  .V.  H. 

•“j  V’ergl.  .Auhagen  S.  Böl.  — Hcinekcii  § 3.  „nec  aggeribtis  hos 
(locos)  plane  destitiitos  fuisse,  apparet  e.\  iis,  (|ilae  d«  via  regia,  aiiuaeducti- 
hus  aU|ue  juratis  ibi  reperiuntnr". 

Hel  mul d „Clu'uu.  Slav".  1,  «s. 
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den  Niederländern  Deiche  errichtet  worden  sind  — nur  lokale 
Untersuchungen  könnten  bestimmte  Eesultate  für  die  einzelnen 
Deichanlagen  ergeben  — noch  soll  ihnen  der  Ruhm  bestritten 
werden,  durch  ihre  ausgebildetere  Technik  im  Deichbau  die 
Entwicklung  des  Deichwesens  in  den  IVemden  Ländern  stark 
gefördert  zu  haben.*')  Waren  doch  Holländer  und  Friesen 
schon  früh  gesuchte  Deicharbeiter  und  ihre  vollendete  Aus- 
bildung in  Deich-  und  Entwässernng.ssachen  bekannt.  N'ach 
der  ältesten  grossen  Chronik  von  Flandern  (aus  dem  13.  Jahr- 
hundert) verdankt  die  Stadt  Damm  der  Eindeichnngskunst  von 
Holländern  nnd  Seeländern,  die  der  Graf  von  Holland  im  Jahre 
1180  kommen  Hess,  ihre  Entstehung.^*)  Und  bei  der  Kolo- 
nisation in  der  Altmark  suchte  man  insbesondere  deshalb 
gerade  Niederländer,  „weil  sie  am  Ocean  wohnten  und  vom 
Ungestüm  des  Meeres  zu  leiden  hatten“'*-)  — oder  anders  aus- 
gedrückt.  weil  sie  in  Deich-,  Siel-  und  Schleusonsachen  sehr 
bewandert  waren.  Einen  wie  grossen  Anteil  man  ihnen  ferner 
an  der  Errichtung  der  Elbdeiche  bei  Seehausen  und  Werben 
zuschreiben  muss,  geht  aus  der  Chronik  Korners  (circa  1402 
bis  1437)  hervor,  die  sieh  an  die  Hel  mol ds  an.schliesst,  den 
alten  Sachsendeich  aber  nicht  erwähnt,  sondern  die  Gründung 
der  Deiche  daselbst  ganz  allgemein  den  Holländern  zuspricht.*’) 

IV.  Auf  der  Erhaltung  der  Deiche  beruht  das  Glück  und 
die  Wohlfahrt  eines  grossen  Teiles  der  Jlenschheit  Und  dass 
ihre  Erhaltung  am  Ende  von  den  Beschlüssen  einer  höheren 
31  acht  abhängig  ist,  gegen  welche  der  schwache  3Iensch  nichts 
anszurichten  vermag,  dieser  Gedanke  hat  die  Bewohner  der 


Man  vergl.  ileinokeii  § 3.  „attutcruiit  nisi  jirimos  aggeros, 
tarnen  snlidam  aggerandi  nrtem“;  Eelking  a.  a.  O.  8.  25  „indigeuae 
ncqiie  eulturae,  qiiae  in  terris  raludosis  adiiiberi  debet.  neque  rationis 
aggentiu  eonstruendorum  ita  gnari  l'iiermit  ao  Hollandi“;  doch  schreibt  er 
das  Meiste  eliensü  wie  Pratje  den  Holländern  zu.  — Ganz  verfehlt 
ist  cs,  alle  Deiche  auf  Kolonien  zurückzuführen,  wie  «lies  Thüuen 
S.  II.  thut. 

*')  Vergl. Warn küui g „Flandrische Rechtsgcschichtc“.  II. Urkunde  103. 

<■•')  Helmold  a.  a.  O. 

“)  Korner.  Chronik  bei  n.  G.  Eccard,  Corp.  Hist.  mcd.  aevi  II, 
607  ff. 
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Deiclilando  von  jeher  beseelt.  Dahingestellt  mag  bleiben,  ob 
man  in  heidniseher  Zeit  besondere  Deichgottheiteii  verehrt^*)  und 
eigentümliche  Kule  als  Gebete  gegen  Wind  und  Wellen  ge- 
braucht'*^’)  hat.  In  christlicher  Zeit  erkor  mau  sich  besondere 
Schutzheilige,**)  gelobte  Kreuzgänge.’*’)  machte  AValllährten.**) 
Deiche  und  Dämme  landen  Eingang  in  die  Kircheugebete,-*”)  bei 
Beschädigungen  veranstaltete  man  öffentliche  Fürbitten,  nach 
Vollendung  der  Reparatur  Danksagungen  in  der  Kirche.'“) 
Zur  Wahrung  des  Deichtriedens  und  Forderung  des  Werkes 
ordnete  mau  das  Singen  geistlicher  Lieder  bei  der  Deicharbeit 
an.’*')  — Kein  Wunder  ist  es  auch,  dass  in  den  Deich- 
lauden  sich  so  mancher  eigenartige  Aberglaube,  so  manche 
Sage  gebildet  haben.  In  grauer  Vorzeit  sollen  gelahrliche 
hanbrüche  durch  das  Blut  unscliuldiger  Kinder  gestopft  sein.-^) 
Die  sagenhafte  Schilderung  von  der  Gründung  Damms  ei’- 
wähnt,  dass  ein  Strudel  schliesslich  nur  dadurch  ausgelüllt 
werden  konnte,  dass  die  Holländischen  Deicher  einen  Hund, 
der  auf  einem  Hügel  lag  und  schrecklich  heulte  und  kläffte, 
in  das  Loch  versenkten  und  dann  Erde  nachschütteten.’*') 
Der  Aberglaube,  dass  eine  Deichschlucht  wirksam  nur  zuge- 
dammt  werden  könne,  wenn  ein  Hund  oder  ein  erhandeltes 
Kind  oder  allgemein  „was  Lebiges“  zuvor  hineinversenkt 
worden  sei.  hat  sich  besonders  in  Schleswig-Holstein  lange 
erhalten.-’’*)  Interessant  und  weniger  bekannt  ist  es,  dass  sich 
auch  im  Nordosten  Deutschlands  eine  ähnliche  Sage  findet. 
Zu  einem  Dammbruch  im  Marienburger  Werder  im  Jahre  14ö:t 


**)  Nach  Freese  S.  247,  z.  15.  ileu  Stavo. 

‘’’J  Nach  Freese  a.  a.  O.  ,,Othe,  Jedutlie,  ilo  Wei  uii  de  Wuh". 

**)  Die  Ostfriesen  den  Nikolaus  fa.  a.  O.J 
*')  arg.  Oesterr.  Weistiimer  IV,  IS.'i. 

*^J  llaiumerbrücker  Kecht  lliihbcj  art.  .’5J. 
tn\  Vergl.  oben  A.  l’i. 

Hadder  Schleiiseiiorduuug  UiS’l.  art.  I. 
a.  a.  O. 

Freese  a,  a.  O. 

")  Vergl.  A.  41. 

‘•‘J  Vergl.  die  bekannte  Novelle  Theodor  Storuis  „Der  Schiniinel- 
reiter“;  u.  iJetlefsen  „Oeschichte  der  holsteinischen  ElOmarsclicn"  If. 
.S.  4:5-2  .'111. 
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wird  nänilicJi  folgendes  liericlitet:  „Es  ist  eine  gemeine  Rede 
im  Werder,  dass  die  Bauern  einen  Bettler  sollen  besauft,  an 
das  lioeli  geführt  und  in  den  Bruch  gestürzt  haben,  davon  der 
Bruch  hernach  hat  können  gefüllet  und  befestigt  werden.  Und 
das  hätten  sie  auf  Anrathen  eines  frembden  .Mannes  getlian,  der 
sich  eininahl  bey  ihren  Ratschlägen  soll  eingefunden  liaben“.''’) 


'*)  Verjrl.  Uurtwicli  „Lnmli'sheschreibuiig  ilcrcr  dreyeii  in  roliliiischcD 
l’ri'usseu  Hcgemleu  WiTiiern“  Königsberg  S.  -tVM, 


Digitized  by  Google 


Die  Geschichte  des  deutschen  Deichrechts. 


I.  Die  Geschichte  des  Deutschen  Deichrechts, 
die  im  folgenden  beschrieben  weiden  soll,  befasst  sich  mit  dem 
Werdegang  des  Deutschen  Deichrechts  von  seinen  Anföngen 
bis  zu  der  Zeit,  wo  das  heute  geltende  Deiclirecht  einsetzt. 

1.  Das  Deichrecht  lässt  sich  bestimmen  als  der  Inbegrift' 
von  Rechtssätzen,  die  für  die  Anlegung,  Erhaltung  und  Benutzung 
von  Deichen  massgebend  sind.  Es  ist  ein  Sonderrecht,  das  dem 
Wasserrecht  untersteht  und  sich  dem  Ufer-  und  Strom-Baurecht 
eiugliedert.  Zum  Deichrecht  gehören  streng  genommen ; 

a.  Der  Inbegriff  von  Kechtssätzen,  die  für  die  Anlegung 
und  Unterhaltung  von  solchen  Uferbauwerkeu  bestimmend  sind, 
welche  zum  Schutz  oder  zur  Miteireichung  des  Endzwecks  der 
Deiche  errichtet  werden; 

b.  Das  Schleuscnrecht,  insoweit  als  es  sich  um  Rechts- 
sätze handelt,  welche  die  Anlegung  und  Erhaltung  von  Schleusen 
in  Deichen  regeln. 

Meistims  sieht  man  mit  Recht  aber  von  einer  völligen 
Hineinziehung  die.ser  Rechte  in  die  Daistelluug  des  geltenden 
Deichrechts  ab.  Die  Geschichte  des  Deichrechts  beschäftigt 
sich  mit  diesen  Pertinenzen  des  Deichrechts  ebenfalls  nicht  in 
umfassender  Weise. 

2.  Bei  der  Geschichte  des  Deutschen  Deichrechts  treten 
naturgemäss  die  Gebiete  des  heutigen  Deutschen  Reiches  in  den 
Vordergrund.  Das  Deichrecht  der  heutigen  Niederlande  wird 
hauptsächlich  nur  in  Bezug  auf  die  ältere  Zeit  berücksichtigt. 
Bestimmend  für  diese  Abgrenzung  ist  der  Umstand,  dass  das 
Niederländische  Deichrecht  nur  in  früherer  Zeit  dem  Deutschen 
Deichrocht  eingegliedert  ist,  während  es  später  den  Charakter 
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Rechtsquellen  des  Mittelalters  von  Gustav  Hertz.  2,40  Mk. 

7.  Heft:  Johannes  Althusins  und  die  Entwickelung  der  naturrechtliehen 

Staatstheorien.  Zugleich  ein  Beitrag  znr  Geschichte  der  Rechtssystematik 
von  Prof.  Dr.  Otto  Gierke.  8, — Mk. 

8.  Heft:  Die  Fonnvorschrlften  für  die  TerVnssemngsgeschSfte  der 

Frauen  noch  langobardischcm  Recht  von  Dr.  Heinrich  Rosln.  Wird  nicht 
einzeln  abgegeben.  3, — Mk. 

9.  Heft:  Das  Hansmelcramt  ein  echt  germanisches  Amt.  Eine  recbts- 

geschichtliche  Untersuchung,  betreffend  die  wesentlichen  Functionen  des 
Hausmeieramtes  der  Germnnenkünige  und  dessen  Ursprung  von  E.  Her- 
mann. 2,80  Mk. 

10.  Heft:  Ueber  die  Entwickelung  des  altdeutschen  SchSffengcrlchts  von 

E.  Hermann.  6,80  Mk. 

11.  Heft:  Die  Tiril-Stlmmen  im  Reichs-Fürstenrath  von  1496  bis  1654  von 

Dr.  Waldemar  Domke.  3,60  Mk. 

12.  Heft:  Das  Recht  des  Breldenbacher  Grundes.  Mit  ungodmekten  Ur- 
kunden und  Schöffensprücben  von  Dr.  Carl  Stammler.  3,60  Mk. 

13.  Heft;  Johannes  Urbach  von  Prof.  Dr.  Hnther,  herausgegeben  von 

Dr.  Ernst  Landsberg.  1,80  Mk. 

14.  Heft:  Launegild  und  Garothinx.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  Ger- 
manischen Keclits  von  Dr.  Max  Pappcnhelm.  2,40  Mk. 

15.  Heft:  Handelsgesellschaften  ln  den  deutschen  Stadtreehtsqnellen  des 

Mittelalters  von  Dr.  F.  G.  A.  Schmidt.  2,60  Mk. 

16.  Heft:  Mutterrecht  und  Raubche  und  ihre  Reste  im  germanischen 
Recht  und  Leben  von  Dr.  L.  Dargun.  Wird  nicht  einzeln  abgegeben. 

4,—  Mk. 

17.  Heft;  Die  StKndegliederang  hei  den  alten  Sachsen  und  Angelsachsen 

von  E.  Hermann.  4, — Mk. 

18.  Heft:  Die  GrundsKtze  Uber  den  Schadensersatz  in  den  Tolksreehten 

von  Dr.  Arthur  Benno  Schmidt.  2,—  Mk. 

19.  Heft:  Die  Lehre  vom  Schadensersätze  nach  dem  Sachsenspiegel  und 

den  verwandten  Rechtsquellen  von  Dr.  Otto  Hammer.  3, — Mk. 

20.  Heft:  Die  Grundeleniente  der  altgcrmanischen  MobUiarvindlcatlon. 

Eine  rechtsgeschichtliche  Studie  von  K Hermann.  5, — Mk. 
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eines  selbständigen  Rechtes  annininit,  das  dem  Deutschen 
Deichrecht  lediglich  als  verwandt  erscheint.  Diese  Verwandt- 
schaft aber  verliert  um  desswillen  an  einer  tiefer  gehenden 
Bedeutung,  weil  später  im  Gegensatz  zu  früher  die  heimischen 
deichrechtlichen  Quellen  im  engsten  Sinne  so  überaus  reichlich 
riiessen,  dass  ein  Seitenblick  auf  Holland  belehrend  und 
interessant  keineswegs  aber  notwendig  ist. 

3.  Die  Geschichte  des  Deutschen  Deichrechts  macht  an 
dem  heute  geltenden  Deichrecht  Halt;  sie  zieht  es  nur  kurz  als 
vorläufigen  Abschluss  der  Entwicklung  in  ihren  Bereich.  Das 
moderne  Deichrecht  aber  beginnt  mit  dem  Anfang,  besonders 
seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts. 

II.  Bei  einem  Versuche,  die  Geschichte  des  Deutschen 
Deichrechts  in  Perioden  einzuteilen,  stösst  man  aus  dem  Grunde 
auf  erhebliche  Schwierigkeiten,  weil  die  Entwicklung  in  deu 
einzelnen  Gebieten  bald  rascher  bald  langsamer  fortgeschritten 
ist.  Nichts  kann  dies  besser  verdeutlichen  als  eine  Frage  nach 
der  Zeit  der  Einführung  des  Communionfusses  und  eine 
Betrachtung,  zu  welcher  Zeit  die  Landesherrn  zuerst  A n spräche 
auf  das  Aussendeichsland  erhoben. 

1.  Wir  werden  sehen,  dass  die  Deichunterhaltung  in  aller- 
erster Zeit  überall  in  Oommunion  betrieben  wurde,  dass  aber 
sehr  bald  an  sehr  vielen  Orten  die  sgn.  Pfanddeichung  ein- 
geführt worden  ist,  und  dass  heute  wiederum  die  Communion- 
deichung  die  Regel  bildet.  Sprechen  wir  von  der  Einführung 
des  Communionfusses,  .so  müsste  es  genauer  „Wiedereinführung“ 
heissen.  Wann  ist  nun  der  Oommuniontüss  in  den  einzelnen 
Gebieten  wieder  eingeführt?  Die  älteste  diesbezügliche  Nach- 
richt weist  auf  Seeland  und  stammt  aus  dem  Jahre  137ü;i)  die 
nächste  Urkunde  bezieht  sich  auf  das  heutige  Westfriesland 
und  datiert  von  1492.’)  In  Schleswig  wird  1012,')  in  Wursten 
ItiiiO)  die  Einführung  versucht,  in  Cleve  sie  1767  ')  prinzipiell 


’J  Mieris  „(iroot  Cliiirti-rhofk  fU*r  graaven  von  Hollaml,  von  Zcelaml 
eil  Herren  van  Vrieslanil"  III,  ,S.  S20. 

„llainlvc-steii  . . . iler  sladt  Knehuisen  . . .“  10i>7.  .S.  44. 

„Corpii.s  iStalntorum  .Sle.svicensiiiin“  I,  !S.  244. 

Scbliclitliorar.  „Üeilräge“  II.  8.  i'J~. 

'■  Deiehordnung  von  17C,7. 

J.  iiierke,  Uuächicbte  Uea  'iciiucbon  Ueiclurpcbu. 
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angeordnet.  Sclion  diese  ganz  oberfläclilicbe  Betrachtung  zeigt 
die  Unmöglichkeit  einer  ganz  scharfen  Antwort  auf  die  an- 
geregte Frage. 

2.  Die  Ansinüche  der  Landesherrn  auf  das  Aussendeiehs- 
laud  stehen  mit  ihren  Ansprüchen  auf  Beteiligung  an  der  Deich- 
verwaltung oft  in  engem  Zusammenhang.  Während  Wilhelm  II. 
von  Holland  schon  1247  die  incrementa  terrarum  dem  princeps 
zuspricht,*)  Anden  wir  derartige  Aussprüche  in  Süderditmarschen 
erst  1671,')  in  Schleswig  etwas  früher  nämlich  1612.**) 

Trotz  alledem  aber,  trotzdem  insbesondere  das  Holländische 
Deichrecht  dem  Deutschen  Deichrecht  im  engeren  Sinn  fast 
immer  um  etliche  Pferdelängen  voraus  ist,  sind  doch  ver- 
schiedene Punkte  vorhanden,  die  es  gestatten,  die  Ent- 
wickelnngsgeschichte  des  gesammten  Deutschen  Deichrechts  in 
zwei  Perioden  zu  zerlegen,  die  im  grossen  und  ganzen  einen 
anderen  Charakter  tragen.  Im  einzelnen  muss  auf  die  Dar- 
stellung selbst  verwiesen  werden.  Allgemein  kann  man  sagen, 
dass  die  zweite  Periode  sich  von  der  ersten  unterscheidet  durch 
das  verstärkte  Hervortreten  staatlicher  Fürsorge,  durch  ge- 
w’altsame  Eingriffe  der  Landesherrn  in  die  Rechte  der 
Deichverbände,  durch  die  innerhalb  der  Deichgenossenschaft 
eingeri-ssenen  Jlissstände,  durch  die  Fortschritte  der  Deichbau- 
technik, und  die  Entwicklung  einer  Deichrechtswissenschaft. 
Die  zweite  Periode  beginnt  ungefähr  in  der  ersten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts.  Da  in  den  Beginn  dieser  Periode 
die  Vollendung  der  Receptioii  des  römischen  Rechts  fällt,  so 
wird  füglich  vor  der  Darstellung  dieser  zweiten  Periode  auf 
die  Bestimmungen  des  römischen  Rechts  hinsichtlich  der 
Deiche  eingegangen  w-erden. 


") 


Vau  den  Beri^li  „Üorkoudeuboek  rau  Uullaiid  en  Seelaud“  1 Na.  4^11. 
Corpua  .Statutoruui  Uülsat.  11,  5.  S.  93i>. 

Corpus  St.rt.  .Sddesv.  1,  S.  23ß. 
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§ 3. 

Litteratar. 


I.  In  der  Deutschen  Litteratur  existiert  kein  Werk, 
das  die  Geschichte  des  Deutschen  Deichrechts  zusammenfassend 
schildert. 

1.  Einzelne  historische  Erörterungen  finden  sich  in  den 
Darstellungen,  die  entweder  das  Deichrecht  überhaupt  oder 
einzelne  deichrechtliche  Fragen  dogmatisch  behandeln. 

a)  Von  älteren  Schriftstellern,  deren  Werke  teilweise 
später  bei  Schilderung  der  Entwicklung  der  Deichrechts- 
wissenschaft kritisiert  werden  sollen,  sind  zu  nennen: 

Jodoc.  Hackmann  „de  jure  aggerum“,  Stade  1690  — 
von  Rohr  „Haushaltungsrecht“,  Leipzig  1738  S.  1060  ft’. 
Daniel  Vircho  „Die  Teich-  und  Schlick-Rechte  derer  dreyen 
hiesigen  Werder“  Danzig  1764  (Kgl.  Bibliothek  zu  BerlinJ. — 
Georg  Daniel  Pettit,  alias  Petiscus  „Elementa  Juris  aggeralis 
theoretico-practica“  Zelle  1767  (auf  der  Kgl.  Bibliothek  zu 
Göttingen).  — .1.  W.  A.  Hunrich  „Entwurf  des  jetzigen 
Deichrechts  in  den  Mai-schländern  der  Grafschaften  Oldenburg 
und  Delmenhorst“  Bremen  1768.  — Christian  Abraham 
Heineken  „Tentamina  juris  aggeralis  Rei  publicae  Bremensis“, 
Göttingen  (diss.)  1774  (auf  der  Kgl.  Bibliothek  zu  Güttingen). 
— J.  Melimann  „Einleitung  in  das  gemeine  und  Schleswig- 
Holsteinische  Damm-,  Deich-,  Siel-  und  Schleusenrecht“,  Altona 
und  Leipzig  1796.  — C.  Schräder  „Systematische  Uebersicht 
des  Deichrechts“,  Kiel  1805.  — E.  A.  Dämmert  „Das  Deich- 
und  Strom  baurecht“,  Hannover  1816.  — Carl  .Julius  Rousseau 
„Beiträge  zur  Deich-  und  Flussbaupolizeige.setzgebung“,  Nürn- 
berg 1820. 
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von  Selchow  „AnfHugsgriinde  dej;  Brauiischweig-Lüiie- 
buigisclien  Privatrechts“,  Göttiiigeii  IVOO.  S.  44f>  11.  — von 
Berg  „Polizeirecht“  2.  AuH.  180a.  S.  itö.  — Runde 
Deutsches  Privatrecht“  S.  Autl.  1824  § 113  ff. 

F.  C.  de  la  Roche-Gallichon  „Rechtliche  Abhandlung 
betreffend  die  Conkurreuce  nach  Teichmaasse  oder  Ruthen- 
und  Fusszahl,  wonach  zu  den  auf  eine  Xothiilfe  v(!rwandten 
Kosten  zu  conkurrieren“,  Glilckstadt  1765  (auf  der  Kgl.  Uni- 
versitätsbibliothek zu  Kiel).  — Pufendorf  „ohservationes  juris 
universi“,  Hannover  1787. 

b)  Von  neueren  Schriftstellein  sind  zu  erwähnen: 

Danz,  Eichhorn,  Hillebrand,  Mittermaier,  Bluntschli, 
Gengier,  Stobbe,  Beseler,  Gerber-Cosack  in  ihren  Lehr- 
und  Handbüchern  des  Dentschcn  Privatrechts.  — Edgar  Loe- 
ning  und  Georg  Meyer  in  ihren  Lehrbüchern  des  Deutschen 
Verwaltungsrechts.  — Spangenberg  in  Ersch  und  Grubei-s 
Encyclop.  s.  v.  Deichrecht.  — Hermes  in  Stengels  Wörter- 
buch des  Deutschen  Verwaltungsrechts  s.  v.  Deich  wesen.  — 
Gierke  in  Holtzendorff's  Rechtslexikon  s.  v.  Deichverbände.  — 
Frank  in  dem  „Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften“ 
(1.  Aull.)  s.  V.  Deichwesen.  — Hage  mann  „Handbuch  des 
Landwirtschaftsrechts“  § 169  ff.  — Lette  und  v.  Rönne 
„Landeskulturgesetzgebung“  II.  S.  670  ff.  — Nieberding 
„Wasserrecht  und  Wasserpolizei  im  Prenssischen  Staate“, 
(2.  Aull,  von  Frank)  Breslau  ISs'.t. 

2.  Besonders  hervorzuheben  sind  die  Darstellungen  von 
Ende,')  Wilda,-)  Gierke')  und  Auscliütz  ■*)  Sie  betrachten 
im  wesentlichen  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Dcich- 
genosseuschaft.  Sehr  verdienstlich  ist  die  interessante  Arbeit 
von  Auhagen  „Grundlagen  der  Marschwirtschaft“,-’)  der  in  ihr 


')  .Vermischte  Juristische  Abhaudlnngcu",  Celle  1802.  No.  4. 

-)  in  Weiskcs  Rechtslexikon  It.  III.  .S.  280. 

„Das  (leiitsche  (ieuossciischaftsrecht“,  ISerlin  ISijs.  II  I.  S.  013  ff. 
u.  S.  770  ff. 

*j  in  (leui  „llanilwiirterbuch  der  Staatswissenscbnltcn“  2.  Autl.  s.  v. 
Deichwescii. 

in  den  „l.amlwirlsehat'tlicheii  .lahrliiichern“  isyn.  IJ.  XXV.  .S.  Oli*  ff., 
auch  als  Sonderahdruck,  Iteilin  I-syo  Paul  Pari-yj. 
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aucli  eine  Reclitsgeseliiclite  dei  i)eichi)HicUt  bietet.  Lenthe**) 
beleuchtet  hauiilsäcUlieh  den  Ziusanimenhang  des  Braunschweig- 
Lüneburgischen  Deichwesens  mit  der  Verfassungsgeschichte. 
Friedrich  von  Thiinen")  giebt  eine  Schildening  der  Ent- 
wicklung des  Deichreclits  in  der  Herrschaft  Jever,  wobei  er 
versucht  den  Xacliweis  zu  erbringen,  dass  die  Deichlast  in 
ihrem  Wesen  nur  eine  persönliche,  nicht  ein  für  alle  Mal  fest- 
begrenzte Verpflichtung  sei.  Zum  Deichrecht  vom  Hammer- 
brok liefert  Wilhelm  Hübbe**)  anregende  Anmerkungen. 
Einzelfragen  aus  dem  Deichrecht  behandeln  Bojunga**)  und 
Griebel.*")  Jener  verfolgt  die  Eigentumsfrage  an  den  Deichen 
in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung;  dieser  untersucht  die 
Geschichte  der  Rechtsverhältnisse  an  den  Aussendeicheu  im 
Xorderditmai-schen.  Schliesslich  giebt  Heck")  einen  Einblick 
in  die  Geschichte  der  älteren  friesischen  Deichgerichte. 

:i.  Von  Wert  sind  auch  die  verschiedenen  historischen 
Werke,  die  über  die  Entwicklung  der  einzelnen  Deichlande 
Auskunft  geben  — von  den  alten  Chroniken  bis  zu  den 
modernen  Geschichtswerken.  Nur  ganz  beispielsweise  seien 
erwähnt  v.  Halem  „Geschichte  des  Herzogtums  Oldenburg“ 
Oldenburg  IT'.G,  Johann  Conrad  Freese  „Ostfriesland  und 
Harlingerland”  Aurich  ITPi;,  Otto  Klopp  „Geschichte  Ost- 
frieslands“  ift.'it  1äö8,  Anton  Heimreich  „Nordfriesischc 
Chronik“  Schleswig  It'.tu;,  IC.C.8.  — Abraham  Hartwich 


“)  Archiv  für  Oescliiclite  mul  Verfassung  des  Fiirstoiitura.s  I.liuchurg* 
B.  VI,  Celle  18:«8.  8.  405  ff. 

')  .,tTeschichtliehe  und  rechtliche  Bcgrilndiing  der  deichrochtlichen  Zu- 
stande in  der  Herrschaft  .Jever“  Oldenburg  1847. 

")  „Das  Hiumiicrbröker  Hecht“,  tlainburg  184:4.  Vgl.  auch  für  das 
holsteinsche  alte  Deichrecht  Detlefsen  „Geschichte  der  holsteinischen 
Elbiaarschen“  IsOl.  I.  S.  :428  und  für  das  Kirchspiel  Osten:  Hahn  im 
.Archiv  des  Vereins  für  Geschichte  und  Altertümer  der  Jlensogtiimer  Bremen 
und  Verden“,  Heft  XI. 

„Neues  Magazin  für  hannoversches  Hecht“  B.  V.  Is04  No.  4. 

'"J  .Bemerkungen  über  die  .Vussendeiche  im  Norderditmarschen  und  die 
behauptete  Hcgalität  derselben“,  Heide  1841  (auf  der  Kgl.  Bibliothek 
zu  Kiel). 

")  .„Utfriesische  Gerichtsverfassung“  Weimar  1894,  8.  43,  96  ff.,  104, 
113  ff.,  :ii;i  ff-. 
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„Landcsbescbrcibunp:  derer  Dreyer  in  Poblnischen  Prensseu 
liegenden  Werder“  Königsberg  1V20. 

II.  Aus  der  Niederländiscben  Litteratur  mögen  ge- 
nannt sein; 

G.  Acker  Stratingb  „Aloude  Staat  en  Geschiedenis  des 
Vaderlands“  Groningen  1847.  — Snouck  Hurgronje  „specimen 
hist,  jurid.  inaugur.  de  jure  circa  aggeruin  aquarumque  curani 
in  insula  Walacriae  constituto“  Utreclit  1837.  — Meylink 
„Geschiedenis  van  het  Hooglieemradschap  en  der  lagere 
Watei'schappen  van  Delfland“.  — Weggenian  Guidemont, 
diss.  „de  aggerum  et  aquaruni  curatorum  collegio  atque  de 
historia  tractus  de  Krinq)enrewaard“,  Lugdini  Batarorum  1837. 
— Dirk  Willem  Nibbelink  in  der  ,, Inleiding“  zu  den 
„Handvesten  en  üorkonden  betrekkelyk  de  regtgeschiedenis  van 
den  Swyndrechtschen  Waard“  (,I.  de  Wal)  Leiden  1860. 
Letzterer  geht  ein  auf  das  Amt  des  Deichgraten  und  das 
Recht  hinsichtlich  der  Deicherde.  Bei  ihm  sind  in  § 1 andere 
Schriftsteller  citiert,  bei  denen  über  das  Deichrecht 
Hollands  etwas  zu  finden  ist.  — Für  Südholland  sind  zu 
einem  Ueberblick  herauzuzielien  J.  von  Oudenhoven  Be- 
schrijvinghe  van  Zuyt-Hollandt  (1654)  und  J.  van  der  Eyck 
„Corte  beschrijvinghe  mitsgaders  handvesten  . . . van  dem 
lande  van  Zuyt-Hollandt  (1628).  Die  Entwicklung  der 
Deichverbände  in  den  Groninger  Ommelauden  schildert  F.  J. 
Halsema  in  den  „Verhandelingen“  der  Groninger  Genossen- 
schaft „pro  excolendo  jure  patrio“  B.  II.  Groningen  1778. 
S.  481  ff.  — Einiges  findet  man  auch  bei  Hugo  de  Groot 
„Inleiding  tot  de  Hollandsche  Rechts-Geleertheyt“  Rotterdam 
1631.'-) 


’•)  Rrwähiion.swert  ist  noch  Gorh.  Feltiiianni,  Dissertatio  de  ao- 
ccssionibus  memorabilibus,  Amstelodami  IßiM;  gewisse  Auskunft  findet  man 
auch  bei  Holländisclien  ('hronisteii.  Einige  ältere  deichrechtliche  Werke 
(Christian  Heinrich  Troz  „de  iure  agrario“,  Franccker  1751,  Hongart  „de 
jure  aggemin  et  cataractarum“  Utrecht  1741,  Koch  „de  jure  aggerum*, 
Franecker  1747)  scheinen  verloren  gegangen.  Vergl.  Dreyer  § G u.  Vor- 
rede zu  B.  I.  (ebenso  Hartinann  „von  Deichen  und  Dämmen  und  ihren  Ge- 
richtigkeiten“  .lena?).  Besonders  zn  bedaueni  ist  dies  (oder  die  grosse 
Seltenheit?}  hinsichtlich  der  .\bhandlnng  (}erh.  .41110118  von  Halem 
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,(le  jure  elimiimtoruiu  (vulgo  dem  Auagedcicliten)  eorumque  indcmnisatioDe, 
aeqnitati  et  juri  magia  consentanea“,  Havn  1770.  — Vergl.  ferner  die 
Litteraturaiigabeii  in  § 1 A.  u.  S5. 

Für  die  üeschichte  des  Deichrechts  sind  von  Interesse  die  Werke, 
welclie  über  die  Kultur-  und  A grargescliichte  der  Deichlande  Aus- 
kunft gehen  z.  B.  Tetena  „Reisen  in  die  Marschländer  an  der  Nordsee  zur 
Beobachtung  des  Deichbaus“  Leipzig  178«( — Hermann  Allmers  .Marschen- 
buch. I.and-  und  Volksbilder  aus  den  Marschen  der  Weser  und  Elbe“  3.  Aufl. 
Oldenburg  und  Leipzig  I8Ö1  — Detlefsen  „Geschichte  der  holsteinischen 
Elbmarschen“  Glückstadt  — Arends  „Beschreibung  der  Land- 

wirtschaft in  Ostfriesland  und  Jever“  Emden  1818  ff.  — Haussen  .Agrar- 
historische  Abhandlungen“  — Auhagen  a.  a.  O.  § i;  und  Abhandlung  II. 

Herangezogen  werden  können  auch  die  Beschreibungen  der  Wasser- 
fluten z.  B.  Gabbema  „Nederlandse  Watervloeden“  Gouda  1703. — Outhofs 
„Verhaal  van  alle  liooge  Watervloedi'n,  Emden  1720  — Clement  „Lebens- 
und I,eidcnsgesehichte  der  Friesen“  Kiel  1813  — Culemann  „Denkmal  der 
Wasserfluten“  Wüster  1.728.  — Cronhelm  .Bericht  vou  der  am  1 1.  Sept.  1751 
in  den  Herzogthümeru  Schleswig-Holstein  erfolgten  Wasser-Flut“,  Glück- 
stadt 17.51  u.  s.  w. 

Wichtiger  sind  die  Werke,  welche  über  die  Technik  des  Deich- 
wesens Aufschluss  geben  z.  Brahms  „Anfangsgründe  der  Deich  und 
Wasserhaukuust“  Aurich  17.34;  Silberschlag  ,, Hydrotechnik“  Leipzig 
1772,  1773;  Kirchmann  „Anleitung  zur  Deich-Schleusen-,  und  Stak-  Bau- 
Kunst“  1780;  A.  G.  von  Munnich  „L'nterredung  von  Deich.«achen,  in- 
sonderheit vom  Deichbau“  Oldenburg  1720;  J.  W,  Uuurich,  Praktische 
Anweisung  zum  Deich-,  .Sielen  und  Schiengenbau“  Bremen  1770,  1771  ; 
Wolters  „Allgemeinen  Grundsätze  zum  nrdnungsmässigen  Verfahren  in 
Deich-  und  Bewässerungssachen  in  den  deutschen  Marschprovinzen“.  Mit 
Zusätzen  von  Woltmann  und  Erläuterungen  von  J.  G.  Koch,  Glückstadt 
1795;  Benzler  „i.exikon  der  beim  Deich-  und  Wasserbau,  auch  beim 
Deich-  und  Dammreeht  vorkominenden  fremden  und  einheimischen  Kunst- 
wörter und  Ausdrücke“  Leipzig  1792  — Hagen  „Handbuch  der  Wasser- 
baukunst“ Berlin  1863  III.  Teil.  I.  B.;  das  amtliche  AVerk  „Preussens 
landwirtschaftliche  Verwaltung  in  den  Jahren  1875  — 1877“;  StormBuysing 
„Uaudleiding  tot  de  kennis  der  Waferbouvkunde“  Breda  1844/15. 
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§ 4. 

Quelle  n.') 

Eine  Uebersicht  über  die  Quellen  des  früheren  Deich- 
reclits  soll  die  Quellen  der  Gebiete  des  heutigen  Deutsch- 
lands und  der  Niederlande  getrennt  behandeln.  Für  ein 
grösseres  Gebiet,  das  heule  zum  Teil  deutsch  und  zum  Teil 
niederländisch  ist,  kommt  eine  alte  und  wenig  ergiebige  Quelle 
n Betracht,  das  sind  die  17  friesischen  Küren,  von  denen 
die  Ul.  und  U2.  in  das  Deichrecht  einschlagen.-) 

§ 4a. 

Die  deutschen  Quellen. 

I.  Die  Deutschen  deichrechtlichen  Quellen  wurzeln 
zu  einem  gro.ssen  Teil  in  Gebieten,  die  heute  zu  Preussen 
gehören.  Innerhalb  Preusscns  betrachten  wir  die  (Quellen 
einer  jeder  Provinz  für  sich.  Zuvörderst  aber  ist  einer 
der  ältesten  Quellen  zu  gedenken,  welche  über  das  Deichrecht 
Deutschlands  im  Mittelalter  Aufschluss  giebt  nämlich  des 
Sachsenspiegels,')  dem  der  Sch wabenspiegeM)  folgt. 


')  Kine  ausfülirlicliero  Zusamnionsfelluug  von  älteren  ilcidircclit- 
lielion  (Quellen  flmlct  man  mir  bei  Drej'er  in  »einem  „Versuch  einer  An- 
leitung zur  Kenntni»  der  Deiehgesetze“  ..Miscolinneen“  Lübeck  17K4  Abh.  I). 
Sie  ist  »ehr  unrollstäudig  und  nicht  fehlerfrei ; sie  kann  heute  nur  als 
lirundlage  für  eine  neue  Zusammenstellung  teilweise  dienen.  — Für  des 
Ul.  Jahrhundert  vergl.  Xeubauer  „Zusammenstellungen  des  in  Deutschland 
g.dtenden  Rechts  betreffend  verschiedene  Rechtsmaterien“  S.  IIG  ff.;  eine 
kurze  Uebersicht  giebt  An  schütz  a.  a.  O.  am  Knde  »ub  II.  Anschütz 
Ubersieht  aber  die  Oldenburger  Deichnrdnung  von  1855.  L'eberhaupt  ist 
es  unverständlich,  warum  er  das  Oldenburger  Deiehrecht  vfillig  aus  dem 
Spiel  lässt.  Nicht  einmal  Hunriclis  bekanntes  Deiehrecht  ist  bei  der 
Litteratur  augegeben.  (K.benso  wie  Anschütz  freilich  schon  Frank  in  der 
1.  Auflage  . 

-)  von  Richtliofcn  „Friesische  Reclitsiiuellen“  S.  17  u.  21, 

•'  II,  5l>. 

O art.  215. 
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A.  Die  Provinz  Hannover.’’) 
a)  Ost t'riesland  und  Harlingerland. 
ol)  Einzelne  Bestimmungen  finden  sich  zerstreut  im 
Brokmerbrief,'*)  in  dem  Emsiger  Pfennigschnldbucli') 
(l.’J.  Jahrh.)  nnd  dem  Ostfriesischen  Landrecht  von  löl.’i.'*) 
Ji)  Deichrechte. 

1.  Ein  altes  ostfriesisches  Deichrecht  soll  „durch 
Prälaten,  Häuptlinge  und  die  Stände  der  Lande  mit  Bew  illigung 
der  ganzen  Gemeinde  errichtet  und  gemachet“  sein;  es  würde 
also  spätestens  in  das  1.').  .Jahrhundert  zu  setzen  sein.“)  Von 
seiner  Entstehung  und  seinem  Inhalt  wird  berichtet  in  dem 
I.  Kapitel  des  „Ostfriesichen  Deich-  und  Sielrechts“  d.  h. 
einer  Zusammenstellung  ostfriesischer  Deich-  und  Siclrechte, 
welche  wahrscheinlich  kurz  nach  ItiOS  gemacht,  jedenfalls 
im  Druck  erschienen  ist.'“)  Dieses  Referat  über  das 
alte  ostfriesische  Deichrecht,  wie  es  genannt  werden  kann,  ist 
daher  mit  Vorsicht  zu  benutzen.*')  Für  einen  Paragraphen 
werden  wir  siiäter  den  Kachweis  erbringen,  dass  sein  Inhalt 
zu  der  Zeit,  aus  welcher  er  stammen  soll,  nicht  gegolten  hat. 

•2.  Die  Verordnungen  Ulrichs  I.  und  der  Gräfin  Theda, 
über  welche  im  II.  und  III.  Kapitel  des  „Ostfrie.sischen  Deich- 
und  Sieliechts“  ebenfalls  berichtet  wird. 


Für  llnimorer  einige  Augnben  bei  Grefe  ..Hannovers  Recht“, 
Hannover  ISül,  H.  II.  .S.  81  ff.  für  die  spatere  Zeit  und  ancli  bei 
H.  C.  .Schulze  ...Sammlung  der  Wasserbaugeaetze  für  das  Kgr.  Hannover 
V.  1021  — 1858“  Celle  18511. 

")  Richthofen  .S.  151.  '.m  u.  öa. 

~)  Richthofeii  S.  IIU.  §§  6,  y.  68.  74—70. 

”)  Herausgegeben  von  von  Wicht  1740;  über  es  .Stobbe  „Rechts- 
iiuellen“  II,  .S.  845  ff. 

*')  Flbciiso  Anschütz  S.  140. 

“’l  Zu  finden  bei  Brenneisen  „Ostfriesische  Historie“  II.  .S.  280  ft. 
und  besser  bei  von  Wicht  „Ostfrieaisches  Landrecht“  am  Schluss  nebst 
einer  hochdeutschen  Uebcrsctzung.  Vergl. Stobbe  a.  a.  S.  277,  Grefe  S.84. 

")  Schon  l!rcnnei.s«u  traut  dieser  Vorrede  nicht,  .sie  „schmecke“ 
nach  dem  seiner  Ansicht  nach  „falschen  Priucipio  von  der  Krwehlung  des 
Landesherrn“  a.  a.  O.  S 285. 
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3.  Die  Deicliordnung  Edzards  I,  die  im  IV.  Kajiitel  der 
genannten  Zusanunenstellung  stellt. 

4.  ].')3it.  Die  Deidiordnnng  Enno  II;  über  sie  referiert 
Kap.  V,  Des  „Ostfr.  D.  u.  S.-Rs.“ 

5.  1541  11.  1542.  Die  Veifiigungen  .lolianns  des  Aelteren 
(Kap.  Vr.  a.  a.  ().) 

6.  155t).  Die  Deicliordnune:  der  Gräfin  Anna  (K.  VII. 
a.  a.  0.) 

7.  1608.  Die  „Oonfirmierte  Ostfries.  Emsige  Teichordnung“ 
von  Enno  III.'-') 

8.  Die  Deichordnungen  Ennos  III.  von  1625,  Rudolf 
Christians  von  1626  und  Ulrichs  II.  von  1628  für  das  Har- 
lingerland.'-') 

9.  1621t.  Die  Esener  „Kluftordnug“  Ulrichs  II. 'D 

10.  1630.  Deichverordnung  Ulrichs  II.'-’) 

1 1.  1632.  Die  Esener  „Comniunionordnung“  Ulnclis  II.'") 

12.  1647  soll  Herzog  Friedrich  eine  Deichordnung  erlassen 
haben  ; sie  ist  nicht  gedruckt. 

13.  Enno  Ludwigs  Befehle  vom  18.  Juli  1651  und 

11.  August  1651  für  Esens.''*) 

14.  1670.  „Fürstlich  Ostfriesische  Teich-  und  S.yl-Ordnung 
der  Henschaft  Esens“."*) 

15.  1700.  Neue  Esener  Deichordnung.“'*') 

16.  1730.  Die  verbesserte  Deich-  und  Siel-Ordnung  für 
das  Harlingerland  von  Georg  Albrecht.-') 

7)  Einiges  in  die  Gravamina  der  Stände,  den  Fürstlichen 
Erklärungen  und  Landtagsschlüssen  des  17.  Jahrhunderts 


'^)  In  Kap.  VIII  lies  Deiclireelits  utnl  bei  Hackmann  No.  V. 

Bei  Hack III an II  im  .Vnbaiig. 

'*)  Vcrgl.  Freese  .S.  äö». 

■'’)  Bei  Hackmann  im  Anbang. 

'“)  a.  a.  0. 

Vergl.  Scbiilze  in  der  Uebersiclit  für  08tfrie.sland  und  Martens 
in  den  ..Annalen  der  Braunscliwcig-Liineburgischcn  Ohnrlandc"  IV.  S.  909. 
*'')  Bei  Hack  mann  im  Anliang. 

'"J  Bei  Hackinann  No.  X. 

Nach  Free  so  S.  -JCiK. 

'“)  Urefe  S.  hü. 
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z.  B.  dem  Osterhuisischen  Accord  vom  21.  Mai  Kill,'-)  dem 
Landtagsscliluss  zu  Emden  vom  11.  September  lf>18,  der 
liieranf  ergangenen  Staatischen  Resolution, 2^*)  dem  Haagischen 
und  Emdischen  Vergleich  von  1()U2,  dem  Finalrecess  von 
1 Gß».-'*) 

o)  Die  Oktrois  und  Vergleielie  der  ImndesheiTschalt  wegen 
des  Anwuchses  z.  B.  von  IG  1.1  und  17O5.'^'0 

t 

b)  Die  Lüneburgischen  Landesteile.-**) 

«)  Deichrechte. 

1.  15G4.  Deichordnung  von  den  Herzogen  Heinrich  und 
Wilhelm.-'*') 

2.  1G64.  „Fürstlich  Braunschweig-Lüneburgische  Teich- 
Ordnung  in  den  Marschländern  au  der  Elbe“  von  Christian 
Ludwig.***) 

3.  1G94.  Deichordnung  Georg  Wilhelms,  die  nicht  Gesetz 
wurde.'^*) 

4.  1748.  „Erneute  Elbteichordnung  für  Lüneburg  von 
Georg  dem  Anderen.-**) 

Deichgerichte. 

1.  l.’üD/SS  im  Amte  Winsen.-'*') 

2.  1563  im  Amte  Bleckede.***) 


'•“)  Teil  VI.  §§  28.  -29,  3-2.  Teil  XI.  § 81  bei  Ilrenneisen  a.  a.  0. 

■•®)  Hrenneisen  S.  SIS  ft. 

2*)  a.  a.  O.  8.  802  ff. 

2»)  Ihrem  Inhalt  nach  ru  finden  bei  Freeae  8 380,  384  ff.  — Die 
jüngste  Deichordnung  für  Ostfriesland  ist  v.  1-2.  Juii  1853  nebst  Ges.  v. 
5.  .lanuar  1864.  Siehe  auch  unten  Anm  88  und  256. 

“)  Eine  ausgezeichnete  Geschichte  der  I.iineburgischen  Deichordnungen 
liefert  t.  Lenthe  im  „Archiv  für  Geschichte  und  Verfassung  des  Fürsten- 
tums Lüneburg“  B.  VI.  8.  405  ff. 

**)  Bei  Lenthe  8.  428. 

*)  Bei  llackmann  im  Anhang,  bei  .Schulze  .S.  29.  Rohr  „Haus- 
haltnngsrecht“  8.  1093  ff. 

2”)  Bei  Lenthe  a.  a.  O. 

*)  Bei  .Schulze  8.  79  n,  Spangenberg  „Sammlung  der  Gesetze 
und  Ansschreiben,  welche  für  sämtliche  Provinzen  des  hannov.  Staats  er- 
gangen sind“  B.  I.  8.  165;  sie  bestätigt  die  Deichordnung  von  1664. 
Zu  ihr  vergl.  Lenthe  8.  444,  417,  450. 

2')  Bei  Piifendorf  „Ohservationes“  B.  II.  8 584. 

22)  Bei  Lenthe  8.  4-27. 
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7)  Verniguiigeu  der  lieliürdon  z.  15.  von  1(UI3,")  175«  und 
176fi,'^)  1803  und  1805,^^’’)  die  Reclitsbelehrung  von  1815,*’) 
die  Zeugenaussage  von  IGIO,’*)  die  Urkunde  von  1342  be- 
züglich des  Streites  der  Eingeses.senen  von  Boltersen  und 
Wittorl  — •^)  abgesehen  vom  Sachsens] degel  die  älteste  deich- 
rechtlichc  Quelle  im  LUneburgischen,  die  bisher  gefunden  ist  — 
und  die  Erkenntnisse  der  ordentlichen  Gerichte  aus  dem 
18.  Jahrhundert.**) 

c)  Die  Lauenburgischen  Teile. 

a)  Aelterc  unvollkommene  Deichverordunngen  von  15nn  für 
das  Amt  Xeuhans  von  Hei-zog  Franz,  von  1(528  für  das  Amt 
Lanenbuig  von  Herzog  August  und  von  165(5  für  ebendasselbe 
von  Herzog  Julius  Heinrich.*') 

ji)  1752.  Die  Elbdeichordnung  Georgs  II..  welche  die 
lüneburgischen  Deichordnungen  von  K.64  nud  1748  enthält, 
von  § 32  ah  einige  neue  Bestimmungen  hinzugefügt.-") 

d)  Die  Gebiete  des  Herzogtums  Bremen  und  Verden. 

7)  Von  kleineren  deichrechtlichen  Quellen  kommen  in 

Betracht ; 

1.  Eine  Urkunde  von  1217,  in  welcher  Land  auf  Kirch- 
werder  an  das  Bistum  Verden  übertragen  wird.^'*) 

2.  ,Dat  Diekrecht  to  Xienkerken  uml  in  Osterstade  von 
1500  und  etliche.“*-) 


BkI  Dämmert  Erört.  VI.  X.  5. 

Dämmert  Krilrt.  II. 

Schulz«  S.  597. 

Lenthe  S ‘i.  Aus  v.  lloilcnlier;;  „Historische  Xiichrichlen  iiher 
(las  Amt  iimi  Schloss  HlcckisD"  H.  II.  M.  S. 

’’  Lenthe  «.  a.  < •. 

•*•)  a.  a.  ((.  S.  405. 

Zerstreut  in  den  Krürternngen  Dammerts;  vgl.  auch  .Inrist.  Zeitung. 
I.'c27  I.  S.  H.  II,  S.  7o. 

*"  Drcycr  .S.  s. 

Hei  .Spangenbcrif  1,  S.  97t>  u.  Schulze  S.  s7.  — Heute  gilt  für 
die  Liini'liiiniischcri  und  vormals  Lauenhurgischen  Jlarschdistrikte  die  Deich- 
ordtmng  vom  I.'..  April  l.s02.  .Siehe  auch  unten  .Vum.  ,8.s  u.  •-’5ü. 

"•)  lici  1*.  Ilii3s('  .,.Schlcs'vig-Holst(>in-Lauenburgische  Regesten  und 
erkunden  I.  .!as, 

'-1  l'ici  l’utciiiiürl  III  Obs  i:i.ö.  ^ IV  Huden  sich  Rruchstucke. 


■V 
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:j.  Deidigesetzo  von  Osterstade  von 

4.  Hinsiclitlicli  des  Bülkau-Neuliäusisdien  Sclilenseuver- 
bandes  liie  Vereinbarung  von  17H4,'*^)  die  Verfügungen  von 
I7.SI)  und 

ö.  i'Ur  das  Deichwesen  an  der  Oste  die  Vernigungen  von 
177:).  17ü(»,  17!U  lind  17'.)7.-^) 

i).  Für  die  Lniieniarsdi  das  Erkenntnis  von  ItbSl.^') 

7.  Für  Keildingen  die  Verordnungen  vom  2.  Dez.  172t?**) 
und  7.  Febr.  1744.'*') 

8.  Ini  Amte  Hagen  (an  der  Drepte)  die  Bauernwillkür 
von  Büttel  und  die  von  Wnrtlitlet  (1813),  welche  einige  deich- 
rechtlichen  Bestimmungen  enthalten, 

Höchst  interessant  für  das  deutsche  Deichredit  ist  die 
Entwicklung  im  Kirchspiel  Oste n.  Hier  gilt  das  s.  g.  Deich- 
recht der  Altendorfer  Schauiing.  Es  ist  dies  eine  in  mittel- 
niederdeutscher Sprache  um  l.jso  geschriebene  Aufzeichnung 
lies  in  der  Bauerschall  .\ltendorf  geltenden  Deichrechts,  welche 
am  Schluss  die  Erkenntnisse  des  Deichgerichts  aus  der  letzten 
Zeit  wiedergiebt  und  teilweise  auch  das  Deichrecht  der  beiden 
anderen  Bauenischatten  des  Kirchsi»iels  Osten  (Isensee  und 
Hüll)  darstellt.  Später  sind  zwei  hochdeutsche  Stellen  ein- 
geschoben, welche  aber  nichts  Neues  enthalten.  Angefügt 
wurde  insbesondere  der  Vergleich  der  Oberleute  mit  Kirchdorf 
und  Deich-Reege  von  J US'.).-*”) 


*-‘j  Verul.  A.  12. 

<•)  Bi-i  tVolff  „15ri.“ini-n  und  Vcrdenscin;  lliscelleu“  111.  Stuili' 
IMO.  S.  07. 

»■  «.  a.  U.  S sii  ff. 

'•')  a.  a.  I».  S.  so  ft'.  Siehe  auch  nuten  sub 

Bei  Haukmann  .S.  2s;l  ff. 

*'‘j  Bei  .Schulze  .S.  7s. 

*'•)  a.  a.  II.  S.  .'):l. 

„Archiv  des  Vereins  für  (ie.sehichte  und  Altertümer  der  Herzogtümer 
Bremen  ninl  Verden  und  des  T.andes  lladeln“  .Stade  lss4.  Heft  10.  S.  107  ff. 

Ks  ist  das  V.-rdienst  Dietrich  Hahns  dieses  Deiehrecht  der  Alten- 
dorfer Schanung  aufgefnnden  und  veröfl'enllio.ht  zu  haben.  Ks  ist  gedruckt 
im  , Archiv  des  V'ereins  für  (icschiehto  und  Altertümer  der  Herzogtümer 
Bremen  und  Verden“  Heft  XI.  Hahn  versieht  es  mit  einer  Kinleitung, 
die  über  die  Zeit  der  .Vufzeiehnung  u.  s.  w.  Auskunft  giebt  und  eine 
Schilderung  des  Deichrechts  enthält,  das  sich  auf  lirund  der  iiublizierten 


/' 
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f)  Besonders  zu  betrachten  ist  das  Land  Wursten,  für 
das  hervorzuheben  sind : 

1.  Einzelne  Bestimmungen  der  Quellen,  welche  für  ganz 
Rüstringen  Geltung  hatten.'“') 

‘2.  1565.  Der  auf  die  Beschwerden  der  Wui-ster“'*)  er- 
gehende Recess  des  Erzbischofs  Georg.’’*) 

3.  Das  Deichrecht  des  Alten  Landes  Wursten,  welches 
von  Erzbischof  Johann  Friedrich  im  Jahre  1621  bestätigt  sein 
soll.  Es  ist  nicht  1568  errichtet;  seine  Entstehung  lässt  sich 
nicht  genau  feststelleu.^ 

4.  1618.  Der  Vertrag  des  Erzbischofs  Johann  Friedrich 
und  der  Stände  mit  den  Wurstern,  welcher  164'J  und  IT  13 
bestätigt  wurde.“) 

5.  1618.  Der  Revers  des  Erzbistums  Bremen  gegenüber 
Hamburg  wegen  Ritzbüttels. ■**) 

6.  1620.  Die  Kappeier  Kirchspielsartikel,  welche  teil- 
weise in  das  Deichrecht  einschlageu.-’'’’) 

7.  1625.  Das  ältere  Deichgeschworenen-Recht.“) 

8.  1651.  Das  neue  Deichgeschworenen-Recht.’*') 

;i.  1661.  Der  Vergleich  der  neun  Kirchspiele.“) 


l|uelle  erija-bt.  ln  einem  Xaebtra^  erörtert  Halm  die  Existenz  einer  Uii II er 
Deichordnung,  welche  nach  159S  zu  setzen  sei.  — Auf  Hahns  juristische 
llegTiffsbestimmungen  wird  später  einzugehen  sein. 

'")  Vcrgl.  unten  sub  III.  U. 

Pufendorf  III.  S.  123. 

“')  Hei  Pufendorf  III  8.  127  u.  Stern  „Historische  Nachrichten 
von  dem  I..ande  Wursten"  S.  ö7. 

“)  Bei  Pratje  li.  X.  S.  U7,  iu  der  „Juristischen  Zeitung  für  das 
Königreich  Hannover“  Jahrg.  1S53  8.  161  u.  bei  Schulze  S.  14.  Vergl. 
hinsichtlich  des  im  Text  Bemerkten  (irefe  .S.  82  insbesondere  A.  f. 

“j  Bei  Pratje  B.  V.  S.  32&  tf. 

■'•j  a.  a.  O.  Vergl.  auch  wegen  der  Eindeichung  des  neuen  P'eldes 
..Archiv  des  Vereins  für  Geschichte  und  Alterthümer  der  Herzogtümer 
Bremen  unli  V'erden  u.  des  Landes  Hodeln"  Heft  VI.  S.  158  Anm. 

Pratje  a.  a.  U .S.  32U. 

"*j  Bei  Pratje  B.  X.  .S.  llo  u,  Jur.  Zeitung  18b3.  S.  17s. 

Bei  Pratje  8.  120,  Jur.  Zeitung  8.  187,  1U3,  8chulze  .S.  21. 

■'*J  Bei  8chlichthorst  „Beiträge  zur  Erläuterung  der  älteren  und 
neueren  Geschichte  der  Herzogtümer  Bremen  und  Verdeu“.  (17971 
U.  8.  297. 


Digilized  by  Google 


31 


10.  1697.  Der  Wi.-iuiaiiselie  Vertrag.’’*’) 

11.  Spätere  Verordmuigeu  vou  1708, •*')  18.  .lau.  1 748, 

•J6.  April  1748,'”)  17.').'),"-)  1780,'*’)  1687.'**) 

o)  Im  Alten  Dande  finden  sich  deichreclitliehe  Be- 
stimmungen in  „Des  olden  Landes  Ordcnuuge  und  Rechte 
Bock  von  isn,**'’)  für  es  gilt  des  Alten-Landes  Deichrecht,  das 
aus  15  Artikel  besteht,  welchen  das  Spadelandsrecht  an- 
gelugt ist.'*)  Die  15  .Artikel  sind  eine  Privatarbeit,'’')  die  erst 
unter  schwedischer  Herrschaft'’'’)  gemacht  ist.  Der  Schreiber 
hing  ihr  das  Spadelandsrecht  mit  den  Noten  Heimreichs  an,'’*') 
da  sich  dieses  des  Ansehens  einer  subsidiären  Deichrechtsquelle 
schon  damals  an  vielen  Orten  erfreute.'")  Von  Erkenntnissen 
der  Land-  und  Deichgericbte  enthalten  einige  „Flucht- Ordele 
des  Jorker  Landgreftings  als  Schoppenstühls“  deichrechtliche 
Entscheidungen.  Ganz  besonders  aber  sind  hervorzuheben  die 
Deichgerichte  vom  Jahre  1571,  von  denen  eins  teilweise  bereits 
von  Hackmann  „de  jure  aggerum“  S.  458  abgedruckt  ist.  Sie 
finden  sich  alle  im  Archiv  des  Vereins  für  Geschichte  und 
Alterthüiner  der  Herzogthümer  Bremen  und  Verden  und  des 
Landes  Hadeln,  Heft  IX.  S.  106  fif.  (No.  3,  4,  86,  96,  119, 
120,  121,  122,  123,  124).  Neuere  gerichtliche  Erkenntnisse 
sind  in  den  Erörterungen  Damuierts  eingestreut. 

5)  Am  20.  Juli  1892  erging  für  das  ganze  Herzogtum 
eine  allgemeine  Deichordnung,"')  die  durch  die  Deichordnuug 

'■*)  l’ratje  H.  V.  8.  337. 

*“)  Schulze  S.  103. 

“*)  Schulze  S.  85.  .lur.  Zeit.  1849.  I.  S.  05. 

“)  Jur.  Zeit.  S.  09. 

“l  Spungeuberg  III.  S.  3. 

*’*)  Schulze  S.  99.  Jur.  Zeit.  a.  a.  0. 

*')  Bei  Pufendorf  IV.  S.  48  ff.  Besser  im  „Archiv  des  Vereins  lür 
Geschichte  und  Altertümer  der  Herzogtümer  Bremen  und  Verden". 
IX.  S.  97  ff. 

“*)  Bei  Hackmanu  No.  I u.  11  und  in  der  Jur.  Zeit  1842.  1.  S.  145. 
101,  177. 

*’)  Ilreyer  H.  10. 

•*)  Grefe  S.  83  u.  Jur.  Zeit.  a.  a.  0.  S.  177. 

“l  Vergl.  unten  sub  B.  a. 

™)  Vergl.  die  dic.shezügliche  Frage  in  der  Jur.  Zeit.  a.  a.  O.  S.  182 
n.  die  dort  Citierteu. 

Bremen-  und  Verd.  Uesetzb.  I.  S.  71. 
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vom  2y.  Juli  174:)  icvidicit  wurde.^-)  Die  letzte  erlreute  sich 
bei  den  iScliriftstelleni  des  18.  Jahrhundert  eines  ausgezeichneten 
Rufes.  Dreyer  sagt  von  ihr.“*)  „Sie  ist  eine  wahre  Encyclo- 
Itädie  des  Deichrechts  und  macht  aul  den  Ruhm  der  voll- 
ständigsten Deichsordnung  die  gegründetste  Ansprache.“  Nach 
ihr  sind  die  älteren  speziellen  Deichrechte  hülfsweise  an- 
ziiwenden,'-*)  wie  überhaui)t  auch  sj)äter  die  einzelnen  Marsch- 
länder besondere  Deichgesetze  aufweisen.'’’)  Von  allgeuieinen 
Verordnungen  mögen  noch  Erwähnung  linden  das  halb  vergessene 
Kgl.  Schwedische  Rescri))t  für  das  Herzogtum  Bremen  von 
lUSii,'-'^)  das  Regierungsausschreibeu  vom  12.  September  1749,'**) 
die  Erklärung  der  Deichordnung  vom  2!t.  Juni  175:),'^  die 
Verordnung  v.  20.  Dez.  177:1.'’*) 

e)  Hadeln. 

1.  Von  älteren  deichrechtlichen  Quellen™)  sind  zu  erwähnen 
einige  Bestimmungen  der  „Rechte  von  Altenbruch,  LUdingwort 
und  Nordleda“  von  M.'JO,’*")  der  Vertrag  Hadelns  mit  Bremen 
von  1Ö74.'*')  der  Bericht  des  Schulzen  wegen  der  Deiche  vom 
20.  Juli  1580,  der  wohl  wegen  der  (’odilikation  des  Hadeler 
Landrechts  eingefordert  wurde,’*-)  der  11.  und  111.  Titel  des 
vierten  Teils  des  Hadeler  Landrechts  von  1583,*“)  und  § 16 
der  Polzeiordnung  des  Herzogs  Franz  von  1597.’*') 


a.  a.  O.  II,  8.  Ute  u.  Schulze  .S.  :is. 
a.  a.  ().  S.  13.  A.  13. 

'*)  Grefe  S.  83. 

'■’)  Vcr^l.  üben  unter  d.  i.  6. 

Hei  Kohr  „Hiuislmltunij.srcchf*  S.  107s. 

Schulze  S.  13. 

.Schulze  S.  70,  SpangenherK  I.  .S.  3f‘j. 

•'')  Schulze  S.  yy.  Hetreffs  der  Neuzeit  siehe  unten  a.  88  u.  25ö, 
7'j)  Vcrgl.  auch  die  iilte.ste  Urkunde,  welche  auf  Deiche  schliessen 
lässt,  vorn  22.  .luni  121‘J,  hei  Spangenherg  IV.  Abt.  III,  S.  1. 

Hei  Grinini  „Weistiinier*  H.  IV.  ,S.  703. 

"’J  Hei  Spangenherg  a.  a.  ü.  S.  43;  ältere  Verträge,  die  jedoch 
wenig  ergiebig,  ebenda  .S.  I,  32,  3!l. 

"-J  Hei  .Sp  äugen  her  g a.  a.  O.  ,S.  ö2. 

■■'J  Hei  l’ufemlorf  I,  Api>.  I.  S.  is. 

'“j  Hei  .Spangenberg  a.  a.  0.  S.  13il. 
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•2.  Aus  si)äterei'  Zeit  sind  zu  nennen  die  Schleusenordnung 
von  l(i82'^’)  und  der  Attestat  des  ersten  und  zweiten  Standes 
vom  2.  November  1745  ;'**)  schliesslich  die  Bekanntmachungen 
vom  it.  H.  2(5.  Oktober  1816."')'**) 

B.  Die  Provinz  Schleswig-Holstein. 

a)  Für  ganz  Schleswig-Holstein  sind  anzufnhren  das 
sgn.  Spadelaudsrecht,'***)  der  V.  Titel  des  I.  Teils 
des  Schleswig  - Holsteinschen  Landgerichtsordnung 
von  (1572)  1(53(5,’*")  das  Patent,  betr.  die  einzul'ührende 
Aufsicht  über  die  Deiche  der  sämmtliclien  Marschkom- 
müneu  . . in  den  Herzogtümern  Schleswig- Holstein  vom 

Jan.  1800,’*’)  und  das  Allgemeine  Deichreglement  vom 
(5.  April  ISoa.’'-) 

Näher  cinzugeheu  ist  auf  das  Spadelandsrecht.  Es 
besteht  aus  20  Artikeln,  von  denen  18  mit  Noten  versehen 
sind.  Diese  Anmerkungen  enthalten  gerichtliche  Entscheidungen 
und  landesherrliche  Konstitutionen  bis  auf  das  Jahr  1(552.  Ein 
(5 rund  die  Wahrheit  der  Angaben  der  Anmerkungen  anzu- 
zweifeln, ist  nicht  vorhanden.  Ueber  die  Entstehungsgeschichte 
der  Artikel  selbst  herrscht  viel  Streit;  er  begann  bereits  im 
18.  Jahrhundert. 


’'’J  a.  a,  ().  S.  .ieo  «.  Schulze  S.  :tö. 

"*)  Schulze  S.  sl. 

'■'J  a.  a.  U.  .S.  ,1Z1,  US.  — Bei  Spaii;;eubcrg  findeu  sich  S.  341 
eine  llaileliisclie  Provisioiialteieh-Orduuiig  vom  Hi.  31ai  I7is  und  S.  ;!13 
eine  Verlugung  wegen  Keparaiinn  des  hci  lenlosi  u lleich.s  vom  Z.ä.  .\uguat 
17il  angeführt.  Kur  die  „älteren  l’rovinzeti"  tvergl.  (jrefe  I.  Kinleitung 
8.  VID  kommt  in  Betraeht  das  Kdikt  vom  -'3.  Juni  1711  ((.’orpus  Const. 
Lünch.  c.  1.  IS.  1007  u.  c.  3.  .S.  <144  ferner  Corpus  Const.  flalcnherg.  8.  .sl5^. 

'*)  Kür  Hoya  ist  zu  eiwähiien  «lie  Verordnung  vom  20.  8ept.  177.o 
hei  8chulze  .S.  tloj  (Kür  Hoya  und  Hiepholz  Hes.  v.  Jan.  is<‘,4j  — 
Kür  das  10.  Jahrliumlert  verglei<;he  für  ganze  Hannover  (irefe  II.  8.  S5 
und  bezüglich  der  Vuränd<;rungen  nach  Kiuverleibung  in  l’reiissen  uutcu 
A.  ■'&(>. 

‘*'3  Bei  Hackmann  im  Anhang  Xo.  LI  und  im  (!orpus  Statutorum 
.Sclilesw.  1.  8.  300. 

"’J  V<-rgl.  auch  art.  22.  «ier  .Süder-Hitmarschor  1).  O.  v.  Iti43. 

■*';  Ch.  8.  ISOI.  S.  4. 

'“)  Ch.  S.  Is04.  .S  17. 

J»  Üierke,  ÜMobichte  Um  UeuUchei)  Utickrochu.  3 
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1.  Daniel  Petiskns  erklärte  das  Spadelandsrecht  im 
Jahre  17U7  für  die  Arbeit  eines  Privatmannes,  der  sich  die 
mündlich  fortgepllanzten  und  bewährt  gefundenen  Deichregeln 
aufgezeichnet  habe.  Die  in  den  Anmerkungen  angeführten  ge- 
richtlichen Entscheidungen  hätten  sämmtlich  den  Stolf  für  es 
hergegebeu.  Es  sei  ein  „elendes  Gewerke“,  dem  die  auctoritas 
publica  fehle.**') 

2.  Gegen  Petiskus  wandte  sich  mit  der  grössten  Schroffheit 
Heinrich  Dreycr  in  seinen  Miscellaneen:  „Ein  solcher  dreister 
Schriftsteller,  der  in  wenigen  Zeilen  so  viele  historische  und 
litterarische  Sünden  gehäuft,  und  sich  bei  der  Aultischung 
seines  Ragouts  das  Ansehen  giebt,  dass  er,  ich  weiss  nicht 
was  für  einen  grossen  Vogel  abgeschossen  habe,  ist  mir  nicht 
leichte  vorgckommen.’*^)  Nach  Dreyer  wurden  1556  der  Staller 
Hinrich  Heute,  die  5 Hardesräthe,  die  Deichvoigte  und  die 
16  Männer  im  Nordstrand  von  Christian  III.  mit  Anfertigung 
des  Spadelandsrechts  betraut.  Im  Jahre  1557  sei  es  von  ihnen 
vollendet,  später  von  Anton  Heimreich  mit  Anmerkungen  ver- 
sehen, auch  der  hochdeutschen  Uebersetzung  des  Nordstrander 
Landrechts  beigefügt  worden.**’) 

3.  Etwas  anders  lautet  die  Schilderung,  welche  Heimreich 
selbst  in  seiner  nordfriesischen  Chronik  flll.  c.  V.)  giebt:  „Wie 
dem  König  Christianus  III.  nebenst  .seinen  Herrn  Brüdern  die 
erfahrensten  und  in  Teichsachen  geUbte.sten  Männer  anno  1557  aus 
allen  Marschländern  in  Husum  zusammengefordert,  dass  sie  ein 
besonder  Teichrecht  mochten  verfas.sen;  die  dann  das  sogenannte 
Spade- Landes- Kcclit  beliebet  und  verordnet:  Welches  dem 
Nordstrandischen  Landrechte  anno  1572  ist  adjungieret  und 
noch  in  wichtigen  Sachen  wird  gebraucht“. 

4.  Falck  gedenkt  in  seinem  Handbuch  des  Schleswig- 
Holsteinschen  Privatrechts’**)  dieser  Ansichten  nicht.  Er  sagt 
vom  Spadelandsrecht  nur,  dass  seine  Geschichte  „höchst  un- 
gewiss und  zweifelhaft“  sei;  es  „soll“  aber  „zu  den  Zeiten 


■"J  Georg  Dauiel  l’etiu  al.  l’eti.scus  „Elenieutii  juris  agg.‘"  S.  150 
“*)  Dreyer  a.  a.  O.  S.  is.  A.  7. 

»’O  a.  a.  O.  u.  S.  15.  Kl. 

'»>  D.  I.  § 140. 
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Adolphs  VIII.,  also  vor  1459  aus  alten  Gowolmlietten  und 
Beliebungen  für  die  Landschaften  Eiderstädt  und  Nordstrand 
gesammelt  seyn'*. 

Die  letzte  Vermutung  gründet  sich  auf  die  Anmerkung, 
welche  sich  dem  Art.  I.  des  Spadelandsrechts  beigegeben  findet 
und  lautet;  „Diese  bey  Herz.  Adolfs  des  letzten  aus  dem 
Schauenburgischen  Stamme  Zeiten  von  18  ilännern  aus  dem 
Strande  und  Eyderstädt,  getroöene  Vergleichung,  ist  anno  1517 
von  den  5 Hardesräthen  bey  voller  Macht  gefunden,  und  ist  auch 
dergleichen  Ausspruch  anno  1520  von  F.  G.  Rathen  geschehen, 
damit  auch  der  Dreyer,  als  Pilwormer,  Lithbulling-  und 
Edomsharde  Räthe  überein  gekommen,  wie  auch  anno  1534  da* 
nach  ist  entschieden  worden“.  Schon  der  Wortlaut  dieser  An- 
merkung ergiebt  aber,  dass  sie  das  nicht  sagt,  was  Fa  Ick  an- 
nimmt. Sie  bezieht  sich  augenscheinlich  nicht  auf  das  Spade- 
landsrecht  im  ganzen,  sondern  lediglich  aul'  den  ersten  Artikel; 
das  beweist  zur  Genüge  der  Ausdruck  „Ausspruch“.  Allein 
die  Vermutung,  welche  sich  bei  Falck  findet  ist  auch  sonst 
gänzlich  haltlos.  Denn  es  wäre  ganz  unbegreiflich,  wie  im 
Jahre  1534  die  5 Haides-Räthe  erkennen  konnten:  „dass  in 
diesem  Lande  niemals  geschehen  sey,  dass  man  ausgeworfen 
Land  hätte  bezahlet“,  obwohl  der  ja  angeblich  vor  1459  fest- 
gestellte Artikel  IX  des  Spadelandsrechts  lautet ; „Wenn 
es  sich  begicbt,  dass  ein  Stück  Landes  notwendig  wird  aus- 
geworfen, sollen  die  Kogeseigner  desselbigen  Koges,  denen  das 
Land  abgehet,  was  ihnen  davon  eignet,  Rrstattung  bekommen“.”^) 
Noch  unbegründeter  ist  aber  die  Meinung  Dreyers.  Es  ist 
unmöglich,  dass  das  Spadelandsreclit  von  der  von  ihm  ange- 
gebenen Commission  im  .Jahre  15.57  zusammengestellt  worden 
ist,  da  es  sonst  eine  ganz  andere  Gestalt  haben  müsste.  Einer- 
seits müsste  sehr  vieles,  was  jetzt  in  den  Anmerkungen  steht, 
im  Spadelandsreclit  mit  enthalten  sein.  Beispielsweise  soll  im 
Jahn'  1534  über  die  Bezalilung  von  Deieherde  Streit  vorgefalleii 
sein;  Art.  II  des  Spadelandsrechts  sagt  darüber  aber  nichts, 


.\uch  »priclit  das  Spadi-landsredit  stdbst  nur  von  den  Eiiiwoliliein 
.vom  Strande“,  kann  also  nicht  durch  Itelichung  mit  dem  Lande  Eyderstädt 
eutslaudon  sein.  Vergl.  unten  A.  100. 

3* 
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obwohl  er  von  der  Deiclierde  liandelt  und  eine  Entscheidung 
von  1534  vorlag.  Artikel  VIII  des  Si)iidelandsrechts  .schildert 
ausführlich  das  Spateustechen  der  Richter  im  Fall  des  Un- 
gehorsams des  Deichhiilters,  thut  aber  des  Spatenstecheus  des 
unvermögenden  Deichhalters  keine  Erwähnung,  obschon  1525 
die  5 Harden  darüber  erkannt  liatten.  — Andrerseits  müsste 
Vieles,  was  jetzt  in  den  Anmerkungen  steht,  an  Stelle  der 
diesbezüglichen  Vorschriften  des  Spadelandsrechts  stehen.  In 
Artikel  XIV  wird  z.  B.  bestimmt,  dass  bei  einem  streitigen 
Deich  die  Deichhalter  gepfändet  und  der  Deich  gemessen  werden 
solle,  worauf  der  Unterliegende  den  Deich  annehmen  und  Brüche 
zahlen  müsse.  Wie  kann  aber  dieser  Artikel  im  Jahre  1557 
festgestellt  sein,  wenn  1534  erkannt  worden  ist,  dass  bei  grosser 
Not  zunächst  Hülfe  geschehen  solle  und  1535  publiziert  wurde, 
„dass  der  streitige  Deich  erst  solle  zum  vollen  See-Deich  ge- 
machet  werden  und  dann  die  Maasso  ergehen?“  Wie  können 
diese  praktisch  durchgebildeteren  Rechtssätze,  die  sich,  im  ein- 
zelnen mit  Abweichungen,  in  allen  späteren  schleswigschen  Deich- 
ordnungen finden,*) **')  1557  übersehen  worden  sein? 

Dies  ist  auch  hinsichtlich  des  Berichtes  von  Heim  reich 
geltend  zu  machen.  Im  übrigen  klingt  dessen  ganze  Erzählung  von 
der  Zusammenberufung  der  deichkundigsten  Männer  aus  allen  (? !) 
Marschlanden  so  unwahrscheinlich,  dass  sie  auf  Glauben  keinen 
Anspruch  machen  kann.  Die  Nachricht  Heimreichs  ist  vielleicht 
durch  eine  Notiz  veranlasst,  die  er  auf  seinem  Exemplar  des 
Spadelandsrechts  vorfand ; sie  erklärt  sich  leicht  aus  dem  ge- 
setzlichen Ansehen,  das  es  später  überall  genoss.  Auch  kann 
Heimreich  selbst  in  dieser  Amschauung  nicht  allzu  sehr  ge- 
wurzelt  gewesen  sein;  denn  er’**)  notiert  zu  Art.  II:  „Dem- 
nach Streit  vorgefallen  ob  Späteland  zu  bezahlen?  als  ist 
darauf  anno  1 534  . . . erkannt“. 

Gegen  alle  aber,  die  eine  offizielle  Errichtung  und  Pu- 
blikation des  Spadelandsrechts  sei  es  vor  145‘.1,  sei  es  155C. 
oder  1557  annehmen,  spricht  dit:  Art  und  Weise,  wie  das 


*)  Wri;I.  Kydersliiilt.  1).  O,  1505.  art.  7.  Staiielliolin.  D.  O.  1625. 
an.  12. 

\%-Ti;l.  Ulltt,‘ll  A.  1 13. 


Digitized  by  Google 


37 


Nordstraiidcr  liandredit  von  1572'"*’)  auf  das  nordstrandische 
Deiclireclit  Bezug  nimmt.  Hätte  man  dann  in  diesem  nur  bei 
einer  deichrechtlichen  Bestimmung  (III,  21)  auf  das  verwiesen, 
was  „ein  Deichrccht  vermag  und  mitbringt“? 

Zu  einer  befriedigenden  Lösung  der  Frage  nach  der  Ent- 
stehung des  Spadelandsrechts  kann  man  nur  gelangen,  wenn 
man  den  Gedanken  an  eine  Rechtssammlung  von  offiziellen 
Commissionen  oder  an  einen  Vergleicli  verscliiedener  Land- 
schaften aufgiebt.  Es  kann  sich  m.  E.  nur  um  die  Aufzeichnnng 
eines  Privatmannes  handeln.  Insoweit  ist  Petiskus  beizustimmen; 
im  übrigen'*")  aber  ist  zu  sagen:  Im  Xordstrander Gebiet  existierten 
gegen  Ende  des  15.  und  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  viele  deich- 
rechtliche Behebungen  und  Erkenntnisse  älterer  und  neuerer 
Zeit.'*’'-)  Die  Behebungen  waren  z.  T.  auch  mit  umwohnenden 
Landschaften  eingegangen.'"")  Um  das  Jahr  1500'"')  sammelte 
sie  ein  Privatmann  und  fügte  das  hinzu,  was  seiner  Ansicht 
nach  gewohnheitsrechtlich  galt  oder  gelten  musste.  Insbesondere 
giebt  Art.  IX  einen  Rechtssatz  wieder,  der  nicht  auf  einem 
Erkenntnis  oder  einer  Behebung  beruht,  sondern  der  höchst 
walu-scheinlich  hier  wie  anderwärts  sehr  umstritten  war.'"’) 
Die  Zusammenstellung  war  jedenfalls  nur  für  das  nordstrander 
Gebiet  zugeschnitten. •'•')  Man  gebrauchte  sie  bald  als  Aus- 
kunftsmittel in  deiclirechtlichen  Fragen.  Ein  bestimmter  Zeit- 
punkt. wann  sie  in  Gebrauch  kam,  lässt  sich  schwer  angeben. 
Geschah  es  vor  15.34,  so  würde  das  Erkenntnis  dieses  Jalires'"') 
zeigen,  dass  man  sie  durchaus  nicht  als  bindendes  Rechtstatut 
betrachtete.  Auch  das  Nordstrander  Landrecht  von  1572  giebt 


'*')  (’orp.  .St.  .Selile,'««'.  1 S.  4H0  ff. 

""j  Ich  gehe  auf  eine  Widerlegung  der  übrigen  Ileliaiipfungen  dieses 
ganz  uafäliigen  Schrifwtellcrs  gar  nicht  ein.  Verwiesen  sei  auf  Dreyer 
a.  a.  0„  dem  natürlich  lAir  teilweise  beizustimmen  ist. 

Vergl.  unten  suh  c. 

'"“J  z.  11.  art.  1.  A. 

"")  Das  ergieht  der  Umstand,  dass  das  wichtige  Krkenntnis  von  t.'ii'i 
(A.  zu  art.  VllL  nicht  aufgenonimen  ist. 

Vergl.  die  Note  lleimreichs. 

'"*’)  art.  XVIll:  „Alle  Einwohner  im  .Strande  die  Uaml  ge- 

brauchen . . .- 

"*')  A.  zu  Art.  II. 
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keinen  sicheren  Aufscliluss."*')  Gegen  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts aber  muss  sie  bereits  ein  gesetzähnliches  Ansehen 
genossen  liaben.  Sie  erhielt  die  Bezeichnung  ^Spadelandsrecht“. 
Diese  wurde  wohl  dem  Art.  VIII  entnommnn,  nach  welchem 
die  Deichrichtcr  ^nach  altem  Spade-Landes-Rechte“  den  Spaten 
stechen.  Spadelandsrecht  bedeutet  nichts  anderes  als  das  Recht 
des  Landes,  das  der  Spaten  erwarb  und  beschützt  d.  h.  das 
Recht  dos  Deichlandes.  Einen  so  allgemeinen  Inhalt  daher 
auch  der  Ausdruck  „Spadelandsrecht“  hat,  so  ist,  was  die 
älteren"'*)  Quellen  anlangt,  unter  ihm  stets  das  nordstrandische 
zu  verstehen.  Im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  .steht  die 
Geltung  und  Verbreitung  des  Spadelandsrechts  in  Schleswig- 
Holstein  ausser  Zweifel.  Herzog  Friedrich  verweist  16"25 
(sogar  iiu  Widerspruch  zu  dem  Erkenntnis  von  15:14),”")  und 
1654”')  auf  es;  die  Eyderstädtische  Deichordnung  von  1535, 
die  Stapelholmische  von  1625,  die  Süderditmarsche  von  164:i 
nehmen  auf  es  Bezug.”'-’)  Es  ward  das  allgemeine  Deichrecht 
Schleswig-Holsteins  und  blieb  hier  stets  subsidiär  in  Geltung. 
— Da  es  tür  Xordstrand  die  einzige  geschriebene  Deichrechts- 
(|uelle  blieb,  fügte  man  es  schon  früh  dem  Landrecht  von  1572 
an;  eine  solche  Zu-saminenstellung  lag  Heimreich  vor;  er  ver- 
sah das  Land-  und  Deichrecht  mit  Noten  und  gab  sie  1670  in 
einer  hochdeutschen  Uebersetzung  heraus.”’)  Auch  ausserhalb 


Das»  es  gegen  eine  offizielle  ,\nfertigung  des  Spadelandsreiht»  vor 
seiner  Emanation  spricht,  ist  bemerkt.  Inhaltlich  galt  das  Spadelandsrecht 
damals  jedenfalls.  Da»  Nordstrander  Landrecht  enthalt  ihm  gegenüber  eine 
Weiterbildung  in  Bezug  auf  die  Mittcldeiche:  art.  XX.  Sp.  L.  K.  verbietet 
.sie  unter  den  Btiug  zu  legen  oder  zu  besäen”.  Da»  Xordslrander  L.  K. 
(111.  Uij  untersagt  auch  da»  Keiten. 

iioj  Vergl.  aber  Hreiu.  1).  D.  von  l<4;t.  c.  IS. 

»»)  Sp.  L.  R.  art.  II.  A. 

"')  Drejer  S.  lii. 

Eyderst.  art.  0,  .Stapellmlm.  art.  SO,  .Süder-Ditm.  art.  7. 

Dass  die  Xoten  von  Hei  in  re  ich  herrithren  ist  kaum  anzuzweifeln, 
l'rspr.  ist  ila»  .Spadelandsrecht  in  plattdeutscher  Sprache  ge.schrieben. 
Dieser  Text  existiert  nur  in  einer  Handschrift  auf  der  Kieler  Universitäts- 
bibliothek. — Nicht  deutlich  erhellt,  ob  Heimreich  in  seiner  Chronik  meint, 
dass  das  Spadelandsrecht  dem  Xordstrander  l,andrecht  gleich  bei  dessen 
Emanation  angefUgt  worden  ist.  Natürlich  würde  hiergegen  die  Art  der 
Bezugnahme  des  letzteren  auf  das  Deichrecht  sprechen. 
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Sclileswig-Holsteius  gelangte  das  Spadelandsrecht  zur  Geltung,"*) 
und  so  manche  spätere  Deichordnung  verweist  auf  es  als  sub- 
sidiäre Rechtsquelle  oder  ist  von  seinem  Geist  durchweht. 

b)  In  grosser  Anzahl  sind  in  Schleswig- Holstein  sgn. 
Oktrois  ergangen.  Man  versteht  darunter  Freiheitsbriefe, 
welche  von  dem  Landesherrn  in  Bezug  auf  neu  einzudeichende 
liändereien  an  bestimmte  Personen  gegeben  werden.  Bei 
Falck  findet  sich  eine  Zusaminenstellung  der  Oktrois,  welche 
dem  neuen  Koog  eigene  Gerichtsbarkeit  gewähren.**')  Bei 
Dreycr  sind  auch  andere  angegeben.**”)  Zu  einem  grossen 
Teil  sind  sie  nur  handschriftlich  vorhanden.  In  den  wesent- 
lichsten Punkten  stimmen  sie  iibeiein.  Als  Vorbild  diente  den 
meisten  insbesondere  die  Oktroi,  welche  Heizog  Friedrich 
einigen  Niederländern  zur  Bedeichung  des  Nordstrands  am 
8.,  IH.  Juli  Iß.'i-J  verliehen  hatte,  und  die  sich  in  holländischer 
und  deutsclier  Sprache  im  Corpus  Constit.  Schlesw.  I.  S. 
')i;o  ff.  abgedruckt  findet.  Die  Oktroi  fiir  den  Hedewigs-Koog 
steht  in  .\nton  Yietens  ,.Beschreibung  des  Landes  Dit- 
marschen“  S.  (>1.  Hervorheben  möchte  ich.  weil  sie  die  älteste 
mir  bekannte  in  Schleswig  ist,  die  L’rkunde  von  U97,  die  bei 
Lass  in  der  „Fortsetzung  der  Hu.sumer  Nachrichten“  1718, 
S.  '.tß  gedruckt  ist.  Im  übrigen  werden  die  auf  Eindeichungen 
sich  beziehenden  Verordnungen  n.  s.  w.  bei  der  Quellen- 
Übersicht  der  einzelnen  Gebietsteile  angegiiben  werden. 

c)  Ditmarschen.**') 

Die  Tür  das  Deichrecht  wichtigen  Satzungen,  Verordnungen, 
Urteile  und  Urkunden  sind  chronologisch  geordnet  in  der  Haupt- 
sache folgende; 


"*)  Vergl.  hinsichtlicli  des  alten  Landes  oben  sub  A.  d.  s. 

"■'•J  Falck  n.  a.  ().  I.  § 21. 

Pi-eyer  .S.  2o.  .-V.  12.  Verel.  für  N'orderditmarstbcu  noch  die 
Angaben  bei  Griebel  .S.  5 ft'. 

"’)  Besonders  ungenau  sind  für  Ditmarseben  die  Angaben  von  Dreycr 
B.  y.  Im  Text  ist  die  grosse  .Suderditinarscbe  Deicbordnung  von  1643  gar 
nicht  erwähnt.  Die  6,  welche  die  Stellen  augiebt.  wo  sie  zu  finden  ist, 

bezieht  sich  auf  eine  mir  unbekannte  Verordnung  Friedrichs  vom  2S.  Sept.  1709. 
Wenu  auch  Dreycr  ein  gut  Teil  der  von  uns  angegebenen  l/nellen  nicht 


y 
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1.  Einige  Sätze  des  ältesten  Ditmarsclier  Landreclits  (1447 
bis  ur.?)."“*) 

2.  Einige  Bestiinimuigen  des  neueren  Landrechts  (vor 
1480)."") 

3.  1455  Das  alte  Deichrecht  von  Büsum.'-") 

4.  1493  Das  neue  Deiclirccht  von  Büsnni.'**) 

.5.  1532  Das  Deichrecht  von  Kettesbüttel,  das  Bruchstücke 
aus  dem  Jahre  1.520  enthält.'--) 

f>.  l.')tiO  Rat  und  Bedenken  dcrDitmarsischen  Abgeordneten'") 

7.  1500  Befehl  an  die  Landvögte.'-') 

8.  l.'OO  Schreiben  des  Königs  Friedrich.'") 

9.  1.502.  Supplik  der  Bauerschaft  Ostermoor.'") 

U).  1502  Einige  Be.stimmungen  des  Rechtstages  zu  Rends- 
burg.'") 

11.  1502  Gesuch  des  Kirchspiels  Eddelack.'-'*) 

12.  1503  Gesuch  der  Kirchspiele  Brun.sbüttcl  uud  Eddelack.'") 

13.  1507  das  neue  Ditmarsische  Landrecht  in  Art.  80  und 
lOO.'") 

14.  1573  BUsumer  Kirchspielsschluss.'“') 


.infiiliren  konnte,  weil  er  sie  nicht  kannte,  so  liiitte  er  jedenfiilla  die 
wichtige  Verordnung  für  Süderditmarschen  wegen  der  Au.ssendeithe  vom 
;tO.  Dezember  ItiTI,  da  sie  sich  im  Corpus  .Stat.  llols.  befindet,  kennen  und 
unllihren  miiasen.  — lleiläuftg  sei  auch  hingewiesen  auf  die  grosse  t’nge- 
nauigkeit  Dreyers  in  A,  4 S.  12.  (hauptsächlich  wohl  Druckfehler);  Statt 
der  Verordnung  vom  20.  .luli  107.4  muss  e.s  heissen  1C>74;  statt  der  vom 
22.  Sept.  172:1,  vom  is.  Sept.  1727  ; statt  der  von  1»S3,  von  lf>f>3. 

”')  Hei  Westphalen  .Monnment.a  inedita“  Itl,  S.  1743  u.  M ichel se n 
,Altditmarsche  Rechtsiiuellen“. 

•c')  Michelseu  a.  a.  O.  .S.  141. 

a.  a.  O.  S.  247  und  bei  tiriebel,  Anhang  I. 

Michelseu  S.  24S. 
a.  a.  0.  S.  24'J  ff. 

.Michelseu  ,l'rkundenbueii  zur  Geschichte  de.s  Landes  Dit- 
iiiarselien*  Altona  1S34,  S.  235. 

'2')  a.  a.  O.  S.  23U. 

a.  a.  O.  .8.  252. 

a.  a.  n.  .S.  207. 

a.  a.  U.  .S.  200. 

'*)  a.  a.  O.  ,S.  2"y. 

■*')  Hei  llackinann  im  Anhang, 

*■’;  Vergl.  Griebel  .S  37. 
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15.  157.‘1  Schreiben  des  Amtmanns  von  Steinbeif^.”*) 

1(>.  1577  Gesucli  der  Eing;esessenen  von  Marne.'“*) 

17.  1577  Schreiben  des  Königs  Friedrich  an  Herzog 
Johann.*“') 

18.  15H5  Verordnung  des  Herzogs  Adolf  für  ganz  Dit- 
marschen.'**) 

in.  KiOl  Urteil  für  den  Siidcrdeieh  in  Norderditmarschen.'**) 
•20.  ir>i;i  Deiehrecht  tnr  Weslingburen.''*') 

21.  Ul  15  Verordnung  Herzogs  Adolf  für  die  Büsumer.'*'') 

22.  Ui24  Resolution  auf  die  Gravomina.''''*) 

28.  1(124  u.  1 (i:i  1 Obergerichtsurteile  für  Norderditmarschen.'“') 

24.  Ii;.‘f5  Die  Verabseheidung  für  Süderditmarschen."') 

25.  1(141  Erneuertes  Deichrecht  für  Büsum."*) 

2ti.  K14:!  Die  Deichordnnng  für  Süderditmar.schen."*) 

27.  1(171  Die  Verordnung  wegen  der  Aussendeiche  in  Süder- 
ditmarschen."') 

28.  1(190  Verordnung  für  Süderditmarschen."*) 

29.  1(192  Gesucli  des  Kirchspiels  Eddelaek."*) 

MO.  1(197  Herzogliche  Rescripte  für  die  Büsumer."*) 

Ml.  1705  (d.  Aug.)  Deichordnung  für  Norderditmarschen; 
sie  ist  nicht  gedruckt."') 


'■“j  Miclielspii  ..t'rknntleiilmpli“  .S,  .'Mi;, 
a.  a.  O S.  :ej». 
a.  a.  ().  .S.  .'ejO. 

a.  a.  (1.  .S.  a.’>9  u (.trii'bi'l  .S.  4:t. 

'"M  (Jriebel.  Anbang  II 
Nach  Urej'er  .S. 
a.  a.  < ».  Iir. 

MicliPlsen  ..t.'iknmlenbiu'lc'  .S,  4o;J. 

"*')  uriebel.  .\nliang  IV,  V, 

Corpus  .Stat.  lluls.  II,  S.  '.Mi'.i. 

Nach  Dreyer  S.  !•. 

“■')  Bfi  Ilackmaun  im  Anbang,  ini  C.  Stat.  Hols.  II  .8.  Oll  u.  in 
Itobr  „llanslialtuugsrecbt"  S.  1477. 

"')  Corpus  Stat.  HoU,  II.  .S.  '.lao. 

a.  a.  ( I.  S.  yjo. 
o<^)  a.  a.  O.  .S.  02 1. 

"■j  tiriebel,  Anhang  VI,  VJI. 

"■')  Vergl.  IlreyiT.  S.  CJ  A.  r>. 
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32.  1723  und  1736  Verordnungen  für  Siiderditniarschen.“*) 

d)  DieWilster-  und  Kremper-Marsch  Holsteins.**’®) 

rt)  Auf  das  materielle  Deichrecht  haben  Bezug: 

1.  1237  Die  Entscheidung  des  Grafen  für  einige  Dorf- 
schaften  der  Kremper-Mai-sch.**') 

2.  1438  Der  sgn.  Sj)adelandbrief  Herzogs  Adolfs  VIII.  das 
Teichwesen  der  Wilstermarsch  betreffend.*''*) 

3.  l.">53  Die  Verkündigung  König  Christians,  in  der  auf 
einen  Brief  des  Grafen  Adolfs  von  1360  Bezug  genommen 
wird.  (Krempermarsch).*“) 

4.  1616  Mandat  an  die  vom  Adel  von  Christian  IV.  für 
die  Wilstermarsch."'*) 


'*')  Corpus  Stnt.  Hofs.  II.  S.  022.  OSO.  — Droycr  führt  S.  9 noch 
au  VerordnuiiKcn  v.  20.  III.  von  1701,  1707,  2S.  Scpt.  1709  (SUdor- 

ditniarsclien).  I'tdjer  (TChriiuche  hid  der  Deicliäebaii,  Pfändung:  u.  s.  w.  in 
Ditmarschen  vergleiolie  unten  Amn.  loi  am  Knde. 

IS»)  Vergl.  iiu  Allgemeinen  Detlefsen  „Geschichte  der  liolsteiniariieu 
Klbmamehen"  1891;  insbesondere  bezUglicb  de.«  Deichreebts  11.  1,  Kap.  XIV. 

H.  II.  Kap.  XV  ff. 

„Schleswig  - Holstein  - läiueKburgiscbe  Kegesten  und  rrkunden" 
(beransgegeb.  v.  P.  Hasse),  Hamburg  IsSii— 90.  I,  6lil. 

Er  ist  gedruckt  zuerst  von  Westphalen  „Mon.  ined.“  II,  417  ff., 
später  im  Corpus  Constitutioumn  Holsaticarum  II,  209  ff.  Beide  Dntcke 
weieben  etwas  von  einander  ab;  neuerdings  bat  ihm  Detlefsen  a a.  O. 

I.  Anhang  I.  nach  einer  selbständigen  Absebrift  der  ursprünglichen  Urkunde 
mit  Verliesserungen  ans  den  beiden  frilberen  Drucken  und  Antuhruugen, 
die  sich  bei  Culemanti  „Denkmabl  der  Wasserfluten**  linden,  heraus- 
gegeben.  — Die  Urkunde  war  14:48  nur  in  einem  Exemplar  ausgefertigt 
worden,  welches  dem  Kloster  Bordesbolm  übergeben  wurile,  damit  dieses  e.s 
für  den  Grafen  Adolf  und  die  Kircbspielleiite  zu  beiden  Seiten  der  Wüster 
vertvahreu  sollte  („de  besegelde  bref  schal  liggen  bi  dem  klostcr*  tom  hordes- 
holme,  [uns  unde]  den  Karspelluden  tör  Wüster  an  beiden  siden  to  truwer 
band“).  Detlefsen  bcliauptet  S.  349  auf  Grund  dieser  Stelle,  dass  die 
Urkunde  „in  drei  Exemplaren,  deren  eins  im  Kloster  liordesholm  . . . , 
eins  im  gräflichen  Archiv,  eins  in  Wüster  lag“  ausgefertigt  sei;  ja  man 
könne  „den  Wortlaut  selbst  so  verstehen,  dass  für  beide  Seiten  des  Kirch- 
spiels Wüster  je  ein  Exemplar  ausgefertigt"  war".  Wie  ersichtlich,  hat 
Detlefsen  die  Stelle  ganz  falsch  verstanden,  insbesondere  die  AVorte  „to 
truwer  band“  gar  nicht  berücksichtigt. 

Corpus  Constitutionem  Holsaticarum  II.  S.  29o. 

'*')  a.  a.  O.  S.  *-*82. 
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5.  U135  (l'.t.  Jan.  u.  :}0.  Juli)  Befehle  an  den  Amtmann 
von  Steinberg.  (Wilsteruiarscb)."*) 

ti.  171.'*  und  17  If.  Deicliverfügungen.*''*) 

7.  1720  Verordnung  wegen  des  Margarethendeichs  (Wüster- 
marsch). 

8.  1727  Verordnung  für  die  Kremperinarsch.*'^*) 

174C.  Confirmation  eines  Vergleiches  dreier  Kirchspiele 
und  Kampens  in  der  Wilstermai'sch,  der  1542  geschlossen  und 
in  diesem  Jahre,  155:t  nnd  17:il  bestätigt  wurde. *'•) 

3)  Mehr  auf  das  formelle  Deichrecht  sind  zugeschnitten 
die  Sammlungen  und  Aufzeichnungen  der  Schauungsgebräuche, 
Hegungsformeln  und  anderer  Gebräuche  des  Deichgerichts 
oder  Deich  Verbandes. 

1.  Der  Wevelsflether  Hovetmann  Liibbeke  machte  in  seinem 
150!*  geschriebenen  Gedenkbiich  einige  Aufzeichnungen  über  das 
Deichrecht.  Ks  handelt  von  den  Gebiäuchen  bei  der  Deich- 
schau, der  Verspätung  des  Deichlandes,  dem  Geschworenen- 
gelage. der  Pfändung  und  der  höchsten  Wedde.""')  Seine 
Schilderungen  geben  ein  sehr  anschauliches  Bild. 

2.  In  einer  Sammlung  von  „Verordnungen  fnrnemlich  die 
Xremp-  und  Wilstermarsch  betrettend“,  die  sich  handschriftlich 
aut'  der  Kieler  Universitätsbibliothek  (S.  H.  55.5.  B.)  befindet, 
ist  auf  F.  259  tf.  ein  Schriftstück  enthalten,  das  berichtet  von 
„Dat  högeste  Wedde  in  der  Land-  oder  Dikschwaren-Recht“, 
„Vann  dem  Schauende“  nnd  „Wo  mann  einen  i)anden  schall“’. 
Dieses  Stück  ist  mit  einer  Umstellung  seiner  drei  Teile  (der 
erste  Teil  steht  zuletzt)  im  Jahre  1725  unter  dem  Titel:  „Ab- 
druck der  Holsten  Gebräuche  bey  Beziehung  oder  Beschauung 
der  so  wohl  in  Dithmarschen  als  Cremper-  und  Wilster-Marsch 
belegcnen  Teiche  und  Dämme“  zu  Glückstadt  gedruckt  worden 


a.  a.  O. 

a.  a.  O.  S.  ‘iss,  289. 

a.  a.  ().  8.  229.  Vergl.  auch  die  Verfügung  v.  Mai  1722  l'ei 
Detlefs  eil  II.  S.  40. 

'“1  0.  C.  Hols.  II.  S.  280. 

a.  a.  O.  S.  29:t.  — Für  die  Wilsteniiarsi  h vergl.  aueh  die  Urkunde 
von  1475  bei  M'estpkaleii  II,  S.  458. 

.■Vbgedruckt  bei  Detlefsen  I.  .Vnhang  II. 


/- 
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Das  Büchlein,  das  sich  ebenfalls  auf  der  Kieler  Bibliothek  be- 
findet, ist  Detlefsen,  welcher  das  Stück  nach  der  Handschrift 
abdruckt,  entgangen."") 

;!)  Saucke  überliefert  in  seiner  um  1700  geschriebenen 
Hertzhornischeii  Chronik  die  Herzhorner  Schauungsformeln.'”'-) 
4)  Der  Deichgraf  Claus  Früchtnicht  zeichnete  im  Jahre 
ItlHö  die  Hegungsfonneln  des  Rauer  Deichgerichts  auf."*') 

e.  Die  Länder  des  Herzogthums  Schleswig. 

•z)  Zunächst  ist  auf  die  Beliebungen,  Entscheidungen  und 
Verordnungen  hinzuweisen,  die  Heimreich  in  seinen  Noten  zum 
Spadelandsrecht  angiebt.’*")  Die  älteste  Behebung  stammt  aus 
der  Zeit  Adolfs  VIII.  und  bezieht  sich  auf  Xordstrand  und 
Eyderstädt."*’)  Von  der  ältesten  Beliebung  der  Lande  Eyder- 
städt,  Everschoii  und  Utholm  berichten  Heimreich  und  West- 


"■')  Es  ist  gedruckt  a.  a.  0.  Aidiang  Ilf.  Bass  Detlefsen  den 
Druck  von  l■2.^  übersehen  hat,  ist  um  so  bedauerlicher,  als  dieser  ihm  für 
die  Herstellung  dea  Textes  der  Text  der  Hand.sehrift  ist  sehr  verderbt) 
Nutzen  gebracht  haben  würde,  ftetlef.sen  hat  den  Tetxt  nieiatens  richtig 
und  in  Uebereiustiimnung  mit  dem  Druck  von  1725  verbessert  wiedergegeben. 
Aber  nicht  immer;  z.  1!.  ,S.  3(15  unter  Nr.  12  ergänzt  er  vor  ,.hüden“. 
„Wenn  mi  de  Dickgräf“;  es  i.st  aber  nur  „Wenn“  zu  ergänzen  und 
statt  „hüdeii"  zu  lesen  ..he  den“  (also  „wenn  er  dann  . . Uar 

keinen  Sinn  ergiebt,  wenn  Detlefsen  bei  dom  Verfall  des  Pfand- 
objekls  an  den  Deichgrafen  S.  3ü7  unter  Nr.  20  „gelehnot“  druckt. 
Das  Pfand  soll  dem  Deichgrafen  zugehören,  gleich  als  wenn  es  ihm  sein 
Vater  als  Erbe  hinU’rlas.sen  und  ..gelehnet“  hätte?  Den  einzigen  richtigen 
Text  zeigt  der  Druck  von  1725:  ..gelick  als  wann  idt  uns  unser  (bei  der 
(ieschworenenaniwort;  juw  juwer)  Vater  geervet  und  geleveret  hefff 
(Als  wenn  es  ihm  sein  Vater  als  Erbe  binterlassen  und  überliefert  hätte.) 
Im  übrigen  bemerke  ich,  dass  auch  der  Druck  von  1725  nicht  ganz  fehler- 
frei ist.  z.  11.  steht  auch  hier  ,,Kop"  .statt  Kor  (vergl.  Detlefsen  8.  36fi. 
A.  2.)  — Interessant  und  bedeutsam  ist,  dass  der  Druck  von  1725  den 
Hövetmaim  bei  der  höchsten  Wedde  auch  als  Deichgraf  bezeichnet.  .An 
der  .Stelle,  die  Detlefsen  ,S.  361  mit  Nr.  4 bezeichnet,  steht  vor  „Will“: 
..I>e  Dickgreve“.)  Ausserdem  ist  zu  bemerken,  dass  nach  der  Ucberschrift 
des  Druckes  von  1725  diese  Hebräuche  auch  in  Ditmarschen  galten, 
(iedruckt  bei  Detlefsen  Anhang  IV. 

•“r  Gedruckt  a.  a.  O.  Anhang  V. 

"U)  Vergl.  oben  H.  a. 

Note  zu  art.  I.  iSp.  L.  Rs. 
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plialeu;  sie  fällt  in  das  Jahr  1446  mul  hat  „das  Gewehr,  den 
Haus-,  Teich-  uud  Pflug-Frieden“  zum  Gegenstand."*^) 

3)  Einzelne  Bestimmungen  finden  sieh 

1.  im  alten  Eyderstädter  Landrecht  von  1.572  (Tit.  hl),"*“) 
im  neuen  von  1591  (II,  18),  in  der  ihm  angefügten  Polizei- 
verorduung  (11,  18  Ji  1 u.  2),"*")  im  Xordstrander  Laiidrecht 
von  1572  (i,  1;  III,  19,  20,  21,  26),"*") 

2.  in  den  Stadtrechten  von  Garding  1590  (Tit.  XI),*"^)  von 
Tönning  1590  (Tit.  11,  18),*’*)  Husum  1608  (III,  47),*'-) 
Friedrichsstadt  1639  (Tit.  39,  10;  Tit.  74).*'* 

y)  Deich  Ordnungen. 

1.  1595  Deichordnung  für  die  Landschaften  Eyderstädt, 
Everschop  und  Utholm.*'^) 

2.  1619  Friedrichs  Deichordnung  für  das  Amt  Tündern.*'^) 

3.  1625  Stopelholmische  Deichordnung.’ ■•*) 

4.  1702  Soerkerkoogs  Deichordnung  von  Friedrich  IV.’“) 

5.  1711  Pellwormer  Deichordnung.’'") 

6.  Von  Verordnungen  und  Verfügungen,  die  sich  auf  das 
Deichrecht  beziehen,  seien  genannt: 

1.  1572  ltescrii)t  Herzogs  Adolfs  für  Eyderstädt.''") 

2.  1597  Dekiet  zwischen  Eyderstädt  und  den  Städten 
Tönning  und  Garding.'"®) 


'“)  lleimreicli,  Cbrou. ll.c.ll.  Wcstphalen,  ,Mou.  iiied.“  IV,  .S.üe&l. 
Ueliwroiiistiniinciiil  mit  dem  Üitniarsdier  Laridrccht;  vergl.  oben 

A.  130. 

Corpus  Stal.  Slesw.  I.  S.  I. 
a.  a.  O.  1,  S.  4.31. 
a.  a.  l).  111  .S.  IIL’. 
a.  a.  ().  S.  10. 
a.  a.  O.  11.  t!3.‘). 

’'3)  a.  a.  (),  111.  1.  iii'bst  der  V’erlügung  von  1033.  S.  5ö6. 

'■‘J  Itei  Hack  111  an II  im  Aiiliaiig  und  Oorp.  Stat.  Slesw.  1. 
a.  a.  I).  I,  .S.  ;Ui7. 

’"•)  IJei  llackiiiann  a.  a.  D.  und  Corp.  Stat.  Slesw.  1,  S.  03ö,  ferner 
Kühr  S.  1203. 

Corp.  Stat.  .Slesw.  1.  .S.  63o. 
a.  a.  Ü.  S.  40S. 
liei  Hohr  S.  1000. 

Corp.  .Stat.  Slesw.  1,  ,S  221. 
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3.  Ifill  Zusage  des  Herzogs  au  Eyderstädt.*'“) 

4.  1612  Resolution  für  Eyderstädt  wegen  des  Anwaclises."'-) 

5.  1616  Verordnung  für  Eyderstädt.**®) 

6.  1617  „Teichsverteiluugs-Recess“  in  Eydei-städt.*”*) 

7.  Die  Verordnungen  von  1626,  1630,  1638,  1640,  16öl, 
1654,  1655,  1671,  1680,  1698,  1711  für  Eyderstädt.'“) 

8.  Die  Verordnungen  von  1595,  1623,  1633,  1647  lür 
Nordstrand.'*®) 

9.  1703  Reglement  für  die  Dcieli-  und  Kooi)s-Bedieuteu 
des  Amtes  Tündern."*’) 

10.  173»  Resolution  lür  Pellworm."'*) 

C.  Die  Provinz  Sachsen, 
a)  Die  alte  Mark. 

a)  Über  das  Deiclireclit  in  der  alten  Mark  geben  einige 
Erkunden  Auskunft,  von  denen  einige  in  eine  sehr  frühe 
Periode  zurückreicheu. 

1.  Die  älteste  ist  die  Schenkungsurkunde  des  Markgrafen 
Albrechts  II.  au  die  Kirche  zu  Havelberg  vom  Jahre  1209. 
Abgesehen  von  den  Quellen  der  Nords(‘eküste  ist  sie  das  älteste 
deichrechtliche  Denkmal  des  heutigen  Deutschlands.*"’)  Aus 
dem  in  der  Einleitung  erwähnten  Bericht  Helmolds  ergiebt  sich 
nur  das  Vorhandensein  von  Deichen  im  12.  Jahrhundert  in 
der  Altmark.'”'’)  An  die  Urkunde  von  1209  reiht  sich  die  von 


"■')  a.  a.  O.  S.  •JitS.  Wcstphaleii  II,  S,  1670. 

"'^1  Corp.  ,St.  »I.  1,  S.  1*36. 

'«J  a.  a.  O.  ,S.  237. 

”0}  a.  a.  O.  S.  213. 

'*'•)  a.  a.  O.  .S.  21«,  251,  262,  203,  261,  27.3,  2S0,  2S1,  2<Jl,  309,  329,  353. 

a.  a.  O.  S,  510,  517,  .551,  55s. 

'•oj  a.  a.  O.  S.  120. 

a.  a.  O.  S.  11«.  — Verid.  auch  die  IVter  .Struck-Stiflung  a.  a. 
O.  111,  2.  .S.  10«.  — HutrelT.'i  der  neueren  Entwicklung  in  .Schleuwig-Holstein 
siehe  unten  A.  256. 

i«'j  Zuerst  gedruckt  hei  Oelrich  .Abhandluii"'  vom  Bouiny  und 
Ia)dding“  llcrlin  ,S.  7;  dann  hei  Kiedi-1  , Codex  iliploinatiuus  branden- 
bur;;i;nsis“  III,  .S.  ««.  — ver^l.  oben  A.  191. 

'*’j  Oben  §.  1.  111.  3, 
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1310,  in  der  Woldeniar  der  Grosse  Güter  au  das  Kloster 
Amelungsborn  überträgt.”**) 

2.  Aus  sjwterer  Zeit  seien  liervorgelioben  die  Urkunden  von 
1426,  1473  ”*=)  und  1521.***) 

p)  Dei  choi'dnungen. 

1.  1436  Der  Vertrag,  den  „Manne  und  Stede  des  olden 
Marke  und  alle  die  tu  den  Dyken  geliüren  und  in  der  Drenke 
Sitten“  in  Gegenwart  des  Markgrafen  Johann  errichteten  wegen 
der  Schauung.”**) 

2.  1476  Deichordnung  von  Albrecht  Achilles. "“'j 

3.  Einige  Zusätze  zu  dieser  Deichordnung  stammen  aus 
der  Zeit  des  Kurfürsten  Johann.*®*) 

4.  1Ö06  Deichordnung  Joachims  I.*®*) 

5.  1Ö30  Deichordnung  Joachims  II.;  sie  bezieht  sich  auf 
den  Häneitschen  Deich.*"®) 

6.  16<t.i  „Neu  revidierte  und  confirmirte  Teichordnung  in 
der  Alten  Mark,  zusambt  den  Teichrolleu  in  beydeu  Schauen.*"”) 
Sie  wurde  auf  Veranlassung  des  Kurfürsten  Fiiedrichs  111.  von 
dem  Landeshauptmann  Achatz  von  der  Schuleuburg  und  den 
dazu  gehörigen  Interessenten  beratschlagt.  Die  Fortsetzung 


'”■)  Hei  Oelrich  a.  a.  ().  S.  9.  Diese  Urkunde  behandelt  .aggerem 
Owlosen“  d.  h.  den  Deich  bei  dem  ht'uligeu  Auslosen  in  der  Altmark.  Bin 
Vergleich  dieser  Urkunde  mit  der  von  r.‘09  zeigt  dass  es  sich  bei  letzterer 
ebenfalls  um  Idindereien  in  der  .Mtmark  (nicht  im  Havelhergischcn  (iebiet) 
handelt.  Es  sind  Ackerstücke  in  der  „Wische“  oder  „Drenke". 

>■'■-)  Riedel  V,  2.  .S.  303,  373. 

V.  Raumer  „Codex  dipluin.  brandcub.  coutinuatus*  11,  iS.  207. 
zu  finden  bei  Oercken  „Codex  diplom.  braudeub.“  Vlll.  S.  291 
und  besser  bei  Riedel  a.  a.  O.  V.  2.  .S.  194  ff.  — E.s  ist  daher  falsch, 
weuu  Anschütz  S.  117  als  die  „eisten“  brandenbnrgischi-n  Deichordnuiigen 
die  VOM  1470  und  l.ViO  antührt. 

'**’)  von  Raumer  II.  ,S.  20.  Das  Original  befindet  sich  auf  dem 
Stadtarchiv  zu  Seehausen.  — Hornhak  „(ieschichte  des  preussischen  Ver- 
waltungsrechts“ 1.  ,S.  102  schreibt  sie  versehentlich  Johann  zu. 

.Sie  stehen  am  Ende  der  Deichordnung  von  1470. 
von  Raumer  11,  .S.  234. 

'*)  Riedel  I,  0 S.  191.  (Horn  hak  a.  a.  O.  führt  für  sie  zweimal  fälsch- 
lich das  Jahr  l.V>7  an.J 

"'V  .Mjlius  „(,‘orpus  ( 'oiistiiutioniim  .Marchicarum“  IC.  C.  M i IV, 
2.  c.  4.  ,S.  2i’)5.  Xr.  «. 
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leiteten  Tlioums  von  dem  Knesebeck  und  Ciudt  Gottfried  von 
Uchteritzen.®**”) 

7.  177C.  „Revidierte  Deidiordmuig  in  der  Altmark“,  die 
die  Ordnung  von  bestätigt  und  einige  neue  Bestimmungen 
trifft.-"') 


b)  Im  Gebiet  des  ehemaligen  HerzogtumsSachsen  ist 

sclion  Itil'.t  eine  Deichordnung  für  die  Dämme  an  der  Oberelbe 
ergangen.  Unter  dem  11.  Juni  erneuerte  sie  Herzog 

August.’"0  Hackmann  nennt  sie  die  „Sächsisch  - Hallisclie 
Teichordnung“.  Sie  hat  aber  mit  Halle  nur  in  sofern  etwas  zu 
thun,  als  sie  daselRst  bei  Christof  Salfelten  zuerst  gedruckt 
worden  ist.-"')  Aus  dem  IS.  Jahrhundert  ist  für  dies  Gebiet 
anzuführen  die  Verordnung  vom  2s.  April  1720.-"*) 

c)  Auf  ehemals  kursächsisch  es  Land,  nämlich  die  Elb- 
strecke südlich  von  Wittenberg  bezieht  sich  die  „Ordnung,  wie 
und  welcher  Gestalt  die  Dämme  an  der  Elbe,  die  man  aus  alter 
Gewohnheit  Teiche  nennet,  bestellet,  und  gegen  Übergiessung 
der  Elbe  gehalten  weiden  sollen,  nebst  Churfflrstens  Augusti 
zu  Sachsen  Confirmation  darüber“  vom  12.  Juni  1558;®"*)  zu 
erwähnen  ist  ferner  der  Befehl  von  1712  betreffend  die  Deich- 
lastfreiheit iler  Priester.®"") 

d)  Für  die  „Saaldeiche,  bey  Laublingen,  Poplitz,  Beese- 
dau,  Kustema  und  in  der  Pfuhlschen  Aue“  kommt  der  Vertrag 


Verifl.  Einleitung  iler  1).  O.  v.  lüttö. 

.Novum  Corpus  Coimtitutionum“  (N.  C.  C.)  VI,  8.  2üti.  — l)ie 
neuste  Deichordiiung  lur  die  Altniiirk  ist  vom  1.  .luli  l.sr>u.  Siehe  auch 
unten  A.  2iiU. 

Enthalten  in  den  .Sämtlichen  FUistl.  Mugdehurgischeii  ttrdnungen 
und  veranlasstcn  Mandaten,  welche  Herzog  Augustus,  po.stulierler  Ad- 
ministrator des  Erz^til't.s  .Magdeburg  Zeit  seiner  Erzstiltischen  Kegierung  iii 
Kirchen-Polizi'j’-tieriebts-Sachen  von  Zeiten  zu  Zeilen  publiziert  und  in 
ütfentlicben  Druck  geben  lassen“  Magdi-b.  H!7;t  .S.  tiitü  ff.  u.  in  Ahasverus 
Fritsclieiis  ,jus  lluvialicum"  § 111.  S.  iu  ff.  — Auszüge  bei  Hackmaun 
im  Text  und  bei  Hohr. 

Vergl.  Dreyer  S.  11  Anm.  is. 

Vergl.  l’are.v  „Das  Deiehbueb,  Samml.  der  wichtigsten  auf  das 
Deichwesen  bezüglie.ben  Hestimmungen“  1S71. 

Zn  tindeu  in  l.ünigs  „Codex  Augusteiis“  II,  S.  0511, 

'-'“‘j  a.  a.  O.  ,S.  üys. 
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zwischen  Preussen,  Aiilialt  Beniburg,  den  adligen  Häusern  Poplitz 
und  Beesedau  vom  27.  April  177'.i  in  Betracht.*“*) 

1).  Die  Provinz  Brandenburg. 

Hier  kommen  nur  (Quellen  aus  dem  18.  Jahrhundert  in 
Betracht  und  zwar 

1.  17ir.  Friedrich  Wilhelms  „Teich-  und  Ufer-Ordnung  für 
Lcbus  und  andere  Niederungen  an  der  Oder“'.®'“’) 

2.  1717  Deren  Uevision.®''") 

3.  1737  Reglement,  wie  die  Priegnitzsche  Elbbuhnen-Arbeit 
zu  verrichten.-"') 

4.  14.  Dez.  1770  „Deich-,  Ufer-  und  Graben-Ordnung  für 
•las  Ober-  und  Nieder-Netz-Bruch“.®") 

17fi‘.i  Deich- und  Ufer-b)rdnung  in  dem  auf  beiden  Seiten 
der « )der,  zwischen  Zellin  und  Oderberg  belegenen  neu  bewaldeten 
und  urbar  gemachten  Niederbruch.®'®) 

E.  Die  Provinz  Westpreu ssen. 

a)  Hinsichtlich  der  Bedeichung  des  Grossen,  kleinen  und 
des  Elbinger  Werders  überliefert  eine  alte  Chronik  zum  Jahre 
12'.t4  folgendes;  „zu  dieser  Zeit  was  ein  Graf  von  t^uerfurt 
Meinard  genannt;  dieser  war  der  dreyzehnte  Land-Meister  in 
Preu.ssen.  Die.ser  betäuimete  erst  den  Nogatli  an  beyden  Seiten. 
Bis  zu  seiner  Zeit  was  das  kleine  und  grosse  Werder  ein 


N.  (J.  0.  M>’lius)  VI.  S.  1Ü3Ü.  — Für  die  Neuzeit  in  der  l’ruviuz 
Sacliseu  vergl.  unten  A.  ■->50. 

-'*■)  C.  C.  M,  IV.  •>.  c.  4,  .S.  •-'■.14. 

**')  a.  a.  O.  S.  su;i. 

"")  a.  a.  O.  .S.  ;t47. 

^")  N.  c.  c.  VI.  s.  loai  ff. 

X.  (I.  IV.  S.  .‘>121.  — l’uriilitig  i.st  es,  wenn  Hurnliak  a.  a.  O. 
.S.  164  die  Selireilieii  Joliaiiti  Georgs  von  löst  (f.  (_'.  M.  IV,  2.  (’mi.  IV, 
Nr.  .■>  Beil.  1 und  2.J  al.s  (juchen  für  ilas  Deiehreclit  lieranzielit.  Es  handelt 
sich  hier  nicht  um  einen  Deich,  sondern  um  einen  Damm,  der  eine  hei|ueme 
Fahrt  den  Keisendeii  verschaffen  s(dl.  Es  heist  in  diesem  .Schreihen,  dass 
der  Ilamm  in  (Irdiiung  zu  halt4-n  >ei,  „wi-il  wir  nii'disti  ns  dun  hreiseu,"  also 
nicht  zum  Schurz  gegen  Ueherschwemmung.  Vergl.  oben  J 1.  I.  Für  die 
Neuzeit  vergl.  unten  A.  2.ö6. 

J«  Ui«rke,  (je«obichte  <iet  deuueheu  Ücichreebt«.  4 
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Gesumpft’,  und  waren  überall  mir  lüul'  Döi  ft'er,  do  es  so  getämmet 
ward  und  die  Werder  treuge  wonlen.  Do  gab  er  den  Pauren 
fünf  gantze  Jabre  frey,  dass  sie  nicht  dorft'en  schossen  nocli 
schorwerken.  Do  baueten  die  Pauren  gewaltig,  und  gruben  tiefte 
Graben  mit  Schliescn,  dass  sie  das  Wasser  fingen.  Dieser  Meister 
legte  auch  die  Thämme  bey  der  Lahmen  Hand  nach  dem 
Elbinger,  liess  sie  schütten  und  machen.  Hiess  Meinardt  von 
Querl'ord.  Er  was  ein  Graf  von  (^uerford  von  einem  Schlosse 
leit  zwischen  Halle  und  Magdeburg“.-'“) 

b)  Von  anderen  deichrechtlichen  (Quellen,  die  sich  auf  die 
Marienburger  Werder,  den  Elbinger,  Stübelauer  Werder  und 
den  Marienwerderschen  Kreis  beziehen,  sind  bei  chronologischer 
Ordunng  folgende  zu  nennen: 

1.  Kt7s  Privileg  Winrichs  von  Kuiiuode  an  den  Elbinger 
Werder.“'*) 

•J.  i:i87  Privileg  des  Hochmeisters  Konrad  von  Kotenstein, 
dass  die  Plebaiien  von  der  Thammarbeit  frei  sein  sollen;  es  ist 
l.'S25  von  Siegisniund  I.  und  1700  von  August  II.  bestätigt 
(Marienburger  Werder).“'*) 

;i.  1107  Ausspruch  des  Vogtes  und  der  Teicbgeschworenen 
unter  Konrad  von  Jungingen.“'“) 

4.  14i.i  Aussjiruch  unter  Paul  von  Kussdorf;  \’erferligung 
der  ,.Landtafel“.“'D 

5.  142>)  Handfeste  für  das  Dorf  Hochzeit,  erteilt  an  Gerhard 
von  der  Becke  von  Paul  von  Russdorf.“”') 

fl.  14.')S  Casimirs  Verordnung  betretts  der  Freiheit  ver- 
sandeter Hufen;  l.>ü7  von  Siegisniund  bestätigt  (.Marienburger 
Werder).“'“) 


■■'■i*)  Dieser  Üericlit  hetiiidct  sich  in  .\braluini  llarlwichs  ,.L.uuies- 
heschreibung  derer  Dreyen  in  l’oliliiischen  l*reussen  liegende  NVerderu*. 
Königsberg.  S.  ti. 

-'•)  Dem  luliidt  muh  bei  Darlwich  S.  3äo. 

Gedruckt  bei  Hartwicb  S.  3!>7  ff.  Vergl.  auch  lleycrs  Chronik 
zu  13x3  bei  Uartwich  S.  l.xy. 

Bei  Daniel  Vircho  ..Die  lleich-  und  Schlick-Rcchto  derer  Dreyeu 
hiesigen  Werder",  Danzig  17ö4.  j 1. 

'-'0  a.  a.  ().  Nach  einem  l.'i37  gemachten  .Vuszug. 

a.  a.  O.  ,S.  32.  33. 

Hart  wich  S.  .'lüli  (inhaltlichj. 


Digilized  by  Google 


f11__ 

7.  14tU  „Eim-  alile  .Stattutli  ilor  Teichgrebcii  mul  Go- 
scliwdiener“;  vuü  Siegisiiiuiul  bestätigt  (Grosse  II. 

AVerder).®'-") 

S.  1472  Privilegium  wegen  des  Holzes  zur  Tliämnuuig*®') 
(Marienburger  Werder). 

*J.  l.A2fi  Confirmatiun  der  Aussj)rüebe  von  14(i7  u.  1423 
durch  Siegismuud.*--) 

10.  1Ö52  Aelinlidie  Confiruiation  von  Siegismund  August.-*") 

11.  l-jiiU  Vergleieli  zwiselien  den  Bischolsdöilern  und  Gut- 
ländern."^) 

12.  l.’)f.4  Entsclieidung  des  Reichstages  zu  Warscliau  be- 
trell's  des  Streites  „zwischen  den  Teichgeschworeiien  des  grossen 
Werders  und  Elbinger,  Tiege.nliöf'er“.-*") 

13.  l‘)f.4  Privilegium  Siegismunds  Augusts  betrefts  der 
DeiehtVeiheit ; Kil4  von  Siegismund  111.  bestätigt.**") 

14.  17)83  HeCehl  der  kgl.  Käthe  des  Landes  Preusseii  an 
die  Stiibelauischen  iJeichgeschworenen  u.  Deichgrafen.***) 

17).  1587)  Befehl  Stephans  an  die  .,Teiehgreber“  und  Deich- 
halter des  Stübelauer  Werders;  lt)7fi  von  Johannes  111.  be- 
stätigt.**") 

u;.  IhOl  Entscheidung  des  Danziger  Bürgermeisters  Johann 
von  der  Linde.**”) 

17.  lt)05  „Der  Teichgeschworenen-Ürdnung  wegen  der  Eis- 
wacht“ Ihr  den  Stübelauer  Werder.*"") 

18.  1«12  Vertrag  der  Deichgeschworenen  mit  den  adlichen 
Gütern  Hochzeit  und  Neimhuben;  erneut  lfi41.*’*) 

l'.t.  1610  Privileg  Siegismunds  111.*'* 


"’)  Vircliü  .S.  140. 

■4->  Hartwicli  .S.  aöii  (inlialtlicli). 
“1  Vircliü  S.  14. 

-■o)  Vircho  S.  l.'i. 

Vircho  .S.  '.M. 

Virciio  .S.  CO. 

-•‘‘H  llartwich  .S.  a.ViJ  (iuhaltlich'. 
Vircho  S.  lö. 

Vircho  S.  is. 

Vircho  S.  löa. 

■*'j  Vircho  .S.  14D. 

Vircho  S.  lt>4. 
llartwich  S.  aS«;  (inhaltlich). 
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20.  VeronJnung  wogen  der  Deichgescliworeucii  dos 
Stübelauer  Werders.''®'’) 

21.  1637  Verordnung  des  Danziger  Bürgermeisters  Joliann 
Czierenbergk. 

22.  1676  „Revidirto  Ordnung  wogen  der  Eysswaclit“  (.Marien- 
burger Werder).'’®'’) 

23.  1 676  Dekret  der  Cominissarien  der  Marienburger  Werder.*®*) 

24.  1676  „Ordnung  für  Teichgräfen  und  Teicligescliworene“ 
(Marionb.  W.).*»'') 

25.  1691  u.  1695  Verordnung  wegen  Holzankaufes.*®*) 

26.  1711  Vergleich  zwischen  Gutländern  und  Deichge- 
schworenen.®®®) 

27.  1773  Reglement  wegen  der  Justizverwaltung  im  grossen 
M arienburger  Werder.-* ') 

Für  den  Marienwerderschen  Kreis: 

28.  15.  Dez.  1713  „Kgl.  Preussische  Deichordnung,  wie  es 
mit  der  Reparation  und  Unterhaltung  des  Weichsel-Dammes  bey 
der  Marienwerder  Kiederung  zu  halten“.-*') 

29.  30.  März  1755  Erneuerte  und  verbesserte  Dammordnung 
zur  Unterhaltung  der  Weichseldämmo  in  der  Marienwerder 
Niederung.''*'^) 


F.  Die  Provinz  Ostiueussen. 

1.  12.  April  1787  „Damm-  und  Ufer-Ordnung  tür  Ost- 
preussen  und  Litthauen.-*’) 


Virclio  8.  ai. 

Virchü  8.  lii.v 
Rartwicli  .S.  &o7. 

^9  Hartwicli  8.  50s. 
llartwieli  .8  .^ou. 
llariwich  .s.  :f.jO  Jnhaitlidi). 

Vir«!io  .8.  :0J. 

■!«>;  X.  C.  V.  ■>  8.  Hi. 

(iruhe  „Oirpus  Constitutioniiin  Prutcnicaruin’*  111.  n.  28ii. 

X.  C.  ('.  I.  S.  7s7.  — llinsiclitlii:h  des  10.  Jahrhumlert.s  verj;!. 
l’arey  „Das  Deieljlmclr*  A crai'iln.  von  l.s4s  für  Weichsel  und  Xogal,  v. 
25.  .lau.  1h;>0  für  Danziij  und  unten  .V.  25i;. 

-•‘j  X.  C.  C.  VIII  8.  yo,s. 
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•2.  14.  April  IHOCi  „Allgemeine  Slrohm-Deieli 
Ordnung  für  Ostiireussen  und  Litthauen“.'-'”) 

G.  Oie  Provinz  Schlesien. 

Hier  sind  nur  kleine  Verordnungen  aus  dem  18.  Jahr- 
hundert zu  erwähnen: 

1.  Verordnungen  von  1 («S.--*-’) 

2.  Die  Verordnung  von  17a4.--''*) 

3.  Verordnung  von  1786.-‘*‘) 

G.  Oie  Rheinprovinz. 

1.  l.)43  Das  Deichprivileginm  des  Herrn  von Cranenburg.-'*’*) 

2.  7.  Juli  1473  Deichordnung  von  Herzog  Johann  für 
Bissigh,  Hassen.  Asi>el,  Rees,  Hatten,  Embriek.-***) 

3.  I,ö7,‘>  „Herzogs  Wilhelms  Djken-(.lrduung“;-'’)  1(184  be- 
stätigt.-'D 

4.  17üs  Verordnung  wt'gen  der  Erbentage.-'-) 

.'>.  1725  Edikt  wegen  der  Deichschau.'“'’) 

(1.  17(13  Verordnung  wegen  der  Deich.schau.-'’) 


X,  C.  C.  XII.  S.  1.  — Für  die  spätere  Zeit  vgl.  A.  ‘i5tl. 

-*■’)  „Saimiilimg  nllrr  in  dem  sonveräncii  IIi:rzogtuiu  Schlesien 
(IT.'ie  — 1790)  ergangenen  Ordnungen  und  Edikte“  Hreslau  H.  V'II.  8.  ■124 
491,  4:m. 

a.  a.  O.  li.  XVIIl.  .8.  ir.S. 

-*')  a.  a.  O.  S.  isy.  — Für  die  .spätere  Zeit:  Verordn,  v.  24.  April 
und  22.  .luiii  Issu.  Vgl.  auch  A.  2r>0. 

Gedruckt  iin  Codex  Diplomaticns  der  ,.-\nuales  Cliviae.  Jitliae, 
Hlontinui,  .Marcae,  tVestplialicae,  Kavensbergae,  Geldriae  et  Zutpbaniae“ 
lierausgegel).  von  Tesclienmacbcr.  Frankfurt  und  Leipzig  1721.  X'r.  25. 
— Mau  findet  e.'i  öfters  unter  einem  ganz  unzutreffenden  Titel  citiert 
z.  II.  hei  Kamptz  „Provinzialreclite“.  — Eine  liestimmung  hinsiclitlidi  des 
Deiehrcehts  findet  sieh  auch  in  dem  Stadtrecht  von  Cleve  (tit.  1S2);  vgl. 
Kamptz  a.  a.  O.  III.  S.  40. 

Sie  ist  angeführt  Imi  Kamptz  III.  S.  90. 

.Scotti  .Saniml.  der  Verordn,  für  Cleve  und  Mark“.  I,  S.  Iü2  ff. 

*')  Scotti  .S.  42t!. 

Scotti  II.  .S.  7.7.5. 

Scotti  11.  S.  lu.'U. 

'■')  X'.  C.  C.  111.  S :(2’.t. 
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7.  24.  Febr.  17t>7  ^Riiifuertes  Deidi-Scliau-Grabc-n-  und 
Scblcusen-Regleiiient  in  dem  Herzog  Cleve“.“") 

H.  Die  Provinz  Westfalen. 

Hier  kommen  für  die  Grafseliafl  Mark  die  bei  der  Kliein- 
provinz  angegebenen  Deicliordnungen  von  170H,  17e:j  u.  17t'>7 
in  Betracht.“*’) 


II.  Von  ausserpreussischen  Gebieten  des  heutigen 
Deutschland  ist  nur  auf  B r e m e r . H a in  b u r g e r , Olden- 
burger und  Badenser  Gebiet  einzugehen.  In  den  übrigen 
deutschen  Staaten  kann  von  einer  frühzeitigeren  Kntwicklung  des 
Deichrechts  wohl  kaum  die  Rede  sein.  Wenigstens  haben  wii- 
keine  (Quellen  dafür.  Erst  das  neunzehnte  Jahrhundert  hat  in 
dieser  Beziehung  Wandlung  gescharten.  Jetzt  haben  wir  auch 
sonsten  Deich-  und  Damniordnungen,  welche  meist  die  neusten 
Quellen  der  Deichlande,  in  denen  das  Deichrecht  auf  eine  lange 
Geschichte  zuriickblicken  kann,  sich  zum  Muster  genommen 
haben.“’") 


^-V’)  Scotti  in,  S.  IS12;  am-li  liei  (iegel  .Veronlnmigen  und 
Itfscriiitc“  l,  S.  40S  fl',  u.  X.  ('.  C.  IV  S.  C.'e.i  ff  — VitcI.  ancli  die  Ver- 
ordnung für  den  Ulieiii  von  17i;l  (Scotti  II,  is'.e.  .\ndere  Verordnungen, 
die  Dreyer  S,  2H.  21  iingiebt,  l(ezielien  .ticli  nicht  auf  I>eiche.  sondern  nur 
auf  (Iräheii,  Schleusen  u.  s.  w.  — Keuere  Verordmingeii  vom  l(i.  Dez.  IHll 
u.  7.  Mai  ISHS;  vgl.  ferner  A.  2f>i>. 

N'acli  Absehluss  der  (juelleiiiibersicbt  für  rreussen  muss  noch  er- 
wähnt werden,  dass  auch  im  l’reussischen  Landrecht  II,  1&  § 03—60  sieh 
deichrechtliche  IJestiinmungen  finden,  von  denen  $ 60  noch  heute  gilt.  Hin- 
.sichtlich  lies  10.  Jahrhunderts  vergl.  vor  allein  l’arey  „Das  Deichhuch. 
Samiul.  der  wichtigsten  auf  das  Deichwesen  bezüglichen  Bestiiuimingen“ 
1871.  Ilesonders  hervorzuhehen  ist  das  bekannte  tiesetz  vom  26.  Jan.  184« 
und  der  Kgl.  Kriass  v.  11.  Xov.  1«.')3.  Das  (iesetz  von  184«  ist  durch 
liesetz  V.  11.  .\pril  1872  auf  Hannover  u.  .Schleswig-Holstein  mit  Ausnahme 
der  dortigen  Marschdiatrikte  ausgedehnt.  Ks  gilt  ferner  nicht  in  Ilessen- 
N'assau  (hier  des.  v.  31  XII.  1824'  und  Hohenzollern.  Vergl.  die  über- 
sichtliche Darstellung  bei  An  schütz  S.  148  ft'. 

Nur  für  Klsass - Lo t hri ngen  ist  eine  Ausnahme  zu  machen.  Bis 
zur  Kinverleihung  galt  hier  das  französische  Gesetz  v.  16.  Sept.  18o7. 
Dasselbe  hat  durch  das  reichsländische  Gesetz  v.  2.  Juli  1891  tiefgreifende 
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A.  Bremen. 

l.  Die  älteste''^''')  Urkunde,  die,  wie  wir  später  sehen  werden, 
auf  das  Deichredit  Bezuj^  hat,  obsclion  ihr  Wortlaut  an  sicli 
eine  solche  Beziehung  nicht  erkennen  lässt,  stammt  aus  dem 
Jahre  Ihsi  und  hat  zum  Reehtsgebiet  das  Bremer  Viehland.-’*) 
•2.  Die  nächste  Auskunft  geben  dann  2 Excerpta  cx  Jiibro 
Memoriali  Amplissimi  Senatus  hiiusichtlich  der  Jahre  1410  u. 
14:57.-'«") 

;i.  2.').  Febr.  1440  das  Deichrecht  in  den  Bremischen  vier 
(Tohen.'-*’*) 

:i.  1441*  Des  Kapitels  und  des  Rates  Verordnung  für  die 
vier  Lande.-’«^) 

4.  Kin  neueres  Deichrecht  in  den  vier  tJohen,  des.sen  Ent- 
slehungsjahr  nicht  genau  bekannt  ist.'-'«') 

.'j.  1545  Der  sgn.  „Landesbrief“.-'«*) 

Ci.  ic;58  Das  Gemeine  Gutsherrenreeht  in  den  vier  Gohen,'-'«'') 
welches  aber  eine  Privatarbeit  ist.'^') 

7.  Zu  erwähnen  sind  ferner  eine  Anzahl  wichtiger  Deich- 
gerichte, besonders  aus  den  Jahren  1551, ■-■«')  15t>H,  15Ü1*,''*") 
151*0, ■-'"'')  if.ai*,'-'")  uir.o.-'') 

Aeudernngfii  erfahren.  Vergl.  über  (Us  ältere  mul  neuere  Deiclirecht  EUass- 
Lothringen»  An  schütz  S.  157  ff.  Im  übrigen  vergl.  lür  lliiyern:  die  Ue- 
setze  V.  -Js.  Mai  ts52.  tür  .Sachsen:  das  Mandat  vom  7.  .\iig.  IslH.  für 
Hessen:  das  Gesetz  v.  Ho.  Juli  lsS7. 

•r.-j  Vergl.  auch  ölten  § 1.  A.  3tl. 

'■'')  Cassel  „erkunden  llremens"  17i!s.  .S.  71. 

Zn  linden  bei  Heineken  „Tentamina  Juris  .Vggeralia  Keipublicae 
Itreinensis“  Gott.  1771.  .Viihnug  Nr.  1 und  II. 

Hei  Pufeudorf  ,.t »bservatioiies“  IV.  App.  S.  .")(>;  besser  bei 
Oelrich  ..Sammlung  Bremischer  Gesetzbücher“  Bremen  1771  S.  567  und 
Pratje  „.Utes  und  Neues  aus  den  Herzogtümern  und  Verden“  B.  VIII.  .S.  2.7H. 

Pufeudorf  IV.  .\pp.  .S.  01.  Oelrich  .S.  575  ft.  Pratje  S.  201. 

Heineken,  Anhang  Nr.  111. 

•euj  Oelrich  S.  57u,  Pratje  S 207. 

*’”)  Pufenilorf  S.  71.  Pratje  a.  a.  O. 

\'g|.  stobbe  „KecUtsquellen“  II,  S. 

■*")  Bei  Oelrich  ,S.  0n2. 

Bei  Pufenilorf  ,S.  ü:i,  07. 

Bei  Oelrich  .S.  5‘.i'.t. 

^'"1  Bei  Heineken,  Anhang  Nr.  V,  VI,  VII 
^')  Boi  Oelrich  S.  OoO. 
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S.  Sdiliesslicli  sind  zu  nennen  die  Verordnung  vom  ;!0.  Xov. 
17‘Js-’^-’)  und  das  (’onclusuin  der  Domini  directi  von  17ö4.-'^‘| 

B.  Hamburg. 

a)  Der  Billwärder. 

J.  Einige  deiclireclitliche  Bc^stimniungen  cntliält  das  älteste 
Billwärder  Landreelit,  das  in  seinem  Grundstock  sclion  in 
die  erste  Hällte  des  l.a.  .lalirhunderts  gehört.-’^^)  Iin  Jahre 
149K  wurde  ein  neuer  deichreditliclier  Artikel  beliebt-' ■)  und 
Hl0;t  bei  der  Xcuredaktion  nur  weniges  geändert.'-'”) 

2.  14.  Jan.  It;i2  der  Keeess  wegen  der  Deichschaiiung  im 
Billwärder.'-''^) 

:t.  24.  Juli  Itl.'j'.t  Billwärder  Band-  und  Deichordnung.'-'”) 

b)  Das  Amt  Kitzbüttel.'-'^'*) 

1.  27.  Mai  Ititil  Döser  Deichordnung.'^') 

2.  li'.ßs  Neu  fei  der  revidierte  Deidiordnung.''^') 

c)  Die  vier  Lande. 

1.  Aus  dem  17.  Jahrhundert  sind  einige  Deichverordnungen 
von  1 1124,  l(;.'')7,  h'.ßß,  n;7:i  und  u;h2  zu  erwähnen,  welche  die 


-'-'1  In  der  , ..Sammlung  versc.liietlener  N'erorilimiigi'n  für  Breniete* 
1751  S.  3SO. 

Heinekeii,  Anhang  Xr.  VIII. 

D.-is  älteste  Ilillwärder  Landredit  isl  herausgegeben  von  I.appen- 
herg  in  den  ..Hainburgischen  Recbt.snlteilUmeru”  S.  323  ft.  Betreffs  der 
Abfassungszeit  a.  n.  O.  S.  TLXl.  ln  lietrarbt  kommen  die  Artikel  2,  3 
4.  G,  12.  13,  .5.S,  Sl. 

a.  a.  O.  art.  »3. 

Vergl.  Klefeker  ..Samml.  iler  Hambnrgischen  (ie.setze  und  Ver- 
fassungen“ XI.  S.  411  und  andere  .\hilriiLke.  (art-  *• 

1.3.  53.  7G,  7S,  7'.',  SO,  sl). 

„Hamburger  Mandateii-Sammlnng“  I,  .S.  14  ff. 

-’t»)  Bei  Klefeker  „Samml.  der  Hamb.  Besetze  und  Verfassungen“ 
.S,  il'JG  und  in  der  Hamburgisebeu  .Statuten-Sammlnug  von  1771  !S.  SU  ft'.  _ — 
Kine  neuere  Deiebordnung  ist  vom  21.  |)cz.  IGGo;  auf  .sie  wird  in  dem  an- 
gofiibrteu  Baud  der  .Uaudalen-Sammliing  verwiesen. 

Von  Hackmann  wird  ein  älteres  Uil/.bütteler  Deiebrecbt  von  1035 
öfters  eitiert. 

Klefeker  S.  .s2.'>  II 

a.  a.  U.  S.  S30  ft. 
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Deichorde,  die  Vcrtausdiun'?  der  Deiche  und  die  Privilegien 
liir  das  Deicligeld  zum  Gegenstand  haben.'-^-)  Eine  Deicli- 
ordnung  für  die  vier  Tiande  stammt  schon  aus  dem  Jahre 
li-.e').'-;«:’) 

i.  Von  den  Quellen  des  1«.  Jahrhunderts  sind  zu  nennen: 

7)  Für  das  Städtchen  Bergedorf  „Bc'.vder  Hochlöblicher 
Städte  Lübeck  und  Hamburg  verordnete  Deichordnung“  von 
ITäö,-'*')  die  siiätere  von  177-2.-^'‘) 

,3)  Für  die  vier  liande  die  Deichordnung  von  1741  und 
vor  allem  deren  Revision  vom  :t.  Mai  1772.-*‘) 

d)  Der  Hainmerbrok.*'’*; 

1.  Von  älteren  (Quellen  kommen  namentlich  in  Betracht  die 
Urkunden  von  131 U,-'*")  1375*®")  und  13U7.**') 

2.  Von  den  Findungen  des  Deichgerichts  vor  dem  Jahre 
1480  sind  uns  15  überliefert.  In  dem  genannten  Jahre  be.schloss 
die  Gemeinde  die  Aufzeichnung  aller  Findungen  von  Jahr  zu 
Jahr.-**)  Wenn  wir  trotzdem  nicht  alle  Findungen  der 
folgenden  Zeit  besitzen,  so  erklärt  sich  dies  aus  dem  Fehlen 
von  Protokollbücliern.  Erst  1C45  wurde  ein  Dykdingsprotükoll 
eingerührt. *”*)  Nachdem  ein  Jahr  vorher  eine  Revision  der 
Deichrolle  vorgenommen  war,  wurden  am  5.  März  lf.45  die 
neuen  Hammerbröker  Artikel  beliebt.  Im  wesentlichen  ent- 
halten sie  nichts  Neues:  .sie  bestätigen  vielmehr  das  alte 


Ure.viT  ..Vorredo“ 

■-•Hi)  Dreyer  .S.  5. 

KIct'eker  S.  SOU. 

■>••)  Droyor  .S.  .">. 

“•C  Kinleitung  der  Dcicliordimiig  von  1772. 

*'*}  Ilei  Sclmlzc  S.  .SSo.  Für  dio  vier  I.iiiido  und  das  .Stiidtclion 
Borgedorf  iin  licsondoren  vergl.  K lefekcr  „liergodorlVr  Lande»vorfnssiingeu  '. 
Siclio  ferner  die  bei  Dreyer  in  der  Vorrede  nngegebenen  Verordnungen 
vom  10.  .Iniii  und  4.  Aug.  I7s;i. 

Hum  folgenden  vergleiche  Wilhelm  II  üb  he  „Das  llaninieihröker 
Uechf,  Hamburg  ls4:i. 

II  üb  he  .S.  174. 

-■’)  llühhe  .S.  ls7. 

llübbe  S.  -l-l  (Samml.  llanih.  V.“  X.  S.  1011. 

Vergl.  an.  10. 
llübbe  S.  41. 


/- 
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Deichreoht  und  fassen  das  sidi  aus  den  zerstreuten  Findungen 
ergebende  Resultat  in  zweckmässiger  Weise  zusammen.-*'’*) 

0.  Oldenburg. 

a)  Die  ältesten  deiclirechtlichen  Bestimmungen  für  Ge- 
bietsteile des  heutigen  ( tldenburgs  finden  sieh  in  den  Quellen  des 
alten  Rüstriugen.insbe.sonderedenalten  Rüstringer  Kü  ren,'-^ ) 
den  Rüstringer  R eohtssatzungen-’*’''')  und  dem  sgn.  Recht 
der  Rüstringer.’**’) 

b)  Wenig  ergiebig  .sind  die  Budjadinger  Küren  von 
1 47!», '-’’*■)  das  revidierte  Budjadinger  Landrecht  von  16r)4'^)  und 
das  Würder  Landrecht  von  1 .■)74.'-'’**) 

c)  Für  Stedingeu  fliessen  die  (Quellen  reichlichei. 
Erwähnt  müssen  werden: 

I.  1444  Das  „Uickreeht  im  Stedinger  Lande“.-*"') 

•2.  144t;  Der  Vertrag  des  Eizbi.sehofs  von  Bremen  Nikolaus, 
des  Kapitels  der  Kirchen,  der  Bürgermeister  und  Ralhmanuen 
von  Bremen  und  ilei-  gemeinen  Erte.xen  des  Stedingerlandes.’*") 


'•®“}  Wenigstens  in  dem  pliutdcutsclien  Text,  dem  sgn  Wurster  I.and- 
reciit  (Pufendorf  III.  S.  70  fl  );  diese.*  seliielit  namlicli  in  der  t:i.  Küre 
tiiuter  Olderiimnn  ein  „oft't  dickschwurc”.  Vgl.  Itictithofen  „Iteclitsquellen“ 
S.  llö.  A.  7. 

Kichthofeu  „Ueelitsqiiclien“  S.  122.  3 u 121.  l'.t.  Im  Wurster 
liÄtidreclit  findet  sich  nur  die  erste  Stelle  ,Pufendorf  S.  S4).  Betreffs  de* 
Alters  der  Quelle  vergl.  Iti  ch  t holen  „fntersuchuugen'*  I,  S.  7:». 

^■)  Kichthofeii  ,.Keehtsi|iielleii“  S,  § 4:t  u.  40.  Vergl.  auch 
,, Untersuchungen“  «.  ,ii.  n. 

Rieht  holen  ..Kechtsquellcn“  S.  .Mn.  ;». 

•*')  Oetken  „Corpus  Const.  (Udenlnirg“.  1722  III.  S.  ‘.»‘J.  § 27. 
a.  a.  O.  S.  S7.  § :i.  § 0. 

*“’)  Bei  Heineken  im  .Vnhang  Xo.  IV.  4. 

lu  Oelrichs  „Snmmlung  lireiniseher  (iesetzbücher-  Bremen  1771. 
S.  087  und  bei  Grimm  ,.Woistümcr-‘  III.  S.  2I.">.  — Grimm  bemerkt 
dazu:  „Ich  weis*  nicht,  wie  ausgedehnt  hier  Stedingerland  zu  nehmen  ist, 
in  keinem  B'all  wird  das  friesisi  be,  sondern  da*  sächsische  gemeint  sein,  auf 
der  linken  .Seite  der  Weser  zwischen  Bremen,  Klsflet  und  weiter  hinab“.  Ueber 
KIsflet  geht  aber  das  Stedingerland  nicht  hinaus. 
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8.  ir>-25  Die  ßestätifrunj!:  dieses  Vertrages  nebst  Zusätzen 
von  „Herrn  Friedrich,  P'lecUis  und  Confirmatus  der  Kerken  to 
Münster“.*'-) 

H.  Iö7i)  Der  Vergleich  Jolianns  und  Antons,  Grafen  von 
Oldenburg,  und  des  Rats  zu  Bremen  über  das  Deich-  und 
8|)adenrecht  ini  Stedinger-Land“.'’“’) 

• d)  In  der  Grafschaft  Oldenburg  soll  schon  1424  ein 
geschriebenes  Deichrecht  existirt  haben.’“*)  Am  12.  April  1607 
publizierte  Anton  Günther  eine  Deich-  und  Siel-Ordnung,-**')  die 
anscheinend  verloren  gegangen  ist.  Sie  wurde  im  Jahre  Ubjö 
erneuert.’*''*)  Bald  darauf,  im  Jahre  1681,  erging  von  König 
Christian  A’.  eine  neue  Deichordnung.'*'^) 

e)  Von  späteren  Verordnungen  sind  anzuführen: 

I.  Die  Verordnung  vom  17.  März  1685  betreffs  einer  Deioh- 
kasse  und  die  Kundmachung  vom  7.  April  1688  betreffs  der 
Deichfreien.  *'') 

2.  Die  Verordnung  vom  18.  Dez.  1686.’*'") 

8.  Die  Verordnung  vom  24.  März  I6!t4.’*’*') 

4.  Die  Verordnungen  von  1710  wegen  des  Ausserlandesgehen 
und  von  1720  wegen  des  Proviantes  bei  der  gemeinen  Deich- 
arbeit.’*") 

5.  Die  Instruktien  für  die  Deichgeschworenen  vom  3.  Febr. 
17.'»7”’^)  und  die  Verordnung  betreffs  der  Deicharbeiter  vom 
12.  November  17.}9.^'"') 


■*'■*)  Bei  Oeh’ii  li  .S.  .‘>02  uml  Oetkeii  8.  114. 

Bei  Cns.sel  „l’rkmiileii  Bremens"  .S.  !’>9  fl. 

Haiiielmnii  „Oldeiibnririache  C'hrniük"  S.  asi>. 

Sibbern  „BibliothecA  Hiotoria  Dano  Xorwegiea"  Hainburi'  171ö 
S.  2.S1.  Tliiinen  .S,  lUl. 

“*4  (iedruckt  mir  bei  linekmann  im  .\nliam'. 

Bei  Oetken  II.  8.  2äc.. 

'"‘i  Oe t keil  11.  8.  2fi.s  ft’. 

(letkeii  a,  a.  (>. 

■""1  Supplement  I.  zu  Octkcn'8.  M. 

Oetken  11.  8.  271,  ’27ri. 

Supplement  III  zu  Oetken  Xo.  19. 
a.  a.  O.  8.  2-J2. 
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Das  Resierungfikanzleircscrijit  vom  -iC».  .lau.  1778,  '''*)  die 
Landesherrlichen  Ke.scriiite  vom ‘.•.Jan.  17H.5  *'^)  und  s. Mai  1794  *‘'‘i 

7.  Die  Verordnung  vom  12.  Dezember  1804  “’)  und  die 
Instruktion  vom  H.  Mai  1809.“’*) 

t.  In  Bezug  auf  die  Herrschaft  .lever  ist  hinzuweisen 
auf  das  Minser  Deiclibucli,''’**)  die  Gravamina  von  lil04,  *“*) 
lf.t;7,  die  Beschwerden  von  174.4,  die  Resolution  von  1690,'^') 
den  Vergleich  vom  9.  Okt.  n;89  '-'  und  die  Verordnung  über  die 
Errichtung  einer  Holzschlagungskominunion  vom  2.  Mai  1725.-^’'-) 

I).  Baden. 

1.  *Aus  älterer  Zeit  ist  mir  nur  eine  deichrechtliche  Quelle 
bekannt,  das  ist  das  Veistum  von  Sandhofen  (bei  .Mannheim) 
aus  dem  Jahre  li;)27.'^’‘) 

2.  Die  Markgräflich- Badische  Rhein -Deich-Ordnung  von 
Carl  Friedrich  aus  dem  .Talire  1 779.-^--') 


§ 4 b. 

Die  niederländischen  Quellen. 

I.  Was  die  n i e d e r 1 ä n d i s e h e u (Quellen  anlangt. 


;ii4)  Verzfiolitiis  ilur  Ulileiili.  ViTonln.  ITT.'i — 17y;t)  Xo.  t;. 
a.  n.  O.  Xo.  S. 

Verzoiolini»  ilor  (Mdoiili.  Voinnln.  (liy|~lso2)  Xo.  2. 

■“')  Verzoidini.s  der  Uldonb.  Vorordii.  ^isoy-lsit)  Xo.  4t. 
a.  a.  t).  Xo.  121. 

Aiisziigo  bei  Tbiiiioii. 

■"*)  Tliüncii  S.  sl. 
a.  .4.  (1.  .S.  10«.  los. 
a.  n.  <>.  S.  121. 

■‘-4)  a.  a.  •>.  S.  1,'is  ff.  — Die  nciHlo  Oldciibiiriror  DoicLordimng  ist 
Vom  s.  .Iimi  ls.'>.'., 

(irimiii  ..Woistiimoi”  I.  4i',o. 

^'0  i^*  m'dnu'ki  bii  Ücr.iriiis  ..SaiDiulmig  ausorlo.seniT  Lande.'- 
gosetzo.  woU'be  ilas  Poli/.ey-  iimi  Kair.oralwfson  zum  Uegviistaiid  babeii". 
foitgc.^otzt  von  lleokm  aiin.  Krankf'iirt  I7s.‘>  IV.  S.  1 ff‘.  — Für  die 
noustv  Zeit  vonjl.  Cios.  die  llumuzmii;  mol  ruU'ibaltnng  der  (jewä.ssor  Ootr. 
V.  2.">.  .\iig.  IST«. 
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80  kommen  liauiitsächlicli  mir  die  (Quellen  der  ältesten  Periode 
in  Betracht.  Xur  liier  und  da  wird  auch  auf  spätere  (Quellen 
eingegangen  werden  können.  Für  sie  wird  oft  nur  eine  Angabe, 
wo  sie  gedruckt  zu  timten  sind,  erfolgen. 

Allgemein  zu  bemerken  ist,  dass  die  Lex  Balica  für  das 
Deichrecht  nichts  enthält, dass  aber  die  Frage,  ob  in  der 
Ewa  Chamavorum  § 3s  von  einer  Deichsehleuse  die  Rede 
ist,  in  bejahendem  Sinn  entschieden  werden  muss.^-'^) 


II.  Hinsichtlich  der  (1  r o n i n g e r O m m e 1 a n d e ist 
folgendes  zu  sagen; 

1.  Einzelne  Bestimmungen,  die  für  das  Deichrecht  wichtig 
sind,  finden  sich  in  den  Fivelgoer  Busstaxen,'*'  dem 
Hunsingoer  Oberrecht, dem  Landrecht  für  Fivelgo, 
iliinsingo  und  die  Stadt  Groningen  von  His,'-'”  den 


Li'.!!  8aliin  tit.  -JSl  haudiüt  von  Miililenwelm'ii.  Vfixl-  Auliagen 
S.  30.  A.  7.  Dort  ilio  aiiwoioliemlen  .Vnsichten.  Vogl-  ftucli  oben  § 1.  I. 

rcberoinstimmeiid  Snoiick  Hitrgonje  a.  a.  O.  S.  10.  und 
Xibbelink  a.  a.  O.  5 3.  M,  Atiliageli  a.  a.  O.  Di«  Stelle  lautet: 
Si  (juis  »clusain  diinincrit,  iiunmlo  .luus  coiiies  ei  «oiiimeiidat  facere.  in 
fredo  solides  I eonijioner«  l'aciat.  (juandu  luinpit  «t  eam  eniendare 
voluerit  soilidos  1 in  douiiniio  romponor«  taeiaf.  Wenn  man  den  letzten 
Satz  mit  .Snonck  JInrgronje  auf  das  frevelhafte  Zerbrechen  einer  Deich- 
scbleuse  bezieht,  so  ist  der  Kinwand  Auliagen.s,  dass  cs  Wunder  nebmen 
muss,  dass  dies  sonst  mit  den  sehwersteu  Strafen  belegte  Delikt  hier  au 
sich  gar  niclit  geahndet  werde,  allerdings  zutrelTend.  t>ie  .Stelle  bandelt 
aber  von  der  gemeinsamen  .Sebleiisenarbeit  Wer  sich  ihr  entzieht,  von  ihr 
fortläuft,  wird  mit  t .Solidi  bestraft.  Wer  hei  ihr  an  der  Deiebsehleusc 
fehlerhaft  arbeitet,  .so  dass  sie  teilweise  zerbricht,  zerftllt  in  die  gleiche 
Strafe,  wenn  er  den  .Schaden  nicht  sofort  reparirt.  — Jlit  der  Bemerkung 
.\uhagens:  „sclusa  hat  hier  . . . zweifelsohue  oine  ganz  andere  Bedeutung, 
wenn  ich  auch  nicht  enträtseln  kann,  welche“,  kommt  man  jedenfalls  nicht 
weiter.  Folgt  man  unserer  Interpretation,  so  ergiebt  die  .Stelle,  dass  bereits 
im  8.  Jahrhundert  im  llamaland  fwabrscbeinlieb  au  der  Yssel)  Deiebe 
existierten.  Vergl.  oben  $ I II.  .S. 

— ’•)  Hiclitliofen  B4.  S.  307,  31  ft',  im  sgii.  Asega-Uecht,  das  sieh 
vollständig  abgeilrnekl  findet  in  Kiehtliofens  „L'ntersucbungen“  II.  1.  S. 
4.S0.  A.  1.  (vergl.  inshesondere  No.  14);  ferner  Kielithofcn,  H'j.  S.  308,  1 ff. 

‘-M  a.  a.  (I.  S.  3IS  j 0. 

a.  a.  U.  .S.  31  ö.  Jl.  J lo. 
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liHU ge Wül der  Küren  von  l‘25(V‘*')uml  1 282,™)  dem  Wcster- 
wülder  Landreclit  von  1470, und  den  Küren  der  Oster- 
und  Westerhamnierick  bei  Groningen  von 

2.  Mehr  oder  nur  aul'  das  Deichrccht  zngeschnitten  sind: 

a)  Die  Sander  Satzungen  von  12!>:v“‘)  und  1317:-^)  das 

Deiclireeht  von  Feldwerlh  von  ein  sehr  altes  Deich- 

rccht von  Humsterland;'^'“)  Bruchstücke  aus  einem  neueren 
Deichrecht  von  Humsterland.*^*') 

b)  Die  Kntsclicidungen  der  Schiedsgericlite  von  12I'.r^'') 
und  i:(0l.‘®') 

c)  Der  Einlassungsbrief  der  drei  Dell'siele  l'ür  die  Kircli- 
spiele  Engelbert  und  Middelbert.**') 

dl  Die  Vei Ordnungen  von  1.I8(’>  '^*)  und  l.inu.'^-i 

:i.  Erwähnt  seien  schliesslich  die  Winsumer  Sielbriefe  von 
1371,  143i;,  I4ti4;*+*i  die  Adewarter  Sielbriefe  von  1313, '^l 


a.  a.  ü.  S.  366  31. 

a.  a.  O.  S.  36;i  § 2.^. 

“■0  a.  a.  O.  S.  -JSS  XU.  § 7, 
a.  a.  <).  8.  :>20  », 

Uricsseu  „Monumenta  tlroningiana".  (ls22j  S .'Vö. 

'■a)  Kiclitliofen  Kq.  S.  2Ü0. 

Bei  Haan  llettema  „Het  Fivelingoer  eu  ÜlUampstur  laoidrcgt" 
Dokkuni  is4k  S.  170.  Er  verlegt  es  fälschlich  in  das  Jahr  1318.  Vergl. 
Kichthofon  „Untersuchungen“  I.  S.  129. 

Bichthofen  Rq.  S.  263. 

Bruchstücke  bei  llalseina  in  den  „Verbandeliugeii“  der  (»roninger 
tienossenschaft  „pro  excolendo  jure  patrio“  11  z.  B.  S.  ätl.  633,  ,‘i35. 

•‘*‘1  Emo  „Wermnensium  Chronikou“  JI.  ti.  SS.  XXllI.  S.  490  ff. 

■■^'1  Driessen  S.  02. 

■*'1  Uri  es  seil  S.  261  fl'. 

•’t’)  Rieht  holen  Rq.  S.  308. 

Uriessen  .S  479. 

“■‘J  Bruchstücke  bei  llalsema;  vegl.  ferner  den  Einlassungsbrief  von 
1408  fUriessen  ,S.  208)  und  Uricsseu  !S.  281. 

■'•U  Uricssen  S,  72. 
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13H2,  ^')  I430.  ‘*’i  Die  Sii-lredite  der  drei  Delfsicle  von 
1445'^**»  und dieUbercinkuul't  verschiedene!  8ielvesteu  von 


III.  Für  das  w e s t e r 1 a u e r s c li  e P r i e s 1 a n d 
sind  anzulühren; 

1.  Einzelne  Bestimnuingen  in  dem  älteren’*''»  und  jün- 
geren*'') Scliulzenrecht;  zu  beachten  sind  die  Eidesformeln 
aus  Wimbritzeradeel,**’'')  erwähnenswert  die  Willkür  des 
Tüllegrietnianiis  von  Pingjum  von  1504.**') 

2.  Deichrechte  aus  dem  15.  Jahrhundert: 

a)  Deichrecht  des  neuen  Landes  bei  ISneek  vom 
2.  Mai  1427.**'), 

b)  Akkord  zwischen  dem  Abt  von  Gerkeskloster  und 
Eingesessenen  von  Kollum  und  IJiwst  hinsichtlich  eines  Deiches 
bei  Kollum  vom  1.  März  14.53.'^'’) 

c)  Das  Deichrccht  der  Hemmen  vom  21.  Juni  1453.  -'”) 

d)  Das  Isbrechtumer  Deichrecht  vom  23.  August  1473.-**^> 


^•')  Dricsseu  S.  :i56.  7S7. 

Bruclistücko  bei  llalsema;  »iebo  ferner  ilcn  Vertrag  von  u;ro  u. 
den  Kinla.ssuiigsbricf  von  1135  (Dricsseu  S.  27S,  C7y). 

Kiclitbofcn  Rq.  S.  390.  Driessen  S.  S3. 

■‘'*)  ferner  siche  Driessen  S.  2B1,  371,  374,  376,  3S4. 

Driessen  S.  111;  vegl.  auch  für  das  Müdester  Siel  S.  349,  fiir 
das  Schouwersiel  S.  389,  S.  396,  Ihr  die  ,Vcht  Sielvesten  S.  63,  310,  3S4. 

Kiubtbofen  Kq.  .S.  387.  §§  3,  4,  17. 

■C"')  Kichthüfeii  Rq.  S.  410  §§  13,  14—30,  38.  Kichtbofeu  be- 
zeiclmet  es  als  „Stück  vom  Wergclde“.  Ueber  die  im  Text  gebraucht« 
Rezeiuimuug,  die  passender  ist,  vgl.  Heck  S.  13. 

Richthofcii  Rq.  488. 

Haan  lletteiua  „Oude  Friesche  Wetten“  11  (1847)  S.  335, 

ü,  F.  V.  Schwartzenber  g „Cliarlerbock  von  Frieslaud“,  la'e- 
warden  1768  ff.  1.  S.  471. 

a.  a.  O.  S.  544. 

a.  a.  O.  S.  545  u.  Riebthofen  Rq.  S.  .504. 

““)  .Schwarzenberg  I,  S.  0.56. 
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Von  Deich  rechten  ans  dein  IC..  Jahrhundert: 

Die  Artikel  der  Gemeinde  Kiperahem  von  die 

Deicliordnung  für  die  Vyfdeels-Deiche  von  1547. '■’*')  verschiedene 
■\rtikel  für  verscliiedene  Deichverbände  aus  dem  Jalire  1574,'^''» 
und  die  Ordonnanzen  von  1503,  1504,**)  1510,-*^*)  152t;,-^’l 
1587  "*^1  u.  s.  w. 

4.  Die  Beschlüsse  auf  den  Landtagen  zu  Leuwarden 
von  1503,-^'l  1525,-**^I  1527,^'')  152‘J  ■'*',)  U.  s. 

IV.  In  0 V e r y s s c 1 kommen  die  Deichi-eclite  von 
Salland  und  Mastenbroek  in  Betracht. 

ai  Salland. 

Kine  Sammlung  der  Deichrechte  Sallands  bis  auf  das  Jahr 
1573  findet  sich  bei  Pufendort  in  .seinen  Observationen  IV. 
Appendix  S.  403  ff.  Sie  ist  überschrieben;  Dat  geheele  Dyckrecht 
des  liandes  van  Salland  mit  allen  olden  ende  nycn  Coitien, 
Keformationen  enn  Auerdrachten,  daertbe  behoirende,  sampt 
die,  Taefell  (Inhaltsverzeichnis»  daer  voer  geuoegett.  Sie  besteht 
aus  10(1  Artikeln  und  zerfällt  in  folgende  Abschnitte; 

1.  Zunächst  enthält  sie  den  ,sgn.  Ghyen-Brief.  Dieses 
ist  ein  Deichrecht,  welches  der  Bischof  von  Utrecht  Ghyen  im 
.lahre  1308  mit  Hat  des  Burggiafeu  und  anderer  guter  Leute 
erliess. '’"^'»  Es  besteht  aus  einer  Vorrede  und  40  Artikeln. 

*')  II.  II.  (>.  n.  .s.  4C1I. 

II.  a.  I).  rif.  .S.  117. 

“J  a.  a.  O.  .'S.  TUT,  8.  OTT,  .8.  9S1. 

*'J  a.  a.  O.  11.  .S.  J-.'U,  940,  241. 
a.  a.  U.  S.  74. 
a.  a.  ().  S.  512. 

■'•'J  a.  a.  U.  lll.  S.  Usl. 

'■  I n.  a.  O.  n.  .S.  ao, 

■'-j  a.  a.  O.  S.  154.  4S.5. 

“■')  11.  a.  O.  ,S.  (TU. 

a.  a.  O,  ,S.  ist,  is'.i. 

.\Miltirt:  ViTtrii”«',  Vertuj;uMg.‘n,  (.it'sudie  u.  s.  w.  tiinlct  man  lioi 
.Sc  li  w a rz i'  n In-  r;.. 

"‘"I  Ks  wiril  oft  als  das  iiltosro  uns  bckaniile  Dricliroelit  bezoiclmet. 
Wie  sieb  bald  zeigen  wird  mit  Uureclit. 
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Erhalten  ist  dieses  Deiclirecht  uns  nur  dadurch,  dass  der 
Biscliof  Friedrich  von  Blankenheim  ungefähr  um  1400  das 
Original  neu  abschreibeu  liess.®“')  Er  versah  diese  Abschrift 
mit  einer  Vorrede  und  einem  Schlusswort  (Art  41).  Die  Vorrede 
giebt  die  Gründe  für  die  Erneuerung  an.  Der  Ghyenbrief  drohte 
infolge  seines  Alters  unleserlich  zu  werden,  das  Papier  zu 
verfallen;  es  existierten  zwar  Abschriften,  aber  es  war  zu 
befürchten,  dass  die  Schreiber  nachlässig  gewesen  waren,  wodurch 
„sorawylons  moegen  verwandelt  wesen  in  sommige  woerden,  daer 
den  sinn  niedde  vefduystert  ofte  verändert  mach  w’esen,  datt 
twydracht  offto  ouraidt  inbringen  mochte.“ 

2.  Dann  folgt  ein  Übereinkommen  des  Bischofs  Friedrichs 
von  Blankenheim  mit  den  gemeinen  Leuten  von  Salland  (Art. 
42-4H)-''-) 

3.  Den  dritten  Abschnitt  bildet:  „Eine  nyc  Reformatie 
Bisscop  David  van  Bnrgondyen  Bisscop  toe  Utricht,  op  den 
Sallandtschen  Dyckrechte.“  1485  (Art.  4!t — 5G.) 

4.  Nun  folgen  nene  Übereinkommen  insbesondere  betrefts 
der  Häupter  und  der  herrenlosen  Deiche  von  1493  (Art  57 — 83) 

5.  Art.  84  u.  86  enthalten  Bestätigungen  des  Dcichrechts;-*^'^) 
Art  85  eine  Behebung. 

6.  Einige  neue  Bestimmungen  stammen  ans  dem  Jahre 
1533  (Art.  87—99). 

7.  Art.  lOO  (1537),  Hil  (1535),  102,  103,  104  (1532),  105 
betreffen  die  ünterhaltung  der  Häupter  (105  auch  das  Deichgeld). 

8.  Den  Schluss  bilden  die  Artikel  von  1572  (106)  und  1573. 

Bemei  kt  mag  noch  werden,  dass  jeder  Artikel  eine  Überschrift 

trägt,  die  jedenfalls  von  dem  Sammler  hemihrt. 

b.)  Mastenbroek.  Eine  Sammlung  der  Deichrechto 
des  Landes  Mastenbroek  findet  sich  ebenfalls  in  Pufendorfs 


Das  Jahr  lässt  sich  nicht  genau  angeheu.  Es  heisst  zwar  am 
Schluss  in  Art.  U;  „Gegeuen  toe  Swolle  int  Jaor  onses  Heren  als  bauen“; 
aber  oben  ist  Icoin  Jahr  angegeben.  Es  ist  dies  wahrscheinlich  ein  Vor- 
selum  Pnfenilorfs. 

Da  es  direkt  hinter  der  Absclirift  des  Gliyenbriel'es  steht,  so 
nehme  ich  au,  dass  mit  dem  „G.  Here  von  Utricht“  Friedrich  gemeint  ist. 

Die  Jahreszahl  I too  iu  art.  86  ist  falsch.  Vgl.  art.  84.  wo  der- 
selbe kaiserliche  Statthalter  im  Jahre  1533  eine  Bestätigung  giebt. 

J.  Uierke,  ücdohiehce  des  deuUebeo  Deiebreebu.  5 


Digiiized  by  Google 


r,r, 


Observationen  IV.  App.  S.  458  abgedruckt.  Sie  ist  überschrieben; 
„Dat  gebeele  Dyckreclit  des  Landes  van  Mastenbroeck,  niet 
alle  Reformatien  onde  Auerdrachten,  daer  toe  behoirende,  sampt 
einer  Taefel  daer  voeran  gheuaegett.“  Im  Gegensatz  zu  der 
Sammlung  der  Deichrechtc  von  Salland  ist  sie  zunächst  nicht 
chronologisch,  sondern  systematisch  angeordnet.  Am  Schluss 
herrscht  in  jeder  Bezielmng  ein  buntes  Durcheinander.  Die 
einzelnen  Artikel  werden  meist  als  Auerdrachten  bezeichnet. 
Einige  werden  Ordelle  genannt.  Diese  zerfallen  in  Fragen  und 
Antworten  (.Vrt.  10  — Itl).  Die  Auerdrachten  sind  entweder 
Beliebuiigen  des  Bischofs,  der  Städte,  der  Deichbeamten  und 
der  Erffgenaemen  (vgl.  die  Vorrede),  oder  Beliebungen  der 
Erffgenaemen  auf  der  Gerichtsstätte,  (vgl.  Art.  2,  42,  44)  oder 
Beliebungen  des  Bischofs  und  der  Erft'genaenien,  (vgl.  Art.  47) 
oder  Beliebungen  der  Erffgenaemen  nebst  den  Rentmeistern 
(vgl.  Art.  87)  oder  schliesslich  Beliebungeii  der  Erffgenaemen 
nnter  Beirat  der  Städte  (vgl.  Art  113,  120,  123).  Der  Inhalt 
ist  kurz  folgender: 

1.  Art.  1—41)  enthalten  Beliebuiigen  aus  den  Jahren  1390, 
1439,  1441,  1453  und  beziehen  sich  auf  das  Deichrecht. 

2.  Art.  47  - 1)6  haben  Wege  und  Wetteringe  zum  Gegenstand. 
(Beliebung  von  1483). 

3.  Art.  67—84  betreffen  das  Brückenrecht.  (Behebungen 
von  1407,  1439,  1443,  1450.) 

4.  Art.  95  - 128  handeln  insbesondere  von  den  Schleusen, 
dem  Deichschutz,  der  Pfändung  und  den  Deichbeainten  (Behe- 
bungen von  1408,  1445,  1453,  1445,  1474,  1468.) 

V.  In  G 0 1 d e r 1 a n d linden  sich  deichrechtliche 

Quellen  für  die  Gebiete  Veluwe,  Betiiwe,  das  Land  van 
Maasen  Waal  und  die  Tieler-  eii  Bommcler-Waarden. 

a)  Für  Veluwe  sind  anzurühren: 

1.  1356.  „Der  Deichbrief  von  Erkemeden“,  eine 
Beliebung  Rynolds  III.  und  der  Erbgesessenen  von  Putten  und 
Nykerk.-^'’) 


Oroot  Oelder»  Placact-Boek,  door  W.  von  Loon,  vervolgd  door 
H.  Cauuegieter  (1701—1740)  I.  app.  S.  158. 
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2.  1370.  Der  Deichbiief  für  Veluve  hinsichtlich  der  Kirch- 
spiele Terwoldo,  Nieuwbroek,  Genen,  Heerden,  Forchteu.®'*) 

3.  1403  u.  1414.  Deichrechtliche  Bestimmungen  für 
Erkemede.®'“) 

4.  1470.  Ein  neuer  Deichbrief  für  Veluwe.®’’) 

b.)  In  Bezug  auf  Betuwe  ist  hinzuweisen  auf  einzelne 
deichrechtliche  Bestimmungen  des  Landbriefes  von  Over  en 
Neder-Betuwe  von  1327,®'*')  des  Landbrieles  von  Over-Betuwe 
von  1383,®'“)  der  Landbriefe  für  Neder-Betuwe  von  1410®®“) 
u.  1439.®®*) 

c)  In  ähnlicher  Weise  kommen  für  das  Land  van  Maas 
en  Waal  die  Landbriefo  von  1321,*®)  1328=**)  und  1423=****) 
in  Betracht. 

d)  Hinsichtlich  der  Tieler  en  Bommeler  Waarden 
sind  zu  nennen,  abgesehen  von  einer  Bestimmung  in  der 
„Handvest  voor  de  Tieler  en  Bomineler-Waarden“  von  1325  :■***“) 

1.  1399.  Das  Deichrecht  für  die  Tieler- Waard;***) 

2.  1409.  Ein  neues  Deichrecht  für  die  Tieler- Waard;=***0 

3.  1409.  Das  Deichrecht  für  die  Bommeler  Waardt,****) 
welches  übereinstimmt  mit  den  angeführten  Deichrechten  für 
die  Tieler- Waard. 


a.  a.  ü.  S.  153  und  bei  Xyhoff  „tiedenkwaardigheden  uit  de 
gesthiedenis  van  Uelderlaiid*'  (ls;»ü — 1S75)  11,  257. 

Vergl.  Uroot  Gtdders  l’lacact  Bouk  a.  a.  ü.  S.  161,  162. 
a.  a.  0.  S.  1.56. 

a.  a.  ü.  S.  27. 

3™)  a.  a.  O.  S.  30. 

»«)  a.  a.  O.  S.  4Ü. 

»•')  a.  a.  O.  S.  4S. 

3«)  a.  a.  O.  S.  8. 

»3)  a.  a.  ü.  S.  11. 

3«)  a.  a.  0.  S.  15. 

3“)  a.  a.  O.  S.  70, 

3“)  a.  a.  0.  S.  61. 

3"3)  a.  a.  O.  S.  66. 

*3)  a.  a.  0.  S.  93. 
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4.  1414.  Deichbrief  für  die  8tadt  Bommel  und  verschiedene 
Dörfer;«') 

5.  1447.  Deichrecht  für  Ticl  und  Sandwich.-«') 

VI.  Eine  ganz  reinliclie  Scheidung  der  Deichrechte 
Utrechts  und  Hollands  zu  geben,  ist  unmöglich,  weil  an 
verschiedenen  beide  Gebiete  Anteil  haben.  Sie  sind  daher 
mitunter  Verträge  beider.  Im  allgemeinen  folgen  wir  im 
folgenden  der  Zusammenstellung,  welche  sich  in  J.  van  de 
Waters  „Groot  Utrechtsch  Placaatboek“  II  für  Utrecht  findet. 
Nnr  der  Diemer  Seedeich  gehört  mehr  nach  Amstelland 
(Goiland).  Von  Verträgen  sei  gesondert  genannt  der  Vertrag 
zwischen  Utrecht  und  Holland  von  1.322  betieffs  der  Wehlen 
bei  Nieuwerwaard.-*'")  Einzelne  deichrcchtliche  Bestiinmungen 
finden  sich  auch  in  den  Verträgen  von  1 1B5  «-^)  und  von  1226.-«') 

Im  übrigen  unterscheiden  wir  in  Utrecht  die  Kcchts- 
quellen  der  einzelnen  Deichstrecken: 

a)  der  „Spakenburgse , Bunschoter  Veen-en 
Velden-dyck“. 

1.  Zu  erwähnen  sind  die  Beurkundungen  der  Utrechter 
Bischöfe  aus  den  Jahren  1409,  1433,  143.’)-«*) 

2.  Das  Zeugnis  einiger  Geerfden  betrefts  ihrer  Rutenzahlen 
aus  den  Jahren  1 4.>0.-«'’) 

3.  Der  Compromissentscheid  von  acht  Seggers  und  einem 
Overmaun  aus  dem  Jahre  141)7;  konfirmiert  von  den  Städten 


a.  a.  0 S.  09. 

*"')  a.  a.  0.  S.  öS.  K.s  ist  dies  das  DciclirecLt,  auf  welches  Drcyer 
S.  äs  hinweist.  — Dreycr  führt  S.  äs  an.-  „tVaier  en  Dyek-Recht,  waar 
nuer  een  yder  in  het  Fürstenduem  Ueldern  ende  Uralschap  Zuthpheii  zick 
vorlacn  zal  hebbon  to  regeleren“.  Arnheim  16S2,  1715,  1707.  4. 

Fr.  van  Mieris  „(rroot  Charterboek  der  graaveu  van  Hollund, 
van  2lecland  en  Heeren  van  V'riesland-  II.  S.  2S0. 

Bergh  I.  Xr.  M5.  Beteiligt  ist  ferner  Geldern  und  Kleve;  es 
handelt  sich  um  den  Deich  bei  Wye  tvergl.  oben  § 1.  A.  26,  27).  Betreffs 
der  obstructio  Ubeui  apiid  Swadeburg  vgl.  unten.  A.  111. 

“'■•‘J  a.  a.  U.  Xr.  294. 

-™)  G.  Utr.  I’lac.  II.  S.  49,  öO. 
a.  a.  0.  S.  61. 


Digitized  by  Google 


Ci) 


Amei-sfort,  Bunschotten,  Utrecht  und  dem  Bischof  von  Utrecht/®'®) 

4.  Der  Vertrag  der  Dandgenossen  von  1501;  beurkundet 
von  den  drei  genannten  Städten.*^) 

5.  Die  Schaubriefo  von  1531  und  26.  Mai  1533,  nebst  den 
Verordnungen  vom  18.  Okt.  1533,  und  1535.'*®) 

b)  Der  Leckdeich  „boven  Damms“. 

1.  1323  Johann  von  Utrechts  Deichbrief  für  die  Leck- 
deiche; erlassen  vom  Bischof,  der  Kirche,  den  geistlichen  Leuten 
und  der  Stadt  Utrecht  mit  Rat  Wilhelms  von  Holland.^) 

2.  1493  Der  Deichbrief  Davids  von  Burgundien 

3.  1532  und  1537  sehr  ausführliche  Deichordnungen.*^') 

c)  der  Leckdeich  in  der  Marsche. 

Für  ihn  kommt  besonders  der  Brief  Karls  V.  von  1530  in 
Betracht.  In  ihm  ist  ein  älterer  Brief  aus  dem  Jahre  1491 
enthalten.*'^) 

d)  der  Leckdeich  „beneden  den  Nieuwen  Dam“ 
— „Loppikker  weerd“. 

1.  1328  Deichbrief  Johanns  von  Diest.*"’) 

2.  1336  Vertrag  des  Bischofs  mit  dem  Grafen  und  den 
Ambachtsherren.*"*) 


3“)  a,  a.  O.  S.  52. 

»»f)  a.  a.  O.  S.  53. 

®**)  a,  a.  O.  S.  55,  50,  58.  — Für  die  spätere  Zeit  giebt  Auskunft 
das  Flncaatboek. 

**)  G.  l’tr.  riac.  II.  S.  63  u.  Mieris  II  S.  333. 

*■“)  G.  L'tr.  Plac.  II.  S.  64. 

*’■)  a.  a.  O.  S.  65,  09.  — Aus  dem  17.  Jalirbundert  siud  hervor- 
zubcbeu  die  Scbiercedulle  von  1045  (S.  79)  die  Artikel  von  1050  (S.  82). 
Andere  t|uellen  iin  Plaeaatboek.  Für  das  18.  Jalirbundert  vergl.  die  Fort- 
setzung des  Placaatboeks  von  C.  W.  Jloorres  und  P.  J.  Vernieuleu  (1850— 00) 
II.  S.  14  ff. 

Gr.  Utr.  Plac.  II.  S.  90  ff. 

*®)  a.  a.  0.  S.  100  ti.  Kieris  II,  S.  400. 

‘"‘j  Mieris  II.  S.  504.  Für  Logik  vergl.  auch  die  Urkunde  von  1155 
(Borgh  I.  Xr.  132;  Kluit  ,Kistoria  coiiiitatus  Hollaudiae  et  Zelandiae“ 
II  S.  100),  die  sieb  auf  den  Ysseldeicb  buziebt;  und  die  Urkunde  von  1287 
,llergb  ri,  028). 
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3.  1405  Deiclibiief  Friedrichs  von  Blankenheim.'*^’’) 

4.  1434  Deichbrief  Rudolfs  von  Diepholt.'*"*) 

5.  1440  Ordonanz  Rudolfs.*"') 

6.  10.  August  1454  Neuer  Deichbrief  Rudolfs  von  Diepholt; 
gemacht  mit  Rat  des  Herzogs  von  Burgund  für  Lopickerweert 
(Yssel-  und  Leckdeich).  Es  ist  eine  überaus  vollständige  und 
die  anderen  weit  überragende  Deichordnung  des  15.  Jahr- 
hunderts.*"") 

e)  Der  neue  Eemdeich. 

Für  ihn  ist  massgebend  der  Schaubrief,  der  1393  von 
Florens  von  Wevelichoven,  dem  Bischof  von  Utrecht,  Herrn 
von  Abkoude,  der  Stadt  Aniersfort  und  den  Landgenossen  er- 
lassen wurde.*"")  Er  ist  1598*‘")  und  1667  erneut.*") 

VII.  Für  Holland  und  Seeland  seien  ganz  all- 
gemein genannt  die  vorhin  bei  Utrecht  eiAvähnten  Verträge,*'-) 
die  Urkunden  von  1247*''')  und  1251,*'*)  welche  hinsichtlich 


<«)  llieris  IV.  S.  15.  ö.  Utr.  Plac.  II.  S.  107. 

Mieris  IV.  S.  104ä.  ö.  Utr.  Plac.  II.  S.  108. 

«’?)  a.  a.  0.  S.  108. 

***)  a.  a.  O.  S.  109.  — Für  das  17.  Jahrhundert  vergl.  das  Placaat- 
boek  S.  114  ff.  auch  >S.  1533  ff. 

«'«)  a.  a.  O.  S.  186. 
u»)  a.  a.  Ü.  S.  188. 

a.  a.  0.  S.  189.  — Im  Plaeaatboek  sind  nocli  folgende  t^ucdlen 
aus  dem  17.  u.  18.  Jahrhundert  enthalten:  1.  Hinsiehtlieh  des  Grebben- 
deichs PL  S.  98.  Ordonnanzen  von  1637,  1663,  1714.  2.  Hinsichtlich  des 
Ysseldeichs  «streckende  van  de  llaastreehter  ‘Wecre  af,  tot  den  Yssel- 
dämm  toe“(Pl.S.  122)  die  Beschwerde  von  1637,  die  Ordonnanzen  von  1649,  1676, 
1701.  3.  In  Bezug  auf  den  «Slaperdyk“  verschiedene  Quellen  aus  dem 
17.  und  18.  Jahrh.  (PI.  S.  138).  — Schliesslich  stehen  hier  auch  die 
Satzungen  für  die  Waterschap  von  Heycop  (PI.  S.  129  ff.)  und  für  die 
Waterscliap  von  Byleveld  (PI.  S.  IS.'C.  Für  die  spHtero  Zeit  ist  stets 
heranzuzielien  die  A.  401  erwähnte  Fortsetzung  dos  Placaathoeks. 

‘'■^)  Vergl.  oben  snb  IX.  — Die  Urkunde  von  1165  (ßergh  I.  145) 
handelt  von  einer  obstructio  Rheni  apud  .Swadebnrg.  Ks  ist  dies  die  Gegend 
von  Suammerdam,  welches  zwischen  Leyden  und  AVoerden  am  Rhein  liegt. 
Hierzu  sind  heranzuziehen  die  Urkunden  von  1204  (Bergh  I,  197,  199). 

<‘3)  Bergh  I,  441. 

"•)  Bergh  I.  541. 
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des  Anwaclises  von  Interesse  sind,  der  Deichbrief  Frau 
Jakobas  an  die  Bauern  von  Hetterson  vom  7.  März  IIIT,'*'-'’) 
die  Deidiordnung  Wiliielms  für  den  Deichband  zwischen  Honte 
und  Hinkele  von  1323, ■"■'*)  und  die  Verordnungen  an  die  Be- 
amten Nordhollands  von  132 !.'•"*)  Im  übrigen  verteilen  wir  die 
Quellen  getrennt  auf  Holland  und  Seeland. 


Vni.  In  Holland  unterscheiden  wir  kleinere  Gebiete. 

A.  Zuid-Holland. 

a)  Gesondert  sind  zu  nennen  die  Deichordnung  des 
Grafen  Floris  für  die  Lande  zwischen  Jlerwede  und  Leck  von 
128D'^)  und  das  Privilegium  an  Doidrecht  von  1270.'*’*) 

b)  die  Groote  Waard. 

1.  Die  älteste  deichrechtliche  Urkunde  stammt  aus  dem 
Jahre  1275.-"») 

2.  1314  Privileg  Wilhelms.'*-’") 

3.  137.'>  Verleihung  von  Freiheiten  an  die  Groote 
Waard.*^') 

4.  137.')  Einsetzung  eines  Stellvertreters  in  der  Grooten 
Waard  durch  Albrecht.'*^) 

5.  1375  Deichordnung  Albrechts  mit  Rat  guter  Leute,  der 
Ritter,  Knechte,  Dordrechts,  Gertaudenbergs,  der  Ambachts- 
herrn  und  der  Gemeenten.'*-') 


Jlieris  IV,  S.  470. 
o'*)  Mieris  II.  S.  312. 

««)  Jlieris  II,  S.  2G3. 

Uergh  II.  Aiilmiig  Nr.  65.  Bezieht  sich  nur  auf  die  Alb- 
lasserwaard'? 

Bergh  II,  20S.  Andere  Privilegien  der  Stadt  Dordrecht  werden 
den  Quellen  der  einzelnen  Waarden  eingereiht. 

«“)  Bergh  II.  300. 

**)  Bei  Oudenhoven  „Beschryvinge  van  Zuyt-Hullandt*  (1654)  und 
Jlieris  II.  S.  139. 

«ä>)  Jlieris  TU.  S.  309. 
a a.  O.  S.  315. 
a a.  O.  .S.  316. 
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fi.  1375  Eine  Deichverordnung  betreffend  das  Aiislegen 
von  Deichgeld.'*-^) 

7.  1400  lind  1401  Verordnungen  wegen  der  Deich- 
beaniten.'*'-^’) 

8.  1410  Beschluss  Wilhelms,  der  Städte  und  gemeinen 
Laude  betreffs  eines  neuen  Deichs.*-*^) 

i».  1410  Streitschlichtung  durch  Wilhelm  hinsichtlich  der 
Bruchbussen.^^) 

10.  1410  Verkündigung  Wilhelms  hinsichtlich  des  Streites 
zwischen  drei  Dörfern  und  dem  Herrn  von  Südwinde.^'-”^) 

11.  1423  Deichverorduung  Johanns.'*-’*') 

12.  1425  Die  Erklärung  Philipiis.*'*’) 

c)  Anhängsel  der  Grooten  AVaard. 

1.  Für  die  Thysselings-AVaard  kommen  in  Betracht 
das  Privileg  Floris’ V.  v.  1282*”)  und  der  Vertrag  Johanns  mit 
Dordrecht  von  1421.^*'-) 

2.  Für  die  Grafschaft  Strien  die  Deichverordnung  Albrcchts 
von  1394'*'*^*)  und  derA'ertrag  zwischen  Johann,  Dordrecht,  den 
Geschworenen  der  Grooten  Waard  und  Jakob  von  Gaasbek  von 
1423  betreffend  das  Bedeichen  der  Lande  vor  Strien.*"'*) 

d)  die  Rieder-AVaard. 

1.  1288  Handvest  Floris'  an  die  „mannen  ende  luyden  van 
Rieder- Waard,  die  binnen  onse  schouve  leggen“.**'’’) 

2.  1292  Erkenntnis  der  Heemradeii  von  Rieder- AA'^aard.'*"*) 


«“)  a.  a.  O.  H.  317. 

*-•)  a.  a.  O.  S.  732. 

Mieris  IV,  S.  12». 
a.  a.  ().  S.  141. 
a.  a.  U.  S.  14S. 
a.  n.  O.  S.  071. 
a.  a.  O.  S.  S04. 
i:)i)  liergh  II.  403. 

r’-j  Mit'i'is  IV,  S.  020.  OiKleiilioveii  S.  1»3,  Eyck  .Corte  be- 
schryviiigli«  initMgaiier«  hanilveätoii  eiiz.  van  den  lande  van  Enyt-Ilollandt* 
(1G2S)  S.  1.55,  .liroot  l’lacaatboek  van  Holland  cn  Zeeland“  II,  1507. 
Mieris  Ilt,  .S.  014,  Uiidenhovcn  S.  201. 

Mieris  IV.  ,S.  071. 

Hm-jr),  ip  (530. 
liergli  II,  814. 
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3.  1374  Deichordnung  Albreclits.*’") 

4.  1394  Privilegien  an  die  Rieder- WaardA'**) 

5.  1403  Deichordnung  AlbrechtsA®) 

Ci.  1423,24  Befehl  Johanns.'**’) 

7.  142(>  Privileg  an  die  Bürger  von  Dordrecht.'*'") 

8.  1429  Vergabung  Philipps;  1430  bestätigt.**'-) 

9.  1446  Deichverordnung  für-  die  Riederambacht.-***) 

e)  Anhängsel  der  Rieder-Waard. 

1.  Für  Ysselmonde  kommt  insbesondere  der  Vertrag 
zwischen  Ysselmonde  und  Nieuw  Riederwaert  von  1446  in 
Betracht.-***) 

2.  Für  Bavendrecht  ist  zu  erwähnen  der  Vertrag 
zwischen  Bavendrecht  nebst  Carnisse  und  der  Riederwaard 
von  1483.**”') 

f)  die  Alblasser-Waard.**^) 

1.  1277  „Handt-vest,  roerende  het  Djck-recht  van  den 
Ablasser-Waert“  von  Graf  Floris.-**") 


*37)  Mieris  m.  S 2»7. 

«X)  a.  a.  O.  S.  543. 

Oudenliovcn  S.  253;  Mieris  III,  S.  78G. 

***}  Mieris  IV,  S.  703. 

^“)  Mieris  IV,  S.  874,  OiiJenhoven  S.256;  Ej’ck  S.  280  vgl.  auch 
ila.s  Privileg  von  1442  (Eyck  S.  278). 

^•7)  Oudenlioven  S.  256  ff. 

♦«)  a.  a.  0.  S.  258. 

Oudenhovcn  S.  268;  Eyck  S.  282. 

Oudenlioven  S.  277,  Eyck  S.  280. 

Die  Deichreclite  der  Alblasser-Waard  sind  öfters  gesammelt  nnd 
gedruckt.  Es  existieren:  1.  Handvesten,  Privilegien,  Kenren  ende  Regle- 
ment cu  aengaeiide  den  Dykreclite  van  den  Alblasser-Waard.  Dordrecbt 
1678.  8.  2.  Handvesten.  Privilegien,  Kenren  en  Dyk-Reglementen,  ann- 

gaande  den  Alblasser-Waard.  Zo  voor  als  na  den  Janre  1720  geformeerd. 
Goriuchen  1765.  8.  3.  Oudenlioven  S.  322  ft’.  Eyck  S.  28a.  4.  Rei 

Dreycr  S.  27  sind  noch  angeführt;  May-Keuren  by  Dykgraef  ende  hooge 
Dik-Heemraden  van  Alblassen  Waert  in  der  Tyt  wesende  to  versheyden 
weysen  geniaeckt.  — Die  unter  \r.  1 genannte  Ausgabe  befindet  sich  auch 
auf  der  Kgl.  UniversitUt  zu  Kiel.  Sie  beginnt  mit  einer  kurzen  Hc- 
scbreibung  der  Waard,  ihrer  Deiche  und  des  Deichgerichts.  Die  im  Text 
angegebenen  Quellen  sind  sämtlichst  in  ihr  enthalten. 

Sie  ist  in  der  .\.  444  sub  1 angeführten  Sammlung  in  nieder- 
ländischer, bei  Rcrgh  II.  331  in  lateinischer  Sprache  gcdnickt. 


2.  1375  Deichordnung  Albrecbts.'*^) 

3.  1383  Weisung  des  Deichgericlits.'*^“) 

4.  1413  (1412)  Verordnung  Wilhelms.'*-^’) 

5.  1421  Deichordnung  Johanns.*’') 

fi.  1483  Die  Verordnung  Maximilians  und  Philipps. 

7.  1578  „Acte  van  Commissarissen  der  Heeren  Staten 
van  Hollandt  ende  West  - Vrieslandt,  ende  Dyckgraef  ende 
Hoogedyck-Heemraden  van  den  Alhlasserwaert,  tot  herdycking 
van  den  selben  Waert“.*^-) 

g)  die  Krimpenrewaard. 

1.  1287  Handvest  Floris  V.  an  Ouderkerk.*‘‘') 

2.  1289  Vertrag  zwischen  Floris  und  dem  Herrn  van  der 
Lecke;  bestätigt  1329.'*^'’*) 

3.  1422  Edikte  Johanns  von  Bayern  und  Margarethes  von 
Burgund.'*-’'’) 

4.  1423  Ordre  der  Margarethe  von  Burgund.'*-’'') 

5.  1423/24  Verordnung  Johanns.’*-’’’) 

G.  1429  Deichordnung,-*^)  1430  bestätigt.-*-’*) 


**“)  Auch  bei  Mieris  III,  S.  308. 

♦<’)  Nur  bei  Mieris  III,  S.  401. 

Auch  bei  Mieris  IV.  S.  -243.  — Daselbst  findet  sich  auf  S.  209 
eine  mit  der  Verordnung  von  1413  würtlich  Uburciustiuimendc  Ordnung  ab- 
gedruckt au«  dem  Jahre  1412.  Beide  Urkunden  haben  den  26.  Juli  zum 
Ausstellungstag. 

‘'0)  Auch  bei  Mieris  IV.  S.  693. 

‘•■'*)  Für  das  17.  Jabrh.  sind  noch  anzuführen:  das  Provisionei  Regl. 
V.  2.  Mai  1647,  die  Maikeuren  von  1623  und  die  Deichordnung  vom  17.  Sept. 
1661.  — Betreffs  der  Alblasserwaard  vergl.  auch  oben  A.  417;  ferner  die 
Urkunde  von  1413  (Mieris  IV,  S.  243).  Siehe  auch  bezüglich  des  Dyf- 
deiches  unten  A.  476. 

Bergh  II,  611  entscheidet  sich  hinsichtlich  dieser  Handfeste  für 
das  Jahr  1287;  Acker  Stratingh  hatte  sie  nach  Mieris  in  das  Jahr 
1097  verlegt;  P.  H.  van  der  Wall  vor  das  Jahr  1277,  V’ergl.  hierüber 
Nibbelink  $ 3. 

‘■'4)  Mieris  II.  S.  482. 

Mieris  IV,  S.  666. 

*'-")  3Iieris  IV,  S.  673. 

*■'')  31ieris  IV,  S.  716. 

‘■'*‘)  31ieris  IV,  942. 

Vergl.  auch  für  die  spätere  Zeit  die  (Quellenangaben  bei  Güldemont 
.dis.s.  de  jur  agg.  . . .“  1837.  (16.60  Reglement;  1759  Ordination  von  den 
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h)  die  Sw jjndreclitsche  Waard. 

Die  sämtlichen  Urkunden,  welche  sich  auf  diese  Waard 
beziehen,  sind  von  Nibbelink  (.T.  de  Wal)  zusammengestellt. 
Natürlich  haben  nicht  alle  für  das  Deichrecht  Interesse.  Nur 
die  deichrechtlichen,  welche  wichtig  sind,  werden  im  folgenden 
aufgeführt.**^') 

1.  16.  Mai  1325  Vertrag  Wilhelms  mit  Heinrich  von 
Brederode^**)  nebst  seinem  Versprechen  vom  14.  Sept.  1325*.^**) 

2.  19.  Nov.  1331  Verkündigung  Wilhelms.^®’*) 

3.  18.  März  1331  Verordnung  Wilhelms.**®) 

4.  16.  Aug.  1332  Deichordnung  Wilhelms.*®’) 

5.  8.  April  1333.  Wilhelm  schlichtet  den  Streit  zwischen 
Riederambacht  und  Zwyndrecht.*®®) 

6.  28.  Sept.  1335.  Deichrechte,  gegeben  von  Wilhelm.**') 

7.  12.  Nov.  1337  Vorrechte  und  Handvestcn.*®*) 

8.  2.  April  1374  Ordonnanien  ter  Gelegenheid  van  het 
overstroomen  der  landen  van  den  Rieder waaret  en  den  Zwynd- 
rechtschen  Waard**®*) 

y.  1386*  und  1387*  Beilegung  der  Streitigkeiten  um  Erde 
und  Soden  mit  benachbarten  Landen.*'®) 

10.  1430*,  1435*,  31.  Dez.  1440*  ücbertragungen  der 
Deichgrafschaft.*'') 


Städten  1762  Neues  Reglement  von  den  Ständen  der  Provini  Holland;  1806 
Deicliverordnung). 

t®)  Dabei  werden  die  in  gedachter  Sammlung  zuerst  gedrnckten  mit 
einem  Stern  versehen. 

Mieris  II,  S.  .S61.  Nibbelink  Nr.  6. 

Nibbelink  Nr.  7. 

Mieris  II.  S.  5ü7.  Eyck  26S,  Oudenhoven  S.  240.  Nibbelink 

Nr.  10. 

♦**)  Mieris  II.  S.  511.  Nibbelink  Nr.  11. 

**■')  Mieris  II,  S.  5;t4,  Eyck  S.  269.  Oudenhoven  S.  242. 
Nibbclink  Nr.  12. 

**)  Mieris  II,  S.  540.  Nibbclink  Nr.  16. 

Mieris  II,  S.  573.  Nibbelink  Nr.  23. 

Mieris  II,  S.  60l.  Nibbelink  Nr.  30. 

Nibbelink  Nr.  66. 
t™)  a.  a.  O.  Nr.  80,  84. 

a.  a.  0.  Nr.  146,  1.64,  162,  163. 
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11.  1438*,  18.  Okt.  1440*,  20.  Nov.  1440*  Privilegien 
betreffend  die  Anstellung  von  Deiclibeamten.*’®) 

12.  8.  Aug.  1464*  Verordnung  betreffend  eine  gleiche 
Verteilung  der  Deiclilast.^’*) 

13.  21.  Aug.  1.563.  Philipp  „beleent  aan  de  stad  Dord- 
recht  voor  zeschonderd  guldens  het  regt  tot  het  aanstellen  van 
eenen  Dyckgraaf  in  den  Zwyndrechtschen  Waard,  wanneer  de 
Ambachtsheeren  wegen  de  verkiezing,  onderling  niet  kunnen 
overeenkomen“.*'*) 

14.  15.  Mai  1564  Ausspruch  betreffend  das  Anstellen  eines 
Ueichgrafen*.^"®) 


B.  Ij  a n d van  A r k e 1,  Land  van  H e u s d e n, 
Land  van  V o o r n e,  Land  van  Putten,  G o u d a. 

1.  Für  Arkel  führen  wir  vor  allem  die  Deichregeln  Johanns 
von  Arkel  für  den  Dieffdyk  von  1284  an.^'®) 

2.  Für  Heusdeu  kommt  der  Vertrag  zwischen  Herrn 
von  Heusden  und  Graf  Floris  betreffend  die  Schauung  über  den 
Hoofdyk  von  1273  in  Betracht.*"')  Erwähnenswert  ist  auch 
der  Vertrag  mit  Herrn  von  Heesben  von  1277.*"'*) 

3.  Für  Voorne  sind  heranzuziehen  die  Schenkungsurkunde 
von  1220,*"*)  die  Ordnung  der  Abtei  Does  von  1237, *'®’)  das 


•«)  a.  a.  O.  Xr.  150,  100,  101. 

«'3)  B.  a.  O.  Nr.  ics. 

P.  H.  Tan  de  Wall  .Haiidvcsteii  der  stad  DordrecLt“  S.  12GS. 
Xibbelink  Nr.  181. 

*'■•)  Nil) bc link  Nr.  ls2.  — Xr.  189  gicbt  die  Formel  einer  Scbau- 
liegung.  — Für  das  17.  und  is.  .Jahrhundert  vergl.  die  Urkunden  Nr.  204 
(auch  hei  de  Wall  S.  1034).  200*,  207  (de  W.all  S.  1899),  208*.  210*,  211’. 

♦•*)  Hcrgh  II,  498.  Es  ist  dies  wohl  der  Diefdeich  der  Alblassor- 
waard  in  seiner  Fortsetzung.  Vergl.  oben  A.  452.  — Vergl.  auch  die 
Urkunde  von  1397  (ilieris  III,  S.  600).  ~ Nach  Dreyer  S.  27  Xr.  IX. 
gicbt  es  eine  Sammlung  der  Deichreclite  unter  dem  Titel:  llay-Keuren  van 
Dykgraf  ende  hooge  Heemraden  van  dem  Ijunde  van  Arkel. 

*“)  liergh  il,  248. 

‘••"‘j  a.  a.  l).  33i>.  Vergl.  auch  Bergh  11,  843. 

*•'*)  Bergh  I,  209. 

*-')  Bergh  I,  302. 
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Privileg  Heinriclis  von  Vooriie  an  seine  Lehnsleute  von  1 255,“") 
die  Urkunde  von  1413  betreffend  die  Eindeichung  von  Goorsen.“-) 

4.  Was  deichrechtliche  Verordnungen  des  Herrn  von  Putten 
anlangt,  so  sind  insbesondere  die  von  1315“®)  und  1412“*) 
erwähnenswert. 

5.  Für  Gouda  vergleiche  die  Verordnung  von  1413  und 
das  Privilegium  aus  demselben  Jahre.^’*') 

Im  Uebrigen  sind  die  Herren  dieser  Länder  und  die  Stadt 
Gouda  bei  verschiedeuen  Deichen  oder  Waarden  Südhollands 
beteiligt,  und  es  beziehen  sich  viele  für  Siidholland  angeführten 
Deichordnungen  auch  auf  sie. 

G.  S c h i e 1 a n d. 

1.  1281  Verordnung  des  Grafen  Floris  betreffend  die 
Deiche  zwischen  Seine  und  Gonwe."*“) 

2.  129'.i  Schutzbrief  des  Grafen  Johanns  für  die  Heemraden 
von  Schieland.**') 

3.  13‘.15,96  Verordnung  für  Schieland  betreffend  die  Deich- 
beamteu.*“) 

D.  D e 1 f 1 a n d. 

1.  1348  Befehl  Wilhelms  an  die  Heemraden  von  Defland.*'*®) 

2.  137'.i  Verordnung  an  die  Heemraden  von  Delfland*'"’) 
betreffend  das  verspätete  Land. 

3.  13811  Verordnung  an  die  Heemraden  betreffend  die 
Ersatzwahl  für  einen  verstorbenen  Heemrad.*®') 


Bergh  1.  009. 

Micris  IV.  S.  223. 

Mieris  II.  S.  151. 

Mieris  IV.  S.  221. 

*“■■’)  Mieris  IV  S.  221.  223.  Das  letzte  Privileg  gehört  in  das 
Gebiet  von  Gandcraek  und  Haestreelit. 

Bergh  II,  422. 

*'^1  Bergh  II,  1060. 

^**‘)  Mieris  III,  S.  039.  — Vergl.  Dreyer  S.  27,  Nr.  V.  „Keuren 
ende  Ordonantien  van  t'  Heeraradchnp  van  Sebieland  mit  der  Gevolge  van 
Dyken“.  Kotterdam  1023,  1044,  1090,  1730. 

•«’)  .Mieris  II.  S.  750. 

<»’)  Mieris  111.  .S.  354. 

*®')  a.  a.  ü.  S.  441. 
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4.  I3‘.H  ^s’eiie  Verordnung  betreffend  die  Deichbeainteu.**-) 
E.  K 1)  y n 1 a u d. 

1.  1251  Erlaubnis  Wilhelms  II.  betreffend  die  Eindeichung 
des  Abtes  von  Rjjudsburg.*®'*) 

2.  1253  u.  1255  Urkunden  betreffend  den  Sparendanim. 

3.  1285  Deichordnung  Floris  für  den  Sparendanim.**’') 

4.  13«1  Bestätigung  der  Privilegien  der  Heemradschaft 
von  Rhjjnland;***)  ebenso  1407**") 

F.  A m s t e 1 1 a n d. 
a)  Der  Diemer  Zeedyk. 

1.  1307  Verordnung  des  Bischofs  von  Utrecht  für  Am- 
stelland.*®*) 

2.  1423  Verordnung  Johanns*®®) 

3.  143fi  Aussprache  und  Ordonnanz  Hugos  von  Leiioy.’'®®) 

4.  144ti  Herzog  Philipps  Verordnung  betreffend  das 
„Seventuyg“.''®') 

5.  1452  Die  Verpflichtung  Philipps.’'®*) 

6.  146fi  u.  1467  Verordnungen  betreffend  das  Paalwerk.’'®*) 


***)  a.  a.  O.  S.  584.  — Vergl.  ferner  Oorgh  I,  .388;  Kieris  III, 
S.  503,  566. 

***)  Ilergh  I,  534. 

"8^  Itergh  1,  8.  306,  330. 

Hergli  II,  Xr.  .583. 

‘Wij  Jlieris  111.  S.  135. 

Mieris  IV,  S.  65.  — Vergl.  ferner llieris  II,  S.586;  111,8.  139, 
600,  793.  — Für  die  neuere  Zeit : Keuren  ende  Ordonnantien  vau  t'  Heem- 
radechap  van  Ityoland.  gliemaekt  by  Diiekgrave  ende  Uooghe  Heemradcn 
deaaelfa  Landta;  üraveu  Hagbe  1596,  1610,  1629,  1667.  Die  Ausgabe  von 
1629  ist  auf  der  Kgl.  Bibliothek  zu  Berlin  hinter  Eycks  „Besebryvinghe 
van  Zuyt-Holland"  geheftet. 

G.  Utr.  Placaatboek.  II,  8.  1.  Mieris  II,  S.  65. 

‘•®)  Mieris  IV,  8.  687;  Gr.  Utr.  PI.  11,  8.  1. 

■''“>)  a.  a.  O.  8.  2. 

a.  a.  0.  8.  5. 

a.  a.  O.  8.  7. 

“*)  a.  a.  ü.  8.  7.  8. 
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7.  1485  Verordniiug  Maximilians  und  Philipps.''’’*) 

8.  1500  Verordnung  Maximilians  und  Karls.'’”') 

b)  Die  Verordnung  des  Ritters  Coen  van  Oosterwyk 
betreuend  einen  Sommerdeich  bei  Amsterdam.'"*) 

G.  Kennemerlan  d. 

1.  1212  Schenkung  Wilhelms  I.  bezüglich  der  Slikken  vor 
dem  Deich  zwischen  Alkmaar  und  Bergen.'®') 

2.  1250  Abt  von  Egmont  giebt  Deichländer  in  Erbpacht.®'”*) 

3.  1251  Abt  von  Egmont  ordnet  die  Rechtsverhältnisse 
der  Erbpächter  bei  Popswoude."’"*) 

4.  1288  Deichordnung  des  Baljus  von  Kennemerland  und 
Wilhelms  von  Harlem  betreffend  den  Deich  zwischen  Outgotskoghe 
und  Linnen.-''®) 

5.  1357  Handvestandie„inKrommenyerdamgelandzyn“.’") 

6.  1357  Befehl  Wilhelms  an  die  unter  dem  Krom- 
menyerdam.*'*) 

7.  1305  Befreiung  der  Leute  von  Oiiddorp.'*®) 

8.  1401  Albrechts  Privileg  an  die  von  Grode.*") 


•'■»*)  a.  a.  O.  .S.  0. 

a.  a.  0.  S.  ll.  Vergl.  ferner  die  Verordnungen  von  15B1  (a.  a.  O. 
S.  15)  die  Kesolutiuneii  von  KistJ  (a.  a.  O.  S.  16).  üeber  ujtboesimgo 
siebe  die  Conventionen  und  Verhandlungen  der  Jahre  17--’0  und  17-21 
(S.  17  ff.)  ln  B.  II,  der  Fortsetzung  des  riacaetboeks  finden  sich  noch 
Beschlüsse  und  Proteste  von  1683,  Resolutionen  von  1697,  1701,  171.5,  1755, 
die  Instruktion  von  1711.  — Vorgl.  auch  das  1711  gemachte  Deichregister 
im  l’lacaatboek  S.  26  ff.  Das  Zeugnis  des  Deichgrafen  und  der  Deich- 
schöffen von  1509  (S.  12)  und  die  Deichscheidung  von  1150  (8.  6). 

31ieris  111.  8.  731.  Vergl  ferner  die  Urkunden  von  1388 
(Mioris  III.  S.  .500),  1387  ,s8  (Mieris  111  8.  184),  1390  (8.  565),  1399 
(8.  71-2).  11-23  (Mieris  IV.  S.  613). 

“”)  Bergh  1.  227. 

“•*)  Bergh  1.  533. 

Bergh  1.  515. 

^*“)  Bergh  11.  611. 

“>)  Mieris  III.  8.  30. 

Mieris  111.  8.  36;  Oroot  Placaatboek  für  Holland  II.  1631. 

SIS)  Mioris  111.  8.  701. 
s'i)  Mieris  111.  8.  737. 
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9.  14(11  Verordnung  für  Schoorle.''*') 

10.  1407  Ordonnanz  an  die  Heeinraden. 

11.  1414  l.j  Wilhelm  verpachtet  seine  Vroiilandc  an  die 
Bauern  von  Koedyk.''"') 

1-2.  142*2  Verordnungen  betreftond  den  Hugcndeich.*'') 

13.  14‘2"2  Ordnung  für  den  Schorelschcn  Deich.*”*) 

14.  14‘22  Verordnung  und  Ordonnanz  für  Kemiemerland.*'*) 

H.  W e s t f r i c s 1 a u d. 

a>  ln  Betracht  kommen  allgemein  das  Laudrecht  vou 
r299*"“)  und  die  Befehle  vou  1321,*-*)  1323**'^)  und  132U*”) 

b)  Drechterland. 

1.  Verordnung  vou  129h.*-‘) 

2.  13(1()  Privileg  au  die  Drechterländer.*-*) 

3.  1380  Privileg  an  Drechterland.***) 

4.  1381  Verordnung  Albrechts,  die  mit  der  Verordnung 
von  1380  für  Enchuyzen  übereiustimmt.**") 

5.  1387  Verordnung  für  Drechterland.***) 


*'•'')  Mioris  111.  S.  73S. 

*'■')  üroot  l'liieaotboek  für  Holland  11.  1638. 

Mi  er  ja  IV.  S.  320. 

*'‘)  Mieris  IV.  S.  613. 

Mieris  IV.  S.  635. 

■'■‘‘■'J  Jliei'is  IV.  S.  64.5.  — Vergl.  ferner  das  Landreclil  von  1292 
fBergh  II.  816)  und  die  Urkunden  von  1280  (Bergli  11.  Anhang  63), 
1328  .,Mieris  II.  S.  470),  1387  (Micris  111.  S.  465),  1413  14  (llieris  IV. 
S.  278),  1422  (8.  667),  1424  (.S.  743).  — FUr  .Ukuiar  kommen  in  Betracht 
die  llandvestcn  von  1455  und  die  Verorduuug  von  1558  (Uandvesten  emt. 
der  Stadt  Enchuiseu.  1667.  S.  26,  49. 

’'”)  Bergh  II.  1098. 

■’"‘)  .Mieris  II.  S.  264. 

•■^)  Mieris  11.  S.  311. 

Mieris  II.  8.  394. 

■’^^)  Bergh.  II.  1048:  Uandvesten  eiiz.  der  Stadt  Euchuisen  euz.  8.  49  b. 

Mieris  111.  8.  190. 

*^’)  Mieris  111.  8.  369;  llaudvesten  . . . S.  52b. 

Micris  III.  8.  378. 

3Iieris  111.  8.  480. 
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6.  1401  und  1402  Deiclireclit  von  Drechterland.^**) 

7.  1440  Erlaubnis  zuui  Eiudeiclieu  der  Groote  Ness.®^") 

c)  13;i0  Dek'bverordnung  für  Wieringerland.'®*) 

d)  Medeniblik,  Encliuizen,  Horn. 

1.  In  Betracht  kouiuien  die  Handvesten  von  la.'iO,'®*) 

laso,'®®)  1382,'®*)  die  Privilegien  und  Verordnungen  von 

1397,'*')  1401,'®")  1404,'*')  1412,  1423.'®*) 

2.  Hervorzulieben  ist  die  Haudvesto  Maximilians  lüi'  die 
Ooster-Uyckgraefschap  by  Medenblick  vom  14.  Febr.  1492,'®") 
die  neue  Deichordnung  Maximilians  von  1495  '^“)  und  die  Deich- 
ordonnauzeu  von  1497  und  1499.**') 

I.  W a t e r 1 a n d und  O o s t z a a n e n. 

Anzutühren  sind  die  Verordnung  des  Rates  von  Holland 
für  den  Deich  bei  Oostzaaneu  von  1408,**®)  die  Schlichtungen 
der  Streite  zwischen  Waterlaud  und  Oostzaauen  von  1407  uud 
1410.'*®)  Das  Deichrecht  für  den  Oostzaauer  Schiukeldeich 


Mieris  III.  8.  756. 

**')  Ilanilvesteii  . . . S 59  b. 

“')  Mieris  II.  S.  502.  Vurgl.  ferner  das  Oktroi  für  Wieriugen  von 
1597  (Uroot  Placaetboek  für  Holland  II,  1692). 

Mieris  III  S.  91;  llandvesten  . . . S.  U. 

“b  Mieris  III.  S.  364;  llandvesten  ...  8.  15. 

’■**)  Mieris  III.  8.  3S4;  llandvesten  ...  8.  15. 

*®*)  Mieris  III.  S.  654;  Handve.sten  ...  8.  16. 

“•)  Mieris  III  8.  751;  llandvesten  . . . S.  18. 

Mieris  IV.  8.  8;  Handvesten  ...  8.  18. 
llandvesten  ...  8.  19,  21. 

"*)  Handvesten  ...  8.  44. 

**")  Uandvesten  ...  8.  49. 

®*M  a.  a.  O.  8.  .55  ff.  — Für  die  spätere  Zeit  sind  insbesondere  an- 
zufiihren  die  Aussprachen  von  1640  (a.  a O.  8.  109,  8.  111).  Die  Verträge 
von  1650  lind  der  Akkord  von  1561.  Für  Medenblick  vergl  auch  die 
Handveste  von  1404  (8.  13'>)  u.  Mieris  111.  8.  369,  756;  für  Encliuizen 
Mieris  II.  .8.  386  und  Mieris  IV\  8.  667;  für  Hoorn  Mieris  IV,  8.  197; 
für  alle  drei  Städte  die  Verordnungen  von  1422  (Mieris  IV,  8.  630).  — 

**')  Mieris  IV,  8.  113,  Uroot  l’l.  für  Holland  II,  1646. 

**®)  Groot  Placaatboek  für  Holland  II,  1616.  Mieris  IV,  152. 

J.  Qierke,  ÜMobiebte  d««  deut«eh«o  DeiobreebU.  0 
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von  UU'“)  und  das  Deichreclit  für  Ydoien  in  Waterland  von 

1422.M5J 


IX.  Von  deichreclitlicheu  Quellen  Seelands  sind  bei 
clironologisclier  Anordnung  folgende  zn  nennen: 

1.  1147  Deichanordnung  für  Südbeveland.*‘®) 

2.  1290  Einzelne  deichrechtliche  Bestimmungen  in  den 
Landrechten  für  Seeland.*“") 

3.  1291  Bestätigung  einer  Deichmessung  auf  Walcheren 
von  Floris.®**) 

4.  1291  Weisung  für  Schonwen.®*") 

5.  132.'>  Pachtvertrag  bezüglich  des  Neulandes  bei  Voor- 
trappen.®®®) 

n.  1327  Dcichrecht  für  Nordbeveland.®®') 

7.  1331  Verordnung  für  Middelburg.®®*) 

8.  1340  Deichverordnung  für  Nordbeveland.®'®) 

9.  1358  Erlaubnis  Albrechts  betreffend  eine  neue  Be- 
deichung auf  Nordbeveland.®®*) 

10.  1374  Urkunden  betreffs  Neueilideichung  auf  Seeland.®'*) 

11.  1376  Ordonnanz  für  Westeinde  von  Boi-selen  (Middel- 
bing).®'®) 

12.  1400/1401  Befelil  zur  Eindeichung  auf  Seeland.®*") 


Groot  Placaatboek  für  Uüllaml  II,  1647. 

Mieris  IV,  S.  613.  — Im  übrisea  siebe  Mieris  II,  S.  470, 
Mieris  III  S.  712  (.Amstellaml  uud  Waterland),  IV,  S.  227  und  630  ft'.  — 
Betrefl.4  der  neueren  liolländisclien  (Quellen  rergl.  A.  563. 

■’**)  BcrgL  I,  127. 

*<’)  Bergb  II.  747,  748. 

M»)  Bergli  II.  761. 

Bergb  II,  762.  Die  neueren  Keure  von  1327  bei  Mieris  II, 
B.  418;  die  neuste  von  1495. 

Mieris  II.  8.  368. 

“')  Mieris  II.  .S  420. 

™)  Mieris  II.  S.  517. 

“»)  Mieris  II  S.  634. 

Mieris  III,  S.  67. 

Mieris  Ilt,  S.  291. 

««)  Mieris  III,  S.  320. 

Mieris  111,  S.  733. 
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13.  1410  Oktroi  für  das  Gebiet  nördlich  von  Tholen.”*) 

14.  1411  Deichverordnung  für  Walchercn.'**) 

15.  1413  Austeilung  eines  Deichgrafen  auf  Walcheren."*") 
If).  1417  18  Vidiuuis  der  Stadt  Middelburg.***) 

17.  1421  22  Bewilligung  an  den  Ambachtsherrn  von 
Vosmer.***) 

18.  1423  Deichordnung  für  Schouwen.**^) 


X.  lieber  das  alte  Deichrecht  in  Flandern  geben 
Auskunft : 

1.  Der  Keurbrief  der  Chatelenie  von  Brügge  von  1190 
§ 19.***) 

2.  Die  Erteilung  einer  Wassergerechtigkeit  von  1239.***) 

3.  Die  Keure  der  vier  Ambachtcu  von  1242  Titel  XXIU 
u.  XXIV.*'”') 

4.  Das  Privileg  au  die  Stadt  Ardonburg  von  1279.**') 


Mieris  IV,  S.  I5ß. 

Mieris  IV,  S.  ISS. 

•«>)  Mieris  IV,  S.  225. 

«»)  Mieris  IV,  S.  479. 

“S)  Mieris  IV,  .S.  6!3. 

Mieris  IV,  S.698.  — Für  die  neuere  Zeit  ist  binsichtiieh  Hollands 
und  Seelands  liinzuwcisun  auf  die  Verordnuug  von  1510  iGroot  Plaeaatboek 
für  Holland  II.  2900),  die  Surebeantie  in  Dykagien  in  Holland  (a.  a.  O. 
II,  297s),  die  Ordre  teegens  abuiseen  van  de  Dykagie  in  Walcbereu  von 
1501  (a.  a.  0.  II,  1S24),  die  Ordre  für  'Walcbereu  von  1501  (a.  a.  O.  II. 
IS25),  die  Ordre  tot  vorderingo  van  de  Dykagie  in  de  Sype  von  1565 
(a.  a.  O.  II,  1053),  die  Missive  van  de  Finantie  op  de  reparatie  der 
Dyken  (a.  a.  0.  II,  1S20),  das  Flacaat  op  de  reparatie  van  Dyken  von 
1570  (a.  a.  O.  II.  1S17).  Aus  dem  16.  Jabrbundert  sind  Oktrois  aus  den 
Jabren  1593  (a.  a.  O.  II,  1848),  1595  (a.  a,  0.  II,  1857,  1860),  1596 
l.\.  a.  O.  II,  1673,  1685)  1597  (a,  a,  O.  II,  1597),  1598  (a.  a.  O.  II,  1793, 
ISOS)  anzufübren.  Für  die  neuste  Zeit  siebe  Cau  en  Scbeltus  „liroot 
l’lacatboek  van  Holland  en  Zeeland“  (1658 — 1796)  insbesondere  dl,  II. 

“*)  Warnkünig  .Flandriscbe  Staats-  und  Recbtsgeschicbte“  II,  1 
Urkundenbueb  S.  S6. 

■*'■)  a.  a.  O.  III,  Urkundenbueb  Xr.  85. 

*•*)  a.  a.  0.  II.  2.  Urkundenbueb  S.  196. 

“’)  a.  a.  0.  Nr.  145. 

6* 


Z' 
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5.  Die  Schlichtung  des  Streites  zwischen  Brügge,  Dam  und 
einigen  Grundeigentümern  von  Remboudswerf  im  Jahre  1288.®**) 


“**)  a.  a.  0.  II.  2.  S.  15.  — Vergl.  ferner  a.a.O.  III  S.  77  (Scheakung 
des  Habbekines  Polder  1218).  Auf  das  Schleusen-  und  Siel-Recht  nehmen 
Bezug  die  Keure  von  Waes  von  1241  (a.  a.  O.  II,  2 Nr.  220,  § 32)  und 
die  Keure  von  Eeclo  und  Caprike  von  1240  (a.  a.  0.  Nr.  282  §§  9,  10). 
Für  die  neuere  Zeit  findet  sich  einiges  in  den  Costumen  von  dem  Lande 
von  den  Freien  (art.  8.  61  bei  van  den  Hane  .Costuymen  van  Vlaendem* 
Oent  1664  I.  S.  131,  171)  und  in  den  Costumen  von  Broucburgh  von  1587 
(a.  a.  0.  II,  S.  669;  Tit.  17  art.  5 n.  Tit.  18,  art.  5). 
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Erster  Abschnitt. 

Die  Anlage  von  Deichen. 

§ 1- 

Allgemeines. 

Die  Frage,  wer  die  ältesten  Deiche  erbaut  hat  und  was 
die  Veranlassung  zu  ihrer  Anlage  gewesen  ist,  kann  nur  richtig 
beantwortet  w'erden,  wenn  man  sich  eine  ungefähre  Voretellung 
von  der  Beschafenheit  der  Gebiete  macht,  welche  mit  Deichen 
eingefasst  wurden.  Auch  für  eine  Betrachtung  der  späteren 
Deichanlagen,  ist  dies  erforderlich.  Die  ältesten  und  wichtigsten 
Deichländer  sind  die  Marschlän  der.  Diese  Marechländer  sind 
erdige  Anschwemmungen,  welche  von  Flüssen  oder  Meeren  oder 
von  beiden  gemeinschaftlich  gebildet  werden  und  einen  land- 
wirtschaftlichen Nutzen  versprechen.*)  Verfolgt  man  diese  all- 
mähliche Aufscblickung,  so  lassen  sich,  wenn  von  einer  Ein- 
deichung abgesehen  wird,  zwei  Stadien  unterscheiden,  die  in 
Bezug  auf  eine  landwirtschaftliche  Verwertung  von  Wichtigkeit 
sind.  Liegt  die  Marschfläche  dem  Flutwechsel  ausgesetzt,  weit 
unter  der  ordinären  Fluthöhe,  so  giebt  sie  entweder  gar  keinen 
Nutzen  ab  oder  gewährt  nur  Schilf  und  Gras.  Zur  eigentlichen 
Viehweide  ist  sie  untauglich,  da  das  Vieh  auf  solch  über- 
schwemmten Weiden  ohne  Nachteil  für  seine  Gesundheit  nicht 
w’eiden  kann.  Hat  die  Marschfläche  die  Höhe  der  ordinären 
Flut  erreicht  oder  überstiegen,  so  eignet  sie  sich  vortrefflich 
zur  Viehw'eide,  wenn  schon  von  Ackerbau  kaum  die  Rede  sein 

')  Tergl.  Auhagen  § 1.  — Man  muss  aich  hüten,  den  hScbaten 
Wasaeratand  zum  Massatab  für  den  Unterschied  zwischen  Marach  und  Geest 
zu  machen.  Ueber  die  fricaiachen  Marschen  und  den  Charakter  des  Marsch- 
bodens siehe  Meitzen  II.  S.  2 ff.  8 ff. 
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kann”)  An  ein  Bewobnen  der  Flächen  erst  gedachter  Art 
darf  nicht  im  entferntesten  gedacht  werden.  Etwa  sich  dar- 
bietende Sandbänke  oder  natürliche  Hügel  sicherten  nicht  ge- 
nügend gegen  die  Flnt  und  einen  besonderen  Reiz  konnte  das 
Wohnen  inmitten  des  unergiebigen  Landes  nicht  ansüben. 
Anders  stand  es  bei  den  höheren  Weidemarschstrichen,  den 
reifen  Marschflächen.  Bei  ihnen  war  ein  Wohnen  anf  natür- 
lichen oder  künstlichen  Hügeln  nicht  ausgeschlossen.  Dass  ein 
solches  teilweise  vor  der  ersten  Eindeichung  stattgefnnden  hat, 
beweist  die  Schilderung  des  Plinius,  die  bereits  oben  besprochen 
ist.^)  Ihre  Entstehung  verdanken  diese  Wurtdörfer  der  Nord- 
seeküste hauptsächlich  der  Ansiedlung  auf  Viehtrankstätten.-*) 
Die  ersteu  Ansiedler,  welche  sich  unzweifelhaft  auf  dem  trockenen 
Geeststreifen  zwischen  der  Marsch  und  den  Hochmooren  nieder- 
gelassen hatten,  benutzten  die  Geest  zum  Ackerbau,  die  Weide- 
marschstriche zur  Viehweide.  Da  nun  aber  die  Heerden  auf 
der  Marsch  des  Trink  Wassers  entbehrten  und  auch  den  Ueber- 
schw'emmungen  stark  ausgesetzt  waren,  so  errichtete  man  Kreis- 
dämme, deren  Inneres  zum  Sammeln  des  Regeuwassers  diente 
und  auf  deren  Böschungen  das  Vieh  flüchten  konnte.  Allmählich 
verlegte  man  auf  diese  Dämme  auch  die  Wohnsitze,  es  ent- 
standen auf  ihnen  ganze  Ortschaften.'*)  Neben  diesen  An- 
siedlungen auf  Traiikstätten  gab  es  vor  der  Eindeichung  auch 
Besiedlungen  künstlicher  Erhöhungen,  die  nicht  des  Viehs  wegen, 
sondern  gleich  zur  Bewohnung  für  Menschen  angelegt  waren. 
Auch  an  ein  Niederlassen  auf  natürlichen  Erhebungen  und 
Flächen  die  besonders  geschützt  lagen,  darf  gedacht  werden. 
Auf  alle  Fälle  hat  man  sich  die  Besiedlung  der  Marschen  vor  der 
Eindeichung  als  äusserst  gering  vorzustellen.'*)  Auch  waren  es 


Vergl.  \V.  C.  UUbbe  „Erläuterungen  zur  historisch-topographischen 
Ausbildung  des  Elbstrouts  und  der  Murschinscln  bei  Hamburg“  1S69  8.  10. 
— Zwischen  beiden  Stadien  giebt  es  natürlich  sehr  viele  Zwischenstufen. 

Siehe  Einleitung  § I II. 

Vergl.  zu  folgendem  Meitzen  II.  S.  36.  37. 

'>)  Meitzen  II.  S.  37;  III.  S.  -JOS;  Atlas,  Anlage  87.  Hier  ist  da.s 
auf  einer  Trankstätte  erbaute  Dorf  Kysum  bei  Emden  dargestellt, 

“J  Vergl.  Meitzen  II.  8.  7 u.  37.  Freilich  findet  sich  bei  Meitzen 
hier  ein  Widerspruch;  8.  7 sagt  er:  „Jede  Vorstellung  von  den  Zuständen 
der  rorkarolingischeu  und  überhaupt  der  ältesten  Zeiten  muss  indess  notwendig 
davon  ausgeheu.  dass  die  ^larsclieu  uneingedeicht  dalagen.  Solange  deshalb 
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keine  Wolinsitze,  die  gegen  Ueberschwemniungen  ganz  gesichert 
waren,  sondern  Plätze,  die  der  Wassersgefahr,  wenn  aucli  in 
beschränktem  Masse  ausgesetzt  blieben.')  Es  giebt  ausserdem 
Deichländer,  die  keine  Marschländer  sind.  Dahin  gehören 
Landstrecken  und  Sumpfländer  längs  der  Ströme,  die  mit  einer 
Anschwemmung  nichts  zu  thun  haben.  Die  Frage,  ob  sie  be- 
wohnbar und  bewohnt  waren,  lässt  sich  nicht  allgemein  beant- 
worten. Dahin  gehören  die  Moore,  deren  Kultur  oft  der  Anlage 
von  Deichen  bedarf.^  Die  Deichländer  der  ersten  Periode  aber 
sind  hauptsächlich  die  Marschländer  und  unter  jenem  Namen 
diese  vorzugsweise  zu  begreifen.") 


die  Flutb  an  Mangel  solchen  Schutzes  die  Marschfläche  unberechenbar  über- 
schwemmen konnte,  war  nur  die  Geest  bewohnbar"  — und  S.  37  heisst  es; 
es  „ist  anznnehmen,  dass  es  auch  schon  vor  der  V'ollendung  der  Scedeiche 
.Sitte  wurde,  Orte  auf  solche  UUhcii  in  die  Marsebon  hinauszubauen.  Schon 
riinius  berichtet  dies  von  den  Ghauken“. 

A.  M.  Auhagen  §§  3.  4. 

®)  Siebe  Meitze n S.  33.  Mitunter  lagert  unter  Moorboden  Marsch- 
boden. z.  B.  in  Hadeln.  Vergl.  Anbagen  Abh.  II.  A.  III.  a.  E 

Im  (tegensatz  zu  den  vorstehenden  Ausführungen  stehen  die  Dar- 
stellungen der  juristischen  Schriftsteller,  indem  in  ihnem  das,  was  sich  tUr 
uns  als  Ausiiabme  ergab,  zur  Kegel  gestempelt  wird,  ja  sogar  zur  Hegel 
ohne  Ausnahme,  nämlich  das  Wohnen  auf  den  Deichlanden  vor  der  ersten 
Anlage  von  Deichen.  Meistens  nimmt  man  dies  als  ganz  selbstverständlich 
an;  mitunter  wird  es  zwar  nicht  direkt  ausgesprochen,  liegt  aber  dem 
Gedankengang  der  Schriftsteller  zu  Grunde.  Ganz  deutlich  spricht  sich 
AnschUtz  S.  142  aus:  .Wer  war  es  nun.  der  diese  ältesten  Deiche  erbaut 
und  unterhalten  hat?  Sind  sie  freier  l’rivatthätigkeit  der  Einzelnen  zu 
verdanken,  die,  jeder  für  sich  darauf  bedacht  waren,  durch  Aufschütttung 
des  Dammes  ihr  Erb  und  Eigen  (1)  vor  der  Flut  zu  schirmen?  Gewiss  nur 

selten  und  ausnahmsweise der  Regelfall  ist  vielmehr  der  Deichbau 

durch  vereinte  Kraft  und  Thätigkeit,  durch  das  planmässige  Zusammenwirken 
aller,  die  in  einer  und  derselben  Niederung  ansässig  waren.  (!)  also  gemeinsam 
den  Schutz  des  Deiches  genossen*.  Das  Nähere  wird  sich  in  § 2 ergeben. 
An  ein  Wohnen  auf  den  Deichlanden  in  umfangreicher  Weise  ist  aber  nur 
dann  zu  denken,  wenn  mau,  wie  dies  Auhagen  thut,  die  ganze  Nordseekiiste 
mit  Warfen  übersät.  Gegen  eine  solche  Annahme  vergl.  oben  Einleitung 
§ 1 II,  ferner  Meitzen  II.  S.  7,  37.,  Uübbe  a.  a.  O.  Es  ist  auch 
namentlich  zu  beachten,  dass  eine  sehr  grosse  Anzahl  der  Wurten  erst  nach 
der  Eindeichung  entstand.  (Meitzen  S.  37). 
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Die  älteste  Zeit. 


Handelt  es  sich  somit  in  der  ältesten  Zeit  bei  den  Deich- 
anlagen meistens  um  noch  nicht  besiedelte  Landstrecken,  so 
sind  doch  auch  die  Eindeichungen  solcher  Flächen  zu  beachten, 
die  vor  ihnen  bereits  besiedelt  waren.  Schon  aber  ist  klar, 
dass  die  Deichanlagen  um  unbesiedeltem  und  besiedeltem 
Boden  in  einem  gewissen  Gegensatz  stehen  müssen. 

1.  Ursprünglich  war  die  rechtliche  Beschaflfenheit  aller 
Marschländer  derart,  dass  sie  unbewohnt  entweder  als  herren- 
loses Land  galten  oder  den  Marken  grösserer  oder  kleinerer 
politischer  Verbände  gleichstanden.  Somit  stellt  sich  jede  Be- 
siedlung vor  der  Eindeichung,  wie  sie  als  möglich  und  that- 
sächlich  geschehen  geschildert  wurde,*)  als  Besitznahme  herren- 
losen Landes  oder  als  Landnahme  in  der  Mark  dar,  ausgehend 
von  einer  Genossenschaft  von  Ansiedlern,  die  sich  räumlich 
von  einer  älteren  Siedlung  ausserhalb  des  eigentlichen  Deich- 
landes trennte.  In  ganz  analoger  Weise  fand  später  in  den 
vor  einer  Eindeichung  unbesiedeltcn  Deichlanden  eine  Besiedlung 
statt,  nur  dass  hier  zugleich  mit  der  Ansiedlung  die  Bedeichung 
ins  Werk  gesetzt  wurde.  Hier  bedeuteten  die  Deichanlagen  eiu 
Siedlungswerk,  Siedlung  und  Eindeichung  waren  eins. 
Diese  Eindeichungssiedl  uugen  gingen  aus  von  kleineren  oder 
grösseren  Genossenschaften,  die  sich  von  solchen  Verbänden  ab- 
trenuten,  welche  ausserhalb  der  Deichländer  fest  angesiedelt  waren. 
Es  waren  sich  abspalteude  Siedlungen  in  Neuland,  aber  keine 


')  Vergl.  § 1. 
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Ansiedlungen  von  Verbänden  wandernder  Volksstämme.^)  Es 
waren  Genossenschaften,  diu  zur  Landnahme  zwecks  Ansiedlnng 
auszogen.  Die  in  den  ersten  Jahrhunderten  nach  der  dauernden 
Sesshaftigkeit  der  Stämme  um  sich  greifende  Volksvermehrung 
trieb  zur  Ansiedlung.  Der  Gedanke  an  Siedlung  beseelte  diese 
Gemeinschaften,  man  wollte  Hans,  Hof  und  Feld  gewinnen, 
man  wollte  an  sich  gar  nicht  deichen,  man  vereinigte  sich  nicht 
zu  Deichgenossenschaften  im  späteren  Sinn , sondern  man  deichte, 
weil  man  sich  ansiedeln  wollte.  Man  ging  jetzt  sicherer  und 
zweckmässiger  vor  als  früher,  wo  man  einfach  Hügel,  Wurten 
oder  geschütztere  Erhebungen  zu  Wohnsitzen  wählte.  Jene 
alten  Besiedlungen  hatten  den  Nachteil,  dass  sie  keinen  allzu 
grossen  Schutz  gewährten,  vor  allem  war  bei  ihnen  der  Ackerbau 
nur  im  beschränktem  Masse  möglich^)  und  ein  grosseres  ge- 
schütztes Areal  nicht  gegeben.  Da  wo  der  Marschboden  hoch 
aufgeschlickt  war,  lag  der  Gedanke  an  eine  Einfassung  des- 
selben durch  Dämme  sehr  nahe  und  war,  weil  die  Deiche  eben 
wegen  der  Höhe  der  Deichländer  keiner  allzu  grossen  Höhe 
bedurften,^)  nicht  schwer  zu  verwirklichen.  Durch  solche 
Deichanlagen  konnte  man  grosse  Flächen  geschützten  Landes 
gewinnen  und  in  umfassender  Weise  Ackerbau  treiben,  an  den 
man  an  den  alten  Siedlungsplätzen,  von  denen  man  auszog, 
gewöhnt  war.  In  Friesland  hat  man  auch  die  Absicht,  sich  in 
gleicher  Weise  anznsiedeln,  wie  früher  auf  der  Geest,  nämlich 
in  Einzelhöfen,^)  dabei  mitgewirkt,  dass  man  die  den  An- 
schauungen der  Bevölkerung  widerstrebende  Niederlassung  in 
geschlossenen  Wurtdörfern  aufgab  und  Deiche  errichtete,  welche 
eine  Besiedlung  nach  vereinzelten  Gehöften  erst  ermöglichten.®) 
Hier  und  da  mag  auch  die  Erkenntnis  der  grossen  Ergiebigkeit 
des  Marschbodens  in  Bezug  auf  eine  intensivere  Getreidewirtschaft 


*)  Die  Bemerkungen  Inamn  Sterneggs  .Deutäche  Wirtsebafta- 
gegcbichte“  B.  I.  S.  32  dürften  daher  in  Bezug  auf  .Deiche“  und  .Dämme“ 
nicht  zutreffend  sein. 

“)  Wenigstens  vor  der  Ziehung  von  Deichen;  vergl.  nuten  sub.  2. 

*)  lieber  die  Niedrigkeit  der  Deiche  am  Dollart  iiu  Jahr  1277  vergl. 
.Tegenwordiger  Staat  der  Niederlanden“  IV.  22. 

'’)  Darüber  siehe  Meitzeu  II.  S.  3». 

*)  Siehe  Meitzen  a.  a.  0. 
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eine  Rolle  gespielt  haben.  Allein  der  Gedanke  an  ein  speku- 
latives Unternehmen  lag  den  Siedlungsgenossenschaften  fern.*) 
Was  sie  wollten,  war  nicht  blinkendes  Gold,  verschafft  durch 
den  Absatz  ergiebiger  Marschprodukte,  was  sie  wollten,  war 
eine  Heimstütte.  Ebenso  wenig  darf  au  eine  Landnahme  durch 
den  einzelnen  allein  zur  Yergrösserung  seines  alten  Eigen 
gedacht  werden.  Eine  Analogie  würde  bei  dieser  Annahme  die 
Kultivierung  der  Moore  in  Ostfriesland  gewähren.  Da  torfte 
jeder  Eigentümer,  der  an  ein  Moor  gi-enzte,  in  der  Breite  seines 
Grundstücks  das  Moor  aus,  bis  er  auf  den  Kultivierer  stiess, 
der  von  der  entgegengesetzten  Seite  ausging.*^)  Boi  den  Marsch- 
ländern lag  die  Sache  aber  anders.  Hier  stiess  der  einzelne 
nicht  an  Marschboden  direkt  an,  und  eine  Eindeichung  von 
seiten  des  einzelnen  war  deshalb  unmöglich,  weil  sie,  wenn  sie 
Erfolg  haben  sollte,  seine  Kräfte  erheblich  übei-stieg.**)  Diese 
Siedlungsgenossenschaften  waren  freie  Genossenschaften.  Selbst- 
ständig bildeten  sie  sich  aus  der  Bevölkerung  heraus,  ein  Zwang 
zum  Anschluss  fand  nicht  statt.  Wer  wollte,  mochte  sich  dem 
Wagnis  anschliessen,  denn  ein  Wagnis  war  es,  aber  kein  ge- 
schäftlich spekulatives  Wagnis,  sondern  ein  Kampf  um  ein  neues 
Dasein.  Wo  das  Marschland  freilich  zur  Mark  gezählt  wurde, 
wird  ein  Beschluss  des  Markverbandes  erforderlich  gewesen 
sein,  um  eine  Neusiedlung  zu  gestatten.  Handelte  es  sich  um 
das  Marschland,  das  man,  weil  der  menschlichen  Herrechaft 
anscheinend  ununterwcrfbar  oder  für  wirtschaftliche  Bedürfnisse 
kaum  nutzbar,  als  herrenlos  betrachtete,  so  fiel  ein  solcher 
Siedlungsbeschluss  der  Muttergemeinden  fort.  In  beiden  Fällen 
war  es  ein  Werk  des  Friedens,  in  beiden  Fällen  war  es 
gleichsam  ein  Kriegswerk.  Eine  Gemeinschaft  machte  einen 
Heereszug,  nicht  um  andere  Völkerschaften  aus  ihren  Wohn- 


Zweifelnd  Meitzen  S.  40:  „Das  Risiko  bei  allen  Kulturarbeiten  ist 
zu  gross,  der  Erfolg  in  seiner  Dauer  zu  zweifelhaft,  als  dass  iiiebt  alle 
grösseren  Rolioratinnen  als  L'nternebuien  behandelt  werden  mussten,  an  denen 
die  Reteiligung  freiwilliger  Entscblusa,  und  der  Gewinn  lediglich  nach  dem 
llaassstab  der  Leistung  bemessen  war.  üb  auch  schon  die  ältesten  Ein- 
deichungen und  Kooge  so  entstanden  sind,  wird  sich  schwer  entscheiden  lassen“. 
"1  Meitzen  S.  31. 

"j  Auhagen  S.  OHW. 


Digilized  by  Google 


sitzen  zu  verdrängen,  sondern  um  Siedlungsland  abzuringen  den 
Elementen.  Darum  vergleichen  die  Friesen  die  P]rlialtuiig  der 
Deiche  mit  den  Fehden  gegen  die  Normannen,*")  darum  sind 
Spaten  und  Gabel  ihnen  die  Waifen  gegen  die  salzige  See,'*) 
darum  gehören  Spaten  und  Forke  zum  Heergewcde*-)  und  der 
Deich  selbst  erscheint  als  Festung  gegen  einen  Feind,  als 
Seeburg.'-*)  Wer  sich  dem  Zuge  angeschlossen  hatte,  war  der 
genossenschaftlichen  Gewalt  unterworfen.*^)  An  Voi-stehern 
der  Genossenschaft  kann  es  nicht  gefehlt  haben.*-'’)  Sie  waren 
Heerführer  und  Leiter  sich  bildender  Gemeinden.  Man  Hess 
sich  zunächst  provisorisch  auf  Hügeln  oder  geschützteren  Orten 
nieder.  Daun  schritt  man  zuerst  zur  Anlage  der  Deiche  und 
nahm  dann  erst  eine  V erteilnng  des  Grundbesitzes  vor.*®)  Ehe 
nämlich  der  Deich  errichtet  war,  konnte  man  in  damaliger  Zeit 
an  eine  Regelung  der  Grundbesitzverhältnisse  nicht  denken,  weil 
man  die  Richtung  des  Deiches  erst  ausprobieren  musste ; zudem 
trat  der  Deichbau  deshalb  in  den  Vordergrund,  weil  Be- 
schleunigung geboten  war,  indem  eine  Flut  die  Arbeit  von  Tagen 
und  Monaten  zerstören  konnte.*')  Zum  Deichbau  verpflichtet 
war  jeder  Genosse,  der  sich  dem  Zuge  angeschlossen  hatte.  Die 
Deichbaupflicht  war  eine  genossenschaftliche;  man 
deichte  als  Gesamthänder ; jeder  hatte  nach  Massgabe  seiner 
persönlichen  Arbeitskraft  Dienste  zu  leisten.  Wer  nicht  wollte 
deichen,  musste  weichen,  d.  h.  er  konnte  sich  nicht  mit  ansiedeln. 
So  war  die  Deichbaulast  zunächst  eine  persönliche  Ver- 
pflichtung; sie  enthielt  aber  schon  einen  dinglichen  Kern.  Mit  der 
Deichziehnng  nämlich  hatte  die  Gesamtheit  Besitz  von  dem  Lande 


■®)  Köre  X.  bei  Richthofen  S.  19:  „sa  mugu  wi  bebulda  use  loni)  and 
usa  liode,  witb  tbet  lief  and  witb  tbene  northbiri,  icf  us  god  belpa  wili-. 
Vergl.  auch  „(iesetze  der  Riistriuger-  a.  a.  0.  S.  l-2‘2,  -25. 

“)  Riebtbofen  S.  388,  16.  441,  -21. 

'*)  Siebe  Pufendorf  II [.  app.  S.  6 u.  ‘21  (.trat  Hagem. 

■’)  Vergl.  die  Citate  in  Riebthofena  „Wörterbnch“  unter  „sebiirch“ 
’*)  Vergl.  auch  Lampreebt  „Deutsche  tresebiebte“  R.  III.  S.  .-1-2.Ö  (f. 
Aehnliches  können  wir  ebenfalls  für  die  ältesten  Deicbanlagen  auneliiuen. 

Rs  w-aren  dies  aber  noch  nicht  die  Heeinraden  oder  Geschworenen 
(Lampreebt  a.  a.  O.  S.  3*26),  die  erst  später  aultreteu. 

Uebereinstirameud  v.  TbUneu  S.  11.  Siehe  oben  A.  18. 

Vergl.  auch  Jleitzen  a.  a.  O.  S.  6. 
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ergriffen  und  der  einzelne  besass  einen  noch  unausgeschiedenen 
Anteil  am  Land.  Und  als  solch  dinglich  Berechtigter  war  er 
dinglich  zum  Deichbau  verpflichtet.’**)  Wahrscheinlich  ist  es,  dass 
mau  zuerst  die  reifen  Marschflächen  einzudeichen  begann.  Hier 
waren  wegen  ihrer  Hohe  nur  kleinere  Deiche  aufzuwerfen.  Sie 
waren  dann  so  gross,  wie  die  durchschnittlichen  Sommerdeiche. 
Näherten  sich  die  Marschflächen  den  unreifen  Marschstrichen, 
und  flng  man  an,  sie  zu  bedeichen,  so  waren  grössere  Deiche, 
Winterdeiche,  erforderlich.  Letztere  bedurfte  mau  insbesondere 
dann,  wenn  die  Ansiedlungsgenossenschaft  die  Wintersaaten 
kannte  und  an  wenden  wollte.  War  dies  nicht  der  Fall  und 
gewährten  Höhen  der  Fläche  geschützte  Plätze  für  die  Gründungen 
der  Dörfer,  so  konnte  man  sich  mit  Sommerdeichen  begnügen.’®) 
Nach  der  Eindeichung  ging  mau  an  eine  definitive  Bestimmung 
der  Wohnplätze  und  eine  Verteilung  des  Grundbesitzes.  Nun 
spalteten  sich  aus  der  Ansiedlungsgeuossenschaft  regelmässig 
mehrere  kleinere  Gemeindebezirke  oder  Dörfer  ab.  Eine  gemeine 
.Mark  konnte  bestehen  bleiben  oder  den  kleineren  Bezirken 
eigene  Marken  ausgeschieden  werden.  Die  Grundstücke,  welche 
die  einzelnen  Genossen  zugeteilt  erhielten,  waren  ganz  unregel- 
mässiger Natur.  Man  verteilte  den  Boden  nicht  streifenförmig, 
sondern  blockartig.'-’*')  Die  Gräben,  welche  die  einzelnen  Par- 

'D  DuIkt  uieht  richtig  Th ttnen  S.  11.  Er  hält  die  Deichbaulast 
fUr  eine  iicrsönliche  Verpflichtung  und  übersieht  ihren  dinglichen  Kern. 
Z.  T.  kunimt  dies  daher,  dass  Thiinen  meint,  dass  auch  eine  Besitznahme  des 
Landes  vor  der  Deichanlage  nicht  möglich  gewesen  sei.  Allein  die  Gesamtheit 
hatte  doch  Besitz.  Sichtig  ist,  dass  die  Verteilung  des  Landes  erst  nach 
der  Bedeichung  geschah.  Siehe  oben  A.  11. 

”)  Ausgeschlossen  ist  auch  nicht  die  vorherige  Errichtung  künstlicher 
Hügel.  — Soinmcrdeiche  gewähren  gewöhnlich  den  W'intersaaten  keinen 
Schutz;  allein  oft  wird  ein  .Sommerdeich  doch  diesen  Zweck  erfüllen,  wenn 
das  Marsclilund  sehr  hoch  liegt,  z.  B.  werden  die  Deiche  am  Dollart  im 
■lahre  1277,  welche  Sommerdeiche  waren,  Winterfrucht  geschützt  haben. 
Vergl.  oben  A.  4. 

Vergl.  Meitzen  S.  ö6.  Wir  Anden  diese  blockartige  Aufteilung 
in  O.st-,  Westfriesland  und  Holland  in  weitester  Verbreitung  (a.  a.  0. 
S.  38  ff.).  Sie  ist  jedenfalls  der  Rest  der  älteren  Ansiedlungen.  Keines- 
wegs aber  hat  sie  nur  bei  den  vor  der  Eindeichung  bereits  besiedelten 
Landstrichen  stattgefuuden.  .\uch  bei  diesen  trat  sie  erst  nach  Anlage  der 
Deiche  ein,  indem  vorher  alles  Land  als  Weideland  gemeinsam  benutzt 
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zollen  trennten,  zog  man  eben  durchaus  im  Anschluss  an  die 
zufällige  natürliche  Abdachung  des  Landes  und  an  die  ursprünglich 
vorhandenen  Wasserläufe.^*)  Dabei  ergab  sich,  dass  die  eine 
Parzelle  an  den  Deich  stiess,  die  andere  nicht.'^’)  So  bedeichte 
also  der  einzelne  nicht  sein  Grundstück,'^')  auch  erdeichte  es 
nicht  der  einzelne,'^*)  sondern  jeder  einzelne  erdeichte  als 
Mitglied  der  Ansiedlungsgenossenschaft  mit  eine  Ge- 
samtfläche, in  der  sein  Grundstück  liegen  sollte.  Im 
Hinblick  auf  die  spätere  Entwicklung  ist  es  wichtig,  drei  ver- 
schiedene Arten  von  Siedlungen  zu  unterscheiden: 

a)  Inselsiedlungen  sind  solche  Siedlungen,  bei  denen 
sich  Genossenschaften  auf  Inseln  niederliessen,  indem  sie 
sie  mit  Deichen  umzogen.  Gewöhnlich  ging  mau  hier  von  der 
Mitte  der  Insel  ans,  weil  sie  häufig  der  höchste  und  trockenste 
Punkt  war.'*)  So  entstanden  Inselgemeinden. 

b)  Rundlandsiedlungon  sind  solche  Siedlungen,  bei 
denen  die  Genossenschaft  sich  lediglich  am  Rande  einer  Deich- 
landstläche  niederliess,  und  ein  Teil  der  Marsch  zwischen  dem 
anderen  Land  (der  Geest)  und  dem  besiedelten  Strich  als  un- 
besiedeltes  Marsch-  und  Sumpfland  liegen  blieb.  Die  Auf- 
schlickung  des  unbesiedelten  Striches  zu  reifem  Marschland 
wurde  natürlich  da,  wo  dieser  Prozess  noch  nicht  vor  sich  ge- 


wiirde.  Kin  (irunil,  die:ic  Eintt-iluii^  bei  den  Siedlun^itdeiebanlaj'en  (§  2 
aub.  1 ) nicht  auzunebmen,  iat  um  ao  weniger  rorbauden.  aU  man  eher  .lieacn 
als  den  Uemeiudedeicbunlageu  (§  2 sub.  2)  die  l'riorität  zuerkenuou  muss. 
Vergl.  unten  A.  4.i.  Auch  in  den  holsteinischen  Marschen  sind  als  die 
ältesten  Fluraufteiluugeu  die  ganz  unregelmässigen  l’arzellen  erkannt.  Siehe 
Detlefseu  I.  S.  öl,  der  mit  Recht  bei  ihnen  das  Vorhandensein  von 
Deichen  und  Sielen  voraussetzt,  aber  den  Grad  der  Kultur  in  den  Marschen 
um  diese  Eeit  zu  gering  veranschlagt. 

Detlefsen  a.  a.  O. 

'^)  vergl.  die  oben  § I A.  5 erwähnte  Karte. 

Auf  die  vielfach  vertretene  Meinung,  dass  dies  der  Fall  war,  wird 
später  genauer  eiugegangen  werden 

Unter  .erdeichen“  verstehen  wir  die  Gewinnung  eiuer  Landstrecko 
zur  Kultur  im  weitesten  Sinn  durch  Aulage  von  Deichen. 

So  war  es  hei  den  ehemaligen  drei  Inseln  der  Landschaft  Eidelstedt 
der  Fall.  Vergl.  Sach  „Die  deutsche  Ueimath“  Halle  lSh5  S.  235. 
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gangen  war,  durch  die  Anlegung  der  Randdeiche  gehemmt, 
meist  für  immer  verhindert.  Diese  Siedlungen  werden  oft  Flnss- 
ufcrsiedlungen  gewesen  seiii.-*^) 

c)  Anstosslandsiedlungen  sind  solche  Siedlungen, 
bei  denen  sich  die  Genossenschaft  auf  einer  an  besiedeltes  Land 
direkt  anstossenden  Fläche  niederlicss. 

2.  Was  die  Deichanlagen  auf  den  bereits  vor  der 
Eindeichung  besiedelten  Deichlanden  anlangt,  so 
kommen  hauptsächlich  die  Deichbauten  der  Wurtdürfer  iu 
Betracht.  Diese  Wurtdürfer  waren  sicher  die  älteste  Be- 
siedlung der  Marschländer  und  stellten  sich  als  Abspaltungen 
der  Geestgemeinden  dar.  Sie  waren  — mochten  sie 
nun  aus  ehemaligen  Viehtiankstätten  hervorgegangen  oder 
gleich  als  Wohnplätze  füi'  Menschen  angelegt  sein^)  — ganz 
auf  Viehzucht  angewiesen.  Ob  dem  einzelnen  Wurtdorf  eigenes 
Weideland  zustand,  oder  ob  die  Weidemarschstriche  als  gemeine 
Marken  einer  grösseren  Gesamtheit  benutzt  wurden,  wii-d  sich 
nicht  sichei-  entscheiden  lassen.^)  Vielleicht  ist  es  hier  so  und 
dort  anders  gewesen.  Da  alles  auf  Viehzucht  abgestellt  w’ar, 
so  ward  Ackerbau  so  gut  wie  gar  nicht  betrieben.  Vielleicht 
säte  man  an  den  Abhängen  der  Wurten  etwas  Getreide.  Die 
weiteren  Bedürfnisse  hinsichtlich  der  Körnerfrucht  deckte  man 
durch  Kauf  oder  Tausch  mit  den  Bewohnern  der  Geest.^) 


*)  Iu  dieser  Weise  gestalteten  sicli  die  ältesten  SiedlniigeD  in  den 
hulsteinischen  Elbmarschen.  Vergl.  Detlefaen  I.  S.  30. 

*’)  Vergl.  oben  § 1. 

■■*)  Siehe  Auhagen  S.  631. 

Abweichend  Auhagen,  der  Getreidebau  auch  auf  der  Uarschflächc 
und  dessen  .Schutz  durch  Sommerdeiche  annimmt.  Allein  wenn  wir  den 
Zustand  auf  den  Halligen  analog  anwcndeu,  vielleicht  einen  etwas  grösseren 
Grad  von  Viehzucht  zugeben,  kann  von  solchem  Getreidebau,  wie  ihn 
Auhagen  angiebt.  nicht  die  Rede  gewesen  sein.  Dieser  Schriftsteller 
glaubt  ihn  daraus  folgern  zu  müssen,  weil  die  Wurtbewohner  sonst  des 
Getreides  entbehrt  hätten,  während  die  Ualligleute  es  sich  durch  Einkauf 
auf  dem  Festlande  verschaffen.  Warum  sollen  aber  nicht  die  Wurtbewohner 
es  sich  von  den  Geestleuteu  erhandelt  haben?  Dass  der  ganze  Wirtschafts- 
betrieb auf  Viehznclit  abgestellt  war,  beweisen  die  gewaltigen  Schichten 
Mist,  welche  die  Wurten  enthalten. 
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Mit  der  Verbreitung  eines  intensiveren  Ackerbaus  kam  mau 
allmählich  dazu  eine  Veränderung  des  AVirtschaftssystems  vor- 
zunehmen. Man  legte  sich  nun  nicht  bloss  auf  Viehzucht, 
sondern  vermittelte  zwischen  Vieh-  und  Ackerbauwirtschal't: 
Mau  gelangte  zur  Wechsel-  oder  Koppelwirtschaft.  An  eine 
Durchführung  derselben  war  nur  dann  zu  denken,  wenn  mau 
um  das  gesamte  benutzte  Areal  Deiche  zog.'*')  Dabei  hatte 
man  zugleich  den  Vorzug  eines  Schutzes  des  weidenden  Viehs 
und  einer  grösseren  Sicherheit  der  Wohnplätze.^')  Mau  umgab 
das  Areal  zunächst  mit  Sommerdeichen  und  verstärkte  sie  später 
zu  AV'^iuterdeicheu.'*-’)  Das  Weideland,  wie  es  kurz  vor  der 


*’>  Eben  wegen  des  Wechsels  zwisekeii  Weide-  und  .Vckerhind,  obwoh  I 
an  sich  letzteres  nur  ganz  notwendig  der  Deiche  bedarf. 

^■)  iliergegen  naiuentlich  Auhagen  S.  tiSG  fl'.  Nach  ihm  führten  die 
Wurtbewuhucr  vor  der  Eindeichung  ein  gegen  die  Fluten  ganz  gesichertes 
Dasein.  Die  Anlage  iler  Deiciie  bezweckte  nicht  Schutz  der  Wülin|iliitze, 
auch  nicht  Schutz  der  Weiden.  Allein  es  hgben  diese  iloiuente  bei 
der  Errichtung  der  Deiche  mitgewirkt,  wenn  sie  auch  uicht  die  llaupt- 
veranlassting  waren.  Es  wird  dies  in  den  einzelnen  Mögenden  verschieden 
gewesen  sein,  in  wie  weit  diese  Nebenmoraente  hervortreton. 

3-)  tianz  anderer  Meinung  ist  Auhagen.  Nach  ihm  e.xistierten  vor 
den  grosseren  Eindeichungen  bereits  .Summerdeiche,  welche  ein  kleines  Areal 
schützten.  Winterdeiche  habe  man  in  der  .tbsicht  angelegt,  um  Winter- 
getreide zu  bauen ; dazu  habe  man  grösserer  Flächen  bedurft.  Eine  Ver- 
stärkung der  Süiumerdeicho  zu  Winterdeicheu  habe  daher  uicht  stattgefiiudon, 
indem  ja  die  Wiuterdoiche  au  ganz  anderen  l’lätzen  angelegt  werden  nmssteu 
als  diu  in  der  Nähe  der  Wnrtheu  betindlicheu  Sommerdeiche.  An  eine 
„allmähliche*  Verstärkung  sei  auch  um  desswillen  nicht  zu  denken,  weil 
ein  Deich,  welcher  eine  flöhe  zwischen  Sommer-  und  Wiuterdeich  habe, 
schlochter  sei,  als  ein  Sommerdeich  und  ganz  unfruchtbar.  Allein  es  ist 
daran  festzuhalten,  dass  man  die  Sommerdeiche  nicht  um  kleine  Bezirke 
legte  sondern  das  ganze  Arueal  der  Wurt  mit  ihnen  umgab,  als  mau  von 
der  blossen  Weidewirtschaft  zur  Wechselwirtschaft  überging.  Somit  erfolgte 
der  Uebergang  zn  Winterdeicheu  thatsächlich  durch  Verstärkung  der  Sommer- 
deiche. .\ls  Beweis  hierfür  kann  man  eine  im  Jahre  17G6  erschienene  Ah- 
h.andlung  verwerten,  in  welcher  berichtet  wird,  dass  damals  au  der  Uuter- 
weser  Winterdeicho  bestanden,  dass  aber  nach  Aussage  alter  Leute  noch 
vor  I.Ö0  Jahren  nur  Sommerdeiche  existierten  und  im  Jahre  1695  ein  Deich- 
gericht  die  Erhöhung  der  Deiche  beschlossen  habe.  (Vcrgl.  .Hanuöverisebes 
Magazin“  Jahrg.  1766,  38.  .Stück.  § 7.)  Ist  dies  nun  zwar  ein  Zeugnis  aus 
einer  viel  späteren  Zeit,  so  geht  aus  ihm  doch  hervor,  dass  eine  Erhöhung 
von  Sommer-  zu  Winterdeicheu  stattgohabt  bat,  und  der  Sdilu  ss,  dass  dies 
J.  Ui«rko,  Gesobiobt«  dei  deuUebeo  Delohrecbu.  7 
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Eindeichung  bestand,  war  Gesamteigentuui  einer  kleineren 
oder  grösseren  Gemeinde.  Erfolgte  danach  eine  Grundbesitz- 
verteilung zur  Bebauung  au  den  einzelnen,  so  waren  es  wieder 
blockartigc  Parzellen,  die  er  erhielt.  So  ging  hier  die  Be- 
deichung von  einer  schon  bestehenden  Gemeinde  aus,  einer 
Genossenschaft,  die  bereits  auf  dem  Deichlande  ansässig  war,  einer 
Gesamtheit,  die  eine  Heimstätte  hatte,  die  kein  neues  Dasein 
gründen  wollte,  sondern  nur  beabsichtigte  ihren  Wirtschafts- 
betrieb zu  verändern  und  dabei  sicherer  und  glücklicher  zu 
wohnen.^)  Eine  bereits  erprobte  Gemeindegewalt  zwang  das 
Gemeindeglied  zum  Deichbau.  Wer  nicht  wollte  deichen,  der 
musste  weichen,  d.  h.  er  wurde  von  Haus  und  Hofstätte  ver- 
trieben. So  bedeichte  also  nicht  der  einzelne  sein  Grundstück,-*^) 
auch  erdeichte  es  nicht  der  einzelne,  auch  erdeichte  nicht  jeder 
einzelne  als  Mitglied  einer  Genossenschaft  mit  eine  Gesamtfläche, 
sondern  jeder  einzelne  bedeichte  mit  seinen  Genossen  eine 
Landfläche,  die  bereits  im  Eigentum  und  in  Benutzung 
der  Genossenschaft  stand.  Die  Deichbaulast  des  einzelnen 
Genossen  war  eine  dingliche.  Regelmässig  deichte  jede  engere 
oder  weitere  Gemeinde  für  sich.  Ausnahmsweise  mögen  Ver- 
einbarungen mit  anderen  Gemeinden  vorgekommen  sein.  Es 
waren  dann  aber  immer  nur  Verträge  gleichzeitig  deichen  zu 
wollen,  es  waren  Deichbausozietäteu;  nicht  als  Gesamthänder 
deichten  die  Gemeinden  und  nie  erhob  sich  aus  mehreren  Ge- 


auch  friilier  und  in  den  ältesten  Zeiten  geseheheu  ist,  muss  als  annehmbar 
bezeichnet  werden.  Freilich  darf  man  meistens  nicht  an  eine  „allmähliche* 
Verstärkung  denken  (wie  Wiedein ann  in  der  „Festschrift  des  l’rovinzial- 
Landwirtschaftsvereins  zu  Bremervörde“  Stade  1885  S.  Hf  35.).  Vielmehr 
war  der  Uehergang  von  Sommer-  zu  Winterdeichen  regelmässig  ein  sprung- 
weiser. Hierin  ist  Auhagen  beizustimmen. 

*>)  Auch  nach  Auhagen  ist  die  Kindeichung  veranlasst  durch  eine  Ver 
änderung  des  Wirtscliaftsbetriebes.  Für  ihn  bedeutet  sie  den  Uebergaug 
von  Weidewirtschaft  und  beschränkter  Ackerbankultur  zur  intensiven  Acker- 
bauwirtschaft.  Unter  der  letzteren  versteht  er  den  Bau  von  Wintergetreide. 
Die  Kindeichung  ist  ihm  ein  „umfangreiches,  planmässiges,  einheitliches 
Werk“,  um  Wintergetreide  zu  bauen.  In  dieser  Hinsicht  ist  ihm  nicht 
beizustimmen.  Die  Eindeichung  trat  vielmehr  sofort  mit  dem  Uebergang 
zur  Wechselwirtsehaft  ins  Leben  und  zwar  in  Uestalt  umfassender  .Sommer 
deiche. 

Siebe  oben  A.  23. 
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nieinden,  die  nicht  ein  wirtschaftliches  oder  rechtliches  Band 
■/M  einer  Einheit  verkörperte,  eine  Deichbaugenossenschaft.  Ini 
Gegensatz  zu  den  vorigen  Ausführungen  stehen  etliche  Schrift- 
steller, welche  die  ersten  Deichanlagen  sich  bildenden  Deich- 
baugenossenschaften zuschreiben.  Dabei  waltet  eine  Verschieden- 
heit, indem  einige  eine  Vereinigung  von  Individuen,  Auhagen 
dagegen  eine  Einigung  von  Gemeinden  annehmen. 

a)  NachWilda  waren  es  die  neben  einander  wohnen- 
den Intere.ssenteii,  welche  A’ ertrage  schlossen,  um  einen  Deich 
zu  bauen,  und  eine  Deichgenossenschaft  gründeten  mit  dem 
einzigen  wirtschaftlichen  Zweck,  sich  gegen  Ueberschwemmungen 
zu  schützen.'*^)  Abgesehen  von  anderen  Irrtümern  liegt  dieser 
Meinung  die  falsche  Vorstellung  zu  Grunde,  dass  die  Deich- 
länder vor  der  Eindeichung  in  gleicher  Weise  wirtschaftlich 
eingerichtet  waren,  wie  andere  Landstriche,  insbesondere  jedes 
Gemeindeglied  eine  reell  ausgeschiedene  Parzelle  zum  Ackerbau 
besass.  Allein  auch  aus  anderen  Gründen  ist  sie  unhaltbar. 
Eine  besondere  Deichgenossenschaft,  die  die  Interessenten  eines 
Bezirkes,  der  mit  einem  Gemeindebezirk  nicht  zusammenfällt, 
kann  nur  existieren,  wenn  sie  besondere  Organe  und  besondere 
Versammlungen  hat.  Fänden  wir  nun  in  den  ältesten  Quellen 
Deichrichter,  Deichgrafen,  Deichgeschworene,  fänden  wir  gemeine 
Schauungen  derselben  oder  besondere  Deichgerichte,  so  wäre 
gegen  eine  solche  Ansicht  nichts  cinzuwenden.  Allein  die 
ältesten  Rechte  zeigen  uns  ein  durchaus  anderes  Bild.  Sic 
wissen  nichts  von  besonderen  Deichbeamten,**)  wir  hören  nichts 
von  besonderen  Deichgerichten, ’*)  eine  oberste  Spitze,  der  Deich- 
graf, existiert  nicht.*)  Es  ist  überhaupt  keine  Dcichgenossen- 
schaft  im  engeren  Sinne  vorhanden,  sondern  die  Gemeinde  hat 
die  Direktion  des  Deichwesens  inne,  ihre  Beamten  sind  die 
Deichbeamten,*')  der  Deich  ist  ein  Teil  ihres  Vermögens.^“) 
Erst  in  späterer  Zeit  kommen  besondere  Deichbediente*)  vor, 
erst  in  späterer  Zeit  bildet  sich  ein  besonderes  Deichgericht, '*^) 


sf')  Wilda  S.  281. 

Siehe  unten  Abschnitt  II. 

^ Siche  unten  .Vbschnitt  V. 

Siehe  unten  Abschnitt  II. 

Siehe  unten  Abschnitt  II. 

Siehe  unten  Abschnitt  I\^ 

7* 


✓ 

Digitized  by  Google 


■^4H7  i 


100 


ohne  (lass  ein  solches  in  allen  Gegenden  das  ordentliche  Gericht 
von  seinem  Platz  ausschliessen  konnte.  Ist  man  nun  der  ge- 
schilderten Ansicht,  so  ist  man  gezwungen,  folgendes  zu  sagen; 
In  alter  Zeit  gab  es  eine  besondere  Deichgenossenschaft  mit 
besonderen  Beamten.  Später  ward  sie  von  der  Gemeinde  unter- 
jocht, die  Beamten  der  Gemeinde  oktroierte  man  dem  Deich- 
verbande  auf,  die  ordentliche  Rechtspflege  vernichtete  die  be- 
sonderen Deichgerichte,  die  Gemeinde  beaufsichtigte  den  fremden, 
der  Deichgenossenschaft  gehörigen  Deich.  Aber  bald  taucht 
alles  Alte  wieder  auf;  besondere  Deichbeamto  ziehen  ein,  Deich- 
gerichte tagen  wie  in  alter  Zeit.  Allein  ein  Nachweis  solcher 
Zickzackbewegung  ist  aus  den  Quellen  nicht  zu  erbringen, 
üeberhaupt  wird  man  keine  Genossenschaft  finden  können,  die 
in  alter  Zeit  von  der  Gemeinde  ihrer  Selbständigkeit  beraubt 
wurde,  wie  dieses  später  von  seiten  des  Staates  geschah. 

b)  Nach  Auhagen  wurden  die  Winterdeiche,  was  die 
nordwestdeutschen  Marschen  anlangt,  von  freien  Vereinigungen 
von  Gemeinden  angelegt.  Die  einzelnen  Wurthgeuossenschaften 
hätten  sich  zu  Deichbauverbänden  zusammengethan.  Die  er- 
forderliche Eindeichung  habe  die  Kräfte  der  einzelnen  Gemeinde 
überschritten,  der  Vorteil  einer  möglichst  umfassenden  Ein- 
deichung habe  zu  klar  auf  der  Hand  gelegen,  als  dass  mau 
nicht  dringend  die  Mitwirkung  von  anderen  erstrebte.  Ins- 
besondere sei  eine  Verständigung  der  am  Strande  liegenden 
Ortschaften  mit  dem  Hinterlande  nötig  gewesen.  Sehr  w'ohl 
möglich  sei  es  auch,  dass  die  Gemeinde  zum  Beitritt  zu  einer 
solchen  Vereinigung  durch  die  politische  Landschaft  gezwungen 
werden  konnte.“)  Hiergegen  ist  geltend  zu  machen,  dass  eine 
so  starke  Besiedlung  der  Marsch  vor  der  Eindeichung,  wie  sie 
Auhagen  anuimmt,  nicht  stattfand.*-)  Vor  allem  besteht  aber 
die  „Vereinigung“,  wie  es  Auhagen  nennt,  nach  ihm  in  einer 
Genossenschaft.  Und  dagegen  ist  auf  das  Fehlen  besonderer 
Deichbeamten  in  der  ältesten  Zeit  hinzuweisen.  Gerade  die 
Kreierung  von  besonderen  Vorständen  wäre  bei  dieser  Ent- 
wicklung notwendig  gewesen,  da  ja  die  Deichverbände  die 


*')  Auhagen  a.  a.  0, 
Vergl.  obeu  § i. 
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grösseren  Gcnieindeverbände  durchkreuzen  mussten.  Im  übrigen, 
liegt  der  Gedanke  der  freien  Einung  zu  einem  Spezialwerk  der 
alten  Zeit  fern.  Aber  auch  eine  Vereinigung,  als  Gesamt- 
händer  deichen  zu  wollen,  kann  unter  den  Gemeinden  nicht  statt- 
gefunden haben.  Denn  dann  konnte  man  sich  nicht  begnügen 
den  Deichbau  gemeinschaftlich  zu  regeln,  sondeni  musste  auch 
die  Unterhaltung  des  Deiches  entweder  durch  Statuierung  ge- 
meinschaftlicher Schauungen*-*)  oder  durch  gegenseitige  Straf- 
stipnlationen***’)  sichern,  wovon  wir  für  die  älteste  Zeit  nichts 
finden.*®)  — An  einen  Zwang  zum  Anschluss,  der  auf  die  ein- 
zelne Gemeinde  geübt  sein  soll,  darf  schliesslich  nicht  im  ent- 
ferntesten gedacht  werden,  um  so  weniger,  wenn  man  #ich  auf 
den  Standpunkt  Auhagens  stellt,  dass  es  lediglich  die  Absicht, 
Wintergetreide  zu  bauen,  gewesen  ist,  die  die  grösseren  Deiche 
ins  Leben  rief.**) 

Die  Gründe,  welche  wir  gegen  die  Gegner  angeführt  haben, 
ergeben  zugleich  die  Kichtigkeit  unserer  Auffassung  von  den 


<^)Vergl.  Scliwartzcnberg  I,  .'>44  (a.  1463). 

*■■“>)  a.  a.  ü.  S 471  (a.  1427). 

*^)  Ks  müssten  in.  E.  dann  in  ältesten  (Quellen  gemeinscliaftliclie 
Selmuungen  von  Seliulzeu  Vorkommen,  ferner  Verpfliclitnngen  einer  tiemeinde 
gegenüber  einer  andern  den  Deich  zu  unterhalten. 

<*)  Verständlich  wäre  ein  solcher,  wenn  die  Hedräuguis  durch  die 
Wassersgefahr  den  alleinigen  Anstoss  zu  den  Deichanlagen  gegeben  hätte. 
— Auch  E.Loening  scheint  Genossenschaften,  die  sich  in  einem  bewohnten 
Bezirk  bilden,  für  die  Gründer  der  ersten  Deichanlagen  zu  halten  und  auf 
dem  Standpunkt  Wililas  zu  stehen.  Zunächst  lässt  er  dem  einzelnen  die 
Erkenntnis  kommen,  dass  er  allein  zu  schwach  sei.  Vergl.  E Loening 
„Verwaltungsreclit"  S.  6S9.  — Ebenso  neigt  sich  Anschütz  der  Ansicht 
Wildas  zu.  Er  lässt  nämlich  (8.  143)  die  Streitfrage,  ob  die  ältesten 
Deichverbände  aus  freier  Einung  (Wilds)  oder  aus  Abzweigung  von  Ge- 
meindeverhäuden  (Gierke)  entstanden  seien,  unentschieden.  Da  er  aber 
allgemein  eine  Besiedlung  der  Deichländer  vor  der  Eindeichung  anuimmt 
(vergl.  oben  § 1 A.  9)  und  die  ältesten  Deiche  durch  Geuossenschafts- 
bildung  entstanden  sein  lässt,  so  kann  es  nach  ihm  nicht  die  Gemeinde 
gewesen  sein,  die  die  ersten  Deiche  anlegte,  da  ja  diese  Genossenschaft  vor 
der  Eindeichung  bereits  gebildet  war,  sondern  nur  eine  sich  ans  der  Ge- 
meinde herausbildende  Genossenschaft.  Auf  dem  richtigen  .Standpunkt  — 
aber  einseitig,  weil  sie  die  vor  der  Eindeichung  unbesiedelten  Deicidänder 
nicht  beachten  — stehen  Bülow  und  Hagemann  a.  a.  0.  sub  12  ;zuerst 
Souimerdeicho  um  gewisse  Ortschaften). 
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ältesten  Deichbauten.  Wird  insbesondere  berücksichtigt,  dass 
die  ältesten  Quellen  die  Gemeinde  als  Deichverband  kennen, 
und  das,  was  über  eine  Besiedlung  der  Deichländer  vor  der 
Eindeichung  gesagt  ist,  so  sind  die  Gründer,  die  Veranlassung 
und  die  Art  der  ersten  Deichanlagen  so  gewesen,  wie  sie  ge- 
schildert sind.  Die  weitere  Frage,  ob  vielleicht  den  Siedlungs- 
anlagen oder  den  Gemeindeanlagen  eine  gewisse  Priorität  zuzu- 
erkennen ist,  dürfte  vielleicht  eher  zu  Gunsten  der  ersteren 
beantwortet  werden.“')  Da  die  meisten  Schriftsteller  von  einer 
Besiedlung  der  Deichländer  vor  der  Eindeichung  ausgehen,  so 
werden  die  Siedlungsdeichanlagen  nicht  genügend  beachtet.**) 
In  Zusammenhang  damit  stehen  zwei  weit  verbreitete  falsche 
Ansichten  über  die  Gründer  und  die  Veranlassung  der  ersten 
Deichanlagen,  Ansichten,  die  freilich  auch  auf  einer  unrichtigen 
Betrachtung  der  Zustände  auf  den  bereits  vor  den  Deichbauten 
besiedelten  Landstrichen  beruhen.  Man  schreibt  nämlich  dem 
einzelnen  Individuum  die  ersten  Deichbauten  'zu,  zaubert  vor 
den  Blick  eine  Zeit,  in  der  ein  jeder  nach  Gutdünken  seine 


*■'’)  Dafür  spricht  namentlich,  dass  die  Deicbanlagen  bei  den  Gemeinden 
eine  gänzliche  Aenderung  des  Wirtschaftsbetriebes  bezwecken,  die  man  besser 
erst  auf  Grund  des  Vorbildes,  das  die  sich  bildenden  Gemeinden  gegeben 
hatten,  auiiimmt.  Zur  Aenderung  der  Wirtschaft  entschliessen  sich  Bauern- 
gemeinden nur  schwer  und  langsam,  am  liebsten  erst,  wenn  sie  die  günstigen 
Folgen  einer  sulchen  bei  anderen  sehen.  Bei  den  Siedluugsdeichanlagen 
waren  aber  die  Deiehanlageu  nicht  das  Mittel  für  eine  Wirtschaftsnenemug, 
sondern  im  Gegenteil  die  notwendigen  Vorkehrungen  zur  Erhaltung  der 
altgewohnten  Wirtschaftsweise  d.  h.  eines  ausgedehnten  Ackerbaubetriebes. 

“j  Vergl.  AnschUtz  (oben  § I.  A.  9),  Auhagen  (a.  a.  O.). 
E.  Loening  (oben  A.  44)  Wildn  (a.  a.  0.),  Bülow  und  Uagemann 
(a.  a.  U.),  Dämmert  8 23,  Wiedemaun  S.  34,  Bojunga  S.  40, 
G.  Meyer  .Das  Rocht  der  Expropriation“  Leipzig  18t>8.  S.  75.  Graf  von 
Bernstorff  „LUncburgisches  Deichrecht“  Gött.  Diss.  1896  S.  4.  Mitter- 
raaier  „Deutsches  Privatrecht“  I.  § 224  E nde  „Vermischte  Abhandlungen“ 
Xr,  4.  Alle  diese  Schriftsteller  stehen  mehr  oder  minder  auf  dem  im  Text 
angegebenen  einseitigen  Standpunkt.  — Thünen  S.  10  schreibt  die  Ein- 
deichungen in  der  Herrschaft  Jever  zwar  friesischen  Kolonien  zu ; er  trennt  diese 
Siedlungsanlagen  aber  nicht  von  den  üemeiudeanlagen,  sondern  nimmt  eine 
Verquickung  der  Kolonien  mit  den  bisherigen  Besitzern'  an.  Letztere 
wohnten  nach  ihm,  vom  Wasser  bedrängt,  auf  Wurthen  und  nahmen  die 
einwanderudeu  Friesen  mit  Freuden  auf,  mit  denen  sie  sich  zu  einer  Ge- 
meinde und  Landschaft  verbanden. 
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Anstalten  traf,  ohne  auf  seinen  Nachbarn  Kücksicbt  zu  nehmen, 
leugnet  ein  zusammenhängendes  System  und  schildert  einen 
Zustand  der  natürlichen  schrankenlosesten  Freiheit.^’).  Ein  jeder 
deichte  für  sich  sein  Grundstück  ein,  so  meint  man.***)  Manche 
lassen  den  einzelnen  nur  vergebliche  Versuche  machen,**)  andere 
lassen  ihn  nur  Sommerdeiche  zu  Stande  bringen,“)  andere 
wieder  schreiben  ihm  sogar  die  Errichtung  von  Winterdeichen 
zu.’*)  Alle  Gründe,  die  man  hierfür  anführt,  sind  unhaltbar.”) 


*’’)  Vergl.  nameutlich  Ende  a.  a.  O.  § 3 ff. 

Siehe  ö.  Meyer  a.  a.  O.  Bernstorff  a.  a.  O. 

**)  E.  Loening  a.  a.  0. 

“)  Wilda  S.  281. 

*“')  Dämmert  a.  a.  0.  Bojiinga  a.  a.  0. 

“)  Debereinstimmend  Auhagen  a.  a.  O.  — Man  beruft  sich  darauf, 
dass  die  Deiche  in  so  wunderlichen  Krümmungen  gehen,  was  bei  der  An- 
nahme ursprünglich  genossenschaftlicher  Anlage  unmöglich  sei.  Allein  auch 
bei  genossenschaftlicher  Anlage  kann  der  anfänglich  schnurgerade  Deich 
infolge  Ton  Einlagen,  Uiimuslagen  u.  s.  w.  sich  später  in  Krümmungen 
hinziehen.  Als  Uauptargument  benutzt  man  das  „Uutshorreu-Recht  in  den 
vier  Gohen  und  Gerichten  um  der  Stadt  Bremen.“  (Bei  Pufendorf  IV. 
app.  S.  71).  Dort  werde  in  art.  13  die  Freiheit  zum  Deichbau  sanktioniert 
und  in  art.  2 die  Gründung  der  nachbarlichen  Deichsozietät  geschildert.  Es 
ist  nun  allerdings  richtig,  dass  man  dom  art.  13  entnehmen  kann,  dass  es 
einstmals  einen  Zustand  der  natürlichen,  schrankenlosesten  Freiheit  gegeben 
hat,  es  ist  allerdings  richtig,  dass  § 2 es  deutlich  zum  Ausdruck  bringt, 
dass  der  einzelne  seinen  Deich  zunächst  anlegte  und  erst  durch  die  zwingende 
Xotwendigkeit  in  die  nachbarliche  Deichgemeinschaft  gedrängt  wurde  (ab- 
weichend Auhagen  A.  ).  Allein  dieses  Oatsherrenrecht  ist,  wie  art,  5 
bezeugt,  nach  1631  abgetasst,  ist  eine  Privatarbeit  (vergl,  oben  S,  55  sub  6), 
von  römischem  Recht  umsponnen  und  nur  für  einen  kleinen  Teil  des  Erz- 
stifts Bremen  zugeschnitten.  Nie  und  nimmer  aber  können  die  Vermutungen 
eines  luittelmässigen  Juristen  des  17.  Jahrhunderts  ausschlaggebende  An- 
haltspunkte gewähren  für  die  Art  und  Weise,  wie  in  der  ältesten  Zeit 
Deiche  angelegt  worden  sind.  Sie  haben  keinen  grösseren  Wert  als  die 
Betrachtungen  späterer  Schriftsteller,  die  auf  ihnen  fussen.  — • Diese  indi- 
vidualiste  Auffassung  geht  selbstverständlich  davon  aus,  dass  der  einzelne 
vor  der  Eindeichung  seine  eigene  Ackerparzolle  besass.  Allein  selbst  wenn 
wir  von  der  Unrichtigkeit  dieser  Annahme  absehen,  erscheint  sie  unglaublich, 
wenn  wir  die  Kräfte  des  einzelnen  absebätzen  und  den  gewaltigen  Bau  der 
Seedeiche  betrachten.  Selbst  die  Anlage  von  Sommerdeichen  konnte  von 
dem  einzelnen  kleinen  Grundbesitzer  allein  nicht  zweckmässig  durchgeführt 
werden,  da  in  .Anbetracht  der  geringen  Grösse  seines  Grundstücks  — denn 
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Ebenso  unhaltbar  ist  weiter  die  Meinung,  dass  lediglich  das 
stete  Bedrängtsein  durch  die  Fluten  und  die  gefährliche  Un- 
sicherheit notwendig  die  Erbauung  der  Deiche  ins  Leben  riefen.''*) 
Es  ist  hohe  Zeit,  dass  solche  Märchen  aus  den  Darstellungen 
der  ersten  Deichbauten  verschwinden.*‘) 


dies  müssen  die  Gegner  annebmen  — ein  völliges  Hindern  der  sommerlicben 
Uebcrscliwemmungen  selbst  bei  krnmmer  Anlage  des  Deicbs  infolge  des 
Wasserandrangs  von  den  Seiten  kaum  so  erreicht  werden  konnte. 

f’’)  Die  meisten  Scbriftstclier  wurzeln  in  dieser  Anschauung.  Allerdings 
drücken  sie  sich  meist  ganz  allgemein  aus.  Fassen  könnte  diese  Ansicht 
natürlich  nur  für  die  bereits  vor  der  Eindeichung  besiedelten  Landstriche. 
Hier  aber  sind  die  Hauptveraulassuug  zu  den  Deichanlagen  nicht  Not  und 
Hedrnngnis  gewesen,  sondern  Veränderungen  des  Wirtschaftsbetriehs.  Zu 
weit  geht  in  dieser  Hinsicht  Auhagen.  Vergl.  oben  A.  31.  — Wir  haben 
unsere  Auffassung  im  Text  genügend  klargelegt.  Vergl.  übrigens  auch 
Hack  mann  K.  V.  Dieser  Schriftsteller  nennt  als  Grund  für  die  Anlage 
von  Deichen  die  necessitas  und  die  utilitas.  Die  Not  erzeugte  Kunst- 
fertigkeit, es  galt  die  Hände  zu  rühren,  man  konnte  kein  interdictiim  unde 
vi  gegen  das  barbarische  Element  anstreugen.  Der  Nutzen  des  Deichbaus 
aber  liegt  für  ihn  ganz  allgemein  in  dem  Schutz  gegen  L'eberschwemmungen. 

So  bedurfte  es  in  der  ältesten  Zeit  keiner  Erlaubnis  einer 
höheren  obrigkeitlichen  Gewalt  zum  Deichbau,  llanchmal  war  eine  Er- 
laubnis nötig,  aber  dies  war  nur  eine  Erlaubnis  zur  allgemeinen  Ansiedlnng 
in  der  grossen  Mark  (siehe  oben  sub  1 J,  keine  Erlaubnis  zum  deichen.  So 
fand  ein  Zwang  zum  Deichbau  nur  innerhalb  einer  Genossenschaft,  die 
entweder  eine  sich  bildende  Gemeinde  oder  eine  Gemeinde  war,  statt.  Die 
Genossenschaft  selbst  war  zum  Deichbau  nicht  verpflichtet,  es  sei  denn, 
dass  eine  kleinere  Gemeinde  infolge  gemciaachaft liehen  Grundbesitzes  mit 
anderen  Gemeinden  auf  Grund  eines  Beschlusses  aller  Gemeinden  zum 
Deichbau  genötigt  war.  Üb  zum  Schaden  von  Nachbarge meiuden  gedeicht 
werden  konnte,  wenn  der  Deich  der  Gemeinde,  die  ihn  aulegte,  Nutzen 
brachte,  hönnen  wir  nicht  entscheiden.  Im  allgemeinen  galten  in  dieser 
Hinsicht  keine  besonderen  Uechtssätze.  Man  war  auf  Vereinbarungen  an- 
gewiesen. Der  Lauf  der  Flüsse  durfte  bei  Geiueindedeichanlagen  einseitig 
Weder  gehindert  noch  verändert  werden.  Denn  die  Flüsse  und  Bäche  sollten 
stehen  bleiben,  ,wie  sie  Gott  geschaffen,  aller  Welt  zum  Nutzen“  (RUstringcr 
Rechtssatzuugen,  Richthofeu  S.  123.)  VoiF  einer  Expropriation  konnte 
bei  den  ältesten  Deichunlageu  natürlich  keine  Rede  sein.  Siehe  unten 
§ 3.  sub 
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§ 3. 

Die  spätere  Entwicklun({. 

I.  Die  Dciclicinhigen  der  späteren  Zeit  stellen  sich  ent- 
weder als  Eindeichungen  von  Aussendeichsland  oder  als  Be- 
deichungen von  solchen  Landstrichen  dar,  die  ini  wesentlichen 
unbesiedelt  und  unkultiviert  und  kein  Anssendeichsland 
waren.  Daneben  sind  solche  Deichanlagen  zu  berücksichtigen, 
die  in  einem  stärker  besiedelten,  eingedeichteu  oder  unein- 
gedeichten,  mehr  oder  weniger  kultivierten  Gebiet  oder  für  ein 
solches  eirichtet  wurden.  Unter  Aussendeichsland  (Vorland, 
Uterland,  Uterteich,  Utdic,  Slykland,  Vorrschland,  Groode, 
Goorse,  Scorren,  Nesse,  Polder,  Aussenteich,  Butendyk)')  versteht 
inan  alles  Ijand,  welches  zwischen  dem  Deich  und  den  Ufern 
liegt.  Nicht  Aussendeichslaiid  sind  natürlich  solche  Landstriche, 
in  deren  Umgebung  überhaupt  keine  Aussendeiche  existieren 
also  uneingedeichte  Inseln  und  Werder,  sumpfige  Brüche  und 
Moore,  die  durch  keine  Dämme  der  Ueberschwemmung  der 
Gewässer  entrückt  sind.  Ebenfalls  kein  Aussendeichslaiid  sind 
die  Marsclistriche,  welche  infolge  der  erwähnten  Bandland- 
siedlungen entstehen  und  zwischen  dem  Geestland  und  dem 
eingedeichten  Randlaiid  liegen.  Sie  bedürfen  zur  Kultivierung 
der  Bedeichung  der  durch  sie  hinfliessenden  Ströme  und  Bäche 
und  des  Deichschutzes  gegen  das  vou  der  Geest  herabrinnende 
Wasser. 

II.  Die  Deichanlagen  der  späteren  Zeit  werden  zu 
einem  grossen  Teil  von  einem  neuen  Prinzip  beherrscht,  das  sich 


')  Vergl.  Hiickmniui  K.  Vll,  Wnrnkonig  .FlBiulrisclu'  Hcclits- 
yeschielito“  I,  235,  Ileiiickcn  § 12. 
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früher  gar  nicht  oder  nur  selten  geltend  gemacht  hatte.  Die 
älteren  Deichanlagen  sind  Bauten  selbstherrlicher  /Genossen- 
schaften, die  meisten  späteren  knüpfen  an  eine  herrschaftliche 
Gewalt  an.  Dabei  war  diese  sehr  verschiedenartig  nicht  nur 
hinsichtlich  der  Art  ihres  Subjekts,  sondern  auch  hinsichtlich  ihrer 
Stärke.  Teilweise  schon  mit  den  Gemeinden  konkurrierend,  seit 
dem  Ende  der  Karolingerzeit  mehr  hervortretend,  im  elften,  besonders 
aber  im  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert  mächtig  wirkend, 
sind  geistliche  und  weltliche  Herrn,  Kirchen,  Klöster  und 
Städte  neben  den  Gemeinden,  deren  emsige Deichbauthätig- 
keit  andauert,  die  hervorragendsten  Gründer  von  Deichanlagen 
gewesen.  Die  Deichanlagen  der  Heirn,  Kirchen  und  Klöster  stehen 
meist  im  Zusammenhang  mit  den  grossen  kolonisatorischen 
Unternehmungen,  welche  bereits  unter  Karl  dem  Grossen 
beginnen,  unaufhaltsam  vom  Westen  nach  dem  Osten  fortschreiten 
und  schliesslich  im  preussischen  Ordenslande  ihren  Abschluss 
finden.  Die  Deichanlagen  bestehender  Gemeinden  und  Deich- 
verbände, einige  der  Städte  und  der  bereits  erwähnten 
Gründer  haben  dagegen  mit  einer  Kolonisation  entweder  gar 
nichts  oder  zunächst  nichts  zu  thun.  Die  Mannigfaltigkeit  der 
Gründer,  die  Mannigfaltigkeit  der  Veranlassungen,  welche  die 
Deichanlagen  hervorgerufen  haben,  kennzeichnen  die  spätere 
Entwicklung.  Alle  Kreise  des  Mittelalters  nehmen  daran  mehr 
oder  minder  Teil:  Landesherrn  und  kleinere  Herrn,  Lchn.sherrn 
und  Vasallen,  Knappen  und  Ritter,  Aebte  und  Mönche,  Bürger 
und  Bauern,  Freie  und  Hörige.  Edle  und  unedle  Motive  treiben 
zu  den  Deichanlagen;  hier  veranlasst  sie  landesväterliche  Für- 
sorge, dort  die  Sucht  nach  Gewinn,  hier  treibt  zu  ihnen  der 
Mangel  an  Korn,  dort  die  Sehnsucht  nach  Sicherheit  und  der 
Drang  zur  Ansiedlung.  Zu  verstehen  ist  dieser  Gegensatz  zu 
früher  nur,  wenn  man  beachtet,  dass  eine  völlige  Verschiebiutg 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  eingetreten  ist, 
und  dass  neue  Rechtsgrundsätze  nach  Anerkennung  ringen  oder 
sich  schon  Bahn  gebrochen  haben. 

1.  Die  rechtliche  Natur  der  unbesiedelten  uneinge- 
deichten  Marschstriche,  die  kein  Aussendeichsland 
bildeten,  hatte  im  LaufderZeit  meistens  eine  grosse  Veränderung 
erfahren.  Während  diese  früher  allgemein  als  herrenlos  galten  oder 
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als  Volksland  oder  Gemeindeland^)  betrachtet  wurden,  nahmen  sie 
nun  gewöhnlich  weltliche  und  geistliche  Grosse  kraft  Herrschafts- 
recht in  Anspruch.  Ermöglicht  wurde  dies  bei  den  herrenlosen 
Strichen  vermöge  des  den  fränkischen  Königen  znstehenden 
Aneignungsrechts  an  herrenlosem  Land,  das  später  auf  die 
Fürsten  und  Grafen  überging.  Bei  dem  Volks-  oder  Gemeinland 
ganzer  Landschaften  aber  erschien  der  weltliche  oder  geistliche 
Herr  als  Vertreter  der  Gesamtheit;  und  während  er  zunächst 
bei  den  Landvergabungen  aus  der  Fülle  dieser  unkultivierten 
Gebiete  neben  dieser  Gesamtheit  thätig  war,®)  trat  er  sehr 
bald  über  dieselbe,  indem  nach  einer  Zustimmung  des  Volkes 
nicht  mehr  gefragt  wurde.*)  Dazu  wurden  ihnen  solche  Deich- 
länder von  seiten  der  Krone  oft  ausdrücklich  bei  Belehnung 
mit  ihren  Territorien  verliehen;®)  schliesslich  hat  cs  auch  nicht 
an  ganz  unrechtmässigen  Aneignungen  gefehlt,  indem  man 


*)  Oben  § 1 sub  1 b. 

Sehr  bezeichnend  sind  in  dieser  Hinsicht  die  Schenkungen  an  das 
Kloster  Neumnnster  in  der  Wilstermarsch.  Vergl.  Hasse  1,72;  73;  74;  88. 
Westphalen  .Monumente  inedita*  II.  S.  20.  Eine  Bestätigsurkunde 
Heiurichs  des  Löwen  von  1149  redet  von  den  Marschstricheu,  .die  vom 
Grafen  Adolf  und  allen  Holsaten  derselben  Kirche  Übertragen  seien“,  und 
sie  ist  unterzeichnet:  „Bestätigt  ist  diese  Schenkung  durch  die  Guust  und 
Zustimmung  des  ganzen  Heeres,  welches  dort  im  Lager  versammelt  war. 
Ebenso  spricht  das  XeumUnstersche  GUterverzeichnis  (Hasse  I,  222)  von 
diesem  Gebiet  als  einem  .Geschenk  des  Grafen  Adolf  und  der  ganzen 
Provinz“.  Sehr  richtig  sagt  Detlefsen  I.  S.  99:  „Daraus  darf  man  doch 
wolil  den  Schluss  ziehen,  dass  jene  Marschbezirke  ursprünglich  als  ein  Ge- 
meinbesitz des  Landes  angesehen  wurden,  den  der  Graf  in  Uebereinstiiumung 
mit  der  Landgemeinde  vergeben  konnte.“ 

t)  Vergl.  z.  B.  den  Kolonisationsvertrag  des  Erzbischofs  Friedrich 
von  llOli  (Ehmck  und  v.  Hippen  „Bremer  Urkundenbuch“  Nr.  27)  und 
die  Vergabung  des  Lewenbrooks  an  Ansiedler  von  Herzog  Otto  aus  dem 
Jahre  1296  (Grupen  .Origines  Germaniae  II  S.  166;  v.  Wersebe  .Nieder- 
ländische Kolonien“  S.  1075).  Wo  aus  den  Händen  der  Laudesherrn  die 
Marschstriche  zur  Benutzung  au  Herrn,  Ministerialen,  Klöster  u.  s.  w.  ge- 
kommen waren,  bedurfte  es  deren  Abfindung  oder  Zustimmung.  Vergl.  den 
Kolonisationsvertrag  des  Erzbischofs  .\dalbero  von  1142  für  Nieden'iehland 
(Anhalter  Urkundenbuch  I 292)  und  die  Kolonisationsurkunden  Hartwigs 
von  1149  (Hamburger  Urkundenbueb  Nr.  189)  und  Siegfrieds  von  1181 
(Bremer  Urkundenbuch  Nr.  06). 

Vergl.  für  Preussen  z.  B.  Schroeder  „Kechtsgeschichte*  S.  427. 


Digitized  by  Google 


die  ursprünglichen  Verleiliungsiirkunden  durch  Hinzufügung  der 
früher  weniger  beachteten  Sumpf-  und  Moorländer  fälschte.*) 
Dabei  gerieten  weltliche  und  geistliche  Fürsten  mit  ihren  An- 
sprüchen oft  hart  an  einander.')  Afan  machte  diesen  Streitig- 
keiten durch  gütliche  Vereinbarungen  ein  Ende,*)  behielt  die 
Striche  entweder  in  Gesamteigentum*)  oder  zog  bestimmte 
Gebietsgrenzen;  auch  an  gewaltsamer  Besitznahme  von  seiten 
der  Landesherrn  hat  es  nicht  gefehlt.*®)  Aus  den  Händen  dieser 
gelangten  die  Deichländer  in  die  Gewalt  kleinerer  Herrn  oder 
Ministerialen,")  in  den  Besitz  von  Klöstern,  Kirchen'®)  und 

So  waren  die  Elbraaräciien  in  der  ursprünglichen  Stiftungsurkiiude 
des  Bistums  Hamburg  von  S34  (Hasse  I,  i)  niclit  irwäbnt,  sondern  erst 
in  einer  um  1122  gefälschten  Fassung  derselben  aufgcnoinmen  (auch  in  der 
Bestätigungsurkunde  Kaiser  Friedrichs  1 von  1168).  Ueber  die  Fälschung 
vergl.  Dehio  ..(tesebichte  des  Erzbistums  Hamburg-Bremen“  II.  S.  .38  ft. 

’)  Für  die  holsteinischen  Elbmarschen  vergl.  Detlefsen  I.  .S.  05  ff 
S.  100;  für  die  Marschinseln  bei  Hamburg  siehe  namentlich  \V.  C.  Hübbe 
a.  a.  O.  S.  14  ft'. 

®)  Vergl.  den  Ausgleich  zwischen  Ratzebnrg  und  Verden  von  1168 
(Hamburger  Urkundonbuch  I Nr.  215).  I'eber  den  Ausgleich  mit  Hamburg 
siehe  Hübbe  a.  a.  ü. 

®)  Bei  der  Kolonisierung  des  Nicdervicblandes  im  Jahre  1142  wird  ein 
bestimmtes  Sumpfland  zwischen  dem  Erzbischof  Adalbero  einer  — der 
Herzogin  Gertrud  und  deren  Sohn  Heinrich,  dem  Herzog  von  Sachsen, 
andererseits  zu  gleichen  Teilen  geteilt  (nos  et  domina  dneissa  Gertrudis  et 

filius  suus  lleinricus  puer,  duz  .Sazonuin palndem  anstralem 

equa  inter  nos  porcione  divisimu.s),  stand  also  bisher  in  deren  Gesamint- 
eigentum  (Anbalter  Urkundeubucli  l 202.) 

'«)  W.  C.  Hübbe  S.  14. 

■')  z.  B.  Hamburger  Ilrkundenbnc.h  Nr.  180:  „paludem  qiiandeni  . . . 
ininisterialibus  admodum  paucis  pertinentem“.  Anhalter  Urkundenbnch: 
„palndem  ....  ab  omni  tarn  nobilium  quam  uünisterialium  scu  ruricolarnm 
appellatione  liberam  factam.“  Vermutlich  sind  in  Holland  in  früherer  Zeit 
von  dem  Grafen  Marschstriche  verschenkt  worden  an  Herren,  ohne  da«s 
man  dabei  an  eine  Flindeicbung  dachte.  Der  Besitz  von  eingedeichten 
Ländereien,  den  wir  später  bei  Herrn  und  Vasallen  in  grosser  Anzahl  vor- 
findeu  (vergl.  z.  B.  Bergh  I 269  [Herr  von  Voorne],  346  [Herr  von  Altena]; 
beweist  natürlich  dies  niclit  strikt.  .Allein,  es  ist  immerhin  dadurch  wahr- 
scheinlich gemacht,  dass  wir  eine  so  weit  gehende  Thätigkeit  der  I.,andesherm 
hinsichtlich  der  Eindeichungen  in  der  früheren  Zeit  durchaus  nicht  an- 
nehmeii  dürfen.  — Ueber  die  zahlreichen  Vergabungen  zur  Eindeichung  in 
späterer  Zeit  wird  später  gesprochen  werden. 

'■■O  Z.  B.  Hamburger  Urkundenbuch  a.  a.  O.:  „paludem  ....  partem 
preposito  et  fratri  majoris  ecclesiae  Bremeiisis  pertineutcin“ ; siehe  ferner  die 
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Städten '“)  und  scliliesslicli  an  Ansiedlungsgomcinden,  die  ent- 
weder von  den  Landesherm  selbst,  den  Herrn,  Kirchen.  Klöstern 
und  Städten  herbeigezogen  wurden.“)  Daneben  blieben  kleinere 
Marschstriche  als  Allmenden  von  Gemeinden  liegen,  und  als 
solche  in  freieren  Gegenden  von  grundherrlichem  Einfluss  im- 
berilhrt“)  oder  an  anderen  Orten  ihm  mehr  oder  minder  ver- 


llostiitiguugsurkunde  Koiirads  II.  von  1028  (Mieris  I.  63;  Bon  dam 
«t'lmrterb.  der  Hert.  vau  Gelderl.  105).  nach  der  von  Bischof  Adelbold  an 
das  Kloster  zu  Uoborst  geschenkt  war  .unus  locus,  qui  vocatur  .Swynd- 
recht  — were,  habens  in  longitudinem  et  latitudinem  deccm  miliaria  et 
dimidiunr  (vergl.  auch  die  Urkunde  von  1006  bei  Uieris  I.  57  uud 
Boudam  88  nebst  der  Bemerkung  des  letzteren  zu  den  luausos  ..iuter 
villas  llcso  et  Soys.');  vergl.  weiter  Bergb  1 31,  wo  die  Kirche  von 
Utrecht  948  91‘J  bestätigt  erhält  alles,  was  sie  von  Wyek  bis  zum  Meer 
hat  „et  in  insulis  ceterisque  mari  contignis  provinciis“.  Bergh  I 33  (a.  96ü) 
[insulae  der  St.  Martenskirchc],  — Eine  Verleihung  vom  Keich  findet  sich 
hei  Bergh  I.  39,  wo  Otto  der  Grosse  966  an  das  Kloster  S.  l’autaleon  die 
Hälfte  des  Eilandes  Urk  schenkt.  Siehe  auch  Bergh  I 17  (a.  855)  und 
Bergh  I.  3 (726);  hier,  im  Testament  Willohrords,  heisst  es:  „Et  Ueribaldus 
clericus  mihi  condonabat  et  tradidit  eccicsiam  aliam  in  pago  Marsuni,  ubi 
Mosa  intrat  in  mare  cum  appendiciis  suis  et  mariscum  nnde  berbices 
nascuntur“.  Der  Kirche  war  wohl  dieses  3Iarschland  mit  bei  der  Gründung 
verliehen. 

’’)  So  wurde  z.  B.  ein  Teil  des  grossen  Werders  im  Jahre  1246  an 
Elbing  vom  Orden  verschenkt. 

■1)  Diese  Ansiedlnngsgemeindcn  erhielten  grösstenteils  freilich  den 
Besitz  zum  Behuf  der  Eindeichung,  Die  Fäden  der  von  den  obersten 
.Spitzen  des  V'olkes  ausgeheridcu  Verleihungen,  die  teilweise  ohne  den  Zweck 
der  Bedeichung  geschehen,  teilweise  — wie  später  gezeigt  wird  — dio 
Eindeichung  voraussetzten,  hatten  ihr  gewöhnliches  Ende  bei  diesen  Au- 
siedlungsgemeinden.  Und  hier  trat  eben  fast  immer  die  V'erleihung  als 
Vergabung  zur  Eindeichung  auf.  Doch  finden  sich  auch  Vergabungen 
von  Marschstrichen,  die  nicht  Aussendeichsland  waren,  an  Ansiedler, 
die  nicht  direkt  zur  Eindeichung  an  sie  ausgethau  wnrden.  Vergl. 
Hamburger  Urkundenbuch  No.  189  (oben  A.  11),  der  die  Rechtsamen 
der  ruricolac  d.  h.  Bauern,  die  in  der  Nähe  bereits  früher  angesiedelt  waren, 
für  abgelüst  erklärt,  eine  Vergabung  an  diese  also  zur  Voraussetzung  hat. 
— Natürlich  kamen  die  Marschländer  auch  von  Herrn  an  Klöstern  oder  von 
Klöstern  an  Herrn  u.  s.  w. 

’*)  Wie  der  zu  Hamm  gehörige  Uanimerbrok  bei  Hamburg.  Vergl. 
Uilbbe  S.  11  (dort  sind  andere  Brüche,  die  im  Besitz  von  Dörfern 
waren,  aufgezählt.J  — 
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fallen.'*)  Die  Deichländer,  welche  vor  einer  Eindeichung  bereits 
mit  Dörfern  besiedelt  waren,  kamen  ebenfalls  meist  unter  eine 
heri-schattliche  Gewalt.'")  Wo  neuer  Anwachs  sich  dem  Marsch- 
lande  zugcsellte,  gehörte  er  nach  deutschrechtlichen  Grundsätzen 
dem  Eigentümer  des  anstossenden  Landes  und  zwar  bedurfte 
es  regelmässig  keiner  Besitznahme.  Denn  bei  dem  steten 
Anschlicken  von  Marschland  wäre  eine  solche  nicht  allein  täglich 
oder  stündlich,  sondern  jede  Sekunde  notwendig  gewesen.  Nur 
bei  grösseren  Landungen  konnte  sie  stattfindeu  und  auch  hier 
ward  ihr  strenges  Erfordern  erst  geboten,  nachdem  sich  ein 
Zwiespalt  in  der  Rechtsauschauung  ergeben  hatte,  und  man 
an  dem  Anwachsungsrecht  des  Eigentüraei-s  nicht  mehr  überall 
festhielt.  Allein  der  Anwachs  hat  seine  Hauptrolle  als  Ausseu- 
deichsland  oder  bei  und  an  diesem  gespielt.  So  wird  die  teil- 
weise Aeuderung  im  Alluvionsrecht  erst  bei  Betrachtung  der 
rechtlichen  Natur  des  Aussendeichslands  besprochen  werden.'*) 

2.  Bei  der  ersten  Anlage  von  Deichen  hatte  man  gewöhnlich 
einen  Strich  Landes  ausserhalb  des  Deiches  liegen  lassen  und 
gebrauchte  ihn  zur  Unterhaltung  des  Deichs.  Mituntor  hatte 
man  diese  in  technischer  Hinsicht  allein  richtige  Massnahme 
vei-säumt  und  den  Deich  direkt  dem  Wasser  entgcgengestellt. 


"’■)  Ks  bildete  sieh  ferner  eine  besondere  (ienosscnschaft.  die  Eigen- 
tümerin des  elienialigeu  Dorfmarsehstriebes  war,  ebenso  wie  beim  Aussen- 
deicbsland  eine  Aussendeichsinteressensebaft  und  wie  überhaupt  bei  den 
meisten  Almendeii  eine  Markgenossenschaft,  die  mit  der  Gemeinde  nicht 
zusammentiel. 

‘‘)  Oder  blieben,  wenn  von  einer  berrschaftlicben  Gewalt  angesiedelt, 
unter  dieser;  so  waren  auf  dem  grossen  Werder  (Zantirj  vor  der  Ein- 
deichung fünf  Dörfer  angesiedelt,  welche  dem  Orden  Erohndienste  zu  leisten 
batten.  Vergl,  oben  § 4 nnd  Tüppen  in  den  „Preussischen  Provinzial- 
blätterii-  Neue  Folge  I.  S.  1S7  ff. 

'®)  Man  kann  bei  vielen  bolländiseben  Quellen  ohne  ganz  genaue  Landes- 
kunde nicht  sicher  entscheiden,  ob  es  sich  nm  Anwachs  handelt,  der  .\ussen- 
deichsland  ist  oder  nicht.  Auch  wird  sich  oft  Genaues  wegen  der  vielen 
Veränderungen,  die  Holland  durch  die  Meereseinbrüche  erlitten  hat,  nicht 
mehr  feststellen  lassen.  Allgemein  kann  man  sagen,  dass  die  Urkunden 
vom  12.  Jahrhundert  ab,  wenn  sie  von  Anwaebs  reden,  Aussendeichsland 
meinen.  — liei  Betrachtung  des  Alluvionsrechts  im  engeren  Sinn  wird  auch 
der  «bedeckten  Gründe“  und  der  «nicht  fest  verbundenen  Eilande“  gedacht 
werden. 
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Allein  auch  hier  entstand  bald  durch  Anschlicknug  sogenanntes 
N euland.  DasAussen  deichsland,  welches  bei  der  Deichlegung 
ausserhalb  liegen  geblieben  war,  befand  sich  im  Gesamteigentum 
der  Deichgemeiude.  Zuvörderst  fiel  daher  in  das  Eigentum 
dieser  auch  der  An  wachs.  War  der  Deich  hart  am  Ufer 
errichtet,  so  landete  der  Anwachs  an  dem  Deich,  und  da  dieser 
und  der  Grund  und  Boden,  auf  dem  er  rulite,  der  Deichgemeinde 
gehörten,  so  ward  auch  die  Deichgemeinde  Eigentümerin  des 
Anwuchses.^®)  Und  zwar  war  in  beiden  Fällen  die  Gemeinde 
unbeschränkte  Eigentümerin  des  Ausseudeichslandes,  insoweit 
sie  selbst  nicht  ihre  Rechte  durch  Belastungen  beschränkte. 
Dies  geschah  zuerst  dadurch,  dass  man  die  Unterhaltung  des 
Deiches  unter  die  verscliiedenen  in  der  Deichgemeinde  ent- 
haltenen Dorfschaften  nach  Schlägen  verteilte  und  ihnen  das 
vor  ihren  Deichkabeln  liegende  Ausscndeichsland  zur  Nutzung 
für  den  Deich  überwies.®")  In  analoger  Weise  ward  später  bei 
einer  Deichaufteilung  unter  die  einzelnen  Bauern  das  dies- 
bezügliche Vorland  in  gewissem  Umfang  zu  Gunsten  jedes 
einzelnen  Deichhalters  zur  Entnalime  der  Deicherde  belastet.®') 
Auch  ward  bei  den  Deichbauten  der  späteren  Zeit  ein  solches 
Aussendeichsstück  für  den  einzelnen  Kabelhalter  schon  vor  der 
eigentlichen  Errichtung  des  Deiches  ausgeschieden,  bestimmt, 
oder  ergab  sich  von  selbst.®®)  Die  näliere  Erörterung  dieser 

”)  Die  Uiiteroflieiilung.  ob  die  Alluvioii  vorhandenem  Vorlaudo  sich 
zugesellte  oder  direkt  dem  Deich,  ist  daher  tiir  die  älteste  Zeit  allerdings 
belanglos.  Sie  wird  aber  später  wichtig,  insbesondere  in  der  II.  Periode. 
Eben.so  kommt  in  der  ältesten  Zeit  die  Frage,  ob  die  Alluviou  dem  Eigen- 
tümer des  Deichkürpers  oder  dom  Eigentümer  des  Deichgrundes  zugehörc, 
deshalb  nicht  in  Hetraclit,  weil  Deich  und  Deichgruud  den  gleichen  Eigen- 
tümer hatten.  Auch  sie  wird  aber  später  wichtig.  Eine  Erürteruug  dieser 
Kechtsrerhältnisse  musste  daher  schon  in  der  ältesten  Zeit  angedeutet 
werden.  Dass  eine  solche  nicht  bereits  im  § S stattland,  erklärt  sich  daraus, 
dass  das  Ausscndeichsland  begrifflich  einen  angelegten  Deich  voraussetzt 
und  im  § 2 nur  die  erste  Anlage  von  Deichen  besprochen  worden  ist. 

®")  Vergl.  Griebel  S.  27  ff.;  auch  Ssp.  II,  56.  (Jedes  Dorf  hat  seinen 
Schlag  Deiches  zu  unterhalten,  muss  also  einen  bestimmten  Bezirk  des 
.Vussendeicbslandes  dazu  benutzt  haben). 

®')  Vergl  unten  Abschuitt  IV. 

®®)  Vergl.  vorläufig  die  Auslhuuugsurkuude  Herzogs  Otto  von  1296 
bezüglich  des  Lewenbrooks  an  ihrem  Schluss  (Grupeu  II,  166.) 
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Keclitsveiiiältnissc  verspaien  wir  auf  si)äter.  Hier  iiueressiert 
«las  Vorlaiul  hinsichtlich  seiner  Neubedeichung  nicht  hinsichtlich 
der  Entnahme  von  Deicherde.  Es  gehörte  also  in  der  ältesten 
Zeit  der  Deichgemeindc,  die  sich  mit  der  politischen  Gemeinde 
deckte,  es  gehörte  ihr,  frei  von  staatlicher  oder  herrschaftlicher 
Gewalt,  ebenso  wie  die  gemeine  Mark  der  Markgemeinde.  In  der 
Folgezeit  traten  mannigfache  Aenderungen  und  Neuerungen  ein. 

a)  Legten  Landeshenn,  Herren,  Kirchen,  Klöster, 
Städte  selbst  Deiche  auf  eigenem  Gebiet  an,  so  gehörte  das 
vorhandene  oder  zukünftige  Aussendeichsland  den  gedachten 
Personen,  insoweit  nicht  andere  gleich  zu  erörternde  Modi- 
ticationen  eingriffeii;  es  unterlag  an  sich  ihrer  freien  Verfügung. 

b)  Wurde  uneingedeichtes  Land  zur  Eindeichung  aus- 
gegeben,  so  konnte  das  Aussendeichsland,  das  sich  bildete, 
entweder  mit  verliehen  werden  oder  nicht.-“)  Im  ersteren 
Fall  entstanden  an  ihm  ein  geteiltes  Eigentum  oder  ein  Eigentum 
nebst  anderen  begrenzten  dinglichen  Nutzungsrechten.  Das 
Gleiche  ist  zu  sagen  hinsichtlich  der  Besiedlungen  von  bereits 
bedeichten  Gebieten,  die  Landesherrn  oder  andere  Personen 
ins  Welk  setzten.-')  Zu  beachten  ist  auch  hier,  dass,  insofein 
der  Landesherr  noch  nicht  direckt  beteiligt  war,  eine  Beteiligung 
seinerseits  auf  andere  Weise  Platz  greifen  konnte. 

c)  Kamen  Gemeindedeichverbände  unter  herr- 
schaftliche Gewalt,  so  musste  sich  diese  Gewalt  auch  be- 
züglich des  Aussendeichlandes  äussern.“®) 

d)  Innerhalb  der  G emeindedcich verbände  vollzog 
sich  — wenn  von  dem  Einfluss  von  oben  abgesehen  wird  — otl 
eine  hinsichtlich  der  rechtlichen  Natur  des  Aussendeiclislandes 
wirksame  Veränderung  zwar  in  verschiedenster  Weise,  aber 
stets  auf  einer  zwiefachen  Grundlage. 


“)  Küi'  jenes  sielie  Hieris  IV,  47«;  für  ilieses  llieris  II  «iö  (hier 
10  Knien  tiir  iliu  Deielmuterlialliiiig)  umi  II.  SOS. 

' Vergl.  uanient  lieli  den  Erbpacht  vertrag  des  Abtos  von  Egiiioiid 
von  l'Jfiü  (Bcrgli  I,  .siche  ferner  üorgli  1.  ;Ui2,  64ö. 

^’)  Vielleicht  war  ea  so  bei  dem  Ausseudoichslaud  des  Herrn  von 
31artcusdeicb  gewesen.  Siehe  Micris  111  S.  240. 


Digitized  by  Google 


113 


1.  Man  betrachtete  immer  mehr  das  Vorland  als  Zu- 
behör des  Deiches.  Hatte  man  zunächst  das  Vorland  für  den 
Deich  benutzt,  und  war  die  politische  Gemeinde  als  Eigentümerin 
und  Nutzerin  des  Deichs  auch  Eigentümerin  und  Nutzerin  des 
Vorlandes  gewesen,'“)  so  konnte  leicht  bei  einer  Veränderung  des 
Subjekts  des  Vorlandsnutzers  auch  eine  Veränderung  in  der 
rechtlichen  Beschaflfenheit  des  Objekts,  d.  h.  dos  Vorlandes, 
eiutreten.  Eine  solche  erfolgte  auch  thatsächlich  häufig  da,  w'o 
eine  grössere  Gemeinde  an  kleinere  Gemeinden  den  Deich  zur 
Unterhaltung  und  Nutzung  nebst  dem  Vorland  austeilte.*’)  Denn 
obschon  zunächst  die  grössere  Gemeinde  Eigentümerin  des 
ganzen  Deiches  und  des  ganzen  Vorlandes  blieb  und  hinsichtlich 
dieser  nur  Unterhaltnngspflichten  und  Nutzungsrechte  vergabt 
hatte,**)  kamen  mit  der  Zeit  die  kleineren  Gemeinden  in  die 
Stellung  von  Eigentümern  ihrer  Deichschläge  und  ihrer  Vor- 
länder,*“) und  von  dem  ehemaligen  Eigentum  der  grösseren 
Gemeinde  blieb  entweder  gar  nichts  oder  nur  ein  überaufsichts- 
recht übrig.  Aehnliches  konnte  stattfinden,  wenn  neue  Gemeinden 
zur  Unterhaltung  des  Deiches  eingewiesen  wurden.*“)  In  diesem 
Fall  aber  trat  auch  da,  wo  das  Eigentum  am  Vorland  nicht  an 
die  kleineren  Unterhaltungsgemeinden  zerstückelt  wurde,  eine 
Veränderung  in  den  Eigentumsverhältnissen  insofern  ein,  als 
die  Gesamtheit  der  Kabelhalter  und  nicht  die  politische 
Gemeinde,  welche  den  Deich  errichtet  hatte,  als  Eigentümerin 
des  Vorlandes  betrachtet  wurde.  Dies  muss  überhaupt  häufig 


*)  Siehe  oben  S.  111. 

Siehe  oben  S.  111. 

‘•*j  (j riebet  S.  28. 

*“)  Griebel  S.  2a  meint,  das  Recht  des  Kirchspiel.s  sei  in  den  Hintergrund 
getreten  und  nur  von  einem  Eigentum  der  Bauernschaft  die  Rede- gewesen 
Dann  wären  die  Eindeichungen  der  Bauerschaften  auf  eigene  Faust  (Grieb  et 
a.  a.  O ) widerrechtlich  gewesen  Dies  ist  nicht  anzunehmen.  tVir  werden 
bei  Betrachtung  der  rechtlichen  Natur  des  Deiches  (unten  Abschnitt  IV) 
sehen,  wie  leicht  ein  Nutzungsrecht  wler  eine  Unterhaltungspflicht  hin- 
sichtlich eines  Stückes  Deiches  zum  Eigentum  hiufUhren  konnte,  und  wie 
auch  das  Rechlsbewusstsein  ein  solches  Eigentum  durchaus  anerkannte. 

**)  Unten  Abschnitt  II. 

4»  Qi«rke,  (ietchicbl«  iles  d«uUcben  Deichreebte,  8 
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bei  jeder  Trenmui^  des  Deicliverbandes  vom  Gemeindeverband 
eingetreten  sein.®')®*) 


®')  So  gehiii'te  dso)  Schillland  am  Hoiideich  in  .\iu9telUu'l  und  Walor- 
land  den  „iiauern,  weldio  dem  UoudeicL  Zubehörteil“.  .Mieiis  111  T12 
(a.  1399).  Vor  allem  aber  ist  hier  hinzuwci.'en  auf  das  Deichrccht  von 
Kettesbüttel  (Eiul.  § 4a  .\.  12i).  Es  sind  uns  leider  nur  Hruehstiieke  ent- 
halten. und  der  Sinn  ist  teilweise  dunkel.  .So  viel  aber  kana  man  aus  ihnen 
mit  Sicherheit  schliessen,  dass  ein  Deichverband  existii-rte,  der  mit  einer  poli 
tischen  tlenieinde  nicht  zusammentiel.  Dies  beweist  § 5,  wo  es  heisst  ,do  «jueme 
wy  entalligeii  auer  ein  mit  unseu  gautzen  burscoupe,  alzo  KetteUbiittel  und 
Hngenwnndcn,  und  den  gestnuinnen  dedc  erue  undo  guth  in  unser  feit inarcke 
hebben“.  Diesem  Deichverband  stand  auch  das  Eigentum  am  Aussendeich  zu 
und  nur  die  Deichgenossen  hatten  ursprünglich  kraft  (IcnossenrechtsSutzuiigs- 
rechte.  V'ergl.  §§  6.  10.  Man  pflegte  diese  Nutzungsrechte  zu  verheuern.  Ab- 
tretung der  Nutzungsrechte  als  sulche  fand  ursprünglich  nicht  statt;  dass  sie 
später  zugelassen  wurde,  beweist  § 6.  Darüber  vergl.  unten  A.  33.  Dass  aber  in 
alter  Zeit  die  politische  Gemeinde  Kettesbüttel  und  der  Deichverband  Kettes- 
hüttel  zusammenflelen.  dürfte  nicht  zu  bestreiten  sein,  da  sich  in  dem 
Deichrecht  insofern  Reminiscenzen  daran  linden,  als  im  Gegensatz  zu  § 5 
der  Deichverband  einfach  mit  Rauerschaft  Kettesbüttel  gleichgeuitellt  wird 
(§§  3,  10,  12).  Die  Sache  lag  daher  so,  dass  bei  der  Treunnug  des  Deich- 
verbandes von  der  politischen  Gemeinde  das  Eigentum  am  Aussendeich  dem 
ersteren  znfiel  und  die  Nutzungsrechte  aus  Rechtsamen  von  Gemeindebürgern 
zu  Rechtsamen  von  Deichgenossen,  die  hier  zugleich  Markgeno.ssen  waren, 
wurden.  — Nirgends  zeigt  sich  auch  die  Eigenschaft  des  Aussenlandes  als 
Zubehör  des  Deiches  deutlicher  als  in  dem  gedaenten  Deichrecht.  Denn  der 
am  Aussendeich  Nutzungsberechtigte  war  auf  Grund  dieses  Rechtes  deich- 
pflichtig,  abgesehen  von  seiner  Deichpfliebtigkeit  auf  Grund  seines  binnen- 
ländischen Eigentums.  V'^crgl.  §§  1,  2.  4,  i>.  — Auch  bei  dem  Sander  Deich- 
verhand  dürfen  wir  einen  Akt  der  Verschiebung  der  Eigentumsverhältnisse 
am  Aussendeich  mit  der  Bildung  der  Deichgeuossenschaft  aus  dem  Ge- 
meindedcichverband  annehmen.  Die  (Quellen  sprechen  durchaus  dafür,  dass  in 
älterer  Zeit  das  Kirchspiel  .Sand  als  solches  Eigentümerin  des  Deiches  und  des 
Vorlandes  gewesen  ist.  Die  Deichsatzungen  von  1295  und  1317  (Einl.  § 4b 
A.  331  u.  334)  zeigen,  dass  das  Kirchspiel  die  am  meisten  beteiligte  Person 
gewesen  ist  und  lassen  den  Schluss  zu,  dass  von  ihm  der  Deich  angelegt  worden 
ist,  und  später  Edle,  Klöster  und  Ausmärker  erst  in  den  Gemeindedeich- 
verband eiiigetrnten  sind  und  damit  eine  Vernichtung  desselben  und 
die  Entstehung  einer  Deichgenosseuschaft,  die  mit  der  Gemeinde 
nicht  zusammenfiel,  herbeigeführt  haben.  Vergl.  auch  unten  Abschnitt  II. 
liier  interessiert  nun,  dass  die  .Satzung  von  1317  ein  Gesamteigentnm  der 
neuen  Deichgenossenschaft  am  Aussendeichslaud  ergieht,  also  unter  Voraus- 
setzung der  Richtigkeit  des  bisher  Bemerkten  die  Ueherwälzung  des  Eigen- 
tums am  Vorland  von  dem  Kirchspiel  auf  die  Deichgenossenschaft  bestätigt. 
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Bereits  in  dieser  Periode  finden  wir  Bauern  als  Eigen- 
tümer von  Aussendeichsland,  welche  zusammen  weder  eine 
Gemeinde,  noch  einen  Deichverbaud  bildeten.  Wir  dürfen  daher 
schon  für  diese  Periode  das  Vorhandensein  von  Aussendeichs- 
iuteressentenschaften  annehmen.  Dies  Eigentum  der  ge- 
dachten Bauern  an  grosseren  Strecken  Aussendeichslandes  ist  her- 
vorgegangen aus  Auteilsrechten,  die  den  einzelnen  als  Mitgliedern 
einer  Gemeinde  oder  eines  Deichverbandes  zustanden.  Bei 
grossen  Flächen  Aussendeichslandes  war  der  Gedanke  an  sein 
Zubehör  zum  Deich  zurückgedrängt  worden.  Es  erschien  als 
gemeines  Weideland  und  gemeines  zukünftiges  Ackerland.  Dem 
Gemeindebäuer  stand  als  Gemeindcgiied  ein  Antcilsrecht  an  dem 
der  Gemeinde  gehürigcu  Ausseudeichsland  zu  und  dem  Deich- 
gcnossen  ein  gleiches  da,  wo  das  Vorland  im  Gesamteigentum 
des  Deichverbandes  stand.  Es  war  ursprünglich  ein  ideeller 
Anteil,  da  das  Vorland  vorzugsweise  als  Viehweide  gebraucht 
wurde.  Trat  aber  der  Gedanke  an  eine  Eindeichung  näher,  so 
erschien  das  Aussenland  als  werdendes  Ackerland  und  eine 
Realteilung  nicht  unangebracht.  Mit  dem  Eindringen  der  freien 
Verämsserlichkeit  dieser  Anteile,  also  ihrer  Emanzipation  von 


Es  geht  nämlich  aus  ihr  hervor,  dass  am  Xeuland,  dessen  Eindeichung  ins 
Werk  gesetzt  wurde,  beteiligt  sind,  in  der  Hauptsache  die  Parochie,  ferner 
aber  Menardns  von  Uthusum.  Popeko  Syerda,  Folkerianou,  die  Mönche  von 
Feldwirth  und  das  Kloster  W’crum.  Von  den  ietztgedacliten  Personen  heisst 
es  .qni  non  essent  de  parochia  et  partein  habereut  in  novalibus.“  Es  sind 
dag  dieselben,  welche  die  Satzung  von  l'i05  im  Hinblick  auf  ihr  biimen- 
ländisches  Eigen  neben  der  „(jemeente  van  den  Karspelen  up  ilen  Sande“ 
bezeichnet  als  „al  die  geue  die  landen  hebbeu  de  in  hedycket  sinnen  * — 
Im  Zusammenhang  ist  schon  hier  weiter  darauf  binzuweisen,  dass  die  Auf- 
fassung, dass  das  V'orland  Zubehör  des  Deiches  und  der  Gesamtheit  der 
Deichhalter  rechtlich  zugehörig  sei,  in  den  landesherrlichen  Privilegien, 
welche  die  Erlaubnis  zur  Eindeichung  geben,  dadurch  zum  Ausdruck  gebracht 
wird,  dass  die  Erlaubnis  hinzugefügt  wird,  den  alten  Deich  mit  zu  ge- 
brauchen. Vergl.  Mieris  IV.  1U7,  44t  und  unten.  — Insoweit  das  Vorland 
zur  Entnahme  von  Deicherde  und  als  Stütze  des  Deichs  in  Betracht  kommt, 
ist  die  Zubehöreigenschaft  sehr  leicht  erklärlich.  Nötig  ist  sie  aber  auch 
hier  keineswegs.  Vergl.  uulen  Abschnitt  IV. 

ää)  Es  konnte  freilich  auch  der  letztere  das  Eigentum  behalten  und  der 
Deichverban<l  nur  die  Nutzung  haben 

»• 
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dem  (iemeindebür(rerrecht  und  Deichgenossenrcdit.  waren  die 
Voraussetzungen  für  die  Entstehung  besonderer  Aussendeiclis- 
iuteressentenscliafteii  gegeben.  Zu  beacliten  ist  freilich,  dass 
das  Eigentum  am  Vorland  der  Gemeinde  oder  dem  Deichverband 
auch  bei  Bildung  einer  besonderer  Aussendeichsinteressentenschaft 
verbleiben  konnte,  und  die  Mitglieder  der  letzteren  nur  dingliche 
Nutzungsrechte  haben  konnten.**)  Auch  war  es  sehr  wohl 
möglich,  dass  eine  solche  Verselbständigung  der  Anteile  bei 
realer  Aufteilung  entstand,  und  aus  dem  Gesamteigentum  ein 
Einzeleigentum  der  Mitglieder  wurde,  Beispiele  für  solche 
Intercssentenschaften  bieten  einige  holländische  Quellen.  Ins- 
besondere lässt  die  Urkunde  von  1.322,  in  welcher  die  Bedeichung 
eines  Marschstriches  nördlich  von  Enkhuysen  anbefohlcn  wurde, 
keinen  Zweifel,  indem  die  Eindeichung  denen  aufgetragen  wird, 
welche  da.sclbst  Eigentum  haben.**)  Auch  die  Handveste  von 
13.57  ersrieht  für  ein  Aussendeichsland  in  Kennemerland  den 


Kinen  solchen  Rechtszustand  nehme  ich  für  KetteshUttel  (siehe 
oben  A .’tl)  an.  indem  daselbst  aj>äter  die  Abtretung  des  Nutzungsrechts 
allein  gestattet  war  und  so  in  die  (iesamtheit  der  Nutzungsberechtigten, 
wenn  von  den  Heuerleuton  abgesehen  wird,  solche  Leute  Eingang  fanden, 
die  weder  zur  Gemeinde  KotieshUttel,  noch  zu  den  eigentlichen  Trägern 
des  Deichverhandes  gehörten.  Träger  de.s  Deichveihande.s  waren  nämlich 
nur  die  Markgenosren  (§  5);  zur  L'ntei  haltung  de.s  Deiches  war  aber  auch 
das  Aussenland  verpflichtet;  somit  war  der  Erwerber  eines  Aussendeiebs- 
anteils.  der  nicht  Markgenosse  war,  dem  Deichverband  als  Verpflichteter 
zwar  in  gewisser  Hinsicht  eiugegliedert  worden,  stand  aber,  was  das  Deich- 
genossenrecht  anlangt.  durchaus  nicht  ander.«  als  derjenige,  der  vom  Mark- 
genossen einen  .\nteil  zur  Heuer  genommen  batte.  Heide  werden  deshalb 
auch  einander  gleichgestellt.  Dies  ergiebt  § 6.  welcher  zugleich  bestätigt, 
dass  in  der  That  das  Nutzungsrecht  am  Aussendeich  als  solches  zur 
Deichuntcrhaltung  verpfliel  tete  und  nebst  dem  zuhörigen  DeichstUcIl  allein 
aufgegeben  werden  konnte.  Aus  letzterer  Thatsache  aber  folgt  die  selb 
ständige  \%wäus«erlichkeit  des  Anteils,  also  die  Möglichkeit  der  Abtrennung 
des  Auteilsreclites  vom  Markgenossenreclit.  Gleichwohl  blieben  diese  Anteils- 
rechte nur  Nutzungsreclito.  Das  Eigentum  gehörte  nach  wie  vor  dem 
Deichverbaiid  (§  ö.  § tu).  Der  berangezogeue  § (i  lautet:  ,\Veret  sake.  dat 
dar  ene  dycke  makede  umme  de  gra.ssinge,  edder  hadde  se  (d.  h.  die  Grasung) 
tcr  hiire  und  wolde  se  upseggen,  so  schal  he  dat  dou  up  lichtmisacn  dach  “ 
Dazu  ist  zu  vergleichen  § 1 .Dat  dejenne  de  syue  dycke  wyl  los  slan  . . 
so  schal  he  de  giassinge  losslan  und  uppseggen  up  lechtniessen  dach.“ 
Mieris  II,  2atj. 
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Bestand  einer  besonderen  Aussendeichsinteressentenschal't.  welche 
das  Eigentum  an  dem  einzudeichenden  Lande  besass/^'’)  Ebenso 
zeigt  die  Schlichtung  des  Streites  zwischen  Waterland  und 
Oostzaanen  im  Jahre  1410,  dass  sicli  das  Aussendeichsland  in 
den  Händen  einzelner  befand,  die  in  keinem  Zusammenhang 
mit  den  beiden  Deichverbänden  standen.-^)  Das  Privileg  des 
Ritters  Coen  van  Oosterwyck  vom  Jahre  1401  schliesslich  ist 
gerichtet  an  die  Leute,  die  „geerft  ende  gelandt“  sind  in  dem  ein- 
zudeichenden Aussendeich.-*’*)^’^) 

e)  Haben  sich  die  zuletzt  geschilderten  Veränderungen 
in  der  rechtlichen  Natur  des  Aussendeichslandes  in  ländlicher 
Stille  und  Abgeschiedenheit  abgespielt  und  ist  ihnen  deshalb  eine 
grosse  Undurchsichtigkeit  eigen,  so  tritt  zu  ihnen  in  den  schroffsten 
Gegensatz  die  Aenderung,  welche  die  landesherrliche  Gewalt 
auf  die  Natur  des  Vorlandes  ausgeübt  hat,  eine  Aenderung,  die 


a a.  0.  111.  S.  30. 

*)  a,  a.  0.  IV.  152  Hier  sollen  sieben,  die  Aussendeichsland  besitzen, 
den  Deich  verteilen.  Hieraus  allein  kSnnte  freilich  eine  Aussendeich- 
interessenstenchaft,  die  mit  dein  Deichverband  nichts  zu  thun  hat,  nicht  ge- 
folgert Werden.  Berücksichtigt  man  aber,  dass  die  sieben  als  .Schiedsmänner 
fungieren,  dass  sie  daher  vermutlich  wie  es  in  anderen  Quellen  heisst  .Ausser- 
koogesleute“  sein  sollen,  so  kann  man  wohl  aunebmen,  dass  die  Besitzer 
von  Aussendeichsland  den  Deichverbänden  nicht  angehörten. 

Mieris  111  734  — Vergl.  ferner  das  bei  Borchgrave  „Hist,  des 
colonies  beiges“  S.  3U8  f.  mitgeieilto  .Schriftstück  aus  dem  Jahre  1527,  das 
ebenfalls  besondere  Ausscndeichsinteressentenschaften  voraussetzt. 

ä’)  Der  neue  Anwaciis  fiel  den  Eigentümern  des  Vorlandes  au,  inso- 
weit nicht  Störungen  von  oben  dazwischentraten.  — Wie  aber,  wenn  eine 
Oiemeind»  einen  Deich  angelegt  hatte,  ohne  Aussendeichsland  liegen  zu 
lassen,  und  infolge  der  .Abspaltung  od»r  Bildung  einer  Deichgenossenachaft, 
die  mit  der  (jemeiode  nicht  zusammenfiel,  oder  infolge  der  Verteilung  des 
Deichs  unter  kleinere  Gemeinden  das  Eigentum  am  Deicn  sich  von  der  alten 
Gemeinde  abwälzte  und  sich  jetzt  erst  durch  Anschwemmung  Aussendeichs- 
land bildete  — gehörte  dies  der  alten  Gemeinde,  die  den  Deich  angelegt 
hatte  oder  den  verschiedenen  neuen  Eigentümern  des  Deichs.  Fasste  man 
den  Anwachs  als  Deichzubehör  auf,  so  war  das  letztere  der  Fall,  Allein 
auch  auf  Grund  des  Alluvioiisrechtes  ergab  sich  das  gleiche  Uesultat.  Der 
Deichgrund,  an  den  derAnwachs  landete,  war  eben  auch  nicht  im  Eigentum 
der  alten  Gemeinde  geblichen,  sondern  hatte  die  Eigeutumsverschiehnngen 
mit  durchgeinacht  Belege  aus  den  Quellen  fehlen. 
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allerdings  auch  sich  den  zuletzt  besprochenen  Veränderungen 
beigesellen  konnte  und  beigeselli  hat.  Diese  Aeiulerung  ist  auf 
die  späteren  Deichanlagen  von  dem  allergrössten  Einfluss  ge- 
wesen, sie  hat  den  mächtigsten  ümschwung  in  der  Geschichte 
des  Deichrechts  herbeigefuhrt ; sie  ging  aus  vom  Westen  und 
zog  gen  Osten;  langsam  schritt  sie  vorwärts  und  ist  in  der 
ersten  Periode  kraftvoll  nur  in  Flandern  und  Holland  zu  spüren, 
wennschon  auch  die  östlicheren  Gegenden  teilweise  von  ihr  er- 
griffen worden  sind:  Der  Landesherr  machte  Ansprüche  auf  das 
Aussendeichsland.  Diese  Ansprüche  lassen  sich  bezeichnen  als 
Inanspruchnahme  des  Aussendeichsregals.  Allerdings  ist 
der  Ausdruck  „Aussendeichsregal“  in  einem  weiteren  Sinn  zu 
nehmen;  er  umfasst  nicht  nur  das,  was  die  heutige  Doktrin  als 
Anssendeichsregal  benennt  (d.  h.  das  landesherrliche  Recht  auf 
das  Vorland  selbst,-**)  sondern  er  begreift  überhaupt  alle  herr- 
schaftlichen Rechte  in  sich,  die  sich  auf  das  Aussenlaud  beziehen 
(also  auch  die  regalia  majora  sive  majestatis).  Zu  beachten  ist 
aber,  dass  hier  nur  das  Aussendeichsland  im  Hinblick  auf  seine 
Eindeichung  in  Frage  steht.^) 

Der  Landesherr  eignete  sich  das  Aussenland  an,  indem  er 
sich  den  sich  bildenden  Anwachs  zuschrieb.‘*)  Dabei  stützte 
er  sich  auf  verschiedene  rechtliche  Gesichtspunkte.  Insoweit 
Anschwemmungen  erfolgten,  welche  als  unreife  Marschflächen 
der  täglichen  Flut  noch  ausgesetzt  waren  und  von  den  Holländern 
als  „noch  bedeckte  Gründe“  bezeichnet  werden,“)  lag  die  An- 
nahme der  Herrenlosigkeit  dos  Anwachses  nahe.  Vermöge  des 


**)  VerKl.  z.  13.  Oriebcl,  dßr  zu  dem  Resultat  kommt,  dass  in  Norder- 
ditmarscLeii  kein  Aussendeichsregal  existiere,  gleichwohl  aber  das  landes- 
herrliche Reiht,  die  Bedeichung  des  Aussondeiclislaudes  anznbefehlen,  aner- 
kennt; den  im  Text  gewählten  .Sprachgebrauch  rechtfertigt  die  historische 
Entwicklung  der  Regalien,  insbesondere  auch  die  Äusdrucksweise  der  mittel- 
alterlichen Doktrin. 

*)  Die  .Acu.sserungen  des  Regal*,  die  sich  auf  Entnahme  von  Deich- 
erde au*  dem  Vorland  beziehen,  werden  daher  hier  nicht  berücksichtigt, 
lieber  sie  vergl.  unten  Abschnitt 

*•;  Die  Veränderungen  hinsichtlich  des  Alluvion.srecbtes  haben  auch 
in  Bezug  anf  solchen  Anwachs  zu  gelten,  welcher  nicht  Aussendeichsland 
wurde.  Vergl.  oben  sub  1 a.  E.  und  A 18. 

Vergl.  Hugo  tirotius  „Inleydingh“  8.  56  £f. 
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Aneigmiugsrechtes  an  herreulosein  Gut  war  dalier  der  Landes- 
lierr  iii  die  Lage  versetzt,  das  Neuland  in  seine  Gewere  zu 
nelinien.  Jn  der  Tliat  geht  die  älteste  Urkunde,  welche  den 
Anwachs  dem  Landesherrn  zuschreibt,  von  solchen  Erwägungen 
aus.  In  der  Urkunde  des  Grafen  von  Flandern  von  1171 
nämlich  werden  erwähnt  „terrae  novae,  quas  maro  l'oras  ejecit, 
et  quas  saisiri  praecepimus  et  in  nostram  redigi  possessionem“.^*) 
Bei  höher  aufgeschlioktem  Anwachs  aber  brachte  der  Landes- 
herr den  Satz  zur  Geltung,  dass  das  Ufer  des  Meeres  dem 
princeps  gehöre,  somit  die  incrementa  ebenfalls  in  seine  Gewalt 
kommen  müssten.  Daher  heisst  es  in  der  Schenkungsurkunde 
Wilhelms  II.  von  1247:  „Cum  ripa  maris  et  incrementa  terrarum 
que  ripe  per  alluvionem  aqnarum  accrescunt,  ex  antiqua  et, 
approbata  consuetudine  dinoscantur  ad  terre  principem  perti- 
nere“.'*)  Schliesslich  aber  benutzte  der  Landesherr  auch  die 
Kechtsanschauung,  welche  das  Aussenland  als  Zubehör  des 
Deiches  auffasste  und  brachte  sie  da  zur  Anwendung,  wo  auf 
seine  Kosten  der  Deich  zum  Wohl  der  Angesesessenen  angelegt 
worden  war.  So  sagt  daher  Wilhelm  I.  im  Jahre  1212  hin- 
sichtlich des  Vorlandes  am  Deich  zwischen  Bergen  und  Alk- 
maar, der  zur  Zeit  .seines  Bruders  begonnen,  auf  seine  Kosten 
aber  vollendet  war:  „quidquid  sub  aquarum  alluviono  latuerat, 
si  ad  cultum  perveniret,  nostre  proprietati  mancipatum  erat“.^*) 
Ebenso  wie  das  Alluvionsrecht  bei  den  noch  bedeckten  Gründen 
zu  dem  Recht  an  herrenlosem  Land  hinüberspielte,  war  es  auch 
bei  den  Eilanden  der  Fall,  welche  nur  in  die  Nahe  des  Fest- 
landes geführt  waren,  ohne  mit  ihm  fest  verwachsen  zu  sein. 
Die  Holländer  nennen  sie  die  „unangeführten“  Eilande.*'’)  Bei 
ihnen  überwog  aber  doch  der  Gedanke  der  Herrenlosigkeit  und 
eiöttiicle  damit  dem  Landesherrn  eine  wirksamere  Grundlage  zur 
Aneignung,  wie  andrerseits  die  Notwendigkeit  einer  besonderen 
Besitznahme  in  den  Vordergrund  treten  musste.  Konnte  der 
Landesherr  bei  den  Eilanden,  den  noch  bedeckten  Gründen  und 


“)  siehe  Wariiküiiig  1 S.  i:ts, :)U. 

bei'gli  I,  4H;  ebenso  im  Jahre  1251  (a.  a.  O.  541g 
Dergh  1.  22;. 

Cirotius  a.  a.  0. 
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dem  neuen  Anwaclis,  der  sicli  gerade  kurz  vor  der  Zeit  der 
Inanspruclinahnie  gebildet  batte,  leicliter  mit  seinen  Ansprüchen 
durclidringen,  so  war  cs  für  ihn  am  schwierigsten,  sie  bei 
solchem  Vorland  siegreich  geltend  zu  machen,  welches  sich  lange 
im  Besitz  anderer  Personen  befand.  Dort  w'ar  es  mehr  die 
Entziehung  des  Aneignungsrechtes,  hier  die  Wegnahme  eines 
Objekts,  das  den  Unterthanen  gehörte.  Einen  untrüglichen 
Beweis,  dass  eine  solche  gewaltsame  Wegnahme  von  Anssen- 
deichsland erfolgreich  stattfand,  liefert  eine  Urkunde  von  1246;^*) 
in  anderen  Fällen  war  der  Landesherr  weniger  glücklich.*’) 
Mitunter  räumten  ihm  Gemeinden  von  selbst  das  Recht  auf  den 
Anwachs  ein  und  Hessen  dadurch  erkennen,  dass  an  sich  dieses 
Recht  ihnen  selbst  zufiel.**) 

Infolge  der  Vermischung  von  privatrechtlichen  und  öflfentlich- 
rechtlichen  Gesichtspunkten  erscheinen  die  Landesherrn  da,  wo 
sie  ihre  Ansprüche  durchsetzten,  entweder  als  Eigentümer  des 
Vorlandes  oder  als  kraft  Herrschaftsrechtes  Verfügungsberech- 
tigte oder  schliesslich  als  Träger  bestimmter  landesherrlicher 
Hoheitsrechte  in  Bezug  auf  den  Aiissendeich.  Keineswegs  aber 
erhellt  aus  ihren  Handlungen  eine  von  den  angedeuteten  recht- 
lichen Stellungen  stets  mit  voller  Bestimmtheit,  vielmehr  sind 
sie  häufig  mit  einander  verquickt  und  basieren  teilweise  auf  dem 
Missglücken  der  Inanspruchnahme  der  einen  oder  der  andern,  oder 
auf  der  Furcht  der  Unterthanen  vor  einer  solchen  Inanspruchnahme. 
In  Holland  hat  sich  in  manchen  Gegenden  das  Recht  des  Landes- 
herrn auf  das  Vorland  in  der  .schroffsten  Weise  schon  in  dieser 
Periode  dnrehgesetzt,  indem  derselbe  dort  das  Aussenland  ver- 
kaufte oder  verschenkte,*®)  oder  indem  er  hinsichtlich  des  zu- 


“)  Vorgl.  Uergh  I Hier  wird  Aiis.sendeichslaiicl  = Scor  von 

Edlen  iiuf  Bitten  eine«  .Abtes  verkauft,  wobei  erwälmt  wird,  dass  es  früher 
lange  im  Besitz  der  Kirche  gewesen  war.  Hraf  Wilhelm  aber  es  sich  vindi- 
ziert  und  an  die  Edelieute  verkauft  hatte. 

*')  Vergl.  Mieris  111,  712.  Schwarzenberg  II  S.  07  (a.  1506J. 

Ein  Beispiel  gewährt  die  Beliebung  der  Xordstrandischen  Harden 
von  1619.  Vergl.  Faick  .Handbuch“  .Sb  S.  425  A,  61  (überliefert  durch 
Heiinreichs  Anmerkung  /.um  Xord.itrander  Landrecht). 

'")  Vergl  z.  B.  Bergh  I,  14s,  227,  400.  441;  Mieris  IV,  221.  Wir 
sehen  von  den  Verkäufen  zur  Eindeichung  hier  ab. 
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künftigen  Amvachscs  den  Zehnten  verlieh.®'’)  So  kam  hier  das 
Aussendeichsland  ans  den  Händen  der  Landesherin  in  den  Besitz 
von  Kirchen,  Klöstern  und  Herrn®')  und  gelangte  schliesslich 
in  die  Gewere  von  Ansiedlungsgenossenschaften.'-)  Bei  der 
Vergabung  des  Vorlandes  konnte  der  Landesherr  entweder  nur 
das  vorhandene  austhun  oder  auch  das  zukünftige  niitverleihen.®*) 
•Wurde  von  ihm  Au.ssenland  mit  bestimmten  Grenzen  vergeben, 
so  blieb  ihm  der  zukünftige  Anwachs  Vorbehalten.®^)  Mitunter 
kam  das  Aussendeichsland  auch  in  die  Hände  derer,  denen  es 
der  alten  Anschauung  nach  gehören  musste;  dies  war  dann  der 
Fall,  wenn  der  Landesherr  einem  Deichverband  das  Aussen- 
deichsland schenkte,  das  an  dessen  Deich  lag;®*)  doch  trug  die 
modernere  Rechtsanschauiing  auch  hier  insoweit  Cunsequenzen, 
als  nur  das  vorhandene,  aber  nicht  das  zukünftige  Vorland 
verschenkt  ward.*")  Diese  Ansprüche  der  Landesherren  auf  den 
An  wachs  und  das  Aussendeichsland,  die  jedenfalls  der  volks- 
tümlichen Denkweise  unberechtigt  erschienen,  mussten  notwendig 
teilweise  eine  grosse  Verwirrung  hervorrufen.®')  Zu  einer  voll- 
ständigen allgemeinen  Klärung  der  Frage  ist  es  nicht  gekommen.''’') 


“)  Bergh  I,  2i7,  -114,  441. 

®')  Bergh  I,  14s,  ‘227,  441,  416,  Mieris  IV',  221. 

Siehe  auch  oben  snb  b. 

“)  Bergh  I,  14s,  414  II.  1007. 

**)  V'ergl.  auch  U.  Urotiua  a.  a.  0. 

“)  Bergh  II  1007. 

**)  Bergh  II  1007.  Hier  .schenkt  im  Jahre  1227  Jolianii  I.  dem 
Kloster  Leeuweiihorst  den  .-Vussendeich.  der  nun  gegen  dessen  Land  liegt. 

®^)  Schon  für  diese  Periode  kann  mau  die  Worte  von  Hugo  Orotius 
verwerten,  die  (a.  a.  O.)  lauten;  „In  llollant  ende  West- V'rieslant  wert  van 
weghen  de  tTraeflickheyt  gheseyt.  dat  de  aenwassen  als  gevolgh  van  de 
wateren  de  Graeflickheydt  toekomen  Anderen  ontkennen  sulcks,  ende 
desen  aengaende  wat  voor  recht  moet  werden  gehouden,  is  metde  ver- 
scheydenheyl  van  ghewoonten  ende  gewesen  vonnissen  vry  onseker“. 

Die  „noch  bedeckten  Gründe'  und  „unangeführten  Eilande-  kann 
mau  — was  Holland  anlangt  — vielleicht  am  ehesten  allgemein  dem  Grafen 
zusprechen.  Er  konnte  natürlich  dies  Recht  auf  sie  verleihen.  So  besassen 
nach  Grotius  die  Herren  von  Egmont  auf  Grund  gräflicher  V’erleihung  das 
Recht  auf  die  Gründe,  die  die  meiste  Zeit  des  Jahres  mit  Wasser  bedeckt 
waren,  nnd  auf  die  Eilande,  die  noch  nicht  fest  an  dem  Lande  waren.  Die 
von  Äechtendijck  aber  besassen  zwar  das  Recht  auf  allen  Anwachs,  jedoch 
nicht  die  eben  erwähnten  Rechte  Egmonts. 
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Alleui  Veriiniteii  nach  aber  sind  es  diese  landeslierrliclien  An- 
sprüche ^^ewesen.  die  die  Rechtsansciiauunpr  hervor^erulen  haben, 
dass  eine  Besitznahme  des  anf^eschweiiimten  Landes  erlorderlich 
sei.’**)  Ihre  lei  nereu  Coiisequenzeu  sind  aber  die  gewesen,  dass 

’*)  Ganz  falsch  ist  die  Liebaii|ituiig  liacUTliauns  8.  Z:Ul,  dass  stets 
eine  Besiiznahine  erforderlich  sei,  aucli  für  die  spStrre  Zeit.  Das  Erfordernis 
einer  Besitznahme  ist  nicht  allgemein  durch'.'edningen.  In  alter  Zeit  fehlte 
es  nanz.  Vergl.  oben  sub.  I.  Unrichtig  Stobbc  „Prir'atrecht“  2.  Auf!  II. 
8.  IS4,  der  meint,  dass  gerade  in  alter  Zeit  nach  deutschem  Recht  eine 
Besitznahme  ndtig  gewesen  sei,  was  sich  erst  später  geändert  habe. 
Kuenso  8tobbe-Lebmann  II,  l.  8.  üSU  snb  IV'.l  .Siobbe  stützt 

sich  lediglich  auf  die  Niuderschreihung  des  kIcTiscbeu  Alluvionsrechtes 
von  1541,  die  sich  in  Grimms  .Rechtsalteitümern'*  (jetzt  II.  Aufl. 
von  Ueusler  und  K.  Hübner  B.  I.  S.  235  ff  ) gedruckt  findet.  Hier  wird 
eine  feierliche  Besitznahme  vonseiten  des  Eigentümers,  der  dem  Fluss  anliegt, 
durch  Befahren  mit  einem  schwer  geladenen  Mistwagen  gefordert.  Allein 
diese  Urkunde  beweist  doch  nichts  für  die  alte  Zeit,  um  so  mehr,  wenu 
man  bedenkt,  wie  lange  die  ersten  EingrilTc  der  Landesherrn  in  Holland 
hinsichtlich  des  Anwaclccs  zurückreichen  Im  übrigen  handelt  es  sich  hei 
dem  Anwachs  der  Urkunde  von  l.lll  weder  um  Aussendeichsland  noch  um 
Laud,  das  später  eingcdeicht  werden  sollte.  Das  Befahren  mit  einem  Wagen, 
welches  zugleicli  die  Haltbarkeit  der  Anschwemmung  erproben  sollte  itlri  mm 
8.  2Ö7;,  passt  für  Deichländer  gar  nicht.  Bei  ihnen  wird  vielmebr  die 
Haltbarkeit  des  Grundes  meistens  erst  durch  die  Eindeichung  hergestellt. 
8elbst  wenn  man  daher  der  Form  der  Urkunde  vou  1541  einen  ganz  alten 
Gharakter  beilegen  wollte,  so  würde  sie  — ganz  abgesehen  vou  der  durchaus 
uuzulä.ssigcn  Verallgemeiuerung  Stobbes  — für  den  Auwaclis,  der  das 
Deichiecht  interes.siert,  kaum  in  Betracht  kommen.  — Die  alten  holländischen 
(Quellen,  welche  des  Anwachses  gedenken,  gehen  sicher  d-ivon  aus,  dass  die 
Anschwemmung  ipso  jure  anfällti  denn  nirgends  wird  irgendwie  des  Er- 
fordernisses der  Besitznahme  gedacht.  Xur  in  der  Urkunde  von  1171  (oben 
A.  42)  schreibt  der  Graf  eine  Besitznahme  für  sich  vor;  dies  erklärt  sich 
aber  daraus,  dass  er  in  die  alten  llechtsaiischuuungen,  dass  der  Anwachs 
dem  Eigentümer  des  anstosseiidou  Landes  gehöre,  gewaltsam  eingrill  und 
seine  neue  Keciitsaiischauung  gewisserina.sseii  ad  oculns  demonstrieren  musste. 
Beaclileiisweit  ist  namentlich,  dass  Hugo  Grotius  eine  Besitznahme  uient 
lordert,  dass  also  Hackmann  zu  ihm  in  direktem  Gegensatz  steht.  Freilich 
findet  sich  bei  Grotius  eine  Bemerkung,  die  zu  dem  Erforderni.s  einer 
Besitznahme  hinüberspielt.  Nach  ihm  ist  es  mimlich  im  Lande  Butten  eine 
alle  Gewohnheit,  dass  derjenige,  welcher  das  Hecht  auf  den  Anwuchs  liat. 
auch  das  Recht  auf  die  unangelührteii  Eilande  besitzt,  die  dom  Laude  so 
nahe  kommen,  dass  er  sie  von  dem  Laude  aus  zu  Fuss  mit  seinem  Schweet 
erreichen  kann.  Danach  ist  also  ein  Berühren  mit  dem  Schwert  nicht  er- 
lurderlicb.  allem  man  wird  es  aiigewendet  haben.  Es  ist  ja  überhaupt  das 
Wubrsclieiuliclie,  dass  bei  diesen  „l'lutieii“  das  Erfordernis  der  Besitziiabme 
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man,  ehe  man  an  eine  Bedeichung  des  Aussenlandes  schritt, 
sich  an  den  Landosherrn  wandte,  um  ganz  sicher  zu  gehen, 
dass  man  nicht  ein  Gebiet  urbar  machte,  welches  der  Landes- 
herr als  sein  Eigen  betrachten  wollte.'*’)  In  dieser  Hinsicht 
spielten  freilich  andere  Momente  eine  gewichtigere  Bolle,  auf 
welche  später  eingegangen  wird,  deren  Hauptgrundlage  aber 
schon  hier  angedeutet  werden  muss,  insoweit  dabei  die  rechtliche 
Natur  des  Aussendeichslands  in  Betracht  kommt.  Ebenso  wie 
der  Aussendeich  regelmässig  als  nicht  deichpüichtig  betrachtet 
wurde,*’)  sah  man  ihn  auch  als  frei  von  Landabgaben  an.**) 
Nur  der  Acker  binnen  Deichs  wurde  als  vollwertiges  Land  der 
Unterthanen  herangezogen,  alles  was  buten  Deichs  lag,  war 
von  Staatslasten  im  allgemeinen  frei.**)  Mit  der  Bedeichung 
aber  rückte  das  Aussenland  in  die  Stellung  des  Binnenlandes 
ein,  war  also  an  sich  in  demselben  Masse  zu  den  Abgaben 
heranzuziehen,  wie  alles  übrige  Land.  Allein  die  geringe  Er- 
tragsfähigkeit des  eingedeichten  Vorlandes  in  den  ersten  Jahren 
und  die  durch  die  Bedeichung  hervorgerufene  Kostenlast  drängten 
nach  einer  weiteren  Andauer  einer  Sonderstellung  der  einge- 
deichten Groeden.**)  Auf  dieser  Basis  entwickelten  sich  teil- 
weise landesherrliche  Hoheitsrechte  über  das  uneingedeichte 
Aussenland,  die  seine  rechtliche  Natur  insofern  veränderten,  als 


zuerst  auftaucbte.  Einen  besseren  Qrund  für  diese  Äendernng  im  Alluvions- 
recht  als  den  von  uns  angegebenen  (d.  h.  die  durch  die  Eingrifl'e  der  Landes- 
herrn hervorgernfene  Notwendigkeit  feierlicher  Dokumentierung  des  Eigen- 
tums) wird  man  schwerlich  finden  können  Wie  gesagt  beginnt  diese  Aen- 
demng  schon  in  dieser  Periode;  es  sind  daher  die  Formalitäten,  welche 
Hackmann  a.  a.  0.  anführt,  abgesehen  von  den  durch  das  römische  Recht 
hervorgerufenen,  teilweise  schon  für  diese  Zeit  partikulär  anzunehmen. 

“")  Siiho  unten  sub  VUI.  1. 

®')  Mieris  111.  152  („alsoo  uyt  dyckslant  selve  geen  dyck  en  hont“): 
Ausnahme  oben  31. 

“)  Siebe  namentlich  Griebel  S.  36. 

“)  Allerdings  gab  das  Aussendeichsland  mitunter  Zehnten,  wie  wir  ja 
die  Vergabungen  solcher  Zehnten  bereits  kennen  gelernt  haben.  Es  waren 
dies  Zehnten  von  Weideland  .Sie  fallen  mit  den  Staatsabgaben  nicht  zu- 
sammen; auch  ist  zu  beachten,  dass  die  Vergabung  von  Zehnten  an  zu- 
künftigem Anwacbs  die  stillschweigende  V^oraussetzung  einer  Hedeichung  oft 
in  sich  barg.  Siehe  unten  sub  III 

“)  Vergl.  vorläufig  als  ältestes  Dokument  dafür  Bergh  1.  127  (a.  11+7. 
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die  Eigentümer  desselben  seine  Benutzung  zur  Bedeichung 
hier  ohne  landesherrliche  Erlaubnis  nicht  vornehmen  konnten, 
dort  aber  auf  landesherrlichen  Befehl  vornehmen  mussten.®’) 

III.  Charakteristisch  für  die  meisten  Deichanlagen  der 
späteren  Entwicklung  ist  der  Umstand,  dass  ihre  Entstehung 
nicht  auf  einzelne  Gründer  zurückzuführen  ist,  sondern  dass  an 
ihnen  eine  Reihe  von  Einzelpersonen  und  Verbandspersonen 
nacheinander  mittelbar  oder  unmittelbar  Teil  genommen  haben. 
Während  früher  eine  sich  bildende  Gemeinde  oder  eine  bereits 
vorhandene  Gemeinde  die  alleinigen  Gründerinnen  von  Deich- 
anlagen gewesen  sind,  entsteht  jetzt  zu  einem  grossen  Teil  eine 
ganze  Stufenleiter  von  Gründern,  ausgehend  von  den 
höchsten  Spitzen  der  Menschheit,  endigend  bei  den  untersten 
Ständen  des  Volks.  In  einfachen  Schenkungen  und  Vergabungen 
von  Marschstrichen,  die  von  den  Landesherm  ausgingen  und 
von  denen  bereits  gesprochen  ist,  kann  freilich  ein  Anstoss  zur 
Errichtung  von  Deichen  nicht  erblickt  werden.  Der  Kausal- 
zusammenhang ist  vielmehr  erst  dann  vorhanden,  wenn  Land- 
gebiete, deren  Kultivierung  der  Deichanlagen  bedarf,  von  ihnen 
ausgethan  werden  mit  der  Bestimmung,  dass  diese  kultiviert 
und  besiedelt  werden.  Solche  Vergabungen  finden  sich  nicht 
nur  von  seiten  der  Landesherrn,  sondern  auch  von  seiten  von 
kleineren  Herrn,  Kirchen,  Klöstern  und  Städten,  ohne 
in  irgend  einer  Verbindung  mit  dem  Landesherrn  zu  stehn.  Sie 
sind  unzweifelhaft  zuerst  in  den  Niederlanden  vorgekommen. 
Es  ist  freilich  ein  eigentümliches  Schicksal,  dass  die  älteste 
Austhuungsurkunde,  die  mit  Deichanlagen  in  Verbindung  ge- 
bracht werden  muss,  uns  nicht  für  Flandern  und  Holland  über- 
liefert ist,  sondern  für  die  Umgegend  von  Bremen.  Der  be- 
rühmte Vertrag,  den  Erzbischof  Friedrich  von  Bremen  im 
Jahre  1106  mit  Holländerrn  schloss,  ist  das  älteste  Beispiel 
einer  Austhuung  von  Land  zur  Bedeichung.®*)  Wir  haben 


Siehe  darüber  unten  aub  VIII. 

Uebor  ihn  siehe  Sohroeder  «Niederländische  Kolonien“  S.  1 ff., 
von  Schwind  «Zur  Entstehung  der  freien  Erbleihen“  in  üierkes  .Unter- 
suchungen“ Heft  35  S.  125  ff  und  die  dort  Citicrteu.  Kerner  siehe  nament- 
lich Meitzen  .Siedlung  und  jVgrarwesen*  II.  S.  314  ff.  und  III.  Anlage  S6. 
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in  diesem  Kolonisationsvertrag  den  bestimmten  Hinweis  auf 
holländische  Gebräuche •')  und  finden  in  einem  Anklang  an  die 
holländischen  Austhuungsurkunden  der  späteren  Zeit.  So  giebt 
die  Urkunde  von  1106  — auch  wenn  hier  vielleicht  die  Ent- 
w'ässerungsan lagen  gegenüber  den  Deichbauten  in  den  Vorder- 
grund traten®**)  — ein  beredtes  Zeugnis  dafür,  dass  in  früherer 
Zeit  solche  Austhuungen  zur  Eindeichung  in  Holland  statt- 
gefunden haben,  und  dass  sie  in  ähnlicher  Weise  ausgestaltet 
worden  sind.  Allerdings  walteten  zwischen  den  alten  holländischen 
Vergabungen  und  der  von  1106  grosse  Unterschiede.  Hier  war 
es  eine  Gruppe  von  Amsiedlern,  die  der  Landesherr  aus  feinen 
Landen  herbeizog,  dort  waren  die  Deicher  hervorgegangen  aus 
der  heimischen  Bevölkerung;  hier  unterhandelt  der  Landesherr 
mit  den  Ansiedlern  oder  deren  Vertretern  selbst,  dort  waren 
es  vermutlich  die  verschiedensten  Mittelspersonen,  die  zwischen 
dem  Landesherrn  und  den  Deichern  standen.  Solche  Mittels- 
personen kommen  ebenfalls  in  den  deutschen  Gebieten  vor;  es 
lässt  sich  hierin  kein  einschneidender  Gegensatz  zwischen 
Deutschland  und  den  Niederlanden  finden.  Bei  diesen  Aus- 
thuungen, die  sich  von  Flandern  bis  an  die  preussischen  Werder 
erstrecken,  waltete  eine  mehr  oder  minder  grössere  Ausführlich- 
keit, im  ganzen  die  bunteste  Verschiedenheit.  Am  genausten 
sind  wir  über  die  holländischen  Vergabungen  und  Austhuungen 
in  den  Wesermarschen  orientiert.  Spärlich  fliessen  die  Quellen 
über  die  Austhuungen  in  den  nördlichen  Elbmarschen.  Völlig 
ins  Dunkel  gehüllt  sind  die  Vergabungen  in  der  Altmark,  in 
Schlesien  und  auf  den  preussischen  Werdern.®*)  Von  den  Aus- 
thuungsurkunden dieser  Periode,  die  heute  auf  deutsches  Gebiet 
sich  beziehen,  enthalten  nur  zw'ei  einen  direkten  Hinw'eis  auf 


•"J  z,  B.  beim  Fruchtziümt  die  elfte  statt  der  zehnten  Garbe. 

Siebe  oben  Kinleitung  § 1 sub.  II.  b und  das  unter  den  .Berich- 
tigungen" zu  S 12  Gesagte 

Dass  sie  stattfanden  be«’ei.sen  spätere  Quellen.  Für  die  Altmark 
siehe  die  Schenkung.-iurkuude  von  1200  (oben  Einleitung  § 4a  Ä.  1S9);  für 
Schlesien  vergl.  Tzschuppe  und  Stenzei  „Urkundenbueh“  S.  asi  und 
Wutke  „Die  Sehlekische  Oderschifffabrt“  1S96  S.  S und  32;  für  Preus.sen 
siehe  die  Quellen  bei  Toppen  S.  1S7.  lieber  die  Kolonisationsvcrtrago  in 
diesen  Gebieten,  die  mit  Deichanlagen  nichts  zu  thuu  haben,  orientiert  am 
besten  Schwind  S.  119,  152. 
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Deiclianlagen.’")  Man  kann  diese  Austliuungcn  nur  verstehen, 
wenn  man  einmal  von  einer  Hineinzwängung  römischrechtlicher 
Begriffe,  sodann  von  einer  Hiueintraguug  modenicr  Rechts- 
gestaltungen absieht.  Vor  allem  ist  zu  berücksichtigen,  da.ss 
der  schroffe  und  spröde  Eigentumsbegriff  der  Römer  dem 
deutschen  Recht  gänzlich  fremd  ist.  Es  muss  daher  als  ver- 
fehlt bezeichnet  werden,  wenn  bei  einer  Construktion  der  ding- 
lichen Rechte,  die  an  dem  auszuthuenden  Lande  bestehen  oder  ent- 
stehen, von  ihm  ausgegangen  wird.’*)  Zu  unterscheiden  sind  drei 
Gruppen  von  Personen:  Die  Vergaber,  die  Mittelspersonen 
und  die  Ansiedler.  Vergaber  sind  diejenigen,  welche  Land 
zum  ersten  Male  mit  der  Bestimmung  der  Kultivierung  durch 
Deichanlagen  ausgeben.  Mittelspersonen  sind  diejenigen, 
denen  Landstriche  zur  Kultivierung  und  Besiedlung  ausgegeben 
werden  derart,  dass  sie  zwischen  den  Vergabern  und  Ansiedlern 
stehen.  Ansiedler  schliesslich  sind  diejenigen,  an  welche 
Teile  des  Neulandes  vor  der  Bedeichung  und  rücksichtlich  der 
Bedeichung  zu  wirtschaftlichem  Selbstbetrieb  vergeben  werden. 

1.  Die  Vergaber  geben  Land  zum  ersten  Male  mit  der 
Eindcichungsbestimmung  aus.  Auch  die  Mittelspersonen  geben 
das  Land  aus,  nämlich  an  die  Ansiedler  (oder  vorher  an  andere 
Mittelspersonen).  Sie  geben  cs  aber  nicht  zum  ersten  Male 
aus,  denn  zum  ei’steu  Male  ist  es  an  sie  ausgegeben  worden. 
Die  Vergaber  geben  Landaus.  Das  Ausgeben  kennzeichnet 
ihren  Begriff.  Personen,  die  zu  den  Deichanlageu  in  anderer 
Beziehung  stehen  — mag  auch  diese  Beziehung  einem  Aus- 
geben sehr  ähnlich  sein,  können  nicht  Vergaber  sein.  Je 
nachdem  dies  Ausgeben  auf  Grund  unbeschränkter  Selbständig- 
keit oder  erst  auf  Grund  von  Genehmigungen,  Priv'ilegien  und 
Eindämmungen  der  Selbstherrlichkeit  von  seiten  dritter  erfolgte. 


Näinlicli  die  Urkunde  Herzogs  Otto.s  Ton  1296  hiusicbtlicb  de» 
I.ewenhrooks  ({irupen  II.  160)  und  die  Bestätigungsurkunde  der  .A.n8thnuDg 
des  Herrn  von  Cranenburg  (bei  Cleve)  von  1343  (oben  Einleitung  § 4a 
Anm.  248). 

’*)  In  diesen  Fehler  verfällt  Schwind  a.  a.  0.  S.  l70.  — Geht 
man  vom  römischen  Eigentumsbegriff  aus.  so  wird  man  bei  den  freien 
Landleiben  zu  dem  Resultat  kommen,  dass  die  Kolouistenbufeu  in  niemandes 
Eigentum  standen. 
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sclieiden  sicli  die  selbständij^en  Vergaber  von  den  privi- 
legierten Vcrgabern.  Die  selbständigen  Vergaber  sind  keines- 
wegs blos  die  Landesherrn,  der  Begriff  scbliesst  die  Abhängigkeit 
von  anderen  Personen  keineswegs  aus;  die  Selbständigkeit  muss  nur 
hinsichtlich  des  Vergabuugsaktes  existieren,  in  jeder  anderen  Be- 
ziehungkann  sie  fehlen.  DieKlasse der ])rivilegierten  Vergaber 
ist  dadurch  entstanden,  dass  ein  Angehen  geistlicher  oder  weltlicher 
Ijandesherrn  rätlich,  ja  mitunter  erforderlich  war.  Man  begehrte 
von  den  Landesherrn,  ja  sogar  vom  Reichsoberhaupt,  Bestätigungen 
lind  Gestattungen  der  Vergabungen,  teils  um  das  Unternehmen 
glücklicher  zu  Ende  zu  führen,  um  Privilegien  für  sich  und  die 
Ansiedler  zu  gewinnen,  teils  in  Anerkennung  der  landesherrlichen 
oder  lehnsherrlichen  Oberhoheit.  Aus  deutschem  Gebiet  .sind 
in  dieser  Hinsicht  die  Privilegien  des  Herzogs  Heinrichs  des 
Löwen,’’)  des  Erzbischofs  Siegfrieds  von  Bremen,’®)  und  Kaiser 
Friedrichs  I.”)  für  die  Besiedlung  der  Sumpfländercien  in  der 
Nähe  der  Abtei  Machtenstedt  anzuführen.  Hierzu  in  Parallele 
stehen  die  holländischen  Urkunden,  die  eine  Erlaubnis  zur  Ein- 
deichung von.seiten  der  Landesherrn  enthalten.  Die  technische 
Bezeichnung  für  dieses  Erlaubniserteilen  ist  ,oirlof  gheven“.’*) 
Gleichbedeutend  ist  „macht  gheven“’*)  und  „macht  ende  oerlof 
gheven“”)  oder  „gunnen“,  „consentieren“.’®)  Es  ist  juristisch 
durchaus  von  dem  Ausgeben ■*  verschieden.  Der  Charakter  des 
Fortgebens,  der  Veräusserung  im  weite.sten  Sinn,  fehlt  dem  Er- 
laubniserteilen. Schon  ein  oberflächlicher  Blick  zeigt  dies  dadurch, 
da.ss  bei  der  Erlaubnis  eine  bestimmte  Person  von  vornherein  ge- 
geben ist,  der  gegenüber  der  Rechtsakt  vorgenommen  wird,  bei  dem 
Ausgeben  dagegen  jede  beliebige  Person  als  Gegenüber  in  Betracht 
kommen  kann.  Freilich  kommen  im  Endresultat  beide  ver- 
schiedene Rechtsakte  scheinbar  auf  dasselbe  hinaus.  Da  nämlich 
auch  bei  der  Erlaubnis  die  rechtliche  Stellung  und  die  Rechts- 


Hamburger  Urkumlenbucb  238.  (a.  1170.) 

”)  a.  a.  O.  2(10.  (a.  Hsl— 1183). 

'*)  a.  a.  O.  209.  (a.  1158.) 

’®)  Mieria  HI.  74.  12(1,  580;  IV,  (171. 

’“)  Mieria  IV,  1069. 

”)  Mieris  III,  220,  IV  129 

’D  Mieris  IV.  129,  165,  |068;  Schwarzenberg  II,  558. 
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Verhältnisse  dessen,  dem  erlaubt  wird,  und  der  Ansiedler  oft  geregelt 
werden,  so  erscheinen  vom  Standi)unkt  der  Landesherrn  die  Privi- 
legierten fast  als  Mittelspersonen.  In  Wahrheit  aber  sind  sie  doch 
die  eigentlichen  Vergabcr  und  die  Landesherrn  nur  die  Begünstiger 
und  Genehmiger.  Und  bei  genauer  Durchforschung  der  Quellen 
stellt  sich  heraus,  dass  der  landesherrliche  Einfluss  auf  die 
Kultivierung  des  Neulandes  und  die  Stellung  des  Landesherrn 
in  Rücksicht  der  Rechtsverhältnisse  des  neuen  Bezirks  bei  der 
Erlaubnis  eine  viel  schwächere  ist,  als  bei  der  landes- 
herrlichen Vergabung.  Auch  zeigen  sich  hier  Momente, 
die  dort  durchaus  fehlen.^)  Zu  berücksichtigen  ist  freilich, 
dass  das  Ausgeben  dann  im  Endresultat  dem  Erlaubniserteilen 
sehr  nahe  kommen  muss,  wenn  es  schenkungsweise  geschieht.*) 
Die  privilegierten  Vergaben  können  zugleich  die  Stellung  von 
Mittelspersonen  einnehmen;  dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  durch 
einen  Vertrag  einer  Person  hinsichtlich  von  Landstrichen,  die 
ihr  zugcbören,  die  Erlaubnis  erteilt  wird,  und  an  sie  vom 
Landesherrn  fremde  Neuländer  ausgegeben  werden.***)  Auch 
kann  der  privilegierte  Vergabcr  bei  Gelegenheit  des  Erlaubnis- 
erteilens in  eine  Sozietät  mit  dem  Privilegienerteiler  hinsichtlich 
der  Bedeichung  von  Land.strichen,  die  beiden  zugehören,  treten.*^) 
Die  privilegierten  Vergabcr  unterscheiden  sich  praktisch  von 
den  selbständigen  Vergabern  dadurch,  dass  ihnen  meist  in  Bezug 
auf  die  Vergabung  in  gewisser  Hinsicht  die  Hände  gebunden 
sind.  Frei  und  selbstherrlich  schaltet  der  selbständige  Vergabcr, 
ihm  zieht  nur  der  Wille  der  Mittelspersonen  und  Ansiedler  eine 
Grenze.  Eingeengt  und  beschränkt  giebt  der  privilegierte  Ver- 


”)  Vergl.  unten  .tut)  2. 

**“)  Ist  drr  iirivilcgierte  Vergabcr  ein  Doiclivcrlianil,  der  unter  landes- 
herrlicher Verwaltung,  steht  wie  die  GrooteWaaid  in  Südholland,  so  steht 
im  Kesultat  eine  Vergabung  des  Deich  Verbundes  der  landesherrlichen  Ver- 
gabung sehr  nahe.  Vergl.  Jlieris  IV,  uo.  (a.  UIO.) 

•")  V’ergl.  Mieris  IV  1008.  Philipp  sagt  hier  1435:  .gunnen  ende 

uytgheven  inits  desen  brieve  te  hedycken  . . . alle  die  . . . uytterlanden  . . ., 
die  toehehooren  Floris  voorseyt  . . . ende  somniige  andeic  aldaer  streckende". 
Floris  ist  zugleich  Vergabcr  (ihm  wird  erlaubt  seine  Oroeden  zu  bedeichen: 
.gunnen  ...  die  toehehooren)  und  Mittelsperson  (ihm  wird  .ausge- 
geben" Land:  uytgheven  . . . sommige  andere". 

Mieris  IV,  221.  (a.  1412) 
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galxjr  die  Groedeii  meist  aus;  ihn  liindert  an  einer  freien  Ent- 
faltung eine  Rechtsnorm,  die  der  Landesherr  für  seine  Vergabung 
lestgestellt  hat.  Allerdings  giebt  es  privilegierte  Vergaber,  bei 
denen  die  Erlaubnis  eine  einfache  Form  ist,  ohne  mit  materiell- 
rechtlichen  Wirkungen  verknüpft  zu  sein.  Die  Fesseln,  welche 
den  privilegierten  Vergaber  beengten,  waren  gewöhnlich  Be- 
stimmungen über  die  Freiheit  der  Ansiedler  von  landesherrlichen 
Abgaben  und  Diensten  in  den  nächsten  Jahren.®)  Da  nämlich 
das  Land  selbst  als  frei  betrachtet  wurde,  so  war  damit  für  jedes 
Grundstück  eine  diesbezügliche  Freiheit  geschaffen,  die  ihm  der 
privilegierte  Vergaber  nicht  nehmen  konnte.  Allerdings  be- 
zogen sich  die  Freijahre  auch  auf  die  Vergaber  und  waren 
Freiheiten  für  sie.  Allein  die  Freiheit  des  Landes  konnte  für 
sie  hinderlich  sein,  falls  ihr  übriges  Land  gegebenen  Falls  für 
die  Tragung  der  landesherrlichen  Abgaben  zu  schwach  war. 
An  das  Neuland  konnten  sie  eben  nicht  heran;  jede  Bestimmung 
in  ihren  Vergabungsurkunden,  die  ihnen  das  Recht  zur  Ein- 
forderung der  landeshenlichen  Abgaben  verliehen  hätte,  wäre 
nichtig  gewesen.  Die  Vergaber  waren  bei  ihren  Vergabungen 
ferner  dann  gebunden,  wenn  die  LandesHerrn  das  dingliche 
Recht  der  Ansiedler  hinsichtlich  ihrer  Neulandsparzellen  fest 
bestimmten,®)  wenn  Reglungen  hinsichtlich  der  Anlage  von 
Hofstätten  getroffen  waren,®“)  wenn  eine  feste  Zahl  Morgen  für 
Dritte  zur  Moorkultur  frei  zu  deichen  und  im  Hinblick  darauf 
von  den  Deichern  Sicherheit  zu  leisten  war.®*")  Die  privilegierten 
Vergaber  waren  beengt,  wenn  den  Deichern  jährlich  die  Zahlung 


Mierin  111,  12(> (n- »i  ende  die  gliene,  diet  dykeu 
Stullen,  of  besitten,  zullen  't  van  allen  scoten,  van  beden,  ende  beervaerden 
vry  hebben  die  eersten  seven  jare“. 

Uieri  9 IV,  220  (a.  1412):  „gbeven  wi  den  glieneu,  diet  bedyken  zullen, 
den  eygbendoein  van  den  erve.  dattet  inbedyct  wert,  bcliouden  ons  des  jairs 
p acht 9 van  ses  groten  van  der  niorglien  voirscreven“.  Die  Ansiedler  er- 
halten hier  ein  Untureigentum,  das  der  Erbpacht  an  die  Seite  zu  stellen  ist. 

“<*)  Mieris  IV,  110  (a.  1410.) 

Uieris  IV,  670  (a.  1423.) 

.Veert  sullen  die  ghene,  die  dit  voirsz.  land  sullen  bediken,  goede 
voirvaerde,  ende  wisheit  doeu  dese  vierbondert  morgen  metten  tbieu 
morgen  moers  te  boudeu  vry  van  dykingeu  ende  van  anderen  onraet  der 
dyckaedseu  . . . .“ 

J.  (Herk«|  Ue.schicble  <J«i  deuUebea  DsiebreebU.  ^ 
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eiiKT  bestimmten  Summe  vom  Gemete  an  den  Landesherrn  aufer- 
legt wui  de.*‘>)  Die  stärkste  Gebundenlieit  wurde  ihnen  zu  Teil, 
wenn  ihnen  eine  Frist  zur  Fertigstellung  der  Eindeichung  unter 
Androhung  von  Strafen  gesetzt,*)  oder  wenn  die  Deich- 
verwaltung genau  geregelt  wurde. Diese  Fesseln  entbehren 
aber  oft  eines  Zwangscharakters  und  stellen  sich  als  Ver- 
pflichtungen auf  Grund  freiwilliger  vertragsmässiger  üeber- 
nahme  dar.*) 

Als  Vergabe!'  (selbständige  oder  privilegierte)  figurierten 
die  Landesherrn,*)  Kirchen  und  Klöster,*)  kleinere  Herrn,*') 
Deichverbände*'-)  und  Städte.**)  Am  Ende  der  Periode  tritt 
eine  grosse  Landschaft  als  Vergaber  auf.*^l  Ihre  Stellung  zu 
den  Landstrichen,  die  sie  ausgaben,  war  eine  Mischung  öffent- 
lichrechtlicher  und  privatrechtlicher  Befugnisse.  Und  zwar  war 
es  gleichgültig,  ob  ihnen  das  Land  seit  unvordenklicher  Zeit 
gehörte,  oder  ob  sie  es  sich  durch  Kauf  oder  Schenkung  er- 
worben hatten,  oder  ob  sie  sich  es  oder  eine  Verfügung  über  es 
kraft  Land-  oder  Lehnrechts  zuschrieben.  Die  Vergaber  hatten 
ein  üffentiiehes  Herrschaftsrecht  und  ein  privatrechtliches  Eigen- 
tum, die  nach  mittelalterlicher  Anschauung  mit  einander  ver- 
quickt waren,  üeber  ihnen  konnten  sich  andere  Herrschafts- 
rechte,  andere  Privatrechte  wölben.  Aus  der  Gesamtheit  der 
Rechte,  die  sie  besassen  — mochte  sie  nun  klein  oder  gross 
sein  — konnten  sie  bei  den  Vergabungen  etwas  fortgeben  und 
etwas  zurückbehalten.  Es  ist  ohne  weiteres  einleuchtend,  dass 
die  Vergaber  einen  um  so  grösseren  Umfang  von  Heri-schafts- 


“)  Vcrgl.  84. 

Mieris  UI,  74. 

Mieris  IV,  140. 

W)  a.  a.  Ü. 

Die  älteste  landesherrliche  Austhuungsurkunde  ist  der  oben  A.  66 
erwähnte  V'ertrug  von  1106. 

Als  ältestes  lleispiel  sielie  Bergh  I,  127.  (a.  1147.) 

Vergl.  namentlich  das  Privileg  von  1343  (oben  A.  70). 

“)  Jlieris  IV,  140  siehe  oben  A.  80. 

“)  Vor  allem  Elbing.  Siehe  die  ältesten  Quellen  bei  TSppen  „Preuss. 
Prov.  Bl.“  N.  I.  S.  302. 

®*)  Schwarzenberg  II.  S.  243.  Die  Vereinbarung  betreffend  die 
Bedeichung  der  Bildlaude  von  1505. 
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rechten  ini  allgemciueii  bei  sich  zurQckbehielten,  je  mehr  sie 
mit  den  Ansiedlern  seihst  in  Berührung  kommen.  Je  ange- 
sehenere, mächtigere  und  mit  eigenen  Herrschaftsrechten  aus- 
gestattete Mittelspersonen  existierten,  je  notwendiger  war  die 
Abspaltung  von  Herrschaftsrechten  und  eine  Ueberti'agung  dieser 
von  seiten  der  Vergaber  auf  die  Mittelspersonen.  Allerdings 
ist  zu  berücksichtigen,  dass  auch  bei  einem  gänzlichen  Fehlen 
von  Mittelspei-sonen  infolge  der  freien  und  selbständigen  Stellung, 
die  man  oft  den  Ansiedlern  zu  geben  bestrebt  war,  Herrschafts- 
rechte in  gewissem  Sinn  auf  die  Gesamtheit  der  Kolonen  über- 
gehen konnten. 

Das  Ausgeben  bezeichnen  die  Quellen  als  ein  „gheven““) 
[„uytgeven“,®*)  „verkofen  ende  uytgheven“®^)],  te  dycken  jof  te  doen 
dyken,  als  ein  „darc“  („tradere“,  „vendere“,  „concedere“)  ad 
excolendam  (al.  terram).’**j  Die  Vergabung  konnte  eine  zeit- 
weise Ueberlassuug  sein-'*')  oder  die  Gewähr  der  Dauer  in  sich 
tragen.**'*')  Sie  konnte  mehr  Herrschaftsrechte  in  Bezug  auf 
das  Land  oder  das  Land  selbst  betreffen.  Sie  konnte  sich  als 
Verkauf'*’*)  oder  Schenkung  **''-)  darstellen  oder  den  Charakter 
eines  Auftrags  oder  eines  Landleihevertrages  in  den  ver- 
schiedensten Formen  annehmen.  Immer  waren  diese  Verträge 
zugleich  öffentlichrechtlicher  Natur;  immer  handelte  es  sich 
um  Verträge,  um  Rechtsgeschäfte,  die  dem  Belieben  der  beteiligten 
Personen  unterstellt  waren.  Stand  ein  Verkauf  in  Frage,  so 
wurde  dabei  nicht  die  gesamte  Fülle  der  Rechte  des  Vergabers 
verkauft,  sondern  Splitter  dieser  Rechte,  Splitter  des  Herrschafts- 
rechts, Splitter  des  Eigentums,  oder  das  Eigentum.  Eine  solche 
Vergabung  aber,  bei  der  das  ganze  Herrscbaftsrechts  in  seiner 
Totalität  übertragen,  und  die  Eindeichung  etwa  als  Ver- 


“)  Mieris  It,  151;  UI,  -->40;  IV,  474,  479,  981,  1045. 

'■“)  Mieris  111,  277,  -291. 

'")  Mieris  lU,  291,  150,  197. 

Vergl.  die  Austkuaagsurkunden  für  die  Umgegend  von  Hamburg 
und  Bremen. 

“)  Schwarzenberg  II,  245. 

"*)  So  die  meisten. 

*“*)  Mieris  III,  291,  — IV,  156,  iii,  569. 

“*)  Mieris  IV.  479. 

9* 
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trajjsbedingung  ausgemacht  wurde,  findet  sich  nirgends.  Ver- 
käufe fanden  nur  bei  Vorhandensein  von  Mittelspersonen  statt.'"^^) 
Die  Mittelspersonen  zahlten  in  diesem  Fall  einen  Kaufpreis. 
In  den  holländischen  Urkunden  wird  daher  stets  dann,  wenn 
von  einem  Verkauf  die  Rede  gewesen  ist,  des  Kaufpreises  ge- 
dacht. Der  Kaufpreis  konnte  hinsichtlich  seiner  Höhe  ganz 
bestimmt  ausgemacht  und  bezahlt  werden.  Dann  enthalten  die 
Urkunden  eine  diesbezügliche  Bestätigung,  entweder,  dass  der 
Käufer  „van  desen  coep  wittelike  end  wel  betaelt  ende  voldaen 
heeft“'"*)  oder  dass  er  bezahlt  hätte  „den  lesten  penning  mitten 
ersten“.’®')  Berechnete  man  den  Kaufpreis  genau  nach  Mass- 
gabe  der  Morgen,  die  eingedeicht  werden  sollten,  und  wai'  in 
Bezug  auf  die  Giüsse  der  Eindeichung  dem  Käufer  ein  freier 
Spielraum  gelassen,  ,so  stellte  man  den  Kaufpreis  in  der  Weise 
fest,  dass  man  llir  jedes  „Gemeto“  ein  Fixum  vereinbarte,  eine 
diesbezügliche  Anzahlung  ausmachte,  und  hinsichtlich  der  Be- 
träge, die  sich  infolge  der  Gewinnung  einer  grösseren  Menge 
von  „Gemcten“  als  der  bei  der  Anzahlung  angenommenen, 
ergab,  einen  Zahlungstermin  nach  der  Eindeichung  bestimmte. "•*) 

"“)  Wie  passt  hierzu  .Bremer  Urkundenbucli“  No.  f>0?  Da  fehlen 
Mittelsper.soiien  (vergl.  .Schwind  S.  139),  und  es  heisst  doch  .vendere“. 
Sonst  ist  bei  Vergabungen  an  Ansiedler  direkt  von  seiten  der  V'ergaber 
von  einem  comedere  (Bremer  l'rkh.  27)  oder  ,dare“  (Auhalter  Urkundb. 
I 292)  die  Rede.  Das  „vendere“  in  der  erstgedachten  Urkunde  bedeutet  daher 
keineswegs  V'erkaufen  im  technischen  Sinn,  sondern  Ausgobon.  Würde  man 
sich  übrigens  der  Interpretation  von  .Schwind  B.  140  anschliessen,  so 
würde  man  in  den  .viris  et  ministerinlibus“  Mittelspersonen  finden  können. 
.Vllein  die  vorgeschlagcne  Au.slegung  Bchwinds  ist  nicht  annehmbar.  Kr 
zieht  „viris  meis  et  ministerialibus“  zu  veudidi;  siehe  aber  Anhalt.  Urk. 
1.  292;  Hamburg.  Urk.  189. 

Vergl.  Mieris  III  281. 

Mieris  IV  S.  löß  (a.  1410):  „V'oirt  so  belyen  wi  ons  van  den  coop 
van  den  lande  ende  Hcerlichede  mitten  punten  ende  voirwairden  voirsz.  van 
onscn  getruwen  Raden,  ende  vrienden  voirgenoemt  vol,  endo,  al  bctailt  te 
wesen  den  lesten  penning  mitten  cersten  ende  bekennen,  dat  onso  getruwe 
Tresorier,  ....  tot  onser  behoif  dair  of  ontfangen  heeft,  ende  in  ousen 
oirbair  gebracht  twee  dusent  gonden  Oelrcsche  gülden,  alzo  dat  wy  voir 
nns  ende  ousen  nacomelingen  onsen  getruwen  Rade  ende  vrienden  voirsz. 
ende  hören  nacomelingen  ende  erven  dair  of  vri  ende  qnyt  scelden  tot 
ewigen  dagen*. 

’*')  Mieris  IV (a.  1413)  S.  225  „dat Peter  endeQeryt  voirsz  ons  daer 
toe  geven  sullen  voer  elckeu  gemote  bedycts  lants  eenen  gonden  Engelschen 
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Man  konnte  auch  sich  mit  der  Vereinbarnng  eines  geringen 
Kaufpreises  und  dessen  Begleichung  begnügen,  eine  Summe  aber 
als  ewige  Rente  auf  das  Neuland  legen,  eventuell  auch  eine 
Erhöhung  dieser  Summe  nach  vollendeter  Bedeichnng  ver- 
einbaren."'') 

2.  Allen  Mittelspersonen,  so  verschieden  sie  auch  sein 
mochten,  ist  gemeinsam,  dass  sie  durch  die  Vergabungen  von 
seiten  der  Vergaber  eine  Mission  erhalten.  Die  Erfüllung  dieser 
Mission  konnte  mehr  oder  minder  in  das  Belieben  der  Mittels- 
person gestellt  sein.  Doch  wurden  regelmässig  an  die  Erfüllung 
die  Vorteile  und  Rechtssamen,  die  man  den  Mittelspersonen  in 
Anssicht  stellte,  geknüpft,  und  die  Austhnnngsurknnden  gehen 
alle  von  dem  Gesichtspunkt  der  Erfüllung  aus.  Dass  der  Ver- 
gaber der  Mittelsperson  Land  ausgab  und  ihr  lediglich  die 
Heranziehnng  von  Ansiedlern  und  die  Oberleitung  der  Ein- 
deichung übertrug,  ohne  ihr  Herrschaftsrechte  irgend  welcher 
Art  in  Bezug  auf  das  Neuland  in  Aussicht  zu  stellen,  ist  sein- 
selten. '"")  Nicht  hierher  gehört  der  Fall,  dass  ein  Landesherr 
seinem  Beamten  das  Ausgeben  von  Land  befiehlt.  Der  Beamte 
ist  dann  keineswegs  Mittelsperson,  an  ihn  wird  nichts  ausgegeben, 
und  er  steht  dem  Vergaber  nicht  als  freie  und  unabhängige 
Person  gegenüber,  welche  mit  dem  Vergaber  kontrahiert  — 
sondern  ihm  wird  befohlen  und  er  muss  gehorchen."*')  Regel- 


nobel, daer  sy  ons  of  bctailt  bebben  eess  ende  tseaticli  Engelacbe  noblen. 
Endo  Tan  des  sy  nicer  bedycken  sullen,  daer  »al  di«  dach  van  betalingen  of 
wesen  tot  Bamisse  naistcomende*. 

’*')  Mieris  IV  (a.  1420  21)  S.  569.  Auch  hier  heisst  es,  dass  die 
Käufer  den  letzten  Pfenning  bezahlt  hätten  mit  dem  ersten ; die  Vereinbarung 
der  Rente  ist  daran  sofort  angeknUpft  durch  die  Worte  .behoudelic“. 

In  der  Kolonisationsurknnde  von  1149  betreffend  die  Kolonien- 
gründung  im  Stedinger  Land  (Hamburg.  Urkb.  189)  wird  das  Land  ausgethan 
an  Johann  und  Simon;  aber  nur  Johann  erhält  den  Distrikt  jure  beneficiali. 
Simon  batte  daher  nach  der  Besiedlung  keine  Uerrschaftsrechte.  Dass  er 
eine  Parzelle  sich  vorbehielt,  ist  wahrscheinlich,  aber  nicht  nötig;  damit 
würde  er  auch  nur  die  Stellung  eines  Ansiedlers  haben  und  keine  öffentlich- 
rechtliche  Oewalt  Uber  das  Neuland. 

*"®)  Vergl.Mieris  III,  733  (a.  I40ü,  l);  .Aelbrecht  . . . doen  cont  . . . 
dat  wy  bevolen  endo  gemaditiget  hebben  . . . onseu  Kentemeestes  . . . 
dat  hi  van  onsor  wegen  utgheven  sal  te  diken  . . .“ 
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inässig  finden  wir,  dass  den  Mittelspersonen  Herrschaftsrechte 
und  andere  Rechte,  die  mehr  einen  privatrechtlichen  Charakter 
tragen,  hinsichtlich  des  gesamten  einzudeichenden  Landes  über- 
tragen werden.  Im  Vergleich  zu  den  privilegierten  Ver- 
gab er  n ist  allerdings  ihre  Stellung  eine  abhängigere  und  un- 
vorteilhaftere. Die  privilegirten  Vergaber  haben  immer  den 
Zehnten,  die  Mittelspersonen  entbehren  seiner  oft.  Die  privi- 
legierten Vei^aber  deichen  nie  Gemete  für  den  Landeshenn 
frei,  nie  erdeichen  sie  diesem  Ambacht  und  Ambachtsgevolgh, 
nie  Bruchteile  der  Gerichtsbussen.  Bei  den  Mittelspersonen 
ist  dies  oder  jenes  der  Fall.”“)  Für  die  blosse  Uebertragung  der 
Zehntherrlichkeit  hinsichtlich  der  einzudeichenden  Strecke'”) 
sind  uns  zwei  Beispiele  überlielert,  von  denen  das  eine  nach 
Seeland,  das  andere  nach  den  holsteinischen  Marschen  weist. 
Bei  jenem  figuriert  als  Vergaber  ein  Kloster  und  die  Mittels- 
personen sind  zwei  Edle.  Bei  diesem  ist  der  Vergaber  ein 
Landesherr  und  die  Mittelsperson  ein  Kloster.  Bei  jenem  wird 
der  Zehnt  nur  in  Erbpacht  gegeben  und  nur  eine  Zehntherrlichkeit 
zur  gesamten  Hand  mit  dem  Vergaber  eingeräumt,  bei  diesem 
wird  der  Zehnt  ganz  überlassen  und  damit  eine  Uebertragung 
vorgenommen,  die  einer  Landübertragung  ziemlich  gleichstand.”''^) 
Im  Jahre  1147  giebt  nämlich  das  Kloster  St.  Peter  zu  Utrecht 
Zehnten  zu  Wohlfahrtsdijk  in  Erbpacht  an  Bodin  und  Balduin 
von  Skinga  und  überträgt  ihnen  die  Hälfte  der  Zehnten  hin- 
sichtlich der  Landstriche  des  Klostergebiets  auf  Südbeveland, 
die  sie  selbst  oder  die  Ihrigen  erdeichen  und  kultivieren  würden 
in  der  Weise,  dass  die  Zehnten  gemeinschaftlich  eingetrieben 
und  dann  erst  verteilt  werden  sollen.”'*)  Und  im  Jahre  1139 


'“)  Bei  den  MitteUperaonen  Uberwiegt  ferner  ein  Ansthun  des  Landes 
mit  bestimmten  Grenzen.  Bei  der  Erlaubnis  an  die  privilegierten  Vergaber 
wird  eher  die  Grösse  des  einzudoichenden  Landes  diesen  überlassen. 

’»)  Die  Uebertragung  von  Zehnten  an  Slikken  und  Marschland  ist 
keine  Vergabung  zur  Eindeichung.  Zu  einer  solchen  gehört  eine  Bezug- 
nahme auf  eine  Bedeichung  oder  Kultivierung. 

Vergl.  Bergh  I,  227,  441  (hier  handelt  es  sich  aber  nicht  um  eine 
Vergabung  zur  Eindeichung). 

Bergh  1.127  (a.  1147):  „Decetero  quoqne  etiam  haec  praedictis  fratri- 
bus  eorumque  successoribus  hereditariis  indulsimus,  ut  quidquid  ipsi  terrarnm 
infra  terminos  saucti  Petri  in  Suthbovelande  suo  vel  suoruin  labore  vallo 
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schenkt  Erzbischof  Adalbert  von  Hamburg-Bremen  dem  Kloster 
zu  Neumünster  den  Zehnten  in  der  Wüster-  und  Breitenberger 
Marsch  und  dehnt  ihn  auf  alles  Land  aus,  welches  die  Kloster- 
leute oder  ihre  Anbauer  dort  erarbeiten  würden  (quae  vel  per 
se  vel  per  colonos  suos  usque  quaque  elaboraverint).  Demselben 
Kloster  werden  in  der  Bestätigungsurkunde  des  Bischofs 
Hartwigs  von  llfi4  alle  Neubrüche,  die  urbar  gemacht  werden 
sollen,  zu  rechtmässigem  Besitz  überlassen."'*)  Am  häufigsten 
erhielten  die  Mittelspersonen  die  Gerichtsbarkeit  in  Bezug  auf 
das  Neuland  übertragen.  Freilich  behielten  die  Vergaber  einen 
Teil  derselben  sich  selbst  in  irgend  einer  Weise  vor.  In  Holland 
erhalten  die  Mittelspersonen  meist  die  Ambacht  und  das  Ambachts- 
gevolgh  in  Aussicht  gestellt."'*)  Man  überträgt  ihnen  dies  zu 
Lehn."*)  Dabei  gebrauchte  man  oft  die  Voi-sicht,  dass  man 
eine  Belehnung  erst  nach  vollendeter  Eindeichung  versprach."") 
In  Deutschland  erhielt  die  Mittelspemn  regelmässig  die  Stellung 
des  Richters  oder  Schultheissen."*)  Die  lioheGerichtsbarkeit 


cinxerint,  hominuinque  culturae  subjeceriut,  poot  tres primog anno.i 
quos  pro  labore  fossnrihuH  addiximua.  ex  bis  aeqiia  portione  nobis  cum  siiigulig 
annis  decimis  partiantur  in  hunn  modum;  in  campo  decimas  nos  et  ipsi  nna 
colligemus,  collectas  similiter  ad  prnpria  deforeinuM,  delatas  tum  denium 
manipulatim  inter  nos  aequis  portionibns  particmur“.  — Es  ist  dies  nicht 
allein  die  älteste  Yergabungsurkundo  Hollands,  sondern  auch  die  erste 
holländische  Urkunde,  die  anf  Deiche  Hezug  nimmt. 

”♦)  Hasse  I.  75,  77,  118.  Dass  das  „elaborare“  gleichbedeutend  ist 
mit  , erdeichen“,  ergiebt  ein  Vergleich  mit  der  Urkunde  von  1147  (Anm.  113) 

"®)  Abweichungen  finden  sich  davon  insofern,  als  der  Vergaber  sich 
die  Ambacht  vorbehielt  (Mieris  III,  •275)  oder  die  Hälfte  der  Ambacht  re- 
servierte (Mieris  III,  'iiaj. 

I'“)  Mieris  lU,  -249,  291;  IV,  166,  197,  479,  669. 

••’)  Mieris  IV',  156  (a.  1410):  .Ende  als  dese  voirsz.  lande  hedyct  syn,  so 
snllen  wi  onsen  getruwen  Raden  endo  vrunden  voirsz.  ende  den  genen,  die 
hem  die  helpen  bediken,  ende  hören  erven  na  dat  si  dair  in  deilen  zullen 
ende  elken  bysonder,  als  wy  des  van  hem  vermaent  werden,  die  voirsz. 
Heerlicheden.  ende  ambachten  verlien,  ende  verloven  te  houden  von  ons  ende 
van  onsen  nacomelingen  tot  ene  onversterfeliken  leen,  in  eersten  lede  niet 
te  versterven,  te  verbeergewaden,  alst  mit  recht  verschynt,  mit  enen  pair 
Witter  hantschoen  . . .“ 

"“)  Hamb.  U.  B.  209.  Schwind  S.  166.  Schroedor  „Rechts- 
geschichte“  3.  Anfl.  S.  429. 
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verblieb  dem  Vergabcr,  insoweit  er  sie  besass.*'®)  Man  übertrug 
nur  die  niedere  Gerichtsbarkeit'^)  oder  nahm  bestimmte  wich- 
tigere Fälle  aus."")  Die  Verteilung  der  Bussen  konnte  milder 
Verteilung  der  Gerichtsbarkeit  harmonieren  oder  in  der  Weise 
geregelt  werden,  dass  die  Mittelsperson  die  Gefälle  nur  bis  zu 
einer  gewissen  Grenze  erhielt"“)  oder  von  einer  gewissen  Grenze 
ab  mit  dem  Vergaben  zu  teilen  hatte,"“)  oder  dass  die  Mittels- 
person die  Bussen  der  ihr  zugewiesenen  Gerichtsbarkeit  ganz, 
die  übrigen  nur  teilweise  bekam.'“«)  Die  Mittelsperson  konnte 
auch  alle  Zehnten  übertragen  erhalten'“)  oder  keine'“)  oder 
nur  einen  gewissen  Prozentsatz'“)  oder  schliesslich  alle  mit 
Ausnahme  derjenigen,  welche  auf  dem  Lande  vor  der  Eindeichung 
bereits  lasteten,  mochten  sie  dem  Vergäbet-  zufallen'“)  oder 


"*)  Der  privilegierte  Vergaber  hraucbto  »io  nicht  zu  besitzen.  Vergl. 
Mieri»  IV,  I2ii. 

'•»)  Die»  ist  bei  einfacher  üebortragung  der  Ämbacht  nnzunebnien. 
Die  Vergaber  behalten  sich  auch  hier  meist  ausdrücklich  die  .hohe  (Je- 
rechligkeit“  oder  .hohe  Herrlichkeit“  vor. 

'*')  Nach  der  Vergabung  von  t-2;)3  haben  die  Mittelspersonen  die  (le- 
richt.sbaikeit  „exceptis  judiciis  <iue  spectant  ail  daimiationem  capiluin  et 
culloruin  et  de  furtis  et  mancturis  et  ituidqiiid  fructuiiin  inde  venerit.  inde 
inedietas  men  (des  Vorgabcrs)  erit  et  super  hoc  ego  ad  jndicium  residebo.“ 
(Bergh  I,  :Uü).  Nach  der  Vergabuiigsurkiinde  von  I4lü  (Micris  IV,  15«) 
richten  sie  .het  si  van  diefteu,  van  dootslagen,  van  leemten,  af  anders, 
utgeset,  ende  behoudelic  acu  ons,  ende  aen  onse  nacomelinge,  dootslagen 
binnen  vredou,  ende  zoeuen,  moirt,  reeroeff  ende  vrouwen  vercraft  ende 
zeovonde.“ 

'“)  Mieri 8 III  291  (Graf  von  Blois).  Bussen  bi»  10  Pfund  incl. 

t'^’)  Mieri»  IV  5«9.  Bussen  bis  zu  sieben  Schillinge,  dann  geteilt. 

’®*)  Siehe  Bergh  I,  34«  oben  A.  121. 

'^4)  Das  Zehntrecht  ist  in  dem  Ambachtsrecht  enthalten,  wohn  es  nicht 
besonders  ansgenommen  wird. 

Mieris  IV.  -225,  1085,  Bergh  I,  346. 

'“)  So  bei  Mieri  8 IV  291  (Graf  von  Blois)  allen  Zehnten  ausser 
einem  gewissen  Naturalzehnt.  Nach  der  Kolonisationsurkunde  von  1201  von 
Hartwig  II.  (Hamb.  Urkundenbach  332)  erhielten  die  Mittelspersonen 
Heinrich  und  Hermann  den  Zehnten  jeder  Zehnten  Hufe. 

■’")  Bei  Mieris  IV,  479  behält  sich  der  V'ergaber  vor  .sulcke  rcnten,  als 
wy  nn  ter  tyt  jacriycx  daer  nt  hebhen“.  Vergl.  auch  Mieris  IV,  981. 
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Dritten. '2^)  Auch  verpflichtete  man  sie  zu  einer  ^ahresabgabe, 
die  nach  der  Anzahl  der  eingedeichten  Gemete  bestimmt  war.'®) 
Diese  Jahresabgabe  war  von  ihnen  zu  entrichten,  es  war  dies 
keine  Verpflichtung  der  künftigen  Ansiedler  gegenüber  dem 
Vei-gaber.  Mochte  die  Mittelsjjerson  sich  an  diesen  erholen, 
entweder  die  gleiche  Abgabe  fordern  oder  zu  ihrem  eigenen 
Profit  eine  höhere.*'*")  Oft  ward  den  Mittelsi)ersonen  aufcrlegt, 
für  die  Eintreibung  des  Zehnten  und  des  Zinses,  insoweit  er 
ihnen  nicht  zufiel,  zu  sorgen. *'**)  Auch  Befugnisse  mehr  ver- 
waltungsrechtlicher Natur  wurden  ihnen  ausdrücklich  einge- 
räumt. Man  konzessionierte  ihnen  die  Anstellung  von  Beamten 
und  Deichbeamten,*''*)  überliess  ihnen  die  Deichschauung  mit  ihren 
Bussen,’*^)  gestand  ihnen  das  Recht  zu,  Keuren  zu  machen. 
Man  gewährleistete  ihnen,  da,  wo  man  den  alten  Deich  nicht 
mit  vergabte,  das  „Festmachen“  des  neuen  Deiches  an  dem 
alten,  gab  ihnen  in  Bezug  auf  die  Grösse  der  Eindeichung  freien 
Spielraum,'***)  gestattete  ihnen  die  Bestimmung,  wozu  das 
Deichland  benutzt  werden  sollte. '***^)  Schliesslich  gewährte  man 
ihnen,  beiConsens  der  Beamten  das  Recht,  Wateringe,  Schleusen, 
Siele  nach  Gutdünken  anzulegen,'*)  koncedierte  ihnen  eine  Be- 
fugnis, diesich  als  ewigesEindeichungsrecht  bezeichnen  lässt. 
Bei  grossen  Ueberschwemmungen  und  Einbrüchen  konnte  nämlich 
das  Land  mit  Wasser  so  stark  und  solange  bedeckt  werden, 
dass  juristisch  der  Gedanke  an  einen  Landverlust  .sehr  nahe 


’■*)  Mieriä  III.  249;  ,End  wanrd  dat  yoinaent  wäre,  die  höre  tienden 
vorsoclit  hedden  . . . dat  lii  met  oiisen  boekon  betoeghen  mochte,  die  zoude 
zinen  tieiide  bebouden.“ 

■®)  3Iieris  III.  291.  Die  Mittelsperson  soll  ü Pfennige  vom  Geinet 
öhrlich  zahlen.  Jlieris  IV,  479  ('/,  von  den  gewShnlicheu  Abgaben.) 

**)  Zu  schliessen  aus  Jlieris  IV,  479  uud  981. 

'*')  Schroeder  a.  a.  Ü. 

Mieris  IV,  197,  479,  5C9,  liorgli  II  .Slö. 

'”)  a.  a.  ü.  u.  lOSii. 

'^)  Mieris  II,  151. 

Mieris  IV,  479  u.  a 
'**)  z.  B.  Mieris  IV,  5(19. 

Also  Korn-,  Wiesen-  oder  Moorland.  Hinsichtlioh  des  Moorlandes 
ergab  sich  allerdings  die  Benutzung  von  selbst. 

.Mieris  IV,  150. 
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lag.  War  aber  das  Land  teilweise  verloren,  so  konnten  später, 
w'enn  die  Wasser  zuröckgingen,  indem  das  alte  Land  als  Anwachs 
angeschweninit  erschien,  infolge  des  Aussendeiclisregals  Momente 
geltend  gemacht  werden,  die  einer  freien  unabhängigen  Neu- 
bedeichung nach  Art  der  alten  von  seiten  der  ursprünglichen 
Mittelspei-son  hinderlich  im  AVege  standen.  Bei  gänzlichem 
Landverlust  aber  fehlte  der  Mittelsperson  überhaupt  jedes  Recht 
auf  das  alte  Neuland.  Um  alles  dies  zu  verhindern,  fügte  man 
den  Vergabungsurkunden  die  Bestimmung  ein,  dass  die  Mittels- 
personen bei  solchem  Sachverhalt  das  Land  stets  wieder  in 
Besitz  nehmen  und  bcdeichen  könnten.  Dies  ewige  Eindeichungs- 
recht wird  in  einer  Austhuungsurkunde  von  141.3’*')  folgender- 
massen  gewährleistet; 

„Ende  waert  dat  saicke,  dat  dit  voirsz.  land  rampte,  of 
inbraecke  van  den  watere,  nae  dattet  gedyct  wäre,  soe  sullen 
Peter  ende  Geryt  voirsz.  (die  Mittels])ersonen)  of  haer  erven 
dit  voirseyde  landt  weder  mögen  aenwacrden  als  hair  e3’gen 
goede,  ende  dycken,  of  sy  willen  tot  hoeren  schoensten,  ende 
daer  en  sullen  wy,  noch  yemant  jcgens  seggen.“ 

Die  Mittelspersonen  erhielten  in  dem  neuen  Gebiet  auch 
besondere  Gerechtigkeiten  — wenn  sie  einfache  Freie 
waren  und  bei  kleinen  Dorfansiedlungen : Backofen-,  Schank-, 
Schmiedegerechtigkeiten’*“)  — bei  grösseren  Eindeichungen,  wo 
Edle  und  Herren  Mittelspersonen  waren,  wie  vornehmlich  in 
Holland:  „vogelye  vischerie,  wint,  brant,  exechynze,  veeren, 
ghiften  van  Kerken“,’*')  Gerechtigkeiten,  die  regelmässig  einem 
Ambachtsherrn  zufielen.  Vor  allem  aber  wurden  die  Mittels- 
personen] in  Bezug  auf  die  ersten  Jahre  der  Urbarmachung  privile- 
giert. Sie  erhielten  ge  wisse  Jahre  frei  von  Diensten  und 
Abgaben.  In  Holland  hat  sich  die  Anzahl  der  Jahre  mit  bei- 
nahe ausschliesslicher  Regelmässigkeit  auf  sieben  belaufen. 
Nur  die  älteste  Austhuungsurkunde  von  IHT’*'^)  und  fiie  Ver- 
gabung des  Herrn  von  Putte  von  13 1.3 ’■'•')  setzten  drei  Jahre 


'*)  Mioris  IV,  aSS. 
’**')  Sebroeder  a.  a.  O. 
llieris  IV,  150. 
Berttli  1,  127. 

'*3)  Mieris  II,  if>l. 
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fest;  sonst  stösst  man  bis  1436,  wo  bei  einer  Vergabung  10  Frei- 
jahre gewährt  werden,’**)  nur  auf  die  Anzahl  sieben.  Diese  Frei- 
jahre bezogen  sich  zu  einem  grossen  Teil  auf  die  Ansiedler  mit. 
Die  Quellen  drücken  die  Privilegierung  ungefähr  in  folgender  Weise 
aus:  „Ende  dit  selve  Nieuwlant  sal  vry  wesen  van  allen  beden, 
schoot,  ende  heervaerden,  diensten  ende  andere  onraeden,  die  vallen 
mögen  in  onsen  Lande  (van  Seeland).“’*’)  Die  Mittelspersonen 
waren  daher  nicht  in  der  Lage,  die  Ansiedler  mit  solchen  Lasten 
zu  beschweren.  Wohl  aber  war  ihnen  das  Recht  belassen, 
innerhalb  der  Freijahre  von  dem  eingedeichten  Lande  Abgaben 
einznfordern,  welche  nicht  zu  den  erwähnten  gehörten.  Es  muss 
insbesondere  betont  werden,  dass  dann,  wenn  sie  das  Recht 
auf  den  Zehnten  mit  verliehen  bekommen  hatten,  es  durchaus 
bei  ihnen  stand,  die  neuen  Hufen  mit  Zehnten  zu  belasten.’*®) 
Sie  waren  auch  hinsichtlich  der  Einforderung  von  Pacht-  oder 
Zinsgcldern,  die  sie  mit  den  Ansiedlern  vereinbaren  konnten, 
keineswegs  beschränkt.  Die  Abgaben,  von  denen  das  Land 
selbst  und  damit  zugleich  Mittelspersonen  und  Ansiedler  gefreit 
waren,  waren  Lasten,  die  dem  Landesherrn  zu  leisten  waren, 
sie  wurden  auferlegt  kraft  landesherrlicher  Gewalt.  Die  Zehnten 
dagegen  waren  Zubehör  der  Ambachtsherrlichkeit,  d.  h.  einer 
Gewalt,  die  unter  der  landesherrlichen  stand.  Zinsen  und 
Pachtgelder  hatten  einen  privatrechtlichen  Charakter  und  wurden 
kraft  grundherrlicher  Eigenwirtschaft  erhoben.  In  Bezug  auf 
sie  hatten  die  Mittelspersonen  rechtlich  freien  Spielraum,  wenn 
nicht  ausdrücklich  bei  der  Vergabung  die  Freijahre  auf  die 
Zehnten  erstreckt  waren.  Letzteres  war  z.  B.  der  Fall  bei  der 
Vergabung  von  Zehnten  von  seiten  des  Klosters  St.  Peter  zu 
Utrecht  im  Jahre  1147.’*’)  Allein  auch  da,  wo  die  Freijahre 
von  seiten  der  Vergaber  nicht  auf  Zehnt  und  Zins  ausgedehnt 
waren,  wurden  die  Ansiedler  thatsächlich  auch  in  Bezug  auf 
sie  durch  die  Mittelspersonen  regelmässig  gefreit.  Allerdings 
ist  uns  keine  Austhuungsurkundc  einer  Mittelsperson  an  An- 


‘“j  Mieris  IV,  108G. 

Mioris  IV,  156. 

'“)  Dies  ergiebt  namentlich  Mieris  IV,  losc,  wo  ausdrücklich  die 
Zehnten  mitgenannt  werden. 

'*')  Bergh  I,  127.  Siehe  oben  A.  li:i. 
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Siedler  erhalten.  Allein  wir  finden  da,  wo  der  Vergaber  sich 
den  Zehnten  bei  einer  Austhunng  an  die  Mittelsperson  vorbehielt, 
stets  die  Freijahre  dem  Lande  auch  hinsichtlich  der  Zehnten 
gewährleistet.'^*)  So  werden  praktisch  die  Mittelspei’sonen 
während  der  Freijahre  mit  den  Zehnten  nur  insofern  etwas  zu 
thnn  gehabt  haben,  als  es  sich  um  Zehnten  handelte,  die  bereits 
auf  dem  uneingedeichten  Neuland  lasteten.'^")  Denn  dass  diese 
regelmässig  bestehen  blieben,  beweisen  die  holländischen  Ur- 
kunden, welche  sie  erwähnen."'“)  Wo  Freijahre  ausgemacht 
w'urden,  war  der  Termin  für  ihren  Anfang  in  zweierlei  Weise 
verschieden  bestimmt.  Entweder  datierten  die  Freijahre  von 
der  Zeit  ab,  da  das  Land  gedeicht  war,"'“)  oder  von  der  Zeit 
ab,  da  man  Korn  gewann  und  mit  Nutzen  säen  konnte."**) 

Die  Mittelspersonen  kamen  durch  die  Vergabung  zudem  Land 
in  eine  Stellung,  die  regelmässig  zeitlich  nicht  beschränkt 
war.  War  ihnen  allerdings  lediglich  die  Besiedlung  anvertraut, 
ohne  dass  ihnen  eine  Macht  nach  der  Bedeichung  in  Aussicht 
gestellt  war,  so  hatte  nach  der  Bedeichung  es  mit  einer  Be- 
fugnis**^*) ihrerseits  über  das  Neuland  ein  Ende.  Eine  merk- 
würdige Vergabung  auf  eine  festbegrenzte  Zeit  enthält  auch 
die  Uebereinkunft  mit  einigen  holländischen  Edlen  betreffend 
die  Bedeichung  der  Bildlande  aus  dem  Jahre  1505.  Hiernach 
kamen  diese  Landstriche  auf  elf  Jahre  in  die  Hände  der  Edlen, 
welche  sie  gebrauchen  und  verpachten  konnten,  nach  dem  zweiten 
Jahr  von  jedem  vierten  Morgen,  der  gebraucht  wurde,  5 Gulden 
jährlich  zu  zahlen  hatten  und  in  Bezug  auf  die  Verwaltung 
eine  Oberaufsicht  erhielten. '•**)  Diese  Edle  erscheinen  somit 
als  Pächter,  die  zugleich  eine  gewisse  öffentlichrechtliche  Stellung 
einnahineu.  Ueberhaupt  wird  sich  als  gemeinsames  Merkmal 
aller  Mittelpersonen  nur  sagen  lassen,  dass  sie  eine  öffentlich- 


'*“)  Mieris  IV,  226,  lOSß. 

Mieris  IV,  249,  4<9. 

'“J  Mieris  IV,  981  ergiebt  vor  alleiu,  dass  diese  Zehnten  auch  schon 
vor  Ablauf  der  Freijahre  zu  zahlen  waren. 

"*')  Mieris  III,  291:  IV,  225. 

'**)  Mieris  III,  249,  IV,  156,  197,  479,  509,  1085. 

Hamburger  Urkundenbuch  189  in  Bezug  auf  die  Mittelsperson  Simon. 
Schwarzenberg  II,  218. 


Digitized  by  Google 


141 


rechtliche,  herrschaftliche  Stellung  in  Bezug  auf  das  Land 
erhielten.  Im  übrigen  ist  es  kaum  möglich,  sogar  die  Stellung 
einer  bestimmten  Mittelsperson  nach  heutigen  juristischen  Be- 
griffen scharf  zu  kennzeichnen.  Da  auch  die  Herrschaftsrechte 
als  Privatrechte  behandelt  und  übertragen  wurden,  so  erhalten 
die  Mittelspersonen  zum  Teil  die  Stellung  von  Erbpächtern  der 
Herrschaftsrechte.'-")  Infolge  der  in  Holland  üblichen  Belehnung 
mit  der  Ambacht  und  dem  Ambaehtsgevolgh  werden  die  Mittels- 
personen teilweise  Vasallen.'-^)  Hierbei  konnte  die  Mittelsperson 
in  Bezug  auf  das  Land  selbst  als  Eigentümer  erscheinen.  So 
bekommt  Geryt  von  Buschusen  im  Jahre  1420/21  die  Ambacht 
zu  Lehn,  das  Land  aber  „tot  enen  vryen  eyghen  erflic  end 
ewelic  te  hebben“.'-’')  Es  lag  überhaupt  daun,  wenn  der  Ver- 
gabung ein  Verkauf  oder  eine  Schenkung  zu  Grunde  lagen,  die 
Hervorhebung,  dass  die  Mittelsper.son  Eigentümer  sein  solle, 
sehr  nahe.  Sie  findet  sich  z.  B.  am  deutlichsten  bei  der  Ver- 
gabung des  Herzogs  Johann  von  1413,  wo  es  heisst:  „Dat  sal 
hoirs  vry  gront  eygen  landt  ende  goet  wesen  ende  haeren  erven 
erven,  haeren  vryen  willc  mede  te  doen“.*-’**)  Durch  das 
Herrschaftsredit,  welches  die  Mittelsperson  iniiehatte,  erhielt 
das  Eigentum  je  nach  der  Alt  des  Herrschaftsrechtes  eine  ge- 
wisse Färbung,  die  es  von  dem  vollen  Eigentum  trennte. 
Hierdurch  und  infolge  der  mittelalterlichen  Anschauung,  dass 
in  dem  freien  Eigen  an  sich  öffentlichrechtliche  Elemente  ent- 
halten seien,  erschienen  die  Mittelspersonen  auch  als  Eigentümer 
als  Herr.schaftsbereclitigte.  Man  kann  sagen:  Je  mehr  die 
Zehnten  und  Abgaben  von  den  Hufen,  die  der  Vergaber  sich 
vorbehielt,  den  Charakter  von  Landesabgaben  und  Steuern  be- 
kamen, die  dem  Landesherrn  kraft  öffentlichen  Rechts  zufielen, 
und  je  mehr  der  Vorbehalt  der  „Herrlichkeit“  von  seiten  der 
Vergaber  als  Vorbehalt  der  Landeshoheit  erschien,  um  so  mehr 
waren  die  Mittelspersonen  gegenüber  den  V'^ergaberu  in  der 


Bergh  I,  rj7.  Vergl.  luich  Mieris  IV.  lOüs. 

Mieriü  IV,  l6t>,  l‘J7,  47»,  ätiU.  Zu  unterscheiden  ist  die  Ueher- 
1 Tagung  des  Ambacht  zu  Lehn  von  der  Belehnung  mit  dein  Land  seihst. 
Vergl.  unten  A.  lOO  a. 

*''')  Mieris  IV,  fiti'j. 

'■'■'‘J  Mieris  IV,  üü;  sie  war  natürlich  nicht  notwendig;  Mieris  111,  -291 
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Stellung  von  Eigeiitiinieni;  und  je  mehr  der  Gedanke  der 
Herrschall  über  das  Land  bei  den  Mit  telspei’sonen  wieder  gegen- 
über den  Ansiedlern  losgelöst  von  privatrechtlichen  Grundlagen 
zum  Vorschein  kam,  um  so  mehr  büssten  die  Mittelspersonen 
gegenüber  den  Ansiedlern  die  privatrechtlichc  Stellung  von 
Eigentümern  zu  deren  Gunsten  ein.  Selbst  da,  wo  die  Mittels- 
person zum  Richter  oder  Schulzen  vom  Vergaber  eingesetzt 
wurde,  hatte  sie  insofern  einen  Teil  des  Eigentums  am  Land,  als 
in  dem  übertragenen  richterlichen  und  polizeilichen  Herrschafts- 
recht eine  Ausscheidung  aus  der  öflfentlichrechtlichen  und 
privatrechtlichen  Gewalt  des  Vergabers  zu  erblicken  ist  und 
öffentliche  Herrschaftsbefugniss  und  privatrechtliche  sachen- 
rechtliche Macht  mit  einander  verquickt  waren.'''“)  Allerdings 
überwiegt  hier  ebenso  wie  bei  dem  blossen  Auftrag  zur  Be- 
siedlung der  öffentlichrechtliche  Gesichtspunkt.  Das  privat- 
rechtliche Element  tritt  dann  wieder  mehr  dem  öffentlichrecht- 
lichen zur  Seite,  w'enn  der  Distrikt  der  Mittelsperson  als  beneficium 
übertragen  w'ard,'®“)  oder  diese  das  Land  zu  Lehn  erhielt.'""*) 
Die  Mission,  welche  den  Mittelspersonen  zu  Teil  ward, 
bestand  darin,  das  Land  zu  bedeichen  oder  bedeicheu  zu  lassen,'"') 
es  zu  kultiviren  und  weiter  auszugeben.'“*)  Häufig  wird  das  Land 
von  dem  Vergaber  an  zwei  oder  mehrere  Mittelspersonen 
zugleich  ausgegeben.  Diese  Mittelspersonen  hatten  dann  regel- 
mässig eine  gleichartige  Stellung.'““)  Anders  war  es,  wenn  erst 
durch  Vermittelung  der  Mittelsperson  eine  Person  als 
zweite  Mittelsperson  hinzutrat.  Dann  ergab  sich  eine  Ab- 
hängigkeit der  zweiten  Mittelsperson  von  der  ersten.  Zu  unter- 
scheiden ist  dieser  Beitritt  von  dem  Eintritt  einer  neuen 
Mittelsperson  an  Stelle  der  alten,  bei  welchem  die  letztere  in 


A.  M.  Schwind.  S.  107;  wenn  auch  nicht  ganz  entschieden. 
i<*>j  Hamburg.  Urkb.  1S9  .Districtum  ....  Johanni  . . . jure  beueficiali 
concessi.“ 

i«|»)  Horgh  I,  340.  Vergl.  oben  A.  150. 

,te  dycken  of  te  doen  bedycken”,  wie  die  bollhndischen  Urkunden 
sagen.  Manche  setzen  hinzu  ,to  haeren  schoensten*  oder  „to  hören  besten 
oirbaer  lUid  profite“  u.  s.  w. 

„ad  cxcoleudain  et  vendendani“  wie  die  deutschen  Urkunden  sagen. 

Micris  IV,  509,  lOOS.  Bergh  I,  137  u.  a. 
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Bezug  auf  das  von  ihr  ausgegebeiie  Land  aus  dem  /usaninien- 
hang  ganz  ausscliied.  Auf  beide  Fälle  ward  in  den  Vergabungs- 
urkunden Rücksicht  genommen.  Man  versprach,  den  Beitretenden 
oder  Eintretenden  in  IJebereinstimmung  mit  der  Stellung  der 
ersten  Mittelsperson  mit  dem  Land  zu  belehnen,  in  dessen  Besitz 
und  Eigentum  zu  belassen  u.  s.  w."“')  Der  Eintritt  vollzog  sich 
durch  Uebertragung  aller  Rechte,  welche  der  ei-sten  Mittelsperson 
an  dem  Land,  das  sie  ausgab,  zustanden.  Es  konnte  sich  um 
das  ganze  Land  handeln,  welches  an  die  Mittelsperson  von  dem 
Vergaber  ausgethan  war,  oder  um  einen  Teil  desselben,  das 
war  gleichgültig.  Ein  Beispiel  eines  solchen  Eintritts  gewährt 
der  Verkauf  der  Herzogin  Margarethe  an  Florens  von  Borsselen 
im  Jahre  1430,  mit  dem  Margarethe  authörte  und  Florens  auting, 
Mittelsperson  zu  sein."”')  Der  Beitritt  dagegen  vollzog  sich 
dadurch,  dass  die  Mittelsperson  einer  neuen  Mittelsperson  einen 
Teil  ihrer  Rechte  am  Land  vergabte.  Diese  neuen  Mittels- 
personen nennt  die  Vergabungsurkunde  Herzogs  Philipps  von  1435 
„mededeelders“.*“'')  Die  mededeelders  kommen  in  Deutschland 
nicht  vor.  Sie  finden  sich  naturgeniäss  bei  grösseren  Vergabungen. 
Sie  stehen  zwischen  V'ergaber  und  Ansiedlern  und  zwischen 
Mittelsperson  und  Ansiedlern.  In  welcher  Weise  solche  Ver- 
gabungen an  mededeelders  geschahen,  darüber  belehrt  die  Aus- 
thuung  der  Herzogin  Maigarethe  von  1430  au  Florens  von 
Borsselen,'"')  die  allerdings  nicht  zur  Austührung  kam.’®*)  Die 


Mieris  IV’,  47U.  .Eiiil  wuert  »aecko  dat  imant  dit  voorsz.  nieuwland, 
olto  de  Heerlj’fkhoden,  ende  .VmbacLten  voursz.  vaii  onser  liever  Vrouwe 
eude  Moeder  mit  coepe  ofte  anders  uaennaels  vercregeti,  hoe,  offte  in  wat 
scyn  dat  gesciiieu,  offte  eoinen  moclite,  die  gcloove  wyse  dan  voort  te  verlien, 
offte  doen  verleeuen  ....  tot  sulcken  recht . . . als  wy’t  onser  liuver  Vrouwe 
. . . doen  sullen.“  Mieris  IV,  1085;  .Ende  wairt  dat  sake,  dat  yemaut 
dese  . . . sliclanden  ....  van  onsen  gemynden  ....  mit  cope  ....  ver- 
cregen  ....  dien  geloven  wy,  dat  voirt  vor  ons  . . . him  . . dair  in  te 
lioudeu  ende  te  laten  besitten  ende  te  gobruken  ende  te  laten  te  gebruken 
ende  te  besitten  tot  sulken  reelit.  ende  eygendoni,  ende  in  olre  manieren, 
als  wyt  onsen  ghemynden  . . gegoiinet,  ende  gegeven  bebben.“ 

>65)  Mieris  IV,  ilss. 

"*)  Mieris  IV,  loos. 

>*^)  Mieris  IV,  S)81. 

Denn  später  verkaufte  sie  den  ganzen  Aussondeicli  an  Florens. 
Aua  dem  ursprünglich  geplanten  beitritt  wurde  ein  Eintritt.  Mieris  IV,  U83. 
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Herzogin  vergabt  liier  50  Uemcte  des  ihr  1417/18  geschenkten 
Aussendeichs;’®”)  die  alten  Renten,  welche  das  ganze  Neuland 
zu  dieser  Zeit  belasteten  und  daher  auch  während  der  Freijahre 
fortliefen,  sollen  „mede  niede  ghelic“  von  den  50  Genieten 
]iroportionaliter  an  die  Gräflichkeit  bezahlt  werden.  Nach  den 
Freijahren  soll  Florens  von  jedem  Gemäss  die  Hälfte  von  den 
üblichen  Jahrgeldern  begleichen,  während  die  Herzogin  1417/18 
nur  ein  Drittel  davon  an  den  Grafen  abzuführen  hatte.  Sonach 
blieb  die  Herzogin  mit  dem  Lande,  insoweit  sie  es  übertrug, 
insofern  in  Zusammenhang,  als  sie  die  Hälfte  der  üblichen  Ab- 
gaben erhielt,  ein  Drittel  abgab,  also  ein  Sechstel  profitierte. 
Ist  dies  auch  die  einzige  Austhuungsnrkunde  von  einer  Mittels- 
person an  eine  andere  leitende  Mittelsperson,  die  uns  überliefert 
ist,  so  lässt  sie  doch  den  Schluss  zu,  dass  die  Austhuungen  an 
die  mededeelders  stets  in  analoger  Weise  stattfanden.  Eine  Aus- 
thuungsurkunde  einer  Mittelsperson  an  die  Ansiedler 
ist  nicht  erhalten.  Die  Austhnung  erfolgte  in  dem  durch  die  Ver- 
gabung bestimmten  Rahmen,  und,  insoweit  dieser  es  zuliess,  in 
freier  Weise.  Auf  die  Bedeichung  und  Besiedlung  selbst  gehen 
wir  später  ein.  Hier  ist  noch  zu  bemerken,  dass  eine  bestimmte 
Frist  für  die  Bewerkstelligung  der  Kultivierung  den  Mittels- 
personen nicht  gesetzt  wurde.  War  ihnen  das  Land  zeitweise 
überlassen,  so  musste  nicht  einmal  innerhalb  dieser  Zeit  die 
Bedeichung  vollendet  sein.'”“)  Die  möglichst  schnelle  Anlage 
von  Deichen  stand  zu  sehr  im  Interesse  der  Mittelspersonen, 
als  dass  es.  einer  reclitlichen  Fixierung  eines  Zeitpunktes,  einer 
Strate  u.  s.  w.  bedurft  hätte.  Nur  iu  einer  Vergabungsurkunde 
wird  ein  Termin  gestellt,  nämlich  in  der  Vergabungsurkunde 
von  1436,'^')  wo  16  Jahre  ausgemacht  werden.  Allein  da  auch 
hier  nach  16  Jahren  die  Miitelspei’sonen  ihre  alten  Rechte 
weiterbehalten,  falls  die  Bedeichung  nicht  vollendet  ist,  so  stellt 
sich  dieser  Termin  mehr  als  ein  Wink  von  oben  dar,  der  klar- 
lügen sollte,  wenn  man  das  Ende  des  Werks  erwai'tete. 


"»1  Mieris  IV,  47». 

Schwarzenberg  II,  a4s. 
‘‘‘j  Mieris  I\^  10S5. 
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So  figui  ierteii  als  Mittelpcrsonen  Landosliemi,*”)  Städte, '■’) 
Klöster  und  Kirclieii,'"*)  Edle  und  Kuappeii,  kleinere  Herrn '''') 
und  Freie  (locatores).*'*)  In  Bezug  auf  die  locatores  ist  noch 
zu  bemerken,  dass  sie  von  denjenigen  Personen  zu  unterscheiden 
sind,  welche  Stellvertreter  der  Ansiedler  nur  beim  Vertrags- 
schluss sind.  Diesen  Stellvertretern  fehlt  jegliche  Mission,  sie 
sind  keine  Mittelspersonen. 

3.  Zu  den  Ansiedlern,  die  hier  in  Betracht  kommen,  ge- 
hören nur  diejenigen,  welche  Teile  des  Neulandes  vor  der  Be- 
deichung zum  wirtschaftlichen  Eigenbetrieb  erhalten.  Sie  sind 
von  den  Personen  zu  unterscheiden,  welche  in  einem  bereits 
bedeichten  Gebiet  angesiedelt  werden.'*’)  Die  Ansiedler  waren 
entweder  von  denVergabern  oder  Mittelspersonen  herangezogen, 
oder  sie  selbst  traten  diesen  gegenüber  als  eine  Gesamtheit,  die 
zu  einer  Gemeinde  werden  wollte,  der  aber  dazu  nur  die  ding- 
liche Unterlage  fehlte.”^)  Die  Ansiedler  waren  entweder 
Heimische  oder  Ausländer,'’“)  Freie  oder  Unfreie.  Den  Aus- 
ländern beliess  mau  häufig  ihr  heimisches  Recht.'““)  Die  Unter- 
schiede zwischen  Freiheit  und  Unfreiheit  hatten  sich  im  Mittel- 
alter  sehr  abgeschwächt.  So  giebt  es  Austhuungsurkunden,  die 
eine  Begabung  in  Unfreiheit  voraussetzen,"“)  und  andere,  welche 


2.  B.  Mieriä  IV*,  47St. 

Das  einzige  mir  bekannte  Beispiel  ist  die  V'ergabung  au  die  Stadt 
Sevenberg  aus  dem  Jahre  Itso  (Mieris  IV,  074),  die  zugleich  iuteressaute 
Einblicke  in  das  „ Moordoichrechf  gewährt. 

>’<)  Hasse  I.  75,  77. 

Bergh  I.  107,  Mieris  II,  151  u.  s.  w. 

*■*_)  Hamburg.  L’rkb.  ISO. 

Ueber  sie  vergl.  unten  sub  IV.  Hier  nur  die  vorläufige  Bemerkung, 
dass  die  (Quellen  uns  oft  im  unklaren  lassen,  ob  Ansiedler  dieser  oder 
jener  Art  vorliegen. 

”'‘1  Bei  den  Kolonen,  mit  denen  der  Vertrag  von  1106  abgeschlossen 
wurde,  ist  letzteres  der  Fall ; für  ersteres  passt  mehr  die  Austhuung  des 
Lewenbroks  im  Jahre  1206  (Grupen  II,  166),  wo  es  heisst:  .Quicunque  ad 
terram  hnjus  Lewenwordher  dictam  spe  fortune  melioris  confluzerint.“ 

'^•')  V*ergl.  oben  Einleitung  § 1 III. 

'"’)  V'ergl.  den  Vertrag  von  1106;  in  deu  holsteiniseheD  Elbmarschen 
galt  teilweise  höllisches  Recht.  Siche  C.  Const.  Hols.  II,  67. 

’*J)  Anhalter  Urkb.  I.  200. 

J.  Qierke,  Ue»obicbt6  d«*  deutaohen  Ueiobrecbli,  XQ 
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die  Freiheit  an  eine  bestimmte  Aufenthaltszeit  in  der  Kulonie 
knüpfen."*'-)  Die  Gemeinden,  welche  so  entstanden,  erhalten 
eine  freie  und  vorteilhafte  Stellunf?.  Sie  bildeten  teilweise  einen 
abgeschlossenen  Bezirk,  welcher  dem  übrigen  Land  als  privi- 
legierte Enklave  gegenUberstand.  Auf  alle  einzelnen  mehr  oder 
minder  verschiedenen  Vorrechte  einzugehen,  ist  hier  überflüssig. 
Aus  dem,  was  soeben  über  die  Vergaber  und  Mittelspersonen 
gesagt  ist,  eigiebt  sich  bereits  ein  ungetlihres  Bild  der  Stellung 
der  Ansiedler.  Zudem  wird  bei  der  Darstellung  der  Struktur 
der  Deichverbände  auf  manches  zurtickzukommen  sein,  was  in 
diesem  Zusammenhang  bereits  eine  Andeutung  erfahren  soll. 
Es  genügt  daher  folgendes  zu  bemerken:  Der  Gesamtheit  der 

Ansiedler  wurde  da,  wo  keine  Mittelspersonen  waren,  mitunter 
die  niedere  Gerichtsbarkeit  und  ein  Teil  der  Bussen  übertragen.'***) 
Es  handelte  sich  nicht  allein  um  die  weltliche  Gerichtsbarkeit, 
sondern  auch  um  die  geistliche.'**)  Die  hohe  Gerichtsbarkeit 
eihalten  die  Ansiedler  nie.  In  geistlichen  Gebieten  lindet  sich 
für  besonders  wichtige  Fälle,  auch  wenn  sie  an  sich  der  niederen 
Gerichtsbarkeit  zugehörten,  der  Ausweg  der  landesherrlichen 
audieutia  vorgesehen.  Der  Vertrag  von  1106  nämlich  bestimmt, 
dass  die  .-Xn.siedler  Judicia  rerum,  si  ipsi  inter  se  ditfinire  re- 
(luireiit,  ad  episcopi  audieutiam  referreut,  eunniue  seciim  ad 
cansain  diftiniendam  ducentes,  inibi  quam  diu  luoraretur,  de  suo 
ipsimet  procurarent.“  Diese  episcopalis  audieutia  findet  sich 
in  sonstigen  Austhuungsurkunden  nicht.  Sie  begegnet  aber 

praktisch  in  der  Altcndorfer  Schauung.  Hier  wendet  sich 

nämlich  im  Jahre  15;i‘.i  das  Kirchspiel  bei  einem  Streit  über 
die  Wiederherstellung  eines  Deichbruches  an  den  Erzbischof, 
der  zur  Entscheidung  Beamte,  Deichgrafeu  und  Deichgeschworene 
aus  der  Umgegend  sendet.'*'')  .Mitunter  ward  auch  den  An- 


'>'■')  (.trupeii  11.  lüiJ:  ,.Si  aliqui«  a doiiiinio  altcrina  priucipis  a«l  tcrrain 
liaiii;  iiiliabitator  veiierit  ot  per  ammm  perseveraverit  bubitando  licet  prupriti.i 
luvrit,  reputabitur  esse  über“. 

'"**)  lireiaer  Urkb.  27.  (irupen  a.  a.  O.  Mieris  III,  277. 

Bremer  L'rkb.  27. 

Deichrecht  der  Altendorfer  Schauuni;  (,. Archiv  des  Vereins  Ihr 
lieschichte  und  Altertümer  der  lleraoutümer  Bremen  und  V’erden  und  des 
Landes  liadelii“  lieft  11;  sub  XXXI. 
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Siedlern  die  Anstellung  des  Beamten  flbeilassen.  So  gestattet 
Otto  der  Strenge  iin  Jahre  1296  den  Bedeichern  des  Lewen- 
hroks  die  Wahl  des  judexJ***)  Teilweise  war  der  Richter,  auch 
wenn  ihn  der  Vergaher  oder  die  Mittelsperson  anstellte,  doch 
eigentlich  Angestellter  der  Ansiedler.  Dies  w^ar  dann  der  Fall, 
wenn  die  Ansiedler  vor  der  Austhuung  bereits  einen  Vorsteher 
erkoren  hatten,  und  dieser  sich  dem  Vergaher  oder  der  Mittels- 
lierson  als  Mittelsperson  näherte  und  hei  der  Austhuuiig  die 
Stellung  eines  Richters  erhielt  oder  besser  bestätigt  erhielt.”*’) 
Die  Wahl  der  Geschworenen,  Heemraden,  Waarschappen, 
Sehüffeu,  Deichgeschworenen  u.  s.  w.  konnte  ebenfalls  in  den 
Händen  der  Ansiedler  liegen.”***)  War  dies  nicht  der  Fall,  so 
war  der  Wahlberechtigte  an  eine  Auswahl  unter  den  Ansiedlern 
gebunden.”*“)  Das  Gleiche  fand  statt,  wenn  bei  späteren  Aus- 
thuungen  ein  Deichgraf  gewählt  wurde.”**)  Auch  war  es 
möglich,  iliuss  die  Ansiedler  das  Recht  hatten,  die  Entsetzung 
des  unfähigen  Beamten  zu  verlangen*“')  oder  für  den  nachlässigen 
Vorkehruugsmassregeln  zu  treffen.'““)  Die  Ansiedler  wurden 
als  neue  ganz  selbständige  Gemeinde  dem  Landesorganismus 
eingefiigt  oder  mit  anderen  zu  einer  j)olitischen  Gemeinde  ver- 
bunden, sie  wurden  auch  zwar  politisch  als  Gemeinde  begrenzt 
aber  in  Bezug  auf  Deichanlageu  mit  Angehörigen  anderer  Ge- 
meinden verquickt,  oder  sie  wurden  politisch  anderen  Gemeinden 
aiigegliedert,  erhielten  aber  in  Bezug  auf  Deich-  und  Sielsachen 
freie  Selbstverwaltung.  Begünstigt  waren  sie  durch  die  Frei- 
jahre, von  denen  bereits  genauer  gesprochen  ist,'““)  oder  durch 


’'^)  Gruiien  a.  a.  (). 

Vergl.  Lanipruclit  „Deutsche  Gesuhichte“  III.  S.  Si6. 

'•*)  Craneaburner  Austhuungsurkunde  von  1343;  Üremer  L'rkunden- 
bucli  56;  siehe  aueh  Lanipreeht  a.  a.  O.  u.  Mieria  111,  277.  Das  Näliere 
unten  .\bschnitt  II.  Die  späteren  tiuelleu,  welche  Deichrechte  bestehender 
Gemeinden  sind,  haben  diese  Wahl  der  Ansiedler  und  lassen,  wenn  in  den 
diesbezüglichen  Gebieten  Austhnungeu  zu  vermuten  sind,  den  Schluss  zu, 
dass  dieses  WalJrecht  den  Ansiedlern  bei  der  Austhuung  gewährt  war. 

Craueuburger  Austhuungsurkunde  von  1343. 

'*■)  a.  a.  ü. 

'»»)  a.  a.  O. 

‘'■'“)  Z.  11.  iSehauung  der  Geschworenen  ohne  den  nachlässigen  Schulzen. 
'‘■“J  oben  sub  2. 

10* 
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(iic  Gewährung  einer  dauernden  Sonderstellung.  In  letzterer 
Beziehung  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Ansiedler  häufig  für 
frei  von  der  Heerfahrt,  von  Frohnen  und  Steuern  erklärt 
wurden.'“*)  Regelmässig  aber  waren  sie  entweder  sogleich  oder 
nach  Ablauf  der  Freijahre  trotz  aller  sonstigen  Befreiungen 
ganz  oder  teilweise  heerbannpflichtig.**'')  Ausser  den  Jahres- 
abgaben, die  sie  zahlten,  wurden  den  Ansiedlern  Zehnten  aufer- 
legt, die  sie  entweder  an  dieVergaber  oder  die  Mittelspersonen 
oder  an  Dritte  zu  entrichten  hatten.  Ihre  Parzelle  erhielten 
sie  entweder  als  Zinsgut  oder  als  Pachtgut,  oder  als  Erbpacht- 
grundstUck  oder  als  Eigentum.  Der  Zins  bestand  häufig  nur 
in  einem  Anerkennungszins,'“*)  durch  dessen  Begleichung  sie 


'“*)  Vergl.  die  bei  Hoffmann  .Ueschichte  Magdeburgs  1817.  II. 
S.  408  gedruckte  Austbuungsurkunde  des  Erzbischofs  Wicbinanu  für  das 
Dorf  Krakau  (1161?),  wo  den  Ansiedlern  gewährt  wird  ,ut  ab  omni  un- 
garicione  et  peticione  et  vara  et  expeditione  sint  libere,  ut  tantuminodo 
fossatis  ad  restringendam  aquam  vacent.“  Bei  Mieris  IV,  569  ,von  allen 
vroen  end  jairscote  tot  ewigen  dagen  vry“  (von  Heerfahrt  nur  die  sieben 
Freijnhre);  bei  Mieris  III  277  stetige  Freiheit  von  Heerfahrt,  aber  stetige 
Frolinpfticbt.  Vergl.  auch  Lamprecht  a.  a.  Ü.  siehe  aber  dazu  unten  A.  195. 

nisj  Vergl.  namentlich  Bergb  I,  179  „et  ipsi  omnem  juris  tenorem 
Selundensium  obtineant  ut  nee  ulla  super  ipsain  terram  hat  petitio  nisi  in 
expeditione“  (a.  1199),  Hiedel  III,  89  „patriain  si  communis  necessitas 
exegerit,  simul  cum  inhahitantibus  defendant  . . . . (a.  1209),  Hasse  I 858 
„Excipimus  ab  hoc  genoralitate  volentes,  ut  coloni  praedictorum  roansorum 
et  agrorum  ail  justitiam  aggeris  qui  dik  vulgaritor  appellatur,  nec  non  ad 
defensionem  terrae  que  lantwer  dicitur  teneantiir  et  ad  sollempnia  placita 
ter  in  anno  veniaut“  (a.  1217).  .Siche  ferner  Hasse  III,  550  (a.  1325) 
684  (a.  1329).  — Wo  Freijabre  sich  auf  die  Heerfahrt  bezogen,  waren  die 
Ansiedler  nach  Ablauf  derselben  regelmässig  ganz  heerbannpflichtig.  Was 
Lamprecht  ,S.  327  sagt,  i.st  daher  nicht  zutreffend.  Dort  heisst  es:  „So 
scheinen  die  Moorsiedler  insgemein  frei  geworden  zu  sein  von  den  Tjisten 
gräflicher  Heerfahrt  und  damit  auch  von  der  Auflage  gräflicher  Steuer.“ 
Es  stimmt  dies  weder  lUr  die  Privilegierung  der  Ansiedler  bei  der  Aus- 
thuung  selbst  noch  für  spätere  Privilegienerteilungen.  In  letzterer  Beziehung 
siehe  namentlich  Bergh  I.  603  (a.  1254),  wo  Wilhelm  von  Holland  den 
Leuten  zu  Jloordrecht  wegen  DeichhrUchen  alle  Abgaben  und  Beden  erlässt 
aber  so,  dass  sie  ihm  jährlieh  13  Pfund  entrichten  und  ihn  bei  Heerfahrten 
mit  einem  .Schiff  von  19  Mann  Besatzung  begleiten  sollen. 

'“•‘l  Meitzen  II  346,  Schroeder  „Niederl.  Kolonien“  8.  39  Lamprecht 
.S.  326,  der  aber  fehl  geht,  wenn  er  die  Ansiedlung  zu  Zinsrecht,  wobei  der 
Zins  nur  Anerkennungszins  ist,  als  die  alleinige  hinstellt. 
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erklärten,  dass  das  Gut  nicht  ihr  echtes  Eigen,  sondern  ihr 
Zinseigen  sei.'*")  Der  Zins  war  regelmässig  der  Mittelsperson 
zu  entrichten,  wenn  eine  solche  vorhanden  war;  sie  hatte  jo 
nach  der  Austhunngsurkunde  ihn  dem  Vergaber  abzuliefeni  oder 
das  Recht,  ihn  für  sich  zu  behalten.  Als  einfache  Pächter 
traten  die  Ansiedler  selten  auf.  Wir  finden  sie  in  dieser  Stellung 
bei  der  Austhuung  der  Bildlande.  Hier  sind  sie  sogar  After- 
pächter. Sie  pachten  von  den  Pächtern  ihre  Hufen  auf  1 1 Jahre, 
nach  deren  Ablauf  es  in  ihrem  Belieben  steht,  ob  sie  zu  altem 
Recht  bleiben  oder  unter  Ersatz  der  Verbesserungen  abziehen 
wollen.*®“)  Sehr  verbreitet  ist  das  Austbun  der  Hufen  zu  Erb- 
pacht.*®*) Die  Erbpächter,  Pächter  und  Zinsleute  erhielten  oft 
eine  Befreiung  von  den  Abgaben  gewährleistet  für  den  Fall, 
dass  „per  inundationes  aquarum  terra  inarabilis  fiat  vel  per 
ruptiones  aggeruin  segetes  omnino  in  aquis  remaueant.®*®)  Erb- 
pächter und  Zinslente  stehen  den  Eigentümern  sehr  nahe,  sie 
haben  nach  mittelalterlicher  Anschauung  auch  ein  „eigen“  aber 
kein  volles  eigen,®“*)  sondern  ein  abgeleitetes,  das  man  später 


**®)  Anbalter  Urkb.  I.  292  „a  posaessoribna  . . . denarii  . . , persol- 
vantur,  quo  predium  non  suntn,  sed  ecclesiae  et  uostrum  esse  profiteantur.“ 
’**)  Schwarzenberg  II,  248. 

'“)  Mieris  II,  868.  Siehe  ancb  Bergh  I,  533. 

Bergh  I 540. 

Vergl.  die  Olosse  zu  art.  79  des  II.  Buches  des  Ssp.  Lr.;  „Zins- 
gut ist  weder  eigen,  erbe,  noch  leben  . . . Zinsgut  ist  aber  daruuib  kein 
Eigen,  das  der  Herr  darauff  einen  zins  hat  . . . denn  eigen  bat  mau  ou 
allen  zins.  Es  ist  auch  darumb  kein  erbe,  das  es  der  ricbter  nicht  aufgeben 
mag.  Es  ist  auch  kein  Lehen,  das  m,-in  davon  zins  giebt.“  Diese  Stelle  ist 
so  zu  verstehen,  dass  Zinsgut  kein  echtes  Eigen  ist.  Damit  soll  keineswegs 
gesagt  sein,  dass  es  nicht  ein  Eigen  minderer  Art  sein  kann.  Man  be- 
trachtete es  vielmehr  im  Mittelalter  durchaus  als  Eigen,  die  Quellen  reden 
von  Zinseigen.  Schwind  stützt  sich  S.  165  hauptsächlich  auf  diese  .Stelle, 
indem  er  behauptet,  dass  das  bäuerliche  itecht  die  Universalitätstendenz 
des  romanistisch-modernen  Eigentumsbegriffs  nicht  gehabt  habe.  Er  meint, 
dass  dies  dieser  Stelle  gegenüber  nicht  weggeleuguet  werden  könne.  Eigen- 
tum im  römischen  Sinn  hatten  die  Kolonisten  allerdings  nicht,  sie  hatten 
auch  nicht  das  volle  deutsche  Eigentum,  aber  sie  hatten  eine  Art  des 
deutschen  Eigentums.  Dass  dies  nicht  der  Fall  war,  beweist  die  Glosse 
keineswegs.  Auch  die  meisten  Schriftsteller,  welche  das  Recht  der  Kolonisten 
als  Eigentum  bezeiebneu,  meinen  damit  nicht  das  echte  und  volle  Eigentum. 
Dies  wäre  allerdings  grundfalsch.  Ganz  zu  verwerfen  ist  daher  die  Ansicht 
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als  Untereigeutum  bezeichnete.  Sie  haben  kein  volles  Eigen, 
weil  sie  Pacht  oder  Zins  zahlen.  Fiel  aber  die  Zahlung  dieser 
privatrechtlichen  Abgaben  fort,  und  blieb,  was  bei  Leistung  des 
Anerkennungszinses  materiell  auch  schon  der  Fall  war,  nur  die 
Verpflichtung  zur  Tragung  des  Zehnten  und  anderer  öffentlich- 
rechtlicher  Lasten  bestehen,  so  kann  man  in  privatrechtlicher 
Hinsicht  von  einem  vollen  Eigentum  der  Ansiedler  sprechen.“-! 
Zu  beachten  ist  eben  nur,  dass  das  volle  Eigentum  nach  mittel- 
alterlicher Anschauung  auch  öfiTentllche  Herrschaftsrechte  ent- 
hielt, und  dass  diese  dem  einzelnen  Ansiedler  fehlten  und  dem 
Vergaber  oder  der  Mittelsperson  zustanden.  Es  erschien  daher 
auch  das  privatrechtliche  volle  Eigentum  des  Ansiedlers  in  dieser 
Hinsicht  als  ein  abgeleitetes.  — Mitunter  waren  die  Ansiedler 
verpflichtet  für  den  Vergaber  Morgen  frei  zu  deichen.“'')  Privi- 
legiert wurden  die  Ansiedler  unter  anderem  auch  dadurch,  dass 
ihnen  entweder  bestimmte  Flächen  vor  dem  zukünftigen  Deich 
oder  sonstige  Gorsen““)  zur  Entnahme  von  Deicherdo  zu“re- 
wiesen  wurden. 


Steneel«  .Qeschiclite  Schlesiens“  T.  S.  2t.1,  der  den  Vorhehalt  jeglichen 
Obereigcntnms  nuf  Seiten  iler  Gnindherrschaft  für  die  SItore  Zeit  leugnet. 
Meine  Anffassnng  steht  am  nächsten  der  von  Kunde,  Sominer,  ,(Jo- 
schichtliche  und  dogmatische  Kntwicklung  der  hiiuerlichcn  Uechtsrcrlüiltnisse 
in  Deutschland“  I § CS  und  Schroeder  „Niederländische  Kolonien*  S.  Uti 
und  „Deutsche  Rechtsgeschichte“  S.  447.  Iin  übrigen  vergl.  Schwind 
S.  1.Ö9  ff.,  dessen  Ausführungen  von  dem  von  ihm  eingenommenen  Stand- 
punkt immerhin  richtig  sein  mögen,  einer  Nachprüfung  .aber  nicht  hedürfen, 
da  sein  Standpunkt  als  verfehlt  erscheint. 

*")  Dies  ist  der  Fall  nach  der  Austhuung.surkunile  für  den  Lewen- 
hrok  von  129ü.  Siehe  ferner  Mieris  III  22U  „Voort  gheven  wi  den  ghenen, 
diet  bodyken  sullen,  den  eyghendom  van  den  orve,  datter  in  bedyct  wort, 
behouden  ons  des  jairs  pachte  van  ses  groten  van  der  marghen“.  Siehe 
auch  Mieris  IV.  129. 

*“)  Mieris  III,  291;  „dat  wy  ende  onse  nacomelingen  hebben  sullen 
dat  vyfte  gemot  landts*.  Mieris  III,  T3.S  „soo  sullen  die  ghene,  die  dil 
voirsz.  laut  dikon  sullen,  ons  ende  onsen  nacomelingen,  dat  achterste  gemet 
vry  diken  voer  onse  vronen  tot  ewigen  dagen  toe*. 

**)  Mieris  II,  151  (zehn  Ruten)  Grupen  11,  16G  (der  ganze  Aussen- 
deich).  — 

Mieris  III,  291;  besonders  Mieris  lll,  733:  „Voirt  soe  oirloven 
wy  allen  deu  goedeu  luden,  die  dit  voirsz.  lant  diken  sullen,  dat  sy  soden, 
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Die  Parzelle,  welche  der  einzelne  Ansiedler  erhielt, 
wurde  meist  vor  der  eigentlichen  Deichlegung  fest  be- 
stimmt. War  dies  nicht  möglich,  weil  das  Wasser  zunächst 
durch  eine  Deichlegnng  zurüekgedrängt  werden  musste,  so  wurde 
dem  Ansiedler  ein  Recht  auf  eine  solche  Parzelle  eingeräumt. 
Die  Parzelle,  welche  der  Ansiedler  erhielt  war  die  .sog.  Marsch- 
hnfe.®"®)  Wir  sahen,  dass  die  ältesten  Marschgrundstücke  eine 
unregelmässige  blockartige  Gestalt  hatten.  Die  Marschstufe 
dagegen  zeichnet  sich  durch  eine  grossere  Regelmässigkeit  aus. 
Sie  ist  meist  ein  auf  zwei  Seiten  von  Gräben  eingcschlossenes 
Viereck.  Die  Grö.sse  i.st  in  den  einzelnen  (hegenden  verschieden 
gewesen.  Bezeichnungen  lur  die  Marschhufe  sind  „hoeve“, 
„Ham“,  „Fenne“,  „Veline“,  „ein  Stück  Land“,  „land“,  „mansus“, 
„terra“.  Die  legelmässigsten  Deichansiedlungen  sind  diejenigen, 
bei  denen  jeder  Ansiedler  eine  Hufe  erhielt , die  mit  einer 
schmalen  Seite  an  den  Hauptdeich  anstiess.  Die  Siedlung  war 
dann  ein  Rechteck,  das  mit  Parallelen  zur  Längsseite  durcli- 
schnitten  war.  Unregelmässiger  war  die  Form,  wenn  Keile 
oder  Gehren  gebildet  werden  mussten,  die  spitzwinklich  an  den 
Deich  anstiessen.  Ganz  unregelmässig  war  die  Form,  wenn 
nur  einige  Hufen  an  den  Deich  anstiessen,  andere  ganz  bunt 
im  Ansiedlungsgebiet  (sehr  häufig  als  Rechtecke)  durcheinander 
lagen.  Die  Untersuchungen  W.  C.  Hübbes  haben  für  die  ham- 
burgischen  Marschinseln  ergeben,  dass  sich  die  Eindeichung  und 
Besiedlung  daselbst  in  der  ersten  Periode  auf  zweierlei  Weise 
vollzogen  haben.®"')  Wenn  die  Insel  nicht  sehr  breit  war,  wählte 
man  eine  längere  Seite  zur  Anlage  des  Hausdeiches  und  die 
andere  zur  Errichtung  des  Achterdeiches.  Zwisclien  beiden 
lagen  die  Marsehhufen.  Die  letzten  Marschhufen  grenzten  an 


ende  dycwarc  haben  stillen  binnen  den  voirsz.  lande,  of  dair  buten  aenliggende. 
sonder  enich  begrip  van  yemende;  ende  wairt  dat’s  dair  niet  genoech  on 
wäre  te  heben  totteu  luden  profyt,  ende  iles  ghemeens  lants.  aoe  hebhen  wy 
bim  vorder  geoerloeft  zoden.  ende  dyikwcrk  te  haben  opten  gorss  van 
Bommenee,  ende  over  alle,  dair  ment  vinden  mach  baten  dyek.s  binnen 
onsen  lande  van  Zeelant,  als  costumelic  is". 

**')  Vergl.  Landau  „Territorien“  S.  '.Jd  ff..  Meitzen  II  S.  .'MS.  IM. 
Anlage  lls  nebst  Karte. 

llilbbu  a.  a.  O.  S.  is. 
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die  Abschlnssdeiche,  welche  die  kürzeren  Seiten  der  Insel  ein- 
fassten. War  dagegen  die  Insel  sehr  breit,  so  teilte  man  sie 
durch  eine  Landscheide  in  zwei  Seiten,  so  dass  die  Marscbhnfen 
zwischen  dem  Hauptdeich,  zu  dem  sie  gehörten,  und  der  Land- 
scheide lagen.  Hierdurch  erklären  sich  die  verschiedenen 
„Seiten“,  welche  in  den  Quellen  verkommen,  z.  B.  „Nordereeite* 
und  „Süderseite“,  „Elbseite“  und  „Billseite“.  Der  Gedanke, 
dass  der  einzelne  Hufenbesitzer  verpflichtet  war,  die  Anlage 
der  Deichstücke,  die  seine  Hufe  begrenzten,  zu  bewerkstelhgen, 
liegt  bei  den  ganz  regelmässigen  Deichansiedlungen  sehr  nahe, 
um  so  mehr,  als  es  sicher  ist,  dass  ihm  in  späterer  Zeit  — ob 
nun  gleich  nach  Errichtung  des  Deiches  oder  erst  nach  einer 
Zeitspanne  nach  dieser  ist  hier  gleichgültig  — deren  Unter- 
haltung anheimflel.  Und  doch  scheint  es  nicht  richtig  zu  sagen, 
dass  der  einzelne  verpflichtet  war,  sein  Grundstück  mit  Deichen 
zu  umgeben,  weil  diese  fest  begrenzte  Deichverpflichtung  erst 
die  Folge  einer  weiteren,  allgemeineren  Deich  Verpflichtung  ge- 
wesen ist.  Dem  Kern  der  Sache  wird  man  schon  durch  die 
einfache  Betrachtung  näher  geführt,  da.ss  die  Bedeichung  der 
einzelnen  Hufe,  wenn  sie  Erfolg  haben  sollte,  zugleich  ein 
planmässiges  Mitdeichen  mit  den  anderen  Hufenbesitzern  in  sich 
.schliessen  musste.  Bei  den  Inselbesiedlungcn  ferner,  von  denen 
eben  gesprochen  ist,  und  bei  denen  meist  die  ganz  regelmässige 
Form  herauskam,  mussten  die  Abschlussdeiche  von  der  Gesamt- 
heit der  Ansiedler  (die  übrigens  aus  mehreren  sich  bildenden 
Gemeinden  bestand,  an  die  gleichzeitig  vergabt  wurde)  hergestellt 
werden,  denn  sie  befinden  sich  später  in  deren  Händen  zur 
Unterhaltung.  Aus  gleichem  Grunde  sind  die  Siet  wenden  von 
einer  Gesamtheit  von  Ansiedlern  angelegt  worden.  Auch  er- 
folgte die  Beschaffung  von  Erde,  Holz  und  sonstigen  Materialien 
auf  gemeinsame  Rechnung.  Vor  allem  aber  war  bei  Vorhanden- 
sein von  Geren  und  bei  ganz  unregelmässigen  Siedlungsfotmeu 
eine  Verpflichtung  der  Hufenbesitzer,  die  den  Anschot  an  die 
Deichlinie  hatten,  zur  Bedeichung  ihrer  Grundstücke  eine  Un- 
gerechtigkeit gegenüber  den  übrigen  Ansiedlern.  Gerade  dieses 
Moment  ergiebt  für  die  nicht  ganz  regelmässigen  Deichsiedlungen 
eine  Verpflichtung  zur  gemeinschaftlichen  Errichtung  der  Deiche 
von  den  Ansiedlern.  Und  dieses  Resultat  muss  bei  Berück- 
sichtigung der  Momente,  die  soeben  bei  den  ganz  regelmässigen 
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Deichsiedlungen  geltend  gemacht  wurden,  und  der  Erwägung, 
dass  stets  der  Gedanke  der  Urbarmachung  aller  Hufen  alle  An- 
siedler beseelen  musste,  da  eine  alleinige  Urbarmachung  einer 
Hufe  unmöglich  war,  dazu  führen,  dass  auch  bei  den  ganz 
regelmässigen  Hufensiedlungen  es  zunächst  nur  eine  Verpflichtung 
aller  gab,  gemeinschaftlich  die  erforderlichen  Deiche  zu  errichten. 
Ueberall  deichte  so  der  An.siedler  mit,  um  das  ganze  Ansied- 
lungsterrain zu  bedeichen.  Er  war  zur  Bedeichung  insoweit 
verpflichtet,  als  sich  bei  einer  Verteilung  der  Deichbaulast  unter 
die  Hufengenossen  für  ihn  eine  Teilverpflichtnng  ergab.  Auf 
Grund  dieser  Verteilung  konnte  bei  ganz  regelmässigen  Deich- 
siedlungen sich  eine  Verpflichtung  des  einzelnen  zur  Anlage  der 
Deichstücke  ergeben,  die  sein  Grundstück  begrenzten.  Es  er- 
giebt  sich  somit  als  Regel,  dass  der  Ansiedler  eine  Fläche  mit 
bedeichte,  in  der  seine  fest  begrenzte  Hufe  lag.*"")  Waren  die 
Hufen  vor  der  Deichanlage  nicht  auszumessen,  so  erdeichte  oder 
bedeichte  er  mit  eine  Gesamtfläche,  in  der  seine  Hufe  später 
liegen  musste.*®*)  Wer  nicht  wollte  deichen,  verlor  seine  be- 
stimmte Hufe  oder  seinen  unausgeschiedenqn  Hufenteil.  Die 
Deichbaulast  war  dinglich.*®*“)  Ob  der  weichende  Ansiedler 
Ersatz  des  eventuellen  Kaufiueiscs  oder  der  gemachten  Auslagen 
verlangen  konnte,  wissen  wir  nicht.  Vermuten  lässt  sich  aber, 
dass  er  hierauf  kein  Recht  hatte.**®) 

Neben  die  Vergabung  zu  vollen  Hufen  ist  später  eine  Au.s- 
thuung  getreten,  die  das  Land  nach  Teilmasseu  einer  Marsch- 
hnfe  ausgab.  Diese  Art  der  Vergabung  ist  veranlasst  infolge 
des  Umstandes,  dass  bei  den  älteren  Hufenvergabungen  später 
von  den  Besitzern  selbst  Teilungen  vorgenommen  wurden,  und 
so  nicht  der  Besitz  einer  vollen  Hufe,  sondern  der  Besitz  einer 
halben , viertel  Hufe  oder  mehrerer  Morgen , Diemathen, 


Vergl.  oben  § 2 sub  2. 

Vergl.  oben  S.  95. 

'•““j  Vergl.  auch  A.  213. 

■■""J  Dies  ergiebt  einmal  eine  lietracbtuug  iles  Spatenreclits  und  sodann 
die  rigorose  Ucbaudiung  der  Eigentümer  von  Anssendeiebsländoreien,  trotzdem 
ein  Itefchl  oder  eine  au  andere  erteilte  Erlaubnis  sie  dazu  veriillicbtete.  Der 
An.siedler  konnte  .sein  Reo.bt  frei  veräussern,  insoweit  nicht  eine  Zustimmung 
der  Ueno.ssen  oder  des  Urundiierm  dazu  nötig  war. 
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Grasen  u.  s.  w.  die  Regel  bildete.  Daraus,  dass  die  Ans- 
tliuungsurkmiden  die  Abgaben  nach  Genietlien,  Morgeit  u.  s.  w. 
bestimmen,  lässt  sich  mit  völliger  Sieliei'heit  die  andere  Ver- 
gabungsart. nicht  schliessen,  da  diese  Reglung  in  Rücksicht  auf 
die  späteren  Teilungen  durch  die  Besitzer  selbst  vorgenommen 
sein  könnten.  Wohl  aber  ist  die  Vergabungsurkunde  der  Grooten 
Waard  in  Siidholland  von  1410  ein  untrügliches  Zeugnis.  Hier 
wird  nämlich  denjenigen,  die  50  Morgen  oder  mehr  Neuland 
durch  die  Bedeichung  erhalten,  gestattet,  einen  Morgen  zur 
Errichtung  einer  Hofstättc  zu  vei  wenden.  Denjenigen  aber, 
welche  weniger  als  50  Morgen  haben,  ist  dieses  nicht  erlaubt, 
sondern  sie  müssen  nach  Gutdünken  des  Deichgrafen  wohnen.-'”*) 
Da  50  Morgen  ungerähr  eine  Marschhufe  darstellen,  so  wurde 
das  Land  auch  zu  Teilmassen  einer  Marschhufe  vergeben  und 
zwar  nach  Morgen. 

Die  Deichbaulast  bestand  in  der  Verpflichtung  zu  Hand- 
und  Spanndiensten  und  Geldzahlungen.  Man  kann  die  Ver- 
pflichtung zu  persönlichen  Diensten  für  die  ältere  Zeit  annehmen; 
später  wird  die  Dienstleistung  durch  besoldete  Arbeiter  und 
Knechte  genügt  haben.  Eine  Bedeichung  auf  geuieinsanie 
Kosten,  indem  die  Gesamtheit  Arbeiter  mietete  und  die  Aus- 
gaben auf  die  Ansiedler  verteilte,  kann  ebenfalls  vorgekommen 
sein.  Wir  sind  über  die  ganze  Art  und  Weise,  wie  die  Deich- 
baulast zu  erfüllen  war,  nicht  unterrichtet.  Das  Schriftstück 
aus  dem  Jahre  1527,  welches  Borchgrave^";  mitteilt,  bezieht 
sich  auf  eine  Bedeichung  von  seiten  einer  Aussendeichs- 
interessentenschaft und  nicht  auf  eine  Bedeichung  auf  Grund 
einer  Vergabung.  Eine  analoge  Anwendung  auf  die  letztere 
kann  nur  mit  grosser  Vorsicht  gemacht  werden.-'*)  Eine 
holländische  Vergabungsurkunde  von  1400  01  zeigt  aber,  dass 
die  Lasten  met  met  gleich  verteilt  wurden,  und  diese  Verteilung 
der  „Unkosten“  kann  man  schon  auf  die  Verteilung  der  ersten 
Unkosten,  die  die  Ansiedler  traf,  beziehen  d.  h.  der  Deichbau- 


Mieris  IV,  140. 
ä")  a.  a.  O.  S.  368  ff. 

Ich  kaun  daher  Dellefson  I S.  814  ff,  nicht  heistiinmen,  wenn  er 
dieses  Schrift-stück  für  die  Uedeichung  der  Wilsti^rimirsch  zu  Grunde  legt. 
Die  Bedeichung  erfolgte  hier  durch  Vergahungen  an  Ansiedler,  l'nrichtig 
auch  liorchgrave  S.  208  tV. 
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kosten.®”)  Dieselbe  Urkuiule  enthält  die  Androhung'  von  Frei- 
heitsstralen  für  den  Ansiedler,  der  Streit  erregt:  Es  scheint 
unbedenklich,  dies  iiuch  schon  auf  den  deichenden  Ansiedler  zu 
beziehen,  sodass  darin  eine  Bestimmung  für  die  Aufrechtcrhaltnng 
der  Ordnung  beim  Deichbau  erblickt  werden  kann.'-’”) 

4.  Die  Veranlassung  zu  den  Deichanlagen,  welche  auf 
Grund  von  den  Vergabungen  entstanden,  ist  daher  regelmässig 
die  gewesen,  dass  man  den  diesbezüglichen  Landstrich  kultivieren 
wollte.  Es  konnte  sich  auch  uni  bewohnte  Striche  handeln,®''') 
dann  erstrebte  man  eine  bessere  Kultur.  Es  konnte  ein  Land- 
strich sein,  der  nur  geringen  Zehnt  abwarf, ■■"'*)  dann  wollte  man 
seine  Ertragsfähigkeit  erhöhen.  Es  konnte  ganz  unergiebiges 
Land  sein,®”)  dann  wollte  man  es  der  menschlichen  Kultur 
unterwerfen.  Diese  Kultur  konnte  auf  dreierlei  Weise  erfolgen, 
je  nach  der  Beschaffenlieit  des  Bodens  und  des  Willens  der 
Beteiligten.  Sie  konnte  nur  in  dieser  oder  Jener  Weise  ge- 
schehen oder  zwei  oder  alle  mit  einander  verbinden.  Wiesen-, 
Acker-,  Moorkultur  standen  zur  Auswald.®'")  Ueberwiegend 
kultivierte  man  Ackerland;  die  meisten  holländischen  Quellen 
haben  bei  der  Bedeichung  die  Gewinnung  von  Kornland  im 
Auge.  Itei  Moorkulturen  finden  wir  besondere  Vorschriften  be- 
züglich der  Tiefe  des  Austorfens.®“’)  Nach  der  Austorfung 
konnte  das  Land  zur  Wiese  oder  als  Acker  benützt  werden. 


Vergl.  Mieris  HI,  7:iS  „End  allen  oncost,  die  in  dit  voirsz.  lant 
vallen  mach,  sahnen  gcldcn,  betalen,  ende  rekennen  bi  onsen  dienstlnden, 
rnet  met  gelj'c,  end  dat  sahnen  inwiimen  ende  iii]<anden  . . 

Mieris  a.  a.  O.  .Ende  soc  wie  in  dit  voirz.  laut  veclitelic  roert 
of  maect,  ot  ougestuer  bedryft,  die  sal  onse  Kcntcinoester  voifsz.  ol'die  gliene, 
dien  hy't  van  onscr  wegen  beveelt.  aentasten,  ende  vangen,  ende  brengense 
in  onse  slot  van  . . . ende  aldair  lioiiden  liggende  ter  tyt  toe  des  sy  aat 
gebeten  sullen  hebben  . . .“ 

'tif'j  iluffiuann  .Gc.schichte  Magdeburgs“  II.  8.  40S:  Die  Austliuung 
Wiehmanns. 

z.  B.  Mieris  III,  ’dlt). 
z.  B.  Jtieris  IV',  los'i. 

Mieris  III,  '.Un,  'MU  iV  I.')('>.  22.'i,  47‘J;  Knrnland;  Mieris  IV', 
t‘j7,  büU  Korn  oiler  Mnorland  .Mieris  IV',  ms.',  Kern  ninl  VVeyland.  Mieris 
IV,  074  Moorland. 

“"'j  Mieri.s  IV,  U7l. 
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da  häufig  unter  dem  Moorboden  Marschboden  lagerte.  — Die 
Veranlassung  zur  Kultivierung  ist  bei  den  einzelnen  Personen 
verschieden  gewesen.  Die  Vergaber  wollten  ihre  Einkünfte 
vermehren,*-“)  Kenten,  Gerichtssporteln,  Abgaben,  Land  und 
Leute  gewinnen;  daneben  zeigt  sich  bei  ihnen  eine  landesväter- 
lichc  Fürsorge,  die  um  den  Ausbau  des  Landes,  die  Hebung 
seiner  wirtschaftlichen  und  politischen  Wohlfahrt  bedacht  war. 
Die  Mittelspersonen  trieb  wohl  lediglich  die  Sucht  nach  Gewinn, 
nach  Amt,  Land  und  Geld.  Die  Ansiedler  wollten  eine  Heimat 
sich  erwerben,  in  günstigere,  freiere  Leiheverhältnisse  treten, 
ein  glücklicheres  Leben  führen**')  mitunter  im  fremden  Lande, 
da  das  Vaterland  es  ihnen  nicht  zu  bieten  vermochte.***)  — 
Nur  vereinzelt  macht  sich  bei  den  Vergabungen  zur  Eindeichung 
das  Motiv  geltend,  dass  das  bereits  bedeichte  Land  durch  den 
neuen  Deich  gestärkt  und  geschützter  werden  sollte.**®) 

IV.  Von  Landesherrn,  kleineren  Herrn,  Städten, 
Kirchen  und  Klöstern  sind  nun  ferner  Deiche  angelegt 


Anhalter  Urkb.  I 292  .meliuü  et  utilius  eatimantes  colonos  inibi 
locari  et  ex  eoriini  nobis  labore  fructum  provenire  quam  iuoultam  et  pene 
inutilem  eam  permuncre“.  Mieriu  IV,  10s5.  .Welke  v.  lande  vy  in  der 
wairheit  hebben  doen  ondertasten  endo  verneinen,  dat  ons  ter  glieenre 
nutacippe,  noch  proflten  van  eiligen  renten  off  anders  tot  desen  daghe  toe 
geenmen  en  ayn,  noch  voir  die  hant  komen  en  aonden  möge,  overniits  dattie 
binnen  costen  jaren  noch  diepe  ayn  geweest,  ten  waer  dat  wy  die  yemandc 
wtgaven  te  bedycken,  om  als  dan  die  tienden  dair  of  te  mögen  hebben . . .* 
ürupen  II,  166. 

“*)  Daher  heisst  es  in  dem  flämischen  Volks-Lied: 

,Naer  Oostland  willen  wy  ryden, 

Naer  Oostland  willen  wy  mße, 

Al  üver  die  groene  beiden, 
b'risch  ovor  die  beiden, 

Daer  isser  en  betere  stee.“ 

(Hoffmann  von  Fallersleben  .Niederl.  Volkslieder“  105). 

‘■®°)  Die  A.  220  angeführte  holländische  Vergabungsurkunde  fährt  fort: 
„ende  oick  angesien  dat  onse  voirn.  lant  von  Teioll  groteliken  mitten  v. 
bedycten  nyewelanden  dair  mede  gestarket.  gebotert  ende  gemeret  wesen 
solide,  wairt  dattie  by  yemando  aldus  bedyet  endo  toegebrecht  worden 
mochten,  ende  den  ouden  dyck  . . . tot  ewigen  dugeii  dair  mede  versekert 
waer,  ende  daer  sese  mede  ontlast  wesen*.  Siche  ferner  Mieris  IV 
HO,  671. 
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worden,  die  auf  keiner  Vergabung  zur  Eindeichung  be- 
rulien.  Mit  den  Deicbanlagen,  welche  auf  Grund  von  Land- 
vergabungen entstanden,  sind  am  nächsten  diejenigen  verwandt, 
welche  die  gedachten  Personen  selbst  vornehmen,  um  Land  nir 
sich  zu  gewinnen  und  dann  eventuell  an  Ansiedler  auszuthun. 
Mitunter  sind  diese  beiden  Arten  von  Deichanlagen  schwer  zu 
trennen.  Vom  juristischen  Standpunkt  aus,  sind  sie  aber  zu 
unterscheiden.  Wir  bezeichnen  diejenigen,  welche  Deiche  er- 
richten, um  das  von  ihnen  gewonnene  Land  an  Ansiedler 
eventuell  auszuthun  oder  selbst  als  grosse  Gutsherrn  zu  be- 
wirtschaften als  Deichbauherrn.  Die  ältesten  sind  ver- 
mutlich die  Klöster  gewesen. --‘)  Die  Klöster  errichteten 

durch  die  Klosterbrüder  und  ihre  Kuechte  Deichanlagen,  um 
Land  der  Kultur  zu  gewinnen.  Nach  Errichtung  der  Deiche 
konnte  das  Kloster  seinen  Hörigen  Parzellen  des  eingedeichten 
Landes  zu  weisen,  ihnen  auch  die  Unterhaltung  des  Deiches 
aufbürden,  ln  ähnlicher  Weise  errichteten  wohl  grossere  welt- 
liche Grundherrn  Deiche,  indem  sie  Hörige  zum  Deichbau  ver- 
wandten und  ihnen  später  Land  zuteilten.*'^*)  Es  entwickelten 
sich  aber  jedenfalls  auch  bei  den  Besiedlungen  der  eingedeichten 
Ländereien  die  freieren  Laudleiheformen,  die  wir  bei  den  Ver- 
gabungen zur  Eindeichung  kennen  gelernt  haben.--*)  So  kommt 
es,  dass  nach  Anlegung  der  Deiche  die  Stellung  der  Ansiedler 
gegenüber  dem  Bauherrn  der  Stellung  der  Ansiedler  gegenüber 


NacliTroz  und  Heiiickeii  §2,  der  jenem  folgt,  sind  die  monuebi 
diejenigen  gewesen,  welche  den  von  den  Kümern  übernommenen  Deiebbau 
zuerst  pflegten.  Nach  tleiueken  ist  dies  im  7.  und  8.  Jahrhundert  so  gc- 
weseu.  In  diesen  Itemerkuugen  ist  der  richtige  Kern  enthalten,  dass  Kloster 
früh  Deiche  anlegten.  Die  Cienieimleunlagen  sind  aber  m.  K.  älter.  Dazu 
passt  besser,  dass  wir  über  die  Deicbanlagen  aus  der  ältesten  Zeit  keine 
Kunde  besitzen.  Wären  lliinche  schon  sehr  früh  Deicligrüuder  gewesen 
und  zwar  in  umfas.'<ender  Weise,  so  hätte  ein  chronikschreibender  Münch 
sicher  ihrer  gedacht.  Auf  keinen  Kall  haben  die  Laien  erst  von  den  München 
das  Deichen  gelernt,  wie  üeiiieken  meint,  wenn  er  sagt:  .Sie  a Itomanis 
tradita,  et  elericorum  Studio  et  labore  perfcctionem  perducta  ars  aggerandi 
ad  laicos  Ikdgicos  Krisiosquo  pervenil“. 

Vergl.  namentlich  den  Vkrlrag  zwischen  Holland  und  Utrecht  von 
U’2t).  Hergh  I,  2ti4. 

Vergl.  Hergh  1,  :tC2,  r>40,  545. 
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dem  Verfjaber  völlig  gleiclien  kann.--')  Versdiieden  sind  sie 
aber  bei  und  vor  der  Anlage  der  Deiche.  Bei  den  Vergabungen 
zur  Kiudeiclimig  sind  alle  Deiclier  zugleich  Ansiedler,  die 
Dcicher  der  Deichherrn  branchten  keine  Ansiedler  zu  sein.  Die 
Ansiedler  der  Vergaber  haben  schon  vor  der  Deichanlage  eine 
ausgeschiedene  Hufe  oder  einen  unausgeschiedeuen  Anteil  am 
liaud.--')  Die  Leute  der  Deichbauherrn  haben  vor  den  Deich- 
anlagen keinen  Grundbesitz  im  Neuland,  sie  erhalten  höchstens 
ein  Recht  auf  Zuweisung  einer  Parzelle  nach  der  Bedeichung 
eingeräumt.  Die  VeriiHiehtung  zum  Deichbau  ist  bei  den  An- 
siedlern der  Vergaber  eine  dingliche,  bei  den  Deichern  der 
Deichbauherrn  eine  iiersön liehe.  31it  diesem  Unterschied  läuft 
der  andere  parallel,  dass  die  Veri)tl.chtung  zum  Deichbau  bei 
den  Ansiedlern  der  Vergaber  eine  genossenscliaftliche  war, 
während  sie  bei  den  Deichern  der  Bauherrn  sich  als  herr- 
schaftliche kennzeichnet.  Der  Deichbauherr  war  der  Herr, 
der  Deiclier  sein  Knecht.  Er  war  Knecht  durch  Geburt  oder 
Unterwerfung  oder  als  Arbeiter  auf  Grund  eines  llietsvertrages. 
Der  Herr  forderte  den  Deichbau  als  Frohndienst,*-'’)  bediente 
sich  der  Hörigen oder  zog  freie  Arbeiter  heran.  Das  Arbeiten 
lür  den  Herrn  stand  iin  Vordergrund.  Die  Deiclier  beseelte  nicht 
der  Gedanke  an  Landgewinnung  für  sich  oder  an  die  Vorteile,  die 
die  Deichanlagen  nach  ihrer  Vollendung  bringen  konnten;  um 
den  Vorteil  des  Herrn  handelte  es  sich,  für  ihn  arbeitete  man 
gezwungen  oder  gedungen.  Von  ihm  empfing  man  Geld  oder 
Land-“')  als  Gegenleistung  für  den  erwiesenen  Dienst.  Zum 
Unterschied  von  den  Deichanlagen,  welche  auf  Grund  von  Ver- 
gabungen zur  Eindeichung  entstanden,  heisst  es  in  den  (Quellen, 
dass  der  Deich  von  dem  Kloster,  der  Kirche,  dem  Herrn  u.  s.  w. 


Es  kouiit«  aiicli  (feil  Ansiedlern  im  bedeicLteu  Land  Keiilaud  zur 
Kiiideieliuiig  vcigabt  werden,  llergb  1 SS3. 

Siebe  oben  sub  III  3. 

Nach  der  oben  Einleitung  § 4a  erwäbnten  Cbrunik  war  dies  bei 
den  Deiebanlagen  des  Orden»  auf  den  Werdern  der  Eall.  Vgl.  v.  Trc  i tnobke 
.Ilistoriscbe  und  politisebe  Aufsätze“  II.  S,  41. 

IJergb  I,  i'J4. 

Hergb  I,  533.  Ein  gewis.ser  Hugo  wird  wegen  Deiebarboit  mit 
Land  entschädigt. 
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„piopriis  fxpensis  et  laboribus“  erbaut  sei.**’)  Ini  iibri^reii  sind 
die  (Quellen  deslialb  undurcli.sicbtis!;,  weil  sie  sich  meist  mit  einer 
Re^luiiir  der  Rechtsverhältnisse  der  Ansiedler  beschäftigen,  ohne 
einen  schiirfen  Hinweis  auf  die  Anlage  der  Deiche  zu  ent- 
halten.***) Wenn  es  aber  heisst,  dass  Höfe  ausgegeben  worden 
sintl  für  eine  Jahresabgahe  von  drei  Schillingen  und  mit  der 
Verprtichtnng  den  Deich  zu  unterhalten,***)  so  liegt  doch  wohl 
die  Vermutung,  dass  hier  ein  Deichbauherr  tigurierte,  sehr  nahe. 

Die  Personen,  welche  wir  Deichbauherrn  genannt  haben, 
legten  nun  auch  Deiche  an,  ohne  dass  es  sich  dabei  um  Land- 
gewinnung im  engeren  Sinn  handelte.  Ihre  Deichanlagen,  die 
sie  auf  ihre  Kosten  errichteten,  konnten  die  Abdämmung  von 
Gewässern  t)ezwecken,  um  die  Erbauung  von  Städten  zu  er- 
moirlichen;***)  sie  konnten  den  Schutz  eines  besiedelten  Land- 
sliiches  erstreben.**")  In  letzter  Beziehung  berühren  sich  die 
herrschaftlichen  Deichanlagen  mit  den  Deichanlagen,  welche 
von  Gemeinden  erbaut  wurden,  bei  denen  ein  Beamter  als  Herr 
und  Haui>t  der  Gemeinde  die  Leitung  des  Deichbaus  betrieb.**"“) 

V.  Die  freien  Gemeinden,  welche  in  der  ältesten  Zeit 
sich  durch  Deichung  angesiede.lt  hatten,  dehnten  ihr  Gebiet  im 

^“)  Herfili  I.  5S3.  — llergli  1,  Si"  Her  D>‘icli  war  zur  Zeit  de» 
lii  Intel»  des  tiiafeii  Wilhelm»  l.  „deliberato  con.silio  viroruiu  prudeiitum“ 
be;;oimeii.  — Kbeiisu  lebten  die  lirafeii  vou  llulsteiii  im  1 1.  .lalirlmndert  » 
den  Hillwärder  Aiissehlas;  an.  bauten  darauf  ein  V'orwerk  und  eine  Wurth. 

Verftl.  W.  C Hiibbe  ,S.  '.’.ä  und  Wilheliii  Hübbe  „Das  Ilamiiierbroker  ilechf 
,S.  '-'e.  Von  einem  ähnlichen  Werk  lat  bei  IJergh  1.  14.Ö  die  Itede;  die 
frkuude  nennt  e»  ,elauaiira“.  Wenn  ein  Landc-sherr  , zu  »einem  l’rofyf  Eiii- 
deiehiingeii  macht,  wie  es  im  .Jahre  16011  der  Herzog  von  Sachsen  im 
weslerlauweriselien  Friealand  versuchte  .Sehwartzeuberg  II,  S.  07)  ist  eben- 
falls eine  Kitideichune;  zur  Vereabiing  und  keine  Vergabung  zur  Kindeiehung 
zu  vermuten. 

Siehe  die  A.  •Z20  angeführten  Urkunden. 

Vergl.  üergh  II,  »01»  (a  12U3?) 

So  ist  die  Stadt  Hamm  in  Flandern  im  Jahre  lisü  entstanden. 

Vergl.  Warnkönig  II  Kap.  V.  S.  2 u.  Urkunde  lOS. 

2>i)  V’ergl.  liergh  I.  227.  Hie  I »eiche  »erden  angelegt  , ad  ezcludeudas 
aiiua»  i]ue  iiiüuebanl  et  agriculturam  acredine  fossorum  ductuuni  minus 
fertilcni  reildebaut“. 

-**)  lieber  Heichherrn,  die  keine  Deichbauhemi  waren,  siehe  Ab- 
.»ebuitt  II.  § 1.  sub  111. 
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Laufe  der  Zeit  durcli  neue  Eiudeicliungeii  aus.  Aui  freisten 
und  ungebundensten  schalteten  die  Gemeinden,  welche  wir  als 
Inselsiedlungen  und  Anstosslandsiedlungen  bezeichnet  hatten. 
Bei  den  Randlandsiedlungen  hat  sich  die  Macht  des  Laudes- 
heiTii  in  Bezug  auf  das  zwischen  Geest  und  Randlaud  liegende 
Gebiet  am  meisten  fühlbar  gemacht,  und  eine  Gebietserweiterung 
der  Randlandsiedlung  von  aussen  nach  innen  geriet  sehr  bald 
ins  Stocken,  indem  die  Landesherrn  diese  Strecken  nach  ihrem 
Gutbefinden  vergabten.  So  bezogen  sich  die  Deichanlagen  der 
Siedlnngsdeich-Gemeinden  vorzugsweise  auf  das  Aussendeichs- 
land. Auch  die  Gemeinden,  welche  die  ersten  Deichanlagen  in 
dem  von  ihnen  bereits  besiedelten  Gebiet  errichtet  hatten,  waren 
auf  Bedeichung  ihrer  Aussendeichsländereien  aus.  Die  That- 
sache,  dass  solche  Eindeichungen  von  freien  Gemeinden  unter- 
nommen und  unbeengt  durch  irgendwelche,  landesherrliche  oder 
herrschaftliche  Einflüsse  ansgeführt  wurden,  ist  nicht  zu  be- 
streiten. Ungemein  schwierig  aber  ist  es  die  Art  und  Weise 
der  Ausführung  und  die  treibenden  Momente  zu  beleuchten. 
Bei  den  ältesten  Gemeindedeichanlagen  war  es  möglich,  infolge 
der  einfachen  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Verhältnisse  einen 
ungefähren  sicheren  Einblick  zu  gewinnen.  Und  trotzdem  bei 
diesen  direkte  Quellenzeugnisse  gänzlich  fehlen,  für  jene  aber 
etliche  existieren,  ist  eine  Vorstellung  dort  leichter  zu  geben  als 
hier;  Unklarheit,  lakonische  Kürze  der  Quellen,  die  Schwierig- 
keit genauer  lokaler  Kenntnisse  sind  daran  Schuld.  Wir 
sind  so  sehr  auf  Vermutungen  angewiesen.  Da  scheint  es  nun 
in  hohem  Grade  wahrscheinlich,  dass  die  ältesten  Bedeichungen 
von  Aussendeichen  von  seiten  freier  Gemeinden  noch  von  dem 
Ansiedlungsgedanken  beherrscht  waren.  Und  zwar  ist  dies  auch 
für  die  Eindeichungen  der  Gemeinden  anzunehmen,  die  die 
ersten  Deiche  um  ein  von  ihnen  besiedeltes  Gebiet  zur  Ge- 
winnung von  Getreide  angelegt  hatten.  Es  ist  an  die  Gründung 
von  Tochterdeichgemeindeu  von  seiten  der  Mntterdeichgemeinden 
zu  denken.  So  blieben  die  neuen  Deichgemeinden  mit  den  alten 
in  politischem  Zusammenhang,  so  entstanden  grosse  Deichland- 
schaften. Eine  zweite  Art  der  Entstehung  solcher  Landschaften 
fand  bei  den  Inselsiedlungen  statt,  indem  von  verschiedenen 
bereits  bedeicliten  Inseln  Bedeichungen  der  Aussenländer  vor- 
genomnicn  wurden,  und  die  Inseln  so  miteinander  verwuchsen 
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und  ein  Land  bildeten.  Da  aber  die  einzelnen  Deichgemeinden, 
trotzdem  sie  eine  Landschaft  ausmachten,  sich  ziemlich  abschlossen, 
und  die  Reglung  der  Deichangelegenheitcn  meistens  Sache  der 
kleineren  Koinnmnen  blieb,  so  waren  die  Eindeichungen,  die 
später  vorgenommen  w'urden,  meistens  Sache  der  Kommunen 
und  nicht  der  Landschaften.  Es  trat  aber  nun  der  Ansiedlungs- 
gedanke ganz  zurück  und  machte  dem  Streben  nach  Reichtum 
und  Gewinnst  Platz.  Dass  die  Gemeinden  bei  den  Bedeichungen 
aus  Sucht  nach  Ackerland  viel  zu  weit  gegangen  sind  und  zum 
Schaden  der  Enkel  voi-schnell  gedeicht  haben,  unterliegt  keinem 
Zweifel.^)  Diese  Verschiebung  in  den  Motiven  zur  Eindeichung 
aber  hat  m.  E.  eine  durchschlagende  Aenderung  der  Rechts- 
verhältnisse bei  den  Eindeichungen  zu  Folge  gehabt.  Es  ent- 
stand nämlich  damit  die  Verpflichtung  des  Gemeinde- 
glieds gegenüber  der  Gemeinde,  sich  an  der  Ein- 
deichung zu  beteiligen.  Früher  war  die  Teilnahme  in  das 
Belieben  des  einzelnen  gestellt,  solange  der  Siedlungscharakter 
überwog,  jetzt  ward  das  Miteindeichen  eine  dingliche  Last. 
Zeuge  dalür  — d.  h.  für  den  späteren  Zustand,  nicht  für  die 
von  mir  vermutete  Entwicklung  — ist  das  Spadelandsrccht:  Es 
heisst  daselbst  in  art.  X,  dass  die  Eindeichung  „Demath  Domaths 
gleich“  geschehen  soll,  und  dieser  Verteilung  liegen  nicht  die 
Aussendeiche,  sondern  das  Binnenlaud  zu  Grunde.’'^**)  Aller- 


siehe  auch  v.  d.  Horst  in  der  „Juristischen  Zeitung“  1853  S.  7; 
„Damals  dachten  die  Grundbesitzer  der  Marschen  nicht  daran,  dass  es  genug 
sei,  reichlich  t'oistes  Weidevieh  zu  haben,  um  dafür  leicht  alles  übrige  zu 
erhalten“.  Mvu  deichte  aus  Gewinnsucht  auch  Strecken  ein,  die  bei  für- 
sorglicher Uekottomie  noch  einige  Zeit  unbcdoicht  golassou  worden  wären. 

Artikel  X lautet  wiirtlich:  „Wenn  ein  Stück  Landes  eingedeichot 
wird,  soll  geschehen  mit  Hülfe  und  Zuthun  des  ganzen  Landes,  Demath 
Dematlis  gleich:  und  wenn  der  Kog  durch  göttliche  Hülfe  erobert,  soll  das 
neue  Land  im  argen  und  guten  einem  jeden  auf  sein  Störtewerk  zugeteilt 
werden“.  U.  B.  ist  hiernach  au  der  Biudeicbuug  das  ganze  Land  als  £iu- 
deichiingsbeiüchtigtcr  beteiligt,  und  die  Landbesitzer  des  ganzen  Landes 
haben  Demath  Demaths  gleich  beizutragen  und  bekommen  nach  demselben 
Verhältnis  einen  Teil  des  Neulandes.  An  sich  Hesse  sich  auch  eine 
andere  Interpretation  denken,  nach  der  das  Stück  Landes  einer  Aussen- 
deichsinteressentenschaft  gehört,  und  das  ganze  Land  ebenso  wie  bei  Wehlen 
fart  Vllj  bei  Errichtung  der  Deichanlagen  nurBeihülfo  leistet.  Mau  würde 
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dings  war  gemäss  dem  Spadelaiidsrcclit  die  Eindeichung  Sache 
des  ganzen  Landes/^®)  In  Norderditmarschen  aber  ist  die 
Eindeichung  Sache  kleinerer  Gemeinschaften,  nämlich  der  Kirch- 
spiele, gewesen.  Ein  Kirchspielsschluss  war  ihre  notwendige 
Voraussetzung.'-^)  Noch  im  Jahre  1573  beschliessen  die  Bü- 
sunier  als  freie  Landgenossen  „de  Gave  Gottes,  so  ebne  tho 
Norden  so  riklich  gegoven,  nicht  tho  verachten,  sonder  mit 
williger  Hand  anthonehmen.**^*)  Man  wählte  Männer,  welche 
die  Aufsicht  führen  sollten  und  vereidigte  sie.'^^^  Die  Ein- 
gesessenen waren  verpflichtet,  sich  an  der  Eindeichung  zu  be- 
teiligen und  zwar  entweder  nach  Morgenzahl  oder  nach  Bauer- 
schaftsgerechtigkeiten.  Nach  demselben  Massstab  verteilte  mau 
das  eingedeichte  Land.'-^)  Nach  dem  Spadelandsrecht  war  das 
ganze  Land  Demath  Demaths  gleich  zur  Eindeichung  verpflichtet, 
und  jeder  Landbesitzer  erhielt  nach  dem  gleichen  Massstab  seine 
Parzelle  im  Neuland  angcwiesen.'^^)  Neben  diesen  Eindeichungen 
von  Landschaften  und  Kirchspielen  finden  sich  Eindeichungen 
von  einzelnen  Bauernschaften.'^^'’)  Wir  haben  oben  bereits  ge- 
sehen, wie  an  manchen  Orten  die  Entwicklung  die  war,  dass 
das  Aussenland  als  Zubehör  der  Dorfdeichschläge  und  bald  als 
Eigentum  des  Dorfes  erschien.'^)  So  kam  es,  dass  sich  Bauern- 
schaften von  der  Herrschaft  der  Kirchspiele  emanzipierten  und 

dann  „Demath  Dematba  gleich“  auf  die  Parzellen  der  AuasondcichsinteressentoD 
im  Aussendeich  beziehen  kiSimen.  Allein  Artikel  X spricht  ron  einer  „Er- 
oberung“ des  Kogg.  er  setzt  also  ein  Abringeu  des  Landes  gegenüber  der 
Flut  voraus  und  lässt  an  eine  Verteilung  des  Aussendeichs  vor  der  Ein- 
deichung nach  Demathen  nicht  denken.  Das  „Demath  Demath  gleich“ 
könnte  auch  auf  die  Vertcilnug  der  BeibUlfe  des  ganzen  Landes  bezogen 
werden.  Eine  solche  Interpretation  hat  aber  die  Wahrscheinlichkeit  der 
Richtigkeit  gegen  sich,  da  die  Beihülfo  wohl  nur  in  Leistung  von 
Arbeitskräften  bestanden  haben  würde,  indem  die  Uelder  für  Slaterial  u.  s.  w. 
von  den  Interessenten  hätten  beglichen  werden  müssen  (vergl.  art.  VII),  und 
art.  X hierüber  schweigt. 

Vergl.  A.  23S. 

^ Griebel  S.  27. 

•■«')  a.  a.  O.  37. 

2“)  a.  a.  O. 

“»J  a.  a.  O.  S.  27. 

■^)  Vgl.  A.  238. 

Vergl.  Griebel  S.  29. 

-“)  Vergl.  oben  suh  III  2 d.  a. 
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auf  Grund  eigener  Beschlüsse  selbständig  ihren  Aussendeich 
bedeichteii.  Diese  Verselbständigung  der  Dörfer  führte  aber 
weiter  zu  einer  Verbindung  mehrerer  Dörfer,  die  nicht  zu  ein 
und  derselben  politischen  Gemeinde  gehörten,  um  gemeinschaftlich 
das  Aussenland  zu  bedeicheu.  Einen  sulchen  Vertrag  schlossen 
einige  Ortschaften  des  westerlau werschen  Frieslands  im  Jahre 
1427.-^*)  Sie  wurden  Deichbaugesamthänder:  „So  scholla 
wy  mit  malcorem  bevestighe  een  nya  Dyck.“  Trotzdem  blieb 
jede  Ortschaft  in  vieler  Beziehung  selbständig,  sowohl  in  Bezug 
auf  den  Deichbau,  w'ie  hinsichtlich  der  Deichunterhaltung. 
Jedenfalls  war  die  Eindeichungspilicht  des  einzelnen  Bauern 
auf  Grund  dieses  Vertrages  eine  Gemeindegliedspflicht.  Er 
deichte  mit,  weil  seine  Ortschaft  ihn  als  ihr  Glied  dazu  zwang. 
Die  Ortschaften  selbst  verpflichteten  sich  erst  gegenseitig  zu 
deichen.  Die  Eindeichungspflicht  des  Bauern  war  eine  ding- 
liche Geuossenpflicht,  die  sich  ipso  jure  aus  der  allgemeineren 
Gemeiiidebürgerpflicht  ergab,  die  Eindeichungspflicht  der  Ort- 
schaften war  eine  vertragsmässige,  neu  geschaffene,  eine  per- 
sönliche Schuld,  für  die  die  Ortschaft  selbst  haftete,  bei  deren 
Nichterfüllung  die  Ortschaft  Bussen  und  Strafen  zu  zahlen 
hatte.2*)  Bei  der  Betrachtung  der  Veränderungen  der  recht- 
lichen Natur  des  Aussendeichslands  ist  darauf  hingewieseu,  dass 
das  Aussenland  bei  Entstehung  einer  Deichgenossenschaft,  die 
sich  mit  der  alten  Deichgemeinde  nicht  deckte,  ans  dem  Eigen- 
tum dieser  in  das  jener  übergehen  konnte.^®)  Die  Berechtigung 
zur  Eindeichung  glitt  dann  mit  auf  die  abgespaltene  Deich- 
genossensebaft  über,  und  die  Deichgenossenschaft  unternahm  die 
Eindeichung.  Da  aber  in  späterer  Zeit  der  Zusammenhang  der 
Deichgeuossenschaften  arg  durchbrochen  wurde  durch  die  selb- 
ständige Verwaltung  einzelner  Deichstücke  von  seiten  von 
Herrschaften,  Klöstern,  kleineren  Deichgenossenschaften,  so  liess 
man  es  an  einem  Eindeichuugsbeschluss  nicht  genügen,  sondern 
ordnete  Bürgenstellungen  der  Herrn,  Klöster  und  Vorsteher  an.-^’) 


V'ergl.  Schwurtzenberg  I.  S.  471. 

Siehe  ferner  den  Akkord  vom  1.  März  1453  a.  a.  0.  I S.  .544. 

'■“*)  Oben  gub  III  ti.  d.  o. 

Sander-Deichsatzuugen  von  1317  § 2.  Vergl.  oben  A.  31.  — Es 
handelt  sich  bei  diesen  Sander-Oeiebsatzungeu  nicht  um  einen  Vertrag  dus 

11* 
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Ebenso  wie  die  Kirchspiele  bei  Neueindeichungen  besondere 
Geschworene  wälilten,  so  wählten  auch  die  Deichgcnosscnschaften 
Geschworene,  welche  das  Werk  leiten,  die  Ausgaben  verteilen 
und  die  Streitigkeiten  entscheiden  sollten.®')  Ausserdem  stellte 
man  die  Strafen  fest,  welche  bei  Verletzungen  und  Tötungen 
der  Beamten  oder  Arbeiter,  während  der  Deicharbeit  zu  zahlen 
waren®*’)  und  ordnete  überhaupt  die  Rechtsverhältnisse  des 
neuen  Kogs.  Die  Eiudeichungspflicht  war  hier  ebenfalls  eine 
dingliche  Last,  die  auf  den  binnenländischen  Grundstücken  der 
Deichgenossen  lastete. 

In  diese  freien  bäuerlichen  Eindeichungen  kamen  neue 
Momente  herein  infolge  des  landesherrlichen  Aussendeichsregals. 
Es  spielen  natürlich  hier  nur  die  Aeusserungen  desselben  eine 
Rolle,  welche  den  Gemeinden  und  Deichgenossenschatten  die 
Eindeichung  nicht  entziehen.  Es  handelt  sich  um  die  landes- 
herrliche Erlaubnis  und  den  landesherrlichen  Befehl  zuui 
Eindeichen,  üeber  die  Entstehung  dieser  Rechte  wird  später 
gehandelt,  hier  betrachten  wir  nur  kurz  ihren  Einfluss.  Die 
landesherrliche  Erlaubnis,  welche  von  den  Gemeinden  ihres 
Vorteils  wegen  nachgesucht  wurde,  ohne  erforderlich  zu  sein, 
gehört  nicht  zum  Aussendeichsregal,  da  sie  kein  Recht  des 
Landesherrn  ist.  Die  landesherrliche  Erlaubnis,  welche  ein- 
geholt werden  musste,  ehe  Gemeinden  und  Deichverbände  zur 
Eindeichung  von  Aussendeichsland  schreiten  konnten,  begegnet 
in  Deutschland  zum  ei’sten  Mal  im  Spadelandsrecht.  Hier  heisst 
es  in  Art.  X,  dass  die  Eindeichung  geschehen  solle  „mit  gnä- 
digem Vorwissen  und  Willen  der  hohen  Obrigkeit“.  Sonach 
bedurfte  das  Land  der  Zustimmung  der  Obrigkeit.  Es  konnte 
die  Eindeichung  beschliessen,  aber  ausführbar  war  sie  erst  nach 


Kirchspiels  mit  den  anderen  in  § 2 genannten  Personen.  Schon  die  älteren 
Deiclusatzungen  von  1295  ergahen  Doichgenossen,  die  nicht  zur  Parochie 
gehören.  Vergl.  A.  31.  Ks  heisst  auch,  dass  die  Kiudeichung  ,ange- 
ordnot“  Worden  ist,  (§  1)  dio  iiiirgerstellung  der  Leute,  die  nicht  zur  Parochie 
gchüren,  wird  ebenfalls  .angeorduet*  (§  2J.  Ks  handelt  sich  also  nicht 
um  einen  Vertrag  von  mehreren  Ausseudeichsiuteressenteu,  die  keine  Deich 
geuossenschaft  bilden. 

.Sander-Deichsatzuugen  § 1. 

■•*“)  a.  a.  O.  §§  3.  4.  5. 
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eingnholter  Conzession.  In  Holland  hat  die  Erlaubnis  an  bäuer- 
liche Gemeinden  darum  keine  grosse  Rolle  gespielt,  weil  sich 
die  Erlaubnis  meist  an  den  A mbachtsherrn  richtete,  und  dieser 
das  Land  nach  Gutdünken  vergeben  konnte.  Ein  Beispiel,  wo 
auch  in  Holland  die  landesherrliche  Erlaubnis  (und  zwar  m.  E. 
die  notwendige)  an  eine  bäuerliche  Gemeinschaft  selbst  gerichtet 
ist,  bietet  die  Urkunde  von  1417,  in  welcher  die  Jacoba  von 
Holland  den  Bauern  von  Hettersen  erlaubt,  einen  Sommerdeich 
zu  schagen.  Zu  diesem  Behuf  dürfen  sie  vier  Geschworene 
wählen,  welche  mit  dem  Schulzen  den  Deichbau  leiten.  Zugleich 
wird  die  Schauung,  die  Unterhaltung  des  Deichs  u.  s.  w.  geregelt, 
und  den  Geschworenen  auch  der  alte  Ostdeich  anvertraut.  So 
wird  hier  infolge  der  landesherrlichen  Erlaubnis  zugleich  ein 
Teil  der  Deichgesetzgebung  vom  Landesherrn  in  Anspruch 
genommen,  und  seine  Befugnis,  die  Deichverwaltung  seinerseits 
zu  regeln,  nicht  allein  hinsichtlich  des  neuen  Kogs,  sondern 
auch  hinsichtlich  des  alten  siegreich  gehandhabt.  Die  landes- 
herrliche Erlaubnis  vermag  allein  die  Eindeichung  nicht  ins 
Leben  zu  rufen;  dazu  gehört  ein  Beschluss  der  Gemeinde  oder 
des  Deichverbandes,  wie  ihn  die  Bauern  von  Hettersen  sicherlich 
gefasst  haben.  Anders  i.st  es  beim  landesherrlichen  Befehl  zum 
Eindeichen.  Da  kommt  cs  auf  einen  Beschluss  der  Gemeinde 
nicht  an,  sondern  sie  haben  zu  gehorchen.  Der  einzige  mir 
bekannte  landesherrliche  Befehl  aus  dieser  Periode  ist  die  Ver- 
ordnung Herzogs  Friedrichs  für  die  Kirchspiele  Hatstede  und 
Schobüll  bei  Husum  aus  dem  Jahre  Hier  wird  diesen 

Gemeinden  die  Bedeichung  von  Aussendeichsland  anbefohlen; 
ja  sogar  jedem,  der  mitdeichen  will,  die  Beteiligung  freigegeben. 
Wir  können  aber  daraus,  wie  die  Herzoge  von  Holstein  die 
ersten  Jahrzehnte  nach  der  Eroberung  Ditmarschens  (1559)  in 
Bezug  auf  Eindeichungen  verfahren  sind,  schliessen,  dass  die- 
selben Grundsätze  auch  anderswo  und,  wo  die  landesherrliche 
Gewalt  bereits  länger  bestand,  schon  früher  gegolten  haben.^'^) 


Ueilnickt  bei  Lass  .Fortsetzung  der  Ilusumer  Xachrichten“.  S.  ÜO. 

Denn  die  Herzoge  belmmlelten  die  Ditmarselier  wegen  ihrer  Tapfer- 
keit auf  das  gliiupflich.ste  (vergl.  Falck  „Handbuch  1.  S.  :t05)  und  traten 
keineswegs  so  auf,  dass  nian  hier  einen  schärferen  Einfluss  der  Laudesherrn 
vermuten  kimi.te. 
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Danach  erfolgte  der  Befehl  von  seiten  des  Landesherm,  die 
eigentliche  AusfDhrnng  lag  bei  den  Gemeinden,  eine  Kontrolle 
und  Ueberwachung  hatten  die  landesherrlichen  Beamten.^^'’) 

Als  Mitglied  einer  Gemeinde  oder  eines  bäuerlichen  Deich- 
verbandes war  der  einzelne  Bauer,  wenn  wir  von  einer  Bedeichung 
von  Aussendeichsländereien  absehen,  zu  solchen  Deichbauten 
verpflichtet,  welche  die  Gemeinde  oder  der  Deichverband  zum 
Schutz  des  Distrikts  beschlossen.  Diese  Deichbauten  erfolgten  in 
den  vei-schiedensten  Weisen,  je  nachdem  überhaupt  die  von  einer 
Gemeinde  zu  verrichtenden  öffentlichen  Arbeiten  unter  die 
Gemeindeglieder  verteilt  wurden.  Gewöhnlich  lag  der  Verteilung 
als  Massstab  der  Grundbesitz  des  einzelnen  zu  Grunde.  Es 
konnte  dann  die  Verteilung  in  Rücksicht  auf  die  Grösse  des 
Ackers  erfolgen.  Dies  war  nach  dem  Spadelandbrief  für  die 
Wilstermarsch  von  1438  der  Fall,  welcher  bestimmte:  „Ock  so 
scholen  beide  sideu,  de  ene  Morgen  gelik  den  andern  de 
Störe  unde  den  moer  helfen  bedicken  und  wo  ein  water 
schaden  mach“.^“*) 


VI.  Die  Aussendeichsinteressentenschaften,  welche 
in  dieser  Periode  zum  Deichbau  schritten,  bedurften  dazu  immer 
eines  Zusammenschlusses  von  aussen.  Wenigstens  ist  uns  keine 
Kunde  von  einer  Ausseudeichsinteressentenschaft  erhalten,  die 
einfach  die  Eindeichung  beschloss  und  durch  Organe,  die  sie  an- 
stellte, leitete.  Auf  einen  Beschluss  der  Interessenten  weist 
allerdings  das  Privileg  des  Ritters  Coen  van  Oosterwyek  aus 
dem  Jahre  1401  hin;'^)  denn  er  erlaubt  als  Ambachtsherr  denen, 
die  im  Aussendeich  geerfd  und  gelandt  sind,  die  Eindeichung; 
damit  wird  doch  stillschweigend  ein  Eindeichungsbeschluss  der 


®’)  Vergl.  Griebel  S.  42  ff. 

Eiuleitung  § 4a,  A.  162. 

Im  übrigen  ist  ein  Eingehen  auf  die  Verteilung  der  Deichbaulast 
überflüssig.  Vergl.  noch  Uahn  im  Archiv  des  Vereins  für  Geschichte  und 
Altertümer  der  Herz.  Bremen  und  Verden“.  Heft  11.  S.  21.  .Siehe  auch 
die  BaucrnwillkUr  von  Wurtfleth  sub  14  (oben  Einl.  § 4a,  A.  49a). 

Mieris  III  734. 
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Geerfden  vorausgesetzt.  Die  Leitung  der  Eindeichung  aber  lag 
bei  Schöffen,  von  denen  der  Rat  von  Amsterdam  drei  anstellte, 
und  bei  einem  Schulzen,  den  der  Ritter  Coen  ordinierte.  Und 
während  die  drei  Schöffen  des  Rats  im  Aussendeich  gelandt 
sein  mussten,  war  dies  bei  dem  Schulzen  nicht  der  Fall.  Das 
Ordinationsrecht  des  Ritters  war  nur  auf  die  drei  Schöffen  eines 
Dorfes  beschränkt.'^'’")  So  waren  die  Beamten  nicht  lediglich 
Interessenten  und  nicht  eigene  Organe  einer  Genossenschaft, 
sondern  behördliche  Aufsichtspersonen.  Die  Aussendeichs- 
interessentenscliaft  konnte  auch  einem  Deichverband  angegliedert 
sein.  Der  Eindeichungsbeschluss  erfolgte  dann  vonseiten  des 
Deichverbandes.  Die  Leitung  und  Verwaltung  des  neuen  Kogs 
lag  in  den  Händen  der  Organe  oder  einiger  Organe  des  Deich- 
verbandes, die,  wo  eine  landesherrliche  Erlaubnis  erteilt  wurde, 
der  Landesherr  bestimmte.-'*)  Beschluss  und  Leitung  konnten 
ganz  beim  Landesherrn  sein.  So  befiehlt  im  Jahre  1322 
Wilhelm  von  Holland  den  Eigentümern  des  Aussendeichs  nördlich 
von  Enkhuysen  die  Eindeichung  und  überträgt  das  Werk  dem 
Schulzen.''^)  Umgekehrt  ergiebt  das  Schriftstück  des  Rates 
Jacques  de  Blazere  von  1527,'^')  dass  ein  Zusammenschluss  der 
Interessenten  infolge  der  Erlaubnis  stattfand,  die  an  einige  erteilt 
war,  und  die  anderen  zum  Mitdeichen  nötigte;  aber  das  Werk 
durch  einen  „meentenare“,  der  wohl  Beauftragter  der  Eigentümer 
ist,  ausgeführt  wurde.  Die  Eindeichungspflicht  war  somit  eine 
dingliche  Last  der  Aussendeichsgrundstücke  der  Interessenten. 
Die  Eindeichung  wurde  durch  die  Eigentümer  in  mehr  natural- 
wirtschaftlicher  oder  in  mehr  geld  wirtschaftlicher  Weise  betrieben. 
Erstere  bestand  in  der  Leistung  von  „Kost  und  Arbeit“,'**)  d.  h. 
von  Hand-  und  Spanndiensten  und  von  einzelnen  Geldzahlungen. 

a.  a.  O 

“**)  Dies  ist  m.  E.  der  Fall  g^ewesen,  bei  der  Eindeichung,  die  in  der 
Handreste  an  die  in  Krommenyerdam  von  1357  (M  ieria  III,  .SO)  vorkommt. 
Urgane  sind  nicht  ueugewähltc  lleemraden,  sondern  einzelne  der  alten. 

“*)  Mieris  II,  2S(i. 

*")  Borchgrave  S.  368. 

^')  Hierin  II,  286.  Hier  nehmen  neben  den  Eigentümern  auch  andere 
Personen  Teil;  insoweit  das  Aussenland  bestimmten  Eigentümern  nicht  ge- 
bürte, betrachtete  es  der  Landesherr  als  sein  Eigentum. 
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Bei  letzterer  schossen  die  Eigentümer  Icdiglicli  Geld  vor  und 
Hessen  die  Bedeichung  durch  einen  Deichmeister  („meentenare“) 
vornehmen,  der  Arbeiter  mietete.'^-)  Diese  Arbeiter  („nemers“) 
waren  auf  Grund  eines  Arbeitsvertrages  zur  Eindeichung  gegen- 
über dem  meentenare  verpflichtet  Sie  waren  also  nur  persön- 
liche Schuldner;  deshalb  war  es  üblich,  dass  der  meentenare  sich 
von  ihnen  eine  Kaution  für  die  gute  Vollendung  der  Bedeichung 
stellen  Hess.  Diese  Kaution  war  meist  so,  dass  alle  nemers 
.sich  zur  gesamten  Hand  verbürgten.'-**^^*)  Diejenigen,  welche 
Geld  vorschossen,  hiessen  in  den  Niederlanden  „legghers“.’^) 
Bei  dem  geldwirtschaftlichen  System  der  legghers  war  es  eher 
möglich,  die  Güte  der  einzelnen  Grundstücke  in  Bezug  auf  die 
Eindeichungspflicht  zu  berücksichtigen,  als  bei  dem  natural- 
wirtschaftlichen.  So  bürgerte  sich  dort  die  Sitte  ein,  den 
Vorschuss  der  Gelder,  der,  wie  mir  scheint,  nach  der  Grund- 
stücksgrösse auferlegt  wurde,  nur  als  provisorische  Massnahme 
zu  betrachten  und  nach  vollendeter  Eindeichung  eine  Aus- 
gleichung nach  der  Güte  der  (Grundstücke  eintretcn  zu  hissen.*’) 
Die  dingliche  Wirkung  der  Eindeichungspflicht  zeigt  sich  vor 
allem  darin,  dass  derjenige,  der  .sich  an  der  Eindeichung  nicht 
beteiligte,  sein  Eigentum  verlor.  Ob  hier  und  da  vorher  noch 
andere  Zwangsmassregeln  zunächst  versucht  wurden,  vermögen 
wir  nicht  zu  erkennen.  Sicher  i.st,  dass  das  Schriftstück  von 
1.527  bei  der  Weigerung  des  Eigentümers,  mitzudeichen,  sofort 
den  Verlust  des  Eigens  statuiert,  und  dass  der  Befehl  Wilhelms 
von  1322  ebenfalls  dem  unwilligen  Interessenten  sein  Land 
entzieht.*’)  Es  scheint  aber,  dass  nach  dem  Schriftstück  von 


Siehe  da.“!  Schriftstück  von  1527  (Borchgrave  S.  368.) 

“')  a.  a.  O. 

*8)  Borchgrave  betrachtet  S.  299  die  legghers  als  Arbeiter.  Dies 
sind  aber  die  nemers.  Uehereinstimmund  Detlofsen  I.  .S.  313.  A.  5. 

*”)  In  dem  Schriftstück  von  1627  heisst  es:  „Es  ist  auch  Sitte,  eine 
Au.sgleichung  zu  muebon,  das  heisst,  jedem  Hass  Landes  wird  nach  ange- 
stellter  Untersuchung  eine  bestimmte  Zahl  nach  der  Güte  des  Landes 
anferlegU  Uml  da  setzen  sie  oft  3,  4 oder  5 unfruchtbare  Masse  Ackers 
gegen  ein  fruchtbares,  und  danach  geschieht  die  Beisteuer  zu  den  Deich- 
kosten.* Die  Ausgleichung  heisst  „eveninghe“. 

■■“‘•j  Mieris  II,  286.  Im  Jahre  1323  kommen  die  alten  Besitzer,  die 
in  Kriesland  das  Land  nicht  bedeicht  hatten  wieder  und  wollten  das  Land 
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1527  diejenigen,  welche  Vorgänger  der  sich  weigernden  Eigen- 
tümer gewesen  waren,  ein  Eintrittsreclit  für  letztere  hatten.^) 
Dieses  Eintrittsrecht  würde  in  Parallele  stehen  zu  der  Eintritts- 
pflicht des  alten  Eigentümers  für  den  Eigentümer,  der  wegen 
Nichterfüllung  der  Deich(unterhaltungs)last  sein  Eigen  verliert.'^) 

VII.  Die  schwierigsten  Deichbauten  haben  in  dem 
„Durchschlagen“  oder  „Ueberschlagen“  von  Strömen  be- 
standen. Diese  Deichanlagen  setzen  notwendig  eine  Vereinigung 
mehrerer  Gemeinschaften,  die  an  die  Ströme  anstiessen,  voraus. 
Sie  machen  Deichbauten  ganzer  Landschaften  wahr- 
scheinlich und  geben  den  Anlass  zu  einer  stärkeren  Ein- 
wirkung der  Landesherrn  auf  den  Deichbau. 

Thünen^')  meint,  dass,  .soweit  die  Nachrichten  reichen, 
sich  eine  solche  „allgemeinere  Beihülfe“  überall  vorfinde.  Von 
mutmasslichen  Quellen,  die  solche  allgemeinen  Deichbauten  statu- 
ieren, ist  mir  aber  nur  das  Privileg  des  Grafen  von  Holland  in 
Bezug  auf  Nordbeveland  aus  dem  Jahre  1358‘'^‘’)  bekannt.  Hier 
beschliessen  eine  Gemeinde  und  einige  Deichhalter  (ob  beide 
einen  Deichverband  bilden,  ist  nicht  klar)  einen  Stromeinschnitt 
(Wael)  zu  überdeichen.  Der  Graf  giebt  ihnen  die  Erlaubnis 
dazu  und  gewährt  ihnen  gemäss  ihrem  Beschluss,  da.ss  ganz 
Nordbeveland  an  dem  Deichbau  sich  beteiligen  soll:  „Die  Ijast 
soll  fest  gemacht  werden  an  Nordbeveland“,  „es  sollen  deichen 
und  Geld  zahlen  alle  diejenigen,  die  da  Land  haben,  sie  seien 


anfasäon.  Der  Ciraf  orklKrt  aber,  dass  dies  jetzt  zu  .spät  .sei.  (Mieris 
II,  311.) 

Es  lieisät  daselbst,  dass  mit  denen,  die  den  octroy  vom  Pürsten 
haben  .alle  zugelasson  werden,  die  früher  dort  Land  gehabt  haben,  wenn 
sie  die  Gelder  zuschieasen.“  Man  könnte  unter  den  alten  Eigentümern  die- 
jenigen verstehen,  welche  eiiiatnials  Land  daselbst  gehabt  haben,  das  zur 
Zeit  der  liedeichung  aber  nicht  mehr  in  ihrem  Eigentum  steht,  weil  es  die 
Fluten  abgebrochen  hatten.  Diese  Auslegung  passt  aber  nicht  zu  dem 
sonstigen  Inhalt  des  .Schriftstücks.  Es  hätte  dann  notwendig  erklärt  werden 
müssen,  welcher  Anteil  am  Neuland  ihnen  gewährt  wurde,  und  wie  sie  sich 
mit  den  anderen  Eigentümern  auseinander  zu  setzen  hatten. 

Hierüber  das  Nähere  bei  der  Darstellung  des  .Spatenreebts. 

'■"'L  a.  a.  O.  .S.  17. 

Mieris  III  07. 
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geistlich  oder  weltlich  oder  Städter,  wer  es  auch  sei,  die  einen 
neben  den  anderen in  Rücksicht  auf  solches  Gut,  das  sie  in 
Nordbeveland  haben.“  Hiermit  ist  allerdings  eine  dingliche 
Pflicht  jedes  Landbesitzers  der  Landschaft,  sich  an  einer  von 
dem  Landesherrn  genehmigten  Durchschlagung  eines  Stromes 
zu  beteiligen,  statuiert.  Doch  besteht  diese  Verpflichtung  nur, 
wenn  von  den  am  meisten  beteiligten  Land-  und  Deichbesitzeru 
die  Durchschlagung  beschlossen  ist.  So  können  wir  für  andere 
Gegenden  vielleicht  ähnliche  und  vielleicht  noch  umfassendere 
Deichbauten  der  Landschaften  annehmen.  Ueberall  aber  sind 
die  Durchschlagungen  von  Strömen  keineswegs  durch  Land- 
schaften bewerkstelligt  worden.  Dies  beweist  die  üeberdeichung 
der  Speme  inRijnland,  die  Graf  Ploris  im  ,Tahre  1285  gestattete.'^^) 
Hier  sind  bei  der  Bedeichung  nur  die  beteiligten  Deicbverbände 
thätig  und  nicht  alle  Landbesitzer  Rijnlands.  Auch  bei  der 
Üeberdeichung  der  Paute  auf  den  preussischen  Werdern  im 
Jahre  1348'-^'^)  sind  nur  mehrere  Dörfer  beteiligt  und  nicht 
sämmtliche  Landbesitzer.  Die  Durchschlagung  der  Sperne  wird 
beschlossen  von  allen,  die  wohnten  „oven  Zydwinde  ende  Zwaen- 
denborgherdam  ende  (den)  Sparendem“.  Die  Durchdämmung 
der  Paute  vereinbaren  Elbing  und  der  Orden. 

Die  Einwirkung  des  Landesherrn  zeigt  sich  bei  der 
Durchschlagung  des  Wael^^)  und  der  Speme^®)  in  schärfster 
Weise.  Von  der  Erteilung  der  landesherrlichen  Erlaubnis  wird 
später  gesprochen,  hier  soll  sie  nur  konstatiert  werden.  Vor 
altem  aber  liess  der  Graf  von  Holland  den  Deichban  durch  eine 
von  ihm  dazu  beauftragte  Person  leiten.  Bei  der  Durcbdeichung 
des  Wael  ist  es  ein  gewisser  Heinrich,  der  die  „dikaedse“  be- 
treiben soll,  bei  der  Ueberschlagung  der  Sperne  ist  der  Balju 
von  Rijnland  der  Deichbanmeister.  Beide  erhalten  auch  die 
Schanung  über  die  betreffenden  Deiche  übertragen.  Im  übrigen 
wird  von  dem  Landesherm  bei  diesen  Deichbauten  die  Deich- 


„syn  si  gheettlic,  of  waerlyc  of  poerteren,  of  wie  sie  syn,  den  euen 
neffens  den  anderen.“ 

«*)  Bergh  II,  583. 

Siehe  II  Töppen  S.  202  und  unten  A,  276. 

«*)  Mieris  III,  67. 

Bergh  II.  583. 
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verwaltun»  näher  geregelt.  Im  Gegensatz  zn  diesen  Ueber- 
deichnngen  steht  die  Dnrchdämmung  der  Paute.  Sie  hat  ins- 
besondere um  deswillen  einen  anderen  Charakter,  weil  sie  von 
zwei  Landeshoheiten  (dem  Hochmeister  und  der  Stadt  Elbing) 
vereinbart  und  von  einigen  diesen  unterthanen  Dörfern  ausgefQhrt 
wurde.  Die  Elbinger  Bauerd  werden  der  Gewalt  des  Hoch- 
meisters unterstellt,  aber  nur  während  des  Deichbaus.  Ist 
dieser  vollendet,  so  gehören  sie  nicht  mehr  zur  „Kore“  des 
grossen  Werders.  Somit  werden  die  Elbinger  Bauern  mit 
Bauern  des  grossen  Werders  zu  keinem  Deichverband,  sondern 
lediglich  zu  einem  Deichbanverband  vereinigt.'^«) 


VIII.  Wir  haben  bereits  öfters  erwähnt,  dass  in  der  spä- 
teren Entwicklung  bei  der  Anlage  von  Deichen  die  Einholung 
einer  obrigkeitlichen  Erlaubnis  zum  Deichbau  hie  und 
da  notwendig  geworden  war;  jetzt  ist  darzustellen,  auf  welchen 
Grundlagen  sich  diese  Verpflichtung  entwickelt,  und  welche 
Ausdehnung  sie  angenommen  hat  In  jeder  Vergabung  von 
Deichländern  zur  Ansiedlung  steckt  in  gewisser  Hinsicht  auch 
eine  Erlaubnis  zum  Deichbau.  Doch  wird  hier  diese  Erlaubnis 
zum  Deichbau  durch  die  Erlaubnis  zur  Ansiedlung  zurück- 
gedrängt. Wir  sprechen  hier  von  der  Notwendigkeit  einer  Er- 
laubnis zur  Ansiedlung,  nicht  von  der  Notwendigkeit  einer  Er- 
laubnis zum  Deichbau.^)  Die  Erlaubnis  zum  Deichbau  im 
engem  Sinn  ist  mit  einer  Vergabung  nicht  verquickt.^)  Die 


Oie  Einigung  deg  Treeglers  von  Marienburg  mit  den  Elbiugem  ent- 
hielt unter  anderem  folgendeg : .die  rorgenauten  geburen  aalleu  auevau 

eynen  tarn  uf  den  unserrn  und  guln  den  vum  und  machin  &tt  zeyle  laue  bis 
an  die  aide  Paute  und  vor  bas  di  selbe  aide  Paute  czu  vortemmene  und 
dar  obir  vyr  Seyl  uf  der  stat  gute;  die  vorgenaute  leiige  czu  haidine  nach 
unsir  und  nach  ir  bequemekeyt  beydir  seytin;  alz  wir  das  unsir  machin  alzo 
sullin  sy  ach  das  yre  macbin.*  Oer  Meister  soll  Oewalt  haben,  sie  zn 
zwingen.  Erde  dürfen  sie  auf  dem  Ordeusgebiet  nehmen;  „ach  sulleu  dy 
selbin  gebure  unvorbundin  sin  mit  andir  Thichon  adir  Tbammen  alzo  das 
man  sy  in  keyne  andir  köre  wyse  den  do  sy  gethamet  haben.* 

^ So  in  der  ersten  Zeit  der  Oeicbanlagen;  siehe  oben  § ‘2  A.  54. 

Oass  sie  zufällig  neben  einander  Vorkommen  kiinnen,  ist  erwähnt 
worden,  siehe  oben  S.  1'2S;  ebenso,  dass  erstere  Hinweise  und  Reglungen 
für  letztere  enthalten  kann  (S.  1‘27). 
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Einholung  dieser  Erlaubnis  ist  zunächst  dadurch  notwendig  ge- 
woiden,  dass  bereits  angesiedclte  Leute  innerhalb  ihres  Gebietes 
zum  Deichbau  schreiten  wollten,  aber  unter  einer  Herrschaft 
standen.  Wie  die  neuere  Entwicklung  von  der  ältesten  Zeit 
durch  das  Aufkommen  der  Herrschaft  sich  überhaupt  unter- 
scheidet,'^) so  tritt  auch  später  die  Notwendigkeit  der  Ein- 
holung einer  Erlaubnis  zum  Deichbau  infolge  der  Gewalt  der 
Herrschaft  auf.  Wir  vermuten  sie  im  Hofverband, 2**')  im  kleineren 
Lehnsverband,®')  bei  abhängigen  bäuerlichen  Gemeinden.'*^) 
Die  grösste  Rolle  hat  aber  die  Notwendigkeit  der  Erlaubnis 
der  landesherrlichen  Gewalt  gespielt.  Sie  hat  sich  ent- 
wickelt beim  Aussendeichsland  und  bei  den  Deichbauten 
in  Strömen.  In  letzterer  Hinsicht  war  die  landesherrliche 
Gewalt  teilweise  Erbin  der  Reichsgewalt. 

1.  Es  lag  beim  Aussendeichsland  in  vieler  Beziehung 
im  Interesse  der  freien  Gemeinden,  der  Deichverbände,  Klöster 
und  Herrn,  welche  zu  einer  Bedeichung  schreiten  wollten,  sich 
an  den  Landesherrn  vorher  zu  wenden.  Die  Inanspruchnahme 
des  Vorlandes  als  solches  vonseiten  der  Landesherrn  hatte  eine 
grosse  Rechtsunsicherheit  hervorgerufen.'^*)  Man  konnte  oft 
nicht  wissen,  ob  man  nicht  liund  bedeichte,  das  der  Landesherr 
schon  Willens  war,  sich  anzueignen;  man  konnte  nicht  ermessen, 
ob  man  nicht  grosse  Mühe  und  Kosten  zur  Bedeichung  von 
Ländereien  verausgabte,  die  in  späterer  Zeit  der  Landesherr 
sich  einfach  znschreiben  würde,  womöglich  ohne  den  Bedeichern 
ihre  Kosten  zu  ersetzen.''*^)  Wollte  man  Gewissheit,  so  musste 
man  sich  an  den  Landesherrn  wenden.  Die  Furcht  vor  seinen 
Uebergriffen  wies  zu  ihm,  vor  dem  man  sich  fürchtete.  Erteilte 


Siehe  oben  S.  106 

**)  Vergl.  Hergli  I,  533  (a.  12.50);  innn  kann  ilic.se  (Irknndn  in 
dieser  Hinsicht  verwerten,  wenn  inan  den  Vcrgabungscharaklor  in  Bezug 
auf  das  Neuland  streicht. 

Vergl.  Bergh  I.  609  (a.  1255)  Heinrich  von  Vorne  erlaubt,  dass 
alles  Lehn  von  drei  Lehn.slcuten  bedeicht,  mit  (traben  durchzogen  wird  u.  s.  w. 
.sive  sit  recens  sive  .saiva,  aggerata  vcl  non  aggeraia.“ 

Vergl.  Jlicris  IV.  470  (a.  1417,  IS)  Frau  Jakoba  erscheint  hier 
allerdings  mehr  als  Landesberrin  (siehe  oben  S.  165). 

^^)  .Siehe  oben  S.  121. 

.Siebe  oben  S.  US  ff 
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der  Landesherr  seine  Einwilligung  schlechthin,  so  barg  sie, 
wenn  auch  verschleiert,  die  Gewährleistung  in  sich,  dass  er 
weder  jetzt  noch  später  das  Deichland  als  ihm  gehörig  ansprechen 
wollte.  Verweigerte  er  sie,  so  wusste  man,  was  die  Uhr  ge- 
schlagen hatte  und  musste  nun  sehen,  ob  man  trotzdem  den 
Deichbau  vornehmen  oder  noch  einmal  sein  Heil  probieren 
wollte.-'*-’)  Gewährte  der  Landesherr  schliesslich  seine  vorläufige 
Einwilligung,  so  konnte  man  ihn  billiger  Weise  zu  dem  Ver- 
siirechen  bringen,  bei  Wegnahme  des  Deichlandes  die  Deich- 
küsten  zu  ersetzen.***’)  Es  war  nun  ferner  möglich,  durch  den 
Landesherrn  Privilegien  für  die  Bedeichung  zu  erhalten;  ins- 
besondere musste  die  Möglichkeit  der  Erzielung  von  Freijahren 
den  stärksten  Anreiz  au.süben,  den  Landesherrn  anzugehen.**^) 
ychliesslich  durfte  man  hotfen,  durch  seinen  Machtspruch  zu 
erreichen,  dass  Nutzungsrechte  Dritter,  die  eine  Bedeichung 
hinderten,  deren  Ablösung  im  Wege  des  Vertrages  aber  nicht 
geglückt  war,  aufgehoben  würden.***)  Auch  konnten  in  ähnlicher 
Weise  Teilhaber  von  Aussendeichsinteressentenschaften  erwarten, 
da.ss  durch  ein  Angehen  an  den  Landesherru  eine  Bedeichung 
erzielt  werden  könnte,  die  an  dem  Widerstand  anderer  Teilhaber 
bisher  immer  gescheitert  war.***) 

Diese  Vorteile,  die  ein  Angehen  des  Landesherrn  ver- 
sprachen, mussten  dazu  führen,  dass  man  ilen  fjandesherrn  sehr 
häufig  um  seine  Einwilligung  ersuchte.  Doch  hätte  die  Häu- 
figkeit solcher  Gesuche  allein  ein  Recht  der  Landesherrn  auf 
sie  nirgends  erzeugen  können,  wenn  nicht  hier  und  da  Momente 


*•)  Sieht!  die  Werte  des  Abtes  von  Gerkeskliistcr  (unten  A.  -295)  aus 
dem  Jahre  1&29.  Da  war  allerdings  das  Recht  des  Laudesherrn  schon 
anerkannt. 

“!*)  Schwartzeuberg  II  S56.  Dem  Abt  von  Gerkoskloster  wird 
16-29  konsentiert  Uterlaud  zu  bcdeicheii  „te  weten  dat  suleken  bedyckinge, 
den  Keyser  oeu  zyue  gerechticheyt,  die  hy  tot  denselben  landen  jiretendeert, 
te  hebben,  nyet  schadelyck  sal  wesen,  ende  indyen  naemaels  ilen  Keyser 
deselue  landen  mit  rechte  toegeweseu  worden“,  soll  seine  Majestät  dem  Abt 
die  Kosten  der  Bedeichung  ersetzen.  — Auf  eine  frühere  Zeit  angewandt 
ergiebt  diese  Urkunde  deu  im  Text  geschilderten  Ausgang. 

Siehe  oben  S.  ’-29,  138. 

***)  Vergl.  Borgli  I.  634  (a.  115-2)  und  unten  snb  XI. 

*<’)  Siehe  das  Schriftstück  bei  Uorchgrave  S.  368.  Vergl.  auch 
Jlieris  IV,  1U68  und  unten  sub  XI. 
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auf  seiner  Seite  wirksam  gewesen  wären,  die  diesen  Prozess 
nur  begünstigen  konnten  An  vielen  Orten  war  es  im  Lauf  der 
Zeit  unmöglich  geworden,  jeden  Zusammenhang  des  Landesherru 
mit  dem  Aussendeicbsland  zu  leugnen.  Vielleicht  wirkte  iu 
manchen  Gegenden  der  Gedanke  ein,  dass  man  ihm  eine  Ober- 
hoheit über  die  Küste  nicht  absprechen  koiine.^)  Denn  Neu- 
eindeichungeu  stellen  sich  auch  als  Regulierungen  des  Küsten- 
saumes dar,  somit  lag  ein  Recht  des  Landesherrn,  dass  zu  diesen 
seine  Erlaubnis  erforderlich  sein  müsse,  nahe.  Vermöge  der 
Landeshoheit,  die  ihm  zustand,  war  er  an  einer  Feststellung 
der  Landabgaben  des  Neulandes  lebhaft  interessiert;'^')  auch 
stellte  sich  manche  Bedeichung  direkt  als  Gebietserweiterung 
dar,  von  der  man  schwerlich  sagen  konnte,  dass  sie  ihn  gar 
nichts  anginge.  Mit  den  kleineren  Herrn  war  der  Landesherr 
zudem  durch  das  Lehnsweseii  aufs  engste  verbunden.  Die 
Erlaubnis  zur  Eindeichung  nahm  hier  meist  von  selbst  den 
Charakter  einer  notwendigen  Vorbedingung  für  die  Belehnung 
mit  der  Gerichtsherrlichkeit  im  neuen  Lande  an.'-'^'^)  In  benach- 
bai'teu  Gegenden  batte  der  Landesherr  womöglich  erfolgreich 
das  Aussenland  selbst  sich  zugeeiguet.  Die  Anerkennung  der 
Notwendigkeit  der  landesherrlichen  Erlaubnis  war  demgegenüber 
nur  eine  geringe  Conzession.  So  mochte  sich  die  Einräumung 
dieses  Rechtes  oft  darstellen  als  ein  Compromiss  zwischen  der 
landesherrlichen  Auffassung,  die  sich  den  Anwachs  und  das 
Aussendeichsland  als  solche  aueignen  wollte  und  der  volks- 
tümlichen Denkweise,  die  die  Alluvion  und  das  Vorland  den 
Gemeinden,  Deichverbänden,  Herrschaften  u.  s.  w.  zuschrieb.'^') 
Schliesslich  aber  erschien  bereits  in  dieser  Periode,  besonders 
in  Holland,  der  Landesherr  als  Verwalter  des  Deichwesens.'^) 
Vermöge  des  Zusammenwirkens  aller  dieser  Umstände  oder 
des  stärkeren  Hervortreten  des  einen  oder  des  andern  ist  es 
dahin  gekommen,  dass  an  vielen  Orten  ein  Recht  des  Landesherrn 


Vergl.  Bergh  I,  441  (a.  1247),  641  (a.  1251),  ferner  Hack* 
mann  S.  S2. 

®*)  Spadelandsrecht  art.  X. 

Siehe  Mieris  III,  220,  IV,  12». 

Siehe  oben  S.  121. 

‘^)  Darüber  wird  später  zu  sprechen  sein. 
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auf  ein  Nachsuchen  der  Untertbanen  zur  Bewilligung  der  Neu- 
eiiidcicbnng  entstand.*'’'')  Ueberall  aber  bat  es  sieb  niebt  dureb* 
gesetzt;  insbesondere  blieben  oft  Gesuche,  um  die  landesberrlicbe 
Einwilligung  von  dem  Gedanken  der  Notwendigkeit  dieser  Ein- 
willigung unberührt  und  sind  oft  Tür  die  Behauptung  der  Existenz 
eines  solchen  Rechtes  des  Landesherrn  nicht  verwertbar. 

2.  Die  Notwendigkeit  der  Erlaubnis  zum  Deichbau 
in  Strömen  wurzelt  im  Stromregal.  Durch  solche  Deiche 
wird  der  Lauf  des  Stromes  entweder  verändert  oder  gestört. 
Infolgedessen  waren  die  deutschen  Könige  im  Mittelalter  ver- 
möge des  Stromregals,  das  sie  sich  zuschrieben,  au  der  Ueber- 
wachung  dieser  Deichbauten  interessiert.  Nur  eine  Urkunde 
freilich  zeigt  uns  ein  Eingreifen  der  Könige,  aber  sie  genügt, 
um  allgemeinere  Schlüsse  zu  ziehn.  Im  Jahre  1165  genehmigte 
auf  Bitten  Utrechts,  Hollands,  Gelderns  und  Cleves  Kaiser 
Friedrich  den  Deich  bei  Wijc  und  befahl  einen  anderen  Deich 
bei  Steckede,  welchen  der  Graf  von  Holland  „injuste  et  violenter“ 
errichtet  hätte,  zu  zerstören.’*’)  Es  ist  hier  von  der  Not- 


In  Holland  ist  dies  Recht  sehr  verbreitet  gewesen.  Wenn  Hugo 
Qrotius  a.  a.  O.  es  nicht  erwähnt,  so  beruht  dies  auf  einem  Versehen, 
tianz  deutlich  ist  es  im  Spadelaudsrecht  an.  X zum  Ausdruck  gebracht. 
Im  westerlauwerschen  Friesland  war  es  gleichfalls  anerkannt.  Man  vergl. 
namentlich  die  Worte  des  Abtes  von  Gerkeskloster,  die  er  l'iöS  gebraucht 
(Schwartzenberg  II,  S.  658),  und  die  auch  für  die  Entstehung  dieses 
Keebtos  von  grösstem  Interesse  sind.  Es  heisst  da:  .Dat  alzoe  wy  laugen 
t;t  veuolcbt  ende  menichwerff  gesuppliceert  hebben  gehadt  aen  den 
Hone  van  Vrieslandt,  om  te  maegheu  bedycken  de  Uyterlanden,  liggendi 
buyten  Colmerdyck,  t'  welck  ons  nyet  alleenlyck  geweygert,  maer  dat  meer 
is,  exprcsselyck  geinterdiceert,  is  geweest,  uyt  orisaicke,  als  wy  wel 
onerleggen  können,  ende  oick  genouch  verstaen  hebben,  dat  de  Pro- 
cureur  Oeneraol  van  weghen  Keyselycke  Mayesteyt  tot  denzelucn  Uyter- 
landen, als  tot  alluuyeu  ofte  aenwassen  gerechticheyt  wilt  pretendereu, 
ende  boewel  als  voirsz.  is,  onse  begheerte  ons  vaecke  afgeslagen  ende  go- 
weygert  is.  hebben  des  nyet  te  min  de  saicke  onvervolcht  nyet  gelaeten, 
endo  nu  onlancz  oirloff  ende  consent  van  den  voirsz.  Hone  von  Vrieslandt 
vorworven“.  Ueber  die  Art  der  Erlaubnisverteilung  siehe  oben  Anm.  286. 

Vergl.  auch  Griebel  S.  37  £f.,  der  für  Norderditmarschen  das 
Recht  des  Landesherm  leugnet  trotz  Gesuchen  von  Kirchspielen  im  16.  Jahr- 
hnndert. 

Bergh  I,  145  .Praetorea  obstructionem  Ulam  Rheni,  qnae  vulgo 
dicitur  dam,  prope  villam  sive  in  villa  qnae  appellatur  Wijc,  qne  ad  re- 
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Wendigkeit  einer  Erlaubnis  zum  Deichbau  an  sich  nicht  direkt 
die  Rede,  sie  wird  aber  vorausgesetzt.  „Unberechtigter  und 
gewaltsamer  Weise“  hat  der  Graf  von  Holland  den  Deich  er- 
richtet, d.  h.  er  hatte  nicht  die  Erlaubnis  des  Königs  zum 
Deichbau  eingeholt.  Er  wird  nun  angewiesen,  den  Deich  zu 
zerstören,  zumal  dieser  den  Untergang  vieler  Menschen  und 
Flecken  herbeigefQhrt  hatte.'^)  Auch  der  Deich  bei  Wijk  ist 
ohne  königliche  Erlaubnis  angelegt;  sie  wird  aber  jetzt  nach- 
träglich eingeholt  („pro  petitione  . . .“),  worauf  der  vollendete 
Deichbau  in  feierlicher  Weise  ausdrücklich  vom  Kaiser  genehmigt 
wird.  Als  sich  später  das  Stromregal  in  den  Händen  von 
Landesherrn  befand,'^^)  musste  zu  Stromdeichbauten  die  Erlaubnis 
des  Landesherrn  eingeholt  werden.  Das  beweisen  die  Urkunden 
von  1285  und  1358,  in  welchen  die  Grafen  von  Holland  die 
Durchschlagung  von  Wassern  gestatten.-*'“)  In  letzterer  Hinsicht 
soll  freilich  nicht  verkannt  werden,  dass  die  holländischen  Grafen 
zugleich  als  oberste  Verwalter  des  Deichwesens  fungierten.**) 

IX.  In  der  späteren  Entwicklung  dieser  Periode  fand  ein 
Z wang  zurAnlage  von  Deichen  im  allgemeinen  nur  im  Rahmen 
der  Gemeinden,  Deichverbände,  herrschaftlichen  Verbände  u.  s.  w’. 
statt.-*’'-*)  Eine  Verpflichtung  der  Unterthanen  gegenüber  dem 
Landesherrn,  neue  Deiche  anzulegen,  hat  sich  nur  ganz  ver- 
einzelt ausgebildet.  Sie  findet  sich  nur  in  Bezug  auf  das 


movemlam  tarn  gravem  nquarum  peruitiem  autiqiiitus  facta  est,  dob  pro 
petitione  prcdictorum  priucipiim  et  pro  fldeli  servitio  liüminum  illorum, 
qui  generali  uialo  aquarum  participabaut,  ratam  liabemus  et  nostro  im- 
periali  edicto  confirinamus  et,  ut  uternaliter  inconcussa  in  eodem  statn  per- 
maneat  et  conservetur,  praenenti  jussione  decrerimus.  Aliam  quoqnc  ob- 
Btructionem  Rheni,  quam  coinea  Hollandie  in  loco  qui  dicitur  Steckede  sive 
Swadeburg  injuate  et  violenter  urexerat  et  fecorat,  per  quam  etiam  in- 
numerabilium  homiiium  et  lucorum  submergiones  frequenter  evenerunt,  nos 
ex  judicio  curie  uogtre  cassavimus  et  penibns  deatrui  precepiniua  gtatueutes 
et  iraperiali  jussioue  tirnianteg,  quatenus  predicta  clausura  deatructa  Rhenug 
libora  et  regia  gtrata  siue  omni  obstaculo  fluat“. 

Siehe  unten  sub  X. 

Vergl.  darüber  Schrooder  R.  tr.  3.  Äufl.  S.  538. 

•'‘"J  Hergh  U,  583.  Jlieris  Hl,  67. 

*”)  Siehe  oben  A.  204. 

■*")  Vergl.  auch  Lenthe  § 1. 
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Anssendeicfasland  und  trägt  einen  agrar-  und  finanz- 
politischen Cliarakter.  Diese  Tbatsache  ist  für  die  ganze 
Geschichte  des  Deichrechts  iin  höchsten  Grade  bezeichnend. 
Ein  helles  Streiflicht  tällt  dadurch  auf  die  Frage  nach  dein 
Grund  der  Anlage  von  Deichen.  Würde  dieser  überwiegend 
in  der  Furcht  vor  Ueberschwemmungen,  die  Leib  und  Gut 
bereits  angesiedclter  Unterthanen  bedrohten,  zu  suchen  sein,  so 
wäre  ein  so  vereinzeltes  Auftauchen  dieser  llnterthanenpflicht 
ganz  unerklärlich.  Dies  um  so  mehr,  als  es  feststeht,  dass  man 
die  Erhaltung  des  Deiches  bei  Sturm  und  Einbruch,  und  die 
Wiederherstellung  zerstörter  Deiche  der  Landesverteidigung 
gleichzustellen  liebte.*®“)  — Ein  Recht  des  Laudesherru  auf 
Bedeichung  von  Aussendeichslaud  hat  sich  hier  und  da  infolge 
des  Umstandes  entwickelt,  dass  das  Vorland  vor  seiner  Be- 
deichung keine  Abgaben  trug,  während  bedeichte  Groeden  zu 
den  Abgaben  herangezogen  wurden.*®“)  Eine  Eindeichung  be- 
deutete so  für  den  Landesherrn  eine  Vermehrung  seiner 
Einkünfte;  eine  geflissentliche  Nichtbedeichung  vonseiten 
der  Unterthanen  bedeutete  so  ein  Nichtaufkommenlassen  von 
Landabgaben.  Infolge  der  Erstarkung  der  landesherrlichen 
Gewalt  und  dem  Aufkommen  einer  gewissen  staatlichen  Bevor- 
mundung bäuerlicher  Gemeinden  vermochte  der  Landesherr 
unter  dem  Banner  seiner  Finanzhoheit  an  manchen  Orten  im 
späteren  Mittelalter  es  durchzusetzen,  dass  er  den  Termin  für 
die  Inangriffnahme  der  Eindeichung  bestimmen,  dass  er  den 
Deichbau  befehlen  konnte.*®*)  ln  Hollend  finden  wir  einen 
Befehl  zur  Eindeichung  schon  im  Jahre  1322;  als  Grund  für 
ihn  wird  angegeben,  dass  es  an  Korn-  und  Saatland  fehle.*®®) 


*°)  siehe  oben  S.  14S.  A.  l'Jö,  ferner  Richthofen  Rq.  S.  388.  § 2. 

■’““)  Siehe  oben  S.  123. 

*»)  Ver^fl.  Griebel  S.  42  ff.  Nach  ihm  war  in  Norderditmarechen 
nach  seiner  Unterwerfung  (1559)  dies  landesherrliche  Recht  anerkennt.  Da 
nach  der  Unturwerfungaaktu  (Griebel  S.  31)  es  mit  den  Anssendeiobeu 
ebenso  gehalten  werden  sollte,  wie  in  der  Wüster  und  Cremper-Marsch, 
so  kann  man  für  diese  schliessen,  dass  dort  schon  früher  ein  solcher  Rechts- 
zustand war.  Vergl.  auch  oben  A.  254. 

**)  Mieris  II,  286. 

J.  Oltrke,  OMohlolit«  dM  deuiMhen  DaiohrMbt^  12 
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So  wirkten  auch  Gesiciitspunkte  allgemeinerer  landesherrlicher 
Fürsorge  bei  der  Entstehung  dieses  Rechtes  mit.  Verschleiert 
birgt  einen  landesherrlichen  Zwang  zur  Anlage  von  Deichen 
mitunter  die  Erlaubnis  des  Landesherrn  zum  Deichbau  in  sich 
So  waren,  wenn  einige  Teilhaber  einer  Aussendeichsinteres.sen- 
schaft  die  Erlaubnis  zum  deichen  erlangt  hatten,  kraft  dieser 
Erlaubnis  die  übrigen  Teilhaber  zum  Deichbau  bei  Verlust  ihres 
Eigentums  verpflichtet."®’) 

X.  Besondere  Rechtssätze,  welche  bestimmten,  ob  zum 
Schaden  anderer  gedeicht  werden  konnte,  wenn  der  Deich 
dem  Deicher  selbst  Nutzen  brachte,  haben  sich  später®'”^)  nur  in 
sehr  geringem  Umfang  in  dieser  Periode  ausgebildet.  Immerhin 
kann  man  sagen,  dass  Deichanlagen,  welche  für  andere  grosse 
schädliche  Ueberschwemmungen  ei zeugten,  als  widerrechtlich 
empfunden  wurden.®"®)  Sodann  aber  waren  Deichbauten,  welche 
die  Schiffahrt  beeinträchtigten,  nicht  gestattet.®'") 

XI.  Bei  den  ältesten  Deichanlagen  konnte  sich  aus  nahe- 
liegenden Gründen  eine  Enteignung  nicht  finden®");  Der 


*”)  siehe  das  Schriftatuck  von  162J  bei  Itorchgravo  a.  a.  0. 

®*)  Für  die  älteste  Zeit  siehe  oben  § 2 A.  54. 

Siehe  die  Urkunde  von  1166  (oben  A.  2a7;.  wo  der  Deich  des 
Grafen  von  Holland  auch  deshalb  kas.siert  wurde,  weil  durch  ihn  .innu- 
merahilium  hominum  et  locorum  submersiones  frequenter  evenemnt.“ 

®‘"J  Vergl.  Hasse  III,  634  (a.  132SJ,  Hier  gewährt  Adolf  von 
Holstein  die  Niederlegung  des  Deiches  am  Ochseuwerder.  Der  Deich  hatte 
Schaden  verursacht  nnd  diu  Schiffalirl  behindert.  Hamburg  hatte  um  seine 
Zerstörung  gebeten,  Der  Graf  ordnet  sie  an.  sicherlich  dom  Rechts- 
bewusstsein  der  Zeit  Rechnung  tragend,  uiul  nicht  aus  Frcundlichkoit 
gegen  Hamburg.  Siehe  ferner  die  Urkunde  von  1165  (oben  A.  297),  wo 
die  Niederreissung  des  Deiches  angeorduet  wird,  weil  er  ein  .obstaculuin“ 
war,  der  Rhein  aber  eine  freie  und  königliche  .Strasse  sein  sollte.  — 
Infolge  der  Regalität  der  Ströme  konnte  allerdings  ein  Deich,  der  die 
Schiffahrt  hinderte,  zu  Recht  bestehend  sein,  wenn  seine  Anlage  erlaubt 
war.  Fine  solche  Erlaubnis  aber  widersprach  den  eigenen  Interessen  dos 
Regalherrn.  — Bei  Privatgewässcru  bedun'te  es  zur  Veränderuug  oder 
Hemmung  des  Flusslaufes  einer  Vereinbarung  der  Interessenten. 

®")  Darauf  haben  wir  schon  oben  § 2 A.  54  kurz  hiugowieseu. 
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Grund  und  Boden,  der  bedeicht  wurde,  stand  im  Gesamt- 
eigentiim  der  Gemeindegenossen,  die  zum  Deichbau  schritten, 
ohne  dass  reale  Anteile  vorhanden  waren,  und  Deicherde 
existierte  in  Ueberfluss.*'*)  In  späterer  Zeit  aber  kommt  bei 
neaen  Deichanlagen  die  Expropriation  wiederholt  vor.®'*) 
Sie  bezieht  sich  auf  Verschaffung  des  Deichgrundes  d.  h.  des 
Grund  und  Bodens,  auf  dem  der  Deich  ruhen  sollte,  auf  Ver- 
schaffung von  Dciciierde  und  auf  eine  Ermöglichung  der 
Eindeichung  als  solcher;  die  Enteignung  in  Bezug  auf  die 
Deicherde  wird  erst  später  dargestellt  werden.*“)  Eine  Ent- 
eignung von  Land  zum  Gebrauch  als  Deichgrund  werden  wir 
später  noch  bei  der  Einlage  kennen  lernen.*'*) 

1.  Die  Expropriation  zur  Verschaffung  des  Deich- 
grundes bei  neuen  Deichanlagen  würde  sich  in  dieser 
Periode  später  sicherlich  sehr  häufig  finden,  wenn  nicht  auch 
jetzt  noch  die  grösste  Anzahl  aller  Deichbauten  im  Siedlungs- 
wesen  wurzelte.  Das  Siedlungsland,  das  vergabt  wurde,  ge- 
hörte der  Gesamtheit  der  Ansiedler  zu,  und  die  Feststellung  des 
Deicligrundes  ging  der  Einweisung  der  einzelnen  Ansiedler  in 
ihre  Parzellen  vorauf.*'*)  Für  eine  Expropriation  von  Land 
zum  Deichgrund  war  kein  Platz,  es  war  niemand  da,  den  man 
enteignen  konnte  und  wollte.  Aehnlich  verhielt  es  sich  bei  den 
Bedeichungen  von  Ansseuland  durch  Gemeinden  und  Deich- 


3**)  Der  Grund,  den  G.  Meyer  S.  76  anführt,  dass  in  der  ältesten 
Zeit  der  einzelne  Grundeigentümer  selbst  sein  Land  einzudeichen  pflegte, 
ist  ganz  unhaltbar.  .Siehe  eben  § ‘2. 

A.  M G.  Meyer  a.  a.  O.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  hätten  die 
Deichbauten  durch  Genossenschaften  begonnen.  Jetzt  sei  eine  Anwendungs- 
Sphäre  für  das  Kxpropriationsrecht  gegeben  gewesen.  Es  sei  aber  nicht 
gesetzlich  geregelt  worden.  Eine  gesetzliche  Regelung  begönne  erst  die 
ostfriesische  Deichorduung  Ennos  11.  aus  der  Mitte  des  IC.  Jahrhunderts. — 
Die  Grundbesitzer  hätten  früher  die  notwendigen  Grundstücke  freiwillig 
abgetreten.  Möglich  sei  auch  in  einzelnen  Fällen  ein  zwangsweises  Vor- 
gehen gewesen,  aber  nicht  unter  Berufung  auf  gesetzliche  Vorschriften 
sondern  unter  Berufung  auf  einen  Notstand. 

*•*)  Siehe  unten  Abschnitt  IV^ 

Siehe  Abschnitt  III 
’**)  Siehe  oben  S.  161  ff. 

12* 
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verbände,  iudom  hier  regelmässig  das  Anssendeichsland  im  Ge- 
samteigentum der  Gemeinde-  oder  Deichverhandsgenossen  zu 
ideellen  Anteilen  stand.®”)  Nahm  der  Deiclibauverband  hier 
Land  zum  Oeichgrund,  so  bestimmte  er  dazu  sein  eigenes  Gut, 
ohne  jemanden  zu  schädigen.  Zudem  musste  der  Deichgrund 
oft  dem  Meer  erst  abgerungen  werden,  hier  erschien  nur  das 
Meer  als  Enteigneter,  dem  man  Land  unter  so  mannigfachem 
Tribut  an  Geld  und  Kraft  gewaltsam  entzog.  Eine  Aenderung 
konnte  nur  eintreten,  wenn  an  dem  Neuland  entweder  Einzel- 
eigentum mehrerer  Personen  oder  Gesamteigentum  zu  realen 
Nutzteilen  aufkamen.*'*)  Und  hier,  wo  die  Expropriation  möglich 
war,  trat  sie  auch  auf.  ln  überraschender  Deutlichkeit  wird 
sie  in  der  Handveste  an  die,  welche  „in  Krommenyerdam  geland 
zyn“  von  1.357®'*)  angeordnet.  Ein  neuer  Deich  soll  gelegt 
werden  nach  Gutdünken  der  Heemraden,  wo  es  ihnen  nützlich 
dünkt,  und  „wat  landen  geslagen  worden  in  den  dyck  voorseydt,®*") 
ende  dat  landt,  daer  men  den  dyck  op  leggen  sal,  dat 
salmen  gelden  totten  Heemraets  schattinge.“  Zu  dem 
gleichen  Resultat  führt  das  Schriftstück  von  Jacques  de  Blazere 
von  1527.  Den  Deichgrund  mussten  hier  jedenfalls  die  Eigen- 
tümer hergeben,  die  der  meentenare  bestimmte.  Da  man  aber 
nach  vollendeter  Bedeichung  eine  „Ausgleichung“  behufs  der 
Beisteuer  der  einzelnen  nach  ihrer  Grundstücksgüte  machte,  ist 
der  Schluss  gerechtfertigt,  dass  man  hierbei  auch  den  Verlust 
in  Betracht  zog,  den  einige  durch  die  Abgabe  des  Deichgrundes 
erlitten  hatten.®®')  Schliesslich  kann  man  die  Bestimmung 
eines  jüngeren  Hnmsterlander  Deichrechts,  nach  welcher  die 
Deichrichter  verpflichtet  sind  mit  der  gemeente  zusammen,  unter 
anderem  „landt  te  copen,  die  Dijcken  daer  op  te  leggen“  nicht 
nur  auf  Einlagen,®*®)  sondern  auch  aul'Neudeicbe  beziehen  und 


»7)  siehe  oben  S.  113,  115. 

Siehe  oheu  S.  115. 

»‘•)  Mieri»  III.  30. 

*“)  Dies  bezieht  sich  wohl  auf  Deicherdc;  denn  die Deichverpflichlung 
wird  in  der  Urkunde  noch  besouders  festgestelU. 

*7')  Siehe  oben  S.  1Ü8. 

Von  denen  gerade  vorher  die  Rede  ist. 
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darin  die  Vorschrift  einer  Expropriation  auch  in  dieser  Hinsicht 
erblicken.’**)*”) 

2.  Wenn  auf  einem  Deichland  Weidenutzungsrechte  Dritter 
lasteten,  so  war  eine  Eindeichung  zu  einem  Kornland  nicht 
möglich,  ohne  dass  diese  Nutzungsrechte,  die  ja  eine  Bedeichung 
vereitelten,  aufgehoben  wurden.  Konnte  Derjenige,  welcher  die 
Bedeichung  ins  Werk  zu  setzen  wünschte,  auf  dem  Wege  des 
Vertrages  diese  Rechte  nicht  ablösen,’“)  und  lag  die  Eindeichung 
im  öffentlichen  Interesse,  so  vermochte  nur  eine  Expropriation 
abzuhelfen.  Eine  solche  verfügte  auch  in  gedachtem  Fall 
Wilhelm  II.  im  Jahre  1251.*”)  Er  gestattet  der  Aebtin  von 
Rijndsburg  ihr  Neuland  einzndeichen  und  weist  seinen  Bruder 


Die  betreffende  Stelle  des  Deichrecht«  findet  «ich  bei  Halsema 

S.  653. 

*“)  Häberlin  bemerkt  im  Archiv  für  civilistiache  Praxi«  B.  XXXIX. 
S.  33  folgendes:  .Merkwürdigerweise*  ist  in  den  Deichordnungen  von 

ZwangsenteignuDgen  des  Drund  und  Bodens,  auf  dem  der  Deich  ruhen  «olle, 
nicht  die  Rede  .wohl  desshalb,  weil  die  Deichlast  den  durch  den  Deich 
geschütztou  OrundeigentUinern  obliegt,  und  jeder  nach  Verhältnis  «eines 
deichpflichtigen  Landes  daran  participiert  und  zwar  nach  dem  Prinzip  der 
Pfanddeichung  jeder  den  vor  seinem  Lande  liegenden  Deich  erbauen  nnd 
unterhalten  muss.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  er  nicht  nur  die  Arbeit 
leisten,  «ondern  auch  die  Materialien  zum  Deichbau  bergeben  muss,  da  ja 
zunächst  jeder  einzelne  in  seinem  Interesse  den  Deich  auf  seinen  Qrund 
und  Boden  baut,  er  also  den  Drund  und  Boden  eigentlich  gar  nicht  au  den 
Deichband  abtritt,  sondern  ihn  eben  selbst  bebaut,  so  dass  von  einer 
zwangsweisen  Abtretung  des  Grund  und  Bodens  znr  Anlage  der  Deiche 
gegen  Entschädigung  nicht  die  Rede  sein  kann  * Diesen  Erörterungen  liegt 
eine  ganz  falsche  Auffassung  Uber  den  Qrund  und  die  Ausführung  der 
meisten  Deiebbauten  zu  Grunde.  Ausserdem  besteht  das  System  der  Pfand- 
deichung  nicht  darin,  dass  jeder  den  vor  seinem  Land  liegenden  Deich  er- 
halten  muss,  sondern  einfach  in  einer  Aufteilung  des  Deiches  zur  Unter- 
haltung nach  Pfändern  unter  die  DeicLpflichtigen,  die  keineswegs  mit  ihren 
Grundstücken  an  den  Deich  anstosseu  müssen.  Letzteres  kann  Vor- 
kommen (siehe  oben  S.  151),  bildet  aber  durchaus  nicht  die  Regel.  Selbst 
wenn  es  aber  vorkommt,  gehört  der  Deichgrund  dem  Deichverband;  es  ge- 
hören nicht  die  Bodenstrecken  der  verschiedenen  Kabeln  den  einzelnen 
Deichhaltem.  Sein  Grundstück  bebaut  daher  der  einzelne  Kabelhalter  nie. 

*“)  Eine  solche  vertragsmässige  Ablösung  siehe  im  Anhaltor  Urkunden- 
huch r,  üa-2  (oben  S.  108.  A.  11). 

*")  Bergh  I,  .634 
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oder  den  Baljn  an,  sie  zn  beschirmen.  Dann  föhrt  er  fort:  „Si 
vero  aliquis  per  sepedictam  abbatissam  ex  eo  gravamen  vel 
dampnum  so  asserat  pertulisse,  vos  eum  nostro  conspectui  citetis, 
qualiter  inde  dampnum  sustineat  ostensnrum  et  nos  ipsi  faciemus 
justicie  complementum“.®*’) 

Ans  alledem  können  wir  den  Schluss  ziebn,  dass  die  Be- 
hauptung Georg  Meyers,***)  dass  „im  älteren  deutschen  Recht 
nach  keiner  Seite  hin  auch  nur  irgend  ein  Ansatz  eines  Expro- 
priationsrechtes zu  erblicken  ist“,  durchaus  unzutreffend  ist.**®) 
Im  Gegenteil  ist  zu  bemerken,  dass  bei  neuen  Deichanlagen  ein 
Enteignungsrecht  sich  in  der  ersten  Periode  des  Deichrechts 
durchans  sogleich  vorfindet , sobald  seine  Anwendungsspbärc 
gegeben  war. 


***)  Das  öffeDtliche  Interesse  dabei  lag  in  der  Erhöhung  der  Kultur 
und  der  Wohlfahrt  des  Landes. 

»«)  a.  a.  0.  S.  76. 

**®)  Vergl.  auch  Stob  he  D.  Pr.  R.  II.  2.  Aufl.  S.  169.  A.  12  (ebenso 
Stobbe-Lehmann). 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  Deiehverbände. 


Allgemeines. 

Die  Rechtsgeschichte  der  Deiehverbände  wird  von  zwei 
Gegensätzen  beherrscht. 

1.  Den  Genieindedeicliverbänden  stehen  die  Deich- 
verbände im  engeren  Sinn  gegenüber.  Gemeindedeichver- 
bände  sind  solche  Verbände,  bei  denen  sich  der  Deich  verband 
mit  einem  Gemeindeverband  deckt.  Deichverbände  im  engeren 
Sinn  sind  Verbände,  deren  Gemeinschaftssphäre  in  Bezug  auf 
den  Deicli  und  seine  Pertinenzen  der  alleinige  Ausfluss  des  Ver- 
bundenseins ist. 

2.  Der  Gegensatz  zwischen  genossenschaftlicher 
Freiheit  und  Herrschaft  giebt  den  Deichverbänden  weiter 
ein  verschiedenes  Gepräge.  Der  freie  Deichverband  scheidet 
sich  von  dem  herrschaftlichen  Deichverband.  Der  freie  Deich- 
verbaiid  kann  entweder  ein  Gemeindedeichverband  oder  ein 
Deichverband  im  engeren  Sinn  sein.  Ein  herrschaftlicher  Deich- 
verband im  engsten  Sinn  liegt  vor,  wenn  der  Herr  als  alleiniger 
Träger  des  Deichverbandes  erscheint.  Die  übrigen  herrschaft- 
lichen Deichverbände  sind  entweder  herrschaftliche  Gemeinde- 
deichverbände oder  herrschaftliche  Deichverbände  im  engeren  Sinn. 
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Die  Entstehung  der  Deichverbände. 


I.  Die  ältesten  Deichverbände  sind  die  freien  Ge- 
meindedeichverbände. Die  freien  Deichverbände  sind  älter 
als  die  herrschaftlichen  Deichverbände.  Diese  können  sich 
nur  finden  bei  Entwicklung  einer  Grossgrundherrschaft,  die 
über  eine  beträchtliche  Zahl  Höriger  verfügte  oder  bei  dem 
mächtigeren  Hervortreten  einer  starken  landesherrlichen  Gewalt. 
In  den  freien  Gegenden  Nordwestdeutschlands  war  für  sie 
zunächst  kein  Platz.  ’)  Die  Gemeind  e deich  verbände  sind  äl  t e r 
als  die  Deichverbände  im  engeren  Sinn.*)  Hierbei  tritt  der 
Unterschied  zwischen  freien  und  herrschaftlichen  Deichverbänden 
zurück. 

1.  Das  Auftreten  besonderer  Deichbeamte  legt  die  Ver- 
mutung der  Existenz  von  Deichgenossenschaften  und  Deich- 
gesamthänderschaften  (Deichverbänden  im  engeren  Sinn)  nahe. 
Obschon  diese  Vermutung  täuschen  kann,®)  so  gehen  wir  doch 
insofern  zunächst  von  ihr  aus,  als  wir  für  den  Beweis  der 
Priorität  der  Gemeindedeichverbände  vorläufig  nur  Quellen  be- 
nutzen wollen,  die  uns  ein  Recht  wiedergeben,  das  vor  der  Zeit 


')  Betreffs  der  Klöster  siehe  oben  S.  167.  A.  224.  Vergl.  ferner  din 
AusfUhrnngen  unten  snb  III. 

'■*)  Vergl.  Gierko  .Genossenschaftsrecht“  I.  S.  013,  der  von  den 
Deichverbänden  sagt : .Sie  fielen  anfänglich  mit  den  politischen  Orts-  und 

Bczirksgomeiuden  zusammen“.  Siebe  ferner  Heck  S.  104.  305  ff.  Nach 
seiner  Ansicht  fielen  regelmässig  und  ursprünglich  die  Deichgerichto  mit 
den  ordentlichen  Gerichten  zusammen.  Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  ist 
abweichender  Ansicht.  Vergl.  oben  Abschnitt  I.  § 2.  2. 

®I  Vergl.  unten  sub  2. 
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liegt,  die  zam  ersten  Mal  einen  Deichbeamten  vermuten  lässt. 
Die  Schenkungsurkunde  des  Bischofs  von  Utrecht  von  1155 
erwähnt  zum  ersten  Mal  eine  Person,  die,  wie  spätere  Quellen 
ergeben,  regelmässig  ein  besonderer  Deichbeamter  gewesen  ist, 
den  Heimrat.*)  Indem  wir  bei  Fixierung  des  gedachten  Zeit- 
punktes diese  Quelle  zu  Grunde  legen,  bemerken  wir,  dass 
hierin  unseren  Gegnern  gegenüber  insofern  eine  grosse  Konzession 
liegt,  als  das  holländische  Deichrecht  in  seiner  Entwicklung 
stets  einen  gewissen  Vorsprung  hat,  und  der  Heimat  erst  wieder 
im  Jahre  1243  erwähnt  wird.'')  Es  sind  nur  ein  paar  Quellen- 
steilen,  die  uns  über  das  Deichrecht  des  11.  und  des  Anfangs 
des  12.  Jahrhunderts  Aufschluss  geben,  sie  genUgen  aber,  um 
unsere  Behauptung  zu  beweisen. 

a.  Im  11.  Jahrhundert  übte  in  Friesland  jeder  Schulze 
mit  seinen  Asegen  die  Deichverwaltung  aus.  DieHegnngs- 
fragen  des  Schulzen  an  den  Asega  vor  Eröffnung  des  Dinges, 
welche  eine  Fivelgoer  Rechtshandschrift  aus  dem  15.  Jahr- 
hundert wiedergeben,  die  aber  das  Recht  des  11.  Jahrhunderts 
überliefern,*)  zeigen,  dass  die  Unterhaltung  und  Wiederherstellung 
der  Deiche  unter  der  Aufsicht  des  Schulzen  und  des  Asega 
standen,  wobei  der  Gemeinde  eine  gewisse  Selbstverwaltung 
überlassen  war.’)  Nach  ihnen  unterlagen  ferner  Deichstreitig- 


^)  Bergh  I,  132.  Niemand  soll  sich  unterstehen,  die  nene  Wetteringo 
.praeter  conjuratos,  qnos  hoimrat  vocant,  obstruere  aliqno  vallo“.  Not- 
wendig ist  es  nicht,  hier  einen  Deichgeschworenen  ansanehmon,  da  die 
Ueemraden  nicht  unbedingt  Deicbgeschworeue  sein  müssen.  Es  ergiebt  sich 
dies  namentlich  aus  der  Bezeichnung  .Dijck-Heemraede",  die  in  holländischen 
(Quellen  (z.  B.  Keure  für  die  Alblasserwaard  von  1375)  vorkommt;  allein 
regelmässig  ist  der  Heemrad  der  Deicbgeschworeue,  was  ancb  für  die  Ur- 
kunde von  1155  anznnebmen  sein  dürfte. 

*^)  Bergh  I,  400. 

^ Richthofen  .Untersuchungen“  II,  1 S.  485  meint,  die  Handschrift 
gebe  erst  das  Recht  aus  dem  Ende  des  XII  Jahrhunderts  wieder.  Allein 
gegen  eine  frühere  Datierung  erheben  sich  nicht  die  geringsten  Bedenken. 

Auf  die  Frage  des  Schulzen:  .Was  haben  Wir  mehr  zu  thunV“ 

entgegnet  der  Asega:  .Silan  to  hlidiane,  and  thorpe-marau  tu  remane, 

herewegau  and  hemeswegan  to  stiftane,  di  kan  and  do  in  in  an  and 
grundieto  to  siane  bi  euen-nachte  enen  hach  erthe,  bi  sumeresnacht 
a fulla  rhine  riwat  and  buta  uppe  Uzet,  bi  middesomera  an  fulla  wirke 
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keilen  dem  ordentlichen  Gericht  des  Schulzen.*)  Nach  dem 
älteren  Schulzenrecht,  das  ebenfalls  für  das  11.  Jahrhundert 
massgebend  ist,“)  handhabte  der  Schulze  mit  den  Asegen  die 
Deichschauung  in  seinem  Bezirk.'“)  Bildete  somit  jeder  Schulzen- 
bezirk einen  abgeschlossenen  Deichbezirk,  und  fand  keine  ge- 
meinschaftliche Deichverwaltung  mehrerer  Schulzen  statt,  und 
fehlten  besondere  Deichboamte,  so  können  keine  Deichgenossen- 
schaften oder  Deichgesamthänderschaften  bestanden  haben,  welche 
mehrere  Schulzensprengel  umfassten.  Weder  mehrere  Sch  ulzen- 
gemeind en  als  solche,  noch  einzelne  Mitglieder  mehrerer 
Schulzengemeinden  können  Deichgenossen  oder  Deichgesamt- 
händer  gewesen  sein. 

b.  Für  das  11.  Jahrhundert  ist  uns  für  Fivelgo  bezeugt, 
dass  die  Gemeinde  für  den  unvermögenden  Deichhalter  eintrat: 

„An  hockere  hämmere  sa  thet  is  thet  tha  linde  hiara  ayne 
dyc  nout  makia  ne  mugen,  sa  schein  thia  riuchteran,  ther  sen 
in  ther  hämmere  thene  elmetha  alder  to  thwinga,  thet  hiane 
makie;  end  alsa  hi  makat  is,  so  schelma  tha  monne  wither 
iewa  ther  hine  acht“.") 

Wäre  nun  damals  innerhalb  der  Gemeinde  eine  Deich- 
genossenschaft oder  Deichgesamthänderschaft  vorhanden  gewesen. 


wruclit;  hit  ue  se.  thet  liit  flia  liude  er  kiiisa,  sa  ist  tbera  liude  kere  ther 
bifara  tbes  asega  dorne”.  Mit  Recht  vermutet  Kichthofen,  dass  .to  slaiic” 
mit  „festzumacben”  zu  übersetzen  ist.  Es  handelt  sieb  keineswegs  hier  um 
das  Schlagen  neuer  Deiche.  Nur  Unterhaltung  und  Wiederherstellung 
standen  in  Frage.  — Ueber  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinde  wird  spSter 
gesprochen  werden. 

•*)  „Bitigeth  er  bim  thet  thetther  hehhe  miserit,  misscherit,  mis- 
dommat,  niitditset  . . 

*)  Siehe  Heck  8.  12.  A.  13. 

Kichthofen  Kq.  SitO  § 17:  ,Dit  is  riucht,  dat  die  fria  Fresa 

schel  dino  oiiir,  deer  hi  bi  banne  wareth  tocienst  dyne  saltn  sec,  tue  einte 
Benedictiis  missa  wrocht  habha,  iefta  mith  tuaem  Schillingen  aldus  wr 
nacht  beta  toienst  diiie  scelta  . . Dass  derAsega  dabei  war,  ergiebt 

(abgesehen  von  den  Zeugnissen  des  jüngeren  Schulzenrechts)  die  Analogie 
der  Sielschau.  Vergl  a.  a ü.  § la:  ,Dit  is  riucht,  ieff  do  schelta  deer 

wr  dyn  syl  dae  bau  lath  wanwirkc  scliowat  dyn  syl  mit  des  Koniuges  or- 
keuen  ende  mitta  aesgha  . , .“ 

")  Fivelgner  Knsstaxen  ta.  a,  O.  8.  308).  Vergl.  oben  A.  4. 
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so  würde  man  doch  den  Eintritt  dieser  bestimmt  haben.  Das 
Eintreten  der  Gemeinde  zeigt,  dass  einzelne  Mitglieder  ein 
und  derselben  Gemeinde  keine  Deichgenossenschaft  oder 
Deichgesamthänderschaft  bildeten,  sondern  dass  alle  Gemeinde- 
glieder Deichgenosseu  waren.**) 

2.  Spätere  Quellen  ergeben  entweder  das  gleiche  Resultat 
oder  lassen  dementsprechende  Rückschlüsse  für  die  ältere  Zeit 
zu.  Die  Deichverwaitung  steckt  mehr  oder  minder  in  der  Ge- 
meindeverwaltung.**) 


'*)  Aus  derselben  Stelle  ist  auch  zu  scbliessen,  dass  der  Deichverband 
nicht  einzelne  Personen  mehrerer  Schulzenbezirke  umfasste.  Es  ist  ferner 
darauf  hinzuweisen,  dass  nach  ihr  iler  ordentliche  Richter  die  Gemeinde 
zwingt.  In  Bezug  auf  die  ältere  Zeit  ist  schliesslich  die  12.  Küre  heran- 
zuziehen,  nach  welcher  der  Schulze  bei  Verletzung  des  Deichfriedena  21 
Schillinge  erhielt.  Siehe  auch  die  folgende  Anmerkung. 

“)  Wir  führen  im  folgenden  einige  Quellenbelege  ans  verschiedenen 
Ländern  an,  ohne  stets  den  Beweis  unserer  Behauptung  in  derselben  Weise 
zu  präcisieren  wie  oben  sub.  1.  Es  würde  dies  in  vielen  Fiilleii  überhaupt 
nicht  möglich  sein.  Vorangeschickt  muss  aber  folgendes  werden: 

1.  Ergiebt  sich  aus  den  frühsten  Quellen  eines  Gebietes,  dass  nur 
die  ordentlichen  Gemeindebeamten  Leiter  der  Deichverwaltung  ihrer  Bezirke 
sind,  ohne  dabei  in  anderer  Weise  als  durch  die  Einordnung  in  die  gewöhn- 
liche Behördeuorganisation  beschränkt  und  verbunden  zu  sein,  so  ist  anzu- 
nehmen, dass  jedenfalls  ehemals  Gemeiudedeichverbände  existiert  haben  und 
keine  Deichverbände  im  engeren  Sinn.  Letztere  hätten,  wenn  sie  mehrere 
Gemeinden  als  Glieder  (Auhagen)  oder  einzelne  Personen  mehrerer  Gemeinden 
(teilweise  Wilda)  umfassten,  zu  besonderen  Deichbeamten  führen  oder  auf 
alle  Fälle  ein  V'erbundensein  der  einzelnen  Gemeinden  im  Widerspruch  zu 
der  gewöhnlichen  Landesorganisatiun  und  diese  durchkreuzend  bervorrufen 
müssen.  (Vergl.  oben  8.  UU  ff.)  Auch  kann  innerhalb  einer  Gemeinde  kein 
Doichverbaud  i.  e.  8.  anfänglich  bestanden  haken.  Denn  es  ist  für  die  ältere 
Zeit  undenkbar,  insbesondere  die  Bildung  einer  Deichgenosseuschaft  innerhalb 
einer  Gemeinde  sich  in  der  Weise  vorzustellen,  dass  sie  alle  ordentlichen 
Gemeindebeamten  zu  ihren  Organen  erkürte.  [Bei  meiner  Ausführung  gegen 
Wilda  (oben  S.  Ult)  habe  ich  darauf  schon  lüngewieseii;  das  dort  Gesagte 
bezog  sich  selbstverständlich  nur  aut  dio  erste  Existenz  einer  Deicligenossen- 
schaft  (oder  besser  auf  eine  Deichgenossensebaft  ohne  Verhandsvorleben)  in 
der  ältesten  Zeit;  dass  später  sich  eine  Deichgenoasenschaft  (insbesondere 
auf  Grund  einer  Abspaltung  aus  einem  Gemeindedeichverband)  linden  kann, 
deren  Organe  dio  ordentlichen  Gemcindebeamten  des  betieffondou  Bezirks 
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Ebenso  wie  nach  Fivelgoer  Recht  hat  nach  dem  Hunsingoer 
Oberrecht  der  ordentliche  Richter  die  Gemeinde  anzuhalten, 
dem  unvermögenden  Deichhalter  beizustehen.“)  Die  älteren 
Langewolder  KQren  (1204  oder  1250)  befehlen  die  Schauung 
den  Richtern  des  Landes.“)  In  Rttstringen  hat  der  bnraldiomon 
das  Zeugnis  Ober  die  AusfQhrung  aller  Gemeindearbeiten  und 
zugleich  das  Zeugnis  betreffs  der  Deiche  und  Dämme,  während 
die  eigentliche  Deichverwaltung  bei  den  Schulzen  und  den  Asegen 
lag.“)  Es  wird  hier  schon  sehr  früh  ein  dikaldiomon  erwähnt;’’) 
es  ist  dies  aber  kein  besonderer  Deichbeamter,  sondern  der 


sind,  wird  nicht  geleug^net].  Somit  würde  die  im  Text  sub  1 a angeführten 
Rechtsznstände  schon  allein  die  Priorität  des  Oemeindedeichverbandes  darthun. 

2.  Ergiebt  eich  derselbe  Rechtszustand  (wie  eben  sub.  1)  mit  dem 
Unterschied,  dass  Deicbgeschworene  Vorkommen  (sei  es  unter,  sei  es 
ohue  Uitwirknng  der  ordentlichen  Qeschworenen),  so  ist  der  gleiche  Schluss 
zu  ziehen,  wenn  die  Deicbbeamten  Oemeindebeamten  sind. 

3.  Fällt  der  herrenlose  oder  verwirkte  Deich  an  eine  politische 
Gemeinde  (oder  an  eine  Person,  die  als  politische  Gemeinde  bezeichnet  wird), 
so  kann  in  ihr  früher  kein  Deichverband  i.  e.  S.  existiert  haben. 

4.  Bei  der  Beweisführung  muss  der  Unterschied  zwischen  Siedlungs- 
deichanlagen und  Gemeindedeicbanlagen  etwas  zurücktreten.  Denn  anch 
bei  den  Siedlungsdeicbanlagen  kann  ein  von  der  Siedlnngsgemeinde  ver- 
schiedener Deichverband  im  engeren  Sinn  bestehen.  In  Bezog  auf  Ver- 
gabungen zur  Eindeichung,  die  uns  urkundlich  bezeugt  sind,  verweise  ich 
aber  auf  die  Quellen  in  Abschnitt  II,  § 3,  bei  denen  der  Gemeindedeich- 
verband  durchaus  die  Regel  bildet. 

“)  Richtbofen  Rq,  S.  348  § 6. 

"*)  a.  a.  O.  S.  308  § 31:  „De  dyck  by  den  veldo  beveletmen  unses 
1 and  es  richteren,  datse  den  ummer  scliouwet  hebn  to  vullen  wercke  by 
billigen  missedach.*  Diese  und  die  oben  Anm.  14  angegebene  Stelle  ist 
besonders  wertvoll,  weil  gerade  in  den  Oinmelanden  schon  früh  besondere 
Deichriebter  Vorkommen  (üumsterlander  Deichrecht  § 6),  und  hier  sich 
Deichgenossensebaften  sehr  früh  gebildet  haben. 

“)  „Alle  thet  da  buraldirmon  bebliat  umbe  biara  hainreke,  nmbe 
dika  and  umb  domma,  umbe  wega  and  umbe  watirlesna,  hwasane  undsetthe 
witli  hia  to  unriucte,  tbi  brecht  tian  reilmerk,  aud  tber  to  hach  hiam  thi 
redieua  and  thi  bodere  to  hilpande“  a.  a.  O.  S.  530  § 43 ; der  buraldirmon 
war  aber  kein  Richter,  wie  Kichthofen  meint,  sondern  Amtszeuge.  Siehe 
Heek  S.  90. 

Richthofen  Rq.  S.  124. 
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buraldioiDon.'*)  Das  jüngere  Schalzenrecht  ergiebt,  dass  die 
Deichschau  von  dem  Schulzen  meistens  unter  Teilnahme  des 
Asegen'*)  verrichtet  wurde.’®)  Das  Verfahren  gegen  den  Un- 
gehorsamen erfolgt  Schritt  für  Schritt  im  Rahmen  des  ordent- 
lichen Prozesses  auf  Grund  von  Asegaurteilen.”)  Das  ver- 
spadete  Land  fällt  an  keinen  Deichverband  sondern  halb  an  die 
ordentliche  Gerichtsgemeinde  und  halb  an  den  Landesherrn.”) 
ln  gleicher  Weise  ist  ein  Asegaurteil  notwendig  zu  einer  Ein- 
ziehung des  Deichs.**)  Allerdings  finden  wir  im  jüngeren 
Schulzenrecht  besondere  Deichbeamte,  die  „dyckatthen“.’*)  Allein 
ihre  Funktionen  übten  ursprünglich  die  gewöhnlichen  Amtszeugen 
aus,  und  sie  sind  Sonderorgane  der  Gemeinden;’“)  sie  sind 
Deichbeamte,  aber  Gemeindedeichbeamte.**)  In  gleicherweise 
wie  der  Schulze  hat  der  spätere  mit  ihm  identische  gre  et  mann 
die  Deichverwaltung.”)  Nach  dem  Deichrecht  der  Hemmen 
(1453)  liegt  die  Deichverwaltung  bei  den  ordentlichen  Richtern, 
den  ordentlichen  Geschworenen  und  Deichgeschworenen.**)  Es 


Riebtbofeu  „Wörterbuch“  sub  voce  „alilirmoa“.  Ebenso  Aubagen 
8.  66S  A.,  A.  M.  Heck  a a.  O. 

”)  Riebthofen  Rq.  8.  419  § 38 
“)  a.  a.  O.  S.  416  ff.  § 18,  19. 
ä')  a.  a,  O.  S.  417  § 19. 

*■)  a.  a 0.  am  Ende 

'“J  a.  a.  O.  S 416  § 16  Ungenau  redet  Heck  8.  104  hier  von  einer 
Entbindung  der  Eingesessenen  von  der  Pflicht  der  Deicbhaltung. 

^*)  Richthofen  a.  a.  O.  8.  419  § 68. 

“)  Vergl.  Heck  8.  365,  der  dies  mit  vollstem  Recht  aus  den  Eides- 
formeln von  Wimbritzeradeel  folgert.  Da  findet  sich  ein  Dyckattbaeid  und 
doch  ist  die  Verpflichtung  zur  Sorge  für  Deich  und  Damm  in  dem  Eid  der 
gewöhnlichen  Amtszeugen  enthalten.  Vergl.  Riebthofen  Rq.  8.  490,  8; 
8.  491,  21.  Ueber  die  Identität  von  attba  und  toleva  siehe  Heck  8.  94  ff. 

Mithin  braucht  bei  ihrem  Vorhandensein  noch  kein  Deichverband 
im  engeren  Sinn  vorhanden  zu  sein.  Selbst  wenn  er  aber  vorhanden  ist, 
so  ist  der  Rückschluss  gerechtfertigt,  dass  ehemals  und  zuerst  ein  Gemeinde- 
doichvorband  existierte.  Siehe  oben  Anm.  13,  2. 

■•"I  Heck  8.  366. 

*)  Richthofen  Rq.  8.  504  § 1.  Gierke  a.  a.  O.  8.  613  A.  91  nimmt 
an,  dass  nach  diesem  Dcicbrecht  die  gewöhnlichen  Richter  über  die  Deiche 
verfügen.  Doch  sind  die  in  ihm  erwähnten  atthen  Deichgeschworene.  Vergl. 
Heck  8.  96  A,  17.  Man  gebrauchte  später  im  westerlauwerschen  Friesland 
für  die  Deichgeschworenen  einfach  den  Ausdruck  atthen.  Vergl.  schon  das 
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ist  von  melirereii  Dorfgemeinden,  die  eine  Gesamtgenieinde 
bilden,  gemacht.-*)  Das  verwirkte  Land  fällt  halb  an  die  Ge- 
samtgemeinde, halb  an  die  diesbezügliche  Dorfgemeinde.®“)  Bei- 
hülfe erfolgt  von  der  Gesamtgemeinde  bis  zu  einem  gewissen 
(irade,  von  da  ab  von  der  diesbezüglichen  Dorfgemeinde.*') 
Nach  dem  alten  ostfriesischen  Deichrecht  bildet  jedes  Kirchspiel 
einen  Deichverband,  es  hat  für  den  herrenlosen  Deich  einzu- 
stchen,**)  es  hat  bei  Wehlen  zu  helfen.*®)  Von  ihm  werden  Deich- 
schauer  oder  Deichrichter  gewählt.*')  Diese  sind  also  Ge- 
meindebeamte, woraus  das  Gleiche  für  die  Deichrichter  des 
Emsiger  Ffenningschuldbuchs  zu  tolgern  ist.**)  Aus  letzterem 
ergiebt  sich  ebenfalls,  dass  die  Gemeinde  den  herrenlosen  Deich 
unterhalten  und  dem  Unvermögenden  helfen  musste;  denn  be- 
sondere Einkünfte  der  Gemeinde  waren  bestimmt  zu  „beyterie 
domma  and  dikar,  ther  tha  mene  mente  to  kumpt  to  haldene“.**) 
In  Wursten  wird  es  1625  als  ein  „uralt  Teichrecht“  be- 
zeichnet, dass  Deichverband  und  Kirchspielverband  Zusammen- 
fällen ; 

„So  weit  Jeder  Kirchspiele  Teichgeschworene  Mark  und 
Mahl  auf  Wege  und  Stege  haben,  eistiecken  sich  der  Kirch- 
spiele Grenzen  und  Scheidung,  danach  auch  alle  Teich-  und 
Sielschätze  gefordert  werden  sollen“.*') 

Die  Deichgeschworenen  sind  Gemeindebeamte,  sie  haben 
nicht  allein  die  Conlrollc  über  Weg-,  Steg-  und  Schleusenunter- 


jiiti^ero  Schulzen leclit  (Richtbufeii  Rtj.  S.  417  § 11t  in  Verbindung  mit  S.  419 
§ 3S).  Sitdie  aber  uulen  A.  31. 

“)  U ierke  a.  a.  O. 

*)  Hichthofen  Kq  S.  505  § 4. 

tti)  a a.  O.  § 7.  Aus  alledem  ist  zu  schlies.sen,  datts  die  Deicli- 
geschworericn  (Temeindebeamte  waren. 

Uatl'rieaiBcliea  Deichrecht  § 12. 
a.  a.  O.  § 15 

■O)  a.  a.  O.  § 1.  Sie  sind  erat  durch  das  Deichi’echt  eingefUhrt. 

“)  Richthofon  Rq.  210,  33.  — Mit  Recht  nimmt  Heck  an,  daa.s 
dieae  nur  Aintazengen  waren  (a.  a.  0.  S 305). 

*)  Richthofen  S.  210  § üs.  Auf  dieae  Ütello  macht  Gicrke  a.  a O. 
aufmerksam.  Man  darf  aua  ihr  nicht  achlieaacn,  daas  die  Gemeinde  alle 
Deiche  aelbat  unterhielt;  sonst  wäre  ja  auch  der  Relativsatz  iiberttüssig. 
Deicbgeschworenenrechl  von  1625  art.  2. 
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haltuiig-,  Boiidern  auch  die  Aufsicht  über  Ellen,  Pfunde,  Kannen, 
Gewichte,  Masse,  Brod-,  Bierpreise  und  die  Sonntagsruhe.“'’) 

Nach  derKeure  der  vier  Ambachten  von  1242  stehen 
der  Deich  Verwaltung  vor  die  Schöffen  und  der  Annnaii;  sie 
bilden  das  Deichgeiicht,“®)  sie  erkennen  über  Einlagen  und 
Hinauslagen  des  Deichs.““)  sie  entscheiden  über  den  ungehor- 
samen Deichhaltei’,  sie  halten  die  Deichschauung  ab.“')  Mittelbar 
und  bei  ausserordentlichen  Fällen  sind  an  der  Deichverwaltung 
beteiligt  der  Graf  und  der  Kastellan.““)  Bei  einem  Deichbruch 
haben  die  Kossäthen  des  betreffenden  Officiunis  mitzu- 
arbeiten.““)  Nach  dem  Keurebrief  der  Chatelonic  von  Brügge 
von  1190  § 19  haben  die  Schöffen  dem  Uebelthäter  die  Zer- 
störung des  Deichs  zu  beweisen.  Bei  der  Erteilung  einer 
VVasscrgerechtigkeit  im  Jahre  1239  werden  die  „scabini  et  probi 
viri  veteris  Hevinae“  (d.  h.  des  Hcvendeich.s)  auch  als  „scabini 
et  probi  viri  officii  de  Oostborgh“  bezeichnet.““) 

Wie  erwähnt,  kommen  zuerst  in  Holland  Deichgeschw'orene 
vor  (a.  11Ö5  ti.  a.  1243)."')  Diese  ältesren  holländischen  Heem- 
radeii  sind  als  Sonderorgane  der  Gemeinden  für  die  Deichver- 
waltung aufzufa.ssen.  Sie  setzen  eine  ältere  Zeit  voraus,  in  der 
die  ordentlichen  Geschworenen  die  Deichverwaltung  mit  aus- 
übteu.**)  Dies  wird  dadurch  be.stätigt,  dass  die  Heemraden  dem 
ordentlichen  Richter  unteistehen.  Denn  nach  dem  Landrecht 


*)  Altes  Deichreclit  de»  Landes  Wursten  art.  20.  — Die  Kirclispiele 
bilden  zu.sainuien  eine  Deicb^enoasensubal’t,  die  aber  jeluntälla  jünger  ist 
als  die  tiemeindudeiehverbämie 

**)  Keuro  XX III,  t>3. 

*")  a.  a 0.  Falsch  deutet  Warnkönig  liier  die  Worte  ,huutzBton. 
inseten“;  diese  bezeichnen  nicht  .Unipfiihlungen“,  wie  dieser  Schriltatcllcr 
„Flandrische  Rechtageschiclito“  II  S.  130  meint;  ebenso  falsch  ist  es  aber, 
wenn  derselbe  .Schriftsteller  a.  a.  O.  Urknndenteil  S ‘90  A.  3 sie  inter- 
pretiert als  „Ausdeichen  und  Eindeichen,  einen  Deich  iin  Uruudeigentuni 
oder  aus.serhalb  desselben  3otzen•^?)  Kich'ig  übersetzt  Auhagen  a.  a.  O. 

Keure  a.  a O.  64. 

a.  a.  O.  n.  63, 

a.  a.  U.  XXIV,  69.  Vergl.  übrigens  XXIll,  67. 

"*)  Hierauf  macht  Auhagen  a.  a,  O.  aufmerksam. 

*'')  Siehe  oben  sub.  1. 

L'ebereinstimmend  Deck  S.  112. 
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von  Kennemerland  von  1292  schauen  die  Richter  mit  den  Heem- 
raden.*’)  Namentlich  aber  zeigt  die  Keure  von  Floris  an  Seeland 
aus  dem  Jahre  1258  ein  Nebeneinanderwirken  der  Schöffen  und 
Deiclischöffen  unter  dem  Schulzen.*“)  Auch  wurden  die  Heini- 
raten  der  Altmark,  welche  sicherlich  die  Holländer  hier  heimisch 
gemacht  haben,*®)  von  den  Gemeinden  gewählt.“)  Die  Geschwo- 
renen in  den  Kolunisationsgebieteu  Bremens  sind  ferner  durchaus 
Gemeindebeamtc.®')  Jedenfalls  ist  bis  gegen  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  der  ordentliche  Richter  stets  Deichrichter.  Noch 
nach  dem  Landrecht  von  Seeland  aus  dem  Jahre  1290  lag  die 
Deichverwaltung  bei  den  Schulzen  und  Schöffen  unter  Ober- 
aufsicht des  Baljus.“)  Zum  ersten  Mal  lässt  eine  Urkunde  von 
1275  einen  Deichgrafen  vermuten;“)  erst  in  der  Haudveste  für 
die  Alblasserwaard  von  1277  scheint  Floris  einen  Deichgrafen 
einzusetzen.®*)  So  darf  man  den  Deichgrafen  in  der  Keure  für 
Seeland  Bewesterschelde  von  1290  als  eine  Neuerung  betrachten 
und  in  Ermanglung  eines  anderen  dem  Schulzen  in  früherer 
Zeit  die  Funktionen  zuschreiben,  die  nach  der  Keure  dem 
Deichgrafen  oblagen.®“)  Die  Schenkungsurkunde  des  Herrn  von 
Voorne  ergiebt,  dass  in  Mittelland  bis  zum  Jahre  1220  dessen 
Schulzen  und  Schöffen  als  Deichbeamte  thätig  waren.“)  Auf 
Grund  der  Urkunde  von  1287®')  ist  mit  vollster  Sicherheit  an- 
zunehmen,  dass  das  officium  Oudekerk  einen  Deichverband 
bildete:  Alle  Leute  in  dem  Officium  sind  deichpflichtig; 
der  Fremde,  welcher  Grundstücke  in  dem  Officium 


Hergh  II,  816. 

“)  Bergh  II,  40. 

")  Ebenso  Auhagen  8.  686  A.  4. 

“)  Bornhak  .Preussisches  Verwaltungsrecht“  I S.  163. 

Vergl  Ueineken  §§  21.  22. 

“)  Bergh  II,  747. 

“)  Bergh  II,  300. 

«)  Bergh  II,  331. 

“)  Bergh  II,  748.  — Beachtenswert  ist  ferner,  dass  von  holländischen 
Atistlmungsurkundeii  erst  die  von  1367  (Hieris  III,  220)  des  Deichgrafen 
gedenkt.  Die  älteste  Vergabungsurkunde,  die  seiner  erwähnt,  ist  die 
Kranenburgsche  von  1343. 

“)  Bergh  I,  269. 

“)  Bergh  II,  611. 
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erbt,  muss  im  Verhältnis  zu  seiner  Erbportion  die 
Deichlast  übernehmen;  will  er  infolgedessen  die  Erb- 
schaft nicht  antreten,  so  fällt  das  Gut  nebst  der  Deich- 
last an  die  Einwohner  des  Offici ums.'“*)  Die  Deich- 
schauung  übt  der  Schulze  des  Herrn  von  Lecka  aus. 
Jlit  anderen  Gemeinden  oder  Deichverbänden  steht  das  üfificium 
nicht  in  Berührung.  Auch  die  Ambacht  Pendrecht  bildete  zu 
Ausgang  des  12.  Jahrhunderts  einen  Deichverband,  denn  Dirk 
VII.  sagt  im  Jahre  1199  bei  ihrem  Verkauf  in  Bezug  auf  die 
Ambachtsleute:  „Tales  aggeres  ipsi  componemus  quod  nos  per 
eos  terram  nostram  inundatione  aquae  non  amittamus.'“*)  Wenn 
ferner  im  Jahre  1254  den  Leuten  des  Amtes  Moordrecht  -Be- 
freiungen  wegen  Deichbrüche  erteilt  werden,  so  ergiebt  dies,  dass 
das  officium  und  der  Deichverband  sich  deckten. “)•*) 

Die  ältesten  Quellen  Ditmarschens  zeigen,  dass  regel- 
mässig die  Deichverwaltung  bei  einem  Kirchspiel  lag.  Das 
Kirchspiel  zerfiel  in  Feltmarken  oder  Bauerschaften.  Ein  jeder 
hatte  seine  Deiche  da,  wo  §eine  Feltmark  war.*-)  Das  Büsumer 
Deichrecht  von  1455  (1472)  ist  ein  Kirchspielsschluss.  Es  ist 
gefunden  von  16  Männern.  Am  Schluss  heisst  es:  „Desse 

vorscreuen  .sosteyn  man  hebbe  ick  Johannes  Plöne  Kerkhere 
to  Büsen  ghestaiiet  euer  süute  Clementis  scryu,  unde  eren 
eed  eutfangheu  van  volbort  des  ghantzen  Kerspels  to 


„81  alicui  bomini  extra  dominium  de  Leka  mauuntium  aliqna  bona 
in  officio  do  O.  hereditario  jure  contingat  succedere,  nullum  inde  pcrcipiat 
portionem,  iiiai  onus  reoipiat  cum  profectu  in  opere  aggeraudi.  Si  vero 
dicto  modo  bereditatem  .suam  adire  spreverit,  dicta  hereditas  parochianis 
et  incolis  dicti  offici  debet  succedere  modo  debito  aggeranda  . . .“ 

“*)  Bergb  I,  179. 

Itergb  I,  603.  Wilhelm  sagt  daselbst  weiter  von  den  Leuten 
des  Amtes:  „Volumus  e*iura  iit  omnes  aggeres,  qui  ad  mis  in  eodem  officio 
pertiuent  vel  qualicumque  causa  dcvolveiitur  ad  nos,  ipsi  nomine  iiostro 
recipianl  et  teneant,  ac  ipsos  repararo  procuront“. 

“•)  t'iir  Holland  ist  auch  noch  auzurubren,  dass  die  Hofgemeindon 
und  freieren  Krbpaebtergemoinden  keine  besonderen  Deichbeamten  haben. 
Dio  Doichverwaltung  bat  der  villicus  (Bergb  I,  362,  533,  II,  336).  — In 
der  Kiederwaard  batte  in  ältester  Zeit  die  Ambacht  dem  miTermogenden 
Deichbalter  Beibülfe  zu  leisten  (Bergb  II,  0:30  a.  12S0). 

Vergl.  Ditmar.ser  Laiidrecbt  (oben  Einleitung  § 4a  A.  US.  § 133; 
A.  119.  § 156;  A.  130.  art.  86.  § 3). 

J.  Olorke,  Geschieht«  de«  deuUeben  DeiobreebU.  13 
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Büsen“.*®)  Noch  ini  Iß.  Jahrhundert  bildet  regelmässig  ein 
Kirchspiel  eineu  geschlossenen  Deichverband.  Die  Deiche  eines 
Kirchspiels  liegen  „in  euer  Sehebank“. 

Die  Deichordnung  für  die  Lande  Eyderstede,  Everschop 
und  Utholm  von  159.'j  ergiebt,  dass  ursprünglich  jedes  Kirch- 
spiel einen  Deichverband  für  sich  bildete;®')  dass  lässt  auch 
der  Deichverteilnngsrezess  von  1617  erkennen.*®) 

Nach  dem  Recht  der  Hadelschen  Kirchspiele  Altenbruch 
Lüdingworth  und  Nordleda  von  1439  schaut  der  Schulze  mit 
den  Schöffen.®’)  Die  Deichgoschworenen , die  sich  daneben 
finden,  sind  Gemeindebeamte.®*)  Die  Bauern  Willküren  von 
Büttel  und  Wurthfleth  im  Amte  Hagen  enthalten  Be- 
stimmungen über  das  Deichrecht.*®)  In  Büttel  schauen  Bauern- 
schaftsgeschworene,’*) in  Wurthfleth  „legen“  die  drei  Bauer- 
meister den  Deich  „in  Köhr“;”)  die  Beihülfe  ist  ein  „Bawren- 


Hichelsen  S.  247. 

••)  Vergl.  die  iSupplik  der  ünuerscliaft  Ostermour  von  l.')02  (a.  a.  O. 
S.  267),  wo  über  ungleiche  Verteilung  der  Ucicidast  im  Kirchspiel  Hruns- 
bUttel  geklagt  wird,  und  es  daun  heisst,  dass  es  in  anderen  Sehebanken  anders 
sei.  Allerdings  wird  schon  im  nächsten  .Jahre  anerkannt,  dass  die  beiden 
Kirchspiele  Brunsbüttel  und  Eddelack  in  einer  Seebank  liegen  (a.  a.  O. 
S.  284).  Umgekehrt  erlangten  schon  früh  einzelne  Bauernschaften  und  Felt- 
marken  eine  selbständige  Deichverwaltung.  Vergl.  oben  S.  113;  siehe 
überhaupt  Oriebel  S.  27. 

®)  Die  Deichsebauung  erfolgt  in  jedem  Kirchspiel  getrennt  (art.  2); 
ein  jeder  soll  in  dem  Kirchspiel,  da  sein  I>aud  gelegen,  seinen  Deich 
halten  und  machen  (art.  11);  da  ausdrücklich  bestimmt  wird,  dass  jedes 
Kirchspiel  vier  Personen  aus  seinem  Spiel  zu  Lehnsleuten  präsentiert,  von 
denen  der  Staller  einen  wählt,  so  ist  für  die  „Edinger  und  anderen  Dick- 
Richter“  anzunehmeu,  dass  sie  das  Kirchspiel  frei  wählt.  Sie  sind  also 
Gemeindeheamte.  — Das  Kirchspiel  hilft  bei  Wehlen  (art.  14)  u.  s.  w. 

“)  C.  St.  Sl.  I,  S.  243. 

"’)  Grimm  IV,  703. 

*)  Vergl.  lladeler  Landtccht  1583  Teil  IV.  Tit.  12. 

**)  .Siehe  oben  Einleitung  § 4a.  A.  l'Ja. 

Dabei  ist  herrschaftlicher  Einfluss  vorhanden.  Es  heisst  in  art.  l : 
.Unsere  Dorfschaft  so  woll  in  Stifts  als  in  wUrdischen  daher  auch,  was  von 
wegen  ....  Teiche  ....  Dämme  belanget  und  in  beeden  Herrschaften 
jedoch  in  unser  eigener  und  Begriffener  Baue rschaf ts gesch worenc 
Beschaut,  die  säumhaftigen  und  Nach  Lässigen  nach  alten  Beeden  Landen 
üblichen  Herkommen  bestrafen“. 

”)  art.  14. 
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wahr“.^)  Höchst  belehrend  ist  auch  das  Deichrecht  der 
Altendorfer  Schauung,’*)  das  wichtige  Rückschlüsse  zulässt. 
Denn  es  heisst  in  ihm:  „Do  Oldendorper  schowing  gehöret 
denn  geschlechten  im  carspei  thor  Osden“.'*)  Da  die 
Geschlechter  einst  die  Kirchspiel.sgemeinde  bildeten,  so  unter- 
stand ihr  der  Deich.’*)  Die  späteren  Deichbeamten  sind  Ge- 
meindebeamte.’®) Im  Billwärder  und  Hammerbrok  stehen 
Vogt  und  Geschworene  an  der  Spitze  der  Deichverwaltung. 
Die  Geschworenen  wurden  von  den  Grundeigentümern  gewählt.”) 
Im  Hammerbrok  war  das  Deichgericht  (Dykding,  bannum 
aggeris)  zugleich  ordentliches  Gericht.  Es  vertrat  ferner 
„die  Stelle  einer  Landesversammlung,  in  welcher  die  Angelegen- 
heiten des  Landes  beraten  wurden“.’*)  Schliesslich  ist  nach 
dem  Weistum  von  Sandhofen  (1527)’”)  die  Gemeinde  Ver- 
walterin des  Deiches.  Zwar  unterhält  die  Herrschaft  ein  Stück 
Deich,  aber  die  Gemeinde  giebt  ihr  dafür  drei  „Schläge  Gras 
an  der  Allmende“.*“)  Die  Gemeinde  schaut  den  Deich  alle 
Jahre,  die  Gemeinde  treibt  die  Bussen  für  den  Deich  ein.**) 

”)  ,\Voll  syu  Uawrenwiihr  nicht  recht  ileiht.  briokt  ein  voll  varendel 
Heers,  isa  es  aucli  hei  Sielen,  Dicken,  Dämmen  tho  der  nodt  unde  deiht 
»yu  warschaft  nich  recht  mit  Herden,  Schieden  tSchlitten)  nn<le  Lüe  den 
brickt  eine  Tonne  Heers“. 

^’)  Siehe  oben  Kinleitung  § 4a.  A.  4yb. 

’*)  Deichrccht  sub  XXX. 

’*)  Mit  Recht  versteht  Huhn  S.  31  ff.  unter  dem  .geschleckten“  die 
Besitzer  der  ganzen  und  halben  Höfe.  — Da  ehemals  nur  ganze  Höfe 
existierten,  und  die  Uesamtheit  dieser  die  (lemeiude  bildete,  so  ist  der  im 
Text  gemachte  Schluss  richtig. 

Wenigstens  ursprünglich.  .Später  verwischte  sich  dies.  Die  einzelnen 
Baueruschaften  wurden  in  gewisser  Hinsicht  selbständige  Deichverbände. 
Doch  blieb  der  alte  Zusammenhang  gewahrt  durch  das  gemeinsame  Deich- 
gericht,  das  sich  übrigens  direkt  an  das  ordentliche  üericht  anschloss. 

”)  Billwärder  Laudrecht  art.  3.  Hammerbroker  Deichrecht  art.  2,  26. 

’*)  Vergl.  W.  HUbbe  S.  27  ff. 

Grimm  I,  460. 

**')  „Auch  geit  die  gemeine  den  herren  fünff  schiege  grass  an  der 
almende,  der  werden  in  die  drey  darumb,  dass  sie  solleut  denn 
teiche  in  bawe  halten,  ob  herab  bitz  an  Robans  hauss,  das  der  gemein 
kein  schade  geschee. 

®‘)  „von  wem  aber  der  teich  geergert  wurde  als  mau  dan  zu  einer 
Zeiten  in  dem  jar  besehen  mag,  denn  mag  die  gemeinde  allen  Tag 
pfendon  . . .“ 

13* 
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II.  Die  freien  Genieindedeich verbände  sind  auf  ver- 
schiedene Weisen  ins  Leben  getreten. 

1.  Die  ältesten  Entsteliungsformen  sind  diejenigen,  welche 
mit  der  ersten  Anlage  von  Deichen  in  einem  Gebiet  zu- 
sammeufallen.  Dabei  sind  die  Geineiiidedeichverbände,  bei 
wrelchen  die  Entstehung  der  Gemeinde  mit  der  Entstehung  des 
Deichverbandes  zur  gleichen  Zeit  erfolgt,’*®)  von  denen  zu  unter- 
scheiden, bei  welchen  die  Entstehung  des  Gemeindeverbandes 
der  Entstehung  des  Deichverbandes  geraume  Zeit  vorangeht.’*®) 
Der  Unterschied  liegt  vor  allem  darin,  dass  man  juristisch  genau 
bei  letzteren  überhaupt  nicht  von  einer  „Entstehung“  eines 
Deichverbandes  sprechen  kann.  Bei  ihnen  enl.steht  kein  Ver- 
band durch  den  Deichbau,  sondern  ein  bestehender  Verband 
nimmt  als  neue  Seite  seiner  Thätigkeit  Deichanlagen  und  Deich- 
verwaltung auf.**) 

2.  Innerhalb  dieser  Gemeinden  bestanden  häufig 
k leinere  Gemeinden.*®)  Wie  bei  der  .Markgemeinde**)  bildeten 
aber  in  ältester  Zeit  alle  Gemeindegenossen  und  nicht  die  ein- 
zelnen Gemeinden  die  Mitglieder.  Dies  änderte  sich  dann, 
wenn  man  den  Deich  unter  die  einzelnen  Gemeinden  nach 
Schlägen  verteilte.*®)  Hierdurch  entstanden  zwar  noch  keine 
kleineren  Gemeindedeichverbände,  sondern  es  existierten  nur 
grössere  Gemeindedeichverbände,  die  sich  aus  Gemeinden  zu- 
sammensetzten. Wie  man  nämlich  bei  einer  Markgemeinde 
infolge  der  Aufteilung  der  Mark  unter  mehrere  Gemeinden  von 
der  Entstehung  kleinerer  Markgeiheinden  nicht  sprechen  kann, 
wenn  die  Aufteilung  lediglich  die  Zuteilung  eines  bestimmten 
Markstückes  zur  Nutzung  bedeutet,  und  der  alte  Zusammenhang 
völlig  gewahrt  blieb,  indem  keine  kleineren  Markverwaltungen 


*'■’)  Siehe  oben  Abscliuitt  I § 2 eub  I. 

“)  a.  a.  O.  8ub  2. 

'S)  Ist  man  sich  dessen  bewusst,  so  ist  nichts  dagegen  cinzuweuden, 
wenn  man  auch  bei  ihnen  von  einer  Entstehung  des  Deichverbandes  spricht. 
'*)  Oben  Seite  U4,  9S. 

•*)  (lierke  .Genossenschaftsreclit*  I.  S.  5,S7  A.  10. 

"t)  Siehe  oben  S.  111. 
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ins  Leben  traten,  so  stellten  sich  die  gedachten  kleineren  Ge- 
meinden zuvörderst  nicht  als  eigentliche  Gemeindedeichverbände 
dar,  indem  sie  lediglich  noch  als  Glieder  eines  grossen  Ge- 
meindedeichverbandes erschienen  und  in  Ermangelung  einer  ge- 
wissen eigenen  Deichverwaltung  (die  mit  der  politischen  Selbst- 
verwaltung Hand  in  Hand  ging)  der  Legitimation  eines  wahren 
Gemeidedeichverbandes  entbehrten.  Im  Laufe  der  Zeit,  ohne 
dass  der  Augenblick  stets  nachweisbar  wäre,  erhob  sich  aber 
manche  kleinere  Gemeinde  zum  Range  eines  echten  Gemeinde- 
deichverbauds.  Sie  wurde  aus  einem  blossen  Glied  und  Mit- 
träger eines  Deicbverbandes,  oft  unter  gleichzeitiger  Aufrecht- 
erhaltung der  alten  Stellung  oder  bleibenden  Reminiscenzen  an 
sie,  zu  einem  eigenen  Deichverbandsorganismus,  der  mit  einem 
politischen  Verband  zusammenflel,  sie  wurde  zum  selbständigen 
und  alleinigen  Träger  eines  Gemeindedeichverbands.**) 

.3.  Neue  (iemeindedeichverbände  bildeten  sich  ferner  durch 
neue  Ansiedlungen,  die  von  den  alten  ausgingen.  Sie  be- 
zogen sich  entweder  auf  das  Aussendeichsland  oder  auf  das 
Land  zwischen  Geest  und  Randland**)  oder  auf  gemeine  Marken, 
die  bereits  völlig  durch  vorhandene  Deiche  geschlitzt  waren.®“) 
In  den  beiden  ei-sten  Fällen  entstanden  Gemeindedeichverbände 
infolge  von  Ansiedlungen  und  Deichanlagen,®*)  im  letzten  Fall 
dagegen  durch  Ansiedlung  und  Einweisung  in  den  alten  Deich.®*) 


Verdeutiidiun  kann  das  Ucsagte  der  Hinweis  darauf,  dass,  wenn 
später  Cieineinden  bei  Ausbildung  der  Pfanddeichung  s.  g.  gemeine  Schläge 
haben  (z.  li.  infolge  des  Eintritts  für  den  herrenlosen  Deich),  wir  in  llezug 
auf  dies  kleine  DeichstUck,  das  zufällig  einer  Deineinde  gebürt,  nicht  von 
einem  üemeiudedeichverband  sprechen  können.  In  dieser  Hinsicht  existiert 
kein  Deicliverhaud  sondern  nur  ein  Gemeindeverband.  Die  Gemeinde  als 
sulche  ist  rüuksicbtlicli  dieses  Schlages  Glied  eines  Deichverbandes,  aber 
kein  Deichverhand  (vielleicht  kann  sie  diesen  in  Bezug  auf  die  Gesamtheit 
der  Pfänder  bilden). 

Siehe  oben  S.  ICO  ff. 

“")  Siehe  oben  S.  94. 

'■*')  Siehe  oben  S.  105  snb  I. 

Eine  solche  Einweisung  konnte  bei  den  Siedlungen  zwischen  Rand- 
und  Geestland  ebenfalls  cintreteu.  wenn  die  neue  Gemeinde  zu  ihren  eigenen 
neuen  Deichanlagen  einen  Schlag  im  alten  Deich  zu  erhielt.  Dabei  konnte 
sie  in  letzterer  Beziehung  nur  als  Glied  des  alten  Deicbverbandes  oder  als 
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Die  neuen  Gemeinden  waren  Gemeindedeichverbände,  wenn  ihnen 
eigenes  Deichverbandsleben  innewohnte.  Dies  konnte  nicht 
allein  bei  einer  völligen  Trennung  von  den  alten  Gemeinden  in 
deichrechtlicher  Beziehung  der  Fall  sein,  sondern  auch,  wenn 
eine  gewisse  Deichzusammengehörigkeit  zwischen  ihnen  bestehen 
blieb.»») 

4.  Vermöge  des  Rechtssatzes  der  nach  Anerkennung  rang, 
dass  jedes  geschützte  Gebiet  zur  Deichunterhaltung  verpflichtet 
sei,  und  auf  Grund  einer  öfters  geleisteten  Beihülfe »‘)  wurden 
Gemeinden,  die  ausserhalb  des  alten  Gemeindedeichverbandes 
lagen,  in  den  Deich  einbezogen  und  konnten  als  Gcmeinde- 
deichverbände  auftreten.»“)  Andrerseits  konnten  auf  Grund  der 
Anschauung,  dass  nur  die  geschützte  Gemeinde  deichpflichtig 
sei,  innerhalb  eines  grösseren  Gemeindedeichverbandes  der  bisher 
in  Communion  von  allen  Gliedern  der  grossen  Gemeinde  unter- 
haltene Deich  nur  einer  oder  mehreren  kleineren  Gemeinden 
eingewiesen  werden  und  so  Gemeindedeich  verbände  entstehen.»*! 

5.  Durch  Abspaltungen,  Scheidungen,  Zusammenlegungen, 
Grenzziehungen,  Einbeziehungen,  Vereinigungen  u.  s.  w.  — sei 
es  in  politischer,  sei  es  in  deichwirtschaftlicher  Hinsicht  — 
traten  später  in  mannigfachster  Weise  neue  Gemeindedeich- 
verbände ins  Leben.  Alle  Möglichkeiten  zu  erschöpfen,  ist  un- 
möglich, aber  auch  unwesentlich.  Wie  oft  spielte  hierbei  der 
Zufall  allein  die  ausschlaggebende  Rolle! 

6.  Auf  eins  ist  aber  mit  der  grössten  Entschiedenheit  hin- 
zuweisen, das  ist  die  Entstehung  der  Samtgemeindedeich- 
verbände.  Ein  Samtgemeindedeichverband  ist  vorhanden,  wenn 


eigener  Qemoindcdeichverband  erscheinen.  Umgekehrt  konnte  bei  den  Sied- 
lungen auf  dem  Aussendeich  die  alte  Gemeinde  ein  Stück  Deiches  erhalten, 
entweder  als  Glied  eines  Deichverbandes  oder  als  eigener  Deichverband. 
Vergl.  unten  suh  IV. 

“J  üeber  die  Entstehung  von  Samtgenieindedeichverbänden  durch  solche 
Ansiedlungen  vergl.  unten  sub  Ga.  Betreffs  der  Deichgenossenschaften,  die 
durch  dieselben  Umstände  hervorgerufen  wurden,  siche  unten  sub  IV.  1. 

»*)  Vergl.  Lenthe  § 1. 

'*)  Siehe  die  Belege  unten  sub  IV  5. 

'*)  Vergl.  unten  sub  IV.  2. 
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mehrere  Gemeindedeichverbände  zusammen  eine  Einheit  bilden,  die 
sich  zugleich  als  Gemeinde  und  als  Deichverband  darstellt.  Diese 
Einheit  ist  eben  zugleich  Samtgemeinde  und  Samtdeichverband.*’) 
Der  Samtgemeindedeichverband  ist  erst  im  Laufe  der  Zeit  nach 
den  ersten  Deichanlagen  entstanden.  Betreffs  der  verschiedenen 
Entstehungsformen  ist  dies  zu  bemerken: 

a)  Wir  haben  oben  gesehen,  wie  neue  Gemeindedeichver- 
bände durch  Ansiedlungen  entstanden,  die  von  einer  ürgemeinde 
ausgingen.  Wir  bemerkten  schon,  dass  dabei  die  alten  und 
neuen  Gemeindedeichverbände  in  deichrechtlichem  Zusammenhang 
bleiben  konnten.**)  War  dies  der  Fall  und  bildeten  die  alte 
und  neue  Gemeinde  eine  politische  Einheit  oder  einen  höheren 
Gemeindedeichverband,  so  entstand  ein  Samtgemeindedeich- 
verband. Diese  Entwicklung  vollzog  sich  bei  den  Ansiedlungen 
auf  dem  Aussendeich,  auf  dem  Land  zwischen  Rand-  und  Geest- 
land und  auf  den  bereits  ganz  geschützten  Marken.  Infolge  der 
Bedeichungen  von  Aussendeichsländereien  entstanden,  wie  wir 
gesehen  haben,  politische  Landschaften.“*)  So  konnten  hierdurch 
grosse  Samtgeraeiudedeich verbände  ins  Leben  treten,  welche 
nicht  nur  mehrere  Gemeindedeichverbände  sondern  auch  mehrere 
Samtgemeiudedeichverbände  als  kleinere  Einheiten  umfassten. 

b)  Indem  innerhalb  eines  Gemeindedeichverbandes  die 
kleineren  Gemeinden  aus  blossen  Gliedern  zu  eigenen  Deich- 
verbänden wurden,’®“)  erwuchs  ein  Samtgemeindeverband,  der 
die  ehemaligen  Gemeinden  als  Gemeindedeichverbände  umspannte. 

c)  Infolge  politischer  Einigung  mehrerer  Gemeinden,  die 
Gemeindedeich  verbände  waren,  trat  mit  dem  höhereren  politischen 
Verband  ein  höherer  Deichverband  ins  Leben,  der  ein  Samt- 
gcmeindedeich verband  war.  Auch  auf  stillschweigendem  Wege 
konnte  sich  dies  vollziehen.  Zu  denken  ist  dabei  namentlich 


■”)  Unter  den  Begriff  fällt  daher  nicht  ein  Verband  mehrerer  Qemeinde- 
deichverhände,  bei  dem  die  Uenieindcu  zusammen  keine  politische  Einheit 
bilden. 

Siehe  oben  sub  3. 

***)  Siehe  oben  S.  IGO. 

Siehe  oben  sub  2. 
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an  den  Zusammenscliluss  verschiedener  Inseln  durcli  fort- 
schreitende Bedeichungen.'®') 

Der  Samtgemeindedeichverband  stellt  ebenso  wie  der 
Genieindedeichverband  politische  und  deichrechtliche  Beziehungen 
zwischen  seinen  Gliedern  her.  Immer  muss  alle  Genossen  das 
Gefühl  der  politischen  und  deichwirtschaftlichen  Zusammen- 
gehörigkeit beseelen.  Allerdings  kann  das  Gefühl  der  deich- 
rechtlichen Zusammengehörigkeit  ein  so  minimales  sein,  dass  es 
sich  nur  in  ganz  kümmerlichen  Aeusserungen  bethätigl.'®’) 


III.  Der  herrschaftliche  Verband  an  sich  ist  eben  so 
alt,  wie  die  freie  Genossenschaft.'®®)  Allein  der  herrschaft- 
liche Deichverband  ist  jünger  als  der  freie  genossenschaft- 
liche Deichverband.  Der  alte  freie  Gemeindedeichverband  setzte 
sich  allerdings  aus  vielen  herrschaftlichen  Verbänden  oder  aus 
kleineren  Gemeinden,  in  denen  herrschaftliche  Verbände  enthalten 
waren,  zusammen.  Allein  diese  herrschaftlichen  Verbände,  die 
die  Hausherrn  und  Familienväter  repräsentierten,  waren  keine 
Deichverbände.  Die  freien  Gemeindeglieder  waren  sowohl  beim 
Deichbau  wie  bei  der  nächsten  Deichunterhaltung  so  ganz 
Glieder  des  Gemeindedeichverbandes,  dass  sie  in  Bezug  auf  ihre 
familia  vollständig  eigenen  Deichverbandslebens  entbehrten. 
Auf  lange  Zeit  steckte  jeder  Grundherreuverband  so  intensiv 
in  dem  Gemeindedeichvorband,  dass  selbst  bei  einer  Veileilung 
des  Deiches  unter  die  einzelnen  Grundbesitzer  zunächst  keine 
herrschaftlichen  Deichverbände  entstanden.  Es  ist  überhaupt 
mit  ziemlicher  Sicherheit  anzunehmen,  dass  die  ersten  herrschaft- 
lichen Deichverbände  nicht  im  Rahmen  der  alten  Gemeinde- 
deichanlagen ins  Leben  traten,  sondern  infolge  eigener  Deich- 
anlagen. Die  Gründer  von  neuen  Deichen,  die  wir  als  Deich- 


Vergl.  oben  S.  160. 

*“)  Darüber  winl  später  zu  sproebeti  sein.  — Als  .Samtgetneindedoich- 
verbände  führe  ich  an:  Die  Gemeinden  der  Hemmen  (11.63'.  die  Landschaften 
KUstringen,  Oe.stringeii,  Wangerland  (vergl.  Thünen  S.  27).  die  Lainl- 
Bchaft  Kyderstedt  in  der  ältesten  Zeit. 

*“*)  Gierke  a.  a.  0.  S.  85. 
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bauherrn  bezeichnet  haben,'“*)  bildeten  die  ältesten  herrschaft- 
lichen Deichverbände  und  zwar  herrschaftliche  Deich  ver- 
bände im  engsten  Sinn.  Denn  sie  und  nur  sie  allein  sind 
anfangs  die  Träger  des  Deichverbandes  gewesen.  Sie  waren 
die  Deichbauherrn,  die  Deicher  bildeten  unter  ihnen  keinen 
Deichverband.  Aber  freilich  musste  sich  dies  sehr  bald  ändern, 
wenn  es  auf  Landgewinnung  bei  diesen  herrschaftlichen  Deich- 
bauten abgesehen  war.  Indem  man  nämlich  Ansiedler  in  das  be- 
deicliteLand  hineinsetzte,  entwickelten  sich  Deichhofgemeinden, 
und  unter  den  herrschaftlichen  Deichverband  im  engsten  Sinn 
trat  ein  Gemeindedeichverband.  Wir  können  die  Bildung 
herrschaftlicher  Deichverbände  im  engsten  Sinn  auch  auf  Grund 
von  Aufteilungen  eines  freien  genossenschaftlichen  Gemeinde- 
deichs oder  Einweisungen  in  einen  solchen  annehmen.'“'’)  Aller- 
dings lagerten  bei  diesen  herrschaftlicheu  Verbänden  meistens 
im  Untergrund  Deichhofgemeinden.  Dies  führt  uns  auf  die  Ent- 
stehung der  herrschaftlichen  Gemein dedeich verbände. 
Da  ist  nun  ganz  im  allgemeinen  zu  sagen,  dass  sie  dadurch  ins 
Leben  traten,  dass  über  einen  Gemeindedeichverband  ein  Herr 
als  Deichherr  trat,  oder  dass  eine  Gemeinde  zur  Zeit,  wo  sie 
ein  Gemeindedeichverband  wurde,  unter  einem  Herrn  stand. 
Im  einzelnen  ist  folgendes  hervorzuheben: 

1.  Indem  Vcrgaber  Land  zur  Eindeichung  ausgaben,  er- 
wuchsen herrschaftliche  Gemeindedeichverbände.  Und  zwar 
konnte  bei  Vergabungen  an  Mittelspersonen  eine  Stufenleiter 
von  Herren  entstehen,  oder  mehrere  Herrn  nebeneinander  über 
dem  Gemeindedeichverband  walten.'"')  Nahe  verwandt  mit 
diesen  herivschaftlichen  Deichverbänden  sind  diejenigen,  welche 
sich  dadurch  bildeten,  dass  Herrn  in  einem  bereits  von  ihnen 
bedeicliten  Gebiet  Gemeinden  ansiedelten.'“'’)  Hinzu  weisen  ist 
ferner  darauf,  dass  in  Holland  neue  herrschaftliche  Gemeinde- 
deichverbände dadurch  entstanden,  dass  der  Landesherr  zur 


“S)  Siehe  oben  S.  löß  ff. 

Mitunter  sehou  j;leich  nach  Kertiijstcllimg  der  Deiclibautcn. 
Vcrgl.  Leutlie  § l. 

*“')  Vergl.  oben  S.  124  ff. 

Siehe  oben  S.  1&6  ff. 
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Wiederbedeichnng  von  Landstrecken  verordnete,  dass  mit 
der  Bedeicliiuig  eines  bestimmten  Teils  des  Landes  als  Minimum 
eine  Ambacht  ins  Leben  treten  sollte,  die  der  Unternehmer  als 
Ambacbtsherr  erhielt.  Dabei  wurden  dann  zugleich  ähnliche 
Privilegien  erteilt,  wie  bei  den  Vergabungen  von  bisher  un- 
bedeichten  Marschstrichen.'"’)  Schliesslich  waren  alle  Gemeinde- 
deichverbände, die  auf  Grnnd  herrschaftlicher  Erlaubnis  zn 
Deichanlagen  entstanden,"")  herrschaftliche  Gemeindedeich  ver- 
bände. Einen  besonderen  Platz  nehmen  hier  die  landesherrlichen 
Gemeindedeichverbände  ein,  da  bei  ihnen  zwischen  Landesherrn 
und  Gemeinden  andere  Herrn  stehen  konnten."') 

2.  Herrschaftliche  Gemeindedeichverbände  traten  ferner 
dann  auf,  wenn  über  einen  Gemeindedeichverband  ein  Herr 
trat."’)  Sie  bildeten  sich  weiter,  wenn  innerhalb  eines 
Gemcindeichverbandes  eine  Grossgrundherrschaft  mit  ihrer  Hof- 
geineinde  aus  einem  blossenGlied  eines  Gemeindedeichverbandes  "’t 
nach  erfolgter  Aufteilung  des  Deichs  zu  einem  eigenen  Deich- 
verband wurde.'")  Endlich  zog  mau  herrschaftliche  Gemeinden 
in  den  Deich  ein,  indem  man  sie  als  mitbeschützt  vom  Deich 
betrachtete.  Auch  freiwillige  Uebernahme  eines  Deichstückes 


siehe  namentlich  die  Verkündigung  Wilhelms  von  Holland  betreffs 
die  Wiederhedeichung  der  Z«  ijndrechtschen  Waard  vom  isl.  Nov.  1331 
(oben  Kinleitung  § 4b  A 403).  Hier  heisst  es:  „Voorl,  wie  een  sesticu- 
dendeel  of  meer  noemt,  van  alle  den  lande,  dien  aalt  ambacht  volghc 
niet  den  gheluyde  van  den  lande  ende  metten  nmltere  van  alaoe  vcle  als 
by  f neemt.  Kode  dit  ambacht  sul  half  vry  wesen,  ende  die  ander  helft 
sal  dienen  in  die  herevaert,  endo  binnen  den  ecrsten  seven  jareu  en  sal 
meiire  gheen  herevaert  of  varon“.  Nibbelink  bemerkt  dazu  S.  13  A.  ö: 
,Van  hier  de  oorsprong  van  de  ambaciiten  Ueerjaiisdara,  de  Lindt,  Kyfhoek, 
Heer-Oudelants-auibacht,  Schobbe-lauts-ambachts,  die  clk  voor  ‘ , der  be- 
dijkte  landen  gerekend  werden,  Kysoord  */i8t  StrevelahoeW  Sandelingh  ' »i 
Hendrick-Ido- Ambacht  '/»  eiiz“. 

"°)  Siebe  oben  S.  172. 

'")  Siehe  oben  S.  17 1 ff.  u.  S.  127  ff. 

"’J  Es  konnten  auch  mehrere  Herrn  oder  der  Landesherr  sein.  Siehe 
oben  A.  70. 

"’)  Siehe  oben  S.  2oo. 

"1)  (irus.sgrundherrschaften  bildeten  sich  innerhalb  eines  bereits  be- 
deichten  Uemcindebezirks  durch  Landnahme  in  der  Allmende  (siehe  oben  A.  8S) 
und  durch  Auftragungen.  Vergl.  auch  Sandcr-Deichsatzungcn  von  1317  §2 
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Vonseiten  von  Herrschaften  mag  vorgekommen  sein.*'')  Sie 
bildeten  einen  eigenen  Deichverband,  wenn  den  lierrscliaftlichen 
Gemeindedeicli verband  eigenes  Deichverbandslebcn 'durchströmte. 

3.  Es  entwickelten  sich  auch  herrschaftliche  Samt- 
gemeindedeichverbände, sei  es  dadurch,  dass  ein  Herr  durch 
fortlaufende  Vergabungen  Gemeindedeich  verbände  ansiedelte,  die 
zu  einer  Samtgemcinde  und  einem  Samtdeichverband  zusammon- 
gefasst  wurden,"®)  sei  es  dadurch,  dass  ein  Herr  über  einen 
Samtgemeindedeichverband  trat.  Ja,  es  erwuchsen  nicht  nur 
Samtgemeindedeichverbäude,  die  unter  einander  über-  und  unter- 
geordneten Herren  standen,  sondern  auch  solche,  die  einer 
Gesamthänderschaft  von  Herrn  unterworfen  waren."*) 

IV.  Schon  die  Betrachtung  der  Entstehung  der  späteren 
Gemeindedeichverbände  ergiebt  iniplicite  ein  Bild  von  einigen 
Entstehungsformen  der  Deich  verbände  im  engeren  Sinn. 
Ging  doch  oft  mit  der  Bildung  eines  neuen  Gemeindedeichver- 
bandes die  Entstehung  eines  Deichverbaudes  im  engeren  Sinn 
Hand  in  Hand,  und  waren  es  doch  andrerseits  dieselben  Grund- 
sätze, die  die  Entstehung  beider  hervorgerufen  haben.  Die 
Deichverbände  im  engeren  Sinn  sind  nun  im  wesentlichen"“) 
auf  folgende  Weisen  ins  Leben  getreten: 

1.  Bei  den  neuen  Besiedlungen  des  Aussenlandes 
konnten  die  neuen  und  alten  Gemeinden  in  Bezug  auf  den  neuen 
Deich  in  vollkommener  Deichgemeinschaft  sein.  Die  alte  Ge- 
meinde verwaltete  dann  für  sich  nur  den  Mitteldeich;  sie  bildete 
mit  der  neuen  Gemeinde  hinsichtlich  des  Seedeiches  dann  einen 
Deichverband  im  engeren  Sinn,  wenn  sie  beide  zusammen  keine 
höhere  j)olitische  Gemeinde  ausmachten."*)  War  der  alte  Deich 


Ijenthc  § 1. 

Siclie  oben  S.  162. 

"■)  Vergl.  Mieris  II,  ir>l. 

'*’*)  Alle  Eutstchun^'.sfuriiien  anzilfiihren.  ist  bei  ihrer  Mannigfaltigkeit 
nicht  möglich.  Wir  beschränken  uns  auf  die  wesentlichen  und  versuchen, 
ein  Bild  der  Entwicklung  im  grossen  und  ganzen  zu  cutwerfen. 

o-’j  W'ar  das  Uegenteil  der  Fall,  so  bildete  sich,  wenn  die  neue  (le- 
meinde  einen  Deichverband  darstellte,  ein  Samtgemeindedeichverband  (siehe 
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bereits  nach  Schlägen  unter  kleinere  Gemeinden  verteilt,  so 
musste  oft  der  Gedanke  aufkonimen,  dass  nur  die  Schläge, 
welche  durch  den  neuen  Deich  beschützt  wurden,  zur  Unter- 
haltung des  letzteren  mitverpflichtet  seien.  Infolgedessen  Hess 
man  nur  die  betreffende  engere  Gemeinde,  deren  Schlag  den 
Schutz  genoss,  mit  der  neuen  Gemeinde  eine  engere  Deicli- 
gemeinschaft  bezüglich  des  neuen  Deiches  bilden.  War  der  alte 
Deich  auch  bereits  innerhalb  der  Schläge  an  die  einzelnen 
Genossen  nach  Kabeln  verteilt,  so  kam  es  nun  dahin,  dass  man 
nur  die  Käbelhalter,  deren  Kabeln  von  dem  neuen  Deich 
beschützt  wurden,  Deichmasse  in  dem  neuen  Deich  annehmeu 
liess.  Es  ist  ersichtlich,  dass  sich  auf  diese  Weise  Deich  ver- 
bände bilden  mussten,  die  sich  mit  Gemeindeverbänden  nicht 
deckten.'*'’)  Ebenso  verhielt  es  sich  bei  den  Ansiedlungen  auf 
dem  Land  zwischen  Randland  und  Geest  und  bei  den 
Tochtergemeinden,  die  auf  der  gemeinen  Mark  angesicdelt 
wurden,  welche  bereits  durch  Deiche  genügend  geschützt 
war.  Hier  entstanden  Deichverbände  im  engeren  Sinn,  wenn 
die  neue  Gemeinde  in  den  alten  Deich  eingewiesen  wurde 
und  zwischen  der  alten  und  neuen  Gemeinde  Deichzusammen- 
geliorigkeit  bestand,  ohne  dass  sie  zusammen  eine  höhere  politische 
Gemeinde  bildeten.'*')  Ja,  auch  bei  Vorhandensein  einer  höheren 
politischen  Einheit  trat  ein  Deichverband  ini  engeren  Sinn  daun 
zu  Tage,  w'eun  nur  ein  Teil  der  neuen  Gemeinde  als  deich- 


oben II  8ub  6).  War  die  neu«  Ueuieinde  kein  eigener  Deichverband,  »o 
bandelte  es  sich  nur  um  eine  Ausdehnung  des  alten  tlemeindcdeicbvei  bauds. 
— Betreffs  iler  Entstehung  eitles  •Samtdeicliverbandcs  itn  engeren  Sinne 
siche  unten  S.  200. 

'*’)  Vergl.  lür  diese  Entwicklung  Spadelandärecbt  art.  XI,  wo  es  heisst . 
.Wenn  der  neue  Deich  des  eroberten  neuen  Koges,  ni  einem  vollen  See- 
deich gemacbet,  sollen  diejenigen,  denen  ihre  Deiche  abgedoichet, 
so  viel  in  dem  neuen  Deich  ausfassen,  dass  sie,  gleich  dem  neuen  I..anda, 
volle  Maasse  bekommen,  nach  Erkenntnis  der  10  Deichrichter'.  Wenn  da? 
alte  Land  keinen  Teil  am  neuen  Deich  haben  sollte,  hob  man  die's  bei  den 
V’crgabungcn  besonders  hervor.  Vergl.  Mioris  11,  151.  iHier  wird  aller- 
dings ein  .Samtdeichverbaud  zwischen  altem  und  neuem  Laud  begründet, 
aber  eiue  Einweisung  der  alten  Landbesitzer  in  dem  neuen  Deich  ausdrücklich 
ausgeschlossen ). 

'*')  Siehe  oben  A.  Ui. 
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pflichtig  aiigeselien  wurde  — etwa  weil  der  übrige  Teil  den 
Schutz  des  Deiches  so  gut  wie  gar  nicht  genoss  — und  man 
nur  ihn  in  die  Deichgeuieinschaft  mit  dem  alten  Gemeindedeich- 
verband einwies.^®-)  Aucii  entkeimte  dem  alten  Gemeiude- 
deichverband  dann  ein  eigener  Deichverband  im  engeren  Sinn, 
wenn  die  neue  Gemeinde  mangels  politischer  Selbständigkeit 
einen  Teil  der  alten  Gemeinde  ausmachte,  aber  von  einer  Unter- 
haltung bezüglich  des  alten  Deichs  befreit  wurde. 

Auf  Grund  neuer  Ansiedlungen  sind  auch  herrschaftliche 
Deich  verbände  im  engeien  Sinn  ins  Leben  getreten.  Bei 
den  Vergabungen,  zur  Eindeichung  war  hinsichtlich  der  Deich- 
anlagen und  der  späteren  Unterhaltung  oft  eine  Verquickung 
der  einzelnen  Gemeinden  erforderlich.'®*)  So  bildeten  sich, 
indem  man  Gemeinden  ansiedelte,  gleichzeitig  Deich  verbände, 
deren  Genos.sen  verschiedenen  Gemeinden  angehörten.  Ja,  in 
späterer  Zeit,  wie  sich  die  freie  Struktur  des  Deichverbandes 
im  engeren  Sinn  herausgebildet  hatte,  siedelte  man  Deich- 
ver bände  im  engeren  Sinn  selbst  an  und  schob  sie  in  die 
allgemeine  Landesverwaltung  als  Selbstverwaltiingskorper  in 
Deich-  und  Sielsachen  ein.'®*)  Schliesslich  wurden  bei  den 
Gemeindegründungen  einzelne  Personen'®*)  oder  kleinere  Ge- 
meinden von  der  Deichunterhaltung  eximiert,'®*)  so  dass  kein 


'*0  Vergl  unten  »ub  2. 

Siehe  oben  S.  147. 

'■■'*)  Der  Deiehverband  der  Herren  von  Oranenburg  gehört  hierlier.  Im 
Jahre  1S4S  erklärt  ein  Herr  von  Hrancuburg  (siehe  aber  Kinleituiig  J 4a 
A.  24S),  es  seien  von  seinen  Vorfahren  Hufen  ausgegeben  worden  an  Leut« 
zu  solehcm  Recht,  ,dat  sy  einen  Dyekgreff  liebbeu  sulien,  die  aiillen  doen 
dyeken  und  alle  water  kceren,  dat  in  dese  voorge.  Lande  und  hoyven 
kommen  möge,  het  sy  van  boven,  hct  sy  van  beneden,  het  sy  van  binnen 
den  I,ande,  het  sy  van  boven  den  Lande,  het  sy  van  allen  Sieden  dat  hem 
die  waeteron  toe  koinen  mögen  und  W'eteringen  und  Leygraven  und  andere 
Graven,  Kyuden  und  bruggen,  Sehluysen  und  Scliuklaken  doen  niaken  und 
doen  gehlen  und  Erffliken  doen  haldcn  daer  sy  vinden  dat  dem  Lande  nuth 
sy  und  den  Erven  daer  die  Ueymraet  op  wieset“.  In  Hozug  auf  sonstige 
Angelegenheiten  unterstanden  die  Ansiedler  den  ordentlichen  Ueaintcu  des 
liandes  (vergl.  das  Ende  des  I*rivilegs)  und  bildeten  keine  Gemeinde 

Zunächst  konnte  in  der  Gewährung  von  Ereiliufen  an  die  Mittels- 
personen üine  Belieiung  von  der  Deichpflicht  enthalten  sein. 

‘•‘“J  Vergl.  unten  Anm.  120  ff. 
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vollkoiiinietier,  alle  Geineindegeiiossen  bercchtij'endcr  und  ver- 
idüclitcndei-  Deichverbaiid  entstand. 

Infolge  dieser  Ansiedlungen  haben  sich  nun  in  mannigfaltiger 
Weise  Saintdcichverbände  ini  engeren  Sinn  gebildet. 
Unter  einem  Samtdeichverband  im  engeren  Sinn  verstehen  wir 
einen  Deichverband  im  engeren  Sinn,  der  sich  aus  mehreren 
Üeichverbänden  zusammensetzt.**’)  Die  Deichverbände,  welche 
Glieder  die.ses  Samtdeichverbandes  sind,  können  Gemeindedeich- 
verbände oder  Deichverbände  im  engeren  Sinn  sein.  Das 
dcichrechtliche  Band  der  Zusamcngehürigkeit  kann  zwischen 
ihnen  nur  sehr  lose  geknüpft  erscheinen.  Die  einfachste  Form 
der  Entstehung  eines  Samtdeich verbandes  im  engeren  Sinn  auf 
Grund  von  Ansiedlungen  ist  die  gewesen,  dass  die  Tochter- 
gemeinde einen  eigenen  Deichverbaiid  bildete  bei  V’orhandensein 
einer  deichrechtlichen  Zusammengehörigkeit  zwischen  alter  und 
neuer  Gemeinde  und  dem  Fehlen  einer  höheren  Gemeinde,  die 
nur  beide  umfasste.  Verdeutlichen  kann  die  Entstehung  eines 
Samtdeichverbandes  auf  Grund  von  Ansiedlungen  die  Vergabung 
des  Herrn  von  Putte  in  Bezug  auf  Neuland  in  Katendrecht  aus 
dem  Jahre  131.ö.'***)  In  der  Austhuungsurkunde  heisst  es: 

„Dat  dat  nyeuwe  land  geeuen  cost  doen  en  sal 
metten  oude  land,  noch  int  oude  land,  hot  ne  waren  in 
opene  walen,  ende  desgelj'cke  sulleii  doen  die  geene, 
die  in't  oude  land  woonen.“ 

Hiernach  besteht  zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  Land 
ein  Sanitdeichverband  im  engeren  Sinn,  der  durch  die  gegen- 
seitige Verpflichtung  zur  Bcihiilfe  bei  Wehlen  geknüpft  ist. 

In  anderer  Weise  ist  auf  dem  grossen  Werder,  insoweit  er 
dem  Urden  im  14.  Jahrhundert  gehörte,  ein  Sauitdeichverband 
im  engeren  Sinn  infolge  der  Ansiedlungen  entstanden.  Vorau.s- 
gesetzt  wird  dabei,  dass  das  einzelne  Dammdorf  auf  dem  Werder 
einen  Deichverband  bildet.  Dann  ist  der  Entstehungsgrund  für 
den  Samtdeich  verband  im  engeren  Sinn  hier  der  gewesen,  dass 
der  Orden  verschiedene  Werde.idörfer  oder  verschiedene  Hufeu 
in  einzelnen  Dörfern  von  der  Deichpflicht  eximierte.  Aus- 


Vcrgl.  aber  unten  § 2. 
*••»')  Micris  II,  151. 
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genommen  wurden  iiämlidi  namentlich  die  Gärtnerhnfen,  welche 
einen  höheren  Zins  trugen,'*“)  und  die  Waldhufen.'“")  Die 
Exemption  von  ganzen  Dörfern  fand  entweder  unter  gleich- 
zeitiger Befreiung  von  allen  Scharwerksdiensten'“')  oder  unter 
Auferlegung  der  letzteren  statt.'“*)  So  erwuchs  ein  Samtdeich- 
verband, der  sich  nur  aus  einigen  Dörfern  des  Ordens 
zusammensetzte.'®“) 

2.  Innerhalb  eines  Gemeindedeicli verbandes  bildeten 
sich,  wenn  von  Ansiedlungen  abgesehen  wird,  Deich  verbände 
im  engeren  Sinn,  wenn  einigen  Gemeindegliedern  die  Unter- 
haltung des  Deiches  auferlegt  wurde,  die  keine  Gemeinde 
zusammen  ausmachten. 

Dies  geschah  von  Seiten  einer  weiteren  Gemeinde,  indem 
sie  nur  die  am  Wasser  liegenden  Dörfer  in  den  Deich  einwies.'“') 
Hier  erhielt  also  nicht  jede  engere  Gemeinde  einen  Schlag 
Deiches,  sondern  nur  einige  engere  Gemeinden.’®’')  Der  Grund 
hierfür  ist  darin  zu  suchen,  dass  man  darnach  trachtete,  sich 


'■•*)  Verschreibung  für  LaOekopp  (a.  1341.):  Jeder  Gärtner  erhält 
Hufe  gegen  Zins  von  4 M,  ,uml  mit  dem  so  sollen  sie  frei  sein  von 
derselben  halben  hüben  tychens  und  teinpnens  und  alles  ungeldea  und  allerle 
dienstes  odir  arbait,  dy  man  uf  ander  hüben  setzet,  in  welchem  namen  man 
sie  genomen  mag.“  (Bei  Toppen  a,  a.  O.) 

Verschreibung  für  Tiego  (a.  1345);  .Von  der  hüben,  du  man 
achteliolb  mark  Zinss  von  gobit  und  von  den  dreyzehu  hüben  Waldes  sollen 
die  inwoner  desselbin  dorKs  von  der  herrschaft  keiner  lande  dieustc  tliiui 
wedir  zu  herfarten  noch  zu  herrenbele  noch  zu  seharwerk  Temmen,  noch 
zu  teiehen  oder  «de  man  das  gouemen  mag.“  (Toppen  a.  a.  O.) 

'ä')  Noukirch  (a.  1351)  Wydow  (a.  13S4)  .Durch  der  geburge  willen 
des  cinscs  lasse  wir  sie  ledig  alles  sebarwerks  temraeiis  oder  teichens  und 
aller  gebuerlicher  Arbeit.“ 

'®*)  Eichwalde  (d.  135t):  „Auch  sollen  sie  an  andern  dingen  thun 
gleich  andern  dörffern  indem  werder,  ane  teinpnens  sollens  sie  ledig  sein 
und  loa.“  (Töppen). 

'^)  Zum  ersten  Mal  in  der  Geschichte  tritt  dieser  Sanitdeichverband 
in  Erscheinung  im  Jahre  1373.  (Preussische  Sammlung  III,  115.) 

‘**l^Vergl.  Sachsenspiegel  II.  5«:  „Swelke  dorp  bi  watore  liget 
und  onen  dam  hebhet,  die  sie  vor  der  vlut  bewaret,  iewelk  dorp  sal  einen 
deil  des  dammes  vestenen  vor  der  vlut.“ 

Aelter  und  solider  ist  die  Entwicklung,  dass  jede  Gemeinde 
eineu  Schlag  erhält.  Siehe  oben  S.  111. 
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der  Deichpflicht  zu  entzielieii;  teilweise  war  aber  wohl  hierbei 
auch  der  Grundsatz  niasspebeud,  der  hier  und  da  aufkam,  dass 
nur  das  der  Flut  ausf^esetzte  Gebiet  den  Deich  zu  unterhalten 
habe.  Die  Gesamtheit  der  Genossen  dieser  engeren  GciUieinden 
konnte  dann  einen  Deichverband  im  engeren  Sinn  bilden. 
Es  war  aber  auch  möglich,  dass  ein  Sanitdeichverband  im 
engeren  Sinn  entstand,  indem  jede  engere  Gemeinde  für  sich 
einen  Deichverband  bildete,  aber  die  natürliche  Zusammen- 
gehörigkeit zu  einem  Deich  sie  auch  zu  einem  deichrechtlichen 
Band  verknüpfte.’“) 

Auch  innerhalb  eines  kleineren  Gemeindedeichver- 
bandes bildeten  sich  so  Deichverbände  im  engeren  Sinn,  indem 
man  nur  einigen  Grundeigentümern  die  Deichuntcrhaltung 
aufl)ürdete.  Oft  wies  man  die  an  den  Deich  anschiessenden 
Grundeigentümer  ein.””)  So  konnte  ein  Gemeindedeichverband, 
wenn  die  verschiedenen  zur  Gemeinde  gehörigen  Deiche  an  ver- 
schiedeue  Gemeinschaften  zugeteilt  wurden,  aus  Deichverbänden 
im  engeren  Sinn  bestehen;  doch  war  dies  Verhältnis  meistens 
getrübt,  weil  diese  Gemeinschaften  nicht  zusammen  die  Gemeinde 
ausmachten,  indem  entweder  Angehörige  fremder  Gemeinden  be- 
teiligt waren  oder  etliche  Grundeigentümer  der  Hauptgemeinde 
unbeteiligt  blieben. 


'*)  Ich  veniiute,  dass  so  der  Samtdeicbvurbaiid  des  Sachsenspiegels 
sich  hier  und  da  gebildet  hat.  V'ergl.  A 134.  Jedenfalls  ist  bei  der  Stelle 
II,  5ü  au  einen  Sanitdeichverband  iiu  engeren  Sinn  zu  denken.  Vergl.  unten 
§ 3.  Kiue  andere  Erklärung  für  die  Entstehung  dieses  Deichverhaudes  siehe 
unten  A.  101. 

13«)  Vergl  das  Deichrecht  von  Salland  art.  3S,  nach  welchem  „die 
van  Uacrle,  die  bei  dem  water  geseeten  »int“,  deichpflichtig  sind.  — Nach 
dem  Deicbrccht  der  Altendorfer  Schannng  waren  die  an  den  Ostedeich  an- 
schie.ssenden  (irundeigentiinier,  das  »gn  „Deichfeld“  zur  Unterhaltung  des 
Ostedeichs  eingewiesen.  Das  Deichfeld  ist  das  Land  zwischen  dem  Deich 
und  dem  Landwege.  Deichrecht  XVI,  0:  „den  dat  landt  oder  acker  de  sick 
strecket  vam  landtwege  beth  thom  diecke,  macket  dem  dieck  allene" ; XXII, 
33:  „den  de  aeker  vam  wege  beth  thom  diecke  dem  gehöret  allene  tbo 
diccken,  und  fho  macken  den  Oten  dieck“.  — Die  übrigen  Grundeigentümer 
trugen  in  llezug  auf  den  Ostedeich  keine  Deichlasteu  mit  Ausnahme  der 
Schleusekabcln.  Siehe  Hahn  S.  23.  Später  änderte  sich  dies  etwas.  Vergl. 
Hahn  S.  20. 
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3.  Innerhalb  eines  Gemeindedeich.verbandes  spaltete 
sich  ein  Deichverband  schon  jetzt  dadurch  ab,  dass  die  Mitglied- 
schaft bei  diesem  au  andere  Voraussetzungen  geknüpft  ward, 
als  bei  jenem.  Auch  hier  kam  freilich  der  Deichverband 
i.  e.  S.  oft  noch  nicht  rein  zur  Erscheinung,  so  dass  man  besser 
meist  nur  von  einer  Trübung  des  Gemeindedeichverbandes  sprechen 
wird.  Eine  solche  trat  auch  infolge  dos  Umstandes  ein.  dass 
sich  viele  Glieder  eines  Gemeindedeichverbandes  von  der  Deich- 
last zu  befreien  wussten.  Hierüber  wird  'aber  besser  bei  der 
Darstellung  der  Mitgliedschaft  im  Deichverband  gehandelt 
werden.'““) 

4.  Deichverbäude  im  engeren  Sinn  bildeten  sich  auch  durch 
das  Eingreifen  von  Schleusenverbänden  in  den  Doich- 
verband. 

Infolge  der  Legung  von  Schleusen  in  einen  Deich  bildeten 
sich  Rechtssätze  aus,  wonach  der  Schleusenverband  gewisse 
Deichstrecken  mitsamt  den  Schleusen  entweder  stets'“*)  oder 
eine  bestimmte  Zeit  hindurch'^*)  zu  unterhalten  hatte.  Bei 


’*)  Siebe  unten  § 2 und  Abschnitt  III. 

Siehe  die  flandrische  Urkunde  von  I2HU  (oben  Einleitung  § 4b 
Ä.  66b):  „Sciendum  etiam  quod  si  forte  dikum  maris  in  aliqno  contingorit 

pejorari  vel  infringi:  ad  ipsum  reparandum  vel  meliorandum  probi  viri  veteris 
Hevinae  in  nullo  custu  debent  obligari;  hoc  excepto,  quod  dicum  aupra 
slusias  suas  firmum  conservare  debent  et  illaesum“.  — Einlassungsbrief  der 
drei  üelfsiele  hinsichtlich  der  Kirchspiele  Engelbert  und  Middelbert 
(Driessen  II,  2K1):  Die  Gemeinden  haben  in  dem  Burgwall  eine  Schleuse 
zu  legen  und  zu  unterhalten  „an  beyde  syden  een  roede  dyckes  in  de  Bnrg- 
walle,  die  gemeenlyk  genoemd  woord  een  Jarfal  (Jerdfal)“.  Deichrecht  der 
Altendorfer  Schauung  XV,  13:  „Up  einer  jederm  sheiise  gehhret  den  bUr- 

schoppen  twe  rode  diockos  tho  macken,  achte  eilen  up  einer  jedem  sidt, 
vebr  eilen  baveu  np  de  hövet  schluse“.  Diese  Stelle  ist  auf  fortwährende 
Unterhaltung  zu  beziehen;  keineswegs  sind  damit  die  Kabeln  gemeint, 
welche  bei  Schleusenbauten  eine  Zeitlang  dem  Schleusenvcrband  zur  Last 
fielen.  Uebereinstimmend  wohl  Hahn  S.  26  Vergl.  die  folgende  Anm. 

'“)  Das  Deichrecht  der  Altendorfer  Schauung  fährt  in  der  A.  139 
angegebenen  Stelle  so  fort:  .Und  is  gemen  werck,  so  lange  dat  de  schlüee 
oder  grundtwerck  uthgenamen  und  gegraven  sin.  AIsz  den  gehöret  sick 
de  wedder  gedemppede  und  gemackede  dieck.  zu  vollen  werck  zu  machen, 
und  also  Jahr  und  dagh  gelioldenn,  na  Jahr  und  dago  alsz  den  den 
dieck  so  tho  vollem  wercke  dem  grnndtherrn,  wedder  mit  rechte  tho 

J.  Qi«rke,  Qatebicbte  des  deuUeb«n  DeiohreohU.  14 
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Herausnahme  der  Schleuse  musste  die  Frage  beantwortet  werden, 
wer  in  Bezug  auf  das  entstandene  Loch  deichpflichtig  sei. 
Eine  offenbare  Ungerechtigkeit  wäre  es  gewesen,  wenn  man 
einfach  die  alten  diesbezüglichen  Deichhalter  dafür  in  Anspruch 
genommen  hätte.  Infolgedessen  kam  man  dazu,  dem  alten 
Schlenseuverband  entweder  nur  die  Wiederherstellung  des 
früheren  Zustandes'*')  oder  diese  und  eine  Unterhaltung  während 
einer  bestimmten  Zeit***)  oder  gar  die  ständige  Unterhaltung 
dieses  Deichstückes***)  aufzuerlegen. 


kennen  nnd  vinden  latLen,  eo  ferne  der  mon  den  dieck  nicht  mit  willen, 
will  annehmen,  aonsten  hieve  idt  gemen  werck“.  Dieser  Satz  bezieht  sich 
auf  die  Inaugpnichnahme  beuachharter  Kabeln  bei  Scbleusenbautcn.  Sie 
blieben  jedenfalls  Jahr  und  Tag  bei  dem  Schlenseuverband  (genauer  dem 
Schlousenherstollungsverband).  Danach  konnten  die  .Schleusen  halt  er  ver- 
langen, dass  die  alten  Kabelbalter  sie  wieder  übernahmen.  Wenn  diese 
nicht  freiwillig  wollten,  wurden  sie  durch  Uerichtscrkeiintnis  dazu  ge- 
zwungen. DasOericht  entschied  dann  zugleich  auch  darüber,  obdieKab,.ln 
in  ihrem  früheren  Zustand  seien.  Die  Kabeln  blieben  bei  dem  Schleuseu- 
verband,  wenn  dieser  sie  behalten  wollte,  oder,  weil  sie  noch  nicht  in  ihrem 
alten  Zustand  waren,  behalten  musste.  — Uabn  nimmt  auf  ,S.  26  unrichtiger 
Weise  au.  dass  es  in  dem  llelieben  der  Kabelhalter  gestanden  hätte,  die 
Kabeln  wieder  anzunehineu.  Auf  S.  43  bemerkt  er,  dass  das  Deichgericht 
den  Kabelhalteru  die  Kabeln  hätte  wieder  zuerkennen  müssen.  Wozu  aber 
ein  Gerichtsbeschluss,  der  nur  ergehen  konnte,  wenn  die  Kabelbalter  Willens 
waren,  die  Kabeln  anzunehmen? 

’")  Vergl.  die  Stelle,  welche  Ueineken  § 30  aus  Bührens  Denkei- 
bock  anführt  und  lautet:  ,De  syel  der  Wetteringe  licht  by  mynen  Danneis 
dycke  un  de  ghink  uth,  unde  uam  mynen  dyck  mede,  sa  hape  ick  des  dickes 
ock  vrig  to  bliveude,  so  lange  he  buten  und  bynneu.  so  gud  wedder 
is,  alss  he  to  vorne  was  er  ho  uth  gbynghk'. 

imj  Deichrecht  des  Alten  Landes  art.  VI:  ,Wor  gemeine  l’feifl'en, 

Sielen  und  Schleussen  im  Teiche  liegen,  müssen  dieselbige  machen,  die  dazu 
wassern.  Wenn  sie  aber  wieder  aussgenommeu  werden,  muss  der  Teich 
Jahr  und  Tag  in  gemeiu  gehalten  und  dom  vorigen  possessori  mit  der 
Erde  wieder  überantwortet  werden“. 

'*3)  Uühreus  Denkelbock  (Ueineken  § 30):  „Item  A.  1540  do  mosten 
de  Erffeien  in  der  Womsyden  eynen  Syel  leggen,  in  eynen  dyck  der  Kerk- 
schwaren  tor  Uorst:  unde  de  Erffexen  mosten  en  besegelde  breve  gebeven 
den  dick  namals  suuder  schaden  to  holdende“.  — „Item  desgelicken  holden 
de  UriJpelinger  bure  eynen  Dyck,  dede  plach  to  hörende  Alberde  Grauen 
darumme  dat  se  eneo  zuol  darinne  hadden  gelecbt  dede  weebghuuek“. 
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Da  die  Schleusen  verbände  häufig  in  mannigfachster  Weise 
die  verschiedenen  Gemeinden  durchkreuzten,'*^)  so  wirkte  der 
vorhandene  oder  ehemalige  Schlciisenverband,  wenn  er  Kabol- 
halter  war,  und  man  alle  Kabelhalter  in  gewisser  Beziehung 
als  Deichverband  betrachtete,  an  der  Entstehung  eines  Deicli- 
verbandes  i.  e.  S.  mit.  Ja,  wenn  der  Schleusonvorband  nicht 
bloss  als  Glied  des  betreffenden  Deichverbandes,  sondern  in  Bezug 
auf  diese  Pfänder  als  eigener  Deichverband,  ähnlich  wie  hin- 
sichtlich seiner  Schleusen,  erschien,  so  wurde  er  zu  einem 
Deichverband  im  engeren  Sinn. 

Immerhin  konnte  solch  Schleusendeichvcrband  auch  ein 
Gemeindedeichverband  sein,  da  ein  Schleusenverband  sich  mit- 
unter ebenfalls  mit  einem  Gemeindeverband  deckte.  Uebcrhaupt 
kein  neuer  Deichverband  trat  ins  Leben,  wenn  ein  bereits  be- 
stehender Deichverband  in  den  Deich  eines  anderen  eine  Schleuse 
legte  und  diesbezügliche  Deichpfänder  unter  selbständiger  Ver- 
waltung annahm.  Denn  hier  erhielt  ein  Deichverband  nur  eine 
neue  Deichstrecke  zu  seinen  alten.’*'') 

5.  Die  immer  weiter  um  sich  greifende  Rechtsanschauung, 
dass  alles  durch  einen  Deich  geschützte  Gebiet  deichpfliebtig 
sei,  hat  in  verschiedener  Hinsicht  Deichverbände  im  engeren 
Sinn  erzeugt.  Hier  ist  aber  der  Einfluss  dieser  Rechtsanschauung 
nur  insoweit  in  Betracht  zu  ziehen,  als  er  sich  nicht  auf  den 
innerhalb  eines  Gemoindedeichverbands  liegenden  Bezirk  be- 
zieht.'**) In  dem  Gedanken,  dass  alle  Lande,  die  vom  Wasser 
Schaden  nehmen  können,  zur  Deichpflicht  heranzuziehen  seien, 
schlummert  die  Expansivkraft  des  Gemeiudedeichverbandes.'*’) 


siehe  z.  B.  Hahn  S.  137  fif. 

'*'’)  Vergl.  Miuris  II,  540. 

***)  ln  letzterer  Hinsicht  ist  sein  Einfluss  bereits  oben  suü  2 berührt. 
Kr  spielt  aber  auch  bei  der  oben  sub  3 angedeuteten  Entwicklung  eine 
grosse  Holle.  Trotzdem  diese  Veränderungen  oder  Neuerungen  aut'  ein  uud 
derselben  Heebtsbasis  beruheu,  empfiehlt  sich  doch  ihre  getrennte  Be- 
handlung. 

“’J  Vergl.  auch  Auhagen  S.  665:  „Mehr  und  mehr  aber  brach  sich 
die  Anschauung  Bahn,  dass  der  Deich  nicht  Institution  der  tiemeinde  sein 
dürfe,  da  von  dem  Bestände  der  ihr  zugewiosenen  Deiebstrecke  nicht  nur 
ihr  Wohl,  sondern  das  der  gesamten,  durch  einen  gemeinsamen  Hauptdeich 
geschützten  Ciomeinden  abhängig  war“,  äiehe  aber  unten  A.  14S. 

14* 
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Freilich  konnte  sich  dieser  Gedanke  nur  allmählich,  ja  voll- 
ständig in  dieser  Periode  überhaupt  nicht,  durchsetzen.'**)  Die 
Ausdehnung  machte  mehr  oder  minder  an  den  Grenzen  grosser 
politischer  Verbände  Halt.'**)  Dies  Trachten  nach  Herein- 
ziehung  anderer  in  den  Kreis  der  Deichpflichtigen  konnte  auf 
zwei  verschiedene  Resultate  hinauslaufen.  Es  konnte  dadurch 
einmal  eine  Einweisung  in  den  Deich,  sodann  aber  nur  eine 
Rechtspflicht  zur  Beihülfe  bei  drohender  Gefahr  erzeugt  werden. 


148J  Vergl.  Keure  der  vier  Ambachten  von  1242  § 67:  „ad  . . . re- 

parandum  . . . diken  anxiliom  praestare  tenetnr  quaecumque  terra  infra 
idem  officium  recipit  commodum  et  inundatioiiis  relevuuieii".  — Sacheen- 
spiegel  II,  66:  Kumt  arur  die  vlut  undo  briet  aie  den  dam,  unde  ladet  man 
mit  deme  geriiehto  darto,  die  binnen  demo  dämme  geseten  aion,  arulk  ir 
nicht  ne  hilpt  bäten  den  dam,  die  lievet  verworclit  sogetan  erre  ale  be 
binnen  dorne  dämme  bevet“.  — Bergb  II.  Änbang  G:t  (a.  I2SO)  den  Dcicb 
aollen  halten  alle  „die  daronder  golant  ziju  gbeheel  off  ongequetat“  — 
Uieria  II,  46u  (a.  1:128);  463  (a.  1328):  Es  sollen  alle  Lande  heran- 

gezogon  werden  „morgen  mergeiis  gelyck  in  allen  manieron  als  ter  gelegen 
is*.  Jlieris  II,  502  (a.  1330):  Auch  die  „Overland“  haben  sollen  deicben. 
— Deichbrief  für  Lopikerweert  von  1454  (oben  Einleitung  § 4b  A.  408) 
art.  25:  Ysselstein  ist  mit  deichpflichtig,  da  es  mit  „bevloyf*  wird  — Be- 
schreibung Emos  für  1219  (siehe  unten  A.  161).  — Altes  Ostfriesisebes 
Deichreebt  § 2:  „alle  lande,  die  van  den  Water  schaden  nemen  können“. — 
Altmärkische  Deichordnung  von  1476:  „alle  die  in  der  Drencke  und  unther 
den  bösen  dyken  beseten“  — Deichorduung  von  1539:  „aus  Ursachen,  das 
sie  mit  Irem  acker  wischenn  und  auderm  unter  dem  teiche  und  desselhigen 
teichs  ferligkeit  liegen“.  — Spadelandbrief  von  1438  art.  17:  „dorne  dat 

water  unde  de  vloet  schaden  don  kan,  de  schal  sik  des  wateres  woren  unde 
helpen“.  — Spadelandsrecbt  art.  1:  ,.all  das  Land,  da  die  grosse  Fluth 
übergogangen  ist“.  — Oldenburgische  Deicbordnung  von  1681  art.  l.  — 
'*“)  Vergl.  Deichrecht  von  Balland  art.  65  (a.  1485):  „Die  Schouwene 
in  Ballandt  offte  in  Masteubrock  en  sullon  in  den  Dyck  nyett  begheuen 
onuige  Landen,  dye  auer  dye  Issele,  offte  op  den  Lande  van  Vollenbue  mitt 
synen  toebehoiren  gelogen  sint,  ende  oeck  daer  nyett  toegeslaegen  en  siut. 
Noch  en  salmen  wedderomme  uth  den  Lande  van  Oueryssel,  noch  op  die 
Lande  van  Vollenhoe  gelogen,  nyet  gheuen  in  Sallandt  noch  in  Mastenbroeck. 
Ditt  artykell  beft  die  .Stadt  van  Bwolle  wedderroepen  endo  nyett  belieueo 
willen".  Siehe  fenior  betreffs  der  wosterlauwerscben  Landschaften  unten 
A.  175.  Vergl.  auch  Auhagen  a.  a.  U.  Die  Unterscheidung  zwischen 
natürlicher  und  bürgerlicher  Deicbacht  ist  aber  zu  vermeiden.  Einmal 
herrscht  Uber  diese  Begriffsbestimmungen  keine  Einigkeit  und  sodann  ist 
jedenfalls  die  Begriffsbestimmung,  die  Auhagen  vom  bürgerlichen  Deich- 
verband giebt,  falsch.  .Siehe  unten  A.  158. 
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FQr  die  Deichverbände  im  engeren  Sinn  ist  die  Einweisung 
immer  von  konstitutiver  Bedeutung  gewesen, die  BeihUIfe 
dagegen  nur  dann,  wenn  sie  eine  gegenseitige  war. 

a)  Die  Einweisung  erfolgte,  indem  man  andere  Ge- 
meinden von  vorneherein  nötigte,  eine  Deichstrecke  zur  Unter- 
haltung zu  übernehmen.'®’)  Sehr  häufig  entwickelte  sich  aus 


Weniggtens  war  sie  immer  der  Anstoss  zar  Entstehnng  eines 
Deichverbandes  im  engen  Sinn,  wenn  auch  die  Entstehung  nicht  sofort  mit 
der  Einweisung  einzutreten  brauchte. 

Als  Beleg  dient  namentlich  Hasse  I.  661  (a.  1837):  ,.Adolfus 
dei  gracia  comes  holtsacie  omnibus  banc  litteram  inspecturis.  in  perpetunm. 
Noverint  universi  tarn  presentes  quam  futuri  quod  cires  de  grevencop. 
nienbroke  et  redwisch,  in  judicio  quod  grafding  vulgariter  appellatnr.  coram 
nobis  conquerendo  propos  nerunt.  quod  ad  custodiam  et  emen- 
dacionem  aggerum  iuxta  hole  contra  jnsticiam  cogebantur. 
unde  in  sentencia  requirebant  si  per  aliquam  aquam  quam  heydep  sen 
woltwater  vocant.  aggerem  aliqnem  facere  tenerentur.  et  data  sentencia 
diffinitum  est  eos  aliqnatenus  non  teneri.  Sic  itaqne  de  consensn 
nostrn  factum  est  quod  aquednctu  quem  sluso  vocant.  in  flnvio  crimpe 
destructo.  aggerem  qui  bovedic  nuncnpatnr  i nxta  crimpam  ob - 
servabunt“.  Ueber  die  Lage  der  Ortschaften  orientiert  Detlefsen  8.  186  ff. 
and  die  seinem  ersten  Rande  beigefdgte  Karte.  Insoweit  sich  die  Inter- 
pretation Dellefsens  auf  die  Befreiung  der  drei  Ortschaften  von  der  Unter- 
haltung der  Schleuse  in  der  Krempau  und  der  Schlagung  des  zu  ihr  ge- 
hörigen Deiches  ("per  aquam  . . . heydep  seu  woltwater)  bezieht  (S.  193), 
kann  man  ihr  beistimmen.  Im  übrigen  müssen  wir  sie  als  verfehlt  be- 
zeichnen. Detlefsen  nimmt  an,  dass  die  Bauern  der  drei  Dörfer  Orevenkop, 
Neuenbrok  und  Rethwisch  in  dem  Elbdeich  bei  Bole  Deichstücke  zu  unter- 
halten hatten,  dass  sie  im  Jahre  123  7 versuchten,  im  Grafending  die  Be- 
freiung von  dieser  Deicblast  zu  erlangen,  dass  sie  aber  ihre  Absicht  nicht 
erreicht  hätten.  Detlefsen  kommt  zu  dieser  Auslegung  dadurch,  dass  er 
,eos  aliquatenus  non  teneri"  übersetzt  „dass  sie  bis  zu  einem  gewissen 
Punkte  nicht  dazu  gehalten  seien“.  Er  meint,  dass  die  gedachten  Bauern 
in  Bezug  auf  ihre  andere  Anliegen  (Schleuse  und  Deich  beim  Woltwater) 
Befreiung  erzielt  hätten,  hinsichtlich  des  „Punktes“  betreffend  die  Unter- 
haltung des  Elbdeichs  aber  als  verpflichtet  bezeichnet  würden.  Eine  unge- 
zwungene Auslegung  muss  jedoch  zu  dem  Resultat  kommen,  dass  die 
Bauern  alle  ihre  Wünsche  bei  dem  Gericht  durchsetzen:  „eos  aliquatenus 
non  teneri“  ist  doch  einfach  zu  übersetzen,  .dass  sie  in  keiner  Weise  ver- 
pflichtet seien".  Das  Grafending  spricht  sie  also  jedenfalls  von  der  Deich- 
pflicht hinsichtlich  des  Elbdeichs  frei.  Die  Urkunde  ergiebt  nun  aber,  dass 
es  sich  nicht  um  die  Befreiung  von  bestimmten  Deichstücken,  die  den  Bauern 
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einer  öfter  geleisteten  BeihQlfe  von  seiten  anderer  Gemeinden, 


bereits  oblagen,  bandelt,  sondern  um  eine  Konstatierung  ihrer  Deichfreiheit, 
die  sie  bis  jetzt  besassen.  Die  an  der  Elbe  gelegenen  0-emeinden  wollten 
sie  in  die  Unterhaltung  des  Elbdeichs  hereinziehen,  sie  wollten  sie  dazu 
zwingen  auf  Grund  des  Rechtssatzes,  dass  auch  sie  den  V'orteil  des  Deiches 
geubssen  Gegen  diese  Zumutung  wehrten  sich  die  Bauern,  indem  sie  sich 
vom  Grafeugericht  ihre  Freiheit  bestätigen  liessen.  Die  Richtigkeit  unserer 
Interpretation  ergiebt  sich  daraus,  dass  in  dem  Urteil  sicherlich  ein  grösserer 
Nachdruck  auf  die  Freiheit  der  Bauern  bezüglich  des  Elbdeiches  gelegt 
wäre,  wenn  sie  schon  bestimmte  Stücke  des  Deiches  unterhalten  hätten. 
Vor  allem  aber  wird  unsere  Meinung  durch  ein  Privileg  des  Grafen  Adolf 
von  1360  bestätigt,  das  in  der  Verkündigung  König  Christians  von  1553 
(C.  8t.  Hols.  II.  S.  290)  teilweise  enthalten  ist.  Danach  wurden  die  Ort- 
schaften Neuenbrok.  Grevenkop,  SUderau  und  Eltersdorf  in  Bezug  auf  den 
Elbdeich  für  frei  erklärt,  sie  sollten  sein  ,gantz  und  gar  befrist,  tho 
keinen  diecken  antbotaslen,  ofte  Uülpe  tho  donende,  mer  also  ehr  eygen 
Diek“.  Detlefsen  meint  S.  188,  dass  erst  jetzt  Neuenbrok  und  Grevenkop 
von  der  Deichpflicht  bezüglich  des  Elbdeiches  für  frei  erklärt  seien.  Diese 
Behauptung  steht  sicherlich  zu  der  Urkunde  von  1237  im  Widerspruch,  denn 
schon  die  ältere  Urkunde  ergab,  wie  wir  sahen,  ihre  Freiheit.  Wenn  nun 
aber  im  Jahre  1360  Neuenbrok  und  Grevenkop  nochmals  für  frei  be- 
züglich der  Elbdeicbe  erklärt  wurden,  so  zeigt  dies,  dass  es  sich  wieder  um 
einen  Versuch  der  an  der  Elbe  liegenden  Gemeinden  handelte,  die  binnen- 
ländischen  Gemeinden  in  die  Unterhaltung  des  Deiches  hereinzuzieben. 
Dieser  Versuch  wird  wieder  dadurch  vereitelt,  dass  sich  die  Dörfer  ihre 
Freiheit  vom  Grafen  bestätigen  liessen.  Vielleicht  hat  die  Urkunde  von 
1360  einen  Hinweis  auf  die  von  1237  enthalten.  (Vergl.  auch  Bergh  II. 
463.  a.  1282,  wo  Floris  V.  die  Tiesselinswaard  für  frei  erklärt  von  allen 
.dyckinge  des  ghomeens  lants*  und  bestätigt,  dass  sie  keinen  Deich  zu  be- 
wahren noch  zu  deichen  hätten  als  ihren  gesetzten  .hofftdijek“.  Der  Aus- 
druck hofftdijek  findet  sich  auch  in  der  Urkunde  von  1237.  Er  bezeichnet 
den  vor  den  Höfen  liegenden  Deich.  Die  Interpretation  Detlefsens  S.  193; 
Hovedic  = ovedic  = oudik  = audik  halte  ich  für  unrichtig.) 

So  zeigen  die  Urkunden  von  1237  und  1360  nur  den  missglückten 
Versuch  von  Gemeindedeichverbänden  andere  in  die  Unterhaltung  des  Deiches 
einznbeziehen.  Oft  muss  aber  ein  solcher  Versuch  auch  geglückt  sein. 
Dies  bestätigt  uns  eine  spätere  Urkunde  (aus  dem  Jahre  16.53.)  Hier  geht 
die  Inanspruchnahme  einer  Entscheidung  von  seiten  derer  aus,  die  berein- 
ziehen  wollen,  nicht  wie  1237  von  seiten  derer,  die  hereingezogen  werden 
sollen.  Die  Bauerschaft  Borsfieth  beklagt  sich  bei  König  Christian  über  zu 
drückende  Last  bei  den  Elbdeichen  und  will  die  im  Jahre  1360  für  frei  be- 
stätigten vier  Dorfschaften  hereinziehen.  Diese  berufen  sich  auf  die  Ur- 
kunde von  1360,  doch  gelingt  es  auf  gütlichem  Wege,  sie  zu  einer  Ueber- 
nabme  zu  bewegen.  Jeder  Interessent  der  vier  Dorfschaften  nimmt  auf 
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Herrschaften  und  Städten'®’)  schliesslich  eine  Unterhaltnn^s* 
Pflicht  dieser  in  Bezug  auf  ein  bestimmtes  Deichstück.'®*) 
Wurden  sie  in  den  alten  Gemeindedeich  verband  eingegliedert, 
ohne  selbständige  Deichverbände  zu  bilden,  so  entstand  ein 
Deichverband  im  engeren  Sinn.  Stellten  sie  selbst  Deichver- 
bände dar,  so  erwuchsen  Sanitdeichverbände  im  engeren  Sinn. 
Auch  die  Einweisung  einzelner  Bauern  benachbarter  Gemeinden 
dürfen  wir  annehmen. 

b)  Der  Gedanke,  dass  alle  durch  einen  Deich  Be- 
schützten eine  gewisse  deichrechtliche  Zusammengehörigkeit 
vereinen  müsse,  führte  bei  den  Gemeindedeichverbänden, 
die  allein  für  sich  dastanden  — sei  es  infolge  der  ersten  im 
Rahmen  geschlossener  Gemeinden  vor  sich  gegangenen  Deich- 
anlagen,'®') sei  es  infolge  einer  gänzlichen  Abschliessung  zwischen 
Tochterdeichgemeinden  und  Mutterdeichgemeinden,'®®)  sei  es 
infolge  der  völligen  Verselbständigung  kleinerer  Gemeindedeich- 
verbände,'®®) — zu  einer  gegenseitigen  Annäherung.  Die  Er- 


vier  Morgpn  eine  Kutliu  KIbdeicli  ,tlio  ewijfen  Tiden“,  aber  es  soll  ihnen 
der  nächstgelegene  Deicbstrich  und  die  Ruten  .atrax  na  einander“  ange- 
wiesen werden.  — Vcrgl.  auch  die  altnmrkische  Deiehordnung  von  I5.S9. 

So  bat  die  Stadt  Lüneburg  Deithkaheln  erhalten.  Freilich  nahm 
sie  diese  auch  infolge  des  Umstandes  an,  dass  sie  Pfandglkubigerin  war 
(Lenthe  § 1)  oder  meierpflichtige  l^eute  in  den  Deiuhlanden  besass  (Bem- 
storff  S.  20). 

•M)  Vergl.  Lenthe  § 1.  Siehe  die  Urkunden  bezüglich  des  Spaken 
burgschen ■ Bunschoter  Veen  und  Velden -Deichs  von  1409,  1433.  1435, 
1450  u.  a.  (oben  Einleitung  § 4b,  A.  394  ff),  aus  denen  sich  ergiebt,  dass 
gewisse  Ortschaften  zunächst  nur  Beibiilfe  geleistet  haben,  dass  sie  aber 
trotz  der  Erklärungen,  sie  seien  von  Deichlasteu  frei,  später  als  deich- 
pflichtig erscheinen.  — Siehe  ferner  den  Vergleich  von  1542  (enthalten  in 
der  Konfirmation  von  174«.  C.  Stat.  Hols.  II,  293),  der  zwischen  drei  Kirch- 
spielen und  Kämpen  dahin  geschlossen  wurde;  dass  letzteres  120  Ruthen 
Elbdeichs  zu  sich  nimmt;  vermutlich  auch  auf  Grund  Ufters  geleisteter 
Beihilfe.  — Hiermit  in  Zusammenhang  steht  das  so  häufige  Vorkommen 
von  Erklärungen,  dass  die  geleistete  BeihUlfe  nur  ans  Freundschaft  und 
Liebe  nicht  aber  von  Rechtswegen  erfolgt  sei.  Als  älteste  Quelle  siehe 
Bergh  II  C36  (a.  1238). 

.Siche  oben  S.  90  ff..  S.  196  sub  1. 

’®®)  Siehe  oben  .S,  160.  197  sub  3. 

‘“l  .Siehe  oben  S 196  sub  2. 
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kenntnis,  dass  ihr  „vordorfift  unde  wolfahrt“  unter  einem  Deich 
„belegen“  sei,*®’)  Hess  zwischen  mehreren  Gemeindedeichver- 
bänden das  Rechtsbewusstsein  des  Verbundenseins  entstehen, 
das  sie  oft  unmerklich  zu  einem  Samtdeichverband  im  engeren 
Sinn  vereinte.  Die  anfänglich  aus  Freundschaft  und  Liebe  ge- 
leistete BeibQlfe  bei  drohender  Gefahr  wurde  zum  Rechts- 
prinzip erhoben  und  die  Grundlage  eines  gemeinsamen 
Verbandslebens.  Ein  gemeinsames  Verbandsleben  und  ein 
Samtdeichverband  lagen  nicht  vor,  wenn  die  BeihQlfe  nur  ein- 
seitig zu  leisten  war.*®*)  Nicht  ohne  Kampf  hat  sich  mitunter 
die  Anerkennung  gegenseitiger  Beihülfe  durchgesetzt.  Prozesse 
wurden  geführt,*®*)  Landeshemi  griffen  ein,**®)  ja  sogar  die 
Waffen  erhob  man,  um  dem  erkannten  Rechtssatz  Geltung  zu 
verschaffen  und  einen  Samtdeich  verband  zu  begründen.***) 


>")  Vergl.  das  Gesuch  von  Eddelack  von  1562  (Michelsen  S.  279),  wo 
OS  heisst,  dass  Brunsbüttel  und  Eddelake  deshalb  eine  .Seebank“  bilden, 
weil  ihr  .vordorfft  unde  wolfahrt  under  sodannen  vorliken  Dyke  bolegem“. 

'“)  Siehe  Bergh  II,  269  (a.  1220).  Hier  gelobt  Herr  von  Voome 
der  Abtei  Does  in  Bezug  auf  das  ihr  geschenkte  Mittelland  Beihülfe:  „Quod 
si  rupto  diko  terrain  monachorum  maris  inundatio  cepit  occupare,  ego  cum 
Omnibus  meis  et  hominum  meorum  tenebor  ad  illam  rupturam  reparandam 
juvamen  impendere“.  — Aus  diesem  Grunde  ist  auch  der  Begriff,  den 
Auhagen  S.  66b  vom  bürgerlichen  Deichverbund  im  Gegensatz  zum  natür- 
lichen giebt,  unannehmbar. 

>'»)  Siehe  Anm.  161. 

ISO)  Vergl.  Bergh  II,  853  (422);  teilweise  richtig  Ende  § 8. 
Bojunga  S.  41  ff. 

***)  Siehe  namentlich  den  Bericht  Emos  zum  Jahre  1219  (Wemmensinm 
Chronicon“  M.  G.  SS.  XXIII.  S.  490  f.);  „In  illa  maris  inundatione  accidit, 
cum  hinc  inde  aggeres  dissipasset.  et  quasi  irrecuperabiliter  destruxisset 
secus  Emesam  circa  terminos  fratrum,  et  multi  depauperati  decessissent  de 
flnibus  illis,  qnorum  erat  reparare,  quod  mare  crebro  ascendit  pristinos 
terminos  reposcens  et  facta  est  querela  ab  incolis  sei  villanim,  qnorum 
patres  (Ehrentraut  „Friesisches  Archiv“  Oldenburg  1849—54  B.  II. 
S.  393  ff.  liest  hier  „partes“)  immunes  erant  operis  illius,  ut  Fratres  fioridi 
horti  ex  parte  sorornm  snarum  et  alii  pauci  ad  reparationem  compellerentur. 
Et  circumveneruut  consules  illius  anni,  et  contra  responsnm  est  omnes  ad 
onus  teneri,  qnia  quorum  erat  reparare  urgente  necessitate  recesserant,  et 
ideo  agros  fratrum  et  aliorum  quorundam  non  debere  immoderate  onerari, 
Tel  etiam  magis,  quam  singulos  sex  villarum,  quod  esset  fraternae  com- 
passionis  et  pnblicae  utilitatis.  Unde  factum  est,  ut  cum  viderent  per 
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6.  Bei  den  Bedeichungen  des  Aussenlandes  war  die 
Grundlage  für  die  Entstehung  von  Deichverbänden  im  engeren 


fratrea  impedtri  gravitor  minati  aint,  ef  coromunitatem  eundi  et  dacendi  per 
viaa  etiam  publicaa  auferre  conati  aont.  Cum  ergo  tauto  periculo  fratrea 
ae  expoauiaaent  factum  est  mirabiliter,  quod  majorea  de  aeptem  villia  mari 
conterminia  atatuerunt  coiiTeuirc,  et  convenientibus  eia  continue  elegerunt 
Juratos.  qui  pro  utilitate  et  neceaaitate  iuatautia  periculi  juatam  dictarent 
aententiam,  nam  jam  coneulea  auoi  diasimniabant  tale  negotium  diffinire  et 
partibua  citatia  talem  dederunt  aententiam:  t^uod  omnea  agri  aequo  ouere 

propter  neceaaitatem  in  reparatione  aggerum  reapondere  dobereut.  Qui 
volentea  efficacem  fore  aententiam,  quoniam  para  altera  nondnm  cousenait, 
collecti  in  unnm  apoliaverunt  rebollea.  Qui  aequeutea  apolium  vulneraverunt 
unom  letaliter  peccatum  cumulautea  danuo.  Et  aic  fratrea  per  gratiam  Dei 
cnm  triumphantibua  triumpharent“. 

Eine  ältere  Auffaaaung  (Wiarda  „Landtag  der  Frieaen"  S.  S6;  Runde 
„Oldenburger  Chronik“  II.  Auag.  Oldenburg  1831  S.  12)  glaubte  in  den 
conaulea  anni  die  Richter  von  ganz  Fivelgo  und  in  den  majorea  de  aeptem 
villia  die  Richter  von  Upatallabom  zu  erblicken  und  kam  zu  dem  Reaultat, 
daaa  bei  Upatallbom  der  Ornndaatz  dea  Deicbrecbta  featgeatellt  sei,  dass 
nachbarliche  Dorfacbaften  wogen  dringender  Gefahr  vereint  die  gleiche  Last 
der  Seedoichc  tragen  milaaen.  Dieae  Meinung  iat  in  Bezug  auf  äusaero 
Vorgänge  von  Ehrentraut  a.  u.  O,  unter  zutreffender  Begründung  abgelehnt 
worden  (conaulea  anni  sind  die  Richter  dea  Distrikts;  aeptem  villi  können 
unmöglich  die  sieben  Seelande  sein).  Allein  den' Kernpunkt  hatte  die  ältere 
Auaicht  durchaus  erkannt.  Featgeatellt  wurde  in  der  That,  daaa  Deicb- 
verbäudo,  die  gemeinaam  den  Schutz  dea  Deiches  genossen,  sich  gegenseitig 
BeihUlfe  zu  gewähren  hätten,  und  daaa  sie  so  einen  Samtdeichverbaud 
bildeten.  Die  Einwohner  von  sechs  Ortschaften  verlangten  von  den  Ein- 
wohnern einer  anderen  Ortschaft,  die  infolge  des  Fortgangs  vieler  stark 
entvölkert  war,  uud  dem  Kloster  Floridas  Hortua  die  Herstellung  ihrer 
Doichatrecke.  Die  Einwohner  der  sechs  Ortschaften  waren  bisher  zu  einer 
BeihUlfe  dazu  nicht  verpflichtet  gewesen  (,quorum  patres  [partes]  immunes 
erant  operia  illiua“,  .ihre  Vorfahren  [Gebietsteile]  waren  bis  jetzt  von  jenem 
Werk  frei  gewesen“).  Sie  wenden  sich  an  die  Richter  dea  Distrikts.  Diese 
entscheiden,  dass  bei  dringendem  Kotstande  alle  Bedrohten  zuzutreteu  hätten. 
Die  Kläger  waren  mit  dieser  Entscheidung  aufs  höchste  unzufrieden  und 
sperrten  die  öffentlichen  Wege;  die  Richter  waren  machtlos.  Da  ver- 
sammelten sich  die  Angesehensten  von  sieben  anderen  Ortschaften,  die  an 
der  Herstellung  des  Deiches  auch  interessiert  waren,  und  wählten  Ge- 
schworene, die  die  Sache  entscheiden  sollten.  Diese  Schiedsrichter  erklärtet! 
das  erste  Urteil  für  richtig.  Ala  die  Gegenpartei  sich  auch  hiergegen 
wehrte,  schritt  man  mit  Waffengewalt  gegen  sie  ciu.  (Im  wesentlichen 
übereinstimmend  Ehreutraut  a.  a.  0.;  nur  .scheint  er  anzunebmen,  dass 
die  majores  de  septem  villis  die  Angesehensten  der  sieben  Ortschaften  waren, 
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Sinn  ferner  dann  gegeben,  wenn  der  Ansiedlungsgedanke  ver- 
schwand und  die  Bedeichungen  durch  das  Streben,  Ackerland 
zu  gewinnen,  hervorgerufen  wurden.'®”)  Zwar  traten  zuvörderst 
infolge  des  Umstandes,  dass  anfangs  Kirchspiele,  Bauernschaften 


nm  deren  Deiche  es  sich  handelte).  — Anders  wird  die  Stolle  von  A u b a ^ e n 
S.  66.').  A.  A interpretiert.  Gr  meint,  dass  .von  den  Einwohnern  aus  6 be- 
teiligten Dörfern  die  Forderung  erhoben“  sei.  .dass  ihre  sonst  von  der 
Deichlast  befreiten  Priester  in  erster  Linie  anstatt  der  Verarmten  eintreten 
sollten".  Die  Dorfrichter  hätten  aber  entschieden,  .dass  kein  Acker  mehr 
als  der  andere  belastet  werden  sollte“.  Die  Oerichte  f?)  von  7 an  der  See 
liegenden  Ortschaften,  die  in  ihrer  Flanke  durch  den  Emsdeich  geschützt 
waren,  hätten  sich,  da  keine  Herstellung  erfolgt  sei,  versammelt  und  Ge- 
schworene ernannt.  Auch  diese  seien  zu  dem  Schluss  gekommen,  .dass  alle 
Aecker  gleicbmässig  beizutragen  hätten“,  — Auhagen  übersetzt  also  „quorum 
patres  immunes  erant  operis  illius“  mit  ,deren  Priester  deichfrei  waren“. 
Hauptsächlich  hierdurch  gelangt  er  zu  einer  Interpretation,  die  das  Wesent- 
liche ganz  übersieht.  Gewiss  wird  in  den  Urteilen  auch  ausgesprochen, 
dass  die  statuierte  Deichlast  gleichmässig  zu  verteilen  sei.  Das  ist  doch 
aber  nicht  der  Kern  der  Sache.  Das  Wesentliche  und  Bahnbrechende  ist 
vielmehr  dies,  dass  urgente  necessitate  nicht  der  einzelne  Deichstrecken- 
verband unmässig  beschwert,  sondern  von  allen  Grundstücken  der  mit- 
leidenden Nachbar- Dorfschaften  unterstützt  werden  solle.  Die  Klosterleute 
waren  bisher  durchaus  deichpflichtig  gewesen.  Was  Auhagen  Uber  die 
deichfreion  Priester  sagt,  ist  unhaltbar.  Einmal  besteht  doch  das  Kloster 
nicht  aus  lauter  .Priestern“,  sodann  wäre  die  Zumutung,  dass  bisher  deich- 
freie  Personen  allein  Deichbrüche  herstellen  sollen,  geradezu  unerhört.  Die 
Priester  hätten  doch  für  ihre  Deichfreiheit  kämpfen  müssen.  Wie  können 
sie  am  Schluss  triumphieren,  wenn  sie  dieser  — wenn  auch  nicht  so  stark 
wie  die  Gegner  wollen  — beraubt  worden!  Zudem  heisst  es  ausdrücklich, 
dass  an  sich  eine  un  verhältnismässige  Belastung  der  Aecker  der  Brüder 
infolge  des  Abzugs  vieler  Einwohner  eingetreten  sei.  Endlich  schweigt 
Auhagen  völlig  Uber  die  ,alii  panci“,  welche  mit  den  Brüdern  den  Deich 
herstellen  sollten.  Wer  waren  nach  Auhagen  diese  alii.  wieso  kam  man 
dazu,  an  sie  ein  solches  Verlangen  zu  stellen?  Waren  sie  auch  Deich- 
freie? — 

Es  ist  nicht  unmöglich  auch  Sachsenspiegel  U,  66  hierher  zu 
ziehen  und  darin  den  Rechtssatz  ausgesprochen  finden,  dass  Dörfer,  die  ein 
Deich  beschützt,  .sich  gegen.seitig  BeiliUlfe  zu  leisten  haben.  Dann  wäre 
hierdurch  der  Samtdeichverband  des  Sachsenspiegels  entstanden.  Siehe  auch 
oben  S.  208  A.  136.  Auf  die  m.  E.  teilweise  unrichtige  Interpretation  von 
Anschütz  S.  144  und  Beseler  .Deutsches  Privatrecht“  §201,  A.  20  wird 
später  eingegangen  werden.  — V'ergl.  auch  Hasse  III,  751  (a.  1331). 

Siehe  oben  ,S.  161. 
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und  Landschaften  auch  diese  Eindeichungen  unternahmen  und 
jeder  Bauer  Neulandsparzellen  erhielt,'"®)  überhaupt  keine  neuen 
Deichverbände  ins  Leben,  sondern  nur  Erweiterungen  bestehen- 
der; allein,  wenn  sich  durch  Veräussernng  der  Parzellen  eine 
eigene  Interessenteuschaft  entwickelte  und  jeder  Kog  als  ein 
Deichband  angesehen  w'urde,'®")  entsprosste  bald  ein  Verband, 
den  nur  Deich-  und  Agrargemeinschaft  knüpfte.  Später  entstand 
ein  solcher  Deichverband  mitunter  auch  gleich  bei  der  Deich- 
legung, wenn  der  Landesherr  die  Beteiligung  an  der  Bedeichung 
allgemein  freigab: '*•')  namentlich  aber  dann,  wenn  Aussen- 
deichsinteressentenschaften  zur  Bedeichung  schritten  oder 
schreiten  mussten.'*®) 

7.  Es  giebt  Samtdeichverbände  im  engeren  Sinn, 
deren  Entstehung  im  wesentlichen  auf  politische  Unterlagen 
oder  auf  freie  Einigungen  zurückzuführen  ist. 

a)  Nicht  allein  der  Gedanke,  dass  alle  durch  einen 
Deich  geschützten  Personen  deichpflichtig  seien,  führte  zu  einer 
Verbindung  mehrerer  Deich  verbände,'®’)  sondern  auch  das  Gefühl 
der  politischen  Zusammengehörigkeit,  das  sich  geltend  machte 
ganz  unabhängig  davon,  ob  die  Wassersgefahr  für  alle  durch 
einen  bestimmten  Deich  abgewendet  wurde  oder  nicht.  Der 
politische  Zusammenhang  knüpfte  ein  deichrechtliches  Band. 
Die  Deichverbände  eines  politischen  Bezirks  wurden  zum  Samt- 
deichverband, der  sich  mit  dem  politischen  Verband  nicht  deckte, 
wohl  aber  von  ihm  erzeugt  war.'®®)  Die  Genieinschaftssphäre 


Siebe  oben  S.  16:i. 

'“)  Vergl.  F.  C flo  la  Koclie  (ialliclion  § 4.  — Spadelamlsreclit  art.  1. 
'®‘)  Siebe  die  Verordnung  des  Herzogs  Friedrich  von  1497  bei  Lass 
„Fortsetzung  der  llusunier  Nachricliten“  S.  9(1, 

"")  Siebe  oben  S.  1G6  ff. 

’®^)  Siebe  oben  sub  .'), 

"*)  Diese  Entwicklung  ist  wohl  anzunebnien  für  das  Alte  Land.  Hier 
umfasste  ein  Saintdeichverband  die  als  drei  Meilen  bezeiebueten  Deich- 
verbande  (an  sieb  bildet  die  Meile  einen  politischen  Verband).  .Siebe  aueb 
Auhagen  a.  a.  O.  Auch  das  Ijuid  Wursten  ist  wohl  bierber  zu  rechnen. 
Vergl.  Pratje  „Altes  und  Neues“  V.  S.  303.  — In  Hadeln  ging  dagegen 
die  Entwicklung  von  einer  gros.seu  Markgenossenschaft  ans.  Vergl. 
Auhagen.  Abhandlung  IL  § 1. 
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bestand  in  einer  gegenseitigen  Beihülfepflicht  *••)  oder  in  der 
Schaffung  einer  gewissen,  alle  Deichverbände  znsammenfassenden 
Oberleitungsinstanz.’™)  Nicht  irre  machen  darf,  wenn  der 
Samtdeichverband  mit  dem  Namen  des  politischen  Verbandes 
bezeichnet  wird;”’)  denn  es  handelt  sich  hier  um  die  Bezeich- 
nung, nicht  um  das  Wesen  der  Sache.  Mitunter  rangen  die 
politischen  Verbände  eines  höheren  politischen  Verbands  um  die 
Schaffung  eines  Samtdeichverbandes,  der  ihre  Deichverbände  mit- 
einander verknüpfen  sollte : Der  ärmere  und  gefährdetere  strebte 
ihr  zu,  der  reichere  und  sichere  wollte  nichts  von  ihr  wissen.”*) 
Häntiger  vollzog  sich  die  Kreirnng  von  seltet  in  aller  Stille.’™) 

'*)  Deichrecht  des  alten  Landes  art.  V. 

>’'>)  In  Wursten  bildeten  die  Landteichgeschworenen  in  Deichsachen 
die  zweite  Instanz.  Siehe  den  Recess  von  Ihti.’S  (oben  Einleitung  § 4 a, 
A.  61). 

’*')  Vergl.  A.  168. 

'^)  Vergl.  namentlich  die  Verhandlungen  auf  den  Landtagen  des 
westerlanwerschen  Frieslands.  Z.  B.  1536:  .Dan  die  yan  Oo.sterghae  s;n 

die  van  Westerghae  affgetreden,  offerende  heure  dycken.  zyelen  ende 
sluysen  soo  te  reparieren  ende  laeten  maecken,  dat  die  van  Westergae, 
noch  nyemaut  anders  by  gebreke  van  dyeu,  beschädiget  sonde  werden,  ende 
begeerden.  dat  die  van  Westergae  oick  in  Westergae  sulcx  souden  doen. 
die  van  Westerghae  hebben  geseght  ende  begeert,  dat  gemerct  die  dycken 
in  Westergae  ende  gebreken  van  dyen,  veel  grooter  ende  swarer  waeren 
dan  io  Oostergae,  ende  dat  sy  sonder  bnlpe  ende  assistentie  heure  dycken 
nyet  konsten  gemaecken,  dat  die  van  Oestergae,  Westergae  ende  Seuen- 
woolden.  voor  dese  reyse  malckanderer  souden  hulpen  ende  bystaen,  dat 
d'  Laut  wel  bedyckt  iiiechte  werden,  ter  cootraryen  die  van  Ostorgae 
hebben  gesnstineert,  dat  sy  nyet  schuldich  en  waeren  andere  dycken,  dan 
de  heure,  te  repareren  endo  onderholdeu“.  (Schwarzenberg  II,  485'.  — Auf 
dem  Landtag  von  1629  wollen  die  von  Ostergho  .gheen  ghemenschap  noch 
last  annemen  mit  die  van  Westergbo“;  ebenso  die  üinnendyckster  und 
Butendyckster  in  Westergoe.  Die  Ostergoer  bewilligen  schliesslich  eine 
dreij&hre  Steuer,  wobei  einige  ihrer  Dorfschaften  unbeschwert  bleiben  sollen, 
mit  den  Worten:  Dass  sie  es  bewilligen  .deur  sonderlingbo  liefte  ende 

affectie,  die  zie  hebben  tot  myn  Qhenedyghen  Heere  Stadbolder,  ende  tot 
zyn  Uhenade  vrundlycke  ende  eernstygbe  begheerten“.  Die  von  Westergo 
müssen  aber  einen  Brief  geben,  in  dem  sie  auf  das  Hecht,  das  sie  bean- 
spruchen, d.  h.  die  Mitverpfliebtnng  der  Ustergoer  zur  Deichunterbaltung 
verzichten,  wenn  sie  es  nicht  innerhalb  von  drei  Jahren  durchkämpfen, 
(Schwarzenberg  II,  181). 

Siehe  auch  die  Chronik  Emos  (oben  A.  IGI),  wo  die  Richter  die 
BeihUIfe  erkennen,  .qnnd  esset  . , . , publicae  utilitatis“. 
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b)  Eine  Anzahl  von  Samtdeichverbänden  im  engeren 
Sinn  ist  auf  dem  Wege  freier  Einung  entstanden.  Schwierig- 
keiten in  Bezug  auf  diese  Entstehungsformen  ergeben  sich 
daraus,  dass  sie  nicht  leicht  von  zwei  anderen  rechtlichen  Vor- 
gängen zu  trennen  sind. 

a)  Einmal  nämlich  erweckt  ein  Akt,  der  nur  eine  straffere 
Zusammenfassung  mehrerer  Deich  verbände  innerhalb  eines 
bereits  bestehenden  Samtdeichverbandes  darstellt,  den  An- 
schein der  Entstehung  eines  Samtdeichverbandes.  Es  ist  dies 
insbesondere  dann  der  Fall,  wenn  verschiedene  Herrschaften 
über  verschiedene  Stücke  eines  Deiches  oder  verschiedene  Deiche 
eines  Deichbezirkes  bisher  getrennt  von  einander  die  Schauung 
ausgeübt  haben und  sich  nun  zu  „einer  Schau“  vereinigen.'”) 
Liegt  dieser  Einignng  nur  eine  Ordnung  der  Deichverwaltung 
(Schau,  Bussen,  Beamtenanstellung)  zu  Grunde,'”)  so  handelt 
es  sich  nicht  um  die  Entstehung  eines  Deichverbandes,  sondern 
um  die  Herstellung  einer  einheitlichen  Deichverwaltung.  Ja, 
auch  wenn  das  materielle  Deichrccht  hereingezogen  wurde,  ist 
daraus  noch  nicht  auf  die  Entstehung  eines  Deichverbandes  zu 
schliessen.  Der  Zusammenhang  zwischen  einzelnen  Deichver- 
bänden war  mitunter  infolge  der  selbständigen  Deichverwaltung 
arg  durchbrochen,  aber  im  Kcchtsbcwusstsein  lebte  doch  das 
Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  fort.  Zu  untersuchen  ist  daher 
immer,  ob  das  Verbundensein,  wie  es  uns  vor  die  Augen  tritt, 
als  ein  neues,  frei  erkorenes  oder  als  ein  kraft  eines  nie  ganz 
eingeschlummerten  Kechtsbewusstseins  notwendig  vorhandenes 
erscheint.  Dabei  darf  man  sich  nicht  von  dem  ersten  Eindruck 


'■*)  Vergl.  z.  B.  oben  A. 

Bergb  II.  ‘24S  (a.  1273);  „Ego  Johannes  dominus  de  Iluesdene 
iiotum  facio  . . . quod  ego  circiituspoctionem  qne  vulgariter  scouwinglie 

nuncupatur,  que  mihi  contingit  super nobili  viri  Florentino  . . . 

mecum  habeiidum  in  commune  contuli  sub  conditione  subsequente.  Mieris 
IV,  ti.5r>  (a.  1422).  In  der  Crirapenrewaard  waren  bisher  b Bebauen,  jetzt 
sollte  eine  Schau  sein.  Siehe  dazu  auch  IV,  U42  (142S  29),  IV,  ‘J7t>, 
982  (1430). 

”“)  So  verhhlt  es  sich  bei  Bergh  II  248.  Es  handelt  sich  hier  um 
eine  Deichordnung,  ebenso  wie  in  Bergh  II  498  (a.  1284)  und  Bergh  II 
331  (a.  1277). 
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bestechen  lassen;  selbst  das  Verbundensein,  das  zunächst  fast 
nur  als  eine  Wiedererweckung  früheren  Verbundenseins  erscheint, 
stellt  sich  bei  genauerer  Betrachtung  als  ein  nie  völlig  ver- 
nichtetes dar.*”)  Analoges  ist  zu  sagen,  wenn  in  den  Quellen 
Eindeichungen  Vorkommen,  die  von  mehreren  Deichverbänden 
ausgehen. *’*)  Auch  hier  bedarf  es  einer  genauen  Prüfung,  ob 
die  einzelnen  Verbände  nicht  schon  einen  Samtdeichverband 
bilden  oder  ob  ein  Samtdeichverband  erst  durch  die  Eindeichung 
entsteht.  Zu  der  letzteren  Annahme  dürfen  Bestimmungen  über 
die  Wahl  gemeinschaftlicher  Deichbeamten  oder  gegenseitiger 
Bürgenstellungen  allein  nicht  verführen.*”) 


Man  wird  bei  Würdi^jiing  des  im  Text  Gesagten  zu  dem  Resultat 
kommen,  dass  es  sieb  bei  den  Einigungen  lind  Verordnungen  binsiclitlicb  der 
t'ritupenrewaard  v.  1430  nicht  um  die  Entstehung  eines  .Sarotdeich- 

verbaudes  handelt,  sondern  um  die  Herstellung  einer  gesicherten  einheit- 
lichen Grundlage  und  einheitlichen  Verwaltung  eines  bereits  bestehenden 
Saiutdeichverbandes.  Im  Kechtsbewusstsein  lebte  das  Gefühl  der  Zu- 
sammengehörigkeit. Auf  Bitten  der  Städte  wird  1432  eingegriffen.  Als 
der  Graf  von  Nassau  seine  Schauung  nicht  uiederlegen  will,  wird  sein  Recht 
nicht  respektiert  (Mieris  IV,  BTSl  Siehe  auch  Guidemont  S.  40/41. 
Dieser  nimmt  bis  1422  fünf  „diversa  aggerum  regiinina“  an,  von  da  ab  ein 
„Collegium  generale*. 

•ts)  Vergl  Sander-Dcichsatzungeu  von  1317;  ferner  Sch  wartz  e n berg 
1,  644,  571, 

*”J  Nach  den  Sander-Deichsatzungen  von  1317  entsteht  kein  Samt- 
deichverband,  sondern  ein  alter  deicht  ein.  Die  Anregung  zur  Eindeichung 
giebt  das  Kirchspiel.  Vergl.  oben  S.  114.  A.  31  u.  S.  163.  A.  250.  — Die 
Anstellung  von  neuen  Beamten  bei  einer  Eindeichung  findet  sich  auch  dann, 
wenn  diese  von  einer  Gemeinde  ausguht.  Vergl.  oben  S.  162  u.  Mieris 
IV.  470. 

Man  kann  daher  daraus,  dass  mehrere  Deicbverbände  zwecks  Ein- 
deichung Deichbeamte  wählen,  nicht  schliossen,  dass  ein  Samtdeichverband 
erst  entsteht;  dies  um  so  weniger,  weil  es  der  Natur  des  Samtdeichverbandes 
nicht  widerspricht,  wenn  gemeinschaftliche  Beamte  fohlen  und  weil  infolge 
der  Durchbrechungen  der  Zusammengehörigkeit  das  Bedürfnis  nach  ge- 
meinsamen Beamten  bei  grösseren  gemeinschaftlichen  Unternehmungen  sich 
ungemein  regen  musste  (vergl.  nun  Sander- Deichsatzungeu  von  1317  § 1). — 
Die  Vorschrift  jährlicher  gegenseitiger  Bürgonstellungen  findet  sich  bei 
Deich-(Siel)verbänden,  die  unzweifelhaft  einen  .Samtverband  bilden  (vergl. 
.Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317  § 17).  Daher  ist  daraus,  dass  mehrere 
Deicuverbände  bei  einer  Neueindeichung  sich  gegenseitig  Bürgen  stellen, 
auf  eine  Entstehung  eines  Samtdeichverbandes  gelegentlich  einer  Eindeichung 
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3)  Bei  einem  Vertrage,  den  ein  umfassender  Samtdeich- 
verband mit  einem  kleineren  Doichverband  (der  auch  ein  Samt- 
deichverband  sein  kann,  wenn  aucli  in  beschränkterem  Masse) 
zwecks  eines  Verbundenseins  in  Deichsachen  abschliesst,  kann 
es  mitunter  zweifelhaft  sein,  ob  es  sich  nur  um  die  Auf- 
nahme eines  Gliedes  in  den  grösseren  Samtdeichverbaud,  oder 
um  Entstehung  eines  neuen  Samtdeichverbandes  handelt. 
Allgemeine  Regeln,  die  für  die  eine  oder  andere  Annahme  aus- 
schlaggebend sind,  lassen  sich  nicht  anfstellen.  Man  kann  aber 
sagen,  dass  in  diesen  Fällen  ein  neuer  Samtdeichverbaud  dann 
entsteht,  wenn  die  Vertragsparteien  sich  auch  später  als  Ein- 
heiten gegenüberstehen  und  dem  kleineren  Deichverband  eine 
andere  Stellung  eingeräumt  wird,  als  sie  die  in  dem  grösseren 
Samtdeichverbaud  bereits  enthaltenen  Deichverbände  haben.'*") 
Die  Entstehung  von  Samtdeichverbänden  im  engeren  Sinn 
auf  Grund  freier  Einung  ist  entweder  auf  die  Vornahme  einer 
gemeinschaftlichen  Eindeichung  zuröckzuführen  '**)  oder  ohne 
eine  solche  zu  Stande  gekommen.'*“)  Bei  jenen  kann  es  sich 
lediglich  um  die  Begründung  eines  Deichbauverbandes  handeln.'**) 
Doch  ist  eine  solche  deshalb  selten  erfolgt,  weil  den  sich  so  ver- 
bindenden Verbänden  regelmässig  auch  eine  Vergemeinschallung 
dieser  oder  jener  Art  nach  Errichtung  der  Deiche  am  Herzen 
liegen  musste.'*')  Die  Samtdeichverbändo  vermittelt  durch  Be- 
deichungen unterscheiden  sich  in  Bezug  auf  ihre  Entstehung 


iiiclit  ohne  weitere.-!  zu  sehlieaseii.  Hei  Samtdeichverbämleu  ist  der  Zu- 
sanuiieuhaDg  eben  oft  ao  loac,  daaa  die  .Vnordnung  einer  iiürgenatellung  bei 
neuen  geuieiuaebafilicheii  Werken  ebenso  notwendig  erschien,  wie  hier  und 
da  eine  jälirliche.  (Vergl.  nun  Sauder-Deichsalzungen  von  1317  § 2.} 

■“J  Vergl.  den  Einlaaaungabrief  der  drei  Delfaiele  betreffend  die  Kirch- 
spiele Engelbert  und  Middelhert  (Drieasen  II,  201)  und  die  .Elbingische 
ilundfe.ste  über  etliche  Dörfer  zu  Daininrecht-  von  137S  ( l’reussiache 
Sauiminng  III,  115).  Ich  nehme  hier  die  Entstehung  eines  .Saiutdeichver- 
baudes  au. 

"")  V'ergl.  Echwartzenberg  I,  171  (a  1427),  .544  (a.  14.53). 

'i'4)  Vergl.  Mieris,  tll4  (a.  13U4),  Oudenhoven  8.  2iiS  (a.  1440) 
8.  277  va.  14S3);  8ielreclit  der  drei  Delfaiele  von  1317.  Adewarter  8iel- 
brief  vou  1382.  Ferner  die  oben  A.  17U  angegebenen  liuellen. 

'“)  Also  um  die  Vereinbarung  mit  gesamter  Hand  einen  Deich  schlagen 
zu  Wüllen.  Betreffs  der  Deiebbuusuziethten  siehe  unten  § 4. 
i'd)  Vergl.  auch  oben  8.  98,  lüO. 
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von  den  übrigen  dadurch,  dass  bei  jenen  das  sachliche  Substrat, 
an  welches  die  Vergemeinschaftung  anknüpft,  erst  geschaffen 
werden  muss,  wälirend  es  bei  diesen  bereits  vorhanden  ist.  Die 
Entstehung  der  Sam  td  eich  verbände,  welche  mit  einer  Eindeichung 
nichts  zu  schaffen  hat,  ist  auf  verschiedene  Motive  zurückzu- 
führen. Mau  strebte  zu  einander,  um  die  Vorteile  einer  ein- 
heitlichen Organisation  zu  geniessen,  um  sich  gegenseitig  zur 
Beihülfe  bei  Deichbrüchen  zu  verpflichten,  oder  um  einen  Schutz- 
und  Trutzverband  nach  aussen  herzustellen  gegen  so  mannig- 
fache Behinderungen  und  Schädigungen.’"'')  Zu  dem  Zusammen- 
schluss zwang  kein  Rechtssatz,  dass  Rechtsbewusstsein  der 
Zusammengehörigkeit  verknüpfte  die  Vertragschliessenden  im 
wesentlichen  nicht;  sie  beherrschte  mehr  der  Gedanke  der 
Zweckmässigkeit  und  praktischen  Vorzüge  einer  Vereinigung. 
Freilich  konnte  sich  die  freie  Einung  dem  festeren  Zusammen- 
schluss eines  verfallenen  oder  stark  zerbröckelten  Samtdeich- 
verbandes ungemein  annähern.'"*)  Andererseits  fiel  häufig  ein 
Schimmer  rechtlicher  Zusammengehörigkeit  durch,  wenn  die 
Verbindung  mehr  zwecks  gegenseitiger  Beibülfe  geschlossen 
wurde. 

8.  Innerhalb  der  Deichverbände  bildeten  sich  infolge  be- 
sonderer Umstände  kleinere  Deichgemeinschaften.  Erwähnens- 
wert sind  in  dieser  Beziehung  namentlich  die  Höfterver- 
bände.'"’)  Ausführlicher  unterrichtet  über  sie  das  Deichrecht 
von  Salland.  In  älterer  Zeit  durfte  derjenige,  dessen  Land 
ausserhalb  des  Deichs  soweit  abgebrochen  war,  dass  das  Schar*"") 


'"'■J  Bald  tritt  das  eine,  hald  das  andere  Motiv  luehr  hervor;  mitunter 
vermischen  sie  sich,  in  Bezug  auf  den  Schutz  uach  ausseu  vergl.  Kicht- 
hofen  Rq.  S.  308;  Halsema  S.  550  flf.  Driessen  III,  S.  479.  — Das 
Strebou  nach  gemeinsamer  Organisation  übet  wiegt  beim  Adewerter  Bielbrief 
von  1382.  Das  Streben  nach  Beibülfe  liegt  meist  nur  auf  der  schwächeren 
Beite.  Siehe  die  Quellen  in  A.  182. 

'"*)  Der  Adewarter  Sielbrief  von  1382  (Hiebthofen  Rq.  S.  345)  § l 
nennt  den  Siel,  an  den  sieh  die  Kiuung  anschliesst  .desen  . . . ziil,  den  wy 
tezamen  legghende  hebben“.  Andrerseits  aber  wird  im  § 17  gesagt,  dass 
die  Vorschriften  nur  drei  Jahre  gelten  sollen. 

*"'}  U öfter  sind  in  das  Watt  oder  den  Strom  hinaus  gebaute  Anlagen. 

'•*)  Schar  ist  die  „Scheuer-  oder  Bruchstelle“. 
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so  nahe  an  den  Deich  horankam,  dass  er  den  Schardeich  nicht 
länger  halten  konnte,  eine  Einlage  begehren;'^*)  eine  sulche  war 
ihm  nicht  abzuschlageu,  wenn  er  mit  zwei  Landgeuossen  schwur, 
„dat  die  wilde  wykinge  die  van  Ouorlandt  koemett,  syn  erue 
buyten  synen  Dyck,  soe  seer  en  wech  gobroekon  hefft,  ende  toe 
schoirt,  soe  dattet  schaer  soe  uae  synen  Dyck  gaett,  dat  hy 
die  nedorste  zuede  mitter  ouerster  noch  die  ouerste  zoede  mitter 
nederster  langer  nyett  geholden  en  kan“,'*")  oder  wenn  er,  wie 
es  im  jüngeren  Schalzenrecht  heisst,  mit  den  übrigen  Schar- 
deichsleuten den  Schwur  leistete,  „datse  deer  dine  bannena  dyck 
naet  längere  ne  halda  ne  möge  mit  höre  ende  mit  holte,  mit 
eerda  ende  mit  eke“.'*')  Später  suchte  man  die  Einlagen  nach 
Möglichkeit  einzuschränken.'**)  Man  half  sich  bei  Schardeicben 
mit  der  Anlage  be.sonderer  Befestiguugswerke.  Die  Errichtung 
eines  „Hoefts“  konnte  verlangt  werden,  wenn  das  Schar  sich 
auf'  drei  Ruten  dem  Deich  genähert  hatte.'*")  Alle  Schardeichs- 
leute mussten  sich  dann  auf  eiuem  bestimmten,  angesagten  Tag 
auf  dem  Deich  unter  dem  Vorsitz  des  Deichgrafen  und  der 
Heemraden  versammeln,  und  vier  Leute  erküren,  die  mit  den 
Deichbeamten  die  Höhe  und  Breite  des  Hoefts  bestimmen 
sollten.'*")  Alsdann  erwählten  Deichgraf  und  Heemraden  aus 
den  SchardeichserflFgenaemen  einen  Hoeftmeister,'*'')  welcher  von 
den  Schardeichsleuten  die  Matorialkosten'**)  für  das  Werk  nach 
Deichrutenzahl  zu  empfangen  hatte.'*")  Die  übrigen  Kosten 
batte  das  Kirchspiel,  darin  der  Deich,  vor  dem  man  „hoefden“ 
musste,  gelegen  war,  zu  begleichen.'*")  War  das  Hoeft  „zu  Deich- 


Deichrecht  von  Sallaud  art.  2.  — Der  Mann  soll  bei  der  ersten 
Schauung  auf  dem  Deich  stehen  und  sagen : .Herr  Deichgraf,  ich  bitte  Euch 
um  einen  Vorsprecher  und  dass  Ihr  absitset  und  richtet,  als  Ihr  zu  thun 
schuldig  seid*.  Der  bestellte  Versprecher  begehrt  dann  im  Namen  des 
Schardeichmannes  die  Einlage. 

""l  Deichrecht  von  8alland  art.  2,  4. 

'*')  Richthofen  Rq.  S.  416  § 16. 

'**)  Vergl.  unten  Abschnitt  Ul. 

Wenigstens  nach  dem  Deichrecht  von  Salland  art.  69. 

'«J  a.  a.  0.  art.  59,  60. 

'*1  a.  a.  U.  art.  Sl. 

IO*)  Zu  bezahlen  sind  „palen,  holt  ende  alle  Ruwaer'  (art.  62). 
a.  a.  O.  art.  62. 

"*’)  a.  a.  U.  art.  64.  Das  Kirchspiel  verteilt  die  Kosten  nach 
J.  Ottrke,  Q«»ohiebU  dM  d«uteoh«n  Dtiohr*«bta.  16 
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grafen  und  Heemraden  Lobe“  gemacht,  so  sollten  „die  Erff- 
genaemen  op  den  Schaire  met  hairen  Dyken  gelegen,  dat  hoenet 
op  oire  kost  schouwfry  holdenn“.'**) 

Was  die  Entstehung  dieser  Schai-deichs-  oder  Hoefterver- 
bände  anlangt,  so  wird  in  den  späteren  Quellen  Sallands 
namentlich  betont,  dass  dann,  wenn  ein  Schardeichsbesitzer  aui 
der  ersten  Schauung**®)  die  Enichtung  eines  Hoefts  nicht  be- 
gehrt, die  Deichbeamten  von  selbst  einschreiten  und  die  be- 
treffenden Geerfden  versammeln  können.*®*)  Auch  tritt  das 
Wahlrecht  der  Schardeichsleute  bezüglich  der  vier  Vertreter 
gegenüber  einer  Berechtigung  der  Deiclibeamten  zur  Anstellung 
dieser  zurück*®*)  und  der  Einfluss  der  Städte  bei  Errichtung 
der  Höfler  stark  hervor.**®) 

Sehr  verwickelt  werden  die  Verhältnisse,  wenn  bei  der 
Legung  der  Höfter  mehrere  Gemeinden  und  Deichverbände  be- 
teiligt sind.  Dabei  ergeben  die  Quellen  mitunter  nicht  ganz 
deutlich,  ob  die  Gesamtheit  der  Erbauer  identisch  ist  mit  der 
Gesamtheit  der  Unterhalter,  oder  ob  gewisse  Gemeinschaften 
nur  eine  einmalige  Beihülfe  zur  Errichtung  gewähren,  oder  ob 
zwar  eine  besondere  Unterhaltungsgemeinschaft  entsteht,  aber 
eine  weitere  Höilergemeinschaft  für  den  Pall  der  Zerstörung 
des  Hoefts  (nach  Massgabe  der  erstmaligen  Kontributionen)  be- 
stehen bleibt.  Das  Vorkommen  dieser  verschiedenen  Möglich- 
keiten dürfen  wir  annehmen.*®^) 


,waertsel‘,  worüber  später  xu  bandeln  ist.  Diese  Kosten  bestanden  baupt- 
sächlicb  im  Arbeitslohn. 

■”)  a.  a.  O.  art.  65. 

Die  erste  Schauang  heisst  „Aenuanck“. 

*>')  a.  a.  O.  art,  91. 
a.  a.  O. 

art.  91:  .Ende  daer  beneffens  van  den  dreen  Steden  scriffteljrken 

begberen,  oire  geschickte  Kaidesfrunden  daermedde  by  te  bebben,  die  des 
nyett  weygerern  sullen,  omme  met  hem  to  belpen  raeden,  enn  kentenisse  te 
draegeu,  offtet  nutte  ende  profitelik  sali  wesen,  aldaer  te  hoeffden  . . .“ 

Vergl.  betreffs  dieser  interessanten  RechtsTerhältnisse  namentlich 
art.  104  des  Deicbrechts  von  Salland,  der  freilich  schon  in  die  zweite 
Periode  hineinragt.  Eine  ganz  genaue  Interpretation  kann  nur  auf  Grund 
lokaler  Untersuchungen  erfolgen.  Zu  bemerken  ist  folgendes:  Es  handelt 
sich  um  die  Errichtung  von  drei  Hoeften: 
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Hiuzuzufügen  ist  noch,  dass  sich  innerhalb  grösserer  Deich* 
verbände  auf  Grund  verwaltungsrechtlicher  Abgrenzungen  Ge- 
meinschaften bildeten,  die  hinsichtlich  bestimmter  Strecken  des 
Deiches  bei  Wassersnot,  Deicbbrfichen  und  Einlagen  als  ßei- 
hülfe-  oder  Notverbände  erschienen.*"®) 

Herrschaftliche  Deichverbände  im  engeren  Sinn 
traten  schliesslich  nicht  nur  auf  Grund  neuer  Ansiedlungen,*"*) 
sondern  überhaupt  in  analoger  Weise  wie  herrschaftliche  Ge- 
meindedeichverbände ins  Leben.*"*)  Sie  bildeten  sich  also,  wenn 
über  einen  bestehenden  Deichverband  im  engeren  Sinn  ein 
Deichherr  trat,  oder  wenn  die  Entstehung  eines  Deichverbandes 
im  engeren  Sinn  sich  unter  herrschaftlicher  Gewalt  vollzog. 

V.  Die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  stellt  sich  den 
Hergang  bei  der  Entstehung  der  Deich  verbände  in  falscher 
Weise  vor.  So  erblickt  man  die  älteste  Quelle  der  Deich- 
verbände in  freien  Einungen  nachbarlicher  Grund- 
besitzer. Dabei  lässt  man  den  Deichverband  entweder  als 
Einung  zum  ersten  Deichbau  oder  als  Einung  zur  Unterhaltung 


1)  Das  eine  soll  errichtet  werden  bei  Jan  Laessena  Camp.  Bezahlen 
sollen  dies  die  von  Vortmann.  es  sollen  ihnen  eher  zu  llUlfe  kommen  die 
Oeerffden  des  Kirchspiels  von  Ölst,  die  von  dem  Wasser  überlaufen  werden 
können,  mit  einem  Drittel  des  Arbeitslohnes  und  der  Kosten  des  eventuell 
auswärts  zu  beschaffenden  Holzmaterials. 

2)  Das  andere  Hoeft  soll  errichtet  werden  auf  Unterwykes  Kamp. 
Hierzu  sollen  kontribuieren  die  Hälfte  die  Kircbspielsleute  von  Ölst,  ‘/t 
gedycken  van  Vortmer  hecke  aff  hent  tott  wyer  veerstall  toe“,  '/«  ^bor  die 
Kircbspielsleute  von  Wye. 

3)  Das  dritte  Hoeft  soll  gelegt  werden  bei  Juffer  van  Dornix  Camp 
Dazu  sollen  die  eine  Hälfte  gewisse  Oedeichte,  die  andere  Hälfte  die  Erff- 
genamen  des  Kirchspiels  Wye  bezahlen. 

Zur  weiteren  Verdeutlichung  des  im  Text  Gesagten  ist  zu  bemerken, 
dass  nach  art.  104  zwei  Hoefte  von  denen  „aufgemacht“  werden  sollen, 
„dien  datt  medde  beroert  ende  angaet“  und  dass  nach  art.  OB  bei  Wegbrnch 
des  Uoefts  die  Wiederherstellung  auf  dieselbe  Weise  erfolgen  soll,  wie 
seine  erstmalige  Errichtung. 

**)  Vcrgl.  art.  37  des  Deiebreebts  von  Salland.  Die  Abgrenzungen 
werden  daselbst  „Laadsebeidungen"  genannt. 

Siehe  oben  S.  205  ff. 

V'ergl.  oben  S.  201. 

15* 
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resp.  Verstärkung  der  zunächst  von  einzelnen  aufgeworfenen 
Dämme  ins  Leben  treten.*"**)  Manche  lassen  überhaupt  als 
einzigen  Entstehungsgmnd  nur  die  freie  Einung  zu.“*)  Diese 
Ansichten  sind  ans  dem  Bestreben  herrorgegangen,  eine  Er- 
klärung IQr  das  Vorhandensein  der  von  uns  sgn.  Deichverbände 
im  engeren  Sinn  zu  finden.  Sie  konnten  sich  nur  dadurch 
bilden,  dass  man  die  natürliche  Beschaffenheit  der  Deichländer,* '") 
die  Quellenzeugnisse,  welche  als  ältesten  Deichverband  den 
Gemeindedeichverband  kennen*“)  und  das  die  Geschichte  des 
Deichrechts  beherrschende  Zwangsmoment***)  gar  nicht  oder 
nicht  genügend  beachtet  hat.  Ebensowenig  aber  darf  man 
sagen,  dass  in  späterer  Zeit  die  freie  Einung  der  nachbarlichen 
Grundbesitzer  (der  Interessenten)  bei  der  Entstehung  von  Deich- 
verbänden im  engeren  Sinn  eine  bedeutendere  Rolle  gespielt  hat. 


a*)  Vergl.  Wilda  a.  a.  O.  S.  282  ff.,  v.  Ende  §§  6.  7.  Nach  letzterem 
führte  die  Einsicht,  dasa  der  einzelne  gegenüber  dem  durch  die  ersten  von 
ihm  auageführten  Uoichanlagen  reiaseuder  werdenden  Strom  machtlos  sei, 
zu  gesellschaftlichen  Vereinigungen,  die  sich  zu  grösseren  Deichverbändeu 
auswuchsen.  — Siehe  weiter  Dämmert  S.  23,  (ieorg  Meyer  ,S.  75, 
Edgar  Loeniug  S.  689,  (iraf  von  Bernstorff  S.  4.  Näheres  teilweise 
auch  oben  Abschnitt  1.  § 2.  A.  44  ff.  Betreffs  der  Sondermeinung 
Auhagens  siebe  oben  ,S.  100.  — Dogen  Wilda  erklärt  sich  namentlich 
Oierke  I.  614.  A.  101.  Dierke  sagt  mit  Hecht,  dass  die  Deicbgenossen- 
schäften  ursprünglich  mit  den  politischen  Gemeinden  zusammenflelen;  nach 
seiner  Ansicht  lösten  sich  allmählich  besondere  Deichverbände  ganz  ähnlich 
wie  anderswo  Markgemeinden  ab  (a.  a.  O.  S.  613);  allein  es  wirkten  bei 
der  Entstehung  von  Deichverbändeu  im  engeren  Sinn,  wie  wir  sahen,  auch 
noch  andere  Momente  mit  als  bei  der  Entstehung  von  Markverbänden.  — 
Was  die  spätere  Zeit  anlangt,  so  nimmt  Gierke  (S.  614)  die  Entstehung 
von  Deichverbänden  im  engeren  Sinn  auf  Grund  freier  Einung  in  gewisser 
Hinsicht  an.  Vergl.  hierüber  unten  A.  214.  — Anschütz  (S.  143)  lässt 
die  Frage,  ob  die  ältesten  Deichverbände  im  engeren  Sinn  infolge  von  Ab- 
spaltungen von  Gemeinden  oder  auf  Grund  freier  Einung  entstanden  seien, 
unentschieden. 

*")  Siehe  Georg  Meyer  a.  a.  0.  auch  Graf  von  Bernstorff  a.  a.  O. 
Bezüglich  der  Meinungen  Wildas  und  von  Endes  siehe  oben  Abschnitt  L 
§ 2 snb  2. 

*8')  Siebe  oben  S.  87  ff.  103. 

*“)  Siehe  oben  ,S.  184  ff. 

^'^)  Man  beachte  namentlich  den  weitgehenden  Zwang,  der  die  Ent- 
stehung der  aus  Anssendeichsinteresseutenschaften  hervorgehenden  Deich- 
verbände beherrscht;  siebe  oben  Abschnitt  1.  § 3 sub  VI. 
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Denn  nur  bei  der  Schaffung  von  Samtdeichverbänden  im  engeren 
Sinn  wirkte  sie  in  ganz  bescheidener  Weise  mit,  indem  mit- 
unter Deichgenossenschaften  sich  zu  Samtdeichverbänden  frei 
einten  und  nach  deutscher  Auffassung  jeder  dieser  kleineren 
Deichverbände  zugleich  als  Einheit  und  Vielheit  erschien.'**) 
Nicht  zu  verwechseln  ist  mit  dem  eben  Besprochenen  die  Frage, 
in  wie  weit  die  Deichverbände  durch  freie  Einung  Überhaupt  ins 
Leben  gerufen  sind.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  muss  ver- 
schieden ausfallen,  je  nachdem  man  die  Siedlungs-  und  Tochter- 
gemeinden in  mehr  oder  minder  starker  Weise  auf  freie  Einungen 
der  sich  Abschichtenden  zurückfflhrt.  Wir  meinen,  dass  schon  von 
Anfang  an  die  freie  Einung  hier  ein  ausschlaggebender  Faktor 
gewesen  ist;"*)  hinsichtlich  der  Kolonien  der  späteren  Zeit  kann 
dies  jedenfalls  nicht  bestritten  werden.  Bei  diesen  freien 
Einungen  aber  handelte  es  sich  nun  nicht  um  Vereinigungen 
der  nachbarlichen  Grundbesitzer,  sondern  um  freie  Einungen 
zur  Erwerbung  nachbarlichen  Grundbesitzes  — oder  um  eine 
schärfere  Formulierung  anzu wenden:  nicht  um  Einigungen  der 
Interessenten,  sondern  um  Einungen  zu  Interessenten."*) 


Siehe  oben  sub  IV. 

Siehe  anten  § 4.  — Han  musa  daher  in  der  Ablehnung  des  Moinenta 
der  freien  Einung  bezüglich  der  Entstehung  von  Deicbverbanden  noch  weiter 
gehen  als  Oierke.  Dieser  sagt  S.  t>14;  „Neben  den  ans  den  Gemeinde- 
verhältnissen allmsblicb  abgelösten  Genossenschaften  dieser  Art  (den  Deich- 
verbänden i.  e.  S.)  mochten  auch  freie  Einungen  zur  Anlegung  und  Unter- 
haltung von  Deichen  nnd  Sielen  Vorkommen.“  — 

Vergl.  oben  S.  92. 

>>4)  Wir  sehen  hierbei  davon  ab,  dass  bei  den  Siedlnugsgemeinden  die 
späteren  Deicbgenossen  vor  dem  Unteruebmeu  der  Eindeichung  dann  schon 
iu  gewisser  Hinsicht  Interessenten  gewesen  sind,  wenn  es  sich  um  Be- 
deichungen von  Strecken,  die  zur  gemeinen  Mark  gehörten,  durch  einzelne 
sich  abscbichtende  Markgenossen  handelte. 
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Die  Zasammensetzung  der  Deichverbände. 

I.  Eine  Betrachtung  der  Zusammensetzung  der  Deich- 
verbände hat  von  den  Gemeindedeichverbänden  anszngehen 
und  daran  eine  Schilderung  der  Mitgliedschaftsverhältnisse  bei 
den  Deichverbänden  im  engeren  Sinn  anzuknQpfen.  Die 
Zugehörigkeit  zu  einem  herrschaftlichen  Deich  verband  im 
engsten  Sinn  als  solchem  wird  später  kurz  berührt  werden. 
Die  Gemeindedeichverbände  und  Deichverbände  im  engeren 
Sinn  setzen  sich  aus  Individuen  oder  Verbänden  zusammen. 
Da  aber  nach  alter  Auffassung  einerseits  die  Genossen- 
schaft zugleich  als  Vielheit  von  Individuen  andrerseits  der 
herrschaftliche  Verbandsträger  zugleich  als  Individuum  erschien,') 
lässt  sich  eine  schroffe  Scheidung  zwischen  der  Mitgliedschaft 
von  Individuen  und  Verbänden  nicht  machen.  Immerhin  ist 
aber  zunächst  davon  anszngehen,  als  ob  sich  die  gedachten 
Deichverbände  aus  Individuen  zusammensetzen.  Es  wird  dies 
namentlich  dadurch  gerechtfertigt,  dass  innerhalb  grösserer 
Deichgenossenschaften  ursprünglich  nicht  die  kleineren  Deich- 
genossenschaften, sondern  die  Individuen  als  solche  als  Deich- 
genossen auftreten.’)*)  Einige  Worte  über  die  Gliedstellung 


')  .Siehe  (iierke  II.  43. 

3)  Siehe  unten  eub  IV,  2.  Betreffs  der  Markgemeinde  vergl.  Qierke  I, 
687,  A.  10.  II.  340. 

Es  spielen  daher  die  herrschaftlichen  Deichverbände  im  engsten 
.Sinn  insofern  auch  zunächst  .schon  in  die  Darstellung  hinein,  als  diese 
herrschaftlichen  Verbände  Glieder  eines  griisseren  Deichverbandes  sind, 
indem  der  Herr  als  Träger  des  Verbandes  zugleich  als  Individuum  inner- 
halb des  umfassenderen  Deichverbandea  in  Betracht  kommt  und  gegebenen 
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von  Verbänden  (sei  es  herrschaftlichen  Verbänden  im  engsten 
Sinn,  sei  es  Gemeinden,  sei  es  Deichverbänden  irgend  welcher 
Art),  werden  später  hinzugefQgt  werden.*) 

II.  Indem  wir  so  von  den  herrschaftlichen  Deichverbänden 
im  engsten  Sinn  in  gewisser  Hinsicht  absehen,  betrachten  wir 
die  Mitgliedschaft  im  Deichverband  vom  Standpunkt  des 
Individuums  aus  hinsichtlich  ihrer  Voraussetzungen,  ihres 
Inhalts  und  ihres  Umfangs. 

1.  Da  sich  in  der  ältesten  Zeit  jeder  Deichverband  mit 
dem  Gemeindeverband  deckte,  so  war  die  Mitgliedschaft  im 
Deichverband  an  dieselben  Voraussetzungen  geknüpft,  wie 
die  Mitgliedschaft  im  Gemeindeverband.  Bei  den  Siedlungs- 
deichgemeinden bedingten  sich  beide  Mitgliedschaften  derartig, 
dass  sie  beide  als  gegenseitige  Ausflüsse  erschienen;  bei  den 
übrigen  Gemeindedeichverbänden  dagegen  stellte  sich  die  Mit- 
gliedschaft im  Deichverband  dar  als  notwendiger  Ausfluss  der 
Gemeindemitgliedschaft.'')  Bei  allen  Gemeindedeichverbänden, 
mochten  sie  nun  freie  oder  herrschaftliche  sein,  bestimmte  so 
die  Gemeindezugehörigkeit  die  Deichverbandszugehörigkeit.  Dies 
änderte  sich  als  Deichverbände  im  engeren  Sinn  ins  Leben  traten 
und  der  Gemeindedeichverband  eine  Trübung  nach  der  Seite 
eines  Deich  Verbundes  im  engeren  Sinn  erfuhr.  Die  Mitglied- 
schaft bei  eiuem  Deichverband  im  engeren  Sinn  nämlich  be- 
stimmte, wenn  er  die  Hülle  des  Gemeindeverbandes  völlig 
abgestreift  hatte,  nicht  die  Gemeinde-  sondern  die  Deich- 
zugehörigkeit. Dieser  Satz  erlitt  insofern  eine  Einschränkung, 
als  es  sich  um  Deichverbände  im  engeren  Sinn  handelte,  die 
aus  mehreren  Gemeinden  bestanden. 


Falls  die  Angeb9ri)(eD  des  herrschaftlichen  Verbandes  in  gewisser  Hinsicht 
an  der  Hitgliedscbaft  im  höheren  Deichverband  selbständig  Teil  haben 
können.  — Analoges  ist  su  sagen  bei  der  Glliedstellnng  von  herrschaftlichen 
Verbänden  im  engsten  Sinn,  die  keine  Deich  verbände  sind. 

*)  Siehe  nnten  sab  IV. 

Die  Aasdrucksweise  im  Texte  empfiehlt  sich  wegen  der  späteren 
Entwicklung.  Dass  genau  genommen  weder  von  verschiedenen  Mitglied- 
schaften noch  von  verschiedenen  Verbänden  gesprochen  werden  darf,  ist 
klar:  Es  existiert  ja  nnr  ein  Verband,  der  Oemeindedeichverband. 
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a.  Die  persönlichen  Voraussetzungen  um  Yollgenosse 
zu  sein,  waren  anfänglich  Geburt  mit  hinzutretender  Selbst- 
ständigkeit oder  Aufnahme  innerhalb  des  Verbandes.*)  Jemehr 
der  Schwerpunkt  der  Deichverbandsmitgliedschaft  in  der  ding- 
lichen Grundlage  gesehen  wurde  und  ihr  Inhalt  von  einer  auf 
dinglicher  Basis  ruhenden  Pflicht  beherrscht  ward,  um  so  mehr 
traten  die  persönlichen  Voraussetzungen  zurück,  ohne  dass  sie 
jo  ganz  verschwunden  wären.  In  gewissem  Zusammenhang 
steht  diese  Entwicklung  mit  der  Entstehung  von  Deichverbänden 
im  engeren  Sinn.  Doch  darf  man  hierin  keinen  prinzipiellen 
Gegensatz  zwischen  Gemeindedeichverbänden  und  Deichverbänden 
im  engeren  Sinn  erblicken.  Wurde  doch  die  Notwendigkeit  der 
persönlichen  Voraussetzungen  bei  vielen  Gemeinden  und  damit 
implicite  bei  den  Gemeindedeich  verbänden  erheblich  modifiziert.') 
Das  ist  freilich  zu  bemerken,  dass  die  Ablehnung  eines  per- 
sönlichen Moments  für  die  Befähigung  zur  Deichpflicht  und 
Deichverwaltung  im  Gegensatz  zur  Qualifikation  zum  Gemeinde- 
genossen innerhalb  eines  Gemeindedeichverbands  einen  Deich- 
verband im  engeren  Sinn  ins  Leben  rufen  konnte.*) 

Daher  waren  die  Ausmärker  keine  vollen  Deichgenossen. 
Im  Laufe  der  Zeit  rückten  sie  freilich  in  demselben  Mass  zu 
einer  ähnlichen  Stellung  empor,  wie  sie  sich  vollen  Gemeinde- 
geuossen  näherten.*)  Ja,  sie  wurden  auch  im  Gegensatz  zur 
Gemeindemitgliedschaft  immer  mehr  der  vollen  Deichverbands- 
mitgliedschaft teilhaftig,  und  je  nach  der  Stärke  dieses  Gegen- 
satzes erfuhr  durch  sie  der  Gemeindedeichverband  eine  mehr 
oder  minder  starke  Trübung  nach  der  Seite  eines  Deichverbandes 
im  engeren  Sinn,  die  schliesslich  zur  Entstehung  eines  solchen 
führen  konnte.**)  Man  würde  freilich  fehl  gehen,  wenn  man 


“)  Im  allgemeinen  vergl.  Gierke  I,  593  ff.  II.  268  ff. 

Gierke  II,  274. 

^ Dies  war  namentlich  der  Fall,  wenn  der  Ausmärker  als  voller  Deich - 
genösse  anerkannt  wurde,  aber  nicht  voller  Gemeindegenosse  war.  Vergl. 
das  Deichrocht  von  Kettesbüttel  (oben  Einleitung  § 4a  Ä.  122).  — Be- 
günstigt wurde  diu  Entwicklung  da,  wo  jedem  Grundstück  eine  bestimmte 
Strecke  Deichs  zur  Unterhaltung  zngewiesen  war. 

Siehe  BerghU,  611. 

Siehe  Anm.  8. 
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dem  Deichverband  im  engeren  Sinn  den  Begriff  des  Ausmärkers 
absprechen  wollte.  Da  nämlich  eine  Gruppe  von  Gemeinden 
einen  Deichverband  im  engeren  Sinn  bilden  konnte,  so  waren 
die  innerhalb  der  Gemeinden  vorhandenen  Ausmärker  zunächst 
auch  Ausmärker  eines  Deichverbandes  im  engeren  Sinn.  Aller- 
dings kann  man  annehmen,  dass  gerade  in  diesen  Fällen  die 
Ausmärker  sich  sehr  bald  zu  vollen  Deichgenossen  erhoben.*’) 
Die  Brttcke,  welche  für  den  Ausmärker  von  der  Position  eines 
üngenossen  zur  Stellung  eines  Vollgenossen  hinUberfDhrte,  war 
die,  dass  man  von  ihm  die  Ernennung  von  Stellvertretern, 
Bürgen,  Bauerwahrsmännern  forderte.”)  Man  bezweckte  damit 
freilich  zunächst  nur,  eine  ordentliche  Pflichterfüllung  des  Aus- 
märkers und  eine  Sicherstellung  des  Verbandes  zu  erreichen. 
Doch  ward  bald  da,  wo  insbesondere  infolge  der  Verdiiiglichung 
der  Gemeinde-  oder  Deich verbandsämter  oder  infolge  des 
Recbtssatzes,  dass  der  Kabelhalter  die  Gräsung  seines  Deich- 
schlages geniessen  dürfe,  eine  Vertretung  für  den  Ausmärker 
billig  erschien,  die  Anschauung  angebahnt,  dass  der  Ausmärker 
voller  Deichgenosse  sei,  aber  hinsichtlich  der  Ausübung  seiner 
Rechte  und  Pflichten  eines  für  ihn  haftenden  Stellvertreters 
bedürfe.  Schon  früh  kam  man  andrerseits  dahin,  den  Ausmärker 
unter  der  Bedingung  zuzulassen,  dass  er  in  dem  Gebiete  wohne; 
hier  entfiel  dann  die  Notwendigkeit  einer  Vertretungsbestellung, 
ja  man  könnte  dabei  vielleicht  an  eine  Aufnahme  des  Fremden 
denken.’*) 

Das  Wohnen  im  Gebiet  war  in  den  Deichländern  von 
grosser  Wichtigkeit;  es  kam  nicht  nur  bei  der  Regelung  der 
rechtlichen  Stellung  der  Ausmärker,  die  wohl  grössten  Teils 
ausserhalb  wohnten,  in  Betracht,  sondern  für  jeden  Deichgenossen. 
Ursprünglich  musste  jeder  Deichgenosse  im  Bezirk  wohnen; 


“)  Vergl.  das  Deichrecht  für  Bavendrecht  u.  8.  w.  von  1483  (oben  Ein- 
leitung § 4h.  A.  44&). 

Neueres  Oeichrecht  in  den  vier  üohen  art  19  (Ausmärker  haben 
Bürgen  oder  Bauerwahrsmänner  zu  stellen);  Uinnebecker  Bauer- Willkür 
von  1743  [bei  Auhagen  S.  671  A.  r<]  (derjenige,  der  Land  possediert,  aber 
im  Dorf  nicht  wohnt,  muss  einen  Bauerwabrsmann  bestellen). 

'*)  Bergh  I,  646  (der  Fremde,  der  Qrundstücke  erbt,  muss  im  Debiet 
wohnen  oder  verkaufen  oder  carere). 


Digilized  by  Google 


234 


später  gestattete  man  das  Wohnen  ausserhalb  des  Bezirks  unter 
der  Bedingung  der  Ernennung  eines  Vertreters.**)  Namentlich 
sah  man  da,  wo  die  Erffgemannen  einen  höheren  Deichverband 
Ober  ihren  Meyem  und  Kolonen  bildeten,  von  dem  Erfordernis 
binnenländischen  Wohnens  für  die  Erbexen  ab.**)  Auch  wurde 
jedenfalls  derjenige,  welcher  als  mittelbarer  Genosse  dem  Ver- 
bände zunächst  haftpflichtig  erschien,  ohne  weiteres  als  ge- 
nügender Vertreter  angesehen.**)  Ingleichen  war  bei  der  Bildung 
kleinerer  Deichverbände  innerhalb  grösserer”)  nur  das  Wohnen 
in  dem  Gebiet  des  letzteren  erforderlich.  Zum  Vollgenossen 
gehörte  anfänglich  auch  das  passive  Wahlrecht  zum  Deich- 
beamten. Es  ist  daher  sehr  bezeichnend,  wenn  der  Wohnsitz 
im  Gebiet  lange  Zeit  Voraussetzung  der  Wählbarkeit  war.*“) 
Wenn  man  später  sich  hiei-gegen  wehrte  oder  von  ihr  absah, 
aber  das  Erfordernis  des  Begülcrtseins  binnen  der  Schau  be- 
stehen liess,**)  so  zeigt  dies,  dass  man  nicht  mehr  in  alter  Weise 
daran  festhielt,  dass  nur  das  Wohnen  im  Bezirk  die  Qualifikation 
eines  vollen  Deichgenossen  gewährte. 

In  späterer  Zeit,  die  nur  noch  teilweise  in  die  erste 
Periode  gehört,  wurde  dem  Fremden  die  Mitgliedschaft  mitunter 
geradezu  versagt.  Der  Begriflf  des  Fremden  wurde  dann  je 
nach  dem  Gebiet,  für  welches  der  Rechtssatz  gelten  sollte,  ent- 
weder im  Sinn  des  Gemeindefremden  “)  oder  des  Landes-(Staats-) 
Fremden”)  genommen.  Der  Grund  für  diesen  Ausschluss  lag 
namentlich  darin,  dass  die  persönliche  Haftung  des  Ausländers 
sei  es  in  Frage  gestellt,  sei  es  schwer  realisierbar  sein  konnte. 

Mangels  wirtschaftlicher  oder  rechtlicher  Selbständigkeit 
waren  die  Frauen  keine  vollen  Deichgenossen.  Ganz  abgesehen 


“)  Siehe  A.  II. 

’f‘)  Vergl.  das  Deichgericht  von  1569  hei  Pafendorf  IV  S.  67. 

**)  Siehe  unten  sub  b. 

”)  Vergl.  die  Deichordnnng  für  Cleve  von  1576  (oben  Einleitung  § 4a 
A.  ibO). 

“)  Vergl.  Nyhoff  „öedenkw."  II.  S.  '75  (a.  I370).  Keure  von  See- 
land V.  1496  I,  41  und  unten  § 3. 

*•)  Vergl.  Uuldemont  S.  41,  47. 

''‘"i  Uammerbroker  Deicbrecht  art.  103. 

^')  Tjiineburgische  Deichordnnng  von  1664.  § 12. 
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von  ihrer  Unfähigkeit  zn  den  gewöhnlichen  Deichbeamtenstellen 
finden  sich  Reste  dieser  Anschanung  in  späterer  Zeit  darin, 
dass  man  ihnen  die  Ausflbnng  der  auf  ihren  GrundstQcken 
ruhenden  Rechte  und  Pflichten  entweder  ganz  oder  in  gewissen 
Beziehungen  versagte.  Nach  dem  Hammerbroker  Deicbrocht 
vertritt  die  Frau  ein  Deichgeschworener;”)  nach  dem  Deichbrief 
für  Niederbetuve  von  1410  kann  sie  die  Pflichten  eines  Busen- 
landgebers („Siebeners“  nur  in  Gemeinschaft  mit  einem  „momber“ 
(Vormund)  erfüllen.**)  Doch  gestattete  man  der  Frau  in  anderen 
Gegenden  auch  die  Ausübung  des  Deichgenossenrechts  in  mancher 
Hinsicht“) 

Ebenso  .waren  Kinder  und  Minderjährige  keine  vollen 
Deichgenossen.  Schon  der  Erbpachtbrief  des  Abtes  von  Egmont 
für  Pops wonde  aus  dem  Jahre  12öl  erklärte,  dass  Minderjährige 
kein  Deichgeld  zu  zahlen  hätten.**)  Mangels  wirtschaftlicher 
Selbständigkeit  erscheinen  ferner  die  ungeteilten  Erben  nicht 


^ Hammerbroker  Deicbrecht  art.  32  (a.  1523):  „Weker  Wedeve,  de 
‘dar  Ijand  heft  im  Hammerbroke,  de  ecball  enen  van  den  olden  Djkawaren 
darto  bewilligen,  de  erenthalben  datzeime  deit,  gelik  effte  desnlve  Wewede 
enen  ebeliken  Man  badde  de  dat  snlven  mochte  dobn“. 

Plakaetbncb  fUr  Oelderland  S 4G:  Bnsenlandgeber  soll  sein  .geen 
w;f,  ay  en  aal  eerst  eenen  Momber  bebbeu  ende  werwen  nae  onaen  l^and- 
reebt“,  dann  aoU  aie  .mit  oeren  Momber  t'samen  aweeren  ende  geven  voer 
eenen  man,  ala  een  ander  recht  aoevende,  aonder  areb*.  Buaenlandgeber 
nennen  wir  denjenigen,  der  bei  der  Buaenlandauche  thätig  iat.  Daa  Inatitut 
der  Bnaenlandsuche  heiaat  bolläudiach  .Bozeming“.  lieber  ea  wird  apäter 
zu  aprechen  aein.  Die  beate  Wiedergabe  dea  holländiacben  Bozeming  acbeint 
mir  Buaenlandanche  zu  sein.  Sie  findet  dann  atatt,  wenn  ein  Deichgeuoaae 
Beine  Deicbpflicht  nicht  erfüllen  kann  oder  will.  Aladann  wird  gewiaaer- 
maaaen  der  Stammbaum  dea  Landea  verfolgt  nnd  aoweit  ea  nötig  iat,  allen 
Land,  daaa  demaelben  „Buaen“  angehört  ala  deichpflichtig  und  eintritta- 
pflichtig  betrachtet.  Die  Ijaudgenosaen,  welche  bei  der  Bnaenlandauche  zum 
Suchen  verpflichtet  aind,  heiaaen  Buaenlandgeber  oder  Siebener.  Vergl.  vor- 
lilnfig  Hugo  Qrotiua  S.  39. 

Deichreoht  von  Maitenbroek  art.  12;  ,Off  daer  ennich  vronwen 
uaeme  weer,  off  ay  wall  gbenen  mechte  (ala  Buaenlandgeber  thätig  aein 
könne)?  Ein  vrouwe  mach  geuen  gelyck  een  Man*. 

“)  Bergh  I.  545.  — Später  vertrat  aie  der  Vormund.  Siehe  Deich- 
recht von  Maatenbroek  art.  13:  ,Ofte  daer  onmendinge  kinder  wairen,  wie 
daer  voer  gheuen  aolde  (d.  h.  ala  Buaenlandgeber)?  Die  oldeabe  Manaperaoene 
vander  zweert  aytt,  die  daer  ein  Momber  toe  is“. 
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als  mehrere  Deichgenossen,  sondern  repräsentierten  nur  eine 
Mitgliedschaft.**) 

Was  die  Aufnahme  in  den  Verband  anlangt,  so  sind  wir 
darüber  durch  deichrechtliclie  Quellen  wenig  unterrichtet.  Es 
handelt  sich  hier  zunächst  nur  um  die  Aufnahme  der  Persön- 
lichkeit.*^) Dass  über  sie  die  Quellen  schweigen,  ist  daraus 
zu  erklären,  dass  die  Deichverbände  noch  stark  mit  den  Ge- 
meinden in  Verquickung  standen,  so  dass  eine  Aufnahme  in  den 
Gemeindeverband  genügte.  Wir  können  dies  bei  den  Deich- 
verbänden im  engeren  Sinn,  die  sich  aus  Gemeinden  zusammen- 
setzten, mit  Sicherheit  vermuten.  Auch  bei  den  kleineren  Deich- 
verbänden innerhalb  eines  Gemeindedeichverbandes  war  die  Auf- 
nahme in  den  grösseren  Gemeindedeichverband  genügend.  Die 
Modifikationen,  welche  die  Aufnahme  bei  der  Markgemeinde 
namentlich  dadurch  erfuhr,  dass  eine  Aufnahme  nach  Jahr  and 
Tag  stillschweigend  als  erfolgt  galt,**)  zeigt  sich  in  den  deich- 
rechtlichen Quellen  insofern,  als  später  mitunter  zur  Qualifikation 
eines  Deichbeamten  oder  Busenlandgebers  der  Besitz  des  Erbes 
während  Jahr  und  Tag  gefordert  wai.**)  Die  Frage,  ob  eine 
Aufnahme  der  Person  stattfinden  musste,  bedurfte  aber  in  deich- 
rechtlichen Quellen  dann  einer  Beantwortung,  wenn  es  sich  um 
die  Erwerbsai-t  eines  Grundstückes  handelte,  welche  dem  Deich- 
recht eigentümlich  ist,  nämlich  dem  Grundstückserwerb  durch 
Spatenziehen.  Da  aber  die  Entwicklung  des  Spatenrechta 
es  mit  sich  brachte,  dass  lange  Zeit  das  Spatenziehen  als  Näher- 
pfiicht  bezw.  Näherrecht  der  Sippe  oder  der  Rentner  aufgefasst 


Deiclibrief  für  Niederbetuve  von  1410  (oben  A.  23):  Die  „t'samen 
seien  in  gemeynen  budel,  die  niec  jaer  ende  dagb  gescbeyden  bebben  ge- 
weest“,  sollen  nur  einen  Bnsenlandgeber  stellen.  — Handveste  für  Kedem- 
blick  von  1404  (oben  Einleitung  § 4b  A.  637):  Die  Witwe  und  der  Witwer, 
die  mit  Kindern  zusammen  und  .unverschieden  gelandt“  sind,  zahlen  nur 
eine  Busse.  — Siehe  aber  Bergb  U,  24M  (a  1273),  wo  die  Bannbusse  des 
einzelnen  5 Solidi  beträgt,  aber  die  Busse  mehrerer,  die  ein  Deichteil  ge- 
meinsam haben,  auf  20  Solidi  berechnet  wird. 

Ueber  die  Aufnahme  von  Ornndstücken  siehe  unten  sub  b. 

*)  (rierke  I,  594;  II,  274. 

**)  Deicbbrief  für  Niederbetuve  v.  1410  (oben  A.  23):  .Soe  en  sal 

niemant  soevende  off  gever  wesen  van  dyck  off  van  onraede  der  dyck,  hy 
en  beeft  synen  eygen  erve  beseten  jaer  ende  dagh*. 
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wurde,*")  andererseits  in  vielen  Gebieten  das  Spatenziehen  wegen 
des  Instituts  der  Busenlandsuche *‘)  fortfiel,  so  findet  sich  die 
Vorschrift  einer  Anfbahme  spät  und  selten.  Bezeugt  ist  sie  im 
Deichrecht  des  Alten  Landes,  wo**)  bei  der  Verspätung  gefragt 
wird:  „Ob  jemand  soy,  der  das  Guth  annehmen,  entsetzen  und 
beteichen  wollte?  Und  ob  auch  der,  so  sich  dazu  erbeut,  der 
Meile  tüchtig  und  genughaft  sei  anzunehmen?"  Bezeugt  ist  sie 
ferner  in  einer  LUneburgischen  Deichfindung  von  1537,  wo  die 
Landleute  erklären,  dass  beim  Spatenziehen  derjenige  näher  ist, 
der  die  meiste  Schuld  im  Gute  hat,  „indeme  idt  der  Herschop 
und  den  Landtluden  beleuet  und  bequeme  ist“.**) 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  streng  genommen  zu  den 
persönlichen  Voraussetzungen  der  Mitgliedschaft  alle  die  persön- 
lichen Voraussetzungen  zu  zählen  sind,  die  man  insbesondere 
später  an  die  Wählbarkeit  zum  Deichbeamten  knüpfte.®*)  Schliess- 
lich muss  umgekehrt  erwähnt  werden,  dass  gewisse  Personen 
nicht  Vollgenossen  sein  konnten,  da  sie  aus  Gründen,  die  in 
ihrer  Person  lagen,  von  der  Deichpflicht  befreit  wurden.**) 

b)  Die  dinglichen  Voraussetzungen,  um  Vollgenosse  zu 
sein,  knüpfen  alle  an  das  Erfordernis  von  Grundbesitz  an. 

a)  Ursprünglich  forderte  man  hinsichtlich  der  Art  des 
Grundbesitzes  eine  dom  betreffenden  Verband  entsprechende 
Gewere*")  und  den  Besitz  einer  vollen  Hufe.®') 


Siehe  z.  B.  Altos  Deicbrecht  von  Uumstcrland  (Uichthofen  Rq. 
S.  364  § 12);  Neueres  Deiohreebt  von  Humsterland  (a.  a.  Ü.  S.  365  A.  3). 
— Emsiger  Pfenningscbuldbucb  (a.  a.  O.  S.  210)  § 75.  — Ostfriosisches 
Land  rocht  11.  cap.  263.  Näheres  bei  der  Darstellnng  des  Spatenreebts. 
^)  Siehe  oben  A.  23. 

art.  14. 

Siehe  Pufendorf  II  S.  584.  Der  im  Text  in  Anführungszeichen 
gesetzte  Satz  bedeutet,  „wenn  die  Landleute  und  die  Herrschaft  ihn  als 
lleichgenoBsen  aufnehmen  wollen“.  Es  soll  uicht  etwa  die  Bedeutung  haben, 
„weil  die  Landleute  und  die  Herrschaft  die  Qeltnng  des  gefundenen  Kechts- 
satzes  wollen*. 

Siehe  unten  § 3. 

®)  Vergl.  Abschnitt  111. 

“)  Qierke  II,  274. 

”)  a.  a.  0.  276. 
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Infolgedessen  waren  alle  Grundbesitzer,  welche  ihren  Besitz 
erst  von  einem  Yollgenossen  ableiteten,  nur  mittelbare  Ge- 
nossen. Ferner  waren  alle  Grundbesitzlosen  und  diejenigen, 
welche  keine  volle  Hufe  besassen,  keine  vollen  Deichgenossen. 

ß)  Im  Laufe  der  Zeit  wurden  die  mittelbaren  Ge- 
nossen, welche  ihren  Grundbesitz  von  einem  Vollgenossen  ab- 
leiteteu,  insofern  Vollgenossen  angenähert,  als  sie  gegenüber 
dem  Deichverband  als  deichpflichtig  erschienen.  Dabei  konnte 
die  Deicbpflicht  in  verschiedenster  Weise  auf  mittelbare  und 
volle  Genossen  verteilt  werden.*“)  Diese  mittelbaren  Genossen 
erwarben  sich  ferner  häufig  als  Sonderverband  unter  dem  Voll- 
genossenverband Anteil  an  der  Deichverwaltung.  Dieser  Anteil 
konnte  sogar  soweit  gehen,  dass  ihm  nur  dadurch  eine  Schranke 
gezogen  war,  dass  den  mittelbaren  Genossen  eine  Verfügung 
oder  Findung  Uber  das  Eigen  und  Erbe  nicht  zukam.**) 

In  späterer  Zeit  ist  die  volle  Verbandsmitgliedschaft 
regelmässig  nicht  mehr  an  den  Besitz  einer  vollen  Hufe 
geknüpft.  Oft  entbehrt  sogar  die  Verbandsmitgliedscbaft  einer 
einheitlichen  Grundlage,  indem  die  Basis  der  Deichlast  und 
der  Teilnahme  an  der  Deichverwaltnng  eine  verschiedeneist. 

Was  die  Deichpflicht  anlangt,  so  war  die  Entwicklung 
eine  andere,  je  nachdem  man  von  der  Anschauung  ansging,  dass 


*)  Vergl.  betreffs  der  Kolonen,  Pächter,  Ueyer  u.  s.  w.  unten  Ab- 
schnitt HL  — Siehe  rorläufig  z.  6.  Alte  Ostfriesische  Deicbordnung  § IS. 
Des  Kapitels  und  des  Rates  von  Bremen  Verordnung  für  die  vier  Lande 
V.  1449  (oben  Einleitung  § 4a  A.  261)  § l.S;  Deichrecht  vonSalland  art.  Iü2. 
— Der  mittelbare  Qenosse  wurde  insoweit  dem  Vollgenossen  angenähert, 
als  er  dem  Verband  gegenüber  deichpfliebtig  wurde;  gleichgültig  ist  die 
Deicbpflicht  des  mittelbaren  Genossen,  welche  ihm  nur  gegenüber  seinem 
VoUgenossen  oblag;  umgekehrt  ist  es  gleichgültig,  ob  der  Vollgeuosse  dem 
mittelbaren  Genossen  dessen  Auslagen  an  den  Verband  zu  ersetzen  ver- 
pflichtet war. 

Vergl.  das  Deichgericht  von  1569  zu  Arsten  iPiifsndorf  IV.  App. 
8 67):  ,Wanner  idt  eine  sacke  sy,  so  Grass,  Weide,  Granen,  flöte  und  der- 
gelicken  bedrepe.  so  follgede  minneste  dem  meisten,  dewile  auerst  dat  eine 
sacke  were.  so  de  Gutheren  und  Erffexen  belangeede,  so  befohiede  sick  dat 
Land  beschweret,  eine  willköre  darup  tho  finden“.  Die  Gutsherrn  belangt 
aber  alles  was  Erbe  und  Gut  betrifft.  Leber  die  Art  und  Weise  derKabel- 
verceilung  finden  die  Landleute. 
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die  Hofbesitzer  oder  die  Landbesitzer  deichpflichtig  seien.^**) 
Es  finden  sicli  Quellen,  welche  die  einzelnen  Höfe  mit  der 
Deichlast  beschweren/')  Und  zwar  konnten  hierbei  nur  die 
altberechtigten  Ehehofsstätten  dem  Deichverband  gegenüber 
verpflichtet  erscheinen  oder  überhaupt  alle  Höfe,  also  auch  die 
neu  sich  abschichtenden.  Allein  alles  dies  waren  Ausnahmen. 
Im  allgemeinen  siegte  die  Rechtsanschauung,  dass  die  Deichlast 
eine  Last  der  Ackergrundstücke  sei.  Dies  steht  damit  in 
Zusammenhang,  dass  die  späteren  Eindeichungen  auf  das  Streben, 
Ackerland  zu  gewinnen,  zurückzuführen  sind  und  dass  man 
immer  mehr  alles  Land,  das  den  Schutz  des  Deiches  genoss, 
als  deichpflichtig  betrachtete.  Wo  dieser  Entwicklungsgang 
stattfand,  forderte  man  ursprünglich  keine  bestimmte  Grösse  der 
Ackerparcelle.**)  Allein  ein  ganz  minimaler  Grundbesitz,  der 
keinen  landwirtschaftlichen  Nutzen  abgab,*^)  kann  als  solcher 
nicht  deichpflichtig  gewesen  sein.  Die  Grnndbesitzlosen  waren 
anfangs  von  der  Deichpflicht  prinzipiell  ausgeschlossen.  Wo 
sie  deichen,  erhalten  sie  dafür  besondere  Vergütungen.^")  Später 
kamen  teilweise  Abweichungen  vor.  So  machte  man  in  manchen 
Gegenden  die  Teilnahme  an  der  Deichlast  von  dem  Besitz  einer 
bestimmten  Grundstücksgrösse  abhängig."*)  Auch  begann  man 
in  gewisser  Hinneigung  zu  dem  System,  das  die  Höfe  belastete. 


‘O)  Näheres  unten  Abschnitt  III. 

Vergl.  Hackmsnn  8.  283.  Heinelcen  § 38. 

*>)  Betreffs  eines  Regresses  an  Parcellengrundbesitcer  siebe  Hack- 
mann a.  a.  O. 

^ Vergl.  die  oben  8.  212  A.  148  angeführten  t^uellenstellen  und 
Bergh  II  611  (hierzu  siehe  oben  8.  192). 

Z.  B.  Landbesitz,  der  eines  Kampfschildes  Breite  und  eines  8chaftes 
Länge  hat;  dieser  gab  in  Eiderstädt  das  Vollgenossenrecbt  in  der  Gemeinde 
iRichthofen  Kq.  666.  § 6).  Dazu  siehe  Gierke  8.  276,  A.  43. 

^)  8iehe  Keure  der  vier  Ambachten  ven  1242  § 69:  „8i  destrucio 
littore  mare  terras  inundaverit,  debent  Cosati.  id  est,  qui  in  eodem  officio 
terram  non  babent,  cum  fossoriis  suis  tribus  diebns  in  ezpensis  propriis 
laborare  et  amplius  si  opportunum  fuerit  in  expeusis  terram  ibidem  babentium 
et  hoc  debent  singulis  anuis.  Qua  propter  debent  habere  aliquos  Com- 
munes  ad  pisturas  et  herstraten  ad  pasturas,  quod  terram  habentibus 
non  licet“. 

**)  Deichbrief  für  Lopickerureert  von  1464  (oben  Einleitung  § 4b 
A.  408)  art.  13. 
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Häuser  mit  kleinerem  Grundbesitz  als  deichpflichtig  auzusehen/^j 
Und  schliesslich  kommen  auch  gewisse  selbständige  Deich  Ver- 
pflichtungen von  Grundbesitzlosen  vor.^") 

So  stand  prinzipiell  die  Oeichpflicht  mit  dem  Hof  oder 
Ackerland  in  unzertrennlicher  Berfihrung.  Eine  Verlegung  der 
Deichverbandsmitgliedschaft  in  die  von  dieser  dinglichen  Unter- 
lage getrennte  Deichlast  war  nach  den  ältesten  Quellen  un- 
möglich.'") Später  kamen  hiervon  ganz  vereinzelte  Ausnahmen 
vor;  sie  waren  aber  immer  nur  Ausnahmen  innerhalb  des  im 
allgemeinen  auf  alten  Grundsätzen  aufgebauten  Verbandes;  einen 
Deichverband  nach  Analogie  der  Rechtsame-  oder  Nutzungs- 
gemeinden*®)  hat  es  nicht  gegeben.“) 

Es  ist  klar,  dass  sich  die  Basis  der  Deichlast  gegebenen 
Falls  mit  der  Basis  einer  Gemeindelast“)  decken  konnte.  Es 
konnte  aber  auch  eine  Verschiedenheit  obwalten,  welche  eine 
Heransschälung  von  Deichverbänden  im  engeren  Sinn  aus  Ge- 
meindedeichverbänden hervorrief.  Besonders  häufig  war  dies 
dann  der  Fall,  wenn  die  Basis  der  Deichlast  nicht  allein  in  dem 
Besitz  eines  Grundstücks,  sondern  in  dem  Besitz  eines  schutz- 
bedürftigen  Grundstücks  gefunden  wurde.  Auf  diesem  Moment 
beruht  die  Hcreinziehung  von  Grundstücken,  die  bisher  ausser- 
halb des  Verbandes  lagen.  Von  der  einen  Seite  stellt  sich  diese 
Hcreinziehung  als  Aufnahme  von  Grundstücken  in  den 
Verband  dar;  von  der  anderen  Seite  war  sie  die  Bildnerin  eines 
Deichverbandes  im  engeren  Sinn.*®) 

Die  Grundlage  der  Teilnahme  an  der  Deichverwaltung 
konnte  durchaus  mit  der  Basis  der  Teilnahme  an  der  Gemeinde- 
verwaltung harmonieren.*')  Sie  konnte  sich  dabei  mit  der  Basis 


*’’)  Altes  Ostfriosisches  Deiclirecht  § 21 : Es  sollen  auf  die  Warfen 

Deiche  gelegt  werden,  wenn  sie  mit  Häusern  bebaut  sind. 

'*)  Vergl.  Abschnitt  Ul. 

“)  ,Dyc  ende  lond  beert  togader“.  (Riebthofen  Rq.  S.  308). 

“)  lieber  sie  (lierke  I,  604,  U,  279. 

Wohl  aber  konnte  eine  Nutzangsgemeinde  als  Aussendeichs- 
interessentschaft  zu  einem  Deichrerband  werden.  Siehe  oben  8. 115,  166,  219. 
“)  Hierüber  vergl.  Gierke  I.  602  ff.,  U.  278  ff. 

"*)  Siebe  oben  § 1 sub  6a. 

''')  Deicbrecbt  der  Altendorfer  Schanung  sub  XXX. 


Digilized  by  Google 


241 


der  Deichlast  decken.  Sie  konnte  auch  mit  letzterer  dishar- 
monieren, indem  die  Deichverwaltung  auf  die  Höfe  und  die 
Deichlast  auf  die  Ackergrundstücke  gelegt  war“)  oder  umge- 
kehrt. Wo  die  Grundstücke  die  Basis  bildeten,  verlangte  man 
im  Laufe  der  Zeit  eine  bestimmte  (erheblichere)  Grundstücks- 
grösse. Dies  Erfordernis  sollte  nicht  nicht  nur  beim  passiven  “) 
und  aktiven  Wahlrecht,®’)  sondern  überhaupt  hinsichtlich  der 
Teilnahme  an  der  Mitgliederversammlnng  in  Betracht  kommen.®*)**) 

Ursprünglich  standen  Dritte,  welche  an  deichpflichtigen 
Grundstücken  begrenzte  dingliche  Hechte  hatten,  ohne  dass  sie 
im  Besitz  der  Grundstücke  waren,  ganz  ausserhalb  des  Deich- 
verbandes. Später  gliederte  man  sie  hinsichtlich  der  Deichpflicht 
dem  Verbände  in  gewisser  Beziehung  ein.  Hierher  gehören 
namentlich  die  Rentner;  bei  ihnen  wurde  mitunter  eine  sub- 
sidiäre Deichpflicht  allgemein  statuiert;“)  oder  man  bestimmte 
für  sie  ein  Eintrittsrecht  oder  eine  Eintrittspflicht  im  Fall  der 
V erspatung.*’) 

c)  Verloren  wurde  die  Mitgliedschaft  des  Vollgenossen, 
insofern  ihr  Verlust  nicht  infolge  der  Veräussernng  des  deich- 
pflichtigen Grundstücks  (nach  Zustimmung  der  Genossen  oder 
nach  herrschaftlicher  Genehmigung)  eintrat,  durch  förmlichen 
Austritt  oder  förmlichen  Ausschluss.  Beide  batten  den 
Verlust  des  Gutes  des  Genossen  zur  Folge,  insoweit  als  es 
gemäss  der  in  Frage  kommenden  Rechtsanschaunng  von  der 
Mitgliedschaft  umspannt  wurde.*’ •) 


“)  Deichreebt  des  Alten  Landes  art.  VII.  I. 

“)  Vergl.  unten  § 3. 

’>'>)  Vergl.  Deichreebt  von  Bavendrecht  von  1483  (oben  Einleitung  § 4a 
A.  445):  „Voort  so  en  sal  niemant  Heemraet  kiesen,  noch  kenren  geven, 
hy  en  sal  geerfft  wesen  in  't  Anbacbt,  daer  hy  kiesen  sal  tot  drie  Uergon 
Landts,  of  daer  baren“. 

“<)  Siehe  nnten  § 3. 

Von  dem  herrschaftlichen  Einfluss,  der  den  Genossen  die  Deichrer- 
waltung  teilweise  entzog,  sehen  wir  hier  ab. 

Siebe  Abschnitt  HL 

*’)  Vergl.  z.  B.  Neueres  Deichrecht  von  Humsterland  bei  Riebthofeu 
Rq.  S.  365  A.  8.  — Deichreebt  des  Alten  Landes  art.  15. 

Hierüber  siehe  nnten  Abschnitt  HL 

J.  Oi«rke,  0«MhlohU  dM  dastsoh^n  16 
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«)  Der  Austritt  vollzog  sich  durch  feierliche  Erklärung 
vor  dem  Verband.  Wo  der  Deich  unter  die  Genossen  nach 
Pfändern  verteilt  war,  geschah  es  in  der  Weise,  dass  der  Deich- 
halter vor  versammelter  Gemeine  einen  Spaten  in  seine  Kabel 
steckte.**)  Hier  und  da  kamen  auch  andere  Formalitäten  vor.**) 
In  einigen  Gegenden  genügte  das  Spatenstechen;  in  anderen 
verlangte  man  ausserdem  einen  Schwur  des  Deichgenossen  und 
zwar  nach  einigen  Quellen  dahin,  dass  er  den  Deich  nicht  länger 
halten  könne**)  und  nach  anderen  Quellen  dahin,  dass  er  all 
sein  Gut  aufgebe  mit  Ausnahme  der  w'enigen  Kleidungsstücke, 
die  er  bei  der  Austrittserklärung  tragen  durfte."*)  Anderswo 


®)  Deichrecht  von  Salland  art.  21.  Spadelandarecht  art.  VII.  Note. 
Li  der  Ältmärkischen  Deichordnnng  v.  147<>  heisst  ea,  weil  das  Spatenstechen 
den  Verlast  des  Landes  nach  sich  zog  dass  der  Deichhalter  das  Üut  auf 
den  Deich  stecken  solle. 

®)  In  Humsterland  wurde  Forke  und  Spaten  in  den  Deich  gestossen 
(§  12).  Nach  dem  Emsiger  Pfenningsschuldbuch  § 76  waren  S Rasenstücke 
in  das  Deichloch  zu  werfen.  Nach  der  alten  Ostfriesischen  Deichordnung 
§14  waren  die  Forke  auf  den  Deich  zu  setzen  und  dann  mit  dem  Spaten 
drei  Soden  zu  stechen.  Nach  dem  Ostfriesischen  loiudrccht  II,  cap.  26H 
waren  drei  Rasen  zu  stechen.  — Die  ganze  Rechtssitte  erinnert  an  die- 
jenige, nach  welcher  ein  Bauer,  der  sein  Gut  aufgab.  einen  Zweig  in  den 
Zaun  stecken  musste.  . 

“*)  Vergl.  die  in  A.  G3  aufgefiihrten  Quellen. 

*)  Deichrecht  von  Salland  art.  21:  .Als  eyn  Man  synen  Dyck  mit 

Rechte  opgeueu  will,  die  sali  komen  voer  den  Dyckgreue  enn  voer  die 
Ueemraeden  opten  Dyck,  in  een  heempt,  in  een  neddercleet,  gegordet  mit 
eine  lyne  ende  eine  spaede  voer  hem  steckende  in  den  Dyck,  die  eine  krucke 
heefft,  ende  leggen  syne  handt  daerop.  Ende  sweeren  dan  ton  billigen,  dat 
hy  anders  gicu  guedt  en  heelTt  danmen  an  hem  tasten  mach  ende  ansien. 
Ende  als  hy  datt  ghedaenn  heilt,  watt  guedt  datt  hy  daernae  don  winnet, 
vaerende  guedt  offte  Erue  datt  in  den  Dyck  nyett  en  hoirt,  daeraff  en  darf! 
(braucht)  hy  nUmmer  den  Dyck  maekeuu“.  — Deichbrief  für  Veluve  v.  1370 
(oben  Einleitung  § 4b  A.  376):  Nyemant  en  sal  sijnen  dijk  op  moegeu 
geven,  off  laeten  drijven,  hy  en  sal  komen  opten  dijek  hy  den  lleyraraet  in 
enen  bloten  rocke,  bloets  hoefts,  ind  barvocts  mit  enen  stro  zele  gegordet, 
bebbeude  enen  spaden  in  sinre  handt,  ind  sweren  dair  teu  Heyligen,  dat  hy 
binnen  alle  den  landen,  dair  die  dijk  gelegen  is,  geen  gued  en  heeft  noch 
en  bcholt,  hy  en  gevet  mit  den  dijek  op.“ 

Aus  diesen  beiden  (Quellen  ergiebt  sich,  dass  der  Schwur  des  Doich- 
genossen  nicht  dahin  geht,  dass  er  den  Deich  nicht  länger  halten  könne, 
sondern  dahin,  dass  er  thatsächlich  all  sein  Gut  aufgebe,  insbesondere 


Digilized  by  Google 


243 


forderte  man  zwar  keinen  Schwur,  aber  eine  Erfüllung  der 
Deiclipflicht : Der  Deich  musste  „ins  Loff“  gebracht  werden.**) 
Ohne  solchen  förmlichen  Austritt  blieb  der  abziehende  Genosse 
dem  Verbände  verhaftet.*’) 

ß)  Der  Ausschluss  vollzog  sich  ursprünglich  durch  Ver> 
stossnng  aus  dem  Verbände,  ohne  dass  man  eine  besondere 
deichrechtliche  Form  anwandte.  Später  kam  bei  dem  System 
der  Pfanddeichung  im  Fall  der  Nichterfüllung  der  Deichpflicht 
meist  die  Form  auf,  dass  ein  Deichbeamter  den  Spaten  in  die 


nichts  heimlich  bei  Seite  gebracht  habe.  Dag  Eigentum  verlor  der  Deich- 
genosse  mit  dem  Spatenstecken.  — Die  Bohauptnng  Auhagens  S.  60,  dass 
der  Deichhalter  „einen  feierlichen  Eid  leisten  musste,  dass  es  ihm  durchaus 
au  allen  Mitteln  gebräche,  den  Deich  länger  zu  halten“  ist  daher  in  ihrer 
Allgemeinheit  unrichtig;  sie  beweist  nicht  art.  21  des  Deichrechts  von 
Salland,  wie  Auhagen  meint.  Gegen  sie  siebe  ferner  die  (Quellen  in  A.  62 
und  66. 

Altmärkische  Deicbordnung  von  1476:  Uedde  ock  Jomant  Jonigh 

gudt  dar  qnade  Dyke  tho  legen  und  wolde  he  dat  sulven  gudt  myt  dem 
Dyke  avergeven  und  dat  up  den  Dyke  stoken,  de  scal  to  dem  ersten  sodanou 
syneu  Dick  In  loff  maken  und  mach  deune  sodano  gut  up  den  dick  stecken 
alse  dicks  recht  is  mit  allem  gude,  dat  he  in  dem  gericbte  und  In  der 
Schonwinge  heft,  ydt  sy  tegeden,  Tyuse,  pechte,  denste,  effte  gerichte  mit 
aller  gerechticheit,  neynerleye  buten  bescheyden  und  dese  sulven  schal  dat 
donue  den  dickschouvem  titlykeu  to  voreu  vor  der  druddon  und  lasten 
Scouwynge  toseggeu,  dat  he  unsen  mannen  und  Steden  de  in  der  Scouwynge 
und  under  Drencke  bosetcn  synt,  also  dem  Rade  to  Sebusen  unde  to  Werben 
und  dem  gantze  lande  de  dartho  vorpflichtot  synth  bey  toweseude,  eu  sulkes 
wytiyck  don,  dat  se  secu  und  hören  dat  sodans  Jo  to  ga  alse  dikes  recht 
is  und  dat  up  recht  mit  aller  tobohoryngen  alse  vorscreven  is*. 

*0  Deichrecht  von  Snlland  art.  20;  „Off  een  Man  hadde  een  Erve 
liggeu  an  den  Dyck,  die  soe  verarmett  weer,  dat  hy  den  vaeren  wolde 
laeton,  den  soldemeu  tasten  alle  syn  roerende  guedt,  en  hadde  hy  anders 
ghien  Erve.  Vner  hy  oeck  uth  den  Lande  eue  wyle  endo  Wonne  guedt, 
oeck  woet  hem  toequeeme,  hett  waer  Erve  offte  roereude  guedt.  Ende  der 
wylen  datt  hy  uth  dem  Laude  weer  den  Dyck  die  syne  wass,  ende  ander 
luyden  gedykott  hadden,  die  daer  mit  Rechte  toe  gewysett  wesen.  Ende 
queeme  hy  weddor  int  Landt,  ende  brechto  hy  guedt,  soe  weer  die  Dyck- 
greve  schuldich  den  geueu  die  den  Dyck  gedykett  hadden  daer  toe  helpeu, 
datt  sy  au  datt  guedt  oireu  .sebaeden  verboeldeu“.  Siehe  hierzu  Au h a ge  n 
a.  a.  0. 

16* 
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betreffende  Deicbkabel  steckte.*^)  Und  zwar  fand  diese  Prozedur 
nicht  nur  bei  hartnäckiger  Nachlässigkeit,  sondern  auch  beim 
Unvermögen  des  Deichhalters  statt.**)  Auch  finden  sich  Quellen, 
aus  denen  hervorgeht,  dass  der  Genosse  im  Fall  des  Unver- 
mögens den  Spaten  selbst  stecken  musste.’*)  Im  übrigen’*) 
statuieren  die  Quellen  den  Ausschluss  des  Yerbandsgenossen 
einfach  in  der  Weise,  dass  sie  ihm  sein  Grundstück  absprechen.’*) 


*)  Vergl.  Spadelandsrocht  art.  11.  Deichrecht  in  den  Bremischen  Vier- 
gohen  von  1449  art.  16  (Pufendorf  IV,  59),  Deichgericht  von  1668  (a.  a.  O. 
S.  68),  n.  1669  (a.  a.  0.  S.  67),  Neueres  Deichrecht  in  den  vier  Gehen  (Heinekon 
Anhang  sub  III  art.  14),  Deichgerichte  von  1661  (oben  Einleitung  § 4a  A.  267) 
1660  (Oelrich  S.  606),  Deichordnungen  tUr  Stedingen  (oben  S.  58  sub  c)  — 
Deichrecht  des  Alten  Landes  art.  14,  dazu  das  Weistum  von  1571  (oben 
S.  81)  — Lübbekes  Aufzeichnung  vom  Deichrecbt  (oben  Einleitung  § 4a 
A.  160). 

")  Abweichend  Auhagen  a.  a.  O. 

^ Altmärkiscbe  Deichordnung  von  1476  (oben  Einleitung  § 4a,  A.  195), 
Spadelandsrecht  Note  art.  ii.  Lilneburgische  Deichordnung  von  1664  art.  13. 
Rechtsbelehrung  von  1615  (oben  Einleitung  § 4a  A.  36).  Ganz  abweichend 
Auhagen  a.  a.  0.  Siehe  aber  unten  Abschnitt  III. 

^>)  Also  bei  der  Communiondeichung,  bei  vielen  Pfanddeichnngen  im 
Fall  der  Nichterftllinng  der  Deichpflicht  und  stets  bei  sonstigen  Vergehen 
gegenüber  dem  Verband.  Siebe  die  folg.  A. 

”)  Vergl.  Eeure  der  vier  Ambachten  von  1242  XXIII,  64.  Alt- 
märkische  Deichordnung  von  1436  (oben  Einleitung  § 4a  A.  195).  Neueres 
Scbnlzenrecht  § 19  (Richthofeu  Rq.  S.  417),  Deicbrecht  der  Hemmen 
§ 4 (a.  a.  0.  S.  505),  Mieris  U,  333  (a.  1323).  Sachsenspiegel  II,  56. 
Schwabenspiegel  art.  15.  — Keurebrief  der  Cbatbelenie  von  Brügge  a.  1190 
(oben  Einleitung  § 4b  A.  564),  § 19.  [Wer  den  Deich  des  Meeres  zerstört 
verliert  sein  Gut  und  seine  lechte  Hand];  Lüneburger  Deichordnnng  von 
1664  § 12,  Neueres  Deichrecht  in  den  vier  Gohen  (a.  a.  0.  A.  § 4a  263)  [Wer 
Land,  das  er  an  Ausländische  versetzt  bat,  binnen  2 Jahren  nicht  einlöst, 
verliert  es];  Spadelandsrecht  art.  13:  ,So  aber  unter  den  Deichrichter  einer 
oder  mehr  befunden,  die  aus  Nachlässigkeit  ihrem  Amt  nicht  treulich  vor- 
stehen und  durch  ihre  Versäumnis  dem  Koge  Schaden  widerführe  und  be- 
gegnete, desselben  Güter  sollen  an  I.  F.  Gnaden  verbrochen  seyn,  nnd  er 
als  ein  Meineidiger  gestrafft  werden“.  Siehe  auch  Spadelandsrecht  art.  15, 
dazu  Stapelholmscho  Deicbordnuiig  von  1625  art.  1 (anders  Eyderstädter 
Dcichorduung  von  1595  art.  11).  — Betreffs  des  Ausschlusses  ans  einer 
Ausseudeichsinteressentenscbaft  bei  Nichterfüllung  der  Deichbanpflicht  in- 
folge des  Verlustes  des  Landes  siebe  oben  Abschnitt  I § 3 sub  VI.  Betreffs 
des  Ausschlusses  aus  einem  Deicbbauverband  vergl.  das  oben  S.  93,  98.  153 
Bemerkte. 
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Was  den  Verlust  des  mittelbaren  Genossenrechts  anlangt, 
so  erfolgte  er  entweder  durch  Aufsage  zwischen  mittelbarem 
und  unmittelbarem  Genossen’*)  oder  durch  die  Verspadung.’*) 

2.  Der  Inhalt  der  Mitgliedschaft  setzte  sich  aus  ver- 
schiedenen Rechten  und  Pflichten  zusammen.  In  der  ältesten 
Zeit  waren  alle  Rechte  und  Pflichten  des  Genossen,  welche 
sich  auf  den  Deich  bezogen,  Anhängsel  der  Gemeindemitglied- 
schaft. Mit  dem  allmählichen  Auftauchen  von  Deichverbänden 
im  engeren  Sinn  verselbständigten  sich  diese  Deichrechte  und 
Deichpflichten;  freilich  trugen  sie  in  dieser  oder  jener  Beziehung 
meistens  noch  ein  Stück  der  älteren  Epoche  an  sich.  In  oder 
ohne  Zusammenhang  mit  dieser  Entwicklung  steht  das  Teil- 


^ Die  Aufaago  musste  meist  zu  bestimmten  Zeiten,  in  bestimmten 
Formen  geschehen.  Vorgl.  Uergh  I,  3G2,  Stedinger  Deichrecht  von  11)25 
(1579),  des  Kapitels  nnd  des  Rates  von  Bremen  Verordnung  von  1449  (oben 
Einl.  § 4a  A.  262)  art.  12  [Will  der  Landborr  dem  Meyer  oder  der 
Meyer  dem  Landherrn  kündigen  in  den  heiligen  zwblf  Nächten  zu  Weih- 
nachten, so  soll  er  zwei  Nachbarn  als  Zeugen  dazu  nehmen,  einen  von  oben 
und  einen  von  unten,  oder  wenn  keine  Nachbarn  da,  zwei  andere  Landleute  in 
der  Oerichtsmarkuug];  Landbrief  in  den  vier  Goben  von  1545  (a.  a.  ü. 
A.  263)  sub  7 : „Offt  enig  Landheer  sinen  Meyer  wolde  upseggeu  labten, 

da  man  deme  thosende  den  edigen  Schwären  im  Dorp,  das  datt  Gutt  ge- 
legen, de  schall  darmede  hennegahn  by  einem  Ede,  dat  anbiSren  und  daer 
Tucbenisse,  wanneer  idt  nohtig  is  van  geven  und  schall  een  Vemdeel  Beers 
darvor  hebben,  und  so  de  Schwären  krank,  offte  nicht  einheimisch  wehren, 
magh  de  Gogreffe  synen  Dener  darby  senden*.  Deichrecbt  von  Kettes- 
biittel  von  1532  (a.  a.  0.  A.  122)  §§  1,  6 £f..  Altes  Ostfriesisches  Deich- 
recht § 7.  Vergl.  auch  Heineken  § 26.  Siehe  ferner  unten  sub  III. 

’’*)  Vergl.  Deichrecht  in  den  4 Gohen  von  1449  art.  12  ff.  Neueres 
Deichrecht  art  12.  Stedinger  Deichrecbt  von  1525,  1579.  (Betreffs  dieser 
Quellen  vergl.  oben  A.  68.)  Vergl.  ferner  Heineken  § 41  f.  — Durch 
jede  vollendete  Verspadung  wurden  auch  die  dem  ITerband  sonst  Einge- 
gliederten von  ihrer  Teilnahme  au  der  Mitgliedschaft  ausgeschlossen.  Vergl. 
namentlich  Deichrecht  des  Alten  Landes  art.  14,  Altländiscbes  Weistum 
von  1571,  Deichgericht  von  1537  im  Amte  Winsen  (Pufendorf  II,  S.  584), 
Deichgericht  von  1444  (Streit  zwischen  dem  Probst  von  Bremen  und  einem 
Senator):  .Wor  ein  Gudt  verspadet  werd,  an  dem  gude  wertt  vorspadet 

Eigendom,  Tins,  und  alle  Recbtigkeit  na  rechte  zede  und  Wahrheit*  bei 
Heineken  § 43. 
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nehmen  der  Schutz-  und  Ungenossen  an  einzelnen  Rechten  und 
Pflicliten,  welche  der  Verbandssphäre  entkeimten.”) 

a)  In  dem  Vollgenos.senrecht  waren  anfangs  von  Rechten 
namentlich  enthalten  da.s  Stimmrecht,  das  passive  Wahlrecht, 
das  Recht  auf  den  Deichfrieden,  das  Recht  auf  Schutz  gegen 
Angrifife  von  aussen,  das  Recht  auf  Beihülfe  und  Nothülfe,  die 
verschieiien  gearteten  Rechte  auf  Deicherde,  die  Teilnahme  an 
den  Gesamtrechten  des  Verbandes  u.  a.  m.  In  späterer  Zeit 
beschränkte  oder  vernichtete  häufig  herrschaftlicher  Einfluss 
dieses  oder  jenes  der  genannten  Rechte  für  alle  Verbands- 
genossen z.  B.  das  im  Stimmrecht  enthaltene  aktive  Wahlrecht 
zum  Deichbeamten.”j 

Wer  nicht  Vollgenosse  war,  nahm  anfangs  an  diesen  Deich- 
rechten nur  in  sehr  beschränktem  Masse  Teil.  Mit  der  Zeit 
errang  sich  aber  der  Nichtvollgenosse  dieses  oder  jenes  von 
ihnen,  zum  Teil  neben  dem  Vollgenossen, ‘^)  zum  Teil  ihn  ein- 
schiänkend.”)  Am  umfassend.sten  war  das  Recht  auf  den 
Deichfrieden.  Dies  besassen  die  mittelbaren  Genossen,  überhaupt 
jeder,  der  auf  dem  Deich  zu  thun  hatte.”) 


Die  folgunde  Darstellung  im  Text  soll  nur  einen  ganz  allgemeinen 
Einblick  in  den  Inhalt  der  Mirgiieilschaft  gewähren.  Die  Celege  iiu 
einzelnen  ergeben  die  früheren  Hchildernngen  und  die  späteren  Abschnitte. 

Auch  kamen  Rechte  für  alle  Verhaudflgenosseu  infolge  Veränderungen 
des  inneren  Itechtslehens  in  manchen  Deiehrerbändeu  in  Fortfall,  z.  R.  das 
W’ahlriadit  zum  Deiehbeamtcn  da  wo  das  Amt  von  Hof  zu  Hof  oder  von 
Land  zu  fjand  umging.  Siehe  unten  § :t. 

E R.  das  Recht  auf  den  Deiehfrieden,  auf  Schutz  gegen  aussen, 
'"j  Z.  R.  Nutznugsreehte  am  Deichkürper  und  Vorland;  namentlich 
wurde  das  Vollgenossourecht  daun  erheblich  beschränkt,  wenn  die  mittel- 
hari-n  (ienossen  unter  dem  V’ollgenosscuverband  einen  Sonderverband 
bildeten,  der  einen  Teil  der  Deicht erwaltung  hatte.  — Auch  ist  zu  be- 
merken, dass  da,  wo  mittelbare  lienoss.-u  in  stärkerem  oder  schwächerem 
tirndc  ileichpilichtig  wurden,  dieser  Pflicht  iti  verschiedener  Weise  ein  Recht 
auf  Unterstützung  dureli  den  dieshezüglicheti  V'ollgeiiossen  entsprach  — und 
zwar  ein  Recht,  das  dem  Verhandslehen  entkeimte.  — Zu  beachten  ist  auch, 
dass  nicht  allein  Schutzgenossen  den  Vullgenossen  sich  assimilierten,  sondern 
auch  ehemalige  V’ollgenossen  infolge  der  Verschärlung  der  Voraussetzungen 
für  V'ollgouüsseu  ihr  altes  Volliccht  verloren. 

'*)  Vergl.  Rieht  hofeti,  Ri|.  1:1:!,  IC:  .Alsa  thi  inrosta  to  tha  dikc 

cumth,  sa  hagere  ulsa  gratcne  fretbo  opa  tha  dike,  alsare  oua  tha  wilaaa 
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b)  Was  die  Pflichten  angeht,  die  die  volle  Mitgliedschaft 
herbeiführte,  so  bestanden  sie  in  der  Deichlast,'"*)  oft  in  Ver- 
waltungspflichten, wie  der  Notwendigkeit  der  Thätigkeit  als 
Deichbeamter  oder  dem  Zwang  „Busenlandgeber“  zu  sein,  in 
der  Schaupflicht,  der  Gerichtspflicht,  der  Pflicht  zur  Hergabe 
von  Deicherde,  Deichgrund,  Deichbauniaterial,  in  der  Gehorsams- 
iind  Anstandspflicht,  in  der  Pflicht  den  Deichfrieden  zu  wahren 
und  den  Genossen  gegen  Angriffe  von  anssen  zu  schützen. 

Wer  nicht  Vollgenosse  war,  nahm  an  einigen  dieser  Pflichten 
überhaupt  nicht  Teil.  Andere  erhielt  er  im  Laufe  der  Zeit. 
Namentlich  wurde  der  mittelbare  Genosse,  der  Grundstücks- 
nutzer war,  meist  deichpflichtig,  schaupflichtig,  gerichtspflichtig; 
und  zwar  trat  er  entweder  neben  den  Vollgcnossen“)  oder  an 
dessen  Stelle.*') 

3.  Während  ursprünglich  der  Umfang  der  Mitgliedschaft 
innerhalb  eines  Deichverbandes  bei  den  einzelnen  Genossen  an- 
nähernd gleich  war,  wurde  er  ini  Lauf  der  Zeit  bei  ihnen  sehr 
verschieden. 

a)  Was  das  Verhältnis  der  Vollgenossen  unter  ein- 
ander anlangt,  so  war  meist  dieser  oder  jener  in  höherem  Masse 


werpe.  oml  alsare  oua  tim  wciila  Mthcrekliooi".  Daiu  Rq.  315  II.  § 10. 
Sander-Doichsatzangen  von  1311  5.  i>  ff.,  Sielrecht  der  drei  Delfsielo 

von  1317  §§  10.  11.  Adewarter  Siellirief  von  13H2  § U.  Deicbrecht  von 
Keldwelirt  von  I3n3  S 2.  Einsinger  Pfenningsaclinldbiich  § 76.  Altea  Ost- 
frie.aischea  Deicbrecht  § 25.  Netteres  Ditiiiaraer  Imndrecht  § 151.  Ilitmarser 
Imndrecht  von  1567  art.  HO  § 7.  art.  100.  Siebe  unten  § 4 snb  II  und 
Abschnitt  V. 

™*)  Infolge  der  Radizieritng  der  Doicblast  auf  Qrundstücke  erhielt  die 
lleicblast  noch  eine  andere  Grundlage.  Sie  entspratig  nicht  nnr  der  Mit- 
gliedecliiift.  sondern  wurde  zur  Soiideriifliclit.  Sielte  Gierke  II,  S.  SS4  und 
iintoii  § 3 8ub  I. 

*"J  So  bei  iler  Deichpftielit;  hierdurch  wnrde  die  Deichpflicht  des  Voll- 
geitosseii  iitndiliziert.  Es  wurde  eben  das  Verhältnis  zwischen  Vollgenosson 
und  mittelbaren  Genossen  bezüglich  der  V'erteihing  iler  Deichlast  teils 
zwingend,  teils  für  das  Verhältnis  beider  zum  Verband  geregelt.  Siehe 
auch  unten  A.  los. 

*■)  .So  bei  der  .Schatipflicht.  Vergl.  z.  B.  Deichordnuug  für  Cleve 
von  1575. 
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deichpflichtig  als  der  andere.  Dies  kam  infolge  ding)  icher 
oder  persönlicher  Momente. 

Wo  die  Deichlast  nach  Höfen  verteilt  war,  konnte  einer 
mehrere  Höfe  besitzen,  infolgedessen  eine  grössere  Deichstrecke 
zu  unterhalten  haben  wie  die  übrigen."*)  Wo  die  Deichlast 
nach  Ackermassen"*)  und  hierbei  womöglich  schon  unter  Be- 
rücksichtigung der  Güte  des  Landes"^)  o/ler  nach  dem  Anschott**) 
verteilt  war,  ergaben  sich  bei  der  Ungleichheit  des  Grund- 
besitzes“*) ebenfalls  Verschiedenheiten. 

Infolge  persönlicher  Gründe  waren  einzelne  Genossen, 
namentlich  Herren,  Adliche  und  Geistliche,  hinsichtlich  der 
Deichpflicht  bevorzugt, **•)  indem  sie  teilweise  überhaupt  nicht,“") 


Vergl  iinmentlich  das  Deicbgericht  auf  dem  Alkerdeich  von  1602 
(hei  Ueineken  Anhang  Nr.  Vj:  .Dass  aber  der  Alker  etzliche  mehr  den 
einen  Schlag  in  ihi  em  Deiche  haben,  sey  die  Ursache,  dass  derselbe  gemeiner 
Deich  nach  Hüven  unsgetheilet  worden,  als  nämlich  wehr  mehr  den  einen 
Hoff  hat,  derselbe  habe  auch  mehr  denn  einen  Schlag." 

™)  Siehe  oben  S.  230. 

"<)  Vergl.  Alte  Ostfriesiscbe  Deichordnung  § 2:  Geest-  und  Moorland 
ist  als  Ualbland  zu  rechnen.  Koure  der  vier  Ambachteu  von  1242  § 67. 
(Jedes  Land  ist  duichpfiichtig,  .proportionaliter  tarnen  de  novis  terris  secnndum 
Valoren!  terrae"),  dazu  siehe  Deichrecbt  des  Alten  Landes  art.  2:  .Soviel 
man  aus  der  Haupt-Tbeilnng  judizieren  können,  so  haben  die  Teich-Kicbter- 
scbafften,  die  mit  ihrem  Lande  vor  dem  Teiche  her  belegen,  mehr  Teiches 
als  die  oberwerts  liegen,  üb  nun  solches  wegen  Bonität  und  Unterscheid 
des  Landes  in  alten  Zeiten  geschehen,  kann  man  nicht  wissen." 

*j  Vergl.  unten  Abschnitt  III. 

")  Auch  infolge  von  Einlagen  entstand  Ungleichheit  des  Grundbesitzes 
und  damit  Ungleichheit  der  Deicblast.  V'ergl.  Deichrecbt  dos  Alten  Landes 
art  2:  .Hegulariter  hat  ein  Stück  Landes  in  einer  Teich-,  Richter-  oder 
Schwareuschaft  gleich  viel  Teiches,  es  wäre  ilenn,  dass  ein  Hoff  deswegen 
vor  einem  andern  beschweret  wäre,  dass  ein  Teil  seines  Landes  ausgeteichet 
worden." 

**•)  Prinzipiell  galt  der  Grundsatz,  dass  kein  Land  frei  von  der  Deich- 
pflicht sein  solle,  .es  sei  geistlich  oder  weltlich,  edel  oder  unedel";  doch 
kamen  vielfache  Durcbbrecbungen  vor,  auf  deren  Grundlage  später  einzu- 
geben ist. 

’*^)  Vergl.  Hackmann  S.  275.  C.  St.  Hols.  II.  S.  2S2  ff.  Thünen 
S.  71.  Michelsen,  Altditmarscbe  Keclitsquelleu  S.  359.  Groot  Placaat. 
boek  für  Utrecht  II.  S.  108  (a.  1440),  Usterhusischer  Akkord  (oben  Ein- 
leitung § 4a,  A.  22)  VI.  § 28.  Hunrich  art.  1.  Bergh  II,  248  (Herr 
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teilweise  in  weniger  unbequemer  Weise"")  teilweise  mit  ge- 
ringerem Risiko"*)  deichpflichtig  waren. *®)*^») 

In  Bezug  auf  sonstige  Pflichten  finden  sich  in  den 
Quellen  Unterschiede,  indem  einige  Genossen  im  Gegensatz  zu 
den  anderen  die  Wahl  zum  Deichbeamten  nicht  anzuiiehnien 
brauchten,  oder  indem  einige  nicht  in  gleicher  Weise  gericlits- 
pflichtig  waren,  wie  die  übrigen.  Für  die  vier  Lande  ward 
z.  B.  im  Jahr  1449  bestimmt,  dass  Pfaffen  und  Bürger,  welche 
in  die  Schwarenschaft  fallen,  aber  nicht  Geschworene  sein  wollen, 
einen  guten  besitzenden  Landmann  als  Vertreter  schicken  sollen.**) 
Andrerseits  gewährte  z.  B.  GrafFloris  im  Jahre  1270  der  Stadt 
Dordrecht  die  Vergünstigung,  dass  einem  Bürge  keine  Deichlast 


von  Heusdeu  hat  5 Hufen  frei).  Siehe  betreffs  der  Freihufen  auch  oben 
.S,  160.  A.  20.S.  Näheres  unten  Abschnitt  III. 

*)  Namentlich  ward  bei  Geistlichen  oder  Fdlen  die  Deichlast  in  einen 
Geldbeitrag  umgcwandelt.  Vergl  Hunrich  art.  1 (Deichfreiengeld),  ferner 
das  Privileg  Konrads  von  Kotenstein  von  1SS7  .dass  ein  jeder  Ploban  drei 
Mark  bahres  Geld  geben  soll“,  wodurch  er  von  aller  Dammarbeit  frei  sein 
solle  ewiglieb.  Ueber  die  Entstehungsgeschichte  dieser  Freiheit  siehe  unten 
Abschnitt  III. 

*)  Siehe  Mioris  IV,  24.H  (26.  Juli  1413).  Wilhelm  giebt  die 
Ländereien  zweier  Herrn  an  ArobacJitsherm  mit  der  Klausel  : „Ende  hebben 
den  selven  Heeren  emle  Ainbachts  Heeren  voirder  aisulke  gracie  gegeven, 
waert  dat  hem  hier  Damals  verongelycte,  ende  sy  den  dj’ck  niet  houden  en 
konden  off  on  wouden,  dat  zy  dan  die  Goeden,  Ueerlicheden  ende  d<  n dyck 
voii'sz.  weder  overgeven  mögen,  behoudeliken  hem  hoiren  anderen  Heer- 
licheden  ende  de  goeden,  die  zy  nu  hebben,  off  hier  namaels  krygen  moegen 
onbebyndert  ende  belast  van  den  voirsz.  dyck  te  wesen  ende  te  blyven  tot 
eewigen  dagen“.  (Ebenso  Mieris  a.  a.  O.  13.  Juli  1413).  — Siehe  ferner 
Glosse  zu  Ssp.  II,  66.  wo  die  Ausnahmestellung  des  Lebngutes  mit  dem 
Satze;  „Lehn  ist  des  Ritters  Sold“  gerechtfertigt  wird. 

**)  Umgekehrt  gab  es  z.  B.  ans  persönlichen  Gründen  Erhöhungen  der 
Deichpflicht,  wie  die  Pflicht  des  Herrn,  das  Spadengut  zu  hbernehmen. 
Hier  ist  freilich  der  Unterschied  zu  den  übrigen  Gliedern  ein  qualitativer 
und  entspringt  mehr  der  V'erbandssphäre  dos  Herrn  als  seiner  Individual- 
sphäre. 

**•)  Hierher  gehören  natürlich  nicht  die  Befreiungen  von  der  Deich- 
last, welche  rechtlich  jedem  Vollgenosseu  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
zustanden,  wie  die  Freiheit  der  Deichbeamten,  die  Sechswochenfreiheit  des 
Hofbesitzers,  dessen  Frau  im  Kindbett  war,  die  Jabresfreiheit  währeinl  der 
Zeit  des  Weinkaufs  (hierzu  siehe  ThUnen  S.  69). 

Des  Kapitels  und  des  Rates  Verordnung  von  1449  art.  13. 
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auferlegt  werden  kann,  wenn  die  Heemraden  sie  nicht  den 
Stadtschöflfen  glaubhaft  machen;  wird  dies  nicht  glaubhaft 
gemacht,  so  ist  zur  Entscheidung  vom  Balju  ein  Schiedsgericht 
einzusetzen,  das  aus  zwei  Städtern  und  zwei  Nichtstädtern 
besteht.“) 

Hinsichtlich  der  Rechte  ergaben  sich  auf  dinglicher 
Basis  Unterschiede,  indem  zum  Teil  die  Kabelverteilung  aus- 
schlaggebend für  die  Nutzungsrechte  am  Deich  war,“)  und 
indem  dingliche  Momente  die  Teilnahme  an  der  Deichverwaltung 
bestimmten.**)  Eine  Erweiterung  der  Rechte  aus  persönlichen 
Gründen  trat  namentlich  für  Adliche  und  Städter  ein.  So  be- 
durften Adliche  in  der  Altendorfer  Schauung  keine  Erlaubnis 
zur  Anlegung  von  Stausielen*®)  und  die  Städter  wurden  namentlich 
in  Holland  bevorzugt,  indem  z.  B.  entweder  der  Deichgraf®*') 
oder  der  grösste  Teil  dei‘ Heemraden*")  Bibger  der  in  Betracht 
kommenden  Städte  sein  musste.***) 

Es  erwuchsen  infolge  persönlicher  Unterschiede  häutig 


">)  Her^h  II,  20s.  Ebenso  Oergli  II.  (a.  12S4). 

™)  Vergl.  z.  B,  Spadelamisreclit  nrt.  3. 

**)  Siehe  oben  S.  241;  ferner  Handvcsten  der  Stadt  Enclmyscn  S.  fi9b 
(a.  1440:  die  aieben  reichston  wühlen  Deichbeamte),  Deichordnnng  fdr  die 
Osterdijkgraefschap  by  Medcinblick  von  1495  (oben  Einl.  § 4b  540): 
,I)at  die  rijckdoni  van  de  drie  Coggen  alle  .laren  kiesen  sullen“. 

*')  Deichrecbt  der  Ältcndorfcr  Scbanung  VIII. 

Siebe  die  Kenre  für  die  Alblasserwaanl  von  I4S3:  .Hat  een  dijc- 
gracfl  van  den  selven  waert  gegoet  wesen  zal  binnen  den  wacrt  vooraz,  an 
goede  off  an  lande  totter  sonime  van  bondert  pond  groten  vlacinscb  of  daer 
honen  ende  porter  sal  zijn  binnen  der  stcde  van  Dordreebt."  Privileg 
Herzog  .lohanns  von  Bayern  v.  1418  für  SUdbolland  (Oudenhoven  S.  101)- 

„dat  nieinant  binnen  onsen  lande geen  dyensten  (js  te  weten  die 

baylinscop  die  dijegreuescapp ) oft'  onse  tollen  t’  Ilordrecbt  vneron 

en  sal,  hi  en  si  poirter  Tordreebt  ende  wonaclitig  mit  siinro  alingen 
woenstat  ” 

Privileg  für  die  Kiederward  v.  1412  (oben  Einleitung  § 4b  A.  441). 

*)  Siebe  auch  die  Deicbordnung  Johanns  von  1421  für  dio  Albla.sser- 
waard  (oben  Einleitung  § 4b  A.  451)  und  .Micris  11,  :$:i;i  (Geistliche).  Siebe 
ferner  bezüglich  der  Bevorzugung  der  Vornebinen,  Edlen,  Ritter  im  Hinblick 
auf  die  Teilnabine  an  der  Deicbverwaltung  Eyderatädtor  Deicbordnung  von 
1595  art.  3.  Mieris  III,  316;  Placaatb.  f.  Utrecht  II.  S.  65. 
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innerhalb  der  Deichverbände  als  Gliederverbände  besondere  Ge- 
nossenklassen.®®) 

b)  Der  Unterschied  zwischen  Vollgenossen  und  Schntz- 
genossen  bezog  sich  anfangs  auf  den  Inhalt  der  Mitglied- 
schaft, er  war  ein  qualitativer.  Da  aber  im  Laufe  der  Zeit 
die  Schutzgenossen  deichpflichtig  wurden,  und  die  Deichpflicht 
bekanntlich  bei  den  Deichverbänden  im  Mittelpunkt  des  Ver- 
bandslebens stand,  so  ward  namentlich  der  Unterschied  zwischen 
Vollgenossen pflicht  und  der  Pflicht  des  mittelbaren  Genossen  zu 
einem  quantitativen  gestempelt.  Der  mittelbare  Genosse  ward 
in  geringerem  Umfang  deichpflichtig  als  der  Vollgenosse.  Der 
mittelbare  Genosse  erschien  im  Gewände  eines  wahren  Deich- 
genossen,  der  nur  in  kleinerem  Massstab  zu  deichen  hatte  als 
der  Vollgenosse.  Immer  aber  erschien  er  nur  im  Gewansde 
eines  Deichgenossen,  der  Wesensunterschied,  der  juristische, 
der  qualitative  Unterschied  zwischen  beiden  Genossen  blieb 
gcswahrt,  indem  die  Deichverwaltung  mit  ihren  Rechten  und 
Pflichten  den  mittelbaren  Genossen  nie  völlig  zu  Teil  wurde.'"®) 

III.  In  den  herrschaftlichen  Deichverbäuden  im 
engsten  Sinn,  die,  wie  bereits  öfters  bemerkt,  selten  vorge- 
kommen sind,'"')  war  die  Zugehörigkeit  zum  Verband  immer 
durch  ein  persönliches  Verhältnis  zum  Herrn  bestimmt,  das  sehr 
verschieden  sein  konnte.  Es  konnte  auf  Knechtschaft,  Hörig- 


Diese  Ulieilerverbändo  brsnehten  keine  besonderen  De  ich  verbünde 

zu  sein. 

Dies  tritt  namentlich  dann  hervor,  wenn  ein  Sonderverband  der 
initlclbaren  <leno.<isen  unter  den  ehemaligen  Vollgenoggen  existiert.  Demi 
die  höhere  Verwaltung  ruht  dann  immer  noch  bei  letzteren,  wennacbon  sie 
einen  Teil  der  Verwaltung  einbilasen.  Vergl.  oben  S.  238  A.  SSt.  — Inner- 
halb solcher  Sondervorbiinde  waren  Keclito  und  Pflichten  der  mittelbaren 
Gcno.ssen  zu  einander  natürlich  in  mannigfacher  Weise  quantitativ  ver- 
schieden. 

"'■)  .Siehe  oben  S.  157  ff.  S.  200.  — Darin,  dass  sie  thauäctilicli  vor- 
gi'koromen  sind,  darf  man  nicht  zweifeln.  Wir  können  uns  freilich  ein  Uild 
von  ihnen  nur  ilurch  HUckscblilsse  von  solchen  Deiebverbänden  entwerfen, 
bei  denen  der  berrschaltlicbe  Charakter  sehr  stark  ausgeprägt  ist.  Hierher 
ist  namentlich  zu  rechnen  Bergh  U,  362, 
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keit‘"*)  oder  Vertrag’"“)  beruhen.  Häufig  wurzelte  die  Zu- 
gehörigkeit zugleich  auf  dinglicher  Basis.  Ihr  entsprangen 
Deichpflichten  und  Deichrechte.  Die  Deichpflicht  wurde  als 
Frohn-  oder  Schar  werksdienst’"*)  geschuldet,  oder  sie  war 
Ausfluss-  eines  Arbeits-  oder  Pachtvertrages.’"")  Dem  Unter- 
thanen  konnten  auch  Nutzungsrechte  am  Deich  und  Vorland 
eingeräumt  sein.  An  der  Deich  Verwaltung  nahm  er  keinen 
Anteil.  Der  Umfang  der  Rechte  und  Pflichten  war  bei  den 
einzelnen  Leuten  des  Verbandes  erheblich  verschieden.  Nament- 
lich war  die  Deichpflicht,  wo  sie  zu  den  Frohndiensten  ge- 
rechnet wurde  ungleich  verteilt,  indem  auf  die  sonst  zu  leistenden 
Abgaben  und  Dienste  Rücksicht  genommen  wurde.’"*)  Austritt 
und  Ausschluss  vollzogen  sich,  insoweit  sie  möglich  waren, 
durch  gegenseitige  Aufsage  zwischen  Herrn  und  Unterthan. 
In  wie  weit  eine  solche  nur  zu  bestimmten  Zeiten  oder  in  be- 
stimmten Fristen  erfolgen  konnte,  regelte  das  Verbandsrecht.’"’) 


IV.  In  den  Deichverbänden  konnten  nun  aber  nicht  nur 
Individuen,  sondern  auch  Verbände  mehr  oder  minder  eine 
Gliedstellung  einuehmen. 

1.  Wenn  ein  Herr  Mitglied  eines  Deichverbandes  war  und 
als  alleiniger  Träger  eines  Verbandes  figurierte,  war  zugleich 
mit  dem  Individuum  ein  Verband  Glied  des  Deichverbandes. 
Ein  Verband  hatte  Rechte  und  Pflichten.’"") 


'“>)  Bergb  I,  294  siehe  ferner  oben  S.  I5S.  A.  229. 

Bergh  I,  302. 

"**)  .Siehe  die  (Quellen  bei  Töppen  a.  a,  O. 

**J  Bergh  VI,  302.  Mioris  II.  308. 

iM)  Vergl.  Verschreibung  für  Carweso  von  1339  (bei  Töppen); 
.Kiipyiideii  wir  von  allen  gebuerlichen  arbeiten  genannt  gemeinlichen  Schar- 
werk, sunder  Temme  zenhuften,  das  man  gemeinlicb  heiset  Teichen  und 
Tenimon  wellen  wir  si  als  ander  ynwoner  des  werders  syn  verbunden“. 

'*”)  Siehe  oben  A.  73. 

Uor  Verband  war  insbesondere  deichpfliebtig.  Im  Lauf  der  Zeit 
trat  aber  in  Bezug  auf  seine  Deichpflicht  eine  Aenderuug  ein,  indem  die 
(lurcii  ihn  bisher  vertretenen  tienossen  dem  Doichvorband  gegenüber  deich- 
pflichtig  wurden.  Hierdurch  bekam  seine  Deiebpfliebt  teilweise  einen  mehr 
subsidiäreu  Charakter.  Jedenfalls  ward  dadurch  das  V'erhUtnis  an  seinen 
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2.  Aach  Genossenschaften  konnten  eine  Gliedstellung 
in  Deichverbänden  einnehmen. 

Eine  solche  wurde  angebahnt,  wenn  man  die  Genossen 
eines  Deichverbandes  nach  kleineren  Verbänden  z.  B.  Dörfern 
gruppierte.  Namentlich  bildete  sich  mit  der  Verteilung  des 
Deiches  unter  einzelne  Dörfer  zuerst  eine  Gliedstellung  von 
Genossenschaften  aus.*®*)  Am  sichtbarsten  trat  sie  hervor,  wenn 
man  die  Dörfer  nicht  von  ihrer  vielheitlichen,  sondern  von  ihrer 
einheitlichen  Seite  betrachtete,  also  bei  der  Verteilung  der 
Unterhaltung  des  Deiches"®)  oder  einer  Gesamtpflicht  des 
Deich  Verbandes"')  nicht  nach  Individuen  sondern  nach  Dörfern 
rechnete.  Ebenso  verhielt  es  sich,  wenn  die  Wahl  der  Beamten 
des  Deichverbandes  nicht  bei  der  Gesamtheit  seiner  Individuen 
lag,  sondern  kleinere  Genossenschaften  für  sich  Beamte  wählten, 
welche  vereinigt  teilweise  das  Beamtenthum  des  höheren  Deich- 
verbandes darstellten."’) 

Es  erwuchsen  ferner  Gliedstellungen  von  Verbänden  infolge 
besonderer  Eintrittspflichten,  die  man  Genossenschaften  für  ihre 
Angehörigen  auferlegte,"®)  und  infolge  von  Einweisungen  von 


Angehörigen  bezüglich  der  dem  Verband  obliegenden  Deichlast  kraft  höherer 
Verbandsverfassung  normiert.  Diese  Normierung  konnte  nun  nur  für  das 
Verhältnis  zum  Deichverband  bestimmend  sein  oder  zugleich  auch  für  das 
gegenseitige  Verhältnis  von  Verband  und  Angehörigen. 

"®1  Siehe  oben  S.  118. 

Dies  fand  namentlich  dann  statt,  wenn  der  Deich  an  jedes  Dorf 
nach  Massgabe  seines  an  den  Deich  anschliessenden  Landes  verteilt  ward. 
Im  übrigen  siehe  Ssp.  II,  56,  Kursächsische  Deichordnung  von  I55S  (oben 
Einl.  § 4a.  A.  205),  Mieris  IV,  113.  Griebel  S.  28,  auch  die  Ver- 
schreibungen für  die  preussischen  Dörfer  beiTöppen  undHeineken  § 37. 

'*')  Deichrecht  für  Salland  art.  103,  Borgh  II,  867.  Anders  war  es 
wenn  bei  der  Verteilung  nntor  Dörfer  die  .Vnzahl  der  in  jedem  Dorf  vor- 
handenen Hufen  oder  Höfe  zu  Grunde  gelegt  wurde.  Siehe  in  letzter 
Hinsicht  Deichrecht  für  Salland  art.  7. 

Vergl.  Deichorduung  für  Medemblick  von  1492 ; Deichorduung  für 
die  Altmark  von  1539,  Uieris  III,  480,  (III,  30);  Pratje  V,  307. 

"*)  Sei  es,  dass  die  Genossenschaft  den  verspadoten  oder  herrenlosen 
Deich  übernehmen  musste  und  infolgedessen  deichpflichtig  wurde,  sei  cs, 
dass  sie  Beihülfe  zu  leisten  hatte.  Daher  finden  wir  sgn.  Kirchspiels-, 
Bauerschafts-  und  Stadtdeiche  (Deichordnung  für  Kleve  von  1576  § 11); 
daher  haben  Ambacbten  DeicbbrUcbe  zu  zahlen  (Bergh  II,  498'.  Diese  neben 
die  Individuen  tretenden  Genossenschaften  hatten  oft  hinsichtlich  ihrer  Deich- 
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Gemeinden  in  den  Deich  eines  Deichverbandes.*“)  Viele 
Sclileusenverbände  wurden  zu  Gliedern  von  Deichverbänden  und 
deichpflichtig.'**)  Man  verpflichtete  kleinere  Verbände  zur 
gegenseitigen  Unterstützung,“*)  und  gab  schliesslich  einzelnen 
Genossenschaften  besondere  Rechte  hinsichtlich  der  Anstellung 
von  Deichbeamten."’)***) 


pfliclit  eine  Sonderstolluiig.  Z.  B.  wird  in  der  Deicbordnung  Rudolfs  von 
Diepholz  von  1434  (oben  Einleitung  § 4b,  A.  406)  verordnet,  dass  bei  der 
vollendeten  aber  nicht  ausreichenden  Busenlandsuche  die  durch  das  Busouland 
nicht  gedeckten  Kosten  des  Deichgrafen  vom  gemeinen  Land  bezahlt  werden 
sollen;  gehbrt  aber  das  eigentlich  pflichtige  Land  Dörfern  oder  Kirchspielen 
zu,  so  haben  diese  zunächst  die  Kosten  zn  ersetzen.  Siebe  ferner  die  nnten 
angeführte  Quelle  bei  Kieris  III,  317.  — Betreffs  der  BeihUlfe  vergl. 
Borgb  II,  630,  498  und  die  unten  § 4,  sub,  II.  angegebenen  Quellen  für 
die  Beihülfe  kleinerer  Deicbverbände.  Es  ist  ferner  auf  die  Eintrittspflicht 
von  Genossenschaften  aufmerksam  zu  machen,  welche  darin  besUht,  dass 
sie  das  Geld,  welches  für  ihre  Angehörigen  ausgelegt  worden  ist,  zu  er- 
setzen haben.  Vergl.  Uieris  IV,  942  (a.  1428  29):  Für  die  unwilligen 
Poorter  logt  der  Herr  aus  .np  alle  der  medepoirteren  coste  wt  dier  stede 
dair  die  onwilligo  geseten  wair  ende  mede  iu  vorsz  Woert  gelant  waren 
ende  dat  sal  die  Heere  dan  verbalen  au  hoire  alse  lant  van  der  stede,  dair 
die  onwillicbeit  of  geviele.'  Es  haben  Genossenschaften  auch  insofern  eine 
Eintrittspflicht  gehabt,  als  sie  Geld  für  ihre  Angehörigen  auszulegen  haben, 
das  sie  freilich  wieder  eiupfänden  konnten;  vergl.  Kieris  111.  317  (a.  1375). 
Hier  bestimmt  Albrecht,  dass  er  bis  zu  einer  Summe  von  3000  alten  Schilden 
Geld  anslege,  dass  dann  aber  für  den  Foortor  die  Stadt,  für  den  Landmann 
der  Ambachtsberr  auslegen  müsse.  Zum  Schluss  heisst  es:  ,Eu  zullen  wi, 
ouse  stede  ende  Ambachtsheren  ulet  meer  Verliesen  moegben  mitten  lande, 
dat  oens  aencoemt  mit  onsen  uytlegghen,  dan  dat  land,  das  ons  daer  mede 
aenghecomen  waere,  of  daer  scade  van  dycrcchte  op  qname.“  — Es  ergiebt 
sich  also,  dass  nicht  allein  solche  Genossenschaften,  bei  deneu  alle  Glieder 
Verbandsgenossen  waren,  sondern  auch  solche,  welche  nur  mit  einem  Teil 
ihrer  Angehörigen  beteiligt  waren,  eine  gewisse  Gliedstellung  im  Deich- 
verband hatten. 

"*)  Siehe  oben  S.  213. 

“*)  Siehe  oben  S.  209  ff. 

"')  Sioho  Ustfriesische  Deicbordnung  § 15.  Spadelandsrecht  art.  4.  — 
Es  waren  diese  kleineren  Verbände  meist  Deichverbände. 

"*)  Vergl.  namentlich  die  Deicbordunng  für  den  Veen-  und  Veldeu- 
deich  von  1533  (Utrechts  l’lacaatbueck  II.  S.  56),  nach  der  ein  Turnus 
zwischen  Gemeinden  bezüglich  der  Anstellung  eines  Ueemrads  stattlindet. 
ln  gewisser  Hinsicht  gehören  hierher  die  zablreicben  Rechte  auf  An- 
stellungen von  Doichbeamten,  wolcho  Städte,  Hannen,  Ritterschaften  und 
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Vor  allem  entwickelte  sich  eine  Gliedstellung  von  Deich- 
verbänden innerhalb  gi-össerer  Deichverbände.  Kleinere  Deich- 
verbände bildeten  Samtdeichverbände,  Samtdeichverbände  höhere 
Samtdeichverbände."®)  Da  nun  aber  die  eingeschalteten  Deich- 
verbände neben  ihrer  Erscheinung  als  Einheiten  sich  zugleich 
als  Vielheiten  darstellten,  war  für  diese  oder  jene  Fälle  eine 
Auffassung  durchaus  möglich,  welche  den  Samtdeichverband  nur 
aus  Individuen  bestehen  Hess.'*") 

3.  Waren  gemischte  Verbände  Glieder  eines  Deichver- 
bandes, so  konnte  der  Schwerpunkt  der  Gliedstelluug  auf  die 
herrschaftliche  oder  genossenschaftliche  Seite  fallen***)  oder 
zwischen  beiden  eine  Vermittlung  herbeigefilhrt  sein.***) 


Kapitel  (Kirchen)  hatten.  Freilich  nehmen  diese  mehr  den  Charakter  von 

Herrschaften  an,  welche  den  Deichverband  regieren.  Im  übrigen  vergl. 
anch  Mieris  III,  704. 

*'*)  Eine  Geno.ssenscbaft  konnte  auch  als  Glied  ein  Näherrecht  bei  der 
V'erspatung  des  Gutes  haben.  Bo  z.  B.  da.s  Kirchspiel  nach  Spadelandsr.  art.  7. 

***)  Hierüber  vergl.  unten  § 4 snb  II. 

■*’)  Vergl.  unten  § 4 sub  IV. 

'*•)  Also  z.  B.  entweder  der  Herr  oder  die  Genossenschaft  das  Spaden- 
gut annehmen  oder  die  Deichbeamten  anstellen. 

'**)  Siehe  z.  B.  Oudenhoven  S.  277,  wo  die  Genossenschaft  zu  Deich- 
beamten  präsentiert,  der  Herr  wählt. 
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I.  In  den  Gemeiudedeicliverbänden  und  Deichverbäuden  ini 
engeren  Sinn  bildete  anfangs  die  Versammlung  aller  Glieder 
nur  die  sichbare  Erscheinung  des  Verbandes.  Die  Versammlung 
und  die  Genossenschaft  war  identisch.  Die  Genossenschaft 
wollte  und  handelte  als  Versammlung  aller  Glieder.')  Allmählich 
entwickelte  sich  die  Mitgliederversammlung  zum  Ver- 
bandsorgan.’) 

1.  Ursprönglich  konnte  nur  auf  Grund  eines  einstimmigen 
Beschlusses  aller  Genossen  ein  Willensakt  der  Gesamtheit 
erzeugt  werden.*)  Später  berücksichtigte  man  nur  die  Er- 
schienenen*) und  fühile  für  die  Beschlüsse,  welche  die  Verbands- 
sphäre betrafen  das  Majoritätsprinzip  ein.  Gerade  dies  machte 
die  Mitgliederversammlung  zum  Organ.*)  Das  Majoritäts- 
prinzip brach  sich  in  der  Weise  Bahn,  dass  man  die  Minder- 
heit der  Mehrheit  folgen  Hess,  um  zu  einem  äusserlich  ein- 


')  Vergl.  Gierko  IL  § 18.  S.  475  ff.  S.  485  ff.  Siehe  unten  § 4, 
sub  II. 

S)  Qierke  n,  S.  883.  S.  904. 

’)  Siehe  A.  1. 

Deichordnnng  für  Cleve  von  1575  § 1.  Schaubrief  für  den  Emdeicb 
von  1493  (oben  Einl.  § 4b.  A.  409),  Deichbrief  für  Lopikerweert  von  1454 
(oben  Einl.  § 4a,  A.  408),  art.  14  (bei  Einlagen)  art.  19  (bei  Rechnungs- 
legung vor  Landgenossen,  .die  dabei  kommen  wolleu  und  die  das  angeht“), 
klieris  III,  786  (a.  1403). 

*)  Gierke  II,  S.  478  ff. 
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stimmigen  Beschluss  zu  gelangen.*)  Bald  aber,  insbesondere 
in  Holland,  erklärte  man  die  Mehrheit  einfach  für  ausreichend.’) 
Infolge  der  ungemein  starken  Verdinglichung  der  Mitgliedschaft 
wurde  in  vielen  Gegenden  nicht  nur  die  Teilnahme  an  der 
Mitgliederversammlung  überhaupt  oder  an  gewissen  Willens- 
akten derselben  von  einer  bestimmten  Grundstücksgrösse*)  oder 
einem  verhältnismässig  grossen  Grundbesitz®)  abhängig  gemacht, 
sondern  in  der  Mitgliederversammlung  entschied  sogar  die  Mehr- 
heit der  am  meisten  Begüterten.'®) 


*)  Siehe  oheu  § 2.  A.  SO.  Niiuieiitlich  siehe  die  Altinärkische  Deich- 
ordnuii^  vou  H7G,  wo  es  heisst:  „Werot  ock  dat  amptludo  und  man  und 

Rede  uth  uiisou  Steden  Schusen  und  werben  erkenne  den  vor  des  landes  beste 
dat  man  etlyke  de  Krancke  und  böse  dyke  hedden  und  der  nicht  woll  maken 
künde,  wolde  liulpo  don,  myt  unferende,  dat  denne  Tillicht«  ctlyken  enthiegen 
wer  dat  meynede  tho  werende  unde  dartu  nicht  helpen  wolden,  war  denne 
de  meyste  dele  hen  volgeden,  de  In  der  Scouwynge  boseten  synt,  dar 
scal  dat  mynre  deel  myt  Involgen  und  helpen  anweren  bey  un.seii 
gewedde  und  Ungnaden  edder  ein  sulkes  dulden  dat  de  unsen  dnrup  von 
llraken  settende  werden.“  Siehe  auch  die  folgende  Anm. 

’)  Hieris  IV,  613  (a.  1422):  Die  Uenossenschaft  wählt  Ueemraden 
„bei  dem  meesten  Gefolge“.  Mieris  734  (a.  1401):  Der  meiste  Teil  von  dun 
lamten,  die  den  meisten  Teil  von  den  Landen  in  der  Deichaebt  haben, 
wälüt  Suhüffen,  bestimmt  Uber  die  Deichlegung  und  die  Eliminierung  des 
Deichwesens  ans  dem  Verbandsleben  (über  letzteres  siehe  unten  § & a.  E.) 
Deichhrief  fUr  die  Lopikerwaard  von  1456  (siehe  oben  A.  4):  Die  meisten 
Stimmen  entscheiden  über  eine  Einlage.  Deichordnung  fUr  Cleve  von  1575 
§ 3:  Nach  don  meisten  Stimmen  werden  die  Wahlen  vorgenommen.  Allgemein 
spricht  das  Majoritätsprinzip  aus,  die  bei  Ualsema  8.  553  ff.  angeführte 
tlnello  für  Vredewold:  .Ofte  enich  huren,  offto  merendeel  der  buyren  ver- 
droegen  enige  punteu  off  te  doen  datt  desse  vors,  punten  an  roert  als  wegen 
to  machen,  ....  dijeken  offte  andere  zaecken  de  daeranne  roeren  moegon. 
Ende  waer  daer  dan  enich  wederspannich  weer,  soe  moegen  de  Rechters 
schrijven  bij  pene  soe  hogo  ende  alsoe  lange  als  so  willen  dat  he  doen  als 
een  ander  buirmon  nahner  gelijken“.  Siehe  auch  den  letzten  Satz  in  der 
Stelle  der  Altmärkischen  Deichordnnng  vou  1476,  die  in  der  vorigen  Anm. 
wiedergegeben  ist. 

•*)  Siehe  oben  § 2,  A.  58,  ferner  Mieris  III,  786  (a.  1403):  Alle  die 
5 Morgen  haben,  sollen  Ueemraden  wählen. 

®)  Handfesten  fürEnchuyzen  S.  40,  a.  1495  („dat  die  rijedom  von  de 
drie  Coggen  . . , . alle  Jaren  kiesen  sullen  . . seven  van  de  rijekste  ende 
notabelste  Personen  van  henre  Coggen“),  S.  59b,  (a.  1440):  Die  sieben 
Reichsten  wählen  die  Deiebbeamteu. 

*®)  Mieris  III,  734  (oben  A.  7). 

J*  01«rke,  (Ht«hiehto  dM  d«otMh«o  17 
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2.  So  wollte  und  handelte  oft  schon  in  dieser  Periode  der 
Verband  durch  die  Mitgliederversaininlung;  als  sein  Organ.  Und 
diese  Organstellung  blieb  durchaus  gewahrt,  auch  wenn  ein 
einstimmiger  Beschluss  der  Versammlung  erforderlich  war.”) 
Ein  solcher  war  namentlich  dann  nötig,  wenn  es  sich  um  Sonder- 
rechte und  Sonderpflichten  der  Glieder  handelte.  Im  Deichver- 
band, der  auf  der  Deichlast  aufgebaut  ist,  kommen  namentlich 
die  Sonderpflichten  in  Betracht.  Vor  allem  war  in  vielen 
Verbänden  die  Deichlast  selbst  eine  Sonderpflicht  d.  h.  sie  war 
nicht  allein  ein  Ausfluss  der  Mitgliedschaft  sondern  wurzelte 
zugleich  in  der  Sondersphäre  des  Glieds.  Dies  war  da  der 
Fall,  wo  die  Deichlast  .als  Reallast  auf  ein  konkretes  Grund- 
eigentum gelegt  war.**)  Diese  Sonderpflicht  war  in  gewisser 
Hinsicht  einem  Majoritätsbeschluss  entzogen.''')  Ihr  entsprach 
teilweise  ein  Sonderrecht  bezüglich  der  Deich-  und  Vorland- 
uutzung.**)  Es  gab  auch  Sonderrechte,  die  zugleich  Sonder- 
pflichten waren,  wie  die  Beschwerung  von  Grundstücken  mit 
Deichämtern.’®)  Auch  Verbände  hatten  innerhalb  grösserer 
Deich  verbände  Sonderrechte  und  Souderpflichten.’®) 

3.  Zusammentritt  und  Thätigkeit  der  Mitgliederversammlung 
waren  bei  den  einzelnen  Deichverbänden  sehr  verschieden  ge- 
staltet. Wir  finden  sie  zusammentreten  zu  Schauungen,  Ge- 


■')  Qierke  II,  S.  884. 

Gierke  II,  U21.  Sicht'  die  foljjonde  Aura. 

”)  Es  wird  unten  im  Abschnitt  III,  der  über  die  Deichlast  handelt, 
der  Charakter  der  Deichlast  als  SonderpHicUt  besprechen  und  festgestellt 
werden,  in  wie  weit  sie  einer  Majorisierung  cutrUckt  war. 

’<)  Hierüber  unten  Abschnitt  IV, 

">)  Z.  B.  war  das  Deich  grafen  amt  in  Hüll  auf  den  Klosterhof  gelegt, 
in  den  Oinmelanden  ging  das  Deichrichteramt  von  Hcerd  zu  Heerd,  in 
Iseusoe  von  Hof  zu  Hof  um.  Siehe  unten  sub  II. 

'“)  Die  Deichlast,  die  ein  kleinerer  Verband  im  grösseren  Verband 
trug,  war,  wenn  sie  auf  dinglicher  Grundlage  ruhte,  eine  Souderpflicht-  Es 
setzten  sich  auch  Gesamtdeiehpflichten  von  Deichverbänden  aus  einer  Vielheit 
von  Souderpflichten  der  Glieder  zusammen.  Siehe  unten  § 4 sub  U,  2.  — 
Ein  Sonderrecht  hatte  z.  B.  Oudekerk  in  der  Crimpenrewaard,  welches  be- 
sondere Deichschanungsbusson  innerhalb  dos  Samtdeichverbandes  verfassungs- 
mässig hatte.  Siehe  die  Deichordnuug  von  1480  (oben  Einleitung  § 4b, 
A.  459). 


Digilized  by  Google 


269 


richtssitzungen,  Pländungen,  zur  gemeinsamen  Deicharbeit,  zu 
Trinkgelagen,  beim  Austritt  und  Ausschluss  von  Genossen,  zu 
Beamtenwahlen,  zu  sonstigen  wichtigeren  Beschlüssen,  mochten 
sie  nun  die  Verbandssatzuiig  oder  eine  augenblickliche  deich- 
rechtliche, deichwirtschaftliche  oder  deichtechnische  Massregel 
betreffen.*’)  Wer  unentschuldbar  nicht  erschien,  namentlich  zur 
Schauung  und  zum  Deichgericht,  hatte  Strafgelder  zu  zahlen.'*) 
Die  Versammlungen  waren  entweder  ungebotene  oder  gebotene. 
Fest  bestimmt  waien  sie  namentlich  für  die  Schauungen  und 
Beamten  wählen.'”)  Der  Ort  der  Versammlung  war  bei  letzteren, 
bei  Deicharbeiten,  bei  Deichgerichten  vorwiegend  der  Deich,*”) 
bei  Beamtenwahlen  häutig  eine  Stadtkirche.*')  Die  Mitglieder- 
versanimlug  setzte  und  wies  das  Recht;  wählte  und  vereidigte 
die  Beamten,  ordnete  die  Deicharbeit  an  und  war  überhaupt 
das  bescliliessende  Organ  des  Verbandes.  In  späterer  Zeit 
erscheinen  bei  vielen  Deichverbänden  diese  Funktionen  infolge 
des  Einflusses  von  Landesherrn  und  anderen  Inhabern  öffent- 
licher Gewalten,  sowie  infolge  der  Thätigkeit  anderer  Ver- 
bandsorgane vernichtet  oder  beschränkt.  Um  aus  der  überaus 
reichen  Fülle  nur  Etliches  hervorzuhebeu,  so  ging  der  Mit- 
gliederversammlung meist  die  Satzungsgewalt  in  grösserem 
oder  geringerem  Umfang  verloren,  indem  sie  teils  an  Heemraden 
oder  sonstige  Ausschüsse  fiel,  teils  von  dem  Landesherrn  ent- 
weder für  sich  allein  oder  zur  gemeinsamen  Ausübung  mit 
Städten,  Kirchen,  Kapiteln,  Herrschaften,  Edlen,  Rittern  unter 
allmählicher  Entfernung  der  Gemeinen  Erffexen  oder  des  Ge- 
meinen Landes  angeeignet  wurde.**)  In  Bezug  auf  die  Urteils- 


”)  Ueber  die  Eiuzelheitcu  wird  in  Abschnitt  V gehandelt.  Siehe  auch 
nnton  § 4 sub  U, 

'S)  Deichrecht  der  Altendorfer  Schauung  sub  X,  sub  XVII.  Deich- 
ordimug  für  Cleve  von  1575.  Ueber  die  später  zulässige  Vertretung  siebe 
nuten  Abschnitt  V. 

i“)  Dieselben  fielen  häufig  auf  St.  Peters  Tag ; siehe  Privileg  des  Herrn 
von  Kranenburg  von  1343.  llichthofen  Itq.  521,  § 8.  Des  Kapitels  und 
des  Rates  von  Rremen  Verordnung  von  144U.  — Es  hängt  dies  damit  zu- 
sammen, dass  im  Frühjahr  die  Deicharboit  und  die  ersten  Sebauungeu 
beginnen. 

»)  Hierüber  siehe  Abschnitt  V. 

*■)  Siehe  A.  19. 

Hierüber  vergl.  Abschnitt  V. 

17* 


Digilized  by  Google 


2«0 


findung  weicht  die  Mitgliederversanunlnng  immer  mehr  denGe* 
schworenen.**)  So  wird  in  der  Altendorfer  Acht  die  Schauungs- 
gemeinde  nur  noch  bei  zweifelhaften  Fällen  um  Rat  gefragt. 
Betreffs  der  Finanzgewalt  erlitt  die  Mitgliederversammlung 
starke  Einbussen,  indem  teils  der  Staat  oder  Landesherr  die 
nötigen  Summen  bestimmte,'*)  teils  die  Beamten  einen  rechts* 
gültigen  Besteuerungsbeschluss  fassen  konnten.")  Zu  vielen 
Beschlüssen  wurde  schliesslich  landesherrliche  Erlaubnis  er- 
forderlich.**) Trotz  alledem  erhielt  sich  in  Bezug  auf  viele 
Fälle,  in  der  einen  Gegend  mehr  in  der  anderen  weniger,  die 
Mitgliederversammlung  die  entscheidende  Stimme.*^) 


")  Vergl.  z.  B.  Hieris  II,  333,  111,205,584;  BerghII,248.  Privileg 
für  Kranenburg  von  1343.  Deichonlnung  für  Cleve  von  1575,  Ueichrecbt  für 
Stedingen  von  1446.  Sander-Deichsatzungen  von  1317,  § 1.  Adewarter 
Sielbrief  von  1382,  § 2 u.  s.  w. 

“J  Bergh  II,  762,  867;  Jlieris  II,  280;  III,  317;  IV,  645.  — 
Schwarzenberg  II,  164,  179;  III,  864. 

*)  Deicbrecht  des  Haiumerbroks,  art.  23. 

**)  Siehe  namentlich  oben  S.  171  ff. 

Vergl.  Jllieris  III,  734,  IV.  470.  Schwarzenberg  11,429,  Deich- 
ordnuug  fiir  Cleve  von  1576,  für  die  Alte  Mark  von  1476.  Kideratädter 
Deii'hurdnung  von  1595  art.  9,  10,  11;  Deichrecht  der  Altendorfer  Schauuug 
II,  1.  Deichgericht  von  1537  bei  Pufendorf  II,  67  und  andere  Deich- 
gerichtu  (siehe  oben  Eiul.  § 4a,  A.  267  ff.).  Siehe  auch  Xenes  Deicbrecht  von 
Uumsterland  (Halsema  S.  553):  In  den  eersten  nije  zijien  te  maeken,  item 
zijltochten  ofte  maeren  te  gravnu,  item  nije  tillen  te  macken  item  Dijckeu 
in  te  loggen,  item  laud  te  copen,  die  Dijckeu  daer  op  te  leggeu,  ofte  van 
te  maecken;  in  eenige  stedeii  binnen  Dijcks,  ofte  buiteu  Dijcks;  item  dijckeu 
te  boogen,  offte  te  dicken,  item  die  olde  Dijckbrioven  in  eenige  stoden  te 
vernijen,  item  Dijckeu  te  bescbrijven  die  onbescbreven  aijn  ....  wes  hijer 
vors,  alles  in  te  doen  is,  zoo  zullen  die  Dijckrechters  in  de  Ziilvostinge, 
daer  dan  des  te  doen  is,  alle  Eijgen  arffden,  die  in  de  Zijlvestinge  woouagtig 
zijn,  ofto  die  daar  anders  ock  mede  gearvet  mögen  wesen  te  hoope  laeten 
daegeu  op  den  Zijl  ofte  Dijck,  ofte  op  dat  Laudt  ende  stede  daer  dat  von 
noodeu  is,  die  sullen  setten  uit  heu  allen  vier  of  meer  goede  standbafftigo 
mannen,  die  mede  raeden,  zullen  mit  dat  Dijckreohte  wat  best  in  eeuigeu 
van  allen  desen  articulen  gedaan  is.  Diese  Vorschrift  ist  deshalb  von 
besonderem  Interesse,  weil  sie  zwischen  Deicbbeamten  und  Mitgliederver- 
sammlung vermittelt.  — Betreffs  der  Entziehung  der  organisatorischen 
Thätigkeit  der  Deichverwaltung  siehe  sub  II.  — üingewiesen  sei  noch  auf 
die  Spaltung  der  Mitgliederversammlung,  wenn  die  ehemals  mittelbaren  Ue- 
uosseu  einen  Verband  bilden.  Siche  oben  S.  238,  A.  39. 
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II.  Anfangs  waren  alle  Beamten  der  Deichverbände  ge- 
wöhnliche Gcmeindebeainte.**)  In  späterer  Zeit  kommen 
besondere  Deichbeamte  vor,  das  sind  die  Deichbeamten  im 
technischen  Sinn. 

Diese  Deichbeamten  waren  entweder  nur  Geineinde- 
beamte  oder  nur  Beamte  eines  Spezial  Verbundes  oder 
zugleich  Gemeindebeamte  und  Beamte  eines  Spezialverbandes. 
Der  erste  Deichbeamte  im  technischen  Sinn  war  nur  Gemeinde- 
beamter. In  den  Gemeindedeichverbänden  übertrug  man  eine 
gewisse  Thätigkeit  in  Deichsachen  einem  Sonderbeamten.**) 
Diese  Entwicklung  fand  nun  aber  statt,  auch  wenn  sich  noch 
kein  Deichverband  im  engeren  Sinn  aus  dem  Gemeindedeich- 
verband herausgeschält  hatte.  Somit  war  der  Sonderbeamte  nur 
Gemeindebeamter  und  nicht  Beamter-  eines  Spezialverbandes. 
Mit  der  Entstehung  von  Deichverbänden  im  engeren  Sinn  treten 
besondere  Deichbeamte  auf,  welche  Beamte  des  Spezial  Verbundes 
waren.  Man  darf  freilich  nicht  meinen,  dass  der  Begriff  des  be- 
sonderen Deichbeaniten  demDeichverband  i.  e.  S.  irgendwie  wesent- 
lich wäre.  Allerdings  finden  sich  regelmässig  und  zwar  insbesondere 
da,  wo  der  Deichverband  den  Charakter  der  Körperschaft  hat, 
in  ihm  besondere  Deichbeamte;  doch  giebt  es  Deichverbände 
im  engeren  Sinn,  bei  denen  namentlich  die  obersten  Beamten 
gewöhnliche  Gemeindebeamte  sind.  Die  be.sonderen  Deich- 
beamten der  Deichverbände  im  engeren  Sinn  waren  anfänglich 


»)  Siehe  oben  S.  184  ff. 

“)  Aus  dor  Bezeichnung  neiohbenmter  ist  ohne  weiteres  noch  nicht 
auf  ein  Sonderorgan  zu  schliossen.  Denn  es  kann  diese  Bezeichnung  in  den 
Quellen  für  den  gewöhnlichen  Oemeiudebeamlen  gewühlt  sein  im  Hinblick 
auf  die  spezielle  Thätigkeit,  von  welcher  gerade  geredet  wird.  So  ist  der 
dikaldirmon,  der  in  den  RUstringer  Rechtssatzungen  (Richthofen,  Rq. 
124,  19)  erwähnt  wird,  kein  besonderer  Deichbeamter,  sondern  dor  gewöhn- 
liche Oemeindegeschworene.  der  buraldirraon.  Das  Gegenteil,  das  zwar  mit 
der  Entwicklung  im  allgemeinen  nicht  im  Widerspruch  stehen  würde,  nimmt 
Heck  S.  96  an.  Entscheidend  ist  aber,  dass  die  Rechtshandschrift  von 
rl27,  welche  jünger  ist  als  die  RUstringer  Rechtssatzungen,  dem  bnraldirmon 
das  Aussagen  und  Zeugnis  (hliene)  in  Deichsachen  zuspricht  (Kq.  641,  88), 
ohne  des  dikaldirmons  zu  gedenken,  dem  die  ältere  Quelle  diese  Funktion 
zuteilt.  Siehe  oben  8.  189,  A.  18. 
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zuglcicli  Geuieindebeamtc.  S])äter,  bei  der  reinen  Ausbildung 
der  Deicliverbände  im  engereu  Sinn,  finden  sich  bei  ihnen  be- 
sondere Deichbeainte,  lediglich  als  Reainto  des  Spezialverbandes, 
indem  sie  mit  einer  Gemeinde  in  keiner  Weise  zusammenhingen. 
Und  auch  da,  wo  bei  genauer  Feststellung  die  betreffenden 
Ueichbeamten  zugleich  Gemeindebeamte  waren,  verblasste  ihr 
Charakter  als  Gemeindebeamte  und  licss  sic  in  viel  deutlicher 
Weise  als  Beamte  des  Spezialverbamlcs  erscheinen. 

Die  rechtliche  Stellung  der  besonderen  Deichbeainten 
beherrschte  aber  noch  ein  anderer  Gegensatz,  nämlich  der 
zwischen  Herrschaft  und  Genossenschaft.  In  den  herr- 
schaftlichen Deich  verbänden  im  engsten  Sinn  fiel  er 
freilich  fort.  In  diesen  hat  es  zunächst  ebenfalls  keine  be- 
sonderen Deichbeamte  gegeben  : Der  gewöhnliche  Beamte  des 
Herrn  war  der  Deichbeamte.“'*)  Später  kamen  auch  in  ihnen 
besondere  Deichbeamte  vor.*")  Bei  den  übrigen  Deichverbänden 
aber  traten  Herrschaft  und  Genossenschaft  hinsichtlich  der 
Deichbeamteu  meist  schon  in  dieser  Periode  als  Rivalen  gegen- 
über. Denn  nicht  allein  die  Deichbeamten,  welche  gewöhnliche 
Gemeindebeamte  waren,  empfingen  herrschaftlichen  Anstrich,  nicht 
allein  die  gewöhnlichen  herrschattlichen  Beamten  oder  der  Herr 
selbst  wurden  neben  oder  über  genossenschaftlichen  Organen 
zu  Deichbeamten,  sondern  auch  die  besonderen  Deichbeamteu 
mussten  herrschaftlichen  Einfluss  spüren.  Viele  Deichverbände 
blieben  freilich  in  dieser  Periode  hiervon  noch  unberührt;  allein 
die  grosse  Masse  der  unter  herrschaftlicher  Gewalt  angesiedelten 
Deich  verbände  war  ihr  auch  bezüglich  der  besonderen  Deich - 
beamten  unterworfen-,  und  mancher  Herr,  der  über  einen  bereits 
bestehenden  Deichverband  trat,  Hess  seine  Herrenmacht  über 
den  Deichbeamten  walten.  Zudem  stempelten  viele  Herrn 
durch  ihre  Gewalt  über  Gemeinden  infolge  der  Verquickung 
und  Ineinderschachtelung  von  Gemeinde  und  Spezialverband 
viele  besondere  Deichbeamte  zu  herrschaftlichen.  Dazu  kam, 
dass  die  besonderen  Deichbeamteu  der  Städte  häufig  mehr  als 
lierrschatlliche  wie  als  Gemeindebeamte  erschienen.  Schliesslich 


Sielio  Bergh  I,  5.S.S. 
Siehe  Bergh  I,  aC2. 
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breitete  die  landeshcrrlicho  Gewalt,  stetig  wachsend  und  die 
selbstherrliche  Sphäre  der  Deichverbände  verdunkelnd,  ihre 
Schwingen  aus  und  nahm  die  besonderen  Deichbeamten  unter 
ihre  Fittige.  So  traten  die  herrschaftlichen  besonderen 
Deichbeamten  den  genossenschaftlichen  gegenüber.  Doch 
gab  es  auch  hier  meist  Zwischengebilde,  die  gewissermassen 
auf  einem  Compromiss  zwischen  Herr  und  Genossenschaft  be- 
ruhen. Bei  der  ganzen  Entwicklung  handelt  es  sich  nicht 
immer  um  einen  Eingriff  des  Herrschaftsverbandes  in  be- 
stehende genossenschaftliche  Deichverbände ; denn  bei  vielen 
Deichverbänden  stand  der  herrschaftliche  Einfluss  sofort  bei 
ihrer  Entstehung  fest.  Auch  abgesehen  hiervon  muss  man  sich 
hüten,  den  Eingriff  der  Herrschaft  stets  als  einen  Akt  brutaler 
mittelalterlicher  Herrengewalt  aufzufassen.  Es  wäre  dies  ebenso 
falsch,  als  wenn  man,  wie  dies  so  vielfach  geschieht,®*)  sich 
alle  Deichverbände  des  Mittelalters  als  freie  und  autonome 
Körperschaften  vorstollt,  die  unbeeinflusst  von  Herrenmacht 
und  Herrenrecht  nur  ihre  eigenen  genossenschaftlichen  Deich- 
beamten gehabt  hätten. 

Das  besondere  Deichbeamtentum  hat  sich  in  vielen  Deich- 
verbänden ganz  allmählich  entwickelt.  Zuerst  kommen  Beamte 
untergeordneter  Natur  vor.®®)  Dann  treten  höhere  Deichbeamte 
auf,®*)  schliesslich  bildet  sich  ein  subalternes  besonderes  Be- 
amtentum aus.  Allein  ebenso  wenig  wie  jeder  Deichverband 
im  engeren  Sinn  sich  aus  einem  Gemeindedeichverband  heraus- 
geschält hat,  ebenso  wenig  hat  jeder  Doichverband  erst  diese 
allmähliche  Entwicklung  in  seinem  Beamtentum  durchgemacht. 
Denn  es  veränderten  sich  nicht  nur  die  vorhandenen 
Deichverbände,  sondern  es  entstanden  auch  neue.  Diese 
neuen  aber  nahmen  sofort  mit  ihrer  Entstehung  den  mehr 
oder  minder  ansgestalteten  Deichbeamtenorganismus  an.  Von 
dem  entwickelteren  besonderen  Deichbeamtentum  muss  auch 
eine  Betrachtung  der  Deichbeamten  ausgehen.  Die  ausgeprägten 


Siehe  z.  B.  Anscliütz  S.  143. 

®)  Siehe  11  eck  S.  3ti4  ff.  (betreffs  des  Doichaldirmons  in  Riistrinjton 
siehe  aber  oben  A.  21t).  Betreffs  Hollands  vergl.  vorläufig  Heck  S.  112. 
Genaueres  siche  unten  sub  2. 

Siehe  iinteu  sub  1,  auch  Heck  S,  3C?>. 
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Deichverbände  des  Mittelalters  stehen  vor  uns.*')  Wir  be- 
schäftigen uns  nur  mit  den  besonderen  Deichbeamten.  Die 
übrigen  Beamten  (Herrn)  kommen  nur  insoweit  in  Betracht  als 
sic  die  Stellung  jener  berühren. 

Es  ist  am  zweckmässigsten  zunächst  die  Deichgrafen,  so- 
dann die  übrigen  Deichrichter  und  die  Deichgeschworenen 
und  schliesslich  die  Deichbeamten  ganz  subalterner  Natur 
zu  betrachten. 

1.  Was  die  Deichgrafen  (Teichgrefen,  Teichgi’eben,  Dijck- 
graeven,  choniarchi,  wateringraven,  watergraven)  anlangt,  so  ist 
ein  solcher  zum  ersten  Male  für  Seeland  Bewesterschelde  be- 
zeugt.**) Doch  wird  schon  im  Jahre  127.’)  ein  „provisor“  der 
Grooten  Waard  erwähnt,*’)  und  die  Handveste  für  die  Alblasser- 
waard  von  1277  lässt  die  Einsetzung  eines  Deichgrafen  ver- 
muten.**) Was  die  Gebiete  betrifiFt,  die  heute  zu  Deutschland 
gehören,  so  ist  die  älteste  Urkunde,  die  hier  einen  Deichgrafen 
kennt,  das  Privileg  des  Herrn  von  Cranenburg  von  1343.**) 
Es  ist  aber  in  der  Wahl  des  Grafen  von  Delmenhorst  von  1381 
zum  Gohgiafen  des  Viehlandes,  welche  der  Rat  von  Bremen, 
die  Geschworenen  und  das  gemeine  Land  vollzogen,  die  Wahl 


V)  Es  wird  selbstverständlich  das  Erforderliche  io  historischer  Be- 
ziehnog  bemerkt  werden. 

“)  Bergh  II,  748.  Dies  übersieht  Nibbeliiik  S X,  der  als  erste 
Urkonde,  die  einen  Doichgrafen  bezeugt,  das  Privileg  Johanns  von  Henne- 
gauen von  1303  bezeichnet.  In  dem  Vertrage  Johanns  von  Heusden  und 
OrafFloris  von  1273  kam  kein  Dcickgraf  vor;  zwar  steht  in  der  holländischen 
Handschrift  dieses  Vertrages  (Mieris  I,  3011  .Dyckgrave“;  allein  in  dem 
lateinischen  (Bergh  II,  248)  Original  heisst  es  nur  Comes,  womit  Graf 
Floris  bezeichnet  wird;  der  .Deichgraf“  der  ersigedachten  Handschrift  ist 
infolge  eines  Versehens  des  Schreibers  boreingekommen,  der  statt  .dictus 
Comes*  ,dici  Comes“  las  (da  er  nicht  .Dyckgrave  voorsz.“,  sondern  lediglich 
.Dyckgrave“  übersetzte).  Siehe  die  zutreffende  Darstellung  von  Nibbol  in  k 
S.  IX  ff. 

Bergh  II,  300. 

«)  Bergh  II,  331. 

*)  Siehe  oben  Einleitung  § 4a,  A.  24«.  Es  ist  unrichtig,  wenn 
J.  M.  Lajpenberg  .Die  Elbkarte  des  Melchior  Lorichs  vom  Jahre  1568“ 
Hamburg  1847,  109  unter  dem  Comes  der  oben  S.  213,  A.  151  interpretierten 
Urkunde  von  1237  einen  Deichgrafen  versteht.  Richtig  Detiefsen  S.  329. 
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eines  Deicligrafen  zu  erblicken.^®)  Es  kennt  weiter  der  Spade- 
landbrief  für  die  Wilstermarscli  von  1438  einen  Deicligrafen 
und  das  Stedingor  Deichrecht  von  144(i  ordnet  die  Einsetzung 
von  Deichgrafen  an/') 

a)  Der  Deichgraf  wurde  auf  die  verschiedensten 
Weisen  zu  seinem  Amt  berufen. 

In  manchen  Deichverbänden  wählten  ihn  die  Deich- 
genossen/*)  in  manchen  die  Geschworenen  oder  Heemraden.^®) 
Hier  setzte  ihn  der  Ambachtsherr,**)  oder  die  Gesamtlieit  der 
Herrschaften/®)  dort  der  alte  DeichgraD®»)  ein.  In  vielen 
Deichverbänden  ernannte  der  Landesherr  den  Deichgrafen/®) 


")  Siebe  oben  Einleitung  § 4a,  A.  359. 

•')  Orimm  III,  S.  215. 

“)  Vergl.  Heineken  § 18  Dotlefsen  S.  331.  AiiscbUtz  S.  144. 
Mieris  II,  420  (1327):  Die  Gemeenon  Mnnnon  wollen  2 Deicbgrafen  haben, 
können  sich  auf  einen  nicht  einigen.  Siebe  ferner  die  (Quellen  unten  in 
Anm.  45a,  48,  49.  In  der  Grooten  Xess  in  Drecbterland  wäblen  ibn  die 
sieben  Keiebsten  (Uandvosten  für  Euebuizen  S.  59b,  A.  1440). 

Uieris  IV,  C5I>  (a.  1422j  nach  Stimmenmebrheit. 

“)  Siehe  Uieris  III,  580  (a.  1391),  III,  220  (a.  1367)  Oudenhoveu 
S.  256  (a.  1429/30),  S.  277  (a.  1483  Deichrecht  für  Bavendrecht). 

“)  Vergl.  Mieris  IV,  129,  (a.  129). 

“•)  Deicbrecht  der  Altendorfer  Schanung. 

<*)  31ieris  II,  28  (a.  130.3):  „Men  sol  bebben  io  elken  Waert  eenen 
Dijekgrave,  die  in  dien  Waert  gegoet  is  tot  drie  hondert  Pond  Uollandts 
of  daer  boeven“  (Privil.  Johanns  für  SUdholland).  Mieris  II,  307  (a.  1323 
für  Walcheren),  ,Wi  (Willem  van  Uenegouwen  bebben)  enen  wateringrave 
gbeset  ende  bovolen  . . de  vy{  ambaebte  in  W.  to  bedriven  als  van  baren 
diken  . . .*  Mieris  II.  313  (a.  1323).  Privileg  Reinalds  II.  für  das  Land 
zwischen  Maas  und  Waal  von  1321  (Plakaatbook  für  Geldern  II.  App.  S.  8.) 
,Wy  bebben  omme  bejde  oirber  endo  bebouff  ons  Laut  voerschreven  gesät 
gesworen  Dyck-greve  ende  Ueemraeden  in  dit  voerschreven  Lant,  die  op  oer 
eode  die  sy  gesworen  bebben.  ende  sweeren  sollen  die  Dyck-Greve  ende 
Ueemraede  nae  hem  sollen  wesen,  sollen  weteringe  leyden  ende  doen  graven, 
sluysen  sydtwyndon  ende  bruggen  doen  maicken  endo  loggen  in't  geincyno 
Lant  ende  in  elck  deel  des  Lants  den  oversten  ende  den  uedersten  gelyck 
daer  't  bem  dnnckt  ende  dunckeu  sal  den  Lande  nut  ende  oerberlyck.“  — 
Deichrecht  an  die  Uommlor  und  Tieler  Waard  von  1325  a.  a.  O.  S.  70. 
Deicbrecht  für  die  Tieler  Waard  von  1409  (a.  a.  Ü.  S.  66).  — Deichrecht 
für  Leckendeich  boven  Damms  von  15.32.  (oben  Einl.  § 4b,  A.  401).  Siehe 
auch  Mieris  IV,  976  (1430).  — Vergl.  ferner  Keure  für  die  Alblasserwaard 
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aucli  übertrus:  er  ihm  ,das  Amt  zum  Lehn/’)  In  anderen  Be- 
zirken war  das  üeichgrafcnamt  auf  die  einzelnen  Höfe  gelegt 
und  ging  von  Hof  zu  Hof  um/“)  oder  es  war  mit  einem  be- 
stimmten Hof^*)  oder  mit  einem  Amt'*)  verknüpft.  Zuweilen 
geliörte  es  als  Erbdeichgrafenamt  gewissen  Paniilien  zu,  denen 
es  entweder  durch  landeslierrliche  Vergabung  oder  durcli  einen 
Beschluss  der  Deichgenossen  übertragen  worden  war.*‘) 

In  zahlreichen  Verbänden  galten  gemi.schte  Wahlsysteme. 
Dabei  wurde  in  buntester  Weise  zwischen  einer  Anstellung 
von  seiten  der  Deichgenossen,  der  Deichbeamten  selbst,  der 
Herrn  und  Ijandesherrn  und  anderer  öffentlicher  Gewalten  ver- 
mittelt. Was  das  Verhältnis  der  Genossen  und  der  Deich- 
beamten angeht,  so  ist  namentlich  der  sgn.  Deichbrief  von 
Erkemeden  von  1356  von  grösstem  Interesse,  in  welchem 
Reinhold  III.  für  Putten  und  Nijkerk  verordnete,  dass  man 
einen  Deichgrafen  und  drei  Heemradeu  haben  sollte,  zwei  aus 
Putten  und  zwei  aus  Nijkerk.  Diese  vier  Deichbeamten  sollten 
acht  Leute  aus  Putten  und  acht  aus  Nijkerk  wählen.  Diese 
sechzehn  Männer  sollten  das  nächste  Jahr  den  Deichgraf  und 
die  Heemraden  kiesen;  alsdann  sollten  Deichgraf  und  Heem- 
raden  wieder  16  Bauern  wählen,  welche  das  nächste  Jahr 
Deichgraf  und  Heemraden  zu  erküren  hätten.  Wären  aber 


von  1277  Jlergli  II,  331).  Deichordnuiig  Edzards  von  151S  (Wicht  II, 
.S.  itoG.  17).  — Siche  ferner  Mioris  IV,  10B2  (der  Ciistollan  setzt  den  Deich- 
grafen', Schwarzenberg  II,  239  (a.  IBÜU)  und  WarnkOuig  II,  2.  S.  137. 

*’’)  Hieris  III,  482,  Siehe  aucli  Uackmaii'n  S.  375  ff. 

♦*)  Deichrecht  der  Altendorfer  Schauung  sub  XXX  (in  Isensee). 

«)  a.  a.  0.  (in  Hüll). 

“)  So  ist  der  Maarschalk  von  Eemland  Deichgraf  für  den  Veen-  und 
Veitdeich.  (Siehe  die  Deichordnung  von  1532  oben  Einl.  § 4h,  A.  298),  so 
sind  die  Baljus  von  Dclfland,  Rhijnland,  Amstellaud  Deichgrafen  [vergl. 
Mieris  111,  584  und  l’lacaatboek  für  Utrecht,  S.  U (a  1509)].  — Vergl.  ferner 
Landbrief  an  Ober-  und  Niederbetuve  v.  1327  (oben  Einl.  § 4b,  A.  378), 
nach  dem  2 Richter  zugleich  Deichgrafen  sind;  Mieris  IV,  224  (Schulz 
von  Gouda),  Schwarzenberg  II.  .382  (a.  1519):  Abt  von  Gcrkcsklostcr 
erhält  die  Stellung  eines  Deu'hgrafcn ; siehe  auch  II.  662  (a.  1535).  — Auch 
.Städte  konnten  Deicligrafen  sein;  a,  a.  O.  .S.  490  (a.  1525). 

'>')  .Siehe  Mieris  IV,  15  (a.  1405  Herr  von  Monfoerde  wird  zum  Erb- 
deiebgruf  von  dem  Bischof  von  Utrecht  eingesetzt).  Clevische  Deichordnung 
von  1575  (die  Erbdeichgrafen  sind  beiznbelialten).  Heinoken  § 19. 
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die  sechzehn  nicht  eini".  so  sollte  das,  wortthei  sich  die 
Aiajorität  mit  dein  alten  Deichgrafen  und  den  alten  Heeni- 
raden  einigte,  entscheidend  sein.”)  In  Bezug  auf  das 
Verhältnis  zwischen  Deichgenossen  und  Herrn,  Landesherrn 
und  öffentlichen  Gewalten  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  mit- 
unter zwar  die  Deichgenossen  wählten,  aber  der  Herr  oder 
der  Landesherr  bestätigte  und  vereidigte”)  oder  sogar  bei 
Meinungsverschiedenheiten  der  Verbandsgenossen  auf  Grund 
einer  Präsentation  dieser  einen  Deichgrafen  ernannte,''*)  dass''') 


Plcaetboek  für  GeUlRrland  App.  S.  U>8:  „Voerts  soo  sullen  sy  hehben 
enen  Diecka;reve  iinil  ilrie  Heinelraden,  twee  iit  lict  Kerapel  van  Putten  nrd 
twee  ut  bet  Kerapel  van  Nykerke,  die  vyr  sullen  im  ten  ecrsten  op  hanren  eot 
kiesen  agt  goeder  Knapen  die  geerft  sijn  toe  Putten,  ind  agt  diergelijeken  die 
geerft  sijn  ter  Nykerk.  wclckn  sestien  dos  naesten  jaers  daer  nae  op  booren 
kiesen  moegen  off  sy  willen,  enen  anderen  Dieckgreve.  ind  drie  andere  ilemelraeden 
als  voorsdireven  is,  ende  die  uye  Dieckgreve  endo  die  nye  Hemelraeden  sullen 
eftnr  op  haeren  eedt  oft  hem  goot  dnnckt  sestiene  ander  kiesen  geerfter 
liiyden  uytten  tween  kerapelen  als  voorseit  is,  dien  den  Dieckgreve  ind  die 
Hemelraeden  des  jaers  daer  nae  versetteii  ende  kiesen  moegen  oft  bem 
orberlick  dunct  te  wreacn,  ind  aldiis  soe  sullen  alle  jacr  die  Dijek-greve  endo 
die  Hemelraeden  ende  die  sestiene  vorschreven  verset  vvarden,  ind  die  ainle 
Dieckgreve  sal  den  nien  eodeii  wanneer  by  gekooren  is,  Ind  die  nye  Dieck- 
greve sal  voirt  die  nye  Hemelraeden,  endo  wie  van  den  voersebreven  sestienen 
niet  cn  queraen  alle  jaer  up  Sunt  Peters  dach  ad  Cathodram,  als  vur- 
schrevon  is,  ind  als  dat  gekündigt  is  in  der  kercken,  dien  meebt  men  peynden 
des  anderen  daeges  voer  vyf  Schillingen  kleyne,  ind  alsoe  voerth  ses  daegen 
alomme  bent  ter  tyt  dat  sy  ilaer  by  queinen,  Ind  gevyelt  dat  dese  sestiene 
niet  over  - een  en  draegen,  soe  waer  don  die  meeste  boop  mitten  Dieck- 
greve ende  mit  den  Hemelraeden  heme  draegen,  dat  sonde  voert  gaen.“ 

Deichordnung  für  Cleve  von  1575  § 0.  Siehe  auch  Heineken  § l». 

Reglement  für  die  Vyfdeels  Deiche  von  1547  (.Schwarzenberg  III, 
1171:  Alle  zwei  Jahre  ist  ein  Deichgraf  von  den  Deichgenossen  oder  ihren 
Uevollmachtigten  zu  wühlen;  ^ie  kilnuen  auch  den  alten  bestätigen.  Wenn 
sie  sich  nicht  einigen  können,  sollen  sie,  falls  der  alte  Deichgraf  noch  am 
Ijeben  ist,  zwei,  sonst  drei  Personen  nominieren,  von  denen  der  Hof  einen 
nimmt. 

Als  charakteristisches  Merkmal  setze  ich  diu  folgende  ()nelletistelle 
wörtlich  hierher,  die  in  dieser  oder  jener  Wendung  eine  grosse  Reihe 
holländischer  Urkunden  ilnrchzicht,  und  zugleich  die  Thätigkeit  dos  Deich- 
grafen  beleuchtet:  „Wie  ....  maken  cond  . .,  dat  wi  . . . . bevolen  hebhen 
ende  bcvelen  mit  desen  brieve  onte  Dycgravcscip  ....  toe  bedriven,  ende 
te  verwaren  van  onsen  weghen  f onser  eren,  ende  tote  des  ghemeens  lands 
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ferner  der  Landesherr  mit  Willkür  der  Landgenossen  an 
jemanden  die  Deicligrafschaft  befahl.  Eine  Berührung 
landesherrlicher  Anstellung  mit  einer  Einsetzung  seitens  Herr- 
schaften, öffentlicher  Gewalten  und  Verbandsgenossen  fand 
dadurch  statt,  dass  mitunter  die  Wahl  prinzipiell  bei  den 
Ambachtsherrn  lag,  allein  bei  Nichteinstimmigkeit  derselben 
der  Landesherr  das  Amt  besetzte,®*)  oder  Landesherr,  Stadt  und 
Kirche  jeder  einen  Deichgrafen  einsetzte.®')  Dass  öffentliche 
Gewalten,  Deichbeamte  und  Deichgenossen  gemeinsam  einen 
Deichgrafen  wählten,  ergiebt  die  bereits  erwähnte  Wahl  des 
Grafen  von  Delmenhorst  von  1381.®*)  Auch  in  anderer  Weise 
standen  sie  untereinander  in  Beziehung,  indem  mitunter  zwar 
prinzipiell  der  alte  Deichgraf  den  neuen  ernannte,  aber,  wenn 
er  dem  nicht  innerhalb  eines  Monats  nachkam,  das  Wahlrecht 
auf  Städte  und  den  Deichverband  überging.®*)  Auch  war  da, 
wo  der  Herr  den  Deichgrafen  einsetzte,  sein  Recht  insofern 
zuweilen  beschränkt,  dass  er  jeden  Deichgrafen,  den  die  Heem- 
raden  für  untauglich  erklärten,  absetzen  musste.“*) 

Schliesslich  ist  zu  erwähnen,  dass  den  Heemraden  an 
vielen  Orten  das  Recht  gegeben  ward  an  Stelle  des  säumigen 


orbaer.  Ende  gbevcii  hem  macht  van  onsen  weghen  Obesuoerne  te  inaken. 
of,  ende  on  te  doene  aUt  tem  orbaer  denken  aal,  gbebot  te  legghen,  te  be- 
drivene  diko,  wattering,  wege,  ende  die  te  berechten  mit  ainen  gesuoernen, 
onse  ghelt  doen  in  legghen  alat  te  doene  ea,  ende  weder  in  te  panden  vier- 
acat  bi  ainen  gheauoemen  na  den  rechte  van  den  lande,  vrede  te  vermanen 
ende  wie  hem  vrede  wederaeyde,  die  verboirdo  CO  pond  Tornoys  jeghens  ons, 
ende  die  ander  helfte  jeghens  hem  ende  aine  gheaworne,  jof  manne  die  dair 
mit  hem  körnen.  Ende  omme  dat  onse  ghemeno  manne  dit  ghewilcoirt 
hebben,  so  ontbieden  wi  allen  . . (Mieris  II.  312  a.  1323).  Siebe  ferner 
Jlieris  IV,  225  (a.  1413). 

Privileg  für  die  Swijndrechtscho  Waard  von  1331  (oben  Einl.  § 4b, 
A.  4C3);  „Dit  lont  sol  men  bodryven  met  eenen  Dyckgrave,  die  den  ghe- 
moenen  Ambachts  Heeren  van  Svindrecht  kiesen  sullen.  Ende  ist  dat  de 
Ambaehts  Heeren  niet  overeen  cn  draghen  jaerlyck  een  Dyckgrave  te  aetten 
die  binnen  den  lande  gbegoet  is,  so  mechten  wy  hen  gheven,  dio  wy  wilden." 
Dazu  siehe  auch  Mieri.a  II,  151. 

So  in  Stedingen;  Grimm  Ifl.  315. 
üben  A.  40. 

“)  Deichrecht  für  die  Crimpenrewaanl  von  14.30, 

Privileg  des  Herrn  von  Cranenburg  von  1343. 
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Deicligrafen  ans  ihrem  Colle^nm  heraus  fhr  den  Einzelfall 
einen  Stellvertreter  zu  wählen.“) 

Die  Anstellung  selbst  erfolgte  meist  auf  (irund  einer 
Eidesleistung.  Den  Eid  nahmen  eut weder  der  alte  Deich- 
graf,**) der  Herr  oder  Beamte  des  Herrn®®)  oder  andere 
Inhaber  öffentlicher  Gewalten**)  ab. 

In  Bezug  auf  die  Amtsdauer  galten  selir  verschiedene 
Rechts-sätze.  Entweder  war  der  Deichgiaf  auf  Lebenszeit  be- 
stellt,*®) oder  auf  ein  Jahr*“)  oder  mehrere  Jahre.*')  Ausserdem 
aber  konnte  der  Untaugliche  meist  jederzeit  abgesetzt  werdeu.**) 
Die  Erfordernisse,  welchen  der  zu  wählende  Deich- 
graf genügen  musste,  bestanden  vor  allem  in  ein  Begfltert- 
sciu  binnen  der  Schau.*“)  Häufig  musste  er  ein  Grundstück 
von  einer  bestimmten  Grösse™)  oder  von  einem  bestimmten 
Mindestwerte™*)  besitzen.  Ausserdem  musste  der  Deichgraf  in 


“')  Mieris  IV,  584  (a,  1391  für  Delfland),  Mieria  IV,  639  (1396/96 
für  SdiielandJ.  Kbeiiao  1399  für  Hijiilauü;  Nibbeliiik  S.  XIII.  Siebe 
ferner  die  in  A.  59  angegebene  (^nelle  und  Deiclibrief  für  Ober  Betuve 
von  1383. 

Siehe  oben  .V.  69. 

“)  Deichordnung  für  Cleve  von  157.5,  Crancuburger  Privileg  von  1343, 
Sledinger  Deichrecht  von  1416,  Deichonlnung  für  die  Vyfdeeladeiche  von  1547. 

'9)  Uudeiihoveu  S.  10  ff.  (der  Deichgruf  achwürt  in  die  Hand  des  Bürge  r- 
meiatcra  von  Dordrecht.)  llandveaten  von  Knchuizeii  S.  21  (a.  1423) 

“)  Heineken  § 19. 

“)  Siehe  oben  A.  62. 

Deichrecht  in  Thielrewcert  von  1399  (2  Jahre),  Deichrecht  für 
Leckendeich  boven  daniina  von  1532  (4,  5 .lahre). 

**‘)  Ueichrecht  von  Sallaiid  art.  34. 

“l  Deiehrecht  für  die  lioemelre  Waart  von  1325,  Sledinger  Deichrecht 
von  1446.  Verordnung  für  die  Oroote  Waard  v.  1374  (Van  de  Wall  1,  309). 

Deichrocht  von  1370  lür  verachiedene  Kircha]iicle  in  Geldern 
(Ny  ho  ff  II,  257)  [10.  Morgen],  Buiiimelacho  Landrecht  von  1409  (40  M.) 
Deichrechte  für  daa  Land  zwiacheu  Maaa  und  W'aal  von  1328.  1423  (50  M.) 
Keure  von  Seeland  von  1445  (20  Geniete),  Deichrecht  für  Tielrewaart  von 
1399  (40  M.)  Deichbrief  lür  Veluve  von  1370  (10  M.),  Deichrecht  für  die 
Riederwnard  von  1403  (10  JL),  Deiehrecht  für  Baveudrecht  von  1483  (10  M.), 
Privileg  von  Cranenburg  von  1343  ('/»  Hufe.) 

™»)  Deichordnung  für  die  Criinpenrewaard  von  14.30.  Siehe  auch 
3Iieria  IV,  942.  — Auch  begnügte  man  sich  mit  dem  Naebwoia  eines  bc- 
atimiuteu  Vermögens  überhaupt.  Siehe  Handfest  für  die  Al  blasser  waard 
von  1483. 
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der  Waard  wolinen.'*)  Später  kamen  liiervon  Abweichungen 
vor.  Er  konnte  bei  Konsens  der  Melirlieit  der  Eingesessenen 
in  den  benaclibarten  Städten  wolinen.’*)  öder  er  musste  sogar 
seinen  Wohnsitz  in  einer  Stadt  haben.’*)  Dies  hängt  damit 
ziisaninien,  dass  er  in  manchen  Gegenden  infolge  städtischer 
Macht  ent  faltung  Stadtbürger  sein  musste.’*)  Mitunter  konnte 
nur  ein  ehemaliger  F leichgeschworener  Deichgraf  werden."') 
Andere  Erfordernisse  waren,  allgemein  Tauglichkeit  ziwn  Amte,’*) 
zuweilen  eheliche  Geburt,”)  Besitz  des  Grundstücks  während 
Jahr  und  Tag,”*)  Scliildbürtigkeit’'’)  und  ein  bestimmtes  I..ebens- 
alter.”*’) 


”}  Oeiclibrief  für  Vcliivo  vuii  IS70,  I u-icliredit  für  ilic  ('riiiipcnrettiiarii 
von  1130.  Kuure  für  Seuliiiiil  von  1115  („woencii  Uiiiicu  iIlt  Vorsdio,  Jacr 
liy  Ilyrkgrnefiidiap  bedienen  sal“). 

7-J  Uulduuiout  S.  17  ff. 

7*)  Privileg  Jühaniis  von  Bayern  für  SUdliollaiid  von  1118  fOudeu- 
buven  S.  lOl  ft'.);  ,l)at  nieuient  binnen  onaen  lande  von  Zwt  liullant  binnen 
atedon  jof  dair  buten  geen  dyeiisten  (i.s  te  weten  dio  bayliuseapp,  die  diie- 
groveaeapp,  die  rentmeesteracapp  aldair  ufft  scoutseapp)  off  onae  tollen 
t’  Dordredit  vueron  eii  sal  bi  en  si  poirter  Tordredit  ende  wonarbtig 
mit  siinre  nliiiger  woeustat.“ 

7*)  Siehe  A.  73,  forner  Keure  für  die  Alblasscrwaard  von  1483:  ,|)at 
een  dijegraeff  van  den  sclven  waert  gogoet  woson  sal  binnen  den  waert 
voorsz  an  gaede  off  an  lande  tottcr  somme  van  bondert  pond  groten 
vlaemseli  of  daer  boveii  endo  porter  sal  zijn  binnen  der  stede  van  Dordreebt“. 
Ueber  das  Erfordernis  des  Uürgertums  in  der  Alblasserwaard  kam  es 
später  zu  lobbaflem  Streit.  Im  Jahre  15Ü3  ward  ein  Deicbgraf  augostellt. 
der  kein  Bürger  war.  Dordreebt  protestierte  dagegen  und  berief  sieb  einmal 
auf  das  Privileg  Jobanus  von  1418  (oben  A.  73)  und  auf  die  Keure  von  1483. 
In  letzterer  stand  in  einer  Abschrift  statt  „endo“  „ofte  porter*.  Die  Stadt 
bekam  Hecht.  Nibbeliuk  S.  XVllI. 

7J>)  Deiebroebt  der  Altendorfer  Sehauuug.  II. 

7“)  Keure  von  Seeland  von  1445;  ,by  en  sal  dartoo  vroet  ende  nut 
wesen“. 

77)  Privileg  Jolmuus  von  Bayern  von  1418  (Oudenboven  S.  101  ff.): 
,ter)  sii  witliicke  geboren  ende  van  onon  getruweden  bedde“. 

78)  Deicbrecht  für  die  Tbielerwaard  von  13U9. 

7®)  Deicbrecht  für  das  Land  zwischen  Maas  und  Wael  von  1433. 

*’)  Deicbrecht  für  Leckendoicb  boveu  Damms  von  1532. 
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b)  Die  Pflichten*')  des  Deichgrafen  bestanden  in  der 
Leitung  der  Schauung,  der  Vorstoherschaft  des  Scliwaren- 
kollegiums,  der  Entscheidung  über  wichtigere  Angelegenheiten, 
der  Verpflichtung  in  gewissen  Fällen  Geld  auszulegen  ; er  hatte 
ferner  die  Leitung  der  Exekution  und  des  Deichgerichts : er 
hatte  Rechnung  zu  legen  ; er  war  überhaupt  der  Genossenschaft 
oder  der  Herrschaft  verantwortlich ; ausserdem  war  ihm  die 
Sorge  für  Siele,  Schleusen,  Graben,  Wege,  Stege  und  Brücken 
anvertraut. 

Seinen  Pflichten  standen  weitgehende  Rechte*-)  gegen- 
über. Er  genoss  einen  erhöhten  Frieden,  er  hatte  eine  An- 
teilnahme an  den  Bussen  und  Brüchen,"*)  er  konnte  sein  aus- 
gelegtes  Geld  in  mehrfachem  Betrage  einpfändeu  ;**)  häufig  fiel 
an  ihn  ein  Teil  des  vei  spadeten  Guts  ;**)  ausserdem  hatte  er 
sein  Gut  ganz  oder  teilweise  deichfrei.*®)  Schliesslich  stand 
ilim  das  Recht  zu  auf  des  Säumigen  Kosten  zu  zehren.*’)  Mit 
dem  Ablauf  der  ersten  Periode  kommen  in  Holland  auch  schon 
feste  Besoldungen  des  Deichgrafen  vor.**) 

c)  Das  Verhältnis  des  Deichgrafen  zu  anderen  Deich- 
beamteu  war  meist  ein  übergeordnetes.  Ganz  abgesehen 


*')  Sicht!  iiaiuciillich  oben  A.  55.  lin  einzeliien  werden  die  Pflichten 
sich  in  dem  Abschnitt  V über  die  Deichverwaltung  ergeben.  Da  sic  aber 
dort  nicht  zasnniineubäiigend  dargestellt  werden,  ist  hier  eine  kurze  Zu- 
aamnienfassung  gegeben. 

“)  Auch  hierüber  ist  Abschnitt  V zu  Kate  zu  ziehen. 

“)  Siehe  z.  IJ.  Deichreebt  von  Sallaiid  art.  l‘J,  (',3  aller  itussen) 
Mieris  II,  .S3.H,  Ileinekuu  § CO  ff.,  (*,'3  aller  ISnssen).  .Siehe  auch  Hahn 
S.  SU.  II.indvesteu  für  Kuchuizen  S.  lu.  l’lacatboek  für  Utrecht,  S.  2. 
S.  lOU.  art.  20.  28.  Deichreebt  für  die  Krinipeurewaard  von  1130  art.  11. 

*S)  Siehe  oben  A.  55.  Placatboek  für  Utrecht  S.  (5U.  art.  lU. 

>*)  Hciuekoii  § 20. 

‘^■)  Siehe  Utrechts  Placaetboek  S.  108  (a.  1110),  Mieris  111,  287. 

"■J  Hahn  S.  30,  wo  andere  Einkünfte  der  Deichbeaniten  erwähnt 
sind.  Diese  waren  mit  dem  Deichgrafen  zu  repartieren. 

**■)  Deichordnung  für  Lekcndeich  boven  dams  von  1532  (siehe  oben 
Kinl.  § Ib  A.  loi):  Die  Deichgrafen  erhalten  32  Gulden  jedes  Jahr;  au.sserdem 
erhalten  sie  bei  Wasser-  und  Eisnot,  wenn  sie  Schuutage  abbalten,  Tage- 
geliler.  Daneben  haben  sie  in  gewissen  Fällen  noch  Rechte  auf  Küssen 
(art.  0,  art.  25).  — Siehe  auch  Deichorduuug  von  1537  (Utrechts  Placaet- 
boek  S.  CU)  art.  VIII. 
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von  dem  subalternen  Deiclibeamtentum  unterstanden  ihm 
namentlich  die  Deichgeschworenen.  Sie  bildeten  regelmässig 
das  urteilende  Collegium,  während  er  die  Stellung  des  deutschen 
Richters  hatte.  Allein  häufig  erscheint  der  Deichgraf  doch 
nur  mehr  als  der  erste  der  Geschworenen,  als  primus  inter 
pares."*)  Hierdurch  wird  das  Collegium  des  Deichgrafen  und 
der  Deichgeschworenen  den  später  zu  besprechenden  Deich- 
richterkollegien  und  selbständigen  Geschworencnkollegien  un- 
gemein angenähert.  Audrereeits  aber  erhält  der  Deichgraf  da, 
wo  er  infolge  herrschaftlichen  Einflusses  in  einen  ausgebildeten 
Deichverband  mit  Gescliworenenkollegium  hineingesetzt  wurde, 
mehr  die  Stellung  eines  Aufsichtsbeamten.*®) 

In  eine  Nebenordnung  zu  anderen  Deichbeamten  trat 
der  einzelne  Deichgraf  dadurch,  dass  er  mit  anderen  Deich- 
grafen zusammen  thätig  sein  musste.  Dies  war  natürlich  bei 
Samtdeichverbänden  der  Fall.  Wir  finden  so  in  der  Alten- 
dorfer Schauung  die  Deichgrafen  von  Isensee,  Hüll  und  Alten- 
dorf zusammen  sich  zum  Deichgericht  versammeln.®*)  In 
Stedingen  sollen  womöglich  alle,  zum  mindesten  aber  zwei 
Deichgiafen  dabei  sein,  wenn  die  Schwären  schauen  und 
pfänden.*-).  Mit  einander  waren  die  Deichgrafen  verschiedener 
Verbände  thätig,  wenn  es  sich  um  die  Erfüllung  gewisser 
(nicht  aller)  gemeinschaftlicher  Aufgaben  handelte,  wie  die 
Verstopfung  einer  Wehle,**)  den  gemeinsamen  Ankauf  von 
Erde®*)  u.  a. 

In  eine  Unterordnung  unter  besondere  Deichbeamtc  sind 
die  Deichgrafen  nur  selten  gekommen.  Immerhin  finden  wir 
sie  im  Spadelandsbrief  von  1438  einem  Hauptmanu  unter- 
geordnet. Diesen  setzt  der  Graf  um  des  Kirchspiels  und  des 
Landes  Besten  und  giebt  ihm  Schwären  zur  Seite.  Es  wird 
eine  Oberaufsichtsbehörde  für  den  Deichgrafen  geschaffen, 
welche  sich  an  der  Deichschauung  beteiligen  soll,  darauf  zu 


“)  Siehe  z.  B.  tlie  oben  A.  52  angeführte  Deichordnnng. 

Stediuger  Doichrecht  von  1446. 

*')  Deichrecht  der  Altendorfer  Schaumig.  XVK. 

“■•*)  Uri  mm  III.  215. 

**)  Deichrecht  für  Ysselmonde  1446  (Oudenhoven  S.  268). 
**)  Deichrecht  für  Bavendrecht  von  1483  (a.  a.  O.  S.  277). 
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sehen  hat,  dass  der  Deichgraf,  Schwären  und  alle  Deich- 
genosseii  ihre  Deiche  machen,  und  entscheiden  soll,  wenn  der 
Deichgraf  mit  seinen  Schwareu  uneinig  ist.*®)  Man  kam  weiter 
dahiu  einen  „Oberdeichgrafen“  auzustellen“®)  und  den  Landes- 
herrn selbst  als  Oberdeichgrafen  zu  bezeichnen.*^  Schliesslich 
unterstand  der  Deichgraf  in  manchen  Gegenden  den  vom 
Staate  zur  Kontrollierung  des  Deichwesens  flb’  den  Einzelfall 
ernannten  Commissarien.*®) 

d)  Schon  die  letzten  Bemerkungen  fuhren  zu  dem 
Verhältnis  des  Deichgrafen  zu  der  gewöhnlichen  Landes- 
verwaltung hinüber.  Auch  in  dieser  Beziehung  findet  sich 
eine  Uebor-,  Neben-  und  Unterordnung  des  Deichgrafen.  Dies 
ergiebt  schon  die  einfache  Erwägung,  dass  die  Träger  der 
gewöhnlichen  Landesverwaltung  Deichgrafen  oinsetzten**)  und 
dass  gewöhnliche  Beamte  Stellung  und  Bezeichnung  von  Deich- 
grafen erhielten.**®)  Im  übrigen  ist  folgendes  hervorzuheben  : 

Der  Deichgraf  stand  auch  da,  wo  er  nicht  zugleich  ge- 
wöhnlicher Landesbeamter  war,  mit  seinen  Geschworenen  häufig 
Uber  Beamten  der  allgemeinen  Landesorganisation.  Ihm  unter- 
standen die  Schulzen  der  Land-  und  Stadtgemeinden,  die  Äm- 
bachtsherrn  und  deren  Richter  in  vielen  grösseren  Deichver- 
bänden.**') Dies  bängt  zum  Teil  wieder  damit  zusammen,  dass 
der  Deichgraf  als  dem  Landesherr  untergeordnet  erschien. 

Spadelandbrief  §§  9,  13,  14.  Hier  verhielt  eich  die  Sache  folgender 
Massen  : Bis  znm  Jahre  1438  funktionierten  Deichgraf  und  Deichgeschworene 
und  daneben  zwei  Hanptleute  mit  Qeschworenen  für  Entwässerungssachen 
(§  9).  Diese  Hauptleute  waren  dem  Deichgrafen  nicht  übergeordnet.  Im 
Jahre  1438  aber  setzt  der  Qraf  einen  Hauptmann  aus  der  Stadt  ein  und 
giebt  ihm  Schwären  zur  Seite,  unter  weichen  sich  auch  die  beiden  aiten 
Hauptleute  für  Entwässerungssachen  befinden  (§  13).  Diese  als  HUlfsleute 
bezeichneten  Beamten  stehen  über  dem  Deichgrafen  (§  14).  Zum  Teil  ganz 
abweichender  Meinung  Detlefsen^S.  331  f. 

**)  Schwarzenberg  II,  198  (a.  1530). 

”)  a.  a.  O.  S.  662  (a.  1536). 

*)  Siehe  Schwarzenberg  III  S.  117.  — Auch  den  Geschworenen 
unterstand  er  in  gewisser  Hinsicht.  Siehe  Bergh  II,  748  sub.  XIII. 

*•)  Siebe  oben  S.  265. 

"”)  Siebe  oben  A.  50. 

■“')  Kenre  für  die  Alblasserwaard  von  1277,  1375.  PI.  für  Utrecht. 
S.  65  (a.  15321  §§  19.  S,  109  (a.  1454)  § 15.  Deichrecht  für  die  Krimpen 
rewaard  von  1430  § 14  Doicbrecht  von  Salland  art.  34. 

J,  Ol«rk0,  OeMhkht«  im  deatcehea  D«iekr«chlik  18 
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Neben  dem  Deichgrafen  waren  Landesbeamte  namentlich 
zu  dessen  Unterstützung  thätig,  sei  es  dass  man  sie  ihm  bei 
wichtigeren  Deichangelegenheiten  als  Ratgeber  und  Uitanurdner 
zu  Seite  stellte,'“®)  sei  es  dass  man  sie  verpflichtete  dem  Deich- 
grafen zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen.'“®) 

Der  Deichgraf  war  allen  gewöhnlichen  Landesbeamten 
untergeordnet,  welche  bei  seiner  Anstellung  in  Thätigkeit 
traten;  also  namentlich  dem  Landesherrn.  Es  ist  aber  nach- 
drücklich darauf  hinzu  weisen,  dass  der  Landesherr  nirgends 
einem  Deichverband  das  Recht  auf  Anstellung  gewaltsam  ent- 
zogen hat.  Vielmehr  tritt  überall  da,  wo  wir  eine  Anstellung 
von  seiten  des  Landesherrn  finden,  zum  ersten  Male  ein  Deich- 
graf in  Erscheinung.  Wohl  war  es  hier  und  da  ein  Eingriff  in 
die  genossenschaftliche  Freiheit  des  Verbandes,  aber  es  war 
keine  Vertreibung  eines  bestimmten  genossenschaftlichen  Beamten. 
Es  war  ein  Bruch  mit  dem  Satze,  dass  eine  Genossenschaft  selbst- 
herrlich ihre  Organe  anstelle.  Je  nach  der  Stärke  dieses  Bruches 
war  der  Landesherr  an  der  Anstellung  beteiligt.  Auf  Schonung 
der  genossenschaftlichen  Freiheit  beruhen  die  vermittelnden  An- 
stellungssystome.  Allein  auch  bei  der  für  die  Genossenschaft 
günstigsten  Regelung  erfuhr  im  Laufe  der  Zeit  der  Deichgraf 
in  seiner  Stellung  selbst  grössere  herrschaftliche  Uoberordnung, 
und  auch  der  frei  gekorene  Deichgraf  bekam  mehr  oder  minder 
den  Anstrich  eines  landesherrlichen  Beamten.  Der  Landesherr 
setzte  ihm  andere  Beamte  vor,'“*)  er  bestrafte  ihn  wenn  er  sich 


'<“)  Deichrecht  der  Altendorfer  Schaumig  sub.  XX.  (Die  gewUhnlicben 
Richter  sind  bei  der  Deichzumessuug  zugegen).  Uieris  II,  ä64  (a.  264): 
Balju,  Deichgraf  und  Heemradeu  sollou  das  ungehorde  Land  auf  das  ge- 
■neine  Kirchspiel  setzen,  da  ns  drunter  liegt.  — Befehle  hinsichtlich  des 

Hugundeichs  von  1422  (Hieris  IV,  620).  — Vorgl.  auch  Mieris  IV,  ISS 

(a.  1411). 

"”)  Siehe  Hieris  II,  263.  (Dem  Balju,  Schulzen  und  Richter  von 
Kordhollaud  wird  anbefohleu,  dem  Deichgrafen  bei  Eintreibung  der  Dcicb- 
kosten  behilflich  zu  sein).  Privileg  des  Herrn  von  ürauenburg  von  1343  : 
.Und  wehrt  dat  die  D;ckgreff  onser  hulpe  vau  doen  hedde  in  einiger  band 
manieren  dat  in  den  Heymraet  droege,  so  bevelen  wj  onsen  Richter  tho 

Cranenborgh  die  nu  is.  off  ter  tyt  wesen  sali,  dat  hy  hem  bcipe  und 

Btercke  . .* 

'**)  z.  B.  Hieris  II,  470;  III,  480.  IV.  ISS.  Siehe  ferner  Deich- 
ordnung für  die  Vyfdeelsdeiche  von  1347. 
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verging, **•)  er  nahm  ihn  unter  seinen  Schutz.’®**)  Am  aller- 
schrofisten  erscheint  der  Deichgraf  in  einer  Unterordnung  unter 
den  Landesherrn,  wenn  er  zugleich  als  Ersatzmann  des  ordent- 
lichen Beamten  diente.'“*) 

2.  Einer  Betrachtung  der  übrigen  Deichrichter  und  der 
Deichgeschworeuen  ist  vuranzuschicken,  dass  in  den  Quellen 
Deichbeamte  Vorkommen,  deren  Stellung  der  des  Deichgrafeu 
sehr  ähnlich  ist.  Es  ist  dies  namentlich  der  Fall  bei  gewissen 
als  Deichrichter  bezeichneten  Personen,  die  als  Einzelvorsteher 
das  Amt  eines  deutschen  Richtei-s  bekleiden  und  denen  Schwären 
als  Urteiler  zur  Seite  stehen.'®’)  Eine  gewisse  Verwandtschaft 
mit  ihm  weisen  auch  die  Häupter  der  Deichrichter-  und  Ge- 
schworenenkollegien auf.  Diese  Deichrichter-  und  Geschworenen- 
kollegien gruppieren  sich  in  solche  niederer  und  höherer 
Ordnung.  Bekanntlich  waren  die  ersten  besonderen  Deich- 
beamten die  Deichgeschworenen  (atthen,  dyckatten,  toleven, 
heemraden,  dyckheemraden,  Eydiger,  Schwären,  Geswoörens, 
sijiriuchters,  dijckriuchters ).'“*)  Sie  hatten  ursprünglich  nur  eine 
beschränkte  Zengnispflicht  und  Kügcfunktion  in  bescheidenem 
Umfange;  sie  waren  in  die  allgemeine  Landesverwaltung  ein- 
gcschobeu  und  standen  unter  dem  Schulzen  und  den  Asegeu 
resp.  später  den  Schöffen.'“®)  Allmälilich  erlangten  sie  zum  Teil 
erweiterte  Funktionen,  indem  sie  namentlich  das  Recht  zur 
Pfandnahme  bekamen  und  zu  Urteilfiudern  wurden."“)  Die 

"*)  z.  B.  Mieris  III,  732. 

**•)  Deichorduaug  für  die  Krimpcnrowaard  von  1423;  ferner  Mieris  II, 
312,  (a.  1323.) 

'«>)  Vergl  Borgh  U 748  (a.  1290)  sub  I.  XIII.  XU. 

*’')  Deicbrecbt  des  alten  I.iandes  art.  7.  Siebe  aucbUettema  „Oude 
friescbe  wetten“  II  8.  32ö,  wo  (a.  1504)  ein  Deicbgretmann  erwähnt  wird. 

'*)  Siebe  oben  snb  I. 

"*)  Siebe  Iticbtbofeu  Kq.  S.  417  § 19,  S.  419,  § 38.  Grimm  IV, 
703  (a.  1439).  Hier  schauen  Graf,  Schöffen  und  Schwären.  Deicbrecbt  der 
Hemmen  von  1453;  Grietmann,  Atten  (d.  h.  Deichatten)  und  Tollen 
schauen. 

"“)  Siehe  Verdrag  over  de  onderhoudinge  van  de  Ysbrecbthumer  dyk, 
tusscheu  Oosterzyl  ou  Dyksterbuuren  v.  1473  (Schwarzenberg  I.  656), 
Artikel  der  Gemeinde  Kiperahem  von  1522  (a.  a.  Ü.  II,  429).  Hadeler 
Landrecht  von  1583.  Ueber  das  Hiuanfröcken  der  atthen  im  allgemeinen 
zu  Urteilern  siehe  Hock  S.  346  ff. 

18* 
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Deichgeschworenen  verdrängten  die  Asegen."’)  Schliesslich 
bildeten  sie  mitunter  ein  selbständiges  richterliches  nnd 
urteilendes  Collegium."*)  In  Samtdeich  verbänden  erwuchs 
aus  solchen  Collegien  der  Gliederverbände  ein  gemeinsames 
Collegium."^)  Innerhalb  der  erwähnten  selbständigen  kleinereu 
Deichi'ichterkollegieu  traten  nun  aber  teilweise  wieder  Führer 
auf;‘")  und  die  Gesamtheit  dieser  Führer  bildete  bei  Samt- 
deichverbänden ein  höheres  Colleginm.'")  Es  war  somit  dann 
in  diesen  Samtdeich  verbänden  ein  getrenntes  oder  vereinigtes 
Handeln  der  niederen  und  höheren  Collegien  möglich.  Da 
nun  die  Entwicklung  bald  auf  dieser  oder  jener  Stufe  stehen 
blieb,  und  andrerseits  die  Organisation  bei  neuen  Deich- 
verbänden in  dieser  oder  jener  Form  übernommen  wurde, 
findet  sich  die  bunteste  Maunichfaltigkeit,  wenn  wir  die  Ge- 
samtheit der  Deichläuder  überblicken.  Hieraus  erklärt  sich, 
dass  wir  die  Geschworenen  teils  als  selbständig  regierendes,"*) 
teils  als  urteilendes  Collegium,  sei  es  des  Deichgrafen,"')  sei 
es  eines  gewöhnlichen  Landesbeamten"'*)  finden.  Immerhin 
heben  sich  die  Deichrichterkollegien,  welche  aus  den  Führern 
kleinerer  Deichrichterkollegien  bestehen,  als  höhere  von  den 
übrigen  ab. 

a)  Wir  betrachten  zuvörderst  die  Deichrichter-  oder  Deich- 
geschworenen-Kollegien  niederer  Ordnung. 

a)  Was  die  Anstellung  dieser  anlangt,  so  wurden  sie 
ursprünglich  von  den  Genossen  des  Gemeinde-  oder  Deich- 
verbandes gewählt."*)  In  vielen  Deich  verbänden  hielt  man 


“')  Vergl.  Riebtbofen  Rq.  S.  419,  § 38. 

03)  Sander-Deiebsatzangen  von  1296. 

“>)  Sielrecbt  der  drei  Delfeiele  von  1317.  § 10  ff. 

"*)  Siebe  rorläubg  Heck  S.  367, 

■“)  Siebe  vorlftuAg  Riebtbofen  Rq.  8.  298,  § IS. 

oo)  z.  B.  Sielrecbt  der  drei  Delfeiele  von  1317. 

07)  f.  B.  Cranenburger  Privileg  von  1343. 

07«)  z.  B.  Mieria  IV,  470. 

08)  Vergl.  Sauder-Deiebaatznngen  von  1296.  Altee  Oatfrieaiachea 
Deicbrecbt  § 1.  Billwärder  Landrecht  art.  2.  Hanunei  brokor  Deichreefat 
art.  26.  Privileg  des  Herrn  von  üranenbnrg  von  1343.  — Bremer  Urknnden- 
buch  66.  — Riebtbofen  Rq.  S.  621.  § 8.  Sander-Deiebsatzungen  von 
1317  § 1 Siebe  auch  Halaema  S.  624,  Heck  S.  367. 


Digilized  by  Google 


277 


auch  später  hieran  fest.  In  anderen  gingen  die  Aemter  nach 
Bauernschaften  uin  und  innerhalb  der  letzteren  nach  Hecrden 
oder  es  hatte  jede  Banernschaft  einen  Geschworenen  zu  be- 
stellen, wobei  jeder  überlassen  blieb,  ob  sie  die  Kosten  für 
einen  solchen  jedesmal  auf  ihre  Glieder  verteilen  oder  die 
einzelnen  Morgen  zu  einer  Anstellung  in  jährlichem  Turnus 
verpflichten  wollte.'**)  In  manchen  Deichverbänden  ging  das 
Amt  nach  Höfen  um'**)  oder  unter  den  Besitzern  einer  be- 
stimmten Morgenzahl,  wobei  die  Besitzer  kleinerer  Grund- 
stücke zu  einer  Gruppe  vereinigt  wurden.***)  Mitunter  erkor 
zwar  der  Deichgraf  die  Schwären,  aber  er  sollte  wählen,  „wem 
es  gebührte  nach  alter  Sitte  und  an  niemandem  vorbeigehn.“***) 
In  anderen  Gegenden  hatte  der  Deichgraf  ein  freieres  Wahl- 
recht,***) in  manchen  war  er  an  den  Rat  der  alten  Schwären 
gebunden.***)  Mitunter  lag  die  Wahl  bei  den  Deichgeschworenen 
selbst  und  zwar  nicht  nur  insofern  als  sie  bei  lebenslänglicher 


Halsema  a.  a.  Ü.,  Heck  a.  a.  U. 

'“)  So  in  Eebdingen.  Vergl.  Pratje  IV.  S.  278  ff.  Vergl.  auch  die 
Altiuärkische  Deichordnnng  von  1539,  siebe  ferner  Bornhak  a.  a.  0. 
Mieris  IV,  704  (a.  1395.) 

'^)  Deichrecht  des  Alten  Landes  art.  6. 

'^)  Siebe  den  Bericht  des  Schulzen  wegen  der  Teiche von  den 

Kirchspielen  Altenbrock,  Lttdingwobrt  und  Nordleda  von  1580  (oben  Ginl. 
§ 4a,  A.  82),  snb  8:  Schepen-  nnd  Schwarensebop  geit  von  Jahren  tho 
Jahren  nm  nnd  halt  jeder  deel  fSrliken  eenen  Schwären  nnd  eenen  Schepen ; 
wenn  eener  een  Jahr  lang  de  schepen  oder  schwarensebop  bedonet  hefft, 
damit  sie  gantz  Outh  — in  dem  Dehl  entferret,  wenn  er  up  iedern  Dehl 
thom  Ende  gekommen,  fanget  man  von  ersten  wedder  an.  De  veer  Morgen 
hefft  nnd  daraver,  mnth  een  Schep-  oder  Schwären  holden,  de  damnde 
bebben,  den  wehret  een  oder  mehr  tho  bedann,  bet  de  4 Morgen  full  waren.* 
Siehe  dazu  Landrecht  von  1588  IV,  2.  — Vergl.  auch  das  Deichrecht  von 
1457  für  den  Deich  bei  Oxwerdersiel : „Voortan  soo  sollen  daer  wesen  vijff 
rechteren  . . . ende  we  daer  moest  op  gelandet  is,  de  sal  oerst  anzweeren, 
ende  de  kleijnen  solen  twe  ofte  drie  toe  gader  eene  makon.*  (Halsema 
S.  524.) 

>®)  Bremisches  Deichrecht  von  1449  (oben  Einl.  § 4a,  A.  201),  art.  1. 
Dazu  siebe  auch  Heineken  § 18. 

Deichrocht  der  Altendorfer  Schanung  snb  I.  Mieris  II,  312 
(a.  1.323)  Mieris  II.  534  (a.  1332). 

'®)  Deichrecht  für  Stedingen  v.  1440. 
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Anstellung  das  Collegium  selbst  ergänzen  konnten,’**)  sondern 
auch  indem  sie  bei  jährlichem  Wechsel  zur  Neuwahl  berechtigt 
waren.'*’)  Zuweilen  erkoren  Deichgrafen  und  Heemraden  die 
neuen  Geschworenen,'**)  oder  es  fand  eine  eigentümliche  Ver- 
mittelung zwischen  einer  Anstellung  seitens  der  Deichbeamten 
und  der  Deichgenossen  statt.'**)  Das  Wahlrecht  der  Deich- 
genossen erfuhr  dadurch  eine  Aenderung,  dass  es  von  einem 
erheblichen  Grundbesitz'*")  oder  einer  bestimmten  Grnndstücks- 
grösse'*')  abhängig  gemacht  wurde.  In  Samtdeichverbänden 
wählte  jeder  kleinere  Deichverband  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Deichrichtem  für  ein  gemeinsames  Collegium.'®’) 

Während  aber  auf  deutschen  Gebieten  die  Deichrichter 
regelmässig  nach  wie  vor  unberührt  von  herrschaftlichem  Ein- 
fluss angestellt  wurden,'“)  machte  sich  in  Holland  herrschaftliche, 
landesherrliche  und  städtische  Macht  in  dieser  Beziehung  ent- 
scheidend geltend.  Vor  allem  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die 
Landesherm  den  Deich  verbänden  die  von  ihnen  ausgeübte 
Anstellung  von  Deichrichtern  (im  Gegensatz  zum  Deichgrafen- 
amt) entzogen : Die  Handveste  Heraog  Albrechts  an  Amstel- 
land  und  Goiland  von  1388'**)  erklärt:  Die  Von  Altamstel  und 
Neuamstel  sollen  die  Asinge  und  Heemraden  abschaffen  und 
sollen  Schöffen  haben  gleichwie  die  anderen  Dörfer  in  den 
vorerwähnten  Ländern.  Und  den  Deich  sollen  drei  Schöffen 
besichtigen,  einer  von  Neuamstel,  einer  von  Amsterdamm  und 


'*■)  üeiigh  II,  Mierig  III,  5S4,  639;  IV,  470  (127).  Deicbrecht  für  Ydoren 
von  1422  (Mierig  IV,  620):  Zum  ergten  Mal  wurden  hier  die  Heemraden 
von  der  Majorität  der  Hauern  gewählt.  Ebenso  Küre  der  Ooester  und 
Westerhammerick  bei  Groningen  von  1386,  Richthofen  Rq.  621  § 2. 
Aderwerter  Sielbricf  von  1382  § 3. 

•*t)  Deichrccht  in  der  Tielerwaard  von  1399. 

’^)  Landbrief  für  das  Land  swischen  Maas  und  Wael  v.  1328. 

■“)  Hrief  von  Erkemoden  v.  1366  (oben  A.  62). 

Handvesten  für  Enchuisen  . . . S.  49b  (a.  1440). 

Deicbrecht  der  Rieder- "Waard  von  1403  (alle  die  6 klorgen  haben). 
'*')  Siehe  Adewerter  Sielbrief  von  1382,  Hergh  II,  248,  498. 
Driessen  II,  261;  Plakaetbock  für  Utrecht  S.  61,  53.  Ondenhoven 
S.  268. 

, '”)  Siehe  aber  Stedinger  Deicbrecht  v.  1446. 

>**)  Mierig  III,  486. 
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einer  von  Eeteweek  gleichwie  die  Heemraden  es  zu  thun  pflegen 
ohne  Unkost  davon  zu  haben.  Dies  bedeutet  „eine  Beseitigung 
der  erwählten  Urteiler  zu  Gunsten  der  ernannten“**®)  und  eine 
Beseitigung  der  gewählten  Deichgeschworenen  zu  Gunsten  der 
ernannten.  Und  ebenso  charakterisieren  sich  die  Verordnungen, 
welche  Albrecht  im  Jahre  1401  an  die  von  Grode  und  an  die 
von  Schoorle  giebt,  und  in  denen  es  heisst,  dass  Schööen  als 
Heemraden  fungieren  sollen.’®*)  Es  setzten  ferner  Landes- 
herni’®’)  und  Ambachtsherm***)  Geschworene  ein.  Mitunter 
hatten  ihnen  die  Deichgenossen***)  oder  die  ehemals  selbst- 
hetrlich  anstellenden  Verbände**")  etliche  Personen  zu  prä- 
sentieren, aus  denen  die  Herrn  die  geeigneten  auswählten. 
Schliesslich  waren  infolge  der  stetig  um  sich  greifenden  Macht 
der  Städte,  Kirchen,  Geistlichen,  Gerichtsherm,  Edlen  und 
Ritterschailen  die  verschiedensten  Elemente  bei  der  Bildung 
eines  Heemradenkollegiums  jedes  zu  einem  gewissen  Teil  thätig. 
So  setzten  z.  B.  nach  dem  Deichbrief  Johanns  von  Utrecht 
für  die  Leckdeiche  von  1323  der  Bischof  drei,  die  Kirche  und 
die  Stadt  je  zwei,  endlich  die  geistlichen  Leute  und  das  ge- 
meine Land  ebenfalls  je  zwei  Heemraden***)  — eine  Regelung, 
die  im  Jahre  1532  nur  insofern  eine  Aenderung  erfuhr,  als 
an  Stelle  des  gemeinen  Landes  die  Edlen  und  die  Ritterschaft 
trat***)  — so  setzten  nach  dem  Deichrecht  für  die  Lopikerwaard 
von  1454  der  Landesherr  zwei,  die  Stadt  Utrecht,  das  Kapitol 
zu  St.  Marien,  der  Herr  von  Ysselstein,  der  Geriebtsinhaber 
von  Langerack  und  der  Geriebtsinhaber  von  Jaasvelt  jeder 
einen  Heemraden.***)***) 


**)  So  sehr  richtig  betreffs  der  Asiage  Heck  S.  117. 

'*)  Mierig  III,  737,  738  (Wir  setzen  die  .Schöffen);  (Siehe  auch 
Mierig  II,  291,  III,  734). 

**7)  Landbrief  für  das  Land  zwischen  Maas  und  Wael  von  1321. 

138)  Mierig  III,  287.  Oudenhoveu  .S.  260  (a.  1429,  1430). 

'*)  Deichrecht  für  liarendrecbt  vou  1483. 

■•“)  Deichrecht  für  den  Veen-  und  Veldendeich  von  1531.  (PI.  fiir 
Utrecht  S.  56). 

1*1)  Mierig  III,  333.  PI.  für  Utrecht  S.  63. 

“*)  PI.  für  Utrecht  S.  05. 

***)  PI.  für  Utrecht  S.  109. 

“*)  Siehe  ferner  Mierig  III,  732  (Städte  und  Ambachtshorrn) 
Mierig  III,  30  (die  Schöffen  der  beteiligten  Ambacbten).  Schaubrief  für 
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Die  Anstellung  selbst  geschah  stets  auf  Grund  einer 
Eidesleistung;  doch  kam  man  schon  früh  dahin,  von  dem- 
jenigen, der  schon  einmal  Geschworener  gewesen  war,  nur 
eine  Berufung  auf  seinen  alten  Eid  zu  verlangen.“®)  Die  Ab- 
nahme des  Eides  erfolgte  entweder  durch  den  Deichverband,"*) 
den  Deichgrafen,"’)  den  Grafen,"®)  den  Schulzen“*)  oder  einen 
Bürgermeister."®)  Sie  schwuren  unparteiisch  zu  richten,  ohne 
Ansehen  der  Person,  den  Reichen  ebenso  wie  den  Armen,  den 
Freund  ebenso  wie  den  Feind."’)  An  manchen  Orten  schwuren 


den  Eemdeich  von  1393  (Stadt,  Herr  und  Tiandgenossen).  Siehe  auch  PI. 
für  Utrecht  S.  33  (a.  IBOl).  Deichrecht  der  Krimpenrewaard  von  1430 
(St&dte  je  2,  Deichgraf  1 ; wenn  sie  nicht  innerhalb  8 Tagen  anstellen, 
fällt  das  Wahlrecht  an  die  Heemraden). 

Siebe  die  Aufzeichnung  Lübbeckes  (oben  Ein].  § 4a,  A.  160). 
sub  1;  .Wen  de  dyckgreve  mit  synen  schwären  schouwen  will  unde  de  erste 
wyse  up  de  schouwyng  tucht  unde  de  schouwyng  ersten  anfangen  wyll,  so 
fracht  he  syne  schwären,  yfft  dar  ock  wol  myt  ys,  de  synen  edt  noch  nyclit 
gedan  befft.  De  den  vorhen  nenen  edt  gedan  helft,  de  moten  den  dem 
dyckgreven  de  forsten  beyden  fynger  yn  der  fordern  handt  np  dat  spedt 
leggen  unde  schworen,  dat  se  den  frunden  rechten  wyllen  also  den  fremden 
und  den  rycken  alse  den  armen,  unde  de  ehrmals  geschwaren  hobben,  de 
treden  wedder  yn  ehren  olden  edt.“  — Siehe  auch  Pratje  IV,  S.  278  ff. 

’“)  Sander- Deichsatzungen  von  1317,  Küre  der  Oster-  und  Westor- 
hammerik  bei  Qroningen  von  1386,  § 9.  Adewerter  Sielbrief  von  1382  § 3. 
Uadeler  Landrecht  IV.  2. 

"’)  Mieris  III,  732,  Keure  für  die  Alblasserwaard  von  1483,  Deich- 
recht der  Altendorfer  Sebauung  II,  1.  LUbbeke  sub  1 (oben  A.  145),  Raer 
Uegeformeln  (Detlofsen  S.  374).  Bremisches  Viergohendeichrecht  von  1449 
art.  1.  Des  Kapitels  und  des  Rates  Verordnung  1. 

*“)  Bergh  II,  583,  Hieris  III,  441  (a.  1386). 

OS)  Mieris  IV,  470.  Vogt:  Hamburger  Landrecht  art.  3.  (Bill- 
wärder  art.  3),  Hammerbroker  Deichrecht  art.  26,  Klefeker,  „Samml.  der 
Hamb.  Gesetze  u.  Verf.“  XL  S.  260.  Deichordnung  des  alten  Landes 
Wursten  art.  7 (Vogt  und  Pastor). 

'“)  PI.  für  Utrecht  S.  63. 

'“)  Siebe  oben  A.  146.  Vergl.  ferner  der  »Teich geschworenen  Recht 
und  Eid“. von  1651  für  Wursten;  Raer  Hegungsformel  am  Ende  (Detlefseu 
a.  a.  0.).  Sehr  alt  ist  auch  die  Eidesformel,  die  sich  bei  Klefeker  a.  a.  O. 
für  die  jährlichen  Geschworenen  findet.  Danach  ging  am  Petri  Tage  der 
Vogt  mit  den  Geschworenen  auf  den  Deich  hinaus  und  sprach  vor; 

„Heute  ist  der  Dag 

Dat  ick  Dickschwaar  warren  mag 

Aver  Dieck  und  Damm,  Elw,  Vetter,  Siel  und  Graben; 
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sio  auch  kein  Deichgeld  zu  unterschlagen““)  und  in  Wahl- 
verbänden schliesslich,  dass  sie  ihr  Amt  durch  keine  Be- 
stechung erlangt  hätten.“'*)  Der  Eid  wurde  in  der  Form 
geleistet,  dass  der  Deichrichter  seinen  Fu.ss  auf  den  Deich 
setzte'**)  oder  auf  dem  Damm  kniete'**)  oder  seine  Finger 
auf  ein  Schwert,'**)  einen  Stock’*’)  oder  einen  Spaten'**)  legte. 

Die  Erfordernisse,  welchen  die  Deichrichter  genügen 
mussten,  waren  sehr  verschiedener  Art.  Vor  allem  mussten  für 
die  zu  wählenden  Deichgeschworenen  besondere  Bedingungen 
aufgestellt  werden.  Diese  mussten  namentlich  in  der  Schau'**) 
oder  später  zum  mindesten  in  der  Nähe'*®)  wohnen,  sie  mussten 
eine  bestimmte  Grundstttcksgrösse'*')  oder  ein  bestimmtes  sicheres 


Und  will  dobn  den  Friindt,  als  den  FrSinden, 

Den  FrOmden  als  den  Fröndt. 

Kehn  utb  Fröndschop  verschonen 
Oder  utb  Fendschaft  straffen. 

Hadt  ehn  jeder  dat  verstahn,  so  leg^  de  beyden  fSrsten  Finfjfer  in  der 
Kerbten  Hand  obt  .Schwert  un  segt  my  nach ; 

Was  mir  hento  ist  vorgehalten 
Und  ich  wohl  verstanden  hab, 

Demselben  will  ich  treulich  nachkommen, 

So  viel  es  mir  möglich  ist 

So  wahr  als  mir  Gott  helfen  soll  und  sein  heiliges  Wort.“ 

'**)  Ricbthofen  Rq.  490,  16. 

***)  Deichrecbt  der  Krimpenrewaard  von  1568:  .Datse  ome  Ueemrad 

te  Wesen  niet  gebeden  en  hebben  noch  doen  biddon  gelt  noch  niet  daervnn 
gheloeft  en  hebben;  noch  doen  gheveu  noch  doen  loven.“ 

'**)  üldenbnrger  Deichordnung  von  1658  arL  2.  Hackmann  S.  SS.!. 

'**)  Daniel  Vircho  S.  29. 

'**)  Siehe  oben  A.  16.S. 

Halsema  S.  630. 

*“)  Siehe  oben  S.  145. 

'“)  Deichrecht  fUr  die  Krimpenrewaard  von  1430:  ,woonachtig  geerft, 
off  gegoet  binnen  derScbouwe  tot  bondert  Wilbelmus  Hollandsche  schellingen 
toe*.  Ueber  den  Streit,  der  sich  später  an  diese  Worte  knüpfte,  indem  die 
einen  sie  disjunktiv,  die  andern  sie  kopulativ  anffassten,  siehe  Qnidemont 
•S.  4 t ff.  — Siehe  ferner  Hieris  III,  684. 

'*“)  Deicbbrief  für  die  Lopikerwaard  von  1464  (.in  ofte  op  eene  myl 
na  omtrent  der  schouwe  geseten“). 

'*')  Deichrecht  für  Bavendrecht  von  1483  (6  Morgen)  Ijandbrief  für 
das  Land  awischen  Maas  und  Wael  von  1328  (30  Morgen),  Deicbrecht  in 
der  Tielerwanrt  von  1399  (20  Morgen;  Jahr  und  Tag).  Deichbrief  für 
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Vermögen'*’)  besitzen;  dies  verlangte  man  auch  da,  wo  das 
Amt  nach  Heerden  umging.'**)  Ala  selbstverständlich  wird 
häufig  hinzugefUgt,  dass  sie  gute,  bequeme  und  friedfertige 
Leute  sein  müssten. '**)  In  manchen  Verbänden  mnsate  der 
grös.ste  Teil  des  Heemradenkollegiums  Städter  sein,'**)  in 
anderen  durfte  das  Geschworenenamt  mit  dem  Schulzenamt 
nicht  verknQpft  sein.'**)'*’) 

Wer  zum  Deichrichteramt  berufen  wurde,  musste  sich 
ihm  unterziehen.  Wollte  jemand  das  Amt  nicht  annehmen. 


Veliive  vun  1370  (8  Morgen),  Deichonlnung  für  den  Veen-  und  Voldendeich 
V.  1531  (10  Demat),  PI.  für  Utrecht  S.  fi9a.  1637  (l  Hufe  oder  50  Quideii 
jährlich)  Deichbrief  fiir  Lopikerwnard  von  M54  (1  Hufe)  — Mieris  III, 
584  (a.  1391):  60  Morgen.  Allgemein  Mieris  IV.  470,  Cranenburger 
Privileg  von  1343  (*/«  Hufe). 

'“)  Gr.  PI.  für  Utrecht  8.  69  (a.  1537):  50  Gnideu  an  Krbrenten 
jährlich  oder  1 Hufe.  Mieris  III.  639  (a.  1395/96);  An  liegendem  Gut 
oder  Renten  1000  Pfund  Hollands,  Deichrecht  für  die  Krimponrewaard  von 
1430  (siehe  oben  A.  159). 

o°)  Siehe  Halsema  S.  530:  .Dat  ne  ghene  man  sal  rechter  wesen 

hie  eu  hebbe  eijgen  hemijng  und  huys  ende  tbeijn  grase  landes  die  sijn 
eghen  sint.  Ende  des  gelijkes  salt  oick  wesen  van  dijckrechters.“  Win- 
sumer  Zijl  Briew  von  1464;  .Eigen  koen,  ens  een  eigen  peerdt  toe  rijden 
ende  alzoo  rijek,  dat  he  lijn  gelag  mag  betalen. 

'“)  Gr.  PI.  für  Utrecht  8.  107  (a.  1405)  8.  109  (a.  1454)  Mieris  IV, 
470  („dien  zy  mit  eeren  kiezen  moichten*.  Mieris  III,  732  („van  goeden 
naemen*)  Altes  Deicbrecht  des  Landes  Wursten  art.  1 („Ehrliche  n.  fried- 
fertige Teichgeschworene'). 

'")  Eick  8.  278  (a.  1422).  Mitunter  war  auch  sonst  die  Zugehörigkeit 
zu  einer  bestimmten  Klasse  von  Personen  insofern  gefordert,  als  bei  An- 
stellungen vou  einzelnen  Verbänden  die  Deichgeschworenen  den  diesbezüg- 
lichen Verbänden  angehören  mussten.  Siebe  Keure  für  die  Alblasserwaard 
von  1277,  Deichbrief  filr  die  Lopickerwaard  von  1454  u.  a. 

Deichordnung  für  die  Krimpenrewaard  von  1468:  „En  sal  gbeen 
Schont  in  den  Waert  voornoemt  aldaer  gheen  hoogb  Heemraedt  mögen 
wesen,  nech  geenen  Heemreedt  en  aal  aen  dat  Schont  Ambacht  deelcn.* 

'*t)  Frauen  konnten  nie  Deichgeschworene  sein.  Siehe  oben  S.  235. 
— Teilweise  ward  ein  bestimmtes  Alter  gefordert  (siebe  Deicbordnung  für 
den  Leckendeich  von  1532  und  1537  art.  1),  mitunter  eheliche  Gebort  (siehe 
Mich  eisen  „Archiv  für  Staats-  und  Kirchengeschichte  der  Herz.  Schleswig- 
Holstein  und  Lauenburg  I.  81,  wo  König  Christian  im  Jahre  1465  einen 
Unehelichen  vergönnt  „im  Deichrecht  mit  zn  schanen*). 
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so  warde  or  entweder  bruchfällig,’**)  oder  es  wurde  auf  seine 
Kosten  ein  Gelage  veranstaltet.  **•)  Dieses  Verfahren  wieder- 
holte sich  in  gewissen  Abständen,  bis  schliesslich  der  Säumige  , 
seine  Wohnung  oder  sein  Erbe  einbüsste.’***)  Wenn  infolge  der 
Verdinglichung  des  Amtes  Ausländer  der  Billigkeit  entsprechend 
fär  schwarenpflichtig  erklärt  wurden,  gestattete  man  ihnen 
einen  Stellveitreter  zu  stellen.'™)  Auch  wurden  Geistliche  und 
Bürger  von  einer  persönlichen  Ausübung  des  Amtes  zum  Teil 
befreit.”*)  Sie  hatten  aber  einen  Stellvertreter  innerhalb  einer 
bestimmten  Zeit  zu  schicken,  widrigenfalls  die  Geschworenen 
und  die  Landleuto  auf  Kosten  der  Nachlässigen  ein  Gelage 
veranstalten  konnten.”*) 

In  einigen  Gegenden  bekam  der  neue  Geschworene  von 
den  Landlenten  eine  Tonne  Biers  und  Speisen  spendiert.*'*) 
Später  wurde  von  jedem  nenen  Geschworenen  ein  Eintritts- 
geld erhoben,  das  man  Schwären-  oder  üensegeld  nannte,  und 
von  dem  die  Gasterei  bestritten  wurde.”*) 

Adewerter  Sielbrief  von  1382,  § 3.  Küren  der  Oster-  nnd  Weater- 
hainmerik  bei  Groningen  von  1386  § 8 (.ende  wie  gekoxen  word,  die  sal 
dyckreebter  wesen  by  euer  ame  wyns  toe  broke“).  Hamburger  Landrecht 
art.  2.  Aeltestes  Billwürder  Recht  art.  2. 

Deichreebt  der  Altendorfer  Schauung  sub  II. 

"“•)  Ade  werter  Sielbrief  von  1382.  § 3.  Deicbrecbt  der  Altendorfer 
Schauung  sub  II.  Nach  letsterem  hatte  der  Deichverband  vorher  die  Ent- 
scheidung ob  er  den  vom  Deicbgrafen  ernannten  Deichgesebworenen  fahren 
lassen  wollte  oder  nicht. 

Bremisches  Viergohendeichreebt  von  1449  art.  2 ; .Dar  feilet  siek 
uck,  dat  ein  Uthmann,  he  were  geistlick  offte  weltliek,  van  sines  Landes 
wegen,  Schwären  scholde  wesen,  uu  in  de  Schwarensebnp  feile,  de  schall 
ein  I.iandtmann  dartho  vermögen,  nnd  in  sine  stede  schäften  und  bebben 
ainetwegen  tbo  gelcke  einen  andern  Landtmanne,  wat  ehme  behöret  tho 
dobnde". 

Des  Kapitels  und  Rates  von  Bremen  V'erordnung  von  1449  art.  13. 

***)  A.  a.  0.  art.  14:  .Wenn  de  veer  Wecken  kahmen  sind,  schicke 
den  se  ebne  den  kenen  Schwären,  so  mögen  se  dorby  fahren  nnd  nptberen, 
alse  ein  Oltsede  nud  Landrecht  is.* 

'”)  Siehe  Heineken  § 21. 

*'*J  Des  Kapitels  und  des  Rates  von  Bremen  Verordnung  von  1449 
art.  7 : Wer  in  die  Schwarenschaft  füllt,  und  ist  noch  nicht  Geschworener 

gewesen,  der  soll  dem  Grafen  und  den  Schwären  8 Groschen  geben  „tho 
hense“.  Wer  in  die  beiden  Schwarenscbafteii  iilllt,  soll  jeder  4 geben  nnd 
wer  einmal  gebenset  hat,  der  soll  der  Hense  frei  sein. 
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Ursprünglich  worden  die  Deichgeschworenen  und  Deich- 
richter auf  ein  Jahr  bestellt.  Das  passte  für  einfachere 
Verhältnisse  und  blieb  auch  in  der  Folgezeit  namentlich  bei 
kleineren  Deich  verbänden  bestehen.”®)  In  anderen  Deich- 
verbänden erwies  sich  diese  Regelung  als  unzweckmässig  in- 
dem einerseits  deijenige,  welcher  sich  eben  erst  in  das  Amt 
hineingearbeitet  hatte,  von  ihm  scheiden  musste,  andrerseits 
die  neuen  Deichrichter  vielleicht  ganz  unerfahren  einer  neuen 
Aufgabe  ratlos  gegenUberstanden.  Nur  dem  ersteren  Uebel 
half  man  ab,  wenn  man  die  Zeit  der  Amtsdauer  verlängerte, 
wie  es  vielfach  geschehen  ist.”*)  Alle  gerügten  Missstände 
beseitigte  man,  wenn  man  die  Deichheemraden  lebenslänglich 
anstellte  oder  in  gewissen  Zeitabschnitten  nur  einen  Teil  des 
Collegiums  abkiesen  Hess.  Hier  wählte  man  diesen,’”)  dort 
jenen”*)  Weg.  Häufig  blieb  ein  jederzeitiges  Absetzungsrecht 
im  Fall  der  Untauglichkeit  gewahrt.”*) 


'^)  Cranenbarger  Privileg  von  1348,  Bremer  Viergohendeichrecht  von 
U49;  Billwärder  Deicbrecht  art.  I,  Deicbrecht  des  Hammerbroks  art.  26. 
Stedinger  Deicbrecht  von  1446,  Hadeler  Landrecht  von  i&83.  IV.  3,  (dazn 
den  Bericht  des  Schulzen  von  1580).  Deicbrecht  des  Alten  liandes  art.  7. 
— KUren  der  Oster-  nnd  Weeterbammerik  bei  Oroningen  von  1386  § 8. 
Adewerter  Sielbrief  von  1383  § 3.  Deicbrecht  für  Ydoren  von  1432  Mieris 
IV,  620,  Deicbrecht  fUr  die  Riederwaard  von  1403,  Deicbrecht  für  die 
Krimpenrewaard  von  1430;  Landbrief  für  das  Land  zwischen  Haas  und 
Waal  von  1328,  Deichbrief  für  Erkemeden  v.  1356.  Gr.  PI.  für  Utrecht 
S.  53.  Deichbrief  für  die  fjopikerwaard  von  1454.  Deichordnnng  fllr  den 
Remdeich  von  1393.  ' 

”•)  Gr.  PI.  für  Utrecht  S.  65. 

■”)  Siehe  Deichrecht  fllr  die  Krimpenrewaard  von  1468.  Deicbrecht 
für  die  Thielerwaard  von  1399  (7.  Heemraden;  ein  Jahr  4,  das  nkchste  3 
abgosetzt),  Deichbrief  für  Velnven  von  1370,  Deichordnnng  für  den  Veen- 
iind  Veldendeicb  von  1531. 

Streng  dnrchgefäbrt  bei  Bergh  II,  583  (a.  1285),  Uieris  III. 
639:  Wenn  ein  Heemrad  stirbt,  wählen  die  Heemraden  einen  nenen  wenn 
ein  Heemrad  nur  verbannt  oder  ausser  Landes,  treten  die  anderen  fUr  ihn 
ein.  Nach  Mieris  III,  584  ist  das  Geschwurenenarot  lebenslänglich,  doch 
kann  deijenige  entlassen  werden,  der  einen  Eid  leistet,  dass  er  nicht  mehr 
tanglich  sei.  Nach  Mieris  III,  441  nnd  Mieris  IV,  470  können  die  Ge- 
schworenen einen  anderen  wählen,  wenn  einer  stirbt  oder  ausserhalb  der 
Schau  wohnt. 

>™)  Mieris  III,  782  (1400/01)  Mieris  IV,  15  (1405). 
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P)  Die  Pflichten  der  Deichgeschworenen  waren  zu  den 
einzelnen  Zeiten  und  in  den  einzelnen  Verbänden  mannichfach 
verschieden.  Ui-spränglich  hatten  sie  eine  Riigefunktioii,'"®) 
später  finden  wir  sie  nicht  allein  zur  Pfanduahme  berechtigt, 
sondern  auch  als  Urteilsflndor  des  Deichgrafen,'*’)  des  Deich- 
richtei’s,'**)  des  gewöhnlichen  Landesbeamten  ;'**)  schliesslich 
bildeten  sie  ein  mehr  oder  minder  selbständiges  recht- 
sprechendes oder  regierendes  Organ.'“)  Allen  gemeinsam  ist, 
dass  sie  bei  der  Behauung  thätig  sind.  Meist  handelten  sie 
als  kollegiale  Behörde.  Doch  hatte  schon  sehr  früh,  zum  Teil 
auch  der  einzelne,  seinen  Wirkungskreis  fUr  sich.'“)  Der 
einzelne  beaufsichtigte  die  Deicharbeiten  seines  Bezirkes,'“) 
er  sammelte  in  ihm  den  Deichschott  ein'*’)  und  pfändete  in 
ihm  um  die  Bruchgelder;'**)  schliesslich  bekam  der  einzelne 
mitunter  auch  eine  geringe  Jurisdiktion.'**)  Insoweit  sie  als 
Kollegium  auflraten,  ward  ursprünglich  hinsichtlich  ihrer 
Beschlüsse,  ihrer  Weisungen,  ihrer  Wahlhandlungen  Ein- 
stimmigkeit gefordert.  Später  wai'  eine  solche  meist  nur  in 
bestimmten  Fällen  nötig.'**)  Im  allgemeinen  brach  sich  das 
Majoritätsprinzip  Bahn.  Namentlich  kehren  in  grösseren 


Heck  8.  6S4,  Hichthofen  Rq.  419  § 3S. 

Siehe  z.  B.  Hieris  11,  333. 

Deicbrecht  de«  alten  Landes  art.  10. 

Siehe  z.  B.  Bergh  11,  6S3.  641,  Mieri«  IV,  470  Schwarzen- 
berg 1,  6&6. 

Siehe  z.  B.  Adewerter  Sielbrief  von  13S2.  Die  Selbst&ndigkeit 
konnte  durch  Landesbeamte  oder  Deichgrafen  beschränkt  sein. 

'*)  A.  M.  Heck  S.  367. 

""‘j  Siehe  Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317,  § 2:  ,Et  ubi  unus 
iudex,  duo  vel  tres,  causa  laboris  aqneductus  advenerint,  et  si  tune  aliquis 
dyabolico  instinctu  occisus  fuerit,  solvetnr  pecunia  praetaxata.* 

'")  Adewerter  Sielbrief  von  1382.  § 5 (er  haftete  auch  für  seine  Be- 
zahlung). Winsumer  Sielbrief  von  1464. 

'*)  Adewerter  Sielbrief  von  1382  § 15  (zunächst  fiel  der  Sielrichter 
in  Busse,  der  nicht  genug  Arbeitslente  bei  gemeinsamen  Werken  da  hatte; 
er  konnte  diese  Busse  aber  in  doppeltem  Betrage  von  dem  Säumigen  ein- 
pfänden). 

Winsnmer  Sielbrief  von  1464;  ,ltem  elk  Sijiregter  in  zijn  wagen- 
reede  mag  keeden  zijne  meente  by  einen  olden  mark  ten  eersten  maale*. 

Mieris  IV,  613. 
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holländischen  Deichordn nngen  die  Sätze  wieder:  „Wat  die 
meeste  partye  wyst,  dat  zel  recht  bliven“;"')  „waer  die 
uieeste  meny  waer,  daer  zoude  die  Kiese  ghaen.“'**)  Bei 
Stimmengleichheit  entschied  mitunter  der  Landesherr.''”')  Wo 
sie  deichpflichtig  waren,  wurde  eine  Nachlässigkeit  ihrerseits 
schwerer  geahndet,  als  bei  anderen  Verbandsgenossen.'*^)  Zur 
Brruilung  ihrer  Pflichten  wurden  sie  durch  Androhung  von 
Strafgeldern  oder  des  Verlustes  von  Amt,  Leib  und  Gut  an- 
gehalteu.'“*)  Verantwortlich  waren  sie  dem  Verband,  den 

Beamten  oder  dem  Laudesherrn. '**)  Es  stand  ihnen  aber 

auch  eine  Kontrolle  der  Thätigkeit  des  Deichgrafen  oder  des 
ihnen  Vorgesetzten  Landesbeamten  zu.'*^)  Erwähnt  mag  noch 
werden,  dass  die  Deichgeschworeuen  oft  auch  eine  Thätigkeit 
ausübten,  die  an  und  für  sich  nur  Beamten  der  gewöhnlichen 
Landesverwaltuug  zufiel.'**) 


’*')  Uieria  II,  333.  Deichrecht  tou  Sallaud  art.  106.  Deichrecht 
für  die  Tielerwaard  tou  1399.  (Es  sind  7 Ueeinraden;  was  eiuer  weist  mit 
(iefolg  vuu  drei,  das  gilt),  Deichordiiiiii);  für  den  Leckeiideich  von  153-J. 
Dcichurdunng  für  den  Eomdeich  von  1393. 

>“)  Mioris  III.  584. 

'“)  a.  a.  O.  — Nach  Horgh  II,  348  (a.  1273)  sollten  bei  Meinnngs- 
verschiedeuheit  im  Uecmradeukollegium,  das  aus  sechs  Heemraden  von 
Holland,  vier  von  Heusden  und  zwei  von  Altheua  bestand,  hinsichtlich  der 
Höhe,  Breite  und  Uriisso  des  Deiches  die  sechs  von  Holland  den  Ansschlag 
geben. 

Altes  Ostfriesisches  Deichreebt  § 28.  Deichgericht  von  1537  bei 
Pufendorf  II,  584,  Spadelandsrecht  art.  XI. 

In  Samtdeichverbänden  verpflichteten  sich  die  Deichrichter  gegen- 
seitig durch  Bilrgenstellungen.  Siehe  Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317 
§§  Id.  18. 

'*•)  Vergl.  Altes  Ostfriesisches  Deichrocht  §§  32,  23,  Deichrocht  für 
ilie  Krimpenrewaard  von  1430  snb  15.  Deichreebt  für  die  Lopikerwaard 
von  1406,  Mieris  II,  750;  III,  354;  III,  364,  732,  734;  IV,  141. 

Siehe  Bergh  II,  583  (a.  1285):  „Waer  dat  sake,  dat  deso  voirs. 

balin  ghemaent  van  tween  hiemraderen  worde  ene  werwe  ende  ander  werwe 
bi  orkottdo  goeder  Inde,  ende  derde  werwe  slap  ghevonden  worde  oftetraech 
tot  dier  scowe  te  bedrgveu,  so  willen  wi  dat,  dat  hi  dat  onghelde  also  vole 
alse  ons  ende  den  hiemraderen  goed  duncket*.  Bergh  II,  748  sub  XIII. 
Vergl.  auch  Deichrecht  für  die  Krimpenrewaard  von  1440  sub  16. 

'*)  So  die  Wurster  Teichgeschworenen.  Vergl.  oben  S.  190  f.  und 
Handvesten  für  Enchuyzen  8.  49  (für  Alkmaar)  a.  1559.  (Die  Heemraden 
haben  auch  die  Aufsicht  Uber  die  Wassermühlen). 
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Von  besonderen,  mit  dem  Amt  verbundenen  Rechten  sind 
zu  erwähnen  der  erhöhte  Schutz  ihrer  Pei'sönlichkeit,'**)  das 
Recht  auf  einen  Teil  der  Schau-  und  Strafbrüche,®")  das 
Recht  auf  Zehrung  bei  bestimmten  Gelegenheiten  und  die 
Deicbfreiheit  ihres  Gutes,  die  sich  freilich  nicht  überall  und 
nicht  immer  in  vollem  Umfange  findet.“*)*"*) 

y)  Die  Deichrichter-  oder  Deichgeschworenkollegieu 
eines  Deichverbaudes  konnten  mit  denen  eines  anderen  Deich- 
verbandes ein  gemeinsames  Collegium  bilden.  Dies  General- 
kollegium konnte  überhaupt  die  höhere  Leitung  des  Samtdeich- 
verbandes in  Händen  haben*"*)  oder  nur  als  Berufungsinstanz 
dienen.*”*) 

Unter  den  Deicligeschworenen  eines  Kollegiums  gab  es 
Führer  in  hervorragender  Stellung,  welche  das  Kollegium  in 
dieser  oder  jener  Hinsicht  leiteten  oder  veitraten.  In  den 


Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317,  §§  1 tf.  Sander-Deich- 
satzuugen  § 3 ff.  Deichrecht  von  Keldwerth  von  1.303  art.  3 Spadelaud- 
brief  art.  16.  Drieseii  II.  471). 

**')  Dabei  konnte  die  verschiedenste  Verteilung  zwischen  Deichgraf, 
Beamten,  Landesherr  und  Ueemraden  statttinden.  Siehe  Bergh  II,  398. 
498,  Sielrerht  der  drei  Dcifsiele  von  1317,  § 5 ff.  Sander-Deichsatzungcn 
von  1317,  § 3 ff.  Mieris  II,  333,  IV,  144,  470.  Deichrecht  für  die 
Krimpenrewaard  von  1430;  Deichbrief  für  den  Eemdeich  von  1393.  Deich- 
recht von  Salland  art.  19.^  Altes  Ostfriesisches  Deichrecht  § 4 ff.  Deich- 
recht  für  Stedingon  von  1446,  Lüneburger  Deichordnung  von  1564,  Bill- 
wftrder  Landrecht,  art.  5.  Hammerbroker  Deichrecht.  art.  2.  Siebe  auch 
Hahn  S.  39,  TliUnen  S.  67. 

Bergh  II,  348;  Hadler  Landrecbt  von  1583  IV,  2.  Deichrecht 
fUrStedingen  von  1446;  Bremenser  Schatzrogister  von  1544  (Thünon  S.  67) 
Mieris  III,  387.  Siehe  auch  Thttnen  8.  67,  68  und  Ualsema  S.  533  ff. 

Ueber  andere  Einnahmen  der  Deichgeschworenen  siebe  z.  B.  Hahn 
S.  39.  — Eine  feste  Besoldung  findet  sich  ganz  ausnahmsweise  schon  bei 
Mieris  III,  369  (a.  1380);  4 Pfund  jährlich;  sodann  aber  in  den  Deicb- 
ordnungen  für  den  Leckdeich  von  1533  ff. 

*“)  Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317,  §§  10,  11,  13.  Schwarzen- 
berg I.  471.  Deichrecht  von  Keldwerth  von  1303,  art.  4,  art.  8. 

So  in  Wursten.  Siehe  den  Recess  von  1665  (oben  Einleitung, 
§ 4a,  A.  51). 
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Ommelanden”*)  kommen  namentlich  Deichrichter  vor,  welche 
mit  den  Namen  „atheman“,*"*)  „skepperan“,*“’)  „edictores“*"*) 
oder  „tinchga“®®*)  bezeichnet  werden.  Sie  wurden  von  den 
Deicligeschworenen  gewählt;*'®)  wo  es  sich  um  ein  Collegium 
handelte,  das  sich  aus  kleineren  Collegieu  zusammeusetzte, 
musste  häufig  der  Führer  abwechselnd  dem  einen  oder  dem 
anderen  Souderkollegium  angehören.*")  Hervorzuhebon  ist  noch, 
dass  sich  infolge  der  urteilenden  Thätigkeit  der  Deichrichter 
als  einzelner  eine  Berufung  von  ihnen  an  die  genannten  Führer 
ausbildetc.*'*)  Eine  höhere  Stellung  unter  den  Deichgeschworenen 
nehmen  auch  die  Bechensleute  und  Vorsprecher  der  Bremer 
Deichgebiete  ein.*'*)  Sie  werden  vom  Deichgrafen  eingesetzt  ;*'*) 
die  Rcchensleute  hatten  namentlich  Ober  die  Ausgaben  bei  der 
Zehrung  zu  wachen;  der  älteste  stach  bei  der  Verspadung  den 
Spaten.*'®) 

b)  Die  soeben  erwähnten  Führer  der  Deichrichterkollegien 
in  den  Ommelanden  bildeten  bei  grösseren  Samtdeichverbäiiden 
wieder  ein  eigenes  Kollegium.  Sie  konnten  als  solches 
entweder  in  Gemeinschaft  mit  dem  Geschworenenkolleginm  des 
Samtdeichverbandes,  aus  dessen  Rahmen  sie  herausgefallen 
waren,*'*)  oder  allein  thätig  sein.  In  letzterer  Hinsicht  be- 
gegnen wir  sie  bereits  im  Jahre  1317.  Nach  dem  Sielrccbt 


***)  Ausftthrlicho  DarstelluDg  bei  HaUoma  8.  512  ff.  Siebe  auch 
Heck  a.  a.  O. 

^ Sander-Deichsatanngen  von  1317  § 4. 

*”)  Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317,  §’ 14. 

Üeichreebt  von  Feldwerth,  art.  ».  Sielrocht  der  drei  Delfsiele. 

**)  Sander-Deichsatzungen  von  1317  § 2. 

Halsema  S.  527. 

Deichrecht  von  Feldwerth  art  9:  „Item  edictor  eorum  uno  anno 
erit  apud  orientales,  altero  apud  alios." 

“*)  Halsema  S.  536. 

Siehe  Heineken  § 21. 

Des  Kapitels  und  des  Rates  Verordnung  von  1449  art  2. 

Siehe  das  Deicbgericht  von  156S  im  Vieblande  (oben  £inl. 
§ 4a,  A.  26S). 

”*)  Vergl.  Sander-Deichsatenngen  von  1317  § 7.  Dazu  auch  § 1.  — 
.Sie  konnten  auch  durchaus  noch  in  dem  Heschworeuenkollegium  des  Samt- 
deichverbandes enthalten  sein.  So  wohl  in  dom  Siolrocht  der  drei  Delfsiele  von 
1317  §§  10,  11,  12. 
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der  drei  Delfsiele  habe  der  Abt  von  Werum  und  die  sechs  Ediktoren 
d.  h.  die  Skepperan  die  Entscheidung  Uber  alle  Sachen,  welche 
nicht  schriftlich  festgelegt  sind;**’)  sie  haben  ferner  die  Be- 
stimmung darüber,  wo  sich  die  Deichkasse  befinden  soll.*"*) 
Es  erklärt  sich  daher  leicht,  dass  wir  später  in  Samtdeich- 
verbänden,  wo  die  Bernfang  nicht  von  einem  Collegium  eines 
kleineren  Oeichverbandes  an  das  andere  ging,***)  das  ganze 
Collegium  aller  Scheppers  als  höchste  Berufungsinstanz  finden.***) 
Und  ebenso  verständlich  ist,  dass  unter  diesen  Scheppern  einer 
eine  führende  Rolle  einnahm,  welcher  als  dominus**')  oder 
oberster  Schepper***)  bezeichnet  wird. 

3.  Nur  geringes  Interesse  beanspruchen  die  zahlreichen 
Subalternbeamten,  welche  sich  in  den  Deichverbänden  vor- 
finden.  Zu  ihnen  gehören  namentlich  die  Boten  des  Deich- 
grafen und  der  Heemraden,  welche  zu  laden  hatten,***)  die 
Schütter,  welche  das  Vieh  auf  dem  Deich  pfändeten,***)  die 
W allgeschworenen,***)  welche  Achterdeiche  zu  beschauen  hatten, 
und  die  Schleusengeschworenen,***)  denen  die  Erhebung  von 
Pachtgeldern,  Ladungen  und  Ansagungen  von  Versammlungen 
oblagen.  Wenn  es  sich  mehr  um  die  Erledigung  besonderer 
technischer  Arbeiten  handelte,  wurden  Deich-,  Hoeft-  oder 


a.  a.  0.  § 18. 

***)  a.  a.  O.  — Siehe  auch  Sander-Deichsatznngen  von  1317,  §§  9,  10. 
‘iio)  HaUema  8.  543.  Winsumer  Sieihrief  von  1464. 

HaUema  a.  a.  O.  Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1446. 

“>)  Sielrecht  der  drei  Delfsiele  von  1317.  §§  14.  18. 

*“)  HaUema  S.  638  ff. 

Privileg  des  Herrn  von  üranenburg  von  1343,  Adewerther  Sielhriof 
von  1382  § 10.  Küre  der  Oster-  and  Westerhammerik  von  1386,  § 9. 
Altes  Ostfriesisches  Deichrecht  §§  24,  27,  28.  Sielrecht  der  drei  Delfsiele 
von  1317.  § 7.  Mieris  III,  684,  HaUema  S.  648. 

Hieris  III,  224.  Deichordnung  für  den  Veen-  und  Veldendeich 

von  1636. 

*“)  Pratje  V.  S.  303  ff. 

Siehe  Hahn  S.  33. 

J.  01«rke,  OMchlahto  4m  dMteoben  K9 
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Sielmeister  eingesetzt.’*’)  Ein  Deichgerichtsschreiber  begegnet 
erst  zu  Ende  dieser  Periode.***) 


Siehe  Handvesten  von  Encbnizen  S.  44.  Deichrecht  von  Salland 
art.  61  ff.  Uroot  Flacaatbek  tür  Utrecht  8.  96.  Halsema  S.  547. 

''tx)  Deichrecht  von  Salland  art.  69.  Deichordnung  für  Cleve  von 
1575.  Halsema  8.  547. 
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§ 4- 

Die  Deichverbände  als  Gesamtheiten. 


I.  Die  ältesten  Deichverbände,  die  Gemeindedeich- 
verbände, und  die  späteren  Deicbverbände  im  engeren  Sinn 
waren  anfangs  Genossenschaften  des  alten  Rechts.') 
Sie  stellten  sich  dar  als  Einheiten  und  Vielheiten  zugleich, 
welche  in  der  sichtbaren  Versammlung  aller  Glieder  zur  Er- 
scheinung kamen.'*)  Schon  in  dieser  Periode  aber  bildeten 
sich  im  Laufe  der  Zeit  viele  Gemeindedeichverbände  und 
Deichverbände  im  engeren  Sinn  zu  Körperschaften  aus,*) 
während  einige  Doichverbände  im  engeren  Sinn  sich  als  Ge- 
meinschaftsverhältnisse zur  gesamten  Hand’)  darstellteu. 


M lieber  den  Begriff  siehe  Qierke  „Das  dentscho  Qenosseuschafts- 
recht“  B.  II.  § 8 ff. 

>*)  A.  a.  O.  8.  46  ff.  Siebe  auch  die  Bezeichnungen  derDeichverbäude 
im  engeren  Sinn  unten  sub  V. 

*)  Siehe  Qierke  a.  a.  O.  B.  I.  S.  613.  lieber  den  Begriff  der  Körper- 
schaft und  die  Unterschiede  zwischen  ihr  und  der  alten  Qeiiossenscliaft 
siehe  Qierke  a.  a.  O.  B.  II,  § 32.  Diese  Körperschaften  scheiden  sich  in 
Qemeindedeichverb&nde  und  Deichgenossenschaften.  A.  a.  O.  §§  34,  35. 

^ A.  a.  0.  § 36.  Qesamthänderschaften  liegen  m.  E.  vor  bei  den 
kleineren  Qemeinden  in  der  Altendorfer  Schauung.  Siehe  oben  S.  208, 
A.  37  und  Hahn  S.  139,  der  aber  diese  Verbände  juristisch  falsch  auffasst. 
Namentlich  ist  es  auch  durchaus  verkehrt,  für  das  Deichfeld  anzunohmen, 
dass  dessen  Qrundstiieksbesitzer  von  jeher  Einzeleigentum  an  ihrer  Kabeln 
hatten.  Qesamthänderschaften  bilden  ferner  die  Deichverbände,  welche 
sich  bei  Schwarzenberg  II,  S.  471  (a.  1427),  S.  544  (a.  1453)  finden. 
Siebe  oben  S.  163.  Auch  die  Höfterverbände  sind  grössten  Teils.  Qemein- 
sebaften  zur  gesamten  Hand.  Siebe  Uber  sie  oben  S.  224  ff.  Es  sind 
ferner  manche  kleineren  Kooge  in  Schleswig  mehr  Qesamthänderschaften  als 
Deichgenossensebaften.  Darüber,  dass  die  ältesten  Dcichbauverbäude  keine 
Deichgesamthänderschaften  waren,  siehe  oben  S.  98. 

19* 


y 
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Noch  bleibt  es  freilich  bei  vielen  Deichverbänden  höchst 
zweifelhaft,  ob  wir  in  ihnen  Genossenschaften  des  alten 
Rechts,  Körperschaften  oder  Rechtsgemeinschaflen  zur  ge- 
samten Hand  erblicken  sollen.  Und  ebenso  wenig  scharf  hebt 
sich  der  Unterschied  dieser  Verbände  von  blossen  Sozietäten 
ab.^)  Deichgesellschaften  hat  es  jedenfalls  sehr  wenige  ge- 
geben ; sie  konnten  sich  aus  den  Deichbausozietäten  entwickeln, 
d.  h.  aus  Vertragsverhältnissen,  die  nur  ein  gleichzeitiges 
Deichen,  aber  kein  Deichen  zur  gesamten  Hand  zum  Inhalt 
hatten.®)  Am  schärfsten  finden  wir  in  dieser  Periode  einige 
Korporationen  ausgobildet,  wie  ja  überhaupt  die  Entwicklung 
im  allgemeinen  mehr  der  Korporation  als  der  Gesamthänderschaft 
zustrebt.  Bei  manchen  Doichverbänden,  namentlich  denjenigen, 
die  auf  grösserer  territorialer  Grundlage  beruhen,  oder  die 
politische  Verbände  darstellen,  ist  die  Einheit  als  reale,  sinnlich 
nicht  wahrnehmbare  Person  erkannt  und,  soweit  dies  für  den 
Begriff  der  Korporation  erforderlich  ist,  die  Einheit  von  der 
Vielheit  gelöst.*) 


*)  a.  a.  O.  S.  924  ff. 

Siehe  oben  S.  98,  223. 

”)  Dies  geschah  durch  die  Bildung  von  Organen  im  technischen  Sinn, 
durch  den  Sieg  des  Majoritätsprinzips  in  der  Mitgliederversammlung, 
durch  die  OrUndung  besonderer  Deichkassen  u.  s.  w.  Was  die  Erfassung 
der  juristischen  Person  anlangt,  so  vergl.  namentlich  Deichrecht  des  Alten 
Landes  art.  14  („Der  Seeburg  Erkenntnis“)  und  die  bei  Oierke  a.  a.  ü. 
S.  449  A.  163;  S.  464  A.  179;  S.  466  A.  184  angeführten  deichrechtlicben 
(Quellen.  — Anderer  Ansicht  ist  Heusler  „Institutionen“  L S.  297.  Nach 
ihm  sind  die  mittelalterlichen  Deichverbäude  als  juristische  Personen  er- 
kannt und  aufgefasst  worden.  Hierbei  ist  einmal  übersehen,  dass  viele 
Deichverbäude  den  Charakter  von  Oesamthänderschafteu  haben;  andrerseits 
geht  Heusler  fehl,  wenn  er  dem  Mittelalter  die  abstrakte  Erkenntnis  der 
juristischen  Person  allgemein  von  vornherein  imputiert,  anstatt  sie  langsam 
und,  namentlich  in  den  bäuerlichen  Verbänden,  sporadisch  sich  entwickeln  zu 
lassen.  Infolgedessen  leugnet  Heusler  den  Begriff  der  deutschen  Körper 
Schaft,  bei  welchem  sich  Einbeits-  und  Vielbeitsrecht  verwebt  und  für 
Sonderrechte  und  Sonderpilichteu  Raum  bleibt,  und  nimmt  bei  Fixierung 
der  letzteren  Stiftungen  an.  Damit  würde  der  grösste  Teil  der  Deich- 
verbände zu  .Stiftungen  gestempelt!  — Vergl.  übrigens  gegen  die  Aus- 
führungen Heuslers,  in  denen  er  vergeblich  die  Lehre  Qierkes  bekämpft, 
diu  unten  sub  V.  aufgefdhrten  Benennungen  der  Deichverbäude  im  engeren 
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Ein  grosser  Teil  der  Deichverbände  trägt  nun  aber  nicht 
bloss  einen  genossenschaftlichen,  sondern  auch  einen  herr- 
schaftlichen Charakter.  Und  indem  der  henschaftliche  Ver- 
bandsbegriif  in  dieserer  Periode  bereits  durch  das  Eindringen 
des  Gedankens  der  Obrigkeit  eine  Läuterung  zu  Gunsten  des 
Anstaltabegrififes  erfährt,’)  empfangen  viele  mehr  korporative 
Deichverbände  einen  korporativ  anstaltlichen  Charakter.*)  Da- 
gegen ist  der  Änstaltsbegriff  bei  den  herrschaftlichen  Deich- 
verbänden im  engsten  Sinn  nicht  ausgestaltet  worden.*) 

Wir  betrachten  nun  die  Deichverbände  als  Gesamtheiten 
zunächst  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Genossenschaft,  um 
sodann  von  dem  Einfluss  der  Herrschaft  auf  das  Verbands- 
leben zu  handeln. 

II.  Der  Deichverband  erscheint  als  Gesamtheit  im  öffent- 
lichen Recht  und  im  Privatrecht. 

1.  Der  Deichverband  als  Gesamtheit  war  ein  öffentlich- 
rechtlicher  Verband."’)  Bei  den  Gemeindedeichverbänden  ver- 
steht sich  dies  von  selbst.  Bei  den  Deichverbänden  im  engeren 
Sinn  findet  es  dadurch  seine  Erklärung,  dass  sie  zum  Teil  aus 
Gemeindeverbänden  hervorgegangen  sind,  zum  Teil  sich  aus 
ihnen  zusammensetzen  und  infolge  ihrer  territorialen  Grund- 
lage den  Gemeinden  stets  nahe  stehen.  Bei  kleineren  Deich- 
genieinschallen,  die  keine  selbständige  Organisation  haben  und 
sich  mehr  den  Rechtsgemeinschaflen  zur  gesamten  Hand  nähern, 
verbla.sst  freilich  der  öffentlichrechtliche  Charakter.  Anfangs 
handhabte  die  Gesamtheit  in  ihrer  sichtbaren  Erscheinung 
Frieden  und  Recht  nach  innen.  Der  Friede  nahm  seinen 
Ausgang  von  einer  Sache,  dem  Deich.  Er  war  und  blieb  in 
den  Gemeindedeichverbänden  einer  der  vielen  Sonderfrieden, 


Sinn.  — Das8  bei  den  Deichverbänden  kein  blosses  Miteigentum  vorliegt, 
wird  von  Hausier  sehr  richtig  angenommen  (a.  a.  O.  S.  298).  lieber  das 
Eigentum  am  Deich  siehe  näheres  unten  Abschnitt  IV. 

’)  Gierke  II,  960. 

*)  Dies  ergiebt  die  Darstellung  sub  III. 

’)  Natürlich  konnten  sich  auch  herrschaftliche  Deichgesamthänder- 
schaften  kilden. 

'*)  AnachUtz  S.  U.8.  Amira  .Grundriss“  S.  77. 
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welche  das  deutsche  Recht  von  gewissen  Sachen  ansgehen 
lässt:  Er  steht  dem  Hausfrieden  und  dem  Frieden  des  Kirch- 
hofs gleich.")  In  den  Deichverbänden  im  engeren  Sinn  wurde 
der  Deichfriede  der  Genossenschaftsfriede.  Wer  ihn  bricht, 
zahlt  in  geringeren  Fällen  Busse  an  die  Gesamtheit,^*)  in 
schwereren  wird  er  verstümmelt'*)  oder  getötet")  oder  von 
der  Gesamtheit  friedlos  gelegt.")  Die  Gesamtheit  übt  die 
übrige  Kriminalgerichtsbarkeit,  die  Gesamtheit  fällt  die  Civil- 
urteile,  die  Gesamtheit  findet  das  Recht,  die  Gesamtheit  voll- 
streckt;") sie  versammelt  sich,  sie  erkürt  sich  einen  Vorsteher, 
sie  fasst  die  VerbandsbeschlQsse;  sie  übt  die  Deichverwaltung,'’) 
an  sie  fallen  die  Brüche,’*)  an  sie  das  herrenlose  und  verspadete 


»)  Küre  18. 

*»)  Küre  12. 

'*)  Kenre  der  Chatelenie  von  Brü;;ge  von  1190. 

><)  Siehe  das  Deichgericht  von  1&37  bei  Piifendorf  II.  S.  584  and 
Ommelander  Landrecht  B.  VII.  art.  53. 

•*)  Vergl.  A.  14.  — Näheres  unten  in  Abschnitt  V. 

")  Zahlreiche  Belege  bieten  die  deichrechtlichen  Quellen,  indem  sie 
teils  den  geschilderten  Zustand  ergeben,  teils  Rückschlüsse  für  die  ältere 
Zeit  zulassen.  Yergl.  z.  B.  Weistum  für  Sandhofen  von  1627  (oben  8.  195, 
A.  81),  Kappeier  Kirchspielsartikel  von  1620  sub  3 (Pratje  V,  S.  320), 
Deichordnuug  der  Altmark  von  1436;  Neueres  Deichrecht  in  den  vier  Gohen 
§ 13.  — Sander-Deicbsatzungen  von  1296,  1317.  Deichgericht  von  1537 
(oben  A.  14)  Richthofen  Rq.  417,  § 19  u.  s.  w. 

'^)  Siehe  die  Hegungsfragen  des  Schulzen  oben  S.  185.  A.  7.  Hiernach 
hatte  die  Gemeinde  das  Recht  einen  früheren  Asegaspruch  hinsichtlich  gewisser 
D oichverwaltungssacben  umznstossen.  Der  Asega  batte  die  Urteils- 
findung, allein  die  Gemeine  brauchte  sich  an  sie  in  konkreten  Fällen  nicht 
zu  kehren,  sondern  konnte  von  ihr  abgeben.  Der  Grund  scheint  mir  darin 
zu  liegen,  dass  der  Asega  hei  der  Ausübung  der  Deichverwaltung  nicht 
immer  dabei  war  (Richt  hofen  Rq.  S.  419  § 38),  aber  im  gegebenen  Fall  ein 
abändernder,  die  Arbeit  beschleunigender  oder  aufschiebender  Beschluss  des 
Deichverbandes  erforderlich  war.  Es  ist  dies  ein  Rest  der  älteren  Zeit. 
In  dieser  fasste  die  Gemeinde  alle  Beschlüsse  und  sie  fand  die  Urteile. 
Später  war  dar  Asega  regelmässig  der  Urteilflnder.  Dies  beweist  die  an- 
gegebene, von  Heck  hierfür  sehr  richtig  verwertete  Quelle.  (Siehe  Heck 
S.  87;  betreffs  der  verschiedenen  Ansichten  über  die  Urteilsfindung  der 
Asegen  siehe  Hock  S.  3).  — Siehe  ferner  Deichrecht  der  Altendorfer 
Schannng  suh  XIV^,  Weistum  für  Sandhofen  (oben  S.  195). 

“)  Deichrecht  der  Altendorfer  Sebauung  XX,  X,  4. 
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Land,**)  sie  hilft  dem  unvermögenden  Deichhalter,*®)  sie  ver- 
anstaltet Trinkgelage.**)  ünd  diese  Versammlung  ward  dar- 
gestellt durch  die  sinnlich  wahrnehmbare  Versammlung  aller 
Glieder.  Dies  änderte  sich  dadurch,  dass  die  Mitglieder- 
versammlung zum  Organ  der  Gesamtheit  wurde,**)  und  sich 
andere  Organe  bildeten,  welche  verfassungsmässig  füi-  die  Ge- 
samtheit wollten  und  handelten.**)  Es  änderte  sich  dies  aber 
ferner  dadurch,  dass  aus  einem  Deichverband  ein  Samtdeich- 
verband  wurde  oder  mehrere  Deichverbände  zu  Samtdeich- 
verbänden verwuchsen.  Freilich  blieben  die  Gemeindedeich- 
verbände  in  der  allgemeinen  Landesverwaltnng  stecken,  während 
die  Deichverbände  im  engeren  Sinn  sich  mehr  oder  minder  von 
ihr  emanzipierten  und  zu  eigenen  Verwaltungskörpem  wurden.*®) 
Auch  nach  aussen  trat  die  Gesamtheit  als  öfientlichrechtlicher 
Verband  auf.  Ein  Verband  hilft  dem  anderen.  In  Samtdeich- 
verbänden beteiligen  sich  die  kleineren  Deichverbände  an  der 
gemeinsamen  Deichverwaltnng*®)  und  leisten  sich  gegenseitig 


'•)  Richthofen  Rq.  S.  210,  § 68.  — Deicbrecht  der  Hemmen  von 
U53  a.  a.  O.  S.  605,  §4.  Richthofen  Rq.  S.  417  § 19.  Spadelandsrecht 
art.  7.  Weistum  des  Alten  Landes  von  1571.  Bergh  II,  611  n.  s.  w. 

*°)  Siehe  oben  S.  196  sah  b;  Spadelandsrecht  art  VII.  Ssp.  II,  56. 
Der  Deicbhalter  war  hUufig  ein  Qliedverband. 

^')  Sander-Deicbsatznngen  von  1317  § 6,  Deichr.  Altendorfer  Scbauung 
XX,  X,  4.  Heineken  § 21.  Borchgraves  S.  317  nimmt  an,  dass  der  im 
Lande  Wursten  beute  gebräuchliche  Trinkspmch:  .Gott  bewahre  Dam  nn 

Dyken  — Syl  nn  Bollwark  un  derglicken  — darto  — nnse  Land  un  God  — 
uii  en  ehrlich  wurster  Blöd!“  ein  gelegentlich  der  Deicbacbtsversammlungen 
abgesungenes  Chorlied  gewesen  sei.  Hiergegen  wendet  sich  Auhagen 
Abh.  II.  (Separatabdr.)  S.  122.  Allein  warum  sollen  wir  nicht  vermuten, 
dass  die  Deichgenossen  bei  ihren  Trinkgelagen  anch  Trink-  nnd  Deicblieder 
hatten,  um  so  mehr,  wenn  wir  einen  ausgebildeten  Kneipkoment  (.beerbrucke 
recht*)  finden  (LUbbekes  Aufzeichnung  von  Deicbrecht  sub  3 nnd  4),  wenn 
wir  später  auf  Befehle  stossen,  die  das  Absingen  geistlicher  Lieder  bei  der 
Deicharbeit  anordnen? 

■■“)  Siebe  oben  § 3 sub  I. 

®)  a.  a.  O.  sub  II. 

Siehe  vorläufig  statt  aller  weiteren  Belege  Deichrecht  von  Feld- 
wert von  1303  art.  5:  „Nec  consules  terrae  nec  X jurati  neu  aliqui  judices 
intromittant  se  de  iuredictione  ipsorum  (d.  h.  der  Deicbrichter)  ac  emenda*. 
Näheres  unten  Abschnitt  V. 

^)  Schwarzenberg  II,  471  (a.  1427),  Sielrecht  der  drei  Delfsiele 
§ 11  fi'.,  Adewerter  Sielbrief  von  1382. 
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Beihttlfe.***)  Die  Gesamtheit  bildet  eine  Schntzgenossenschaft, 
mehrere  Deich  verbände  werden  zn  Wehrgenossenschaften  gegen 
äussere  Angriffe;**)  alle  stehen  för  einen,  einer  für  alle;  die 
Gesamtheit  fährt  Krieg  und  schliesst  Frieden.*^  So  bilden  die 
grösseren  Deichverbände  einen  Staat  im  Staat.**) 

2.  Von  mehr  privatrechtlichen  Gesichtspunkten  ans  hatte 
die  Gesamtheit  mannichfache  Rechte  und  Pflichten.  Der  Ge- 
samtheit stand  ein  Gesamtrecht  am  Deich  und  Vorland  zu.**) 
Die  Gesamtheit  hatte  eine  Deichkasse  oder  mehrere,*®)  die  Ge- 
samtheit hatte  Deichbücher.*')  Namentlich  aber  war  die  Ge- 
samtheit deichpflichtig.  Diese  Deichpflicht  der  Ge.samtheit 
bestand  entweder  nach  innen  d.  h.  im  Verhältnis  der  Gesamtheit 


''<**)  Z.  B.  Deichrecbt  des  Alten  Landes  art.  4. 

Schwarzenberg  II,  471  (a.  1427):  ,Yefta  disse  voersz.  Dycken 
enighe  deelfte,  yefta  gaet  mecket  (löcherig  macht)  wy  dat  mit  disse  Toersz. 
Rioucbten  albeelic  mit  oren  ty  keren,  ende  dat  eene  ryor.ht  dat  oren  thi 
holpe  ty  kommen,  als  ment  byierin  is.‘  Scfawarzenbergll,  644(a.  1453); 
.Item  offtet  daer  ymment  were,  daer  ons  daer  an  behenderen  woelde  und 
ons  dat  verbedeu  wolde,  dat  wy  onse  dyke  and  syle  nycht  leggben  moesten, 
daer  ze  ons  und  den  Lande  nuttest  tho  holden  sent,  dat  znllen  wy  ende 
meyne  Lande,  tho  samene  myt  recht  oft  mytter  band  keren  . — Ade- 

werter  Sielbrief  von  IS82.  § 13.  — Deichverordnung  von  1396  (Driessen 
m,  479);  „Vortmer  is  dar  enycb  man  baten  lande,  he  se  wat  he  se,  de 
dese  Torscreven  pnncten  wyl  bebynderen,  ende  wesen  den  lande  scadelych, 
dat  sal  man  keren  myt  male  anderen,  myt  lyf  ende  myt  gnede“. 

^)  Verodnnng  von  1385  (Richthofen  Rq.  S.  308):  .Sa  reka  wy  vry 
orloff  alle  lyudum,  ther  in  disse  londnm  seten  sendt,  ryk  ende  erm,  bandingum 
and  menete,  the  duren  ende  mughen  an  hiera  honda  reppa,  wellatb  an  duren 
disse  Tor  scriwena  lyndum,  thet  ys  tha  Thriantnm  and  hiera  helperen,  wider 
scada  to  dwan  to  hoher  wys  alsa  ma  mey  . . .* 

")  Halsema  S.  552:  .Qnatenus  jure  belli  ac  pacis  gandeant  nnllius 
jurisditioni,  neque  Principi,  neque  ordinibns  Provinciae,  neqne  Camerae 
UoTetmannomm,  Tel  enique  alii  subjaceant*. 

“)  Hierüber  unten  Abschnitt  IV. 

*>)  Siebe  Bergh  I,  545,  Sander- DeichsaUnngen  von  1317.  § 1.  Ade- 
werter  Sielbrief  von  1382,  § 5;  ferner  Richthofen  Rq.  S.  521,  36.  Eyder- 
städter  Deichordnnng  Ton  1596  art.  11.  Hammerbroker  Deichrecht  art.  84. 
PriTileg  Konrads  Ton  Rotenstein  Ton  1387  (oben  Einl.  § 4a,  A.  216). 

*>)  Spadelandsrecht  art.  16.  Deichrecbt  für  Kettesbüttel  tod  1532, 
$ 9.  (Dazu  Hichelsen  .Urkandenbneh*  S.  235.)  Deichordnnng  für  den 
Leckendeich  Ton  1493  (oben  Einl.  § 4b,  A.  400),  OudenhoTen  S.  268. 
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ZU  ihren  Gliedern  oder  nach  aussen  d.  h.  dritten  (iregenOber  oder 
sie  war  eine  Gesanitpflicht  nach  aussen  und  innen. 

a)  Nach  aussen  existierte  eine  Gesamtdeichpflicht 
namentlich  dann,  wenn  ein  Deichverband  verpflichtet  war  einem 
anderen,  der  nicht  sein  Glied  war,  BeiliQlfe  zu  leisten.  Diese 
Gesamtpflicht  konnte  nur  Ihr  den  einzelnen  Fall  auf  Grund 
eines  Vertrages  festgelegt  .sein'*)  oder  ein  für  alle  Mal  bestimmt 
sein  und  hierdurch  den  Ausfluss  der  Verfassung  eines  Samt- 
deichverbandes bilden.")  Diese  Gesamtpflicht  war  Einheits-  und 
Vielheitspflicht  zugleich  und  konnte  je  nach  der  Hervorkehrung 
dieser  oder  Jener  Seite  eine  verschiedene  Gestalt  annelimen. 
Meistens  erschien  sie  aber  insofern  mehr  als  Vielheitspflicht, 
als  sie  von  vornherein  auf  die  Glieder  nach  Morgenzahl  ver- 
teilt war,  und  insbesondere  da,  wo  sie  der  Ausfluss  einer  Samt- 
deichverbands-Verfassung  war,  der  Samtdeichverband  jedes  Glied 
zu  der  auf  es  fallende  Leistung  zwingen  konnte. 

b)  Nach  innen  existierte  eine  Gesamtdeichpflicht  auf 
eiuer  doppelten  Basis: 

a)  Der  Verband  hatte  eine  Gesamtdeichpflicht  auf  rein 
dinglicher  Grundlage  hinsichtlich  der  Grundstücke  die  im 
Gesamteigentum  des  Verbandes  standen.  Hierher  gehört  ein- 
mal die  Almende,  die  teilweise  deichpflichtig  war,")  sodann 
aber  die  Grundstücke,  welche  wegen  Nichterfüllung  der  Deich- 
pflicht eines  Gliedes  an  den  Verband  gefallen  waren.*^) 


^ Vergl.  Ondenhoven  S.  1S:{  (a.  1421);  Schwarzenberg  II,  181  ; 
Mierie  fV,  693  (a.  1423). 

°)  Alte»  Ostfriesiscbes  Deicbrecbt  § IB.  — Vom  Standpunkt  des 
kleineren  Verbandes  gehiSren  aber  auch  hierher  alle  ßuibttlfefälle  vou  Samt- 
deichverb&nden  nach  innen,  insoweit  sie  nicht  nur  die  Interessen  des  kleineren 
Verbandes  berühren. 

Deicbrecbt  von  Salland  art.  17:  ,Item  voert  werett  saeke,  datt  een 
Sandtbroess  die  nu  voer  gienen  Dyck  licht,  en  wech  braeke  mit  waeter, 
ofte  mit  winde,  ende  daer  gien  landt  achter  an  den  berch  en  laegbe,  tben 
sy  dergemeender  Marke,  datt  sali  dat  gemeyne  Marke  dyken“, 

*)  Siebe  A.  19, 
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ß)  Der  Deichverband  hatte  nun  aber  weiter  eine  Ge- 
samtdeichpflicht,  die  mehr  dem  persönlichen  Verbandsnexus 
und  öffentlichrechtlichen  Anschauungen  entsprang.  Der  Deich- 
verband musste  nämlich  häufig  herrenlose  Deiche  übernehmen,**) 
er  hatte  ferner  den  Deich,  insoweit  er  nicht  verteilt  war  (und 
in  manchen  Deichverbänden  war  er  überhaupt  nicht  nach  Kabeln 
verteilt,  sondern  kommun)  zu  unterhalten.*")  Der  Verband  hatte 
schliesslich  seinen  Gliedern  Beihülfe  und  Nothülfe  zu  leisten.**) 

Diese  Gesamtdeichpflicht  stellt  sich  auch  als  Einheits-  und 
Vielheitspflicht  dar.  Die  Einheitspflicht  kann  sich  aus  einer 
Vielheit  von  Pflichten  von  Individuen  oder  Verbänden,  in  Samt- 
deichverbänden aus  einer  Vielheit  von  Pflichten  von  Individuen, 
Verbänden  oder  Deich  verbänden  zusammensetzen.**)  Sie  ge- 
staltet sich  da,  wo  die  Deichlast  zu  einer  Sonderpflicht  wurde, 
zu  einer  Einheitspflicht,  die  ans  einer  Vielheit  von  Sonder- 
pflichten besteht.**)  Schliesslich  kann  sich  in  Samtdeich- 
verbänden infolge  derselben  Ursache  eine  Gesamtdeichpflicht 
des  weiteren  Verbandes  neben  einer  Gesamtdeichpflicht  des 
engeren  finden.*’) 

c)  Der  Deichverband  konnte  endlich  auch  eine  Gesamt- 
deichpflicht nach  aussen  wie  nach  innen  haben.  Dies  war  dann 
der  Fall,  wenn  ein  Deichverband  als  Gliedverband  eines  Samt- 
deichverbandes zur  Erfüllung  seiner  Gesamtdeicbpflicht  nach 
innen  verpflichtet  war. 

Ausser  den  Deichpflichten  gab  es  die  verschiedensten  Ge- 
samtpflichten von  Deichverbänden.  So  ist  z.  B.  die  Ver- 


*)  Siehe  oben  S.  190. 

*>)  Siehe  Altes  Ostfriesisches  Deichrecht  § 21.  Deichordnung  für 
Kleve  von  I&75.  Emsiger  Pfenningsschuldbuch  6S,  Heinekeii  § so. 

*)  Siehe  oben  A.  20;  ferner  Oudenhoven  S.  20S  (a.  1446),  S.  277 
(a.  148Ö).  Deichrecht  der  Hemmen  von  1463  § 4.  Deichrecht  des  Alten 
I.iandes  art.  IV.  Alte  Ostfriesische  Deichordnung  § Ib.  Eyderstädter  Deich- 
ordnung  von  1595  § 14.  Bergh  II,  630,  Keure  für  die  Alblasserwaard 
von  1277. 

®)  Vergl.  unten  sub  IV. 

*")  Siebe  die  Ausrübrungen  bei  Oierke  II.  S. 

*')  Deichrecht  der  Hemmen  § 7.  Deichrecht  des  Alten  Landes  art.  IV. 
Kyderstädter  Deichordnung  § 15. 
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pflichtung  des  Deichverbandes,  das  verspadete  Land  anzunehmen, 
eine  Gesamtpflicht,  ebenso  die  Verpflichtung  dem  Deichgrafen 
seine  Auslagen  zu  ersetzen.**)  Der  Verband  konnnte  sich  ferner 
durch  die  verscliiedensten  Verträge  berechtigen  und  verpflichten. 
So  scbliesst  die  Deichacht  der  Riederwaard  im  Jahre  1442  mit 
Dordrecht  einen  Vertrag  dahin  ab,  dass  sie  all  ihr  Korn  auf 
den  dortigen  Markt  bringen  will  ;**)  so  bezahlt  nicht  nur  der 
Altendorfer  Deichverband  den  Käthner,  der  den  Seedamm 
unterhält,**)  mit  drei  Moorblöcken,  sondern  der  Deichverband 
zu  Sandhofen  giebt  der  Herrschaft  drei  Schläge  Gras  an  der 
Allmende  für  die  Unterhaltung  eines  Deichstückes.*®) 

III.  In  ungleicher  Weise  und  in  verschiedener  Zeitfolge 
machte  sich  herrschaftlicher  Einfluss  bei  den  einzelnen 
Deichverbänden  geltend. 

So  gab  der  Landesherr  mit,  neben  oder  Uber  der  Ge- 
nossenschaft Gesetze;  andere  Herrschaften  waren  in  gleicher 
Weise  oder  neben  dem  Landesherrn  thätig.**)  Hier  übertrugen 
die  Landesberm  gewöhnlichen  Landesbeamten  die  Sorge  für  die 
Deichverwaltung,*')  dort  entsandten  sie  oder  andere  Herrschaften 
für  die  Schauungen  eigene  Aufsichtspersonen,**)  dort  stellten  sie 
allein  oder  in  Verbindung  mit  anderen  Deichgrafen  oder  Deich- 
geschworene an.**)  Sie  bekamen  Anteil  an  den  Brüchen  und 
Strafgeldern.*®)  Sie  machten  Ansprüche  auf  das  Vorland®*)  und 


“)  Placaatboek  für  Utrecht  II,  106. 

“)  Oudenhoven  S.  101  ff. 

”)  Deichrecht  der  Altendorfer  Schuunng  sub  XXIII. 

***)  Siehe  oben  S.  196.  Vergl.  auch  Hieris  IV,  14S. 

“)  Siehe  oben  S.  2.''i9  und  unten  Abschnitt  V. 

Altmärkische Deicbordniiiigen  von  1506  und  1539;  Bergli  II.  641; 
Mieris  II,  311,  470,  IV,  18H,  IV,  27S.  Spadelandsrecht.  art.  4,  5. 

“)  Altmärkische  Deichordnungen  von  1436  u.  1476.  ßergli  II,  628 
u.  8.  w. 

*•)  Siehe  oben  § 3. 

“J  z.  B.  Deichreoht  der  Altendorfer  .Sclmuung  sub  XIV ; Deichrecht  des 
Alten  Landes  art.  X.  Mieris  II,  312,  33.3,  418  IV,  144  Plaecatbock  für 
Utrecht  S.  65. 

“')  Siebe  oben  S.  117  ff. 
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den  Deich  selbst.®’)  Von  ihrer  Erlaubnis  hingen  die  Aus- 
führungen grösserer  Werke,  namentlich  von  Einlagen®*)  und 
Neubedeichungen®*)  ab. 

lieber  den  Deich  verbänden  breitete  sich  ein  Frieden,  der 
von  den  Herrschaften  seinen  Ansgang  nahm.  Die  Deich- 
genossen und  namentlich  die  Deichbeamten  standen  unter 
herrschaftlichem  Schutz  und  herrschaftlichem  Geleit.®®) 

Die  Erfüllung  der  Deichpilicht  erschien  immer  mehr  als 
Unterthanenpflicht;  die  holländischen  Grafen  betrachteten  den- 
jenigen, der  ihr  nicht  nachkam,  als  einen  .solchen,  der  ihre 
Herrlichkeit  vermindern  wollte.**)  Von  diesem  Gesichtspunkt 
aus  Hessen  sich  die  manniclifachsten  Einmischungen  in  die 
Sphäre  der  Genossenschaften  rechtfertigen.  Namentlich  wird 
es  dadurch  verständlich,  dass  der  Ijandesherr  unwillige  Deicher 
gefangen  nehmen  Hess®’)  und  Beihülfe  verschiedener  Deich- 
verbände anordnen  konnte.®*) 

Zum  Teil  ging  die  Gesamtdeicbpflicht  des  Deichverbandes, 
welche  auf  Grund  einer  Verspadung  entstand,  auf  die  Hen-schaft 
über:  An  don  Herrn  fiel  das  Spadengut.®*)  Doch  hatte  er  in 
Holland  häufig  als  Aeqnivalent  dafür  das  Recht  auf  den  „nakoop“, 
auf  Grund  dessen  ihm  bei  Verkäufen  von  Häusern  oder  Grund- 
stücken in  seinem  Bezirk  eine  bestimmte  .Abgabe  zu  zahlen  war.**) 

Zu  erwähnen  ist  ferner,  dass  die  Landesherrn  den  Schutz 
der  Deichverbände  den  Organen  der  gewöhnlichen  Lande.s- 
verwaltung  anbefehlen,*')  und  dass  sie  die  Bezahlung  von 


'*)  Siebe  uuten  Abschnitt  IV. 

“)  Deichrecht  für  die  Crimpenrewsnrd  von  1430. 

“)  Siehe  oben  S.  171  ff. 

“)  Bergh  II,  248,  843.  Mieris  IV,  656;  976 
“)  Mieris  III,  287,  Bergh  I,  179. 

«)  Mieris  IV,  141,  635. 

'''*)  Bergh  II,  422,  Oudenhoven  S 193. 

■'*j  Bergh  II,  814.  Plncnetboek  für  Geldern  S.  8.  Mieris  IV,  243 
Siehe  auch  Mieris  III,  354. 

Mieris  II,  S.  482.  Mieris  IV,  942  Deicbordnung  für  die  Crimpen- 
rewaard  von  1468.  Siebe  überhaupt  Guidemont  8.  59  f. 

«*)  Deichrecht  für  die  Riederwaard  von  1403.  Privileg  für  Oranenburg 
von  1343.  Mieris  II,  263. 
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Zinsen,  Renten,  Abgaben,  Bussen  den  Deichgenossen  erliessen 
oder  stundeten.*’*)**) 

IV.  Ob  man  bei  den  Samtdeichverbänden  von  der 
Anschauung  ausging,  dass  .sie  aus  mehreren  Verbänden  be- 
ständen, oder  man  sie  so  aufiässte,  als  ob  sie  sich  aus  einzelnen 
Individuen  zusammensetzten,  war  insbesondere  für  die  Bei- 
tragspflicht der  einzelnen  von  grosser  Wichtigkeit.  Im 
ersteren  Fall  ward  die  betleflfende  Leistungsgesamtheit  unter 
die  Verbände  und  dann  innerhalb  dieser  unter  die  Genossen 
verteilt,  im  letzteren  dagegen  wurde  sie  von  vorneherein  auf 
die  Genossen  umgelegt.  Ein  Beispiel  für  die  eine  Alternative 
giebt  der  Adewerter  Sielbrief  von  1382,  nach  welchem  jeder 
der  drei  Verbände,  die  den  Samtdeich  verband  bilden,  der 
Deichkosten  trägt.**)  Beispiele  fOr  die  zweite  Alternative  geben 
zahlreiche  holländische  Urkunden,  nach  denen  im  Samtdeich- 
verband die  Samt -Lasten  Morgen  Morgens  gleich  repartiert 
wurden.**)  Es  kommen  auch  Samtdeichverbände  vor,  bei  denen 
sich  beide  Anschauungsweisen  verquicken.**)  Andererseits  gab 
es  Samtdeieh verbände,  bei  denen  die  kleineren  Verbände  in 
ungleicher  Weise  als  Einheiten  an  der  Samtsphäre  teilnahmen.*’) 
Analoges  fand  Übrigens  bei  der  Wahl  von  Deichbeaniten  im 
Samtdeichverdand  statt.**) 

V.  Entsprechend  der  historischen  Entwicklung  werden 
die  ältesten  Deich  verbände  mit  den  Namen  der  betreffenden 


**)  Deichrecht  für  die  Riederwaard  von  U03.  üergh  I,  803,  Mierie 
UI.  288,  309.  IV,  153. 

<^)  Im  übrigen  wird  der  herrschaftliche  Einfluss  namentlich  bei  der 
Betrachtung  der  Deichverwaltung  zur  Sprache  kommen. 

“*)  Vergl.  Richthofen  Rq.  S.  34.S  § l. 

®)  Vergl.  z.  B.  Eyck  S.  286.  Siehe  auch  Spadelandsrecht  art.  VII. 
"*)  Siehe  Eyck  S.  82. 

"'')  Deichbrief  für  die  Lopikerwaard  von  U54:  Ysselsteim  nimmt  bei 
Einlagen  n.  a.  w.  den  dritten  Teil. 

*)  Siehe  Adewerter  Sielbrief  von  1382  § 2.  (Jeder  Verband  wählt 
3 Sielrichter).  DriesSen  I,  .'>5,  III,  479.  (Die  gemeine  Meente  wählt  die 
Richter). 
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Gemeinden  belegt.**)  Ale  Deichverbände  im  engeren  Sinn  ins 
Leben  treten,  behielt  man  öfter  anch  den  Namen  der  Gemeinde 
oder  des  politischen  Verbandes  für  den  Deichverband  im  engeren 
Sinn  bei.™)  Die  herrschaftlichen  Deich  verbände  im  engsten 
Sinn  bezeichnete  man  mit  dem  Namen  der  Herrn.  Für  die 
Deichverbände  im  engeren  Sinn  bediente  man  sich  später 
besonderer  Ausdrucksweison.  Sehen  wir  von  den  Zu- 
sätzen oder  Benennungen,  die  herrschaftlicher  Einfluss  hervor- 
nef,  ab,  so  sind  folgende  Verschiedenheiten  hervorzuheben: 

1.  Man  benannte  den  Deichverband  nach  dem  Deich.  Man 
sprach  von  „allen  die  einem  Deich  Zubehören“,’*)  von  „allen, 
die  zu  den  Deichen  gehören“,’*)  von  „den  guten  Leuten  eines 
Deichs“  ;’*)  später  bezeichnete  man  den  Verband  als  „Seeburg“.’*) 

2.  Mau  behielt  den  Namen  von  der  Gemeinde  bei,  fügte 
ihm  aber  einen  entsprechenden  Zusatz  an.  So  stellte  die 
„Gemeente  eines  Kirchspiels  mit  allen  die  mit  einbedeichet 
sind“,’*)  einen  Deichverband  dar.’") 

3.  Am  häuflgsten  wählte  man  eine  Bezeichnung,  die  dem 
Eindeichungsgebiet  oder  dem  Inundationsgebiet  entlehnt 
war.  So  bildeten  einen  Deichverband  „alle  die  in  der  Dyckagie 
beseteu  sind“,”)  „alle  die  binnen  dem  Deich  geseten  sind,“’*) 


")  Vergl.  Bergh  1,  179,  269,  603,  640;  II,  611,  876,  877.  Siehe 
ferner  die  Quellen  oben  in  § 1 eub  I. 

’•')  Vergl.  Ueicbrecht  des  Alten  Landes  art.  V. 

’*)  Siehe  Bergh  II,  583,  Mieris  III,  712. 

”)  Altmärkische  Deichordnuug  von  1436 

**)  Siehe  oben  Einleitung  § 4b,  A.  565  („probi  viri  veteris  Hevinae“). 
Vergl.  übrigens  Bergh  U,  422. 

’’*)  Deichreebt  des  Alten  Landes  art.  14. 

’'*)  Sander-lloichsatzungon  von  1295. 

Siehe  ferner  die  Ausdrücke  „eeniuge  van  Thuyl“,  .eeniugo  van 
Deyl"  im  Deicbbrief  von  1409  (oben  Eiul.  § 4b,  A.  387).  Placaatboek  für 
Utrecht  II,  S.  8 (a.  1467);  .Die  Untortbanen  der  Dykagie  van  Diemen“. 

”)  Keure  für  die  Alblasserwaard  von  1413.  Deicbordnung  Philipps 
für  den  Diemor  Seedeich  von  1440  (PI.  für  Utrecht  S.  6).  — Deicb- 
gericht  zu  Walle  von  1551  (Ueiuekon  § 44.  Oelrich  S 602).  Siehe  auch 
die  in  A.  8 an  letzter  Stelle  angeführte  Quelle. 

Sachsenspiegel  IL  56. 
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„alle  binnen  dem  Deich  gelegenen  Ambachten“,’*)  „die  ge- 
meinen Poldern“,*")  „die  Koogeseigner“, **)  ein  „Kog  ‘ (.Koog, 
Keegh,  Kogg,  Koch),**)  alle  „die  unter  dem  Deich  gelandt 
sind“,**)  „die  in  dem  Seeryhm  liegen“,*^)  „die  in  einer  Sehebauk 
beseten  sind“,**)  „die  in  der  Drenke  (Wische)  sitzen“,**)  „die 
vom  Wasser  belaufen  werden  können“,"’)  „alles  Land,  da  die 
grosse  Flut  übergegangeu  ist“,"*)  „alle  die  beflutet  werden“,**) 
„alles  Land,  dem  das  Wasser  schaden  kann“,*")  „alle,  die  unter 
der  Fährlichkeit  des  Deiches  liegen“.**) 

4.  Eine  andere  Bezeichnung  entnahm  man  der  häufigsten 
Verwaltungsthätigkeit  innerhalb  des  Verbandes,  der  Schaumig. 
So  bildeten  einen  Deichverband  alle  „die  binnen  der  Schau  ge- 
sessen waren,“**)  alle  „unter  der  Schau“**)  eines  bestimmten 
Deichs,  und  als  Deichverband  erscheint  „die  ganze  Schau“.**) 

b.  Auch  Namen  der  besonderen  Deichbeamten  beein- 
flussten die  Bezeichnung  des  Deichverbandes  im  engeren  Sinn. 
Ganz  abgesehen  davon,  dass  man  die  Deichbeamten  neben  dem 
Verband  nannte  um  die  Gesamtheit  auszudrflcken,  gab  mau 


™)  Bergh  II,  867. 

Bergh  11,  498  (a.  1284). 

Bpadelandsrecht  art.  9 („Koogealeute“  art.  7). 

Siebe  Haadvestca  für  Enchujzen  von  1381,  1492  (oben  Eiol.  § 4b, 
A.  539);  Jdieria  III,  464,  II,  286;  Spadelaadsrecht  art.  1,  4,  7,  8, 
9.  10,  13. 

™)  Bergh  II,  Anhang  63,  ilieris  III,  30. 

*^)  Ueineken  § 29  (a.  1656). 

•*)  Siehe  oben  S.  216  A.  157. 

**)  Altmärkische  Deichordnnng  von  1476  mit  dem  Zusatz  .und  unter 
den  boesen  Dyken“. 

*")  Deichrecht  von  Salland  art.  104. 

Spadelandsrecht  art.  1. 

™)  Deichbrief  für  Lopikerwaart  von  1454  (oben  Einl,  § 4b.  A.  408) 
art.  25. 

'■")  Altes  Ostfriesisches  Deichrecht  art.  2.  Spadelandbrief  art.  17. 

°')  Altmärkiscbe  Deichordnnng  von  1539. 

Bergh  II,  630,  Mieris  111,  205. 

“)  Uieris  Ul,  500. 

Deichbrief  für  Veluve  von  1370  (oben  Einl.  § 4b,  375),  Klevische 
Deichordnung  von  1575  art.  1. 
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Deichverbänden  die  Benennung  nur  nach  dem  Beamtentum. 
So  sprach  man  von  „Dijckgraefschap“,**)  „Teichrichterschafl“, 
Schwarenscbaft“,**)  vom  gemeinen  Land  in  der  Heemradscbap,'*) 
von  allen  „die  innerhalb  des  Bannes  der  Heemradscbap  ge- 
sessen sind“,**)  von  den  „Erffgemanen,  die  binnen  dem  heymraet 
geerft  sind“.**) 

6.  Wo  die  Siel-  und  Schienssengemeinschaft  äberwog, 
gab  diese  den  Sondernamen  für  den  Deichverband  mit  ab.“") 

7.  Nur  ganz  vereinzelt  kommt  der  Ausdruck  „Deichband“ 
vor.'“’)'®’) 


Handvesten  Maximilians  für  die  Ooster-Dgkgraefscbap  bei  Medem- 
blick  von  1492  and  1496. 

Deicbrecbt  des  Alten  Landes  art.  7. 

*')  Hieris  III,  854. 

*)  Mieris  III,  500. 

Privileg  des  Herrn  von  Cranenburg  von  1343. 

Adewerter  Sielbrief  von  1382,  hier  steht  fUr  die  kleineren  Verbände 
.zijivoeten“  § 1 ff. ; für  d(i|i  Samtverband  .meenre  lylvestene“,  „de  ziil- 
vestene*  „de  ziilvestene  alghemeenlike*  §§  2,  13,  16. 

>01)  Mieris  II,  312  (a.  1323).  Deichrecht  des  Hammerbroks  art  103. 
(a.  1667). 

Natttrlicb  finden  sich  auch  allgemeine  Ansdrficke  wie  die  „geheele 
gemeente*,  das  „gemeene  Landt“,  das  „ganze  Land“,  „tota  terra“,  „tota 
communitas“,  „das  Land“,  „die  Landleute*  u.  s.  w. 
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Die  Endigung  der  Deichverbände. 

Wenn  die  See  siegreich  ihr  ehemaliges  Eigen  zurück- 
fordert, wenn  sich  gewaltige  Meereseinrisse  bilden,  wie  im 
Jahre  r277  der  Dollart,*)  wenn  Deich  und  Land  völlig  ein 
Raub  der  Fluten  werden,  endigen  die  Deichverbände  von  selbst 
auf  natürlichem  Wege.  Die  Deichverbände  endigten  ferner, 
wenn  alle  Verbandsgenossen  das  eingedeichte  Land  im  Stich 
Hessen  und  von  dannen  zogen.  Es  war  dabei  gleichgiltig,  ob 
diesem  Abzug  ein  dementsprechender  Beschluss  vorangegangen 
war  oder  nicht.  Der  Fortgang  vieler  oder  der  meisten  löste 
den  Verband  noch  nicht.*)  Vielmehr  fiel  das  Genossenrecht  der 
Abziehenden  und  die  dementsprechenden  Pflichten  den  Zurück- 
gebliebenen*) oder  in  herrschaftlichen  Deichverbänden  der  Herr- 
schaft*) an.  Eine  Auflösung  des  Deichverbandes,  ohne  dass 
völliger  Landverlust  eintrat,  und  der  Deichverband  in  keinem 
anderen  Verband  fortlebte,  ist  kaum  vorgekommen.  Rechtlich 
war  sie  zulässig,  insoweit  nicht  die  Gesamtheit  als  solche  sei 
es  gegenüber  anderen  Verbänden,  sei  es  gegenüber  Herrn  zur 
Deichhaltung  verpflichtet  war.  Wohl  aber  haben  sich  vielfach 
Deichverbände  dadurch  aufgelöst,  dass  sie  aus  dem  Verbands- 
leben das  Deich  wesen  eliminierten,  jedoch  als  Verbände  weiter 
fortbestanden.  Es  ist  sicher  vielfach  vorgekommen,  dass  Ge- 
meindedeichverbände, sei  es  mehr  der  Not  gehorchend,  sei  es 


')  Siehe  oben  S.  97.  A.  4. 

*)  Vergl.  (len  Bericht  Emos  zum  Jahre  1219  oben  S.  216,  A.  161. 
*)  a.  a.  0. 

*)  Vergl.  llieris  II,  311  und  511. 

J.  Oi«rke,  OeMUcht«  d#t  d«atMh«n  Dtiohrcohta.  20 
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mehr  aus  Zweckmässigkeitsrücksichten,  zwar  den  Deich,  aber 
nicht  das  eingedeichte  Land  fahren  Hessen,  und  so  aus  Ge- 
mcindedeichverbänden  zu  reinen  Gemeindeverbänden  wurden. 
Eine  solche  Xiederlegung  oder  eine  Nichtwiederemchtung  des 
Deiches  konnte  in  ältester  Zeit  zwar  ohne  besondere  Erlaubnis, 
aber  nur  bei  Einstimmigkeit  der  Verbandsgenossen  erfolgen.*) 
Im  Laufe  der  Zeit  änderte  sich  dies  dadurch,  dass  die  Er- 
haltung der  Deiche  als  Pflicht  gegenüber  Herrn  oder  Landes- 
heim  betrachtet  wurde;  während  man  die  erstmalige  Anlage 
von  Deichen  regelmässig  in  dieser  Periode  als  keine  Unter- 
thanenpflicht  auffasste,  erschien  die  Erhaltung  und  Wieder- 
herstellung einmal  errichteter  Deiche  als  Pflicht  gegenüber  dem 
Herrn,®)  deren  Versäumnis  den  Verlust  des  Landes  herbeifuhrte. 
Eine  Befreiung  von  ihr  bedurfte  herrscbafUicher  Erlaubnis.') 
Daher  kommt  es,  dass  wir  in  einigen  Quellen  die  Deichgenossen 
oder  deren  Voi-stoher  dadurch  privilegiert  finden,  dass  sie  ohne 
besondere  Erlaubnis,  sei  es  aus  Zweckmässigkeitsrücksichten,  sei  es 
aus  Not  den  Deich  für  immer  einreissen  können  oder  den  zerstörten 
nicht  wieder  herzustellen  brauchen,  ohne  dass  sie  dadurch  ihr 
Land  verlieren.*)  Bei  den  Genossenschaften  hielt  man  ferner 


*)  Auch  durfte  auderen  Verbänden  dadurch  kein  Nachteil  geschehen. 
War  die  Bedeichung  infolge  gegenseitigen  Vortrages  erfolgt,  so  lag  eine 
beiderseitige  Verpflichtung  den  Deich  nicht  aufzugeben,  nahe.  Deshalb  wird 
später  in  solchen  Verträgen  (Hieris  IV,  231,  a.  1412)  ausgemacht,  dass  ein 
Verband  seine  Deiche  bei  Heereseinbruch  nicht  neu  wiederherzustellen  braucht 
Siehe  oben  S.  300. 

^ Durch  einen  Beschluss,  vom  Deiche  absehen  zu  wollen,  konnte  ja  der 
Herr  beträchtliche  Einbussen  an  Land  und  Landabgaben,  sodann  auch 
an  sonstigen  Einnahmen  (Deichschauungsbrtichen)  haben.  Vergl.  auch 
Bergh  I.  na. 

®)  Vergl.  namentlich  ilieris  III,  734  (a.  1401):  „Ende  waer’t  saecke 
dattet  meesten  deel  van  den  luyden,  die  daer  ghelandt  zyn  end’t  meesten 
deel  van  den  landen  hebben,  hier  naemals  tot  eeniger  tydt  ende  schowinge 
van  den  somerdyck  voorsz.  verdragen  ende  los  wilde  wesen,  so  sollen  die 
luyden  ghemeylyck  ende  alle  die  gene  die  daer  inne  geerft  zyn,  vry,  qnyt 
ende  onbecommert  wesen  van  den  keuren  end  schonven  voorsz*.  Mieris 
IV,  470  (a.  1417  18),  Mieris  IV,  613  (Deichrecht  fUr  Ydoren  a.  1422).  Es 
enthalten  ferner  die  Bestimmungen,  welche  das  ewige  Eindeichnngsrecht  ge- 
währen (siehe  oben  S.  137  ff.  und  Mieris  IV,  129)  für  die  Fälle,  wo  das 
I.and  nicht  völlig  herrenlos  geworden  ist,  zugleich  das  Privileg,  das  die 
Deicher  nicht  wieder  neue  Deiche  schlagen  müssen. 
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an  der  Notwendigkeit  eines  einstimmigen  Beschlusses  der  Ver- 
bandsgenossen zur  Eliminierung  des  Deichwesens  ausnahmsweise 
nicht  mehr  fest.  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  einige  Quellen, 
welche  von  der  Notwendigkeit  herrschaftlicher  Erlaubnis  dis- 
pensieren, entweder  die  Majorität  des  Verbandes  und  zwar 
mitunter  sogar,  wie  die  Urkunde  des  Ritters  Coen  van  Ooster- 
vyk  von  1401  bezeugt,  „dat  meeste  deel  van  den  luyden  die't 
meesten  deel  van  den  landen  daer  in  hebben“,®)  oder  die  Ge- 
schworenen'*) entscheiden  lassen.") 


•)  Siehe  A.  8 

■“)  Siehe  Mieris  IV.  470. 

“)  Siehe  aber  Mieris  IV.  613  (Deichr.  für  Ydoreii  a.  1422). 
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.35.  Heft:  Zur  Entstehungsgeschichte  der  freien  Erbleihen  in  den  Rhein- 
gegendeu  und  den  Gebieten  der  uürdlichen  deutschen  Colouisation  des 
Mittelalters.  Eine  recht.sgeschichtliche  Studie  von  Dr.  Emst  Freiherrn 
von  Schwind.  5, — Mk. 

36.  Heft:  Die  Romanisirung  des  Civilprocesscs  in  der  Stadt  Bremen 

von  Dr.  Alfred  KUhtmann.  2,80  Mk. 

37.  Heft:  Ueber  das  Erbenwartreclit  nach  den  ültesten  Bairischen 

Rechtsquclleu  von  Dr.  Sigmund  Adler.  3,60  Mk. 

38.  Heft:  Anfünge  und  Entwickelung  der  Handeisgerichtsbarkcit  in  der 

Stadt  Königsberg  i.  Pr.  von  Dr.  Otto  Frommer.  1. — Mk. 

39.  Heft:  Die  Anwalt.schaft  im  Zeitalter  der  Yolksrcchte  und  Kapi- 
tularien von  Dr.  Ludwig  Lass.  1,60  Mk. 
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Untersuehuf^en  zur  Deutschen  Staats-  u.  Rechtsgeschichte. 

HepauBiregeben  von  Prof.  Dr.  Otto  Olerke. 

40.  H«ft:  IN«  Brxi«hnarni  <l«s  Pa|HttthnM«  mm  frXnkhio)i«a  Maat»-  an« 

Klrebear««lit  aa1«r  dea  Earolln^ra.  ßnditagosoliichllich«  .Studi«  yi'O 
Dr.  Rlrl|ar<  W«yl.  8.—  Mk. 

41.  Heft;  Da«  frlakische  DrraxHvttteai  aat«r  Karl  den  armiHca.  N-a 
nntemucbt  und  nach  den  (^uellan  dargeatclll  von  Ih-  pbil.  Sax  Lipp. 

».60  Mk. 

49.  Heft.  Der  InmoblliarpraBew  der  fritaklMilica  Zelt  von  Dr.  Kadnir 
Hlkaer.  • 7.60  Mk. 

48.  Heft:  Das  Zollreeht  der  deataehea  KSnIre  von  dea  lltestea  Zeliea' 
Ma  aar  troldraea  Balle  von  Dr  phil.  Krich  Welael.  4,80  Mk 

44.  Heft:  WlrtachaflK-  und  Pinannreaeblrkte  der  BeIcbMtadt  rberlinaea 
an  Badeaaee  in  den  Jahren  I6&0— 16S8  nebat  eine»  einleitenden  Ähri-s 
der  fiberlinger  VeHnsenngsgeachiahte  von  Dr.  Friedlich  (»cbRrer. 

- 7.—  Mk. 

46.  Heft:  Die  Terpfladaagea  der  mittel-  and  tüederrheiabtebea  RelebH. 
atldte  wUtrend  de«  18.  upd  14  Jabrhunderf«  von  Dr  phil.  All^n 
Wemtagheff.  . 6,00  Mk 

46.  Heft:  Da«  germaafaehe  ReAt  in  Hellaad  von  EnII  Lageapaiteli. 

9.60  Mk. 

47.  Heft:  Bedln.  Eine  Mkdle  Iber  dea  Begriff  der  RaaveralaelRt 

von  Dr.  E.  Haneke.  8,—  Mk. 

48.  Heft;  Die  Venehweirnng  im  deataeben  Recht.  Von  der  Berlin*  r 

Pakultüt  gekrnnte  Preiaachrift  von  Walter  Innenvahr.  8, — Mk 

49.  Heft:  Die  laagobardlnehe  Treahand  und  ihre  l’mbildnnr  «ar 

Teelameatevollatreeknag  von  Dr.  Alfred  Heballa«.  7,&n  Mk. 

M>.  Heft:  Die  Bebandlnng  der  TerbreeheaHkoaknrreaa  ia  dea  Tolkareehtea 
von  Dr.  Uaa«  Hehreuer.  9, — Mk. 

61.  Heft:  Die  Haftnag  flr  auanerkeatraktliebe  Hehndenetaflgungea  dareh 
Tiere  nach  Hamhurgor  Recht  von  Dr.  Raae  Boffnaaa.  9,60  Mk. 

69.  Heft:  Rlederrhelalache«  Midteweaei^  roraehnlleh  In  MHtelalIrr. 
Unterenchnngen  enr  Vorfaasuiigagoachichte  der  cleviichon  StSdtD  v< -n 
Erleb  Lleaegang.  90, — Mk 

63.  Heft:  Die  Plbete  aie  Riehter  Iber  di«  denteehen  KInige  von  d-r 

Mitte  des  tl.  bi«  «am  Ansgaiig  de«  18.  Jahrbnndert«  von  Dr.  Vletur 
Doneler.  a,60  Mk 

64.  Heft:  Die  tienetaderaebaften  der  Behwols  «ni  Hmndlage  der  (JueP.  u 

dargeatelit  von  Mas  Haber.  8,6«)  Mk. 

66.  Heft:  Baa  Strafrecht  des  SackaeaHpiegela  von  Dr.  Victor  Hrtene. 

9.—  Mk. 

66.  Heft:  Das  rSnisehe  Reeht  Ia  den  grnuaaisebea  TolkHStaatca  v..n 

Prof.  Dr.  Alfred  tob  Halbaa.  Erster  Tbeil.  lo, — Mk. 

67.  Heft:  Die  Oesdiiehte  der  AlsnaaaeB  al«  tlaageaeblehte  von  Jalim 

Ihmner,  (loh.  Obeijuatixratb.  16, — Mk 

68.  Heft:  Das  deotHehe  Oranderbreeht  von  Dr.  Engen  v.  Dullilg. 

10.—  Mk. 

69.  Heft:  Die  EatHtehuag  des  Klrebeastaatea  und  derrnrinle  Becriff  ltp> 

pnbliea  Uumanorum.  Ein  Koitrag  «uni  frhnkUelKn  Kirchen-  nnd  «it— 
recht  von  Dr.  Jur.  et  phil.  Wilhelm  fiundlaeh.  4,~  )|k 

so.  Heft;  Karl  der  (Iroiwe  Im  Saehsea-Spleael.  Eine  Interpreu(i»n  vr.n 
Dr.  jnr.  et  pbil.  Wilhelm  (Inndlaeh.  i,60  Mk 

01.  Heft:  Da«  Strafrecht  der  freiea  Kelehitstadt  Speier  In  Theorie  aad 
Praxi«  dargestellt  von  Theodor  Harstar.  v,~  Mk 

69.  Heft;  (laaMlehte  der  bremiaehea  Stadtvogtel  von  Dr.  Jar.  Alfred 
KBhtniana,  ^biHsnaalt  in  Bremen.  t,—  Mk 
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